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Dentiches 


Staats -Wörterbuch. 


In Verbindung mit deutschen Gelehrten 
berandgegeben von 


Dr. 3. E. Biuntfchli und HK. Brater. 


Dritter Band. 


" Stuttgart nnd Leipzig, 1858. 
Erpedition des Staats-Wörterbuchs. 


. 


Deutfcher Bund, 


Gefchichte des deutſchen Bundes. 


Bon den beiden bewegenden Kräften, veren Gleichgewicht vie Grundbedin⸗ 
gung des Heils, ja felbft des Dafeins unferer Nation ausmacht, hatte Jahr⸗ 
hunderte hindurch die eine, die centrifugale, das öffentliche Leben Deutſchlands 
faft ausfchließlich beherrſcht. Nicht in Schranken gehalten durch das ermäßigende 

alten einer entgegengefegten, zum Mittelpunft ftrebenven, einheitverlangenven 
Richtung, war fie, weit Über das äußerfte Ziel hinausfchweifend, zu einer Macht 
ter Zerſtörung entartet. Als ein innerer Feind hatte fie die Heiligthümer des 
Baterlandes preiögegeben, die Reichsverfaſſung zerrüttet und dem andringenven 
äußern Feinde verrätherifh in vie Hand gearbeitet, das Reich in feine Atome 
anfzuldfen. Das Bolt im Ganzen war feines Unglüds Schmied; die Fürften und 
‚leitenden StaatSmänner, den Kalfer an der Spige, freilich des hohen Berufes 
uneingevent, den beutfchen Geift durch mächtigen Impuls in beifere Bahn zu 
lenken, handelten, indem fle ven Untergang des Gemeinweſens und die Schmad 
ver Fremdherrſchaft mit unheilvoller Verblendung berbeiführten, im weſentlichen 
Einklang mit der öffentlihen Meinung. 

Das Jahr 1812 fah vie Gefhide Deutſchlands gleihfam erfüllt. Das Reich 
lag in Trümmern ; das deutſche Volk ſchien aus ver Reihe ter Nationen geftrichen. 
Es gab an der Stelle des Baterlandes: eine öfterreihiihe Monarchie, die das 
legte veutfche Staatsoberhaupt eigenmäcdhtig von Deutfchland losgeriffen hatte, — 
ein Preußen bis an die Elbe, welches die Früchte der Politit von Bafel erntete, — 
eine däntiche und eine ſchwediſche Provinz, einen Stantenbund von vier König- 
reichen 1), fünf Großherzogthümern 2), elf Herzogthlimern 3) und vierzehn Yürften- 
thümern 9), deſſen Glieder die Segnungen der längft erjehnten Souveränefät um 
einen Preis erfauft hatten, welcher nebſt Allem, was einer Nation werth ift, 
auch die geträumte Ungebunvenheit felbft der Bernichtung anheimgab, unter 
franzöfifhem Protektorat und mit franzöflichen Prinzen und Marfchällen ale Lan⸗ 
desherren, — franzöfifche Departements vom Elſaß bis an die Oftfee, darunter 
eine Eatferliche 32fte Militärbivifton 3), theilmeife beftehenp aus ehemaligen Staaten, 
die von Napoleon’3 Gnaden fouverän geworben 6), — und endlich Gebiete, welche 


£ 

1) Bayern, Württemberg, Sachfen, Weftphalen. 

3, Frankfurt, Baden, Helfen, Berg, Würzburg. 

I) Naſſau, Anhalt-Bernburg, Anh⸗Cõthen, Anh.⸗Deſſau, Medtenbur. Schwerin, Medien: 
burg Strelig, Sachfen-Beimar, S.⸗Gotha, S.-Meiningen, SKoburg, S-hipburgbanfen: 

2) Sohengollern-Hedhingen, Hohenzollern-Sigmaringen, Ifenburg, Lichtenftein, Leyen, Lippe 
Detmold, Schaumburg⸗Lippe, Reuß⸗Greiz, Reuß-Schleiz, Reuß⸗Lobenſtein, ReufstEbersdorf, Walz 
ded, Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Schwarzburg-Sondershaufen. 

5) Geihaffen dur Senatuslonfult von 13. Deceinber 1810. 

6) Oldenburg, Aremberg, Salm⸗Salm, Salm-Kyrburg, die Hanſeſtädte, dann Theile de& 
Großherzogthums Berg, des Königreihs Weftphalen u. f. w. 
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vorläufig res nullius waren 7), Nicht ein neuer Rechtszuſtand hatte ſich ergeben 
aus jener deutſchen Revolution, die mit dem Augenblid ihren Anfang nahm, als 
das legte Grundgeſetz des Reichs unter ſchweren Opfern zu Stande gebracht 
worden: ſondern eine Orbnung ber Dinge, die das Aufhören des beutfchen Na- 
mens zur Borausfegung hatte und die für Mittel-Europa das bleibende Gefet 
bes Lebens werben mußte, fofern ed gelang, was bereits gelungen fchien, „de 
depayser l’Allemagne“*, d. 5. die Nation, welde feit Jahrhunderten politifch 
kaum nod eine Nation gewefen, zu. entnationalifiren. Das war Deutichland in 
feiner tiefften Ernievrigung, das Werf ber einfeitig umfere Entwicklung beſtim⸗ 
menden Kraft, welche bie Freiheit der Theile zu verwirflihen antrieb, koſte es 
auch die Freiheit und das Leben ver Geſammtheit. 

Aber, worauf die Ordnung der Dinge von damals, foweit fle das Herz 
von Europa betraf, ſich gründete, war eine irrige Annahme. Jenes Herz hatte 
nit ausgefhlagen; Deutſchland lebte fort und das Volk der Ideologen erlebte 
eine Wiedergeburt, die feldft feinen beften Freund, welcher Alles daran gewandt, 
fie zu bewirken, in freudiges Staunen verfegte, bie daher den mächtigen Feind, 
in deſſen Augen es längft nicht mehr Eriftenz gehabt, wahrhaft erſchüttern mußte 8). 
Der legte Funke des großen Aſchenhaufens entzündete fih zur Flamme; Preußen 
wurde der Herb einer Begeifterung und dieſe Begeifterung ſchuf Thaten und 
Dpfer, die das Glänzendfte ſind, was die Blätter der Weltgefchichte aller Zeiten 
und Völker ſchmückt. Die Treiheitstriege, foviel ſich auch im Einzelnen Trübes 
beimifcht, im Ganzen eine wundervolle hiſtoriſche Erfheinung — von Stein’s 
grundlegenden Wirken, von York's Heldenthat und des oftpreußifhen Landtags 
hochherzigen Beſchlüſſen bis zu Blücher's todesverachtendem Vorwärts, das fogar 
halbe Verräther mit fortriß, und dem Siegeseinzug der Deutſchen in Paris —, 
ſahrten den Beweis des Geiſtes und der Kraft, daß die deutſche Nation ihr 

eben im Jahr 1806 nicht befchloffen, daß fie nur vorübergehend aufgehört 
babe, eine europäiſche Macht zu fein. 

Ein Bolt, welches mit Bethätigung feines Wollens und Könnens alfo bie 
bewundernde Welt erfüllt, hat ein Recht auf Dafein. Aber wirkliches Daſein bat 
das Volt nur in geordnetem Gemeinweſen. — Weil die Nation erfiorben fhien, 
batte das Reich für aufgelöft gegolten; fie war am Leben, fand in voller Kraft 
unb Helvengröße da, triumphirend über innern und äußern Feind: fo war ihr 
Reich nur Scheinbar untergegangen, es beftand in ber That. Doch es fragte 
fh nun, in welden rechtlichen Formen. Nicht ob e8 ein Deutſchland fernerhin 
geben folle, war zu beantworten, fonvern: innerhalb welcher Grenzen und mit 
welcher Verfaſſung. Die Grenzen beftimmte, freilich dürftig gemig, der Art. 1 
des erften PBartfer Frievens Y%. Die Berfaffung des wiederhergeftellten Reiche 
nen zu orbnen, war bie Aufgabe veutfcher Staatstunft auf dem Wiener Kongrek. 
Volgen wir dem Gange dieſer vaterlänpifchen Arbeit, wodurch die mit theurem 





7) Erfurt, Stadt und Gebiet, die Herrfhait Blantenhayn, die niedere Grafſchaft 
Kaperiellenbogen hatten nicht nur feinen Herrn, fondern waren auch äußerlich in völlig 
proviforifchen Zuftänden. — Wenigſtens auf franzöftichen Fuß geſetzt, aber auch nicht inkorporirt, 
maren die fog. illyriſchen Provinzen, Gürz, Krain, der Billacher Kreis von Kärnthen, öfterr. 
Iſtrien, öfterr. Friaul und das Litorale. 
8, Ztein erkannte in den Deutichen von 1813 das Volk von 1805 und 1806 nicht wies 
der; Napoleon ſoll nach der Schlacht von Großgörſchen ausgerufen haben: »ces animaux 
ont merveilleusement apprise, 
9 Der Statusyuo 1792, 
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Hergblut erenugene Befreiung von ver Fremdherrſchaft beflegelt werben follte. 
Diefer Werdegang der neuen Berfaffung ift vie Gefhichte des deutſchen 
Bundes, | 

Dank der kräftigen Bemühung Stein’s, der zu Wien „in feiner Eigen- 
ſchaft als Mana feine Stimme in bie Wagſchale ver Geſchicke Enropa’s legte, 
ver dort nicht DBertreter irgend einer Macht, fonbern für fich felbft eine Macht 
war“ 19), Hatten vor Eröffnung des KRongreiles am 28. und 29. September 1814 
die Berblinbeten ſich dahin geeinigt, vie Angelegenheit ver deutſchen Berfaffungs- 
reform als eine befonvere, deutſche Sache anzuerkennen und fie einem Aus- 
ſchuß von fünf deutſchen Mächten zu überlaffen. Diefen Fünfer-Ausſchuß bilveten 
die Bevollmächtigten des Kaiſers um Defterreich, ver Könige von Preußen, Bayern, 
Württemberg und des Kurfürften von Braunſchweig, welcher letztere ſich einen 
Monat darauf bewegen ließ, die Würbe eines Königs von Hannover anzunehmen. 
Es waren die Trümmer des Kurfärftenraths, die fi bier fammelten zu nener 
Einung. Aber abgefehen von dem Kur-Erzfanzler, deſſen Gefchide fih vollendet 
hatten, von Sachſen, das zwiſchen Sein und Nichtfein ſchwebte, von der öfter: 
reichiſchen Sekundogenitur, welde Zoscana zurüdempfing, waren Baden und 
Rurhefien von der Tonftitutrenden Thätigkeit ausgeſchloſſen 11). 

Achte Legitimiften, deren es freilich unter uns feine giebt, fobald Yürften- 
thum und Legitimität einander wiberftreiten, hätten als Vorbedingung ver recht: 
lichen Gultigkeit aller weitern Alte fordern dürfen, daß, da der beutfhe Thron 
durch des Kaiſers Abdankung vom 6. Auguſt 1806 erledigt 12), vie verorbneten 
Reihsverwefer vie Stände zu einem Reichstag beriefen, oder, weil nur das unter 
vem Kaifer verfammelte Reich Berfaflungsänverungen vorzunehmen ‚befugt, eine 
Neuwahl Des Reichsoberhaupts veranftaltet würde. Doch wer auch das Wefen des 
öffentlicher Rechts tiefer durchſchaut, als ſolche kühne Dilettanten, mochte Bedenken 
tragen, den Fünfer-Ausfhuß zu dem Werfe, welches er am 14. Öftober 1814 
in die Hand nahm, für bereditigt zu erachten. Ein Schein rechtlicher Autorität in 
ven durch Revolution und Invaſion zerrätteten Reiche konnte höchſtens darauf 
gegründet werben, daß Preußen vie Initiative der Wieverherftellung Deutſchlands 
ergriffen 13), daß mit ihm Hannover 14) und Defterreih 15), mit Oeſterreich 
Bayern 16) und Württemberg 17) Verträge geſchloſſen, welche theils eine beftimmte 
Form der Neubildung vorgefegt, theils das Gelingen verfelben von fouveränem 
Ermeffen völlig over faft abhängig gemacht hatten, während die Mehrzahl ver 
übrigen Glieder des Reichs, foweit foldye bereits als ſelbſtſtändig anerfanıt mwor- 
ven, ſich vertragsmäßig verpflichtet hatten, ven Erforverniffen ver zu gründenden 


10, Worte von Berk. — In einer Denffchrift vom 14. Sept. 1814 entwidelte Stein 
dem ruffifchen Kaifer, daß Rußland fich jeder Einmiichung in die deutjche Verfaſſungsſache zu 
enthalten und fie den deutichen Mächten allein zu überlaflen habe. 

nn) „Der einzige als. geiebmäbig anzımehmende Zuftand in Deutfchland fei der, in welcen 
es nach dem Lüneviller Xrieden durch den Hauptdeputationg-Abfchluß von 1803 verſetzt worden.‘ 
Hardenberg in der Sigung des Fünfer-Ausfchuffes vom 29. Oftober 1814. Vgl. Klüber, 
Alten des Wiener Kongr. 11, 137. 

12) Vorausgeſetzt, daß er dadurd erledigt worden. 

Vertrag mit Rußland zu Breslau und Kaliſch vom 27. und 28. Februar 1813. 

, Vertrag mit Großbritannien (Kurbraunichweig) zu Reichenbach, 14. Juni 1813. 

15) Vertrag von Töplitz, 9. September 1813. 

16) Vertrag von Ried, 8, Oftober 1813. 

7), Bertrag von Fulda, 2. November 1813. 
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deutſchen Berfaffung fih fügen zu wollen 18), Unter ver legtern waren denn auch 
Kurhefien 19) und Baden 9), Aber Hatten dieſe deßhalb ſämmtlich darauf verzichtet, 
bei ven Berathungen mitzuwirfen? Und wie fland es mit Medlenburg, An⸗ 
halt und ven Hanfeftäpten, die vor Allen 21) die „trägerifche Feſſel“ «abgeftreift ? 
Konnte der erfte Schritt zur Wieverherftelung des Gemeinweiens fein völlig 
legaler fein, warum mußte e8 ein jo entfchievener Fortfchritt auf der 1803 und 
1806 eröffneten revolutionären Bahn werben? 22). So entftehen nicht Orbnungen 
ür die Dauer. Doc fo entftand au nicht die neue Verfaffung Deutſchlands. 
m 16. November löſte fi der Fünfer-Ausfhuß refultatlos auf 239). Er ging an 
dem lauten Proteft gegen die Unrechtmäßigteit feines Vorhabens, aber auch an 
bem in feinem Schoß kundgegebenen Widerſpruch gegen das Dafein des Bater- 
landes felbft zu Grunde. | 

„Aus verfhiedenen Bölferfhaften, 3. B. Preußen und 
Bayern, fo zu fagen eine Nation fhaffen zu wollen, könne nicht 
die Abficht fein”! Dahin hatte Württemberg's Erklärung ſchon in der dritten 
Sigung des Fünfer-Ausfchuffes vom 20. Dftober gelautet 24. Am 16. November 
erflärten die Geſandten verfelben Macht veren Austritt aus dem Ausſchuß. — 
Unter dem nämlihen Datum beftritt Baden das Recht ver fünf einzelnen deut⸗ 
hen Fürſten, Gefetgeber ver Übrigen zu werben; fremde Ketten habe man abge- 
ftxeift, nicht um einheimiſche zu tragen. Und ebenfalls am 16. November forberte 
eine gemeinfame Note von 25 Fürſten und 4 freien Städten gleiche Theilnahme 
Aller an der Verfaſſungsgründung, forverte Freiheit ver Nation und ale Schluß- 
ftein Herftellung der Katferwürbe 5). 

Württemberg gegenüber konftatirte eine öfterreichifche Note vom 22. Novem- 
ber die Thatſache, daß vie Auflöfung des Fünfer-Ausichuffes feine Schuld fet; 
das Dafein deutſcher Nation bezeugte darin felbft ein Metternich mit der energi- 
jhen und ewig wahren Behauptung, daß es keineswegs von der Willlür ver 
dürften abhänge, dem Bunde beizutreten over nit. Es handelte fich demnach 
anerfanntermaßen um die Form für das Deutſchland, deſſen integrivenve Theile 
die deutfchen Fürftenthümer find und das älter und erlaudhter ift als die Krone 
Württemberg. 

Keime neuer Rechtsbildung, wie fie zu pflanzen der Fünfer⸗Ausſchuß nicht 
vermocht hatte, feßte die Verbindung ver deutfchen Kleinftanten an 26). Der veutjche 


18) Verträge von Frankfurt a. M. im November und December 1813. 

9, Vertrag von 2. December 1813, Art. 2. 

20) Vertrag von 20. November 1813, Art. 4. 

21) Schon im März 1813 traten fie dem Breslauer Bündniß bei. 

33) Die beijere Einfiht fpricht ſchon im der erften Sigung vom 14. Oftober 1814 bie 
Aeußerung des bürfen Metternih aus, daß- „Die Unmöglichkeit, über die fünftige Verfaſſung 
jofort mit allen Ständen gemeinſchaftlich zuſammenzuütreten, vor Augen liege. (Klüber, 
Akten ded Wiener Kongr. II, 71.) Dagegen ging Württemberg davon aus, daß der Bund 
nur aus den dad Komité bildenden fünf Fürſten beftehen follte, die übrigen Staaten 
aber nur ald Kreismitglieder angefehen werden könnten. (Klüber 11, 106. 107.) Das 
gegen ſprach Metternich. (Klüber 11, 109,) _ 

23) Kür das Folgende vgl. Klüber, Alten des W. Kongr. I. und I. . 

2%) Königl. Württ. Erklärung über die zwölf Deliberationspunfte. Ad 2, b. (Klüber 11, 97.) 

25) Häuſſer, deutfche Beihichte IV, 800, Gervinus, Geld. des 19. Jahrh. I, 286 fg. 

36) Am 14. DOftober 1814, an dem Tage da fich der Fünfer⸗Ausſchuß Eonftituirte, verfam: 
melten fich bei Sagern die Gejandten von 19 Staaten (beide Heſſen, beide Dedlenburg , die 
ſächſ. Herzogthümer, die Anhaltiner, Oldenburg, Braunfchweig, Die Schwarzburger, Naffau, 
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Bund iſt freilich überhaupt keine Improviſation des 19. Jahrhunderts; er iſt vor- 
bereitet im Kurverein von Renſe, im ewigen Landfrieden, im Schmalkaldenſchen 
Bund, in Union und Liga, auf dem weſtphäliſchen Kongreß, im deutſchen Für⸗ 
ſtenbunde, fogar im norddeutſchen Reichsbund und undentfhen Rheinbund — aber 
der Bund im Sinne des Staatsrechts der deutſchen Gegenwart, er felbft war im 
Eniftehen, während der Fünfer-Ausſchuß fi in fruchtlofen Berathungen darüber 
verlor. Er ift das Werk weder der Verabredungen von Langres und Chaumont 
noh des Parifer Friedens, weder Defterreihs und Preußens noch weit weniger 
Bayerns und Württembergs, fondern der Heinen Staaten: aber ein Werk wider 
ten Willen dieſer feiner Stifter, feine Schöpfung gebanfenvoller Staatsmänner, 
vielmehr im eigentlihen Sinn des Worts eine Ausgeburt der Umftänve, eine 
vollendete Thatjache. Die Verhältniſſe Haben ihn diktirt; da war e8 der Natur 
der Sache gemäß, daß die am wenigften Mächtigen dem waltenden Verhängniß 
im dunklen Drange fich zuerft ergaben. Ohne zu wiſſen, daß dadurch das Fun⸗ 
bament gelegt werbe, fchloffen vie Kleinftanten ihren Verein der fouveränen Für⸗ 
ten und freien Städte, näherten fidy einander mehr und mehr, beftimmten wer als 
Träger felbftftänpigen ftaatlihen Willens unter ihnen anzuertennen fei (3. B. 
Lihtenftein im Februar 1815) und wer nicht (3. B. Lenen, Ifenburg, Bentind) 27), 
zogen bie ſchwer beftimmbare Grenze zunächſt unfcheinbar für ihren beſondern 
Kreis und erlevigten, ohne Ahnung von ver Bedeutſamkeit ihrer Schritte, bie 
Frage nad) der Mitgliepfchaft des Bundes. Es war eine wahrhaft konftituirende, 
doch in völliger Abfichtlofigfeit und Unbefangenheit konſtituirende Thätigkeit. Die 
politifchen Pläne, welche jener Kreis deutſcher Staaten verfolgte, find nicht zur 
Reife gediehen, find gefcheitert, waren ihnen felbft nur in äußerften Umriffen 
teutlih und theilweife fogar aus dem Widerſpruch gegen vie Mittelftanten ber- 
vorgegangen 28), waren unausführbar: fo das Kaiſerthum 29). Aber daß zur Ber- 
folgung folder Aufgaben der Kreis ſich bildete und abſchloß, das war 
entſcheidend. Unwillfürlih erwucdhs in ihm ein Organ des rechtsbildenden Ge- 
fammtwillen® deutſcher Nation anftatt des durch die deutſche Ummwälzung zerftörten 
Trägers der VBerfaffungsentwidlung, an Stelle von Kaifer und Reich, deren Wie- 
dereinfegung eben dieſe Stanten — mehr aus Nechtögefühl als aus politifchem 
Bewußtſein — forderten. Da fehlte noch, daß die Größern ihren Hader aud- 
trugen, daß die Frage, worüber faft ein europäifcher Krieg entflammt wäre, er- 
ledigt wurde, ob Sachſen leben over fterben, ob es preußiſch oder ein Glied des 
Bundes fein follte; da fehlte noch, daß Bayern und Württemberg ihre unbalt- 
bare Sonderftellung aufgaben: und der Verein biefer Aller war Deutfchland, war 
das Reich; fein Wille war Geſetz und es brauchte die Geſammtheit ver Fürſten 
und Städte nur fi felbft zu erkennen, nur fich felbft zu wollen, fo batte das 
alte Deutichland die neue Form, das Reich feine Bundesverfaflung. 

Dahin kam es. Der Gang ver Entwidiung war feft vorgezeichnet und un- 
abänberlih. Aber was menſchliche Abſicht hinzuthat, war ſchwankend und will 
türlih. Was Gleichgültigfeit gegen die höchſten Güter eines großen Volle, was 


Schaumburg-fippe, die Hanfeftädte. Bol. Shaumann, die Bildung des deutfchen Bundes 
auf dem Wiener Kongreß, in Raumer’s biftorifchen Tajchenbuch 1850, S. 190 fg., 197 fg., 
219 4. Säuffer IV, 798 fa., 800 fg., 802, 804. Gervinus I, 287 fg. 
) Klüberl, Heft 4 ©. 42. 
283) Shaumann, S. 198. 207—209. Häuffer IV, 802. 
2) Gervinus,.a. D. I, 287—293, 
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Charakterſchwäche bei gutem Willen, was Eigenfinn bei niederer Selbſtſucht und 
Sefinnungsiofigteit, was voretlige8 Verzagen ver Beften und Zähigfeit ber Ber- 
worfenften wetteifernd vermögen, um bie Örundzüge einer zeitlich nothwenbigen 
Berfaflung bis zur Unkenntlichkeit und zur Erregung tiefen Abſcheus, ja unver- 
holener Geringfhägung von Selten der Gründer zu verzerren, das ift unferm 
Baterlande nicht erfpart worden. Der deutſche Bund war im Jahr 1815 die 
einzig venfbare, weil die einzige nicht nur zufälligen, ſondern auch wefentlichen 
Lebensbeziehungen der Nation entſprechende 9) Form unferes Reiches. Und das ift 
eine Wahrheit — trotz der Bundesverfaffung wie fie damals entftand, trog dem 
Geiſte, in welchem fie fortentwidelt wurbe, und namentlich troß ihrer Handhabung 
fett beinahe einem halben Jahrhundert unfeligen Beſtandes. 

Sechs Monate waren vergangen feit der Sprengung des Fünfer-Ausjchuffes 
und die Berfaflungsarbeit ruhte noch immer. Berfaffungen werden aber nicht ge- 
arbeitet; fie entftehen. Wenigftens im Großen und Ganzen. Ihr Werbeproceß 
braucht Zeit. Daher find überall, wo Menfchen an einer Berfaffung „arbeiten, 
folhe Ruhepaufen nothwendig. Wenn nachher Unangemeffenes, vielleicht Heber- 
eiltes ihr Werk ift, fo würde zweifelsohne viefes Wert nicht befler ausgefallen 
fein bei raftlofer Gefchäftigleit. Ideen reifen, Gegenſätze gleichen ſich aus; vie 
beften Entjchläffe vermögen dabei Nichts: denn das Beſte gefchieht bier unab- 
hängig von Entichließungen. — Jenes Halbjahr unterbrochener Thätigleit war 
für Deutfchland nicht verloren. Da wurben die Fragen, woraus emfte Berwid- 
lungen ver großen Mächte gedroht, begütigend wenn auch nicht befriedigend er- 
ledigt: in dem Meer von europäiſchen Wirren, denen der Wiener Kongreß feuern 
follte, war bie deutfche Verfaſſungsangelegenheit eine Injel, worüber von allen 
Selten gewaltige Wogen leicht binweggingen. Da entſchied fih das Schidfal 
Sachſens und mit diefem trat ein neues Glied in bie mehr und mehr gefchloffe- 
nen Reihen. Da näherte fih Baden dem Staatenbunde der Kleinen, vie balo 
vierundpreißig an der Zahl zufammenftanden. Da wurbe bie Herftellung bes 
alten Rechts eifrig verlangt und ernft betrieben, am eifrigften von den unter- 
drückten Reichsftänden,, deren einzige Hoffnung die deutſche Gefammtmonarchie war 
und fein wird, doch auch von Stein, gleihfam dem Legten in der Reihe ver 
Sidingen und Hutten. Aber auch das Kaiferthum erwies fi eben jekt als un- 
wieberherftellbar aus Innern und äußern Gründen; aus äußern: in Töplig, 
Chaumont und Paris waren — des Auslands nicht zu gedenken — Preußen und 
Oeſterreich dawider einig geworben und hatten fich wechjelfeitig in viefem Sinne 
verpflichtet 31); aus innern: Preußen hatte fih ein Anrecht auf die Krone erwor- 
ben und Deere fein Vorrecht nit eingebüßt; weder konnte Preußen über 
Oeſterreich, noch Defterreih über Preußen, noch ohne Beide das übrige Deutſch⸗ 
land fich felbft beherrihen. — Da überkam eine gewiſſe Reflgnation die Gemüther. 
Die Sade, pie entſchieden werben follte, begann man als entfchleven anzufehen, — 
entichienen durch die Weltverhältniffe, denen ſich Deutſchland fogar im Augenblid 
beroifhen Aufſchwungs, um nur das Dafein zu retten, nicht hatte entziehen kön⸗ 
nen, — entſchieden alfo durch die bevingenden Umſtände biefer feiner Rettung, — 
entjchieven ferner durch gegebene PBorausfegungen im eignen Innern — : eine 
Berfoffung aber geftaltet Vorhandenes, formt nicht Neues. Der fechöte Artikel 
des Pariſer Friedens ward als das Symbol einer nicht blos Aufßerlihen Noth⸗ 


20) Gervinus, a. D. I, 314. 
a, Shaumann, ©. 165 fg., 200 fg. 
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wenbigfeit erfaßt. — Da enblih erwachte die lebhafte Theilnahbme ver vom 
Kongreß ausgefchlofjenen Nation; Sturm und Drang patriotifcher Gefühle regte 
fi mächtig und ergab doch feinen beftimmten politifhen Plan; Yorverungen 
wurden laut, bie in ihrer Wllgemeinheit keine Verfaſſungsform ausfchloffen, viel- 
mehr unter gar mannigfachen Formen ſowohl erfüllt werben als auch unerfüllt 
bleiben konnten. Die Dinge zu nehmen wie fie waren und ſie einfach zu formu⸗ 
liren, das ftellte fi) unabweisbar als Aufgabe bin: für vorhanden mußten dann 
aber vie gerechten Tyorderungen bes Volks fowie jener gewaltſam unterjochten 
Reichsſtände erachtet, als gegebene Borausfegungen mußten auch fie geachtet werben. 
Dazu gehörte, daß der Staatenbund, welder bereits da war und nur der Ver⸗ 
faſſung bedurfte, diejenige präcife Faſſung erhielt, die ihn als angemefjene 
und einzig mögliche Form des deutſchen Gemeinwejens, als Hort der Einheit. 
und Freiheit eines Baterlandes fo tapferer und treuer Männer außer allen 
Zweifel ftellte. 

Die Rückkehr Napoleon’8 von Elba trieb gebieteriſch zur Arbeit; die Ruhe- 
paufe nahm ein Ende; aber eine Unruhe bemädhtigte ſich jet ver Ürbeiter, bie 
freilich nicht hindern konnte und eher dazu beitrug, daß das Nothwenbige ge= 
ſchah, vie jedoch zur Folge hatte, daß es in einer Weife geſchah, welche wün⸗ 
ſchen läßt, es wäre, wo möglich unterblieben. Das Gefühl der Nothwendigkeit 
des deutſchen Bundes war die Frucht der ftillen Entwidlung vom November bis 
zum Mai. Diefem Einen was Noth that mußte gewiß Alles geopfert werben. 
Unglädlichermwetfe pochten darauf Diejenigen, weldhe dawider anfämpften. Und in 
ter num über alles Maß gefteigerten Reflgnation, daneben aud) aus wenig edlen 
Beweggründen, ward, um das für notbwendig Erlannte durchzuſetzen, deſſen 
wahres Wefen preisgegeben: man opferte dem veutfchen Bunde, um ihn nur 
gründen zu können, recht eigentlich ven deutſchen Bund. 

Am 23. Mai 1815 eröffnete Fürſt Metternich die Konferenzen ‚zur Her⸗ 
ftellung der neuen Verfaſſung Deutſchlands. Anmwefend waren außer den dfter- 
reichiſchen, preußiſchen, bayrifhen, Hannöprifhen vie Bevollmächtigten von 
Sachſen, Baden, Großherzogthum Heflen, Holftein, Yuremburg und fünf Ab- 
georbnete der übrigen Heinen Staaten. Die mürttembergifhen Geſandten erfchtenen 
nicht und entfchuldigten fih für diesmal fchriftlich 32); fie nahmen aber auch ferner 
an feiner Berathung Theil. Metternich, zugleich im Namen von Preußen, legte 
ver Berfammlung einen neuen Entwurf vor, beftehenv aus fiebenzehn Ar- 
titein 3). Er bildet ven Ausgangspunkt der Verhandlungen vom 26. Mai bis 
zum 10. Juni, den Endpunkt in der Gefchichte der zehn Verfaffungsentwärfe feit 
der Abrede vom 28. Januar 1814 zu Langres und dem Bertrage vom 1, März 
1814 zu Chaumont, — einer Gefchichte leiver in abfteigender Linie 3), 

Denn der Plan, welchen unmittelbar nach jenem Bertrage der Freiherr vom 


33, Protokoll vom 26. Mai, bei Klüber 11, 342. 

35, ffüber II, 314-323, 

34, Weberficht der Entwürfe einer Yundesverfaffung: 1. Stein’s Plan von 10. März 
1814. 18. Entwürfe Preußens vom 13. Sept. 1814 in 41 Artikeln, vom 10. Febr. 1815 
in 120 85., von demielben Tage in 106 88., vom Anfang April in 14 Artikeln, vom 30. 
April reſp. 1. Mai gleichfalls in 14 Art. 111. Entwürfe Defterreich8 vom Dechr. 1814 
in 15 Artifeln, vom 7. Mai 1815 in 19 Art. IV, Gemeinſame preußifceöfterreichiiche 
find die zwölf Artilel, die am 16. Oft: 1814 dem Fünfer⸗Ausſchuß, und die fieben- 
jebn Artitel, die am 23. Mai 1815 den SKKonferenzen vorgelegt wurden. — Zehn Ent: 
wirfe im Ganzen. — Der ge nah der 1. von Stein, der 2., 5., 6., 7., 8. von Preußen, 
ter 4. umd 9. von Defterreih, der 3. und 10, gemeinfam öfterreichiichepreußifch. 


N 


8 Dentfcher Bund, 


Stein am 10. März an Harbenberg und Münfter, am 11. dem Kaifer von 
Rußland mitgetheilt, war von dem Zuftande Deutſchlands vor Napoleon’s Ein- 
griffen ausgegangen und hatte, was nicht wiederherzuftellen over was verbefferungs- 


bebärftig war, durch Einrichtungen, bie auf dem alten Recht des Landes und - 


jedes einzelnen Deutfchen beruhen follten, zu erfegen, alfo mit Befeitigung bes 
eingeriffenen Despotismus die Rechte und den Beftand des Ganzen, 
der einzelnen Fürſten und der Unterihanen zu vereinigen geftrebt. Nach dieſem 
Plan garantirte die künftige Bundesverfaflung jedem Deutſchen beftimmte politifche 
Rechte, namentlih auf Schuß gegen willfürlihe Verhaftung, auf ordentliche Rechts⸗ 
pflege, ferner jedem Bundesſtaat eine landſtändiſche Verfaſſung; eine Bundesver— 
fammlung follte gebildet werden aus Abgeordneten der Yürften und freien Städte, 
us Abgeorbneten der Landſtände der deutſchen Staaten; diefer Bundestag, jähr⸗ 
lich feh8 Wochen verfammelt, erhielt die Bunbesgefeßgebung, die Beftenerung 
für Bundeszwede, die Entſcheidung der Streitigkeiten zwifchen einzelnen Bundes: 
gliedern und zwiſchen Würften und Unterthanen. Die in ven Freiheitskriegen ges 
gründeten Kriegseinrihtungen mit Linientruppen, Landwehr und Randfturm follten 
beibehalten werben. An die Stelle des Kaifers und ber oberften Reichsverwaltung 
trat ein Bunbesbireftorium, deſſen Mitglieder Defterreih, Preußen, Bayern und 
Hannover; es follte ven Bundestag leiten, die von biefem gegebenen Gefege aus⸗ 
führen, Verfaſſungsleben und Rechtspflege der Staaten, Deutſchlands auswärtige 
Angelegenheiten, ver veutfchen Fürſten und Unterthanen gegenfeitiges Verhältniß 
beauffihtigen; ihm ftand das Net über Krieg und Frieven mit allen daraus 
fi ergebenden Wolgerungen, ihm vie Sorge für das Heerwefen Deutjchlands und 
für die Grenzfeftungen zu. Alle Binnenzölle und Einfuhrverbote eines deutfchen 
Staates gegen andere follten aufgehoben werden, Deutſchland Ein Zoll- und 
Handelögebiet bilden. — Die Ausarbeitung viefes Plans hatte Stein damals dem 
Grafen Solms-Laubah, Wilhelm von Humboldt und Spiegel oder Rademacher 
zugedacht. Die fo befchaffene Bundesakte zu unterzeichnen wollte er die deutſchen 
Fürften, deren Souveränetät von dieſen Einrihtungen abhänge, berufen fehen; 
das Direktorium endlich hätte die Berfaffung einzuführen und den Bundestag zu 
verfammeln, zu eröffnen gehabt. 

Alle folgenden Pläne und Entwürfe ftehen unter dem, Niveau biefes erften, 
aber immer jeber folgende finkt unter pas des nächſtvorhergehenden. — Am 13. 
September 1814 tbeilte zu Baden bei Wien in vorläufiger Beiprehung Harden⸗ 
berg den mit Stein und Solms im Juli d. I. verabreveten Entwurf (in 41 Art.) 
dem Fürften Metternich mit 3). Diefer Staatsmann, der urfprünglich einer Allianz 
völlig ſelbſtſtändiger Staaten als der für Deutſchland angemeſſenen Form oder 
Formloſigkeit 9), und dann fo nachdrucksvoll gegen Württemberg, weldjes doch 


s5) Klüber 1, Heft1 S. 4556; Feſtſtellung, welche Rechte jedenfalls und zum wenig⸗ 
ften die Landftände haben ſollen, u. A. Vertretung der DVerfaffung bei dem Landesheren und 
dem Bunde (Art. 7); jeder jeßt im Beſitz der Landeshoheit befindliche Staat übt in feinen 
Grenzen die Inndeshoheitlichen Rechte aus, welche die Bundesafte nicht zum gemeinfchaftlichen 
Beſten ausnimmt oder beichränkt (Art. 3). Antbeil der chemaligen Reichsftände am Bunde 
(Art. 4). Defterreih fol nur für Salzburg, Tyrol, Berchtesgaden, norartberg und das am 
Oberrhein zu Erwartende, Preußen für die Lande links der Elbe Mitglied fein (Art. 2;. Ver: 
legungen des Bundedvertrags werden mit der Acht beftraft (Art. Ir. — Die Schweiz und die 
Niederlande werden zu einem beftändigen Bündniß mit dem deutſchen Bunde eingeladen (Art. 40). 

3%) „Ein ausgedehntes Syſtem von Verträgen und Bündniffen zwiſchen den deutfchen Für 
fen.“ DRetternich an Münfter, den 12. Oft. 1813. Castlereagh memoirs 9, 60. Ger: 
vinus 1, 299. 
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wie er das Loos Italiens auf Deutſchland übertragen wünſchte, der vaterländi⸗ 
ſchen Einheit das Wort geredet bat, verſtand es meiſterhaft, ven Gegenſatz zwi- 
den denen, welche kein Deutſchland, und denen, welche für das alte Neich die 
neue Yorm bed Bundes wollten, dadurch zu verfähnen, daß er, fortwährenn auf 
Seite der Letztern ſtehend, ein Deutſchland herftellen Half, welches nicht viel 
mehr al8 fein Deutfchland war. Einverftanden mit denen, welde die Einheit er- 
ſtrebten, und früher ver Anſicht verjenigen, die ihr widerfirebten, war er eine 
concordia discordantium (Einheit und Leine Einheity zu erlangen beftrebt: bie 
Halbheit. — Ueber ven Badener Konferenzen ruht "In Dunkel; aber ihr Er- 
gebniß war eine merklihe Schwächung des an ſich nicht glüdlichen 37) Entwurfs, 
Man hatte fi) dort dahin geeinigt, nicht das Ganze, fondern nur einen Auszug 
von zwölf Artikeln den demnächſtigen Verhandlungen zu Grunde zu legen 38). 
Diefe zwölf Artitel fahen dann im Fünfer⸗Ausſchuß Bayern und Württemberg 
als unvereinbar mit ihrer Souveränetät an 39%. So kräftig nun Metternich gegen 
eine Sonveränetät rheinbünvifchen Gepräges ſich Außerte, ver Entwurf war ihm 
boh auch zu Fräftig: Weſſenberg arbeitete im December 1814 einen minder an- 
ſtößigen, ver, Anfangs unbeachtet geblieben, fpäter im Wefentlichen zur Geltung 
lommen follte 4%), — Als am 2. Februar 1815 eine gemeinfchaftlice Note von 
32 Staaten Preußen und Defterreih zu endlicher Eröffnung des deutſchen Kon- 
grefies aufgeforvert, an deſſen Berhandlungen zur Berftellung veutfcher Einheit 
und Freiheit die ſämmtlichen Staaten Theil zu nehmen hätten, und als zwei 
Zage darauf Preußen ſich befürworten an Defterreih gewandt, da erflärte ſich 
am 9. Februar Metternich damit einverftanden: am folgenden Tage ?1) überreichten 
ihm die Preußen zwei von Wilhelm Humboldt vetaillirt ausgearbeitete Entwürfe, 
deren einer (in 120 88.) vie Eintheilung Deutſchlands in Kreife beibehielt 22), 
während ber andere (in 106 88.) davon abfah 29; beide gingen noch von ber 
Rothwendigkeit, die gerechten Anfpriihe der Nation zu befriedigen, und von dem 
Gedanken einer Bereinigung Deutſchlands zu einem feften Staatslörper aus; in 
beiden war'daran fefigehalten, daß ohne Bunbesgericht dem deutſchen Rechtöge- 
bäude „ber legte und nothwendigſte Schlußſtein“ fehlen würde. Bon folder ins 
Einzelne eingehenden Behandlung der Berfaffungsfadhe war allein Heil zu erwar⸗ 
ten. Aber dieſe Entwürfe Preußens fcheinen von Defterreih fo zu fagen ad re- 
ferendum genommen zu fein. Da begann die Kataftrophe ver hundert Tage, 
Jetzt ſchlug fogar Stein, daran verzweifelnd daß eine Einigung im Einzel- 
nen erzielt werde, vor, ſich fchleunig über die wefentliden Punkte zu ver- 
einbaren, viefe befannt zu maden, die nähere Entwidlung aber ven 
fpäteren Bertretern Deutfhlands am Bunde zu Überlaffen. Hier 


— — 





2) Gervinus l, 274. 275. 

3) Klüber 1, Heft 1, S. 57—61. Das Minimum ſtändiſcher Rechte in Art. 11; 
der Bundesvertrag überläßt ed, ein Mehreres den Ständen einzuräumen. 

2) Klüber 11, 85 fg., 88 fg., 90 fg., 95 fg., 103 fa., 107 fg., 114 fg., 148 jg., 
167 fg» 177 u. ſ. w. 

) Klüber 11, 1-5. — In 15 Artikeln. Der 13. Art. lautet: „In allen deutfchen 
Staaten werden Zandflände binnen Jahr und Tag eingeführt, welchen in Hinficht der Steuern 
und der allgemeinen Kandesanftalten befondere Rechte eingeräumt werden. Jedoch bleibt jedem 
einzelnen Staat überlaffen, den Ständer eine der Landesart, dem Charakter der Einwohner 
und dem Herkommen gemäfe Einrichtung zu geben.“ 

“) Klüber IM, 6—18. (Die Note bildet den amtlichen Kommentar zu den Entwürfen.) 
6) Klüber II, 18—54. 
“ Klüber II, 5564, 
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begegneten ſich der Gedanke des Unmuths eines Stein mit der ganzen Art zu 
denken und zu wollen, welche dem Fürſten Metternich eigen iſt. So antwortete 
dieſer auf eine Eingabe ver vereinigten deutſchen Staaten vom 23. März, mit 
welcher die Kaiferfrage abſchloß, der Kongreß folle nicht auseinandergehen, ehe 
die Grunplagen ver deutſchen Verfaſſung feftgeftellt wären. Alfo nur die Grunp- 
lagen! — Um 29. und 31. März ertbeilten Preußen und Oeſterreich die fchrift- 
liche Zuſage, den deutſchen Bund gleih jest wirklich zu fchließen, über feine 
wefentlichen Grundlagen fi zu vereinigen und die nähere Ausführung ruhigern 
Zeiten aufzubehalten. — Der Entwurf, welden im Anfang April Wilhelm von 
Humboldt vorlegte #), enthielt in 14 Artikeln nur „Grundlagen“, berlidfichtigte 
ferner die Weflenbergifche Arbeit, enthielt aber noch vie weſentlichen Garantieen 
ver Freiheit und Einheit, fo die Berbürgung beftimmter Rechte der Landſtände 
unter Schutz des Bundes, uneingeſchränkte Religtonsübung und Preßfreiheit, Ent- 
bindung der Richter von ihrer Unterthanenpfliht bei Klagen gegen ven Lanbes- 
heren, Bundesgeriht u. U. auch für jene verfaffungsmäßige Beſchwerde beim 
Bunde. Diefer Entwurf konnte nicht unverändert bleiben; er mußte durchgeſehen 
und abgefhwächt werben. Daraus ging ber preußiſche Entwurf vom 30, April 
bervor, der dem Fürſten Metternih am 1. Mai übergeben wurbe %), Einen 
Gegenentwurf in 19 Artikeln ftellte (am 7. Mat) Defterreih auf 46); es war 
eine von Weflenberg verfaßte Heberarbeitung feines ſchwächlichen Decemberplans, 
jedoch mit Benutzung bes legten preußifchen; die Beftimmung über die landftän- 
diſchen Berfaflungen war in verbächtiger Weiſe verallgemeinert 47), das Bunbes- 
gericht beibehalten. Am 8. Mai begannen Unterhandlungen über Bereinigung bes 
öſterreichiſchen und des preußifchen Entwurfs; am 11. fand die erfte förmliche 
Konferenz Statt. Diefe Konferenzen hatten zur Folge, daß der preußiſche Ent- 
wurf preisgegeben oder, wie man zu fagen pflegt, daß beide Entwürfe zu einem 
gemeinſchaftlichen dritten verfhmolzen wurben, nämlih dem oben erwähnten in 


. 


s) Klüber 1, Heft 4, S. 104—111; die Kreideintheilung ift weggelaſſen; $. 9 jet 
beftimmte Nechte der Landftände feftz fie flehen unter Schup und Garantie des Bundes. 

s) Klüber 11, 298-308. — Inder Einleitung: „Die Fürften und freien Städte .. ., 
durchdrungen von dem lebhaften Gefühl, daß es wefentfich nothwendig tft, fih in einen Bund 
u vereinigen, daß darauf überhaupt die Außere und innere Sicherheit, Unabhängigkeit und Kreis 
beit des gemeinjamen deutichen Vaterlandes beruht, und daß nur ein folcher Bund den allge: 
meinen Wünſchen und Erwartungen der deutihen Nation entfyriht ... ... “8.8 beginnt: 
„Alle Mitglieder ded Bundes verpflichten fi, in ihren Staaten für eine unparteiiiche Gerechtig- 
feitöpflege Surge zu tragen und jeden willfürlichen Gingriff in die Nechte der Perfon und des 
Eigenthums zu verhindern. In diefer Abficht beſtimmen fie biermit ausdrücklich, daß die Michter 
in Klagen gegen den Landesherrn in demjenigen, was die Entiheidung der Sache betrifft, ihres 
als Unferthanen oder fonft in irgend einer andern Eigenfchaft gefeifteten Eides entbunden fein 
follen, auch fein Richter anders als durch förmlich gefprochenes Urtheil feines Hichteramts ent- 
fet werden fol...” 8. 9: „In allen deutfchen Staaten wird die beftehende landſtändiſche 
Berfaffung erhalten, oder eine neue dergeftalt zu organifirende, daß alle Klaffen 
der Staatsbürger daran Theil nehmen, eingeführt, damit den Landſtänden das Recht 
der Bewilligung neuer Steuern, der Berathung über Landesgeſetze, welche Cigenthum oder pers 
fönliche Freiheit betreffen, die Beichwerdeführung über bemerkte Verwaltungsmißbräuche und die 
Bertretung der Berfaffung und der aus ihr heriliehenden Rechte Einzelner 
zuftehen. Die einmal verfaffungsmäßig beftimmten Rechte der Randflände werden unter den Schuß 
und die Garantie des Bundes geftellt... .” 

 Klüber II, 308-314. 


47) Der betr. Artikel 14 lautet: „In allen deutfchen Staaten wird die beftehende landſtän⸗ 


difche Verfaſſung und yerfönliche Freiheit aufrecht erhalten, oder, wo fie dermalen nicht vorhan- 
den ft, jetzt eingeführt und unter Schuß und Garantie des Bundes geſtellt.“ 
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17 Artikeln 18), an deſſen Vorlage in der Konferenz vom 23. Mat Metternich 
die Bemerkung antnüpfte, es follten wenigftens die Grundzüge einer neuen 
Berfafjung feftgefteit werben, vie nähere Entwidlung aber dem Bundestag vor 
behalten bleiben. Da war denn die Berbürgung beftimmter Ianbflänbifcher Rechte 
auf folgennen „Grundzug“ reducirt: „in allen deutſchen Staaten foll eine land» 
fländifhe Verfafſung beftehen‘‘ 49, 

Und biefer Entwurf litt auf ven Konferenzen, denen er zu Grunde Ing, 
unter dem Ruf der Yreifinnigfeit over vielmehr eines mit der Souveränetät un« 
vereinbaren Gentralifationsheftrebens.: Er mit feinem Minimum eines „Soll“ 
gefährbete das Zuſtandekommen des ganzen Wertes. Folglich, um das Werk der 
Einheit zu reiten, beburfte es neuer Entwerthung diejer ſtufenweiſe immer mehr 
eutwertheten Berfaffung 39. 

Am 29. Mai nahmen die Konferenzen ihren eigentlihen Wnfang. Denn in - 
ver Eröffnungsfigung vom 23. hatte nur eine Borlefung des Entwurfs flattge- 
funden; im der zweiten Sigung vom 26. war freilich die Vorlage bis zu Ende 
durchdiskutirt; fchriftlihe und mündliche Erinnerungen waren fowohl über Das 
Ganze — unheilverkündenden Inhalts von Bayern, heilfam reformirenver Ten- 
ten; von den fünf Abgeorpneten des Vereins der Kleinſtaaten —, als auch fiber 
äinzelne Punkte — von Hefien, Lippe, Bremen — zur Sprache gebracht: aber, 
während Württemberg fich fernhielt und Sachſen wegen mangelnder Inftrußtionen 
ven bloßen Zuſchauer abgab, trugen jene Yünf int Namen ihrer Kommittenten 
anf Zulaffung aller Staaten an. Diefe Zulaffung erfolgte und am 29. Mat 
waren zum erften Mal vie fümmtlichen Benollmächtigten (mit Ausnahme ver 
wäürttembergifchen) vereinigt. Damit beginnt die Konftituirung des Bundes. 

Die Beratfung über den Entwurf hub von Neuem, hub jett erft förmlich 
on. Aber gleich in ver nächſten Sigung am 30. Mat warb ein Beſchluß gefaft, 
der die im Verlauf der Geſchichte ihrer Entwürfe fo geſchwächte Berfaffung in 
einem ber wichtigften Punkte vollends entlräftete, der, wenn er beftehen blick, 
viefem Werk einen großen Theil feiner Würde rauben mußte und der, weil es 
in ter That damit fein Bewenden gehabt hat, dem zu gründenden Bunde von 
vornherein das Bertrauen der Nation entzog — ein Beſchluß, welcher ven deut⸗ 
hen Geſchicken ver folgenden Decennien ein traurige Gepräge aufgebrüdt hat. 
Es handelte ſich um die landſtändiſche Verfaſſung in ben einzelnen Staaten. 
Gagern für Luremburg, davon ausgehend, daß das nadte „Soll“ des Entwurfs 
anbefriedigend fei, beantragte eine ven früheren Entwürfen entſprechende inhalt- 
vollere Faffung. Tür „unbefriedigend“ allerdings erachtete Die Konferenz jenes 
„Soll“: doch aus entgegengefettem Gefihtspuntt. Eine neue Yaffung warb be- 
liebt, doch dahingehend, daß in allen veutfhen Staaten eine landſtändiſche Ver⸗ 
faſſung nicht Statt finden „ſoll“, fondern Statt finden — „wird”. Un fidh be: 
trachtet gilt es gleichviel, ob das Grundgeſetz des Bundes feierlich ausipricht, 
daß etwas ſein ſoll oder daß es ſein wird. Aber dieſes „Wird“, welches als 
eine Abänderung des „Soll“ beſchloſſen iſt, hat nicht denſelben Sinn; es iſt 
an Stelle der Vorſchrift eine Vorausſage; und eine ſolche⸗ Vorausſage trägt das 
Gegentheil der Erfüllung in fih: das lehrte felbft Blindgläubige dieſer entfeelte 
Urtitel des Bundesgrundvertrags. 


8) Klüber Il, 314323. 

43) Klüäber H, 318. 

80) Die Trotofotk über die Konferenzen vom 23., 26., 2, 30., 31. Mai, 1.. 2. 3., 5., 
8., 10, Juni 1815 bei Klüber 11, 324-560, 
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Am 31. Mai war die Verhandlung wie in jener vorbereitenden Sitzung 
vom 26. bis zum legten Artikel des Entwurfs vorgedrungen; doch von einem 
Abſchluß ihrer Arbeit war die Konferenz weit entfernt: gewiſſermaßen eine For⸗ 
mulirung ver Gegenfäge ftellte fi als das Ergebniß heraus. — Am 1. Juni 
zeigte Baden, das gegenüber vem Fünfer-Ausfhuß fich fo eifrig um Zulaffung 
beworben, das fpäter ver Vereinigung der Fürften und Städte fich angeſchloſſen, 
feinen Austritt an. Hatten doch die badiſchen Kongrekgefandten ſchon vor Erdff- 
nung der Konferenzen — am 15. Mai — Bien verlafien, war doch an ben 
bisherigen das Großherzogthum nur durd- einen Subftituten vertreten! Baden 
ertlärte, e8 hätte gewünfcht dieſe Verhandlungen bis nad) dem Frieden (d. 5. bie 
zur enblichen Entfcheivung zwifchen Napoleon und dem Baterlande!) verfhoben zu 
feben; es würde nun allen Schritten Bayerns und Wirttembergs ſich anjchlie- 
Ken, — Württemberg, das fih völlig ausgefchloffen, und Bayerns, das im 
Schoße ver Konferenzen beftrebt war, entweder aus einem wohlgeorpneten Staaten- 
bunde fich felbft oder wo möglich die Stiftung einer nationalen Bunbesorbnung 
überhaupt auszufchließen! So wurbe denn ohne die beiden Souveräne Preßburger 
Datums und unter beftruftiver Mitwirkung des Dritten im Bunde von 1805 das 
Wert ver Wieverherftellung Deutſchlands fortgefegt. Mit Bayern aber harmonir- 
ten leider mehr und mehr das Königliche Sachen und das großherzogliche Heffen. 

Was half es, daß am 1. Juni eine Kommiffion ernannt wurde, um in Ge⸗ 
mäßheit der bisherigen Erörterung, vie eben nur Erörterung gewejen, bie Bun- 
besalte.neu zu rebigiren, daß am 2. Juni beſchloſſen wurbe, die nene Redaktion 
in 20 Xrtifeln noch an vemfelben Tage den anweſenden Mitglievern durch bie 
Diktatur mitzutheilen und, damit bie nötbige Zeit zu Entſchließungen bliebe, die 
nächſte Verſammlung erft auf den folgenven Abend nm 8 Uhr anzufegen! An 
diefem Abend des 3. Junt follten, ohne in eine neue Diskuſſion über alle ein- 
zelnen Artikel, inſoweit folde nicht vorbehalten worven, einzugeben, bie allen- 
falls in Hinfiht der Redaktion zu machenden Erinnerungen vernommen, dann 
aber zur Unterſchrift gefchritten und für die noch mit feiner Inftruftion ver- 
jehenen Bevollmächtigten behufs nadhträgliher Beitritts erklärung das Protofol 
offen behalten werden. Wäre dieſer Vorſatz nur ausgeführt, hätten die Staaten, 
denen die Bundesverfaſſung, wie fie damals war, eher zu loder als zu ftraff 
erichien, wenigftens an diefen Grundlagen feftgehalten, hätten fie die Wider- 
willigen nur ausfcheiden laffen und ven Bund gegründet, wie er fpäter doch aud) 
ohne Württemberg und Baden feinen Anfang hat nehmen müfjen und nehmen 
fönnen! Das Gottesurtheil vom 18. Juni hätte fih in Münden und nöthigen- 
falls in Darmftadt und Dresven wohl fühlbar gemacht, wie ja Waterlon bie 
von Deutſchland abgewandten Gemüther in Karlsruhe und Stuttgart zur belle 
alliance belehrt hat! Schiev damals Bayern aus, dann ließ fi dem Berlangen 
Medienburgs, das am 3. Juni, unterftügt von Kurbeflen und Weimar, bie 
Beftimmung über die Landſtände im Sinne des Gagern'ſchen Antrags vom 30. 
Mai reformirt wänfchte, willfahren,; dann durfte die Bunbesverfaffung einmal 
in auffteigender Linie ſich entwideln und nad Napoleon's Sturz erfolgte der Bei- 
tritt der Widerſtrebenden unweigerlih auch zu dem ihnen noch mißliebigern, d. 5. 
kernhaftern Bunbesvertrage! — — Doch jener Vorſatz blieb unausgeführt und 
war wohl urausführber. Am 3. Iuni erklärten fih Bayern, Großh. Heflen und 
Sachſen gegen wefentlihe Beftimmungen des Entwurfs, namentlich exftere beibe 
gegen eine, welche die übrigen (in Betreff ver Juden und ber Kurtatflimmen ber 
fog. Mediatiſivten), jo wichtig fie fein mochten, an Wichtigkeit weit überragt: 


* 
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gegen die Einfegung eines Bundesgerichts. Heſſen hatte bis dahin ausdrück⸗ 
ii dafür geftimmt; mittlerweile war der Bevollmächtigte deſtruktiv inftruirt! — 
Daß außerdem Bayern und Sachſen, unterflügt von beiden Heflen und Naflau, 
zum Art. 1 wie fchon früher den Ausdruck „ſouveräne“ Fürften, der als 
„überflüfſig“ abgelehnt worden, durchſetzten, wogegen — „weil felbiger über- 
füffig fei und der Sache Nichts hinzuthue“ — Preußen fi zu Protokoll er- 
Härte, — daß Braunfchweig, Lippe, Hobenzollern, Oldenburg Ranganfprüche 
geltend machten, kommt nicht in Betracht im Vergleich zu der Kataftrophe, welche 
mit diefer Konferenz, worin das Werk feinen Abſchluß hatte finden follen, ihren 
Anfang nahm. Alſo eine neue Schwähung, und zwar eine folde, vie an das 
Tieffte des Weſens der Berfaffung rührte, ward zugemuthet — zugemuthet früher 
ihon von Bayern, dann auch von Sahfen, jest von Bayern und Gr. Heflen 
im Widerſpruch mit allen Uebrigen! War ver Entwurf noch nicht entwerthet ge- 
ung? noch nit auf die niebrigfte Stufe herabgebrüdt ? 

Die Situng vom 5. Juni erinnert an ven 16. November des Fünfer-Aus- 
fhufles; die Konferenzen fchienen der Auflöfung nahe. Und unter welchen Um⸗ 
fänden! Metternih, ver energifh auf Abſchluß drang, gab als Grund an, die 
Bundesakte fei noch vor Schluß des Kongrefjes unter ven Schug der Mädte 
zu ftellen. So war denn das Gewebe deutſcher verfaflungbildender Staatskunſt bis 
auf den erften Faden aufgetrennt, nämlich bis auf jenen, den Stein einwob, als 
er bie deutſche Sache dem Einfluß des Auslandes zu entheben wußte! — Defter- 
reich indeffen erklärte, den Inhalt ver, im Protofol vom 3. aufgeführten Artikel 
als die Grundlage des zu fließenden Bundes anzunehmen, und forderte zu 
gleihen Erklärungen auf. Darauf verweigerten ben fofortigen und unbebingten 
Beitritt Bayern und Sachſen. In den „mehrften” Punkten beizutreten bereit er: 
fürte fi Das Großherzogthum Heſſen. Einwendungen erhoben, wenn andy bei- 
tretend, die großh. und herzogl. ſächſiſchen Häuſer, Medlenburg, Naſſau, Kur- 
heilen. Aber was verhängnißvoller felbft als Bayerns und Sachſens ganze und 
Gr. Heflens Halbe Weigerung werben follte, Luremburg und Naffau traten zwar 
bei, doch unter dem Vorbehalt, daß der Bund fih auf ganz Deutfchland 
erfirede. Diefer Vorbehalt bildet die wahre Peripetie der vaterlänpifchen Tra⸗ 
gödie. Sein und Nichtfein des Bundes war durch ihn abhängig gemacht von dem 
guten Willen derer, die in demſelben Augenblick ven ſchlimmſten Willen, un 
derer, welche gänzlihen Widerwillen an ven Tag legten. Diefer Vorbehalt gab 
den Ausſchlag. 

Denn hatte auch eine bedeutende Zahl von Staaten, Preußen an ver Spige, 
einverftanden mit Defterreih am 5. vorbehaltlos ihren Beitritt erklärt, jchon am 
6. mehrte fi) die Zahl derer, welche förmlich zur Bedingung machten, daß ber 
Bund ganz Deutſchland umfaſſe. Verſtand fie fih doch von felbft, dieſe Bedin⸗ 
gung! Der beutihe Bund ift entweber bie neue Form des uralten Reichs und 
Rechtes unferer Nation, oder er ift auch heute noch, obſchon er Alle umfaßt, 
ein Sonderbund und fo wenig legitim wie einft ver Rheinbund. Aber jenen Bor- 
behalt damals erheben, ftatt vorbehaltlos beitretenp ven Beitritt Aller als eine 
Pfliht zu forbern, das hieß jedweden Kern und Keim einer Neubilvung des 
Rechts zerftösen oder vielmehr die Willfür der Minverheit zum Gefeg über Leben 
und Tod des veutfhen Gemeinwefens proflamiren. Nur freilich jene ftolze Rechts⸗ 
anfidht, Die am 22. Novenber 1814 nad) Defterreihs Bekenntniß gewejen, wo- 
nah es nicht von ver Willkür abhangen follte den Bunde beizutreten oder nicht, — 
fie war verfchollen und die Sigung vom 5. Juni ſchloß mit einer Ausſprache 


14 Deutſcher Bund, 


Metternich's, vie vollftändig im Sinne der damals von ihm glänzend widerleg- 
ten war. 

Er fegte einen neuen Termin; „Morgen früh vor 12 Uhr follen bei dem 
Generaljetretär der Berfammlung die Erklärungen eingereicht fein. In dieſen fol, 


falls nicht unbedingt beigetreten wird, zu unterſcheiden fein, 1) ob wegen Ein- 


wendbungen gegen bie geſammten Berhältniffe des Bundes der Beitritt ver- 
fagt wirb, oder 2) ob nur gegen einzelne Ürtilel Einwendungen gemacht wer: 
den, oder 3) ob der Beitritt nur aus Mangel an binreichenden Inftruftionen 
für jegt verfagt wird"! 

Der 6. und 7. Iunt waren kritiihe Tage. Beide Helfen, Sachen, Holftein, 
beide Mecklenburg knüpften ihren Beitritt förmlihd an vie Bedingung bed Bei- 
tritts Aller. Selbft Hannover's vorbehaltlofe Beitrittserffärung war nicht völlig 
unbedingt: die Bundesalte in ihrer jegigen Geftalt — und darum handelte ſich's 
doch nur — müßte für ven Fall, daß wider Verhoffen nicht alle deutſchen Staaten 
beiträten, Modififationen erfahren, welche vie veränderte Lage der Sache dann 
erfordern wire. So ftand In Ausficht, daß, ſobald Württemberg, Baden, Bayern 
nicht beiträten, eine Reihe von Staaten um vefjentwillen fih ganz zurüdziehen 
und nun bie Übrigbleibenvden nicht etwa auf ber feften Baſis einer anerkannten 
Bundesverfaflung vereinigt bleiben, fondern nun erft über eine ber veränderten 
Lage entſprechende neue Konkorbienformel, alfo ganz von Neuem verbanveln 
wärben, wobei ver Zerjegungsproceh ſich genau in venfelben Stadien — Austritt, 
Beitritt mit Vorbehalt des Beitritts der Nichtbeitretenden, Yorberung von Modi⸗ 
filationen wegen veränderter Lage — und fogar mehrmals wiederholen Tonnte. 
Ein Gefühl, daß das ganze Werk im Begriffe ſei zu fcheitern, batte ſich ver 
Gemüther bemächtigt. Bon dieſer Troftlofigkeit zeugen die Aeußerungen in ber 
preußiſchen und hannoverfchen Note, daß es befier fei, einen „unvolllommenen 
deutichen Bund”, „vorläufig einen weniger vollftündigen und vollfommenen Bund” 
zu fließen, als — „gar keinen“. Dieſe verzweifelte Stimmung, dieſer Hin- 
blick auf „gar keinen” Bund bewog dann Medlenburg zu dem ausgefprodenen 
Wunſche, daß durh neue Nachgiebigkeiten ven Wiperwilligen, den Wider- 
wärtigen der Beitritt erleichtert würde. 

Diefer Wunſch ging in Erfüllung Am 8. Juni fand eine Morgenkonferenz 
zwifchen den Bevollmächtigten Oeſterreichs, Preußens und Bayerns ftatt, worin 
Fürft Metternich „mit Vergnügen” bemerkte, „vaß nur in einigen wenigen Punkten 
eine Berfchiedenheit vorhanden fei, über welche man fich leicht werke vereinigen 
fönnen, um eine gemeinfame Redaktion ver Bundesakte unter dem Beitritt von 
Bayern und Sahfen zu Stande zu bringen”. In der darauf folgenden allge 

rinen Konferenz einigte man fi) dann auch leicht über „einige wenige‘ Punkte, 
d. 5. Bayerns Wille drang durch! | 

Freilich ein Hauptſchlag, welcher die Bundesakte hatte treffen follen, ging 
fehl: die Eintheilung in zwei Abfchnitte, wodurd die den Untertbanen gewähr- 
leifteten wenigen Rechte gewifjermaßen eliminirt over dod in einen Appenbir, in 
einen Nebenvertrag gebrängt werben follten, wurbe dadurch wirkungslos, daß in 
den für diefen zweiten Abſatz nun erforberlihen Einleitungsworten vemfelben gleiche 
Kraft mit dem erften, der die „Feſtſtellung“ des Bundes enthielt, beigelegt 
wurde. . 

Dagegen gehörte das Bundesgericht zu den „einigen wenigen Punkten“, 
‚welche zum Opfer fielen. Defterreih und Preußen, Sachſen und Hannover, Kur- 
beffen, Medlenburg und Oldenburg, die ſächſiſchen Häufer und Lüber hatten 
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jegt nur noch ausprüdlihe Wünſche! Bayern ſchenkte viefen piis desiderlis 
„nach feinen Inftruttionen” kein Gehör. Ebenjowenig dem Vorſchlag, ftatt Aus⸗ 
trãgalinſtanz „Inftanz“ over „permanente Inftanz” zu fegen. — Unb fo warb 
Bayerns Eintritt in das neue Hans bes deutſchen Volkes ermöglicht um ven 
Preis, daß dem Verfafſungsgebäude fehlen follte, was die preußiſchen Staats⸗ 
männer als feinen Schlußftein bezeichnet hatten. 

Zu Urt. 13 von den Landſtänden „wurde beliebt, die Faſſung, fo unvoll⸗ 
fommen fie auch fei, vennocd in diefer Grundlage, fo wie fie entworfen worden 
id. 5. am 30. Mai 1815, nicht am 10. März 1814, nicht einmal am 30. 
April 1815!) beizubehalten“. 

Bor diefem Ausgang, bereit8 am 5. und 6. Juni, hatten Preußen und 
Hamover in offictellen Noten ven Bund, melden fie gründen halfen, als einen 
unvollfommenen gerügt, der nur befler wäre ald gar keiner. Hannover 
batte ausprüdlich erklärt, die Bundesakte erfülle nur zum Theil die Erwartungen 
der deutſchen Nation; venn fie begrände nur ein politifches Band unter den ver- 
ſchiedenen Staaten, nicht eine Bereinigung des gefammten deutfchen Volles. Sept, 
nach den legten Sugeftänpniffen, war der Bund um foviel unvolllommener ge- 
worven, daß füglich Zweifel entftehen konnten, ob er immer noch befier als gar 
feiner wäre! — Doc dieſes Mintnum von Anerkennung blieb auch ben Werte 
oom 8, Iunt. Denn in ver elften und legten Konferenz vom 10. Juni wurde 
die Unterjchrift und. Befleglung der Bundesakte, welche das Datum des 8. trägt, 
vollzogen. | | | 

Nicht von Württemberg und Baden. Das erftere ftellte neue Beringungen, 
wänfchte dem erften Abjchnitt, abgefehen von dem über die Unterthanen hanbeln- 
den zweiten, beitreten zu dürfen und brachte allerhand Sophismen vor. Es wurde 
feine Rüdfiht darauf genommen, kaum geantwortet. Die Uebrigen jchloffen ven 
Bund, forberten vorbehaltlofen Beitritt’ und fchrieben jogar die Form vor, im 
weldyer derſelbe, falls Württemberg und Baden ven Gründern gleichgeftellt wer- 
ven wollten, zu erfolgen hätte, 

Sp umfaßte der Bund einftweilen nicht das ganze Deutſchland. Aber jene 
den Beftand des Ganzen gefährbenven Vorbehalte waren ſeit Bayerns Beitritt 
zum Schweigen gebracht. 

Dagegen laute Protefte begleiteten ven welthiftoriihen At der Stiftung. 
Die unterdrückten Neichöftände erhoben ihre Stimmen, Bentheim-Steinfurt am 
11. Iunt, das Haus Solms am 12., envlih am 13. alle dieſe Fürften, Grafen 
and Herren insgefammt, indem fte förmlich und feierlich ihren Rechtszuſtand von 
1805 fi für ewige Zeiten vorbehielten. Nur Ifenburg proteftirte nicht: ſich als 
jonverän betrachtend, erflärte e8 am 10. Juni feinen Beitritt zum Bunde, Am 
14. Iuni legte auch ver Legat des Papftes Proteft ein, namentlih dagegen, daß 
das römifche Kaiſerthum und heilige Reich nicht wiederaufgerichtet worden, „poli- 
tice unitetis centrum jure habitum et religionis sanctitate consecratum“. 
Es war die legte Remintfcenz daran, daß es einft eine Würde gegeben, bie in 
beſonders innigem Verein mit der Kirche vie völferrechtliche Einheit der Chriſten⸗ 
heit varzuftellen berufen war. Worauf fie feit beinahe taufend Jahren gerubt 
hatte, dieſe Würde, weſentlich verfchieden von ihr — das deutſche Königthum 
war aufgehoben! aufgehoben nicht durch einen Feind im Kriege, kraft Eroberung, 
ſondern durch diejenigen, welche alsbald an feine Stelle traten, vie nunmehr 
fouveränen Fürften und freien Stäbte, deren Geſammtheit feither das officielle 
Deutihland ausmacht, ven deutſchen Bund. — 
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Unter folchen ſchweren Geburtswehen entſtand vie nene Berfaffung. Kaum 
hatten die Federn deutſcher Staatsmänner diefe mühſelige Arbeit vollbradt, ba 
erfolgte ver eutſcheidungsvolle freudige Sieg deutfcher Waffen. Zehn Tage nad 
feiner Stiftung erlebte der deutſche Bund die erfle gewonnene Schlacht: aber 
hatte er fie, war fie für ihn gefchlagen und gewonnen?! — Die Antwort bier- 
auf gab Angefihts von Europa ver zweite Pariſer Friede. Geſchloſſen im Jahre 
der Gründung des Bundes, das deutſche Gebiet nicht unbeträchtlich vergrößernd, 
fennt dieſer Vertrag die europätfche Großmacht Deutſchland in ihrer neuen Form 
nicht einmal dem Namen nad: des veutihen Bundes gefchieht darin mit feiner 
Sylbe Erwähnung. 

Indeſſen feine Berfaflung war damals no nit ins Leben getreten. ‘Das 
ihm beftimmte Drgan des Wollens und Handelns, die Berfammlung der Bevoll⸗ 
mäcdhtigten feiner fouveränen Fürften und freien Städte, die Bunvesverfammlung 
(ogl. dieſen Art.) hatte freilid am 1. September 1815 eröffnet werben ſollen; 
aber der 9. Artitel der Bunvesakte, welcher vies feftfette, ift der erfte unerfüllt 
gebliebene des in Verheißungen kargen Grundgeſetzes. Hatten doch erft am 26. 
Juli Baden, am 1. September Württemberg ihren vollfommenen und unbebing- 
ten Beitritt durch Vollziehung des vorgejchriebenen Yormulars erklärt! So war 
am 20. November 1815 ver deutſche Bund zwar konſtituirt, aber noch nicht 
fähig, fein Dafein geltend zu machen. In jener europälfchen Urkunde genannt 
fonnte, durfte, ja mußte er dennoch werben; daß feine mächtigften Glieder ihn 
ſtillſchweigend damals verleugneten, war von übler Borbedeutung für die nach⸗ 
malige Stellung und VBebentung des durch Kampf unt Sieg wieberhergeftellten 
Baterlandes im Kreife der Mächte! 

Aber bergeftellt war wenigftens das nadte Dafein eines Deutſchland. Es 
follten ja nur die Grundlagen einer Verfaſſung, es follte nicht vie Verfaſſung 
felbft fein, worüber die Stifter des Bundes fich geeinigt hatten. Bon der Aus- 
führung viefer Grundzüge, von dem Bau der auf diefem Fundamente fi erhob, 
bing Alles ab. Die Gefchichte des Bundes ift die Gefchichte nicht einer gewor- 
denen, fondern einer im erften Werden begriffenen Berfaffung des geretteten und 
befreiten Reiches. 

Es galt alfo, den eigentlihen Bund, die wahre Staatsordnung Deutjch- 
lands noch zu ſchaffen. Allerdings nicht aus irgendwelchen politiſchen Theorieen 
und patriotiſchen Phantaſieen heraus, ſondern unter ven Bedingungen ver gege- 
benen Rechtszuſtände, nicht auf anderer Baſis als auf der vom 8. Juni 1815. 
Nur die Grundlage war da: doch eben fie war auszubauen; Grundzüge einer 
Berfafiung harrten und beburften der Ausführung: aber in den Grundzügen ftand 
die Berfaffung fe. — Das war, pas ift die Aufgabe; fie wurde und fie wird 
von feiner Seite mit der rechten Ehrfurcht und Aufrictigkeit ergriffen! Die Bun⸗ 
besafte enthält nur das Fundament: aber eben das Fundament; fe enthält 
die Keime deſſen, was dem Vaterlande beflimmt iſt: doch nur bie Keime, 

Und dieſe Bundesalte, von welcher jede weitere Entwidlung, von der aber 
auch wirklich eine Entwidlung anheben fol, ift feit ibrem erften Werben vem 
Volke verleidet worden! Berleivet vor Allen durch vie Gründer ſelbſt. Wider⸗ 
willig und geringſchätzig nahm ein jeder, freudig und anerkennend keiner vie ſelbſt 
gewählte Yorm an. Mit berber Rüge geißelten officielle Altenftüde die Schwächen 
des neugeftifteten Bundes. So wurde der Geift der Nation, von dem eine Ber- 
foffung getragen fein will, um Wurzel zu fehlagen und zu gebeiben, dieſer Ver: 
faffung feindlich geſtimmt. Aus unſichtbaren Tiefen nes Volksthums ftrömen fonft 
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belebende, treibenve, zwingende Kräfte: dieſem Verfaffungswert ward wie abflcht- 
lich das nährenne Erdreich entzogen. 

Und leider trug die Bundesakte einen innern Widerſpruch mit ihrer Be⸗ 
fimmung, die Grundlage eines großartigen Föderativſyſtems zu fein, in fich ſelbſt. 
Bar fie doch unter ven Hänven folder Mitarbeiter entftanden, vie nichts weniger 
wollten, als was fie werden follte. Hatte doch Sachſen vurchgefegt, daß im Art. 7 
jeve wichtige und weientliche Beſtimmung, welche der Bund treffen konnte, an 
Einftimmigfeit oder Zweiprittelmehrheit gebunden worden. Mag man nun ftreiten, 
ob einer zufammengefegten Berfaflung gemäß ihrem künftlihen Charakter nicht 
eher damit gebient ſei, Neuerungen zu erfchweren; unftreitig ift es, daß, bejaht 
man auch die Frage, dies nur von einer Berfaflung gelten kann, vie wirklich eine 
Berfofiung if. Aber vie Bundesakte war eben nur die Grundlage einer ſolchen. 
Sie Hatte keinen Sinn, wenn fle nit zum Ausbau kam. GSinnwibrig war 
daher oder gar feinpfelig jede Beſtimmung, woburd vie Entwidlung deſſen, was 
nur Keim fein fol, erſchwert und faft unmöglich gemacht wird! 

Bas find aber Formen noch fo mangelhafter Art, wenn ein reiches Leben 
den Inhalt bildet? die unfcheinbarfte gewinnt dann Licht und Glanz, die fehwer- 
fälligfte wird beflügelt, vie unangemeflenfte wird zum plaftifhen Ausdruck des 
Innern. Rerht und Berfafiung haben nicht ornamentalen Charakter; das Recht ift 
Lebenögeftalt, Fein Schmud und Zierrath; vie Verfaffung tft geordnetes Volks⸗ 
dafein. Freilich weilen Gemüth wäre unempfänglich für Erhabenheit ver Form, 
für die Pracht der Erfheinung? Heil der Nation, in deren Verkörperung auch 
die Schönheitsivee verwirklicht iſt. Aber. vie ſchwächlichſte Knechtsgeſtalt eines 
Boltes wird geabelt dur feine Seele. Und fo konnten die Fefleln, welche ver 
Art. 7 der Bundesalte deren eigner Entfaltung auferlegte, ven Aufſchwung des 
Berfaffungslebens nicht hemmen, wenn die fouveränen Yürften und freien Stäbte, 
deren @inftimmigleit oder überwiegende Mehrheit erforverlih war, damit bie 
Bundesakte, welche vorwiegend Verheißung ift, in Erfüllung gehe, einig waren 
und immer einiger wurden im Geiſte ver Baterlanvsliebe und hochherziger 
Achtung der Freiheit ihrer Untertbanen. Regterte fie dagegen ein rheinbündiſcher 
Sinn, waren fie gleihgältig gegen ihr Deutfchland, mißtrauifch gegen die Nation, 
eiferfüchtig auf deren Gerechtfame, und Egoiften ohne Verſtändniß ihres wahren 
und edleren Selbft, dann freilih wurbe jener Artikel 7 eine fürchterliche Waffe 
in ihren Händen, um unmöglich zu machen was zumelft noth that. — 

Faſt anderthalb Jahre beftann ver veutihe Bund ohne Organ. Erſt am 
5. November 1816 wurbe bie Bunvesverfammlung eröffnet. Mit verheißungs- 
vollen Worten! Die freie öffentliche Meinung der Nation werbe ber 
Leitftern ihrer Berathungen fein, die Erfüllung des Nationalbepürf- 
niffes ihre heilige Pflicht. — Die erftien Verhandlungen, wenn auch in patrioti= 
fhen Reden eines Gagern u. W. Mondes unklar empfunden und unficher gewollt 
erfcheint, die erſten Arbeiten des Bundestags, fo namentlich die Kompetenzbeftim- 
mung vom 12. Juni 1817, tragen das Gepräge würbiger Gefinnung und reb- 
licher Abfiht. Daß gleichzeitig Preußen tm Geifte verer, welche für vie Freiheit 
der Ration, werm auch vergeblich, auf dem Wiener Kongrefie vorgelämpft hatten, 
eifrig Hand an's Werk legte, das Königewort vom 22. Mat 1815 zu erfüllen, 
daß in Weimar, felbft in Bayern Tonftitutionelle Rechte verbrieft wurden, be⸗ 
rechtigte zu vaterländiſchen Hoffnungen ! | 

Ste find getäufht worden. — Ein unrühmlicher Wettftreit ver Feindſeligkeit 
und des Mißtrauens hub an zwiſchen ven Regierungen und dem Volle. Wer von 

Bluntfgli und Brater, Deutſches Staatse⸗Wörterbuch. IE. 2 





18 Meutfcger Band, 


beiden Seiten ibn angeftiftet, tft ſchwer zu entſcheiden: welcher Theil dabei bie 
größere Schuld teage, ift unfchwer zu verfennen, Deuifchland hatte, mit Mar 
von Schmienborff zu reden, einen Frühling erlebt wie feit tauſend Jahren noch 
feinen; ungeftüme Zriebe und gährende Säfte vegten fi mädtig; gegenſtandloſe 
Sehnfucht, leidenſchaftliche Gluth, reizbare Aufwallung, träumertiches heißes Ber- 
langen fchwellte die Bruſt ber jugenplich wiedergebornen Nation; ver Lenz mit 
feiner Art und Unart durchtobte die deutſche Welt; Blitze wetterleuchteten durch 
vie feuchte bedrückende Atmofphäre ber dem kaum vom Eife ver Fremdherrſchaft 
in einhelltger Empörung befreiten Lande, Wahrlich eine lohnende Aufgabe maß- 
baltender Staatstunft war es, zu fteuern nach gewiffem unb nothwendigem Ziel 
in ſolchen Frühlingsäquinoltien! Aber von Allem, was geſunde Politit gebot, ift 
das Gegentheil geſchehen. Erſt wurde das Volk gereizt und beleidigt durch Läfte- 
rung unb Verkleinerung feiner großen patriotifchen Erhebung: und bie Läſterer 
behaupteten einflußreihe Stellungen. Dann erregten Agenten und Spione bes 


Auslandes, das fih in dem gegen jeven auswärtigen Einfluß erbitterten Volke. 


frecher denn je geherbeke, Verdacht und fanatifhen Haß. Die heilige Alltanz, ver 
Englaud, wie Lord Liverpool im Parlament angab, wegen geheimer mit ver 
happy constitution unvereinbarer Urtifel den Rüden wandte, — ver Kongreß von 
Aachen, für welchen ber deutſche Bund wie nicht vorhanden war und ber Doch 
über deutſche Dinge fih verbreiten durfte, ſchürten das euer. Und nun bemäd- 
tigte fi die Furt vor Berſchwörungen, vie nicht eriftirten, vor Wuffländen und 
Umwälzungen, deren Gedanke den Deutfchen noch fern lag, fogar wohlwollenver 
Staatsmänner; und den Uebelwollenden dienten viefe politifchen Beängftigungen 
zum erwänfchteften Vorwand. Statt mit ftarter Hand und unbengfamer Energie 
Großes und Gutes zu ftiften, wurde nun Halt gemacht unb bie deutſche Po- 
litik ſank herab zu deutfcher Polizei! Seht hatte die Gährung in den Ge- 
müthern einen Gegenſtand, bie fleigende Unbefriebigung zu wachſender Unzufrie- 
denheit einen Anlaß; jetzt nahm die Nation Miene an, zu wollen, was gefürdhtet 
wurde. Und ber erfte Anfchein, fo trügerifch er war, galt als Rechtfertigung ber 
“ Schritte, wodurch er erzeugt. worben. So ftanden wir vier Jahre nach der Neu- 
geftaltung Deutſchlands auf ver abfhüffigen Bahn, welche nun Jahrzehnte hin⸗ 
durch beinahe mit Nothwendigkeit eingehalten worben, und auf welder ver 
regierungsfeinplide Sinn des Volles die Regierungen und der volksfeindliche 
Sinn ver Letzteren die Nation gleihjam wettelfernd in immer jäheren Sturz 
verwickelte. 

Nur zehn Regierungen waren an ven Verabredungen von Karlsbad 3) 
betheiligt; das legale Organ des Bundes warb umgangen, weil unter den Mit 
gliedern des Bundestags noch der Geiſt fortlebte, in welchem fie eröffnet worben 
und weil nichts weniger als „bie freie öffentliche Meinung der Nation“ der Leit⸗ 
fern von Konferenzen fein Tonnte, in welchen bie Regierungen gegen das vor⸗ 
geblich zügellofe, die Foridauer und Exiſtenz Aller bedrohende Treiben des Volles 
eine Eidgenoſſenſchaft gränveten. War es aber nur die Minderheit der beutjchen 
Staaten, die fih bier verpflichteten, ven ftürmifchen Geiſtern das „quon ago* 
zuzurufen, und Mittel und Wege beriethen, aller Bewegung Einhalt zu thun: 
fie bat wie jene Minorität auf dem Wiener Kongreß, in deren Fußtapfen fie 
trat, die Oberhand erlangt. Die bornirte Weltanfchauumg ber freihensfeindlichen 


1, Wichtige Urkunden fir den Rechtezuſtand der deutfchen Nation mit eigenhändigen An- 
merkungen von Joh. Ludw. Klüber, Ben von 6. Weider, 1844. : 
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geheimen Karlsbader Konferenzen iR der Leitftern der Verhandlungen am Bundes⸗ 
tag geworben. Nicht das Bffentlihe Recht, pas feiner Entwicklung harrte, nicht 
vie öffentliche Wohlfahrt, ver mit vereinigten Kräften feiner Glieder ver Bund 
zu dienen hatte, ſondern eine fire Idee, ein ächter Spleen regierte die deutſche 
Belt. — DOrbmung und monarchiſches Princip find Worte von gutem Klang. 
Deutfhen Obren aber tönen, fo oft feit den Tagen von Karlsbad dieſe Saite 
angefhlagen wird, Mißlaute dazwiſchen, ſchrille Diffonanzen. Denn es giebt nur 
Eine wahre Orbnung, das ift die Rechts ordnung: fie war in Deutſchland er- 
Härtermaßen mangelhaft und gerade ihrer Ausbildung wurde nun Halt geboten 
im Ramen der Ordnung! Das monarchiſche Princip bat feine bedeutende Wahr: 
beit ala die Krone feſter, geficherter, rechtlicher Organtfation, als perfönlichfter 
Ausdruck zufammenfafiender Einheit eines großen Bollsganzen: und bier wurbe 
verfucht, Armuth des Volks an Recht und Freiheit, Ohnmacht und Zerfplitterung 
des Vaterlandes zu verewigen, der nationalen Einigung zu wehren — im Na- 
men bes monardifchen Principe. — Die fieberhafte Unruhe des Volles, das ven 
Regierungen mißtrante, ftempelten viefe zur Revolution und ftraften fie dadurch, 
daß fle diefes Mißtrauen in der That rechtfertigten. Die Furcht vor Reaktionen 
erbitterte die Unterthanen; und die wachſende Erbitterung ebnete Reaktionen ben 
Weg. Die Furt vor revolutionärer Bewegung hemmte jede fortfchreitenne vater- 
laͤndiſche Richtung im Kreife der Regierenven, und ver gehemmte Fortſchritt, ber 
entfehloffene NRüdfchritt erzeugte revolutionäre Tendenzen. So überbot ein Theil 
den andern zum Unheil des Ganzen: Regieren heißt aber, das Leben einer 
Gefammtheit führen, erhaben über aller Furcht und flarf genug, nichts fürdhten 
zu därfen. Eine veutfche Regierung in dieſem hohen und wahren Sinn, bie un- 
beirrt das Große und Baterlänbifche wollte, die jener Zeit, auch wenn die Unter: 
tbanen Unrechtes anflrebten, das Rechte' that, eine foldhe Hat es damals nicht 
gegeben. Sie ftellten ſich fammtlih auf Eine Linie mit ihren Unterthanen, in- 
dem fie, glei einer Gegenpartei, nad beren wirklicher ober vermeintlicher 
Handlungsweiſe ihre eigene Politik beftimmen liegen 32). . 

Im Anflug an die Karlsbader Zufammenkunft fanden vom 25. November 
1819 bis zum 24. Mai 1820 Konferenzen von Miniftern aller deutſchen Staaten 
zu Bien ftatt. Diefer Kongreß arbeitete das zweite Grundgeſetz des Bun- 
des; die fog. Wiener Schlußakte, datirt vom 15. Mai 1820, ift das Wert 
der Konferenzen. Alſo die Regierungen felbft nahmen dem Bundestage feine we⸗ 
jentichfte verfaffungsmäßige Befugniß ver Wetterbilpung des Bundesrechts. War 
er zu Karlsbad als die oberfte politiihe Behoͤrde in Deutichland bezeichnet, deren 
legale Beſchlüſſe als Geſetze des Bundes unverbrüchlich ausgeführt: und gehand- 
habt werben müßten, fo wurbe jetzt in der wichtigften Angelegenheit die Achtung 
vor dieſer oberften politiihen Behoörde des Vaterlandes bei Seite gefett; bie 
fünmtlichen GOlieder des Bundes übergingen das Organ ver Gejammtheit! — 
Am 8. Iunt 1820, dem fünften Jahrestag der Stiftung des Bundes, erhob 
ein Plenarbeſchluß des Bundestags, deſſen formelle Gültigkeit nicht einmal zwei- 
fellos if, da die erforderliche vorgängige Verhandlung im engeren Rathe nicht 
fattgefunven Hat, vie Wiener Privatarbeit der einzelnen Staaten zum zweiten 


3— Dal. die Bundesbeſchlüſſe vom 20. Sept. 1819, 11. Dechr. 1823, 16. Auguſt 1824, 
21. Oft. 1830, 27. Oft. und 10, Noobr. 1831, 14. Juni, 28. Juni, 5. Yult, 9. Aug., 23. 
Ir A 29. Rovbr. 1832, 20. Juni, 8. Aug., 10. Oft. 1833, 13. Novbr. 1834, 28. April 
18 — die Wiener Minifterlonferenzen von 1834 1 
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Bundesgrundgeſetz, das gleiche Kraft und Geltung haben follte wie vie Bunbes- 
afte felbft. 

So waren denn die Grundzüge weiter ausgeführt. Aber der Gelft, in wel- 
chem es geſchah, entſprach wenig der Abficht ver Mehrheit ver Stifter. Zweierlei 
war danach zu erwarten und zu begehren gewefen: einmal, daß das Iodere Band, 
welches vie Staaten umſchloß, ftraffer gezogen, vaß der Bund, wie Hannover 
einft gewollt, eine wahrbafte „Bereinigung des gefammten deutfchen Boll“ wurde; 


ferner, daß die Rechte der deutſchen Untertbanen präciier gefaßt und erweitert, 


daß bie nur vorläufig beibehaltene, erflärtermaßen unvolllommene Yafjung bes 
Art. 13 vervolllommnet, daß feftgeftellt wurve, welche Gerechtſame zum Wenig- 
ften deutihen Ständen gebühren, daß vie Lüden, worüber in dieſer Hinficht einft 
Preußen geklagt, gefüllt wurben. Die Wiener Schlußakte fteht nicht außer Be- 
ziehung zu folden Erwartungen und Forderungen; fie find ihr befannt und ge- 
läufig: das fteht zwifchen ven Zeilen gefchrieben. Aber fie erfüllt fie nit. Das 
Geſpenſt der Revolution bat den dräuenden Finger erhoben und bie Karlsbader 
Beihwörungsformel allein verheißt Hülfe. Daher, flatt Deutſchland als Ganzes 
einheitvoller darzuftellen, hat die Schlußafte den Bund ausdrücklich und abſicht⸗ 
lich noch völkerrechtlicher verfplittert. Ferner, ftatt ein Minimum von Rechten 
der Unterthanen zu verbüirgen, das ihnen nicht genommen werben kann und biejes 
zu artikuliren, fest fie faft ironiſch ein Dearimum, worüber hinaus ven Deut- 
ſchen nichts vergönnt werben fol, und begründet eine polizeiliche Centraliſation, 


bie mit jener völferrechtlichen Toderung des lofen Verbandes in auffälligem Wider 


ſpruche fteht. 

Es iſt anzuerlennen, daß vie Wiener Schlußakte das Bundesrecht weſentlich 
fortentwidelt bat. Aber fle entſtand unter feinem glüdlihen Stern! Die Örund- 
züge ver Bunbesakte find um ein Bedeutendes weiter ausgeführt durch fle: doch 
nicht principgemäß, fondern nad Nüglichleitögräünden ver Urt, wie bie Karle- 
bader Auffaflung ver Sachlage fie an die Hand gab. 

Die Bundesakte Tieß fi in zwei entgegengefeßten Richtungen ausbilden. 
Entweder nah dem Wunfche ver Einen fo, daß das Ganze erftarkte, wenn 
auch unter Einſchränkung der Selbſtſtändigkeit der Theile. Oper, was Andere 
vorziehen mochten, fo, baß bie Freiheit der Theile ſich jedweder Einmifchung 
und Bevormundung enthob, vielleiht auf Koften der Kraft und Einheit des 
Ganzen. Über weder eine das Baterland ſtärkende Entwidlung ver ſtaatsrecht⸗ 
lichen, noch eine ver Freiheit wohlthätige Steigerung der völkerrechtlichen 
Elemente der Bundesverfaffung enthält in ehrliher Konfequenz die Schlußakte. 
Bielmehr eine Berquidung Beider: der völferredtliche Charakter iſt erhöht, um 
bie Sonveränetät der Herrſcher über das Baterlanv zu ftellen; und ein ſtaats⸗ 
rechtliches Weſen ift eingemifcht, um die Freiheit ver Nation in ihren Innern 
Angelegenheiten zu zügeln. Baterländifcher Einheit ftellt pie Schlußakte ven Bund 
als völlerrechtlihen Verein gegenüber; und bürgerlicher Yreiheit in ben (wie man 
meinen follte) fi felbft überlafienen Staaten fest fie venfelben Bund entgegen 
als abſolut gebietende und verbietende Gentralpolizeigewalt. N 

War e8 bei folhem Grundtypus ein Wunder, daß bie Nation ein Auge 
batte für die wirklichen Vorzüge viefes Bundesgrundgeſetzes? Seine Mängel, fein 
gwrov wevdog aber wurde verdängnißvoll für die ganze polittfche Richtung der 
Deutſchen. Der Dualismus der Schlußafte fpiegelt ſich Jahre lang in dem felt- 
famen Widerſpruch, ver die Oppofitionsparteien in Deutfchland charakterifirt, fo- 
weit es fih um ihr Verhalten zur deutſchen Politit im Ganzen und Großen 
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handelt. Nicht eiwa fordern vie Führer des Bolks einhellig und ſtetig ſtraffere 
vaterlaͤndiſche Einheit, etwa den Bundesſtaat ſtatt des Staatenbundes; ſondern 
abwechſelnd vertreten ſie die eine und die andere Seite: bald eifern ſie freilich 
gegen die Zerſplitterung und Ohnmacht des Ganzen und gegen vie partikulariſti⸗ 
(hen Spaltungen: bald aber erhöhen fie dieſe felbit, berufen fi auf die völfer- 
rehtlihe Natur des Bundes, wollen und wünfden die vollfte Unabhängigkeit ver - 
einzelnen Pänter. Diefelbe PBrinciplofigkeit, daſſelbe Hanveln nad) Nüslichfeits- 
gründen findet fi alfo hüben und drüben! Nach bloßer Zwedmäßigteit beruft 
man fih auf den Bund als ein flantsrechtliches Gemeinwefen, um binauszuwelfen 
auf ein Höheres über ben Staaten: die Einen um Rechte zu wahren, die An- 
ven um fie zu unterbrüden, — und mit dem gleichen Eifer auf feine völfer- 
rechtliche Natur: theils um jene Wahrung ver Rechte, theils um ihre Unterbrüdung 
zu bintertreiben. So wechſeln die Rollen bis auf unfere Tage, nicht zum Bortheil 
ber politifchen Charaktere der Deutſchen und zum entſchiedenen Nachtheil des poli- 
tiihen Charakters von Deutſchland. 

In venfelben Bahnen bewegt fid) die ganze folgende Geſchichte des Bundes. 

Auf die Frage: was bat ver Bund feit den 42 Jahren feines Beftehens, 
während eines bis 1848 ununterbrochenen, faft beifpiellofen Friedens für Deutſch⸗ 
lands Kräftigung und Förderung gethan, ift keine Antwort möglid. So un- 
gefähr äußert fih an entſcheidender Stelle ein deutſcher Staatsmann, den wir 
auch im Folgenden meiſt ſtatt unfer reden laſſen 59). Der Schaden, ber hieraus 
erwuchs, ift unabjehbar; ſchon ver moralifhe Nachtheil, vie Wirkung auf bie 
Geſtunung der Nation ift Übergroß. Nicht ein einziges Lebenszeichen ver Bundes⸗ 
verfammlung gab fih fund, woraus das Volk hätte entnehmen können, daß feine 
dringendften Bebürfniffe, feine mwohlbegründetften Anfprühe und Wünſche im 
hohen Rathe des deutſchen Bundes irgend Beachtung fänden. Die Regierungen 
felbft, offenbar daran verzweifeln, daß das Organ ihrer eigenen Bereinigung 
ju andern Zwecken als denen der Sicherheitspolizei verwendbar fei, umgingen, 
wo einmal gemeinnügige Anordnungen beabfidtigt wurden, ben Bundestag und 
betraten den Weg feparater Unterhandlungen. Auf biefem Wege entfland ver 
Zollverein, ein fprechenver Beweis dafür, daß der 19. Artikel der Bundesakte 
auf verfaffungsmäßige Weile nit erfüllbar, — fo entftand, ein erfter Anfang 
gemeinſam ventfcher Geſetzgebung, die allgemeine Wechfelorunung. Der Gevanke, 
daß es zwedios und unnöthig fei, irgend einen Antrag, der Opfer erheifche, an 
ven Bund zu bringen, wurde allgemein bei ven deutſchen Regierungen. Wohin 
eine folhe Berleugnung aller höheren Auffaflung führe, davon legen bie Proto- 
tolle der Bunvesverfammlung Zeugniß ab. Außer etwa Einer gemeinfam veutfchen 
Inftitution, die bier begründet ift, bieten dieſe Verhandlungen faft nur das troft- 
iofe Bild nichtiger Rangftreitigleiten, unerheblicher Kabinetszwifte und geringfügi- 
ger Brivatreflamationen dar. Daß bier das Interefie und die Sehnfucht der größten 
enropälfchen Nation vertreten werben follte, davon ift felbft die Spur verlöfcht 
worden. Dan kann in diefer Beziehung nicht deutlicher fprechen, als ver preußi- 
ſche Minifter, welcher ven Bevollmächtigten am Bundestag dahin inftruirte: 


s, Joſeph v. Radowig, Deutfhland und Ariedrih Wilhelm IV., Hamburg 1848, 
namentlich defien Denkſchrift vom 20. November 1847; vgl. daf. S. 39 fg. — Weſentlich über 
einſtimmend hatte fi) eine Denffchrift des preußiichen Bundestagsgefandten Grafen v. Dön hoff⸗ 
Fried richſte in ausgefprocdhen, welche diefer Staatsmann im September 1847 dem König 
von Breußen bei defien Anweienheit am Rhein überreichte, 
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„Berlin und Wien find die Site der Aktion; Frankfurt iſt der Indifferenz⸗ 
punkt ver deutſchen Dinge“ ! 

Nach Iangivierigen widrigen Ziwiftigleiten warb im Jahr 1821 die Bundes - 
kriegs verfaſſung in Angriff genommen. Die betreffenden Verhandlungen er- 
öffneten einen tief fchmerzlihen Blid in die Selbſtſucht und kleinliche Eiferſucht 
beutfcher Regierungen. Aber ver Yortfchritt ift groß, vergleicht man das Heer⸗ 
wefen des Bundes mit dem bes Reiches. Yreilid wurde vorläufig nur Mangel- 
baftes zu Stande gebradt; pie Korpseintheilung leivet an ernften rechen, in 
denen fi die Miſere der deutſchen Zuſtände fpiegelt und worin ſich ſchlimme 
feparatiftifche Hintergevanten und Gehäffigfeiten verrathen; vie Gleichheit ver 
Neglements und Kaliber wurde von ber Willfür abhängig gemacht; ein Ober- 
fommando warb auf den wirklichen Kriegsfall beichräntt und auch Hiefür ver we⸗ 
fentlichften Attribute beraubt. Seit 1841 gefhah nun aber für die Reform des 
Heerweſens Bedeutendes; Friedrich Wilhelm's IV. Thronbefteigung bezeichnet hie⸗ 
für eine neue Epoche. Zum erften Mal unterwarfen ſich die deutſchen Souveräne 
einer wahrbaften Oberauffiht durch ven Bund. Es ift das einer der wenigen, 
wo nicht der einzige Glanzpunkt der Gefchiihte des Bundes. Daß nad zwanzig- 
jährigem Deliberiren, ob Ulm ober Raſtadt zu befeftigen fei, auf Preußens An⸗ 
{aß der Bau beider Bundesfeſtungen beſchloſſen wurve, gehört in baflelbe Kapitel 
des Nennend- und Rühmenswerthen, 

Aber nah Außen, obſchon allmählig in feiner Bertheivigungstraft geftärkt, 
war und blieb der deutſche Bund eine europätfhe „Ohnmacht“. In Luremburg 
Hatte ſich's zeigen müſſen, daß einem deutſchen Bundesgliede durch keinerlei biplo- 
matiſche Intriguen auch der geringfte Theil feines Gebiets entriſſen werben könne, 
daß die Bundesgrenze unter feinem Vorwand angetaftet werden dürfe. Statt beflen 
warb biefe Angelegenheit auf pas Kläglichfte erledigt; aus dem Scheinerfag für 
ven verloren Theil von Turemburg proben no in Zukunft ernſte Berwidlungen 
und ber bisherige Friedſtand in Betreff der Stellung Limburgs zum Bunde ift 
nur eine fortgefegte Demüthigung Deutſchlands. 

Wie gern erinnerte man fi des Bundesichluffes vom 18. September 1834, 
worin anmaßender Einmifhung des Auslandes wilrdevoll gegenübergetreten wurde, 
wie gern felbft des mehr als vorfichtig gefaßten Beſchluſſes vom 17. September 
1846 in der Schleswig-Holftein’fchen Angelegenheit, wenn nicht gerabe ver 
Gang, melden dieſe bis zum Londoner Protofoll und vollends feither genommen 
bat, gerade ſolche Erinnerungen trübte, gerade ſolche patriotifche Aufwallung als 
gehaltlos und unwirkſam erfcheinen ließe. 

Und im Innern — die Aufhebung des babifchen Preßgejeges und die In- 
tompetenzerflärung in Sachen des hannoverfchen Grundgeſetzes — wie furdtbar 
ift die Folgerichtigkeit dieſer Inkonfequenz in der Politik der Bundesperfammlung ! 

Ueber das Beſte endlich mie über das Schlimmfte, leteres immer befürchten 
laffend und gewiß aud begünftigend, breitet der Beſchluß vom 1. Juli 1824, 
ver bie Berdffentlihung der Bundestagsverhandlungen unterfagt und 
auch heute noch, nachdem er durch neuen Bundesbeſchluß vom 2. April 1848 
ausdrücklich und rechtsgültig aufgehoben tft, fih, als ob er nod in Kraft wäre, 
getenb macht, ben Schleier undurchdringlichen Geheimniſſes! Wenn irgend eine 

aßregel dem veutfchen Bunde Verderben bereitet bat, fo that es dieſe. Ohne 
das unfelige Zurüdziehen in das Dunkel der geheimen Protofolle hätte es nie 
dahin kommen können, daß ber Bund fi foldergeftalt feiner Pflicht gegen 
Deutſchland, gegen alle nationalen Anforderungen hätte entſchlagen können. Es 
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wäre nie bahin gekommen, daß auch der nadtefte Bartilularismus durch einfachen 
grundlofen, unmotivirten Widerſpruch bie heilfamften Unternehmungen gu lähmen 
vermochte, — nie bahin, daß Preußens redliche Bemühungen in ben Jahren 
1840—1848 fcheitern und, völlig unbekannt geblieben bis 1848, nicht einmal 
die geringe Wohlthat verbreiten konnten, welde die auf Das Gute gerichtete Ab⸗ 
fit als einen Troſt im Ungläd gewährt. — 

So ift vie Ueberzeugung die herrfchende geworben, daß eine Reform 
des Bundes eine Nothwenbigkeit fei. Sämmtliche deutſche Regierungen, jede für 
ih, und deren Gefammtheit durch ihr Organ, den Bundestag, haben bies als 
ein Krebo vor aller Welt verfünbigt. Bahnen find betreten, find verlaffen, bie 
zum Ziele führen follten,; das Ziel felbit ift unerreicht geblieben. Ein folgender 
Artifel wirb darauf zurüdtommen. 

Die Geſchichte des Baterlandes kennt der Krifen, wo es ſich um Sein ober 
Nichtſein Handelt, bereit mehrere. Das Bewußtfein, daß die veutfche Gegenwart 
in einer ſolchen mitten inne flieht, muß aber allgemein werben. Den Gemlthern 
varf bie Höhere Weihe nicht fehlen, welche vie Größe des Moments erforvert. 
Wenn die bisherigen Reformverfude, fowohl die, welche von ben Thronen und 
Kobinetten, als auch die, melde von NRebnerbühnen und Kathedern ausgingen, 
geieitert find, fo beveutet das nur, daß die Vorläufer der Reformation 
bereits der Bergangenheit angehören, daß die Entwidlung der deutſchen 
Dinge an der Schwelle der Reformation felbft angelangt iſt. Und 
wenn die Bundesverfaffung mit allen Mängeln, unberührt von ftärmifchen Be- 
wegungen der Zwiſchenzeit wieberhergeftellt ift, fo beweift ſolche Reftauration nicht 
ten etwa vwerfannten Werth der Inftitutionen, ſondern nur das Erfordernif ver- 
doppelter Anſtrengungen behufs ver — ſo tief wurzelnder Uebelſtände. 

„Es giebt einen Zwang, der nicht Gewalt iſt und doch noch unwiderſteh⸗ 
licher als ſie“, fagte einft Paul Pfizer: „die unüberwinvliche Natur der Dinge 
und das innere Geſetz ihrer Entwidlung, die zwar duch Mißverftand, böfen 
Willen und halsflarriges Widerſtreben geftört, verfümmert und zurüdgehalten, 
aber nie ganz überwältigt werben kann.“ 

Eine Reform des Bundes thut noth: darin flimmen Alle überein, ſollten 
auch Etwelche jest ihre Ueberzeugung zurüdvrängen ober verleugnen. Diefe Reform 
lebt bevor: wie fern oder nahe, das wird Niemand vorberzufagen ſich erfühnen; 
bie Nothwendigkeit aber ift eine dringende. Und enblih, eine Reform des Bun- 
des gilt es: nicht eine Befeitigung, vielmehr eine Erneuerung — aber eine 
emeuerumg von Grund aus, wahrlid eine Reformation an Haupt und 

liedern. 
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Weſen des Bundes. Der äußern Erſcheinung nach iſt der beutfche 
Bund eine Berbindung von Staaten, eine Union im weiteren Sinne bes 
Worts. Diefer äußere Schein, weldher allerdings ver Innern Wahrheit nicht ganz 
ermangelt, bat für Patrioten, deren Blick auf der Oberfläche haften bleibt, deren 
hiſtoriſches und juriftifches Urtheil nicht gereifter ift, die niederſchlagende Bedeu⸗ 
tung, daß fie, politifch betrachtet, als Deutjche eigentlich vaterlandslos find, daß 
Deutſchland, wie jener äfterreihiiche Staatsmann über Italien gejagt bat, nur 
ein geographifcher Ausdruck iſt. Indeſſen erfcheint ver deutſche Bund wenigftens 
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als eine wirkliche Staatenverbindung: er tft augenfcheinlih kein bloßes 
Bündniß, Feine Allianz. Dies bedarf aber ſogleich einer Erörterung *). 

Die Staaten find völferredhtliche Perfonen, Subjelte, und zwar die haupt: 
fächlichften Subjelte des Völkerrechts. Als ſolche ftehen fie in einem durch bas 
Böllerreht normirten Verhältniß zur willenlofen Schöpfung; es giebt ein Ver⸗ 
mögensrecht ter Staaten, ein unmittelbares oder Sachenrecht und ein durch andere 
völferrechtliche Perfonen, namentlih Staaten, vermittelte, d. h. Forderungs⸗ 
recht. Zu legterem gehören vie Allianzen oder Bünpniffe. Diefe find regel- 
mäßig auf Leiftungen, fei e8 bes einen Alliixten gegen ben andern, oder auf 
gegenfeitige gerichtet, wenn auch auf wieberholentlidhe, terminlidhe ober an den 
jedesmaligen Eintritt des casus foderis gefnüpfte Leiftungen. Ihr Inhalt ift alfo 
ein rein obligatoriiher. FEs giebt jedoch Rechtsverhältniſſe von Staaten, deren 
Weſen ein anderes, nicht obligatorifches iſt, und die deſſenungeachtet Allianzen 
heißen. 

Das Staatenrecht erjchöpft ſich keineswegs im Obligationenredht, ebenfowenig 
wie das Privatreht Innerhalb eines einzelnen Volks. Wie die Nechtsfubjelte im 
biefem, vorzugsweiſe bie menſchlichen Individuen, in perfonenredhtliden Ber- 
‚hältniffen zu einander ftehen und ſolche begründen fünnen, deren widhtigfte bort 
das Familienrecht ausmachen, fo kennt das Völkerrecht die perſonenrechtlichen Ver⸗ 
hältniffe der Staaten. Das perſonenrechtliche Verhältniß tft nicht auf einzelne 

Leiſtungen gerichtet, jo daß es erfüllt wird durch feinen Untergang, fo daß fein 
Zwed die solutio, bie Auflöfung ift; ſondern es tft ein Verhältnig ver Dauer, 
harakterifirt zwar nicht durd die rechtliche Unftatthaftigleit der Auflöfung, wohl 
aber durch die auf Dauer gerichtete Abſicht bei ihrer Eingehung. Es ergeben fidh 
daraus einjeitige oder gegenfeitige Rechte — nicht auf einzelne, wenn auch noch 
fo umfaffende und zahlreiche und wiederholte Leiftungen, jondern — an ver ganzen 
Berfon, d. 5. eben an der „Perſon“, alfo unter Borausfegung der Perfönlichkeit 
auf beiden Seiten, der Selbftftänpigfeit und Unabhängigkeit, ver ſtaatlichen Qualität 
oder Souveränetät. Hierauf beruhen Rechtsverhältniffe der Staaten als beftimmter, 
geſchloſſener Stantengruppen, gewiffermaßen Staatenfamilien; fie machen 
das völkerrechtliche Verbindungsrecht aus. 

Das Kennzeichen einer Staatenverbindung iſt ver Charakter der Dauer 
und Allgemeinheit bes gemeinfem zu verfolgenden Zwecks. Diefer ift kein 
vorübergehender oder ganz fpecieller, wie bei der Defenfivallianz mit ausprüd- 
licher oder ſtillſchweigender Beziehung auf einen beftimmten Gegner, oder wie bei 
dem Schug- und Trutzbündniß, wenn e8 mur für beftimmte Eventualitäten ge- 
ſchloſſen worden. Er ift ein bleibenver und allgemeiner: daher ift eine für alle 
Fälle eingegangene Defenfiv- und Offenfivallienz Yein bloßes Bündniß, fein 
obligatorifches Berhältniß der Staaten, fondern eine wahre Staatenverbindung. 

Bei Bündniffen obligetoriiden Inhalts finden fi, nur ausnahmsweife und 
ohne daß dadurch das Weſen des Forderungsrechts aufgegeben wird, bagegen bei 
Staatenverbindungen regelmäßig gemeinfame organifhe Einrichtungen . 
zur Erfüllung des gemeinfam zu verfolgenden Zweds. Dem Bleibenven biefes 
Zwecks entſpricht bei der Stantenverbinvung dann das Bleibende folder gemein- 
famen" Einrichtungen. 


*) We ben Art. „Bundesſtaat, Staatenbund“, von welchem die nachfolgende, das Ber: 
faſſungsrecht des deutfchen Bundes einleitende Darftellung theilweife abweicht. Anm. d. Red. 
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Die Bereinigung von Staaten für einen umfaffenden und dauernden Zweck 
zu Einem politiſchen Gefammtlörper mit bleibenden organtfchen Einrichtungen be⸗ 
hufs Erfällung ver Bereinszwede, namentlih mit einem die Geſammtheit 
repräfentirenden Organ ift der Staatenbund (Systema civitatum con- 
foederatarum). Als ein folder erfheint ver deutſche Bunt. 

Die Konfequenzen aus dem Weſen der völklerrechtlichen Staatenverbindung 
find, abgefehen von ven Rechten des einen der verbilndeten Staaten an ber völ- 
lerrechtlichen Perfon des andern und von den korreſpondirenden Pflichten des einen 
Staats gegenfber den Berfonen der Mitverbünveten, in Bezug auf Entftehung 
und Endigung tiefes Rechtsverhältniſſes folgende: Die Gemeinſamkeit ver ver- 
einigten Staaten beruht auf völkerrechtlichem Vertrag, auf dem Rechtsakt ver 
Bereinigung. Die Zufammengehörigkeit der Staaten hat feinen andern rechtlichen 
Grund. Im der durch den Bereinigungsvertrag vorgefehenen Weife iſt ber 
Verband wieder anfzulöfen. Ift der Verein als ein immerwährender geſchloſſen, 
fo bat dies die Bedeutung, daß einfeitiger Austritt aus dem Bunde nicht frei 
feht: mit Mebereinftimmung ſämmtlicher Theilnehmer wirb aber aud 
ein folher Staatenbund im Wege Rechtens aufgelöfl. ‘Denn der Rechtsgrund 
ber Unauflöglichkett ift der übereinſtimmende Wille der Kontrahenten; abgefehen 
von biefem mutuns consensus beftand Teine Unauflöglichleit des Bundes: ber 
contrarius consensus, daß der Bund geläft werde, hebt jene frühere Verabredung 
auf. Rah der rechtmäßigen Auflöfung ftehen die Staaten in verfelben Iſolirt⸗ 
beit auf dem Boden des gemeinen Bölferrehts nebeneinander wie vor dem Ab⸗ 
ſchluß des Bundes: denn der politifhe Geſammtkörper, welcher während ver 
Bereinigung beftand, beruhte lediglich auf ver völkerrechtlichen Ueberein- 
kunft und wear abgefehen von ihr gar nicht vorhanden. 

So ſcheint e8 num auch mit dem beutfchen Bunde der Fall zu fein. Er be 
fand vor 1815 nicht. Da fchlofien vie deutſchen fouveränen Yürften und freien 
Stätte — und zwar die erfteren nicht für ihre Perſonen, fondern nad 
Grundſatzen des Stants- und Völkerrechts als rechtmäßige Vertreter ihrer Staaten, 
beren höchfte Gewalt ihr eigenes Recht, — dieſen völferrechtlichen Verein. Sein 
Entftehungsgrund ift die Bundesakte vom 8. Juni 1815. Er ift geichlofien als 
ein beftänpiger; der Austritt fol keinem Mitglieve geftattet fein. Wenn daher 
die fonveränen Fürſten und freien Stäbte einftimmig ben entgegengefetten Willen 
haben und erflären (contrarius consensus oder mutuus dissensus), daß ihr Bund 
aufhören folle, dann — fo fcheint e8 — erreicht der deutſche Bund fein Ende; 
es beftehen dann nur einzelne deutſche Staaten auf dem Boden des europätfchen 
Völferrechts unverbunven nebeneinander. Ein Deutfchland giebt e8 demnach nur 
infofern, nur bis dahin. So iſt Deutichland im Wefentlichen wirklich ein 
gesgraphifcher Ausbrud. 

Oder trägt diefer Schein? Ift der veutfche Bund etwa fein Staatenbund? 
it er etwa, worüber ja Deceunien hindurch geftritten worven, ein Bundesſtaat? 
ft er gar, wie ohnmächtige Verſuche richtiger Deutung befagten, ein ſchwer befinir- 
bares Drittes, weder Staatenbund noch Bundesſtaat und ſowohl das Eine als 
auch das Andere, eben (womit nichts ausgefagt ift) ein „Bund“? Ober, wenn 
er, was wohl zweifellos feftfteht, ein Staatenbund ift, find vie Rechtsſätze, welche 
ans dem Weſen des Staatenbundes vorhin abgeleitet wurben, auf ihn nicht 
fimmtlih anwendbar? — — 

Die äußere Erfcheinung an ſich charakteriſirt das Verhältniß vereinigter 
Staaten und das Weſen ihrer Vereinigung, charakteriſirt auch die Verfafſung 
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bes deutſchen Bundes nur in höchſt ungenügenper Weile. Das Entſcheldende 
ift die rehtligde Grundlage. Auf verfelben Nechtsbafls bilden ſich Formatio⸗ 
nen, die in der äußern GEricheinung wenig ober nichts miteinander gemein haben 
und doch nad) denſelben Grundſätzen zu beurtheilen, juriftifch gleichartig find; 
umgelehrt ergeben fi auf heterogenen Grundlagen ähnliche Rechtsbildungen, vie 
aber von ber Wurzel ber verfchleven, „grundverſchieden“, daher ala wefentlich 
abweichend zu beurtheilen find. 

Diefe Wahmehmung ift für die Würbigung des Weſens unferer deutſchen 
Berfoffung von der größten Wichtigkeit. Ihre Beftätigung empfangen wir aus 
einer — folgeweife hier unabweislihden — vergleichenden Ueberſicht der Rechts⸗ 
bildungen, welche einerfeits auf völkerrechtlicher, anverfeits auf ftaatsredt- 
lider Orundlage fi entwideln. Feſtzuhalten iſt dabei, daß der konſtitutive 
Faktor aller völferredhtlihen Formationen der übereinftimmende Wille einer Mehr⸗ 
heit von Staaten, der Faktor aller ftnatsrechtlihen Bildungen die Willensüberein- 
fimmung eines Volks, einer nationalen Einheit, — dort alfo inter- 
nationaler, bier nationaler Gemeingeift ver Grund ver Entflehung des 
Rechts iſt. Der Entftehungsgrund beftimmt aber das Weſen des ſich bildenden 
Rechts: fo verwandt Außerlih auch vie gebilveten Formen fein mögen, fo weient- 
lich verſchieden find fie gemäß dem abweichenden Entftehungsgrunde; und fo un- 
ähnlich die auf flaatsrechtlicher, wie vie auf völferrectlicher Baſis entſtandenen 
Formen untereinander fein mögen, fo gleichmäßig im Wefentlichen ift ihr Cha⸗ 
rakter. 

Der übereinſtimmende Wille mehrerer Staaten kann, abgeſehen von Allianzen, 
ſofern dieſe perſonenrechtlichen Inhalts, folglich den Unionen im weitern Sinne 
beizuzählen ſind, und abgeſehen vom Staatenbunde, noch mannigfaltige Staaten⸗ 
verbindungen begründen, ſo die Union im engeren Sinn, wonach jeder der ver⸗ 
einigten Staaten ſeine beſondere Staatsgewalt behält, dieſe beſondern Staatsge⸗ 
walten aber kraft ver Verfaſſung eines jeden Staats einem und demſelben Sub- 
jette zuftehen, woran fih dann gewöhnlich eine weiterreichende Gemeinfamlelt, 
gemeinſchaftliche Zwecke und organiſche Einricgtungen zur gemeinfamen Erfüllung 
derſelben anſchließen (Krieggsweſen und Diplomatie), Ferner aber begrünvet vie 
Willenseinheit mehrerer Staaten foger wirkliche Staatswejen; es giebt 
Stastenbilduugen auf völkerrechtlicher Bafis, Das fo völferrechtlich ent- 
flandene Staatöwejen bat dann fein eigenes Staatsreht: ein Staatsrecht, 
deſſen Rechtöquelle international ift. 

Verſchmelzen die verjchienenen Völker zu Einer Naticn, fo ift der völler- 
rechtliche Urfprung eine Antiquität und nit mehr maßgebend. Oper gefchieht 
zwar dies nidht oder noch nicht, verſchwinden aber vie Tyaltoren dieſer Staaten- 
bildung als ſolche, nämlih hören die Staaten, welde ven neuen Staat aus- 
- maden, auf, wirkliche Staaten zu fein, werben fie Provinzen, bat jeber 
für fi) nicht weiter, wie bisher, eine wirklide Staatsgemwalt, dann hat 
ebenfalls vie Entftehungsweije aufgehört, juriftiich relevant zu fein; die Staats⸗ 
bildung ging bier auf völkerrechtlicher Grundlage vor fih: doch fo, daß ber völ- 
kerrechtliche Charakter barüber zu Grunde ging — Wenn vagegen bie 
Willenseinheit mehrerer Staaten durch freien Bertrag oder durch eine von allen 
einzelnen anerfannte Yutorität einen dieſe Staaten umfaflenden politiſchen Ge⸗ 
fammtlörper ins Leben ruft, der einen wirklichen Staat bilvet, alfo unter einer 
in ihrem Bereich felbftftänbigen obrigleitlihen Gewalt, Stantsgewalt — voch in 
‚ ber Urt, daß die einzelnen Staaten als folde fortvauern, daß jeber besjelben 


Derfaffung. 27 


feine wirkliche Staatsgewalt beibehält, aus deren Rechten nur Alles dasjenige 
ausgeſchieden tft, was die neubegründete Gentralgewalt zu einer wahren Staats⸗ 
gemalt für das Ganze macht, fo ift diefer neue Geſammtſtaat oder Bundesſtaat, 
dem ein eigenes Staatsrecht entfpricht, wonach feine Verhältniffe beurtheilt wer- 
den, nichts deſtoweniger In feinem Weſen beftimmt durch die Rechtsquelle 
und biefe ift eine völlerrehtlihe. Er trägt völkerrechtlichen Eharalter an 
ih; er tft ein Produkt internationaler Rechtsbildung; er iſt, obwohl ein 
Staat, immerhin eine Staatenverbindung im ftreng völkerrechtlichen 
Sinn. Daher finden infonverheit auf ihn die Grundſätze des Völlerrechts über 
Auflöfung folder Staatenverbindungen Anwendung. Für immer gefchloffen gilt, 
auch wenn der Stiftungsvertrag darüber nichts feftfett, dieſe Stantenverbindung 
ihrer fiaatlihen Natur gemäß; keinem der vereinigten Staaten ift einfeitiger 
Austritt aus der Union verftattet: aber vie einftimmige Willenserflärung 
ſämmtlicher Betheiltgten, der mutaus dissensus, hat die Enbigung des Bun- 
desſtaats zur rechtlichen Folge, und die bisher zu Einem Staat Verbundenen find 
hinterher was fie vorhin gewefen, einzelne einander volllommen frembe Staaten, 
es näßte denn während des Beſtandes eine Verſchmelzung ver Nationen zu Einem 
Bolt erfolgt fein. Die äußere Erſcheinung (ver Bunvesftaat ift ein Staat) iſt 
bafür alfo feineswegs maßgebend. - 

Anderſeits find die Bildungsformen, welche die rechtsbildende Kraft eines 
Volks zum Ausgangspunkt, das nationale Gefammtbewußtfein alfo zur 
Rechtsquelle haben, gar mannigfaltiger Art; darunter find namentlih zwei ©e- 
Raltungen des äffentlichen Nechtslebens ven Produkten völlerrechtlicher Faltoren 
nad; der Außern Erſcheinung vbllig Tongruent. — Das Staatsweien eines 
Volkes kann einfach fein; es beſtehen innerhalb vefielben entweder gar Feine 
ſelbſtſtändig berechtigte Gliederungen: dann iſt der Staat dieſer Nation ein cen- 
tralifirter; oder es beftehen darin felbfiftänpig berechtigte Glieder, aber nur 
fog. Gemeinden oder Rommunen (Ortsgemeinde, Bezirkögemeinde, Pro: 
vinzialgemeinde): dann iſt der Staat zwar ‚kein centralifirter, aber noch ein ein- 
facher. Das Gemeinweſen einer Nation kann aber auch ein zufammengefegtes 
fein; es bilden ſich — immer auf Grundlage des nationalen Geſammtbewußtſeins, 
alfo anf der Bafls gemeinen Stantsrehts — innerhalb vefielben ſelbſtſtändige 
Gliederungen, jede unter einer aus eigenem Recht beftehenven Regierungsgewalt, 
nämli Länder over Territorien unter Randeshoheit, d. 5. unter einer 
öffentlichen polittichen Gewalt, Obrigkeit, welcher einzelne zur Staatögewalt ge- 
börigen Rechte zuſtehen, — oder wirflide Staaten, d. 5. aljo unter einer 
für den Bereich des einzelnen Gliedes des Ganzen beftehenven Obrigleit, welche 
für diefen Bereich den Charakter einer vollen Stantsgewalt bat. Im legten 
Tall bilden diefe Staaten zufammengenommen den Staat ver Nation; bie einzel 
nen Staatögewalten find der Stantögewalt über das Ganze, der Centralftants- 
gewalt umtergeorbnet; dann iſt das Gemeinweſen ver Nation ein Staatenſtaat 
oder Gefammtftant (Bundesftaat), äußerlich völlig zuſammenfallend mit ver eben- 
jo beuaunten Form, welde, ihrer Entftehung nach ganz abweichend, durch über- 
änftimmenben Willen unabhängiger, einander an ſich fremder Staaten hervorge⸗ 
bracht iſt. Der Gefammiftant auf nationaler Grundlage iſt aber um dieſer feiner 
Rechtsquelle willen von dem völferrechtlihen im-Wefen verfchienen. Eine Auf- 
löfung im Wege Rechtens ift bier ganz ausgefhloffen. Das Ganze 
ft bier das Prius; die Theile find Produkte des Gemeingeiftes. Wie bei Gemein- 
weien auf wölferrechtlicher Baſis ein Aufbören der Theile, fo if bier ein Auf 
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hören des vie Theile umfaffenden Ganzen nur durch völlige Zerfegung ver 
nationalen Eriftenz, dort ver nationalen Befonverheit, hier der nationalen 
Geſammtheit denkbar. 

Die Rechtsbildung auf ver Bafls der BVollseinheit kann aber noch einen 
Schritt weiter gehen: das Gemeinweſen ver Einen Nation kann fi dahin ent- 
wideln, daß die Glieder deſſelben Stanten find, jeder unter einer befonvern 
vollen Staatsgewalt für feinen Bereich, daß vagegen bie Gewalt über das 
Ganze aufhört eine wahre Staatsgewalt zu fein und nur noch aus 
einzelnen fpeciell beftimmten Rechten der Staatsgewalt befteht. Dann ift auf 
Grundlage gemeinen öffentlihen Rechts diefer Nation, alfo auf 
ſtaatsrecht licher Baſis, d. 5. unter Vorausſetzung der politiſchen Einheit 
des Bolls ein Staatenbund entſtanden. 

Diefer Staatenbund der Einen Nation ift ver äußern Erfcheinung 
nach jener völkerrechtlichen Form ganz gleich, wonach ſelbſtſtändige, einander an 
fih fremde Staaten eine Verbindung zu Einem politiichen Geſanimtkörper unter 
Einem alle fouveränen Einzelnen zufammenfafienden Organ, dem nicht eine wahre 
Stantögewalt beimohnt, gefchloffen haben. In feinem Weſen aber ifi ver Staaten« 
bund ftaatsrehtliden Urfprungs durchaus verfhieben von dem Staaten- 
bunde völkerrechtlichen Urſprungs !). Es findet bier dad umgelehrte Ver⸗ 
hältniß ftatt wie beim Bundesftaat. Der Bunbesftant völlerrechtlicher Herkunft 
ift ein Staat, hat fein Staatsrecht, ift aber ein von Grund aus völfer- 
recht liches Gebilde. Der Stantenbund ſtaatsrechtlicher Herkunft ift fein Stant, 
bat fein eigenes auf die Berhältniffe ver Einzelftanten zu einander und zum 
Ganzen anwendbares befonveres Völkerrecht, ift aber ein von Grund ans 
ſtaatsrechtliches Produkt. Dort alfo ein Staatsrecht auf internationaler, 
bier ein fpecielles Bölferreht auf nationaler Grundlage. Daraus ergeben ſich 
namentlih für Entftehung und Endigung Konfequenzen, welche dem Weſen ver 
völferrechtliden Staatenverbindung, „Stantenbund” genannt, biametral wiber- 
freiten. Die Entftehung des nationalen Staatenbunves ift nicht Entflehung des 
Gemeinweſens: dieſes befteht mit der Nation, mit ihrer Gefchichte, mit dem in 
ihr fi) immerfort bethätigenden nationalen rechtsbildenden Gemeingeiſt, ganz 
abgejehen von dieſer Form, welche letzterer fich zu geben für gut befunden; 
die Entftehung des Staatenbundes ftantsrechtlihen Urfprungs beveutet nur bie 
Entiftehung einer neuen Berfaffung für das beftehenve, davon unabhängige 
Gemeinwefen. So tft e8 auch mit der Auflöfung des Staatenbundes beichaffen. 
Nicht nur iſt einfeitiger Austritt einzelner Mitgliever rechtlich unftatthaft: das 
theilt diefe Form mit dem für immer geſchloſſenen völferrechtlichen Bunde von 
Staaten; fondern auch die Webereintunft, ver mutuus consensus ſämmtlicher 
Glieder ift, rechtlich) betrachtet, nicht im Stande, den Bund zu vernichten. 
Er iſt unauflösiih nicht blos deßhalb, weil die Stifter des Bundes dies beab- 
fihtigten: wo dies, wie beim völlerrechtlichen Bunde, der Fall ift, da verliert bei 
gegentheiliger Abſicht der Kontrahenten, bei deren übereinftimmend auf vie Aufld- 
fung gerichtetem Willen, ver Bund biefe Eigenfchaft. Der nationale Stantenbund 
ift unauflöslich, weil, abgefehen von feiner Stiftung, eine Gemeinfamteit, ein 
Gemeinweien beſtand; dies beftcht daher fort, auch wenn die Abſicht ſämmt⸗ 
licher Betheiligten die entgegengefeßte geworben tft: vielmehr iſt dieſe entgegen- 


1) Waitz, das Weſen des Bundesftaats, in der allgemeinen deutſchen Monatfchrift für 
Wiſſenſchaft und Literatur. 1852, s ü 
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geſette Abſicht widerrechtlich, revolutionär, rechtlich nichtig; hat fie Er⸗ 
felg, jo ift fie ein Unrecht, ein rechtswidriger Erfolg, ein Umſturz. Wie dem 
alles Recht als Menſchenwerk vergängli, nicht ewig ift, fo auch dies nationale 
Recht des Stantenbundes! Aber, endigt ein folder Staatenbund, fo ift eniweber 
vie Bollseinheit, welche jeine Grundlage bildet, zerflört, d. h. die Nation bat 
aufgehört zu eriftiven; ober bie Enbigung des Staatenbundes bebeutet nur bie 
Auflöjung diefer Verfaſſung des Volles: ver Bund, d. h. das Gemein⸗ 
wefen ver Nation, iſt damit nicht untergegangen; die Nation bat dann 
die Kraft und das unveräußerliche Recht, fich eine neue Verfaſſung, ihrem öffent- 
lichen Gemeinleben eine neue rechtliche Geftalt zu geben. Löſt ſich alfo ver völker⸗ 
rechtliche Stantenbund auf, fo bleiben die Staaten, was fie vor Stiftung des⸗ 
ſelben waren, tfolirte völferrechtliche Perfonen: es befteht keine Geſammtheit der⸗ 
ſelben mehr; Löft fi der ſtaatsrechtliche Staatenbund auf, fo bleiben bie Staaten, 
wenn nur das Boll nicht fein Leben eingebüßt bat, wie vor dem Bunde bie 
Staaten der Einen Nation: es befteht die nationale Zufammengehörigleit, welche 
öfter ft als der Staatenbund, welde die Grundlage deſſelben ausgemacht hat. 

Wie fteht. es mit Deutſchland? Entfcheivenn biefür tft vie rechtliche Baſis 
des deutſchen Bundes. Auskunft darüber ertbeilt einzig und allein bie deutſche 
Staats⸗ und Rechtsgeſchichte. (Bgl. „Sefchichte des deutichen Bundes” und „Rö- 
mifches Reich deutſcher Nation.) 

Es giebt eine deutſche Nation. Sie entftand aus ver Verſchmelzung un⸗ 
vermifcht gebliebener, rein germanifcher Volksſtämme. Borbereitet war ſolche Ver⸗ 
ſchmelzung innerhalb der großen fränfifhen Monarchie, vie noch heterogene Be- 
Randtheile enthielt; fle vollenvete fich bei der Auflöfung des Weltreichs ver 
Karolinger und half dieſe herbeiführen. Das veutfche Volt ſchuf ſich alsbald ein 
eigenes Gemeinweſen, pas beinahe taufend Jahre den Namen deutſches Reich 
führte. Seine Stantsform war von vornherein eine zufammengefegte. Gleich 
im Beginn der Entwidlung, unter König Heinrich, hatte das Reich eine freilich 
voräbergehenve , jedoch ein Meenfchenalter überdauernde Phaſe, worin es eim 
Staatenbund ſtaatsrechtlichen Urfprungs, ein nationaler Stantenbund war: die 
Gentralgewalt, in der Hand eines nominellen Königs, war damals Feine wahre 
Staatsgewalt, ſondern vie aus einzelnen wichtigen Hoheitsrechten beſtehende Bun⸗ 
desgewalt, zuſtändig durch Wahl dem Fürſten eines der vereinigten Staaten 
Deutſchlands, alſo ein Staatenbund unter Hegemonie oder Vorſtandſchaft eines 
deutfchen Herzogs; Ein deutſcher Staat (Sachfen) war Vorort des deutſchen 
Bundes. 

Der deutſche Nationalwille Ittt zu keiner Zeit Eentraltfation, auch eigentlich 
niemals die einfache Staatsform; ftets gab es felbftftänvige Glieverungen unter 
befondern politiihen Gewalten. Das mit Deutſchland vereinigte heilige römiſche 
Reh war vollends eine völkerrechtliche Einrichtung; in Yolge diefer Verbindung 
bildeten fich Die Rechtöverhältniffe der Glieder zu einander und zum Ganzen des 
Vaterlandes in einer dem Bölferreht analogen Weife, immer aber auf ver Baſis 
ver Nationaleinheit. Die Glieder des deutfchen Gemeinweſens erlangten Landes⸗ 
hoheit, dann annäherungsweife fogar Staatsgewalt; fle wurden felt dem weft- 
yhäliihen Frieden fürmlih Staaten. Bis zur Revolution von 1806 war die 
dieſen Staatsgewalten Üübergeorbnete Reichsgewalt felbft eine wahre Staatsgewalt. 
Die Auflöfung des Reichsſtaatsrechts, mit welcher vie Feinde und DVerräther den 
Untergang Deutſchlands, ein De&payser des veutfhen Volks gelommen glaubten, 
batte, wie die Gefchichte feit 1813 lehrt, keine andere Bedeutung, als daß bie 
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bisherige Berfaffung, welde Deutichland gehabt, wie fogenannte Reichsver⸗ 
foffung, zerftärt war, — nicht aber das Reich in dem Sinn, als ob Dentſch⸗ 
land, die Nation und ihr Gemeinweſen, aufgehört habe zu eriftiren. — Nach der 
Befreiung von der Fremdherrſchaft, nad einem mit eigener Kraft des fortleben- 
den Volls ſiegreich beſtandenen glorreihen Kampfe, der zu dem ausgeiprochenen 
Zweck untemommen und von fremden Mächten unterſtützt war, das Neth, d. h. 
Deutſchland, wienerherzuftellen 2), galt e8, diefer Nation eine neue Ber- 
faffung zu geben. Denn bie Elemente der alten waren größtentheild zerſtört: 
eine bloße Reftauration des Status quo ante 1806 war ſchlechterdings unmöglich. 
Nicht aljo galt es, eine Gemeinſchaft ber deutſchen Staaten erft zu erfinden, 
zu ſchaffen, fondern die vorhandene uralte Geſammtheit rechtlich nen zu ge- 
ftalten und zwar, wenn bie Nevolution nicht fortgefegt werben follte, unter 
ausgleihender Anerkennung der in der Zwifchenzeit entſtandenen Rechtsverhältnifſe 
und unter nachträglicher Legitimation auch mancher wider Recht geltend geworvener 
Rebenszuftände ver Glieder des großen Ganzen. 

Da fragte ſich's allerbings: wer ftelt ven deutfhen Gefammtwillen 
gemeingültig dar? „Kaiſer und Reich” in der alten Form beftanden thatfächlich 
nit mehr; die Nation hatte kein Organ. Es konnte alfo nicht ohne Weiteres 
auf eine hiſtoriſch gegebene Geftalt des rechtsbildenden Willens zurädgegangen, 
noch weniger eine Form der Zukunft anticipirt werden. — Ergebniß der ganzen 
deutſchen Rechtsentwidlung war aber die Reichsmittelbarkeit des größten 
Thetls der Nation; Jahrhunderte lang hatten vie Reichsmittelbaren nicht als 
Valtoren deutſcher Rechtsbildung gegolten. Auch die reihöunmittelbare Ritterichaft 
war bereit8 vor 1806 von jedem Antheil an rechtögeftaltender Thätigkeit ausge⸗ 
ſchloſſen. Aber im Wege der Revolution, alfo nur faktiſch, waren zahlreiche Glie⸗ 
der der Körperfhaft, welche im Verein mit dem Reichsoberhaupt den Willen 
Deutihlands auszubräden befugt geweien, waren Reichsſtände in lanpfäßige 


Stellungen herabgefeßt, folglich mit denen auf gleiche Tinte geftellt worben, bie 


om der Darftellung des Willens der Nation einen Theil hatten. Ihr Proteft von 
1815 fällt ſchwer ins Gewicht; ihr Vorbehalt altehrwürdiger Rechte hallt noch zu 
und berüber! 

Es waren demnach Ueberrefte derjenigen, welde in ihrer Geſammtheit be- 
vechtigt gewefen, für Deutſchland zu wollen und bie deutfhe Verfaſſung 
zu entwideln. ‘Die ſowohl gegenfeitig al® von auswärtigen Mächten als fou- 
verän anerfannten Neichsftände waren 1815, nachdem der Verſuch von fünf 
Staaten, Deutſchland Geſetz zu geben, fehlgefhlagen war, vd. h. die nunmehr 
fouveränen Fürften und freien Städte in ihrer Gefammtheit waren 
bie Träger nes Willens von Deutſchland. Ä 

Ws Sole ftifteten fie den deutfhen Bund. Es war ihr gemeln- 
famer Wille, daß er fo und nicht anders beichaffen fein, daß er fo beißen, 
daß er ein beftändiger, unauflöslicher, daß er aus dieſen und nicht andern Mit- 
gliedern beſtehen ſollte. Was fte feftfegten, gilt, weil fie e8 wollten. 

Über nicht gilt Alles nur deßhalb, weil fle es feftftellten. In ven weient- 
lichſten Punkten befräftigten fie beſtehendes Recht, ftellten fie geftärte 
Rechtsordnung wieder her. Hätten fle in ſolchen Punkten anders gewollt, 
fo würden fle das Recht Deutſchlands verlegt, unrecht gehandelt, die Revolution 
von 1806 fortgejegt haben. 


3, Aufruf von Kaliſch, 25. März 1813. 
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Die Unauflöslichkelt der deutſchen Rechtsgemeinſchaft iſt durch fie nur be⸗ 
ſtätigt: daher befteht völlig unabhängig von dem Willen ver Stifter des Bun⸗ 
bes deſſen Unauflöslichlet. — Die Dritgfienfehaft fonnte anderweit beftinmt 
werben: aber was zu Deutſchland gehörte, als dieſes noch „Reich“ hieß, mußte 
von Rechtswegen zum beutfchen Bunde gehören. Die Stifter fchloffen ſich übri⸗ 
gens eng an das Recht an; fie verfügten, daß biejenigen veutfchen Fürſten, welche 
zugleid) auswärtige Kronen trügen, den Bunde für diejenigen ihrer Staaten bei- 
träten, welche zum beutfchen Neichsverband gehörten. Das Herzogthum Schleswig 
und das Königreich Preußen (im alten Stun des Wortes), obwohl in Realunion 
mit bentfchen NReichölannen, wurden, weil nit zum Reiche gehörig, nicht zum 
Bunde gezählt. Sie erlannten fomit an, daß der Bund bie neue Yorm für das⸗ 
felbe Dbjelt fei, welches pas Reich geheißen hatte. — Die Stifter konnten dem 
Gemeinwefen einen andern Namen geben; aber welchen fle auch wählten, fo war 
er der. politifhe Ausdruck für Deutſchland. 

Ken fchufen fie dem taufenvjährigen Baterlande die Verfaſſung. Und in- 
fofern läßt fih eine Auflöfung des deutſchen Bundes durch Unanimität aller 
Mitglieder denken: im Sinne der Aufldfung der Reichsverfafſung, nämlich ale 
Anfhebung der Bundesverfaſſung, nicht aber als Aufldfung des Bundes, 
dv. 5. fo, daß dadurch Deutſchland jemals aufhörte Deutſchland zu fein! 

So bat die Geſchichte des ventfchen öffentlichen Rechts ſich 1815 nur fort- 
gefegt. Der Geſammtwille veutfher Nation hat im Verlauf feiner Ent- 
wicklung ein neues Produkt hervorgebracht; Träger defielben war die Gefammt- 
Heit der 1815 fouveränen Fürften und freien Städte unferes 
Reihe. Der Stantenbund, weldher damals geftiftet ift, geftiftet durch ven über⸗ 
einftimmenven Willen eben ber fouveränen Fürften und freien Städte Deutſch⸗ 
lands, ruht daher auf ſtaatsrechtlicher Örunplage, if das Erzeugniß 
des nationalen Bemeingeiftes: er ift kein völkerrechtliches Gebilde 3). 
So ſehr andy Grunpfäge eines eigenen deutſchen Völkerrechts maßgebend find 
für die Nechtsverhälmiffe unferer Stanten zu einander und zum Vaterlande, fo 
wenig bie Bundesgewalt ven Charakter einer wahren Staatögewalt hat, fo welt 
entfernt das deutſche Gemeinweſen davon ift, ein Staat (Einheitfiant wie Bundes⸗ 
ſtaat) zu fein, fo verleugnet: doch unfer Bund nirgend feine ſtaatsrechtliche 
Basis. Er ifi ein nationaler Staatenbund: äußerlich betrachtet, eine bloße 
Staatenverbindung, feinem nur nad der Rechtsquelle zu würbigenven Weſen 
gemäß die rechtliche Geftalt des üffentlihen Lebens einer großen 
Nation. Nicht ift die Zuſammengehbrigkeit der deutſchen Staaten eine Wirkung 
völkerrechtlicher Berträge, ein Wert von 1815, eine Folge der Stiftung des 
deutfgen Bundes: ſondern umgefehrt, die Souveränetät der vielen deutſchen 
Staaten wie das Dafein der Bundesverfaflung von 1815 bat den Grund ber 
Legitimität in der Fortdauer unjerer Volkseinheit. 

Der deutihe Bund tft Deutfhland in der Form eines Staaten- 
bundes. Er ift nah Außen und ald Ganzes eine freie, unabhängige Macht, 


— — — — 


3) Bagarit. deutfches Staats⸗ und Bundesrecht, TE. 11 11854 S. 612, nennt den 
Bund „fein gewöhnliches willkürlich gefchaffenes Vertragsverhältniß, fondern ein Produft einer 
innern, auf einem unverfährbaren Recht der Nation beruhenden und als unabweisliches Bedürfs 
uiß fih aufdrängenden Nothwendigkeit. Leptere ift die rechtliche Baſis feiner Exiſtenz und feiner 
Birffamkeit nady Innen und Außen, und der wahre Grund feines andes und feiner Unauf⸗ 
loslichteitꝰ. 
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die als folge in dem enropäifhen Stantenfyftem eine Stelle einnimmt, eine 
europäifhe Macht. Es tft dieſelbe Geſammtmacht, welche das Reich war, nur 
daß das Neid Deutichlend in Form einer Monarchie war. „Deutſchland er- 
fcheint fett dem gefchloffenen Bunde wieder in feiner Geſammtheit als Macht”, 
fo lautet $. 6 der Kompetenzbeftimmung vom 12. Juni 1817. 

Aber in Form eines Staatenbundes. In felnem Innern iſt dieſer euro- 
.pätfche Staatslörper eine Gemeinſchaft felbftftändiger, unter ſich unabhängiger 
Staaten, ein völlerrehtliher Berein. Seine innern Berhältniffe werben 
beurtbeilt nach dem befonvern Völkerrecht diefer Staaten, das mit dem europäl- 
fhen Bölferreht nichts gemein bat, das auf ſtaatsrechtlicher Baſis beruht, 
das zum gemeinen beutfhen Recht gehört: das ift das Bundesredt. 

Allerdings ift der deutſche Bund ein völkerrechtlicher Verein fouveräner Für⸗ 
ften und freier Stäpte %), aber nicht beliebiger Fürſten und Städte, fondern ber 
Fürſten und Städte Deutſchlands 5), ver Stände des Reichs; und nicht auf 
dem Boden des Völkerrechts Überhaupt, fondern nur innerhalb der Orenzen des 
Reichs auf deutſchem Boden als Produkt deutfcher Gefchichte. Daß ver Bund ein 
völferrechtlicher Verein ift, berührt nur feine innere Verfaflung, das Rechtsver⸗ 
bältniß der lieder zu einander und zum Ganzen: für Europa ift der deutſche 
Bund eine Geſammtmacht 6), die, wie jede andere, vermöge ihrer innern Unab- 
hängigkeit vie Formen wechfeln könnte, ohne aufzuhören dieſe Macht im Kreife 
der Stanten zu fein. Das Bölterrechtliche unferes Bundes ift eine rein bäus- 
lie Angelegenheit des deutſchen Volks. — Ia, wenn bier von „Völkerrecht“ 
die Rede ift, fo gefchieht dies felbftverftanden nur analoger Weiſe. Wohl wäre 
es zu wünfchen, daß es bereits ein Völkerrecht gäbe, entfprecdenb dem Bundes- 
recht! was heute noch umerreihbar fheint, wäre erreiht, wenn bie Staaten 
wenigftens von Europa zu folder Stantengemeinfchaft organifirt wären wie bas 
Gemeinwefen ver deutſchen Staaten, wenn ber elfte Artikel der veutfchen Bundes⸗ 
alte, foweit er den ewigen Landfrieden des Reichs beftätigt und der neuen Ver⸗ 
faffung anpaft, nicht wie gegenwärtig für eine einzelne Nation, ſondern für eine 
Reihe von Völkern Geltung hätte, d. h. wirklich Völkerrecht entbielte! — 

Die öffentliche Gewalt in Deutfchland iſt eine zufammengefegte: Gewalt 
über die Theile und Gewalt über das Ganze. Die erftere ift eine wahre 
Stantsgewalt, größtentheils monarchiſch, ausnahmsweiſe republikaniſch geftaltet. 
Die letztere, die Bundesgewalt, iſt keine wahre Staatsgewalt, ſondern der 
Inbegriff beſtimmter vertragsmäßig feſtgeſetzter Hoheitsrechte: 
die ſtaatsrechtliche Vermuthung ſtreitet nicht dafür, vielmehr dawider, daß ein 
Recht ver Staatsgewalt Ihr zuſteht; es muß erwieſen fein. Aus welchen Hoheits⸗ 
rechten die Bunvesgewalt befteht, das beftimmen vie Bundesgrundgeſetze, alfo die 
Bundesafte und Wiener Schlufalte; wo biefe nicht zureihen, die im Grundver⸗ 
trag bezeichneten Bunpeszwede. Diefe Zwede des Bunbes find Erhaltung 
der äußern und Innern Sicherheit Deutfhlands, fowie ver Unab- 


4, Wiener Schlußakte, Art. 1. 

5, Bundesafte, Eingang, Art. 1. Wiener Schlußakte, Eingang und Art. 1. 

6, Wiener Schlubafte, Art. II und XXXV. Kompetenzbeftimmung vom 12. Juni 1817 
. 6. Bundesbefchluß von 12. Juni 1817, die auswärtigen Verhältniſſe des deutfchen Bundes 

effend: „Die deutfche Bundesverfammlung, gelettet von dem Grundfag, daß der deutiche 
Bund in jeiner Gefammiheit als freie unabhängige Macht zu betrachten, ... .“" 
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hängigkeit und Unverletzbarkeit der einzelnen veutfhen Staaten 7). 
Eine Fortbildung iſt vechtlih möglih, aber innerhalb ver verfaffungsmäßigen 
Grenzen, nämlih nit im Widerſpruch mit dem Geifte des Bundes, mit feinem 
Weſen, jedenfalls alfo entſprechend feinen grundgefeglichen Zwecken 9. Innerhalb 
ihres fo vertragsmäßig feftgeftellten Bereichs ift die Bundesgewalt höchſte Ge⸗ 
wait, übergeorbnet der Stantsgewalt des einzelnen deutſchen Staats. In ihr 
bat Deutſchland Berfönlichkeit und ift rechtlich fähig, einen Gefammt- 
willen 9) zu bethätigen. 

Eigentlihe Unterthbanen des Bundes giebt es nicht. Die Staaten felbfl 
find nicht ımterthänig : fie bilden, was noch zu erörtern bleibt, die Faktoren ber 
Bundesgewalt. Die einzelnen Deutfchen aber find Untertbanen biefer Stanten, 
b. 5. freilich nicht der Staaten in abstracto, fondern in deren Eigenfchaft als 
bentihe Staaten, als Bundesſtaaten, als Mitgliever des Bundes. 

Das Bundesrecht trägt den Charakter eines ftritten Rechts, ebenfo wie 
bas Öffentliche Recht einer abfoluten Demokratie, worin jenes Glied des ‘Demos 
zugleih Theilhaber an ber Bffentlihen. Gewalt ift; eine freiere wiffenfchaftliche 
Behandlung ift ausgefchloffen: die Interpretation ift, ſoweit dies überhaupt mög⸗ 
ih, in die Grenzen blos ſprachlicher Auslegung eingefchloflen. Der Grund dafür 
liegt in ver Wahrung ber Freiheit der Staaten, die nicht weiter befchräntt fein 
joll, als der ſtrenge Begriff der Bundesgrundgeſetze erheifcht, — fpeciell in ber 
Erkllärung vom 11. December 1823 über allgemeine bundeögefegliche Principien 
and flantsrechtlicke Theorieen in Bundesfachen und bie ihnen verfätedentlich ver⸗ 
liehene Autorität: dieſe Erklärung ift normativ für jedwede Behandlung und Auf- 
faffung des Bundesrechts von Seiten ſowohl ver Rechtslehrer und Schriftfteller, 
als auch der Staatsmänner und Gerichtshöfe in den einzelnen Staaten. 

Bundesgewalt, Subjett. Träger ver Bundesgewalt, d. b. das 
Subjekt, welchem die Bundesgewalt aus eigenem Recht zufteht, tft Die Gefammt- 
beit der Mitglieder des Bundes 19, Sie iſt zufammengefegt aus allen 
denen, welden in den einzelnen deutſchen Staaten die Staatsgewalt aus 
eigenem Nechte zufteht; diejenigen, welde einzeln vie Souveränetät über bie 
Theile haben, behaupten zufammengenommen die Gewalt über das Ganze 
von Deutfchland. Die Bundesgewalt ift eine Kolleftivgewalt der ſouverä— 
nen Fürften und freien Städte Deutſchlands. Daher tft nicht, wie es 
den Anſchein bat, die Bundesverfammlung Subjelt der Bundesgewalt zu eigenem 
Recht, ſondern ſie iſt nur das Organ des eigentlichen Trägers berjelben; fie 
ftellt den Bund in feiner Gefammtheit nur vor; fie ift pas beſtändige ver- 
faſſingzmäßige Werkzeug feines Wollens und Handelns 11), d. h. fie ift bie 
Bertreterin der juriftifhen PBerfon, welder vie Gewalt über Deutſchland 
zuftebt. (Vgl. den Art. „Deutfhe Bundesverfammlung”.) 

Mitglieder des deutſchen Bundes find die fonveränen Yürften und freien 


7, Bundesakte, Art. 11 & und, in ungefeprter Ordnung, die Staaten voranftellend, Deutfch- 


9 Wiener Schlußalte, Art. X. 

0, ‚Die Gefammtheit der Bundeöglieder” oder „des Bundes“, vgl, Wiener Schlußafte, 
At. IV. VE. XVI. XXXVI. L, 1. 3. LIE. 

21, Wiener Schlußakte VI. 


Bluntſchli und Brater, Deutfhes Staats-Wörterbud. II. 3 
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Städte Deutſchlands 12). Die deutſchen feuverimen Furſten find Mitglieder uige 
für ihre Berfon, fondern in ihrer Eigenſchaft als deutſche Souver äne. 
Die Mebiatifirten find nicht Mitglieder 13). Dankt ein Souveräu ab, fo hört ex 
auf, Ditzlieo des Bundes zu fein. Die Furſten find Mitglieder für ihre 
Staaten, ganz nad Weiſe des Völlerrechts, wonach ver, weichen die Staats 
gewalt aus eigenem Recht gebührt, ald Träger der Perjönlicleit des Staats au- 
zuſehen iſt 1%), Aber fie find Mitgliever 15): fällt ein Staat einem deutſchen 
Fürſten zu, fo ift dieſer nicht zweimal Mitglien, fondern er iſt es nun auch 
für den meueriworhenen Staat. Der Regent, ver für den Gouveräu die ganze 
Staatögewalt ausübt, übt aud feine Mitgliedſchaft am Bunde ans. — Was bie 
freien Städte betrifft, fo gelten diejenigen Subjefte, denen bie Staatsgewalt biefer 
Republiten (in Hamburg: das Küpsov) zufteht, als Mitglieder des Bundes für 
viefelben; das iſt aber bie ſtädtiſche Korporation, z. B. in Hamburg Rath um 
erbgeſeſſene Bürgerſchaft. — Stävte und Fürſten haben Witgliedſchaft in ihrer 
nationalen Üigenfhaft; daher die fouveränen Fürften für ihre deuttüen 
, jo ver König von Dänemark für Holftein und 

dürfen Hopeitsreite an keinen nichtdeutſchen Souverän, wie an keinen — 
fouverän ohne Zuſtimmung des Bundes abgetreten werben 16); daher befcränkte 
ſich das Gebiet des Bundes urſprünglich auf das Reichsgebiet 17): eine Aus- 
dehnung ift flatthaft, aber nicht im Widerſpruch mit dem Bundeszwed, ber 
Deutſchlaud im Auge hat, alfo nur anf deutfche Lande 18), 

Der Bund hat gegenwärtig fünfunddreißig Mitgliever, 31 Fürſten 
Kine Raijer 19), fünf Könige 2%), einen Kurfürften 21) und fieben Großherzoge 22), 

acht Herzoge 2), acht Fürften 24), einen Laudgrafen 25)) und vier freie Städte 26). 
Bier deutſche Souveräne tragen zugleich auswärtige Kronen, ber Kaifer vom 
Defterreich,, der König von Preußen, der Großherzog von Luremburg, Herzog 
von Limburg und der Herzog von Holftein und —S In der Anzeige vom 
6. April 1818 And die Staaten des öſterreichiſchen Kaiſers, in ver vom 4. Mai 





12) Bundesalte I, Wiener Schlußalte I. Der Bund befteht aus „ louverauen Fürften 
und Toten Städten: Wiener Akte, Art. LVIT gagarla, a. O. 1, 6 

ahariä, a. ©. 11, 634 und Anm. 3 daf. 

3 iener Säluhstte 11: „Der Derein befteht ala eine Bemeinfhaft iger 
Staaten.” Wiener Akte Vi: „Der Dun X auf bie gesenmärtig daran theilnehmenden 
Staaten befägräntt.” Zadariä, a. . D. 11, 635, Anm. 5, 

1) Bahartä 11, 635, Anm. 5. 

1) ier Alte VI a. €. 

47) Wiener Afte Vi; Bundesatte 

2) In diefem Punkt Yaben die 8 jen den (intritt von Gef emtöftereig jerichteten, ‚ame 
maßenden Moten Englands und Et 19. Zebr. 1851) Re Dil. Zadariä, a. D. 


Sachſen, Oldenburg, 


Gotha, Sahfen- Me 
Bernburg, — Herzog 


Valdec. Reuß älterer 
Rippe, 
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1818 übe des Prenßenkbnigs bezeichnet, welche Theile des deutſchen Bundes bile 
ven. Die im der Öfterreichiichen Erklärung genannte Grafſchaft Hohen-Geroldacck, 
dem Fürſten von ver Leyen gehörig, ift feither an Baden abgetreten; die Lom⸗ 
barbei, mit dem bdentihen Reich in Realunion, wurde nicht dem Bunde einver- 
idit. Zu den in der preußifchen Anzeige bezeichneten Landen traten im Jahre 1848 
DR uub Wefipreußen 27) und der größte Theil von Pofen 28), veren Aufnahme 
aber, weil ver At verjelben formell ungältig geweſen, nach drei Jahren nichtig 
eflärt wurbe 29; im Jahre 1834 wurde das Fürſtenthum Lichtenberg von Koburg 
au Preußen abgeiveten und in Folge des Bertrags vom 7. December 1849 if 
ver König auch für die hohenzollerſchen Yürftenthümer Mitglied des Bundes, 
Dek ver König von Dänemark nicht nur für Holftein 9), ſondern aud fir 
Lauenburg dem Bunde angehört, wurde bei Eröffnung bes Bunvestags am 6. 
Nezember 1816 ausprüdlich gu erfennen gegeben. In Folge ver belgiſchen Revo⸗ 
Intion wurde dem Bunde die Hälfte von —*z& entriſſen; als Entſchädigung 
ward das neugebildete Herzogthum Limburg in den Bund aufgenommen 31): ſeit⸗ 
her iſt der König der Niederlande Mitglied für Luxemburg und Limburg. Nach 
dem Musfterben des Haufes Sachſen⸗Gotha ſetzte die Erbtheilung unter den ſäch⸗ 
ſiſchen Fürften drei Staaten au Stelle ver bisherigen vier 32). Das Haus Auhalt⸗ 
Kothen erloſch 33) und kraft Bertrags zwiſchen Bernburg und Deflau wurde mit 
iegterem Köthen vereinigt. Durch Bundesbeſchluß 3) trat Heffen-Homburg iu bie 
Reihe der deutſchen fonveränen Staaten. Im Ganzen normativ für den deutſchen 
Territorialbeſtand find Artilel 15—52 der Wiener Kongreßalte, ver zweite Parifer 
Friede und der Frankfurter Territorialreceß vom 20. Juli 1819. 

Unter ven Stantem des beutfchen Bundes befteht volllommene Rechts gleich⸗ 
heit; ala Bundesglieder haben fie völlig gleiches Recht 35); auch der Schein von 

rematie eines berfelben foll vermieden werben 36), Diele Gleichberechtigung 
zeigt ſich hauptſächlich darin, daß jenes Mitglied an ver juxiftiichen Perſon, ver 
die Bundesgewalt beiwohnt, an dem „Bund in feiner Geſammtheit“ Antheil hat, 
daß keines blos Objekt ver Bundesgewalt, beherrſcht, daß jenes zugleich Sub⸗ 
jekt der Gewalt, Theilhaber daran, mitherrſchend iſt. Das Maß des Antheils 
aber iſt verfchleven beftimmt. 

Es findet darin Ausdruck, wieviel Stimmen jeved Mitglied durch feinen 


Sc N er des N eanern (welche Die preuß. — der 2 Bin Rationafoerfammufung vor 


In. 

Hrn Erklärung in der Sitzung des Bundestags vom 20. Sept. 1851. 

ie Aufnahme von Schleswig in den deutſchen Bund, das mit dem Bundesland 
Helftein in Reafunien, mit dem Königreich Dänemark nur in Berfonahunion ſteht, beantr 
wit allen Stimmen wei die Ständeverfanmlung des Herzogthums am 24. Roveniber 
1846, Dal. Bundes ea e vom 4., 12. April 1848. 6. den Art. „Schleswig“. 


nie undesbefchuß vom 18, Auguft 1836; aus vom 19. April 1838, Art. 11; 


chluß vom 11. Mat, 5. und 16. Sept. 18 gr tä, a. O. 11, 629, Anm. 15. 
tantsvertrag und gemeinfchaftliches atent or 12. und 15. November 1826, zur 
Remntuiß ber ——— gebracht am 25. Januar 18 
33) 
%, um 7. Du 7. zul 1617; das Stimmwerhaͤltniß ordnete erft die Dellaration v. 17. Mat 1838. 
3) 
%) Rricgpverfaffung des deutichen Bundes vom 9. Ayzli 1821, Urt, VII. 
9% 
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Bevollmächtigten in der Bunvesverfammlung zu führen hat. (Bol. „Deutiche 
Bunbesverfammlung”.) Das Verhältniß der Stimmen am Bundestag, wonach 
das Machtverhältniß der deutſchen Staaten fih beitimmt, ift ein doppeltes, 
ein regelmäßiges und ein ausnahmsweiſes: das erftere iſt das des fog. engeren 
Rathes, letzteres tft Das des fog. Plenum. Im engern Rathe führt fein Mit⸗ 
glied mehr als Eine Stimme; nicht jeves hat eine Stimme für fih (Birilftimme), 
fondern einige führen zufammengenommen Cine Stimme (Kuriatftimme). Biril⸗ 
ftimme haben elf Mitglieder: Oeſterreich, die fünf Königreiche, jeves der beiden 
Heften, Holftein-Tauendburg und LTuremburg-timburg. Die beiden letzteren find 
nicht etwa Kuriatftimmen 37); der Souverän in feiner Eigenfchaft als foldher ift 
Mitglied des Bundes: fo der König der Niederlande als Souverän von Luxem⸗ 
burg und Limburg; er führt für beide Lande kollektiv als veutfcher Fürſt eine 
Birilftiimme. — Der Kuriatftimmen find ſechs; fie ftehen zu: 1) dem Großherzog 
und den Herzogen von Sadhfen, 2) Braunfchweig und Naflau, 3) beiden Medien- 
burg, 4) Olvenburg, beiden Anhalt, beiden Schwarzburg; 5) Tichtenftein, beiden 
Neuß, beiden Kippe, Waldeck und Heflen-Homburg; 6) ven vier freien Städten 38). 
So befteht nad der regelmäßigen Ordnung des engeren Rathes die Geſammtheit 
des Bundes, die Trägerin der Bundesgewalt, aus 17 Stimmen, aus 11 fou- 
veränen Fürſten, aus 5 Kurten fouveräner Yürften und aus ver Kurle der freien 
Städte. — Im Plenum führt fein Mitglied weniger als Eine Stimme; 
einige Mitglieder haben mehr als Eine Stimme; keines jedoch mehr als vier. 
Einundzwanzig Mitglieder‘ ſdrei Großherzoge 39), fünf Herzoge 49), acht Fürſten 41), 
der Yandgraf] führen je eine, drei Mitglieder [Braunfchweig, Medlenburg-Schwerin 
und Naffau] je zwei, fünf [Baden, Kurbefien, Heilen und bei Rhein, Holftein- 
Lauenburg, Luremburg-Limburg] je drei, ſechs [Defterreih und die Königreiche] 
je vier Stimmen 42), Hiernach befteht die Trägerin der Gewalt aus 66 Stimmen, 
wovon 45 auf 14 Fürſten vertheilt find, deren übrige einunbzwanzig 17 Fürſten 
und 4 Städten zufteben. . 

Das Stimmenverhältnig der Mitglieder des Bundes, d. h. ihr Antheil an 
der Bundesgewalt, bemißt fih noch nad einem andern Mafftab, nämlich nach 
ven Berfaffungsbeftimmungen über die Formen, in welchen ver Geſammtwille des 
Bundes zur Spradhe kommt %). Diefe Formen find: 1) einfahe Mehrheit 
bes engeren Raths; bier entjcheiden neun Stimmen gegen acht; vie ſechs 
Kuriatftiimmen machen alfo 2/3 der Majorität aus; ftehen auf ihrer Seite brei 
Virilſtimmen, jo find die größten deutſchen Stanten überftimmt; treten ihnen nur 
zwei Virilſtimmen bei, fo find fie überftimmt; 2) Einftimmigfeit des engeren 
Raths; jede Virilſtimme hat hier ein Beto; Staaten einer Kurie bringen mit 
ihrem Widerſpruch nicht durch; 3) Mehrheit des Plenum, ftets Zweidrittel— 
mehrheit, alfo 44 gegen 22; bei ver Zufammenfegung des Plenum 1815 hatte 
daſſelbe 69 Stimmen und 24 Staaten batten je 1 Stimme; viefe zufammenge- 
nommen binberten jeden Beſchluß; vie jegigen 21 für ſich allein find nur bie 


37), Dagegen: Zachariä, a. ©. II, ©. 646, Anm. 10. 

38) Bundesalte IV. 

39, Sachſen, Destienburg Streit, Ofdenburg. 

40, Alle außer Holftein-Zauenburg, Braunfaioelg und Naſſau. Vgl. Anm, 23, 
a), D. h. alfo die fänmtlichen. 

42) Bundesafte VI. 

43) Bundesafte VI. VII. Biener Alte K—XV. XXXVIII XL. XLV. XLVII. 
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imaheit; 4) Einflimmigleit des Plenum; ver kleinſte Staat hat ein 
eto. 

Inhalt der Bundesgewalt, Die Bunvesgewalt ift nicht Stantögewalt. 
Der Bund hat daher weder die gefeßgebenve, noch die richterlihe, noch die Re— 
gierungsgewalt. Aber er bat einzelne Hoheitsrechte und jedes derſelben tft zurüd- 
zuführen auf eine ber brei Hauptgruppen und Grundformen der Staatsgewalt. 
So hat er einzelne Rechte ver gefeßgebenven, ver vichterlichen Gewalt, fo einzelne 
Regierungsrechte. 

1) Das Recht der Geſetzgebung, weldhes zur Bundesgewalt gehört, 
reiht alfo nicht Jo weit, als vie geſetzgebende Gewalt eines Staats; es iſt ver 
Inbegriff beftimmter vertragsmäßig eingeräumter Befugniffe, Geſetze zu geben. 
Es ift alfo nie zu präfumiren, daß im Zweifel der Bund zur Gefebgebung kom— 
petent fei; fondern die Kompetenz ift zu erweilen. Sie wird beflimmt durch den 
Inhalt der Bundesgrundgefege und, wo dieſe nicht zureichen, durch die Zwecke 
des Bundes: wie bie Geſetzgebung des Staats nit über ven Staatszwed hin- 
aus, fo erftredt fi die des Bundes nicht Über den Bundeszweck hinaus. 
Die Kompetenz des Bundes, neues Recht zu feben, kann in bundesverfaſ⸗ 
Iungsmäßigem Wege erweitert werben, aber nur im Einflang mit dem Grund⸗ 
harakter des Bundes. Daher hängt die Gültigkeit eines Bundesgefeges nicht nur 
von der Beobachtung ver verfaffungsmäßigen Form (vgl. „Deutſche Bunbesver- 
ſammlung“), ſondern auch von ber Einhaltung der verfaffungsmäßigen Kompetenz 
4). — Ein formwibrig oder mit Ueherfihreitung ver Kompetenz gefaßter Bun- 
desbeſchluß iſt nichtig, bat für Niemann gefegliche Kraft, auch nicht für diejenigen, 
welche bei feiner Entftehung mitwirkten. Dahin gehört vor Allem ein Bundes⸗ 
geſetz, wodurch eine in anerlannter Wirkſamkeit beftehende landſtändiſche Ver⸗ 
faffung eines deutſchen Staats von Bundeswegen und im Widerſpruch mit ben 
Beftimmungen dieſer Verfaffung abgeändert werben follte 8). Werner ein Geſetz 
bes Bundes über vie innere Einridtung und Verwaltung eines deutſchen Staats 36), 
abgefehen von ven durch bie Bundesverfaſſung ausdrücklich ftatuirten Ausnahme⸗ 
fällen 7), . 

Ein (formell und materiell) gültiges Bunvesgefeg bat Rechtskraft für 
vie Bundesglieber, d. 5. es verpflichtet fie, vafjelbe in ihren Staaten zu 
publiciven; zu dieſer Publikation kann das ſäumige oder widerfttebende Mitglied 
von Bundeswegen genöthigt werben, erforverlichen Falls duch militäriiche Ere- 
kıtion. Die Untertbanen der Bundesftaaten werben durch ein gültiges Bundes⸗ 
geſetz an fich weder berechtigt noch verpflichtet, fondern erft in Folge der 
Publikation veflelben durch die Landesſtaatsgewalt. Diefe Publikation ift dann 
aber Bublilation eines Bundesgefeges, nicht eines Landesgeſetzes, hat 
daher die für die Ranbesgefeßgebung beftehenden verfaffungsmäßigen Yormen nicht 
zu beobachten. Daraus folgt: wenn der Landesherr das Bundesgeſetz nicht feinem 
wehren Inhalte nach publicirt bat oder wenn das publicirte Bundesgeſetz als 
folches nichtig ift, fo kann das publicirte Gefe nur als Lanvesgefeg Geltung 
beanfpruchen, dieſe aber ift dann nad der Berfaflung des Landes zu beurtheilen. 


— 





4%, Wiener Alte X. 

56) Wiener Alte LVI. 

6, Wiener Alte KV. XXV. Dal. den Bundesbeſchl. vom 5. Juli 1832 wegen Aufhebung bed - 
badiſchen Preßgefepes. 

7, Bundesafte XII-XVIII. Wiener Alte XXV—XXVII. LIX, LX. LXI. LXIII. 
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— Die Landesgeſetze find Gelege des Souveräns; fle erlangen keine Rechtskraft 
wider feinen Willen, ohne feine ausdrückliche Sanktion: er aber ift Mitglied des 
Bundes und fo können Lanvesgefeße ven Bundesgeſetzen, deren ımverbrächliche 
Aufrechthaltung feine Pflicht iſt, nicht derogiren. Werner find Bunvesgefege Er⸗ 
Iafle ver Bundesgewalt: an biefer wirkt jeder Souverän mit und fo kann er zu 
Yeinem Bundesgefege mitwirken in Widerſpruch mit den Rechtspflichten, bie er 
gegenüber feinem eigenen Staat und Volt hat *); überftimmt kann er aber nicht 
werben, fobald ihm etwas zugemuthet wird, was er nicht als Mitglie des Bun⸗ 
des, fonvern als Souverän des befonvern Staats zu leiften bat #8), 3. B. Aen- 
derung feiner Lanvesverfaffung. Jede Erweiterung der Kompetenz bes Bundes, 
Geſetze zu geben, findet ihre Scrante an den Berfafjungen der einzelnen Staaten. 
Wenn envli in der Berfaffung eines Bundesſtaats Beſtandtheile enthalten find, 
welche mit der Bundesverfaffung tm Widerſpruche ſtehen 29), fo hat der Souverän 
als Bundesglied die Pflicht, ſolche Beſtandtheile zu entfernen, aber weder Die 
Pflicht noch das Recht, dies aus eigener Machtvolllommenheit mit Hintanfegung 
ber von ber Berfaffung feines Staats für Aenderungen berfelben vorgefchriebenen 
Formen auszuführen: nur blürfen viefe Formen felbft oder die Handhabung der- 
felben nicht die Erfüllung jener Bunvespflicht erfchweren over unmöglicd machen 39), 

2) Die Gerichtshoheit, weldhe zur Bundesgewalt gehört, ift nicht volle 
richterlide Gewalt, fonbern der Inbegriff vertragsmäßig feftgeftellter einzelner 
Rechte derſelben. Ste enthält zunächſt ein Oberaufſichtorecht für gewiſſe Punkte 
des Gerichtöwefens der einzelnen Stanten, die von Bundeswegen gerantirt find. 
Daß Iedermann In Deutichland die Vetretung des Rechtswegs unverwehrt und 
auch unbehindert bleibe 51), daß für jenen ventfchen Staat ein Gericht dritter 
Inſtanz beftehe 5%), iſt Sache des Bundes. Unmittelbar richterliche Hoheit Kat 
ver Bund: 1) in Redtsftreitigfeiten der Bunbeöglieder, 2) in Berfafiungsftreitig- 
fetten zwiſchen Regierungen und Stänven, 3) bei Reklamationen von Mebiatifirten, 
4) im Halle daß Yorberangen von Privatperfonen deßhalb nicht befrievigt werden 
fönnen, weil bie Verpflichtung, venfelben Genüge zu leiftlen, zwiſchen mehrern 
Bundesglievern zweifelhaft oder beftritten ift. Die der Juftizhoheit in dieſen Fällen 
entſprechende Gerichtsbarkeit fteht nicht einem ſtändigen Bundesgerichte 
zu; ſondern dafür beſtehen theils Inſtitutionen des Reichsrechto, welche bis 1806 
neben den Reichsgerichten beſtanden haben, jedoch In einer der hentigen Verfafſung 
gemäßen Ausbildung mit bedeutenden Modifikationen ihrer früheren Geftaltung — 
Austräge, theils eine völlig neue Einrichtung. 

Austräge bilden die richterliche Inftanz im Romen, d. b. unter der Hoheit 
bed Bundes in den Fällen 1 5%) und 4 4) (vgl. „Austräge“). Für ven 
zweiten Fall ift ein Bundesſchiedsgericht 35) eingefett, welches theilweiſe auch 
über Fälle ad 3, die im Mebrigen von der Bunbesverfammlung beurteilt wer- 


*) Bol, den Art. „Landtag in dem deutfchen Staaten“. 

«8, Wiener Alte XV. 

49), Wiener Alte LXVII—LXIX. 

50, Wiener Alte LVIII. 

st, Wiener Alte XXIX. 

53) Bundesafte XII. 

53) Bundesafte XI. Wiener Alte XXI—XXIV. 

5%, Wiener Alte XXX. . 
7 am, hanbeöbefihtuß vom 30. DM. 1834, nebft dem Bundesbefchlug vom 12. Mai 1895 md 
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ven, und ebenfalls über Streitigkeiten zwifchen Bunvesgliebern entfcheibet, wenn 
viefe ih darüber vereinigen und beim YBundestage darauf antragen 5%). — Bel 
einem Streit zwifchen ver Regierung unb ven Ständen eines deutſchen Fürſten⸗ 
thums 57) über die Auslegung der Verfaffung oder über die Grenzen ber Rechte 
ver Stände an der Staatsgewalt, Tann 59) die Regierung, wenn alle landes⸗ 
verfaflungsmäßigen Mittel zur Erlevigung des Streites erfolglo® angewandt wor- 
ven, bei ber Bundeßverſammlung eine Entſcheidung durch das Bundegsſchieds⸗ 
gericht beantragen 9), doch nur In Yelge einer Vereinbarung mit ben 
Ständen &). Berpflichtet iſt dazu bie Regierung nicht, außer menn fie vie 
Dazwifhentunft der Bundesverfammlung überhaupt nachſuchen will 61), Dagegen 
haben bie Stände Fein Recht, das bunvesfchiensgerichtliche Verfahren zu bean- 
tragen 62), Das Bundesſchiedsgericht ift weder eine ſtaͤndige Behörde, noch befteht 
es für den einzelnen Fall nothwendigerweiſe ausplanter rechtögelehrien Richtern. 
Bon den 17 Stimmen des engeren Rath3 werben auf drei Jahre je zwei Per- 
(onen ernannt, ein vechtsgelehrter Richter und ein Berwaltungsbeamter 63, Ans 
vifen 34 wir für ben beirefienden Tall das Schiedsgericht in folgender Weiſe 
gebilnet. Die klaͤgeriſche Regierung wählt drei (darunter nicht die beiden, welche 
fie ernannt refp. bei deren Ernennung fie betheiligt) 6%); ebeufalld drei wählen 
vie Stände, das Wahlrecht der vier Wochen fäumigen Stände vevolvirt au ben 
Bundestag 85), Die ſechs Ernannten wählen and ven übrigen Schiedomännern 
einen Obmann; viefen ernennt bei Stimmengleichheit vie Bundesverſammlung 86). 
Unter Umftänden 87) können aud je 2 oder 4 gewählt werben 68), fo daß das 
Schiedsgericht aus 5, 7 oder 9 Perfonen zufammengefest fein kann. Die vor- 
ber fefgeftellten Dentichriften ver Parteien überträgt ver Obmann einem 
ver von der Regierung und einem ber von ben Ständen (rejp. dem Bunbestage) 
gewählten Schiedsmänner zur Relation uud Korrelation 69%. Darauf verfammelt 
fih das Schiedsgericht an eimem von beiden Xheilen, eventuell von der Bundes⸗ 
verfammlung , beftimmter Ort und eutjcheidet ben Streit durch Stimmenmehrheit 


6, Buudesbefchtuß vom 30. DR. 1834, Art. XII. 

57, Nach Urt. Xı des cit. Bundesbefchluffes fol zwar das Schicdegeriäht auch zur Schlichtung 
der in den freien Städten zwifchen den Senaten und den verfaffungamäßigen bürgerlichen Behörden 
fi) ergebenden Irrungen und Gtreitigfeiten analoge Anwendung finden tabgefehen vom 46. Art. 
der Wiener Kongreßakte in Betreff Frankfurts): aber hier ift von Analogie vernünftigerweife 
feine Rede. * Wiener Alte LXI. 

58, Zabarti, a. O. 11, 771. 

53, Bundesbeſchluß vom 30. Oft. 1834, Art. 1. 

6, Art. 1 cit. jagt michts davon. Aber vgl. die Worte des Art. 111: „Erfolgt im Kalle der 
Bereinbarung über die Berufung an das Schiedsgericht.“ Zaharlä, a. O. Anm. 8. 
6 Zadhartä, a D.; Bundesbefchlun won 30. Oft. 1834, Art. 1: Die Bundeöglieder als 
jole verpflichten fid gen einander, nicht eher die Dazwiſchenkunft des Bundes nachzuſuchen. 
62, Zahariä, a.O. Anm. 7. Eine Bitte um Verwendung der Bundesverfammiung dafür, 
daß die Regierung das fehiedsrichterliche Verfahren beantrage, ſteht den Ständen zu Daran follten 
fich Holfleins. Stände erin 


nern. 

6, Bundesbeſchluß vom 30. Dit. 1834, Art. 11. 

6) „ſofern nicht beide Theile mit deren Zulaſſung einverflanden find“. Bundesbeſchluß vom 
3, Dft., Urt. IM. 

65) Bundeöbe Fin vom 30. Oft., Art. III. 

66, Bundesbeichluß vom 30. Oft., Art. IV. 

67, Dies iſt dem Uebereinkommen beider Theile überlaffen; in Ermanglung eines folchen 
bleibt es hei der Drei zahl. 

6, Bundesbefhluß Art. 111. 

*) Bundesbeſchluß Art. V. 
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nah „Gewiſſen und eigener Einſicht“ 70. Der Schiedsſpruch bat bie 
Kraft eines austrägalgerihtlihden Erlenntniffes; die Bundes-Exeku— 
tionsordnung findet hierauf ihre Anwendung 71, Anſtände in Betreff der 
Koften erledigt die Bundesverfammlung 72), 

Ueber Rellamationen der fog. Meptatifirten in Bezug auf Artifel 14 ver 
Bundesafte und Arttlel 63 der Wiener Schlußakte trifft entweder die Bundes⸗ 
verfammlung felbft Entſcheidung oder fle beſchließt durch Stimmenmehrheit, eine 
rihterlihe Inftanz eintreten zu laffen 73): dieſe wird dann dadurch gebilbet, 
daß die Bundesverſammlung per majora aus der Lifte ver Schiedsmänner vier 
ernennt, welche einen Obmann wählen oder denen (bei Stimmengleichheit) ver 
Bundestag folden ernennt. Die fo zufammengefegte richterliche Inftanz entſcheidet 
im Namen und Auftrag der Bunvesverfanmlung; ihr Ausſpruch bat die Rechts⸗ 
fraft eines austrägalgerichtlihens&rkenntniffes 7%, 

3) Regierungsrehte. — Die Regierungsrechte des Bundes charalteri- 
firen deutlicher noch als jene andern Attribute die veutfche Berfaffung. Hierin 
aber unterfcheivet ſich die Reichsgewalt des legten Zeitraums wenig oder gar nicht 
von ber heutigen Bunbesgewelt, und ba zeigt e8 fi, wenn man von Yeußer- 
lichleiten und eitlem Schein abfieht, wie pie Bundesverfaſſung nur die reife Frucht 
der taufendjährigen Entwidlung des Reichsſtaatsrechts ift; ob man diefe num 
günftig ober ungünftig beurtheilen mag, das Ergebniß bleibt daſſelbe! 

Der Bundeshaushalt ift mehr als einfach. Der deutſche Bund hat ver- 
mögensrechtliche Perfönlichkeit. Die Objekte des Bunvesvermögens find aber nicht 
zahlreich; die wichtigften Gegenftänve ftehen in Beziehung zur Bnnbesmilttärge- 
walt, namentlih bie Feſtungswerke, Gebäude, Kafernen und die zum beftänbigen 
Seftungsmaterial gehörigen Gegenftänve 75); die verauftionirte Flotte war eben- 
faUs im Vermögen des Bundes, Die Kameralgewalt des Bundes, worunter bier 
der Inbegriff von Regierungsrechten über das vorhandene äffentlihe Gut ver- 
- ftanden wird, erftredt fi) auf zwei Hauptlaflen: die Bundeskanzleikaſſe und bie 
Bunbesmatrikulartaffe 76), Erftere beftreitet die Koften der Kanzlei ver Bundes- 
verfammlung; jede der 17 Stimmen des engern Raths trägt dazu gleich viel bei; 
das Simplum beträgt 2000 Gulden. Ferner gehört dazu die Bibliothek und 
jonftiges Inventar (4. B. Mobiliar) des Bundestags; dies verwaltet unter Auf- 





70, Bundeöbefehlug Art. Vi. Erachten die Schiedörichter zur Fällung des definitiven Spruche 
eine nähere Ermittlung oder Aufklärung von Thatfachen für unumgänglich nothwendig, fo zeigen 
fie_dieß der Bundesverfammlung an, welche die Ergänzung der Akten dur den Bundestags: 
gefundten der betheiligten Regierung bewirken läßt; Art. Vır. Abgeſehen von der im leßten 
get unvermeidlichen Verzögerung muß die Enticheidung fpäteftend binnen 4 Monaten, von der 

rnennung des Obmannd an gerechnet, erfolgen und bei der Bundesverfammlung zur weiteren 
Mittheilung an die betbeiligte Regierung eingereicht werden; Art. VIII. 

71, Art, IX. 

73), Art. X. ‚ 

73, Indem die YBundesverfammlung felbft entfcheidet, bildet fie eine richterliche Inſtanz, wie 
ehemals die Reichsverſammlung; aber die bundesgefeplichen Normen faflen Entfcheidung von 
Seiten ded Bundestags und richterliche Inſtanz als Gegenſätze. 

7%, Bundesbefhluß vom 15. Sept. 1842. Der Streitfall ift erforderlichen Falls zu ins 
—5 von dem in anderweiten Rechtsſachen der Reklamanten zuſtändigen Landesgericht zweiter 
nſtanz. 

75, ZJachariä, a. O. Il, 827. 828. 

76) Zur Aufficht darüber beſteht die Fi Rechnungskommiſſion, ein Ausfhuß der 
Bundeöverfammlung (3 Bundestagögefandte). Bundesbeſchluß vom 21. Juni 1827, 14. OH. 1830, 
27. Januar 1831. Zachariä II, 830 und 834. " 
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fiht der Bundesverfammlung der Kanzleidirektor. Die Bundesmatrikularlaffe be- 
fiehbt aus ven Beiträgen der Bundesgliever, weldhe ver Bund vermöge feines 
Beſteuerungsrechts beitreibt. Aus biefer Kaffe werben alle Abrigen Bebürfuifie 
des Bundes beftritten; von ihr ausgefondert werden können Filialkaſſen, 3. B. 
eine Kriegskaſſe. — Die Bundesgewalt enthält in Bezug auf Deutſchlands 
Haushalt Rechte der Finanzgewalt. Bon einer Zollhoheit freilich tft nur negativ 
vie Rede, indem die Bundesakte vie Befeitigung der Zollſchranken im Innern zum 
Geſichtspunkt Hat 77), welche ver Bund als foldyer nicht, wohl aber eine mächtige 
Einung von Staaten deſſelben zu erreichen vermocht hat. Dagegen bat der Bund 
ganz unzweifelhaft das Hoheitsrecht, zur Dedung feiner Bedürfnifſe und zur Er- 
füllung feiner Zwede vie erforderlichen Mittel berbeizufchaffen, d. h. alfo das 
Beſtenerungsrecht 78). Dies ift feine‘ volle ftaatlihe Steuergewalt. Der Bund hat 
kein Recht, unmittelbar von dem Privatvermögen in Deutſchland Ouoten zu er- 
heben, von den einzelnen Deutjchen Gelppräftationen zu fordern. Ein foldyes Recht 
hatte aber auch die Reichsgewalt feit dem 16. Jahrhundert nicht mehr. Doch hat 
ver Bund, feinem Weſen gemäß, das Recht, Leiftungen ver Mitgliever, Gelb- 
präftationen von biejen zu verlangen, d.h. Beiträge von ihnen, Quoten von 
ihrem Staatsvermögen zu erheben. Die Höhe diefer Beiträge wird bemeſſen 
nad der Größe ver Bevölkerung der Staaten. Die Leiftung der Gelpbeiträge ift 
Bundespfliht. An der Erfüllung viefer, wie aller andern Bundespflichten können 
vie Mitglieder nicht durch die Yanvesverfaffung gehinvert, nod darin bejchränft 
werben 79), Die Stände des Landes dürfen vie Bewilligung der Beiträge nicht 
beanftanden; fie haben nit das Recht, das Borhandenfein eines Bedürfniſſes 
bes Bundes und den Umfang des erforderlichen Dedungsmitteld oder bie „gerechte 
Bertheilung ver Beiträge auf die einzelnen Staaten gemäß der Matrikel zu prü- 
fen. Aber fie haben allervings zu unterfuchen, ob vie zu Grunde liegende Bun- 
tespflicht zur Zahlung eines Beitrags wirklich vorhanden ift; ferner haben 
fie tarüber eine Stimme, aus welden Staatsfonds die Summe entnommen 
werden ſoll; endlich, wenn folgeweije eine neue Auflage, eine neue Befteuerung 
eintritt, die gerechte Repartition auf die Unterthanen zu überwachen. 

Die Bundesmilitärgewalt 39% ift für Deutfchland als eine in politifcher 
Einheit verbundene Geſammtmacht ein wefentlicher Beftanptheil der Bundesgewalt. 
Die diefe aber Inbegriff einzelner beftimmter Hoheitsrechte, fo tft auch der Heer- 
kann des Bundes nicht die volle Militärhoheit eines Staats, namentlich Teine 
unmittelbare Gewalt über das deutſche Volk, fonvern direkt nur eine Gewalt ver 
Sefammtheit über die Bundesglieder, bie fouveränen Fürſten und freien 
Städte Am Bundeszwed ferner ‚hat vie Militärgewalt des Bundes ihre 
Grenze. — inbegriffen in dieſen Heerbann ift die Aufftellung eines Bunbes- 
heers, vie Errichtung von Bertheidigungsanftalten zur Sicherftellung des Bun- | 
vesgebiet8, das Aufgebot des Bundesheers und der Oberbefehl über daſſelbe. — 


77, Bundesalte XIX. 

18, Wiener Alte LII. . 

7, 8. 1. LVIN. 

0, W. A. 11. a : vom 5. Oftober 1820, 9. und 12. April 1821, 11. Juli 
1822, 28. Juli 1825, 19. Auguft, 9., 14. Dechr. 1830, 10. und 17. ebr., 3. und 17. März 
und 25. April 1831, 17. Mai und 13, Sept. 1832, 12. Nov. 1835, 26. März 1841 und 11. 
Auguft 1842. Für die Leitung der Militärangelegenheiten des Bundes befteht der Militäraus: 
ſchuß des Bundestags und Die technifche Bundesmilttärkommiſſion. Zachariä, a. O. 


11, 800 fg. 
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Das dentſche Heer iſt zufammengefeßt aus den fog, Kontiugenten ver einzelnen 
Stasten, die von vieſen auch ıumterhalten werben, und zwar in einem foldden 
Stand, daß fie in kürgefier Zeit nah der vom Bunde erfolgten Aufforderung 
marſch- und ſchlagfertig, und in allen ihren Thellen vollftändig gerüftet, 
ausrüden können. Die Bundesmatrikel beftimmt pie Größe des Truppenbeitrags; 
feit 1853 beträgt das Kontingent eines jeven Staats an ftreitbarer Mannſchafi 
Alle Procent ver Bevölkerung, an Erfagmannfchaft 1/, Procent. Auch ein be⸗ 
ſtimmtes Verhältniß ver Waffengattungen iſt durch die Bundegkriegsverfafſung 
feſtgeſtellt: die Reiterei beträgt ven ſiebenten Theil des Kontingents; doch ſind 
der Stellung von Reiterei überhoben Oldenburg, Nafſau u. A.; darin von Meck⸗ 
lenburg- Schwerin vertreten wird Mecklenburg⸗Strelitz, das überdies nure! / q des 
ſtontingents an Reiterei zu ſtellen hat. Das Bundesheer beſteht aus zehn Armee⸗ 
korps (in der Stärke von ungefähr einer halben Million); ſieben derſelben 
find ungemiſchte, d. h. fie werden von Staaten einzeln für ſich geſtellt; drei find 
gemiſchte over kombinirte, d. h. werben durch Kontingente mehrerer Staaten ge- 
bifvet. Das 1., 2., 3. ftellt Defterreih, das 4., 63., 6. Preußen (fo lange Alt- 
preußen und PBofen als Theile des Bundes galten, ſtellte Preußen ein viertes 
Armeelorpt), das 7. Bayern, das 8. Württemberg, Baben und Großh. Deflen, 
das 9. Sachen, Kurheflen, Luremburg-Limburg, Naffau; das 10, Hannover, 
Braunſchweig, Holftein-Tanenburg, Medienburg, Oldenburg und bie Hanſeſtädte. 
Srimirt find das Großherzogthum und die Herzogthümer Sachſen, beide Anhalt, 
beide Schwarzburg, LTichtenftein, beide Reuß, Walde, beide Lippe, Heflen-Hom- 
burg und die Statt Frankfurt: fie ftellen zuſammen eine Referve-Infanteriediot- 
fion, zunächſt zur Verſtärkung der Kriegsgarnifonen in ben Bundesfeſtungen, 
wogegen die hierdurch in ihrer Stärke verminderten gemifchten drei Armeelorps 
von der Stellung zur SKavallerie- und Artillerie-Referve befreit find 3, Das 
Bundesheer befteht auch im Frieden und die Bunvesgewalt enthält das Recht, 
durch Bevollmächtigte Mufterungen und Uebungen anzuordnen. — Das Reecht, 
eine Bundesfeſtung zu begründen, ift durch die Zuftimmung des Bunbesglieves 
bebingt, auf deſſen Staatögebtet die Feſtung errichtet werben fol 8%), das dem⸗ 
zufolge wichtige Hoheitsrechte innerhalb feiner Grenzen dem Bunde einzuräumen 
bat. — Das deutſche Heer kann enwweder ganz oder theilweife aufgeboten werben; 
pie fog. Kriegäbereitichaft tft theilmeife Mobilmahung. Sehe Wochen nach Aus 
rüden der ftreitbaren Mannſchaft bat die Hälfte der Erſahmannſchaft nachzufol⸗ 
gen. — Das aufgeftellte Kriegsheer des Bumbes iſt Ein Her und wird von 
Einem Feldherrn befehligt. Diefen Oberfeldheren, wie ven Ihm zur Seite 
ſtehenden Generallientenent des Bundes, ber ihm fofort erfegen Tann, er- 
nennt bie Bunbesverfammlung. Seine Stelle hört mit Eintritt des Friedens 
wieder auf. Der Oberfeloherr wird vorn der Bunbesverfammlung, welche feine 
einzige Behörbe if, in Ein und Pflicht genommen. Näheres in dem Artilel 
„Kriegsverfaffung des deutſchen Bundes“. 

Der deutſche Bund bat nicht die Polizeigewalt eines Staatsweſens; aber zu 
den Regierungsredhten, vie in ver Bundesgewalt enthalten find, gehören Rechte 
der Polizei. Sie find umjchrieben durch den Bundeszwed, Die äußere und 


81, Bundesbefchluß vom 9. Decbr. 1830 cit. . 

3) Dagegen darf fein deutfher Staat eine ſtehende Brüde über einen Yluß, ler 
anderes Ufer Ausland ift, anlegen ohne Zuflimmung des Bundes; vgl. Bundesbeſchluß 
vom 27. Yebr. 1832. 
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innere Sicherheit Deutſchlands ift bie Aufgabe des Bundes. Diefe innere Sicher: 
heit tft von unfern Staatsmännern einerſeits gar engherzig gebeutet, anderfetts in 
folch engherziger Auffaffung zu einem Umfang ansgevehnt, ven die Stifter des 
Bundes erwiefener Maßen nicht beabfichtigten und der mit ver Natur eines Staaten⸗ 
bundes überhaupt unvereinbar if. Man nahm die innere Sicherheit vorwiegend 
in der vulgären Bebeutung des Wortes Pollzet und bilvete den beutfhen Bund 
m einer umfaflennen Polizeianftalt nieprigfter Gattung aus. Die Verhandlungen 
auf den Wiener Konferenzen des Jahres 1815 über ven zweiten Artikel der Bundes⸗ 
alte ergeben, daß man fih damals Mar bewußt war, es handle fi} bei ver in⸗ 
nern Sicherheit Deutſchlands als Bundeszweck gar nicht um die innern Ber 
hältniffe der einzelnen Staaten. Ja, um dieſer Mißdeutung vorzubeugen ſchlug 
Holftein die gegenwärtige Yaflıng des Art. II vor und eine frühere, wonad von 
ver Sicherheit Deutfchlands und ber einzelnen Staaten vie Rebe war, wurde burdy 
übereinftiimmenven Beſchluß aufgegeben. Die innere Sicherheit des einzelnen bent- 
fhen Staats Liegt daher völlig außer der Kompetenz ver Bundesgewalt und ver- 
fält verfelben nur infowett, al8 durch dieſelbe die innere Sicherheit nes Bundes, 
Deutfhlands, wirklih bepingt ift. Hat man nım auch demgemäß ven Grund» 
fat aufgeftellt, daß die Einmifhung in die Innern Verhältnifie der Staaten 
ausgefchlofien jet, fo hat man daran doch Teineswegs feftgehalten, vie Linie iſt Häufig 
und weit überfchritten, die Regel tft durch Ausnahmen beinahe felbft zur Aus- 
nahme geworben. Und in der Praris hat felten over nie die Störung der dffent- 
lihen Rechtsordnung von Seiten ver Gewalthaber als Attentat auf die Sicherheit 
bdes Ganzen gegolten, aber ftets und immer felbft der leifefte Schein einer Ueberſchrei⸗ 
tang von Seiten des Volks und feiner Vertreter. Die Polizei des Bundes, auf 
bie bloße Negative befchränkt, hat ſich alfo tief in die häuslichen Ungelegen- 
heiten ver einzelnen deutſchen Staaten hineinerftredt und ift obenei jo geübt, 
als wäre der Bund eine Affekuranzgefellihaft der Herrſcher gegen unbegrändete 
wie wohlbegrünvete Anfpräche ver Unterthanen. Unzweifelhaft ein Gegenſtand ber 
Bürforge diefer negativen Boltzei des Bundes Ift vie Berhitung und Bereitelung 
von Krieg und Reprefiallen unter Bundesgliedern 8), von Verbindungen eines 
oder meßrerer Staaten unter ſich ober mit dem Auslande gegen die Sicherheit des 
Bundes 34), von hodhverrätherifchen Berfuchen gegen die Bundesverfaffung 85), von 
Aufruhr, deſſen ein Staat nicht Herr werben kann ober ber mehrere deutſche 
Staaten befaßt („Bewegungen” in mehreren Staaten !) 8%), von Behinderung eines 
Bundesglieds an Erfüllung feiner Bunvespflichten, jedenfalls aber auch von einem 
Umfturz der Lanbesverfofiung Seitens ver Regierung und gemeinfamem Unter- 
nehmen ver Unwälzung beſtehenden Rechts von Seiten mehrerer Staatögewalten. 

Die pofitive Aufgabe ver Regierungsthätigfeit, fo wenig fie von ven Bundes⸗ 
grumbgefegen verfannt ift, erfcheint nicht nur als äufferft vernadhläfflgt durch die Bun⸗ 
bespraris, fondern ihre Erfüllung iſt auch durch die Beftimmungen ver Grundgeſetze 
auf das Aeuſſerſte erfchwert 8. Für die materiellen Intereffen des Baterlandes 
ift feit 1815 Bieles und Großes, von Bunveswegen nichts gethan. Der Artikel 
19 der Bundesalte ſteht auf dem Papier, das ift Alles: dagegen bezeugt ver 


5, Bundesaftext. Wiener Alte XVIII fg. 


&%) 3 A. s Auguſt 1836 
85, Bundesbe vom 18. Au 1836. 
5%, Wiener Er XV vn. 
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Zollverein, fo verkümmert in mancher Hinſicht feine Entwicklung ift, bezeugen Paß⸗ 
karten⸗, Telegraphen-, Miünz-Bereine, was die Mehrheit deutſcher Regierungen will 
und vermag und was doch die Gefammtheit berfelben in verfaffungsmäßiger Weife 
weder gewollt noch gekonnt bat. Vollends dann die geiftigen Intereſſen, deren 
Pflege Iandläufige Staatsmänner, wie fie leiver auf beutfchem Boden unfrautartig 
wuchern, wie eine Gefährbung der innern Sicherheit Deutfchlands anſehen! Der 
Artikel 18 der Bundesakte ftatuirt Preßfreiheit, und die Bunvespolizei in Bezug 
auf die Preſſe kannte bis vor wenigen Jahren feine gerechtere Ausführung ber 
Bunbesverfaffung in dieſem Punkt und feine reifere Weisheit, als die Einführung 
und finnlofe Handhabung ver Cenſur 88). Gutes erftrebt hat die Bunbespolizei in 
Bezug auf ven Nachdruck 89, Das Vereinsweſen mußte fie ebenfowenig zu 
ordnen, wie die Preſſe, und darin bleibt auch die Organtfatton vom 13. Iult 
1854 hinter den Zielen einer echten und freifinnigen Polizei weit zurück. Das 
Unterrihtswefen, wenigftens in feinem Hähepunfte, dem Univerfitätöwefen, 
darf wohl als eine gemeinveutfche Angelegenheit betrachtet werden; aber ein Un- 
glüd war e8, daß die Bundespolizei ſich feiner bemächtigte und zwar daß dies 
nicht aus dem Gefihtspunft nationaler Bildung, ſondern im Intereffe jener dem 
Umfang nad) überfpannten, dem Inhalt nad unglaublich befchränkten allgemeinen 
Sicherheit geſchah. 

Die Standes=, Rang: und Würden-Verhältniſſe ver Bundesglieder 
und Mebiatifirten unterlagen felbftverftanden ver Regierungsgewalt des Bundes 90); 
ber Fehlgriffe in ver Ausübung gab es auch den einen und den andern; die Gefammt- 
heit der Bundesgliever, welche fi in Bezug auf Schulden des Reiches nicht für ver- 
pflitet hielt, erachtete fich für befugt, anftatt Kaijers und Reichs zu normiren, 
ob eine Yamilie zum hohen Adel gehöre ober nicht 9), 

In Anfehung der auswärtigen Politif eignet vem Bund die volle Ge- 
walt eines ftaatlihen Gemeinwefens. Denn dem Ausland gegenüber ift Deutſch⸗ 
land, das im Innern aus unabhängigen Staaten befteht, Ein Großes und Gan- 
zes 92). Und doch ift die auswärtige Politit ein Problem für jeden Staatenbund, 
ein beinahe unlösbares für den beutfchen Bund in feinem gegenwärtigen Beſtande. 
Nicht entgehen ihm erforverliche Attribute; doch von den verfaffungsmäßig zu⸗ 
ftändigen wird fein Gebrauch gemacht und es ift nicht abzufehen, wie ohne tiefgrei- 
fende Reform, und zwar an diefer Stelle nicht des Bundesrechts, fondern ber 
Prarts der einzelnen Staaten, ja kaum ift zu gewärtigen, daß felbft nach folcher 
Reform und bei großen Opfern, weldye die Einzelftanten etwa zu bringen geneigt 
fein follten, die Bundesgewalt von ihren Befugniffen Gebrauh zu machen im 
Stande wäre. Eine noch fo treue Darftellung der Bundesverfaffung in dieſem 
Punkt giebt nothiwendigerweife ein untreues Bild von dem, was wirklich gilt. 
Hierin ftimmen aber die Bunbesverhältniffe mit den Zuſtänden des Reichs völlig 
überein ; feit Jahrhunderten hat es in Deutichland hiemit genau dieſelbe Bewand⸗ 


——r 


88) Preßgeſetz auf 5 Jahre, vom 20. Sept. 1819 u. |. w. Bundesbeſchluß vom 6. Sept. 
1832, 9. Noobr. 1837, 22. April 1841, 19. Juni 1845. 

89, Provifortfcher Beſchluß vom 20. Sept. 1819 u. f. w., 13. Novbr. 1834 u. f. w. 

20) Bundesbefchluß über die Sourtoifle für die mediatifirten Fürften vom 18. Yuguft 1825, 
für die mebdiatifirten Grafen vom 13. Febr. 1829. 

9, YBundesbefhluß vom 12. Juni 1845. _ 

92, Kompetenzbeftimmung vom 12. Zuni 1817 8. 6; Bundesbeſchluß von dDemfelben Tage; 
Wiener Alte II. XXX V. 
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nig gehabt : freilich mit Einem charakteriftiichen Unterfchieve, ver aber die Gegen- 
wart in vortbeilbafterem Licht erfcheinen läßt. 

Eine Darftelung aud ver Reichsverfaſſung in Bezug auf auswärtige Politik 
gewährt eine ganz verfehlte VBorftellung von dem, was in Wirklichkeit Beſtand 
hatte. Der Kaifer allervings hatte volle und ausſchließliche Repräfentatingewalt ; 
er allein vertrat Deutſchland dem Ausland gegenüber ; er allein ftellte die völfer- 
rechtliche Perfönlichkeit des Reiches dar, unterhielt deffen diplomatiſche Beziehungen 
mit den Mächten, fchloß völferrechtliche Berträge War er auch in Betreff ver 
wichtigften derfelben, fogar in der Ausübung feines Majeftätsrehts über Krieg 
und Frieden an die Zuſtimmung bes Reichstages gebunden 9), das Ausland ver- 
hanvelte nur mit Ihm und hielt fi) an Ihn, des Reichstags fo wenig achtend 9), 
wie jede Macht in völlerrechtlihen Dingen davon abfieht, ob der andere Kontras 
bent nach dem innern Stantsrecht feines Landes mit oder ohne Volksvertretung 
vorzugehen befugt ift, wie jede den andern Staat verpflichtet erachtet ſobald das 
Staatsoberhaupt eine Berpflihtung übernommen hat. Aber neben dem Reich kannte 
das Ausland Jahrhunderte hindurch noch andere völkerrechtliche Subjelte im Reid); 
deutſche Stände und Staaten mit ihrem feit dem weitphälifchen Frieden ſelbſt ver- 
faſſungsmäßig fanktionirten, buchſtäblich befchränften, in der That fchrankenlofen 
Bünpnißreht 9), agirten wie europäiſche Mächte, und nit nur vie Größen, 
fondern jogar die Kleinften; die diplomatiſchen Beziehungen mit ihnen wurden 
jorgfältig unterhalten und waren von mehr Belang, als das Verhältniß zum ganzen 
Deutichland ; mit der veutfchen Politik konkurrirte, nur zu oft divergirend und ihre 
Aufgaben vereitelnd, vie Sonverpolitif der deutſchen Fürſten. Was aber vas 
Schlimmfte war, die fogenannte Politik des Reichs war Jahrhunderte lang in 
Wahrheit öfterreichiihe Politik; gab es auch Reichspiplomaten, fie vertraten Deutjch- 
lands äfterreichtiche Intereffen und häufig genug auch die Deutichland fremden, ja 
widerftreitenden Intereffen Defterreihs. Nicht immer, wo beutfche Sonverpolitif 
Gegenminen grub, war fie undeutſch; oft diente fie dem Vaterlande vielmehr gegen 
vaterlandsfeindliche Plane der nominell deutſchen, wirklich aber nicht minder par⸗ 
tikulariſtiſchen Politik des Hauſes Defterreich. 

Dieſe Unwahrhceit iſt aus unſern auswärtigen Angelegenheiten entfernt; von 
dieſem Lug und Trug iſt die Gegenwart frei, wenn auch aus keinem andern als 
dem wenig erbaulichen Grunde, weil es jetzt gar keine, nicht einmal eine dem 
Namen nach geſammtdeutſche Politik giebt. Heute zu Tage, wie zur Zeit des Reichs, 
treiben die Glieder des Gemeinweſens Politik auf eigene Hand. Und ſie ſind, wie 
damals, befugt dazu und es wilrde von Deutſchland in völkerrechtlichen Dingen 
feine Reve fein, wenn nicht die einzelnen fouveränen Yürften und freien Städte 
davon reben machten. Die dentſchen Staaten haben, wie früher die Reichsftände, 
ihr verfafiungsmäßig fanktionirtes, buchſtäblich beſchränktes Bündnißrecht 86). That⸗ 
ſächlich iſt daſſelbe — dies iſt anzuerkennen — nur in Bezug auf diejenigen 
Bundesglieder, welche zugleich europäiſche Mächte ſind, ein ſo ſchrankenloſes wie 
vormals das aller Stände des Reichs. Stellt man alſo die Kompetenz der Bundes⸗ 
gewalt in Bezug auf auswärtige Politik dar, ſo täuſcht man ſich und Andere, 
wenn man auffer Acht läßt, daß neben der völkerrechtlichen Perſon Deutſchlands, 


3, 3.P. 0. VIII 8. 1. 

%) Zulept noch beim Xrieden von Lüneville. 
ss, 3,P,.0. vi 8.2. 

), Bundesafte AT. 
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bie noch obenein obfervanzmäßig aller Vertretung baar ifl, auch wenn fie es nicht 
wäre, andre völkerrechtliche Subjekte nebenher gehen, welche fi anverfelts zu 
jener von Rechtswegen verhalten, wie die eigentlih nur im Innern felbftfländigen 
und unabhängigen Glieder eines Staatskörpers zu ver in politiſcher Einheit ver- 
bunden fein follenden Sefammtmadt. 

Deutſchland bildet nach Außen ein politiiches Ganzes. Der deutſche Bund 
ift eine Großmacht des europälfchen Staatenfoftems, wie Franfreih und England, 
aber auch (fo muß man Hinzufügen) wie Preußen und Defterreich 97). Er hat könig- 
liche Ehren; er bat den Borrang vor allen Staaten ohne Föniglihe Ehren, aud 
vor den Staaten mit königlichen Ehren, welche lediglich Staaten des Bundes find; 
den übrigen Monardhien mit Königlichen Ehren fteht er, wie auch die Schweiz und Die 
norbamerilanifhe Union nad): fo find Defterreih und Preußen, Dänemart und 
vie Niederlande, obwohl ihre Souveräne für ihre deutſchen Staaten ihm unter- 
georbnet find, ihm überlegen. Sein Verhalten zum Ausland beftiumt der Bunbes- 
zwed, der in dieſer Hinficht die äußere Sicherheit Deutichlanvs, die Unabhängig- 
feit und Unverletzbarkeit der deutihen Staaten begreift. Er bat das Recht, Krieg, 
Friedensbündniſſe und andre Verträge zu beſchließen 98) ; dieſe Rechte übt er jedoch 
nur zu feiner Selbftvertheidigung, zur Verfolgung jenes ausgefprodhenen Zwecko 9), 
wodurch natürlich ein diefem Zweck entſprechender Angriffsfrieg keineswegs ausge⸗ 
Ihloffen ift. Kein einzelner Staat kann von Auswärtigen verlegt werben, ohne 
daß die Verlegung zugleih und in demſelben Maße die Gefammtheit des Bundes 
trifft. Dagegen iſt jeder einzelne Staat, ver eben feine eigne Politik treiben darf, 
verpflichtet , ſeinerſeits weder Anlaß zu vergleichen Berlegungen zu geben, nod 
auswärtigen Staaten ſolche zuzufligen 100), Führt ein frember Staat über eine ihm 
von einen Bundesglied wiverfahrne Verlegung Beſchwerde beim Bunde und ber- 
jelbe findet fie gegründet, jo liegt ihm ob, das betreffende Bundesglied, welches 
im Uebrigen freien Spielraum bat die Sache möglichſt zu verwideln, zur ſchleu⸗ 
nigen und genügenben Abhülfe aufzufordern und mit diefer Aufforderung nad) Be⸗ 
finden ber Umflände Maßregeln, wodurch weitern friedeftörenden Folgen zur rechten 
Zeit vorgebeugt wird, zn verbinden. Wenn ein Bunvesftaat bei einer zwifchen ihm 
und dem Ausland entſtandenen Irrung die Dazwiſchenkunft des Bundes anruft, 
fo bat berjelbe den Urſprung folder Irrung und das wahre Sachverhältniß forg- 
fältig zu prüfen ; ergiebt fih aus biefer Prüfung, daß dem beutfchen Stante Das 
Recht nicht zur Seite fteht, fo hat der Bund venjelben von Fortfegung des Streites 
ernftlih abzumahnen und die begehrte Dazwiſchenkunft zu verweigern, auch erfor- 
berlihen Falls zur Erhaltung des Frieveusftandes geeignete Mittel anzuwenden ; 
ergiebt ſich das Gegentheil, fo ift ver Bund verpflichtet, dem verlegten Bundes⸗ 
lieb feine wirkjamfte Verwendung und Vertretung angebeihen zu lafien und folche 
—* auszudehnen, als nöthig iſt, damit demſelben volle Sicherheit und ange⸗ 
meſſene Genugthuung zu Theil werde 10), Das Alles gilt aber nicht von einem 





97) Des Bundes Begründung und Konftituirung durch die Bundes⸗ (und —ã— Alte von 
8. [und 9.11] Juni 1815 und die am 5. Novbr. 1816 erfolgte Eröffnung des Bundestags wurde 
allen europätihen Mächten „mit Einfluß derjenigen, weiche zugleich Glieder des 
deutſchen Bundes find“, und den nordamerifanifchen Freiftaaten Elia befannt gemacht. 
Bol. Bundesbeſchluß vom 12. Juni 1817, I. 

98) Wiener Alte XXX V. 

9, Ebendafelbft. 

100, W. A. xxxvi. 

01, W. A. XXXVII. 
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gen. 

Wenn aus ver Anzeige eines Bundesſtaats ober aus anderweiten zuverläf- 
figen Angaben Grund zu ver Beſorgniß gefchöpft wird, daß ein einzelner deutfcher 
Staat oder die Gefammtheit des Bundes von einem feindlichen Angriffe bedroht 
fei, jo Hat der Bund fofort die Frage, ob die Gefahr eines folhen Angriffs wirf- 
ii vorhanden, in Berathung zu nehmen und darüber in der Türzefimöglichen Zeit 
einen Ausſpruch zu thun. Wird die Gefahr anerkannt, fo muß gleichzeitig wegen 
ver in foldem Fall unverzäglih in Wirkfamkeit zu fegenden Vertheivigungsmaß- 
regeln ein Bundesbeſchluß gefaßt werben 102). Wirb vie Borfrage, ob Sefahr vor⸗ 
handen iſt, verneinend entſchieden, fo bleibt nichtsdeſtoweniger den Bundesſtaaten, 
welche von der Wirklichkeit der Gefahr überzeugt ſind, unbenommen, gemeinfchaft- 
liche Bertheidigungsmaßregeln zu verabreden 103), d. h. durch ihre Rüſtungen die 
Gefahr, weiche noch nicht vorhanden ift, herbeizuführen, ohme doch etwa ber Ges 
fahr, welde eriftirt, vorbengen zu können. Wenn ein Bundesglied, das zugleich 
auswärtige Staaten hat, in dieſen bebroht oder angegriffen wird, fo tritt für ven 
Bund die Verpflichtung zu gemeinfchaftlichen Vertheidigungsmaßregeln oder zur 
Teilnahme und Hälfeleiftung nur infofern ein, als verfelbe Gefahr für das Bundes⸗ 
gebiet erfeunt 19%); beginnt ſolches Bundesglied in feiner Eigenfchaft als europätfche 
Macht einen Krieg, fo bleibt verfelbe dem Bunde ganz fremp 108), d. h. ſoweit 
er ihm fremd bleibt. 

Wenn das Bundesgebiet von einer auswärtigen Macht feinvlih überfallen 
wird, tritt fofort ber Stand des Krieges ein und es muß ohne weiteren Verzug 
zu den erforberlichen Bertheivigungsmaßregeln gefchritten werden 106), Zur Theil 
nahme an biejen, wie, wenn fi ver Bund zu einer förmlichen Kriegserflärung 
gendthigt fieht, zur Theilnahme an dem gemeinjchaftlihen Kriege find ſämmtliche 
Bundesglieder 107), auch diejenigen, welche auswärtige Kronen tragen 108), ver 
pflichtet. Der däniſche Krieg bient zum Beifpiel, daß au mit Solchen in Ihrer 
Eigenfhaft als fremde Mächte ver Bund in Krieg verwidelt werben kann. Bel 
ausgebrochenem Kriege fteht jedem deutſchen Staate frei, eine größere Macht zu 
fielen, als fein Bundeskontingent beträgt, wofür jeboch (dieſe Beſtimmung vient 
jur nterung für den Patriotismus) keine Forderung an den Bund ſtatt⸗ 
finden Tann 109), Nach Eröffnung eines Bundeskriegs ceffirt alle Sonderpolitik ver 
dentſchen Staaten ; da giebt e8 nur eine Geſammtpolitil Deutfchlands ; kein Mit- 
glied des Bundes darf mit dem Reichsfeind einfeitige Unterhandlungen eingehen, 
noch einfeitig Waffenſtillſtand oder Frieden fchließen 119), Hier verftummt fogar 
ver Mund der veutfhen Großmächte 111); fie find berfelben Befchränfung unter- 
worfen ; alle Bartilulerinterefien werben zum Schweigen gebracht: Preußen varf 
für fi Krieg anfangen ; e8 darf aber nicht für ſich Frieden fchließen, falls jener 


08, W. A XXxXVIII. 
103, W. 4. xLIE. 
106) W. A. XLVII. 
195, 8.9. XLVI. 


N WA XxLi. 

106) Nach Analogie von W. A. xi.VIII. 
1 W. U. XLIV. 

1106) Bundedalte Al. 

111) Wiener Alte XLVIII. 
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Krieg inzwilchen ein Bundeskrieg geworben iſt. Entfprady dem der Hergang bes 
Kampfes mit Dänemark, infonderheit der Ausgang 112)? Wird, ja kann die deutſche 
Praris eine dem pofitiven Recht gemäße fein ?! — In einem Kriege zwifchen aus- 
wärtigen Mächten, auch in anbern Fällen, können Verhältniſſe eintreten, melde vie 
Beſorgniß einer Verlegung der Neutralität Deutſchlands veranlaflen (wir haben 
es in jüngfter Bergangenheit erlebt); dann bat der Bund ohne Berzug die zur 
Behauptung dieſer Neutralität erforverlihen Maßnahmen zu beſchließen 113), 3.2. 
vie Kriegsbereitichaft oder die Aufftellung der deutfchen Armee. 

Das Organ’ des Bundes in diefem, wie jevem andern Theil feiner Gewalt, 
ft Die Bundesverfammlung 114). (Bol. d. Art.; f. dort auch über vie DBe- 
fugniffe des Präfiviums der Berfammlung). Nirgend tritt die Mangelhaftig- 
feit dieſer Inftitution jo unverbüllt zu Tage, wie bei ber auswärtigen Politik. 
Eine ſolche ift bei dem jegigen Organismus geradeswegs ein Unding. Kann 
beim beften Willen ein Staat wie Preußen feine Beziehungen zum Ausland ab⸗ 
hängig machen von der mühfeligen Procevur einer verartigen Mafchine ? Unt 
doch find, menn keine Umwälzung dazwiſchen tritt, Defterreih wie Preußen ab- 
hängig von ven Inftruftionen fo und ſoviel Heiner und Fleinfter Höfe, abhängig 
gerade da, wo es rafcheftes und einmüthigftes und energievollftes Handeln gilt, 
in Tagen ber Gefahr! Deun gleih, ob Gefahr da fei, darüber müſſen Inftruf- 
tionen aus fünfunddreißig Refivenzen eingeholt und abgewartet werben. Denn bei 
feindlichen Ueberfall tritt freilich fofort ver Kriegsftand ein, zu ben erforberlichen 
Vertheidigungsmaßregeln wire ohne Verzug gefchritten, aber das heißt: ohne Ver- 
zug werben Inftruftionen der 35 eingeholt und auf Grund der von 35 Geiten 
ber eingetroffenen Inftruttionen wird „ſofort“ beſchloſſen. Und, winkt die Ausficht 
auf Waffenftilftand oder Frieden, fo beftellt ver Bunvestag zu fpecieller Leitung 
der Unterbandlungen einen Ausſchuß, ernennt einige Bevollmächtigte und verfieht 
fie, wozu er felbft durch 35 Regierungen inftruirt fein muß, mit gehörigen In— 
ſtruktionen 115); das mühjam erlangte Nefultat fehwerwiegender weisheitsvoll ge- 
führter Negotiationen hängt dann davon ab, was deutſche Staaten, die zufammen 
über mehr ald 22 Stimmen verfügen, wollen over nicht wollen 116), Während 
des Krieges aber fteht der Oberfeldherr unter einem Ausſchuß derſelben Bundes— 
verſammlung und erhält von ihr, ver durch 35 Regierungen tnftruirten, Boll- 
machten und Befehle, auch in befonvern Fällen fpecielle Inftruftionen 117), 

In Bezug auf die auswärtigen Verhältniſſe überhaupt liegt dem Bundestag 
ob 118), als Organ ver Gefammtheit des Bundes für die Aufrechthaltung fried⸗ 
liher und freundſchaftlicher Verhältniffe mit dem Ausland, die jeder einzelne 
deutſche Staat zu ftören oder zu verwirren die Macht bat, Sorge zu tragen 119), 
ferner die von fremden Mächten bei dem Bunde beglaubigten Gefandten anzu⸗ 
nehmen 120) und, wenn es nöthig befunden werben follte, im Namen bed Bundes 


112) Friede vom 2. Juli 1850. 

113, Wiener Alte XLV. 

114) W. A. VII. XXXVI fg, indbef. L 

115) W. A. XLIX. 

116, Ebendaſelbſt. 

117) Sriegöerfaffung des deutfchen Bundes vom 11. Juli 1822, 8. 48. 
118, W. A. L. 


119, Bundesbefchluß vom 12. Juni 1817 über die auswärtigen Berhältniffe des Bundes, 

120, Bundesbeſchluß vom 12. Juni 1817, 111, 1—9: Alle auswärtigen Gefandtfchaften bei 
der Bundesverſammlung gelten als akkredirt an den deutſchen Bund. Das in der Wiener 
Kongreßafte angeführte Reglement sur le rang entre les agens diplomatiques Art. 1 theilt 
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Geſandte an fremde Mächte abzuordnen. Das paffive Gefandtſchaftsrecht des 
Bundes ift in Kraft ; es fehlt nicht an auswärtigen Agenten in ber deutſchen Bundes⸗ 
hauptſtadt. Das aktive Geſandtſchaftsrecht ift außer allem Brauch 121): Jever halb⸗ 
wege Kundige entnimmt ſchon daraus, wie es mit ber auswärtigen Politik bes 
Bundes beſchaffen tft und weldhe Rolle, wenn ausnahmsweiſe Gefandte des Bundes 
auftreten, foldhe aua& Aeyopesvos, denen die Diplomatie der Einzelftanten weber 
fich unterzuordnen noch mit ihren Erfahrungen und feſten Beziehungen Dienfte zu 
leiſten, vielmehr alle erdenklichen Schwierigleiten zu bereiten reif und bereit iſt, 
Ipielen werben, fpielen müſſen und — geipielt haben, 

Die Macht, welche die Bunvesverfaflung dem Vaterlande gewährt, ift alfe 
fägli ; eine große Nation ift durch fie zur Ohnmacht verurtheilt; unfer weites 
und ſchönes Reich, zwiſchen fräftigen eroberungsluftigen Einheitsſtaaten gelegen, 
hat kaum vie Garantie des ungeftörten Beftandes feiner Integrität und Unab- 
hängigfeit, kaum das nadte Daſein, aber feine Möglichkeit, ein Leben im höheren 
Styl, wofür ein Volk fich begeiftert, mit den .Bölfern Europas zu führen, feinen 
Willen wie ſichs ziemt mit Nachdruck geltend zu machen und das Gewicht feines 
Namens in vie Wagfchale ver Geſchicke ver Welt zu werfen: unter ben tonan- 
gebenden Deächten ver Gefchichte ift Deutſchland mundtodt; es ift wie nicht vor- 
bauden und namenlos. 

Gewährleiftung der Volksrechte. Aber, nah Außen ohne Kraft 
und Anſehen, geradeswegs eine Null, entfaltet ver deutſche Bund im Innern 
einen unerſchöpflichen Reichthum non Segnungen ber Freiheit und Wohlfahrt ? — 
Ein edles Volk wird fih nicht befrtevigt fühlen, jo lange e8 der Hochachtung der 
übrigen Nationen ermangelt, fo lange es die feiner würdige Weltftellung nicht 
rungen bet; bürgerliche Freiheit wird es nicht ſchadlos halten für nationale 
Ehre: doch kann fie ihm zum Troſte gereichen und feine fittlihe Energie ftählen 
zu künftigen Aufſchwung; ja fie kann ihm theilweife die Anerkennung der Mächte 
fihern, die feiner Machtlofigfeit halber e8 gering ſchätzen. Was bietet zum Trofte, 
wenn auch nimmer zum Erſatz für Entbehrung ächter Größe die Bundesverfaſ⸗ 
fung uns Deutfchen an heiligen Gütern bürgerlicher . Freiheit ? 

Die Antwort lautet nieverichlagend. Die Deutſchen find allerdings nicht ge- 
knechtet, nicht rechtlos. Ein geordneter Rechtszuſtand beglädt faft jedes deutſche 
Land; wohlerworbne Rechte werden gemeinhin geachtet; in der Mehrzahl ber 
Bundesftanten ift dem Voll durch feine Vertreter eine Mitwirtung an der Aus- 
übung der öffentlichen Gewalt eingeräumt ; wenigftens Keime und Anfänge eines 
freieren öffentlichen Rechts find allenthalben vorhanden. Aber ver Bunbesverfaf- 
fung verdankt davon die Nation das Wentgfte und die Handhabung des Bundes⸗ 


die diplomatifchen Perfonen in drei Klaſſen; Art. V behält jeder Macht vor, einförmige Bes 
fiimmungen für jede ber drei Klafien zu treffen. Bon Seiten des deutichen Bundes find daher 
Botfhafter, Runtien und päpftliche Legaten als unmittelbare Mepräfentanten der Berfon 
ihre Spwveränd zur erften Kllaſſe, die Gelandten, welche mit dem Charafter bevollmächtigter 
Rinifter bekleidet find, zur zweiten Klaſſe, alle übrigen diplomatifchen Agenten (alfo auch die 
Minifterrefidenten) zur dritten Klaſſe gezählt. — Vgl. Bundesbeſchluß vom 19, Be 1824. 

121) Der diplomatiſche Verkehr von Seiten des deutichen Bundes „kann fchriftlich und münd⸗ 
lich oder durch abgeorbnete Gefondifihaften geführt werden. Es ift daher nur eigne freie Beſtim⸗ 
mung des Bundes, wenn Bere be, unbefchadet des Geſandtſchaftsrechts, für Dermalen in der 
Regel Leine allgemeine beftändige Gefandtfchaften bei auswärtigen Höfen und Regierungen zu 
halten fich entſchließt, fondern file jebt zum diplomatiſchen Verkehr, theils auf fchriftliche und 
wändiiche ———— auf außerordentliche Geſandtſchaften zu beftimmten Zwecken und 
Auftrãgen fi befehränkte, Vundesbeſchiuß vom 12. Juni 1817, 11. 1. 

BSluntſchli und Brater, Deutfhes Staats-Wörterbud. II. 4 
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rechts iſt ſeit beinahe vierzig Jahren eine ſolche geweſen, ven welcher die Berfaf- 
ſungen ver beutſchen Staaten nichts zu hoffen und Alles zu fürchten haben. Frei⸗ 
beit genteßen die Deutſchen nur als Unterthanen ver einzelnen Staaten : aber bie 
Staaten felbft haben gegenüber dem Bunde nicht die Freiheit, frei zu fen. Der 
Schlufftein des Nechtszuftannes in Deutſchland fehlt alfo. Hier könnte bie 
Bundesverfaſſung von unermeßlidem Werthe fein, wenn fie leiſtete, was nach dem 
Entwurf des Freiherrn vom Stein zum Bundeszweck gehören follte: „Schunk 
ver verfaffungsmäßigen Rechte jeder Klaffe ver Ration*, oder wie 
es noch die preußifchen Entwärfe vom Februar 1815 nannten: „Siherung 
der verfaffungsmäßigen Rechte jedes Einzelnen". Die hannoverfche 
Berfofiungsgefhihte am Ende ver dreißiger und im Anfang ver fünfziger 
Jahre tennzeihnet den Bund in feinem Verhältniß zu Freiheit und Friede ber 
eutſchen. 

In feiner Wahlkapitulation Art. I. 8. 2 gelobte vormals unfer König, ver 
römifche Kaifer, „bie dentſche Nation, das Neth, vie Fürften... fonft aud 
einen jeden bei feinem Stand und Wefen zu belaffen* und Art. XV. 
8. 1: „vie mittelbaren Reichs- und ver Stände Lanvesunterthanen in feinem 
taiferliden Schuß zu haben und zum fchulbigen Gehorfam gegen ihre Landes⸗ 
obrigkeiten anzuhalten." Diefe Sanktion der Rechte von Setten bes Reichsober⸗ 
hauptes war nicht weſenlos: denn in Seinem Namen nrtheilte Sein und des 
Reiches Kammergeriht und dieſes war kompetentes Forum für gerichtliche Klagen 
der Privaten wegen jedes rechtswidrigen Eingriffs in die Freiheitsſphäre, felbft 
wenn durch die Yandesgefeggebung Rechte verlegt worben! — Beſondere 
Rechte ficherte die Reichsverfaffung ven deutſchen NReichsmittelbaren nicht zu, außer 
in Betreff per Religionsübung. Über fie gewährte eben ben nicht von ihr 
gerantirten Rechten Schutz. So verfagte ver Kaiſer Leopold I. einem Reichsgut⸗ 
achten, wodurch die Stände das ihren Ständen zuftänvige Steuerbewilligungs- 
recht und Steuerverweigerungsrecht aufzuheben verfuchten, mit Entfchievenheit die 
reihsoherhauptliche Sanftion. Er verbriefte nun zwar ven Landſtaͤnden ihr Recht 
von Reichswegen keineswegs; voch erflärte er bei feinem Beto, daß es Bei ven 
Rechten, weldhe die Landſtände hergebracht Hätten, fein Bewenden 
haben folle. 

Mit vem Erwerb ver Souveränetät, mit der Auflöfung ber Reichsverfafſſung, 
von revoluttonärem Schwindel befallen, hielten etliche Rheinbundfürſten ihre Unter- 
tbanen für politifch rechtlos geworden, für eine Art ftantsredtlih HB- 
tiger (Täge da nur nicht eine contradietio in adiecto!) und ihre Souverärtetät, 
die ihnen eigentlich bis 1815 weber de jure noch de facto zufam, für ſchrankenlos 
nad) allen Seiten bin, d. 5. im Grunde, weil jedes wirflihe Recht einen be⸗ 
ftimmten Inhalt, fomit eine Schrante bat, für etwas mehr over doch etwas Au⸗ 
dres als ein Recht ! 

Bei der Stiftung bes Bundes singen Preußen und Hannover von ber Noth⸗ 
wenbigkeit aus, Rechte der deutſchen Unterthanen in ausgevehnter Welle von 
Bundeswegen anzuerkennen und gegen willtürliche Verlegung zu ſchützen. Oeſter⸗ 
reich fchloß fich wenigſtens ſcheinbar ſolch volksthümlicher Beftrebung an. (Vgl. 
„Geſchichte des dv. B.“). Anfrichtig einverftanden erflärten fich bie vereinigten 
mittlern und Meinen Staaten. Württemberg und Bayern (legteres weniger der 
Freiheit abhold, ald ver „deutſchen“ Freiheit) durften mit ihrem Widerſpruch durch⸗ 
dringen; fo fand der Geiſt des Rheinbunds Eingang In das neue Deutſchland. 
Bergebens ſprach die hamoverſche Note vom 21. Oftober 1814 für die Berein⸗ 
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barteit von Königthum and Bürgerfreiheit, für den wahren Sinn der Smuveräne- 
tät; e8 war Hannover, welches damals das Banner der unveräußerfihen Rechte 
der Nation hochhielt und ven begrifflofen Sonveränetätspäntel oder, mie Stein 
{in nannte, Sultanismus bloßſtellte — vor aller Belt und für alle Beiten ! 
Dkftig find bie Grimbrechte des deutſchen Volks, welche der zmeite Abfchnitt- 
ber Bunbesafte feftftellt; umd mas bie Schlußafte angefügt hat 122), ift kaum der 
Rebe werth. Aber auch dies Wenige bat der Nation während einer langen Reihe 
von Fahren verfämmert werben värfen. Der Grundſatz der drei Inftanzen ift 
wohl beobachtet worden, aber das damit verbundene Recht der Aktenverſendung 
an eime beutfche Iuriftenfafuktät oder an einen Schöppenftuhl, welches bei gemein⸗ 
ſchaftlichen oberften Gerichten jener ver Parteien zugefihert warb 123), iſt anthen- 
tiſch zerventet 124). und die Mißdentung wirkt noch fort, wiewohl ein fbormlicher 
Bundesbeſchluß 125) jene authentiſche Interpretation Tängft entfräftet hat. Daß eine 
land ſtändiſche Berfaffung in allen deutſchen Staaten ftattfinden „wirb" 128), 
blieb für viele Staaten, darunter Preußen, bis vor Kurzem In futuro und ſcheint 
anf Oefterreih Tamm noch anwendbar, obwohl deſſen Katfer die Bundesakte un- 
verbrüchlich zu halten verpflichtet iſt 12%). Hierzu hat die Wiener Schlußafte und 
haben nad; ihr noch andere bundesrechtliche Normen eine Sicherung des moncarchi⸗ 
hen Prinzips. hinzugefügt 128), aber feine Wahrung ver Volksrechte; denn bie 
Beftimmung, daß die in anerkannter Wirkſamkeit Heftehenden landſtändiſchen Ber- 
faſſungen nur auf verfaffungsmäßigem Wege abgeändert werden Können 129), ift 
ungemein wertbooll, hat aber in entſcheidenden Kriſen noch feine in anerkannter 
Wirkſamkeit ſtehende Berfaflung vor dem Umſturz bewahrt, wofür Holftein, Han⸗ 
nover, Kırcheffen, Bremen, abermals Hannover und ſeit 1850 faft alle deutſchen 
Staaten Belege liefern. — Ausführlih und mit allem Fng forgfältig (denn 
bier hatten die Stifter des Bundes eine ſchwere Schuld zu fühnen) find bie 
Rechtsverhältniſſe „ver im Jahr 1806 und feither mittelbar gewordenen ehe 
maligen Neihsftände und Reichsangehörigen“ georbnet #30); der Freiherr vom 
Stein, felöft ein Glied der Reihsritterichaft, meinte, es möchte weniger von ben 
Mevlatifirten und mehr von der Ration Aufhebens gemacht werben. Und vie Na⸗ 
tion hätte ein beſſeres Verftänpnig von biefen Dingen und gerechtere Theilmahme 
für das ſchmerzliche Loos der Beraubten an ven Tag gelegt, wäre nicht ihrer faft 
vergeffen worben fiber diefen nnd wären unter ihnen fpäter nur mehr Stimmen 
laut geworben, welche fürftlihen Hochſinn für Freiheit und Recht der Deutfchen, 
für Einheit und Ehre des Baterlandes bezeugten. Ungerecht beurtheilt, gleichgültig 
und fcheel angefehen finv vie in ihren Rechten tief Gekränkten dann weiter noch 
gehräntt uud verlegt, ohne daß fle verflanden, das Bewußtſein zu weden, in ver 
Kräntung ihrer Rechte feien Rechte der Nation verlegt. (Bol. Bd. I. ©. 41 und 


182) Wiener Alte xxıX. LIV. LVI. LXV, 

183, Bundesafte AIT, Vgl. oben Bd. 1. S. 121. 

29%) Bundesbeihluß von 13. Novbr. 1834 und 5. Rovbr. 1835, 

186) Dom 2. Aptil 1848. 

136) xIT; das „wird“ tft übrigens authentiſch als „ſoll“ interpretirt durch 
Mener Alte LIV. 


287) Bundesafte 111 


18), Wiener Alte urii. Bundesbeſchluß vom 16. Aug. 1824, Nr. 1. Bundesbeſchluß vom 
28, Juni 1832. 


199, Wiener Alte LVI. cit. 
BA XIv. B. A. 1X. 
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bie Art, „Mediatiſirung“, „Standesheren"). — Die Religionsübung, der: ver⸗ 
ſchiedenen Konfeffionen verfah der Bund mit keiner nenen Öarantie ; fie ruht noch 
heute auf Neichögefeg 191) und Herkommen; aber ven Angehörigen der römiſch-katho⸗ 
lifchen und ber evangelifchen Kirchen ift ver gleiche, von der Verſchiedenheit des Be 
kenntniſſes unabhängige Genuß ver bürgerlihen und politiichen Rechte zugefichert 131), 
Den Juden dagegen nahm ver Bund, was fie in manden deutſchen Staaten 133) 
durch bürgerliche und politifhe Gleichftelung mit ven Chriften gewonnen, indem 
er ihnen beließ, was ihnen von 1%) Bundesſtaaten bereit eingeräumt worben, und 
im Uebrigen eine Verbeſſerung, namentlich ven Genuß ver bürgerlihen Rechte 
gegen Uebernahme aller Bürgerpflichten 155) verhieg. — Wäre es doch ein Wort 
der Wahrheit gewefen, was bei Eröffnung des Bundestags 136) der Präfivial- 
vortrag auejprad, und worauf dann ein Votum bes Großherzogthums Heflen am 
Bundestage 137) Bezug nahm, daß ver Artilel 18 der Bundesalte ein wahres 
deutſches Bürgerreht begründe. Leider ift dieſer Artikel weit davon entfernt 
Zufolge feinen. Beftimmungen (vgl. „Deutſches Bürgerrecht") ſteht zwar Er- 
werb und Befig von Grundeigenthum einem Deutſchen in ganz Deutſchland frei, 
aber fein Recht der freien Niederlaffung ohne folhen Erwerb, ja nit 
einmal ein irgendwie geſchütztes Recht des Aufenthalts oder auch nur 
des freien Durchzugs. Das war doch zur Zeit der Reichsverfafſung anders. 

Der Landfriede von 1548 $. 1 verpflichtete jenen Reiheftand, des andern 
Untertbanen, ae ie und weltliche, durch fein Fürſtenthum, Landſchaften, Oraf- 
ihaft, Herrihaft, Obrigkeit und Gebiet frei, jiher und unperhindert wan- 
dern, ziehen und werben zu laffen. Im weftphäliihen Frieden 138) heißt es: 
adeoque ea omnibus et singulis utriusque partis foederatorum vasallis, subditis, 
clientibus et incolis eundi, negotiandi redeundique potestas data 
sit virtuteque praesentium concessa est. Gegenwärtig bagegen ift bie 
unbefchräntte Freiheit, ven Aufenthalt in jevem zum deutſchen Bunde gehörigen 
Staate zu nehmen, kein allgemeines ftantsbürgerliches Recht ver Deutfchen, ſon⸗ 
dern nach dem 14. Artikel ver Bundesakte, ein befonderes Recht der Wediatifirten, 
alfo ein Vorrecht! So fteht es mit vem deutfhen Bürgerrecht ver Bundes- 
verfoflung; deutſchen Staaten gegenüber find Deutſche von Rechtswegen Aus- 
länder 139); die Eigenfchaft, ein Deutfcher zu fein, ift nach dem Bundesrecht eine 
Prärogative ber Yürften, Grafen, Bern und der Nitterfchaft des Reichs. In- 


131) Paſſauer Bergleih, Religiondfriede, weftphäfticher Friede (3. P. O V. und VII). 

138) Bundesalte XVI. | 

133) Nämlich von ſolchen Somveränen, die nachher nicht Mitglieder des Bundes wurden, 
% 3. vom gürften Primas, vom König Weftphalens. 
vert 2? e urfprüngliche Faffung lautete: „in“. Die Aenderung der Meinen Präpofition Ans 
erte viel. 
pfliät, Die bürgerlichen Rechte im Gegenfape der politifhen Rechte; die Bürger: 
idten — —. 

136) Am 5. Novbr. 1816. 

137) Bei der Berathung über Die Abzugs- und Nachfleuerfreiheit: „. . . wenn die Beſtim⸗ 
mungen ded Artikels XVII... ein allgemeines deutſches Bürgerrecht begründen 
jolen,... . ." Das medlenburgifhe Botum regte hinzu, aus Urt; x Varı. laſſe fich der 
Zwed erkennen, daß der Deutſche in feinem Theile des verbündeten Deutfhland 
als Fremder behandelt und dadurch das Gefühl eines gemein amen Baterlandes 
wieder erwedt werben folle. (Wiedererweckung that aber nicht noth; das hatte Napoleon 
sühlen müffen; nur rechtliche Anerkennung !) 

138) J. P. O, 1x. 8. 2, J 

139) Vgl. Das oben angefügte mecklenburgiſche Votum am Bundestag. (Mm. 137). 
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deſſen dieſe Eigenſchaft iſt uunveräußerlich; von ber Bnnbeöverfaflung verlaſſen, 
behauptet ein jeder Unterthan, ja ein jeder Einwohner eines deutſchen Staats 
jevem deutſchen Staate gegenüber „enndi, negotiandi, redeundique potestatem“ 
auf Grund des weſtphaͤliſchen Friedens (vgl. d. Art.), freilih ein Minimum 
beutfchen Bürgerredits. - 

Um ein vorurtheilsloſes unbefangenes Urtheil über die ventfche Verfaſſung ver 
Gegenwart zu gewinnen, müßte man zweierlei Gutachten einholen: das eine von 
einem Ausländer, ver deutſchen Dingen fremd, dem deutſches Gefchid gleichgültig, 
aber einem Kunfttenner des Berfaffungswefens; das andere von einem Deuiſchen, 
der ohne Kunde von flaatd- und völkerrechtlichen Doktrinen dahinlebt, aber das 
Baterland im treuen Herzen trägt — beide werben über biefer Bunbesverfaflung 
ten Stab brechen: der Eine, weil Fein vernünftiger Gedankenzuſammenhang barin 
erfennbar , der Andere, weil nicht einmal das Recht auf Dafein eines Deutjch- 
fand dadurch verbürgt, übereinſtimmend viefelbe verurtheilend. Und doch leben wir 
ver Ueberzeugung , welche ver Öfterreichiihe Bundespräſidialgeſandte bei einer ber 
zahlreichen aus ven Turheffiichen Landen an ven Bundestag ergangenen Beichwerben 
über Iandesherrliche Berfügungen, fi ver bebrängten Unterthanen annehmend, 
am 17. Dlärz 1817 für berechtigt und wünfchenswerth erflärt hat „daß Deutſch⸗ 
fand nur darum mit dem Blute der Vöolker von fremdem Jod be 
freit und Länder ihren rechtmäßigen Regenten zurädgegeben wor- 
den, damit überall ein rechtlicher Zuftand an die Stelle der Wilt- 
für treten möge." 


Deutfiche Sundesperfammlung. 


1. Worgefchichte. Die deutſche Bundesverſammlung in ihrer Zufammenfegung 
md im Bereich ihrer Befugnifſe ift das Ergebuiß dem vielhuntertjährigen Ent: 
wicklung einer Inftitution, welche zum Mittelpunft ver Verfaffung Deutſchlands 
geworden war. Die Stände des Reichs find nit nur zu einer Ierehänbigen 
Gewalt Hber die Theile deſſelben und nicht eher gelangt, als bis fie in ihrer 
ſammtheit, d. h. als Stände, auch über das Ganze beveutenden Antheil an ber 
Beherrſchung erlangt hatten, bis fie zu der Korporation erwachſen waren, worin 
man das Rei in Berfon erbliden und die man als „das Reich” bezeichnen burfte. 
Diefe Körperfchaft, ver Reichstag, hatte mit dem Ende des fünfzehnten Jahr- 
hunderts eine beftimmte Gliederung gewonnen ; der ſtändiſche Organismus beftand 
feither aus drei „Rüthen, d. 5. aus drei großen Einungen ver Wahlfürften, ver 
übrigen Fürſten und ver Städte, deren jeve wiederum aus mehrern Einungen zu- 
fammengefegt war, namentlich der Fürftenrath 1). Mit Ende des 16. Jahrhunderts 


4 Im —— beſtanden die beſondern Einungen der geiſtlichen und der weltlichen Wahl⸗ 
fürſten (geiſtliche, weltliche Bank). Des Ligen im Fürſtenrath eine geiftliche und eine weltli 
Zürfteneinung ; die Aufnahme in den Yürftenrath ſetzte u. A. die Rereption in die befondte Ei- 
nung voraus; auf der weltlichen Bank bitdeten die altweltfürftlihen Häufer eine befondere Ei⸗ 
nung und innerhalb dieſer gab es noch jpecielle Vereine, z. B. der nach zehn Strophen after 
nirenden Häufer ; ferner flanden die Grafen und Herrn in vier DBereinen, deren jeder eine Ges 
führte. Auf der geiftlihen Bank bildeten (bis 1803) die nichtgefürfteten Prälaten, 
Aebte, Arbtiffinnen u. |. w. zwei Einungen, die |. g. ſchwäbiſche und die ſ. g. rheinifche Prälaten- 
furie, deren jeder eine Kuriatſtimme zuſtand. Endlich gliederte fih der Städterath in zwei Ci⸗ 
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befefligte fih bie am wmeiften ſchwankende Ordnung des letzteren 2) ; mehr noch im 
weitphälifchen Frieden 3), welcher auch die Stellung des Stäpterath8 zu dem beinen 
obern NRäthen verfafiungsmäßig ficherte 4). Nach und nad war es Sitte geworben, 
baß, wie die Städte ald juriftifche Perfonen nothgedrungen ihre Bertreter, fo auch 
vie Fürften ihre Bevollmächtigten zum Reichsſstage fandten und immer feltener ihre 
fländifden Gerechtſame felbft ausübten. Als ver erfte Reichstag nad dem Ende 
bes breißigjährigen Krieges durch den Reichsabſchied von 1654 geichloffen und eben 
barin feftgefegt war, daß minveftens alle zehn Jahre eine Reichöverfaummlung 
berufen werben müſſe, trat die thatfädhlihe Wendung ein, wonach ber Reichstag 
permanent wurde: das im Jahr 1663 zu Regensburg unter feinem allerhöchſten 
Dberhaupt verfammelte Reich ift nicht wieder verabichievet worben 5). Dadurch 
wurde ohne Weitere aus der beutichen Stänveverfanmlung ein beftändpiger 
Kongreß von Bevollmächtigten der deutfhen Fürſten und freien 
Städte. Der Reichstag von Regensburg bildete jo den Uebergang von ben Ber- 
fanımlungen der Fürſten und Stände Deutichlands zu ber heutigen Bundesver⸗ 
fammlung. In ven legten Zeiten ver Reichsverfafſung ift das Streben unver- 
fennbar, den Organismus dieſes permanenten Oefanbtenlongrefies zu vereinfachen; 
inbefjen alle hier einjchlagenven Reformverſuche, deren letter, weldhen die Reichs⸗ 
deputation von 1802 in ihrem Hauptfchluß vom 25. Februar 1803 nieberlegte 6), 
freilich den Fürftenrath noch komplicirter gemacht hätte, ſchlugen fehl. Während 
die Reichsverfaſſung mit ſtarken Schritten ihrer Auflöfung entgegenging, war mehr» 
fah die Rede von einer Verſchmelzung der Neihstagstollegien 7), wonach entweder 
neben den Birilftimmen der Kurfürften Kuriatftimmen der mindermädtigen Fürſten 
oder neben Virilſtimmen der Lesteren etwa die Führung mehrerer Stimmen von 
Geiten der hervorragenden Glieder des Reichs beſtehen 9), die der Städte wohl 
gar verſchwinden follten. Keine derartige Verſchmelzung, aber eine Vereinfachung, 
ber eine veränderte Auffafſung vom Weſen des Stimmrechts zu Grunde lag, pro= 
jektirte, nachdem ber Reichſtag, während er Ferien hatte), im vevolutionärer 
Weiſe befeitigt war 19%), der Rheinbund, veffen Berfaffung jedem Mitglien eine 
Stimme gab und die ſämmtlichen Fürften in zwei gefonverte Kollegien, in das 
ber Könige (zu welchem auch vie Großherzoge gehörten) und in das der Fürſten 


nungen, bie rheinifche und die — Bank, deren Mi tglieder jedoch Virilſtimmen führten. — 


Die große Einung der Ritterfchaft hatte befanntlich nicht Sig und Stimme auf den Reichötage. 

) Joh. Zat. Mofer hält das Berhältnig der Fürſtenrathſtimmen auf dem Augsburger 
Meichötage von 1582 für normativ; dies trifft. einigermaßen zu. 

3) Der Reichstag von 1653 und 1654 ift normgebender als der von 1583 — aus 
naheliegenden Gründen, 

4 J. P. O. VIII. 8. 4. 

5) Daher ift der R. A. von 1654 der „jüngfte": J. R. A. 

6), Spectell für den Fürftenrath im $. 32 des R. D. H S., deflen Neuerungen der Kaifer 
durch fein Veto vom 27. April 1803 vereitelte. 

7) Beugniß davon geben die von Häuſſer für feine deutſche Gefchichte und von dem Ders 
Kae niet fett 1851 benupten bandfchriftlicden Reichstagsberichte der Göttinger Bib- 
otbet. 


8) Unſchwer erfennt man beide Projekte als Tombinirt und fachgemäß eſtaltet in dem 
heutigen Organismus der Bundeöverfannnfung wieder, das eine in bes eng even Rath, da 
andre in der Plenar form. 

en 1. zul * di. Oktober 1808, ät Fürf ce ſich al 

. Augu ; an der Spite der acht Fürſten, welche damals vom Beide 
— ſtand der Erzfanzler, welcher den Vorſitz im Kurfürftenrath, das Divetorium des ganzen 
Reichttags und font Die geſammte Leitung der reichöftändifchen Verhandlungen hatte, 
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gliederte 11); dieſe Bundesverſammlung (Didte) iſt jedoch nicht ins Leben 
etreten. 

’ 1. Entſtehung. Die erften Entwürfe der Bundesverfaſſung Ifchloffen 
ih an vie Berfaflungszuftände des Reihe eng an. Das Ständeweſen im 
Reih befchränfte fih niht auf die Reihsverfammlung,; neben ihr gab es 
ſreisverſammlungen: die Kreisſtandſchaft hatten Viele, vie feine Neichsftan- 
(haft Hatten; eine Birilftiimme führten am Kreistage, die im Würftenrath 
nur an einer Öefammtftimme Theil hatten, und Viele, denen in letterem nur 
Eine Stimme zuſtand, waren mit mehreren freisftändifchen ausgeftattet. Eben 
weil bie Vertretung politifcher Freiheit nicht an Ein Organ gebunven war, burfte 
an dem Gentralorgan nicht jedes Glied Antheil, nicht jedes vollen und am wenige 
ften gleichen Antheil beanspruchen. Nod die preußiſche Note zu den Bundesent— 
wärfen vom Februar 1815, von denen nur einer an Freisftändifcher Einrid- 
tung fefibielt, gab ihr und deßhalb viefem ausdrücklich ven Borzug 1%), Ja 
Württemberg 13) und Bayern 1) waren davon ausgegangen, daß nur die fünf 
Staaten, welde Anfangs ven deutſchen Ausſchuß bildeten (vgl. „Geſchichte des 
deutſchen Bundes“), den Bund bilden, folglih fie allein Antheil an ber 
Bundescentralgewalt haben, alle übrigen auf Kreisſtandſchaft beſchränkt fein joll- 
ten. Abgejehen von der Kreisverfaſſung nahmen die erften Entwürfe an, daß bie 
Inftitution, welde an die Stelle des „Reichs“ und des Neichsoberhaupts zu treten 
beftimmt war, in zwei Räthe gegliedert würben, veren erfter, aus Defterreich, 
Preußen (jedes mit 2 Stimmen) 13) Hannover, Bayern, Württemberg beſteheund, 
ungefähr dem Kurfürftenrath, deren zweiter, aus allen Mitglievern des Bundes 
(mit Birtl- oder Kurlatftimmen) zujfammengefett, einer Bereinigung von Yürften- 
und Stäbterath entiprochen hätte. Nur der erfte Rath (in ven Entwürfen mit 
Kreiseinrichtungen „Rath der Kreisobriſten“ genannt) follte permanent und 
der eigentliche Träger der Regierungsgemalt fein, aljo an Stelle nes Reichsober⸗ 
hauptes treten ; der zweite Rath, jedes Jahr in ver Refivenz des erften Raths 
verfammelt, wäre eine Art von gejeßgebendem Körper geworben. Der preußijche 
Entwurf vom 30. April 1815 bezeichnet den erften Rafh als Bundesrath, ven 
zweiten ald Bundesverſammlung 19). 


11) Sehr richtig iſt die Bemerfung Zöprl’s (Stantsrecht, 2. Aufl., I, 250), daß das 
Iweikollegienſyſtem der Mheinbundsalte an die Einrichtung der ordentlichen Reichodeputation er» 
Innere. 

12) Klüber, Alten des Wiener Kongrefied, 11. 6 ig. 

13, Klüber, Alten des W. K., ı1., 107. 

14) über, Alten des W. K. II. 91. . 

15) Bon Bayern und Württemberg beftritten, von erfterem unter der Bedingung, daß es felbfl 
auch —F Stimmen erhalte, zugeſtanden. , 

16) Der 8. 3 des Entwurf lautet: „Die Angelegenheiten des Bundes werden bejorgt durch 
eine zu gewiffen Zeiten regelmäßig oder auch außerordentlich zufammenfommende Bun⸗ 
— ammlung und einen beſtaͤndig zuſammenbleibenden Bundesrath, die fich zu ein⸗ 
ander wie zwei Kammern derſelben repräfentativen Verſammlung verhalten. (Daß dieſer Der: 
gleich nicht ganz zutrifft, leuchtet aus dem Folgenden ein.) Der Bundesrath befteht aus eini⸗ 
gen durch die Bundesurkunde von der Gefammtheit der deutfchen Stände ein für alle Mal dazu 
beauftragten Fürſten, welchen einige andre Bundesmitglieder wechſelnd dergeſtalt zugeordnet wer 
den, daf feines von den Rechte, daran theilgunehmen, ausgefchloffen bleibt. Ihm gebührt Die 
Leitung des Bundes, und deffen Bertretung bei auswärtigen Mächten, fowie Alles was 
zur ausühenden Gewalt gehört; die gefeßgebende Dagegen theilen beide miteinander, und 
gefeglihe Verfügungen, allgemeine Einrichtungen, und Bewilligung von Bei⸗ 
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Diefe Bafis tft verlaffen in vem äfterreichifhen Entwurf vom Mai 1815 1), 
Ausgehend von der Nechtögleichheit der Bundesglieder fett er eine Bundesver⸗ 
fammlung, bie unter Borfig Oeſterreichs jährlid am 1. November beginnt 
und bis zur Beendigung der Geſchäfte vauert. Ste befteht aus 15 Stimmen: 
8 Birilftimmen (Oeſterreich, die Königreihe, Baden, Holfteln) und 7 Kuriat- 
ftimmen (beide Heflen, die fächfifchen Häufer, Braunfchweig und Oldenburg, die 
medlenburgifchen Häufer, die naflauifhen Häufer , ſodann Anhalt, Hohenzollern, 
Lichtenſtein, Schwarzburg, Walde, Reuß und Lippe, endlich die freien Städte) 18). 
— Der Gang der Entwidlung, weldhen die Bundesangelegenheiten nahmen und 
auf den bie Vereinigung der mittlern und Heinern Staaten jo großen Einfluß 
übte (vgl. „Geſchichte des deutfchen Bundes“), führte mit einer gewiffen Nothwen- 
digfeit zur Annahme und Ausbildung biefes letzteren Syftems. Es handelte fid 
dabei nur noch um Vertheilung der Stimmen und ſchließlich, da von jeder andern 
politifhen Organifation Abſtcind genommen worben, um eine noch größere Siche- 
rung berjenigen Bundesglieder, denen bei aller Ausdehnung des Stimmrechts 
doch regelmäßig feine eigene Birilftimme zuerkannt wurde. Eine folde größere 
Sicherſtellung forverte eine Erflärung ber vereinigten Fürſten und freien Städte 
vom 25. Mai 1815 19) zu Art. IV der von Defterreich und Preußen gemeinfchaft- 
lich den Konferenzen gemachten Vorlage und fand viefelbe darin, daß in be- 
fiimmten befonder8 wichtigen Fallen „pie Bundesverfammlung ſich zu 
einem Pleno bildet, in welhem jedes Mitglied eine Birilftimme“ 
führt 29), worans die heutige Einrichtung mit einer Modifikation dieſes Antrags 
hervorgegangen ft. 

Nah dem preußtfchröfterreichifchen Entwurf 21) beftand die Bundesverſamm⸗ 
lung aus 15 Stimmen; diefe waren aber anders vertheilt, als in dem öfter- 
reihifhen Mai⸗Entwurf; Luremburg und jedes ber beiden Heffen hatten Biril- 
ſtimmen; der Gefammtftimmen neben ven elf Virilſtimmen gab es vier: 1) Med: 
lenburg, Olvenburg, Anhalt. 2) Die ſächſiſchen Häufer, Schwarzburg, Reuf. 
R a eig, Raffau, Hohenzollern, Lippe, Walde, Lichtenftein. 4) Die 

täbte 2), 

Am 29. Mai unterftügten dieſen Vorſchlag Preußens und Defterreichs Bayern, 
Hannover und Großherzogthum Heflen. Dagegen war einerfeits die Zahl 17, an- 
berjeit8 19 beantragt, immer unter Borausfegung ver elf Pirilftimmen, bei 
denen es denn auch blieb, alfo von einerfeits acht Stimmen 1) Mecklen⸗ 
burg, 2) die jächflihen Häufer, 3) Braunſchweig, 4) Naffau, 5) Oldenburg, 


trägen zur Beftreitung der Bundeskoſten fünnen nur durch die Bundesverfammlung befchloffen 
werden. Die Bollftredung der Bundesfchlüffe geichieht durch einzelne Mitglieder def» 
felben, vermöge von dem Bundesrath erthellter beſtimmter Aufträge, wenn die künftigen organi: 
fhen Geſetze nicht Kreife oder Kreiövorfteher als beftändige dem Wunde durch Berantwortlide 
feit verhaftete Beauftragte deſſelben aufftclen.” Klüber, Alten des Wiener Kongreſſes ı1, 301. 
Der Bundesrath in feiner Stellung zur Bundesverſammlung erinnert, nimmt nian noch Kreiſe 
u oorfiehern binzu, an die des Neihsregiments zur Reichsverſammlung im 16. Fahr: 
unde 

17, über, Alten des W. K. IT, 308 fg. 

18, Klüber, a. O. 309. 

19), Klüber, Alten des W. K. 11, 373 fg 

20) a. D., 375. 376. 

21) über, Alten des W. K. 11, 314 fg. 

3?) a. O., 322. 323, 
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6) Anhalt, Schwarzburg und Neuß, 7) Lippe, Hohenzollern, Waldeck und Fichten- 
fein, 8) die Städte, von anderſeits ſechs Geſammtſtimmen. Letztrer Vorſchlag 
wurbe aboptirt, fo daß 1) Medlenburg, 2) die fächfifhen Länver, 3) Naflau und 
Braunfchweig, 4) Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg, 5) Reuß, Lippe, Waldeck, 
Hohenzollern und Lichtenftein, 6) die freien Städte je eine Gefammtftimme führen 
ſollten, wobei nur Oldenburg ſich noch das Protokoll offen hielt 23). 

Segen die Bildung eines Plenum waren Anfangs Bayern und Großherzog. 
thum Heffen ; e8 befürmworteten biefelße außer ven Mitgltevern ver Kuriatftimmen 
Oeſterreich, Preußen, Hannover, Luremburg und fo wurde diefe Form der 
Beſchlußfaſſung für Ausnahmefälle — nidt etwa zweite Kammer ber 
Bundesverfammlung neben dem engern Rath — allgemein beliebt 24). Damit 
aber im Plenum nur ungefähr das Berhältniß der Stimmen zur Bevölkerung 
ver Staaten, wie es ber Bunbesverfammlung zur Grundlage bient und welches 
fonft in der allerauffallenpften Weife verlegt fein würde, falls vie größeren Staa» 
ten auch im Plenum nur eine Birilftimme hätten, Beachtung fände, ſchlugen 
Defterreich und Preußen vor 3), daß je vier Stimmen im Plenum Oefterreid 
und die Königreiche, je drei Holftein, Luxemburg, Baden, Kurheſſen, Großher- 
zogthum Heften, die übrigen 26 eine Stimme führen follten. Diefer Vorſchlag 
wurde im Allgemeinen angenommen, doch dazu noch Medlenburg- Schwerin und 
Nafſau je zwei Stimmen und jevem ver Lippe und jeder Hauptlinie des Hau- 
fes Reuß eine Stimme 2%), enplich in der folgenden Konferenz vom 30, Mai nady 
träglich Braunfchweig zwei Stimmen 27) zuerkannt, fo daß das Plenum 69 Stim- 
men zählte. Hierauf bernht vie Einrihtung des heutigen Bundestags im IV. 
und VI. Artikel der deutſchen Bunvesafte. Im Verlauf ver Gefchichte feit 1815 
bat die Zufammenjegung fih dahin verändert, daß im engern Rath die zehnte 
Stimme für Holftein und Lauenburg 28), die elfte für Turemburg und Lim- 
burg 2°) geführt wird, und aus ver fechszehnten (der fünften Kuriatfiimme) beide 
Hohenzollern ausgeſchieden find 3), während Hejfen-Homburg darin auf- 
genommen 3) if, daß im Plenum (abgefehen von Holftein-Tauenburg und Turem- 
burg⸗Limburg) die fechszehnte Stimme weggefallen ift (Sachfen-Gotha-Altenburg) 
und die Namen der 17. bis 19. verändert 3%), ferner die 24. (Anhalt-Köthen) 39), 
27. (Hohenzollern-Hechingen) und 29. (Hohenzollern-Stgmaringen) in Abgang ge⸗ 
tommen find, dagegen die Stimme von Heffen-Homburg hinzugetreten ift, wonad) 
die 24 Einzelftimmen bis auf 21 eingefhmolzen find und die Zahl der Stimmen 
im Plenum nunmehr 66 beträgt. 


35, Klüber, Aften des W. K. ıL, 404. 405. 

22) über, Alten des W. K. II, 406. 

25) Ebenda. . 

%) a. D. 406. 407. 

27) über II, 418. 

28) Laut Erflärung vom 5. November 1816. 

29) Bol. „Geſchichte des deutichen Bundes“. 

20) Staatövertrag vom 7. Dezember 1850. 

1), Bundesbefhluß vom 7. Juli 1817 und 17. Mai 1838. ' 

3 Sachſen⸗Gotha⸗Altenburg + 11. Zebr. 1825. Staatsvertrag und Patent vom 12. und 
15. Robr. 1826. Seitdem heißt die 17., nunmehr 16. Stimme des Plenum (bis dahin Sachfen: 
Roburg) Sachſe n-R oo burgs inthn. die 18., nunmehr 17., (bis dahin: Sachſen⸗Meiningen) 
Sachſen⸗Meiningen⸗Hil dburghauſen, die 19., nunmehr 18., (bis dahin Sachſen-Hild⸗ 
burghaufen) Sachfen-Altenburg. 

35), Anhal⸗othen + 23. November 1847. 
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ill. Wechtliche Stellung. Die Bunpdesverfammlung ober ber 
Bundestag A) iſt nicht das eigentlihe Subjelt , nicht der Träger der 
Bundesgewalt (vgl. „Derfaflung des deutſchen Bundes“), fondern nur das 
Drgan viefes Trägers, aber fein Organ zur völligen Ausübung ver Gewalt 
und fein einziges Organ 3). Subjelt ver Bundesgewalt ift nicht ein einzelnes 
Mitglied des Bundes, fondern die Öefammtheit der Bundesglieder %): 
demgemäß befteht der Bunvestag aus den Bevollmächtigten fämmtlider 
Mitgliever; die Gefammtheit ver Bevollmächtigten ftellt die Geſammtheit ber 
Mitglieder dar und übt die Gewalt, welche viefer zufteht 37), innerhalb ber ihr 
vorgezeihneten Schranten aus 3). 

Die Beftellung der Bevollmädtigten von Seiten der Yürften und Städte 
ift nit nur deren polittfches Recht, fondern aud ihre Pflicht 39%), ihre Bundes⸗ 
pflicht 90%), Jever viefer Bevollmächtigten ift Beamter des betreffenden Staats, in 
ven Fürftenthümern alfo Diener des Fürften zu Zweden des Staats: denn ber 
Fürſt ift Bundesglied in feiner Eigenfchaft als Souverän des Staats; bie 
Ausübung der Bundesmitgliedſchaft ift Ausübung eines mit ver deutſchen Staats- 
gewalt untrennbar verbundenen Hoheitsrehts, eines Ausfluffes deutſcher 
Staatsgewalt; das Organ biefer Ausübung, ver Bevollmächtigte am Bunde, 
ift daher Diener des Fürften in keinem andern Sinne, wie jeder Beamte Al), 

.. Der Bevollmädtigte ift von feinen Kommittenten d. 5. dem Bundesgliede 
welches er vertritt, unbedingt abhängig, erhält Inftruftionen, an die er 
gebunden ift, und bat deren treue Beobachtung, fowie feine Gejhäftsführung 
überhaupt vor Lem Souverän zu verantworten. Bor „ihm allein", fagt vie 
Wiener Schlußalte 42) ; dieß kann mißverfianden werben und ift bereits mißbeutet 
worben, als ob ver Bunvestagsgefandte dem Yürften etwa nur in Perſon und 
nicht dem Staatsminifterium, vefp. dem vorgefegten Minifter verautwortli wäre: 
es werben aber Hoheitsrechte durch die Räthe der Krone, welche ver Fürſt einfegt und 
abjest, ausgeübt ; ver Bevollmädtigte am Bunde empfängt feine Inftruftionen vom 
Minifterium, reſp. einem ver Minifter, vem er dann für deren Befolgung verantwort- 
lich ift. Die Vollsvertretung kann ihn freilich wegen feiner Abftimmung am Bun- 
bestage nicht zur Nechenfchaft ziehen, aber keineswegs weil ihn bie unverant- 
wortliche Berfon des Souveräus, fondern deßhalb, weil ihn pas Minifterium Jeder⸗ 


34) Der Ausdrud »Bundestage findet fih auch in officiellen Aftenftüden, 3. B. in dem 
en Tat vom 12. Juni 1817, die auswärtigen Derhältnifie des deutichen Bunde ber 
treffend. 

R en Wiener Schlußafte, Art. VII und fg. Vol. mit Art. I. 11. AV. daf. und Bun⸗ 
edulte IV. 

36) Bundesakte 111. Wiener Alte ıV. Bol. „Berfaffung des deutfchen Bundes”. 

37, Wiener Akte VII., VII. 

38) Wiener Alte IX. . _ 

39) Daraus folgt nicht, wie 1850 gefolgert wurde, daß, wenn die Inſtitution des Bundes: 
tags In verfaffungsmäßigem Wege aufgehoben ift, die Bundesglieder verpflichtet fiud, fi 
wieberherguftellen Dal. Yadarsı ‚ deutfhes Staates und Bundesrecht 11., 638. 

nm. 2. 

40) Bundesafte III. 

21) Er ſteht daher nicht etwa fo, wie Beamte der evangelifchen Kirche bei ber Konfiftorial: 
berfaflung : dieſe find Organe des er und infofern des Fürften ald des Trägers 
dert, ben Dagegen bier kommt der gi in feiner andern (Eigenfchaft zur Sprache, fondern ge= 
rade als Souverän des Staats. Diener des Fürften, als des Staatsoberhauptes, find aber 
Staatödiener. _ 

42) Wiener Alte VIII. 
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mann gegenüber deckt 4). Befteht Verantwortlichkeit der Minifter gegenüber der 
Boflevertretung, fo iſt es weder ehrlich nach vernänftig, zu leugnen, daß der Mi⸗ 
vifter, refp. das Minifterium in demſelben Grad und Maß, wie für anpre Staats 
alte, auch für die dem Bunvestagsgefandten ertheilten Inftruftionen ver- 
antwortlich if. Allerdings, wird viefer Sag anerkannt, wie er Anerkennung 
vervient, fo Tann Fein Mlinifterium den Bevollmächtigten inftrniren, am Bundes⸗ 
tage für Aufhebung der in voller Wirkſamkeit ſtehenden Landesverfafſung mit⸗ 
telſt Bumdesordonnanz zu flimmen, ohne ſich eine Auflage ver Stände zuzuziehen, 
und es fehlt an jenem verhängnißreichen dog os nov orw, um geltendes Staats⸗ 
recht ans den Angeln zu heben! — Daß ver Bevollmäcdhtigte am Bunde feinem 
Souverän allein verantwortlich fein foll, berührt aber auch fein Verhältniß zur 
Onndesverfammtlung ; weder fie noch ihr Präſidium hat eine oberanffichtliche, rich⸗ 
terlie oder Disziplinargewalt über die Bunbestagsgefandten %). 

Die Ute des Bundestags find daher Handlungen der Geſammtheit der Bun⸗ 
desglieder; es find bie Regierungen ver deutſchen Staaten felbft, weiche ihre Bota 
abgeben. Hiermit in Verbindung fteht denn aud, daß das Stimmverhältniß ber 
Mitgliever nicht bebingt iſt durd die Zahl der anweſenden Bebollmächtigten ; vie 
einfache Mehrheit tm engern Rath beftimmt fich nicht nach der Majorität der an⸗ 
weienden Bundestagsgeſandten, ſondern iſt und bleibt neun; aud wenn bei einer 
Abſtimmung nur die neun anweſend gewefen, bilden ihre übereinftimmenven Vota 
einen Mehrheitsbefhlug engen Raths. Deßhalb tft das Stimmenverhältniß 
unter dem Gefichtspunkte des Antheils der veutichen Staaten an ber Bundeöge- 
welt zu betrachten; vgl. „Berfaffung des d. B.“ — Ferner kann jeder Staat 
einen eigenen Bevollmächtigten am Bundestag haben, ohne dadurch, wenn er 
mr an einer Gefammtflimme des engern Raths participirt, eine eigene Stimme 
ja gewinnen ; mehrere Staaten Können durch Einen Geſandten vertreten fein, ber 
dann die möglicherweife abweichenden Inftruktionen feiner verſchiedenen Vollmacht⸗ 
geber zu befolgen, alſo vorkommenden Falls fowohl pro re al8 contra rem zu 
votiren hat. Die 2, 3, 4 Stimmen, welche die mittlern und größern Staaten im 
Pleram führen, Aörmen fie durch einen oder mehrere Bevollmächtigte vertreten 
laſſen; nur tft bier die Möglichkeit ausgefchloffen, daß die Mehreren abweichende 
Srfruftionen erhalten ; in der Stimmgebung folder Staaten wird dadurch nichts 

dert. 

Des Bundestags, als des ausjchlieglihen Organs ihres MWollens und 
Handeln bedarf die Gefammtheit ver Bundesglieder unausgefegt ; ohne ihn iſt 
fie handlupgsunfähig: er If der Bertreter dieſer juriſtiſchen Perſon, ver die Bun- 
desgewalt zufteht. Daher ift vie Bundesverfammlung beftänbig, d. h. ein per- 
manenter Kongreß von Bevollmädtigten der Bundesglieder. Ihr 
Sig ift Frankfurt am Main), — Nur die Möglichkeit einer Vertagung 
von höhftene 4 Monaten ift vorgejehen 46); währenn biefer Ferien find aber 
praftdium und Kanzlei ununterbrochen im Amt; neben dem Präflvialgefandten, 





1 06. ade gilt inbefien nur foweit, wie von andern Staatsbeamten. Bol. Zachariä a. O. 
u adhariä a. O. II, 669. 
) Bundesalte 1X. Das Verhaltniß dieſes Staatd zur Bundedverfammlung ift geregelt in 
7 Atenwehiei amifgen Ießterer und dem Senat der freien Stadt vom 22., 23., 25. und 
4) Bunbetalte ViI. a. C.: Bundesbeſchiuß vom 25. Juni 1817 (proviſoriſch. 
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reſp. deſſen Subftituten 47) müffen wenigftend zwei Bunbesgefanbte zu Frankfurt 
a. M. anweſend fein; fie werben durch Uebereinkunft oder in Folge der Abſtim⸗ 
mung bezeichnet; der fo gebildete „Ferienausſchuß“, an dem Übrigens and) 
andre in der Stabt anweſende Bundesbevollmächtigte theilzunehmen berechtigt find, 
beforgt das Laufende, verfügt in vringenden Fällen vie frühere. Einberufung des 
Bundestags und trifft, wenn Gefahr im Verzuge ift, die nöthigen „proviforiichen 
Einleitungen", — ein Mehreres niemals, — Die Beſtändigkeit ober Permanenz 
der Bundesverfammlung ift nicht etwa gleichbedeutend mit der Unauflöslichkeit (gleich- 
falls fogenannten „Beſtändigkeit“) des dentſchen Bundes 38), So lange e& eine Bun- 
desverſammlung giebt, ift fie nicht ein foldhes Organ der Geſammtheit des Bundes, 
das von Zeit zu Zeit neu Eonftituirt wird, fonbern eine ſtändige Behörde. Aber 
fie fteht nicht über dem eigentlihen Subjelt der Bunvesgewalt, pas fie vielmehr 
nur fo lange vertritt, als dieſes durch fie vertreten fein will: es Tann fidh ein 
anbres verfaffungsmäßiges Organ feines Wollens und Handelns ſchaffen, d. h. 
ben Bundestag abſchaffen; und durch Feine Sophismen läßt fich die gefchichtliche 
Thatſache „hinwegleugnen, daß die Geſammtheit der Bundesgkiever im Jahr 1848 
den Bundestag aufgehoben bat 39), indem fie ein andres (proviforiiches) Organ 9), 
und dann abermals eine andre Behörde 51) an feine Stelle fette, und daß er auf- 
gehoben blieb, bis die Gefammtheit ver Bundesglieder ſich über feine Wieberein- 
fegung vereinigt batte, was befanntlich noch lange Zeit nicht der Fall war, ale 
bereits eine Berfammlung von Bevollmächtigten veutiher Staaten als Bundestag 
fungirte. Seit 1851 befteht die Bunbesverfammlung wieder zu Recht, folglich ift 
fie feither „beftänvig” ; aber während jenes Zrienniums ber Reformverſuche war 
ſie es nicht, weil fie überhaupt nicht befland — weder thatſächlich, noch rechtlich. 
Eiwas Andres ift e8 mit der „Beftänbigleit" des Bundes; über ihn Hat bie 
Geſammtheit der Bunvesglieder keine Macht: fonbern er ift eine Madt über 
ihnen. (Bol. „Berfafiung des d. B.“). 

Den Borfig in der Bundesverfammlung führt Defterreidh 52). 
Nicht etwa hat der Kaiſerſtaat ein Direktorium bes deutfhen Bundes, eine 
Gewalt über vie Bundesgliever, eine Hegemonie über Deutfchland. Es befteht grund- 
gejeglihe Gleichheit ver Rechte und Pflichten unter den deutſchen Staaten #) ; 
felbft ver Schein einer Suprematie eines Bunvesftants über den andern foll 
vermieden werben. Vielmehr bat ver Bevollmächtigte Oeſterreichs Bei bem 
Drgan des Bundes, bei der Behörde ber beutfchen Gentralgewalt die Ge- 
[häftsleitung, fo and die Vertretung verfelben und mittelbar befien was fie 
repräfentirt, nach Außen bin; er bat Feinerlei Direktorialrechte, fondern nur 


47) Siehe w. u. 

6) „Beitändig“ in Bundesakte 1 entipricht der Unauflösfichkeit in W. Schlußafte V; in ans 
derm Sinne „beftändig” nennen den Bundestag Bundesakte VII und Wiener Alte VII. Bol. Za- 
Hariä, die Rechtswidrigkeit der verfuchten Meaktivirung der im Jahr 1848 aufgehobenen deut⸗ 
fchen Bundesverſammlung, Göttingen 1850, S. 54—61. gachartä, Staatsredt, IT, 639. 

49) Bundesbeſchluß vom 12 Juli 1848 in Anerfennung des Belchluffes der deutfchen Na⸗ 
tionalverfammfung vom 28. Juni d. J 

59) Die proviforifche Gentrafgewalt war, wie der Rame jagt, als eine interimiſtiſche Behörde 
eingefeßt ; die Bundesoerfanmlung war aber nicht proviforifch aufgehoben, fondern de fini= 
tiv; vgl. Zahariä, Rechtswidrigkeit S. 61 fg. 

si) Die Bundescentralfommiffion, das f. g Interim, in Kolge des Vertrags vom 30. 
September 1849. Bol. „Reform des deutſchen Bundes.“ 

63) Bundesalte V. 

53) Bundesgkte 1115 ‚Kriegeverfaffung des deutſchen Bundes vom 9. Apr 1821. Art. vırı. 
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Pröfiviatbefugniffe Der Bunbestag hat nicht büreankratiſche, ſondern kolle⸗ 
gieliihe Form; bei Stimmengleihheit in der engern Berfammlung fteht dem Bor- 
figenden bie Entfcheidung zu 9%). Stellvertreter des öſterreichiſchen Geſandten im 
rer Ai ber Bevollmächtigte Preußens, für welchen der von Bahern ein- 
tritt u. ſ. f. 

Die Sigungen der Bundesverfammlung find a) ordentlide 
und außerorbentlidye: vie orventlichen finden Donnerſtags um 11 Uhr ftatt 
(früher Montag und Donnerſtags von 10—1 Uhr); vie außerordentlichen werben 
beſonders verabredet und vom Präſidium angefagt; b) förmlidhe und vertrau- 
lie: die föürmlichen find folenn und haben officiele Wirkung ; die Bunbestags- 
geſandten treten Darin lediglich als Organe ihrer .Kommittenten auf; ihre Aeuße⸗ 
rungen find die Heußerungen ver Bunbesgliever over gelten als ſolche; demnach 
find die förmlichen Sieungen bie eigentliden und alleinigen des Bundes— 
tags, Dig vertrauliden Sitzungen find Verſammlungen der Bevollmächtigten zu 
perſoͤnlichem Meinungsaustaufh, Beiprehungen, Debatten, VBerabrevungen, doch 
ohne offisiellen Charakter; es wird darin fein Protofoll geführt; vie fpeciellen 
Aufzeichnungen einzelner Anfichten oder des Ergebniſſes einer Verhandlung find 
rein privater Natur; bei Abſtimmungen ift Niemand an fein Botum für die fpätere 
formlihde Sitzung gebunden, da in dieſer ja nicht des Bevollmächtigten perfönliche 
Ueberzeugung, fondern per Beſchluß feiner Regierung zur Sprache fommt. Der 
Werth diefer vertraulichen Sitzungen ift jedoch nicht body genug anzufchlagen, wenn 
fie in vechter Weife verwerthet werden. c) Situngen des engern Raths und 
des Plenums. Diefer legte Unterfchien ift von der höchſten Bedeutung 5). 

Plenum und engerer Rath find nicht zwei Senate, Kammern, Häufer, „Ab: 
theilungen“ des Bundestags, nicht etwa eine vollzähligere Verſammlung und 
ein Ausſchuß verfeiben, wobei der legtere wie bei ſtändiſchen Verfammlungen 
permanent wäre, währenn der volle Landtag nur von Zeit zu Zeit zufammentritt. 
Es giebt nur ein Organ des Bundes, die Bunbesverfammlung ; fie, bie eine 
Behoͤrde, vertritt Die Geſammtheit ver Bunbesgliever nah der zwiefadhen Ber- 
theilung des Stimmoverhältnifjes derjelben. Der Antheil an der Gewalt, welden 
jedes Mitglied Hat, ift ein mehrfach beftimmter (vgl „VBerfaffung des d. B.“): 
viefer zwiefachen Beftimmung des Antheils an der Gewalt entſpricht die zwiefache 
dorm, weldhe die Eine Bundesverfammlung annimmt. In der Geftalt des engern 
Raths kommt keinem Mitglieve mehr als eine, in ber des Plenum keinem we- 
iger als eine Stimme zu. Daher fagen die Bundesgrundgeſetze: „die Bun— 
vesverfammlung bildet fich zu einem Plenum“ 56), d. h. fie legt bie zweite 
Art der Stimmenvertheilung ihren Entjcheivungen zu Grunde. In ver Plenar- 
fisung findet feine Erörterung noch Berathung flatt, fondern wirb einfach 
abgeftimmt; die Berathung muß zuvor in ber Form des engern Rathes ftatt- 


5) Bundesalte VII, Alinea 3. 

55) Ueber die arge Mikdeutung des DVerbältnifje® von Plenun und engerem Rath in der 
Theorie (Archiv für das äffentliche Hecht des veutichen Bundes, Heft 1.) und Praxis (Depeiche 
des Fürften Schwarzenberg an den öfterreichifchen Sefandten in Berlin vom 21. Juli 1850, wonach 
dad Plenum uranfanglic am 14. November 1816 den engen Rath konſtituirt haben, dieſer 
ſomit auch 1850 aus dem Schoofe jenes hervorgehen follte, vgl. die meifterhafte Erörterung in 
v. A. Zachar iä's oben cit. Schrift „die Rechtswidrigkeit der verjuchten Reaftivirung u. |. w.’ 
©. 6 fg. Die Ausführung Zachariä's ift von bleibendem Werthe für die Bfenfgat des deut⸗ 
chen Bundesrechts; man darf fordern, daß unſere Staatsmaͤnner davon unterrichtet ſind. 

66) Bundesalte Vi. Wiener Alte XII. 


— 
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gefunden haben 7), Folglich iſt das Plenum nur eine Form der Beſchluß⸗ 
faffung und zwar eine Ausnahmsweiſe, für ganz beftimmte Fälle. Der 
engere Rath ift die alleinige Form officieller Erdörterungen und De- 
rathungen und die regelmäßige Form ber Befhlußfaffungen des Bun- 
destags 9), 

Sowohl in ver Form des engern Rathes, als im Plenum werben die Be⸗ 
hlüffe nah der Mehrheit ver Stimmen gefaßt, doch im der Art, daß in ber 
erfteren die abfolute, in letzterer Form nur eine auf zwei Drittbeilen der Wſtim⸗ 
mung berubende Mehrheit entſcheidet, im engern Rath alſo mindeſtens 9 gegen 8, 
im Plenum 44 gegen 22 Stimmen votiren 9). Wie vie Grundgefege des -Bun- 
des beftimmen, in welden Fällen ftatt der regelmäßigen Beſchlußfafſung im engern 
Rathe Plenarbeſchluß erforderlich, jo auch, in welchen Faͤllen die Enticheidung durch 
Stimmenmehrheit, melde die Regel bildet, ausgeſchloſſen fe. Weberall 
daher, wo nicht ausprüdlich eine Ausnahme feftgejegt tft, genügt ein Webrheits- 
befchluß des engern Raths; er bildet die Regel; namentlich entſcheidet er auch, 
ob ein Ausnahmefall ftattfindet, ob ein Gegenſtand fich für das Plenum eignet 9). 
Die verfaffungsmäßigen Ausnahmen find aber folgende. 

Ein Mehrheitsbefhluß des Plenum (alfo 2/,; Meajorttät veffelben) 
tt erforderlich für Entfheidungen die Bundesakte betreffenp Sl), ausge- 
nommen authentifche Interpretationen verfelben 62): für eine Kriegs erllärung ®), 
für Annahme nnd Beftätigung eines Friedensſchluſſes 69, 

Ein einftinnmiger Plenarbefhluß wird erforvert Bei ver Annahme over 
Abänderung von Bundesgrundgefegen®&), wozu ausdrücklich 68) die authen⸗ 
tiiche Interpretation eines beſtehenden Grundgeſetzes gerechnet wird, bei organi- 
hen Bundeseinrihtungen, d. h. bleibenden Anftalten als Mittel zur Er- 
füllung der ausgefprodhenen Bunbeszwede 6%, bei Aufnahme neuer Mitglie- 
der in den Bund 68), 

Bon der Einftimmigkeit im Plenum tft die des engeren Raths charakteriſtiſch 
dadurch unterfchteden, daß bei der erftern fämmtliche Bundesgllieder, bei letz⸗ 
terer nur die 17 Stimmen übereinftimmen, vd. h., weil darunter ſechs Kuriatſtimmen 
find, mehrere diffentirende Staaten, die zu einer Kurie gehören, überſtimmt 
fein können. Sole Fälle, wofür das Erforderniß einftimmigen Befchluffes im 


57) B. A. VII, Alinea 2. W. A. XII. 

58) B. A, VI, VIE, Alinea 1, 2. W. A. XI, XII, XIV. 

9 BA. Vi, Alinea 2. W. A. XI. 

60) W. A. XI. B. A. VII, Alinea 1. 

61) B. A. VI. W. A. XIII, XV. 

63) Ueber authentiſche Interpretation eines Bundesgtundgeſetzes ſ. w. u. 

63) W. A XII, XL. 

64) W. A. XII, XLIX. 

66) W. A. XIII, 1. 

66) Kommiffiondgutachten vom 29. Juli 1819. 

67) B. A. VI, Alinea 4. W. A. XII, XIiIII, 2. Ueber die Vorfrage, ob 
fie unter den obwaltenden Umſtänden nothwendig find, und über Entwurf und Anlage der⸗ 
felden in ihren allgemeinen Umriffen und wefentlihen Beftimmungen ift einſtimmiger 
a nothwendig; Wiener Akte XIV, wodurch der Bundesbeſchluß vom 29. Juli 1819 
modificirt i 

65) Nicht ohne Weiteres aus W. A. VE abzuleiten; bie „Geſammthelt der Bundes⸗ 


glieder’ findet auch in einem Mehrheitsbeſchluß des engern Rathes ihren Ausdrud. Aber unzwei⸗ 
deutig aus Wiener Alte Xıı und XIII, 3, 
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engern Rath befteht, Haben die Bunvesgeſetze vorgefehen 89%, deutlich bezeichnet 
haben fie feinen. Es bleiben aber nur zwei Fälle übrig, bie dahin gehören kön— 
nen. Bet Religionsangelegenheiten 70) und in Bezug auf jura singulo- 
rum 7) iſt Stimmenmehrheit ausgefchloffen, ohne daß zugleih Plenarbeſchluß 
dafür gefordert wird. Jura singulorum Yommen aber möglicherweife bei fehr 
verſchiedenartigen Gelegenheiten zur Sprade und aus der Natur der Fra— 
gen, bet welden fie berährt find, Tann das Erforberniß eines Plenar- 
befchluffes fih ergeben 72) ; abgefehen davon, alfo an fich, qualificiren fle ſich für 
den engern Rath, nur mit Ausſchluß der Enticheivung durch bloße Majorität. 
Dies entſpräche jedoch fehr wenig der bier maßgebenven ratio juris. Denn bie 
Betheiligten, welche durch Ausſchluß des Mehrheitsentfcheives geſchützt erben 
ſollen, find es durchaus nicht: wenn fie nur Antheil an einer Kuriatſtimme haben; 
fo föunen fie bet aller Einſtimmigkeit des engeren Rathes in ihren Rechten und 
Intereffen eine Kränkung erleiden. Daher unterliegt es für jura singulorum fei- 
nem Zweifel, daß der Ausſchluß der Majorität nicht die Yorberung der Einftim- 
migkeit (Plenarbefhluß tft gar nicht poftulirt), fondern die freie Zuftimmung 
ver Betbetligten bedeutet, ohne welche Fein derartiger Beſchluß gültig und 
unter deren VBoransjegung Einftimmigfeit gar nicht vonndthen ift 7%). Die Forderung 
der Einftimmigfeit ohne gleichzeitige Yorberung der Plenarform genügt dem Zwecke 
nit, ſchützt nicht Die jura singulorum — und bie Übrigens nirgends ausgefprochene 
Sorberung einftimmigen Plenarbefchluffes ſchießt über das Ziel weit hinaus und 
ermöglicht, daß wohlthätige Beichläffe, wogegen ſolche Staaten, die wegen jura sin- 
gulorum Einfpruch erheben könnten, nit Einfpruch erheben, denen fie vielmehr zu = 
fimmen, bintertrieben werden durch andere Staaten, welde gar nicht wie Jene 
dabei betheiligt find. Das hätte aber feinen gefunden Sinn. 

Der zweite Gall, die Religionsangelegenhetten, ergiebt ein fichere- 
res Refultat. Feſt fieht, daß hierbei die bloße Majorität ausgefchloffen und 
night Plenarbeſchluß erforverlih fein fol. Daraus folgt aber keineswegs 
ohne Weiteres die Nothwendigkeit der Einftinnmigfeit, indeſſen doch auf einem 
Ummege. Die Stifter des Bundes hatten unverkennbar einen ganz andern Ge- 
ſichtspunkt; fie ſchloſſen Mehrheitsbefhluß in demjelben Sinn aus, wie der meft- 
phäliſche Friede; fie gedachten einer itio in partes ber Neligionsparteien und ber 
amicabilis compositio de J. P. O. V. 52. Davon kann aber, im deutſchen 
Öffentlihen Recht der Gegenwart ans dem einfachen Grunde feine Reve fein, 


m 2. 9. Vır, Allnen 4... . »Tann weder in der engern Berfanmfung 
ach in Pleno ein Beſchluß durch Stimmenmehrheit geraßt werden.« 

70, 8 4. VIi, Alinea 4, vgl. mit B. A. Vi; W. A. XIII, 4, vol. mit W. A. XII. 

73 B. A. vis, Alinea 4, vgl. mit B. A. VIund W. A. XxII; doch vgl. W. A. XxIII 
und dazu W. A. XV. S. w. u. im Text. | 

72) Das hat au B. A. Vıı, Alinea 4 mit dem „weder — noch” im Sinne. 

73) Bundesafte Vıt, Alinea 4, fordert für jura singulorum Ausſchluß dee Stimmen: 
mehr, nicht (vgl. Bundesakte VI) Plenarentfcheid; auch nit ausdrücklich Stimmen: 
einbelligteit. Dazu vgl. Wiener Alte XV: „In Bällen, wo die Bundesglieder nicht in 
ihrer vertragsmäßigen Einheit, fondern als einzelne felbftftändige und unabhängige Staaten ers 
feinen, folgli jura singulorum obwalten, oder wo einzelnen Bundesgliedern eine befondere, 
niät in den gemeinfamen Berpflihtungen Aller begriffne Leiftung oder Berwilligung für den 
Bund zugemuthet werden follte, fann ohne freie Zuftimmung fämmtlicher Betheiligten 
fein diefelbe verbindender Beſchluß gefaßt werden.« Alfo nicht bloße Mehrheit, d. h. Zuftimmung 
der Betheiligten ; find aber fümmtliche Bethelligte einverftanden, jo farm der Widerſpruch eines 
oder mehrerer nicht betheiligter Staaten kein Hindernig in den Weg legen. 
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weil die Stimmen am Bunvestage nit „NReligionseigenfhaft" 7% Haben 
wie ehemals vie Neichstagsftimmen, weil bei folder itio werer Preußen auf 
Seite der Evangeliihen, noch auch Oeſterreich auf Seite der Römiſchkatholiſchen 
treten dürfte. Nun fcheint es bier auf daſſelbe hinaus zu kommen, wie bei 
den jura singulorum: der Widerſpruch des Betheiligten müßte ven Beſchluß 
hindern, bie Zuftimmung veflelben anderſeits ausreichen. Betheiligt find aber 
hier Religionsgemeinichaften, mit teren feiner irgend eine der Bundestagsſtimmen 
iventifch ift. Daher hat es bei Religionsfachen einen guten Sinn, daß, wenn 
auch diejenigen Staaten, um bie e8 fih zunächſt handelt, Ia fagen, das Nein 
eines andern Staats den Beſchluß bintertreibt. Neligiöfe Intereflen, welche jene 
vielleicht preisgeben, kann ein anderer Staat, unter Umftänven felbft ein folcher, 
vefien Bevölkerung zum geringften Theil der betreffenden Religionspartel angehört, 
mit Geiwiffenhaftigkeit wahrnehmen. Hier alfo ift Einftimmigfeit ein rationelles 
Erforderniß; da jedoch die Bundesgefege dafür feinen Plenarbefhluß verlangen, 
fo tritt die Form des engeren Raths, wiewohl fie nicht genügenden Schuß ge 
währt, als die Regel ein. Religionsangelegenbeiten bilden alfo den einzigen Fall, 
wofür Einftimmigfeit des engeren Rathes geboten erjcheint. 

Eine eigenthämliche Gejchichte hat der all der gemeinnügigen Anord— 
nungen. Die Bunvedafte verlangt dafür Plenarbefhluß 75), ſchließt aber nicht 
Entſcheidung turh Stimmenmehrheit (hier alfo Aweibrittelmajorität in pleno) 
aus 76), Die Wiener Schlußalte fcheint damit übereinzuftimmen, indem fie An- 
fangs 77) die „in der Bundesakte ausdrücklich bezeichneten Fälle“ dem Plenum 
zuweift und unter den Fällen, wobei fie, die Bundesakte ergänzend, Stimmen: 
mebrheit ausfchließt, ver gemeinnügigen Anordnungen nicht gedenkt 78), Demgemäß 
würde dafür Plenarenticheidung mit Zweibrittelmajorität genügt haben. Eine ent- 
gegengefettte Dispofition war aber bereits vorbereitet in der authentifchen Beftim- 
mung des Begriffs gemeinnütiger Anoronungen, welche dahin ging, daß dies 
„ſolche Gegenſtände“ find, „vie an fih nit in die Sphäre des Bundes fallen, 
aber zum allgemeinen Nuten Deutfchlands gereichen‘ 79), Denn damit war biefer 
Hal auf Eine Linie mit denen geftellt, wobei jura singulorum in Betracht fom- 
men 89%), Und unter dieſen Geſichtspunkt ftellt ihn gewiffermaßen vie Wiener 
Schlußakte, indem fie die '„freiwillige Vereinbarung unter ven ſämmtlichen Bundes⸗ 
gliedern“ dafür vorausfegt 81), Somit erforbert jede „gemeinnügige Anordnung“ 
nicht blos Zweidrittelmehrheit, ſondern Einftimmigfeit in pleno, wenn überhaupt 
hierbei von einem Bundesbeſchluß noch die Rede fein Tann. 

Dem Auslande gegenüber vertritt die Bundesverfammlung als das 
verfoffungsmäßige einzige Organ ver Gefammtheit der Bundesglieder Deutſchland 


7%) Eine Unterfuchung über das Weſen der Rei eftand [haft und insbefondere die Religions: 
eigen aft einer Neichätagsftimme enthält meine Schrift über den „Fürſtenrath feit den Züne- 
viller Frieden“. Berlin 1853, Theil ı1, vierte Streitfrage, S. 196—252, bef. S. 221 fg. 

75) Bundesalte Vi. »Gemeinnügige Anordnungen Fon ftiger Artaz zu den gem. Anordn. 
im weiteren Sinne zählt die Bundesafte daher auch die organiichen Bundeseinrichtungen. 

Davon weicht die fpätere authentiiche Interpretation ab. 

76) 8, A. VII, Alinea 4. 
79) W. A. xu. 
78) W. A XxIii. 
79) Bundesbeſchluß vom 29. Juli 1819. 
XV. 


80) Bol. W. A. 
u) —* LXIV. 
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in der Eigenfchaft einer europätihen Macht 82). So find denn aud die Geſandt⸗ 
ihaften auswärtiger Höfe und Regierungen bei dem deutſchen Bunde als akkre⸗ 
vitirt bei dem Bundestage zu betrachten; fie haben fich zuvorderſt an ven 
präfivtrenden Gefandten ver Bundesverfammlung zu wenden und bemfelben ihr 
Beglaubigungsichreiben in Ur- und Abfchrift, auch nad der Beſchaffenheit des⸗ 
ſelben, in ver Meberfegung 89) mitzutheilen; ver präfivirende Geſandte giebt hier⸗ 
von der Berfammlung Kenntniß, legt ihr die Abfchrift des Beglaubigungsſchrei⸗ 
bens reſp. auch die Ueberfegung vor; etwaige Bedenken gegen ein Krebitiofchreiben 
können auch einen Gegenſtand ber vertraulichen Beiprehung des Bundestags aus⸗ 
machen; ift bei dem Beglaubigungsichreiben nichts zu erinnern, fo wird das 
Original in der Berfammlung eröffnet, verlefen und die Geſandtſchaft als gehörig 
alfrepitirt angenonmen; von ber ſonach erfolgten Akkreditirung wird bie Anzeige 
zu dem Prototoll der Bunvesverfammlung gemadt. Mit Bällen verfieht ber 
Bundestag vie bei dem Bunde beglaubigten Geſandtſchaften. — Das aktive Ge- 
fandtfchaftsrecht übt die Bunbesverfammlung aus; das dafür Erforberliche (Kre⸗ 
ditive) erläßt dieſelbe unter ver Unterfhrift und Ausfertigung: „Der beutfche 
Bund und in deſſen Namen ver kaiſerlich öſterreichiſche präſidirende Geſandte ber 
Bundesverſammlung“, in ber franzöfifhen Ueberfegung: „La Confederation Ger- 
manique et en son nom, le Ministre d’Autriche, President de la Didte.“ 
Die Bundesverfammlung erläßt ihre Noten in deutfher Sprache und legt 
für die auswärtigen Regierungen eine Ueberſetzung in Iateinifcher oder franzöflicher 
Spradhe bei. Die Verhandlung mit auswärtigen Geſandtſchaften kann ſchriftlich 
oder mündlich gejchehen; jede Mittbeilung an bviefelben tft ſtets das Ergebniß 
eines Beichluffes der Bundesverſammlung; bei mündlichem Verfahren werben mit 
dem Präfidenten noch einzelne Bundesgeſandte beauftragt. Die Präfidialgefandt- 
ſchaft bat jede Note oder Eröffnung einer auswärtigen Macht in der nächſten 
ordentlichen, reſp. einer außerorventlihen Sigung zur Kenntniß des Bundestags 
zu Bringen: ausnahmsweiſe ift das Präfivium ermächtigt, einem zu erbittenden 
Ausfchuffe die erfte Mittbeilung zu machen. — Die Begründung und Konfti 
twirung des deutfhen Bundes, wie bie Eröffnung des Bundestags iſt den aus⸗ 
wärtigen Mächten in vorgezeichneter Weife von Seiten der Bunbesverfammlung 
uotifichrt worden 8%), 

Die höchſte ſtändige Behörde des Bundes, melde den Träger ber 
Bundesgewalt, die Geſammtheit ver Bunbesgliever, überhaupt vertritt, tft 
ver Bundestag. Das fonftige Bundesbehördenweſen, über welches daher bie 
Bundesverfammlung Autorität hat, ift einfah und erinnert am meiften an 
entiprechende Inftitutionen in ben freien Städten 89). Die ftänbigen Behörden 
werden vom Bunbestage nur theilweiſe eingefekt und zwar meiftens durch Ver⸗ 
teilung der Gefchäfte an Mitglieder der Verſammlung 86), alfo durch Einjegung 


— — — 





WR. L; vol. überhaupt W. U. XXXVI —LI. 

83) „Jede Regierung kann das Beglaubigungsſchreiben für ihre Geſandtſchaft an den deut⸗ 
ſhen Bund in der ihr eigenen National oder ont gefälligen Sprache faffen; es wird jedoch 
nebſt der mit dem Original jedesmal zu überreichenden — 2 auch eine Ueberſetzung, entweder in 
der deutſchen, — oder franzöſiſchen Sprache zu übergeben fein; Bundesbe⸗ 
ſchſiuß vom 12. Juni 1817, 111, 3. _ 

\ Aw Bu efhfuß vom 12. Juni 1817, die auswärtigen Verhältniffe des deutfchen Buns 
es end. 


85) Giniges erinnert auch an das Kardinalskollegium, die Kongregationen u. |. w. 
5 3. D. nicht die Bundeskanzlei, die vom Bundestage beftellt und befoldet wird. 
Bluntigliund Brater, Deutiches Staats⸗Wörterbuch. III. 5 
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und Belegung von Deputationen over Ausſchüſſen: fo die Bundes-Erelu- 
tionsfommiffion 87), die Reklamationskommiſſion 88), der Milttärans- 
ſchuß 89%), die Kommiffion zur Beauffihtigung der Ständeverhand- 
lungen in ven einzelnen deutſchen Staaten W). Theils greifen aber die einzelnen 
Bundesglieder, deren Verein ja die eigentliche Gewalt hat, Duelle aller Aemter 
des Bundes ift, unmittelbar ein, indem fie die Behörden beftellen. So befteht bie 
tehnifche Militärkommiffion am Bunbestage, weldye die von ber ihr über 
georoneten Bunbesverfammlung übertragenen technifchen Arbeiten auszuführen, 
namentlich die Aufficht Über das Bunbesheerweien und insbeſondere die Bundes⸗ 
feftungen bat, aus ſechs Mitgliedern, von denen Defterreih, Preußen, Bayern 
je eines und die Staaten, welde tie drei gemifchten Armeekorps bilden, für 
jedes derjelben Eines ernennen und bie auch von ben betreffenden Regierungen 
beſoldet werben; fie reffortirt unmittelbar unter den Militärausfhuß des Bundes⸗ 
tags; unter ihr ftehen die militärifchen Lolallommiffionen. — Außer ven ftändigen 
Behörden werben durch vorübergehenden Auftrag amtliche Funktionen übertragen; 
fo fungiren die nit permanenten Ausſchüſſe ver Bunbesverfammlung 9), 
die ver Bunbesverfammlung untergeorbneten außerorbentlihen Spectalflommilfio- 
nen 92), die vom Bunde bevollmächtigten deutſchen Regierungen 9), das Bundes⸗ 
ſchiedsgericht, die Bunbesausträge, die außerorventlichen Geſandten Deutſchlands 9), 
der Oberfeloberr des Bundes 8) u. |. w. 


87) Für 6 Monate ernannt; beflehend aus 5 Mitgliedern und 2 Stellvertretern ; bei der 
Erneuerung werden wenigftens 2 neue Mitglieder aufgenonmen ; zu ihrem amtlichen Wirkungs⸗ 
— gehören Alle Vollziehungsgegenſtände. Vgl. Bundesezefutionsordnung vom 3. Aug. 1820, 

‚im, 

88) Drei Mat jährlich ernannt; Geftchend aus 5 Mitgliedern; fie hat die Privateingaben an 
die Bundesverfammlung, ſoweit fie nicht bereit von Präfldiun zurüdgewtefen find (als unerhe b⸗ 
1 nr formell unftatthaft) zu begutachten und darüber an die Bundesverfammlung zu 

erichten. 

89) Anfangs zur Ausarbeitung der Kriegsverfaffung beftellt; dann fortdauernd für die Bun- 
desmilitärangelegenbeiten, u. f. w. — Im Jahr 1851 beftand er aus den Gefandten von Defters 
reich, ne Bayern, Sachen, Hannover, Württemberg, Großberzogthun Heſſen. 

9) Durch Bundestefchlug vom 28. Juni 1832 Art. IV vorläufig auf ſechs Jahr ernannt, 
feither fortdauernd. Ihr jollen nad) Bundesbeſchluß vom 29. November 1832 die einzelnen Mes 
Bierungen durch ihre Bundestagsgefandtichait von den Etändeverhandfungen Kenntniß geben. 

91,9. 8. der jedesmalige Kerienausfchuß, die Kommiffionen zur Revifion der Bundesverfaſſung, 
wie der fogenannte pofitifche Ausſchuß, gebildet durch Bundeshefhfuß vom 29. Februar, 
erofimächtigt dur Bundesbefchlug vom 8. März 1848, dann der ebenio genannte vom 23. Aus 
guft 1851. Der Ausichuß zur Leitung von Unterbandlungen über Waffenſtillſtand und Frieden 
in Folge eines Bundeskriegs (Wiener Alte XLIX), der Ausichuß für die orientaliſche Angelegens 
beit vom 24. Mai 1854, u. |. w. — Sie dürfen nicht permanent erklärt werden; Gefchäftge 
ordnung vom 29. April 1819, 8. 3. 

9) 3. 3. die Kommiffion für das Archiv des Reichskammergerichts zu Wehlar 1821, die 
außerordentliche Centralunterfuhungstommiffion zu Mainz, niedergejept durch Bundesbeſchluß vom 
20. September 1819 (beftehend aus den Bevollmächtigten von 7 deutfchen Staaten, aufgelöft 
im Jahr 1828); die Centralkommiſſion für politiiche Unterfuchungen in Folge des Bundesbe⸗ 
ſchluſſes vom 8. Auguft 1833 (fie fungirte noch 1840); — die 17 Vertrauensmänner , welche 
dur Bundesbeſchluß vom 8. März 1848 berufen der Reviſionskommiſſion der Bundess 
verfammlung gutachtlichen Rath über die Umgeftaltung der beutfchen Verfaffung zu geben (von 
je einer der 17 Stimmen des engeren Raths ernannt), von 15. bis 25. April thätig waren und 
ihre Arbeit am 27. April dem Bundestag überreichten ; die Kommiffionen für ein gemeinfames 
Bedjeltcht, SHandelörecht u. |. w. ' 

31 4. B. W. A xx. XXXIII. 

2) 3. B. W. A XLIX. 

95) Bundeskriegsverfaſſung von 1821, Abſchnitt VI g. 45— 50. Ebenſo der Generallieute⸗ 
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Ueber die Wirkſamkeit des Bımbestags hat der Bundesbeſchluß vom 1. Juli 
1824 den Schleier des Geheimniffes gebreitet; dieſer Beſchluß iſt zwar durch dem 
Bundesbefchlug vom 7. April 1848 förmlich aufgehoben; thatfächlich beſteht er 
aber noch fort 9). Die Prototolle der Bundesverſammlung find der deutſchen 
Ration gegenüber Manuffript! Indeſſen: littera. scripta manet: der Geſchichte, 
infoweit fie von Bunbesprotofollen überhaupt Notiz zu nehmen bat, werben fie 
kin Geheimniß bleiben. 


Reform des deutfchen Bundes. 


Reformator iſt der nicht, welcher das Beſtehende in unveränderter Ges 
ftalt beibehalten will, oder fih auf VBerbeflerungen im Einzelnen befchräntt ; eben- 
jewentg, wer einen Rechtszuſtand zu entwideln verfhmäht und, feinen Umfturz 
voransgejegt, die durch ihn geordneten Lebensverhältniſſe ohne Rüdfiht auf ihn, 
ala wäre er nicht dageweſen, von Neuem zu ordnen unternimmt. — Einfaches Felt- 
halten an dem, was ift und wie es ift, Tann zwedmäßig und nothwendig fein: 
in der Regel freilich zeugt der Konjervatismus in dieſem Sinn von geringem 
Geiftesvermögen, von Unprobuftivität und arger Trägheit, namentlih von man- 
geinber Einfiht in das Weſen des Rechts, das als ein Wert ver Gefchichte ihrem 
ebensgefeg der Wandlung unterliegt. Häufig, und bei voller Gefunpheit im Großen 
und Ganzen ftets, genügt Hebung einzelner Uebelſtände: allerdings nicht minder 
häufig, und ba immer, wo die Verhältniffe durch und durch krankhaft find, wird 
mittelft folchen gemäßigten Yortfchritts nur abgetragenem Gewand ein neuer Lap⸗ 
pen angeflidt oder gar in alte Schläuche junger Wein gefüllt. Unter Umftänden 
aber ift die Gewalt ver Verhältniffe, venen das Net Form zu geben bat, fo un. 
Pändig, das Leben fo von Grund aus ein andre und nenes geworben, daß die 
beftehenven rechtlihen Ordnungen wie reife Hülfen allenthalben auffpringen , daß 
tie vorhandenen und bisher gültigen Normen wie ein ausgewachſenes Kleid nir- 
gend paflen wollen, daß überall ftolz entmidelte Gliedmaßen in unverhüllter Blöße 
preisgegeben erfcheinen : dann wird es fraglich fein, ob das Recht, deſſen Umge⸗ 
Raftung unabbeweislich noth thut, einer Umgeftaltung fähig over ob es als ab» 
folut entwicklungsunfähig auszurotten, ob alfo die ſchwere Arbeit der Rechts⸗ 
bildung, wie wenn noch nichts dafür gefchehen wäre, erft anzufangen tft. Nur im 
erften glücklicheren Hall ift Reform denkbar, dann aber auch geboten: dann Tiegt 
tie Beibehaltung des unveränderten Beſtandes außer dem Bereich des Möglichen, 
dann ift die Aenderung von Einzelheiten eine Thorheit, bie wegwerfende Igno⸗ 
rirung der Hundert: ober taufenbjährigen Vorarbeit, die Ueberhebung über das 
Zuſammenwirken der Geifter der ganzen Vergangenheit und das Streben, Alles 
erft von heute zu datiren, eim Frevel. Dagegen wo wirklich das, was beftand, 
ganz und gar werth ift zu Grunde zu gehen, wo nicht ber leifefte Anknüpfungs⸗ 
punkt fortfchreitender Entwidlung, wo nichts zu entfalten, wo bie Baſis jelbft 


nant des Bundes, die Führer von folchen Theilen des deutichen Kriegsheers, welche un 

8. 46 eit. aus nahms weife die Bundesverfammlung zu ernennen bat, die fänmtlichen O 

ciere des Hauptquartier, welche der Feldherr in Eid und Pflicht des Bundes zu nehmen bat. 
% Bol. H. A. Zuhariä’s Vorwort zur 2. Auflage feines deutfchen Staats» und Bun⸗ 


5 * 





68 Deutfher Gund, 


morſch iſt, da wird bie Umwälzung des gefammten Aders zur geſchichtlichen Noth⸗ 
wendigkeit, vollzieht ſich unaufhaltſam und ver Pflug, von Gottes Hand regiert, 
zerwühlt das Erbreih, damit die Ausfaat neue Ernte zu zeitigen vermag. 

Die Sache der Neform iſt die gefährbetfte. Gemeinhin wird das Bedürfniß 
derfelben in Abrede geftellt oder, wenn es nicht mehr verleugnet werben kann, durch 
einzelne Zugeftänbnifje zu ftillen verfucht, bis die Sehnfucht nach einer durchgrei⸗ 
fenden Aenderung des Nechtsbeftandes zur Leidenſchaft geworben ift, welde nicht 
Umgeftaltung, fondern Zerftörung des geltenden Rechts fordert und erftrebt. Wie 
viel damit verloren ift, wenn das Beſtehende, was ein durch und burd Andres 
werben foll, flatt fi zu verändern, vernichtet wird und der neu zu ſchaffenden 
Ordnung der Dinge nicht einmal zur Grundlage dient, wie dadurch bie neue 
Schöpfung ven Charakter des Willlürlihen und Ephemeren erhält, das erlennt ver 
unbefangene Blick deſſen, welcher nicht verfennt, daß die Nation ein Wefen ift 
wie der einzelne Menſch, eben ein Gemeinwefen, welches nicht jeven Tag neu 
entftebt, fondern ein ununterbrochenes Dafein führt, deſſen rechtliche Geftaltung 
daher nicht ohne Abbruch von Kraft und Dauerhaftigkeit und Angemeffenheit wie- 
derholentlih ab ovo anfangen darf, fondern bei den gewaltigften Veränderungen, 
wo bie fortfchreitende Entwidlung tes Volksthums fie nothwendig madt, in le- 
bendigem Zufammenhang mit feiner eigenen Vergangenheit zu verharren hat. Ein 
Recht von heute ohne die Grundlage des Rechts von geftern ift ſchwerlich auch 
nur die Bafis eines Rechts für morgen; ein Voll aber, deſſen Organifation jo 
ſchwankend und haltlos ift, hat gleichfam feinen Körper, kein wahres Leben, keine 
Geſchichte und Feine Zukunft; entweder es gewinnt endlich fefte Geftalt ober es 
geht aus mangelnder Lebensfähigkeit zu Grunde. 

I. Die Stifter des deutſchen Bundes waren bei aller erflärten Feindſchaft gegen 
die Revolution recht eigentlihe Söhne ver Revolution. Beſtehendes achteten fie, 
foweit fie fih Nuten davon verfpradhen ; aber ven Beſtand deutſchen Rechts als 
—* mißachteten ſie unleugbar. Sie datirten die vaterländiſche Geſchichte vom 

ariſer Frieden und Wiener Kongreß; ſie verſuchten eine Schöpfung aus dem Nichts. 
Und ſo gerecht wird der Hiſtoriker ſein müſſen, anzuerkennen, daß in dieſem Falle 
faum eine andre Wahl blieb (vgl. „Geſchichte des deutſchen Bundes“): bie deutſche 
Revolution von 1806 Hatte die Reichsverfaſſung zertrümmert und eine befon- 
ders tiefe Pietät für Recht und Geſetz, vie dem Gefchledht von damals, Fürſten und 
Völkern, völlig fremd war, würde dazu gehört haben, viefen Schutthaufen zu einer 
Grundlage der neuen Rechtsordnung Deutſchlands auszubauen und das Reich zu 
veformiren , ftatt den Bund gleichfam zu erfinden. Was aber 1815 gefünbigt ift 
gegen das zufammenhängende Dafein veutfher Nationalität, das hat die Wiflen- 
[haft zu fühnen ; die deutſche Staats⸗ und Nechtögefchichte wird au den Bund 
als ein Produkt ver Entwidlung des Reiches, alfo Deutſchland als das unter wandel- 
baren wechſelnden Formen Eine und Dafjelbe darthun. Sie wird (denn bisher ift 
wenig dafür gejchehen) damit dem Vaterland einen namhaften Dienft erweijen und im 
ber Folge darin die Kraft des Geiftes bewähren, ver das Leben auch in feinen 
größeften Machtäußerungen zu Ienfen und Wiberftrebenves zu bewältigen vermag. 
Ehe jedoch dieſe Geiftesarbeit vollbracht iſt, ehe fedann ihre beveutfamen Ergeb⸗ 
- niffe in das Gefammtbewußtfein des beutfchen Volkes übergegangen find, haftet 
der Rechtsordnung des Bundes der Charakter des Ephemeren an, den ihm bie 
Weife feines Urjprungs aufprüdt. Es tft bis dahin fcheinbar Willkür, daß er fo 
und nicht anders befhaffen, ja daß er Überhaupt if. Was liegt da näher ala 
bie Ausficht und, im Gefühl der Moangelhaftigkeit des Beſtehenden, ver Wunſch, 
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daß er vergehe, wie er entfland ? was liegt da ferner, als pas Bemühen, bie 
Bundesverfaflung zum Ausgangspunft der Entwidlung zu nehmen, fie als vie 
Grundlage einer beffern Orbnung der Dinge anzuerkennen, — was liegt ferner, 
ald der Gedanke der Reform des Bundes?! Und doch, eine Reftauration 
vefien, maß vor dem Bunde beftand, ift nicht nur unftatthaft wie jede Reftaura- 
tion, nicht nur unausführbarer al® 1815, fondern geradeswegs willkürlich; denn 
bie Reichsverfoflung ift gewefen, ift todt und ift dem deutſchen Volksthum ver 
Gegenwart fremder, als irgend eine Rechtsordnung einer andern Nation heutigen 
Tages. Wiederum aber von vorn anfangend mit dem Aufbau öffentlichen Rechts, 
würden bie Deutfchen abermals ein Ephemeres herftellen, das noch geringere Gewähr 
ver Dauer in ſich trüge. Wehe dem Baterlande, wenn ber deutſche Bund ale 
Grundlage aufgegeben wird ober. gar wenn es dahin kommt, daß ver faft fünfzig. 
jährige Rechtsbeſtand nicht mehr fortentwidelt werben Tann und folglich aud 
als Bafis des Neuen aufgegeben werben muß. 

Der veutihe Bund ift glei von feinen Stiftern als ein unvollfomme- 
ner erflärt, nur „beſſer als feiner", beifer als Yormlofigfeit und Anardie 
Die Bundesverfammlung, der feine Ausbildung anvertraut war, Ieiftete dafür fo- 
viel wie nichts, Die Bundesalte enthält erflärtermaßen bloße Grundzüge ; bie 
Biener Schlußalte vervollftändigt viefelbe zwar einigermaßen, aber durchaus nicht 
im Geifte der Stiftung, überhaupt nach feinem feften Princip, fondern in einer 
widerfpruchspollen Weife, in Gemäßheit voritbergehenver, von Vorurtheilen befan- 
gener Zeitrichtungen. (Vgl. „Gefchichte des veutfhen Bundes”). Der Bund wurde 
zu einem Berein der Regierenden, ber vorwiegend deren gemeinfamen ſchein⸗ 
baren Interefien gegen bie Regierten diente; er entſprach nur mangelhaft dem 
Weſen eines wahrhaft nationalen Verbandes. Eine Umgeftaltung ſchien die ein- 
fahe Rückſicht auf die Eriftenz Deutſchlands zu erheifhen. Was Preußen jelt 
1840 anzubahneu verfuchte, waren einzelne, wenn aud wichtige Verbeflerungen ; 
ſelbſt dieſe Beftrebungen fcheiterten an Oeſterreichs Bemühen, das Beſtehende un- 
verändert zu erhalten. Aber das Gefühl der Nothwendigkeit einer burchgreifenden 
Aenderung wuchs zu einer Macht im deutſchen Leben an, ver fi) endlich ſämmt⸗ 
fihe Regierungen beugten und vie auch das Organ der Geſammtheit in verfaf- 
Inngsmäßiger feierliher Form anerkannte, Nicht Eine deutſche Regierung verleugnete 
die Forberung totaler Umgeftaltung der deutſchen Verfaflung. Der Bundesbeſchluß 
vom 8. März 1848 erklärte eine Reviſion ver Bunbesverfaffung auf wahr: 
haft zeitgemäßer und nationaler Grundlage für nothwendig, erhob 
aljo zum Geſetz über Fürften und Völker Deutſchlands, daß vie Reform des 
Bundes ein unabweisbares Bedürfniß fei. 

IH. Das Grundübel der Reichsverfaſſung ift in die Bundesverfaſſung über- 
gegangen. Dieſe ift zwar nicht vermifcht mit ausländiſchem Weſen und kirchlichen 
Elementen, woburd jene zu einer dem Volke räthfelhaften Erfcheinung geworben; 
fie ift nit „heilig⸗römiſch“, nicht „römiſch-deutſch“, fondern rein deutſch, rein 
weltlih und wahrhaft modern. Aber jene durfte und dieſe darf nur in vermittelter 
tünftliher Weife als Organifation des deutſchen Volkes gelten. Im Reiche waren 
die Deutfhen aus allem unmittelbaren Nechtsverhältnig zum deutſchen Gemein- 
weien getreten, reichsmittelbar geworben bis auf eine geringe Minverheit. Darin 
lag die Haupturfache des Verfalls. Dem ein Theil diefer Minderheit, auf des allein 
die Einheit und ftaatliche Ordnung des Ganzen beruhte, fand ihren Vortheil in ber 
Zerſtörung derjelben; und die Uebrigen, zu ſchwach um Widerſtand zu leiften, wurden 
unterbrüdt, wurden Unterthanen ihrer mächtigeren Genoffen. Die Reichsverfaſſung, 
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welche zu Grunde ging, ift aber fo dem deutſchen Bolfe nur mittelbar ver- 
loren gegangen: vasjenige, worin alles Rechtsleben der Deutfchen beftand , die 
einzelnen Territorien, blieben entweder unangetaftet und gewannen durch die Auf: 
löfung der vaterländifchen Einheit an Hoheit und Macht over wurden Theile an- 
derer größerer Lande, veren Kraft fie mehren halfen und bie ven Unterthanen 
einen weiteren Spielraum und eine wirkjamere Vertretung ihrer wenigftens mate- 
riellen Intereffen boten — Diefelbe Unwahrheit ver öffentlich-rechtlichen Verhältniſſe 
findet fih in der Bundesverfaflung wieder. Die einzelnen Deutfchen ftehen in einer 
lediglich durch ihre Fürſten und Obrigfeiten vermittelten Beziehung zum vater- 
länbifchen Gemeinwefen ; ja mit einigem Schein kann eine ſolche durchaus in Ab⸗ 
rede geftellt werben. Der Partikularismus iſt der ausjchließliche Träger ver na⸗ 
tionalen Einheit. 

Zwei Fragen, fo nahe fie fi berühren, find namentlich in Anwendung auf 
bie beutfhen Zuftänve ftreng auseinander zu halten: die Trage nach ber Fpeit 
nahme der Unterthanen an der Ausübung der öffentlichen Gewalt, d. h. die Frage 
nach den Tonftitutionellen Rechten der Volker — und die andre Frage nad dem 
Berhältniß der Natlon zur höchften Gewalt überhaupt, d. h. die Frage, inwiefern 
ein Bol zur Gefammtheit in georbneter rechtlicher Beziehung fteht. Eine Nation 
ohne Tonftitutionelle Rechte ift ein unmändiges Bolt, aber ein Volk; dagegen eine 
foldhe, deren Berfaffung fie von jedem unmittelbaren Berhältniß zur oberften Ge⸗ 
walt ausſchließt, fie mediatiſtrt, entbehrt ver rechtlichen Form ihres Daſeins als 
Ganzes, iſt nach ihrem eigenen öffentlichen Recht ohne Vaterland und keine Na— 
tion. Politiſche Unmündigkeit mag einem politiſch reifen Volksgeiſt unerträglich und 
als ein Abbruch nationaler Ehre erſcheinen; aber ein öffentliches Recht, das dem 
Volke im Ganzen die Exiſtenz abſpricht, es zum politiſchen Tode verurtheilt, iſt 
nichts Andres als ein öffentliches Unrecht: entweder ſtirbt die Nation in der That 
und löſt ſich in Atome auf, ober fie bethätigt ihre Lebenskraft dadurch daß fie 
jenem unnatürlichen Zuſtand ein Ende macht und ihrem* Vaterland eine Geſtalt 
giebt, vermöge deren — ganz abgeſehen von konftitutioneller Freiheit — das Ge 
meinwefen eben ihr Gemeinweſen ift und feine Rechtsordnung die unmittelbare 
Beziehung der Einzelnen zur Geſammtheit herſtellt. 

Für ein Bolt in biefer Lage bat danu die Yrage der Tonftitutionellen Rechte 
ein bei Weiten höheres Interefie, als für jene, deren politifches Daſein gefichert 
ift und nur eine der Manneswärbe ver Regierten angemeflene Ausbildung der 
ftantlihen Formen wünſchenswerth oder nöthig macht. Für die Deutfchen ift bie 
Theilnahme an ver Ausübung der öffentlichen Gewalt über ganz Deutſchland nicht 
nur eine Sache ber freiheit, fondern eine Eriftenzfrage. Ste würde aufhören eine 
folde zu fein und einen lediglich freiheitlichen Charakter annehmen, wenn bie 
deutſche Monarchie, welde von den Fürften erft zur Weſenloſigkeit herabgefegt 
und dann abgefchafft ift, wienerhergeftellt und eine Wahrheit würde; denn bie 
Einherrfchaft, welche überhaupt Volt und Land in braftifcher Weiſe perfonificht, 
bat für eine Nation, deren Dafein in Frage fteht, ebenfalls eine ganz anbre Be- 
deutung, als für. Völker, in derem einheitlich nationalem Leben’ es fi) dabei nur 
um dieſe oder jene Staatsform handelt. Ohne ein deutſches Königthum ift aber 
Einräumung Fonftitutioneller Rechte an die Nation, ift Herfiellung einer Vertre- 
tung des deutſchen Volks als Trägerin folder Rechte, völlig abgefehen von ihrem 
Werthe für die Freiheit, das Mittel zur Begründung eines unmittelbaren 
Rehtsverhältniffes ver deutfhen Unterthbanen zum Bunde, ber Weg 
politiſcher Lebensrettung des Vaiterlandes. 
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So will ter Ruf verſtanden fein, der ſchon zur Aufrechthaltung ver Neichs- 
verfaflung dem Neichstage von Regensburg als einem deutfchen Herrenhaufe ein 
Haus der Gemeinen zur Seite zu ftellen, der fpäter dem Fürftenrath des deutfchen 
Bundes, wie felbft officiell die Bundesverfammlung genannt ift!), ein Unterhaus 
des beutichen Volks beizugefellen verlangte, ver in ven Entwürfen eines Stein, 
eines Plefjen auftaucht, der dann in frommen Wünſchen ver Patrioten 2), in An⸗ 
trägen beutjcher Abgeordneten 3) wieverhallt, der, vor den Stürmen ber lebten 
franzöftfchen Revolution zuerft in Baden ) erhoben, in Nord, Sud, Welt und 
Oſt des Baterlanded immer lauter wurde, in ven die fänmtlichen Yürften 5) 
Deutſchlands und auch der Bundestag mit offiziellen Befchlüffen einftinmten und 
ver noch zulegt in dem unverbrofjenen Belenntniß eines greifen deutſchen Königs 6) 
jein Echo gefunden bat. Das bebeutet die Forverung eiger deutſchen National» 
verfammlung. Sie fteht im fohroffen Gegenfage ſowohl zu dem ſtabilen Feft- 
halten des unveränderten Beftands der Bundesverfaſſung, wie zu dem Beftreben, 
duch Beſſerungen einzelner Mängel vem kranken öffentlichen Recht Heilung zu 
bringen, wie auch zu einer die Bunbesorbnung und unfere ganze Gedichte feht 
1806 verleugnenden Ummwälzung : fie ift der Kern der Reform des beutfchen 
Bundes 7). 

IU. Sie ging im Jahr 1848 vorüßergehend in Erfüllung. Am 30. März 
forderte die Bunbesverfammlung die Bunbesregierungen auf, fofort bie Stände» 
fammern zu Wahlen von Rationalvertretern zu veranlafen, um „zwiſchen ven 
Regierungen und dem Bolle das deutſche Verfaſſungswerk zu Stande zu bringen“; 
für je 70,000 Seelen follte Ein Abgeordneter eintreten. Am 7. April mobificirte 
der Dundestag feinen Beihluß dahin, daß nicht die Stänveverfammlungen wählen 
jcllten, fonvdern die Nation als foldhe, um beren Vertretung es ſich handelte, 
daß ferner auf 50,000 Seelen Ein Abgeorvneter käme; dabei wurde bie zu 
erwartende Nationalverfammlung ausdrücklich als eine „Lonftituirende” 
bezeichnet und die freie Zufimmung des deutſchen Volkes ale 
wefentlih erforderlich zur Beftftellung einer neuen Berfaffung 
tes deutfhen Bundes proflamirt. Die Regierungen indgefammt vollzogen 
viefen Bundesbeſchluß und ordneten Wahlen an, wobei feine Wählerfchaft auf bie 
Angehörigen ihres befonvern Staates bejchränft, fondern jenen volljährigen Deut⸗ 
hen zu wählen befugt war; Preußen ſandte auch für die mittlerweile in ben 
Bund aufgenommenen Lanvestheile, Oft» und Weftpreußen und Deutichpofen 
(db. h. die Provinz Poſen mit Ausnahme des durch königlichen Erlaß vom 26. 
April neugebilveten polnifchen Herzogthums Gneſen), die vom Bunde anerkannte 


1) Präfidialvortrag in der Sitzung des Bundestags vom 16. —RX 1824. (Ph. A. G. von 
Meyer, Staatsaften für Gefchichte und öffentliches Necht des deutſchen Bundes, Theil IL., Frank: 
jurt a. M. 1833, S. 255. j 

2) K. Ih. Welcker, Paul Pfizer u. A., vgl. auch Deutſche Zeitung, November 1847: 
»Gin deutiches Unterhaus ?« I und I. 

I) Welder vor Allen. 

3 Bajfermann’s Antrag in der zweiten Kammer vom 12. Februar 1848. 

5) Bol. das Tagebuch von 1848 im Gothaer genealogifchen Kalender von 1849. 

6) Schreiben des Könige von Württemberg an den öfkerreiehifcjen Premier Fürſten Schwar⸗ 
zenberg von 18. Januar 1851. 

7) »Als Deuticher und ald Regent meines Landes ann ich nach Gewiffen und Uebergens 
gung eine Bundesreviflon nicht als eine zeitgemäße, genügende und befinitive erfennen, welche 
den gerechten erben der Nation auf eine Selbfttheilnahme an ihren großen politifyen Ge⸗ 
ih:den nicht die gebührende Rechnung trägt.e So ſchreibt der König von Württemberg. 
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proviſoriſche Regierung der Herzogthümer Schleswig-Holftein im Namen ihres 
Herzogs, deſſen Wille als ein dur die däniſche Revolution gebundener unfreier 
erachtet worben, auch für Schleswig Abgeorbnete in das Parlament 8). Als viefes 
am 18. Mai zufammentrat, hieß vie Bunvesverfammlung dieſes Organ veutfcher 
Volkseinheit Hoc willlommen: „Die Macht außerordentlicher Begebenheiten hat 
eine Berfammlung biehergeführt, wie unfere Gefchichte fle noch niemals ſah. In 
feinen Grundveſten hat das alte politifche Leben gebebt und von dem Jubel und 
Bertrauen des ganzen Volkes begrüßt, erhebt fi eine neue Größe, das deut⸗ 
Ihe Barlament. Die deutſchen Regierungen und ihr gemeinfames Organ, bie 
Bundesverfommlung, mit dem beutfhen Boll in ver gleichen Liebe für unjer 
großes Vaterland vereint und aufrihtig huldigend dem neuen Geifte ber Zeit, 
reihen den Nationalvertretern die Hand zum Willfomm und wünſchen ihnen 
Heil und Segen." Ä 

Die Berufung, Wahl und Eröffnung des veutfchen Parlaments ift und 
bleibt ein epochemachendes Ereigniß in ver Geſchichte. Wir dürfen babei völlig 
abfehen von ver politiichen Aufgabe, welche viefer Verſammlung geftellt war, von 
der Art und Weiſe wie fie viefelbe zu löſen verſuchte — auch davon, daß fie 
ſcheinbar fpurlos untergegangen if. Das bloße Dafein einer deutſchen National- 
verfammlung, ja ihr vorübergehendes Dafein tft von unermeßliher Bebeutung. 
Es iſt damit für alle Zeiten und Angefihts ver Welt dofumentirt, daß bie Deut- 
fhen nicht nur Unterthanen von einigen dreißig europäiſchen Staaten find, deren 
Regierungen einen völkerrechtlichen Verein miteinander gefchloffen haben, ſondern 
eine Nation ausmahen. Das ift pie neue Größe, der die Regierungen und 
ihr Organ, ver Bundestag, die Hand zum Willkomm boten, die deutſche 
Nation dffentlih anerkannt als ein lebendiges Ganzes, als ein Wefen, 
welches einen Willen bethätigt, ſobald es ein Organ feines Wollens und Han⸗ 
delns erlangt, wie vorübergehend damals. Nichts weiter folgt daraus und 
nichts weiter ift bleibend, als daß es ein deutſches Volk giebt und daß bie 
im Wunde vereinigten Staaten alfo die Staaten Einer großen Nation find. Aber 
dies Eine ift in der That ein Bleibendes und biefür ift vie deutſche National- 
verfammlung das Denkmal — were perennius. Freilich ift es an ſich nit neu, 
vielmehr uralt; aber e8 bat fi als lebendig und unverjährbar zu bewähren; und 
fo bewährte ſich unfer Dafein als Nation erft in Kampf und Sieg der Befreiung 
von ber Fremdherrſchaft, dann neuerdings unzweibeutig, wie man auch fonft 
Fr urtheilen mag, durch die bloße Eriftenz der Berfammlung in der Pauls: 

rohe. 

Die politifhe Stellung viefer Repräjentation des deutſchen Volks Tonnte die 
verjchiedenartigfte fein, ohne daß dem Grundgedanken Abbruch geihah. Geſtand 
man ihr nur berathende Stimme und etwa für ganz beftimmte Gegenſtände zu, 
fo mochte ſolche beſchränkte Vollmacht ver fittlihen Würde unferer Nation wenig 
entſprechen; boch auch dann war bie „neue Größe“ vorhanden — das deutſche Bolt 
lebte vor Aller Auzen und ftellte fih dar als das Subjekt jener obſchon geringen 
politifhen Rechte. Aber ihre Stellung, was (wie nicht ftark genug betont werben 
ann) das Weſen der Sache nicht berührt, war eine hervorragendere. Sie follte 
‚eine Fonftitutrende Berfammlung fein; fie follte zwifchen ven Regierungen 
und dem deutſchen Volle das deutſche Verfaſſungswerk zu Stande bringen. Als 
Organ der Regierungen beftand der Bundestag; das Organ des Volkes war fie 


8 S. oben „Geſchichte des deutichen Bundes“, 
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ſelbſt. In Bezug auf das Werk der Verfafſungsbildung alfo hatte der rechts⸗ 
erzengende Wille Dentfhlands zwei Faktoren gewonnen: die Bundesver- 
fammlung und die Nationalverfammlung. Und zwar war ver legteren 
bie Initiative in die Hand gelegt. Wie aus dem Nationalbewußtfein alles Recht 
eines Volkes, auch fein öffentliches Necht entfteht, fo follte aus dieſen Tiefen 
deutſchen Bollsgeiftes, deſſen Offenbarungen NRegierte wie Regierende vernehmen 
tinnen 9), die Vertretung ber Regierten das neue Staatsrecht des Baterlandes 
ſchöpfen, das Werk veutfcher Berfaffung zu Stande bringen. So groß gedacht 
aljo die Stellung des Parlaments erfcheint, fo haftet ihr doch von vornherein ver 
Mangel an, daß diefe Berfammlung nur eine Tonftituirende war, d. 5. daß fie 
ziht den Charakter einer bleibenden Inftitution des Bundesrechts, ſondern bie 
ifrer Natur nad vorübergehende Beitimmung hatte, Inftitutionen zu fchaffen. 
An fi) betrachtet Könnte eine ſolche Berfammlung einen Rechtsbeſtand herbeiführen, 
worin es an jeder Vertretung des Volkes fehlt. In dieſer Beziehung würde bie 
fofortige Gründung einer Nationalcepräfentation mit den befcheidenften Befug⸗ 
nifien dem Bolfe mehr gewährt haben, als vie einmalige Berufung einer Ber- 
ſammlung mit der Vollmacht, Tünftig geltendes Recht zu fegen. 

IV. Diefen Dongel empfand das Parlament; wenn auch deſſen Verhand⸗ 
Inngen fein wörtliches Zeugniß davon enthalten, fo bietet feine Handlungsweiſe 
dafür ven Beleg: laut redet die Sprache weltbelannter Thatfachen. Die National- 
verfanmmlung fuchte fofort einen Boden in ver lebenvigen Gegenwart zu gewinnen, 
unbeſchadet ihrer Milfton für die Zukunft. Sie fhuf zwar. kein PBarlamentsheer, 
um ihren Beichlüffen Nachdruck zu geben; aber fie veränderte fogleih das Bun- 
vesrecht, aus welchem fie hervorgegangen war. Sie gab am 28. Juni 1848 ein 
Geſetz, errichtete darin eine proviforifhe Centralgewalt, vie aufzubhören 
habe mit ber Vollendung des Berfafjungswerts 10), für welches dieſelbe nicht kom⸗ 
petent fein folle 11), und mit deren Eintritt der Bundestag ein Ende nehme 12), 
Die Centralgewalt follte demnach proviforifch einem Reichs verweſer zuftehen, ver, 
für feine Regierungshandlungen jelbft unverantwortlic, diefelben vollzöge durch ein 
ver Rationalverfammlung verantwortliches Reichsminifterium, veffen Ernennung 
ihm zuſtünde; ſoviel thunlich hätte er fih mit Bevollmächtigten der Einzelftaaten 
ing Einvernehmen zu fegen. Das Geſetz bezeichnet Deutſchland wienerum als das 
Reih und zwar ausdrücklich als Bundesſtaat 13), Jet war das Parlament 
bie Reihsverfammlung; feiner Aufgabe des Konftituirens für die Zukunft 
nicht umeingedent, nahm es fortan überdies einen Pla ein in dem von ihm bes 
gründeten Öffentlichen Recht der Gegenwart. — Am 29. Juni wählte vie National- 
verfammlung ven Erzherzog Iohann von Defterreih zum Reichsverweſer. 
Kit weil er ein Sproß des Erzhaufes, in welchem vie ehemalige Wahlkrone 
heimiſch geworben, nicht weil er des legten römischen Kaifers Bruders, Sohn des 


— 





>) Diefem Gedanken gab den nicht unzweideutigen Ausdruf „Nationaffouveränetät” Heinrich 
von Gagern am 20. März 1848. 

!0, Geſetz vom 28. Yuni 1848 8. 15: „Sobald das Verfaſſungswerk für Deutfchland voll- 
endet und in Ausführung gut ift, hört die Thätigkeit der provifogdjegen Gentralgewalt auf.“ 

in 8. 3: „Die Errichtung des Verfaſſungswerks bleibt von der Wirkſamkell der 
Centralgewalt ausgeſchloffen.“ 
. N Ebenda 8. 13: „Mit dem Eintritt der Wirkſamkeit der proviſoriſchen Centralgewalt 
hört das Beſtehen des Bundestags auf.“ 

13) Ebenda $, 2, a, 
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vorlegten Reichsoberhaupts und Joſephs II. Neffe, wenn auch im Grunde nicht 
„obgleich“ er ein Fürft, fonvern weil er als Fürft fich einer Bopularität erfreute, 
bie aus ſchwer erflärbaren Urſachen, gleihfam aus einer rätbfelhaften Laune bes 
Volksgeiſtes ſich gebildet hatte, wie anderſeits oft Unbeliebtheit entfteht, und vie 
immer der bunten Seifenblafe ähnlich fieht, welche, fo lange ihr die Sonne Glanz 
und Farben leiht, dem Auge wohlthut, bis fie dann zerplakt. 

Am Tage der Wahl beglädwünfchte der Bundestag in officiellem Schreiben 
ven Erzherzog und erflärte fich für früher bereits ermächtigt, feine Wahl Namens 
der Regierungen zu genehmigen. Johann, obwohl er mittlerweile von feinem nad) 
Tyrol geflüchteten Souverän aud zum öfterreichiichen Reichsverweſer ernannt wor: 
ben, nahm am 5. Juli die „hohe Würde eines Regenten von Deutſchland“ an mit 
ausprüädliher Berufung auf die Zuftimmung der Regierungen, — an bemjelben 
Zage, an welchem 1792 vie legte Taiferlihe Wahlkapitulation beihworen war, bie 
Franz II. fpäter zu halten fih nicht ftark genug fühlte Am 11. Juli hielt ver 
Erzherzog feinen feterlihen Einzug in der alten Stadt der Kaijermahl; am 12. 
verpflichtete er fi) in ver Paulskirche, vor einem Thronſeſſel ſtehend, ver National- 
verfammlung und der Nation auf das Gefe des Parlaments und nahm gleich 
darauf im Haufe Thurn und Taris die fürmlihe Abdankung der aufgehobenen 
Bunbesverfammlung entgegen, welche ihre Aufgabe für beendigt anzuſehen er- 
Härte. Wenn ihm viefe dabei Namens der Regierungen die Ausübung ber 
Bundesgewalt übertrug, fo übertrug fie ihm Alles, was ihr jemals zugeftanden 
hatte; denn fle war (und neuerdings ift fie) das verfaffungsmäßige Organ zur 
Ausübung der Hoheitsrechte, deren Subjelt die Gefammtheit der fouveränen 
Fürften und freien Städte Deutjchlands ift. (Vgl „Bundesverſammlung“ und 
„Berfaflung des dt. Bundes“.) Alle Regierungen ohne Ausnahme erkannten bie 
Umgeftaltung des Bundesrechts, welche von ver Nationalverfammlung unternom- 
men und eingeführt worven, durch Ernennung von Bevollmächtigten bei ber 
proviforifchen Gentralgewalt, wohl auch in befonvern officieleu Erklärungen aus- 
drücklich an. Wenn Preußen in einer folhen das Verfahren des Parlaments miß⸗ 
billigte und einen Vorbehalt zu Gunften der Regierungen für die Zufunft erhob, 
jo weigerte es ſich doch Feineswegs, und ebenfowenig für die Dauer Hannover, 
ber Anerkennung ber neuen Ordnung der Dinge. Mit diefer allgemeinen Aner- 
fennung von Seiten derer, welche bisher In ihrer Bereinigung Träger ver Cen— 
tralgewalt geweſen, hatte jene Ordnung aber wolle Rechtskraft befehritten; bie alte 
Berfafjung war erlofhen und von felbft ergaben ſich daraus wichtige Folgerungen 
für den nunmehrigen Rechtszuſtand des deutſchen Bundes. 

Deutfchland war aus einer zufammengefegten Monarchie im Wege ber Re 
polution und zahlreicher zulegt flegreicher Kriege gegen das Ausland ein Staaten 
bund geworden, der, fo mangelhaft er auch namentlich in biefer Hinficht geformt 
war, den Charakter eines nationalen Verbandes nicht verleugnen konnte. Die 
Reform veffelben ging von demſelben Hauptgefichtspunft aus, wie vormals bie 
Reform des norbamerifanifhen und gleichzeitig die des ſchweizeriſchen Staaten: 
bundes; fle erftrebte deſſen Umgeftaltung in einen Bundesftaat. Am unzweis 
beutigften hatte biefen gemeinfamen Zweck des veutſchen Volks und ber deutſchen 
Obrigkeiten ver König, von Preußen In feinem Patent vom Morgen des 18. Mär 
ausgeſprochen, das von dem Prinzen von Preußen und unter den Miniftern von 
dem erſten Nechtsgelehrten Deutſchlands gegengezeichnet iſt. Die Berufung einer 
fonftituirenden Nationalverfammlung hatte den Staatenbund keineswegs bereits In 
einen Bundesftant umgewandelt. Dazu that das Geſetz vom 28. Juni 1848 ben 
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erften Schritt. Aber es anticipirte nur gewiflermaken ben Bunbesftaat, ohne 
vie Umgeftaltung felbft vollziehen zu können. 

Der Reichsverweſer war nicht Souverän von Deutſchland, wie ehemals 
unfer Kaifer; fondern, obwohl unverantwortlih, hatte er, wie ver Präfiveut 
einer Republil, nur die Ausübung ber Gentralgewalt. Diefe war ihrem Inhalte 
nach nicht volle Staatsgewalt, vielmehr nody befchränkter als die bisherige Bundes⸗ 
gemalt, ba jede konſtituirende Befugniß davon getrennt worden. Das eigentliche 
Subjett viefer Gewalt waren die Fürften und GStäpte in ihrer Geſammtheit; 
aber viefe Geſammtheit hatte Fein anderes Organ als den Reichsverweſer, der 
Niemand verantwortlih war. Und er übte fie durch Minifter, auf deren Ernen⸗ 
nung die Regterungen keinen Einfluß batten, und mit formlofer Beridfichtigung 
von Bevollmächtigten der Staaten, welche doch nur die einzelnen Bunbes- 
glieder vertraten. Aus legteren einen „Staatenrath" zu bilden, was Rudolf von 
Auerswald als preußiſcher Minifterpräftvent anvegte, hätte ven eigentlichen Zweck, 
ver Geſammtheit der Staaten ein Organ zu geben, fchwerlih erfüllt, fo wohl- 
thätig e8 auch fonft hätte wirken mögen, db. h. vorausgefegt den Einklang unter 
ven Regierungen, ver durchaus nicht vorhanden war. 

Was den Uebergang zum Bunbesftaat in dem neuen dffentlihen Rechte 
Deutſchlands ausmachte, lag in ver Stellung der Nationalverfammlung. Wie ge- 
fagt, nicht in ihrer konſtituirenden Eigenfhaft, obwohl aud dieſe eine andere 
geworden war, feitvem ber Vertretung des deutſchen Volks nur die einzelnen 
Regierungen, jeder Organifation ald Gefammtheit entrathend, und eine von dem 
Berfoffungswert ausgejchloffene Centralgewalt gegenüberftanden. Aber alle übrigen 
Attribute der Gewalt tes beutihen Stantenbundes waren an die Wirkfamteit eines 
Reihöminifteriums gebunden, welches ver Nationalverfammlung verantwortlich war. 
So lange ver höchſten Gewalt im deutſchen Bunde der Charakter der Staatsge⸗ 
walt fehlte, war der Bund fein Bundesftant; aber ſobald die Ausübung verfelben 
von den Bundesglievern unabhängig, dagegen an die Mi:wirkung einer einhett- 
lichen Nationalrepräfentation gebunden war, hatte der Staatenbund aufgehört, in 
feinem Innern ein völlerrechtlicher Verein zu fein, und war ein nationales Ges 
meinwefen geworben, welches wiffenihaftlih gar nicht anders zu begreifen ift als 
unter dem Gefichtspunft eines Uebergangszuſtandes vom Staatenbund zum Bun 
desſtaat. Und fo follte e8 auch fein. Dem zum Staatenbunve geloderten deutſchen 
Reich, das rechtlich niemals aufgehört hat, weil die Nation nicht mittlerweile 
vernichtet worden, follte das proviforishe Staatsreht vom 28. Juni 1848 die 
Brücke bauen zu einem georbneten deutſchen Staatswefen auf der Grundlage des 
rechtmäßigen Fortbeſtandes der beutfchen ſouveränen Staaten, d. 5. alfo zu ber 
Rechtsordnung eines deutſchen Bunbesftaats: dieſe Brüde follte dann abgebrochen 
werden, wann bie Nationalverfammlung, welche mittlerweile daneben als Reichs- 
verfammlung fungirte, zwiſchen den Regierungen, vie jett iſolirt daſtanden, und 
ven Bolle, das in ihr vertreten war, das Berfaflungswert zu Stande gebracht 


e. 

Daß der Ausgang ein anderer war, daß dieſe Brücke vom Alten zum Neuen 
zerbarſt, ohne zum jenfeitigen Ufer geführt zu haben, und daß mit ihrem Sturz 
nicht nur die Reichöverfammlung der Zwifchenzeit, nicht nur die konſtituirende 
Wirkſamkeit ver Vertreter der Nation, fondern aud) (was damit an fidh nicht 
zujammenhängt) jerer Antbeil unferes Volls an der Leitung der vaterlänpifchen 
Geſchicke, ja fomit jedweder Ausdruck eines unmittelbaren Rechtsverbältnifies von 
deutfchem Bund und deutſcher Nation zu Grunde ging, darf ben unbefangenen 
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Blick des Rechtshiſtorikers bei Beurtheilung des beutfchen Staatsrechts, wie es 
feit dem Juli 1848 in anerlannter Wirkſamkeit beftand, nicht trüben. Die Be- 
deutung veflelben wird dadurch nicht berührt. 

V. Ueber vie definitive Geftaltung der veutfchen Gentralgewalt waltete weder 
innerhalb ‚noch außerhalb der Nationalverfammlung, weber bei ven Regierungen, 
noch bei den Regierten eine Klare und beftimmte Borftellung ob, die auch nur in 
dem einen ober dem andern Kreife auf Uebereinftimmung beruhte. Es war deß⸗ 
halb nicht der Fehler, ſondern das Unglüd des Parlaments, daß bie Berbant- 
lung über die Grundrechte fo Foftbare Zeit und Kraft vorwegnahm. Boll und 
Bertreter beburften dieſer verhängnigvollen Paufe vom Iuli 618 zum ‘December 
1848, damit der politiiche Gedanke, ver noth that, ftill zur Reife gedieh. | 

Auch die deutihen Diplomaten des Wiener Kongrefies hatten in ihrer Ber- 
faffungsarbeit ein halbes Jahr paufirt und diefen Zeitraum mit allerhand Tauſch⸗ 
verträgen zur Regelung des ZXerritorialbeftandes, mit europäifchen Wirren und 
mit glänzenden ‚Feten verbradit. Die Volksmämner der Paulskirche füllten bie 
unvermeidlihe Pauſe mit envlofen Berathungen über Fragen, welche vie Nation 
ſehr nahe angingen und ihr um fo mehr am Herzen lagen, je mehr felbft die 
dringendſten darunter feit Stein's erftem Berfaffungsplan vernachläſſigt worden. 
Was frommte ein noch fo ſtolzer Verfaſſungsbau ohne geſichertes politifches Recht 
der Einzelnen? Kein Entwurf damaliger Zeit, ſei ed von Zöpfl oder dem Grafen 
Robert von der Golg, weder das Patent Friedrich Wilhelm’s IV. vom 18. März, 
noch die fpäteren preußifchen, hannoverſchen, bayerifchen Pläne entbehrten ver jo- 
genannten Grundrechte: die oftroyirten Berfaffungen von Preußen und Oeſterreich 
ſchienen darin einander zu überbieten. Uno hielt doch 1815 Stein, als ihm bie 
fertige Bundesakte zu Gefiht kam, das ganze Werk für werthlos, weil barin 
eine Habeas⸗Corpus⸗Akte fehlte! Nun, das Zuwenig von 1815 bewirkte als 
Reaktion das Zuviel von 1848; war in Wien über der Weftftellung des Bundes 
die Nation und ihre Freiheit’ in Dergefienheit gerathen, fo trat eine Weile zu 
Frankfurt die Herftellung des Reiches in Hintergrund gegen das Interefle ver zu 
fihernden Bolfsrechte: diefe follten eben vie folive Grundlage abgeben für das 
Gebäude des Bundesftants, über deſſen Ausbau man mittlerweile ind Reine zu 
fommen beftrebt war. — Hätten nur währenn deſſen vie veutfchen Regierungen 
fi über einen beftimmten Plan ver Bunbesgeftaltung zu einigen vermocht, ftett 
daß ſie ſämmtlich rathlos blieben und nur etliche, vie noch überdies einander 
entgegenarbeiteten, allmählich die Kraft der Berneinung erlangten. 

VI In Einem Punkt herrſchte wenigftens bei der Nationalgerfammlung Ueber: 
einftimmung: die Gentralgewalt, wie fle auch organifirt werbe, folle die Kompe- 
ten; einer vollen Staatsgewalt erhalten. Denn eben ver Staatenbund war 
in einen Bundesſtaat umzugeltalten. Hier erwuchſen Schwierigkeiten, vie hätten 
überwunven werben müflen, ehe bie Frage nad der Form der Reichsgewalt, ehe 
namentlich die Reichsoberhauptsfrage zur Sprahe kam. Statt deſſen wurde bie 
legtere verwirrt und entftellt durch die fehlende Erledigung nöthiger Voraus⸗ 
jegungen und durch das verftedte Hineinfpielen folher Borfragen. Um es mit 
Einem Worte zu fagen: die Trage, ob Dehtihlant eine Monarchie fein folle, 
fonnte nicht eher aufgeworfen werben, bi8 man entjchieven hatte, ob ganz 
Deutichland und wie daſſelbe in ein gefchloffenes Staatswefen zu vereinigen wäre; 
bie Frage ferner, ob Preußen ober Defterreih für immer over ob nah Wahl 
oder Turnus ber eine und ber andere deutſche Staat Träger der Souveränetät 
werben follte, durfte nicht eher im Rebe ftehen, bis es gewiß war, daß Oeſter⸗ 
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reich und Preußen u. f. w. einer Staatsgewalt untergeordnet ſein wollten, ja 
untergeordnet werden konnten. 

Die Achillesferſe der Bundesverfaflung ift die Verbindung deutſcher Staaten 
wit nichtdentſchen. Der Bortheil, daß ver Bund fih an zwei europäiſche Groß- 
mächte anlehnt, vie feine Mitgliever find, ift nur deßhalb wirklich ein Vortheil, 
weil Deutfchland in feiner verfaffungsmäßigen Ohnmacht foldher Anlehnung be⸗ 
darf. Selbſt innerhalb der geringen Kompetenz der Bundesgewalt ſind jene omi⸗ 
noͤſen Berbindungen ein Hinderniß, welches lähmend wirft. Das für Deutſchland 
Bünfhenswerthefte und Nothwendigfte kann Dänemarfs Intereffen ober venen 
Defterreihe in Ungarn over Italien, weil ja nit die Interefien aller Nationen 
immer miteinanber vereinbar find, entfchieven zumiderlaufen: dann muß aber 
regelmäßig Deutſchland darauf verzichten, weil Dänemarf oder Defterreich vie 
bunpesverfaflungsmäßige Befugniß haben, es zu bintertreiben. Anderſeits müßte, 
wenn durch Stimmenmehrheit ein Bunbesbefhluß zu Stande gelommen tft, ver 
auf das öſterreichiſche Italien oder Ungarn unübertragbar iſt, Defterreich ſich ges 
fallen laffen, daß in feinen deutfchen Staaten ein in Glen, das e8 zu publiciren 
die Bundespflicht hat, Rechtskraft gewinnt und daß es bier gilt, während es In 
andern heilen derſelben Monardyie nicht gilt und auf diefe ſogar nachtheilig wirft. 
Schon der Stantenbund mit feinen winzigen Herrfcherrechten würde faum verträg- 
lid mit dem aus deutſchen und nichtdeutſchen Landen zuſaumengeſetzten Oeſterreich 
ſein, ſobald dieſes mehr ſein will als eine Union ſelbſtſtändiger Reiche, kaum 
verträglich mit Limburg, ſobald dieſes wirklich ein deutſches Bundesland iſt, wenn 
Deutſchlaud fi unabhängig ſtellte von däniſchen, niederländiſchen, außerdeutſch⸗ 
öfterreichifchen Intereſſen, wenn dieſer Slaalenbund ſelbſt eine Wahrheit wäre. 
Anders verhält es ſich mit Preußen, deſſen außer dem Bunde belegene Lande 
von der Staatsgewalt ausdrücklich den in den Bundeslanden publicirten Beſchlüſſen 
ein für alle Mal unterworfen find und, weil bier keine widerſtreitenden Intereſſen 
venkbar, unterworfen fein fönnen: 1848 übrigens gehörte von der preußifchen 
Monarchie nur das polnifche Herzogthum Gneſen nicht zum Bunde. 

Nun follte an die Stelle der lodern Bundesgewalt eine deutſche Staatsge- 
walt treten. Deutſchland follte eine wirkliche Regierung, eine gefeßgebende und 
eine richterliche Gewalt haben. Die Bundeslande des äfterreichiichen Staats foll- 
ten alfo Theile eines veutihen Geſammtſtaats werden, während bie außer 
dentſchen Lande dies nicht werben und dabei doch mit jenen die Provinzen des⸗ 
felben öfterreihifhen Staats bleiben follten. Für Laremburg, Holftein und 
Lauenburg ſtand die Sache anders: fie waren nie Provinzen eines andern Reichs - 
geweſen; und daß Limburg aufhöre, eine nieberländtiche Provinz zu fein, haben 
wir ohnedies das Necht zu forvern. Preußen vollends blieb in feiner Innern Ein- 
beit unberührt; nur feine Stellung nad Außen mochte verlieren oder gewinnen. 
Über Defterreih Tann fein Staat fein, wenn Deutſchland ein Bundesſtaat 
wird und das deutfche Defterreich zu dieſem Bundesſtaate gehört; die dfter- 
reichiſche Monarchie wird dadurch innerlich aufgelöft. Deutſchland ainſchließlich des 
deniſchen Oeſterreich kann alfo fein Bundesſtaat werden, ſondern hödhftens 
einen Staatenbund bilden und zwar auch nur eine ſolche Nichtigkeit von Staaten- 
band, wie feit 1815. 

Es war aber die Aufgabe — und, wie gefagt, in dieſem Einen Punkt 
herrſchte Uebereinftimmung — , das Baterlaud aus ver bisherigen Nullität empor» 
zuzieben, ihm ven gebührennen Plag unter den Nationen zu fichern, ven deut⸗ 
ſchen Bundes ſtaat zu grünven. In Wien hatte man feine gerechten Bedenken 
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und ſprach Ein Mal zum Gntfegen mancher deutſchen Phantaſten ehrlich aus 1%), 
daß Defterreih in einen folhen Bunvesftaat unmöglich eintreten könnte. Später 
indeſſen ſchienen fich zwei Auswege zu öffnen: ber Beftand der öſterreichiſchen 
Monardie ftand in Frage; riffen fih Ungarn und Italien los, fo mochte ver 
Neft veutichen Reichsgeſetzen gehorchen. Thorheit und Frevelmuth hielten ſich vie 
Wage, wenn an diefen Ruin von Oeſterreich ſich Hoffnungen für Deutſchland 
fnüpften ! Der andere Ausweg war nicht minder thöriht und faft eben fo frevel- 
baft: Defterreich übernehme die Centralgewalt über Deutfchland; dann bärften 
auch die nichtdeutſchen Lande nach venfelben Geſetzen leben, wie die bentichen; 
die Einheit des äfterreihiihen Staats bliebe gefihert, ja erbielte eine neue 
Sanktion. Thöricht war diefe Ausfiht: denn der Sachverhalt bliebe durchaus 
derfelbe, wie auch die Gentralgewalt beichaffen fein mochte, ob monarchiſch ober 
nicht, ob in Händen Defterreihs oder in andern: fobald fie eine wahre Staats⸗ 
gewalt warb, wären bie einen Theile des äfterreihifchen Staats dieſer Staatsge⸗ 
walt unterworfen, die andern nicht, folglich die Einheit des ganzen Defterreich 
zerftört. Wrevelhaft aber fowohl vom öfterreichifchen Standpunkt, wie vom bent- 
chen: venn ver Umftand, daß der Souverän von Oefterreich deutſches Reichs⸗ 
oberhaupt, vechtfertigte nicht im Minveften, daß ven nichtventfchen Landen ver 
habsburgifchen Monarchie Gefege und Rechte aufgenrungen wärben, welche für 
Deutihland heilfam erachtet und dort eingeführt worben; ebenfowenig aber wäre 
Deutſchland damit gebient, daß fein Reichsoberhaupt dieſe höchſte Stelle zu 
Öunften feiner außerdeutfhen Erblande ausbentete und wäre es auch in Feiner 
andern Weile, als indem e8 (und gerade hierin erblidte man das Ausglei- 
chende) jene auslänbifchen Interefien zu Rathe zöge, wo es beutfche Intereflen 
zu wahren gälte. Auch nicht die dem Träger deutſcher Centralgewalt etwa aufge- 
drungene Mitwirkung eines Parlaments ift e8, was allein im Wege fteht: denkt 
man fich den deutſchen Bundesſtaat, wogegen freilich nicht nur die Nation, ſon⸗ 
dern aud die Staaten und ihre Fürften und Obrigleiten begründeten Einfpruch 
erheben müßten, rein abfolutiftifh und ven Kaifer von Defterreih als deſſen 
Selbſtherrſcher, aud in ven Erblanven deſſelben jedes Tonftitutionelle Hinver- 
niß entfernt, fo ift und bleibt ver politifche Unfinn, daß das beutiche Defterreich 
gleichzeitig integrirenver Beftanbtheil von zwei Staaten ift, bie einander 
fremd find, und wenn die Gemeinſchaftlichkeit des Herrfchers felbft zu einer Ver⸗ 
einigung Deutſchlands und Defterreichs in Regierung und Verwaltung, alfo that⸗ 
ſächlich zu einem Weltreih der europäifhen Mitte führen follte, die politifche 
-Unwahrbeit, daß ftets oder abwechſelnd entweder dem außerbeutfchen Defterreich 
ein feinem Intereſſe frempes, wohl gar feinvliches, nämlich ein dem Intereffe 
Deutihlande gemäßes Lebensgeſetz imponirt oder Deutſchland, wie bereits zur 
Zeit der innerlich ebenſo unmwahren Reichsverfaffung, nah Maßgabe veflen, was 
nicht ihm, fondern Defterreih wohl und noth thut, regiert, d. b. zu Grunde 
gerichtet würde, 

Wenn alfo Deutſchland nicht darauf Verzicht Ieiften wollte, fich bundes⸗ 
ftaatlich zu organifiren, ober wenn felbft mit dem Staatenbunde Ernft gemacht 
werben follte, fo war vor allen Dingen vie befondere Lage des Bundesgliedes 
zu berüdfichtigen, welches Deutſchland wie feinen Augapfel zu hüten und befien 
europäiſche Miſſion es als eine Aufgabe des deutſchen Geiftes theuer werth zu 
erachten bat. Diefe Sendung Oeſterreichs, vermöge deren jene herrlichen deutſchen 


1%) Das Minifterium Pillersdorf im April 1848. 
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Bande zu einem ſtaatlichen Ganzen mit außerdeutſchen Reichen zuſammengewachſen 
find, muß in Erfüllung gehen: das ift eine Ehrenſache Deutſchlands im Angeficht 
der Welt. Aber fie fol womdglih in Erfüllung gehen, ohne das deutſche Oeſter⸗ 
reich dem großen Vaterlande zu entfremben oder gar zu entäußern, und ferner 
ohne Deutichland in feinem Entwidlungsgange zu Macht und freiheit zu bem- 
men ober deſſen gefammte Kraft für dieſen Einen beutfchen Zweck, welchen Defter- 
reich verfolgt, in Anſpruch zu nehmen. Bor Allem war daher den deutſchen Landen 
ver bubsburgifchen Monarchie die Ausnahmeftellung zu erringen, welche fie in 
ven Stand ſetzt, ald Theile eines Staats, der fie mit aufßerbeutfchen Reichen 
bauernd verfchmilzt, jene gewaltige Aufgabe ver DVölfergefchichte zu löſen und 
dennoch bei Deutichland zu bleiben, und nichts deſtoweniger eine koncentrifche 
Seftaltung des letzteren möglih zu machen, fei es nun daß Deutichland ein 
Bundesftant mit over ohne monarchiſche Spike wurbe, ſei es aud nur daß es 
in der Form des Staatenbundes den unabweislichften Anforderungen, als eurupäl« 
Ihe Macht die gebührende Geltung zu erringen, Genüge that. Eine Ausnahme⸗ 
Rellung hatte Defterreih von jeher eingenommen; fie war ihm zu Zeiten zuge- 
fanden, als fie noch gar nicht die Lebensbebingung geworben, bie fie heute ohne 
alen Zweifel tft, vorausgeſetzt daß Deutſchland feine jegige unerträgliche Lage, 
jeine „Ausnahmeſtellung“ aufgiebt. 

VII. In der deutſchen Nationalverfammlung fehlten vie Stimmen nicht, welche 
Privilegien für Defterreich forderten; vie Ertbeilung viefer Privilegien war 
die Borfrage für den Bundesſtaat, ganz abgefehen von der Oberhauptsfache; 
und nit nur für bie Begründung des Bunbesftaats, fondern fogar für die 
änfache Bemahrheitung des Stantenbundes. — Aber die Mehrheit des Parlaments 
verwarf vie Privilegirung, als bei ver erften Lefung des Berfaffungsentwurfs 
Hänrih von Gagern einen darauf bezüglichen Antrag ftellte So wurde viefe 
Angelegenheit, die mit allen Lebensfragen Deutſchlands und Oeſterreichs auf das 
Innigfte zufammenbängt, zu einem bloßen: Dioment der Oberhauptsfrage und, 
vermifcht mit allerhand Sympathieen und Antirathieen, unterlag fie einer völlig 
Ihiefen Beurtheilung, ja verwirrte die Frage nach dem Oberhaupte des Bundes⸗ 
ſtaats, Die Doch nicht anders und nicht in höherem Grade von ver Loſung des 
Problems, wie Defterreih Defterreich bleiben, wie dabei Deutſchland Deutſchland 
werben unb doch Defterreich fein nennen kann, abhängt, als die Frage nad) dem 
Bundesftant überhaupt, ja nicht anders und nicht mehr als die Frage nad) Sein 
oder Nichtſein des Baterlandes, welche Faſſung auch das wechſelvolle Treiben der 
Barieien in Parlament und Kabinetten, oder die unbefangere Forſchung der Wiſſen⸗ 
Haft von Staat und Recht diefer Frage (ob ein Deutjchland over fein Dentfch- 
lan?) immerhin geben möge. ' 

Wir Haben ein unveräußsrlihes Recht auf vie veutichen Lande des Haufes 
Lothringen⸗Habsburg und an ben regierenven Heren dieſer Rande. Unfer Recht 
erliicht nicht etwa, wenn er uns die Gemeinfchaft aufkündigen wollte; vielmehr 
würde der Kaiſer von Defterreih, ſobald er feine deutfchen Lande von Deutfch- 
land zu trennen unternähme, eine Nechtspflicht verlegen, tie ihm heilig fein muß. 
Daher änderte weder bad Programm von Kremfier nod die am 4. März 1849 
oltrohyirte Reichsverfafjung Oeſterreichs, welche freilich Deutjchland nicht dem Namen 
nah zu kennen fchien, vie Sachlage. Das deutſche Defterreih war und blieb 
deutſches Land. . 

Inhalt und Umfang der gegenfeittgen Pflichten und Rechte beftimmt vie 
Öundesverfaflung. Defterreih hat das Recht und vie Pflicht, mit dem übrigen 
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Deutſchland im BVerhältuig eines unauflöslihen nationalen Stantenbuubes zu 
ftehen. Keine Ordnung der Dinge darf ins Leben treten, welche dieſes Rechts⸗ 
verhältniß alterirt; felbft vie Zuftimmung Defterreihs ändert nichts darin: denn 
der Bund ift als ein unauflöslicher nationaler Verband eine Macht über ven 
Bundeöglievern, auch Über Defterreih und feinem Kaifer. Weber alfo darf Defter- 
reich rechtsgültig ſich jo geftalten, daß bie veutfchen Lande veflelben ihren Bundes⸗ 
pflichten entzogen werben, noch darf Deutſchland eine Einrichtung treffen, wodurch 
Deutfchöfterreih von dem deutſchen Bunde ausgeſchloſſen wird. Nur eine Revo⸗ 
Iution kann Oefterreih von Deutſchland trennen: fei es eine deutſche Umwälzung, 
welche an bie Stelle des deutſchen Bundes ein Deutſchland fett, zu welchem 
Deutjchöfterreih nicht ohne die dfterreihifhe Monarchie aufzuldfen, d. 5. gar 
nicht gehören kann oder aus weldhem dieſe unvergleichlichen veutfchen Lande von 
vornherein ausgeftoßen find, — fei e8 ein Umfturz von Oeſterreich her, vermöge 
deſſen uns jene Provinzen entriffen fein follen, falls wir nicht dem öſterreichiſchen 
Ausland uns fügſam anfchliegen und feinen andern Willen haben wollen, als 
den Willen Defterreihs. Wir rühmen uns aber, die deutſche Nation zu fein, 
welche das deutſche Volk von Defterreih zu den Ihrigen zählt und nicht ver- 
leugnet, weldde aber einen eigenen Willen zu haben fidh vermißt, ver häufig ein 
ganz anderer fein kann als vie mit weiſer Nüdficht auf Berhältuiffe, welde uns 
fremd find, gefaßten Entjchliegungen des Wiener Kabinets. 

Faſt hat es den Aufchein, als wäre jene beutfche Revolution mit der vom 
Parlament bejchloffenen Neichöverfaffung ins Werk gejett. Es kommt in der 
That einem Ausihlug Defterreihs nahe, wenn Deutſchland einen Bunbesftaat 
bilden will — ganz abgejehen von vem erblihen Kaiſerthume Preußens —, ohne 
daß Defterreih mit Privilegien bedacht ifl. Dagegen ftreift das Auftreten 
der öfterreichijchen Regierung gegenüber dem Parlament an jene andere Revolution, 
die von Wien batirt; denn mit bürren Worten forberte das kaiſerliche Kabinet 
die Uebertragung der Oberhaupswürde an Defterreich, wodurch doch in ber That 
nichts geändert und fein Problem gelöst, ſondern nur ein politifcher Unfinn durch 
eine politiſche Unwahrheit bemäntelt worben wäre; mit dürren Worten fagten bie 
Staatsmänner von Olmüg, daß Defterreich regieren müfje und ſich keiner anver- 
weiten deutichen Sentralgewalt unterorpnen werde. — Aber vie Politit von Frank⸗ 
furt und Olmüß erinnert eben nur (wenn auch ziemlich lebhaft) an jene beiden 
Arten von Ummwälzung; wenigftens das Parlament und mit deſſen Vollmacht das 
Reichsminifterium eröffneten Unterhanplungen über eine dem beutfchen Defterreich 
einzuräumende Sonderſtellung: indeſſen biefe Unterhandlungen ftanden unter ber 
feindlichen Konftellation der Parteiung, welche fi in Betreff ver Oberhaupts- 
frage bildete. Man faßte die Frage (jedenfalls öfterreichifcherfeits) fo auf, 
als gälte es, Preußen um jeden Preis an bie Spige zu ftellen und deßhalb 
Defterreih abzufinden, bei Seite zu brängen, auszujchließen: es galt aber im 
Gegentheil, die Lebensbedingungen der öfterreihifhen Monarchie anerkennend aus- 
zugleihen mit ven Lebensbedingungen Deutſchlands, Defterreich gerecht zu werben 
ohne Deutjchland zur immerwährenden Ohnmacht und Unfreiheit zu verurtheilen. 
So wirkt entjcheidenn die Form auf ben Inhalt; die fchiefe Stellung einer an 
ſich gerechtfertigten Trage verbreht die Antwort: jene Verhandlungen ſcheiter⸗ 
ten. — j 

VIII. Der Centralgewalt des zu errichtenven Bundesſtaats pie Geftalt zu geben, 
welche die Sentralgewalt des Staatenbunvdes gehabt, mit andern Worten: ven 
Antheil der Glieder des Reihe an der Herrichaft über das Ganze in ver Weife 
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des Antheils der Glieder bes Stantenbundes an dem abgefhafften Bundestage 
zn beflimmen, lag den Regierungen nicht minder fern, ald dem Parlament. Die 
dentſchen Staaten als Yaltoren des beutfchen Zffentlihen Lebens mußten Berück⸗ 
fihtigung finden, dies follte aber in anderer Art geſchehen, nämlich indem fie 
Faltoren der Bertretung der Nation wurden, wie bis 1806 als Reichsftände, 
bob num mit gewiſſen zeitgemäßen Mobifilstionen und nicht mehr ausfchließlih. . 
Ein getrenes Abbild der Nation gewährte in der That weder eine Repräjentation 
des Volls in feiner ungetheilten Einheit, noch eine bloße Bereinigung feiner 
pertifulariftifchen Elemente, alſo weber die Tonftttuirende Nationalverfammlung, 
noch der alte Reichstag. Wohl aber beides zufammen. So follte denn ver neue 
Reichstag beftehen aus einem Unterhaufe, worin das Boll als Ganzes, worin 
vie Dentfchen als foldhe vertreten wären, dem fog. Volkshauſe, und aus einem 
Dberhaufe, worin die veutfhen Staaten ihre Darftellung fänden, dem fog. 
Steatenhanfe. Eine Darftellung der Staaten erblidte man aber nicht in 
einer Berfammlung von Bevollmächtigten der Regierungen, fondern nur in einem 
Berein Solcher mit Abgeordneten der Stäntelammern, in welchen letzteren ber 
Partikularismus nicht in feiner dynaſtiſchen, ſondern in feiner nicht abzuleugnen- 
ven vollsthümlichen Bedeutung erfcheint. 

Im neuen Reichstag alfo follten Einheit und Mannigfaltigkeit des ventfchen 
Weſens fi) die Wage balten. Um fo nothwendiger erſchien es, in ver Eentral- 
gemalt die Einheit möglichft lauter und rein zur Sprache zu bringen. Denn im 
Reich beftanden die Staaten mit ihrer nur durch die Attribute der Reichsgewalt 
beſchränkten Souveränetät; in ber Nationalvertretung überwog weder Einheit 
noch Bielheit; folglich hatte der Bartikulerismus in dem neuen Bundesſtaate das 
Uebergewicht, fobald er auch in ver Gentralgewalt Ausdruck erhielt. Diefen 
Shan Hatte der Steg der Monarchie in der Nationalverfammlung. Es war 
nit derfelbe wie bei fonftigen Verfaſſungskämpfen; das läßt ſich nur gegenüber 
dem Verſuche behaupten, vie Eentralgewalt einem Präftventen zu übertragen, wozu 
jeder Deutſche wählbar wäre; für dieſen Borjchlag ftimmten 122 Wbgeorbnete, 
Im Uebrigen galt es den Kampf der Einheit mit dem Partikularismus; aber bie 
„Ratferlichen” waren nicht Unitarier, nicht Feinde beutfcher Befonverheit: fie 
erlannten die Bielheit der Staaten als berechtigt an und nahmen fle in bie 
Rationalrepräfentation als ein Gegengewicht des einheitlichen. Elements derſelben auf. 

Die Frage der Monarchie hat file Deutfchland einen ganz eigenen Werth, 
der bei andern Nationen gar nicht tu Betracht kommt. Das Königthum per- 
jontficirt. Nun haben die Theile Deutſchlands größtentheils eine ſolche Per- 
jonififatton erhalten, während das Vaterland im Ganzen erft im Ringen nad 
Perfönlichkeit überhaupt begriffen ift. Dies Ziel ift gewiß auch auf anderem Wege 
zu erreichen; denn fonft wären nur Monarchieen wahre Staaten! Uber in bie 
Augen fallender ift keine Erfcheinungsform eines Volks, als die monarchiſche. 
Eine Ration, deren Daſein in Frage geftellt wird, hat daher einen Zug zum 
Königthum, der mächtiger iſt, als alles politiſche Urtheil und Vorurtheil. Sagen 
zu innen, „dieſer Dann ift Frankreich“, bat für die Franzoſen felten einen 
Beth, Hat für dieſes in firaffer Eentralifatton gehaltene Voll cher vie Bei⸗ 
miſchung von Unfreiheit. Aber für Deutſchland fcheint es die Verkörperung ber 
Idee der Einheit ſelbſt, die handgreifliche Widerlegung Alles deſſen, was uns 
als Nation verneinen mag, die unumſtößliche Gewißheit anerkannter Exiſtenz des 
vaterlandes. 

An die Spitze des Bundesſtaats ein Direktorium zu ſtellen, fand daher 
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geringen Anflang. Die wenigen Freunde waren überbies uneinig, welchen Staaten 
baffelbe zu übertragen fei, ob dreien (Defterreih, Preußen, Bayern), ob fünfen 
Oeſterreich, Preußen, Bahern, Hannover, Sachſen), ob fehfen (denn warum 
Württemberg ansfchließen?), ob fieben, achten, nennen: das führte ja zum 
Bundestag oder man blieb, ohne Gewinn für pas Ganze und tin hoöchſt unge- 
rechter Benachtheiligung einzelner Staaten auf Halbem Wege ftehen. Für das 
Bundesdirektorium ftimmten nur 97 Abgeordnete; dawider 361. 

Bereinbar mit der deutfhen Monardie, für weldhe, nachdem die Fürften 
fie hatten langſam verbluten Iaffen, pie erfte deutſche Nationalverfammlung ſich 
erflären follte, waren gar verſchiedene Einrichtungen. Für eine dieſer Formen 
zeigte fich wentger Neigung, als für eine wechjelmeife Regierung von Oeſterreich 
und Preußen; dahin vereinigten fi nur 80 Vertreter gegenüber 377. Oper follte 
der Turnus noch andere Staaten umfaflen? nur noch Bayern? ober im Ganzen 
fünf? ober ſechs? oder fieben ? oder acht? das hätte wieder keine Grenze gehabt! — 
Eine Mehrheit von 258 gegen 211 entfchien, daß ein beuticher regierenner Fürſt 
Träger der Centralgewalt fein fol. So würde Deutſchland wieder eine Wahl- 
monarhie? Das Parlament erklärte fih gegen eine Wahl: auf drei Jahre (nur 
120 waren dafür), auf ſechs (196 ftimmten bei), auf 12 Jahre (dieſe Form 
hatte nur 14 Anhänger), auf Lebenszeit (39 ftimmten dafür). Über in erfter 
Lefung verwarf das Parlament mit 262 gegen 211 Stimmen auch die Erblich— 
feit, fo daß es wie Ironie Hang, als am 25. Januar 1849 beſchloſſen ward, 
der Träger ver Gentralgewalt folle „Raifer ver Deutſchen“ heißen. 

Über dennoh war es ein Wort von großem Klang — Herftellung eines 
Kaiſerthums der Deutfhen! Und es war feine Reftauration. Denn einen 
dentfhen Katfer hatte e8 noch nie gegeben, ſondern nur einen römifchen 
Katfer, deſſen mittelalterliche kirchlich völferredhtlihe Aufgaben das deutſche König⸗ 
thum zerrütteten. Vollends ein Kaiſer ſollte es ſein, der nicht gegen keimendes 
Fürſtenthum fruchtlos ankämpfte, wie früher der deutſche König, ſondern dem 
das partikulare Fürſtenthum als anerkannte Inſtitution des deutſchen öffentlichen 
Rechts zur Seite ſtünde. Dieſem letztern aber ſollte in ſeiner Geſammtheit ein 
Reichsrath diejenige Theilnahme an ver Ausübung der kaiſerlichen Gewalt ſichern, 
deren die deutſche Verfaſſung, wenn fie nicht in ven Wollen ſtehen ober bie ganze 
Geſchichte des Vaterlandes rückgängig machen fol, ſchwerlich entrathen Tann. 

Nachdem der Antrag: des Abgeorpneten Welder vom 12. März, ver, ber- 
vorgerufen dadurch, daß bie oftroyirte Bfterreichifche Verfaſſung vom 4. März 
1849 Defterreich ohne jede Rüdficht auf Deutjchland Tonftruirte, in ver Hauptſache 
babin lautete, mit Einem Geſammtbeſchluß das Verfaſſungswerk zu beenbigen und 
die erbliche Oberhauptswärbe ber Krone Preußen zu übertragen, am 21. März 
1849, dem Jahrestage des berühmten „Aufgehens von Preußen in Deutſchland“, 
mit 283 gegen 252 Stimmen verworfen worven, begann im Parlament die zweite 
Lefung des Berfaffungsentwurfs. 279 gegen 255 Abgeorbnete votirten darauf bie 
beutfehe Monarchie und am 27. März 267 gegen 263 deren Erblichkeit. Es 
folte demnach ein regierender deutſcher Fürſt erblicher Träger ver Eentralgemalt 
des Bunbesftantes, erblicher Kaiſer der Deutſchen fein. Die deutſche National- 
verfammlung fchritt nunmehr zur Kaiſerwahl! Nicht nur aber hatte die Ber- 
tretung des Bolls ohne Mitwirkung der Regierungen die Monardie beichlofien, 
nicht nur nahm fie Kurfürftenrecht und zwar vie Befugniß der Wahl eine Dy- 
naftie für fih in Anfprud, ſondern die Neichsverfaflung, welche fie ale Geſetz 
zu verkündigen Willens war, befchränfte ven Antheil ver Staaten auf deren Ver⸗ 
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tretung im Staatenhauſe: vie Regierungen, deren Geſammtheit ſeit 1815 alleinige 
Trägerin der höchſten Gewalt geweſen, follten für immer varauf angewiefen fein, 
isre, d. h. Deutfchlands Partikularintereſſen durch Abgeordnete wahrzunehmen, 
welche nit nah Inftrultionen, ſondern nach perfönlicder Ueberzeugung in einer 
Körperfhaft zu votiren hatten, worin benfelben andere Elemente von gleicher 
Stärke zur Seite ſtanden und welder eine andere Körperfchaft, das Volkshaus, 
und mit biefem zuſammen die Gentralgewalt, von deren Ausübung die Regie⸗ 
rungen ganz ausgefchloffen, das Gegengewicht hielt. Denn ver Neihsrath, ver in 
erſter Leſung beichloflen gewefen, war in ver zweiten verworfen worden. 

IX. Hier, abgefehen von allen Formfragen ver Kompetenz, den Inhalt allein 
ins Auge gefaßt, ging tie NReformbewegung in das Ertrem einer rüdfichtslofen 
Sentripetalität,, einer völligen Nichtachtung des in feinen Grenzen wohlberechtigten 
Bartifulerismus über, ein, Extrem, welches dem Wefen der veutfchen Dinge ebenfo- 
wenig emtfpricht wie das entgegengejegte Ertrem ridfichtslofer Centrifugelität, 
völliger Richtachtung der nationalen Einheit, woburd die Bundesverfaffung von 
1815 unleivlih und einer Reform auf nationaler Grundlage dringend bedürftig 
geworben. 

Diefe Frage nach dem Inhalt und der Subftanz fpiste ſich unglüdlicherweife 
im eine Trage des Yormalismus, in die Frage der Kompetenz zu. Es handelte 
fih eigentlih um die rechtliche Stellung der deutſchen Staaten in dem neuen 
Bundesſtaat; der Streit aber drehte fih um ihr Verhältniß zur Konftituirung 
deſſelben. Dabei rekurrirten die Regierungen größtentheild auf das Bundesrecht 
von 1815; fie felbft hatten aber insgeſammt in die Umgeftaltung vefjelben, vie 
mit der Einfegung der proviſoriſchen Eentralgewalt bezeichnet ift, eingewilligt; es 
beftand ein neues Bundesrecht von 1848: freilich proviforiih, d. h. bis zum 
Eintritt der neuen definitiven Berfaffung, jedoch mit befinitiver Veränderung ver 
biäherigen. Unterlag es feinem Zweifel, daß bis dahin vie Regierungen durch 
ihr Gefammmtorgan, den Bundestag, Deutſchland ausſchließlich vepräfentirt hatten, 
jo war eben die Bundesverſammlung abgeſchafft; vie Regierungen hatten fein 
anderes Organ ihres Gefammtwillens als den Neichöverwefer und biefer hatte 
feinerlei Kompetenz in Betreff der Berfaflungsfache. Es war für die Regierungen 
eine verzweifelte, eine unnatürliche Lage. Aber die Tage war gegeben durch die 
in anertannter Wirkſamkeit beſtehende Ordnung der Dinge vom 12. Juli 1848. 
Ans folhen verzweifelten Lagen, in welche ein dem Leben nicht entfprechenbes 
Recht verfett, pflegen ſich nicht nur die Völker, ſondern auch die Regierungen 
gewaltfam zu befreien. 

Eine Bereinbarung war unmöglid. Denn das andere Subjelt fehlte, 
mit welchem das Parlament ſich zu vereinbaren hatte Mit ven einzelnen Re- 
gierungen, die, noch überdies untereinander uneins, verfchievene und in fi un⸗ 
vereinbare Forderungen ftellten, war Vereinbarung nicht nur thatfächlih unaus- 
führbar, ſondern rechtlich unftatthaft. Das Parlament felbft hätte den Bundestag 
berftellen und ihm die dem Reichsverweſer mangelnde Befugniß in ver Berfaffungs- 
ſache beilegen müſſen: darüber Tann aber wohl fein Ameifel fein, daß dies ver 
fihere Weg gewefen wäre, Alles zu vereiteln, daß die fir Grundgeſetze erforder: 
liche Einftimmigfeit nimmermehr erzielt worden wäre. 

Preußen hatte mit der Note vom 23. Ianuar 1849 allerdings einen Aus⸗ 
weg angebahnt. Bon dem Tsormellen fieht dieſe treffliche Staatsjchrift ab; fie 
faßt das Materielle der Sache ind Auge; die Regierungen find einmal wichtige 
Faltoren des deutfchen Lebens und die Revolution von 1848 hatte fle keineswegs 
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zerftört; follten fle ganz unberlidfichtigt bleiben in ver höchſten Trage des Bater- 
Iandes? Preußen fordert Gehör für bie Regierungen; dazu beburfte e8 freilich 
feines Oefammtorgans; denn gehört zu werben verbient jede einzelne; bie 
Anfihten der einzelnen Staaten fielen jchwer ins Gewiht, wenn aud alle ein- 
elnen zufammen feinen verbindlichen Geſammtwillen barzuftellen vermodten. 
Breußen fordert von dem Parlament ein Eingehen auf die Vorfchläge derer, 
welche einmal reelle Mächte waren und find, obgleich das Bundesrecht von 1848 
fle ignorirt. Preußen drang mit Einem Wort nicht auf formelle Vereinbarung, 
fondern auf fubftantielle Verſtändigung. — Über aud diefe mißlang. Eine 
Reihe von Regierungen vereinigte fi zwar zu Vorſchlägen; aber abgefehen von 
dem politifhen Werthe verjelben hätte jelbft ihre wörtlide Annahme fein Refultat 
gehabt, weil andere Regierungen Anderes begehrten, z. B. Defterreih den - Weg- 
fall eines Volkshauſes (als ob damit irgend etwas zur Löſung bes öſterreichiſch⸗ 
beutfchen Problems gejchehen wäre!), oder grollend fchwiegen. Indeſſen das Par⸗ 
lament nahm übervies wenig NRüdfiht darauf; die VBerwerfung des Reichsraths 
bewies, daß es in feiner Mehrheit vie Bedeutung der Staaten verlannte, ver- 
fennen wollte: die Minverheit fühlte, was damit verloren war! Endlich zeigte 
ſich's, daß die preußifhen Staatsmänner den gefunden Sinn ihrer eigenen Staats- 
ſchrift nicht verſtanden oder vergefien hatten; fie pochten bald nachher auf Berein- 
barung, wie wenn fie vorher nicht aus eigenem Ermefjen, fondern etwa durch 
Inſpiration den Weg der Rettung aus biefem VBereinbarungsftreit gewieſen hätten! 

X. Am 28. März 1849 wählte vie veutfche Nationalverfammlung den König 
Friedrich Wilhelm IV. von Preußen zum erbliden Kaifer der Deutſchen. 
In der Paulsfirhe befanden fi 538 Abgeoronete; feiner derſelben ftimmte für 
einen andern Fürſten; aber 248 enthielten fi der Abftimmung; die 290, welche 
ein Votum abgaben, votirten einftimmig. An vemfelben Tage verfünbigte bie 
Kationalverfammlung als Geſetz die neue Verfaflung des veutfchen Reihe. Der 
Reichsverweſer wollte fofort abdanken, wurde aber beveutet, daß feine Würde 
fortdaure, bis die befinitive Verfaflung eingeführt worden. 

Nicht die perfönlichen Eigenfchaften des zum Kaifer Gewählten, nicht die 
Tugenden Friedrich Wilhelm's IV., keine vorübergehende Vollsneigung wie bie= 
jenige geweſen, welche vie Blide auf Johann von Oefterreih gelenkt, bewogen 
das Parlament zu viefer Wahl; venn es galt ja die Wahl eines Herrſcher— 
geſchlechts: aber ebenfowenig wurde damit vor dem Haufe ber Welfen und 
Wittelsbach, vor den Geſchlechtern Iohann Friedrich's des Beſtändigen und 
Philipp's des Großmüthigen der Dynaftie der Hohenzollern als folder ber 
Vorzug gegeben; fondern entſcheidend waren die Eigenfchaften ver Erblande des 
Erkornen; der Staat Friedrich's des Großen wurde zum Kaifer der Deutfchen 
gewählt. Der leitende Gedanke der Nationalverfammlung war kein anderer. War 
er eine Laune? follte, wie in faft allen veutfchen Landen die Oppofitionsparteien, 
jo auch der Oppofitionsftaat des alten Reichs an's Ruder kommen? 

Die Hegemonie eines Staats liberhaupt hatte wohl die Bedeutung, daß 
unwillfürlih die taufendjährige Entwidlung, vermöge deren ſich deutihe Staaten 
gebildet und Nechtöfubjekte im veutfchen Gemeinwefen geworben, Anerkennung fand. 
Und in der That ohne eine rabifale Umwälzung werben bei feiner Berfaffungs- 
änderung die Staaten unberüdfichtigt bleiben können; freilich gebührt ihnen eine 
andere Werthſchätzung, als fie die Reichöverfafiung von 1848 ihnen gewährte. 
Aber niemald werden Individuen als folde mit Nachdruck die Eentralgemalt 
führen; ſondern immer gilt e8 die Hegemonie eines oder mehrerer Staaten. 
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Barım wählte man Preußen? was galt dem Parlamente dieſer Staat? “Die 
Antwort liegt nahe. Berufen, Deutſchland mit feinen 40 Millionen in ein 
Staatsweſen zn vereinigen, fand die Nationalverfammlung in Preußen gleichſam 
ven Anfang der beutfchen Einheit, nämlich einen Staat, in weldem von jenen 
40 bereits 16 Millionen geeinigt find; und zwar aus dem beutjchen Norben 
und Süden, Oſten und Weften, ſowohl Katholifen wie Proteftanten: wenn alle 
Segenfäge der Welt mitten durch Deutichland geben, fo finden ſich alle veutfchen 
Segenfäge in Preußen beifammen und politifch überwunden. Diefer deutſche Mi- 
kotosnos bot fih, wenn eind Erbmonarchie hergeftellt werben follte, wie von 
felb ald der Träger der Einheit in der deutſchen Welt. Ein abjolutiftiicher Staat 
gegenüber dem deutſchen Verfaffungsleben hatte Preußen aufgehört zu fein. Die 
Härten des fog. ſpecifiſchen Preußenthums fchrieb man dem Charakter des Un- 
fertigen zu, ven dieſer Staat als eine Stufe zur nationalen Einheit an fid 
hägt; fie, glaubte man, würden ausgeglichen dadurch, daß jene Elemente durch 
vie nene Stellung Preußens und den Kontakt mit denen bes übrigen Deutfchland 
das Gegengewicht erhielten, das ihnen noth thäte. 

XI. Eine Deputation der Nationalverfammlung, welche vie Botfchaft der Kaifer- 
wahl nach Berlin brachte, wurde vom Könige von Preußen am 3. April empfan- 
gen. Diefer Fürſt erflärte ven Boten des Parlaments, daß er aus ver von ben 
Vertretern der deutſchen Nation getroffenen Wahl ein Anrecht auf die Krone 
ableite, daß er aber feinen Entſchluß von ver Zuftimmung der veutfchen Fürſten 
abhängig mache. Gleichzeitig wurde auf die Nothwendigkeit von Mopifilationen 
ver Reihsverfaffung bingewiefen. Am 5. April ließ ver König durch eine Eirkular- 
bepeiche feines Miniſteriums die deutſchen Regierungen auffordern, fich über ven 
Bitritt zum Bundesſtaat und Über Wenverungen der Berfaflung zu erflären; 
proviſoriſch die Gentralgewalt zu übernehmen erklärte fi) Preußen bereit. 

Der Widerfprud gegen die Reichsverfaffung führte zum Bruch mit der Na» 
tionalverfanmlung, welde alle Mopifitationen verfelben von ver Hand wies. Die 
Erklärung über pas Anrecht und die Bereitwilligfeit, an die Stelle des Reichs⸗ 
verweferd zu treten, führte anvererjeitS zu einer Spannung zwildhen Preußen 
und den beutfchen Königshöfen. Bon viefen erklärte fih nur Württemberg für 
die Reichsverfaſſung, aber gegen bie Uebertragung des Kaiſerthums an Preußen 15); 
vie andern (nebft LTichtenftein und Homburg) erfaunten die Reichöverfaffung nicht 
an; Bayern und darauf Hannover gaben als Grund den Ausſchluß Defter- 
reichs an. Alle übrigen deutfchen Staaten, 29 an ber Zahl, willigten in Reichs⸗ 
verfaffung und Kaiſerthum: in einem beträchtlichen Theile Deutſchlands wurde bie 
erftere förmlich eingeführt, ja das Milttär varauf beeibigt. 

Die Agitation für die Annahme und Durchführung ver Verfaffung, welche 
die Nationalverfammlung unternahm, fuchte fi auf der Linie der Geſetzlichkeit zu 
abhalten; aber die nationalen Leidenſchaften überflutheten viefe künſtlichen Dämme 
und entfachten vie gefeglich fein wollende Bewegung zu offenem Aufftand. Es 
begann in Baden, Sachſen, Bayern, Preußen eine Revolution zu dem erklärten 
Zweck, das Werk der Nationalverfammlung zu ſchützen und zu vollenden; aber 





15, Württemberg und andere füddeutichen Höfe hatten Mitte März 1848 durch befondere 
Agenten den König Ariedrih Wilhelm für Annahme der Reichsoberhauptswärde zu beftinimen 
— Der König hatte damals einen Glauben an ein Vorrecht Oeſterreichs auf die Kaiſer⸗ 
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die Mittel und Wege waren geeigneter für anvere Zwecke und Ziele, als bie 
nationale Einheit: das trat am unverhüllteften in Baden zu Tage. 

Am 28. April hatte das preußifche Minifterium dem Parlament die vefint- 
tive Ablehnung der NReichsverfaflung und fomit der Kaiferfrone erklärt. Am 14. 
Mat rief Preußen die in diefem Staat gewählten deutſchen Abgeordneten zurüd. 
Und am 30. Mai hielt, nachdem wiederholte mafjenhafte Austritte, welche nur 
ſehr tbeilweije die Yolge von Abberufungen Seitens der Regierungen waren, vie 
Zahl der Abgeorbneten bis auf 135 gefchmälert hatten, das Parlament feine letzte 
Sigung in der Paulskirche, worin eine Mehrheit von 71 Stimmen bie Verlegung 
nah Stuttgart befhloß. Dort wurde anı 6. Juni eine Reichsregentſchaft, beftehend 
aus fünf Abgeorbneten, gewählt und ber Reichsverweſer abgejegt. Am 18. Juni 
ließ, der württembergifhe Minifter Römer die Zugänge zum Sitzungsgebäude 
milttärifch abjperren und machte fo dem Numpfparlament, an welchem er felbft 
Theil genommen, ein Ende, 

XII. In diefer ernften und gefahrvollen Zeit erließ Friedrich Wilhelm IV. das 
Manifeft von Charlottenburg am 15. Mai 1849, worin der König vie bisherige 
preußifche Politik zu rechtfertigen fuchte und verkündigte, daß er in Töniglicher 
Treue und Beharrlichkeit nicht daran verzweifle, die Einheit Deutſchlands erreicht 
zu ſehen, daß feine Regierung mit den Bevollmächtigten der größeren veutfchen 
Staaten, die fih ihm angejchloffen, das in Frankfurt begonnene Wert ver deut- 
ihen Berfaffung wieder aufgenommen babe; dieſe Verfaſſung folle und werve in 
fürzefter Frift der Nation gewähren, was fie mit Recht verlangt und erwartet, 
ihre Einheit, dargeftellt durch eine einheitliche Erefutivgewalt, vie nah außen ven 
Namen und bie Intereffen Deutſchlands würdig und kräftig vertrete; und ihre 
Freiheit, gefichert durch eine Volksvertretung mit legislativer Befugniß. Dabei fei 
bie von der Nationalverfammlung entworfene Neichöverfaffung zu Grunde gelegt 
und nur biejenigen Punkte verfelben ſeien verändert, vie, aus den Kämpfen und 
Zugeftänpniffen der Parteien hernorgegangen, dem wahren Wohl des Baterlanves 
entſchieden nachtheilig ſeien. Einem Neichötage aus allen Staaten, die ſich dem 
Bundesſtaate anfchließen, werde dieſe Berfaffung zur Prüfung und Zuftimmung 
vorgelegt werden: „Das ift Mein Weg”, jagte König Friedrich Wilhelm, „nur 
der Wahnfinn oder die Lüge kann ſolchen Thatfachen gegenüber die Behauptung 
wagen, daß Ich Meiner früheren Ueberzeugung und Meinen Zufiherungen untren 
geworben." Gleichzeitig rief der König fein Volt in die Waffen, um Deutfchland, 
wozu Preußen berufen fei, in fo ſchwerer Zeit gegen innere und äußere Yeinve 
zu ſchützen, Ordnung und Geſetz herzuftellen im eigenen Lande und in den übri- 
gen deutfchen Ländern, wo Preußens Hülfe verlangt werde, um Deutſchlands 
Einheit zu gründen, feine freiheit zu ſchützen — ! 

Ein neuer Weg der Bunvesreform war alſo betreten. Preußen ergriff vie 
Initiative. Die Regierungen nahmen das Werk der Nationalverfammlung auf, 
eine deutſche Berfafjung zu Stande zu bringen, ven Staatenbund in einen Bun- 
desſtaat zu verwandeln. Es liegt darin eine Wendung, wie fie nicht zum erften 
Mal in der deutſchen Geſchichte auftrat. Aber dabei wird abzufehen fein von 
verhältnigmäßig nebenſächlichen Umſtänden; der Charakter ver Bewegung ifl 
ſcharf ins Auge zu faflen. 

Bergebens hatten unfere Könige und Kaifer Jahrhunderte lang verfucht, vie 
Grundbedingungen ſtaatlicher Eriftenz im Neiche deutſcher Nation zu erfüllen, 
Friede und Recht fiher zu ſtellen. Es war der Iegitimen Autorität nicht gelun- 
gen, an die Stelle der Willfür und Anarchie Gefeg und Gericht zu fegen; Alles, 


Reform. 87 


was von Oben ber befretirt wurbe, war gefceitert. Da warb ber andere, ber 
eutgegengefegte Weg eingefchlagen, ver der Einung. Und was der Befehl ver 
Könige nicht vermocht hatte, das brachte das Bundesweſen zu Stande; bie geſetz⸗ 
gebende Gewalt hatte Fein Gerichtswefen gründen können: es entftand im Wege 
der Autonomie. Die Einung wurde reicher und mächtiger; endlich umfaßte fie das 
gefammte Reich und führte fo zum ewigen Landfrieden: wer da noch an bie 
fem Bunde keinen Theil hatte, der trennte fih von Deutfchland, wie z. B. bie 
Eidgenoſſenſchaft und das preußifche Ordensland, oder hielt ſich in Sonverftellung, 
wie die Erblande des Kaffers, vie von dem anf föderaler Grundlage neubegrün- 
deten Gerichtshof des Neichs erimirt wurden. 

Hiermit parallel bewegte fih vie Bundesreform feit dem 18. Mai und 
namentlich dem 28. Juni 1848. Wie damals das Königthum, verfuchte jet bie 
Rationalvertretung, nachdem fie den Bundestag hinweggeräumt, als eine oberfte 
Autorität die Erfüllung der Lebensbedingungen eines veutfhen Staatsweiens zu 
veretiren. Ihr Verſuch mißlang. Und wie dazumal, fo nahmen jett Diejenigen, 
an welhen das Werk gefcheitert war, es felbft wieder auf. Der Weg, ven Preußen 
betrat und anwies, war mit Einem Worte der der Einung. 

Wenn auch fie nicht zum Ziel geführt, fo lag ed nicht daran, daß ber ein- 
geihlagne Weg ein Irrpfad: es lag an denen welde ihn einfchlugen ebenfofehr, 
wie an denen weldhe ihn verbauten ; es lag vielleicht an dem vorgefaßten Ideal, 
das auf biefem Wege verwirklicht werven follte. Aber für eine Bundesreform, 
weiher Art und Ausdehnung fie fein möge, giebt es feine Ermöglihung, außer 
ver Einen mittelft ver Autonomie der deutfhen Staaten. Weber wird 
Deutichland ein Bundesſtaat, noch wird fein Staatenbund eine Realität anders 
als im Wege ver Einung. Bundesbeſchlüſſe werden höchſtens ſanktioniren; und 
ſelbſt eine radikale Ummwälzung würbe für die Dauer nicht fchaffen, nicht einmal 
zerſtören, wenn ben foldergeftalt vollendeten Thatfachen nicht die Einigung das 
Siegel aufdrückte. Ift doch nicht nur das Bundesrecht von 1815, fondern aud 
die reftaurirte Bundesverfaſſung von 1851 folder Einung Ergebniß. Ausgefchloffen 
it damit Teineswegs, daß als Yaltor autonomer Neugeftaltung Deutſchlands das 
deutſche Bolt fi jenen Faktoren beigefelt, ſei es durch feine Bruchtheile in 
ven Ständelammern der Einzelftaaten (und da wäre es fogar fein andrer neuer 
daltor), ſei es in einer Vertretung feiner Geſammtheit. “ 

XII. Der fpecielle Gedanke diefer von Preußen angeregten Einung war 
folgender. Der deutſche Bund in feinem unauflöslidhen Beftanve bildet die Grund- 
lage; er bedarf eines neuen Centralorgans, nachdem die Bundesverfammlung 
untergegangen. Nicht fol er in einen Bundesftant verwandelt werben; das 
it unmöglid, wenn nicht Defterreich ausgefchloffen fein fol. Sonvern die übrigen 
Mitglieder, denen e8 möglich ift einen —8 zu organiſiren, vereinigen ſich 
freiwillig dazu. Auf alle übrigen iſt gerechnet; denn es gilt, Deutſchland, ſoweit 
es möglich iſt, eine ſtaatliche Geſammtordnung zu geben. Erreichte die freie Ei- 
nung das ihr geftedte Ziel, fo beſtünde ver deutfche Bund aus zwei Gliedern, 
fatt aus einigen dreißig: nämlich aus dem beutfchen Defterreicd und dem neuen 
Bundesſtaat. Dann brauchte er Feines fo komplicirten und fhwerfälligen Organs 
wie der Bundestag, fondern nur des Vereins zweier Bevollmächtigten, eines öfter- 
reichiſchen und eines Delegirten des Bunvesftaats, fammt dem zugehörigen Per- 
ſonal von Unterbeamten, Militärhevollmächtigten u. |. w. Indeflen auch das loſe 
Verhaͤltniß des Stantenbundes von 1815, worin Defterreih verharren würde, 
während aus den zahlreichen fonfligen Faltoren Ein einziger würde, ift, wenn es 
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mehr als vegetiren fol, unanwendbar auf Defterreih, namentlich feitvem die locker 
verbundenen deutſchen und außerdeutſchen Beſtandtheile zu einem feften Staats: 
ganzen Toncentrirt find; Bundesrechte und Bundespflichten, ſobald fle nicht illu⸗ 
forifch werben, treiben in dieſes Staatsganze einen Keil hinein. Daher follte bas 
Berhältniß, worin nur Deutfchöfterreich fich befindet, nämlih Mitglied eines Stanten- 
Hundes zu fein, in welchem dann der neue Bundesſtaat das andre Mitglied wäre, 
auf Gefammtöfterreich übertragen werben. Dann verlöre freilih der Staatenbund 
feinen deutſchnationalen Charakter; aber das deutſche Bolt hätte ſich darüber nicht 
zu beflagen, weil ver Bundesſtaat dem größten Theil der Nation ſtaatliche Eri- 
ftenz, alfo mehr gewährte als bisher ver deutſche Bund und dabei das Berhält- 
niß Oeſterreichs doch nicht gelodert, fondern noch befeftigter geworben, weil 
alfo Deutfchland ſich geeinigt, ohne Defterreich aufzulöfen oder auszuftoßen, und 
ebenfalls Defterreich fi) Toncentrirt hätte, ohne fih von Deutſchland zu trennen 
oder Deutfchland auf der Stufe von Nichtigkeit zurückzuhalten wohin es 1815 
geftellt worben. Der deutſche Bund, ganz Mitteleuropa umfaflend, beftänbe dann 
aus zwei großen Reichen, dem öſterreichiſchen inheitsftaat und dem beutfchen 
Föderativſtaat. Vorſtand dieſes letzteren Reiches follte nach jenem Plane das durch 
die Stimme der Nation bezeichnete Preußen fein, das feine ganze europäiſche 
Weltftellung in das Erbe Jer Bäter konferirte. Kein Katferthum, eine Reichsvor— 
ſtandſchaft follte beftehen : und darin lag ein Gegenfag zur Reichsverfafſung ver 
Nationalverfammlung nicht blos dem Namen nad. Der Reichövorftand follte in 
der Ausübung der Centralgewalt nit nur an den Reichätag, an Staatenhaus 
und Bollshaus gebunden fein, fondern außerdem an einen Fürftenrath, ein Yür- 
ftenlollegium, worin die Staaten durch Bevollmächtigte vertreten wären. 
Mochte man immerhin den Reichsvorftand als Monarchen mit dem Dogen von 
Benedig vergleichen, mag die Theorie nod jo Triftiges einzuwenden haben, Deutſch⸗ 
land, wenn e8 Deutfchland bleibt, erträgt Teine einheitlihere Gentralgewalt : von 
allem Antheil an ihr ausgefchloflen können die Staaten nit fein; das erheiſcht 
ein nicht nur gouvernementales, fonvern auch echt volksthümliches Intereſſe. 

Da nun aber ver Bundesſtaat im Bunde, ver fog. engere Bunvesftaat, eben 
ein Werk ver freien Einung fein follte, fo war von vornherein gedenkbar, daß 
deutſche Staaten die Theilnahme daran verfagten. Dann blieben dieſe einfach auf 
dem Boden des Bundesrechts von 1815 ſtehen; und ver Bund hatte außer dem 
Bundesſtaat und Defterreich noch ſoviel befonvere Glieder, als fich deutſche Staa⸗ 
. ten von erfterem ausgeſchloſſen hatten. Diefer Umftand mußte zu einer anderweiten 
und komplicirteren Cinrihtung des Centralorgans für ven Bund führen, als 
wenn biefer eine Union Defterreih8 und bes neuen Reichs wäre; er konnte auch 
eine Mopififation des VBerfaffungsplens für die vereinigten Staaten nothwudig 
madhen. Daß dieſe Eventualität aber der Todeskeim des ganzen Unternehmens 
wurde und als folcher gewillermaßen von den Unternehmern anerkannt war, dad 
fpricht vielleicht für den guten Glauben des preußiſchen Gouvernements, läßt indeſſen 
auch andere Deutungen feines Wollend und Bermögens zu. 

XIV. Am 17. Mat 1849 begannen zu Berlin Konferenzen über das neue 
Berfaflungswerk. In der erften Sigung betbeiligte ſich noch Defterreih, trat jedoch 
zuräd, weil es fih nur um eine Einigung handelte, die einen Bundesſtaat in- 
nerhalb des Bundes gründen wollte, woran Defterreih feinen Theil nehmen 
fonnte. Die darauf Defterreih angetragene Verhandlung über eine Ausdehnung 
bes Bunbesverhältnifies auf die Gefammtmonardhie fand keinen Anklang ; Defter- 
reich wies den Vorſchlag einer Union feines ganzen Zerritoriums mit den in einen 
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Bundesſtaat zu vereinigenden andern Staaten entſchieden zurlid, Iene Konferenzen 
wurden Bid zum 26. Mat fortgefegt. An dieſem Tage wurde von den Bevoll- 
mähtigten Bayerns, Sachſens, Hannovers und Preußens ein Schlußprototoll 
unterzeichnet, wobei ver erfigenannte die Genehmigung feines Hofes vorbehtelt. 
Sie wınde, nachdem Preußen noch im Junt und Juli vergeblid mit Bayern 
nterbandelt hatte, am 8. September verweigert. Wilrttemberg hatte vie Einla- 
bung zu den Konferenzen unbeantwortet gelaffen 16); erſt am 26. September er- 
Härte &8 fih gegen ven preußifchen Plan. 

So hatten denn am 26. Mai drei dentfche Könige, die Majeftäten von 
Preußen, Sachſen und Hannover ein Bündniß gefchloffen, das fog. Dreikönigs— 
bündniß. Das Statut verfelben in 5 Artikeln befteht aus zwei von einander 
wohl zu unterſcheidenden Elementen. Es enthält vie Verpflichtung ver vrei könig⸗ 
lichen Regierumgen, unter Beiftimmung von Bollsvertretern einen definitiven Rechts⸗ 
zuftand zu begründen: zu diefem Ende hatten ſich diefelben über eine Neichöver- 
fffung und darüber vereinbart, viefelbe ins Leben treten zu laſſen, ſobald ein aus 
ven verbündeten Staaten zu berufenver Reichstag, der keine andre Befugnifie 
haben follte, dieſe Vorlage angenommen haben würde IT. Daneben ftiftet das 
Statut einen proviforifhen Rechtszuſtand: die drei Königreiche ſchließen mit Be: 
zugnahme anf Artikel XI der Bunvesalte einen Bund im Bunde, ber mit ben 
Aweden ber Bundesakte durchweg in Uebereinftimmung eine energifche Verfolgung 
eben dieſer erftrebt. Die gemeinfamen Angelegenheiten des Staatenvereins leitet ein aus 
Bevollmächtigten der verbündeten Regierungen gebilveter Berwaltungsrath; bie 
vollziehende Gewalt übernimmt auf ein Jahr Preußen: außerdem wird fofort ein 
Schiedsgericht der vereinigten Staaten beftellt. Diefes legtere wurbe am 2. Juli 
1849 zu Erfurt eingefett; ver Berwaltungsrath fonftituirte fi am 18. Juni zu Berlin. 

Problematifh war von vornherein das Gelingen des ganzen Unternehmens! 
Es verleugnete durchaus nicht eine der demokratiſchen Partei in Deutſchland feind- 
lihe Tendenz ; e8 trug fle vielmehr auf die Stirn gefchrieben. Ein Wert natto> 
naler Einigung darf aber niemals in ven Streit politifcher Parteien herabgezogen 
werben, wenn e8 gelingen, d. h. wenn es nicht blos jenem Streite zum Vehikel 
dienen fol: ſobald es einem Parteimanoeuvre ähnlich fieht, gleichuiel ob einem Ton- 
ſervativen ober liberalen oder demofratifchen, fo ift e8 vom Grund aus verborben. 
Dos war das nEwTo»y weudog der Politik des General v. Rabowig. Sie über- 
wand ſcheinbar Vorurtheile des Patikularismus durch ven Schreden vor ber 
Revolution, vor der Demokratie; als der Schreden feine Macht verlor, gefellten 
fh zu den Demofratifchen Widerſachern, die gleichjam fünftlich hervorgebracht, die 
tigentlihen Gegner nationaler Einheit, ferner die Gegner der Einheit 
unter biefen Bedingungen, endlich die furchtſamen Begünftiger des. Beftehenven 
eser vielmehr des zu Reftaurirenven. 

Das Unternehmen wäre jedoch in den bloßen Borbereitungshandlungen fteden 
geblieben, wenn vie Gründer der Frankfurter Reichsverfaſſung außerhalb der Na- 
tionalverſammlung für ihr Wert Partei genommen hätten gegen biefes, weldyes 
vafielbe verbrängte. Aber vie Neichöverfaflung war verloren ; das, was man ihre 
„Durchführung“ nannte, ging darauf aus, fie radikal zu veränbern ; bie Regie- 





16, Eine nachträgliche Antwort war auch die württembergijche Thronrede vom 15. März 
1850, deren Eleganz nur durch eine ziemlich gleichzeitige des Könige Friedrich VII. von Däne- 
mark überboten wird. 

., ”) Statut vom 26. Mai 1849, Art. IV; Meichöverfaffung vom 28. Mai 1849; Authen⸗ 
ide Dentſchrift vom 11, Zuni 1849, 
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zungen, welche fie angenommen hatten, vermochten an ihr nicht feflzubalten, ohne 
bie Gefchichte Badens in allen ihren Phafen zu wiederholen. Im Bunde mit ver 
Demokratie war die nationale Partei gewiß, Konzeffionen machen zu müſſen, wo- 
durch das Weſen ihres Werks aufgehoben wärbe. Die Reichsverfaſſung, welde bie 
brei Könige ber Nation darboten, bewahrte, jo weſentlich abweichend fie war, doch 
ber Hauptſache nad) treuer die Schöpfung ver Nationalverfammlung, als jene 
Berfuche der Durhführung vom erften Augenblid an zu erfennen gaben. Es war 
unleugbar in Herrn von Rabowig mehr Pietät vor der Reichöverfafiung vom 
23. März, als in der Stuttgarter NReicheregentfhaft und der badiſchen Eonfti- 
tuante: tarum braucht dieſe Pietät in General von Radowitz durchaus nicht groß 
geweſen zu fein. Die eigentlihen Gründer des Frankfurter Werkes entfchloffen fi 
daher, die Form dem Inhalt zu opfern; fie gedachten, ihr Werk zu retten, inbem 
fie e8 als ihr Werk aufgaben. Wenn die zu Gotha am 27. und 28. Juni 1849 
verfammelten ehemaligen Mitglieder der Nationalverfammlung fih gegen das 
Dreikönigsbündniß erflärten, fo war dies ohne Ausfiht. An einen Beitritt ver 
Regierungen, welche vie Reichsverfaflung anerkannt hatten, war dann fein Ge— 
danke. Somit hätten die drei Könige nad einiger Zeit in einem ftolgen und ihrer 
reinen Intentionen bewußten Manifeft an vie Nation fih von dem Berfud, 
Deutſchland zu einigen, zuridgezogen indem fie der Nation die Schuld bes Mif- 
lingens beimaßen, aber den Haupttbeil der Verſchuldung denen aufluden , welde 
duch finnlofes und eitles Fefthalten an ihrer Brankfurter Arbeit das Scheitern 
ihres eignen Werkes herbeigeführt. Und im Bolle wäre die Zahl derer groß ge 
wejen, welche über Grund und Folge daffelbe gedacht hätten, ja von Seite 
der bemofratifchen Partei felbft wäre ven „Sothaern” der Vorwurf gemacht wor- 
ben, ein Unternehmen, das für fie zubereitet, zu Grunde gerichtet zu haben, weil 
es nit von ihnen vorbereitet worden. 

Wie jetzt die Sachen fanden, gefhah von Seiten ver Nation, was nur zur 
Vörderung gejchehen konnte. Denn an eine Zheilnahme "ver Demokraten war nicht 
gedacht und dieſe entſprachen völlig ver Abfiht ver Regierungen, indem fie fih 
fern hielten ; fein Wahlgefeß ver Welt konnte den Erfolg herbeiführen, ven dieſes 
paffive Berhalten ven Regierungen verfchaffte — Nur in Hannover zeigte fich eine 
große Zahl von ehemaligen Parlamentsglievern der nationalen Partei als Geguer 
des vom König von Hannover geſchloſſnen Maibündniſſes; fie hielten an ber 
Frankfurter Berfaffung fett. Sie kamen damit mehr, als ihnen erwünſcht fein 
mochte, den geheimen Wünfchen ihres Gouvernements zuvor. 

Denn darin lag die zweite innere Unmahrheit, an der das preußilde 
Unternehmen krankte. Wenn freie Einung die Baſis des zu gründenden Bundes 
ftaats fein follte, fo lag die Eventualität, daß ber eine oder andre Staat bem 
Bündniß nicht beitrat, auf der Hand. Gerade an dieſe Eventualität knüpften 
aber Sachſen und Hannover, die beiden Mitlontrabenten, ihre Borbehalte. 
Sie ſicherten fih den Austritt für ven Fall, daß ein Staat nit eintrat). 


18, Mit dieſen Vorbehalten hat man fi) zufanımenzureimen, daß Hannover und Sadıln 
die authentifche Denfjhrift vom 11. Juni mitvollgogen und auch in ihrem Namen an Die Ra 
tion gelangen ließen, worin es wörtlich heißt: »wie feft und zuverfichtfich mr ihre Hoffnung 
jei, daß der neue Bundesftaat dad geſammte Gebiet des Bundes von 1815 umfafjen werde, ſo 
wird fich doch diefes Gebiet aus denjenigen deutfhen Landen bilden müffen, deren 
Regierungen fich den vorgelegten Entwurf anfhlieen und deren Vertreter ihn in einem aus diefen 
Landen einzuberufenden Reichötage annehmen“, und daß fie fih auf die Reichsverfaſſung vom 
28. Mai verpflichteten, deren $. 1 wörtlich lautet : vdas deutſche Meich befteht aus dem Gebiet 
derjenigen Staaten des biäherigen deutfchen Bundes, welche die Reichöverfaffurg anerkennen.« 
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Ob fie nicht vollſtändig überzeugt waren, daß Bayern nun und nimmer eintreten 
würde ?! 

So war die Union ihrer ganzen Entftehung nad ein Kartenhaus. Drei Ber- 
händete, von denen zwei ven Bunb fo gefchloffen hatten, daß er für fie eine offne 
Frage blieb, nahmen in dieſen wunderlihen Bund andre Staaten auf! Außer 
Bayern, Württemberg, Holftein-?auenburg, Turemburg-Timburg, Heflen-Homburg, 
Lihtenftein, Frankfurt (Defterreih’8 nicht zu gedenken), traten ſaämmtliche 
deutſche Regierungen ein. 

XV. Der proviforische Rechtszuſtand, welcher am 26. Mai gegründet wor- 
ven, befaßte jeßt den größten Theil Deutſchlands; Preußen hatte darin tie voll 
jiehende Gewalt; mit Preußen regierte der Verwaltungsrath, ein reformirter Bun⸗ 
destag. ES galt nun die Gründung des befinitiven Beſtandes, wozu die Verbän- 
beten fi ſaͤmmtlich verpflichtet. Dazu gehörte nichts weiter, als bie Berufung 
eines Reichstags, worin die Unterthanen ver vereinigten Staaten im Bollshaufe 
and die Regierungen und Ständekammern berfelben im Staatenhaufe vertreten 
wären, und die Zuftimmmung biefes Reichstags zu dem Werk ver Regierungen. 
Somit war ber Bunvesftaat innerhalb des Bundes fertig und konſtituirt; er konnte 
äinfach ins Leben treten. — Als aber nun Emft gemacht wurde, ald das Bünd⸗ 
niß fi realifiren follte, da öffneten Sachſen und Hannover vie bereit gehaltene 
Hinterpforte , die Herr von Rabowig nicht fonverlich beachtet gehabt, und zogen 
fih leiſe ans der Gefellihaft zurüd, zu welcher fie — freilich gleich) mit ver Bedin⸗ 
gung, fih zu entfernen, falls nicht alle Gäfte erfchienen — felbft eingelaven hatten 19)! 

Am 19. Dftober 1849 befchloß der Berwaltungsrath ver vereinigten Stan- 
tm, Wahlen von Abgeorpneten zum Volkshauſe auszufchreiben ; Sachſen und Hans 
nover, die dagegen Einspruch erhoben, traten am 21. Oktober aus dem Berwal- 
tungerath aus. Am 13. Yebruar 1850 berief biefer den Reichſstag ber vereinigten 
Staaten zum 20. März nah Erfurt: am 25. Februar erflärte Hannover feine 
Lotfogung vom Dreikönigsbunde. 

Segen die Berufung des Reichstags legte Oeſterreich ſchon am 28. Novem- 
ber 1849, im Verfolg eines heftigen Notenwechfeld mit Preußen, Proteft ein. 
Das Jahr darauf, an diefem Tage, erlebte Defterreih vie Unterwerfung bes 
Seren v. Manteuffel zu Olmütz: bis dahin follte diefer Staatsmann aber erft als 
Mitglied des Reichstags die Trilolore des Bundesſtaats hoch halten („ohne Ueber- 
fürzung”) und proviforifcher Unionsminifter geworben fein, 

Als Defterreich proteftirte, hatte e8 wenige Wochen vorher mit Preußen durch 
ten Wiener Bertrag vom 30. Sept. 1849 eine neue Gentralgewalt des ge- 
ſammten Bundes gejchaffen, pas fog. Interim ober bie Bundescentrallom- 
miſſion, zuſammengeſetzt aus zwei Öfterreihifchen und ebenfoviel preußifchen Be— 
vellmäcktigten. Diefe Behörde trat am 28. December, während jener Streit über den 
Bundesftaat und fein Parlament viplomatifch tobte (denn die Noten waren nicht 
in gebundener Rede verfaßt !), an die Stelle des Reichsverweſers. Wie im Bun- 
testag die Einheit Deutſchlands durch das gerade Gegentheil, die Vielheit felbft, 
tepräfentirt wird, fo währen des Interims durch den leibhaftigen Zwiefpalt ! 

Ehe Hannover förmlich den Dreilönigsbunn aufgegeben, nahm es Theil an 
verhaudlungen, welche gegen venfelben gerichtet waren. Diefe gingen von Bayern 
ad und führten zu einem neuen Berfafjungsprojelt. Man bat den Entwurf vom 


MD. h. vgl. Reichöverfaffung von 28. März 1849 $. 1 und dazu die authentifche Denk⸗ 
Khrift der drei koͤnigl. Megierungen vom 11. Juni 1849. ©. oben Ann. 18. 
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27. Februar 1850 als die Bierfönigsverfaffung bezeichnet ; inveflen Hannover 
trat demſelben ſchließlich nicht bei, fo daß er eher ein zweiter Dreikönigsplan ge- 
nannt werben mag. Ihn ftellten bie Kronen Bayern, Württemberg und Sachſen 
auf, weldes Letztere damals fi zwar vom Berwaltungsrath zurücdhielt, aber fei- 
nen Austritt von dem andern Bündniß noch nicht erflärt hatte, folglich zu 
gleicher Zeit an die Berfaffung vom 28. Mat 1849 gebunden und für die vom 
27. Februar 1850 engagirt wor. Nach viefem Plan follte Deutfchland darauf ver- 
zichten, einen Bundesſtaat zu bilden, weil Ocfterreih an keinem Bundesſtaat theil- 
zunehmen vermöge ; ver Staatenbund follte aber als foldyer reformirt werben. An 
der Spite defjelben ftünde ein Fürftenkollegium, woran die deutſchen Staaten, in 
jieben Stimmen vertheilt, durch Bevollmächtigte vertreten wären, die nach Inftrul: 
tionen votirten, d. h. alfo ein vereinfachter Bundestag. Daneben follte eine Na⸗ 
tionalvertretung, ein Volkshaus beftehen ; das eigentliche Grundgeſetz wäre zwiſchen 
ihm und dem Fürſtenrath zu vereinbaren. Uebrigens würde ven einzelnen Staaten 
ihre Diplomatie uneingefehräntt verbleiben. — Als Defterreih im März 1850 im 
Allgemeinen feinen Beifall zollte, ftellte e8 mit richtigem Takt das Verlangen, 
mit feinen ſämmtlichen alfo auch außerveutfhen Staaten einzutreten. ‘Denn nidt 
das preußifche Kaiſerthum, nicht vie einheitliche Spite, nicht einmal der Bunves- 
ftaat ift das für Defterreih Unannehmbare, ſondern au der Stantenbund, außer 
wenn er die Nullität bleibt, vie er feit 1815 ift. Der Staatenbund des Münchner 
Projetts von 1850 fehließt entweder Defterreih aus ebenfo wie die Reichsver⸗ 
faffung der Nationalverfammlung, over hört auf ein deutſcher Bund zu fein, 
indem er das äfterreihifche Ausland mitaufnimmt, was überbieg ven Wegfall 
einer deutſchen Nationalvertretung ohne Weiteres zur Folge hat. 

XVI. Am 20. Mär; 1850 wurde ver Reichstag zu Erfurt eröffnet. 
Mittlerweile hatte am 26. Februar der VBerwaltungsrath eine Additionalakte zum 
Bündniß vom 26. Mai befchloffen, worin mit Rückſicht auf ven Nichtbeitritt 
Bayerns und andrer Staaten einige Mobifitationen beliebt waren. Die Gefammt: 
beit derjenigen Staaten, welche die Neichsverfaffung (vom 28. Mat 1849) aner- 
kennen, bilden den veutihen Bunbesftant unter dem Namen „veutfche Union“ ; 
das Volk- und Staatenhaus führen den Namen „Parlament der deutſchen Union“. 
Das Berhältnig der Union zu den nicht beitretenden deutſchen Staaten bleibt ber 
näheren gegenfeitigen Berftändigung vorbehalten 29%). Die Union übt in dem beut- 
fchen Bunde alle diejenigen Rechte und erfüllt alle diejenigen Pflichten als Ge 
fammtmacht, welche allen einzelnen Staaten der Union zuftehen und obliegen. Das 
Fürftentollegium befteht aus fünf Stimmen. Der Reihevorftand (Preußen) heißt 
Unionsvorftand. 

Eröffnet wurde das Parlament durch den Berwaltungsratb, welcher dem⸗ 
felben gegenüber durch fünf Kommiffarien vertreten war. Borgelegt wurde dem 
Barlament der Entwurf der Reihsverfaflung vom 28. Mai nebft der denſelben 
authentiſch interpretirenden Denkſchrift vom 11. Juni 1849 und ber Abbitional- 
alte vom 26. Februar 1850, ſowie Borlagen über das Reichsgericht. 

. Die Lage der Dinge war vie, daß die vereinigten Regierungen unter ein 
ander an jene Vorlagen gebunden waren. Nahm viefe das Parlament an, fo be 
Schritten fie Rechtskraft, fo beftand vie deutſche Union mit ihrem ganzen Verfaſ⸗ 
fungsorganismus zu Recht. 

Indeffen auch die Additionalakte genügte offenbar dem wirklichen thatſächlichen 


20) Geregelt durch das Bundesrecht von 1815. 
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Beftande der vereinigten Staaten nicht mehr. Ferner wollten bie Regierungen 
Aenderungen ihrer eigenen Vorlagen, welche fle aber nicht zu proponiren wünſchten. 
Während alfo fonft einer Regierung mit nichts mehr gevient zu fein pflegt, als 
dadurch, daß das Parlament vie NRegierungsvorlage unverändert annimmt, fo ar- 
beiteten bier folder Annahme von Seiten der Vollövertretung die offictellen Or⸗ 
gane entgegen und die Partei des Parlaments galt als die gonvernementale, 
welhe gegen die unbevingte Annahıne ftritt. — Machte aber das Parlament Ab- 
inderungsporfchläge,,, jo war die Union nicht konſtituirt und über feine Propo⸗ 
tionen hatten bie Regierungen fi erft zu vereinbaren, was vorausfichtlid wegen 
ouseinandergehender Meinungen mißlingen mochte; ja bie Regierungen konnten 
dann auch von denjenigen Punkten, in welchen fie bisher einig und gebunden 
gemefen, zurückweichen. " 

Das Parlament nahm auf pie Wünſche ber Regierungen bie eingehendfte 
forgfältigfte Rückſicht; e8 machte eine ganze Reihe von Vorſchlägen: aber gleich 
zeitig nahm es die Vorlagen unverändert an und erklärte, nur in ſolche ber pro- 
ponirten Aenderungen zu willigen, worüber unter ven Regierungen Uebereinſtim⸗ 
mung fein würde. So war bie Union fonftituirt, die Reichsverfaſſung und Addi⸗ 
tionalakte traten in Kraft; jede vom Parlament vorgefchlagne Verbefferung konnte 
gleichfalls in Kraft treten, ſobald die Regierungen einhellig waren. 

Am 29. April 1850 wurbe das Parlament von Erfurt vertagt. Zum Ab- 
ſchluß des Unionswerks verjammelte fi wenige Tage darauf ein erlauchter Kon- 
greß ber vereinigten Fürften am 8. Mat im Königsfhloffe von Berlin. Da nahm 
vie Sache eine ganz eigenthümliche Wendung. 

XVIL Auf freier Einung follte die Union beruhen. Das heißt, es follte 
Niemand zum Beitritt gezwungen werben. Der König von Preußen, geftütt auf 
bie dilettantifche Nechtsweisheit des General Radowitz, verftand unter freier Ei- 
nung jedoch wie Befugniß derer, vie beigetreten, wienerauszufcheiden. Eine Einung, 
ver man ſich anſchließen muß, tft freilich feine: aber eine folhe, worin man 
bleibt, fo lange e8 einem beliebt, ift vollends feine! Die Eröffnungsrebe 
des Königs, die auf obiges Ideal eines freien Vertrags hinauskam, trug fofort 
ihre Früchte. 

Die Union wurde nicht ins Leben geführt. Sondern ein neues Proviſorium 
ward begründet, die proviſoriſche Union, mit proviſoriſchem Vorſtand, proviſoriſchem 
Fuͤrſtenkolleg, proviſoriſchen Miniſtern! Dabei lockerten Kurheſſen, damals von 
Oldenburg (Fürſt gegen Fürſt) an die Treue des gegebnen Wortes gemahnt, Schaum⸗ 
burg = Lippe u. ſ. w., die von preußiſchen Beamten regiert wurden, die lockern Bande. 

Mittlerweile hatte Defterreih den erften Schritt zur Realtivirung ver 
alten Bundesverfaffung gethan. Allerbings einen feltfamen! Es brauchte ven 
untergegangenen Bundestag; e8 mußte ihn fchaffen und ſchuf ihn aus dem Nichte. 
Bie aber dann diefer Meifterftreih eines Advokaten in Sachen des Staats hat von ' 
ver Wiflenfchaft, der ehrwärbigen Richterin über Hod und Niedrig, der unpar« 
tbeilihen Freundin ver Wahrheit, gebilligt und wie baraus gar eine neue 
Zheorie des Bundesrechts hat zugeftußt werben mögen in dem „Archiv für öffent- 
liches Recht des deutſchen Bundes“, das ift, wenn aud gleichgültig für vie Ge- 
hide der Welt, für vie Wiſſenſchaft eine Schmach! Heinrich Albert Zachariä von 
Göttingen hat in feiner Haffifchen Schrift über die Reaftivirung des Bundestags 
die Erfinder der Lehre von dem Zweikammerſyſtem des Bundestags, von dem aus 
vem Plenum austriehenden engeren Rath zurechtgewiefen und die entehrte deutſche 
Wiſſenſchaft wieder zu Ehren gebracht. 
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Durch Cirkulardepeſche vom 26. April 1850 berief nämlich Defterreih „ale 
Bundespräfldent” auf den 10. Mai eine „außerorventlihe Bunvesverfammlung”" nad 
Sranffurt a. M. Der Fürftenlongreß in Berlin befchloß, weder viefe Berfamm- 
fung als Bundesverfammlung , noch Defterreihs Präſidium anzuerkennen, aber 
Bevollmädhtigte zu fchiden und dort als Union im Ganzen aufzutreten. Nichte 
beftoweniger Tonftituirten fi in Frankfurt elf Negierungen, darunter die dä- 
niſche, mit der Deutfchland noch Krieg führte, als „Bundesplenarverfammlung“, 
beriethben „in pleno”, was nad Bundesrecht plattervings unmöglich if, 
und befchloffen, aus viefem Plenum ven engern Rath hervorgehen zu laf: 
fen. Am 14. Yuguft 1850 lud Defterreich als Präſidialhof zur Befchidung des engeren 
Rathes ein. Trotz des preußifchen Proteftes vom 25. Auguſt wurde ein „engerer 
Rath" mit elf Stimmen am 2. September eröffnet. Er faßte in ver Folge ſo— 
genannte Bundesbefchläffe über Schleswig-Holftein und Kurheſſen, bie fodann zu 
bewaffneten Bundegerefutionen führten, welche den übrigen Regierungen einfad 
als Landfriedensbruch gelten mochten. 

Die proviforifhe Union brödelte mehr und mehr ab. Bon einer Durdfüh- 
rung war fett dem 18. Oktober ausgefprochener Maßen feine Rede ; noch weniger 
von einer Wievereräffnung des vertagten Parlaments. Worauf Preußen binzielte, 
das waren „freie Konferenzen”, frei, d. b. foldhe, worin weder die Anerkennung 
der Union, noch des Bundestags vorausgefegt werden, und zwiſchen ven beiben 
Parteien verhandelt werven follte. Zu Konferenzen kam es dann auch feit dem 
23. December 1860 in Dres den; aber fle waren nichts weniger als freie in obigem 
Sinne. Denn mittlerweile war die ganze Einung vom 26. Mai 1849 zum Ge 
fpött geworden und in alle Winde verweht. Der Minifterpräfident von Man— 
teuffel war Ende November nah Olmütz gemwallfahrtet und hatte der ganzen 
preußiſchen Politit feit dem Manifeſt vom 15. Mai 1849 ein Ende gemadit. 
Defterreich hatte geflegt; aber es fiegte noch vollftäntiger, als die Punktationen 
von Olmüg verhiefen. Sein Wille entſchied in Kurheſſen und Scleswig-pel- 
ftein ; ja in Holftein half Preußen dieſen Willen felbft vollftreden. Die ‘Drestner 
Konferenzen, weldhe den Anſchein nahmen als follte eine Reformatio in pejus 

daraus hervorgehen, blieben glüdlicherweife ohne Refultat und lieferten nur „ſchätz 
bares Material". Danach und in dem allgemeinen Chaos ber beutfchen “Dinge 
erſchien die Wieverherftellung des Bundestags als eine wahre Wohlthat ! 

XVII. Am 27. März 1851 eröffnete Preußen den Regierungen der ci-devant 
Union, die fi dafür intereffiren mochten, daß es ven Bundestag mitlonflituiren 
werde, forderte zu dem gleichen Schritt auf, und erklärte, es würde, wenn fie an- 
ders beliebten, ſich an fie nicht kehren. Am 22. April theilte Preußeu venfelben 
mit, e8 werde am 12. Mai den bezeichneten Schritt thun und lud zu gleichzei- 
tigem Eintritt ein, was inbeflen feine befondere Wirkung hatte. 

Die Bundescentralfommiffion fchloß ihre Thätigleit am 12. Mai 1851 und 
übertrug am 5. Juni 1851 ihre Gewalt auf die mittlerweile unter Zuflimmung 
ſämmtlicher Bundesgliever eingefegte Bundesverfammlung. Preußen veranlafte nicht 
einmal, daß der neue Bundestag von dieſer Einſetzung vatirte, fonvern ließ es 
unbeftimmt, ob nicht jene Verſammlung, welcher ver Fürftenfongreß vie Anerten- 
nung verfagt, dennoch ver rechtmäßige Bundestag gewefen. Iene Bedingung, welde 
der Fürftentongreß zu ftellen befchloffen hatte, daß die Union beim Bunvestag als 
Geſanmtheit die Nechte und Pflichten ihrer Mitglieder vertrete, war verfchollen: 
denn von ber Union waren die letten Spuren verweht! 

Als Oeſterreich fein gefahrbrohendes Vorhaben, mit feinen gefammten Aus 
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land in ven Bund einzutreten, aufgegeben, machte auch Preußeu die Einverlei- 
bung feiner öftlichen Provinzen, bie formell anfechtbar war, rüdgängig, um fi 
vie Stellung als europäiſche Macht außerhalb des Bundes zu wahren. Denn ber 
Bund ſelbſt war nun wieder die Scheingröße die er gewefen, als 
vie Ration, die fämmtlihen Negierungen und die Bunbesverfammlung eine Bun- 
veöreform für unerläßlich erkannten, als vie Führer des Volks ihre Ehre und bie 
Könige deutfchen Namens ihr Wort dafür verpfändeten und als der Bundestag bie 
Revifion der Bundesverfaſſung auf nationaler und zeitgemäßer Grundlage beſchloß. 

Die Nothwenvigkeit der Bundesreform ift durch das totale Fehlſchlagen aller 
biöherigen Verſuche, die von Bollövertretern und von Fürften unternommen wor- 
ven, nicht widerlegt. Sie ift und bleibt eine hiſtoriſche Nothwendigkeit. Aber wehe 
Deutihland, wenn die Gefchichte dieſer gefcheiterten Reformverfuche, vie Gefchichte 
dieſer Irrthümer und Täuſchungen, viefes Auffchwungs nnd diefer Niederlage nicht 
jur unvergeßlichen Lehre für alle Zukunft dient. Denn „mit ver Geſchichte bree 
hen" ift eitel Thorheit; auch mit ner Gefchichte der vereitelten Neformation bes 
veutfchen Bundes „brechen” nur Thoren : fie fortzufegen und dabei die begangnen 
Fehler nicht wieder zu begeben und andre Ähnliche zu meiden, das ift vie Weis- 
beit, weldde der Nation und ihren Xeitern zu wünſchen wäre. 

XIX. Soll aber jemals eine Neform des Bundes zum Ziele führen, fo er- 
ſcheint zweierlei, womit freilich noch allein nichts gewonnen ift, ale Borbe- 
dingung des Gelingend : von Seiten ver Nation ein wahrhaft brüderlicher Ge- 
meinfien, damit nicht jeber Schritt zur Einigung bie Fortſchreitenden veruneinige; 
von Seiten ber Machthaber — es mag porador klingen — eine Handhabung 
ver heutigen Bundesverfaſſung in fo nationalem und freiem Geifte daß endlich 
einmal klar wird, was das Bundesrecht an ſich verfehuldet und was ver unvolks⸗ 
thämlihen und verwegnen BPrarts zur Laft fällt. Ienes erfte Poftulat verfteht 
fh von felbft: fo lange vie Bayeru und Preußen und Hannoveraner u. f. w. 
über ihre politifchen Provinzialismen fih nicht in echtem Hochdeutſch verftän- 
digen, ift die Bundesverfaſſung ver anäquate Ausorud ihrer Uneinigkeit. Was aber 
imes zweite betrifit: Eine Revolution leitet fi) am eheften und beften baburd 
ein, daß Alles, was befteht, fich werth zeigt, zu Grunde zn geben. Eine 
Reform bat das Beſtehende zur Bafis und vefien Umgeſtaltung zum Zweck; 
baber dient ihrer Sade die Bemühung, aus dem, was ift, zu machen was ir- 
gend ſich daraus machen läßt. Zeigt fih durch eine hochherzige Politif der deut- 
ſchen Regierungen, daß e8 an der bisherigen miferablen Praris lag, daß alfo das 
Bundesrecht nicht ſo verkehrt war, wohlan jo werden mande ſcheinbare Mängel 
ald Vorzüge erfcheinen ; aber e8 wird unzweideutig werden, was wirklicher und 
unheilbarer Mangel if. Wo das Beſtehende völlig verhaßt und ver- 
ahtet wird, mißlingt jede Neform; es fehlt ihr Grund und Boden. An 
den deutfchen Regierungen iſt es, den Beweis des Geiftes und ver Kraft zu füh— 
ven, daß die deutſche Bundesverfaſſung ihre guten Seiten bat, wie für die Fürften 
fe für die Nation. Ift diefer Beweis geführt — und er läßt fi führen —, 
dann erft bat die Sache veutfcher politiicher Reformation ein Fundament. Dann 
werden nicht mehr Luftfchlöfler gebaut werben, weder von Fürſten noch von Par- 
lamentörebnern und Schriftftellern. Dann werben die Makel und Mängel bejei- 
tigt, dann werben die Grundzüge — denn mehr befigen wir nicht — in na⸗ 
tionalem und freien Sinn ausgeführt, tann wird der Bund, deſſen Idee danach nicht 
mehr ein Näthfel if, aus ureignem Geifte des veutichen Volkes neugeftaltet. Es wird 
— das heißt: es werde! Denn auf abfhüffiger Bahn ver Ansbentung gegen- 
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wärtigen Bundesrechts für einfeitige Intereflen nur etwa noch ein Decennium 
vorwärts — und der deutfhe Bund ift unrettbar. 

XX. Daß eine Bunbesreform noth thut, fteht feft. Der Zweck des Bundes, 
wie die Öruntgefege von 1815 und 1820 ihn ſelbſt ausfprechen, forbert zu feiner 
Erfüllung eine Reformation an Haupt und Glievern. Deutſchlands innere und 
änfere Sicherheit, vie Unabhängigfeit und Unverlegtheit der deutſchen Staaten, 
zumal ber mittleren und Fleinen, aber auch der größeren, — das Baterland 
in feinen höchſten und beiligften Interefien, die Nation, ver alle Adern unter- 
bunden find und die nur dem Namen nad eine Ration iſt, ohne Heimatrecht und 
ohne alle rechtliche Beziehung zu ver Gefammthelt, zum Baterlande, — Alles in 
Allem was deutſch heißt, fteht auf dem Spiel! 

Ob eine Reform noch möglich tft? ob die Bundesverfaſſung aud nur als 
Grundlage Stand hält? ob fie au nur das Nothoürftigfte, eine Vertretung ver 
Nation, ertragen kann 21)? Es gilt, dies zu erhärten. Und das liegt in ver Hand 
Derer, welche Deutfchlands Geſchicke wieder ausfchlieglic leiten. Der Weg der 
Einung zwiſchen deutſchen Staaten ift der einzig möglidhe, recht— 
liche, loyale Möge er von einfihtspollen und patriotifhen Staatsmännern 
balv betreten werben. Ihnen fteht reichhaltiges Material zu Gebote: nicht nur das 
der weiland Dresdner Konferenzen , fondern auch die Vorſchläge, Entwürfe und 
Ürbeiten der deutſchen Nationalverfammlung, die Pläne von Preußen und Bayern 
und, was für bie nächſte Zukunft von größerem Werth fein wird, vie Rethe 
von Projeften einer Bundesverfaſſung feit Steins erftem Entwurf, 
Die Geſchichte der Bundesakte ift ja eine —28 deutſcher Berfaffungpspläne 
in abſteigender Linie (Vgl. „Geſchichte des deutſchen Bundes”): find wir da⸗ 
mals von Stufe zu Stufe mehr und mehr geſunken bis dahin, wo das Bundes⸗ 
recht der Gegenwart fteht, bis auf Null nämlich, — wohlen, fteigen wir nun- 
mebr hinauf! Und, find wir nur erft auf ven Punkt emporgelommen, von dem 
aus Freiherr Karloom Stein fein Deutfhland betrachtet wiſſen wollte, fo wird 
unfer öffentliches Recht, wenn auch vielleicht einem Ideal ftaatlicher Architektonit 
wenig entfprechend, immerhin ein gefunver und kräftiger Körper fein für vie ger 
funde Seele eines großen Volks. 
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Deutſches Bürgerrecht. 


Wenn das Staatswörterbuch dem deutſchen Bürgerrechte einen eigenen Artikel 
winmet, fo kann der Beftimmungsgrund zunächft nicht blos in ber unmittelbaren 
praktiſchen Wichtigkeit veffelben, fonbern wohl eben fo ſehr in ſeiner hiſtoriſchen 
und politiſchen Bedeutung geſucht werden; — und dieſe wäre allerdings für ſich 
erheblich genug, um einer beſonderen Darftellung würdig zu fein. 

Ein wahres deutfches Bürgerrecht ift bei ber zur Zeit geltenden Orbnung 
der Dinge ſchwer tbeoretifh zu begründen und noch fchwerer zur wirklichen Gel⸗ 
tung und Anerkennung zu bringen, weil e8 uns an einem einheitlichen deutſchen 
Gemeinweſen fehlt, in dem und zu dem man im Berhältnifie eines Bürgers over 
Angehörigen ftehen könnte, umd das bie Mittel bite, die im Bürgerrechte ent- 
haltenen Befugniffe zu fihern und zu fchügen. Der deutſche Bund, ein vertrags- 
mäßig begrünbeter Verein ber ſouveränen Yürften und freien Städte Deutjchlands, 
hat in Gemäßheit viefes feines Charakters weder Unterthanen noch Bürger; nur 
die einzelnen Mitgliever des Bundes haben Unterthanen, nur in deren Staaten 
giebt e8 Staatsbürger. E8 Tann daher auch nur in den Einzelftaaten und gegen- 
über venjelben von einem wirklihen Staatsbürgerrechte geſprochen werben, wobei 
es indeſſen allerdings möglich bleibt, daß der Bund den Inhalt dieſes Bürger- 
vechts entweder allein oder doch mit "beftimme und daß er die Garantie für ven 
Beſtand und die Anwendung ber darin begriffenen Rechte übernehme. 

Anders verhielt fih’8 biemit, fo lange Deutichlann einen einheitlichen Staat, 
das Neich bilvete, und fohin ein fürmliches Reichsbürgerrecht erifiirte. Wreilich war, 
da faft alle Deutfchen nur mittelbare Untertbanen bes Reihe, und birelt einer 
Landeshoheit unterworfen waren, der Inhalt und Umfang dieſes Reichsbürger⸗ 
rechts nur noch von geringer Beventung; bie rechtliche Stellung der Unterthanen 
wurde faft ausſchließlich durch die Landesgefeggebung beftimmt und biefe behan- 
belte die Angehörigen der übrigen deutſchen Territorien in ber Regel ebenſo als 
Fremde, wie bie. Unterthanen nichtveutfher Staaten. Gewiſſe Wirkungen waren 
indeſſen no immer an das Reichsbürgerrecht gefnüpft, und zwar nicht blos in 
Dezug auf die unmittelbaren Unterthanen bes Reihe, jondern auch in Bezug auf 
die Iandfäßigen Perfonen. Dahin gehörten insbeſondere 

a) die Fähigkeit, in allen deutſchen Ländern Erbe zu fein, fo daß das be⸗ 
faunte Heimfallsrecht (jus albinagii) dann ausgeſchloſſen war, wenn ber Erbe ein 
Deutiher war. (Das Abzugsgeld wurde auch von den Angehörigen beuticher 
Zerritorien erhoben, fo wie vie Nachfteuer auch dann zu entrichten war, wenn 
Jemand in ein anderes Reichsland auswanderte); 

b) freier Aufenthalt und freier Betrieb des Handel in allen beutichen 
Territorien, freilich unter Beobachtung der geltenden Lanbespolizeigefetze (cf. Land⸗ 
frieve von 1548 8. 1); 

e) die Fähigkeit, Reichsämter und Würden, wie insbefondere die Stellen bei 
den höchſten Reichsgerichten zu befleiven und in deutſchen Stiftern und Ritterorven 
Präbenven zu erwerben; 

d) das Recht auf religibſe Duldung, beztehungsweife auf freie Religions⸗ 
Übung nah Maßgabe der näheren Beitimmungen des weftphälifchen Friedens; 
endlich — und das ift ein wefentlicher Beſtandtheil des Neichsbürgerrehts — 
participirte 

e) jeder Reichsangehörige an den Öarantieen, welche vie Reichsver faſſung 


Weutfiges Bürgertrecht. 'yy 


allen gefeg- und verfafiungsmäßig begränveten Rechten ver Unterthanen in ver 
Reihsgerihtsbarkeit bot. Dan konnte auch zum Schutze folder Rechte, welche 
zmähft auf der Lanvesverfaffung und ver Lanvesgefeßgebung beruhten, ven 
Schutz des Reichsoberhauptes und namentlih ver Neichsgerichte anrufen. Es 
Ionnten baher nicht blos Beichwerben wegen Verweigerung over Verzögerung ber 
Iuftiz von Seite ver Landesgerichte, fondern auch Klagen gegen ven Landes⸗ 
beren jeift wegen Mißbrauhs ver Landeshoheit an die Reichsgerichte gebracht 
werben 1). 


Dit der Auflöfung des deutſchen Neichs hörte, fo wie überhaupt, fo auch 
bezüglich des Unterthanen-Verhältniſſes jede rechtlihe Gemeinſchaft unter den 
veatihen Staaten auf. Es gab fortan nur Untertbanen der einzelnen nun ſou⸗ 


verän geworbenen Staaten, und bie Regelung ihrer Berhältniffe war nun einzig ' 


und allein Sache der Landesgeſetzgebung, ohne daß ihr dabei irgend eine redht- 
liche Schraufe entgegenftand. Bei der Abſchließung des Rheinbundes hatte man 
niht daran gedacht, über die rechtliche Stellung der Unterthanen etwas feſtzu⸗ 
feßen; nur vie Verhältniſſe der Mebtatifirten und ihrer Beamten fanden in der 
Rheinbunnsakte Ihre Normirung. In Einer Beziehung hatte indeflen der Rhein- 
bund Folgen für die Stellung der Unterthanen der Einzelftanten geäußert. Der 
Broteftor ließ ſich nämlich in ven Beitrittsurfunden ber proteſtantiſchen Landes⸗ 
herren das Berfprechen geben, daß die Uebung ver katholiſchen Neligion der der 
peoteftantiichen vollfonmen gleichgeftellt und daß bie Untertbanen von beiden Kon- 
feffionen ausnahmslos gleiche bürgerliche und politifche Rechte genießen follten 2). 

Bei der Berathung der deutſchen Bunbesalte, durch welche vie neue Orb- 
nung der Dinge in Deutſchland begründet werben follte, war die Frage fiber bie 
deftftellung ver Rechte ver Unterthbanen von mehreren Seiten angeregt und zur 
Verhandlung gebracht worden. Wenn man aud von ber Wieberberftellung bes 
Reiches bald abftand, fo hielten e8 doch gar mande gewichtige und einfichtige 
Stimmen (u. 4. Stein, ®. v. Humboldt, Münfter) für nothwendig, daß dem 
Bundesvertrag die feierliche Anerkennung der weientlichen Unterthanenrechte ein- 
zuiverleiben jet und daß man im Bunde eine Garantie gegen willfürliche Ber- 
letzung aufrichten müfle Daher follte vie Zweckbeſtimmung des Bundes and 
„pen Schug der verfafiungsmähigen Rechte jever Klaffe der Nation” umfaflen 
und im Sonterte des Bundesvertrags follten als Rechte der Untertbanen nament- 
ih anerkannt werben: | 

a) die Freiheit und Sicherheit ver PBerfon, fo daß eine Beichränfung 
verfelben nur infoweit zuläſſig jet, als fe in den beftehenven Geſetzen begründet 
und durch dem orventlihen Richter verfügt ift. Die gänzliche Aufhebung ber Leib⸗ 
eigenfchaft, wo fie etwa noch vorhanden war, verftand ſich dann von felbft; 

b) das Berbot des Schul- und Univerfltätsbanns oder die Freiheit, feine 
und der Seinigen Ausbildung auf jeder deutſchen Lehranftalt zu fuhen; 

e) die Sicherung ver Unabhängigkeit der Landesgerichte und die Möglichkeit, 


2) Vgl. N. Tb. Gönner, deutſches Staatsrecht. Landshut 1804. ©. 585 dann 3. St. 
Bütter, Anleitung zum beutfchen Staatsrechte. Bahreuth 1792. Bd. 11. S. 578, 

9 S. die fraglichen Urkunden bei Guido von Meyer, Staatsalten Bd. I. S. 126. — 
In der Note des Proteftord an den Fürften Primas vom 11. Sept. 1806 findet fich in Bezug 
auf die Unterthanen nur eine negative Aeußerung, die lautet: »les discaussions, que les Sou- 
veraias pourraient avofr avec leurs sujets, ne peuvent &tre porldes A un tribunal 
ätrauger.« Als ein ſolches fremdes Tribunal, das nicht für die Unterthanen befteht, wird un⸗ 
mittelbar darauf auch der Bundestag bezeſchnet; ſ. v. Meyer, aa. D. S. 122, 


7 * 
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gegen ihre Entfcheidungen an ein Bundesgericht mit Beſchwerde ſich wenden zu 
fönnen;; 

d) vie Freiheit chriftlicher Religionsübung aller Orten, wo bie Unterthanen 
eine firchliche Gemeinde zu bilden ſich im Stanve fühlen, und vie Verfiherung, 
daß jede im Stante anerlannte Religionsgefellihaft ausjchließend zur Verwaltung 
ihres Kirchenvermögens beredhtigt fet 9). 

Bon allem dieſem gelangte nun wie bekannt ſchließlich nichts zur Aufnahme 
in die Bundesalte. Die Mittelftanten boten Alles auf, fih in viefem Punkte 
möglichfte Freiheit zu bewahren, und wollten daher durch ven Bunbesvertrag feine 
Verpflichtungen übernehmen. In Folge deſſen erhielten dann auch nur wenige bie 
Rechte der Untertbanen überhaupt betreffenden Verfügungen vie allgemeine Zu- 
ſtimmung, an deren fragmentarifcher Geftalt die Art ihrer Entftehung fi) deut⸗ 
ih genug beurfunvet. Auf ihnen beruht ver wirklihe Gehalt des zur Zeit be- 
ftehenden deutſchen Bürgerrehts, und es ift daher unfere Aufgabe viejelben hier 
zufammenzuftellen. . 

1. Bon den auf Religion und Kirche bezüglihen Vorſchlägen warb nur 
das gut geheißen, was im Artikel 16 ver Bunbesafte enthalten iſt. Darnach kann 
vie Verſchiedenheit der chriftlihen Religionsparteien in ven Rändern und Gebieten 
des bentfchen Bundes keinen Unterfchien im Genufle ver bürgerlihen und politi- 
fen Rechte begründen. Im zweiten Abſatze wird den Juden das, was ihnen an 
Rechten von ben einzelnen Bundesſtaaten bereit3 eingeräumt war, gewährleiftet 
und wird verfproden, daß die Bunvesverfammlung in Berathung ziehen werbe, 
wie auf eine möglichft übereinſtimmende Weife vie bürgerliche Verbeflerung ver 
Belenner des jüdiſchen Glaubens in Deutſchland zu bewirken fet und wie infon- 
derheit denfelben der Genuß ver bilrgerlihen Rechte gegen vie Uebernahme aller 
Bürgerpflichten in den Bundesſtaaten verfhafft und gefichert werden könne. — 
Das Berfprehen des zweiten Abfages ift bis zur Stunde ohne Erfüllung ge- 
blieben; die Beftimmung im erften Abſatze wird von der Bunbesverfammlung im 
einem jo engen Sinne verftanden und ausgelegt, daß fie nahezu illuſoriſch wird. 
Man geht nämlich davon aus, daß der Artikel 16 fi auf die Religionsübung 
überhaupt nicht erftrede, vaß vielmehr die Trage, ob eine Konfeffion das Recht 
des gemeinfamen, resp. Öffentlichen Kultus babe, nach wie vor aus den Verord⸗ 
nungen des weftphällfchen Friedens zu beantworten ſei. Nur für ven Fall, vaß 
biernah eine Konfeffion im Lande als eriftenzberechtigt erfcheint, äußert dieſer 
Anftht nad der Artikel 16 Wirkungen. Unferes Erachtens iſt diefe Auslegung 
der Bunbesalte, auch von ben politiihen Bedenken, welche fie gegen ſich bat, 


abgeſehen, eine irrige %. Die Bundesalte ſchließt fih an den Zuſtand ver Dinge, 


wie er in ben Rheinbundftanten in allgemein anerlannter Geltung war, an und 
fete daher insbeſondere das Recht ver Religionsübung als felbftverftänplich vor- 
ans. Bgl. den Artikel „Belenntnißfreibeit“. ' 

2. Außer dem, mas ber Artifel 16 der Bundesakte über die Rechtöverhält- 
niffe der Unterthanen verfügt, tft insbeſondere noch der Artikel 18 feinem ganzen 
Inhalte nach der Feſtſtellung gewiffer Grunpfäge über dieſelben gewidmet. „Die 
Bundesglieder kommen überein” — fo lautet der Eingang — „ven Unterthanen 


„ Dal. Joh. 2. Klüber, Neberſicht der Diplomat. Verhandlungen des Wiener Kongreſſes 
überhaupt und über wichtige Angelegenheiten des deutfch. Bundes infonderh. Abth. 11. S. 269 ff. 

6) agl über dieſe Kontroverfe noch die Eritifche Ueberfchau der deutichen Gefebgebung und 
Rechtsw. Bd. V. S. 167 ff. und die. dort angeführten Autoren, 
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der deutſchen Bunbesflanten folgende Rechte zuzuſichern“ 5), Die zugeficherten 


Rechte der Unterthanen find aber: 

a) Örundeigenthum außerhalb des Staates, den fie bewohnen, zu er- 
werben und zu befigen, ohne veßhalb in dem fremden Stante mehreren ober 
höheren Abgaben und Laſten unterworfen zu fein, als deſſen eigene Unterthauen. 
Selbftverfländli muß der Erwerber das Necht haben, fih in dem Staate, wo 
fein Grundbeſitz Ilegt, auch aufzuhalten. 

b) Die Befugniß des freien Wegziehens aus einem Bundesſtaate in ven 
andern, ber fie erweislich zu Unterthanen annehmen will, fo wie die, in Civil⸗ 
und Militärbienfte deſſelben zu treten, — beides jevod nur inſoferne keine Ver⸗ 
binblichleit zu Militärdienſten gegen das bisherige Vaterland im Wege fteht. Da⸗ 
mit wegen ver zur Zeit ber Abjchließung des Bundes obwaltenden Verſchiedenheit 
ver geſetzlichen Vorſchriften über Militärpflichtigfeit hiebei nicht ein ungleichartiges, 
für einzelne Bundesſtaaten nachtheiliges Verhältniß entftehen möge, fo follte bei 
ver Bunvesverfammlung die Einführung gleihförmiger Örunpfäge über 
viefen Gegenftand in Berathung genommen werven. Allein vie Ungleichartigkeit 
ver erwähnten Vorſchriften befteht, wenn auch in etwas geringerem Grabe, zur 
Stunde noch und die Bunbesverfammlung hat ihre Aufgabe, darin Gleichförmig⸗ 
keit berzuftellen, jo wie mande andere erft noch zu löſen 8). 

e) In Verbindung damit fteht die Freiheit von aller Nachſteuer (jus 
detractus, gabella emigrationis), infoferne irgend ein Bermögen, fei ed aus 
Veranlaſſung einer Auswanderung, over aus dem Grunde eines Erbſchaftsaufalls, 
eines Berkanfs, Taufches, einer Schenkung, Mitgift u. |. w. aus einem Bundes⸗ 
fiaate in dem anderen übergeht. In ben näheren Beftimmungen, über welche ſich 
die Bundesverfammlung am 23. Juni 1817 zur Verwirklichung der grundgefeg- 
lihen Anordnung vereinigte, wird noch beſonders ausgefprochen, daß es bezüglich 
ver Nachfteuerfreiheit feinen Unterfchied mache, ob die Erhebung der Abgabe bis⸗ 
ber dem Innvesherrlichen Fiskus, den Standesherren oder anderen Privatberechtig⸗ 
ten oder Kommunen zuftand, und daß die Aufhebung der Nachfteuer keinen Grund 
zur Entſchädigungsforderung an den Landesherrn wegen der ven Berechtigten ent⸗ 
gehenden Einnahme abgeben könne. Beſondere, unter den Bundesftanten bereits 
beſtehende oder in Zukunft abgefchlofjene Freizligigfeitsverträge find von Wirkſam⸗ 
keit, infoferne fie noch güuftiger find und die Wreiheit noch weiter ausvehnen, als 
das Bundesrecht. Vgl. oben den Artikel „Auswanderungsrecht". 

Während die Bunbesalte in den bisher angeführten Verhältniffen (1 und 2 
a— e) beftimmte Zufiherungen giebt, die, um rechtswirkſam zu fein, blos ver 
Publikation bevürfen, giebt 

d) ver legte Say des Artiteld 18 das Verfprechen einer künftigen Re— 
gelung der Preffe und des Autorrehted „Die Bundesverſammlung wird 
ih” — das find die Worte dieſes Satzes — „bei ihrer erften Zufammenkunft: 
mit Abfaflung gleihförmiger Berfügungen über vie Preffreiheit und die Sicher- 


5) Im Entwurfe hatte diefer Eingang gelautet: „Den Untertbanen der deutichen Staaten 
wird von den Bundeögliedern gegenfeitig. zugeſichert“; exft in der Sigung vom 8. Juni ward 
n Iepige Nebattion — wie e8 foheint auf Bayerns Antrag — angenommen; f. Klüber a. a. 

. S. 265. 


6, Daß auch die Intereffen des Bundesheerweſens eine Gleichförmigkeit in der fraglichen 
Beziehung beifchen,, brauchen wir wohl kaum befonderd hervorzuheben. Mehrere einzelne Staaten 
haben durch atserteäge die Lücke ergänzt; vgl. Klüber, öffentl. Recht des deutichen Bun⸗ 
des (IV. Aufl.) Bd. 28 (©. 306) Rote f. 





102 Deutſches Bürgerrecht. 


® 

ftellung der Rechte der Schriftfteller und Verleger gegen ven Nachdruck beichäftt- 
gen." — Die gleihförmigen Verfügungen über bie Preffe, die der Beſchluß vom 
20. September 1819 brachte und bie bis zum Jahre 1848 in Kraft blieben, 
normirten befanntlih nicht die Preßfreihett,  fonvdern führten eine ſehr weit 
ausgevehnte Cenſur ein. Erſt der Bundesbeſchluß vom 3. März 1848 erfiärte, 
eö ftehe jedem Bundesſtaate frei, die Cenfur aufzuheben und Preßfreiheit einzu- 
führen, ſetzte alfo die Vorfchriften von 1819 aufer Wirkſamkeit. Die dadurch im 
Bundesrechte entftandene Türe füllte der Bundesbeſchluß vom 6. Juli 1854 7) 
wieder aus, der „allgemeine Beitimmungen zur Verhinderung des Mißbrauchs 
der Preßfreiheit" trifft. S. das Nähere hierüber in dem Artikel „PBreffreiheit”. — 
Die gleichförmigen Normen zum Schuge des Autorrechts gegen Nachdruck kamen 
zwar fpäter (1837) zu Stande, als jene über die Preffe; allein ihr Inhalt war 
dem Zwecke entfprechenver, und die Bundesverſammlung bat es ſich angelegen 
fein laſſen, das, was anfänglich darüber feftgefegt war, nah Maßgabe ver An- 
forderungen einer Elareren Einfiht und des praltifhen Bedürfniſſes zu ergänzen 
und zu erweitern 9. ©. oben den Artikel Autorrecht“. 

Auf diefen wenigen Zuficherungen beruht der pofitive Begriff des wirklich 
beſtehenden deutſchen Bürgerrechts 9), das, wie aus ber bisherigen Ausführung 
erhellt, wefentlih nur Rechte gegen ven eigenen Staat, nicht auch Rechte gegen- 
über den anveren deutſchen Staaten, — nit einmal das Recht des freien Auf- 
enthalts, gejchweige denn das der Nieberlaffung u. ſ. w. enthält. Aber auch gegen- 
über dem eigenen Staate werben ven deutſchen Unterthanen nur einzelne bürger- 
liche Rechte zuerkannt; politifche Rechte werben nicht nur nicht gewährleiftet, 
fondern bie Fähigkeit dazu wird ven Deutfhen vurd die Bunbesgefeßgebung ge- 
radezu abgeſprochen 19), 

Läßt hiernach der Inhalt des deutſchen Bürgerrechtes ſehr Bieles ver- 
miſſen, fo iſt ver Schuß, der den darin begriffenen Rechten bundesgeſetzlich ge= 
währt iſt, noch mangelhafter. Zwar iſt das Recht ver Beſchwerdeführung beim 
Bundestage den Betheiligten eröffnet. Allein dieſem fehlt es an derjenigen Unab- 
hängigkeit und Selbfiftänvigfeit, welche die Grundlage des Vertrauens bilvet; und 
bie. Art, wie die wirflid an den Bundestag gebrachten Beſchwerden dort bisher 
behandelt wurden, war nicht geeignet ein ſolches Bertrauen zu erweden ober zu 
ftärlen. In ſolange nicht eine richterliche Inftanz, analog dem Neichsfanmergericht, 


s .) S. denfelben bei H. A. Zahariä, die deutfchen Berfaffungägefeße der Gegenwart. 

8) Aus der Tüngften Zeit gehört hieher der am 1. Juli 1857 in Kraft getretene 
Aundeabefhluß vom 12, März 1857, den Schup dramatifcher und mufifaliicher Werke gegen unbe⸗ 
fugte Aufführung und Darftellung betreffend, wornad der Auftor auf Lebenszeit, fein Erbe und 
Nachfolger noch 10 Jahre lang des gefeglichen Schutzes genießt. 

9), In der neueften Zeit Hat die Bundesverfauumfung auch das VBereinswefen dur Be⸗ 
ſchluß geregelt, nicht in der Abſicht, diefes Recht dadurch den Unterthanen zu fihern, fondern um 
deffen Ausübung „im Intereſſe der gemeinfamen Sicherheit und Ordnung“ zu normirenz f. den be= 
treffenden Beſchluß vom 13, Juli 1854 bei Zachartä, deutfche Derfaffungägefepe ©. 57. 

10) Die Richtigkeit diefer unferer Behauptung brauchen wir nicht umſtändlich zu beweifen; wir 
erinnern nur an die Art deö Vollzugs des Artikels 13. Aus dem vorher angeführten Beſchluſſe vom 
13. Zuli 1854 über dad Vereinswefen entnimmt man, daß diefelbe Au affung zur Stunde die herr⸗ 
chende fel. In 8. 3 werden nämlich die Dorjchriften über die politiichen Vereine mit folgenden 

orten eingeleitet: „fo ferne derartige Vereine nicht nad Maßgabe der Landesgeſetze überhaupt 
unterfagt find”. Hiedurch gerade hat fi) Das Bundesrecht in den greilften Widerfpruch mit dem gan- 
zen modernen Rechtäbewußtfein und zum Theil auch mit dem Berfaffungen ber Bundesſtaaten gejept. 
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über ſolche Beſchwerden entfchelvet, wird daher das praktiſche Bedürfniß unbefrie⸗ 
digt bleiben, und auch ſolche Beſtimmungen, welche ihrer Wortfaſſung nach die 
Unterthanenrechte zu ſichern und zu gewährleiſten geeigenſchaftet wären, wie z. B. 
die des Artikels 29 der Wiener Schlußakte über Juſtizverweigerung, werden ohne 
Wirkung bleiben. Sollten die Beſtimmungen der Bundesakte reelle Vortheile bieten 
und wirklich ein allgemeines deutſches Bürgerrecht begründen, dann müßte den⸗ 
jelben wenigftens bei der Anwendung biejenige Ausvehnung gegeben werben, deren 
fie ihrem Wortlaute und ihrem BZwede gemäß fähig waren. Vgl. noch oben ben 
Artikel Beſchwerde“ und den Artikel „Iuftizverweigerung”. 

Nah alledem wird es erflärlich erjcheinen, wenn auch diejenigen, welche in 
Bezug auf das Maß der Unterthanenrechte nur die geringften Anſprüche machten, 
nit dem, was das Bundesrecht bot, nicht zufrieden fein konnten. Fiel ja ſelbſt 
ein Vergleich des gegenwärtigen Zuſtandes mit dem zur Zeit des Reichs nicht 
zum Bortheil der Öegenwart aus;. die Bundesgefeßgebung gewährlelftet nicht ein- 
mal fo viel, als die Reihöverfafiung gefichert hatte 11), Daher trat denn auch 
bei jeder politifchen Erregung das Verlangen nad ausgevehnteren und beffer ge- 
fiherten Rechten in den Vordergrund und daffelbe äußerte ſich beſonders lebhaft 
in ter Bewegung bed Jahres 1848: vie „Grundrechte des deutſchen Volles“ 
follten feftgeftellt werden. Der Entwurf eines deutſchen Reichsgrundgeſetzes, welcher 
im April 1848 von den 17 Bertranendmännern ausgegangen war, fuchte zuerft 
den vom Borparlamente formulirten Forderungen zu entfprechen 19; er zählte in 
Artilel IV 8. 25 jene Rechte auf, weldhe das Reich dem deutſchen Volke gewähr⸗ 
leiftet und welche zugleich der Berfaffung jenes einzelnen deutſchen Staates zur 
Norm dienen follten. Die wichtigſten verfelben find: 

a) eine Bollövertretung mit entſcheidender Stimme bei der Gefeßgebung und 
Beſteuerung, der die Minifter verantwortlih und veren Verhandlungen öffentlich 


ud; 

b) eine freie Gemeindeverfaffung anf Grundlage felbfiftänpiger Verwaltung 
ver Gemeine Angelegenheiten; | 

e) Unabhängigkeit ver Gerichte, adminiftrative Unabfegbarfeit der Nichter, 
öffentliches und mündliches Berfahren mit Schwurgerichten in Kriminalfachen und 
bei politiſchen Vergehen, Vollziehbarkeit der rechtsträftigen Erkenntniſſe deutſcher 
Gerichte im ganzen Gebiete des deutſchen Reichs; 

d) freies Verſammlungs⸗ und Vereinsrecht, unbeſchränktes Petitionsrecht von 
Einzelnen ſowohl als Körperſchaften, verfaſſungsmäßig geſichertes Beſchwerde⸗ 
recht; 
e) Preßfreiheit ohne Beſchränkung durch Cenſur, Konceſſionen und Kautionen, 
Aburtheilung der Preßvergehen durch Schwurgerichte; 

f) Sicherſtellung der Perſon gegen willkürliche Verhaftung und Hausſuchung; 

g) Berechtigung aller Angehörigen des deutſchen Reihe, in jenem einzelnen 
Staate und an jevem Drte ihren Aufenthalt zu nehmen und unter ven nämlichen 


1) Erft der außerhalb des Bundes ftehende golfverein tft einigen ber dringendflen Bes 
dürmiffe gerecht geworden; die Vereinsſtaaten haben 3. B. die Verpflichtung übernommen, die 
Angehörigen der übrigen unter denjelben Bedingungen, wie die eigenen Untertanen, zum Hans 
del: und Gewerbe-Betriebe zugulaffen. 

19) S. den Entwurf bei Roth und Merk, Quellenfammlung zum öffentlichen Rechte. 
». 1. ©. 370 ff. Die Bezeichnung „Grundrechte“ wird in den Verhandlungen bed Vorparla⸗ 
ments bereits gebraucht. 
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Bedingungen, wie die Angehörigen bes betreffenden Staates, Grunpftüde zu er- 
werben und Gewerbe zu betreiben; 

h) Auswanberungsfreiheit, Freiheit der Wahl des Berufs und der Bildung 
dazu im In- und Auslande; 

i) Freiheit der Wiflenihaft, dann des Glaubens und ber privaten und 
öffentlichen‘ Religionsübung 13); Gleichheit aller Neligionsparteien in bürgerlichen 
und politifchen Rechten. 

Die deutſche Nationalverfammlung hatte bald nach ihrem Zufammentritte 
einen beſonderen Berfoffungsausfhuß gewählt und ihm übertragen, bie auf bie 
Berfaffungsfrage ſich beziehenden Borfchläge zu machen. Diefer, von der Anficht 
ausgehend, daß zuerft jene Verhältniffe zu regeln feien, bei denen Alle gleidy- 
mäßig intereffirt fchienen, und welde vie nothwendige Grundlage des eigentlichen 
Berfafjungswertes bilden müßten, beſchloß zu allernädjft, einen „Entwurf über bie 
Volksrechte“ auszuarbeiten und der Verfanunlung vorzulegen 14). Der ſehr aus⸗ 
führliche Entwurf warb in der Verſammlung felbft noch bedeutend erweitert, ohne 
doch ſachlich mehr zu bieten, als der Siebenzehner-Entwurf,. Es ift hier nicht der 
Drt, alle die mannigfachen Nachtheile auseinanderzufegen, welche diefer Gang ver 
Berhanplungen und die Art und Weife, wie fie gepflogen wurden, auf das Er- 
gebniß der Thätigkeit der Nationalverfammlung geäußert hat. Es warb nicht blos 
der günftige Moment zur Gründung einer einheitlichen Berfaffung verfäumt, fon- 
dern es ging auch das Vertrauen verloren, indem die Berfammlung viel zu weit 
ausgriff und Dinge gleichförmig zu reguliren unternahm, bei denen dieſes, an fich 
unnöthig, den Wünfchen des Volkes widerſprach. 

Die Grundrechte des deutſchen Volkes, welche fpäter als Abfchnitt VI in 
bie Reichsverfafſung aufgenommen wurden, hatten zwar in einzelnen beutichen 
Staaten Geſetzeskraft erlangt; allein mit dem Scheitern der Reichsverfaſſung mußten 
auch fie fallen, da ihr Beitand von dem Beftehen einer fie gewährleiftenden und 
ſchützenden Reichsgewalt bedingt war. Und fo tft das deutſche Bürgerrecht zur 
Stunde noch auf dasjenige befchränft, was Die deutſche Bundesakte in Bezug auf 
daſſelbe bietet ! 

Siehe die vollftännige Darftellung ver „Grundrechte“ bei Zöpfl, Grundſätze 
des allgemeinen und deutſchen Staatsredhts, IV. Aufl, (1856) Br. II ©. 222 
bis 252, wobei auf die einfchlägigen Beftimmumgen ver Berfaffungen der Einzel- 
ftaaten fortlaufend Rüdfiht genommen ift; vergl. noch Ottow, die Grundrechte 
bes deutfchen Volkes nebft den Entwürfen zu dem Gefege und Hinweifungen auf 
andere Berfafjungen. Frankfurt a. M. 1849 9, vuzl. 


Deutſche Kriegsverfaſſung, ſ. Kriegsverfaſſung. 

Deutſche Nationalverſammlung, |. Nationalverſammlung. 

Deutſche Landſtände, |. Landſtände. 

Deutſchorden, ſ. Orden. 

Diäten, ſ. Abgeordnete. 

Diderot, ſ. Encyklopädiſten. 

13), Das Borparlament hatte noch beigefügt: „Unabhängigkeit der Kirche vom Staate“. 

16) —F J. G. Drovſ, en, bie Verhandlungen bed Verfaſſungs⸗Aus chuffes der deutfchen 
Nat.Verſ. Th. 1 ©. 1— 3; f. den Bericht des Ausfchuffes über den Entwurf ebend. S. 371 ff. 


*), ©. aud ben gleichzeitig gefchriebenen Art. „Deutſche Bundesverfaſſung“, oben ©. 49 ff. 
Anm. d. Red. 
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Dieuftbarkeit, ſtaatsrechtliche. 


I. Bon einer ſtaatsrechtlichen Dienftbarteit fpridt man da, wo bie 
ſtaatliche, an fi unbefchränkte und vollftänvige Herrſchaft (Stantshoheit) inner- 
halb ver Grenzen des Staatsgebiet zu Gunften eines andern Staats ober poli- 
ttihen Gefammtlörpers in dauernder Weile durch einen fpeciellen Rechtstitel 1) 
vergeftalt eingefchräntt ift, daß fie dem Berechtigten gegenüber zu einem beftimmt 
begrenzten Dulden oder Unterlaffen verpflichtet erfcheint. Die fog. ftantsrechtliche 
Dienftbarkeit konſtituirt alfo ein Nechtöverhältnig zwifchen zwei von einander un- 
abhängigen politifchen Körpern und iſt infofern gar nit ſtaatsrechtlich im 
igentlihen Stune, fondern in das Geblet des Boölkerrechts zu verweilen, durch 
welches die für biefelbe Geltung in Anfpruch nehmenven allgemeinen Rechtönormen 
alein konftituirt werben können. Wenn aber eine ältere Theorie zwiſchen ftaats- 
rechtlichen md völkerrechtlichen Dienftbarleiten zu unterfcheiden für nöthig 
hielt 2), fo erflärt fi) dies aus der befondern Verfaſſung des deutſchen Reiche, 
als eines zufanunengefegten Staatsförpers, in welchem die einzelnen Xerritorial- 
herren zwar unabhängig von einander fich gegenüber ſtanden, aber doch der höhern 
Staatsgewalt won Kaiſer und Reich unterworfen waren, durch welche auch befon- 
bere, unter den Begriff einer Dienftbarkeit zu ſubſumirende Rechte begründet 
oter aufgehoben, alfo durch eine für beide Theile verbindliche ſtaatsrechtliche 
Rorm regulirt werben konnten. 

Die Begriffsentwidlung ver ſtaatsrechtlichen Dienftbarkeit Tann fi un⸗ 
bedenllich an die Analogie der civilrechtlichen Servitut anlehnen. Im Allgemeinen 
eriheint auch fie als ein dingliches, das völkerrechtliche Eigenthum oder 
Staatshoheitsrecht beſchränkendes Recht, man mag nun bafür die gewöhnlich ge- 
wordene Auffaflungsweife, daß die Servitut ſich durch abgelüste Eigenthums- 
beſtandtheile bilde, adoptiren ober nicht. Schon hierdurch tritt fie in Gegenſatz 
zn allen blos obligatorifhen, nur eine perfänliche Verpflichtung begründenden 
Verhaͤltniſſen, wie fle zwiſchen Staaten unenvlih häufig und in der mannig- 
faltigften Geftalt vorkommen. Die Eriftenz der Staatsfervitut ergreift weſentlich 
das Staatsgebiet felbft, als Objekt des beſchränkenden Rechts; fie ift ein jus 
in re, ein Recht, welches die Sache felbft, wenn glei nur in beftimmter Ric 
tung und Grenze, dem Berechtigten unterwirft und deßhalb aud von ihm gegen 
jeven Beſitzer des belafteten Gebiets, ohne Rüdficht auf das Verhältniß beilel- 
ben zu den Vorbefigern und unabhängig von allen Aenverungen in ver Beherr- 
hungsform oder dem Herrſchaftstitel u. f. w., geltend gemacht werben Tann, 
infofern nicht die völlerrechtlichen Alte felbft, durch - welche die fiantsrechtliche 
Dienftbarfeit begründet wurde, aufgehoben oder annullirt werben. 

Hiermit iſt der ſtaatsrechtlichen Dienftbarkeit zugleich die igenfchaft der 
Dauer verbürgt, die aber auch von vornherein infofern etwas Weſentliches ift, 
als Alles, was nur von vorübergehendem Intereſſe für den berechtigten Staat 


— 





i) Ausgeſchloſſen bleiben hiernach von dem Begriff die durch das Völkerrecht anerkannten 
gemeinen Beſchraͤnkungen der Willkür im Verhältniß der Staaten zu einander und Dasjenige, 
nad man wohl mit dem Namen Servilutes juris genliam naturales (vgl. Heffter, europ. 
— der. Gegenwart 8. 43 vgl. mit 8. 33 daſ.) genannt hat. 

2) Gönner, Entwickl. d griffe und der rechtl. Berhältn. deutfcher Staatsrechtodienſt⸗ 

Erlangen 1800. 


N 
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ſein kann und der Verpflichtete nur vorübergehend dulden oder unterlaſſen ſoll, 
nicht Staatsſervitut ſein kann und auch nicht als ſolche bezeichnet zu werden 
pflegt; z. B. Durchmarſch von Truppen für einen beſtimmten Fall, ober wäh—⸗ 
rend eines vorhandenen Kriegszuſtandes, im Gegenſatz zu einer auf dauerndem 
Bedürfniß beruhenden Militärſtraße, wie ſie namentlich für deutſche Bundes: 
ſtaaten durch neuere Staatsverträge begründet worden iſt. Ob aber deßhalb über⸗ 
haupt in allen Fällen, wo das konſtituirte Recht durch einen Endtermin begrenzt 
oder von einer Reſolutivbedingung abhängig gemacht iſt, der Begriff der Dienft- 
barkeit ceffire und nur ein obligatorifches Verhältniß begründet werde? ift eine 
theoretifche Frage, die für vie völkerrechtliche Servitut wenig oder gar Fein praf- 


tiſches Intereffe haben vürfte 3). 


Die Regel: „Servitus in faciendo consistere nequit* iſt im römifchen Civil- 
recht aus dem Wejen der Servitut im Verhältniß zu vem duch fie befchräuften 
Eigenthumsrecht abgeleitet und ihre praktiſche Bedeutung die, daß eine Verpflich⸗ 
tung zum Thun ober Leiſten nicht als Beſtandtheil der Serpitut auf jeben Be- 


ſitzer der Sade, fonvern nur als Obligatio auf ven Erben des Berpflichteten 


übergeht; fragt man nun, ob jener Sat aud für bie Serritus juris publici maf- 
gebenb fein könne? fo ift allervings vie Verſchiedenheit zwifchen dem privatrecht⸗ 
lihen Eigenthum, welches eben nur Rechte, aber keine Pflichten imvoloirt, 
und der Staatöhoheit, die nach dem ftaatsrechtlihen Princip zunächſt Pflicht 
für den Inhaber und nur folgeweije Recht ift, unverkennbar. Allein Pflicht if 
fie doch nur im Verhältniß zu dem beberrfhten Stante ſelbſt; andern Staaten 
gegenüber, worauf es bier allein ankommen kann, ift fie lediglich ein, Alles was 
die Staatshohett gewähren kann, umfaflendes und jeve fremde Einwirkung aus 
[hließendes Recht und dadurch die Adoption des civilrechtlihen Grundſatzes ohne 
Zweifel ermöglicht. Die oben angeventete praftiiche Bedeutung des Gates aber 
bürfte für die flantsrechtliche Dienſtbarkeit von der allergeringften Erheblichleit 
fein, da der Unterfchied zwiſchen Univerfal- und Singularfucceifion auf die Sue 
ceffion in die Stantsgewalt gar feine Anwendung findet und jever Nachfolger iu 
dieſelbe Staatsgewalt zur Anerkennung der von den Vorgängern in ber Regie⸗ 
rung rechtsgültig übernommenen Verpflichtungen verbunven iſt. Es bliebe mithin 
nur der höchſt feltene Fall übrig, daß die dem Beredhtigten gegenüber zu einem 
Thun verpflichtete Stantsgewalt völlig erlöſcht oder zu eriftiren aufhört, wie z. B. 
durch Auflöfung des veutfchen Reichs vie bisherige Reichsgewalt. Hier würde natür- 
lid au die von ihr gegen einen andern Staat üßernommene Berpflihtung zu 
einem beftimmten Thun erlofchen fein; babei aber die weitere Frage entfliehen, ob 
nicht daffelbe in Beziehung auf alle ihr Staatsgebiet belaftenven Servitutes quæ in 
non faciendo consistunt, troß ber entgegenſtehenden Auffafiung des Civilrechts, 
angenommen werben müſſe? was wir doch unbedenklich flatuiren möchten, da Im 
völkerrechtlichen Verhältniß der Staaten zu einander kein durchſchlagender Grund 
bervortritt, die Verpflichtung zu einem Thun und die Verpflichtung zu einem 
Unterlaffen verfhieven zu behandeln 4). Damit würde dann ber auch bei Staats⸗ 


— 


3, Bekanntlich ift auch dem Satze des ftrengen Civilrechts »Servitutes Ipso quidem jure 
neque ex tempore, neque ad tempus, neque sub conditione, neque ad certam con- 
ditionem oonstitui possunta dutch Anerfennung einer pacli vel deli excoptio tL. 4. D. de 
serv, 8, 1.) die Spige abgebrochen. 2 

4 Als Beiſpiel fünnte hierbei die im Küneviller Frieden Art. 6 vom deutfchen Reich 
Frankteich gegenüber übernonmene Verpflichtung, mehrere Pläpe und Feſtungen dieffeitd dei 
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vienftharfeiten zweifellos vorkommende Unterſchied zwiſchen afftirmatinen und 
negativen Servituten 5) eine beſondere rechtliche Bedeutung gewinnen 8). 

II. Die Subjekte der Staatsdienſtbarkeit ſind in der Regel zwei Staaten, 
wovon der eine der Berechtigte, der andere der Verpflichtete iſt. Zweifellos braucht 
aber der Berechtigte kein fog. einfacher Staatskörper zu fein und überhaupt feine 
ſtaatlich organifirte politiiche Macht. Auch einer dauernden Konföderation, einem 
Staatenbund kann das jus servitutis zuftehen. Ein Beiſpiel ver Gegenwart liefert 
das deutſche Bundesrecht in Betreff der Bundesfeſtungen, bei welchen bie Pro- 
prietät und Souveränetät des Einzelſtaats durch das dauernde Recht des Bundes 
eingihränkt iſt. (Das Beſatzungsrecht ift hier natürlich Beſtandtheil des Bunbes- 
Servitutsrechts, auch da wo es wieder als befonderes Recht eines Einzelſtaats, 
.®. Oeſterreichs, Preußens oder Bayerns bei ven beſtehenden Bundesfeſtungen, 
in ver Ausübung normirt fl) Unterthbanen dagegen können bier nicht ale 
Servitutöberechtigte auftreten; in feinen Falle die eigenen Unterthanen eines 
Staats, bei welchen auch für das hergebradhte ober verliehene Hoheitsrecht ftets 
am der Geſichtspunkt der flaatsrechtlihen, der Gefeßgebung und Gerichtsbarteit 
des Staats unterliegenden Konceffion (Privilegtums) maßgebend jein Tann. 
Über au Feine Fremden Stantsunterthanen Türmen das berechtigte Subjekt bei 
einer Staatsdienſtbarkeit fein; denn aud fie find nach dem allgemein berrichenven 
Territorialprincip der Gefeßgebung und Gerichtsbarkeit des Staats, auf deſſen 
Gebiet ihnen Rechte eingeräumt fein follten, unterworfen und ihr eigener Staat 
lam nicht mehr Recht bei etwaigen Berlegungen in Unfpruch nehmen, als über- 
haupt das völkerrechtliche Schutz⸗ oder Verwendungsrecht reicht. Etwas anders 
wäre ſich Die Sache nur dann ftellen, wenn ber fremde Staat felbft ver Stipu- 
Ister ift, obwohl das Stipulirte nur feinen Unterthanen zu Gute kommt, z. ©. 
ki einer vertragsmäßig zugeficherten freien Paſſage zu Land over zu Wafler, bei 
tem Recht zu fordern, daß gewiffe Häfen offen gehalten werben, ober Freihäfen 
kin follen 7) u. f. w. 

Eine fog. vwölferrechtliche Garantie gewiffer Rechte eines nichtfouveränen Aus⸗ 
anders macht dagegen viefe Rechte noch nicht zu einer eigentlichen Staatsbienft- 
barkeit 9); fondern auch hierbei entfcheivet der ftantsrechtliche Geſichtspunkt der 
nicht willtürlich revokabeln Konceffion und in Betreff ver Ausübung verfteht ſich 
kei etwaigen Kollifionen und Nechtöftreitigfeiten mit Dritten die Unterwürfigkeit 
mmter die Geſetze und die Gerichtsbarkeit des betreffenden Staats von felbft. Ge⸗ 
nigte die volkerrechtliche Garantie, um bie gegen einen Staat begründeten Rechte 
von Individuen in Staatsfervituten zu verwandeln, fo müßte ein Gleiches auch 
don terartig garantirten Rechten der eigenen Unterthanen gelten und wir hätten 
.®, durch Art. 14 der deutſchen Bundesakte ebenſoviel Servitutsberechtigte als 





"eins, namentlich auch die Reichsfeſtungen Kehl und Philippsburg in ihrem demolirten Zuftand 
u belaffen, benuht werden. Jedenfalls ift durch den Parifer Frieden vom 20, Novbr. 1815 
U m die völlige Freiheit auf deuticher Seite bergeftellt worden. 

. Heifter, das eurup, Bölferredht der Gegenwart. Ite Ausg. (8. 43, S. 86. 

) Abgeiprochen wird fie ihr z. B. von Klüber, öffentl Necht 8. 559 Note c. 

ı Ein dem Parijer Zrieden von 1763 Art. 17 angehöriges Beiſpiel (Recht der britifchen 
Ungrthanen, in gewillen Gegenden Kampechenholz zu fällen) hebt mit frühern Schrifiſiellern 
ud Hefiter, europ. Völkerrecht S. 86 Note 4, hervor. 

m IAUM. Heffter, eusop. Völlerrecht S. 85, welcher das im Reichsdep.Hauptſchl. von 
0 513 und in der deutfchen Bundesaite Art. 17 gefchüßte Poftrecht des Haufes Thurn und 
18 als Beifpiel einer völferrechtlihen Serpitui anfrähre, 


! 
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Mebiatifirte, welchen ver Beſitz ver bürgerlichen und peinlichen Gerichtsbarkeit 
u. ſ. w. garantirt ift. Dies widerftreitet entfchieven dem juriftifchen Verſtand und 
muß als unpafjend zurüdgewiejen werben, felbft wenn man nicht unermogen läßt, 
baß ihre Gerichtsbarkeit fih von andern Patrimonial-Gerichtsbarfeiten dadurch 
unterſcheidet, daß fie ihnen als Beitandtheil ver früher bejeflenen Tanveshoheit 
verblieben ift. 

Das verpflidtete Subjelt Tann nur ein Inhaber von Staatshoheitsrechten 
fein. Deßhalb kann neben dem einfachen Staat allenfalls noch der Bundesſtaat, 
nicht aber ein Stantenbund auf diefer Seite auftreten, da er gar keine ſtaatlichen 
Hoheitsrechte, Fein Staatsgebiet u. |. w. bat. Zwar kann möglicher Weile die 
Bundeögewalt andern Staaten gegenüber Verpflichtungen übernehmen, gewiſſe ihr 
außerbem zuftehenvde Rechte innerhalb des Bundesgebiet gar nicht oder mur in 
beſchränkter Weife zur Anwendung bringen zu wollen, 3. B. nad einer gewifien 
Geite hin feine Bundesfeftungen anzulegen, womit eine von der Souveränetät 
ver Einzelftanten ganz unabhängige, viejelbe gar nicht berührende Verbindlichkeit 
der Bundesgewalt begründet fein würde, Außerdem und in allen Fällen, wo vas 
von ber Bundesgewalt zu Tonftituirende Recht die Duldung einer fremben Ein- 
wirfung auf das Bundesgebiet zum Gegenftand hat, alfo vie Natur einer direkten 
Belaftung der davon betroffenen Einzelftaaten inooloirt, und folgeweife vie Kon- 
ftituirung der Serpitut bundesrechtlich nur unter der Bedingung vermittelt werben 
Tann, welche das Bundesrecht (Wiener Schlußakte Art. 16) für vie Fälle aufftellt, 
wo „jura singulorum obwalten, oder wo einzelnen beag Iehern eine befonvere, 
nicht in den gemeinfamen Verpflichtungen Aller begriffene Leiftung over Bermilli- 
gung für den Bund zugemuthet werben fol”, da wird durch „vie freie Zuſtim⸗ 
mung“ der betbeiligten Einzelftanten in Wahrheit eine vie letztere felbft be: 
ſchränkende Gerechtigkeit konſtituirt; dieſe Einzelftanten find dann in Wahrheit 
das dem Servitutsberechtigten gegenüber ftehenve verpflichtete Subjelt und ver be 
treffende Bundesbeſchluß bat hier gewiflermaßen nur die Bedeutung einer die 
Beſtellung erleichternnen Vermittlung und Oarantieübernehme von Seiten bes 
Bundes, was für den Beſtand over vie Erlöfgung der Dienftbarleit möglicer 
Weiſe von Einfluß fein könnte. 

III. Den Gegenftand ver Staatsdienftbarfeit bilden im Allgemeinen ein: 
zelne Beftanptheile der Staatsgewalt, mögen ed nun weſentlich in bem- 
jelben enthaltene Rechte oder biftorifche Pertinenzen verfelben fein, Dabei kann vie Be 
ſchränkung entweder darin beftehen, daß fie dem Berechtigten gegenüber in gewiller 
beftimmter Weife nicht zur Ausübung gebracht. werben bärfen (Serv. in non 
faciendo), oder dem Rechte der Ausichließlichleit gegenüber darin, daß eine Kon- 
furrenz in ver Ausübung für den fremden Staat begründet ift (Serv. in patiendo). 
MWefentlich für den Begriff ver Staatsbienftbarfeit ift aber dabei immer zweierlei: 

1. daß die ſtaatliche Unabhängigkeit und Selbſtſtändigkeit des Berpflicte: 
ten im Öanzen over in allen übrigen Beziehungen fortpauere 9), weil 


9, Im Wefentlihen richtig ift, was fhon J. 3. Mofer, nachbarl. Staatsr. Bud IM. 
Kap. 4 8. 8 fagt: „Indeſſen bleibet bei allem dem der Beſitzer eines fol Landes dennoch 
der ordentliche Landesherr, weil 1) derfelbige die Negel und das Mehrere für fich, 2) der Andere 
hingegen nur einzelne Stücke bat, dabero 3) auch fich eines Mehreren angumaßen berechtigt 
ift, als er durch Verträge, das Herfommen, Lehenbriefe x. hergebracht hat, noch 4) fich twie 
bei einem Landesherrn) der Schluß von dem Befig eines Recht? auf Das andere machen läßt.” 
Richtig fagt auch Heffter, europ.” Völferreht S. 86: „Die äußerfte Grenze dabei tft, daß der 
verpflichtete Staat in feine völlige Abhängigkeit von dem Willen des Berechtigten gefept, fondern 
nur in beftimmten Hoheitsbefugniſſen befchräntt wird.“ 
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aur unter diefer Vorausſetzung von einem Dienftbarteits-VBerbältuig eines unab⸗ 
hängigen Staats dem andern gegenüber bie Rebe fein kann; und 

2. daß die den Gegenftand der Berechtigung bildende Befugniß innerhalh 
ihrer tur) Bertrag oder Herlommen gefesten Grenzen in ihrer Ausübung nur 
von dem fouveränen Willen des Berechtigten abhängig, aljo nicht ber 
Stantsgemalt des VBerpflichteten untergeorbnet fei, weil außerbem weder eine 
wirftihe Dienftbarteit, noch eine Berechtigung des Staats als foldyen beftehen 
würde 19), 

Aus diefen Prämiffen ergiebt fih: Abgeſehen von den von felbft bier aus- 
zeihloffenen fog. Enklaven können Berhältniffe, bei melden die Stantsgewalt 
over das Territorium im Ganzen Gegenſtand ver Berechtigung eines andern 
Subjets find, wie 3. B. beim Xebensverhältnig, der Territorial⸗Pfandſchaft, ver 
ſeg. Halbſouveränetät, und bei der ſtaatsrechtlichen Unterorbnung der einzelnen 
Theile eines Bundesſtaats, nit unter den Begriff einer Staatsfervitut geftellt 
werden 11), Ebenfowenig können die in Deutjchland früher fo häufigen fog. Kon- 
tominatsverhältniffe hierher gerechnet werden, und fallen 3. B. auch nicht unter 
ven Art. 34 der Rheinbundsalte, ver hauptſächlich Servitutes juris publici zum 
Gegenftand bat und deren Aufhebung bezwerdte, obwohl er vermöge des allge 
meinen Ausdrucks „droit actuel sur les possessions* zu einer erweiterten Anwen- 
dung geeignet war und biefelbe auch wirklich gefunden hat, 3. B. durch die Beziehung 
tefieiben auf die Lehensherrlichfeit bei feudis extra curtem 12). — Im Uebrigen 
Kinnen mittelbarer Gegenſtand der Staatsfervitut alle möglichen Rechte, ins⸗ 
befondere auch Grundgerechtigkeiten, 3. B. Jagdrecht und andere nutzbare Rega⸗ 
in, ferner Patronatsrechte u, f. w. fein, vorausgefegt nur, daß die Aus- 
üung dee Staatsgewalt im Territorium des Verpflichteten in Betreff derſelben 
ansgelhlofien oder beſchränkt ift, und ſich dafür der fonveräne Wille des Berech⸗ 
tigten an deren Stelle, foweit die Beichränfung reicht, zu ſetzen berechtigt ſei. 
Dies allein tft das Entfcheidende und überfläffig mithin eine Aufzählung ver 
möglihen — mittelbaren — Objekte der Staatsferpitut. 

IV. Für vie Ausübung der in der Stantsfervitut enthaltenen Gerecht⸗ 
jeme, insbefondere da, wo fie in einer dem Nechte ver Ausſchließlichkeit wider- 
prehenden Einwirkung auf das fremde Stantögebiet oder Geltendmachung hoheit⸗ 
iger Funktionen im fremden Territorium befteht, wird die Regel, daß Servituten 
überhaupt „pfleglich” (eiviliter) auszuüben feien, gewiß auch bier gelten müſſen. 


10) Aeltere Bubliciften, wie z. B. Weſtphal, das deutſche Staater. Abhdig. 48, wollen 
zeüihen abhängigen und unabhängigen Servitutes juris publici im deutfchen Reiche unterfchle- 
den wiſſen. Dies war felbft hier unrichtig und 3. 3 Mofer, nachbarl. Staatereht Buch III. 
Xp. 4, nennt ganz richtig nur die Icptern Berv. jur. publ., obwohl er überhaupt von Re⸗ 
galien eines Neichöftandes in eines Mitreichöitandes Landen handelt, welche allerdings entweder 
in londeöhoheitlicher Unabhängigkeit oder mit landfäßiger Unterordnung befeffen werden konnten. 
Fir dieſen Negalienbefip überhaupt konnte wohl die Regel aufgeftellt werden, daß die Ver: 
autbung für die Eubordination unter die Landeshoheit desjenigen ftreite, in deſſen Territorium 
re auägeübt würden; falih war aber für wirklihe Servitutes juris publici der Sag von 
Gönner über ftantörechtl. Dienftbarteit 8. 84 (S. 180) und Leift, deutich. Staatör. 8. 100 
S. 314), daß fie „der Staatsgewalt des befafteten Territoriums ſtets untergeordnet ſeien“. 

N) Aehnlich wie auch im “Privatrecht Pfandrecht, Superficies, Emphyteuſis, erbliche Kolo⸗ 
Ab md Grbzinsverhäftniffe ni ge den Servituten gerechnet werden und zwar, was dad 
romiſche Hecht betrifft , geiviß nicht blos aus hiftorifchen Gründen. 

m) Alüber’d Abhandl. und Beobacht. Bd. I. Nr. 1 und Nr. 12. 9.9 Zadhariä, 
Kutkhed Staats: und Bundesrecht, Th. 1. S. 150, 
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Ste find daher fo auszuüben, daß fie dem Berpflichteten mögfichft wenig zur 
Beläftigung gereichen und es tft diefem felbft der gleiche Vortheil, oder vie Aus— 
Abung der gleichen Befngniß, foweit es mit dem Rechte felbft vereinbar over nicht 
ausprüdlich darauf verzichtet ift, im Zweifel unbenommen 13), Ferner folgt aus 
der Natur der Staatsferpitut als eines die Souveränetät beſchränken den Rechts 
von felbft die Regel, daß die Rechtsvermuthung bei einer in Anfpruch genomme- 
nen Erweiterung für den DBerpflichteten ftreitet und daß die analoge Aus: 
Dehnung des Fonftituirten Rechts unzuläffig iſt. Dagegen ift es falfch, die 
ertenfive Interpretation für ausgefchloffen zu betrachten, weil auch bie Extenſw⸗ 
Interpretation nur die Erkenntniß des wirklichen Vertragswillens ober des wah- 
ren Inhalts der Berechtigung bezwedt. Nur fo läßt fi die gewöhnliche Regel, 
daß ftrifte Interpretation ftatt finde, als richtig betrachten. — Wo fid) vie 
Berechtigung auf das Herfommen over den unvorbenflichen Befisftand ſtützt, ent- 
fcheivet natürlich dieſer Beſitzſtand allein über den Umfang des Rechts. 

V, Die Begründung von Staatsjervituten zwifchen fonveränen Staaten 
kann natürlih nur durch foldhe Titel erfolgen, welche das Böllerredht überhaupt 
anerkennt. Ausgefchloffen ift daher die erwerbenbe Verjährung (prasscriptio defi- 
nita). Es bleibt nur die vertragsmäßige Einigung, fei es in einem Frie⸗ 
densihluß oder in einem andern Staatsvertrag übrig, wobei die Trage, ob durch 
den Bertrag ſchon das Recht felbft erworben werde? unbedenklich zu bejahen, 
jevenfall3 für das Bölterreht eine müßige if. Die Nachweiſung ausprüdliger 
Einräumung kann aber auch bier erjeßt werben durch ben unvordenkliden 
Befigftand. Er begründet die auch im Völkerrecht anerlannte und unentbebrlide 
Nechtsvermuthung einer rechtmäßigen Ermwerbung. 

Wenn vie deutſchen Reihspubliciften ven bei privatrechtlichen Servituten ver: 
fommenden Erwerbungstitel einer preseriptio definita auch für ihre als servi- 
tutes juris publici behandelten Gerechtſame eines deutſchen Neichöftandes im 
fremden Territorio anerkennen und außerdem noch der Begründung dur Privt 
legium gevenfen, fo hatten fie dabei ſelbſtverſtändlich nur Das Verhältniß ber, 
einer höhern Staatögewalt und den Neichsgefegen untergeorbneten, reichsunmittel 
baren Glieder des Reichs im Auge. Was das Privilegtum oder die kaiſerliche 
Verleihung betrifft, jo bezogen fidh biefelben hauptſächlich auf foldhe Gerechtſame, 
die früher die Kaifer felbft befeffen und ausgeübt hatten, bie fie aber vor dem 
feftern Abſchluß der Territorien und vor der Konfolidation der Landeshoheit unt 
deren reichsverfaſſungsmäßigen Sicherſtellung gegen weitere Taiferliche Eingrifie, 
an benachbarte geiftlihe over weltliche Reichöftände verkauft, verpfändet ober ver: 
ſchenkt, lehens⸗ over eigenthumswelfe überlaffen Hatten 14), Seitdem es eine turd 
den weftphälifchen Frieden (Instrum. pac. Osnabr. Art. VIII. $. 1) beftätigte 
und durch die Wahllapitulation (Art. I. 8. 8) befeftigte Negel war, daß ten 
Ständen in ihren Territorien in ihre Landeshoheits⸗ und Regierungsredte unter 
feinerlei Vorwand eingegriffen werben dürfe, fiel bie rechtlihe Möglichkeit einer 
ſolchen Konftituirung durch kaiſerliches Privilegium, abgefehen davon, daß tie 
Kaifer gar nichts mehr zu vergeben hatten, weg. Ja jelbft die Möglichkeit einer 
Konftituirung durch ein mit Zuftimmung ver Reichsverſammlung errichtetes Geſet 


13, Bol. Heffter, europ. Völkerrecht F. 43 S. 87. 

14) Vielfach, insbefondere bei ae anaer Häufern. waren dergleichen Berechtigungen 
dadurch entftanden, daß .bei den ſtattgefundenen Theilungen dem Einen oder Andern geriet 
nupbare Rechte, ohne Ruckſicht auf die geographiiche Gebietsabgrenzung, überlaffen worden waren. 
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war dadurch fo gut wie ausgefchloffen, daß hierbei die Beſtimmung bes weftphä- 
liſchen Friedens Aber Ausſchluß ver pluralitas votorum (Art. V. $. 52) von 
dem Betheiligten als Schutzwehr gebraucht werben konnte. Aber vie aus früherer 
Zeit hergebrachten Gerechtſame ver fraglichen Art dauerten größtentheils fort big 
zur Auflöfung bes deutſchen Reichs, dieſer bunteften aller Mufterfarten ftants- 
und privatrechtlicher Berwidlungen und Anomalteen, und haben zum Theil nod 
vie Beftattung des Reichskörpers überlebt 15), Einer großen Zahl derſelben brachte 
aber da8 Jahr 1806 das Bernichtungsurtheil, theils dur die Mediatifirung 
des Berechtigten oder Verpflichteten, womit eine Konfolivatton oder Erlöfdhung 
des Rechts jelbft oder wenigftens die Unmöglichkeit feines Fortbeftandes als Staats: 
jeroitnt verbunden war, theils zwifchen ven Souveränen des Rheinbundes durd) 
ven ſehr vernünftigen Art. 34 der Rheinbundsakte, ven fog. Verzichtsartitel, wel- 
der ja die Hanptbeftinnmung hatte, ven einzelnen Souveränen innerhalb ihres 
Stantögebietö einen reinen Tiſch zu verfhaffen 1%. Damit war natürlich nicht 
ausgeſprochen, daß Staatsjervituten für bie Zukunft zwiſchen ven Rheinbunds- 
fasten überhaupt nicht ftattfinden könnten; und find auch durch die Rheinbunds- 
alte ſelbſt, allenfalls mit einer Ausnahme, keine Staatsfervitnten beftätigt over 
uen bedungen worben IN, fo bat jevenfalls vie fpätere Zeit eine Reihe von 
Staatsverträgen aufzuweiſen, durch weiche namentlich zwifhen deutſchen 18) 
Staaten, und zwifchen einzelnen verfelben dem Bunde gegenüber, Staatspienftbar- 
feite-Berhältniffe begründet worben find. Hiernach unterfcheiven wir jegt in 
Deutſchland Staatsfervituten im engen Sinne und Bundesſervituten. 
Zu den letztern kann man rechnen: 1) das Recht des Sites der Bundesver— 
ſammlung in der freien Stadt Frankfurt a. M. 19) nebft ven dazu gehörigen 
Ocfugniffen, insbefonvere ven zum Schuß der deutſchen Bunvesverfammlung vie- 


15) So gedenkt 3. B. Klüber, öffentl. Necht 8. 411 Note, als noch beftchend des wei⸗ 
mariichen Geleits zu Erfurt und Gotha, obwohl daffelbe durch die Rheinbunddakte eigentlich 
aufgehoben war. Daffelbe ift erft durch die neuern Zullvereindverträge befeitigt worden. — Roch 
köt beftehen 5. ®. aus früherer Zeit her die hannoverfchen, refp. holfteinifhen Poftgerechtfame 
m Bremen, Hamburg und Lübeck. . 

16) Val. über den Einflug des Verzichts auf Stautsfervituten: Winkopp, rhein. Bund 
B.1.6. 84, 113. Bd. VII. S. 490. — Doch tft auch in diefer Hinficht über Muncherlei 
geritten worden, 4. B. ob auch negative Servituten unter den Verzicht fielen? Vgl. Heffter, 
2.2.0, 6, 88 Note 1. . 

17, Bon einer Mehrheit fpriht Klüber, öffentl. Necht 8. 46, unter Bezugnahme auf 
Art, 2 u. 37 der Rheinbundsalte. Der Art. 37 gebört aber gar nicht hierher. Er betrifft das 
den Mebiatifirten vorbehaltene Eigenthum an ihren Domänen und die fonftigen Rechte derjelben, 
die nach den oben ad 11 gemachten Bemerkungen gar nicht unter den Begriff der Stuatäfervitut 
len. Der Art. 2 aber beftätigt unter Anderem die fortdauernde Geltung des 8. 39 des 
Reichsdep. Hauptſchl. vom 25. Febr. 1803 und der Rheinichifftahrte-Oftroisfionvention von 1804, 
m Betreff weicher allenfalls die Beſtimmungen über die Errichtung der OftroisErhebungsftellen 
aut dem rechten Rheinufer hierher gezogen werden könnten. Der $. 38 des Reichsdep.Hauptſchl. 
beſtimmte aber auch ausdrüclich: „„Diefe Büreauz find nur in Dienftfahen, außerdem aber 
leinesvegs von der Gerichtöbarfeit der Landesherren ausgenoumen.“ 

is) Ein Beifpiel einer negativen Staatöferpitut, welche durch den Pariſer Frieden vom 20, 
Ropbr. 1815 Art. DIE gegen N rantr eich begründet wurde, bildet die Verpflichtung, Hünin- 
Kr defien Feſtungswerke demolirt wurden, nicht wieder zu befeftigen und auch feine andere 
Lereftigemg auf 3 Meilen Entfernung von Bafel anzulegen. Andere, auf neuern Staatöverträgen 
(Biener Kongreßakte u. f. w.) beruhende Beiſpiele, außerdeutfche Staaten betreffend, f. ri 
Aüber, öffentl. Recht 8. 560. _ 

19) Bundesakte Art. IX. Reguatn über die Lokalverhältniſſe der BB. dal. vom 22. 
Ihr. 18165 cf. v. Meyer’s Staatsakten Th. 11. ©. 33 ff., 9. A. Zahariä, deutfches 
<taald: und Bundesrecht. Th. 11. 8. 257 der 2. Aufl. 
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nenden, in neuerer Zeit namentlich durch eine Bundesbeſatzung erweiterten Ein⸗ 
richtungen; 2) die fog. Bundesfeftungen zu Mainz, Luremburg und Landau, 
zu Raſtadt und Ulm 20). Theil im Zufammenhang mit dem baranf bealiglichen 
Beſatzungsrecht, theils auch unabhängig davon find die durch den F 
Territorialreceß vom 20. Juli 1819 (Art. 6, 23, 32) beftimmten —A 
ſtraßen für Preußen, Bayern und Oeſterreich. Dergleichen Milttärftraßen waren 
aber auch ſchon vorher in der Wiener Kongreßakte Art. 31 ftipulirt_ zwiſchen 
Preußen und Hannover; zwei für Preußen durch hannoverſches, und eine für 
Hannover durd preufiifches Gebiet. — Merkwürdig dur feine Wiſchung iſt das 
durch Staatsvertrag vom 11. Januar 1827 21) zwiſchen Hannover und ber 
freien Stadt Bremen begründete Verhältniß in Betreff des Bremer Hafens an 
ber Geefte und Wefer, indem die Bremen eingeräumten Rechte, neben dem privat- 
rechtlichen Eigentbum an dem fraglichen Diſtrikt, ſich als Servitus juris publici 
der hbannoverfhen Staatshoheit gegenüber verhalten, und anvererfeits in Be— 
treff des „mit voller Staatshoheit” (Art. 8 des Vertrags) an Bremen überlafjenen 
Bezirks von circa 100 Morgen, ver Vorbehalt der Militärgewalt und Vertheidi⸗ 
gungsmaßregeln gegen äußere Feinde eine Stantsfervitut für Hannover, ber 
bremiſchen Stantshoheit gegenüber, Eonftituirt. 

VI Die Erlöfhung der Staatsfervituten durch aufhebende Verträge ober 
Berziht des Berechtigten 7%), Untergang der Sache, Aufhören des Zweds und 
Konolidation verfteht fih ganz von felbft. Eine erlöſchende Verjährung erfennt 
das Völkerrecht nit an und fie muß alfo auch bier ceffiren. Anvererjeits müſſen 
biefelben Gründe, welche völferredhtlih einen Staatenvertrag ſuspendiren, wie 
namentlich der Kriegszuftand zwifchen den Betheiligten, aud bei Staatevienftbar- 
feiten ihre Anwendung finden 23). 

Was endlich die Literatur über Staatspienftbarkeiten betrifft, fo fehlt es 
an einer neuern, - dem gegenwärtigen Stand der Wiſſenſchaft entfprechenven, 
Monographie. Die ältere Literatur iſt verzeichnet bei v. Ompteda,- Kit. des 
Bölferr. 8. 214 und v. Kamptz, Fortf. $. 101. ©. auch Pütter, Lit. des 
Staatsr. Th. IT. ©. 819 ff. Auf die vormaligen Berhältniffe im beutfchen 
Neiche bezieht fih noch bauptfählid Gönner, Entwidl. des Begriffs und der 
Grundſätze der deutſchen Staatsrechtsdienſtbarkeiten. Erlangen 1800. Ueber das 
Allgemeine find vie bekannten Lehr und Handbücher des Völkerrechts (Heffter, 
europ. Völkerr. der Gegenwart 8. 43) zu vergleichen. 9. 0. gaqariu. 


Dienftbotenordnung, |. Geſinde. 
Dienfteid, f. Eid. 


Dienftentlaffung, Dienftpragmatif u. f. w., ſ. Amt, Antsver- 
breden, Disciplinarvergehen, Staatspiener. 


20, 5. die Verträge und Bundesbeftimmungen darüber in dem angef. Staats⸗ und Yundes: 
recht. —* in 8. 292, 293. 

21, Der Vertrag fteht in der hannoverſchen Seen, —* 1827 Nr. 7 und iſt daraus 
abgedruckt in Martens Nouv. Récueil Tom. VII. p. 100 s 


Bet oil Hier bildet wieder der Verzichtsartikel 34 der Hbeinbundsafte das am näcften liegende 
eifpiel, 
23, Heffter, europ. Völlerreht S. 87. 
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Dienftgebeimni *). 


Es ift begreiflih, daß es Familiengeheimniſſe gebe, welche amtlich (geachtet 
und der PBublicität entzogen bleiben müflen, aber es ift ſchwer, einen Grund aufs 
jufinden, der bei einer nicht ſchuldbewußten Verwaltung die Auflegunz des Amts- 
geheimmiffes in Bezug auf die Regierungshanblungen rechtfertigte. Es giebt 
mohl Staatsgeheimniffe, die man nit ohne möglihen Nachtheil der Publicität 
Preis geben Tann, allein im Befige viefer find allein bie ihrer, Natur nach ge- 
keimen Stellen, die Minifterien; felbft ein wefentliher Theil deflen, was man 
ſonſt als Staatsgeheimniß behandelte, hat, vor das Forum der öffentlihen Land⸗ 
tagsverhandlungen gezogen, aufgehört, dieſen Charakter zu tragen. Die ganze 
Verwaltung fol (im Tonftitutionellen Staate) nad) einer, das Ganze durchdringen⸗ 
ben Ötieverung, durch das Mittel frei gewählter Repräfentanten dem Publikum 
offen liegen, Die Gemeinde-Bevollmächtigten follen die Verwaltung der Magiftrate, 
die Landräthe die der Kreisregierungen, die Landſtände die der Minifterien be: 
wachen, würdigen und entdeckte Gebrechen denunciren. Was foll in Mitte deſſen 
in von keinem Privatintereffe gebotenes Amtsgeheimniß, welches die kontroliren⸗ 
ven Körper verhindert, gerade das zu erfahren, mas ihnen zu willen am noth- 
wendigften wäre ? 

Diefes Amtögeheimnig, unfähig irgend einen Nachtheil zu verhüten, weil 
es da, wo etwa hiezu der Fall gegeben wäre, nicht eriftirt, ift für den Mip- 
braudy der Auıtsgewalt eine ficherere Schugwehr, als man dem erften Anblide 
nad wohl denken follte. Jedermann weiß, daß es im ftrengen Sinne nirgends 
gehalten wird. Wie follte e8 3. B. bei einer Regierung bewahrt werben können, 
wo alle Gefchäfte ver Stelle durch die Hände fchreibenver, mit 24 Tr. täglich be⸗ 
zahlter Taglöhner laufen, mo alle Alten durch andere gleich kümmerlich bezahlte 
Zaglöhner Herumgetragen werben; wer follte da an der Möglichkeit zweifeln, um 
weitere 24 Tr. jedes beliebige Altenftüd fauber abgefchrieben, oder auch im Ori⸗ 
ginal, zur Einſicht erhalten zu können? Alles Uebel, was möglicher Weiſe durch 
Rihtbeobachtung des Amtsgeheimniſſes gefchehen könnte, gefhieht fo oder anders, 
geihieht bis zur legten Möglichkeit, gefchieht unabwenbbar, aber mehr oder min- 
der mit Berlegung übernommener Verpflichtungen und mit Schwächung bes amt- 
lichen Anſehens einer zur Klatichanftalt geworvenen Stelle, währenn vie Pflicht 
des Amtögeheimniffes gerade Kraft genug behält, alle.guten Folgen unmöglich 
zu machen, die aus der Belanntwerbung von Amtshanplungen entftehen könnten, 
Ran bat 3 DB. eine geſetzwidrige Geſchäftsbehandlung, eine Kompetenzüberſchrei⸗ 
tung, einen Mißbrauch der Anıtsgewalt, eine Bebrildung ber Untertbanen er- 
jehren, Jedermann kennt fie, Jedermann weiß fte gewiß, aber Niemand barf feine 
Quelle nennen, Niemand darf das Unrecht benumeiren, Niemand es vor einen 
Richter ziehen, dem es Rede ftehen muß. 

Man fagt, dem Bethelligten, wenn er ſich befchwert glaubt, fteht der Weg 


— 





*, Anm. d. Red. Das Folgende iſt in abgekützter Faſſimg einer Schrift des bayr. Staats⸗ 
tathes v. Beis ler „Betrachtungen über Gemeindeverfaflung und Gewerbewefen‘ ee 
1831) entnommen. Die Berderblichfeit einer übermäßigen Ausdehnung des Amtsgeheimniſſes | 
bier, aus der amtlichen Pragis heraus, fo treffend dargeftellt, daß nichts Wefentliches bei 
unebmen oder beizufügen wäre. Vgl. übrigens Bd. I ©. 217, wo jene Uebelſtände im Umri 

reits bezeichnet find. 


Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats⸗Woörterbuch. III. 8 
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der Beſchwerde offen; ein vornehmer Beſcheid, mit welchem man ſich das Anſehen 
giebt, die Gerechtigkeit bis auf ven Baden ausgeſchöpft zu haben. Weiß man 
denn auch, wie viele Rüdfichten der Furcht und der Hoffnung einem Betheiligten 
Schweigen auflegen? weiß man eg, wie viel Geſetzwidriges ein von hoher Hand 
gehaltener mädhtiger Beamter thun kann, bis ein Betheiligter e8 wagen darf, ihn 
offen anzugreifen, bis er hoffen darf, irgend Glauben zu finden, ober bis er 
geſichert tft, nicht mit dem offenen Rechte in ver Hand, beim erften Schritte er- 
beit zu werben ? 

"Her in den meiften Fällen, und gerade in folhen, wo das Unrecht fm 
weiten Umfange wirkt, giebt es nicht einmal einzelne ſpeciell Betheiligte; ber 
Betheiligte IR ein großes Publitum, die Einwohnerſchaft einer ganzen Stadt, 
einer ganzen Provinz, wo jeder Einzelne pro rata fo gering getroffen wird, daß 
ihm Dulden und Schweigen bad geringere Uebel fcheint. Niemand fühlt fi ver- 
pflichtet, fi für das Ganze zu opfern, oder aud) nur ſich den Unannehmlichkeiten 
eines Unternehmens zu unterziehen, bei welchem man mit Klaren Beweiſen in ver 
Hand auftreten muß, bie man aber, wie gewiß auch die Sache fein mag, nicht 
iger ift von einer Verwaltung zu erobern, die hinter dem Walle des Amtsge⸗ 
behnutfies ficgt, welcher dem Angreifenden die Berfon feines Gegners, feine Waffen 
und feine Alltirten verbirgt. Somit geveibt und wuchert der Unfng unter vem 
allmächtigen Schuge des Amtsgeheimniffes. 

In der ganzen Berwaltung eines Tonftitutionellen Staates, wenn man fein 

Princip nicht geradezu verleugnen und ſich mit demfelben in Oppofltion. fegen 
wil, kann und darf es fein Geheimniß geben, welches nicht ans befondern Rüd- 
fibten auf Privatverhältniffe, auf die Moralität und auf die Sicherheit des 
Staates auferlegt wird, aber in dieſem Falle ausprüdlih und namentlid 
durch Geſetze bezeichnet werden muß; 3. B. das Geheimniß der Hypothekenbücher, 
das Geheimniß bei ftrafrechtlihen und polizeilichen Unterfuchungen, bei der Sicher: 
beitöpolizei, wo Publicität vie Entvedung des Verbrechens verhindern würde, 
bei Vorkommnifſſen, deren Belanntmahung Skandal veranlaflen würde :c. 
In der ganzen inuern Berwaltung, bei den fogenannten eigentlichen Admini⸗ 
firatio-Gegenftänden ift fein Fall denkbar, wo das Amtsgeheimniß gerechtfertigt 
wire. In den konſtitutionellen Staate foll nicht mit Intriguen, nicht mit diplo⸗ 
matiſchen Kunſtſtücken, nicht nach unbekannten Vorſchriften, nicht nach Tendenzen, 
die den promulgirten Geſetzen und Verordnungen fremd ſind, ſondern einfach nach 
dem Geſetz, in ſeinem Sinne, regiert werden, und ſolches Regieren hat das 
Tageslicht nicht zu ſcheuen. Namentlich ſoll jedem irgend Betheiligten das pofitive 
Recht zuſtehen, alle ihn betreffende Alten im Original einzuſehen, damit er jeden 
Augenblick fi Überzeugen Tinne, ob, wann, wo, von wem Ihm Unrecht zugefügt 
worden, und es follte ihm das Recht zuftehen, nicht blos ein Kollegium, ſondern 
or bie Perfon des Referenten, ver den Gegenftanv bearbeitet hat, birelt anzu⸗ 
greifen. 

Solche Deffentlihleit würde der Schrecken ſchlechter, und bie Ehre redlicher 
Beamten fein, fie würde Gutes vom Schlechten ſondern lehren und würde ber 


. Staatsregierung wie den Staatögenofien Diejenigen bezeichnen, auf welche man 


vertrauen könnte, und auf welche nicht. 


Diktatur, |. Abfolute Gewalt, Nothrecht. 
Didcefe, |. Biſchof, Katholiſche Kirche. 
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Diplomatie. 


I. Je mehr die einzelnen Staaten in friedlichen und dauernden Verkehr mit⸗ 
einander traten und bie fog. auswärtigen Beziehungen und Intereſſen einen 
regelmäßigen und mehr und mehr wefentlichen und integrirenden Theil des poli⸗ 
liſchen Lebens jebes Staates zu bilden begannen, ja bie Schiefale ver Völler da- 
durch vielfach ihre förmliche Geftaltung erhielten, wenn fie auch nicht allein da⸗ 
vurch bewegt und gemacht wurden, — um fo mehr winmeten bie Staaten biefem 
Gegenſtande ihrer Thaͤtigkeit befonvere Aufmerkfamteit und Sorgfalt und um fo 
ntürliher war es, daß, nad dem großen Principe von der Thellung ber Arbeit, 
dieſe Thätigleit des Staats von den übrigen politiihen Funktionen beftimmter 
gefhleden wurde und bemgemäß auch eine befonnere Klaffe von Staatsbe⸗ 
amten für dieſen Kreis des politiichen Lebens ſich herausbilnete. Freilich hat es 
lange gebauert, ehe biefe Unterfcheivung und Sonderung vollſtändig gemacht und 
fr dieſe Staatsthätigkeit und für dieſe Staatöbeamten eine tedmifche Bezeichnung 
md ein feſtſtehender Name üblich geworben ift, nämlich: Diplomatie und 
Diplomaten. Es feint dies erſt um die Mitte des vorigen Jahrhunderts ge 
ſhehen zm fen, während man früher in ver Bezeichnung vielfadd bin un ber 
ſchwaukte und entweber zu allgemeine Namen (Politik, Staatskunſt, Politiker, 
Stantsiente) oder zu fpectelle gebrauchte (mie Unterhanvlungstunft, Gefandte, Unter 
händler). Wie wenig üblich) der Name noch im vorigen Jahrhundert war, mag 
man ſchon daraus fchliefen, daß der Treiber v. Pacaſſi in feinem 1777 zu 
Bien erſchienenen „Geſandtſchaftsrechte“ ven Ramen Diplomatie oder Diplomaten 
niemals gebraucht. Flaſſan in feiner Histoire de la diplomatie Frangaise 
eiſte Auflage 1809; 2. Auflage 1811) fagt, daß ber Ausprud Diplomatie üb⸗ 
ih jet depuis un eertain nombre d’anndes und hält es nöthig zur Erläuterung 
auf ven Titel feines Wertes no ven Zuſatz zu machen: ou de la politique 
de la Franee. Pölig aber in feinem VBolkerrecht (1. Auflage 1824; 2. Aufl. 
1828) erflärt ausdrücklich, daß die Worte Diplomat, viplomatiih und Dip⸗ 
lematie (tm hentigen techuifchen Sinne) ſeit ven legten zwanzig Iahren in ver 
Stausſprache Europa's und Amerika's erft häufig gebraucht worben find. Ver⸗ 
einzelt kommen fie aber ſchon fräher vor. | 

Sprachlich hängt ver Ausdruck Diplomatie zufammen mit diploma, 
Urfunde, insbefondere politiichen und völferrechtlicden Inhalts. Der Name giebt 
äne Erinnerung an die Zeiten, befonvers noch an das 17. und 18. Jahrhundert, 
ve die ſtaatsmänniſche Kunſt Ach vielfach um die Entzifferung alter Pergamente 
oder Diplome, zur Berftärkung veralteter Anfprüche bewegte, und deutet für das praf- 
tiſche bentige Leben darauf bin, daß ver Staatsmann Überhaupt in ven völlerrechtlichen 
Satzungen, in den Stantöverträgen, die jett vorzugsweiſe diplomatiſche Urkunden 
von den Bubliciften genannt werben, die feite Bafls feiner Thätigkeit zu fuchen 
bat, und daß alle diplomatifchen Verhandlungen und veren Refultate (Verträge 
beſonders) fich zur juriſtiſchen Sicherheit in eine urkundliche Form nothwen⸗ 
dig Heiden müflen. Ja eine gewifie Formlichkeit, ein ceremoutelles Handeln hat 
fd mit der Diplomatie, doch nicht blos aus diefem Grunde, verſchwiſtert. Ganz 
beftinmt wird aber jet unterſchieden zwiſchen einem Diplomatiler (Diploma- 
tif) der die Erforſchung von Urkunden, gleichviel welchen Inhalts, zu feiner Thä- 
tigkeit macht, und einem Diplomaten, der, allerdings häufig auf Grund ver 
vrifung einer Urlunde (Diplom), in ven auswärtigen Stantsverhältnifien thätig 
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ift. Früher unterfchien man dies nicht ſcharf und felbft in die neueften Definitionen 
von Diplomatie, auch ber berühmteften Autoren, 3. B Flaſſan's, Haben fich viele 
Unbeftimmtheiten noch vertret. Aber die Diplomatik ift jest für den wahren Dip- 
lomaten eine ziemlich untergeorpnete Hülfswiflenfchaft. 

Nah dem bisher Geſagten iſt ver Begriff ver Diplomatie leicht feſtzu⸗ 
ftellen. Man verfteht darunter die ftaatsmännifche Thätigfeit in auswärtigen An« 
gelegenheiten, vie praftiihe Staatskunſt im Berfehr der Staaten untereinander, 
im Unterfchteve von ver fog. innern Politik. Die diplomatiſche Kunft ift alt. 
Sie ift geübt und ausgezeichnet gelibt worden, lange bevor e8 eine Wiſſenſchaft 
der Diplomatie gegeben bat. Letztere ift erft ein Produkt ver neueften Zeiten. Unter 
ihr wird man aber füglich nichts Anderes zu verftehen haben als das Syſtem von 
Grunpfägen, nad welden jene praftifche Kunft auszuüben ift, um durch viefelbe 
bie möglichft beften Nefultate zu erzielen. Fürwahr die diplomatiſche Kunft wird 
nur allzubäufig im Dunkeln tappen, irren und ſtraucheln ober doch einzig 
in ihrem Erfolge von der gentalen ober aud nicht genialen Tüchtigkeit des ein- 
zelnen Diplomaten gänzlich abhängen, fo lange es nicht der Wiflenfchaft gelungen 
ift, ein Syſtem fefter Grunvfäge in biefer Beziehung aufzuftellen. Freilich vie 
Kunft zu negociren wird niemals auf Akademien erlernt werben; es gehört vor 
Allen dazu eine natürliche Anlage und vie Gelegenheit, felbft in Gejchäften ge- 
braucht und darin erfahren zu werben. Aber vie Wiflenfchaft wird eine nicht 
geringe Unterftägung für das Erlernen und für das Ausüben jener praktiſchen 
Kunft abgeben. 

Leider ift bis jetzt dieſe Wiffenfchaft ver Diplomatie no unvolllommen genug 
zu nennen, Herrſcht doch felbft noch die größte Unklarheit über ihren eigentlichen 
Umfang, indem vie Theoretifer vielfach geneigt find, vie der diplomatiſchen Wiſ⸗ 
ſenſchaft zur bloßen Unterlage dienenden Disciplinen felbft mit in vie diplomatiſche 
Wiſſenſchaft bineinzuziehen (4. B. noch Karl v. Martens und zum Theil Klüber), 
oder indem fie ftatt einer fuftematifchen Entwidelung ein bloßes hiſtoriſches Tab- 
leau liefern (wie Battur), oder auch den Charakter der biplomatifchen Wiſſenſchaft 
nur negativ beftimmen, wie I. v. Liechtenftern, der befonders in der Abwehr fremden 
Einflufjes von unferem Staate die Thätigkeit der Diplomatie fucht, oder endlich 
bes Maren Begriffs fehler entbehren, wie F. v. Kronburg, ober doch die Reminis⸗ 
cenzen an die Diplomatif nicht ganz überwinden können, wie Flaflan in feiner 
Definition. Kurz, die Diplomatie als Wiſſenſchaft ift noch eben fo jung ald un 
volllommen, und das Befte darüber findet fi mehr gelegentlich in den Schriften, 
die |peciell dem Bölferrechte gewidmet find, namentlich in dem gehreicen Werke 
Heffters, denn in den Schriften, welche vorzugsweiſe ſich als Theorien der Di⸗ 
plomatie ankündigen. I 

Uebrigens nennt man in einer weiteren Bedentung diplomatiſche Wil 
ſenſchaften alle viejenigen, welche ber eigentlichen Diplomatie als Grundlage 
bienen und deren Stubium ven Diplomaten auf feine eigentliche Kunft und Wil 
ſenſchaft zu Borbereitung dienen müſſen, alſo ſämmtliche ſog. Hülfswiſſen⸗ 
ſchaften der eigentlichen Diplomatie. Das iſt denn allerdings ein ziemlich ſchwan⸗ 
kender Begriff. Da unſtreitig die Diplomatie zu den Wiſſenſchaften vom Staat, 
alſo zu den politiſchen Disciplinen gehört, fo können darnach ſämmtliche Staats⸗ 
wiſſenſchaften, ſowohl die juriſtiſchen als die kameraliſtiſchen (öfonomifchen) hieher 
gezählt und als ſog. diplomatiſche im weiteren Sinne bezeichnet werden. Indeſſen 
nennt man von allen diefen meift nur 1). europäiſches Völkerrecht, insbeſondere 
pas Geſandtſchaftsrecht, obgleich vie Diplomatie im engen Sinne die Vorfehriften 
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über die Rechte und Pflichten ver biplomatifchen Agenten (Geſandten zc.) füglich 
als einen ihr gehörigen Gegenſtand fi vindiciren darf; 2) das poſitive Staats⸗ 
recht der vornehmften europäiſchen und amcrifanifhen Staaten, 3) bie eigentliche 
Bolitit oder Staatskunſt, die ſich insbeſondere auf die innern Staatsverhältniffe, 
auf die Berfafiung und Verwaltung des Staats bezieht, aber als fog. dußere 
Politit wefentli mit der Diplomatie als Wiſſenſchaft zufammenfällt, 4) vie phy- 
file und moraliſche Statiftil der europälfchen und amerllanifchen Staaten, 5) Na- 
tional- und Staatsölonomie und insbeſondere 6) Hanbelspolitit. Wegen des hiſto⸗ 
riſchen Charakters der Diplomatie wird als Hülfswiflenfhaft ferner hervorgehoben 
7) vie Gefchichte überhaupt und vor Allem die des europäiſch-⸗amerikaniſchen Staa⸗ 
tenfoftemes. Wegen ber Noihwenbigfeit für ven ‘Diplomaten, auch jet noch zur 
deftftellung gewifler Rechte auf alte Urkunden zurüdzugehen gehört 8) auch bie 
Diplomatil ober Urkundenlehre, die namentlid befähigt, vie Wechtheit einer 
Urkunde kritiſch zu prüfen, bieher, obgleich heutzutage vergleichen Kenutniffe und 
Untefuhungen mehr von ven Archivbeamten ald von den Diplomaten verlangt 
werben. Endlich darf mar noch als Hülfswiffenfhaften anführen 9) vie Lehre von 
tem Staatskanzleiſtyl, von der Abfaffung von Staatsſchriften aller Art, insbe- 
fondere vom diplomatiſchen Styl, 10) die Lehre von der Chiffrir- und Dediffrir- 
funft, ferner 11) die Kunde von dem Geremoniell an ven Häfen, zur See ꝛc., 
shgleih die Diplomatie im engern Sinne zum Theil die Vorfchriften über das 
eigentliche biplomatifhe Ceremoniell in ſich aufnehmen mag, und fchließlich ift dem 
Diplomaten wegen feines VBerlehres gerade mit der Staatögewalt fremder Völker 
12) Kenntniß verſchiedener Sprachen nothwentig, befonvers früher der lateinijchen, 
gut der franzöfifhen, nachdem Letztere mehr ober weniger die allgemeine biplo- 
matiihe Sprache der Welt geworben ift. 

Der Umfang der Wiffenfhaft von ver Diplomatie im eigentlichen Sinne 
wird fi alfo fehr beſchränken. Füglich wird vie Lehre von den biplomatifchen 
Snbjelten darin zu erörtern fein und demnach von der Einrichtung des Minifter 
ums des Auswärtigen, von ven Arten, Rechten und Pflichten ver Geſandten und 
andern biplomatifchen Agenten im Auslande, vom biplomatifchen Korps, fowie von 
ben Formen des diplomatiſchen Verkehrs, vom Eeremoniell, von der Art ven 
nändlihen und friftlihen Verhandlungen, vom diplomatiſchen Styl, alfo vor- 
Geſandiſchaftsrechte gehanvelt werden wüflen. Vorzugsweiſe werben aber im 
tier Wiſſenſchaft die Grundſätze über ven Berlehr des einen Staats mit ann 
vem Staaten barzulegen fein, auf der Bafls des Rechts, fowohl des po- 
ktiven Staatsrechts der einzelnen Staaten als des gemeinen europälfch-amerilanifchen 
vollerrechts, ferner im Gelfte der Nationalmohlfahrt, des wohlverflandenen 
Jutereſſes des Einzelnftaates, das aber immer möglichft in Harmonie mit den In⸗ 
tereffen der Menſchheit, insbeſondere des europätfch-amerifanifhen Staatenſyſtems 
zu jegen und auch in feinen Kollifionen mit dem Interefje eines andern Staates 
oder felbft ver Gefammtheit ver übrigen Staaten möglichft zu einer billigen Aus» 
gleihung zu Bringen ift, indem alle Staaten als organifche, fich gegemjeitig er- 
gänzende und vollendende Glieder eines großen Ganzen zu betrachten find. Die 
Rechtsbaſis ruht vorzugsweife in der Souveränetät des einzelnen Staats, dem 
ver Diplomat angehört, doch unter Anerkennung ver Syuveränetät, d. 5. der Trei- 
keit, ver Berfönlichkeit, ver Selbftbeftimmung jedes andern Staates, Die Klug- 
heitsbafis ift die Wohlfahrt jedes einzelnen Volles und Staates, doch unter 
Feſthaltung derfelben Reciprocität. Die Rüdfichten der Humanität und Sittlichleit, 
vie Lehren ächter Religiofität mögen die Kollifionen befeitigen oder ausgleichen, 
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denn zulegt führen alle ſolche Kollifionen, wenn fle die Diplomatie nicht zu über- 
winden vermag, zum Kriege und ver Diplomat wird durch ven Feldherrn feine 
Thätigfeit fortfegen laffen müſſen. Der Krieg iſt aber, namentlich heutzutage, 
überall nur als ein Ansnahmezuftand anzufehen. ‘Die viplomatifche Wiſſenſchaft 
wird zugleich zu lehren haben, wie, auch abgejehen von ver Feldherrnthätigkeit, 
von Blut und Schlachten, von kriegeriſchen Nieverlagen und Siegen, ver Krieg 
durch Unterhandlungen, feien fie bireft ober unter Vermittlung britter Staaten, 
zu befeitigen und wieder zum Frieden zu erheben fei. Die Diplomatie ift aber 
regulär eine Friedenspolitik. Sie lehrt, durch welche Mittel ver Verkehr *) unter 
den Staaten auf das Bortheilhaftefte für alle Theile zu geftalten fei, durch Boft- 
und Xelegraphenverbindungen, durch Eifenbahnen, durch Schifffahrt, durch Zoll» 
erfeichterungen, durch Handelsverbindungen zc. und wie biefer Zuſtand möglichft 
für die Ankunft dauernd zu erhalten ſei durch Aufrichtung von feften byuaftifchen 
Berbindungen, dur Handels⸗ und Schifffahrtsverträge, durch Freundſchafts⸗, 
Schutz⸗ und Trutzbündniſſe, nöthigenfalls durch militäriſche, ſowie direkt kriegeriſche 
Bündniſſe, ſei es zur Vertheidigung, ſei es zum Angriff gegen die niemals ganz 
ausbleibenden Uebergriffe einzelner Staaten. 

I. Das was bier über ven Umfang ver diplomatiſcheu Thätigkeit angedeutet ift, 
ift aber nichts als ein faft- und farblofer Formalismus, ver erft die volle Lebens- 
kraft und den reellen Inhalt gewinnt bei Anwendung dieſer Grunvfäge, bei Aus- 
übung ber praktiſchen Kunft im einzelnen alle, durch die befondete Stel- 
lung des einzelnen Diplomaten zu einem beftimmten Lande und zu einer beftinunten 
Zeit. Und nicht blos der vaterlänvifhe Staat des Diplomaten , fondern auch ver 
Staat, dem gegenüber der Diplomat fein Vaterland zu vertreten hat, beide in 
ihrer befonveren Natur wie in ihren Wechfelverhältniffen, prägen der viplomatifchen 
Thätigfeit erft ven Stempel ver Wirklichleit und des Lebens auf. Dazu find die 
tonangebenven politiihen Berfönlichleiten des einen wie bes andern Landes 
mit ihren individuellen Charakteren, ja felbft zeitwelligen Stimmungen und Nei— 
gungen auf das Bollfländigfte zu berüdfichtigen und pie oft rein zufälligen Kon⸗ 
junkturen und Berbältniffe ver Gegenwart ganz beſonders in Anfchlag zu 
Bringen. Und gerade diefe fonfrete Anwendung und Ausübung, falls fie eine glüd- 
liche fein fol, verlangt eine tüchtige Naturanlage und eine praftifche Sagacität 
bei dem Staatsmanne. Der ächte Staatsmann wird überall ald Ausgangspunkt 
feiner biplomatifchen Ziele die konkrete Individualität feines Vaterlandes und befien 
befondere Verhältniffe zu den übrigen Staaten und zum gefammten Staatenſyſtem 
nehmen. Ein geläuterter Patriotismus wird ihn erfüllen und zugleich in ven Stand 
fegen müſſen, die dem Patrioten fo gefährliche Klippe eines egoiftifchen Partikula⸗ 
rismus, eines fohelfüdhtigen und miß gänftigen Lolalpatriotismus , die National- 
und Staatseiferſucht möglichft glüclich zu umfchiffen. Freilich in ver Stantspraris 
ift diefe edle Diplomatie bis jetzt noch feltener gewefen, wenn auch feit dem 
Sturze bed großen Eroberers Napoleon I. mehr und mehr geläuterte Anſichten 
über bie biplomatifche Praris herrichend geworben find und auch im Leben, zur 
Veredlung beflelben, bereits fihtbare Spuren dargelegt haben. 

Daraus folgt aber zugleih, daß die Diplomatie eines jeven Landes ihren 


*) Anm, d. Red. Neben den wirtbfchaftlichen Intereffen fommen auch die gemeinfamen 
Kultur und atifationaintereffen in Betracht, und je mehr der moderne Staat fid 
felber in feiner Hohen geiftigen Aufgabe begreifen lernt, um fo entfchiedener werden dieſe Inte: 
reſſen geachtet und gepflegt werden. 
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befondern Charakter haben werde und müſſe, daß vie Diplomatie einer Großmacht 
andere Ziele und Zwecke fid) fegen werde, als einer Macht zweiten und dritten . 
Ranges, daß eine Seemacht anders agiren müſſe als eine Landmacht. Wenn eine 
Großmacht immer in dem Sinne thätig fein muß, ihren beredtigten Einfluß auf 
vie Geſchide des europäifchen Gefammtlebens überall mit zur Geltung zu bringen, 
fo wird fie doch das Maß dieſes Einfluffes in jedem einzelnen alle nad ihrer 
eigenen befonvern Ratur und Machtſtellung überhaupt, fowie nach der Tonkreten 
Natur der jevesmaligen Berhältniffe und Konjunfturen und nad ihren eigenen 
wahren Iutereffen dabei erft näher zu beftimmen haben. Ein Ueberſchätzen ver eigenen 
Macht und des eigenen Berufes ift eben jo gefährlih, als ein Unterfhägen, ein 
bloßes paffives Zufchauen und Abwarten für eine europäifhe Großmacht unwür⸗ 
big iſt. Mächte zweiten Ranges haben weift' ein natürliches gemeinſchaftliches 
Intereſſe, namentlich gegenüber den Uebergriffen ver Großmächte, doch müſſen fie 
ſich beſcheiden, mehr eine zuwartende Stellung einzunehmen und mehr nur an eine 
innere Bollenbung ihres Staatsweſens, dann an die auswärtige, fog. große Por 
int zu denken. Mächte dritten Ranges und überhaupt bie Kleinftanten müſſen 
hauptfächlih nur auf ihre ungeftörte Erhaltung bedacht fein. Neutralität tft dazu 
keineswegs immer das rechte Mittel, ſondern häufig vielmehr das feſte Anfchließen 
an eine befreunbete Großmacht oder auch eine bedeutende Verbindung ber Mittel» 
Roaten, Freilich kommt hier Alles auf die Umftände an und dürfen bie Kleiuftanten 
nie vergeflen, daß fie eben nur fehr untergeorpnete Beſtandtheile des europäijchen 
Stantenfyftemes find. 

Eine ſolche Diplomatie ift die ver Praxis aus der wahren Natur der wirklichen 
Lehensverhältniffe heraus. Sie ſchließt Teineswegs ein Handeln nad höhern Ideen, 
uach leitenden Grunpfügen aus, aber diefe Ideen und Grundſätze find aus ben 
wirklichen geſchichtlich überkommenen Verhältnifien entnommen, haben aljo eine reale 
Unterlage. Diefer Art der viplomatifchen Kunft gegenüber fteht die Schule ber 
Doltrinäre, die nad) vorgefaßten Meinungen ver Schule, ver Philofophie oder 
Philanthropie, des Weltbeglüdenwollens das Leben zu geftalten fucht und bei dem 
beften Willen nirgends praftifche Ziele erreicht, fondern immer auf’ halbem Wege 
ftehen bleiben muß. Die wahre Diplomatie ift aber eine Diplomatie ver That- 
kraft und der Principien zugleich und unterfcheidet ſich eben fo weſentlich von ber 
bloßen Eintagspiplomatie, die mit jevem neuen Morgen um das tägliche 
Brod bettelt, als von der Eventualviplomatie, die da in ewigem Zögern 
und Zandern immer nur auf künftige glüdliche Ereigniffe harret, die erft zum 
Handeln beftimmen follen und die für den zweifelnden Zauberer niemals kom⸗ 
men werben. 

Diefe volle Berüdfihtigung des konkreten Lebens und der realen Berhältnifie 
des europäifchen Staatenfuftemes wird auch der Autor einer Wiſſenſchaft der 
Diplomatie feftzuhalten haben, wenn er bem praftifchen Diplomaten durch ſeine 
wiſſenſchaftlichen Konſtruktionen wirkliche Hülfe und einen fiheren Stütpunft bare 
bieten und nicht blos ein unpraktiihes Ideal abftrafter Schulweisheit und die ſub⸗ 
jeltiviftifchen Wünfche eines philantropifchen Träumer! zum Beſten geben will. 
Die Wiflenfchaft der Diplomatie fol füglich keine höheren als die praltiich er- 
tiihbaren Ideale, nad Maßgabe ver gegebenen politifhen Verhältniſſe aufitellen, 
fonft wird fie leicht müßiges Gedankenſpiel für das Studierzimmer. 

I. Über erft die Kenntniß des bisherigen Verfahrens ver Diplomatie und ber 
Diplomaten aller widtigeren Staaten in der ganzen hiftorifchen Zeit ihres 
Veſtehens wird den diplomatiſchen Praftiter wie ven diplomatiſchen Theoretiler 





120 Diplomatie, 


befähigen, jene angebeutete, wahrhaft Hiftorifche Auffaffung der diplomatiſchen 
Thätigfeit fich anzueignen und entweber in feiner praftifhen Kunft zu bewähren 
oder in dem theoretiichen Gebäude der Diplomatie nieverzulegen. Die Geſchichte 
der Diplomatie wird alfo für beide von der größten Wichtigkeit fein. Die Lehren 
der Gefchichte werden auch bier dem Kundigen bie vechte Anweiſung für vie Be: 
handlung des viplomatifchen Stoffes in der Gegenwart geben und das Wirklich, 
das Bernänftige und Nothwendige in ven beſtehenden Verhältniffen erfennen laſſen. 
Die glänzenden Eigenfchaften berühmter Diplomaten, von denen bie Geſchichte 
berichtet, fowte nicht weniger deren Irrthümer und Fehler werben einen Prüfftein 
bilden für vie Thätigkeit in der Gegenwart. Leider ift diefe Geſchichte der Diplo- 
matie bisher in ihrem ganzen Umfange noch nicht vollftändig zu fehreiben unter- 
nommen. Flaffan verfuchte fi allervings mit großem Glücke an ver Darftellung 
der franzöſiſchen Diplomatie, aber aud fein Werk reiht nur bis 1792. 
Droyſen Hat neuerlichft wenigftens begonnen, eine Geſchichte der preußiſchen 
Diplomatie (in feiner Geſchichte der preußifchen Politit, Br. I, 1856. Bd. II a 
1857) zu fchreiben, aber leiver nicht von dem Standpunkt eines Staatsmannes, 
fondern von dem eines abftraft philofophirenden und biftorifirenden Gelehrten, 
der mit vorgefaßten Meinungen an die Bearbeitung des Stoffes herangeht und 
bie LXebensverhältniffe ver früheren Jahrhunderte durch die trügerifche Brille feiner 
einfeitigen Auffaffung ver Gegenwart und feiner iveologifhen Wünfche anfleht. 
Andere haben nur auf Specialien ſich beziehende, obwohl zum Theil fehr verbienft- 
liche Arbeiten geliefert. Doch giebt z. B. für die Zeit ver franzöſiſchen Revolution 
bis zum Sturze Napoleons I. Thiers in feinen Gefchichtswerfen fehr bebeutenve 
Beiträge zur Geſchichte der europälfhen Diplomatie, und verbienftlich in dieſer 
Beziehung ift auh das Werk von Gervinus, Geſchichte des 19. Iahıhunderts 
jeit ven Wiener Verträgen. Envli bieten die Werke über die Gefchichte des 
Bölterrehts, fowie insbeſondere der Völkerverträge mandye Ausbeute, beſonders von 
Bob, Koh, Schöll, Aucillon, Ward, Laurent, Wheaton und de Garden, fowie 
die Werke über die Geſchichte des europälichen Staatenfuftems, namentlich von 
Heeren und Pölitz. Schägbare Beiträge enthalten vie „Erzählungen merkwürdiger 
Fälle des Völkerrechts“ von ©. F. v. Martens (1800, 2 Theile) und vie 
eauses c&löbres du droit des gens (1827, 2 tms.) und nouvelles causes 
(1843, 2 tme.) von Karl v. Martens, envlih in Bezug auf die völferredht- 
fichen Beziehungen die Phases et causes célobres du droit maritime des nations 
par Ferd. de Cussy (2 tms., 1856). 

Berjuhen wir bier in der Kürze ven hiftorifhen Gang der Diplo- 
matie anzudeuten. Bevor die internationalen Berhältniffe der Staaten, auf ber 
feften Grundlage der gegenfeitigen Anerkennung ver Perſönlichkeit und Selbftftän- 
bigfeit, d. i. der Souveränetät der Einzelftanten, einen beftimmten Rechts⸗ 
harafter erlangt hatte, fo lange vielmehr das internationale Leben vorherrſchend 
durch den Drang des einzelnen mädhtigften Staats zur Bildung eines alle an- 
deren Staaten unterjohenden Univerjalreiches beftimmt und getragen warb, 
fonnte bie Diplomatie diefen allgemeinen internationalen Typus nicht verleugnen; 
fle gieng nur auf Eroberung und Unterjohung aus oder befchräntte ſich im ven 
Meinen Staaten wefentlih auf ein Syftem ver Vertheidigung. Die Rechtsbafis 
fehlte noch. Die Wahl der Mittel, um zum Zwede zu gelangen, wer eine völlig 
ſchrankenloſe; felbft das fehlechtefte Mittel war willlommen, wenn es mur zum 
Ziele führte. Dies ift der Charakter der diplomatiſchen Kunft des Alterthums, 
namentlich aud der Griechen, ver Römer, ferner im Oanzen auch des Mittel: 
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alters, doch veredelt durch den Geift des Chriftentbums, und im Zaume 
gehalten durch den rivalifivenden Kampf zwiſchen den geiftlihen un melt- 
ihen Machtträgern, fowie abgefhwäht durch den vagen Charakter des ange- 
frebten Univerſalreichs, eines großen Lehnreichs nämlich, weldes ven Vaſallen⸗ 
fasten eine nicht unbedeutende Selbſtſtändigkeit beläßt. Im Altertum fehen wir 
die Führung der Stantenverhandlungen zumelft in ben Händen ver Renner, 
gleicham zur Andentung, daß es gegenüber anderen Staaten nur auf die Beob⸗ 
ahtung einer vielfach trügerifhen Kunftform, nicht auf vie Anerkennung von 
Immbfägen, von Rechten und Pflichten anlomme. Es war überhaupt Rebner und 
Staatsmann und Geſandter zu der Zeit meift eine und biefelbe Perföntlichkeit. 
Das römifche jus feciale, welches noch am melften darauf Anfpruch machen kann, 
Satungen des Böllerrechts und ber Diplomatie zu enthalten, da das jus gentium 
ter Römer nur Privatredt ift, hatte gleichfalls nur eine formelle Bedeutung 
und ftellte wefentlih nur die Formen und Yörmlichkeiten auf, unter welden am 
beften und ſchönſten andere Staaten durch das römifche Reich unterjocht werben 
lbonnten. Bon den biplomatifchen Charakteren des Altertfums mag bier nur Phi⸗ 
lipp von Macedonien erwähnt werben, ber wahre Repräfentant des viplomatifchen 
Geiftes des ganzen Alterthums, injofern er dur Klugheit und Liſt, ja durch 
Sein, Trug und Tücke, durch Lüge und Heuchelei feine kühnen politiihen Pläne 


verfolgte. 

Im Mittelalter waren vor Allem vie Geiftlihen, wie durch ihre Bildung 
faft allein zu allen fchwierigen Dingen befonvers in der Politik befähigt und be- 
gt, fo die Träger der Diplomatie, felbft in ven weltlichen Reihen. Die großen 
Päpfte jenes Zeitalter find vorzugsweife die großen ‘Diplomaten befjelben. Ihre 
Ziele, durch religiöfen Nimbus verberrlicht , waren die großartigften und er- 
habenften und — zu folhen Zweden glaubte man nur allzubäufig um fo weniger 
ne Scheu in Anwendung der Mittel bewahren zu müflen. Die Diplomatie der 
romiſch· deutſchen Kalfer war im Ganzen weder eine fehr gefchidte, noch eine fehr 
glädlihe. Im Kampfe mit dem Papftthum unterlagen fie nicht blos dieſem, fon» 
tern verloren, allerdings zugleich mit demfelben, ihre politifche Centralſtellung als 
die politifhen Häupter, als die Oberlehensherrn aller chriftlichen Böller und 
Staaten, indem fie feit vem 14. und 15. Jahrhundert weſentlich nur noch kaiſer⸗ 
id fitulirte Könige von Deutfchland waren, denen ſich bie übrigen euronäifchen 
därhen mehr und mehr, kraft ihrer Sonveränetät, ebenbürtig zur Seite ftellen 
Ionnten. — Eine Wiffenfhaft der Diplomatie ift während des Alterthums 
und Mittelalters auch nicht in ihren erften Spuren vorhanden. 

Mit dem Sinken ver politifchen Macht des Papfttbums und des Kaiſerthums 
beginnt eine neue era des völkerrechtlichen und biplomatifhen Lebens. Es ent- 
feht ein Syſtem gleicher, felbftftänpiger, fonveräner Staaten. Nachdem aber nun 
tie faiferliche und päpftliche Zucht und Bevormuudung der einzelnen Staaten mit 
ihren, die Willkür mäßigenden Schranken gefallen, und ver Grundfatz von ber 
Anertennung jedes anderen Staats als eines ebenbärtigen und fouveränen noch 
möt in das volle Bewußtfein der Staaten gebrungen war, fehen wir in ben erften 
Zeiten viefes neuen Zuftandes der Staatenfreiheit die Einzelftanten ſich ihrer Will- 
fir, ihrem Egoismus zum Theil zügellos hingeben. Die alten Tendenzen zur 
dildung von Univerfalveichen oder doc zur Unterjohung der Nadjbarftaaten, be- 
ſonders der mindermädhtigen, treten gewaltig in den Vorbergrund und bebrohen 
dad internationale Leben mit einem Rüdfall in das Syſtem des Mittelalters ober 
gar des Alterthums. Aber kein Staat erweift ſich als mächtig genug, um zur Be⸗ 
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friedigung feines Egoismus dieſe Reftauration vorzunehmen, fo oft auch Verfuce 
dazu gemacht werben und fo vielfady ſich auch die Heineren und mittleren Staaten 
in ihrer Exiftenz überall bedroht ſehen. Das war ein Zuſtand ver fortwährenven 
Furcht und Hoffnung, einer jeden Augenblid zweifelhaften Staatseriftenz, und 
zur Eroberung ſcheuten die großen Staaten, zur Erhaltung und Vertheidigung 
ſcheuten die Heinen Staaten Tein Mittel, fei ed ver Gewalt, fei es ber Lift, fei 
e8 der Heuchelei und Lüge. Da herrſchte eine wahre Lügendiplomatie und kein 
Staatsmann trug Bedenken, dies einzugeftehen. Diss auswärtige Leben ber 
Staaten ruhte aber auf einer Baſis des inneren Lebens, welche eine völlig ent- 
ſprechende, jenes tragende und unterftügende war. Die bisherigen oberlehensherr- 
lichen Potentaten fuchten Die Macht ihrer Bafallen durch jegliches Mittel ver Lift 
und Gewalt zu breden, um fi mit der Gewalt des abjoluten Monarchen zu 
umkleiden und bie vereinzelten, fingulären Privilegien und Befugniffe, welche 
ihnen als Landesherren und Oberlehensherren zuftanden, zu einer univerjellen 
Staatsgewalt und fih zum Träger, zur Perfonifilation des Staats zu er 
heben. Die äußere Politik war die Frucht dieſer inneren. 

Aber durch alle diefe Wirren und Kämpfe vermag ſich die nene Idee von 
der Sonveränetät der Einzelnftaaten, von ven rechtlichen Grundlagen bes inter: 
nationalen Lebens boy mehr und mehr in ihrer Herrſchaft auszubreiten, freilich 
langfam, und indem mehrere unvolllommene Zwifchenftadien vorher zu burchlaufen 
find, ehe ver Heutige, mehr rechtlich geficherte Zuftand eingetreten ift. 

Dos Streben nah Univerfalmonarhie, namentlih des Kaiſers Karl V. 
ſcheiterte. Auch an die Verſuche Philipp’s IL. ift zu erinnern und an feine trü⸗ 
gerifche Diplomatie. Es nimmt nun zwar die Politif und insbejonvere Diplomatie, 
unter dem Einfluffe ver neuen reformatorifchen Geiftesrihtung, ver Entfaltung 
der Künfte und Wiflenfchaften, ver BVerfeinerung der Sitten, wenigftens einen 
äußerlich befieren Schein an. Aber ed war eben nur ein Schein von gutem 
Glauben und Recht in ver Diplomatie, und wie wahr das fei, mag das Faktum 
bezeugen, daß gerade in ben Anfang des 16. Jahrhunderts jenes berücdhtigte Buch 
des Italieners Macchiavelli: il Principe (zuerft Venedig, 1515) fällt, wel- 
ches nichts als eine ſyſtematiſche Theorie der wirklichen Praxis in dem Berbalten 
ver einzelnen, beſonders ver ttalienifhen Staaten untereinander ift und Liſt, Ge⸗ 
walt, Yug und Züde dem Politifer und Diplomaten zur Durchführung feiner 
Pläne empfiehlt. *%) Und Macchiavelli findet darin fo wenig Anſtoß, daß er das 
Buch an Lorenzo v. Medici, ven Neffen des Papftes Leo X., richtet. Aber gerade 

für die Charakteriftit der damaligen internationalen und diplomatifhen Gedanken 
muß es als fehr wichtig erjcheinen, daß tie Haupttendenz des Buches ift, alle 
Heinen italienifchen Staaten zu vernidhten und einen italienifchen Univerſalſtaat 
durch einen mächtigen und viüdfichtslofen Würften, der zu jenem großen Zwecke 
vor feinem Mittel zurädichredt, zu errichten. In viefer Zeit werden auch mehr 
und mehr die ſtehenden Geſandtſchaften und fomit ein wahrhaft konftanter 
diplomatifcher Verkehr unter den Staaten und Höfen üblich. 

Mit dem 17. Jahrhundert nimmt die Diplomatie einen noch befjeren Schein 
an. Sie Heivet fih in das Gewand der Galanterie, des feinen Hoflebens , eines 
prunchaften und weitſchweifigen Ceremonielle. Sie tritt im Kleide des feinen Welt- 
tons und einer angenehmen Weuferlichleit auf. Sie wird das Spiel der Dofintri- 
guen, nicht felten auch der fürftlichen Maitreffen, mit einem freien Spielraum für 
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Befeihlichleiten aller Art. Das Zeitalter Ludwig's XIV. iſt vorzugsweife ber 
Schauplatz dieſer geledten und böfifchen Diplomatie mit ihren zahllofen Rang⸗ und 
Ceremonialſtreitigkeiten aller Art. In dieſe Zeit fällt auch erft die eigentliche und 
volffländige Ausbildung des Gefanvtichaftsredhts in der Praris der Höfe. Ihr 
gehört das lange Zeit hochberühmte, doch vorzugsweife nur durch eine Menge 
von diplomatiſchen Beifpielen wichtige Wert des M. de Wiequefort, l’am- 
bassadeur et ses fonctipns an. 

Der Ken jener Diplomatie war noch nicht erfüllt von dem ächten Geifte 
des Rechts und von ven wahren Ideen des europälfchen Staatenfuftens. Das 
Brineip der Univerfalmonardie ift zwar als befeitigt anzufehen. Aber die mädhti- 
gen Staaten fireben nun vor Allem nad einem Brincipate über ihre Fleineren 
Nachbarn und nach einer allmähligen Einverleibung berfelben in das eigene Reid). 
In Ausgang des 16. Jahrhunderts begnügte fi hiermit auch fehon das Haus 
Defterreih. Heinrich's IV. von Frankreich große Politik firebte aber beſonders 
darnach, ven Öfterreichiichen Plänen einen Damm entgegenzufegen und es gelang 
dies namentlich unter feinen Nachfolgern. Die Projekte Heinrich's IV. über bie 
Umgeftaltung des europäiſchen Stantenfuftems nach einem Syſtem von einander 
bie Wage haltenden Staatengruppen, unter Vernichtung ver Bfterreichifchen Haus⸗ 
macht, mögen fie für's Erfte nur in den vertraulichen Unterrenungen mit dem 
Miniſter Sully dargelegt oder wirklich bereits als Unterlage zu diplomatiſchen 
Berhaublungen mit ver großen Königin Eliſabeth von England gedient haben, 
befunden wenigftens mehr und mehr vie allmählige Herrichaft des Gedaukens von 
ver Berechtigung eines frievlichen Nebeneinanderſeins fouveräner Staaten und von 
ver Richtberechtigung bes Principats. Freilich die Nachfolger Heinrich's auf dem 
franzöffhen Throne, namentlih Ludwig XIV., machten wiederholt Principat- 
vefuhe, und es konnte ihnen damals noch gelingen, manche ſchöne Stüde von 
Deutſchland jenſeits des Rheines an ſich zu reißen. Aber wie fehr man bereits 
die Rechtsidee als Trägerin des internationalen Lebens anzufehen begann, zeigt 
fih namentlich daraus, daß man fowohl bier als bei anderen Gelegenheiten in 
jener Zeit, zur Rechtfertigung ver eroberungsfüchtigen Pläne einer fheel- und 
raubſuchtigen Diplomatie, überall Rechtsgründe vorzubringen fucht, wenn auch 
um fheinbare. Dan berief fi gern auf vergilbte Bergamente, um feine Präten- 
fionen zu befchönigen, auf alte Urkunden und Diplome, fo daß nun vie Urkun⸗ 
denlehre, die Diplomatit ein Hauptftubium der internationalen Politiker wurde, 
und ihnen ver Name der Diplomaten und ihrer Kunft der der Diplomatie 
ſeitdem allmählig gegeben warb. Die Reunionslammer und ihre Scheinrechtögründe 
für die Groberungen Ludwig's XIV. im Elſaß follen bier wenigftens als ein 
Beilpiel erwähnt werben. Freilich fie waren in der That ein Hohn des Rechte. 
Bie eifrig war ferner die franzöfifhe Diplomatie bemüht, um zur Beſchönigung 
ihrer biplomatifhen Unternehmungen zu beweifen, daß das Teftament Karl’8 II. 
ven Spanien dem früher abgeichloffenen Theilungsvertrage vorgehen müfje! Die 
Diplomatie entbehrt außerdem gänzlich der nationalen Grundlage, fie ift nur all- 
zuoft eine rein dynaſtiſche Inftitution zur Geltendmachung fürſtlicher und höfiſcher 
Specialintereffen, zur Befriedigung ver Laune, des Ehrgeizes, der Ruhmſucht, ver 
Eitelleit, der Eroberungsiuft der Fürſten. 

Daß die Herrfhaft des Rechts gleichwohl begonnen hatte in die Diplomatie 
einzudringen, war befonders offenfundig da, wo bie Gefammtheit aller Staaten 
zu einem großen Kongrefle zufammentrat und fo die Willfär und vie Uebermacht 
der Einzelnen bur vie Tüchtigkeit und Machtfülle der Geſammtheit gezügelt und 
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geregelt warb. Ich erinnere namentlich an den weftphälifchen Friedenskongreß, ver 
burd feine Sagungen einen neuen, freilich fpäter bald wieder vielfach angegrif- 
fenen Rechtsbeſtand für die europäifchen Staaten ſchuf und auch äußerlih und 
fichtbarlich die einzelnen Staaten als durch eine gemeinfame Ordnung des Rechts 
zu einem Staatenfyftem verbunden erjcheinen ließ. Der berühmte Hollänver Hugo 
de Groot (Örotius) hatte aber bereits fo viel Bertrauen zu der wachfenven 
Macht des Rechts im Staatenleben, daß er mitten in den Gräueln des großen 
vreißigjährigen Krieges eine Theorie von Rechtsgrundſätzen für den Staatenver- 
fehr in feinem Buche: De jure belli ac pacis (zuerft 1625) aufftellte, und 
wirklich errang ſich dies Buch nicht blos die größte Anerlennung in den Schulen 
der Gelehrten, fondern erhielt bald vie entfchiedenfte praktiſche Autorität bei den 
Staatsleuten, ei auch bei den Diplomaten, an ven Höfen, bei ven 
Fürften. (S. den Art. Grotius.) 

Gegen ven Ausgang des 17. Jahrhunderts, je mehr bei den Gewaltſtreichen 
Ludwig's XIV. das Principatfuftem gegenüber der neuen Redhtsorbuung eines 
Syſtems jelbftfländiger Staaten zeitweilig den Sieg zu erreichen brobte, und fid 
die Herrihaft des neuen Völkerrechts durch ihren eigenen Inhalt und durch ihre 
eigene Kraft nicht erhalten zu können fchien, deſto mehr ſann man, namentlid 
von Seiten ver Heinen und mittleren Staaten, auf gewiffe Hülfsmittel mehr 
äußerliher Art, um das Recht gegen ven böfen Willen ver Uebermächtigen zu 
ſchützen. Diefem Bepürfniffe, viefem Drange verbanft der Gedanke eines Syftems 
des Sleihgewichts feine Entftehung. Dan verſtand darınter eine ſolche Ber- 
theilung der (phufifhen und zum Theil moralifchen) Macht unter den einzelnen 
Staaten und Stastengruppen, daß biefelben einander gegenfeitig pie Wage halten 
und von Rechtsverletzungen abfehredten oder doch abbrächten. Schon obiges Pro- 
jett von Heinrich IV. lief varauf hinaus. Der Freiherr Franz v. Iſola ſchrieb 
barüber 1668 ein Bud: „Bouclier d’Estat et de Judice, contre le dessein 
manifestement decouvert de la Monarchie universelle, sous le vain pretexte 
des pretentions de la Regne de France.“ Dies Gleichgewichtsſyſtem ift nun 
bis zur Stunde in der Praris als herrſchend zu bezeichnen (dquilibre politique, 
balance du pouvoir, systöme de contre-poids), und berufen fich vie Mächte 
fortwährend darauf, um ihre wirklichen oder vermeintlihen Rechte zu ftügen, zu 
begründen oder auch um die Anfprüche Anderer abzuweiſen. Häufig genug verftedt 
fih aber hinter dem, was man im Namen bes europäiſchen Gleichgewichts fordert 
oder auch zurüdweift, nichts Anderes ald der Egoismus, das Sonderintereffe, fo: 
wie die Eiferfucht der einzelnen Staaten. Auch die neuefte Geſchichte bietet reich⸗ 
liche Beifpiele zum Belege viefer Behauptung. Der Minifter Friedrich's II. von 
Preußen, Graf Hergberg, brachte bereits (1786) das Ganze in ein theorkti- 
ſches Syſtem und Heeren und Andere bearbeiteten darnach vie Gefchichte ber drei 
letten Jahrhunderte (Gefchichte des europ. Staatenfuftems). Auch die Schrift des 
Engländers Ledie, historical research into the nature of the balance of 
power in Europe (London 1817), die zu Gunften der Gleichgewichtstheorie eine 
neue Ländervertheilung in Europa fordert, ift zu erwähnen ſammt ver eim Gleiches 
verſuchenden berühmten, im ruſſiſchen Interefle abgefaßten Schrift: ‘Die europäl- 
ſche Bentardhie (Leipzig 1840). Die feit jenem Jahrhundert ſchon auftauchenden 
Träume von einem fog. ewigen Frieden, die namentlich in unferer Zeit wieber 
in Schriften und an Höfen ihr philentropifches Spiel treiben, dürfen bier nicht 
ganz Übergangen werben. 

Diefe Zeit ift übrigens veih an berühmten Diplomaten, freilich non fehr 
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verſchiedenem fittlichen Werthe. Berühmt durch feine Nechtlichkeit ift ver geſchickte 
franzöflfche Unterhändler zu Rom, Karbinal d'Oſſat (+ 1604). In die Zeit von 
Heinrich IV. gehören dann noh Sully, ve Mornay, de Silleryg, Duper- 
ron, Billeroi, Sanci, Ieannin. Berühmt wegen feines glänzenden Talentes 
der Unterhandlungskunſt ift der freilich mehr als zweideutige Karbinal Richelieu 
(f 1642), der durch feine gefanptichaftlichen Inftruftionen und Berichte zur Aus» 
bildung der gefandtfchaftlihen Diplomatie viel beitrug und deſſen Memoiren und 
ionftiger politiicher Nachlaß für das Studium der Unterhandlungsfunft von In- 
terefie find. In die Zeit Ludwig's XIIE gehören noch ver Graf v. Brienne, 
vr Marſchall v. Baffompierre, ver Pater de la Tremblaye, ber berühmte 
Unterhändler Graf d'Eſt rades. Mazarin (f 1661) hatte den Beginn feines 
Blädes der Lift und den Ränfen zu verdanken. Er befaß eine große Fertigkeit 
in der Verſtellung und es war ihm zur Gewohnheit geworben, ſtets Ummege 
änzufhlagen, indem er fi ven Anfchein gab, als wenn ihm an der Sache, nad 
der er gerane am melften tracdhtete, nichts gelegen ſei. Ja er fand, wie e8 fcheint, 
oft mehr Vergnügen daran, pie Perſonen mit denen er unterhandelte zu hinter: 
geben, als an der Erreichung feiner Abſicht. Aus der Zeit Ludwig's XIV. find 
ueben Mazarin no zu nennen als berühmte Diplomaten Servien, Colbert, 
de Torch, der die fehwierige Aufgabe der franzöfiihen Diplomatie zu Utrecht 
glüllih Liste. Das tft die franzöfifche Diplomatenjchule dieſes Zeitalters. 

In England glänzte die Königin Eliſabeth durch große Gaben und war 
König Wilhelm III aus dem Haufe Oranien unftreitig ber größte und nobelfte 
Politifer des 17. Sahrhunderts. Sodann ift Karbinal Wolfen unter Heinrich VIIT., 
ferner find die beiden Cecil unter Elifabeth, ferner unter Jakob I. ein Diplomat 
ver alten Schule, Henry Wotton, zu nennen, ver noch als Wahlfprud in ein 
Stammbuch fhreiben konnte: Legatus est vir bonus peregre missus ad 
mentiendum reipublice causa, während ſich der edle William Temple 
(f 1698) offen zu dem Grundſatze bekannte, daß man in ber Politif ſtets bie 
Wahrheit fagen müſſe. — Unter ven holländischen Diplomaten zeichneten ſich 
ad der Großpenfionär Witt, Hieronymus Beverning, Ian Oldenbar—⸗ 
neveld, Hugo und Peter de Groot. Auch Italien, Spanien hatten ihre 
berühmten Namen. In Schweden glänzte ver Kanzler Drenftierna. Das 
Hans Defterreih erfrente ſich flets einer Zahl ber tüchtigften Diplomaten und 
mag aus diefer Zeit nur der Graf Trautmannsporf genannt werben, der 
am Munſter⸗Osnabrück'ſchen Friedenskongreß fi nicht nur um Oeſterreich, ſon⸗ 
dern um Europa verbient gemacht bat. Hier fol noch das „Testament politique 
de Charles due de Lorraine et de Bar; depose entre les mains de 
’Empereur Leopold à Presbourg le 29. Nov. 1687, en faveur du Roi 
d’Hongrie et ses successeurs arrivans à l’Empire“ (Leipzig 1697) Erwähnung 
finden. Daffelbe giebt eine Anmweifung für vie Politik, insbeſondere Diplomatie 
ver Zukunft des öſterreichiſchen Haufes und daralterifirt die Diplomatie feiner 
Zeit auf das Schärffte. Es ift hier nicht der Ort in alle Details dieſes interef- 
ſanten Schriftftüdes einzugehen. Ich will nur Einiges über die: Instructions sur 
les negotiations éêtrangères et domestiques (©. 167 ff. der genannten Schrift) 
anführen. Der Prinz fchlägt darin zu Hebung ver öſterreichiſchen Diplomatie eine 
netmärdige Anftalt vor, indem er es tavelt, daß bei ver Auswahl ver Diplo 
maten der Zeit vorzugsweife nur auf hohe Geburt Nüdficht genommen werde, 
Er empfiehlt deßhalb die Einrichtung einer Akademie von 30 Polititern, aus 
tenen Das diplomatifche Korps zu ergänzen und zu verbefiern fei, durch eine ganz 
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praktiſche Manipulation. Sodann giebt er Borfchriften über vie @igenfchaften, 
Fähigkeiten und Stellungen der an die einzelnen europätfhen Höfe zu fendenden 
Geſandten. Regulär folen an jeden großen Hof zwei Geſandte geſchickt werben, der 
zweite meift aus ver Zahl jener politiichen Akademiker zur techniſchen Unterftügung 
des erften Geſandten. Er verlangt zu ſenden nach Konftantinopel un homme de 
belle apparence, ferme de parole, mais concis, solide dans ses raisonnemens 
et point du tout entöt6 de son caractöre; le seconde foll fein un homme 
intrepide, doux, mais pressant dans ses raisonnemens etc. — Rad Rom un 
homme fastueux qui fasse plus de montre qu’il ns dise de paroles, qui sache 
de faire aimer et non pas craindre; fein Gehuͤlfe ſoll präcis fein und bartnädig 
immer wieder ganz biefelben Gründe gegenüber ven Herren Itallenern für feine 
Behauptungen anbringen; das werde am beften beifen. — Nah England un 
homme familier, populaire et magnifique; der Gehülfe foll haben un genie 
ouvert, foll fein bereot, gerecht, ehrlich ac. — Der, welder von England zurüd- 
fommt, fol nah Holland gefchict werden. — Nach Frankreich ift zu fenven un 
homme qui affecte la simplicite, Hug unt zurüdhaltenn, fo daß er mehr ſtupide 
als intriguant erjcheine; ver Gehülfe fol fih zwar fehr zurädgezogen halten, 
aber eigentlich immer auf ver Yauer liegen; er müſſe fi) fo anftellen, daß man ihn 
mehr für einen, felbft über feine eigenen vaterländifhen und über die franzöfifchen 
Berbältniffe wenig unterrichteten, neugierigen Reiſenden halten dürfe, der aber im 
Geheim die intimfte Korrefponvdenz mit feinen Kollegen, melde nad Paris von 
Konftantinopel, Polen, Rom, Schweden, Venedig zc. geſchickt find, ftaatsfluger 
Weile unterhält zc. 

Die Diplomatie des 18. Jahrhunderts ift dem Grundcharakter nach überein 
flimmend mit der des 17. Jahrhunderts. ‘Die Herrſchaft des Rechts ift immer 
noch im Kampfe mit der übermächtigen Herrſchaft des Egoismus, der Eroberungs⸗ 
luſt der einzelnen Staaten; inveffen tft eine Nüanchrung im Charakter wahrnehm: 
bar und liegen Bebingungen zu einer wirflihen Weiterbildung zum Beſſeren viel⸗ 
fach vor. Wenn auch der volle Reſpekt vor der Souveränetät und Unabhängigkeit 
der einzelnen Staaten immer nod nicht ganz in das Fleiſch und Blut des Staats⸗ 
febens und in die Gefinnung der Stantslente gebrungen iſt, fo fühlt och jeder 
einzelne Staat, daß er als folder durchaus nicht mehr inı Stande fei, die 
mehr und mehr fich befeftigenve Rechtsorbnung des europäiſchen Staatenfuftems, 
fei ee durch Bildung eines Univerfalreihs, ſei es durch Beichränfung auf ein 
bloßes Principat zu durchbrechen, und daß er, um eroberungsjüchtige Zwedce 
glücklich zu erreichen, fi nothwendig mit anderen, gleichgefinnten Staaten ver 
binden und fomit die gute Beute, wohl over übel, theilen müſſe. Leivder findet 
dann der einzelne Staat noch leiht genug Genofien zu folden Plänen; aber 
regulär erhebt fid gegen ſolche rechtsbrüchigen Anmaßungen auch ein vielfad 
glüdticher Widerftand anderer Mächte, freilich oft mehr aus Mißgunſt, Eiferjucht 
und Furcht ob der Vergrößerungen ver Nachbarn, weniger aus dem Bewußtſein 
von der nothwendigen Anerkennung und Erhaltung der Souveränetät aller Staaten. 
Das ift das fog. Theilungsſyſtem, systöme copartageant, welches bereits ſeit 
dem 17. Jahrhundert in ver Diplomatie zur Herricheft zu gelangen ftrebte. Die 
Bertbeilungen ver fäkularifirten Länder, die Abtretungen deutſcher Gebiete an 
Schweden durch den weftphäliichen Frieden leiteten die Praxis biefes Syſtems 
geidiem ein. Sodann projeltirte König Karl Guftav von Schweden eine 

beilung Polens, vermodte aber 1656 den Ehurfürften Friedrich Wilhelm 
von. Brandenburg, mit dem er theilen wollte, nicht zu überreden. Siegreid 
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genug zeigte ih aber das Syſtem gegen den Beſtand der öſterreichiſchen 
Monarchie nach dem Tode Kaifer Karl's VI. 1740. Katfer Joſeph's II. Taufc;- 
oder Theilemgspläne in Betreff Bayerns wurben durch bie preußiſche Diplomatie 
vereitelt. Endlich kam das Syſtem in ven drei Theilungen Polens zur voll- 
Rändigen Durchführung, und verleugnete hierin die diplomatifche Prarts vollftän- 
tig die Rechtsbaſis. 

Dagegen wurde die räumliche Bafts der Diplomatie eine ausgevehntere durch 
ben Eintritt der Freiftanten von Nordamerila in die Reihe ber fouveränen Staaten. 
Ein Wendepunkt in der diplomatiſchen Entwicklung bildet es ferner, daß Schwe⸗ 
dens im 17. Jahrhundert gewonnene diplomatiſche Höhe geftürzt wird, daß Ruß⸗ 
land dur das Genie Peters d. G. und Preußen dur das Genie Friedrichs 
d. G. als tonangebenvde Großmächte aufzutreten beginnen. Endlich wird es fett 
der Mitte des vorigen Jahrhunderts mehr und mehr üblih, ohne daß fich aber 
darüber bis jeßt eine feſte Nechtsregel gebildet hätte, daß im allen großen Fragen 
ver europäifchen Diplomatie gewiffe größere Mächte (Pentarchie), fei e8 glei von 
Anfang an oder doch nachträglich, die Vermittlung oder aud die Entſcheidung in 
Anſpruch nehmen, fobald ſich die Streitenden nicht fofort einigen können. 

Bon den Diplomaten des 18. Jahrhunderts nennen wir befonbers ben Defter- 
reicher Fürft Kaunitz, der mit großen Geſchick die Intereffen der öfterreichifchen 
Hanspolitit geltend zu machen ſuchte. Auch bie Benetianer hatten bis zu ihrem 
Untergange ftet3 tüchtige Diplomaten (Contarini, Cornaro, Soranzo, Rani). 
In Preugen, wo die perſoönliche Birtuofität der hohenzollerſchen Fürften ven viplo- 
matiihen Beamten meift nur vie Thätigfeit der Ausführung der königlichen Pläne 
überließ, find neben König Friedrich II. Graf Dohna und Graf Hergberg 
za amwähnen. In England zeichneten ſich zu Anfang dieſes Jahrhunderts aus 
Rarlborough, gleich groß auf dem Schlachtfelde wie in der Diplomatie, und 
Ihm gegenüber Charles Bolingbrofe, fpäter die beiten Pitt, von welchen 
Hefiter mit Necht fagt, daß ſie vollkommen das Ideal der britifchen Politik im 
fh trugen und durch die That lebendig machten. In der Zeit find vie ‘Diplo: 
maten Frankreichs nicht fehr bedeutend, doch dürfen genannt werden Dubois, 
Fleury, Morville, Chauvelin, Amelot, PArgenfon.: Bon Norb- 
amerilanern find Washington und Franklin befonvers hervorzuheben. Auch 
die ruſſiſchen Diplomaten der Zeit zeichneten ſich in großer Zahl aus. 

Ans dem krankhaften Zuftanve des Theilungsfyftems wurde das biplomatifche 
Leben erläft durch das Unglüd der Napoleon'ſchen Univerſalmonarchie. Die Sagungen 
des Wiener Kongrefies beftätigen dann vie Geltung des Rechts im Stantenverfehre' 
aufs Neue, wenn fie aud), vermeintlih nad den Rückſichten auf das fog. Gleich- 
gewicht, in ihren fpeciellen Nenfonftruftionen des politifchen Lebens vielfach fehl 
gegriffen haben. Eklatant zeigte ſich dies in ver Zertrümmerung des durch ben 
Kongreß neugeſchaffenen Königreichs der Niederlande, wodurch ein Königreich 
Belgien entftand, ferner durd die unglücklichen Wirkungen ver politifchen Feſt— 
fegungen in Betreff Polens, Ktrrakau's, Neuenburg’s ꝛe. — Durch die fog. 
heilige Allianz, d. d. Paris 26. Sept. 1815, erlangte bie biploma= 
atiiche Prarts in den perſönlichen Verheifungen und BVerpflichtungen ver 
Souveräne eine neue Bürgihaft dafür, daß fle im Gelfte des Rechts und ver 
Freiheit, der National-, nicht blos der Dynaften-Intereffen gebt werben möge. *) 
Leider Tiefen dies die beſchraͤnkenden Maßregeln, welche die Regierungen auf den 
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Kongrefien von Aachen 1818, Laibach 1821 und Berona 1821 gegenüber allerlei 
revolutionären Bewegungen in ben einzelnen Ländern feftfegten, zeitweilig in 
Trage ftellen. Immerhin ift die Herrſchaft des Rechts in ver Diplomatie mehr 
und mehr auch in biefer Zeit gewachfen. 

Die Pentarchie Hat auch in viefem Jahrhundert ihre ariftofratifche Thätigkeit 
fortgejett, ohne daß ihr Recht dazu eigentlich fich firiren ließe. ‘Der jüngfte Parijer 
Traktat von 1856, ver den Krieg zwilhen Rußland einerfeits und ver Türkei, 
Frankreich, England und Sardinien andererſeits ſchloß und der durch die Pentar- 
hie mit Hinzuziehung von Sarbinien und ver Türkei abgefchloffen wurde, ift von 
großer Bedeutung. (S. den Art. Kongrejie und Friedensſchlüſſe.) 

Charakteriftiih für vie Diplomatie ver neueren Zeit, bejonders feit der fran- 
zöſiſchen Revolution von 1789, ift, daß fie fich ſeitdem namentlid auch in vie 
inneren Angelegenheiten fremper Staaten miſcht, befonvers in das Verfaſ⸗ 
fungswefen, und zwar nicht blos wenn unmittelbare perjönliche Berhältniffe und 
landesherrliche Rechte dazu auffordern, fonvern im Namen des allgemeinen euro- 
päifchen Friedens, der Aufrechterhaltung eines georbneten Rechts⸗ und Staat: 
zuftandes, over auch wohl im Namen ver Religion, ver Humanität und Sittlid- 
feit, letteres befonderd gegenüber nichtchriftlichen Reichen; ferner auch, namentlid 
In Bezug auf die Fontinentalseuropäifhen Länder zum Schuß des monardhifchen 
Principe in den monardifhen Staaten. Bon einem Rechte zu folder Ein: 
mifhung kann freilih nur die Reve fein, wenn die inneren Verhältniſſe eines 
Landes die Eriftenz eines fouveränen Staats oder gar des europäiſchen Staaten- 
ſyſtems direkt oder indirekt bedrohen. Die Einmiſchung darf dann felbft eine Frie- 
gerifche fein. (Bgl. ven Art. Intervention.) Indeſſen bat fi die Diplomatie zu 
Einmifhungen bisher auh aus dem bloßen Geſichtspunkte der Sonverinterefien, 
aus Rüdfichten dynaſtiſcher Verwandtſchaft oder aus anderen mehr zufälligen 
Gründen vielfach beftimmen laſſen. Eine frievliche Einmifhung, die fi auf bloße 
gute Rathſchläge, auf Anbieten guter Dienfte oder der Vermittlung bejchräntt, 
wird aber Überall als rechtlich zuläffig jet angefehen. Kurz, nachdem die Diplo- 
matie, namentli der tonangebenden Staaten bereit feit den Zeiten Richelieu’s 
fih in auswärtigen Berhältniffen jedes einzelnen Staats und jeder Staatengruppe 
als mächtig und oft übermäcdtig gezeigt hat, ift fie nun feit ven legten adıt 
Decennien aud eine nicht felten ver freien Selbftftänvigfeit und Nationa entwid- 
lung gefährliche Macht geivorven. Deutfchlands innere politiichen Berhältniffe geben 
davon Kunde feit der erften franzöfifchen Revolution. Doc feheint fi) die Diplo- 
matie in neuefter Zeit in ihrer Neigung , fich in bie inneren Berfafiungsangelegen- 
heiten der Staaten zu miſchen, mehr zu mäßigen, 

Beſonders rühmend ft noch zu erwähnen, daß vie neuere Diplomatie ven 
alten gefpreizten, ceremoniellen, hoffährtigen Charakter mehr und mehr aufgegeben 
bat. Die Geſchäftsformen find mehr einfach und ver Natur ver Berhältniffe an- 
gemeflen geworben. Die alten, zum Theil lächerlichen Geremonialftreitigleiten, fonft 
jo häufig, taudyen jet faum noch auf. (Vgl. den Art. Ceremoniell.) Die Diplo: 
matie ift nicht mehr blos oder auch nur vorzugsweife der Befriedigung dynaftifcher 
Intereffen ober gar der Laune des Souveränd gewidmet, fondern fühlt vor Allem 
den Beruf, Vertreter ver großen nationalen Interefien des Staats zu fein. Ein 
vollfommener Zuftand legt feineswegs vor. Aber im Ganzen fteht die Heutige 
Praris Über der jever früheren Zeit. Das Recht wird im Princip mehr als je 
anerfannt; die Klugheit der Diplomatie wird weniger als je blos im felbftfüchti- 
gen Intereſſe ausgebeutet, wenn auch bis jegt weder das Recht vollkommen herrſcht 


Diylomalie. ' 129 


nah die Erwägungen ver Klugheit und bloßen NRüslichfelt immer pas richtige Maß 
halten. Als Grundfat für den Grad ver Tiichtigfeit des diplomatiſchen Verhaltens 
ver einzelnen Staaten darf feftgehalten werden, daß je mehr das innere Staats⸗ 
eben in dem einzelnen Sande auf dem Grunde des Rechts und nad humanen 
Bohlfehrtsrädfichten thätig ift, um fo reiner und befler die Diplomatie des Staats 
fi) verhalten wird. Doch würde e8 zu weit führen, nad dieſem Maßſtabe vie 
Diplomatie der einzelnen Staaten in den Details hier näher zu charakterifiren. 
Unter der Firma von Forderungen und Berpflichtungen im Namen des fog. euro: 
päiſchen Gleichgewichts verfteden aber auch jest noch die meiſten Staaten nur 
alzuoft ihren Eigennutz, ihre Eiferfuht und Habſucht und ſcheuen ſich nicht, die 
beften Rechte anderer Staaten zu opfern. So konnte erft neuerlich das befte deut- 
jhe Reht in der Holſtein⸗Schleswig'ſchen Suche gegenüber Dänemark an der 
Diplomatie des fog. Gleichgewichts der anderen europäiſchen Großſtaaten, nament- 
ih Englands, Rußlands und Frankreichs, zu Grunde gehen. — 

Trotz der allmähligen Wandlung der neueren Diplomatie zum Guten, zu 
ainer nationalen und rechtlihen Kunft, ift fie bis auf ven heutigen Tag nicht 
pepulär geworben. Es ift das nicht zu verwundern. Es liegt in der Natur der 
diplomatiichen Berhältuiffe, in ihrer Beziehung zu den Fürften und zu ben Höfen, 
daß die Diplomatie vorzugsweife ein Geſchäft der vornehmeren Stände ift 
und zu allen Zeiten gewefen ift, ſchon im Alterthum, durch das Mittelalter hin⸗ 
turh, bis auf die nenefte Zeit. Auch iſt die Achte Ariftofratie, eben wegen 
ihrer gebornen Stellung zu den Thronen, am meiften dazu befähigt. Es liegt 
ver Grund keineswegs blos in der beſſeren äußeren Repräſentation und in ver 
größeren gefellfchaftlihen Tournüre, ſondern es wirkt bier auch eine gewifle tra- 
titionelle Vererblichung politifcher Grundfäge, das Feſthalten durch Jahrhunderte 
reihender Pläne und das Bewußtſein gefiherter, unabhängiger, hoher Stellung. 
Die Ariftofratie Hält inftinftmäßig an den überkommenen politifchen Traditionen 
ihred Staates feft und iſt demnach vorzugsweife berufen zur Vertretung des 
Staats nach Außen, wo ver Staat vor Allem feinen gefchichtlich überlieferten 
Geſammtcharakter, feine volle hiſtoriſche und politiſche Natur zu dofumentiren hat. 

Uebrigens hat ſich neuerlich der Sprachgebrauch fo firirt, daß man nicht 
alle Perfonen, welche viplomatifche Gefchäfte betreiben, tehnifcd mit dem Na- 
men der „Diplomaten“ bezeichnet. Man giebt denfelben dem Miſter des 
Auswärtigen jedes Staats und auch ven oberiten Räthen vefielben, nicht vem 
untergeordneten Berjonal des auswärtigen Minifterlums. Bon den politifchen 
Sendboten des Staats im Auslande werden aber regulär nur diejenigen als 
Diplomaten bezeichnet, welche ven fpecijifh viplomatifchen Charakter, d. h. den 
Charafter der officiellen Repräfentation des Staats und insbefondere des 
fürftliden Souveräns im Anslanve haben. Dahin gehören unzweifelhaft vie fog. 
Sarakterifirten Geſandten in ihren vier Klaſſen, vie man fämmtlic unter dem 
Ramen: Ministres publics zu begreifen pflegt und bie zur unmittelbaren Ber- 
handlung mit der fremven Staatsgewalt beauftragt find, fowie einen offictellen 
beglanbigten öffentlichen Charakter im Auslande haben. Dagegen nennt man 
tehnijch weniger fo die bloßen Agenten, welche viplomatifche Gefchäfte in un- 
mittelbarer Verhandlung mit der fremden Staatsgewalt im Auslande, aber ohne 
amtlichen Charakter betreiben; auch regulär nicht die fog. Kommiſſarien, welde 
bios mit beftimmien einzelnen Gejhäften und ohne direkte Verhandlung mit den 
höchſten Organen der auswärtigen Staatsgewalt beauftragt werden. Am wenigften 
tönnen die Konfuln auf den Namen der Diplomaten Anſpruch machen. Es 

BSluntſchli und Brater, Deutiches Staats-Wörterbudp. II. y 


fehlt ihnen jeder eigentlih diplomatiſche Charakter und was Pinheiro⸗Ferreira 
(in ven Noten zu Martens droit des gens I. 443) und Cufſy (reglements con- 
sulaires, 13. 14. 75 ff.) vom Öegentbeil behaupten, ihre Behauptungen find nichts 
ale Wunſche, denen gegenüber die Praxis und alle Autoren ſtehen. Nur den 
Konfuln ver hriftlichen Mächte in den nichtehriftlichen Staaten, fowie denjenigen 
Konfuln, die damit etwa ausdrücklich privilegirt werven, gebührt ber biplomati- 
ſche Charakter; fie haben wirflih einen repräfentativen Charakter und eine ber 
eigentlich geſandtſchaftlichen ähnliche Stellung. Sie werben mit Recht Diplomaten 
genannt. (S. den Urt. Gefante,) 

Bon franzöfifhen Diplomaten der neueren Zeit find als ganz beſonders 
bedeutend hervorzuheben Talleyrand de Perigord, in weldem fi „das 
diplomatiſche Genie erichäpfte", Napoleon IL, König Louis Philipp, 
Napoleon III. Bon ven zahlreihen Defterreihern fol nur Metternid 
und neben ihm aus neuefter Zeit Fürſt Schwarzenberg und Graf Buol 
genannt werben; von Preußen Fürſt Hardenberg, Graf Bernftorff, Wil- 
beim v. Humboldt; von Engländern Canning, Caſtlereagh, Welling- 
ton, PBalmerfton. Bon der großen Zahl ruffifcher Diplomaten ausgezeichneter 
Art mag hier nur Neffelrode ftehen. — 

Die Literatur der Diplomatie ift nicht allzu umfangreih. Die geſchicht⸗ 
lihen Werke wurven ſchon oben notirt. Die neueften Werte über Völkerrecht, 
befonders das von Heffter (3. Aufl. Berlin 1855), fowie über Geſandtſchafts⸗ 
recht, befonderd das von Alex. Miruß (Leipzig 1847), enthalten auch einen 
Paffus über Diplomatie. S. ferner: Ueber den Begriff der Diplomatie und vie 
nothwendigen Eigenfchaften des Diplomatifers von Freih. v. Liehtenftern 
(Wien 1814), und von Demfelben: Was Hat die Diplomatie ald Wiffen- 
Schaft zu umfaflen und der Diplomat zu leiften (Altenburg 1820). Hälfemann, 
über die Bedeutung der "Diplomatie für vie neuere Geſchichte (Göttingen 1820). 
C. de Garden trait€ complet de Diplomatie, ou theorie generale des rela- 
tions exterieures des Puissances de l’Europe (I—III. Paris 1833). Charles de 
Martens, Manuel diplomatique (Leipzig 1822), vierte Auflage unter dem Titel: 
Guide diplomatique. Precis des droits et des fonctions des Agents diplomatiques 
et consulaires (Leipzig 1851). de Cussy, dictionnaire ou manuel-lexique du 
Diplom et du Consul (Leipzig 1846). — Intereflant find die Betrachtungen 
eines Heinftaatlihen Diplomaten in dem Buche von Fr. Kölle, Betrachtungen 
über Diplomatie (Stuttg. 1838). de Hoffmann, Conseil & des jeunes Diplo- 
mates (Paris 1841). Joſ. v. Rehfues, Entwurf einer allgemeinen Inftruftion 
für die preußifchen Diplomaten. Bon Werten über die diplomatiſche Unterhand⸗ 
Iungstunft. find zu nennen: de Callidres, de la maniöre de negocier avec les 
Souverains (Paris 1716). Pecquet, de l’art de negocier avec les Sonverains 
(Paris 1737). de Mably, principes des negociations (Haag 1757). Die politi- 
fhe Unterhanblungstunft, over Anweifung mit Fürften und Republiken zu unter: 
handeln, aufgeftellt von einem Staatsmann in ter Einfamfeit (Leipzig 1811). 
Meissel, Cours de Style diplomatique (Dresden 1823). — Ueber die Samm- 
Iungen bes viplomatifchen Materials wird der Art. „Völkerrecht“ literarifhe Nach⸗ 
weiſe enthalten. Beachtenswerth find endlich die wichtigeren Memoiren beveußender 
Staatsmänner, fo die Dentwürbigkeiten und Briefwechfel von d'Oſſat, Sean- 
ain, Öörg, Temple, Gens, Öagern. 


v. Raltenbern. 
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Dieſes Inftitut beruht auf ver Einrichtung der fog. ſtehenden Gefandten, 
Zwar unterhielten fchon die Päpfte des Mittelalters am konftantinopolitaniichen 
Hofe und im fränfifchen Reiche eine Art von ſtehenden Geſandten in ihren fog. 
Apoerisiarii seu Responsales. Aber vie weltlichen Fürften folgten biefem Bei⸗ 
fpiele erft im Ausgange des Mittelalters und anfangs nur vereinzelt. Auch thaten 
dies Tange Zeit nur die politiichen Hauptmäcte und zwar meift nur gegenüber 
andern Dräcten von gleicher Bedeutung. Erſt am Ende des 16. Jahrhunderts 
tom der Gebrauch mehr in Gang und feit König Ludwig XIII. von Frankreich 
unter dem großen Minifter Richelieu und nod mehr in den Zeiten Ludwigs XIV. 
wurde die Sitte allgemein. Der fleigende Verkehr unter den einzelnen Staaten, 
bie politiihen Beziehungen, vie lehenrechtlichen Berbindungen, vie erbreditlichen 
Anwartſchaften, vie dynaſtiſchen Verwandtſchaften und Freundſchaften, vie eigen- 

tämlihe Urt ver Hof- und Kabinetspolitit machten eine folde Einrichtung zur 

Unterhaltung einer beſtändigen politiihen Verbindung und ununterbrochenen gegen- 
ſeitigen Beobachtung zu einem Bedürfniſſe, und war man von Seiten ver fürft- 
lichen Höfe um jo geneigter, diefem ſchon durch die Nüdfichten des Staats ge⸗ 
botenen Bebärfniffe Befriedigung zu gewähren, als die neue Einrichtung zugleich 
ver fürftlichen Eitelkeit fchmeichelte, venn viefelbe gab jedem Fürften eine äußer⸗ 
liche Repräfentation feiner politiihen Größe und Macht an allen andern wichti⸗ 
geren Höfen Europa’, und gewährte zugleih durch bie dauernde Anweſenheit 
diplomatifcher Vertreter der verfchtenenen Mächte an feinem Hofe dieſem letzteren 
einen befonderen Glanz. 

Es ift jeßt allgemein üblich, vie Gefammtheit der viplomatifchen Vertreter 
frender Staaten bei einem Souverän mit dem Namen: „Diplomatifches 
Korps" zu bezeichnen. Diefe Bezeihnung fol zuerft in Wien 1734 aufgelom- 
men fein und zwar durch eine Dame, wie dies in einem Briefe des oreustfcen 
Sefandten v. Fürft an König Friedrich II. (Vehſe, Geſch. des öſterreich. Hofes, 
VII. 113) exzählt wird. Eigentlich beveutet der Ausprud eine Sammlung von 
viplomatifchen Altenftüden und war bis dahin nur biefür üblich geweſen, wie 
denn 3. B. die berühmten Sammlungen von Dumont und Rouffet fo Hinlirt fin, 
während fpäter dafür mehr der Name rocueil diplomatique in Gang gelommen 
if. Jedenfalls deutet die Bezeichnung Corps diplomatique glüdlich und wigig bie 
Geſammtheit ver. in ven einzelnen Diplomaten perfonificirten diplomatiſchen Kennt- 
nifie an. Ein Korps, einen Körper im Sinne einer rechtlichen Gemeinſchaft 
(Rorporation) bilden die fremven Diplomaten an einem Hofe eigentlich nicht, 
höchſtens in Außerlichen Beziehungen und im einzelnen alle, wenn zufällig bie 
Interefien und die Zwede aller Einzelnen übereinftinnmen. Regelmäßig find bie 
ven den einzelnen Diplomaten verfolgten Zwede fo verſchieden, daß fie ſchon 
deßhalb kein ſolches Korps bilden, fondern nur eine politifhe Genoſſen— 
Ihaft, deren einzelne Mitgliever beftimmte einzelne gleihe Rechte und 
Plihten gegenüber dem fremden Hofe und unter fic, ſelbſt Haben, ohne formelle 
juriſtiſche Organifation der Einzelnen zu einem Rechtsganzen. 

Bon den politiſchen Vertretern fremder Staaten bei dem Souverän gehören 
aber zum fog. diplomatifchen Korps vorzugsweife nur bie mit einem fog. reprä- 
ſentativen Charakter verjehenen diplomatiſchen Agenten, alfo die fog. harakterifirten 
Geſaudten der vier Klaffen. Freilich fpielen die bloßen Gefhäftsträger, bie 
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nur von dem Minifter des Auswärtigen ihres Staats, nicht von ihrem Souverän 
felöft eine Vollmacht Haben und auch nur bei dem Mintfter des Auswärtigen bes 
fremden Staats beglaubigt find, ohne unmittelbare Beziehung und Berhandlung 
mit dem fremben Souverän, eine fo untergeordnete Rolle, daß fie bisweilen 
weniger dahin gezählt werden; manche Autoren, wie 3. B. Bollgraff (Moverne 
Politik ꝛc. ꝛc.), fchließen fie ausprüdiih davon aus, Ferner können die bloßen 
Agenten und Kommiffartien und ebenfo die Konfuln, weil ihnen allen 
ver repräjentative Charafter gänzlich abgeht, falls fie fih auch an vemfelben Orte, 
wo ein biplomatifhes Korps eriftirt, aufhalten, nicht zu vemfelben gerechnet werben. 
Auch bildet tie Gejammtheit von beßen Kommiflarien an irgend einem Orte oder 
die Geſammtheit der Konfuln freinder Länder an einem Handelsplatze fein ſog. 
biplomatifches Korps. Nur in Bezug, auf die chriftlihen Konjuln in nichtchriftlichen 
Staaten, infofern und weil ihnen der repräfentative, d. 5. hier in specie ber 
viplomatifche Charakter zulommt, darf man dies behaupten. Diefelben bilden dort 
in ihrer Geſammtheit eine Art von biplomatifhem Korps untergeorpneten Ranges, 
gleichviel ob fie fih in ver Nefivenzitabt des Souveränd over an einem bloßen 
(provinziellen) Hanvelsplage aufhalten. Aber gewöhnlich bezeichnet man technifch 
mit dem Namen des diplomatiſchen Korps eben nur die Geſammtheit der charak⸗ 
terifirten Gefandten an dem Hofe eines Souveräns und in ber Hauptftabt einer 
Nepublif. Auch die Mitgliever eines außerorbentliden Kongrefjes von wirk 
lichen Geſandten vürfen in ihrer Sefammtheit als viplomatifhes Korps, doch nur 
im uneigentlihen Sinne, bezeichnet werden. Yehnliches gilt von dem Gefanbten- 
fongreß, wie er in ber Deutfhen Bundesverfammlung zu Frankfurt a. M. 
befteht, doch beitimmt ſich deren Stellung vorzugsweife und weſentlich nad ven 
bejonvderen Satungen des deutſchen Bundesrehtes und erft in zweiter Linie 
(nämlich gegenüber ven bei dem Bundestage affrevitirten Geſandten der auswärti- 
gen Mächte und zum Theil gegenüber der Stadt Frankfurt als einem fouveränen 
Staate) nach europäiſchem Völkerrecht. 

Für's Erfte ftehen die einzelnen Mitglieder des viplomatifhen Korps an einem 
fremden Hofe in gar keiner gefhäftlihen Beziehung zueinander, ſondern jever 
einzelne fremde Diplomat hat einzeln feine Gefchäfte mit dem beſendeten Hofe zu 
betreiben. Doch Tann durch ausprüdliche Verabredung der Staaten ausnahme- 
weile e8 gejchehen, daß mehrere oder auch alle Mitgliever veflelben in gemein- 
fame Verhandlung mit ver fremben Staatsgewalt treten. Ferner können aud) 
die Umftände ein jo gemeinfchaftliches Auftreten rechtfertigen, fofern es ver 
einzelne Diplomat für angemeflen hält und falls ihm feine Inſtruktionen der⸗ 
gleihen nicht verbieten. Es kommt dies bejonder8 vor, wenn die allgemeine 
Stellung eines Geſandten over des ganzen Korps verlegt wird, oder auf fehr 
effatanie Weije völferrechtliche Verlegungen, 3. B. fremder Unterthanen zc., vor- 
fallen oder Nothftände zu befeitigen oder zu mildern find, wie eine Revolution, 
eine Belagerung, ein Bombarbement. Auch bat im legteren alle nicht jelten das 
diplomatiſche Korps, namentlich auch das der chriftlichen Konfuln in den nidt- 
hriftlihen Reihen, gemeinfame Schritte getban nicht blos gegenüber der Regie: 
rung und ben Behörden des befenvdeten Staates, fondern auch gegenüber ven 
Organen ber dritten Staatsgewalt, welche die Verlegung des Völkerrecht, vie 
Dedrohung des Lebens und des Eigenthums ver Landesgenofien der Gefandten 
vornahmen, namentlid) gegenüber fremden Generalen und Seeofficieren, welche 
eine Belagerung leiteten, ein Bombarbement oder eine Blokade des Ortes an- 
orbneten ober vorbereiteten, um entweder dagegen aus irgend einem runde zu 
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protefliren, oder doch um Auffchub oder Milderung der Mafregeln zu bewirfen 
und namentlid das Eigenthum und Leben ihrer Landeskinder möglichft in Sicher- 
heit zu bringen. In foldem Falle treten auch Häufig die Konfuln in’ hriftlichen 
Staaten als eine proteflirente Gemeinfhaft auf, ohne daß fie aber deßhalb 
ein diplomatifches Korps werben. 

Regulär bilden die Mitglieder des biplomatifchen Korps nur bei gewiſſen 
ceremoniellen Gelegenheiten eine äufßerlihe Gemeinſchaft, namentlich bet 
Hoffeften, bei Krönungen, bei feterlihen Oratulationen am Namens- over 
Geburtstage des Souveräns oder am Neujahrötage, oder nad) Errettung des 
Souveräns aus einer Lebensgefahr oder bei veflen Rückkehr nach einer längeren 
Abweſenheit u. |. w. Auch wird ihnen wohl eine befonvere Theaterloge, ferner 
werden ihnen befondere Räume zur Beiwohnung der Landtagsverhandlungen und 
von lirchlichen Feierlichkeiten überwieſen. 

Bei ſolchen Repräſentationen des diplomatiſchen Korps hat es ſeit alten 
Zeiten und bis heutzutage nicht an Rangſtreitigkeiten unter den einzelnen Mit⸗ 
gliedern gefehlt. Die Annalen des 16., beſonders des 17. und auch noch des 
18. Jahrhunderts wiſſen darüber gar mancherlei Dinge zu erzählen, deren Lächer⸗ 
lichkeit und Abgeſchmacktheit bei der heutigen freieren Lebensweiſe und bei der 
mehr geiſtigen und nationalen Auffaſſung der Politik und der Diplomatie in un- 
jerem Jahrhundert fchier unglaublich Flingt. Doch find noch nicht alle Ausfichten 
auf fernere Rangftreitigkeiten abgefhnitten. Schon die nad) Völkerrecht vorhandene, 
aber nicht recht feitftehenne Rangverfchtevenheit der Staaten, fowie die Berfchie- 
denheit der Klaffen der Diplomaten geben nech alleriet Möglichfeiten. Doch hat 
„jur möglichften Bermeidung von Präcedenzſtreitigkeiten“, wie es ausbrüd- 
lid dort heißt, das auf dem Wiener Kongreffe von den Hauptmädhten nor- 
mirte Reglement vom 19. März; 1815 über ven Rang der biplomatiihen Agenten, 
ergänzt durch das Aachener Protofoll vom 21. November 1818, Manches gethan. 
(Siehe den Art. „Geſandte“.) In dem Artikel 4 tiefes Reglements wurde feftge- 
jest, daß die diplomatiſchen Agenten unter ſich in jever Rangklaſſe den Rang 
nad ven Datum ber amtlichen Bekanntmachung ihrer Ankunft zu: nehmen hätten, 
daß jedoch dieſe Vorſchrift Hinfichtlih der Repräfentanten des Papftes feine 
Reuerung veranlafien follte. In leterer Beziehung ift zu bemerken, daß nad 
wie vor die Geſandten katholiſcher Mächte ven päpftlichen Geſandten gleichen 
Ranges überall den Vorrang einräumen, daft die dagegen von Seiten der Reprä- 
fentanten proteftantifher Mächte nicht gefchieht, daß namentlich neuerlichft engli- 
ſche Gefandte dies wieder ausdrücklich verweigert haben. Anderweitig fett Art. 3 
und 6 feit, daß der Titel eines außerordentlichen Botſchafters, Minifters ıc. 
feinen Borrang gebe, und daß letsterer ebenfowenig durch verwandtſchaftliche und 
andere Yamilienverhältniffe oder durch Allianzen begründet werben folle. Werner 
haben nad) Art. 2 einzig und allein vie Gefanbten erften Ranges (Botfchafter, 
Ambaffavenre, Legaten, Nuncien) ven vollen repräfentativen Charalter im 
firengeren Sinne. Art. 5 ordnet an, daß jeder Staat einen uniformen Modus 
in Betreff des Empfanges (ver Verabſchiedung) der Geſandten jener Klaſſe auf 
flelle und beobachte. — Derjenige Diplomat, welder nad viefen Rangvorſchriften 
zuerſt rangirt, fteht bei allen ceremontellen Nepräjentationen an ber Spite des 
biplomatifchen Korps, führt das Wort im Namen veffelben, hält beſonders bie 
feierlichen Anreden n. |. w. Sein Ehrentitel ift Doyen, d. t. Aelteſter des 
tiplomatifchen Korps (von Dechant, Dekan). 

Die politiſche Bedeutung der Eriftenz von fog. biplomatifhen Korps in 
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allen Staaten muß fehr hoch angefchlagen werven. Das Wechſelverhältniß ver 
Staaten tft dadurch das engfte geworben. Jeden Augenblid ift die ganze politifche 
Altion eines Souveräns durch ein zahlreihes Korps von feinen Beobachtern und 
politiihen Kennern kontrolirt und Kuriere, fowie neuerlich telegraphifche Depefchen 
berichten augenblidlih darüber an die vaterlänpifhen Regierungen ber aus—⸗ 
wärtigen Agenten, um biefe zu unterrichten, zu belehren, zu warnen, je nach ben 
Umftänden, fowie zu bewirten, daß fofort entſprechende Belobungen, Billigungen 
oder auch Refervationen, Broteftationen, Demonftrationen, Drohungen und nod 
ftärfere Maßregeln ald Antwort auf jeve Aktion_ erfolgen. Dazu wird jedem ein: 
zelnen fremden Gefandten, je nad dem Maße feiner Inftruftionen, fowie dem 
Korps e8 überall geftattet, durch Rathſchläge und anderweitig bei allen wichtigen 
politiſchen Alten ver befenveten Regierung, felbft in Bezug auf bebeutfame innere 
Tandedangelegenheiten einen gewiffen Einfluß geltend zu machen, ver fi freilid 
juriftifch nicht beftimmen läßt unt vielmehr von der perjünlichen Birtuofität und 
gejellichaftlihen Stellung des Geſandten an dem fremden Hofe, von den befreun- 
deten oder verwanbtichaftlihen Beziehungen ver beiden Höfe, fowie nidyt weniger 
von der, bier überall zulegt entſcheidenden Mactftellung und Madtbereit- 
{haft ver frempen Regierung, wie überhaupt, fo nach der befonveren Natur bes 
einzelnen Falles, abhängig ift. 

Endlich follen auch die guten Humanen Wirkungen diefer internationalen 
Inftitution, welde von Flaſſan (histoire I. 13, 14) befonders hervorgehoben 
find, nicht geleugnet werden, wenn fie freilich Ylaffan zum Theil wohl zu body 
angefchlagen hat. Unter viefem Vorbehalte fchliegen wir mit Flaffan’s Werten: 
Toutefois le corps diplomatique, ind&pendamment des heureux effets de 
son action convenablement dirigde, embellit le tröne, en l’entourant d’une 
pompe majestueuse à laquelle chaque souverain semble vouloir contribuer 
par son reprösentant. Il tend encore & adoueir les moeurs générales, 
à disseminer les jouissanecs agréables, les decouvertes utiles, et tandis que 
les ministres des nations incultes rapportent des pays oü ils ont résidé le 
got des lettres, des arts, et des vues de perfectionnement: les ministres des 
cours polies, par leur noble maniere de vivre, donnent une espöce de legon 
publique d’urbanit6, qui insensiblement reflue sur les classes inferieures. 

- v. Raltenborn. 


Disciplinarvergeben und Dieciplinarverfabren. 


I. In ver Schule madt fi das disciplinariſche Element bauptfächlich durch 
Aufrehthaltung derjenigen Orbnungen und Einflüffe geltend, vie theil das Ge⸗ 
ſammtverhaältniß der Schüler zum Lehrer und zu einander regeln, theild dem Ein- 
brude ber Lehre unterftügend zu Hilfe kommen follen. So umfaßt es wefentlih Das 
erziehende Moment neben bem Unterricht. Aber auch wo das erziehende Moment 
auf den höchſten Stufen der Unterrihtsanftalten fehr zurüdteitt, um ben reifen- 
ben Charakter des Jünglings fi in freier Selbftftänpigfeit entwideln zu laſſen, 
erfordert immer noch vie Eigenthümlichkeit des Verhältniſſes, in welchem fich bie 
Jünglinge einer großen Bildungsanftalt fowohl zu dieſer, als zu einanber und 
zu der Außenwelt befinden, eine Berückſichtigung, vie ſich in der Disciplin ver- 
fünbigt, die von der Anftalt über ihre Zöglinge geübt wird und. bein den Cha⸗ 
rafter einer Milverung und Begünſtigung trägt, fofern fle bei beffimmten Vor⸗ 
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tommniften erleichternde Rüdfichten auf die Befonverheiten ver Stellung und 
Serhältniffe dieſer JIünglinge nimmt, bald auch eine Schärfung zu enthalten 
iheint, wenn fie Handlungen und L2ebensweifen, die im allgemeinen bürgerlichen 
Leben ihren eignen Folgen überlaffen worden wären, um ber Anftalt willen rügend 
and ſtrafend vor ihre Forum zieht, ober auch bei folhen Hanvlungen, vie ſchon 
dem gewöhnlichen Strafrechte verfallen, noch beſonders im Intereſſe der Anftalt 
einfhreitet. Solien aber auch die Disciplinarmittel von dem Geifte des Rechts 
geleitet fein, wie fie denn ihren Zwed auf das Entjchlevenfte verfehlen würben, 
wenn fie im ben durch fie Betroffenen pas Gefühl erlittenen Unrechts erweckten, 
jo bleibt doch das ihr charakteriftiiches Merkmal, daß nicht die Erfüllung einer 
Rechtspflicht, ſondern ummittelbar der Zweck der Anftalt, ober das erziehende 
Motiv in dem Vordergrund fteht, daß fie nicht um des Rechts willen, fonvern 
um des Gedeihens der Anftalt willen, oder zum eignen Beſten des Betroffenen, 
zu feiner Hebung nnd Beflerung angewenbet werben. Eben deßhalb bleibt ihre 
Anwendung jeberzeit fakultativ, müſſen fle fo geartet fein, daß fie fih nad ben 
Individualitäten und der Mannigfaltigkeit ver Verhältniffe modificiren lafien, und 
mäfien fie auf einem nicht buch Formen beengten, väterlich eingehenden Ver⸗ 
* fahren beruhen. 

Eine foldye visciplinarifche Behandlung tritt in ihrem eigenften Wefen in 
vn Schulen bervor, in ven jüngften Jahren oft felbft mit Ansjchliegung ander⸗ 
weiter firafrechtlicher oder polizeilicher Ahnung in Fällen, vie fonft eine ſolche 
hervorrufen würden. Es tritt bier das rein erziehende Moment der Disciplin auf. 
das Entfchiedenfte in ven Borgrund und bildet unter allen Umftänven die Haupt: 
ſache, over follte e8 doch. Eben deßhalb muß hier mit der freieften und umfichtig⸗ 
hen Behandlung ter individuellen Fälle verfahren werden, und hat man ſich ftets 
zu erinnern, daß die Disciplinarregeln der Schulen nicht befhalb da find, damit 
eben eine abftralte Regel aufrecht erhalten, ſondern damit ein beftinmter Gr- 
ziehungszweck an den Kindern erreicht werbe, daß fie alſo bei Seite geſetzt wer⸗ 
ven mäflen, wenn bie Anwendung ver Regel viefen Zwed nicht fördern, vielleicht 
ihm ſchaden wärbe. Allervings beftehen aud hier gewifle durch die Disciplin zu 
handhabende Ordnungen, welche nur mittelbar dem Zwecke ber Anftelt dienen, 
ſofern fie dieſer ſelbſt ein ruhiges und gedeihliches Beſtehen und Wirken erleich⸗ 
tern ſollen. Auch ſie ſind dem Hauptzwecke der Anſtalt unterzuordnen, und bei 
ihnen, wie bei aller Schuldisciplin, jeder ſtarre Formalismus, alles Chablonen⸗ 
mäßige und jede Uebertreibung ſorglich zu vermeiden. Auch hier erfennt man 
übrigens recht deutlich, wie überlegen das organifhe Wirken dem Mechanis⸗ 
mus des Formenweſens ift, und wie leicht, ficher und mit wie wenig äußeren 
Mitteln ein wahrhafter Pädagog aud die Disciplin feiner Schule handhabt und 
jenen guten Geift in Ihr erhält, weicher leiſtet, was ohne ihn feine Form und 
feine Regel verbürgen kann. — Aud ven akademiſchen Geſetzen, für eine 
Lebensſtufe berechnet, die der fpeciellen Erziehung entwachſen ift und ſich an bie 
Berantwortlichkeit des freien bürgerlichen Lebens gewöhnen foll, find disciplinari⸗ 
fhe Momente beigemifcht, theils um in Ausnahmefällen den erziehenven Einfluß 
doch noch zu einer wünfchenswerthen Geltung zu bringen, theils und haupthäch- 
lich, um vie Eigenthümlichkeit des Verhältniſſes einer fo großen Anzahl von 
Jänglingen, bie für einen gemeinfamen Zweck vereinigt find, nach allen Seiten 
bin zu berüdfichtigen. 

IL Die Grundgedanken dieſer urfprünglid ver Schule augehörenven Dis- 
ciplin finden fi, mit den Mobifilationen, welche ſchon bie Berſchiedenheit des 
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Lebensalters bevingt, auh in andern Tebensverhältniffen in analoger 
Anwendung. Eine gewiffe Disciplin wird Überall nöthig oder wünſchenswerth 
fein, wo eine größere Anzahl Menſchen in einem gleichartigen, aber ihnen eigen- 
thümlichen Berhältniffe für einen gemeinfamen Zwed, unter einer beftimmten 
höheren Leitung, vereinigt find. Der Lehrherr, der zahlreiche Lehrlinge, der Haus- 
herr, ver viel Geſinde, der Fabrikherr, der viele Arbeiter beichäftigt, wird es nicht 
umgeben fönnen, beftimmte Disciplinarvorfehriften zu geben und eine gewiſſe Die- 
ciplin zu handhaben. In fehr entſchiedener Weife hatte fich eine ſolche in jenem 
merfwärbigen Stande der Bergleute entwidelt, in weldem das deutſche Mittel- 
alter überhaupt, im Wege ver freien naturwüchſigen Rechtsbildung, ein fo fchönes 
Mufter einer Organifatton der Arbeit geboten bat. Nicht blos auf den Kriegs- 
ſchiffen, wenn aud auf ihnen am ftrengften, überall, wo fih Menſchen ven 
ſchwanken Booten vertrauen, bie fie über die Wogen des Meeres tragen follen, 
wird eine ftrenge Disciplin gehanphabt; denn das Leben Aller hängt davon ab, 
daß die Befehle des kundigen Schiffsführere raſchen und pünftlihen Gehorſam 
finden und daß keinerlei Unordnung und Verwirrung die Bewegungen des Schiffes 
ftört und behindert. Ueberhaupt wird die Disciplin um fo fchärfer, je größer bie 
Gefahr ift, die aus einer Erfhlaffung der Orbnungen, zu deren Schuge fie 
dienen fol, bervorgehen könnte. Schon deßhalb ift die Disciplin in ven Ge: 
fängniffen, welde eine Anzahl verbrecheriſcher, ober des Verbrechens ver- 
pfhtiger Menſchen wider ihren Willen zurüdhalten, eine nothwendig ftrenge, und 
in den Steafanftalten kommt für einen großen Theil ihrer Infaflen noch vie 
weitere Rückſicht hinzu, baß man fie an Orbnung, Gehorfam, Reinlichkeit, Fleiß 
gewöhnen und dadurch beſſern will. Ueber dieſe Disciplin wird bei Gelegenheit 
des Gefängnißweſens zu handeln fein, weßhalb bier nur bemerkt werben mag: 
daß die Gefängnißbisciplin von dem größten Einfluß auf ven Charakter ver in 
unferer Zeit fo vorherrſchenden Freiheitsftrafen .ift, daß es eine ber feltfamen 
Intonfequenzen ber Zeit zu fein jcheint, wenn bie Kriminaliften ihren ganzen 
Scharffinn in Abwägung ver Jahre, Monate, Wochen, Tage ver Freiheitsſtrafen 
aufbieten und daneben fih gar nit darum zu kümmern fcheinen, was viele 
Strafen eigentlih für die damit Belegten in fih faflen, und daß unter ven 
mancherlei Gefängnißſyſtemen, welche ſämmtlich an Einſeitigkeit und Oberfläd 
lichkeit leiden dürften, basjenige immerhin ſchon einen wejentlihen Vorzug voraus 
hat, das mit den mildeften Disciplinarmitteln auskommen Tann. 

Das Heer, wie immer es gebildet und geftaltet fei, vereinigt eine große 
Anzahl Menſchen für einen dem gewöhnlichen Leben fremden Zwed und trennt 
feine Glieder während der Dauer des Dienfted von ihren fonftigen bitrgerlichen 
Berhältniffen, giebt ihnen eigenthümlihe Rechte und Pflichten, bringt fie zu 
einander in ein feftes und inniges Berhältniß, ſchafft einen befonveren Drganis- 
mus inmitten ver Geſellſchaft, ver auch fein bejonveres Leben und feine befon- 
deren Ordnungen haben muß. Dazu kommt, daß, wie auf den Schiffen, fo aud 
in dem Heere, pünftlicher, unverbrücdlicher Gehorfam die Seele des Dienftes und 
ftrenge Mannszucht fowohl die Bebingung des guten Geiftes im Heere, wie bie 
Sicherung ver frietlihen Bürger gegen Gewaltthätigkeit ver Gewaffneten iſt. 
Beide können nur durch die Disciplin eingeübt und erhalten werden. Bei vem 
Soldaten tritt e8 ſchon Mar hervor, daß auch gemeine Verbrechen, die er begehen 
mag, zugleih eine Seite bieten können, welde auf) in diseiplinariſcher Hinſicht 
zu beachten ift, daß Verbrechen entftehen, vie eben nur der Soldat zu begehen 
im Stande ift, und daß Handlungen, die in jedem anderen Verhältniffe unbe- 
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achtet bleiben würben, bier von Seiten der Dieciplin eine vielleicht firenge Ahn⸗ 
bung herausfordern. Doch es liegt nicht in dem Bereiche viefes Artikels, vie 
Militirverbrechen, die Militärbisciplin, das militärifche Strafverfahren und bie 
Mititärgerihtöbarleit zu erörtern, und e8 waren dieſe und frühere Bunte bier 
nur zu erwähnen, weil cben auch in ihnen fich die leitenden Ideen des Dis- 
ciplinarverfahrens barlegen, die bier im Wefentlichen in ihrer Anwenbung auf bie 
öffentliden Beamten zu betrachten find. 

DL Wenn aud im Alterthum eine gewiffe censura morum über bie 
öffentliden Magiftrate nnter mehrfachen Formen gelibt worden ift und zum 
Theil befonderen Auffichtsbehörden vertraut war, fo erſchien doch bie fpecielle 
Standesbisciplin damals weniger nöthig, da ber jährlide Wechfel ver meiften 
Beamtenftellen ein einfacheres Mittel bot, viejenigen unfehäpli zu maden, vie 
bad Bertrauen verwirkt hatten. Zu dem entgegengefegten Ertreme ging man im 
Mittelalter überall da über, wo die Aemter zu erblichem Beflg wurden, weil fie 
anf einer materiellen Unterlage von Privateigenthum beruhten, mit ber fle ver- 
aten. Da jedoch im Mittelalter überhaupt fehr wenig regiert und verwaltet 
wurde, diejenigen Angelegenheiten, vie das Wohl und Wehe ver Einzelnen am 
birefteften berübrten, meiſtens nicht durch ftehende Beamte, fondern unter einer 
Mitwirkung volfsmäßiger Inftitute beforgt wurden, und zulegt gegen Mißbrauch 
und Bedrückung eine verbe Selbfthülfe Bereit und Zeitfitte war, fo mag jene 
Ginrihtung wenigſtens gegen unten nicht fo viel gejchadet haben, wenn fie auch 
bie Wirffamleit der höheren Inftanzen nothwendig lähmen mußte Wo ferner 
auch im Mittelalter auf unbeftimmte Zeit beftellte Beamte vorkamen, die das 
einem Höheren zuftehende Recht in deſſen Namen und Auftrag handhabten, da 
war das Verhältniß im Wefentlichen vaffelbe wie im Alterthum, ja eigentlich noch 
einfacher: man bevurfte feiner beſonderen visciplinarifchen Maßregeln und Anſtal⸗ 
ten, weil man e8 jederzeit In feiner Gewalt hatte, einen mißfälligen Beamten 
zu entlaffen. Die mit ver letteren Yreiheit verbundenen Mißbräuche wieder führ- 
ten in der Uebergangszeit von dem Lehensſtaate zu dem Stante ver Neuzeit zu 
einer andern, völlig verfchierenen Phafe, in welcher das einmal verliehene Amt 
war als eine Öffentliche Betrauung und nidyt mehr als ein privatrechtliches Be⸗ 
fethum, aber und eben im öffentlichen Intereffe dergeſtalt auf Lebenszeit ver- 
liehen erfchten, daß es höchſtens dur eine fehr grobe, richterlich anerkannte, 
tie Beibehaltung geradezu unmöglich machende Verſchuldung verwirkt werben, und 
ter Beamte fih in deſſen und feiner Bortheile Beſitz auch gegen vie höheren 
Gemalten durch jegliche Rechtsmittel vertheivigen und behaupten Tonnte. Unter 
tem Einfluffe einer Theorie und einer Gerichtspraxis, welde eben auch von 
Beamten gebildet wurden, entwidelte fidh ein Syſtem, wonach der einmal ange- 
Rellte Beamte nicht anders als durch Urtel und Recht aus feinem Amte entfernt, 
auch nicht wider feinen Willen auf eine andere Stelle oder an einen andern Ort 
verjegt werben konnte. Gelang es auch, ihm die wirkliche Ausübung des Amtes 
zu entziehen, fo mußten ihm doch die Einkünfte und fonftigen Genüſſe veffelben 
belafien werben, fo lange fie ihm nicht durch rechtsfräftigen Nichterfpruch ab: 
erfannt Waren. 

Es liegt jehr nahe, fi alle die üblen Yolgen und Mißbräuche zu denken, 
vie bei einem Syſtem drohten, welches das Amt venn doch wieder faktifch zu 
emer Art Eigenthum machte, das nur durch eigentliche Verbrechen zu verwirken, 
ans deſſen Beſitz auch der Unfählge nicht zu verbrängen war, deſſen Inhaber 
keinen Vorgeſetzten gewiſſermaßen Trog bieten Tonnte, Die Erfahrung hat jene 
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Beſorgniſſe gleichwohl für jene Zeit nicht beftätigt. Es iſt kaum zu verkennen, 
baß jenes Syſtem größeren Uebeln, als die ihm zur Laft zu legen fein mögen, 
enfgegentrat, daß in den Richtungen und Berhältniffen feiner Zeit manches lag, 
was feine Uebel milverte, daß es auch gute Seiten entwidelte, vie feine Uebel 
in vielen Fallen für jene Zeit aufwogen. Es follte ven Beamten gegen vie Will 
für der vielen Heinen Herrſcher in Deutſchland fügen, die ven Staat nicht als 
eine Sache der Pfliht, fonvern als eine Sache ver Macht und des Genuſſes 
auffaßten. Es jollte dem Beamten möglih machen, ohne Gefährdung feiner 
Eriftenz feine Pflicht auch den rechtswidrigen over fonft gemeinſchädlichen Gelüſten 
der Mächtigen gegenüber zu erfüllen. Es war durch Zuftände veranlaßt, bei venen 
nicht der gewiflenlofe und gleißneriſche, ſondern ver befte und reblichfte Beate 
oft am meiften in Gefahr war, willkürlich verbrängt zu werben, und beruhte auf 
dem Gedanken: daß das Beibehalten einzelner fchlechten Beamten nicht fo gefähr- 
lich ſei, wie eine Unficherheit der Beamtenftellung und eine Berfichung des Standes 
zur Pflichtverleugnung. Es follte dem Beamten möglich machen, das Geſetz 
und deſſen Zwede, fein eignes Pflichtgebiet, auch gegen Höhere zu fchirmen. Es 
gehörte einer Zeit an, wo noch nicht viel regiert warb und wo die meiften 
Staatsgeſchäfte auch wieder mehrrin einer privatrechtlichen, als ta einer eigent- 
lich abminiftrativen Form behandelt, vie meiften öffentlichen Rechte und Pflichten 
eben als Rechtsſachen betrachtet und auf den Rechtsweg übergeleitet wurden. Aud 
lag in jener Zeit nod kein feindlicher Gegenfag im Innern bes Staatslebens. 
Der Beamte konnte in der oder jener einzelnen Angelegenheit anderer Meinung 
fein als feine VBorgefegten, aber er konnte ſich nicht in Oppoſition gegen das 
ganze geltende Syſtem befinden. Es gab keine ftreitenden Syfleme, ſondern 
neben dem zu Recht beftehenven höchftens ſyſtemloſe Gelüfte, wider baffelbe zu 
handeln. Die Nichtantaftbarkeit ver Beamten forderte zu verboppelter Vorſicht bei 
ihrer Anftellung auf. Hatte man fi gleihwohl geirrt, fo folgte daraus nad nicht, 
daß man fich des untanglihen Beamten in keiner Weife hätte entlebigen können: 
man konnte es nur nicht in fo kurzer und einfacher Weife, wie vorher oder nad 
ber, ſondern man mußte mit ihm unterhanveln und ihn gegen eine Entichäbi- 
gung zu freimilligem Abgange zu beftimmen fuchen, was, wie eine Vergleichung 
der Penflonsetats zeigen dürfte, denn doch nicht fo koſtſpielig geweſen ift, wie 
bie neueren Staatsbienftpragmatifen. Bei vielen Behörden machte es aud die 
Kollegialverfaffung möglih, fchwahe Mitglieder zu übertragen, Cinzelbeamten 
wurben tüchtige Gehülfen beigegeben, die man mehr mit Ausfihten als mit 
Geld bezahlte; es kam nicht leicht vor, daß ein Beamter bei noch rüftiger Kraft 
zurüdtrat, well er das Amtsjahr erreicht hatte, wo er eine ihm genügende Pen- 
ſion verlangen Konnte. Die Weftigfeit der Stellung der Beamten hat aber jeden 
falls, ſobald von oben herab ein guter Geiſt waltete, weſentlich dazu beigetragen, 
jenen, ehrenhaften, pflichttreuen und felbftftändigen Charakter zu entwideln und zu 
erheben, ber jeit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts namentlid den preußi- 
chen, ſächſiſchen, hannöveriſchen Beamtenftand bezeichnete. Auch diente es zu bem 
gleichen Zwecke und ward durch dieſes Syſtem begünftigt, daß in jener Zeit die 
mittleren und unteren Beamten ſich häufig mit ihrer Stellung innig genug ver- 
flochten, um einen Werth darauf zu legen, ihr Leben darin zu verbringen, und 
daß fie fih gänzlich nılt ven ihnen befohlenen Vollkskreiſen unb deren Interefien 
iventifichrten, während fie fpäter gleichgültiger gegen die Umgebung wurden, in 
der fie wirkten, weil ihr Streben auf Weiterlommen gerichtet warb, oder doch 
eine Berjegung ihnen ftets in Ausfiät fand. — Jedenfalls war aber in jener 
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Zeit das Disciplinarwefen wenig entwidelt und eingreifend, und vie Mittel, bie 
man in biefer Beziehung etwa anwenden konnte, beſchränkten ſich meift auf Ver⸗ 
weile, Geloftrafen, allenfalls das Einliegen eines Erelutionsboten. 

Das Berhältnig konnte nicht in diefer Weife fortbeftehen. Wie bie Nach⸗ 
wirkung ber franzöftfchen Revolution zuerft In ven ſübdeutſchen Staaten ein reges 
Organiftren hervorrief, womit man den patrimonialen und privatrechtlichen Stand⸗ 
punkt des früheren Staates aufgab und bie politifche Idee in den Vorgrund ftellte, 
warde es nöthig, die Beamten ftraffer zu faſſen und im fichererer Unterorbnung 
unter bie Vorgeſetzten zu halten. Die Anſprüche an die Thätigfeit ver Beamten 
wurden gefleigert, die Berantwortlichleit größer, das Schwergewicht entſchiedener 
anf die höheren Inſtanzen gelenkt, das Centraliſtren web Vielregieren vorherr- 
ſchend. Sauptfähli aber war es das fonftitutionelle Syſtem, mit deſſen Ein- 
führung bie Stellung der Beamten fi) weientlich änderte; theils weil man von 
ver Anftcht ausging, die Berantwortlichleit der Miniſter, über deren Bedeutung 
man freilich fehr unklar war, würde nicht durchzuführen fein, wenn vie Miniſter 
fih nit unbedingt auf ihre Unterbeamten verlafien könnten, theil® weil ſich nene 
Grgenfäge im Staate bilveten, welche eine Oppofitionsricgtung der Beamten un- 
zuläffig erſcheinen ließen. Run wurde auch das Disciplinarweſen jorgfältiger ent» 
wickelt unb geltend gemacht. 

1) Die Disciplinarvergehen find fowohl von den gemeinen Ber» 
breden der Beamten, wie von ten Amtsverbrechen zu unterfcheiben. 
Die erfieren find ſchuldvolle Berlegungen ver allgemeinen Rechtsordnung, wie fie 
auch von Nichtbeamten begangen werben können, werben nach dem gewöhnlichen 
Strafverfahren behandelt, haben aber auch ihre Nachwirkung auf das Dischplinar- 
wein, fofern es von der Natur des Berbrechens und der Strafe, von der aus 
erfterem abgeleiteten Darlegung der Oefinnung des Beamten, wie von ver Nad- 
witkung der letzteren auf feine bürgerliche Ehre abhängt, ob er in feiner Stellung 
belaſſen werden fol oder nicht. Im der Regel hat jest die Verurtheilung wegen 
gröberer gemeiner Verbrechen die gänzliche Auflöfung des Staatsdienerverhältniſſes 
um Folge, auch wenn dies nicht in dem Strafurtheil ausdrücklich ausgeſprochen 
ft. Wo das Strafverfahren nur eine unbebingte Freliprehung ober eine unbe- 
tingte Berurtheilung kennt, können freilih Zweifel erwachſen, wenn nämlich ver 
Angeffagte zwar freigefprochen und folglich rechtlich für völlig unſchuldig zu halten 
it, gleichwohl aber ein moraliſcher Verdacht gegen ihn fortbefteht und von folder 
Art if, daß, wenn er begründet wäre, fein Berbleiben im Amte höchſt bedenklich 
riheinen wärbe. Es wird in folden Fällen nichts zu thun fein, als ihn mit 
anem angemefjenen Rubegehalt zu quiesciren. Wo man dagegen zwiſchen unbe- 
dingter Freiſprechung over Berurtheilung und Freiſprechung von ver Inftanz, 
jwiihen Schulpfreierflärung und Straffreierflärung unterfcheivet, bleibt es in dem 
kgteren alle gewöhnlich auch den Vorgefekten überlaffen,. ob fie, wenn es fich 
um ein Berbredhen handelt, das, wenn es, erwiejen wäre, tie Entlaffung recht⸗ 
fertigen wärde, zu einer ſolchen vorfchreiten wollen oder nicht; es follte aber auch 
bier eine Benfionirung eintreten, ba Jedermann rechtlich für unſchuldig zu halten 
ft, fo lange feine Schuld nicht als erwiefen betrachtet werben Tann. — Amis- 
verbrechen find gleichfalls ſchuidvolle Verletzungen der allgemeinen Rechtsorduung, 
wie fie aber nicht von Jedermann, fondern nur von Beamten begangen werben 
Önnen, und es iſt fiber fie bereits von anderer Seite in einem eignen Artikel 
gehandelt worden. Daß fie, eben wegen ihrer fpeciellen Beziehung auf das Amt, 
zugleich eine bisciplinare Seite barbieten und im ber Regel aud bisciplinare 
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Maßregeln veranlaffen werben, ift felbftverftänplich. — Discipfinarvergehen ent- 
halten keine Verlegung ver allgemeinen Rechtsordnung, fonvern find wider vie 
inneren Unftalten, die Wirkfamfeit, den gewünſchten Geift des Beamtenftanves 
gerichtet. Es Handelt ſich dabei keineswegs durchgängig um fpecielle Bergehen in 
einzelnen Handlungen over Unterlaffungen, fonvern häufig um ein allgemeines 
bisciplinarwidriges Verhalten, um irgend eine fpecielle Richtung, bie man 
mit dem gebeihlichen Wirken des Beamtenftandes nicht für verträglih hält. Sie 
find theils ſpeciell amtlicher Natur, wie namentlih gröbere Fehler bei Berrich- 
tung der Amtsgefhäfte, Ungehorfam gegen erhaltene Befehle, Unfleiß und Säumig- 
feit in Erfüllung ver Pflichten, ungebührliches Benehmen gegen die Borgefetten 
oder die Untergebenen, Streitfucht und Unverträglichleit, unwahre Berichte, Plauder⸗ 
haftigkeit und Wehnliches, alles, wenn es nicht den Charakter des eigentlichen 
Amtsverbredens annimmt; theils gehören fie dem Privatleben an, erſcheinen aber 
für die amtlihe Stellung des Beamten nachtheilig, wie Prunkliebe, Spielfucht, 
Aergerniß gebende gefchlechtliche Ausfchweifung, tiefe Verwidlung in Schulden: 
wefen, unanftändiges Betragen an öffentliden Orten, Neligionsfpdtterei, auch 
wenn fle noch nicht den Charakter des ftrafredtlih zu ahndenden Verbrechens 
trägt, jedoch einen Mangel an Ehrfurcht vor dem Heiligen verräth; überhaupt 
alles, was geeignet fein muß, vie Würbe des Amtes herabzufegen, unzuläffige 
Kolifionen hervorzurufen, gerechtes Mißtrauen gegen die Zuverläffigkeit und fttt- 
lihe Stärke des Beamten zu erwecken. 

Endlich können auch politifche Gründe theils ein Disciplinarverfahren gegen 
den Beamten, theils eine unfreiwillige Entfernung deffelben aus feiner Wirkfam- 
feit rechtfertigen. Es ift gewiß fein fchönes, fein erfreuliche Zeichen, vaß dem 
jo ift; aber zu leugnen ift es denn doch nicht, daß, wie bie heutigen Regierungen 
in den meiften Staaten geftellt find, ihnen nicht zugemuthet werben kann, von 
ihren eignen Beamtenfreifen aus Strebungen gefördert zu fehen, bie denn doch 
mit entfchiedener Anfeindung ver Regierungen Hand in Hand gehen und ven 
offenen, bewußten und principmäßigen Gegnern ver beftehenven Zuſtände, wenn 
auch oft ohne es zu wiflen und zu wollen, vie Wege bahnen*). Aber auch ganz 
von dieſen tieferliegenden Beforgniffen abgefehen, welche wenigſtens nidt Dem 
Stande tes derzeitigen Augenblids gelten, und auch ven oft wieberholten Sat 
von dem Segen einer Oppofition im Staate auf guten Glauben bingenommten, 
fo wird doch, feit man eine folde Oppoſition nicht blos in den Meinungen, 
fondern aud in der Berfaflung fih geltend machen läßt, und ein Tontrabiftort- 
ches Element als eine eigne, abgeſonderte Gewalt in den Staatsorganigmus ein⸗ 
geführt bat, in welchem früher die Mäfigungen, Kontrolen, Schranfen unt 
Bürgfhaften Über das Ganze veffelben verbreitet und in innere Harmonie gefegt 
woren, das Bedürfniß für die Regierung erwachſen, wenigſtens in ven Reihen 
ihrer eignen Diener und Werkzeuge nur Beiſtände, oper doch feine Geguer zu 
erbliden. In England, we fi bis in die Regierung Wilhelms III. binein ver 
Regierungsorganismus auch in feinem Innern fpaltete und gegnerifhe Elemente 
vereinigen wollte, mußte man bei dem Aufbau des heutigen englifhen Regierungs- 
ſyſtems, des parlamentarifhen Regimentes jene Gewohnheit aufgeben und wird 
fireng darauf gehalten, daß wenigftens die Träger politifcher Funktionen in der 
Beamtenwelt fih in politifcher Eintracht verhalten. Wer das nicht will, muß 
austreten. Daſſelbe Princip ging mit dem konftitutionellen Syſteme auch nach 


*) Bol. über dieje Frage auch den Artikel „Staatödiener“. Anm. d. Red. 
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Frankreich, Belgien und ven anderen Staaten über, die ihre Verfaſſung nad 
dem fogenannten englifch-franzöfifhen Syfteme umformten. Es dürfte Kar fein, 
daß, was dort, wo die Regierungsigfteme in einem fteten, von den Majoritäten 
der parlamentarifchen Gewalt beftimnten Wechfel begriffen find, für unumgäng- 
ii erachtet wurde, es noch entjchievener fein muß, wo das Negierungsinften, 
wie in Deutſchland, ein feftes, von der monarchiſchen Leitung beftimmtes ift, das 
die ftändifche Oppofition wohl mäßigen, ihm in einzelnen Fällen ein Veto ent- 
gegenfegen, das fie aber nicht nach ihren Willen umgeftalten kann. In England 
hat übrigens jenes Princip eben nur auf die politifhen, nicht auf die technifchen 
oder fonft rein gefhäftsmännifchen Beamten Bezug, wogegen bie letteren fich 
freilich auch einer Theilnahme an dem politiichen Leben enthalten und den Mini— 
fern der verſchiedenen Parteien mit gleicher Treue und Zuverläffigkeit dienen. 

Die preußiſche Verordnung vom 11. Juli 1849 führt, neben „feinpfeliger 
Parteinahme gegen die Staatsregierung“, auch noch Nicytbethätigung des Muthes, 
ven dee Beruf erfordere, und Verlegung ver Pflicht ver Treue an, wobei bie 
„Treue“ im allgemeinen Sinne genemmen zu fein fcheint, wo dann freilich beive 
Momente nah fubjeltivem Ermeſſen ſehr verfchieden beurtbeilt werben können. 

2) Die Mittel, vie zur Geltenpmahung der Disciplin in allen 
viejen Beziehungen angewendet zu werden pflegen, find theils leichterer theils 
ſchwererer Urt und freilich nicht auf alle Kategurieen des disciplinarwidrigen Ver⸗ 
haltend gleichmäßig anwendbar, wie denn außerdem auch bier der allgemeine in 
Staat und Staatsdienſt waltenne Geift und der Impuls von oben von unendlich 
eingreifenverer Wirkfamleit ift, als dieſe Disciplinarmittel. In den Fällen, wo 
es fih um eine unzuläffige Gewohnheit handelt, durch die fi der Beamte miß- 
fällig madt, werben den ftrengeren Maßregeln Warnungen und mit mehr over 
weniger Feierlichkeit ertheilte VBermweife vorausgehen. Ebenfalls Berweife wer: 
den gegen einzelne begangene Wehler, gegen N und Unfleiß gerichtet, und 
namentlich in ven letteren Fällen weiterhin durch Geldftrafen gefchärft werden, 
tie jeboch ein feitbegrenztes Maß haben müſſen. In manden ‚Staaten können an 
die Stelle der letteren, wenigftens bei fubalternen Beamten, auch leichte Arreft- 
trafen treten. Bleiben diefe Maßregeln, auch nad) vorbergegangener Verwarnung 
dor noch ftrengerer Ahndung, erfolglos, fo wird wohl einem bisciplinarwiprigen 
Berhalten gegenüber, weniger aber als Strafe für eine einzelne That oder Unter- 
laſſung, eine zeitweife Cinftellung (Suspendirung) im Amte verfügt, welche 
auch wegen einzelner Handlungen, aber nit ſowohl als Disciplinarmittel oder 
Strafe, wie als Sicherungsmaßregel eintreten Tann, falls dieſe Handlungen eine 
Unterfuchung hervorriefen, die eine gänzlihe Entlaffung zur Folge haben kann. 
Eine weitere Disciplinarnaßregel ift vie Verſetzung auf eine andere Stelle, vie 
jedoch auch ohne Verſchuldung des Staatsdieners, lediglich in: Folge einer rein 
lokalen Unzuträglichkeit, oder aus fonftigen adminiſtrativen Rückſichten, nicht ſelten 
fogar wegen beſonderer Zufriedenheit mit dem Beamten verfügt wird, und jeden⸗ 
jalls den Charakter des Straf- und Beflerungsmitteld nicht trägt, fobald fie feine 


Lage nicht verjchlechtert. Freilich iſt eine ſolche Verfchlechterung auch ohne Ver⸗ 


ringerung des Ranges oder Einkommens denkbar, wenn die neue Stellung von 
individuell werthvollen Verhältniffen, wie Güterbefig, Familiennähe, losreißt, 
eter in rauhe, unfreunvliche Gegenden überführt, ober mit unangenehmen, viel- 
leicht allen Neigungen und dem Lieblingsberufe zuwiderlaufenden Gefchäften ver- 
bunden ift, wie z. B. wenn ein Mitgliev eines Difafteriums wider feinen Willen 
zum Borfteher einer Strafanftalt beftimmt wird, over ein Profeffor, vie in vielen 


‘ 
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Staaten auch als Staatsbeamte betrachtet werben *), ebenſo unfreiwillig in 
eine praktifhe Wirkſamkeit verfegt werben fol. Hter können Chifanen vorkommen, 
denen durch genaue Bezeichnung des Kreifes, Innerhalb deſſen eine Verſetzung 
ſtatthaft ift, vorgebeugt werden follte. Wahre Strafe, wenn auch nur Disciplinar- 
firnfe, ift die Verſetzung auf eine nad Rang oder Einfommen, oder in beiver 
Beziehung, ſchlechtere Stelle; es wäre denn, daß fie als eine Art Gnadenmaß⸗ 
regel an die Stelle einer eigentlich verjchulveten firengeren Ahndung träte Ein 
weiteres ftrenges Disciplinarmittel Tann die Duiescirung, bie auf unbe: 
flimmte Zeit verfügte Einftelung ver Aktivität, Berfegung in Wartegeld fein, 
wenn fie nicht aus Gründen ‚verfügt wird, an denen der Beamte unſchuldig ift. 
Sie hebt feine amtlihe Wirkfamkeit auf die Zeit ihrer Dauer auf, läßt ihm 
aber feinen Rang und einen gefeglich beftimmten Theil feines Einfommens, und 
behält dem State das Recht vor, ihm zu jeder Zeit wieder zum Dienfte zu be: 
rufen. Dann folgt, als eine Erklärung, daß das Disciplinarverfahren nicht zum 
Ziele geführt habe, vie gänzlihe Entlajfung. Diefe kann dreifacher Art fein. 
Denn dem Beamten feine eigentliche Schuld zur Laſt fällt, die Vorgefegten aber 
feine Beibehaltung aus abminiftrativen Gründen bevenkli finden, fo können fie 
feine Benfionirung verfügen, melde mit Beibehaltung des Ranges und eines 
beftimmten Einkommens verbunden ift, das Dienftverhältnig aber dergeftalt läft, 
daß er nicht wider feinen Willen wieder zum Dienfte gezogen werden kann, bies 
vielmehr eine neue Anftellung bebingt. Hier find Fälle denkbar, wo die Gerechtig: 
keit eigentlich verlangen würde, daß ihm fein ganzes Einkommen verbleibe. Fällt 
ihm dagegen eine wirkliche Verfhuldung zur Laft, die dem Geſetze nad und nad) 
erſchöpftem Disciplinarverfahren, in manden Fällen auch ohne dieſes, feine fürm- 
lihe Entlafjung rechtfertigt, jo kann zu biefer gejchritten werben, wobei man je- 
doch in manchen Staaten zwifchen einer bloßen Entlaffung, welde ven Rang 
und die Wieveranftellungsfähigfeit beläßt und nur das Einkommen und die Wirk: 
ſamkeit entzieht, und einer Entfegung, Abſetzung, unterjcheivet, bei der aud 
der Rang verloren geht und feine Wiederanftellung erfolgen fol. (Die Ießtere 
Folge follte jevodh auch Hier im Gnadenwege aufhebbar fein, da Menfchen irren 
können, auch ven Gefegen Fälle begegnen, denen gegenüber fie ſich ungeredht er: 
weifen und überhaupt alle unwiderruflichen Mafregeln, die über menfchliches 
Schickſal verfügen, ihr Bedenkliches haben, beſonders in jo wechjeloollen Zeiten, 
wie die unfrigen find.) Im UWebrigen pflegt man, wo jener Unterfchied gemacht 
wird, die Entlaffung in leichteren, die Entfegung in gröberen und beſonders in 
folgen Fällen eintreten zu lafien, wo bie bürgerlihe Ehre des Beamten gelitten 
bat. Zumeilen läßt man in beiden Fällen aus Mitleivsrüdfichten, namentlich für 
die Familie des Beamten, eine Unterflügung aus Staatsmitteln fortdauern, vie 
aber nicht Über das Maß des Nothpürftigen hinausgeht. Beide Maßregeln follten 
jedenfalls nur bei erwiefener Berfhuldung eintreten, wogegen überall, wo 
es fih nur um Verdacht handelt, over wo nur Meinungspifferenzen im Spiele 
find und die Abſicht des Beamten feine an ſich verwerflihe if, Rang und Ruhe 
gehalt gewahrt werben follten. Denn wenn der Staat der Möglichkeit einer Un- 
gerechtigkeit durch ein Kleines Geldopfer ausweichen kann, fo fol er es thun; ver 
Nachtheil, der für ihn aus vergleichen hervorgehen Tann, verſchwindet hinter dem 
Bortheil einer mehreren Sicherftellung der Beamten vor Willkür und Chikane, 
und vor Allem hinter dem Wegfall der Gefahr einer Ungerechtigkeit, und für ven 


*) Anm. d. Red. Diefe Auffaſſung ıft freilich unrichtig. Vgl. den Art, „Staatsdiener”. 
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Beamten wirb in der Regel bie Entlaflung, auch wenn fie mit Beibehaltung des 
Ranges und einem Ruhegehalte verbunden ift, immer noch fo viel Außeren Nach⸗ 
theil enthalten, daß man nicht zu beforgen hat, er werde pas Eintreten einer 
ſolchen Wendung fuchen. Denn ver Ruhegehalt entfpricht doc höchſtens in ſolchen 
Fällen dem Dienfteintommen, wo der Beamte fo lange gebient hat, daß es ihm 
freigeftanden hätte, fich in Ruheſtand ſetzen zu laflen, und bie Entlafjung ent 
zieht ihn feiner Wirkſamkeit und nimmt ihm die Ausfiht auf Vorrücken. 

3) Eine auch erfi in neueren Zeiten praltifh gewordene Frage ift es, ob 
ud die ans dem Staatsdienſte entlaffenen, fowie bie zeitweilig 
quiedcirten Beamten, die Erfteren, wenn fie Rang und Ruhegehalt bewah- 
vn, einer Stanbespisciplin und welcher fie unterliegen. Bei ven blos zeitweilig 
Quiescirten ſcheint es unzweifelhaft, daß fie der Stanbespisciplin in allen ven 
Punkten unterworfen find, die nicht unmittelbar mit ver wirklichen Gefchäftsfäh- 
rung zufammenbängen. Denn fie haben nit aufgehört, Stantsviener zu fein, 
fiehen dem Staate zu fteter Verfügung und können jeven Augenblick wieder zum 
ativen Dienfte einberufen werden. Auch bei den gänzlich Entlaffenen möchten wir 
keineswegs in Abrede ftellen, daß mande Seiten ver Disciplinargewalt au auf 
fie Bezug leiden. Dod wird man aud bier mit großer Sorgfalt und Feinheit 
zu unterfheiven haben, und die Anwendung ver einfdhlagenven Grundſätze wird 
nur in mobificirter Weile gerechtfertigt fein. Es Tann allervings dem Staate nicht 
gleihgältig fein, ob Jemand, ver feine Titel führt, vielleicht fein Standeskleid 
trägt und aus feinen Kaflen feinen Unterhalt bezieht, fich und den Stand, dem 
er angehört, herabfegt, in dkonomiſche Zerrättung verfällt, in amtlicher Eigen- 
Ihaft erfahrene Geheimniſſe ausplauvert, oder einer gehäffigen Anfeindung des 
Rgierungsfgftems vie Autorität feiner früher befleideten Stellung leiht. Es Tann 
dies wohl die Anwendung folder Disciplinarmittel rechtfertigen, die vielleicht. eine 
Abſtellung jener Mißftände hoffen laſſen. Zuletzt aber muß fi) der Staat doch 
gen, daß ver Nachtheil verfelben für ihn in dieſen Fällen lange nicht fo groß 
ft, ald wenn es fih um aftive Beamte handelt, daß durch den Austritt aus 
dem Staatsdienſte, unter YAufgebung der weiteren aus ihm zu erwartenden Vor—⸗ 
theile, doch eine gewifje Freiheit tes Privatlebens erworben worben iſt, und daß 
ver Rang und ver Ruhegehalt gegenwärtig nicht mehr Onabenfache, fondern 
ewwas durch ven früheren, vielleicht langjährigen Staatsdienſt Erworbenes und 
Berdientes find, das höchſtens durch wirflide grobe Berfhuldung rechtlich ver- 
wirt werden und deſſen Entziehung nicht, wie die des Staatsdienſtes, als poli⸗ 
tiſche Nothwendigkeit erjcheinen kann. Es fcheint denn doch hart, wenn der ent- 
laflene Beantte, der nichts mehr von dem Staate zu erwarten hat, als ben Rang 
und den Rubegehalt, auf welche ihm pas Geſetz in Kraft feiner früheren fei- 
ungen Anfprud gegeben hat, genau venfelben Rüdfichten und Beichränfungen 
unterliegen follte, wie vie aftiven Beamten, vie noch in voller Pfliht und Wirf- 
ſamleit ftehen und noch alle Bortheile des Staatsvienftes genießen. Namentlich 
ſcheint uns auch das Einholen eines Urlaubs bei den entlaflenen Beamten feine 
Begründung mehr in dem Zwecke des Urlaubs zu haben. 

4) Das Disciplinarweien ver Staatsbeamten findet häufig auch analoge An- 
wendung auf die Beamten von Gemeinden und Korporationen. Es wäre 
jo zu wünſchen, daß dieſe Anwendung überall geſetzlich geordnet würde; denn 
eine unbedingte Uebertragung des Disciplinarwefens im Staatspienfte auf vie 
Beamten von Gemeinden und Korporationen ift ſchon deßhalb nicht zuläffig, weil 
bier die entſcheidenden Inftanzen weſentlich andere find. Auf der anderen Seite 
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kann gerade bier eine größere Bürgfchaft gegen Willkür gewährt werden, wenn 
man einen Rekurs an vie bier in ber Regel unparteiiihe Inftanz des Staates 
eröffnet. Bei den Geiſtlichen ift das Disciplinarwejen eher noch älter, als bei 
den Stantsbeamten, und von dem Geiftlihen häufig auch analog anf die Lehrer 
übergetragen worden. Ift auf der einen Seite hier weniger ftrenger Auſpruch auf 
ftraffen Gehorfam und pünktlichfte Einhaltung aller Gefhäftsformen zu machen, 
und wird man ©eiftlihen un Lehrern gegenüber zu manchen, in der Natur Die- 
jer Berufszweige und ihrer Angehörigen begründeten Rüdjichten veranlaßt fein, 
jo ift man dagegen in Betreff ihres fittlihen Verhaltens eher ftrenger, und das 
decorum cleriei ift ein weitumfaffender Begriff, welcher nicht aus ven neueren 
Staatsdienftgefegen gejchöpft iſt, ſondern ven viefe eher zu analoger Anwendung 
dem Kirchenrecht abgeborgt haben. Die Kirchenpraris hat Übrigens gute Mufter 
einer diäfreten, umfichtigen und humanen Handhabung ver Kirchendisciplin ge: 
geben. 

5) Bei dem ganzen Disciplinarwejen it das Berfahren eine beſonders 
wichtige und allerdings eine kritifche Seite. Feſt fteht: ver Beamte fol nicht un- 
gehört verdammt, es fol ihm eine Vertheidigung feiner Sache verftattet werden. 
Einer eigentlich juriftiihen Behandlung find aber diefe Dinge, eben weil es fid 
nicht um wirkliche Verbrechen, häufig gar nicht um einzelne beftinmte Handlungen 
oder Unterlaffungen handelt, nur in ven feitenften Fällen fähig; es wird ſtets 
nur ein kurzes, fummariiches Verfahren ftattfinden können, und wie will man 
fih eines wahrhaft unparteiifchen Richters verfihern? Die vorgefegten Behörven 
erheben die Rüge gegen ven Beamten; bie vorgefegten Behörben fällen die Ent- 
ſcheidung, und wenn auch eine weitere Berufung von ihnen zu einer anderen 
Stelle eröffnet ift, wie dies vor Eintritt der ftrengeren Mafregeln gewöhnlich 
und nöthig ift, fo find es wieder tie Kollegen ber vorgefetten Behörden, mei: 
ftens mit ihnen in der Richtung, die die Entſcheidung biktirt bat, ſympathiſirend, 
an die der Rekurs geht. Und doch kann dies alles nicht wohl anders fein, da ſehr 
häufig eben nur der Vorgejegte ſich in fortgefegtem Geſchäftsverkehr mit dem 
Beamten von der Nothwenpigkeit der Disciplinarmaßregel Überzeugen kann, das 
Aufrehthalten eines Unterbeamten gegen feinen Vorgeſetzten durch eine andere 
Inftanz in vielen Fällen auch wieder Unzuträglichleiten nad ſich zichen, das 
Deftellen einer befonveren, etwa aus Deteranen des höheren Staatsdienftes be- 
ſtehenden Rekursbehörde, wie anfprechend es ſich aud in ver Idee ausnimmt, 
doch eine ganz neue Inftanz von zweifelhafter Wirkfamfeit im Staate aufrichten, 
in vielen Fällen gar Fein ausreichendes Eingreifen zulaffen und zulegt doch dem 
Zwede nicht entjpredyen würde. Es könnte fein, daß in den Mitglievern einer 
folhen Behörde ſich eine gewifle Eiferfuht anf ihre Nachfolger in ver altiven 
Staatslettung geltend machte, vie fie dann beftimmte, dieſelben in ver Die- 
ciplinargewalt über ihre Untergebenen ungebührlic zu beeinträchtigen, daß derfelbe 
Staatsmann das fachfundigfte Mitglied jener Behörde wäre, der den zu beur- 
theilenden Beamten angeftellt, gehoben, begünftigt hat und immer noch für ihn 
eingenommen ift; es könnte auch fein, daß ein umgelchrtes Berhältnig ftatt fände 
und eine foldye Berufung a Pontio ad Pilatum ginge, wie das in dieſem Dis- 
eiplinarmwejen überhaupt nicht feiten der Fall fein wird. In gar vielen Fällen 
wird man überhaupt feine Unterlage der Entfheidung haben, als die eiguen 
Wahrnehmungen des Vorgefegten, und da kommt es daun ganz darauf an, wie- 
viel Vertrauen vie Rekursinftanz diefen ſchenkt. Zuviel Vertrauen fann dem an- 
geichulvigten Beanten, zuwenig fann dem Vorgeſetzten und dem Dienfte ſchaden. 
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Gegen grobe, nachweisbare Ungerechtigkeit wird Abhülfe zu erlangen fein. 
Aber neben einer ſolchen tft bier unftreitig, nach der ganzen Natur ver Die- 
ciplinarvergehen und des Disciplinaruerfahrens, für gar mancherlei Willtür, aus 
welcher ein ſchlimmer faltifcher Drud hervorgehen und vie viel böfes Blut machen 
kann, Raum, und allerdings iſt dabei ver politifche Parteiſtandpunkt ganz bejon- 
vers gefährlih. Zur Milderung dieſer Uebelftände mag es beitragen, wenn bie 
Disciplinargewalt der verſchiedenen Inflanzen nah Maß und Umfang genau be- 
grenzt, die flärferen Mittel nur den höheren, in ber Regel doch unbefangenen, 
milderen, weniger durch Perfönliches beftimmten Behörden vorbehalten, geeignete 
Relurswege eröffnet find, und namentlid vor einer Entlaffung und unfreiwilligen, 
at Berihlimmerung ber Lage verbundenen Berfegung die Berufung auf eine 
wenigftend nicht unmittelbar betheiligte hohe Inftanz, einen Miniſterrath ober 
Stonterath, verftattet iſt, eine förmliche, mit Berluft des Ranges und Ruhe⸗ 
gehaltes verbundene Abjegung aber nur nad Urtel und Recht eintreten kann, da 
die Fälle, in denen eine ſolche Maßregel gerechtfertigt ift, jederzeit einer richter- 
lien Unterfuchung und Beurtheilung fähig fein werben. Milvern kann das alles, 
wenn auch nicht unbebingt fichern. Mehr muß von ber eignen Weberzeugung ber 
höheren Staatslenter hinfichtlih der Wichtigkeit eines Geiftes des Vertrauens, der 
Zuverfiht und ber würdigen Seldftftänbigfeit in ven ihnen untergebenen Beamten, 
von der überwachenden Einfiht und Unbefangenheit ver Negenten und von dem 
Lihte der Publicität erwartet werben. 

In der Regel find die Sicherungsmaßregeln zu Gunſten ver Beamten bei 
ven Richterftande gehäufter und gejchärfter, als bei ven Verwaltungs— 
beamten. Zum Theil fcheint uns dies allerdings, wenn es nicht bloße Nach⸗ 
ahmımg franzöfifcher Vorgänge ift, aus Reminiscenzen früherer Zeiten herzu⸗ 
rühren. Die Gefahr einer ungebührlihen Einmifchung der Politik in die Rechts⸗ 
pilege, wenigftend von Seiten der Regierungen aus, bürfte jett viel geringer fein 
al ehedem, und bie Juſtiz, bie jegt ungleich mehr auf ihr eigentliches Gebiet, 
das des Privatrechts, beſchränkt ift, viel weniger ver Weg zu fein, auf welchem 
politiſche Zwecke verfolgt werben. Auch bat der Verwaltungsbeamte nicht minberen 
Anſpruch auf Schuß gegen Willkür, wie ver Juftizbeamte. Allerbings aber liegt 
8 in der Verfchienenheit viefer Gefchäftszweige felbft, daß nicht alle Disciplinar- 
rädfihten bei ven Juſtizbeamten ebenfo einichlagen, wie bei ven Verwaltungs⸗ 
beamten, und bie Erfteren können feltener in den Fall kommen, ſich gegen die 
Standestisciplin zu vergeben als diefe, weil fie weit feltener nad fpeciellen 
Anweiſungen Vorgeſetzter zu handeln haben. Auch ift nichts zu verabfäumen, was 
dazu beitragen kann, das Bertrauen zu der Juftiz zu erhalten und zu verftärfen. 
So dürften denn vie Bürgfchaften für die Juftizbeamten nicht abzufchwächen, wohl 
aber die für vie Berwaltungsbeamten ben erfleren möglichft nahe zu rüden fein. 

6) Die Geſetzgebung der einzelnen deutſchen Stanten anlangend, 
vie natürlich in manchen Einzelheiten unter fich abweicht, fo führen wir bier aus 
Prengen die Verorbnungen vom 10. und 11. Juli 1849 über das Disciplinar- 
verfahren gegen richterliche und nichtriihterlihe Beamte, das Geſetz vom 7. Mai 
1851, die Dienftvergehen der Richter und bie unfreiwillige Verſetzung berjelben 
auf eine andere Stelle over in den Ruheſtand betr., und das Gefeg Über vie 
Dienftvergehen ver nichtrichterlichen Beamten vom 21. Juli 1852 an; aus Bayern 
das Edikt vom 26. Mat 1818; aus dem Königreih Sachſen das Geſetz vom 
28. Jumi 1835; aus Hannover das Landesverfaffungsgefeg mit feinen mehr- 
maligen Abänverungen; aus Württemberg die ‘Dienftpragmatit vom 20. Junt 
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1821; aus Baden das Edikt vom 30. Januar 1819; aus Kurheſſen das 
Geſetz vom 14. Juli 1851; aus dem Großherzogthum Heſſen das Edilt 
vom 12. April 1820; aus Sachſen-Weimar das Geſetz vom 8. März 1850; 
aus Sachſen⸗-Gotha das Gefe vom 25. März 1849; aus Braunſchweig 
das Geſetz vom 12, Oftober 1832; aus Naſſau die ;Edikte vom 6. December 
1811, 6. Januar 1816, 18. Juni 1819 und die Berorpnung vom 12. Januar 
1832; aus Anhalt-Deffau-Köthen das Gefeg vom 10. April 1850; aus 
Anhalt-Bernburg die Gefege vom 13. Februar 1851 und 24. November 1851; 
aus Schwarzburg-Sondershaufen das Gefeg vom 21. März 1850. — 
Bol. auch den ſchon Bd. I S. 219 angeführten Auffag von Heffter. 


Bulan. 


Diſſidenten. 


Der Begriff der Diſſidenten gehört einer beſtimmten Entwicklungsſtufe des 
Verhältniſſes des Staats zu den chriſtlichen Religionsgemeinſchaften an. Er ſetzt 
voraus, daß der Staat einerſeits zwar an feinem erflufiven Staatskirchenthum 
fefthalte, vielmehr auch andern Bekenntniſſen eine genoffenfhaftlihe Reli- 
ionsfreiheit verftatte, andererſeits aber doch die volle Anerfennung auf dem 

oden des dffentlihen Rechts und die Austattung mit einer politifh bevorzugten 
Stellung Einer beftimmten Kirche oder auch beftimmten Kirchen vorbehalte (Lan⸗ 
deskirchen), deren Neligionsübung als die berrfchende Regel, und wovon bie Ab— 
weichung als eine — mehr oder weniger Beſchränkungen unterliegende — Aus 
nahme behanvelt wirt. Zwar könnte man nah dem Wortfinne des Iateinifchen 
dissidere mit dem Namen ver Diffiventen Alle belegen, welche nur das negative 
Merkmal der Abtrennung von der, in einem beftimmten Lande normalen, chrift: 
lichzreligtöfen Gemeinfhaftsform mit einander gemein haben, aud wenn biete 
Abtrennung durch Staatägefe verboten, und deßhalb auch ihre genoffenfchaftliche 
Darftelung unerlaubt over felbft ftrafbar fein follte. Allein e8 Hat ein wohl all 
gemeiner Sprachgebrauch darüber entſchieden, daß zu jener Abtrennung auch das 
pofitive Merkmal ihrer ftaatlihen Zulaſſung hinzutreten muß. Und dabei kann 
dann wigter eine große Menge möglicher Abftufungen von ver bloßen Duldung 
bi8 zu einer relativen, jedoch immer unter der Linie der Landeskirche bleibenden 
öffentlichen Anerkennung und Förderung vorlommen, — Abftufungen, welche von 
der effektiven Bebentung der abweichenden Religionsgemeinfchaften, der Dauer 
ihres Beftanves, ter relativen Ausbreitung, den Leiſtungen für das religidfe Leben 
und die fittliche Kultur der ihnen angehörenden Volksbeſtandtheile abhängen wer 
ven. Dagegen ift für den Begriff des Diſſidentismus die Stellung gleichgültig 1), 
welche die diſſidentiſchen Gemeinſchaften in ver hriftlichen Religionsgefhichte 
einnehmen, ob fle in ver letzteren, alfo gemeſſen am reltgionsgejchichtlichen Maß— 
ftabe, als eigentliche Kirchen over als Sekten fi darftellen. ‘Denn ebenfo wie 
eine (religionsgefhichtliche) Kirche in Folge ver beſonderen Entwidlung eines ein- 
zelnen Volkes und Staates von ver landeskirchlichen Stellung ausgefchlofien fein 
kann (3. B. die griechifche), ebenfo tft e8 von der andern Seite möglich, daß in 
Folge dieſer Entwicklung eine bloße (religionsgefchichtliche) Sekte ſich allein ver 
Öffentlichen Anerkennung und Förderung erfreue, und die Anhänger ber Kirche 


1) In Diefe Stellung fällt das unterfcheidende Merkmal der diſſidentiſchen Religions— 
gemeinjcharten von den Sekten. al. d. Art. 


Diffiwenten. 147 


ſich polktifch in der Lage von Diffidenten befinden. Man kann daher innerhalb 
ves Diſſidentismus wieder Diſſidenzkirchen und diſſidirende Selten unter 
äben. 

Die eigentliche Geſchichte des Diſſidentismus beginnt erft mach der Kirchen- 
reformation. Wreilih war ſchon im Mittelalter die Möglichkeit deſſelben feit ver 
Spaltung der Kirche in die griechiſche und die römiſche gegeben, und in ven 
wenigen Beifpielen einer Staatsbildung, welche Bevölkerungsbeſtandtheile von 
beiden Kirchen umfaßte, laſſen fih denn auch die Anfänge over Vorläufer einer 
ſtaatlichen Behandlung ver einen Kiche als Diffivenzliche wahrnehmen. Wllein 
dieſe VBeifpiele find doch im Mittelalter nur ganz fporavifh, ftehen im Wider⸗ 
fpru mit der auch als polttifher Grundſatz herrſchenden Anficht von der Noth- 
wendigkeit kirchlicher Einheit der Nation, und finden fi nur auf ben Grenz⸗ 
gebieten zum Morgenlande. Anders felt der Kirchenreformation. Dieje brachte es 
niht Bloß zu einer Vermehrung der Zahl ver Kirchen und mit ihr zu einer 
Steigerung der Bebingungen, unter welchen in vemfelben Volfe der Unterfchieb 
ven Landes⸗ und Diffivenzlicchen eine Stätte finden konnte, ſondern ſchloß auch 
in ihrem Principe der Unmittelbarkeit des Bandes ver Gläubigen zu Chrifto eine, 
allerdings erft fpäter entwidelte, Anerlennung ber Gewijfensfreiheit ein, 
welche, je mehr fle als ein werthvolles und vom Staate zu ſchützendes Gut er⸗ 
fannt wurbe, ven Grund zu mannigfachen Abzweigungen von den herrſchenden 
Kirchen Iegte. Zunächft freilich war man in fatholifchen wie in evangelifchen Ges 
bieten der Anſicht, daß der Staat einer beftimmten Kirche, auf deren Wahl bie 
perſönliche Anficht der politiihen Machthaber einen principwibrigen Einfluß aus- 
üben fonnte, diefelbe erflufive Berechtigung zu gewähren babe, wie fie früher im 
Sriftlihen Abendlande allein der römiſch-katholiſchen Kirche zugeftanden hatte, 
Allein indem jenes perſönliche Gewicht da, wo es fih nicht im Bunde, fonvern 
im Widerſpruche mit den religiöfen Weberzeugungen der Völker geltend machte, 
mr theifweife feine Abfichten zu verwirklichen, und eine mit jenen Heberzeugungen 
freitende exkluſive Staatskirche herzuftellen vermochte, wurde es biftorifch ber 
nähfte erzeugende Grund der biffinentifchen Neligionsgemeinfhaften. Nicht immer 
nämlih führten bie ſchweren und oft blutigen Kämpfe, die aus jenen Herftellungs- 
verfuchen bervorgingen, zu dem reinen Siege der einen Konfeffion, die fih nun» 
mehr als erflufive Staatskirche behauptet Hätte. Vielmehr fchloffen fie häufig mit 
einer Art Kompromiß, welches neben ver einen mit ber vollen Gunft ber politi⸗ 
(hen Gewalt auögeftatteten und als Regel der Religionsübung des Landes bes 
handelten Konfeffion doch auch der andern, als Ausnahme von biefer Regel, eine 
bald mehr bald weniger fichergeftellte genoflenjchaftliche Eriftenz zugeftand. Ein 
beſonders Ichrreiches Beifpiel dieſer Entwidlung der Dinge, in welder denn auch 
ver Name der Diffiventen zum erften Male als technifcher auftritt, bietet fich in 
Bolen dar. Hier begann nach der Inkorporation Weſtpreußens in das polniſche 
Kid (16. März 1569) der Berfuh, ein zum großen Theil evangelifches Land, - 
welhes feiner früheren Selbſtſtändigkeit die Fortichritte ver Reformation zu ver- 
vanfen Hatte, Durch Gegenreformation, die mit allen Mitteln der politifchen Ge⸗ 
alt betrieben wurden, der katholiſchen Kircheneinheit wieder zu unterwerfen. Das 
Ziel warb aber nur theilweife erreicht. ‘Die ungebrochene Selbſtſtändigkeit und 
Macht der großen Städte (Danzig, Elbing und Thorn) und bie Glaubenstreue 
einzelner ritterfchaftliher Familien und vieler Gemeinden boten unüberwinbliche 
Schwierigkeiten. Das Reſultat war, daß zwar die römifch-fatholifche Kirche wieder 
zur herrſchenden, ihre Religtonsübung zur Regel erhoben wurde, allein ven als 
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„Diffidenten“ bezeichneten Evangeliſchen doch eine invivinuelle und genoſſenſchaft⸗ 
liche Neligionsfreiheit zugeſprochen werden mußte, welde freilih bis auf ven 
Warſchauer Traktat vom 24. Februar 1768 gegen oft wieberholte Anläufe und 
Kränktungsverfuhe im Kampfe lag. (Vgl. Laspeyres Geſchichte und heutige 
Verfaſſung ver kathol. Kirche Preußens. Bd. I. ©. 401 ff.) 

Auch in den meiften deutſchen ZXerritorien bildete fi) der Sache nad ein 
Gegenfag von Landeskirchen und Diffiventen, nicht felten aud hier als Wirkung 
theilweife gelungener Gegenreformationen. Noch Bfter aber ergab er ſich feit dem 
17. Jahrhundert aus ausdrücklichen, Fraft Iandesherrlihen Reformationsrechts ver- 
liehenen Konceffionen an Anhänger diſſentirender Belenntniffe, welche, in ihrem 
Heimatlande religiös bebrängt. oder bebrüdt, dem an fie ergebenden Rufe zur 
Einwanberung in ein frembes Land folgten, weldes ihnen eine frieplihe, weun 
auch beichräntte, Neligionsübung gemwährleiftete. Wenn dieſe Konceffionen im 17. 
Jahrhundert häufiger aus politiiher, beſonders ſtaats⸗ und volkswirthſchaftlicher 
Zweckmäßigkeit, wie aus principieller Anerfennung und Dertretung der Gewiffens- 
freiheit hervorgingen, fo zeigte fih an den gleichartigen Koncelfionen des 18. 
Jahrhunderts Schon mehr die Einwirkung des letzteren Geſichtspunktes. Die ent- 
fchievene Ueberzeugung vagegen, daß ber Staat ebenjowohl um ter Gewiffens: 
freiheit feiner Glieder, als um der Selbftftändigfeit und Eigenartigfeit des reli- 
giöfen Lebens willen, deffen Gang zu regeln nicht Aufgabe des Staats fein Tann, 
die Verpflichtung habe, die Seceſſion von den Landeskirchen in gewiflen Grenzen 
gewähren und auch in genoffenfhaftliher Form ſich varftellen zu laffen, — dieſe 
Ueberzeugung bat fi erft im 19. Jahrhundert foweit verbreitet, daß fie auch in 
der Mehrzahl der deutſchen Staaten zu einem politiſchen Principe ſich befeftigte. 
Der Werth des legteren büßt dadurch nichts ein, daß es oft und laut genug 
aus dem Hohlen Grunde blos formaler Freiheitstheorieen und trreligiöfer Ten⸗ 
denzen in Anfpruch genommen worben ift. 

Zur Befriedigung der Forderungen dieſes Princips, welches freilih von dem 
leivigen Schwanken veutfher Staatsmarimen wiederholt erſchüttert wurde, gab es 
bis in die Mitte des Jahrhunderts nur ven Weg des Reformationsrechts, d. h. 
es bedurfte zur BZulaffung einer viffiventifhen Religionsgefelihaft doch immer 
einer befonvdern Koncefjton von Ceiten der Stantögewalt, welche zugleich 
bie näheren Bebingungen und Schranken ihres erlaubten Dafeins und Wirkens 
jowohl dem Staate als ven Landeskirchen gegenüber zu beftimmen hatte. Erft 
unter den Veränderungen bes öffentlichen Rechts im Jahr 1848 kam es in vielen 
" Berfaffungsgefeßen zur Sanktion des Sages, daß die Bildung von Religions- 
gefelihaften nicht mehr von beſonderer Zulaffung abhängig, daß fie alfo nur 
dur bie allgemeinen Beringungen des Affociationsredhts beſchränkt fei. 
(Bgl meine Schrift: Die Stellung ver Neligionsgemeinfchaften im Staate, 
©. 18 ff.) Diefer Sag wurde entweber in ausdrücklicher Beziehung auf Reli— 
gions geſellſchaften ausgeſprochen (3. B. preuß. Verf. v. 31. Ian. 1850, Art. 12), 
oder er folgte aus der Allgemeinheit, in welcher das Recht der Vereinsbildung 
gewährt ward (3. B. hannov. Gef. v. 5. Sept. 1848, $. 4). Es konnte nunmehr 
in ben betreffenden Staaten gegenüber ven Landeskirchen, die in ihrer bisherigen 
Öffentlichen Bedeutung und Stellung verblieben, eine doppelte Art viffidentifcher 
Religionsgefellichaften geben, einmal folge, die nur auf dem Boden ver durch 
bie Berfaffung gemwährleifteten religiöfen Vereinigungsfreiheit flanven, und ſodann 
folde, die ihre Rechte aus ver befondern ihnen verliehenen Konceffion ableiteten, 
Rechte, welche — ohne an die der Landeskirchen zu reichen — doch viel weiter 
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gehen Können, als aus dem runde der Bereinsfreiheit ahleitbar ift. In ber 
jängften Zeit bat die gegen die Verfaffungsbildungen jener Sturmjahre eingetre- 
tene Reaktion auch die Freiheit der Bereinigung zu diſſidentiſchen Religionsgemein« 
Ihaften getroffen. In vielen Ländern (nicht in Preußen) fiel diefe entweder durch 
vie Aufhebung der fie ertheilenden Verfaffungsgefege, ober dadurch, daß die Re— 
gierung ein neues, von der bisher approbirten Interpretation abweichenves Ver⸗ 
ſaſſungsverſtändniß aufftellte (fo in Hannover; |. Allgem. Kirchenblatt f. d. evangel. 
Deutfhland 1857, Nr. 12). Die Nothwendigfeit der Konceffion und mit ihr das 
Reformationsrecht in feinem früheren Umfange trat dadurch wieder ein. 

Bas nun die, befonvers bei Gelegenheit ver Frankfurter Grundrechte viel 
verbandelte, Frage betrifft, ob überhaupt der Gegenfa von Landeskirchen und 
viffidentifchen Gemeinfhaften in unfern deutſchen Berhäftniffen einen ſoliden Grund 
babe, jo ift diefelbe zu bejahen. Wenn die Entwidlung des veligiöfen Lebens vie 
religiöfe Einheit der Nation aufgehoben hat, ohne der römiſch-katholiſchen und 
ber evangelifchen Kirche vie effektive Hiftoriiche Bedeutung der beharrlihen und 
für das nationale Kulturleben wichtigften religiöfen Bildungsſtätten zu entziehen, — 
wenn ferner Die Zulaffung von Belenntniffen, bie von dieſen Kirchen abweichen, 
ala eine rechtliche, der Achtung der Gewiffensfreiheit wie der Selbſtſtändigkeit ver 
religiöfen Sphäre ſchuldige Nothwendigkeit erkannt ift: fo wir der Staat ben 
Forderungen, die aus diefen gegebenen Grundlagen folgen, nur dadurch entipre- 
den können, daß er einerfeitS an jenen Kirchen ihre öffentliche Stellung als 
Landeslirchen vollftändig anerkennt, und andererſeits andern Religionsgemeinfchaf- 
ten, ohne fie auszufchließen, die ihrer geringeren ober überhaupt noch unbemährten 
Bedeutung für das fittliche Gemeinleben entfprechende Eriftenz verftattet. Dann 
fieht man eden auf dem Standpunkte ver Unterfcheidung zwiichen Landeskirchen 
und bifftventifchen Religionsgemeinſchaften, — ein Standpunkt, der jegt aud) 
feinen erheblichen Anfehtungen auögejegt fein wird. Dagegen gehen in unfern 
Togen die Meinungen ‘darüber weit auseinander, ob die redhtli zu achtende 
Bildung diffiventifcher Gemeinſchaften ſchon im Bereiche der Affociationsfreiheit 
liegen, oder immer durch einen konkreten Akt ftantlicher Zulaffung kraft Reforma⸗ 
tionsrechts vermittelt werden folle. W 

Zu Gunſten der erſtern Anſicht ſpricht, daß 1) für den Staat die ihm gegen 
den Mißbrauch des Aſſociationsrechts zuſtehenden aufſehenden und reprimirenden 
Befugniſſe der Polizeigewalt auch gegen Mißbrauch der religiöſen Vereinsfreiheit 
ausreichen; 2) daß ein wirkliches Recht der Gewiſſensfreiheit nur unvollkommen 
beſtehe, ſo lange die Seceſſion von den Landeskirchen nur mittels einer beſondern, 
nah Zweckmäßigkeitsermeſſen der Regierung zu gewährenden aber auch zu ver- 
ſagenden Erlaubniß mögli fe; 3) daß der Staat nicht durch Mittel der Hem- 
mung oder Erſchwerung der Seceffionen vie Landeskirchen künſtlich zu konſerviren 
babe, ſondern daß die Landeskirchen felbft die Bebeutung, die der Staat ihnen 
beilegt, durch ihre eigene Kraft und die geiftige Ueberlegenheit ihres Wirkens er- 
halten müſſen; 4) daß ein bejonderer Alt der Zulaffung von Seiten des Staats 
do ein gewiffes Maß ver Konfolivation der bifftventifchen Gemeinfhaft voraus- 
iege, zu welcher ohne eine, auf dem Boden ber gemeinen freiheit ſtehende Be— 
fugniß veligiöfer Bergefellfhaftung entweder gar nicht over nur in widergeſetzlicher 
Weiſe gelangt werben könne. 

Tür die zweite Anſicht wird Befonvers geltend gemacht, daß 1) ein auf 
wirklichem Ernfte veligiöfer Ueberzeugung beruhendes Seceffionsftreben durch äußere 
Erſchwerungen nur erſtarken und trog ‚derfelben zur Anerkennung fi durchſetzen 
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werde; 2) daß die Religionslehren auch einen fo ergiebigen und wichtigen Duell 
von Meinungen über allgemein fittlihe und bürgerliche Verhältniſſe bilden, daß 
der Staat eine verbundene Wirkfamleit Deehrerer zur Darftellung und Ausbrei⸗ 
tung der erfleren erft nad gewonnener Einfiht über ihre Zufammenftimmung 
mit den letzteren geftatten könne; 3) daß da, wo Landeskirchen eriftirten, manche 
wichtige Einrichtungen, bie im Zweckbereiche des Staates wie der Kirche liegen, 
3. B. Volksſchule und Eheordnung, auf der Baſis des Zuſammenwirkens des 
Staats mit den Landeskirchen geordnet ſeien, und daß es baher für diſſidirende 
Unterthanen erft einer mit ihrer Zulaffung zu verbindenden Ausnahmöftellung zu 
diefen Einrichtungen bedürfe. . 

Bon diefen Gründen fcheinen vie Iegteren bie durchaus ſchwächern zu fein. 
Der erfte Grund (die Ueberwinbungstraft, welche einer ernften diſſidentiſchen 
Richtung gegen ſtaatliche Hinderniffe beiwohnt) iſt im beften Falle der leivige 
Troft, daß es für fehlerhafte Einrichtungen und Thätigkeiten des Staats in ver 
göttlichen Delonomie ver ſittlichen Welt noch Korrektive giebt, alſo feine Recht⸗ 
fertigung jener Einrichtungen felbft. Der zweite Grund (ver Einfluß ver Reli- 
gionslehre auf das bürgerliche Berhalten) wird, foweit er Beachtung verbient, 
durch die allgemeinen Befugnifie ver Polizeigewalt über das Bereinsweien zur 
Genüge befriebigt. Der britte Grund (das Beftehen bürgerlich⸗kirchlicher Inftitute) 
ergiebt nur die Nothwendigkeit, daß neben der vie Regel bildenden, ftaatlich- 
kirchlichen Geftaltung aud ein Ausnahmsrecht befiche, welches für die Mitglieder 
diſſidirender Religionsgemeinichaften vie Wege eröffnet, um durch ihre Seceflion 
von den Landeskirchen nicht von den Zwecken ansgefchloffen zu fein, zu denen 
bie bürgerlich⸗kirchliche Einrichtung das regelmäßige Mittel bietet. Einen beachtens- 
werthen Weg in Bezug auf die Ehefchliefung hat Hier das württembergifche Ge⸗ 
fe vom 1. Mat 1855 eröffnet. €. Herrmann. 


Dobe. 


Konrad EChriftian Wilhelm von Dohm, geboren den 11. December 
1751 zu Lemgo in der Grafſchaft Xippe, war der Sohn eines evangelifchen 
Geiftlihen. Er bezog im Herbft 1769 die Univerfität Leipzig und wanbte fidh 
bier balb von ver Theologie zur Jurisprubenz, um bereits im Anfang des Jah: 
res 1771 dem Univerfitätsftubium zeitweilig Balet zu fagen. D. hatte in 
Leipzig fleißig ſtudirt, namentlich viel gelefen aus dem Neiche ver Philofophie 
und Pädagogik. Insbefondere Hatten Baſedow's Schriften ihn angezogen. Er wurbe 
für deſſen vielverfpredhende Pläne zur Reform des Chriftenthums und des Er- 
ziehungswejens mit Begeifterung erfüllt. Ueberhaupt befunvete fi ſchon damals 
bei D. die ihm fein ganzes Leben hindurch gebliebene Neigung, zum gemeinen 
Beten und zur Veredlung der Menſchheit zu wirken, ein gewiſſer philantropifti- 
[her Zug und ein gewiſſes unpraktiſches Ipealifiren, verbunden mit dem Iebhaf- 
teften Wunfche, recht bald einen großen und zwar gerade praftifchen Kreis für 
feine Thätigfeit und für die Verwirklichung feiner Ideale zu erlangen. Er beſchloß 
nah Altona zu Baſedow zu gehen, um bei biefem ſich weiter zu bilden, nament- 
lich in philofophifchepraftifchen Studien, mnfte aber gar bald erfahren, daß ver 
Umgang mit Baſedow, der fih felbft in farkaftifcher Weife den großen Rühr⸗ 
Löffel Deutſchlands nannte und deſſen leidenfchaftliches und unorventliches, vaubes 
und geiziges Weſen ven ivealiftiichen D. abſtieß, ihn nicht weiter bringe, be 
ſonders da Baſedow ven jungen Mann hauptfählih nur als einen Korrefpon- 
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denten benugen mochte. Bald nad) der Ueberſiedlung Baſedow's nah Deffau 
(1772) verließ ihn D., um in Leipzig feine juriftifhen und philofophifchen 
Studien fortzufegen. 

Einflugreih war für D. der nähere Umgang mit dem bekannten Philofophen 
Garve, mit Engel, Weiße und dem trefflihen Zollikofer. D. fühlte ſich ſchon 
jest berufen, als Schriftfteller aufzutreten. Ermuntert durch Lavater überfegte er 
Bonnet’8 Essai de Psychologie (Lemgo 1773). Aud eine ſchon früher ange- - 
mäpfte Verbindung mit Gleim befeftigte fiy mehr und mehr und führte auf ven 
Plan, in Bereinigung mit andern jungen Männern Volksſchriften auszuar- 
beiten. Gleim wollte für eine zu dieſem Enve eigens zu errichtende Buchhandlung 
forgen. Vorzugsweiſe richtete fi aber von nun an das Beſtreben D.'s darauf, 
eine Anftellung in Preußen unter dem großen König Friedrich II. zu erlangen. 
Er erhielt 1773 die Pagenhofmeifterftelle am Hofe des Prinzen Ferdinand (jüing- 
ken Bruders von König Friedrich II.) in Berlin, wurde aber bald einer Stellung 
überbrüffig, in welcher D., wie er felbft in einem Briefe fehrieb, nach „Begeg⸗ 
nung, Beſoldung, Wohnung und allem Anderen nur eine Art von Bedienter“ 
war, Doch hatte er Muße zu Belauntfchaften und literarifhen Arbeiten. Er trat. 
in Beziehungen mit Sulzer, Spaling, Zeller, Nicolai, Büſching u. A. und 
beihäftigte fich mit der Ueberfegung und Bearbeitung mehrerer Reiſewerke, fchrieb 
auh 1774 eine „Borgängige Nachricht von dem jegund vollendeten Elementar- 
wert, mit Willen Baſedow's.“ Uebrigens benugte er den Aufenthalt in Berlin 
am wenigften, um von dem eigentlichen Geſchäftsweſen fi Kenntniß zu ver- 
ſchaffen, Hatte aber trogvem die größte Neigung zum Eintritt in ben praftifchen 
Staatsdienſt und beſchloß deßhalb noch nachträglich fi durch juriftiihe Studien 
dazu vorzubereiten. Bereit? als Schriftfteller vielfach befannt, bezog er noch 
einmal die Univerfität. Er wählte Göttingen, wo er namentlih mit Meiners und 
mit dem Freiherrn v. Stein, dem großen deutſchen Patrioten, in nähzre Be- 
jiehungen trat. Seine Studien erftredten fich befonderd auf das Staatsrecht, auf 
Geſchichte und Statiftit, doch fehnte ſich D. immer mehr nad praltifcher Be- 
khäftigung. Der Buchhändler Weigand in Leipzig veranlaßte im Jahre 1776 D. 
und Boje, zur ortfegung des fog. enchllopädifchen Journals eine neue Zeitſchrift 
herauszugeben und fo entftand das „Deutſche Muſeum“, welches unter den älteren 
Zeitfchriftere unferer Literatur einen ehrenvollen Play behauptet. D. lieferte darin 
beſonders Hiftorifhe und nationalökonomiſche Auffäge, trat aber 1778 von ber 
unmittelbaren Mitrebaftiou zuräd. In dieſer Zeit publicitte er aud eine „Ges 
Ihihte der Engländer und Franzofen im öftlihen Indien“; biefelbe ift aber 
Fragment geblieben. Er überfandte fie dem preuß. Minifter Graf Schulenburg 
mit der Bitte um Anſtellung, als gleichzeitig ihn ein Auf als Profeflor nad 
Kiel und ein anderer an dad Carolindum nad Kaſſel erreihte. D. ging nad) 
Kaſſel, da man in Berlin nichts bieten Tonnte, gab aber nad) wenigen Sabren 
feine dortige Stellung nicht blos wegen des Dranges, gerade in preußifche Staats⸗ 
dienfte zu treten, auf, fonvern auch wohl, weil er fid) der Gabe eines großen 
Lehrtalentes nicht erfreute und dazu feine Bruſt ſchwächlich war. Im Spätherbft 
1777 bot ihm der preuß. Miniſter Schulenburg eine Stelle als Lehrer bei dem 
zweiten Sohne des Prinzen (nachherigem Könige Friedrich Wilhelm IL) von 
Preußen an und forberte ihn zu einer fofortigen perjönlichen Vorftellung bei 
Friedrich d. ©. auf. D. unternahm die Reife und ließ vor feiner Audienz dem 
großen König feine obige Geſchichte der Engländer und Franzoſen in Indien, zu⸗ 
gleich mit einem Memoire, einem Plane zur Wieverbelebung der Emdener Kom- 
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pagnie und des preußiſch- oſtindiſchen Handels überreichen. Der König empfing 
ihn dann ſehr freundlich, fagte, daß die in dem Memoire entwickelten Ideen gut 
gemeint, aber für Preußen nicht paſſend ſeien, und ſetzte umſtändlich auseinander, 
wie ihm, dem Könige von Preußen, ein Regiment Soldaten wichtiger fei als ein 
Kriegsſchiff, deſſen Koften denen eines Infanterieregiments völlig gleihlämen. Am 
andern Tage erhielt D. den Beſcheid, dag man für jett Teine Stelle für ihn babe. 
Der Minifter Graf Hertzberg machte aber günftige Ausficgten für pie Zukunft und 
unterhielt ſeitdem mit D. eine Korrefponvenz. Nah feiner Rückkehr nah Kaffel 
trat D. in Verbindung mit dem nachherigen Yürft Primas v. Dalberg, bamals 
furmainzifhem Statthalter zu Erfurt; er mußte demſelben monatlich eine Ueber- 
fiht der merkwürdigſten politiichen Ereigniffe entwerfen und feine eigenen Bemer- 
ungen und Anfichten hinzufügen. Um bie Zeit wurde ihm der Antrag, in öſter⸗ 
reichiſche Dienfte zu treten, doch unter ber Bebingung des Religionswechjels geftellt. 
D. wies ihn ohne alles Bedenken ab. Graf Hergberg, dem er davon ſchrieb und 
von welchem D. bereits mehrere Schriftftüde in Bezug auf ven bayerifhen Erb- 
folgeftreit erhalten hatte, munterte D. auf, auch hierüber feine Stimme zu er- 
"heben. D. fchrieb: „Geſchichte des bayerifchen Erbfolgeftreites nebft Darftellung 
ber Lage vefielden im Ienner 1779", doch anonym. Diefe Geſchichte ift aber 
Fragment geblieben, indem nad dem bald beigelegten Streite das Interefie auf- 
hörte und außerdem Hertzberg zu großer Behutſamkeit rieth, weil ein minder 
mächtiger Fürft gegen etwaige Berfolgung nit wohl ſchützen Tünne. Erſt im 
Herbft des Iahres 1779 erhielt D., als ihm eben Dalberg eine Profeſſur in 
Erfurt anbot, eine Beförderung in Preußen, nämlich als geheimer Archivar in 
Berlin mit 500 Thaler Gehalt und dem Titel als Kriegerath. Das Patent über 
diefe doch nur fehr unbedeutende Stelle ift ein wahres Mufter von Yörmlichleit 
bin von faft Hansväterliher Berückſichtigung individueller Umftände und Ber- 
ältniſſe. 

In Berlin zeichnete ſich D. gar bald durch feine Thätigkeit und feine tüch⸗ 
tige Gefhäftstenntnig aus. Seine Gewiſſenhaftigkeit und fein ‘Dienfteifer fanden 
bei dem Minifter Hertberg und felbft bei dem Könige Anerkennung. Aber vie 
gewöhnlichen Beſchäftigungen feiner Amtsftellung mit ihrem kleinlichen Charakter 
jagten. dem geiftvollen und nad) höheren Dingen ſtrebenden Manne nicht zu. 
Einige Heine diplomatiſche Sendungen fonnten ibm um fo weniger Befrienigung 
gewähren, da der Erfolg nicht jehr glüdlich war. Dazu wurde feine Hauptthätig- 
feit vielfach völlig in den Hintergrund geftellt, indem D. wefentlih nur für den 
Minifter Hergberg arbeitete. D. fand es aber unerträglich, das bloße Werkzeug 
eined Andern zu fein. Wie nuf fehriftftellerifgem Gebiete, fo auch auf bem 
praftiich=politifchen wollte er das, was er wirklich leiftete, öffentlich leiften und 
‚vor aller Welt dargelegt willen. Auch fehlte D. überhaupt jene Feftigfeit und 
Dauerhaftigfeit des Charakters, um in fhwierigen und felbft wiverwärtigen Din- 
gen lange ausharren zu können, und anderfeits fühlte er fich allzufehr, um 
lange auf eine mehr hervorragende beamtliche Stellung warten zu können und zu 
wollen. D. Inüpfte 1783 Unterhanblungen an, um in äfterreichifche Dienfte zu 
treten. Nun envlih wurde er zum geheimen Kriegsrath befördert, von ter un- 
angenehmen Arbeit in ven Archiven befreit und, wie er dies befonders gewünſcht 
hatte, in vem Departement der auswärtigen Angelegenheiten vorzugsweile be- 
ſchäftigt. Bald wurben ihm zur Förberung der großen Pläne Friedrichs II. in 
Detreff bes deutſchen Fürſtenbundes ehrenvolle Aufträge zu Theil. D. ſchrieb: 
„Ueber ven deutſchen Fürftenbund”, doc anonym. Die Schrift, unter Mitwir- 
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kung Hertzberg's entflanden, war eine gelungene zu nennen und machte neben 
ber ähnlichen von Johannes Müller großes Auffehen. In ver erften Zeit feines 
Berliner Aufenthaltes gab ‘D., auf Mendelsſohn's Beranlaffung, jene berühmte 
Schrift: Ueber vie bürgerliche Berbefferung der Juden (Berlin 1781) heraus, 
wodurch er die befanntlich noch unfere Gegenwart fo vielfach befchäftigende Juben- 
frage zuerft in Anregung bradte, 

Im Jahr 1786 wurde er zum preußifchen Geſandten am kurkölniſchen Hofe 
und am nieverrheinifch-weftphälifchen Kreife ernannt. D. erwies fid) auch hier als 
hmbiger Gefhäftsmann und wurde mit außerordentlichen Aufträgen von Seiten 
feiner Regierung vielfach beehrt. Als in Folge eines Aufſtandes in Wachen eine 
reichöfammergerichtliche Unterſuchung weltläufiger Urt eingeleitet worben war, 
fraden im Sommer 1787 neue Unruhen aus. Das Kreispireltdrium wurde als 
laiſerliche Kommiſſion beauftragt, ſchleunig zu unterfuchen und begab ſich mit 
800 Mann Juülich'ſcher Truppen nach Aachen. D. hatte vorzugsweile bie Sache 
zu leiten und verlegte feinen Wohnſitz deßhalb auf längere Zeit nach Aachen. 
Er ſuchte Acht flaatsmännifh durch Einführung von Reformen zu vermitteln; er 
dachte an eine zeitgemäße Neugeftaltung ver Stabtverfaffung und machte deßhalb 
einen Entwurf, ohne daß es ihm glüden wollte, ein praftifches Ziel auf diefem 
Bege zu erreichen. — Ferner wurbe D. in der damaligen fog. Nunciaturftrei- 
tigleit, nämlich in dem Zwieſpalte der veutfchen Erzbifchöfe mit dem römifchen 
Stuhle wegen der Kompetenz der geiftlichen Gerichtsbarkeit benutzt; er fuchte da⸗ 
kei im patriotifchen Sinne die deutſche Selbftftänvigkeit zu wahren, doch ließ ber 
preußifche Hof, zum Leidweſen D.'s, nach zweijährigen fruchtlofen Bemühnngen 
die ganze Sache fallen, die Herkberg für ein „wahres Kreuz ver großen Politik“ 
erllärte. — Auch in der Lütticher Kondjutor-Angelegenheit gelang es D. nicht, 
die Preußen günftigen Pläne durchzuſetzen. Als dann kurze Zeit nachher (1789) 
zu Lüttich eine Revolution ausgebrodhen war und das Neichslammergericht ein 
Mandat erließ, daß die Unterfuhung und Beſtrafung durch das Kreispireftorium 
veranlaßt werde, fo wünſchte D. eine Vermittlung durch eine Verfaffungsreform, 
während feine Regierung dies zwar nicht ganz zurückwies, aber doch, mie fid 
Hertzberg ausdrückte, die Juſtiz mit der Politik vereinigt wiflen wollte, und ber 
Zwiefpalt im Kreisbireftorium zulegt einfach die Gewalt fiegen ließ. D.'s Pläne 
Kheiterten; er wurbe dazu von vielen Seiten wegen feiner biplomatifchen Thätig- 
fit angegriffen und verbäctigt. Zuletzt nahmen die Defterreiher vie Sache in 
die Hand; die unentſchiedene preußiiche Vermittlung hatte Yeinen Erfolg gehabt; 
und D. mußte es nun noch erleben, daß feine Regierung gerade ihm wieder 
dorwürfe machte. Die ganze Angelegenheit wurde von ihm veröffentlicht in einer 
Schrift: Die Lütticher Revolution im Jahre 1789 und das Benehmen Sr. 8. 
Mojeftät von Preußen in derfelben (Berlin 1790). 

Mit der Rückkehr von Aachen nah Köln begann für D. eine unruhevolle 
Lebensperiode; er wurde in das äußere, unſtete Treiben einer verhängnißvollen 
Zeit immer mehr verflochten. Die Wirkungen der franzöſiſchen Revolution ver- 
breiteten fich auch über Deutſchland, befonvers in Folge ver Kriegserklärung gegen 
Orankreidh. D. war nit in der Lage, dieſen Krieg zu billigen, der durch das 
Rißtrauen zwifhen Preußen und Oefterreich zu neuen politiſchen Berwidlungen, 
zu ſchmachvollen Niederlagen, Separatbinpniffen, Abfällen führte D. wurde zu 
allerlei diplomatifhen Sendungen benust, die für ihn um fo peinlicher waren, 
je weniger er grundfäglic das preußiſche Neutralitätsfuften billigte. 

Zum Kongreß von Raftabt ward D. neben dem Grafen v. Görg und dem 
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Breiheren v. Jacobi als dritter preußifcher Geſandter abgeſchickt und entwidelte 
bort eine bedeutende biplomatifche Thätigkeit. Freilich blieb Alles ohne Refultat, 
aus den befannten Gründen, Vorzüglih war es D., ver in tiefer Entrüftung 
über den Gefandtenmord bie nachbrüdlichften Unterfuhungen anftellte, und giebt 
er felbft in feinen „Denkwürdigkeiten“ darüber fpecielle Auskunft. Aber feine un- 
partelifche Unterfuhung und Kritik fand nirgends Unterftügung und Anklang. 
Man hielt e8 au von Seiten feines Hofes für das Beſte, den Schleier nicht 
zu lüften. 

Es ift hier nicht der Drt, die vielfache anderweitige Gefchäftsthätigleit D.'s 
in der unmittelbar nachfolgenden ftürmifchen Zeit in ihren Details weiter zu ver- 
folgen. Nach dem Frieden von Tüneville und feinen Folgen wurde D. hauptfächlic 
verwandt, um Die Berhältniffe in den neuerworbenen Gebieten Preußens zu regu- 
liren. Beſonders glüdlih war er in Betreff Goslar’s. Mit dem herrſchenden 
politifchen Syfteme ver preußifchen Politit wenig zufrieven, war er doch überall 
redlih bemüht, das unter Umftänden Beſte zu erreichen. Freilich bie wirklichen 
Erfolge waren felten vie beften und konnten es füglich nicht fein in einer Zeit 
wie die damalige. D. fuͤhlte fich nicht glüdlich in dieſen Irrfahrten feiner viplo- 
matifhen und politifhen Beſchäftigungen. Er fehnte fih nad anderer Thätigkeit. 
Im Jahre 1800 entwarf er eine Denkſchrift über vie Lage des nörblichen Deutſch⸗ 
lands, in welcher er bereits die Grundzüge bes nachherigen Projekts eines preußi- 
[hen nordiſchen Bundes von 1806 feftftellte. Aber fein Plan fand vamals Feine 
Beachtung. Der Oberft v. Maſſenbach veröffentlichte dieſe Denkfchrift, doch ohne 
D. mit Namen zu nennen, zuerft in feinen Memoiren (III. 201—229), fpäter 
befiee Gronau in der Lebensbefchreibung. 

Im Juni 1804 ging D. als Kammerpräfivent ver Eichsfeld - Erfurtifchen 
Kriegs⸗ und Domänenlammer nach Heiligenſtadt, ein Poften, ver freilich füglich 
als ein Eril angefehen werben fonnte, da er D. von aller tonangebenven Thätig- 
keit ausſchloß und da die dortige Thätigkeit weder mit D.'s bisherigen Bejchäfti- 
gungen noch auch ganz mit feiner Neigung harmonirte. Aber jevenfalld erwarb 
ex fi fehr bald die Zuneigung ver von ihm verwalteten Landſchaften im hoben 
Grabe. Auch war er dort durd den Beſitz eines Nittergutes Puftleben bei Nord— 
haufen bereits feit einigen Jahren anfäßig geworben. 

Nachdem in Folge der Schlacht bei Jena die Franzoſen bie thüringifchen 
Beſitzungen Preußens befegt und fofort unter franzöſiſche Verwaltung geftellt 
hatten, trug D. kein Bedenken, ſich mit den Siegern alsbald in Verbindung 
und Unterhandlung einzulaffen. Es muß biefer ſchnelle Uebergang in das. feinb- 
liche Lager allerdings als auffallend erſcheinen, befonter wenn man bebenft, 
weldye bedeutende politiihe Stellung D. bisher in Preußen eingenommen und 
welches Vertrauen man ihm geſchenkt Hatte. reilih war D. mit ber feit dem 
Tode Friedrichs befolgten preußifchen Politik überall unzufrieden gewefen. Er 
baßte vie halben Maßregeln und konnte deßhalb am wenigften bie preußifche 
Diplomatie der Zeit billigen. Dazu waren feine Reformpläne, beſonders auch 
feine Projette wegen einer politifhen Neugeftaltung von Norddeutſchland unbeachtet 
geblieben und er fühlte fih durch die Stellung in Heiligenſtadt zurüdgefept. 
Ueberhaupt war die Anhänglichkeit D.'s an den preußiſchen Staat mehr nur eine 
perfönlihe, auf Friedrich d. ©. gerichtete und beſchränkte; fie ſchwand mehr und 
mehr mit dem Tode deſſelben und um fo mehr, je weniger. die nachherige preußi- 
ſche Bolitit in Friedrichs Geifte agirte und je unglücklicher fie in ihren Erfolgen 
war. Wie die gebildeten Stänve der bamaligen Zeit die Tugend bes Patriotis- 
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mus kaum kannten und fi vielmehr in einer flachen Weltbürgerlichleit und 
Bhilantropie gefielen, fo laborirte namentlih auch D. an dieſer Zeitftimmung. 
Den ächten deutſchen Patriotismus, nun vollends in der befonderen Form einer 
preußifhen Vaterlandsliebe verftand er nicht recht zu empfinden, darum aud 
mcht zu beihätigen, fo daß er gerade leicht im Unglüde dies für ihn als 
„Lemgoer" nur künſtliche Vaterland preisgeben konnte. Alles dies mag den 
ſchnellen Wechſel erflären. Doch muß man auch eine gewiſſe Unbeſtändigkeit und 
Aubelofigleit in dem Charakter D.'s, die ihn ja fortwährend daran hatte denken 
Iffen wieder aus dem preußiſchen Staatsdienſte auszufheiden, in Erwägung 
ziehen, um ein milderes Urtheil zu fällen. D. felbft glaubte aber fo wie er es 
that handeln zu müſſen, befonvders um ven ihm anvertrauten preußifchen Gebicten 
eine möglihft günftige Stellung gegenüber ben Eroberern zu verichaffen, fowie 
euch wohl um nicht fein Eigenthum durch die Eroberer bebroht zu jehen. 

Durch Talleyrand’8 Verwendung wurde D., ber bereits den Franzoſen ver⸗ 
bähtigt worden war, zum Chef aller Civilbehörven in der Provinz Eichsfeld⸗ 
Erfurt und in der Grafſchaft Hohnftein erflärt. Sodann eilte er an der Spige 
einer landſtäͤndiſchen Deputation in das Hauptquartier Napoleon’s, um die Bitten 
and Beſchwerden viefer Lande dem Kaifer vorzutragen. Napoleon hatte bereits 
Berlin wieder verlafien. Er mußte in Warfchau aufgefucht werden und gab allerlei 
gute Zufiherungen. Als nad) dem Frieden von Tilfit die Eichöfeld - Erfurtifchen 
Gebiete zum Königreich Weftphalen gefchlagen wurben, deſſen König Jerome, der 
Ornder Napoleon's, ward, fo reiste fofort eine Landesdeputation, in der ſich auch 
D. befand, nach Paris zur Huldigung. Anch gewann es ven Anſchein als ob 
DE Ehrgeiz durch eine Miinifterftelle bei dem neuen König befriedigt werben 
jofte, als ihm enblih Johannes Müller vorgezogen wurde. D. mwurbe indeß 
um Staatsrath ernannt und bald varauf als Geſandter an ben Dresdener 
Hof geſchidt. Er Iebte Hier in angenehmen BVerhältniffen und in einer gewiflen 
Rufe. As 1809 die Defterreiher Sachſen bedrohten, verließ der Hof uud bie 
Diplomatie Dresden. D. begab fih nad Kaffel und lernte dort durch eigenen 
Augenſchein die Erbärmlichkeit der Zuftände an Ierome’8 Hofe kennen. 

Nah feiner Rückkehr nach Dresden ward er bald von einer anhaltenden 

Kränflichleit heimgeſucht. Er zog ſich von den Gefchäften zurüd und lebte ſeitdem 
auf feinem Gute Puftleben in ländlicher Zurüdgezogenheit. 
Nach der Reflauration der preußifchen Herrſchaft fonnte D. — und es iſt 
dies ein Zeichen, wie er fich in Betreff feines Uebertritts in weftphäliiche Dienfte 
verfönlih von aller Schuld frei wußte — daran denken, felbft wieder in ben 
preußiſchen Staatsdienſt zu treten, indem in ihm das Verlangen zu werktbätiger 
Theilnahme an einer neuen und — fo hoffte er — beſſeren Geftaltung ber Dinge 
mähtig vorhanden war. Doch war es natürlih, daß man in den höchſten Um- 
geungen des Hofes ihn wenigftens als einen ſchwankenden politifchen Charakter 
anfah, den man bei der Neubildung des deutichen Lebens gegen entfchievene 
Träger des nationalen Patriotismus zurädftellen dürfe. D. gab felbft den Ge- 
tanlen bald auf. Er widmete ſich vorzugsweife der Ausarbeitung eines größeren 
Verles, weldyes unzweifelhaft zu ben beventenveren hiftorifchen Propuften gehört 
und ihm ein eben fo jchönes Denkmal gejegt hat, wie er es darin Preußens 
großem Könige Friedrich II. gefegt hat. Es find das die „Denkwürdigkeiten mei⸗ 
ner Zeit ober Beiträge zur Geſchichte vom legten Viertel des 18. und vom An- 
fang des 19. Jahrhunderts 1778 bis 1806". Leiver iſt davon nur bie erſte 
Ahtheilung bi8 zum Tode Friedrichs IL. in fünf Bänden erfchienen. 
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D. ſtarb am 29. Mai 1820 im 69. Lebensjahre. Sein Sohn Alexander 
farb kinderlos. Nur durch feine noch lebende Tochter eriftiren Nachlommen D.'s. 

Sein politiſcher Standpunkt war der des liberaliftifichen Idealismus uud 
des humaniftifchen Philantropismus ganz im allgemeinen Charakter der bamaligen 
Zeiten. Die volle Würvigung ver ſpröden Wirklichfeit der hiſtoriſch überkommenen 
Lebensverhältniſſe und der Aufbau ver Politif auf ver lebendigen Grundlage ver 
bejonderen Nationaleigenthümlichleit wurden ignorirt oder doch für nicht wefentlich 
gehalten, oder für leicht zu überwinven erachtet. D. war ein denkend er Staats- 
mann, und diefer Ruhm ift fein; aber er war bei feinem Denken allzuviel Idealiſt 
und Ipeolog, um die Praris des Lebens beherrihen zu Können. D. war fein Ein- 
tagspolitifer oder gar ein zaubernder Eventualpolitifer, und er tadelte mit Recht 
gerade dieſe krankhafte Richtung ber preußifchen Diplomatie, jene Politit der hal: 
ben Maßregeln feit Friedrichs Tode bis 1806. Aber indem fi D. bei allen feinen 
Plänen beftimmte und durchdachte Ziele feßte, fo nahm er doc überall einen zu 
großen Anlauf, ſchätzte vie Dinge nicht nach der Wirklichkeit, fondern nach vor- 
gefaßten Meinungen, wenn er auch häufig geradeaus von ber Befriebigung ber 
Bedürfniſſe redete. Und fo mußte er es denn faft überall erleben, daß er in fei- 
nen Erfolgen nicht glüdlih war, eben weil er fih tm unpraftifchen Idealismus 
meift ein zu hohes Ziel ſetzte. D. war aber zu wenig eine geniale Natur und 
war zu wenig gerade an die Spike der Staatsverhältniffe und in den leitenden 
Mittelpunkt geftellt, um etwa in gentaler Weife durch Machtſprüche und ent: 
ſcheidende Gewaltafte etwas von feinen Idealen durchfegen zu können. Namentlich 
gelten diefe Mängel von der Diplomatie D.'s, indem es ihm hier nicht felten an 
der vollen Würbigung aller influirenden fremden Clemente fehlte; freilich das 
Mißglücken lag auch gar häufig zum Theil mit an ver damaligen Energielofigteit 
und Neutralitätsfucht feiner Regierung. Glüdliher war D. als adminiftrirenver 
Beamter und überhaupt in Hleineren Lolalverhältniffen. Hier brachte es fein heller 
Berftand, fein freunnliches Wohlwollen gegen Jedermann, feine Liebenswürdigkeit 
verbunden mit einer tüchtigen Geſchäftskenntniß zu ven beften Refultaten. Ueberall 
war aber D.'s Streben ein höchſt ehrenwerthes, von wahrhaft fittlihen Motiven 
getragened und trog einer gewillen Ruheloſigkeit und Unftetigfeit feines ganzen 
Weſens, bie aber mehr nur feine Inpivivualität peinigten und den Gang feiner 
Geſchäfte nicht wejentlich zu ftören vermochten, war fein politifches Auftreten ein 
durchaus beftimmtes und konſequentes. Er war alfo ein Staatsmann im befleren 
Sinne des Wortes, aber doh nur nad der Schule, ein Doftrinär, ein Diplomat 
und Bolitifer der Philofophie und Philantropie, nicht der vollen lebendigen Wirt: 
lichkeit, nicht der individuellen deutſchen Nationalität, nicht des hingebenden und 
aufopfernden Batriotismus 1), "09, galtenborn. 


Doftorat. 


Wenn das Staatswörterbuh einen Artikel über das juriftif he Doltorat 
bringt, fo kann dies faft nur im Hinblide auf die frühere Bedeutung dieſes In— 





— — — 


! 


1) „Shriftian Wilhelm v. Dohm nach ſeinem Wollen und Handeln. Ein biographiſcher Ver⸗ 
ſuch von W. Gronau (Lemgo 1824).“ Dies vortreffliche Wert iſt beſonders durch zahlreiche 
Beilagen aus D.'s handſchriftlichem Nachlaſſe ſehr intereſſant. 
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fütntes gefhehen. Heute kommt bemfelben eine ſtaatsrechtliche Wichtigkeit nicht 
mehr zu *). 

—* oder Magiſter hieß urſprünglich Jeder, der an einer hohen Schule 
vorleſungen hielt. Dadurch daß man fpäter es nicht mehr dem Belieben des 
Cinzelnen überließ als ſolcher Doktor aufzutreten, ſondern die Befugniß dazu an 
gewiſſe Borbebingungen Tnüpfte, entftand zu Ende bes zwölften oder Anfang des 
vreigehnten Jahrhunderts an ven Univerfitäten Parts, Bologna ꝛc. die Doftor- 
würbe als alademifcher Grad, und kam von da mit Einführung bes Univerfitäts- 
weſens nah Deutſchland. Sowohl die Päpfte als fpäter die deutſchen Kaifer (jet 
Friedrich III.) behaupteten und übten das Recht, Doktoren und namentlih Dok⸗ 
toren der Rechte entweder unmittelbar oder mittelbar durch Stellvertreter, welche 
ven Titel Pfalzgrafen (wenigſtens vie der Kalfer) führten, zu ernennen. ‘Den 
Univerfitäten over Yalultäten wurde gewöhnlich gleih bei Erridtung ver Univer⸗ 
tät auch das Recht verliehen, die Licenz ober den Doltorgrad zu ertheilen. 
Wegen der mit diefer akademiſchen Würde verbundenen Rechte und Ehren fuchten 
almählig auch Solche darum nah, denen die Abfiht fern lag, Vorlefungen an 
einer hoben Schule zu halten. 

Daß den Doftoren im engen Sinne, d. b. den Doltoren der Rechte, ein 
perfönlider Adel zulomme, wurde zwifchen dem 12. und 16. Jahrhunderte wohl 
nur von Wenigen bezweifelt. Die Rechtspoktoren ftellten fi unter vem Namen 
der Ritter der Rechte, Equites Legum, Equites over Milites Justitie geradezu 
als eine andere Adelsklaſſe ven übrigen Milites oder Equites an die Seite. Die 
Promotion und ber Nitterfchlag waren in dieſer Beziehung gleichbeveutenve Feier⸗ 
lihleiten. Diefen ihren Übel fand die togata militia, wie man die Gefanmtheit 
ver Doltoren zu nennen pflegte, begründet in vielen Stellen des Corpus juris 
eivilis, 3. ®. c. 14 C. de Advocatis diversorum judieiorum (II. 7), L. 2. ©. 
net. D. de excusationibus (XXVII. 1), c. 7 C. de postulando (II. 6), c. 3 
C. de off. divers. jud. u. f. w., obgleich alle biefe Stellen nur durch eine ganz 
nilfürliche Auslegung auf vie Doktoren ver Rechte, die ja zur Zeit der römi- 
ſchen Kaifer als abgefchloffener Stand noch nicht eriftirten, angewandt Werben 
fonnten. Aber auch die Reichsgeſetzgebung hat den Adel ver Doktoren der Rechte 
ft und förmlich anerkannt. Namentlih waren die Doktoren durch 8. 39 des Reichs⸗ 
abfhiedeg von 1498, durch Tit. XIV bis XVII der „Orbnung und Reformation 
guter Polizei” von 1530 und Tit. XI bi8 XIV ver Reichspolizeiordnung von 
1577 bezüglich der Sleiverorpnung denen vom Abel und zwar den Rittern gleich— 
geftellt, und durften daher mit ihren rauen 3. B. Berlen und Gold tragen. 
—* behaupteten fie das Recht, Wappen mit offenem Helm und Schild zu 
übren n. |. w. 


) Das Doftorat in feinem jeßigen Zuftande, wo der Erwerb defielben oft nur eine Geld: 
frage und der Beſitz defielben bedeutungslos ift — denn auch die venia legendi wird von bes 
fonderen Fähigkeitsnachweiſen abhängig gemacht — erfcheint ala ein verfauftes Inftitut, das 
entweder reformirt oder aufgegeben werden müßte. Seine Keform wäre durch die gründliche 
Abſtellung der Käuflicheit bedingt. Auf dieſe Art wieder zu Ehren gebracht fünnte ed auch 
wieder zu realer Bedeutung gelangen. Werden die durch theoretiiche oder durch praftifche 
Leiſtungen auögezeichneten Rechtsgelehrten — und diefe allein — von den wiflenfchaftlichen 
Autoritäten zum Doktorat berufen, fo entſteht daraus ein neues wünfchenswerthes Bindeglied 
wilden Theorie und Praxis und die Staatsgewalt weiß wohin fie ſich zu wenden hat, wenn 
da Bedürfniß eintritt, über legislative Fragen die vereinigte Stimme der wiffenfchaftlich be⸗ 
währteften Theoretifer und Praftifer zu bören. a — 
nm. d. Red. 
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Biel wichtiger als viefe und ähnliche Ehrenrechte war der Anſpruch ver 
Doktoren auf Kanonilate. Auch in viefer Beziehung wurde von ihnen eine Gleid- 
ftelung mit dem übrigen Adel mit Erfolg behauptet, und dadurch bereiteten fie 
fih den Weg zu den erzbifchäflichen und bifchöflichen Sitzen. Die Kirchenverſamm⸗ 
Inngen von Koftnig, Bafel und Trient haben vie Rechte der Doktoren in biefer 
Beziehung ausgeſprochen. Nah der Synode von Koftnit follte nirgendwo eine 
Gewohnheit, fo alt fie aud fein möchte, nirgenpwo ein Statut, fo feierlich es 
auch vom päpftliden Stuhle beftätigt wäre, zum ausſchließlichen Vortheile des 
Adels gelten. Die Konkordate ver veutfchen Nation mit Martin V. fegten feft, 
daß in allen Erz= und Domftiftern ver fechöte Theil der Präbenden an Doktoren 
vergeben werben folle. Das Koncil von Trient verordnete, daß wenigftens bie 
Hälfte der hohen Dompräbenden an Doktoren over Licentiaten der Rechte oder 
ver Theologie vergeben werben folle. Selbft ver weftphälifche Friede verfügt noch 
Art. V 8. 17, es folle möglihft für die Aufnahme von Meligen und Dof- 
toren in die Kapitel Sorge getragen werben. 

Einigermaßen verwandt mit viefen Beſtimmungen ift das Recht jenes Doctor 
juris canonici (und Doctor Theologie), den dlumenifhen SKoncilien, doch nur 
mit einer berathenven Stimme, beizuwohnen. (Walter’8 Lehrbuch des Kirchenrechts 
8. 152.) 

Die Doktoren tbeilten ferner mit den andern Adeligen das Recht, Beiſitzer 
im Reichskammergerichte fein zu können, als wozu entwever atelige Geburt over 
die Doftorwärbe verlangt wurde. 

Endlih nahmen die Doktoren Befreiung von allen orbentlihen und außer: 
ordentlichen Staatslaften, namentlih auch der Quartierlaft in Kriegszeiten, von 
der Pflicht, Vormund zu werben, vom Abfhoß und Nachftener, und zwar wie es 
fheint mit Erfolg in Anſpruch. Auch für dieſe Befugniffe berief man ſich auf 
verichiedene Stellen de8 Corpus juris und deren mitunter ſehr wunderliche Aus- 
fegung durch die Gloſſatoren. 

Unter den Doktoren felbft gab es vielerlei Rangftreitigkeiten. Insbefondere 
wurben die doctores bullati over codicillares, d. b. die ohne Promotion von den 
Pfolzgrafen ernannten, von ven doctores promoti immer mit einer gewiſſen 
Beratung behanbelt. 

Heute werden Doktoren nur noch von den Fakultäten durch eine feierliche 
Handlung, die man Promotion nennt, kreirt. Der Promotion geht eine Prüfung, 
examen rigorosum, vorher. Bet der Promotion felbft muß ver Doktorand feine 
vorher aufgeftellten Sätze (Theſen) gegen die von ben Profefforen gemadten Ein: 
würfe vertheidigen und eine Abhandlung (quæstio inauguralis) vortragen, worauf 
er gegen Ableiftung des fogenannten Doftoreides, der an verſchiedenen Univerſi⸗ 
täten ſehr verjchievden lautet, fürmlid zum Doktor ernannt wird. An manden 
Univerfitäten geht die ganze Feierlichkeit Iateinifh vor fih, an den meiften ift 
man davon abgetommen. Nicht immer ging es bei den Prüfungen fehr gewiffen- 
haft her; mancher Fakultät waren bei der ganzen Verhandlung vie von dem 
Kandidaten zu entrihtenden Gebühren das wichtigfte. Noch mehr war dies früher 
bei den Doctores bullati ver Fall. 

Das ganze Inftitut kam dadurch in Mißkredit und verlor an Anfehen, und 
fo tft heute der Doktortitel faft nicht mehr als eben ein Titel. Nur für viejeni- 
gen, vie äffentlihe Vorlefungen Halten wollen, ift er die nothwendige Vorbedin— 
gung, und infoferne läßt fi fagen, daß das Doltorat heute wieder feinen ur- 
ſprünglichen Standpunkt eingenommen bat. (Bon dem mebichnif—hen Doftorate, 


Boktrinarisnmg. 159 


ohne welches die medicinifche Praxis nicht ansgeibt werben kann, fpredhen wir 
ier nicht.) 

Auch die Beftimmung einzelner Yanvesgefeßgebungen, wonach gewiſſe Stellen, 
naimentlich Advokaturen, nicht ohne den Doktortitel erlangt werben fonnten, werben 
fe ziemlich allenthalben außer Gültigkeit getreten fein. ‘Dagegen haben neuere 
Strafprocehgefege, 3. B. das baneriihe vom 3. Auguft 1848 über Einführung 
ver Schmurgerichte, ven Doktoren (aller Yalultäten) das Recht auf einen Piat 
in der Geſchwornenliſte eingeräumt. 

Som Standpunkte einer vernünftigen Freiheit der Wiſſenſchaft und des 
Unterrichtes läßt es fih nur billigen, daß den Fakultäten das Recht erhalten 
blieb, die Fähigkeit derjenigen zu prüfen und zu beurkunden, bie öffentlih als 
Lehrer an hohen Schulen auftreten und künftig felbft Mitgliever der Fakultäten 
werten wollen. Die wirkliche Zulaffung zum Lehramte muß fi die Staatsgewalt 
vorbehalten. Nur wäre bei der Promotion und namentlich bei der verfelben vor⸗ 
bergehenden Prüfung mehr Gleihförmigfeit, namentlich gleihförmiger Ernſt und 
gleihförmige Strenge bei den verfhievenen Univerfitäten zu wünſchen. — 

VBgl. Meiners, Geſchichte der Entftehung und Entwicklung ver hoben 
Schulen unfers Erptheils, Göttingen 1802, Bd. IT ©. 203 u. fg. Seuffert, 
verſuch einer Gefchichte des deutſchen Adels in den hohen Erz= und Domtftiftern, 
Sranffurt a. M. 1790. Mebicne. 


Doktrinarismus. 


Der Doktrinarismus iſt, wie die Büreaukratie (ſ. d. Art.) vorzugsweiſe eine 
moderne Staatskrankheit. Ihr Name iſt erſt in unſerm Jahrhundert, und zuerſt 
in Frankreich aufgekommen, indem eine Anzahl gelehrter Politiker ſpöttiſch als 
Doktrinäre bezeichnet wurden. Man wollte damit andeuten, daß ſie von ven 
Doktrinen ver Bibliothek und der Studirſtube befangen das öffentliche Leben 
weder natürlich begreifen noch zweckmäßig fördern. Bon den europäiſchen Völkern 
ſind die Franzoſen und die Deutſchen am meiſten der Gefahr ausgeſetzt, in den 
dehler des Doktrinarismus zu verfallen; weit weniger find es bie Engländer, 
welhe durch ihre hiſtoriſche Gebundenheit, durch ihre reale Verſtändigkeit und 
tur ihre derbe Seldftfucht vor verfelben meiftens bewahrt werben. 

Dem Mittelalter war der Doftrinarismus faft nur in ver äußerft bedenk⸗ 
lichen Form des Dogmatismus befannt; die Doftrinen des Mittelalters hatten 
durchweg eine religtdfe Begründung und Färbung; fie waren Dogmen und Aus- 
laufer von Dogmen. Die Kirhe ſprach fie aus und berief fih dabei auf vie 
göttliche Autorität, welche demüthigen Gehorfam fordere. Die ſtaatliche Doftrin 
war noch ganz gebunden an die kirchliche Lehre und wagte e8 noch nicht, felbft- 
fäntig ihren eigenen Weg zu fuchen. In ver nenern Zeit aber ift pas weltlich⸗ 
giftige Selbftbemußtfein des Staates aufgewacht, und damit die Bedeutung ber 
politiichen Wiffenfchaft geftiegen. Der heutige Staat vertraut nicht mehr, wie der 
mittelalterliche, in gläubiger Ehrfurcht der kirchlichen Geiſtesleitung. Zur Boll- 
jährigleit gelangt, bedarf er nicht länger ver klerikalen Erziehung und Vormund⸗ 
(haft. Er prüft ſelbſtſtändig die Grundlagen feiner Eriftenz, unterfucht die Prin- 
dipien feines Lebens, bemißt die Zwecke feines Strebens und wählt mit Freiheit 
de Mittel, dieſelben zu erreihen. Er hat in der Gefchichte und Philofophie, 
in der Jurisprudenz und Politik, in ver Nationalöfonomie u. f. f. eine ihm eigene 
weltliche Wifienfchaft erworben, die von der geiftlihen Wiflenfchaft völlig unab- 
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bängig geworben, die wefentlih das Wert menſchlichen Forſchens und Denkens, 
nicht die Meberlieferung einer göttlichen Offenbarung ifl. Es iſt das fidher ein 
hoher Vorzug des modernen Staates vor dem Staate des Mittelalters, ein Bor- 
zug, der noch ein mächtiges Wachsthum in Zukunft verheißt; wie denn in allem 
menschlichen Leben die Klarheit des verftändigen Bewußtjeins eine höhere Ent- 
widiungsftufe iſt al8 der dunkle Drang des inftinftiven Strebens, 

Mit Recht jorvern wir von ben heutigen Staatsmännern wiflenfchaftliche 
Bildung und principielle Sicherheit, und verachten die gedankenloſe Routine und 
intriguante Schlauheit als nievere Formen des öffentlichen Lebens. Nicht vie Bor: 
liebe für. eine wiffenfchaftlihe Begründung der Gefege und Maßregeln, nicht vie 
Erkenntniß und das Belenntniß der leitenden Ideen, noch das treue Feſthalten 
an ven für wahr und gerecht erkannten Principien find boltrinäre Charafterzüge. 
Gie find vielmehr die Tugenden gerade der bedeutendſten und geebrteften Staats- 
männer. Der Doltrinarismus beginnt erft da, wo die wiſſenſchaftliche und ideale 
Richtung in einfeitiger Ueberfpannung die realen Zuftände vernadhläffigt, wo vie 
Doktrin das Weſen ver Dinge mißachtet, wo mit fahmäßigen Vorftellungen 
rückſichtslos operirt und wirkliches Leben nad) abftraften Regeln nutlos gequält 
oder gar zerftört wird. Auch ver ächte Staatsmann kennt Begriffe, aber feine 
Begriffe find Erkenntniß der Wirklichleit und wie dieſe lebendig; der 
Doltrinär dagegen bildet fih todte Begriffsformeln, kalt und ftarr, obne 
Elofticität, ohne Fortbildung, unfähig das Leben zu fallen und zu begleiten. 
Die Philofophie des wahren Stantsmanns ift nicht fo träumerifch, noch fo luftig, 
um über die gefchichtlihen Bedingungen der Nation, für welche er arbeitet, hin- 
weg zu fehen und feine hiſtoriſche Erwägung und Berüdfichtigung der beftehenvden 
Berbältniffe ift hinwieder nicht fo ausfchlieglih, un auf das ideale Streben nad 
Vervollkommnung zu verzichten: während der philofophifhe Doltrinär für ideale 
Abftraktionen ſchwärmt und alles hiſtoriſche Recht veracdhtet, und der hiftorifche 
Doltrinär allein das Ueberlieferte fhägt und jede neue Idee als Thorheit ver- 
lacht, over als revel vervammt. Der Doltrinarismus verhält fih zur Wiflen- 
ſchaftlichkeit in der Politik wie ein gelehrter Pedant zu einem geiſtvollen Mann. 
Er ift die befchräntte und verborbene Abart der höhern Staatskultur. 

Die Büreaukratie zeigt fi mehr in der unteren Breite, der Doltrinarismus 
findet fih eher auf der fchmalen Höhe des Staats. Jever Schreiber kann zum 
Büreaukraten, nur der höher Gebildete ein Doftrinär werben. In ver Neigung 
zum Formalismus begegnen fie fih, nur haben die Formen oder Formeln des 
Doltrinärs ein ivenles Gewand, die des Büreaukraten eine real⸗mechaniſche Hand⸗ 
greiflichkeit. Die Doktrinärs beftimmen vie Melodie und geben ven Takt an, tie 
Bureaukraten ftreihen darnach ihre Geigen und blafen in ihre Hörner. Wenn bie 
Bureaukratie wie eine große bevorzugte Kafte fi von ven Regierten und Gemaf- 
regelten unterfcheidet und in ſich zuſammenſchließt, fo vereinigen ſich die Doltrinäre 
zu engen und erflufiven Koterien. Die kirchlichen Doftrinäre der verfchievenen Dok⸗ 
trinen des Mittelalters haben ſich wechfelfeitig verflucht, und ihre voftrinären Gegner 
dem bölliichen oder — was noch viel ſchlimmer, weil im Erfolg gefiherter war — 
dem irdiſchen Feuer überliefert. Die neueren ftantlichen Doftrinäre der verſchiedenen 
Richtungen find zwar in der Regel befchränfter und mäßiger in den Mitteln ver 
gegenfeitigen Verfolgung — obwohl in ver franzöfifhen Revolution die Guillotine 
auch .in ihrem Dienfte die Köpfe ver Gegner weggefchnitten hat — ; aber der Partei- 
und Faktionshaß wird unter ihnen heute noch leicht zu den heftigſten und giftigften 
Aeußerungen gereizt. 
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Bir finden ven Doktrinarismus in fehr verſchiedenen Organen des dffentlichen 
Lebens, aber doch nur da, wo ein weiter Geſichtskreis offen Liegt und eine allgemeine 
principielle Yeußerung möglich ift, wie vorzüglich in ven Kammern, in ben Mint- 
Rerien, in ven Gerichten, in ber Preſſe. Ä 

Nicht jede princtpielle Diskuffion in ven Kammern, melde zu feinem greif- 
baren Ergebniß, zu keinem wirklichen Gefege over Befchluffe führt, tft deßhalb ſchon 
voftrinär; denn zumeilen ift e8 höchſte ftaatsmännifche Praris, bei gewiſſen Gelegen- 
heiten fih über weitwirkende Principe anszufprechen, fei e8 um zu warnen ober zu 
droben, oder um zu ermuthigen oder um aufzuflären. Aber oft verfallen doch bie 
Kammerparteien — beſonders auf dem Kontinent — in den Fehler voftrinärer Ver⸗ 
banblungen, die den Dispntationen ver Schule gleichen, weil fie ohne allen prafti- 
ſchen Werth, ohne ein wirkliches Ziel find, und nur der Geiſtesübung und ber 
Raufluft der Parteien bienen. Insbeſondere läuft der dritte Stand mehr als alle 
andern Gefahr, in doftrinäre Beſchränktheit zu verfallen: denn feine zur Abſtrak⸗ 
tion binneigende Natur geräth leicht auf ſolche Abwege, und vie moderne Schul- 
Fr: giebt ihm eine Menge von voftrinären Regeln mit, über die er nur ſchwer 

wird. 

In den Minifterien macht fih der Doktrinarismus noch weniger breit. 
Faſt nur in Paris tft einige Male feit der Revolution der principielle Charakter 
ver Regierungspolitit in das boltrinäre Ertrem ausgeartei. In den meiften Staaten 
des Kontinents find die principiellen Minifter noch viel zu jelten, als daß viel von 
ihrer. Karrikatur, von boftrinären Miniftern zu beforgen wäre. Die Gefahr, daß 
bloße Gefhäftsroutine und daß die Büreaukratie bis da hinauf reichen, ift zur 
Stunde noch größer, als die des Doktrinarismus. Aber mit dem erhöhten politi- 
hen Bewußtfein,-oder anders ausgedrückt, mit ver Wiffenfchaft des Staats wird 
aud das Bedürfniß nach principiellen Staatsmännern fteigen, und dann bie letztere 
Gefahr wie der Schatten dem Lichte nachzichen. 

Nirgends aber hat ver Doktrinarismus zähere Wurzeln geſchlagen und nir- 
gends auch tft er mehr in die Breite gewachſen, als felt Jahrhunderten in ber 
Rehtspflege; und nicht blos auf dem Kontinent, mo derſelbe vie alten Gefege 
ber römifchen Kaifer wie eine fortwirfende Autorität verehrte und darnach bie 
neuen Zuftände bemaß, fondern nicht minder in England, wo bie Jurtöprudenz 
fh in ihrem eigenen nationalen Formalismus verfing. Seit einem halben Iahr- 
hundert aber zeigen ſich überall — und früher noch diesſeits als jenfeitd des 
Baflers — zahlreiche und deutliche Spuren, daß auch die Rechtswiſſenſchaft und 
die Rechtspraxis in der Genefung von dieſem Doktrinarismus begriffen fei. Die 
Juriſten fangen an, fih von der Autorität veralterer Doltrinen zu emancipiren, 
ohne auf der andern Geite in ven entgegengefegten Fehler neuer willfürlicher 
Doltrinen zu verfallen; vie Geſetzeswerke der neuern Zeit geben dem heutigen 
Rechtsgefühl einen bewußten und gemeinverftännlichen Ausorud und die Reformen 
ver Rechtspflege bringen viefelbe dem Rechtsleben des Volles näher. 

Am wenigften bebenklich ift ver Doltrinartsmus der politifchen Preffe, 
meihe wie der Chor in der antiken Tragödie nicht direkt hanbelnd eingreift, ſon⸗ 
tern die Handlungen und das Schidfal der öffentlichen Gewalten und des Volkes 
mit innerem Interefie begleitet, und bald Lehren empfängt, bald Lehren giebt. 
Bird fie gar zu boftrinär, fo wird fie langweilig und verliert fle an Einfluß. 
Einigen Doltrinarismus aber verzeiht man ihr billig, wie man dem Prediger 
einiges Pathos, dem Advokaten einige Bosheit und dem Birtuofen einigen Char⸗ 
latanismus nachfieht. Blunsiänt. 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staate⸗Wörterbuch. III. 11 
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(Domanium, domaine, demesne) nennt man im Allgemeinen alles Gigenthum, 
bad der Staat mit mwefentlich gleichem Rechte und zu gleichen Zweden wie Privat- 
leute, d. 5. zum Zwede des Erwerbs befigt; im engeren und allgemeiner üblichen 
Sinne nur den werbenden Grundbeſitz des Staats. Wir fchließen alſo da⸗ 
von aus: 

1) das Gebrauchövermögen des Staats, deſſen finanzieller Ertrag nur zu- 
ällig ift; 

2 das mwerbende bewegliche Vermögen des Stants. Ein folder Befig, heut⸗ 
zutage ohnedies eine große Seltenheit, folgt ganz andern Gefegen als das 
eigentlihe Domanium; ° 

3) die dem Staate als folhem vorbehaltenen Nutungsrechte, die Regalien, 
obgleih fle in vielen Ländern ven Domänen rechtlich gleich ftehen und in Deutfch- 
land mit ihnen faft viefelbe Geſchichte haben; 

4) die nicht regalen Staatögewerbe, infoweit fie nicht — wie Brermereien 
und vergl. — zur Ausbeutung feines Grunpbefiges dienen; 

5) die Öffentlichen, dem gemeinen Gebrauche überlaflenen Saden, hinſichtlich 
deren dem Staat als ſolchem ein Auffihtsreht und gewiſſe polizeiliche Pflichten 
zukommen. Gleichgültig ift e8 für unfern Zwed, vaß einige Gefetgebungen (mie 
der Code) bier von einem domaine public, andere (wie das preuß. Landredit) 
von einem gemeinen Staatseigenthum reden. 
| I. Die Geſchichte ver Domänen iſt von großer ökonomiſcher und politi- 

cher Bedeutung. In wirtbfchaftlicher Hinficht Iehrt fie, wie das Grundeigenthum 
fid) dem beweglichen Vermögen nähert, je intenfiver feine Bewirtbichaftung wird. 
Auf die uranfängliche Gütergemeinichaft folgt vie Periode des vormwiegenden Stants- 
und Korporationenbefiges, endlich die Zeit des freien Privateigentbums, die Ver⸗ 
minderung ber Domänen, die der todten Hand ungünftige Gefeßgebung. Die 
Theilnahme des Staats am wirtbfchaftlichen Leben wird je vieljeitiger deſto in- 
birefter. Während er fonft ven größern Theil des Landes felbft beſaß und ſich 
um den übrigen Grunpbefig wenig kümmerte, umfaßt jest feine polizeiliche Thä⸗ 
tigteit die gefammte Landwirthſchaft des Volks; aber fein eigner Grundbeſitz wird 
immer geringer, und felbft zu benjenigen Landgütern, die er noch zu eigen behält, 
tritt er in immer fernere Beziehung. Der Selbftverwaltung folgt die Verpachtung 
auf immer längere Perioden, wo nicht gar die Erbpacht die Domänen faft ganz 
in den freien Verkehr bringt. Politiſch iſt es merfwärbig, wie der Staat aus 
einer unklaren Mifchung von öffentlihen und Privatrechten ganz auf den Boden 
bes Öffentlihen Rechts binübertritt. So lange die Regierung faſt nur die Erhal⸗ 
tungsfoften des Hofes beftreitet, beruhen auch ihre Einkünfte vorwiegend auf ihrem 
Privatvermögen. Sobald die Zwede und die Ausgaben der Stantögewalt ſich er- 
weitern, bildet fi) der Gedanke von ver Beitragspfliht der Bürger: ben Bffent- 
lihen Yusgaben treten vie Öffentlichen Einkünfte, die Steuern, gegenüber. Die 
Domänen, Anfangs Eigentum des Regenten und nur mit einigen öffentlichen 
Ausgaben belaftet, erhalten eine mehr öffentliche Natur, innem fie unveräußerlich 
werben, bis endlich die neuefte Gefeßgebung fie für Staatseigenthum erklärt. Auf 
dem Domänenbefig erwächſt das erbliche Königthum der Aderbauftanten; je aus- 
gebehnter verfelbe, deſto unumfchränfter die monardifche Gewalt, deſto ſchroffer 
ihr fisfalifher Charakter. Mit feiner Verringerung beginnt der Antheil ver Stände 
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am Regiment, Anfangs befchräntt auf einen beftimmt ausgeſchiedenen Theil der 
Verwaltung, allmählig fich ausbreitend über ihr ganzes Gebiet. Alle Territorien, 
mo noch in neuerer Zeit das Privatgut des Fürſten eine Überwiegende Rolle 
pielt, tragen im Wefentlichen ven Charakter großer Standesherrichaften. 

Bemerkenswerth iſt die Bedeutung der Domänen in den meiften revolutionären 
Bewegungen. Die fiegende Partei ftärkt fich entweber durch rechtswidrige Ver⸗ 
mehrung des Bffentlichen Eigenthums over umgelehrt fle verjchleubert es, um ben 
Eigennnh zahlreicher Privatleute für fih zu gewinnen. Schon Konftantin verherr- 
lihte feine Belehrung, indem er die Güter heionifcher Gemeinden der Kirche zu⸗ 
wies. Wie Edward IV. den Kampf der Rofen durch maflenhafte Konfisfationen 
und eben fo großartige Beräußerungen enbigte, ift befannt. Iene nüchternen, klar⸗ 
blidenden Fürſten, die als Grüner einer ftrafferen Staatsordnung gelten, ver- 
mehrten das Krongut in rüdfichtslofer Weiſe. So in Frantreih Philipp der Schöne 
und feine Nachfolger, fo Karl IV. in feinen lützelburgifchen Erblanden. An ven 
Namen des Wieverherftellers der ſchwediſchen Ordnung, Karl XI, knupft fid 
vie Erinnerung ausgevehnter Neunionen, wie in Spanien an Ferdinand und 
Jabelle. Die Reformation brachte den dentſchen Würften eine Vermehrung wie 
ihrer ftantlihen Macht fo ihres Kammerguts, während Heinrih VIII. die ſäku⸗ 
larifirten Kirchengüter zu jenen Landverkäufen benußte, die mit der Ummanblung 
ver engliihen Landwirthſchaft in Verbindung ftehen. Die englifhe Republik fuchte 
vie Rüdlehr des Königthums zu vereiteln, indem fie die Refte des Kronguts ver- 
äußerte; die franzöftihe bereicherte die Nationaldomäne durch Einziehung von 
geftlihen und Emigrantengütern, um fle fogleich wieder zu verfchleudern. Das 
Eintagslönigthurk von Weſtphalen wollte Boden gewinnen durch jene fpäter fo 
derhaͤngnißvoll geworbenen Domänenverfäufe. Wie endlich Dänemark den fieg- 
loſen Sieg über die Herzogthümer aud in biefer Sinfiht mißbraudt: wie es zu 
ven Domantaleinkünften des Geſammtſtaats 181/, Proc. beiträgt, um 60 Proc. 
zu empfangen; wie das Edikt vom 21. Juni 1856 den Berfauf Holftein - Tauen- 
burgifher Domänen widerrechtlich befiehlt: das iſt ein Schanbfled mehr in ver 
Geſchichte der Schleswig - Holftein’fhen Bewegung. — 

Die Domänen find der ältefte Theil des Finanzweſens. Wo vie Volkswirth⸗ 
ſchaft ansfchliehlih auf der Urpropuftion beruht, muß ber Staat der größte 
Grundbeſitzer fein; ehe der Finſt nicht durch Eroberungen einen ſolchen Befig 
erlangt hat, iſt ein erblihes Königthum unmöglich. Geloftenern find bei biefer 
Naturalwirthſchaft undenkbar; Naturalfteuern kommen faft nur ald Grundzins vor. 
Deber, und weil man ven Yürften als Stantshaupt noch nicht vom Grundherrn 
zu unterfcheiven weiß, gilt es für ein Zeichen perfönlicher Freiheit, nicht in den 
Stenerrollen zu ftehen. So bilden bie Domänenintraven faſt das ganze Staats- 
einlommen. Die griehifhen Freiſtaaten — troß der Allmacht ihres Staats, 
wrotz der großen Opfer, welche ihm bie reihen Bürger freiwillig brachten — find 
äber dieſe Borfielungen nicht binausgefommen. Nur Fremde und Sklaven wurden 
tireft beftenert; die TéeAn, die Einnahmen aus Domänen, Bergwerken und Zöllen, 
waren die beliebtefte und hauptfächlichfte Finanzquelle. Auch bei den Nömern 
war, troß ihres früh entwidelten Steuerwefend, der ager publicus weit ausge- 
tehnter als der ager privatus. Wälder und Weiden in ven eroberten Länbern 
gehörten ſämmtlich dem Stante, ver davon die einträglichen Weidegelder erhob. 
Das Übrige Stantsland, theils gegen eine Abgabe oftupirt, theils verpachtet, 
word in Italien dem Stante durch die Ariftofratie immer mehr entfrembet, bis 
endlich Diocletian, nach mehreren Reunionsverfuchen, das freie Eigenthum baran 

11 * 


164 Domänen. 


betätigte. In den Provinzen bagegen erhielten fid) reihe Stantsgüter und hier 
zeigt fi) das Gegentheil der oben gefchilverten Entwidlung. Unter den Kaijern 
ändert der Name Fiskus feinen Sinn; vie Staatsgüter werben nah und nad, 
ohne ein beftimmtes Geſetz, zu Taiferlihen Krongütern — eine Berwanblung, 
bie etwa unter Diocletian vollendet war. 

Das Reih Karls des Großen ift das Mufterbild patriarhalifher Domä- 
nenwirtbichaft. Das capitulare de villis giebt davon ein vortheilhaftes Bild. Das 
mächtige Domanium, eine Mifhung von Yamiliengätern verfchiedener Dynaftieen, _ 
römifhen Staatsgütern und neuen Erwerbungen, verwalteten nad gleichmäßigen 
Orunpfägen Beamte, die mit Ländereien over Noaturalien befolvet waren. Die 
Einkünfte wurben theils in Geld an ven Kaifer geſchickt, theils von dem Hofe 
auf feinen Wanderungen von Pfalz zu Pfalz felbft verzehrt. 

In England befaßen zwar fchon die angelfächfifhen Könige, wie alle Klan- 
fürften, ein ansgevehntes Domanlum. Aber erft unter den Normannen begann 
jene habjüchtige Verwaltung des Landes nad ven Grundfägen einer großen Do- 
mänenwirtbfchaft, welche in ver Gefchichte wohl nur in Mehemed All’8 ägyptiſcher 
Herrſchaft ihres Gleichen findet. Nicht nur erhielt ver Eroberer ein großes Gebiet 
als Krongut: das ganze Land galt als feine dominion; der Sag des englifchen 
- Redhts: „ver König ift der lord paramount“ flammt aus jener Zeit. In ven 
Domänen und im Lehensobereigenthbum hatte das neue Königthum feine Wurzel; 
die Gerichtsgewalt war nur Pertinenz der LXehensherrlichleit, die, Gerichtsverwal⸗ 
tung nur ein Theil des Finanzweiens. Die ganze Verwaltung lief auf Bereicherung 
des Schates hinaus, felbft vie Sheriffsämter wurden verpachtet; fein Mittel blieb 
unverfucht, die Güter des Adels in Domänen unter Berwaltung ver Landvögte 
zu verwandeln. Aehnliche Zuftände, nur dem Geiſte der Zeit gemäß milder, 
herrſchten in Deutichland in ven Tagen der allmäcdtigen Kriege» und Domänen- 
fammern, wo jener Fürſt von Deffau fich rühmen mochte, er babe ven adeligen 
Grundbeſitz feines Landes ausgelauft. Doch vie haushälteriſche Herrichaft ver 
Normannen dauerte nit lange. Schon König Johann beburfte einer außerordent⸗ 
lihen Revenue. Seitven ftieg die Macht des Parlaments mit dem ſinkenden Do- 
mänenertrag. Die Könige fühlten dies wohl; zahlreiche acts of resumption bezeu- 
gen es, Die legten Selbftherrfcher griffen enpli zu dem verzweifelten Palliativ- 
mittel, durch fortgefegte Domänenveräußerung die Steuerbewilligung zu umgeben. 
Doch blieb das Krongut immer mit der Föniglihen Würde verbunden und fiel 
nie an die Nachkommen ver geftürzten Königsfamilien. Seine legten Reſte, ver- 
mehrt durch irifche Konfisfationen, waren in folhem Maße Staatsgut, daß Das 
Parlament die Veräußerungen Wilhelms III. geradezu annullirte. Trotzdem, und 
troß des Statuts I Anne c. 7, welches vie Unveräußerlichteit des Kronguts be 
ftimmte, gingen die Verfchlenderungen weiter. So ift Großbritannien, feit Georg III. 
1760 bie Erbrevenuen der Krone mit einer Civilliſte vertaufchte, im Beſitz eines 
ſehr unbebdeutenden Domaniums, das aber unzweifelhaft reines Staatseigenthum ift. 

In Frankreich fand zwar tie feudale Anfiht: „ver König iſt der alleinige 
Grundeigenthümer“, oft von den Königen und noch von Ludwig XIV. behauptet, 
feinen Eingang in das Recht. Defto fefter hielten vie Könige an der Unveräußer: 
lichfeit der Domänen und ihrer ftaatlichen Eigenfchaft, gegenüber ven Ufurpationen 
ver Barone und den Unabhängigfeitögelüften apanagirter Prinzen. Hier am ftreng- 
ften ward die „Lehre von den Domänen” durchgeführt, vie um 1286 zuerft auf- 
tauchte, als Papſt Honorius IV. die ficilifden Domänen für unveräußerlih nad 
Art der Kirchengüter erklärte, Philipp der Lange brachte fie nach Frankreich. Schon 
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Karl der Schöne ſprach: „Zur Domäne gehört Alles, was je dazu gehört hat“, 
eine von allen fpäteren Röntgen, insbefonvere von Karl IX. berühmten ‘Do- 
mänmndelrete von Moulins (1566) beftätigte Marime. Ihr trat der Sat zur 
Seite: der König iſt unfählg, Privateigenthum zu erwerben und beſitzt das 
Domanium nur Fraft feiner Souveränetät. Als nun die Nation die Souveränetät 
und damit and) (Dekret vom 22. Nov. 1790) das Eigenthum ver ‘Domänen er- 
langte, fand fle noch einen beträchtlihen Theil verfelben vor, troß der fchlechten 
Wirthſchaft der Bourbonen. In demfelben Dekret warb das Domanium für ver- 
äußerlich erklärt; wie maßlos dies benutzt wurde, ift befannt. Auch nach ber 
Reftauration find die Domänen veräußerlihes domaine de 1l’dtat geblieben. 

Ein doppeltes Bild bietet Die deutſche Domänengefhichte: die Reichs⸗ 
güter und bie landesherrlichen Kammergüter. Während das Geheimniß von Karls 
te Großen Macht fein Schag war, während felbft die frommen Schenkungen 
feines Nachfolgers noch ein bebeutenves Krongut übrig Iteßen, wetteiferten bie 
folgenden Dynaftieen in Berfchleuverung ver Reichsdomänen. Schon vie fränti- 
(hen und ſchwäbiſchen Kaiſer hielten das Reichsgut von ihren Samilienbeftgungen 
geſondert: Verleihung und Berpfändung ver Reichsgüter ſchien ihnen das ficherfte 
Mittel, fih Anhang zu fchaffen. Die Sachſenkaiſer verſchenkten an Geiftliche, bie 
Hohenftaufen an Fürften. Wohl traten fle den Ufirrpationen der Fürften oft mit 
gewaffneter Band entgegen: jene blutigen Sachſenkriege Heinrichs IV. wurden 
beſonders um den Beſitz der niederdeutſchen Reichsdomänen geführt. Das hemmte 
nicht den Lauf der Dinge, Die Ohnmacht ver kaiſerlichen Gewalt fteht in Wechfel- 
wirfung mit ihrer finanziellen Schwäde. Es kam dahin, daß feine Kriegsräftung 
möglih war, Die nicht durch Reichslehen over =» Zölle bezahlt ward. Bor ver fai- 
jerlofen Zeit warb die Abnahme des Reichsguts noch nicht fo fühlbar: es war 
damals noch viel zu verfähenten da, und das Berlorne warb zum Theil wieder 
erſetzt durch das im 13. Jahrhundert fo Häufige Ausfterben abeliger Geſchlechter. 
Erſt feit die Lügelburger das Reichsgut zum Beften ihrer Erblande beraubten, 
war fein Untergang für immer entfchieven. Für immer. Denn das Berfprechen 
ver Kaiſer, heimfallende Lehen nicht wieder auszuthun, warb nicht gehalten; zur 
Einlffung von Reichspfandſchaften waren fie zu machtlos, bis viefelbe durch 
Karla V, Wahllapitulation (Art. 1 $. 9) auch rechtlich unmöglich gemacht warb. 

Auf den Trümmern der Reihspomänen erwudfen bie Kammergäter 
ver Sanvesherren. Ihre Beftandtheile waren: 1) Amtsiehen, vd. h. diejenigen 
Heihögüter, womit bie Herzoge und Grafen, als fie noch Neichsbeamte waren, 
m Beforgung ihres Amtes belieben wurben. Sie gingen fpäter — nad) ber 
Tendenz des Mittelalters, öffentliche Pflichten in Privatrecht zu verwandeln — 
mit der Erblichfeit des Amtes in den erblihen Beſitz ver Fürften über; 2) rechte 
Reichslehen, auf denen bie Berpflihtung zum gemeinen Lehendienſte rubte; 3) das 
allodiale Erbgut der fürftlichen Familie, fpäter faft überall in ven Reichslchens- 
nexus aufgenommen; 4) angefallene Reichspfandſchaften; 5) fäfularifirte Stifts- 
md Kirchengüter. Dies Kammergut beftritt die Landesausgaben; nur der Ausfall 
ward durch Steuern gebedt. Das Beftenerungsrecht der Fürften war durchaus 
fein unbefchränftes; reichsrechtlich erftredte e8 ſich nur auf die durch die Reichs— 
Naudfchaft gebotenen Ausgaben und die Unterhaltung von Feftungen und Garni- 
ſonen, nad) gemeinem Herfommen aud; auf die Prinzeffinnenfteuer. In den meiften 
lindern trat fogar der fürftlihen Kammerkaſſe eine Steuerfaffe unter Ber- 
waltung der Stände gegenüber (zuerft in Kurfachfen 1451). 

Nah und nad, befonders im 17. Jahrhundert, drang die franzöfifhe Lehre 
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von ber Unveräußerlichleit der Domänen in Deutfchland ein, vertheibigt von den 
römtfhen Iuriften. Die Folge waren zahlreiche Hausgefege, welche die freien 
fürftlihen Familiengüter in Fivellommiffe verwandelten. Im 18. Jahrhundert war 
die Unveräußerlichleit ver Domänen in den meiften Zerritorien anerlannt, wenn 
man auch mit Moſer behaupten muß, daß fle nie gemeinrechtlicher Grunpfag ge- 
worben. Fremd blieb dagegen ben meiften deutſchen Staaten die Lehre, das 
Kammergut fei reines Staatögut. Wo der Fürft einzelne Kammergüter als 
Chatoullgnt von den übrigen ausſchied, da that er es nur um fle der Kon- 
trole der Stände zu entziehen. Wirkliches Staatsgut waren nur bie Befigungen 
ver Reichsſtädte und die Tafelgüter geiftlicher Yürften, bei denen die Erblichkeit, 
alſo auch die Bermifhung von äffentlihem und Privatreht unmöglid war. Die 
Trennung von Kammer- und Steuerfaffen dauerte vielfach fort, wenn aud ber 
Fürſt oft über beide gleih unumfchränft gebot. Erft der neueren Öejeßgebung 
gelang es — auch bier nach Preußens Vorgang — ven flantlichen Gedanken in 
die Domänenwirthichaft einzuführen und an bie Stelle der fürftliden Kammer⸗ 
intraben eine Civillifte zu fegen. (S. d. Art. Civillifte.) . 

I. Nur aus diefer wirrenreichen Geſchichte des deutſchen Kammerguts ift es 
erflärlich, wie bei uns bie in England und Frankreich kaum aufgeworfene Frage: 
wem ftebt das Eigenthbum ver Domänen zu? die Urſache jo vielfachen 
Streites werben konnte. Ihre Beantwortung tft für den Fall eines Dynaſtie⸗ 
wechſels von großer praftifcher Wichtigkeit. ü 

Die Einen erklären die Domänen für Stantsgut, die Andern für Privatgut 
ber fürftlihen Familien. Dritte endlich weifen ihnen eine Mittelftellung an und 
fagen: die Domänen und nutzbaren Hoheitsrechte fommen dem Landesherrn allein 
zu; nur bat er ald Zwed (modus) die Verwendung für äffentliche Bedürfniſſe 
-anzuerfennen. Uns fcheint es unmöglih, ein gemeines Recht in viefem Punkte 
feftzuftellen. Nicht nur die neueren Geſetzgebungen gehen unendlich weit auseinander; 
auch die Gefchichte zeigt wenig Uebereinjlimmung in ven Territorialrechten oder 
fie führt auf Zuftände, fo grunbverjchieven von den unfrigen, daß man für bie 
Gegenwart gar Nichts daraus ſchließen Tann. So viel ift freilich nachweisbar, 
dag nirgendwo in Deutfchland dem Fürften von ber Landſchaft ein Staatsgut 
zur Beftreitung ver Regierung zugewiefen worben. Aber eben fo gewiß fieht vie 
goldene Bulle (Kap. 20 $. 1) die Domänen als Pertinenz der Lanveshohelt an; 
und bei einem Wechfel ver Dynaftie fielen die Kammergüter faft regelmäßig an 
ben neuen Landesherrn, nicht an die Nachlommen des verbrängten Haufes. Floſſen 
einerfeitö bie löblichen Erſparniſſe des Kammerguts in manchen Ländern in bie 
fürftlihe Chatoullkaſſe, fo trug andererſeits das Kammergut vie öffentlichen Aus⸗ 
gaben und warb nie zur Privat-, fondern zur öffentlichen Berlafienfchaft des 
Fürſten gefchlagen; auch bilvete bie höchſte Inftanz für Kammerſachen nicht der 
Fürſt privetim, fondern feine oberfte Landesbehörde, wie auch vie Vögte ber 
Kammergüter meift zugleich richterliche Beamte waren. 

Anderfeits ift zu erwägen: Scheint die Analogie der „zur Unterhaltung des 
Reichs und des römijchen Kaifers“ beftimmten Neichsgüter für vie öffentliche 
Natur des Kammerguts zu fprehen: fo darf man aud ven großen Unterfchieb 
nicht vergefien, daß das beutfche Neich Fein Erbreih war und eine Vereinigung 
des kaiſerlichen Familienguts mit den Reichspomänen fett den Saliern nicht flatt- 
fand. Hatten die Stände häufig ein Mitauffihts- oder Kontrolerecht über das 
Kammergut: fo bleibt erft nachzuweiſen, ob dies mit dem Eigenthum ber De- 
mänen im Zuſammenhang ſtand oder nur ven Zwed hatte, das Steuerbeiwilli- 
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gungsrecht der Stände nicht illuforifh zu machen. Wenn vie Stände häufig dem 
Fürften das veräußerte Rammergut mit Landeskräften wieder einlösten, fo finven 
fih eben fo häufig Reverfalten ver Fürften darüber, — ein Beweis, wie auch 
das eingelöste Rammergut no für fürftliches Eigen galt. WI man enplich 
vie öffentliche Natur des Kammergutes daraus ableiten, daß ein Theil davon 
Amtsiehen war, alfo dem Fürſten kraft feiner öffentlichen Eigenfchaft zukam: fo 
führt dad nur in ein neues Feld von Schwierigkeiten, in eine Zeit, wo man 
Staats- und Privatrecht gar nicht zu fcheiden wußte. Damals konnte Alles was 
ver fürftlichen Kaffe Vortheile brachte, fie eben fo gut auch Andern bringen; ber 
Beamte deckte die Kaſſenausfälle feines Bezirks aus feinem eigenen Vermögen 
und benngte eben fo leicht das äffentliche Vermögen zu feinen Privatzweden; das 
Acht und feine Ansorüde waren noch fo ſchwankend, daß man unter vicus 
publieus eben fo wohl eine Königliche Domäne als einen ganz fteuerfreien Ort 
verftehen konnte! Sehr wichtig iſt au, daß die Regalien, dieſe unzweifelhaften 
Hoheitsrechte, die Schickſale des Kammerguts theilten, zu ihm gerechnet und oft 
gerg auf privatrechtlichem Wege erworben wurden. Dies allein beweift, wie 
grunbverfchienen von den heutigen die damaligen Zuftände waren, und wie un⸗ 
abweisbar das Bedürfniß einer radikalen Neugeftaltung. 

Sicher fcheint, daß der Landesherr Eigenthümer ver Kammergliter war: ob 
aber als folder, alfo nad öffentlichem Nechte, oder kraft eines privatrechtlichen 
Titels? — dies läßt fih nur nah gründlichen “Detallunterfuhungen für jeden 
einzelnen Ball nachweiſen. Hierbei ift von befonberer Wichtigkeit, ob das Erbgut 
ver fürftfihen Familie in dem betr. Lande den Hauptbeftandtheil des Kammerguts 
biete. — Darum können wir au jenen von Dalberg in die Rheinbundsakte 
eingeführten Artikel 27 nicht ohne nähere Prüfung im Einzelnen billigen. Er 
lantet: Die meblatifirten Fürften „conserveront chacun comme propridt6 patri- 
moniale et privee tous les domaines sans exception* und geht von der Anſicht 
aus: mit dem Rechte der fürftliden Familien auf bie Tandesregierung fet 
ipso jure auch die Belaftung des Kammerguts mit Landesausgaben erlojchen. 
Diefer Meinung laufen aber die Vorgänge bei der Verbrängung anderer fürft- 
iiber Familien in der veutfchen Geſchichte ſchnurſtracks zuwider. — Die neuere 
Geſetzgebung Hat dieſe Schwierigkeiten eingefehen und, ohne auf Unterſcheidung 
ver Beftanvtheile des Kammerguts einzugehen, dem Streite durch bie befinitive 
Cflärung, wen das Eigenthum der Domänen zuftehe, ein Erbe gemacht. Dieſe 
Erklärung ift — Billigerweife und auch hiſtoriſch richtig — in den Meinen Terri⸗ 
torien fär die Fürſtenhäuſer günftiger ausgefallen als in den größeren Staaten. 
Eine Uebereinftimmung ift weder in ven Stants- noch in den Hausgeſetzen vor- 
handen. Darum follte man billig die eitle Mühe aufgeben, ein gemeines Recht 
zu fuhen, wo es nicht ft 

Preußen ward zuerft den veränderten Bedürfniſſen ver Zeit gerecht. Schon 
der große Kurfürſt ließ von den Einkünften aus Domänen und Rezalien eine 
tefte Summe für die Chatoulle abfegen, ohne Ausſcheidung ber betr. Güter. 
Daran ſchließt fih das Edikt Friedrich Wilhelms L vom 13. Auguft 1715, das 
den Umterfchied zwifhen Domänen und Chatoullgütern ganz aufhob und beide 
für unveräußerlich erflärte. Endlich beftimmte das Allg. &-R. Th. II Tit. 14 
3. 11, das befondere Eigenthum der Domänen oder Kammergüter ftehe dem 
Stante, ihre ausſchließliche Benutzung vem Oberhaupte zu. Dabei blieb es. Nur 
hat fih der 8. 16 deffelden Titels: „Domänengäter können nur infowelt an 
einen Privatbeſttzer gültig gelangen, als der Staat dagegen auf andere Art 
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ſchadlos gehalten wird“, als fehr vehnbar beiwiefen. Das Hausgeſetz vom 6. Nov. 
1809 und vie Berorbnung vom 9. März 1819 „erflärten” dies dahin: jede 
nicht ganz unentgeltliche Veräußerung zu dem Zwede, ven Domänenbauern freies 
Eigenthum zu verfhaffen, ift erlaubt, wenn fie eine entjprechende Bermehrung 
des Nationalwohlftandes bewirkt. Andere Verkäufe follen nur zur Tilgung von 
Staatd- und Domänenfhulden, Schenkungen nur zur Belohnung der Helden aus 
ven Wreiheitsfriegen gefchehen. Zum Erſatz dieſes Ausfalls werben heimfallende 
Lehen nicht wieder ausgethan. 

In Defterreich erklärte das bürgerliche Geſetzbuch Art. 287 die Domänen 
für Staatsvermögen. Doch find ihre BVerhältniffe in den einzelnen heilen ver 
Monarchie nit die gleichen. So unterfcheivet man in Ungarn zwifchen Kameral⸗ 
gätern und dem von ber Krone untrennbaren unveräußerlihen Krongute. 

Die übrigen größeren deutfhen Staaten laffen fih hinſichtlich ihrer 
Domänengefeggebung in zwei Gruppen fcheiven, wenn man fih an vie Sache 
hält und durch die große Verſchiedenheit ver Ausprüde fich nicht beirren läßt. 
Einige Berfaffungen haben ſämmtliche Domänen oder einen Theil dverfelben für 
Staatsgut erflärt, andere belafien fie als Patrimonial⸗Eigenthum des fürftlichen 
Haufes mit der Verpflichtung des alten Kammergutes, zu den Landesausgaben 
beizutragen. 

Staatsgut und ohne Konfens der Stände nicht veräußerlih find pie Do⸗ 
mänen in Bayern (Tit. TIL ver Berf.), K. Sachſen (Verf. 8. 16—20), Württem- 
berg (8. 103—108). Doch fteht dem Staatsgute in Sachſen das Fideikommiß 
des königl. Haufes, in Württemberg das Hofpomänenfammergnt gegenüber, Eigen- 
thum des fürftlihen Haufes und im Befige des jevesmaligen Regenten. In Sachfen 
bildet überdies einen Theil des Staatsgutes das (nit ausgeſchiedene) königl. Do⸗ 
mänengut. Für feine Nutzung, welche für die Dauer jeder Regierung ber Staats- 
faffe überwiefen wird, ift die Civillifte das Aequivalent. In Hannover erflärte 
das Verf.Geſetz vom 5. Sept. 1848 (8. 78 ff.) die Domänen für ein nur mit 
Konfens der Stände veräuferliches, von ver königl. Chatoullfaffe getrenntes Kron- 
gut. Die thatſächlichen Aenderungen bierin in Folge der Oftroyirungen vom 1. 
Auguft 1855 find noch nicht völlig durchgeführt. In Kurheſſen ift nad) Verf. 
8. 107 fi. das Domanium Staatsgut, bis auf weitere Verabredung mit den 
Agnaten, und darf ohne Konfens ver Stände fo wenig veräußert werben, als 
das, zwar ausgeſchiedene, doch von den Stantsbehörben verwaltete Furfürftliche 
Fideikommißgut. In Oldenburg fcheivet $. 208 der Verf. Stants- und Krongut, 
ebenfo in Sachſen-Koburg-Gotha der Bertrag vom 1. Mär; 1855 Staatsgut 
und bherzogliches Domänengut. In Naffau erklärte zwar die Verordnung vom 25. 
Nov. 1851 die Domänen für Staatseigenthum; vie thatfählihen Zuſtände bes 
Augenblids entfprehen dem aber durchaus nicht. 

Patrimonialgüter des fürftlihen Haufes mit der oben angegebenen Ber: 
pflihtung find die Domänen beifpielöweife in Baden (Verf. $. 59), Braunfchweig 
(8. 61 ff.), Weimar (nad der landesherrl. Bropofition vom I. 1856), Großh. 
Heſſen (Verf. 8. 6, 7). In letzterem Lande iſt jedoch ein “Drittheil ver Domänen 
an den Staat abzugeben und wirb mittelft allmähligen Verkaufs zur Schulden⸗ 
tügung verwendet. 

a8 das Verhältnig der Agnaten des Lanvesherrn zu den Domänen be: 
trifft, fo fteht ihnen, wo die Domänen Staatsgut find, ein Miteigentbum baren 
fo wenig zu wie an ven übrigen Pertinenzen ver Lanveshoheit. Sie haben aljo 
fein Einſpruchsrecht felbft gegen Schmälerungen der Subftanz der Domänen; benn 
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bie Regterungsfolge ift feine finguläre Privat-, fondern eine univerſelle Staats⸗ 
ſueceſſiin. Wo das Domanium als Patrimonialgut des fürftlihen Haufes gilt, 
da entſcheiden vie Beftimmungen ver Dausgefege über die Rechte der Agnaten. 

IM. Die Domänen genießen faft überall jura fisci, insbefondere die fis- 
taliihe Berjährungsfrift, wo nicht gar (wie im preuß. Landr. 1. c. $. 36 f.) die 
Berjährung gegen die Domänen gänzlich ausgefchloflen ift. Die Steuerfreibeit 
der Domänen ift, wo fie Patrimonialgut find, nach venfelben Grunpjägen zu 
beurtheilen wie die des ritterjchaftlihen Grundbeſitzes. Wo das Domanlum 
Staatsgut if, da foll feine Steuerfreiheit nur unnöthige Weitläufigkeiten im 
Finanzweſen verhindern. Doch ift eine Abſchätzung feiner Steuerfähigleit, der 
Gemeindelaften wegen, winfchenswerth. Auch follten gewerblihe Anftalten auf 
ven Domänen unbedingt befteuert werben, 3. B. Brennereten. Denn da bei ihnen 
ter Stenerfag die Produftionskoften der Fabrilate in einem beftimmten Verhält⸗ 
niffe erhöht, fo liegt in der Freiheit von ſolchen Steuern eine unbillige Bevor- 
jugung. 
Endlich fei bier noch der Rechtsfrage gedacht: ob die von einem Ufur- 
pator ausgeführten Domänenverkäufe von dem zurückkehrenden legitimen 
därften annullirt werben dürfen? *). Die Trage hat für die Käufer ver weiland 
löniglich weſtphäliſchen Domänen eine verhängnißvolle Bedeutung gehabt. Bon 
ter Wiſſenſchaft tft fie ziemlich widerſpruchslos dahin entfchienen, daß in biefem 
Falle ganz dieſelben Beftimmungen gelten, welche jede Regierung binfichtlich ber 
mohlerworbenen Rechte ihrer Unterthanen befchränfen. Wenn vie Zwiſchenherrſchaft 
nicht blos eine vorübergehende Okkupation und die Veräußerung nicht der da—⸗ 
maligen Staatsverfaffung entgegen war, fo läßt fih gegen bie Rechtsgültigkeit 
des Verlaufs nichts einwenden. Selbft wenn eine eigentlihe Succeſſion in bie 
Herrfhaft des Ufurpators nicht ftattgefunden, verbleibt dem Käufer der Anſpruch 
anf Schu feines Rechts. Bietet doch das Civilrecht für gleiche Verhältniſſe vie 
exceptio rei venditz ac tradite. ‘Demgemäß haben auch alle nad Napoleon’s 
Sturz reftaurirten Fürften die von ihm und feinen Gefchöpfen vollzogenen Do— 
minenverfäufe anerkannt; felbft die Bourbonen (Art. 16 des Parifer Friedens 
von 1814). Daß die kurheſſiſche Regierung eine Ausnahme macht, entjpricht dem 
äigenthümlichen, nunmehr hiftorifch getworbenen Charakter des vortigen Regiments. 
ul hierüber 9. 4. Zachariä in der Zeitichr. f. Staatswifl. Jahrg. IX. Heft 

n. 2.) 

IV. Wir haben gejeben, wie in allen civilifirten europäiſchen Staaten das 
Domanium ſich beträchtlich verringert hat und jet, im Vergleich mit den Steiter- 
äinnahmen, ein fehr geringes Einkommen abwirft. Somit kann es nur als ein 
heiterer Anachronismus gelten, wenn Art. 109 der württembergifchen -Verfaffung 
beſtinmt: „Soweit der Ertrag des Kammerguts nicht zureicht, wird der Staats- 
bedarf durch Steuern beftritten."” — Es war daher erflärlih, daß die national- 
onomifche Wiffenfhaft die Frage aufmarf: ob der Staat nicht wohl thue, 
tie Domänen ganz zu veräußern? Die Antwort war in England und 
— eine faſt einſtimmig bejahende, während in Deutſchland die Stimmen 
getheilt find. 

Der ökonomiſche Geſichtspunkt ſoll zwar nicht ausſchließlich maßgebend ſein. 
Aber der Staat darf ſich der Einſicht in die oben erwähnte wirthſchaftliche Noth- 
wendigkeit nicht verfchließen, welche für den Grund und Boden das freie Privat- 





*) Bol. den Artitel „Regierung de facto“. 
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eigentbum fordert, ſobald die Bewirtbfchaftung intenflo geworden. Es kommt 
darauf an, zu erfennen, ob die Urprosuftion dieſe Stufe erreicht hat. Wo das 
Land in den Händen weniger großer Grundbeſitzer ſich befindet; wo jene primi- 
tive Dreifelderwirthfchaft herrſcht, die Fein ftreng gefondertes Privateigenthum, 
fondern lediglich fefte Wohnfige vorausfegt; wo ven Fähigkeiten und der Speku⸗ 
lation des Landwirths wenig Spielraum geboten ift; wo Mangel ift an gebilbe- 
ten und mohlhabenven Landwirthen; wo Pachtungen felten und nur auf kurze 
Zeiträume vorfommen — da iſt eim großer Domänenbefig ganz in der Ordnung. 
Eben deßhalb find die Forften auch auf unferer Kulturfiufe noch ein paffenves 
BefisthHum für den Staat. Die Forftwirthichaft bleibt an Jutenſität flets um 
ein Bedeutendes binter der Landwirthſchaft vefielben Volles zurüd. Große Grunt- 
ftüde, die bei vorgefchrittener Landwirthſchaft immer feltener werben, find für das 
Forſtweſen unentbehrlih. Die für den Bollswohlftand vortheilhaftefte Benutzung 
der Wälver ſetzt eine lange Umtriebszeit voraus, ift alfo für ven Privatbefiger 
wenig einträglih, während fie dem unfterblidden Staate leicht fällt. Aus dem⸗ 
jelben Grunde ift die Berpachtung für Yorften unanwenbbar, daher die Bewirth- 
Ihaftung durch Staatsbeamte ganz angemefien. Die den niederen Klaffen fo wohl: 
thätigen Walpfervituten werben von dem Staat weit leichter ertragen und groß: 
müthiger gewährt als von Privatbefigern. Alles dlonomifhe Gründe, die für Bei- 
behaltung der Staatsforften fprechen. Und in der That ift in ven meiften Staaten 
ein beventenver Theil des Waldbodens Staatsgut orer im Beſitze der topten Hand, 
ſelbſt in Frankreich (1834), troß feiner ſprichwörtlich gewordenen ſchlechten Wald⸗ 
wirthſchaft, 48 Proc. der Waldungen. (VBgl. Roſcher, ein nationalskonomiſches 
Hauptprincip der Forſtwiſſenſchaft, Leipzig 1854, beſonders Abſchn. III und IV, 
und den Artikel: Forſtwirthſchaft.) 

Unfere Landwirthſchaft dagegen iſt auf eine Stufe gelangt, wo bie per- 
ſönlichen Eigenfchaften des Landwirths von entſcheidender Bedeutung find. Da 
zeigt ſich natürlich bei den Domänen die anerlannte Wahrheit von der Unein- 
träglichfeit der Staatsgewerbe. Ein perfönlich nicht intereffirter Beamter wird 
wirthſchaftlich nie jo Viel leiften wie ein freier Eigenthiimer; ein Domänenpädter 
nur dann, wenn der Staat ihm fehr günftige, alfo ven Finanzen nachtheilige 
Bedingungen ftellt. Wahr Bleibt alfo Ab. Smith Ausſpruch, vie Domänen 
feien der Toftfpieligfte Theil des Staatseinkommens. 

Die wenigen öfonomifchen Bedenken, melde man gegen vie Beräußerung 
anführt, erledigen fich Leicht. Sagt man, die Domänen verſprechen gerabe jegt in 
der Zeit der ſteigenden Grundrente einen erhöhten Ertrag: fo ift eben fo richtig, 
daß die Grundrente der Privatbefigungen noch fchneller fteigt ald die der Kam⸗ 
mergüter. Und muß nicht das Uebergehen eines guten Theils von Grund une 
Boden in eine einträglichere Bewirthſchaftung von Vortheil fein für vie Volle: 
wirthichaft, und damit für das Steuereinlommen? — Die Meinung, der Do: 
mänenbefig beförbere ven Staatskredit, ift ganz, illuſoriſch, wie ſchon eine ober: 
flächliche Bergleihung zwiſchen England und Rußland lehren mag. Ein rechtlich 
und ökonomiſch fireng georpnetes Finanzweſen ift das befte Fauftpfand für vie 
Staatsgläubiger. 

Defto mehr Gewicht legt man auf die politifhen und polizeilichen 
Bedenken gegen die Veräußerung der Domänen. Man meint, die Erbmonardie, 
hervorgegangen aus dem Domänenbefige, müſſe auch in ihm ihre Hauptſtütze ber 
Volksvertretung gegenüber finden. Wäre dies Bedenken wirklich begründet: dann 
wäre e8 allerdings hohe Zeit, die Domänen fofort zu veräußern. Denn ein Rüd- 
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fell in die alte hausväterliche Herrfchaft fürftlicher Grundherren iſt das Troſt⸗ 
iofefte, was unfern Staaten gefchehen könnte. In ver That ift aber ein folder 
Rückfall heutzutage eben fo undenkbar, wie die Furcht vor einem zu weit gehen- 
ven Einfluß der Stände auf die Finanzen unbegründet. Da die Kammern nad) 
den meiften deutſchen Berfaflungen alle Ausgaben, welde auf privatredtlichen, 
bundes⸗ oder Iandesgefeglichen Verpflichtungen ruhen, nicht verweigern dürfen, fo 
beſchränkt fich ihr Bewilligungsrecht faft allein auf neue Steuern. Und viefen 
wird man, bei den fleigenden Preifen und Staatsbepürfniffen, auch troß des 
Domänenbefittes nicht entgehen. Wer die letten Bewegungsjahre erlebt hat, wird 
niht meinen, daß in den Fleinen beutfhen Staaten mit ihrem ausgedehnten 
Kammergut die Krone fefter ftehe. — Sehr ſchlagend klingt die Behauptung, bei 
großem Domänenbeftge fei die Steuerlaft Heiner, alſo ver Anlaß zur politifchen 
Unzufriedenheit geringer. Dahin gehört jene landläufige Vergleihung: „weil Bel- 
gien faum 4, Bayern dagegen 20 Proc. feiner Einkünfte aus Domänen bezieht, 
je iſt der belgiſche Bürger ungleich mehr belaſtet“ — eine jener Spielereien mit unver- 
Randenen Zahlen, an denen der furor statisticus unferer Tage fo reich iſt. In 
Wahrheit tft die abfolute Höhe der Steuerfummen ganz gleichgältig; die Steuerfähig- 
keit dee Bürger entfcheivet allein. Kaun nachgewiejen werben, daß das Domänen- 
einkommen hinter dem notoriichen Wachsthum des Bodenertrags wefentlich zurückge⸗ 
blieben ift (mie dies für Preußen v. Patow in feinem Berichte im Abgeorpneten- 
haufe — Seifton 1856/57 — nachgewiefen bat): fo ift bis zur Evidenz gezeigt, daß 
das Kammergut in Privathänven größern Ertrag bringen würde. So erlangt ber 
Staat durch den Domänenverlauf nicht nur die Vortheile, die aus einer zweckmäßi⸗ 
gen Berwendung des Erlöfes entipringen, ſondern aud die Möglichkeit höherer 
Steuern ohne vermehrten Steuerprud, Bei einem gebilveten Volle — und 
auf ein ſolches rechnet ver Fonftitutionelle Staat — wird eine Steuererhöhung unter 
dieſen Umſtänden fchwerlih Erbitterung erregen. Nur in Zeiten, wo die Steuern 
ſchon ſehr hoch find, ift eine Domänenveräußerung, welche feine fofortige Ver: 
minderung der Staatsausgaben mit fi bringt, allerdings nicht räthlih. — Werner 
widerfpricht es ber äffentlihen Natur des Staats und beeinträchtigt feine Unpar- 
telichleit, wenn er als Konkurrent von Privaten auftritt. Seine —* ſein in⸗ 
direkter Einfluß anf jede erdenkliche Thätigkeit der Privaten iſt ohnedies fo unge⸗ 
heuer gewachſen, daß man jedes virckte Eingreifen der Staatsgewalt in Privat⸗ 
verhältniffe nah Kräften vermeiden follte. Gegen Gemeinvegüter gelten folche 
Bedenken nicht; die Gemeinde fteht ihrer Natur nad ihren Gliedern viel näher 
und überdies forgt die Aufficht des Staats für ihre Unparteilichkeit. Raum zu 
erwähnen ift die manchmal gehörte Behauptung, es fei gut wenn der Staut ‘Do- 
mänen befige, um audgezeichnete Bürger für ihre Dienfte belohnen zu können. 
Für fo ungewöhnliche Fälle wird ein nicht ganz zerrüttetes Finanzweſen auch ohne 
Domänenbefig Rath wiſſen. 

Wichtiger find einige Bedenken ver Wirthfchaftspolizei. Die noth« 
wendige Erhaltung des Brennftoffs, ver Schug mancher Gebirgs- und Küften- 
gegenden vor der Macht der Elemente, die Benukung wüſten Bodens u. A. tritt 
zu den obigen Gründen Hinzu, um die Erhaltung der Staatsforften zu rechtfer- 
tigen. Zur. Hebung der Landwirthſchaft ift ver Beftg wenigftens einiger Rammer- 
gäter unerläßlich : bier ftellt man Verſuche mit neuen Erfindungen an, errichtet 
landwirthſchaftliche Schulen, züchtet koſtbare Viehraſſen u. f. w. — Sole Aus- 
nahmen ftoßen aber die Regel nicht um, daß ein ausgedehnter Grundbeſitz bes 
Staats zu finanziellen Zweden in hochkultivirten Ländern nicht gerechtfertigt if. 
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Nur Mangel an Hiftorifhen Sinn Tann die feit Jahrhunderten fortgefette Ber: 
minderung des Domaniums in faft ganz Europa für ein Werk permanenten Irr⸗ 
thums oder böfen Willens erklären. 

Damit ift nicht gefagt: ver Staat folle, wie weilend der Däne Dlaf, ven 
Erids aus dem Domänenverkauf zu feinen täglichen Bedürfniſſen verwen: 
den oder einer Stonomifchen Theorie zu Liebe feines Grunpbeflges in aller Eile 
fih entlevigen. Nur ein allmäliger Verlauf zu wahrhaft probuftiven Sweden, zur 
Schuldentilgung oder zur Errichtung gemeinnügiger Anftalten ift da zu empfehlen, 
wo aus den PVerfaufspreifen der Grundſtücke und ähnlichen Anzeihen klar hervor: 
geht, daß der Domänenertrag ein zu geringer if. Derartige Schulventilgungen 
befreien nicht nur den Staat von einer drückenden Berbinblichkeit, ſondern ver- 
ringern fogar meift direkt die Stantsausgaben: die Zinserfpämiß pflegt bedeutender 
zu fein als der Ausfall im Domänenetat. — Stätigleit und Gleihmäßigleit ift 
das erfle Gefeß für das Finanzwefen. Daher, und wegen ihrer geringen Einträg- 
lichkeit, find große einmalige Domänenverläufe nicht zu billigen. Nur in Zeiten 
höchſter Noth mögen fie das einzige Mittel fein zur Herftellung des Staatsfrebite. 
So die preußifhen Domänenverfäufe zur Zeit ber franzöſiſchen Invaflon : des 
politifchen Grundes ganz zu gejchweigen, daß ver Befig der großen Domänen 
die Habſucht Napoleons noch mehr gereizt haben würde. Die folgenven Jahre von 
1820—1840, wo bei einem trefflihen Zuftande der Yinanzen über 35,5 Mil. 
Rthlr. aus dem Erlös verlaufter Staatsgüter zur Schulventilgung verwendet wur- 
den, bieten — troß einzelner Bevenfen — ein Mufter produftiver Domänenver- 
fäufe. Ueber die große öſterreichiſche Finanzoperation, vie 1855 zur Veräußerung 
einer Mafle von Staatsgätern für circa 8O Dei. fl. führte, läßt ſich jekt noch 
fein Urtheil fällen. 

Wie wenig dem Geifte der Zeit angemeflen eine direkte Betheiligung des 
Staats an der Probuftion ift, lehrt ein Blid auf die vereinigten Staaten 
und Rußland. Nah ven Verträgen mit den Einzelftaaten aus ven Jahren 
1780—1802 und nad den Abtretungen ver Indianer, Frankreichs und Spaniens 
befigt die Union ein ungeheures Domanium (ſchon 1842, alfo vor der Erwerbung 
ber großen weftlihen Territorien, 1076 Mill. Acres) mit allen Beringungen einer 
. extenfiven Wirthſchaft. Trotzdem hat man nie an feine Verpachtung over gar 
Anminiftration gedacht; die Landverkäufe bilden einen großen, jährlich ſteigenden 
Einnahmepoften. Wenn dagegen in Rußland von den 275 Mil. Rubel jährlicher 
Einkünfte faft 206 Mil. aus dem Staatseigenthum und Monopolien fließen , fo 
deutet dies auf eine für Wefteuropa längſt vergangene Kulturftufe. 

V. Enpli geben wir nod) eine kurze Domänenftatiftil. Wir hüten uns 
aber, weit gehende Schlüffe daraus zu ziehen. Die Zahlen bieten wenig Anbaltsunftp 
zur Bergleihung; denn die Budgets verftehen unter Domänenintraben fehr ver: 
ſchiedene Dinge und befolgen bei Angabe bed Rob- und Reinertrags wenig gleid)- 
mäßige Grundſätze. Evident ift nur die geringe Bedeutung des Domaniums in 
den meiften Großſtaaten. Dagegen erfcheint das ausgedehnte, aber wenig einträg- 
Liche ruſſiſche Staatseigenthbum in falſchem Lichte in einer Tabelle, die nur das 
Eintommen berüdfihtigt. Das jährliche Einlommen aus Domänen und Forſten 
des Staats betrug in | 
Anhalt-Deflau-Köthen 1856/57 Thlr. 623,000 = faft 48 9/, des Staatseinfommens. 
Medienburg Schwerin 1855 Thlr. 11/, Mill.1 = 43,75 9), 


— — — — — 


1) Bon 542,763 Einwohnern lebten 1852 in den Domänen 206,986. 
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Schweden 1854/56 Rthlr. 4,962,800 2 = 34,5 %/, 
Aurefien 3 1846/48 Thlr. 519,000 = 26 %/, 

Hannover 1853/54 Thlr. 1,614,800 % = 20,17 9%, 

Bayern 1855/61 fl. 8,137,412 = 19,66 9), 

Baden 1856/57 fl. 2,271,924 = über 18 0/,° 

Bürttemderg 1855/58 fl. 2,147,460 = faft 17%, 

Rußland (nach Reden) Silb.-Rub. 37,55 Mill.5 = 13,6 9%, 
Sereinigte Staaten (Landverkäufe) 1855/56 Do. 8,917,6546 = 12%), 
Danemark 1856/58 Thlr. R.-M. 1,699 Mill. = faft 12%, 
Preußen 1856 Thlr. 8,446,586 7 = 10,1 %/,8 

Griechenland 1856 Dradm. 1,782,8739 taum 10%), 

%. Sachen 1855/57 Thir. 971,040 = 9,5 9%, | 
Schweiz (Bundesbudget) 1857 Fr. 224,136 10 = wenig über 8%), 
Portugal 1856/57 Neis 630,753,269 11 = etwad über 5 9%, 
Belgien 1856 Fr. 5,13 Mill. 1? = faum 49%), 

granfreih 1856 Fr. 40,788,33213 — 2,5 %/, 4 

Rieterlande 1856 niederl. fl. 1,307,699 = 1,8%), 

Defterreih 1854/55 -fl. €.-M. 3,620,944 = 1,5%, 

Rorwegen 1854/57 Sper.-Thlr. 52,400 15 = 1,5%, 
Großbritannien 1855,56 Pf. St. 281,561 = 0,4 0%, 

VI Ein Eingehen in techniſche Details liegt nicht in unferer Abficht; daher 
voheänfen wir uns binfichtlih der Bermwaltung der Domänen auf eine kurze 
eberfiht. 

Die höchſfte Domänenbehörde bilvete im Mittelalter der Fürſt mit feinem 
dicedom. Friedrich II. gründete zuerft für feine italienifhen Lande ein Landes- 
toßegium mit Näthen. Ein ähnliches Beiſpiel ift von Philipp dem Kühnen von 
Flandern 1385 überliefert. Als Kaifer Mar (1501) in Wien feine Hoflammer 
erritete, wurden folche Tollegiale Oberbehörven in Deutſchland allgemein und bie 
Grundlage des nach ihnen benannten Finanzweſens. Gleichzeitig erhielt unter 
drang L die franzöſiſche Verwaltung eine der modernen ähnliche Geftalt. Bezeich- 
xend genug nahm diefe Umwandlung vie ſtädtiſchen Kämmereilaſſen zu ihrem 


2) Dies ift die Einnahme aus dem gefammten Staatövermögen. 

7) 30,3 0), des Bodens ift unmittelbare Staatdeigenthum. 

Dies find nur die Ueberſchüſſe aus den Amtätaften. Die Einnahme aud dem gefammnten 
Staatevermögen berechnet Lehzen auf 35,2 9/, 

°) Diefe Ziffer enthält im Wefentlichen nur ten Chrof der Kron⸗ und Apanagebauern. 

n 6) Diefen Ertrag hofft man fo zu fleigern, daß die Zölle von 64 auf 48-50 MN. ſinken 
önnen. 
) Mit Einfchlup der Krondotation und des Erlöjes aus Domänenverfäufen. 

5, Die gefammte Rein-Einnahme zu 83,6 Mill. angenommen. Der Domänenertrag der Lan⸗ 
delibeile iſt ſeht verfchicden: am geringften in Rheinland und Weftphalen, am bedeutendften in 
ten Regierungöbezirfen Magdeburg, Gumbinnen und Frankfurt. 

9 Ohne die Domänenverkäufe, mit denen man in legter Zeit fehr leichtfinnig umging, nur 
1479 225 Dradını. 

20 Mit Einſchluß des Ertrags der Bundeskapitalicn. 

11) Die Ziffer iſt zu hoch, fie umfaßt noch mehrere andere Poſten. 

2 Mit Einfluß der Wegzölle. 

3) Ohne das Ginfommen aus dem Verkauf von Etaatewaldungen. 

Legoyt rechnet freilich für 18650 6,4 %, (221 Mil. Fr.), ieine Berechnung umfaßt aber 
ſammtliche Staatsgewerbe, Eifenbahnen x. 
ı) Mit Einfhtuß des Zehenten. 
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Borbilde, wie ja das ganze neue Staatsweſen vorwiegend auf den Stäbten ruht. 
Heute bildet die Domänenverwaltung gewöhnlich eine Abtheilung des Finanzmini⸗ 
fteriums, wo nit wie in Rußland ein beſonderes Miniftertum, ober wie in 
Großbritannien eine unabhängige Behörde dafür befteht. 

Die Benugung der Domänen ift auf vreierlei Weife möglih: durch Selbft- 
verwaltung, durch Verpachtung, durch Verkanf. So folgen die Benugungsweifen 
biftorifh auf einander und weifen wiederum auf das Geſetz des Strebens nach dem 
freien Privateigenthum bin. 

Die Selbftverwaltung verfteht fi überall von felbft, wo Pachtungen ber 
Landwirthſchaft noch unbelannt find. (Ueber die Verwaltung der Staatsforften f. d. 
Art. Forftwirtbfchaft.) Ihr Hauptnangel, pie Unficherheit der Einkünfte, wird bei herr- 
ſchender Naturalwirthichaft leichter getragen. Der Hof oder die Bewohner ver Billa 
verzehren die Produkte felbft. Auch die geringe Sorgfalt des Beamten fehavet der 
funftlofen Wirthſchaft wenig. Von feiner Unredlichkeit ift eher die — leicht zu ver- 
bindernde — Berwandlung des Amtgutes in Eigenthum, als eine Unterfchlagung 
ber Einkünfte zu fürchten. Je verwidelter die Wirthfchaft, deſto nachtheiliger wird 
die Apminiftration, je ausgebreiteter das Geldweſen, defto fühlbarer die Unregel- 
mäßigfeit der Einkünfte; je nothwendiger ein großes Betrieböfapital, deſto koſt⸗ 
Ipieliger die Berwaltuug. Nah Malchus verfhlang fie zu Anfang dieſes Iahrhun- 
derts in Deutjchland oft ein Biertel des Ertrags. Beſonders ſchlimm find tie fort- 
währenven Anfragen bei den Oberbehörden, vie oft ten beften Zeitpunkt für 
wirtbfchaftlihe Operationen verfäumen laffen und nur dann befeitigt werben fün- 
nen, wenn man ber Beamtenwillfür freien Spielraum laſſen will. Dieß warb aud 
bald eingefehen. Als es nad dem weftphälifchen Frieden galt, die zerrüttete Volks— 
wirthſchaft zu heben, ward in Deutſchland vielfach die Verpachtung eingeführt, vie 
vorher nur fehr vereinzelt vorfam. Aber erft das organifatorifche Genie Friedrich 
Wilhelms I. bafirte fie auf fefte wirthſchaftliche Grundſätze. — Heute ift die Ad⸗ 
miniftration nur noch ausnahmsweise zuläffig:: bei öfonomifchen Mufterwirtbfchaften, 
bei Gütern, deren Ertrag nur in baren Oefällen befteht, oder folchen, die zu ihrer 
Herftellung großer Rapitalien bedürfen, over folden, deren Einkünfte für den Haus- 
balt des benachbarten Hofftants verwendet werben u. ſ. w. 

Eine Mittelftufe zwiſchen Apminiftration und Pacht nimmt die fogenannte 
Gewährsapminiftration ein, eine Erfindung des großen Churfürften. Hier 
zahlt der Pächter eine fefte jährliche unerläßliche Summe; vom Ueberſchuß erhält 
er einen Antheil, Ueber dieſe Nugungsweife liegen wenig Erfahrungen vor. Sicher 
ift fie, wenn einträglic für den Staat, fo nachtheilig für den Pächter, daß fich 
bald keine Bewerber- mehr finden werben. 

Ehe man zur reinen Pacht üÜberging, fette man oft, wie es Sully that, 
Intendanten über die Pächter ober (fo in einigen Theilen Preußens noch bis in 
dieſes Jahrhundert) über eine Anzahl Domänen, welche theils verwaltet, theils 
verpachtet waren, Dies Berfahren bietet alle Nachtheile der Selbftverwaltung und 
bat fi nur unter ven eigenthümlichen Berhältniffen Südpreußens nach der Thei— 
lung Polens bewährt. Es galt vamals, die neu erworbenen Örundftüde fennen zu 
lernen und bie zahlreichen polnifhen Bächter zu fchonen, für die man beim Man- 
gel intelligenter Landwirthe keinen Erfag finden konnte. 

Die Berpahtung gefhieht Anfangs an Beamte, fpäter an Privaten, 
denen einige amtliche, beſonders polizeiliche Pflichten auferlegt werben, endlich an 
ganz felbftftänpige Landwirthe. Während fie in England ſchon früh eingeführt 
warb und fchon unter Heinrich I. fogar Pachtraten in Geld vorkommen, fielen Die 
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eten Berfuche in Deutfchland (im 16. Jahrhundert) jehr kläglich aus. In ver 
That, wo die Pächter jährlich wechſeln, da hat das alte deutſche Sprichwort feine 
Icltung: „Wer feinen Gütern gram ift, mag fie nur verpachten.” Je verwidelter ber 
detrieb, deſto länger natürlich die Pachtperioven. Heutzutage ift Verpachtung das 
Gewöhnliche. Als leitender Grunpfag muß gelten, die Bachtverhältniffe der Domänen 
möglihft mit denen der Privatgüter auf Eine Stufe zu ftellen, welche ja das wirthichaft- 
ige Bedürfniß hervorgerufen bat. Daher verweifen wir auf die Artikel Landwirth⸗ 
haft und Landgüter. — Nicht leicht ift es, zuverläffige Männer für ven Pacht zu 
finden, und fi) nicht durch die glänzenden Angebote von Schwinplern täufchen zu 
laſſen. Aus Furcht biervor gab man — früher gewiß mit gutem Grunde — der 
Berpachtung unter der Hand den Vorzug oder beichränfte bie Konkurrenz bei ber 
Berpadhtung an den Meiftbietenden. Gegenwärtig, bei ver geftiegenen Bildung und 
Rechtlichkeit des Landvolks, follte man der Mitbewerbung einen freiern Spielraum 
laſſen. (Vgl. v. Patow in dem angeführten Berichte.) — Remiffionen für ven Fall 
mverichuldeter Noth dürfen fih nur auf das an Saat und Wirthſchaftsnothdurft 
Fehlende erftreden, find aber eben fo unentbehrlid wie die Verpflichtung bes Päch⸗ 
terö zu einigen Meliorationen. — Die Berpachtung der Domänen ganzer Diftrifte 
on einen Einzelnen oder an eine Geſellſchaft ift durchaus verwerflih, wie bie 
Ansfaugung der römischen und franzöfiihen Provinzen durch ihre General- 
yächter zur Genüge gezeigt hat. Auch politifch iſt es unangemeſſen, Einzelnen 
eine fo ungeheure Gewalt einzuräumen, Die Allgemeinheit ver Generalpachtungen 
in ven griechiichen Republiken, felbft in ihrer Blüthezeit, hängt zufammen mit 
ter Gleichgültigkeit des hellenifchen Staats gegen wirtbichaftlihe Dinge und mit 
feiner Scheu vor Anftellung beſoldeter Beamten. 

Noch mehr als die Zeitpacht nähert fih dem Verkaufe vie Erbpadt. An- 
gefeindet einft von den römischen Suriften Deutſchlands, die darin einen Verftoß 
gegen die Unveräußerlichkeit ver Domänen fahen, nicht minder angegriffen von dem 
Hafle des Radikalismus gegen jede fogenannte erbliche „Belaftung” des Bodens, 
Bietet fie einem aufblühenden Bauernftande große Vortheile. Bon dem aufgellärten 
Despotismus ward fle häufig angewendet und mit dem Abbau ber Domänen ver- 
bunden. Das entfprad den Ideen jener Zeit, denen vie Vermehrung der Bevölke⸗ 
rung als ficherftes Mittel galt zur Erhöhung ver Steuer und Wehrkraft des Lan⸗ 
bed. Nationaldlonomifch ift fie fehr vortheilhaft: wer für feine Nachkommen forgt, 
wird natärlic noch eifriger für fein Grundftüd wirken als ein Zeitpächter. Nur 
muß die Sefeßgebung darüber wachen, daß der Erbpächter durch Unglüdsfälle nicht 
allzuhart getroffen wird. Zerftüdelung ift ihm nicht geftattet, alfo kann er felbft bei ge⸗ 
ringem Schaden leicht um ven Hof und das Erbbeſtandsgeld zugleich fonımen. Der 
Staat zieht aus ver guten Wirthichaft des Erbpächters nur geringen Vortheil: denn 
eine häufige Revifion des Kanons tft nicht thunlich. Daher ift von ver Vererbpach⸗ 
tung zum Verkauf nur ein Schritt. — Die Erbenzinsverleihung bietet faft 
alle Nachtheile des Verkaufs ohne feine Vorzüge. Der geringfügige Erbenzins ift 
nur eine Anerkennung bes Obereigenthbums, nicht eine Vergeltung ver Nutung. 
Sie ift alfo nur in fehr feltenen Fällen zu empfehlen, etwa für Heine Güter 
auf unbenugtem Boden und zur Hebung eines verarmten Bauernſtandes. 

Ueber den Verkauf verweilen wir auf das unter IV Gefagte. Als Regel 
gilt: diejenigen Domänen find zuerft zu veräußern, bei venen fih das Mißver- 
hãltniß zwifhen Staats⸗ und Privatwirtbfehaft am meiften fühlbar macht, alfo 
zuerft in ven Lanvestheilen, wo die Landwirthſchaft am meiften vorgefchritten ift. 
Schr nüglich ift meift vie Zerfchlagung ver Domänen vor dem Berfauf, außer 
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in Gegenden, wo bie Zerftüdelung des bäuerlichen Befiges ſchon allzuweit gediehen 
if. Auch den minder Bemittelten follte man die Koufurrenz möglid machen, in- 
dem man eine ratenweife Zahlung des Kaufſchillings geftattet. Kleine ifolirte, wenig 
einträgliche Parcellen find zu veräußern, aud wenn man ven Domänenbefig ala 
Regel fefthält. Bor dem Ausbieten allzuvieler Grunpftüde auf einmal warnt vie 
Geſchichte der franzöfiihen Domänenverkäufe. — 

Literatur. Im Allgemeinen vgl. die Andeutungen in Rofcher’s Grunpriß 
der Staatswirtbichaft pag. 103—106, denen wir in vielen Punkten gefolgt find. 
Ferner Roöll, de domanio. (Amsterd. 1831.) Boſſe in Erf und Grubers 
Enchklopäbie. 8. v. Domänen. Rotted im Staatslerilon s. v. Domänen. Du- 
cange s. v. domanium. — Geſchichte der Domänen außer einzelnen Bemerkungen 
in den vechtögejchichtlichen Werken von Eihhorn, Waitz, Schäffner, ven 
biftorijhen von Boeckh, Hegewiſch, Sinclair, ven ftatiftiihen von Sprin- 
ger, Lehzen u. U. für Deutfhlann: Hällmann, deutſche Finanzgeſch. im 
M. A. (Berlin 1805). Derfelbe, Gefch. ver Domänenbenugung in Deutſchl. (Frankf. 
1807). Für Frankreich: Merlin, r&pertoire de jurisprudence es. v. domaine und 
liste civile. Legoyt in Guillaumin-Cocquelin, dictionnaire d’&conomie poli- 
tique. s. v. domaine. Für England: Gneift, das heutige englifche Verfaſſungs⸗ 
und Verwaltungsrecht. Bd. I passim. — Ueber die Rechtsverhältniſſe des deutſchen 
Kammerguts giebt Zahariä, deutſches Staatsrecht II. 400 ff. ven Literaturnach⸗ 
weis. — Oekonomiſche Bedeutung und Berwaltung d. D. außer ten befannten Wer- 
fen von Smith, Rau, Mobl, Log u. 4: Malchus, Politik der innern 
Staatsverwaltung. Derfelbe, Organifation ver Behörden. Schreber, Abhand- 
lung von Kammergütern und Einkünften, 1754. Nicolai, Verwaltung des Demä- 
nenwerens in Preußen. 2 Thle 1802. Strelin, Revifion ver Lehre von Auf: 
lagen und Domänen. 1821. Seutter, über vie Verwaltung der Staatspomänen, 
Flotow, Fertigung der Ertragsanfchläge über Domänen. Thl. 1. u. 2. 1820/22. 

v. Treitfchke. 


Durfgemeinde, |. Landgemeinde. 


Dritter Stand. 


Der Sprachgebrauch des „pritten Standes“ (tiers Etat) it bekannter Maßen 
von Frankreich auf Deutfchland übergegangen. Urſprünglich I) wurbe die Vertretung 
ver franzöſiſchen Städte auf ven Generalſtänden des Königreichs, ober aud tie 
vertretene Bürgerjchaft dieſer Städte felbft jo genannt, im ©egenfage zu den beiven 
erften bevorzugten Stänven des Klerus und des Adels, Die Gefchichte des dritten 
Stanbes fällt demnach mit der Gefchichte des franzöfifchen Bürgerſtandes (vergl. 
„Bürgerſtand“) zufanmen. Der Bürgerftand war eben der dritte Stand, er galt 
zugleich als der „gemeine” (Regel)ſtand, Über ven fich die geiftliche und weltliche 
Ariftofratie emporhob. Die untern Klaffen, auch tie bäuerlihe von ven Grunt- 
herrn abhängige Bevölkerung, kamen nur als Gegenſtand ver Beherrihung und 
Ausbeutung in Betracht. Sie hatten keine politifchen und daher aud keine ftän- 
difchen Rechte. Wiederholt hatte ver dritte Stand auch auf die politifhe Entwid- 


’) Die Bezeichnung »gens de liers el commun dlat« kommt nach Thierry oft vor in 
den Urkunden des 15. Subehunderts, 
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ang von Frankreich einen großen Einfluß gelibt, von jeher im Gegenfage zu ver 
mittelalterlichen LTehensverfaflung und daher oft in offenem Kampfe mit bem Adel. 
Er half ven Königen in ihrem Beftreben, ven modernen Einheitsflaat zu verwirk⸗ 
lichen. So oft er aber leidenfchaftlich gereizt war, zeigte er eine demokratiſch⸗repu⸗ 
blilaniſche Gefinnung. Seine unmittelbaren Organe hatte er theils in den General- 
Ränben, theils in ven Provinzialftännen. Nachhaltiger noch war ſeine inbirelte 
Birffamkeit, indem die richterlichen Magiftraturen und bie Finanzbeamtung größten” 
theils aus ihm rekrutirt wurden und bie Pflege der Wiſſenſchaft und der Literatur 
vorzugsweiſe ihm überlaſſen blieb. Obwohl er ſich gelegentlich manche Demüthigung 
gefallen lafſen mußte, fo war fein Selbftgefühl dennoch in fortwährendem Wachs- 
thum begriffen. ALS ein Rebner des dritten Standes in der Berfammlung von 
1614 die drei Stände der Nation mit drei Brüvern einer Familie verglich, unter 
denen der dritte Stand freilich der jüngfte fei, „aber zuweilen ftellen die jüngften 
Söhne das Haus wieder ber, das bie vornehmen Ältern zu Grunde richten”, führte 
der Abel — entrüftet über viefen Bergleih — Klage bei dem Könige: „Es fei 
merträglih, daß die Söhne von Schuftern und Schubflidern fih Brüder der 
Barone zu nenmen wagen. Eher verhalte ſich der dritte Stand zum Adel, wie ver 
Debiente zum Herrn”. Die fpätere Gefchichte ftellte den Beweis her, daß das 
folge Selbſtgefühl des dritten Standes einen fefteren Grund und daher auch eine 
größere Berechtigung habe, als die hochmüthige Verachtung deſſelben von Seite 
des zweiten 2). Aber in der franzöfifchen Revolution überhob er fih. Er wollte, 
wie Sieyes verkündete, „aus Nichts Alles werben”. Zur Macht gelangt, und räd- 
fichtslos feinen alten Ideen von Einheit des Stantes und Gleichheit der Bürger nach⸗ 
frebend, verwarf er mit den mittelalterlichen Standesunterſchieden auch jeve neuere - 
Organifation der Bollöftände. In dem Einen gleihen Staatsbürgerthum foll- 
tm fih alle Stände nicht blos zufammenfinden, ſondern völlig auf- 
löfen. Unmittelbar aus der Menge der gleichen und freien Bürger follte der 
ganze Staat aufgebaut werben, dritter Stand und Bolt für immer vaffelbe fein. 
Die Ereigniffe haben tie Selbfttäufhung des dritten Standes aufgevedt. Die 
Formen der alten Stände freilich waren zerftört und konnten nicht wieber her⸗ 
geftellt werden. Die bürgerliche Gleichberechtigung und die neue Wahrheit bes 
Stantsbärgerthums blieb. Aber es famen innerhalb der nationalen Öemein- 
[haft und innerhalb der Volkseinheit voch politifh wirkende innere 
Öegenfäge großer Volkstheile zu Tage, welche ven Staatsmann zur Beach⸗ 
inng nöthigten. Auch wer das natürliche Bedürfniß eines ariftofratifhen Standes 
(gl. Artikel Adel und Ariftofratie) Täugnete, oder bei dem innen Verfall, in 
welchen der mittelalterlihe Adel gerathen war, eine Berüdfihtigung biefer ftändi- 
(den Unterfcheinung für unzeitgemäß bielt, konnte doch nicht die heftigen Kämpfe 
milden ven gebilveten Volksklaſſen und ven untern Maflen, vie in verſchiedenen 
Formen bald losbrachen, überfehen: und wenn er fie näher ins Auge faßte, fo 
mußte er wahrnehmen, daß hier natürliche, früher überjehene Gegenfäge der ſocia⸗ 
len Stände zu Grunde liegen. Es machte fi der vierte Stand laut und ſtark 
genug neben dem britten und als ein anderer geltend. (Bol. den Artikel Bierter 
Stand.) Bon da an bekommt der Ausdruck „dritter Stand“ einen andern Sinn, 





2) Einen geiftvollen Ueberblick über die Gefhichte des dritten Standes bis zum 18. Jahre 
Baer, sieht aa g. Thierry in dem Recueil des Monuments inedits de l’histoire du tiers 
ai. Paris . 
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als er zuvor gehabt hat: und dieſer neue Sprachgebrand gehört nicht mehr bios 
Frankreich, er gehört faft eher noch Deutſchland an, welches zuerft die Natur 
des Vierten Standes und damit auch die Begrenzung des Dritten Stanves nad 
unten bin begriffen Hat. Nur von dieſer modernen Bedeutung des Dritien Stan- 
des ift bier näher die Rebe. 

Der dritte Stand in dem modernen Sinn ift nicht mehr wie früher Eins 
mit dem Bürgerftann, wenn gleich er biftorifch in dieſem wurzelt. ‘Der Bürger: 
ftaud ift gegenwärtig nur ein ftädtifcher Fein ftaatlider Begriff mehr. Der 
britte Stand dagegen ift noch ein eminent politifcher, fein mumicipaler Begriff, ift 
ein Hauptbeftanptheil des ganzen Volkes. Der Bürgerftand ift auch äußerlich auf ven 
Umfang der Stadt begrenzt, der dritte Stand dagegen breitet filh mehr und mehr 
aud über das Land hin aus. Der Bürgerftand umfaßt die ganze zur Stadt gehörige 
Bevöllerung; der dritte Stand ift, joweit er zugleich ftäntifch ift, auf den höher ge- 
bildeten und focial höher geftellten Theil der Stabtbewohner beſchränkt. Eben durch 
feine Bildung und fociale Xebensftellung unterfcheivet er fi) zunächſt von dem vierten 
Stand. Es giebt freilich keine fchroffe Grenze zwifchen viefen beiden Volksſtänden. 
An den Grenzen find fie hin und ber unter einander verbunden und durch einander 
gemifcht und eine äußerliche Scheidung nad irgend einem formellen Merkmal tft 
nit möglich. Aber die beiden Mafien, als Maflen, in ihrem innern Zufanımen- 
hang, Charakter, Geiſt betrachtet, heben ſich trotzdem, daß ihre Ausläufer von bei- 
ben Seiten wie Grenzbewohner bald auf das eine bald auf das andere Gebiet 
übertreten, ganz deutlich ab. Die ganze ſociale Erſcheinung, bie geſellſchaftliche 
Berbindung oder Abftoßung, vie beſondere Berufsbeziehung, die verſchiedene Kul- 
turftufe und Denkweiſe bringen zufammen einen fo beftimmten Einprud hervor, 
daß es in ter Regel nicht ſchwer wird, ganze Gruppen und Klaffen oder felbft vie 
einzelnen Individuen mit Sicherheit fei es dem dritten, fei es dem vierten Stand 
zuzuweifen. An den Grenzen Tann ınan leicht zweifeln over fehlgreifen, va mag 
man es auch wohl der Willkür der Perfonen überlafien, ſich dahin oder dorthin 
zu wenven. Aber im Innern der beiden großen Stände ift die ganze Haltung unt 
Färbung unverkennbar eigenthümlich und verſchieden. 

Der dritte Stand, wie er gegenwärtig überall auf dem Kontinent beſteht, 
aber vorzüglich in Deutſchland ähnlich wie in Frankreich große Ausbreitung er⸗ 
langt hat, zeichnet ſich vor den untern Schichten des vierten Standes (Kleinbürgern, 
Bauern, Arbeitern) 3 vorzüglich durch zwei Dinge aus, für's erſte durch feine 
höhere Bildung, ſodann durch feine liberalen Berufsarten. Die oberen 
Klaffen des dritten Standes, Beamte, Geiftlihe, Gelehrte, Advokaten, Aerzte, 
Doktoren aller Fakultäten haben durchweg fogar eine ſtrenge wiffenfhaftlide 
Erziehung erhalten und find in ihrer Jugend mit dem Geiſte des Flaffifchen 
Alterthums genährt und erfrifcht, und auf ven Univerfitäten mit den Früchten ber 
modernen Wiflenfchaft ausgeftattet und, was flir das Leben noch mehr Werth hat, 
in das Heiligthum wiflenfchaftlicher Forſchung und Geiftesfreiheit eingeweiht worden. 
Ihnen nahe konımen diejenigen Klaffen, welche zwar weniger eine antik⸗klaſſiſche, aber 
ftatt derfelben eine modern willenfchaftlihe Bildung empfangen haben, in mathe- 
matiſchen und Naturwiffenfchaften, neuen Spraden u. ſ. f., wie die Officiere der 
ftehenden Armee, vie Ingenieure, viele höhere Techniker, Lehrer, Schriftfteller. 


— —— — — 


3) Ueber die abweichenden Auffaſſungen Anderer, z. B. Riehl's, vgl. die Art. „Ständen 
und »Vierter Stande. 
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Aber es umfaßt der dritte Stand überdem auch bie großen Kaufleute, bie 
Fabhrilanten, bie Künftler und künftlerifchen Handwerker und eine Maffe von mitt- 
Imen Landwirthen, welche durch ihre Bildung und Lebensart von ven eigentlichen 
Bbauem ſich unterjcheiden und doch nicht zu der wirklihen Ariſtokratie zählen. Im 
dieſen Klaſſen wirkt befonvers die ſtädtiſche Kultur und bie feinere gefell- 
ſhaftliche Erziehung fort. Fehlt es auch an einer forgfältigeren wiſſenſchaft⸗ 
lichen Bildung, fo finden viefelben in der Kenntnig fremder Sprachen, ober doch 
in der Bertrautheit mit ber nationalen Literatur, in ver Theilnahme an ben ge 
ſeligen Kreifen und Genüſſen der gebildeten Welt, in ver mannigfaltigen Begeg- 
ng mit fremden und neuen Erſcheinungen, einen gewiflen Erſatz. 

Alle dieſe Klaſſen haben heutzutage ziemlich dieſelbe ſociale Bildung und 
daher auch ähnliche Bedürfniſſe. Wie verſchieden fie auch im Uebrigen denken 
u arbeiten mögen, eine genoſſenſchaftliche und ſtändiſche Verwandt— 
haft befteht doch unter ihnen. Ste verftehen fich wechfelfeitig leicht, finden ſich 
gielfchaftlich bequem zufammen, zeigen gemeinfame Charafterzüge, haben gemein- 
fm Grundanfchanungen, fie haben auch ftarfe gemeinfame Interefien der Kultur 
md der Bolitik. 

Was wir öffentlihe Meinung beißen, ift wejentlih bie Meinung bes 
brittem Standes ; der größere vierte Stand kümmert fi nur um vie großen Begeben- 
keiten und Spricht fi auch dann nur in der Roth aus, und unfer niebere nel 
ft entweber geradezu ein Beſtandtheil des dritten Standes geworben, ober wann 
a fh von demſelben abſchließt auch mit der öffentlichen Meinung in offene Feind⸗ 
(haft gerathen, und ver hohe Adel behält, wenn er eine befondere Meinung bat, 
dieſelbe gewähntich für fi. Unfere Literatur ift größtentheild wie aus dem dritten 
Stand erwachſen, fo auch vorzugsweife für denſelben beftimmt, fowohl vie gelehrte 
und wiffenfchaftliche als vie fchöngeiftige Titteratur. Wie vie Franzoſen ihn po- 
itifch mit dem Volke verwechfelt haben, fo find wir nicht fiher, ihn literariich 
nit der Nation zur verwechjeln. Wie unſere Schulbildung und fogar eine gelehrte 
Bildung. weit verbreitet und vorgefchritten und eine gewiffe mittlere Ausftattung 
in Bermögen und Erwerb fehr allgemein ift, fo erfcheint der jo ausgedehnte und mit 
ven untern Maffen vielfältig verwachſene dritte Stand fo groß und fo überall, 
tag man leicht ber ihm die Maſſen vergißt, vie noch hinter ihm fteben. 

Diefer Irrthum hat auch in Deutihland häufig fchon politiſch gewirkt. ‘Der 
dritte Stand hat gegenwärtig ein fehr lebhaftes Selbftgefühl, er fühlt ſich nicht 
blos als den Träger der nationalen Kultur, fondern ebenfo als das natürliche Organ 
ber politifchen Einficht der Nation. Er hat ein gewiſſes Verſtändniß für die Bedürfniſſe 
md die Wänfche der Zeit, und weiß viefelben auszufprechen und die Mittel zu ihrer 
Befriedigung zu erwägen. Er verfteht die Rechnung und iſt in der Kritif geübt. 
Er befigt auch das erforberliche Vermögen und findet die Muße, um ſich mit ven 
Öffentlichen Gefchäften abzugeben. In den Kammern, voraus in den Deputirten- 
lammern, ſitzt und fpricht er faft allein. Auch in der Nationalverfammlumg zu 
Frankfurt war er in ungehenrer Majorität vertreten. Eben damals hat er venfelben 
Fehler gemacht, den die Franzofen 60 Jahre früher gemacht hatten. Er bat fid 
felber mit der Nation fventifichrt und eine Verfaffung gemacht, welche fowohl ven 
höheren Stand ver deutſchen Fürſten als ven untern Stand der arbeitenden Klaffen 
völlig ignorirte. 

Ueberhaupt ift ver Doktrinarismus vorzüglich ein Gebrechen bes dritten Stan⸗ 
des, Seine Schulbilpung, feine Lektüre, feine Beſchäftigung in den Schreibftuben, 
feine ganze Kultur zieht ihn häufig zu fehr ung der derberen Natur ab und er 

. 12 %* 


180 Dritter Stand. 


verliert dann das Verſtändniß ver Realitäten und giebt ſich Leicht abſtrakten Schul- 
begriffen und leeren Gedankenbildern hin. 

\ Der dritte Stand iſt der natürliche Vertreter der Interefien der Kultur und 
ber Civiliſation. Die Barbarei erfchredt, vie Rohheit ärgert ihn. Er ift ber beweg⸗ 
lichſte Theil der Nation, der vielgefhäftigfte, gewanbtefte. Die abminiftrativen, 
technischen, inpuftriellen Talente aller Urt find voraus bei ihm zu finden. Jede 
Kunft und jene Wiffenfchaft hat in ihm ihre Meifter und Schüler, Kenner und 
Vebhaber. Das Bewußtfein der allgemeinen Menfchenwärbe und der Menſchenrechte 
ift in ihm beſonders ftarf. Er vor allen verlangt Rechtsgleichheit, Selbſtſtändigkeit, 
Freiheit. Er nimmt lebhaften Theil an allen Fortſchritten der Gefellichaft. Sein 
Einfluß ift allenthalben mächtig. Die öffentlihen Beamten find bie meiften von 
feinem Fleiſch und Blut, und alle find durch feine Erziehung bindurdh gegangen. In 
der Staatsverwaltung, in ven Gerichten, in ver Polizei ift er überall thätig, überall 
unentbehrlid. In den Kammern erſcheint er wieder als Kontrole und als Organ 
der öffentlihen Meinung. Die Preſſe ift faft ganz in feinen Händen. Die Gelb- 
mächte gehören ihm an. Die Börfe, die Krebit- und Aktienſpekulation find feine 
Sadje. Es kann den Menſchenkenner nicht befremven, wenn er fieht, daß zuweilen 
ber dritte Stand fi für den herrſchenden hält. In ver hat, er bat in den 
Zeiten Ludwig Philipps geherricht: ver König felbft wer ein prägnanter Ausbrud 
des dritten Standes. Aber die Yebruarrevolution von 1848 bat ihn furdtbar ans 
feinem Herrſcherbehagen aufgefchredt. Der wild geworbene vierte Stand ſchüttelte, 
indem er den Julithron umwarf, auch für einige Zeit die Herrſchaft des britten 
Standes ab. Diefer kann fih wie mit ver fonftitutionellen Monardie, fo auch 
vortrefflih mit der vepräfentativen Demokratie, aber nicht mit der unmittelbaren 
Demokratie vertragen, denn In jener übernimmt er fofort bie Repräfentation und 
herifcht wieder unter dem Namen des Demos, in biefer aber fühlt er ſich von ver 
Gewalt und Rohheit ver Maffen beengt und gebrüdt. In ver neuen republifa- 
nifhen Berfaffung erholte er ſich allmählig wieder von dem heftigen Sturz, benußte 
eſchikt die Spaltung innerhalb des vierten Standes und unterwarf die rotbe 
Partei in diefem mit Hülfe der antern ter Ordnung dienenden Elemente viefes 
Standes; in ter Nationalvertretung bekam er bald von neuem das Uebergewicht. 
Er konnte, einen Präfidenten feines Gleichen an der Spige, von Neuem auch in 
der Republik fih als herrſchenden Stand fühlen. Da wurde er zum zweiten Mat 
geftärzt, und dießmal nicht durch eine Empörung der unzufrievenen unten Schich- 

“ ten, fondern durd einen heftigen Schlag von oben, von Seite eines Fürften, 

welder von feinen Beruf, das napoleoniiche Kaiferthum in Frankreich herzuftellen, 
erfüllt war. Der erfte Sturz war in feinen materiellen Wirkungen für ben brit- 

ten Stand verderblih, der zweite Schlag fügte ihm Yeinerlei ölonomifhden Sche- 
den zu, fondern brachte ihm eher Stonomifche Vortheile, aber ex verlegte fein mo- 
raliſches Selbft- und Ehrgefühl viel ftärker. Der neue Monarch, auf den vierten 

Stand fich ſtützend, behandelte den dritten mit einer Öeringfhägung, welche der— 

felbe ai eine tödtliche Beleidigung empfand und mit unverföhnlider Oppofitton 

vergalt. 

Der dritte Stand ift vollkommen fähig, feine Privatangelegenheiten 
felber zu beforgen, mit Recht fträubt er fich daher gegen bie ftaatlihe Bevormun- 
dung in diefen Dingen als gegen eine Unwürdigkeit: er verfteht auch die Ber— 
waltung in den engern Kreifen des Gemeindelebens vortrefflih, für ihn Hat 
daher das Verlangen nah Selbftverwaltung (seff-government) einen guten 
Srund; er ift aud zur Kontrole der Regierung und zu freier Beurtheilung des 
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gefemmten öffentlichen Lebens aufgelegt und gefchickt, er darf daher einen erheblichen 
Antheil an der Gefegesberathung und -Feſtſetzung, an der Rechenſchaftsprüfung in 
ven Kammern anfprechen, und legt naturgemäß auf die Freiheit ver Prefle einen 
Werth. Auf ihn vorzüglich find bisher die Inftitutionen und Grundſätze berechnet 
worden, welche das Suftem ver Tonftitutionellen Rechte und Freiheiten 
bin. In den Beamtungen bat er fi fo feftgefest, daß er troß aller Aus- 
ſtoßingen und Bereinigungen, welche eine diktatoriſche Gewalt vorgenommen, und 
trog der Beimifchung und theilweifen Ueberordnung adlicher Elemente body die große 
Mehrheit ver Aemter inne hat. Auf die Dauer läßt fi in dem civiliſirten Enropa Yeine 
Staatöform und keine Regierung behaupten, welche dem tritten Stande nicht eine forg- 
fältige Aufmerkjamfeit zumenvet und einen wefentlihen Einfluß auf vie öffent- 
lihen Angelegenheiten verftattet. Wenn die Monardie, wie Ludwig Philipp gethan, 
fh lepiglich auf den vritten Stand ftügen will, jo kann leicht in ber Gefahr die 
Stäge unter ihr breden. Als ruhende Unterlage der Monardie ift ber vierte 
Stand bei weitem ficherer für die Monarchie, als ver dritte, der voll Beweg⸗ 
ligleit und Veränterlichkeit ift. Aber wenn die Monarchie den dritten Stand nidt 
refpektirt, wenn fie ihn knechtet, jo unterminirt er ihren Beftand und durchkreuzt 

tur taufend Wendungen und Ablenkungen alle ihre Intentionen und ihre ganze 
Wirkſamkeit. Er ſcheut die offene Empörung, wenn er nit ven vierten Stand 
als Unterftügung binter fidy weiß, aber er bringt feinen politifchen Bedrücker durch 
langſfame unabläffige Untergrabung zu fiherem Sal. Wir können gegenwärtig dieſe 
inneren Kämpfe in mehreren europäifhen Staaten beobachten. Am Dentlichften 
wehl in Neapel, wo ber britte Stand freilich ſchwächer ift als in Dentichland ober 
in Frankreich, aber fi völlig mißachtet und unterprüdt fühlt. Den britten Stand 
unterdrücken, heißt zugleich die Bildung der Nation erniedrigen und den Fortfchritt 
der Civiliſation beeinträchtigen, denn ber britte Stand ift der Vorläufer und ber 
natürlihe Repräfeniant der nationalen Kultur und Civiliſation. 

Sp vortrefflihe Anlagen aber in dem dritten Stande find und fo achtungs⸗ 
werth und beveutend feine Privat: und öffentliche Thätigkeit erfcheint, fo darf man 
doch nicht überfehen, daß unfere großen europätfchen Völker Teine bloße Dritten> 
ftandes-Bölfer find, wie man vielleicht vie Chinefen bezeichnen könnte, und daß 
rer dritte Stand doch nur einen Theil des Staatskörpers befeelt. Wo ver britte 
Stand zu voller und ausfchließliher Herrſchaft im Stante kommt, da bilbet er 
die repräfentative Demokratie, als die ihm dann naturgemäße Staatsver⸗ 
faſſung aus (vgl. ven Art. Demokratie). In ver That, vie Borzlige und die Män- 
gel diefer Staatöform find weſentlich PVorzüge und Mängel des Dritten 
Standes. Wenn er in den Formen der fonftitutionellen Monardie fi der Herr⸗ 
haft zu bemächtigen fucht, fo geräth er auf ven Irrweg jenes falfchen Konfti- 
tutionalismus, welcher eine Zeit lang in Frankreich und nach franzöfifhen Mufter 
eine große Anzahl anderer europäiſcher und deutſcher Staaten trog mancher Ver⸗ 
befferungen im Detail dennoch im Ganzen in Verwirrung geftärzt und gelähmt 
bat, Die Erfahrungen ver lebten Jahrzehnte in biefen Rändern haben gezeigt, daß 
der dritte Stand ſowohl in Frankreich als in Deutichland zwar fähig fei zur 
Verwaltung und fähig zur Kontrole ver Regierung, daß er aber nicht 
fähig fei, große Völker zu regieren und große Politik zu üben, 
taß ihm wohl eine beachtenswerthe Stimme in nem Rathe der Na— 
tion, aber nicht das entſcheidende letzte Wort gebühre. Es fehlt ihm zur 
Herrſchaft die Hoheit ver Gefinnung und vie Weite und Sicherheit des poli⸗ 
tiſchen Blids, der dazu nöthig ift, und es fehlt ihm die Anerkennung und Ehr⸗ 
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furcht der Maſſen, ohne welche vie Autorität nicht burchgreift. Er muß daher ber 
Monardie die Herrfhaft und nicht blos als Schein und Form, fondern in 
Wahrheit überlafien, fo daß in der Herrfchaft die wirkliche Regierung mit ihrer, 
Maht und Autorität inbegriffen ift. Er kann fie dabei wohl mit feinen Einfichten 
und mit feinen Talenten unterftügen, aber zunädft nicht in leitenver, fondern in 
bülfreicher Stellung. Diefe potitifche. Unterorbnung unter die Monarchie hindert ihn 
nicht, ven Neihthum feiner Kräfte nach allen Richtungen bin zu entfalten und durch 
feine eigene freie Thätigkeit in der Wiflenfchaft, ver Kunft, ver Induſtrie, Wohl 
ftand, Bildung und Ruhm der Nation zu erhöhen. Er kann fih um berfelben 
willen mit größerer Zuverfiht feiner Treibeit erfreuen und feiner Beweglichkett 
hingeben. 

ß Er bedarf der Regierung nicht zu ſeiner Vormundſchaft, denn er iſt auf ſeinem 

Gebiete jo mändig, wie jene auf dem ihrigen, und hat die Mittel ſich ſelber zu 
helfen, in ver Regel zu feiner Verfügung. Aber er bedarf der Obrigkeit über fid, 
als ein Theil des Volkes und als ein Glied des Staates. Er empfängt von ihr 
ſowohl Rechtsficherheit als Förderung der allgemeinen Bedingungen ver öffentlichen 
Wohlfahrt, jo wie er hinwieder auch ihr in ihrem Amte hülfreich die Hand bietet 
und auch fie vor Mißgriffen und Ungebührlichfeiten bewahren hilft. Wenn er im 
Staate zur bloßen Büreaufratie herabfintt und in den Geſchäften zur Krebitfchiwin- 
delei fih aufbläht, wenn er an den politifchen Fragen nur infoweit noch ſich be= 
theiligt, als fte zugleich Gelvfragen für ihn ſind und im Uebrigen fich den gefell- 
fhaftlichen Genüffen und Lüften in wilder Ausſchweifung oder gelangweilter Bla- 
firtheit hingibt — Züge, welche wir in den großen europäiſchen Städten in ent- 
jeglichen Dimenfionen wachſen ſehen — dann iſt er ſchwer krank, wenn gleich er in 
äppigem Scheine ſich wohlgefält: und viefe Krankheit des dritten Standes ift zu- 
gleich ein großes Leiden für das ganze Voll und gefährbet die Macht und die 
Wohlfahrt des ganzen Staates weit mehr, ala gelegentliche Anmaßungen und über- 
triebene Anforverungen des britten Standes im Gefühl feiner überfprudelnven 
Kraftfülle, die Autorität der Monarchie bevrohen. Bet Fehlern ver legtern Art 
genügt in ver Regel die einfache Zurechtweifung, bei Gebrechen ver erftern ift eine 
lange und ſchwierige Heilung nöthig, die meiftens nur im Zuſammenhang mit ge 
waltigen Ereigniffen und Sciefalen gelingt, durch welche der moralifhe Ernft und 
die fittlihe Volkskraft neu gewedt und angeftrengt wird. 
- — Um meiften trägt aber — außer ben fittlichen nub geiftigen Einwirkungen der 
Religion und der Wiſſenſchaft und neben ven öffentlichen Inftitutionen — dazn 
bei, den britten Stand fortwährenn in gejundem Daſein zu erhalten und bie 
kranken Anwanblungen besjelben wieder anszuftoßen, der innere Zufammenbang 
desſelben mit dem vierten Stande. Seine Nerven werben von Zeit zu Zeit über- 
reizt und ſchwach und feine Säfte werben verbraucht und verborben, aber aus der 
Tiefe des Bolfslebens, aus dem vierten Stand, der in feiner Derbheit und theil- 
weifen Rohheit noch näher mit ver weiten ewig frifchen Natur verbunden ift, 
fteigen fortwährend frifhe Säfte in den dritten Stand auf und werben ihm wieber 
ftarke, thatkräftige Muskeln zugeführt, in deuen das neu beginnende Nervenleben 
no lange Hin ſich üben und wieber erholen kann. Es ift für Deutfchland ein großes 
Glück, daß es in feinem Bauern- imd in feinem nievern Bürgerſtand noch ein 
ungeſchwächtes gewaltiges Reſervoir von natürlicher Voltsträften befist, aus dem ber 
Stand der Kultur, der dritte Stand, täglich ſchöpft, ohne es aus zuſchöpfen. 


Blunticli. 
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Dſchingis⸗Chan, |. Tſchingis⸗Chigan. 
Duell, |. Zweikampf. 
Duldung, religiöfe, ſ. Belenntnißfreiheit. 


Durchfuchungsrecht. 


Unter dieſem völkerrechtlichen Inftitute verfteht man gewöhnlich die Befugniß 
ver feelriegführenpen Mächte, freinde, feinvliche wie neutrale Schiffe zu unter- 
ſuchen, um ſich über ihren feindlichen ober neutralen und völferrechtsinäßigen Cha⸗ 
ralter zı2 vergewiflern. Da jevod neuerlich den Seemächten zur Unterbrüdung des 
Sllavenhaudels auch in Briedenszeiten die Befugniß zur Unterſuchung fremder 
Schiffe eingeräumt worden ift, fo ift diefe Definition nicht umfangreih genug. An 
den Gall, wonach jeber zollberehtigte Staat zur Ausübung feines Zollrechts 
die einlaufenden Schiffe an feinen Zollftätten „revipiren" und unterfuchen 
darf, um namentlich die Waarenverzollung berechnen zu Können, wird gewöhnlich 
kei der technifchen Bezeihnung des Durchſuchungsrechts nicht gedacht. Uebrigens 
gebraucht man auch ven Namen Unterfuhungsreht und Befichtigungsredt. 
Die franzöſiſchen Nanıen find: droit de visite, droit de recherche, bie englifchen 
Right of visitation and search. Eine Unterſcheidung zwifchen Unterfuhung und 
Durchſuchung iſt nicht allgemein anerkannt. 

I. Durchſuchungsrecht in Kriegszeiten. — Seit alten Zeiten unb 
hen in der berühmten Seeredhtsaufzeichnung des Consolato del mare wird bies 
Acht den Friegführenden Mächten eingeräumt. Daſſelbe rechtfertigt ſich theoretiſch 
volllommen, wenn auch jeit der Mitte des vorigen Jahrhunderts, namentlich feit 
Hübner, es nicht an fpisfindigen Theoretifern vereinzelt gefehlt hat, welde, nad 
dem Princip der Freiheit und Unabhängigkeit der Staaten, das Recht wenigſtens 
in der einen oder andern Hinſicht, namentlich auf offener See, beftritten haben. 
Da aber ohne daſſelbe ein Seekrieg faum mit einigem Nachdruck geführt werben 
tönnte, indem 5. B. einfach durch das Aufziehen einer falfehen neutralen Flagge fich 
die feindlichen Schiffe gegen alle Eriegerifchen Maßregeln des Gegners [hüten möchten, 
ſo fheint das Durchſuchungsrecht in der Natur des Seekriegs und fomit des Völler⸗ 
veht8 begründet. Alle Glieder des europäiſch-⸗amerikaniſchen Staatenfuftems erfennen 
ja ten Krieg als das legte Rechtsmittel zur Schlichtung völkerrechtlicher Strei- 
tigfeiten an; fie müſſen mithin auch die einzelnen nothwenvigen Maßregeln veffel- 
ben fi gefallen laffen. Eine für den Seekrieg nothwendige Maßregel ift aber 
jenes Durchſuchungsrecht. Dazu ift das Recht durch eine große Menge von Ber- 
trägen umter den verfchiedenften Nationen vielfah und ausdrücklich als eriftent 
auerfannt worden. In der Praris ift denn auch einzig Streit Über die Ausfüh- 
rung und Ausdehnung des Rede. 

Namentlich ftehen räumliche Schranken fir vie Ausübung des Rechtes 
ft. Daſſelbe varf-nur in den Gewäflern der friegführenden Parteien, ſowie auf 
offener See gelibt werben. Unftatthaft ift veffen Ausübung, wie ja überhaupt jede 
andere kriegeriſche oder auch nur politifche Handlung von Seiten ver Kriegführenven, 
im Gebiete neutraler over befreunveter Staaten, ja felbft ver Bundesgenoffen, wo» 
fern dieſe nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend die Erlaubniß oder Genehmigung 
ertheilen. Die im eremten Gebiete, wir überhaupt alle unter Kränkung ver Neu- 
tralität gemachten Prifen müfjen jedoch nur auf Rellamation des gekränkten 
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(neutralen) Staates, wieder herausgegeben werden; ohne dieſe Reklamation erſchei⸗ 
nen fie an ſich als gute Beute in ver Seerechtspraris. 

Nur die Befehlshaber der bewaffneten Land- und Seemadht und insbeſondere 
die Führer der Kriegsfhiffe und der mit orbentlihen Markbriefen verfehenen 
Kaper der triegführennden Mächte, während der Dauer bes Krieges, bürfen 
das Recht ausüben. Doch ift in Verträgen bisweilen auf den Gebraud ver Kaper 
dabei gegen einzelne Staaten verzichtet, wie dies in den Verträgen Großbritanniens 
mit den norbifhen Mächten von 1801 in Bezug auf konvoyirte Schiffe der Fall 
war; ferner dürfen Raper nad dem gewöhnlichen Gebrauche der Seeftanten nicht 
in bie Flüffe des Feindes innerhalb der durch Seetonnen bezeichneten Grenzen ein⸗ 
dringen und Schiffe angreifen, wiprigenfalld fie als Seeräuber behandelt werben; 
endlich ift in Folge des Parifer Traktates von 1856 von den meiften Staaten bie 
Kaperet foger als abgefchafft angefehen worben; freilih Norbamerifa Hat ſich 
damit nicht einverftanden erflärt. 

Alle Kauffahrteifchiffe find ver Durchſuchung unterworfen, nicht aber Kriegs- 
fhiffe irgend einer Art, fowie auch wohl nicht andere Staatsfchiffe, deren unver- 
fängliher Charakter in die Augen fpringt. Die bloße Kriegsflagge kann aber noch 
Kin Schiff zum Kriegsfchiffe machen oder überhaupt von der Durchſuchung be⸗ 
freien. 

Specieller Zwed der Durchſuchung ift Feftftellung des feindlichen over neu- 
tralen Charakters im Allgemeinen, fowie des völlig unfträflihen nentralen Ver⸗ 
haltens nicht blos nad den allgemeinen Satungen des europäiſchen Bölferrechts, 
fonden and gemäß den befonveren Beſtimmungen der etwaigen Berträge ber 
durchfuchenden Kriegspartei mit dem neutralen Staate. Alſo wird durchſucht: 
1) um überhaupt vie Feindlichkeit oder Neutralität (vd. h. Nichtfeindlichkeit) des 
Schiffes feftzuftellen; 2) um das Dafein von Kriegskontrebandartikeln aufzudeden; 
3) um eine etwaige Berlegung der Blokade zu beweijen; 4) um das Borhanben- 
fein feinplicher Perfonen, Depeihen, Mannfchaften x. am Borb darzulegen. 5) So 
lange der Grundſatz „frei Schiff, frei Gut“ nicht allgemein galt, was erft 
durch die Satungen des Parifer Friedens von 1856 und ihre Billigung von 
Seiten aller Mächte In dieſem Paſſus fichergeftellt if, purchfuchte man namentlich, 
um das am neutralen Bord etwa vorhandene feinvliche Eigenthum (als konfistabel) 
zu entveden. 

Damit num die Unterfuhung keine übeln Folgen für den neutralen Schif- 
fer habe, muß er im Stande fein, zu beweifen: 1) vie Nationalität des 
Schiffes und 2) da diefe regulär von der Nationalität ver Mannfchaft (oder doch 
bes Schiffers und eines beflimmten Theiles der Mannfchaft — es herrſcht darüber 
in den einzelnen Staaten feine Uebereinftimmung) abhängt, die Nationalität der 
Mannſchaft, obgleid bisweilen durch befondere Verträge, 3. B. Frankreichs (neuer- 
lihft 1839 mit Texas) feftgefett ift, daß der Charakter ver Mannſchaft durch vie 
Nationalität des Schiffes an fich gedeckt werde ; 3) die Beſchaffenheit, Herkunft, Be- 
ftimmung, fo wie den fpeciellen Eigenthumscharafter ver Ladung, und 4) die Reife, ven 
Kurs des Schiffes, fo wie envlich, 5) den Charakter der Pafingiere. Dies Alles muß 
ber Schiffer durch vie Schiffspapiere an feinem Bor beweifen können. Welche 
und wie viele Papiere erforberlich ſeien, darüber fehlt e8 an allgemeinen Vorfchrif- 
ten bes europäiſchen Völkerrechts. Demnach find die Staaten, beſonders die größe 
ren, meift ſehr willtärlih, ja maßlos in ihren desfallſigen Forderungen geweſen. 
Namentlich gilt dies aud von Dänemark. Zuvörderſt kommt es natürlich auf bie 
Veftfegungen ber etwaigen befonderen Verträge zwifchen dem kriegführenden und dem 
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neutralen Stante an. Sodann haben aber vie Kriegführenden Häufig auch zu An⸗ 
fang des Krieges hierüber willkürliche Forberungen in Manifeften, Proflamationen, 
Noten sc. aufgeftellt und die Prätenfion gemacht, Jeden, der fih darnach nicht 
suhftäblih richte, bei Entvedung ver PBapiermängel durch die Durchfuchung mit 
Berfhleppung des Schiffes zu befirafen. Es ift das freilich Hart. Füglich follte 
es genägen, wenn überhaupt nur die wefentlihen Papiere vorliegen. Dabin 
gehören 1) die Eigenthumspapiere über das Schiff. 2) Auch jest ift es noch nöthig, 
jelhe Papiere in Betreff des Gutes am Bord zu haben, damit neutrale Güter, 
wie dies jebt durch die Satzungen jenes Parifer Traktates allgemeine Praxis ge- 
worden if, auf feindlichen Schiffen unangefochten bleiben, falls fie dort verlaven 
find; 3) die Connoffamente und Certepartien; 4) das Schiffsmannſchaftsverzeichniß 
(Rufterrolle); 5) das Reifejournal; 6) möglichſt genaue und offictelle anderweitige 
deweife Über ven neutralen Charakter des Schiffes und auch Gutes, foweit der⸗ 
ſelbe nicht aus ven Eigenthumspapieren hinlänglich erhellen ſollte; 7) die Päffe 
(mamentlih auch der Paſſagiere). Wenn fonft kein befonverer Verdacht vorliegt, 
> fih die Unterfuhung zunähft nur zur befehränfen auf eine Prüfung ber 
apiere. 

Das Berfahren bei ver Durchfuchung ift nach der Mehrzahl ber hierüber 
abgeihloffenen Berträge, welche ſich vorzugsweiſe dem pyrenäifchen Frieden zwi- 
ſchen Spanien und Frankreich von 1659 Art. 17 als Mufter angefchloffen haben, 
gewöhnlih folgendes. Der Kriegführenve giebt dem zu durchſuchenden Schiffe ein 
Zehen, Signal, feinen Lauf inne zu halten (coup d’assurance, semonce). Das 
Signal befteht entweder in einem blinden Kanonenfhuß oder im Aufziehen einer 
Flagge oder im Zurufen oder wie es fonft möglich if. Darauf nähert fi das 
Durchſuchungsſchiff auf ganze oder (nady befonderen Verträgen) halbe Kanonen- 
ſchußweite und fendet von da eine Schaluppe mit geringer Anzahl von Leuten 
(jwei, drei, vier zc.) an Bord des fremden Schiffes, oder man begnügt ſich auch 
biöweilen, ven fremben Schiffer mit den Seebriefen zu fih kommen zu laſſen, 
wozu aber verjelbe, namentlich bei ftürmifchen Wetter, infofern überhaupt bie 
Papiere einer Gefahr ansgefegt werden, an ſich nicht verpflichtet zu fein fcheint. 
Erſt wenn ſich aus den Papieren felbft oder aus dem Verhalten des Schiffes ober 
tr Mannſchaft vor oder bei der Unterſuchung ver Verdacht einer Unrichtigkeit in 
ter einen oder anbern Hinficht ergiebt, follte billigerweife der Unterfuhung eine 
weitere und fchärfere Auspehnung gegeben und Schiff und Ladung feldft durch⸗ 
juht werben dürfen. Freilich in ver Praris diftinguirt man nicht oft fo fein, und 
behnt meift Die Unterfuchung auf Papiere und Schiff zugleich ſchon anfänglich aus, 

Wenn fi) das fremde Schiff auf das Signal anzuhalten weigert, oder wenn 
es gar z. B. durch Auffteden aller Segel ꝛc. augenfcheinlih zum Entfliehen ſich 
aujchickt, ſo Hat ver Durchfuchende das Recht, augenblidlih Gewalt anzuwenden. 
Doch wird in ver Regel erft nur ein fharfer Schuß in die Segel und Maften des 
tenitivenden Fahrzeuges gefhidt und erft dann, wenn auch hierauf nicht angehal- 
tn wird, auf den Rumpf des Schiffes felbft geſchoſſen. 

Sindet der Durchſucher Alles in Ordnung, fo muß er das Schiff ungehin- 
dert weiterfegeln lafien und darf ihm in ver Regel Leinen befonveren Kurs vor: 
ſchreiben. Sind die Papiere nicht im Stande, ven vollnentralen Charakter zu be- 
weiien oder wird ein Blokadebruch nachgewiefen over das Dafein von Kriegskon⸗ 
trebande, feinvlihen Mannfchaften, Depeſchen zc. konftatirt, oder bat fih das 
Schiff thätlich widerfetzt, oder ergiebt fi das Schiff als ein feinvliches, fo hat 
ver Durchſucher das Recht zur Beſchlagnahme und Wegführung (AUufbrin- 
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gun g), um es vor ein fogenanntes Prifengericht zu bringen, durch deſſen 
enntniß e8 gute Priſe des Kaptors wirt und in deſſen Eigenthum übergeht. 
Im Fall der Kriegstontrebande am Bord eines neutralen Schiffes trifft die Kon⸗ 
fiskation meift nur dieſe Artikel, nicht Schiff und übrige Ladung, und man begnügt 
fih häufig mit Ausladung derfelben, ohne das Schiff aufzubringen. Der Transport 
nad) dem Prifengerichte wird fo bewirkt, daß die Mannſchaft bes aufgebrachten 
Schiffes auf das durchſuchende (ganz ober auch theilmeife, nach Gutbefinden) ge= 
Ihafft wird und dafür von dem Kriegsfchiffe Mannfchaften auf den Kauffahrer 
gefettt werben. Der Kaptor ift dafür verantwortlid, daß das genommene Schiff 
gut geführt und ficher geftellt werde, doch kann er das Schiff auch anderweitig, 
wenn nur ficher, transportiren laſſen. (S. den Art. Prifengericht.) Ueber die am 
Bord gefundenen Schiffspapiere muß fofort im Beifein des aufgebrachten Schiffers 
ein genaues DVerzeihniß gemacht werben; dann find felbige in ein Behältniß zu 
verfhließen und dies vom Kaptor wie vom Schiffer zu verftegeln. Aehnliche Bor: 
ſichtsmaßregeln find in Bezug auf Koffer, Kaften zc. zu machen. Die Berträge find 
darüber fehr betaillirt. 

Das Segeln der Kauffahrer unter Convoy, d. h. unter dem Schu von 
begleitenden Kriegsfchiffen, deren Commandeur auf fein Ehrenwort ven vollneutralen 
Charakter ver Kauffahrer verfichert, befreit nach der bisherigen Praxis nicht unbe⸗ 
dingt von der Durchſuchung; ja das Segeln unter feindlidem Convoy wird, 
wenn auch beftritten, fo doch meift als ein Bruch ver Neutralität angefehen. 
(S. d. Urt. Seekrieg.) 

OD. Durchſuchungsrecht zur Unterprädung des Stlavenhan- 
dels. — Diefe Unterdrückung ift das Ziel der europätfchen Mächte feit dem An⸗ 
fang biefes Jahrhunderts. Dabin geht fehon ver Parifer Frieden mit Großbri⸗ 
tannien von 1814 Zuſatzartikel 1 und Deklaration der acht europäiſchen Mächte 
auf nem Wiener Kongreß vom 8. Feb. 1815, fowie das päpftliche Breve vom 3. Dec. 
1839. Beſonders verbienftlihd waren vie Bemühungen ver englifhen Regierung, 
sen afrikaniſchen Sklavenhandel nach Amerika binäber zu unterbräden. Zu bem 
Behufe mußte es fehr wirkfam fein, in ven bortigen GSeegebieten Kriegefahr- 
zeuge aufzuftellen und tiefen möglichft ausgedehnt das Recht zu verfchaffen, alle 
dort fegelnden Kauffahrteifcjiffe ver eigenen und fremden Nationen zu durchfuchen, 
um bie im Sklavenhandel begriffenen zu ertappen und zu beftrafen. Die meiften 
Staaten, namentlid die dabei nicht direft intereffirten, zeigten fih nun geneigt, 
ven Sklavenhandel zu verbieten und fi für ihre Schiffe jene Durchſuchung ge— 
fallen zu lafien. Dahin gingen vie Verträge zwiichen England, Frankreich und 
Nieverland vom 30. November 1831 und 22. Mär; 1833 nebft den Beitritts- 
alten von Dänenart, 26. Juli 1834, von Sarbinien 8. Aug. 1834, der Hanfe- 
ftänte 9. Juni 1837, von Toslana 24. Nov. 1837. Seit 1841 weigerte ſich Irant- 
reih, ven Engländern das Durhfuhungsreht, das den franzöfiihen Rational- 
charakter beleidigte und oft mit Brutalität geübt wurde, ferner zuzugeftehen. Da⸗ 
gegen fchloß Lord Aberdeen von Seiten Großbritanniens mit Oefterreih, Preußen 
und Rußland am 20. Dec. 1841 einen ferneren Bertrag zur Unterbrädung bes 
Sklavenhandels ab. Diefer Vertrag dehnt das Durchſuchungsrecht über den ganı- 
zen atlantifchen Ocean und an ven weftlichen und öftlichen Küften Afrika's aus. 
Die Schiffe follen wie nach den Konventionen von 1831 und 1833 von ben 
Gerichten vesjenigen Landes, dem fie gehören, gerichtet werben (Priſengerichten). 
find ferner ſchon allen auf Grund ihrer Aus rüſtung zum Sklavenhandel zu 
verurtheilen und follen nad ihrer Verurtheilung zerftört werden. Diefem neuen 
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Bertrage traten fpäter viele Staaten bei: der deutſche Bund am 19. Juni, 
der dazu mit Defterreih, Preußen, Rußland ven Negerhandel für ebenjo 
frafbar wie Seeraub over Menfchenraub erklärte. Frankreich entſchloß fi nad 
einigen Jahren auf gleichen Fuß wieder zu kontrahiren. Es ſchloß deshalb einen 
Bertrag mit England am 29. Mai 1845 ab. Aber nit alle Staaten wollten das 
Recht der Durchſuchung ihrer Kauffahrer duch fremde Schiffe fich gefallen laf- 
fen. Namentlich It Nordamerika entſchieden dagegen, indem es, befonvers we⸗ 
gen der erceffiu überwiegenden Seekriegsmacht Englands, in folder Konceffion, 
ſelbſt zu ſo edeln Zweden eine abfolute Gefahr flieht. Doch ſchloß es mit Eing- 
land am 9. Aug. 1842 eine Konvention, wonach es ſich herbeiläßt, eine Wlottille 
von mindeftens 80 Kanonen an der afrilanifhen Küfte zur Ueberwachung bes 
Sllavenhandels aufzuftellen und eine gewiffe gemeinfchaftlidhe Operation mit ben 
dortigen englifchen Kreuzeru zu gewähren, ohne aber die fremde Durchfuchung 
anerilanifcher Schiffe zu koncediren. — Obwohl nniı auch Brafilien trog vielfacher 
gliher Bemühungen nicht beigetreten war, fo wagte doc England durch eine 
Parlamentsakte vom 8. Aug. 1845 die brafiliantichen beim Sklavenhandel betroffenen 
Schiffe fogar ohne Weiteres ven englifhen Anmtralttätsgerichten zu unterwerfen, 
wogegen aber Braftlien unterm 22. DH. 1845 feierlich proteftirte, indem es dieſe 
Akte als eoident gegen allen Gebraud, gegen alle Gerechtigkeit und als eine 
arge Berlegung der Würde und Unabhängigkeit des brafiliantihen Staats erklärte, 

Neuerlich ſcheint das Durchſuchungsſyſtem mehr in Verfall zu gerathen. 
England fcheint fih zu Überzeugen, daß jede Seepolizet zulegt doch nicht recht 
von Erfolg jet; es ſucht das Uebel an ver Wurzel anzugreifen und veshalb 
I Beftrebungen diret auf Civiliſirung ver afritanifhen Negervölker zu 
richten. 

Degen des Durchſuchungsrechts in Kriegszeiten ſ. Heffter, Völkerrecht 
‚ste Aufl., Berlin 1855) 8. 167, von Kaltenborn, Seerecht (Berlin 1851) 
Br. I. 8. 235 ff. Ortolan, diplomatie de la mer II 202 fi. Wheaton, 
droit des gens IE. 185 ff. — In Bezug auf den Sflavenhanvel: von Kalten- 
born Bd. II. 8. 215 nnd befonders das vollftändige biftorifche Material in Ch. 
de Martens et F. de Cussy, rccueil, tom V. 436 ff. v. Raltenborn. 


Dynaftieen, |. Fürſtenhäuſer. 
Dynaftifche Iutereflen, |. Monardie. 


E. 


Ebenbürtigkeit. 


Der Begriff „Ebenbürtigkeit“ hängt mit der Stanvesverfaffung eng zuſam⸗ 
men, er kann nur bei einem, in beftimmte Geburtöftänve geglieverten Volle vor- 
iommen und beruht auf eimem rechtlichen Gegenfage zwiſchen Stanbesgenoffen und 
Riht-Standesgenoffen. Die rechtliche Wirkung bes Ebenbürtigkeitsprincips äußert 
fh in dem Grundſatz: daß in gewiſſen rechtlichen Beziehungen nur Stanbeöge- 
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noffen mit einanver verlehren können, daß biefe untereinander eine höhere vedht- 
liche Berübrungsfähigkeit haben, als Ungenoffen. 

Bei dieſem Sachverhalt verfteht es fih von feldft, daß ver Begriff ter 
Shenbürtigleit nur im Zufammenhang mit der ſtändiſchen Entwidlung eines 
Volkes dargeftellt werden Tann. Je künftlicher vie ganze ſtändiſche Gliederung eines 
Volles georpnet ift, um fo tiefer wird der Ebenbürtigleitsgrundfag in die ver- 
fchiedenften Rechtsverhältniſſe eingreifen; je mehr eine Annäherung und endliche 
Ausgleihung der Geburtsftände ftattgefunden Hat, je weniger wird das Eben: 
bürtigleitäprincip in Anwendung kommen. Diefer Sat findet in der Gejchichte 
feine vollftändige Begründung. 

Im Mittelalter wirkt das Ebenbärtigfeitsprincip nicht nur bei allen Stän- 
ven, ſondern auch in verſchiedenen Nechtsinftituten. Es Tomımt zur Anmwenbung in 
procefiunliihen Berhältniffen und in privatrechtliher Beziehung. Im heutigen 
Recht kommt das Ebenbürtigkeitsprincip nur bei dem hohen Adel in Betradt; 
es tft ein vem Privatfürftenreht ausſchließlich angehörendes Inftitut; 
bet allen andern Ständen bat es rechtlich keine Bedeutung mehr. 

Ferner beſchränkt ſich aud beim hoben Adel die Wirkſamkeit auf das Fami⸗ 
lienrecht, beſonders auf die Schließung von Ehen. Nur in fehr untergeorpneter 
Weiſe übt es noch Einfluß in procefiualifcher Beziehung, bei den, fog. Pärsgerichte- 
höfen der Stanbesherren. 

Zur größern Ueberfichtlichleit zerlegen wir bie ganze gefchichtliche Entwidlung 
des Ebenbürtigkeitsprincips in drei Perioden: 1) Alte Zeit, bis zum 11. Jahr⸗ 
hunderte; 2) Mittelalter, bis zum Ende des 15. Jahrhunderts; 3) Neuere Zeit, 
der nenere Reichsſtaat bis zu feinem Untergange. Daran knüpfen wir 4) eine 
Erörterung über die rechtliche Wirkung des Ebenbürtigkeitsprincips in der Gegen- 
wart, indem wir es als ein Inftitut des heutigen Privatfürftenrechtes juriftifch 
feftzuftellen haben. 

1. Alte Zeit bi8 zum 14. Jahrhundert. Die altveutihe Verfafſung 
ift eine freie Volksverfaſſung; ver Schwerpunkt ver politiiden Macht ruht in ver 
Berfammlung der freien Männer. Diefe, vie ingenui, boni homines, arimanni, 
exercitales find die vollberechtigten Gemeindemitglieder; fie entfcheiven in ver 
Bollsverfammlung über alle wichtigen Angelegenheiten, fie finden das Recht in 
den Gerichten, fie vertheivigen im SHeerbann, als waffenfähige Krieger, das 
Baterland. Unter diefen Freien giebt es allerdings gewiſſe Familien, welche durch 
alten Geſchlechtsruhm ausgezeichnet, eine Art von Adel bilden (Uravel, nobilitas). 
Die Entftehung dieſes Uradels entzieht ſich jeder Hiftoriihen Betrachtung; ebenfowenig 
laſſen ſich in diefer Zeit beitimmte Vorrechte für ihn nachweilen. Das Wefen des 
Adels ift Erblichkeit; Hierauf, nicht auf das Maß feiner Vorrechte fommt e8 an. 
In diefer Periode iſt der Adel noch Fein abgefchloffener Stand, er gehört zum 
großen Stand der Freien; nur infofern bat er eine politifhe Bedeutung. Den 
Freien gegenüber flanden die Unfreien, servi, welche im-Bfientlihen Leben gar 
feine Berechtigung batten. Dieſe Unfreiheit Tonnte wohl durch Freilaffung beendet 
werben, doch gewährte dieſe feineswegs alle Rechte der Freien, am wenigften die 
politifchen. Die Freigelaſſenen bildeten zwiſchen Unfreien und Bollfreien eine 
Mittelklaſſe. Bei diefer hohen Bedeutung der Freiheit (Ingenuität) trat der Ge— 
genfag zwiſchen Bollfreien und Unfreien in den VBorbergrund; nur zwifhen ihnen 
zog das Ebenbürtigleitsprincip eine ſcharfe Schranke, von einer jtändifchen Ab⸗ 
fonverung des Adels war kaum noch die Rebe. 

Diefe ältefte Geburtsſtandesverfaſſung blieb nad der Völkerwanderung in 
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ven nen gegrünbeten Reihen, auch im Frankenreiche, im Weſentlichen dieſelbe. 
In den Boller:chten werben nur bie Ehen zwiſchen Freien und Unfreien verboten 
und oft mit Barten Strafen belegt. ‘Der Unfrete, welcher fi mit einer Freien 
verheirathet, erhöht daburd niemals feinen Geburtsftand; eine Freie, welche fich 
mit einem Unfreien verheirathet, verliert dadurch wenigftend ihre Freiheit. Alle 
Kinder ans folgen Ehen folgen immer ver ärgern Hand, d. h. demjenigen Eltern- 
theil, welcher niedriger geboren ift. Ia, einige Volksrechte ſetzten auf ſolche Ehen 
vie Todesſtrafe; beſonders ftreng waren fie in den Bollsrechten ver Langobarden, 
ter Sachſen, der ripuariſchen Franken, ver Weſtgothen verpänt. Auch die Ehen 
wilhen ven verſchiedenen Arten ver Unfreien waren nicht geftattet, ebenfowenig 
follten fi) Hörige und Freigelaſſene miteinander verbeirathen. 

Ju diefen Sphären galt in ver erften Periode das Ebenbürtigfeitsprincip 
in feiner ganzen Strenge; Geburteftandesgleichheit bildet die nothwendige Voraus⸗ 
egung zur Entflchung einer rechtlich wirkſamen Verwandtſchaft; Unebenbikttige 
fonnten bie Rechte eines Mitgliedes der Sippe nicht erwerben. Allein alle viefe 
veſtimmungen bezogen ſich nur auf die verfchtenenen Klaffen ver Unfreien; gegen 
Ehen freier Perfonen untereinander konnte vom Standpunkt der Ebenbürtigfeit 
fein Einwand erhoben werben. Die gemeine Freiheit hatte noch eine fo hohe Be⸗ 
tentung, daß Adel umd Freiheit, im Gegenfa zur Knechtſchaft und Höorigkeit, 
faft für identiſche Begriffe galten. 

I. Mittelalter vom 11. bi8 zum Ende des 15. Jahrhunderte, 
Shon am Ende ver vorigen Periode entwidelten fi Verhältniſſe, welche ven 
ionft fo hohen Werth der Gemeinfreiheit herabfegten. Durh Drud und Beamten- 
willkür verloren viele Heine Gemeinfreien ihr Grundeigenthum; fte begaben ſich 
in ven Schuß der Mächtigen, ver geiftlichen und weltlichen Großen, ließen fich 
anf den Gütern verfelben nieder und mußten Abgaben und Dienfte leiften. Viele 
ber großen Grunbbefiger erwarben für ihre Beſitzungen die Immunität, welde 
anfangs nur in der Vertretung ihrer freien und unfreien Hinterſaſſen beftand, 
fih aber allmählig in eine felbftftändige Gerichtsbarkeit verwandelte; dadurch wurde 
einerjeits die Gauverfaſſung durchlochert und endlich gefprengt, andererſeits wur⸗ 
den dadurch die öffentlich- rechtlichen Verhältnifie der freien Hinterſaſſen, die fonft 
freie Gaugenoſſen waren, fehr beeinträchtigt. Es entwidelte fi eine mächtige 
Deamtenariftofratie der Herzoge und Grafen, welche bei zunehmender Schwäde 
des Königthums immer mehr Gelegenheit fanven, ihre großen Reichsämter und 
Drneficien ebenfo erblich zu machen, wie ihre Allovialfamilienbefigungen von Ur» 
rung am es gewefen waren. Aus ven großen Reichsbeamten wird ein erblicher 
dürſtenſtand, welcher im 12. und 13. Jahrhunderte ſchon als ein fertiger Stand 
ver Hodfreien, ver Semperfreien vafteht. Während der Sachſenſpiegel noch 
mehr an dem veralteten Princip der erften Periove hängt und ven Hauptaccent 
anf die Vollfreiheit legt, bat fih fhon im Schwabenfpiegel die neue Stanves- 
verfaffung vollftänbig ausgeprägt. Die Hochfreten oder Semperfreien ſind bier ein 
abgeſchloſſener Stand und zwar ber hödfte Stand der Nation, ein berrichen- 
der Adel. 

Am beftimmteften fpricht fi das Standesprincip des hohen Adels in dem 
Art. TO (Laßb.) aus: „Ex is niemen semper vri . wan des vaters und muter. 
und der vater und der muter sempaer vri warn. die von den miteln vrien sint 
geboren . die sint och mitel vrien . und ist ioch die muter sempaer vri und der 
vater mitel vri . diu kint werdent mitel vrien . und ist der vater semper vri und 
din muter mitel vri . diu kint werdent aber mitel vrien.“ Wie fonft nur für 
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Ehen zwiſchen Freien und Unfreien, ſo gilt jetzt auch für Ehen zwiſchen Semper⸗ 
freien und allen andern Klaffen ter Freien ver Grundſatz: „das Kind folgt ber 
ärgern Hand“. Diefe Semperfreien find ver herrſchende Staub im beutjchen 
Reiche, indem fie einerjeits als Lanvesherren ein beftimmtes Territorium regieren, 
undererfeits als Theilhaber an den Reichsverfanmlungen ein Mitwirkungsrecht bei 
der Reihsregierung haben. Wegen des lettern Rechts gerade heißen fie Semper- 
freie, welches Wort aus „Senpbarfrei” entftanven tft; et find demnach viejenigen 
Freien, welche berechtigt find, des Kaiſers Send, synodıus, Berfammlung zu be- 
ſuchen. Alſo gerade auf dieſe Eigenfchaft, welche ſpäter als Reichsſtandſchaft 
bezeichnet wurde, legte man vamals ſchon das Hauptgemidt. 

Während fih fo ein Theil ver freien unter günftigen Umſtänden zu dem 
berrihenden Stande ver Nation hinaufarbeitete, wurde eine große Anzahl ver 
frühern Freien zur Vogteipflichtigleit, ja zur Hörigkeit binabgevrädt. "Der alte 
Stand ver Freien löste fih auf, die gemeine Freiheit verlor ihre hohe Bedeu⸗ 
tung. Die Gemeinfreien, welche ſich gegen vererblihe Abgaben in den Schug ber 
Mächtigen begeben hatten, wurden als Pfleghafte, Vogtleute, advocatii, be- 
zeichnet und in manchen Beziehungen ganz wie Cigenleute behanvelt. Dagegen 
batte fi eine Klaffe ver frühern Unfreien zu einer höhern Stellung emporgefhwun- 
gen; ed waren dies die fog. Dienftimannen oder Minifterialen. ‘Diefelben 
wurden früher ganz wie Eigenleute behanveit, doch nur zu ehrenvollern Dienften, 
namentlich Kriegs: und Hofvienften gebraucht, fie führten eine kriegeriſche Lebensart 
und befaßen Beneficien, anfangs nach Hofrecht, fpäter auch nad) Lehenrecht. Eine 
gleiche kriegeriſche Lebensart führten zum Theil diejenigen Freien, welche ihren alten 
Freiheitsſtand bewahrt, jede Vogteipflichtigkeit und Zinsbarkeit von fi ferngehalten 
und ihr altes Allod in feiner Freiheit behauptet hatten. Wegen ihrer Schöffenbarteit 
im Grafending hießen fie die Schäffenbarfreien. Mit vem Untergang des alten 
Heerbanns, mit der fteigenden Bedeutung des Neiterbienftes verloren vie Meinen 
Gemeinfreien ihre alte Waffenehre; nur die größern Freien waren fähig ven foft- 
fpteligen Roßdienſt zu leiften. Die Waffenfähigkeit, früher eine ehrende Eigenjchaft 
aller Freien, befchräntte fich jegt nur auf eine Heine Anzahl von freien, fle wurbe 
zu einer ariftofratifhen Auszeihrumg. So entftand das Nittertbum. Diefelbe 
Eigenfhaft der Waffenfähigfeit und ver kriegeriichen Lebensweiſe fand ſich aber auch 
bei einem Theile ver Uinfreien, den Minifterialen, vor. Dadurch wurde allmählig 
eine Berichmelzung der Minifterialen und ver ritterbärtigen Freien vorbereitet und 
enbli durchgeführt. Aus den Minifterialen und einem Theil der Schöffenbaren, 
die ſich einer erblichen kriegeriſchen Lebensweiſe befleiigten, entftand ein neuer 
Stand, der Ritterftand, deſſen Lebensprincip kriegeriſche Ehre war. 

Im Sachſenſpiegel hat fi diefer neue ſtändiſche Entwicklungsproceß noch nicht 
frirt, es tft dafelbft nocd) wenig von Rittern die Reve; im Schwabenfpiegel fine 
bie Ritterbürtigen bereits als die Mittelfreien zu erfennen; im Keinen Kaiſerrechte 
(aus dem 14. Jahrhundert) bildet das Nitterthum bereits den Mittelpunkt ver 
ftänbifchen Entwidlung. So fteht im 14. Jahrhundert als zweiter Geburtsftand 
neben den Semperfreien, nobiles, der Stand der Nitterbürtigen, milites. 
Iener ift ver erbliche Herrfcherftand, viefer der erblihe Kriegerftann. 

Erft allmählig wurde ver Nitterftand, nicht aber die Nitterwürbe, erblich. 
Anfangs war die Abftammung von Rittern feine nothwendige Vorausfegung. Aber 
feit dem 12. Jahrhundert wurde es anders; bie Ritterbürtigleit wurbe die Be 
dingung zur Erwerbung ber Ritterwürbe, zur Erwerbung von Lehen, zur Führung 
der ritterlihen Waffen und zur Theilnahme an ven Turnieren. Die ritterbürtigen 
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Geſchlechter ſchloſſen fi immer mehr gegen vie übrigen Bemeinfreien ab und 
bilceten einen höher berechtigten Geburtsſtand umter den freien. Keineswegs allen 
Shöfienbaren gelang es in diefen Ritterſtand zu treten, fo daß dadurch ein Theil 
ver Unfreien, vie Dienftmannen, einen böhern Geburtöftand errungen als ein 
großer Theil ber frühern Freien. Imerhalb des Nitterftandes verſchwand feit dem 
14. Jahrhundert jeder Unterſchied zwifchen freien und unfreien ritterbirtigen Ge- 
ſchlechtern völlig, indem die Dienftmannen jede Spur ihrer frühern Tnechtifchen 
Eigenfhaft abftreiften. Der Gegenfag zwifchen Freiheit und Unfreiheit fand nur 
noch in den unterfien Sphären ver een ftatt. Währenn aud in ven 
Städten bie Unfreiheit völlig verſchwand (pie Luft macht frei), unterſchied man 
unter den Bauern noch Freie und Unfreie. Um fo fchärfer prägte ſich ver Ge- 
genfag zwiſchen Edlen und Gemeinen aus; vie Geburtsſtandesverfaſſung wurde 
von dem feudaliſtiſchen Prindp völlig durchdrungen. 

Mit diefer neuen Standesentwidlung erhielt auch ver Begriff der Ebenbärtig- 
kit eine weitere Wirkſamkeit. Wie ſich vie Semperfreien, die Familien des Herren- 
ſtandes, von allen andern Klaſſen trennten und ein beſonderes Geburtsrecht in 
Anjpruch nahmen, fo ſchloß fi auch ver neu gebilvete Ritterftand gegen bie 
Gemeinfreien ab. Die zu Schild und Helm Gebornen betrachteten fih ala Ge— 
noffen, alle andern als Ungenoffen. Ueberhaupt unterſchied man bei dieſer 
feudaliſtiſchen Geburtöftandesverfaffung: 1) Genofien, 2) Ungenoffen over Unter- 
genofien, 3) Webergenoffen. . 

Die rechtlihen Wirkungen bes Ebenburtigkeoprincips zeigten ſich in ver⸗ 
ſchiedenen procefſualiſchen Inſtituten: 

1) beim gerichtlichen Zweikampfe. Hier ſtand ſeſt, daß Niemand ver- 
pflichtet war die Herausforderung eines Untergenoſſen anzunehmen; nur einem 
Genofien over Uebergenofien durfte man den Kampf nicht weigern ; 

2) beim Zeugniß. Keiner durfte über ven Andern ein gerichtlihes Zeug⸗ 
niß ablegen, wenn er nicht deſſen Genoffe oder Hebergenofje war. Niemand brauchte 
das Zeugniß eines Untergenoffen gegen fich gelten zu laflen; 

3) beim Urtbeilfinden. Es brauchte Niemand ein Urtheil über fi füllen 
zu laſſen außer von feinen Genoſſen; man konnte jeden Urthelsfinder unter feinem - 
Stande zurückweifen. 

Uebrigens konnte in allen viefen drei Fällen des gerichtlichen Verfahrens der 
Uebergenoſſe auf fein Recht ver Rekuſation verzichten und z. B. das Zeugniß, das 
Urtheil des Untergenoſſen gegen ſich gelten laſſen. | 

Natürlich machten fih die neuern Geburtsſtandesunterſchiede vor allem im 
Eherecht geltend. Wie oben bemerkt, hatten ſich die Semperfreien auch in dieſer 
Beiehung bereit von allen andern Stänven geſchieden. Nicht fo ſchnell gelang 
es den Ritterbürtigen ſich im Eherechte von ven nidt=ritterblirtigen Freien zu 
trennen. Anfangs galt noch die Ehe zwifchen ven ritterbürtigen und den nichts 
itterbürtigen, aber vollfreien Gefchlechtern für ebenhürtig; vie freie, nicht ritter- 
bärtige Fran wurde ihres Mannes Genoffin: „Rittereweib hat Rittersrecht.‘ 
Allein immer fchärfer wurbe die Grenze zwifchen Nitterbürtigen und Nidht-Ritter- 
bürtigen gezogen und wenigftens im Lehenrecht wurden Kinder aus ſolchen Ehen 
nicht für fucceffionsfähtg angefehen und folgten ver ärgern Hand. Während man 
früher, noch im fächflfchen Lehenrecht, nur Abſtammung von einem ritterbürtigen 

er und Großvater. verlangte, wurde fpäter Erfordernig „von Bater und 
Mutter rittermäßig, Schiives- und Wappengenoß zu fein“. Als die feupaliftifchen 
Geburteſtandesunterſchiede ihren Höhepunkt erreicht hatten, galt es ale Grundfag, 
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daß aud in eherechtlicher Hinfiht nur Genoffen fih miteinander 
verbinden follten. Ehen zwiſchen Ungenofien waren zwar nicht abfolut ver- 
boten und unmöglich, aber ſtets mit rechtlichen Nachtheilen verbunven: ver Mann 
aus einem höhern Stande zog feine niedrigere Frau nicht mit zu ſich herauf; die 
Frau aus einem höhern Stanve fanf dagegen in ven Geburtöftann ihres niebriger 
gebornen Mannes herab; die Kinder folgten immer der ärgern Hand. 

Diefe Ebenbürtigleitsgrunpfäge im Eherecht wirkten nicht nur auf das Ber- 
bältniß ver Gatten zu einander und der Eltern zu ben Kindern, fonvern auch 
auf die weitern Verwandtſchaftsrechte ein. Eine rechtlich wirkfame Blutsverwandt- 
[haft war nur unter der Vorausſetzung der Ebenbürtigleit möglich, der tiefer- 
ſtehende Ehegatte wurde in rechtlicher Beziehung fein Glied der Sippe over Bluts⸗ 
freundſchaft, er erwarb burc feine Ehe vurdaus Feine Berwandtenredte; 
eine Verwandtentutel und eine Erbfolge nach Geblütsreht war nur unter Eben- 
bärtigen möglich; Ungenoffen blieben ausgeſchloſſen. 

In dieſes künſtliche und vielgeglieverte Geburtsftanvesfyftem des fpätern deut⸗ 
[hen Mittelalters trat nun fett dem 15. und 16. Jahrhunderte, als eine nene 
Maht, das römifhe Recht, veflen Aufgabe es in vielfadher Beziehung war, 
die ftarren Schranken des Feudalismus zu brechen und ven Begriffen der Staats- 
einheit und der bürgerlichen Gleichheit wieder Geltung zu verfchaffen. Diefes 
leitet uns zur dritten Periode über. 

III. Neuere Zeit; der neuere Meichtftaat bis zum Uutergaug 
deſſelben. Das ältere römifdge Recht hatte in ſich ähnliche Gegenſätze durchge⸗ 
macht wie das beutfche; jene Kämpfe über pas connubium zwifchen Batriciern 
und Plebejern waren aber feit Jahrhunderten ausgefämpft und das juftinkanifche 
Net hat jenes Eheverbot aus Standesrückſichten zwiſchen Freien aufgehoben. 
Alle Ehen unter Freien galten für gleich und rechtlich wirkſam; die Frau trat in 
den Stand des Mannes, mochte fie vorher einem höhern oder nieverern Geburts: 
ftand angehört haben, fie theilte alle feine Würben und Ehren, die Kinber folgten 
vem Bater. Weder in dem Vormundſchafts⸗ noch im Erbrecht kam Stanvesungleid- 
beit in Betracht. Nur Ehen zwifchen Freien und Sklaven waren rechtlich) unmög- 
ih. So ftand das römifche Recht im Wefentlihen zwar auf demfelben Standpunkt 
wie das alte deuntſche Recht ver erften Periode; es bildete aber einen ſchroffen 
Geyenfag zu dem ausgeprägten feudaliſtiſchen Geburtsftandesunterfchieb des fpätern 
mittelalterigen Rechtes, welches zur Zeit feiner Reception das geltende war. 

Mit piefen Grundſätzen des römifchen Rechtes maßen die Iuriften die deut: 
ſchen Geburtsftandesverhältniffe; in ihren Schriften ignorirten fie die deutfchrecht- 
lihen Ebenbürtigkeitsprincipien vollſtändig oder erflürten fie in ihrer romanifiren- 
den Weife fir unvernünftige Gewohnheit („consuetudo non magna rationc suffulta“). 
In der Gloſſe zum ſächſiſchen Land- und Lehenreht haben vieje romaniſtrenden 
Principien ſchon tiefe Wurzeln gefchlagen. Es heißt vafelbft: „des Mannes Ehre 
zteret fein Weib und adelt fie” ; „es find fonft fein ander leut in ver Welt mehr, 
al8 eigene und freie". 

Diefe von den römiſch gebilveten Iuriften behaupteten Grunbfäge konnten in 
gewiffer Beziehung um fo eher Gültigkeit gewinnen, als fie mit einer wirklich 
berechtigten Zeitrihtung, mit einem praftifchen Lebensbedürfniß Hand in Hand 
gingen. Der fchöpferifche Keim war aus der mittelalterigen Geburtsſtandesverfaſ⸗ 
fung gewichen; bie bisherigen Geburtsftandesunterfchiene verſchwanden oder ver⸗ 
‚Ioren menigftens ihre bisherige Schärfe. Entfchieven wurbe es zu einer allgemein 
anerlannten Lehre des gemeinen Rechtes, daß die Ehe zwifhen einer Per— 
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fon des Ritterfiandes mit einer bürgerlichen feine Mißheirath, fon- 
vern eine ebenbärtige Ehe fei und daß auch hier vie Kinder dem Stande 
ves Baters, nicht der ärgern Hand, folgten. Mit der Veränderung bes Sriegs- 
weiens verlor der Ritterfiand feine hervorragende Bebeutung, er konnte daher ven 
übrigen Freien gegenüber feine abgefchloffene Stellung nicht mehr behaupten und 
jo wurbe bier dem römiſchen Recht der Sieg Über das alternve fenbaliftifche Princip 
ver Gehurtöftandesverfaflung möglich. 

Anders verhielt es fi) mit dem Stand ver Semperfreien, veflen Kern wir in 
den reihsftändifhen Häuſern wieder finden. Allerdings verfuchten vie Romani⸗ 
fen auch gegen ihn ihre nivellivenden Principien in Anwendung zu bringen; aber 
ihre Theorie Tonnte hier Leinen feften Boden gewinnen, weil ihr die lebenvige 
Macht der Thatſachen nicht zur Seite fand. Während der Nitterftand, als erb- 
licher Kriegerſtand, mit der alten Kriegsverfaſſung fein Lebensprincip verlor, wurbe 
be Stellung des Herrenſtandes durch diefe Veränverung nicht gefährbet; vielmehr 
bob jüh feine Bedeutung mit ber weiten Entwicdlung der deutſchen Reichsverfaſ⸗ 
fung immer mehr. Diejer hohe oder herrſchende Adel wurde der Inbegriff der⸗ 
jenigen Geſchlechter, welche Landeshoheit und Reichsſtandſchaft beſaßen. Dieſe bei- 
den Rechte gewährten dieſen Familien eine fo glänzende und hervorragende Stel⸗ 
lung, daß fie fih in ihrer abgefchloffenen Öeburtöftandesverfaffung nit nur 
behaupten, fonvern auch noch befeftigen Tonnten. Durch die Vereinigung bes 
Herrenſtandes in veicheftänbifchen Kollegien wurbe bie Grenze gegen alle andern 
Stände auf's fchärffte gezogen. 

Die romanifirenden Juriſten flellten freilich in ihren Schriften auch bier den 
abſtrakten Grundſatz bin, daß jene Ehe eines reicheftändifchen Herrn mit einer 
Freien eine vollgültige und ebenbürtige Ehe fei. Ignorirten fie dod überhaupt 
jede Rechtsbildung, die fi nicht ans dem Corpus juris konſtruiren ließ. Wer 
aus ihren Schriften das wirkliche Herkommen des deutſchen Fürftenftandes ken⸗ 
nen lernen will, fhöpft daher aus trüber Duelle Ein praltiiher Staatsmann. 
dagegen, wie Beit Ludwig von Sedenvorf in feinem berühmten veutichen Yürften- 
faste bezeugte 1655 das Gegentheil: „Nach altem Herkommen Deutfchlands ver- 
heirathen ſich Die deutſchen Fürften und vornehmen Reichsgrafen an keine andern 
Terfonen, als welche aus fürftlichen, gräflichen oder venfelben gleichgeachteten. Ge⸗ 
ſchlechtern geboren find; und find Erempel anzuziehen, daß im alle es eine 
färftlige und hohe Perfon hierin anders gehalten und an eine gemeine vom 
Adel ober bürgerliche Stanbesperfon fi) vermählte, es ihnen nicht allein zur 
boſen Nachrede gereicht, ſondern auch ven aljo erzielten Kindern ihr Stand und 
Acht zur Landesregierung fehr beſchnitten, auch wohl aberfannt over fie mit 
geringen Gütern abgewiefen worden.“ Der befte Beweis für dieſes feftftehenve 
herklommen des Fürſtenſtandes ift, daß man in fo vielen fürftlichen Häufern durch 
jo viele Gundert Jahre findet, daß die Fürften nur Ehen mit reichsſtändiſchen 
Geſchlechtern geſchloſſen haben und unter fo vielen hunderten fürftlicher Vermäh— 
lungen 618 in das 16. Jahrhundert fich Yaum ein paar Beifpiele des Gegentheils 
nachweiſen Infjen. Allein dieſes im Fürſtenſtand beſtehende unleugbare Herkommen 
wurde ſeit dem 16. Jahrhundert allerdings durch zwei Umſtände einigermaßen 


1) vurch eine falſche Anſicht vieler Juriſten, welche ven ſog. niedern Adel 
für denſelben Stand mit dem Herrenſtand over hohen Adel hielten und deßhalb 
Gleichheit einer Ehe zwiſchen Mitglievern des hohen und niedern Adels behaup⸗ 
teten, Eine ſolche grundfalſche Anficht war nur möglich in einer Zeit, wo jede 
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hiſtoriſche Keuntrißß der eigenen Rechtazuſtände fehlte und man ſich allein mm bie 
nominelle Gleichheit der Bezeichnung hielt. Im fireng-veutichen Sinn des frühen 
Mittelalters war nur der Herrenſtand wahrer Adel; ver fog. niebere Adel war 
An Stand der Dienenden, deſſen Glieder zum greßen Theil ame wirklicher 
Unfreiheit fi empergenrbeitet Hatten, wer hohe Adel dagegen ein &tazb ber 
Herrſchenden, welcher wie im Reiche, fo im einzelnen Territorium zur Herr 
ſchaft berufen war. - 

9) Dar die kaiſerlichen Standeserhoͤhungen, melde ſeit dem 16. Jahr- 
hundert bie frühern Standesunterſchiede zu verwiſchen begaunen. Der Katfer galt 
als Onelle aller Onaden, Titel und Warden. („Und iſt auch kein Übel... er 
fet von Königen, Fürſten, Herrn over andern, ber feinen Anfang aubers habe, 
dann von dem heiligen Reiche, als dem Grunde alles Adels“, heit es im einem 
Diplom K. Sigismunds vom I. 1473.) Ws mit dem Anfange des 15. Jahr⸗ 
hunderts bie Titel des hoben Adels vom Kaifer öfter an —— Familien 
verliehen wurden, zweifelte Niemand daran, daß ein fo erhobenes Geſchlecht im 
bie Genoffenſchaft ver alten Semperfreien eintrete, es erhielt alle Vorrechte des 
hohen Avels, beſonders die Reichsſtandſchaft, obgleich die bloße Staubeserhöhung 
fein reichſunmittelbares Gebiet gemähren konnte. Damals umfaßte der Begriff des 
hohen Adels alle fürſtlichen, gräflihen und freiherrlichen Familien; fie alle waren 
oder warten als ſolche reichsſtändiſch. Die Reichsſtandſchaft Bing im Tiefer Zeit 
nicht mehr wie früher nothwenvig mit ver Landeshohen zufammen, fie wurbe als 
ein perſönliches Recht betrachtet. 

Wäre diefe rechtliche Auffaffung des hoben oder reicheſtändiſchen Adels bie 
herrſchende geblieben, fo wäre bamit allervings die alte Grundlage biefes Standes 
zerftört worden. So lange es dem Kaifer nöllig frei fland, jeden Bünftling nach 
Belieben in dieſe erlanchte Genoſſenſchaft einzuführen und ihm bamit bie höchſten 
Prörogative zu verleihen : war die Geburtöftandesverfaflumg des hoben Adels einer 
bedrohlichen Aufldſung auögefegt. Allein fehr bald ermannten fi nie alten Ge⸗ 
ſchlechter des hohen Adels und brachten den in Vergeſſenheit gerathenen Grundſatz 
von der dinglichen Grundlage ver Reichsſtandſchaft wieder in Erinnenmg und 
im Jahr 1653 zur Anerkennung -in ver Wahlkapitulation; ver Beſttz eines reichs 
unmittelbaren Gebiets mit Landeshoheit wurde vie reichögefegliche Bedingung ver 
Reichsſtandſchaft. Die Ertbeilung eines hohen Avelstitels von Selten des Raifers 
reichte nicht mehr zur Erlangung der Reichsſtandſchaft bin; es gehörte dazu noch 
hinreichende Dualificirung mit einem Immevdiatbeſitz und Juſtimmung des kurfürſt⸗ 
lichen und desjenigen Kollegtums, im welches die Aufnahme ftattfinden ſollte 
Kamen dieſe Beringungen nicht hinzu, fo blieben vie nen erhöhten Adelsgeſchlechter 
unverändert in Ihren bisherigen ſtaatsrechtlichen Verhältniffen, wenn fie auch eben 
fo erhabene Titel wie bie veichöftändifcken Oeſchlechter führten. Dieſe Fürſten, 
Grafen und Herren konnten, dem blos ritterbürtigen Adel gegenüber, feine fiaate- 
rechtlich bevorzugte Stellung in Anſpruch nehmen. 

Da ber Begriff des hohen Adeis nie veichögefegglich feſtgeſtellz werben tft, fo 
entſtand unter den Juriften ein lebhafter Streit, ob viele Hoc aber wicht 
zur Reichsſtandſchaft gelangten Gefchlechter zum hohen Adel zu rechnen feien, wo⸗ 
mit natürlich die Entſcheidung über die Ebenbürtigkeitsfrage eng zufanunenkeg. 
Bejahte man dieſe Frage, fo konnte jene Ehe eines Reichsſtaudes durch einen 
Taiferlihen Gnadenbrief in eine ebenbürtige verwandelt werben. In ber That 
wurden auch ſolche Taiferlihe Stanveserhöhungen ausgewirkt und benupt, um eine 
an ſich unebenbürtige Ehe in eine gleiche und ebenbärtige zu verwanbeln. Bei ben 
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vernſchtedenen Unfichten der Juriſten über den Begriff des hoben Abels my bie 
Grenzen der Ebenbürtigkeit konnten ſolche Stanveserhöhungen zur Erhebung von 
Anfprüchen, Seitens der Deſcendenten ans folhen Chen, benutt werben und bei 
ver ſchwankenden Praris der Reichsgerichte ließ ſich der Erfolg eines ſolchen Pro- 
ceſſes nit mit Sicherheit vorausfehen. 

Die reichsſtäͤndiſchen Häufer benutzten daher einen beſonders hervorſtechenden 
Fall von Mißheirath, um dem Standeserhöhungsrecht des Kaiſers Schranken zu 
ziehen. Herzog Anton Ulrich von Sachſen-Meiningen hatte ſich mit einer Perſon 
birgerlihen Standes, Philippine Elifabeth Säfarin (nicht Schurmann, wie fie 
gewöhnlich genannt wird) verheirathet; er erwirkte für viefe feine Gemahlin ein 
Fürſtendiplom von KR. Karl VI. im Jahr 1727, ihre Kinder wurden „nach ger 
meinen Rechten” für rechtgeborne Fürften und Fürftinnen, ja felbft für fuceef- 
ſionsfähig erflärt; leisteres wurde jedoch bereit8 vom Kaiſer 1731 wieder fus« 
pendirt. Diefer Fall im Haufe Sachſen, welches von jeher vie firengften Eben- 
bärtigfeftsgrumdfäge behauptet hatte, erregte die Aufmerkſamkeit des Fürſtenſtandes 
im höochſten Grave, und veranlafte die Aufnahme folgender Yalferliher Zuſage in 
vie Wahllapitulation von 1742 Urt. XXII S. A: 

„Noch auch den ans unſtreitig notorifher Mißheirath erzeugten 
Kudern eines Standes des Reiches ober aus folhem Hauſe entfpeoffenen Herrn 
zur Berfieinerung des Hanfes die väterlichen Titel, Ehren und Würven betlegen, 
viefweniger diefelben zum Nachtheil der wahren Erbfolger und ohne deren befon- 
dere Einwilligung für ebenbürttg und fucceffionsfähig erflären, auch wo dergleichen 
vorhin bereits geſchehen, ſolches für null und nichtig anfehen und achten.” Hierzu 
winden in der Wahlkapitulation von 1790 noch folgende Zufäge gemacht: Nach 
ven Worten: „unftreitig notortfcher Mißheirath“: „oder einer glei anfangs ein⸗ 
gegangenen morganatiſchen Ehe”, ımd am Schluſſe: „Soviel aber die noch 
erforverlihe nähere Beſtimmung anbetrifft, was eigentlich notoriſche Mißheirathen 
fen, wollen Wir den zu einem baräber zu faffenden Regulativ erforderlichen 
Reichsſchluß baldmöglichſt zu befördern und angelegen fein laſſen.“ Ä 

Ein ſolcher Reichsſchluß tft aber nicht erfolgt; eine geſetzliche Regulirung 
ver Ehenbürtigleitsoerhältniffe der reichsſtändiſchen Häufer hat daher nie Be 
funden. Wie in den meiften Lehren des Privatfürſtenrechts, fo beruht auch hier 
leg auf dem Herkommen ber reichsftändiichen Häuſer. Auf dieſes nimmt 
and jene berühmte Stelle der Bahllapitulation allein Nüdficht; fie will Teines- 
wegs frgend einen neuen Begriff von Mißheirath aufftellen, fondern nur das 
alte Herkommen beftätigen. 

Bei diefem Mangel gejeglicher Beſtimmungen Aber Mißheirathen ftellten die 
Iuriften fehr verſchiedene Grundſätze auf. Mande flarre Romaniften fuhren fort, 
an anf die Ehen des Fürftenflannes die Grundfätze des römiſchen Rechtes un- 
bebingt anzuwenden und erflärten jede Ehe mit einer freien PBerfon für eben- 
bärtig. Allein nach jener Stelle der Wahlkapitulation war eine ſolche Behauptung 
lanm noch möglich. Wir finden daher unter ven nenern Staatsrechtslehrern eigent- 
lich nur noch zwei Hanptanfichten vertreten: 

1) die larere Anficht, welche behauptet, daß ver Hohe Adel, d. h. Abſtam⸗ 
mung ans einem Geſchlechte, welches Reichsſtandſchaft und Landeshoheit befige, 
fin wefentliches Erforderniß für die Gleichheit der Ehe fei. Die Vertheidiger die⸗ 
fer Anficht gehen mannigfach auseinander und es ift bald auf alten fitftsmäßigen 
el, bald auf Reichsunmittelbarkeit, bald anf erlangte Titel des hohen Adels 
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Gewicht gelegt, bald blos der Beſitz der Standesrechte des nedern Adels ver⸗ 
langt worden; 

2) die ſtrengere Anſicht, welche hohen Adel, im oben feſtgeſtellten Sinn des 
Wortes, als Erforderniß für die Ebenbürtigkeit der Ehen anſieht. 

Dieſe beiden Anſichten bekämpften ſich, auch ſeit Erlaß ver Wahllkapitulation, 
unaufhörlich; und es tft eine merkwürdige Erſcheinung, daß ſich in diefer wichtigen 
Frage die beiden größten Heroen des älteren deutſchen Staatsrechts gegenüberftanven. 
3. 3. Mofer huldigte der larern, I. St. Pütter der firengern Anſicht. Der 
ehrwürbige Neftor des deutſchen Staatsrechts, I. 3. Mofer, ift weit entfernt 
von jener unbiftorifhen Weife ver ältern Romaniften; er giebt zu, daß es aller- 
dings im Mittelalter bis zum 16. Jahrhundert ein feftftehenves Herlommen des 
deutſchen hoben Adels war, nur unter fid Ehen mit voller rechtlicher Wirkung 
zu ſchließen und jede Verbindung mit tem niedern Adel als eine unebenbürtige zu 
behandeln, er giebt ferner zu, daß auch zu feiner Zeit „pie meiſten und gefchid- 
teften Staatsrechislehrer e8 für ein matrimonium juridice inseequsle unb bie 
Kinder daraus fir fucceffionsunfähig halten”, aber er behauptet: „daß es in ben 
legten Jahrhunderten nah und nah zu einem wahren und rechtskräftigen Her⸗ 
fommen geworben jei, daß die Ehe eines Fürften, mit einer gebornen Alten von 
Abel quoad effectus juris eine fürftenmäßige und gleiche Ehe ſei“. 

Moſer beruft fi zur Begründung dieſes angeblihen neuern Herkommens 
auf fieben Beifpiele, in welden vie Wirkfamfeit der Ehen mit dem niebern Adel 
anerlannt worden fei. Solche einzelne Fälle können nur dann eine für das Her- 
kommen entfcheidende Thatſache werben, fofern fi) zugleich annehmen läßt, daß 
man die Regel, welche bier befolgt worven tft, als eine von bem gefammten 
Fürſtenſtand beobachtete betrachtet hat. Mit Recht ift aber dagegen und wider die 
Wleitung eines allgemeinen Reichsherkommens aus viefen fieben Fällen geltend 
gemacht werben, daß entweder bie Agnaten ſolche Ehen anerfannt haben, wodurch 
jeve Ehe, auch bie mit einer Bürgerlichen, zu einer ebenbürtigen gemacht werben 
fann, ober daß befondere Umftände, namentlid religiösspolitiide Rüdfichten, 
vergleichen Mißheirathen die volle Wirkung einer gleichen Ehe verjchafften. 

Ferner berufen fi) Moſer und feine Anhänger auf die Praris der Reichs- 
gerichte, beſonders des Reichshofraths. Allervings lafien fih einzelne ſolche Er⸗ 
fenniniffe anführen, wo Ehen des Yürftenftandes mit dem nievern Übel als gleiche 
behandelt worden find; aber die Praris ift durchaus feine konſtante geweſen, fon- 
dern es liegen ebenjo Erfenniniffe in contrarium vor. Nie haben aber die Neichs- 
gerihte auf das Herkommen felbft, ald etwas Erwiejenes erkannt, fonbern 
ihre etwa hierher zu ziehenden Erfenntniffe ftügen fi mur auf ihre romanifirende 
und völlig unhiftorifche Theorie. Aber ließe fich felbft annehmen, daß bie Reichs⸗ 
gerichte fich jemals auf das Herkommen berufen hätten, fo würde doch ein folches 


Urtheil nicht mehr begründen, ald daß es Recht unter ven ftreitenden Theilen 


geworben iſt. In einer Sache, wo es für Gegenſtand ver Geſetzgebung des 
Reichs erflärt worden war (durch die Wahlfapitulation Karls VIL) über das Her⸗ 
fommen etwas Entſcheidendes feftzufegen, fonnte nicht einmal in frühern reichs- 
gerichtlichen Erkenntniffen eine Entjcheivung über das Herkoͤmmen gefucht werben. 
Ein ſolches reichsgerichtliches Erkenntniß hätte nur dann eine entfheivenne Norm 
werden lünnen, wenn der Kaifer und bie gefammten Reichsftände ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend eine ſolche Norm gebilligt hätten. Gerade das Entgegengefegte ift 
geſchehen. Weil der Reichshofrath ſich in einzelnen Fällen für die Gleichheit Der 
Then mit dem niedern Adel nusgefprocden hatte, erlic K. Friedrich IL von 
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Preußen, nach der WBahllapitulation Karls VII., ein Schreiben an den Kaifer 
des Inhalts: 

„Bir follen auch aus Zentfchpatriotifcher Gefinnung ganz unvorgreiflih da- 
für halten, daß Ener Kaiſerl. Majeſtät Reichshofrath fomohl als Reichshofcanzelei 
pro norma regulativa bei biefer Gelegenheit ein vor alles zu beſcheiden ſeien, 
daß alle diejenigen fürftlichen Heirathen fchlechterrings für ungleih zu achten, 
welhe mit Berfonen unter dem alten reichögräfliden Sig und Stimme in comitiis 
habenden Stande contrahirt werden und daß die aus folder Ehe zu erzeugenven 
Kinder weder zur fürftlihen Würbe, Titel und Wappen ihres Vaters noch zur 
Succeffion in deflen Reichelanve niemals fähig feten, noch dazu gelaffen werben 
tollen." Ganz in demfelben Sinne fpredden fi eine ganze Reihe fürftlicher Haus— 
gefege in 16., 17. und 18. Jahrhundert aus, welche gerade deßhalb erlafien 
wurden, weil ber Begriff ter Ebenbürtigfeit durch die verkehrte Doltrin ver 
Juriſten einigermaßen ins- Schwanlen gebracht worden war. Dieſe Hausgeſetze 
erllären ſich für die Beibehaltung bes ältern Herkommens und fprechen ſich dahin 
aus, dag zur Gleichheit der Ehe eines Neichsfürften erforderlich ſei, daß die 
Gemahlin dem fürftlihen oder wenigftens altreichsgräflihen Stande angehöre. 
a, es fchlofien fogar eine Reihe altfürftlicher Häufer eine Konvention, um ihre 
althergebrachten Standesgrundſätze über Ebenbürtigkeit aufrecht zu erhalten und 
eine fharfe Grenze gegen alle Mißheirathen zu ziehen. 

Je tiefer vie Wiſſenſchaft in das Weſen ver deutſchen Standesverfaſſuug ein- 
brang, je mehr fie fih von ben Banden einer falfchen romanifirenvden Doftrin 
losrig, um fo mehr trug fie au dem alten, feftbegründeten Herkommen bes 
deutſchen Fürſtenſtandes Rechnung. Seit ver Mitte des 18. Jahrhunderts drang 
eine tiefere Auffaffung des Begriffes „nes hohen Adels" pur, deſſen juriſti⸗ 
Ihe Sirirung nur möglich war, wenn man venfelben auf Landeshoheit und Reichs: 
ſtandſchaft begründete; kaiſerliche Stanveserhöhung konnte nach dieſer richtigen 
Anfiht die Rechte und Wirkungen des hohen Adels nicht geben; eine Mif- 
heirath konnte, felbft durch die Ertheilung der glänzenpften Titel an den niebriger 
gebornen Gatten, nicht in eine ſtandesmaͤßige umgelchaffen werben. Diefe Anficht 
gewann am Ende des vorigen Jahrhunderts durch Pütter’3 epochemachende Mo⸗ 
nographie „Über Mißheirathen veutfcher Fürſten und Grafen 1796" eine noch 
feftere Begründung. Zugegeben muß allervings werben, daß viele Familien des 
Reihsgrafenftandes und manche neue Yürftenhäufer diefe ſtrengen Grundſätze 
nicht feſtzuhalten vermochten und daß bier vielfach vie Ehen mit dem niedern 
kiftemäßigen Adel als ebenbürtig behandelt wurven. Der alte Fürſtenſtand bat 
dagegen ſtets das alte Herkommen feftgehalten; man bat ven Inhalt dieſes Her⸗ 
kommens aus unbaltbaren Gründen beftritten, aber es tft ſtets von ben alt- 
fürftlicden Häufern in ihren Hansgefegen anerkannt, öffentlich bis in die 
neuefte Zeit behauptet und weder burd die Reichsgeſetzgebung noch durch das, was 
in einzelnen Fällen wirfli dagegen geſchehen ift, auch nur im mindeften erjchät- 
tert worden. Diefe Grundſätze find durch die Aufhebung des Reiches nicht be- 
rührt worden, indem das Princip ver Ebenbürtigkeit auf einem feftbegründeten 
Herlommen des deutichen Fürſtenſtandes berubte. 

IV. Das Ebenbürtigkeitöprincip feit Auflöfung des Neiched« 
und im heutigen PBrivatfürftenrecht. Einige nivellirende Rheinbunds- 
prbliciften, wie 3. B. Gönner, ftellten freilich vie Anfiht auf, daß mit dem 
Untergange des Reiches, mie alles andere ältere Hecht, fo aud das Ebenbürtig⸗ 
leitsprincip untergegangen fei; fie beachteten d aber nicht, daß daſſelbe nicht 
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auf einem Artikel ver Wahllapitulation, fondern auf dem alten Herlommen der 
fürſtlichen Häufer beruhte, daß baffelbe nicht fowohl durch die Reichsſtandſchaft, 
fonbern vielmehr nur duch den mit ver Reichsſtandſchaft verbundenen Geburts- 
unterfchien bebingt jet. 

Duch die Bunbesafte Art. 14 bat aber das Ebenbürtigfeitsprincip fogar 
eine ausprüdliche und unzweidentige Anerkennung gefunden. Der Stand ber 
reihöftändifchen Familien war duch die große politiiche Kataftrophe in zwei fehr 
verſchiedene Klafien gejpalten worben; vie eine Klaffe war zur vollen Souveräne- 
tät emporgeftiegen, die andere Klaſſe hatte dagegen mit der Reichsſtandſchaft ihre 
Landeshoheit verloren. Die jupprimirten reichsſtändiſchen Häufer waren zu Unter- 
tbanenfamilien geworben; eine tiefgreifende ſtaatsrechtliche Kluft trennte fie 
von nun an von ihren ehemaligen Standesgenoſſen. Allervings hätten daher wohl 
über ihre Ebenbärtigfeit Zweifel entftehen können. Gerade um biefen etwaigen 
Zweifeln zu begegnen, beftinmte ver Art. 14 ber deutſchen Bundesalte: „daß 
diefe fürftligen und gräflihen Häufer fortan nichts deſtoweniger zu bem 
hohen Abel in Deutſchland gerechnet werden und ihnen das Recht ber Ebenbür- 
tigleit in dem bis daher damit verbundenen Begriff verbleibt". 

Der Urt. 14 ift nicht nur deßhalb fo wichtig, weil in bemfelben bie Eben- 
bürtigfeit ver fog. mebiatifirten Häufer direlt anerlannt wird, ſondern auch deß⸗ 
halb, weil er wenigftens indirekt ausfpridt, daß nur bie regierenden und bie 
finvesherrlichen Hänfer zum hohen deutſchen Adel gehören und im gegenfeltigen 
Ebenbürtigkeitsverhältniß fiehen, daß aber von dieſer Ebenbärtigleit der bloße 
bochtitulivte Ianpfäßige Adel ausgefchlofien if. Der für die mebtatifirten Häuſer 
ausgeſprochene Vorbehalt des hohen Adels und ver Ebenbürtigkeit würde ganz 
nuglos fein, wenn hoher Adel und Ebenbürtigkeit ſchon ohne weiteres an vie blos 
fürftliche oder gräfliche Titulatur geknüpft wäre, Die Worte „nichts deſtoweniger“ 
unterftügen unfere Auslegung; fie bejagen nämlih: Eigentlich iſt das Recht der 
Ebenbürtigkeit nur an das Verhältniß eines herrſchenden Adels geknüpft; vie 
Ungleichheit ver Ehe mit vem Übel, welchem dieſer rechtliche Charakter fehlt, 
wird als ein beftehenver, auf dem Herkommen beruhender Grundſatz ange- 
fehen. Obgleich nun den fog. Mebiatifirten die eigentliche Grunbbebingung ihrer 
Ebenbürtigleit, die Reichsſtandſchaft und die Landeshoheit entzogen ift, fo fol 
ihnen doch, aus Nüdfiht auf ihre frühere Stellung, die Standesgleichheit mit 
ihren ehemaligen Mitftänden ergalten werben. Es ift dies ein den ehemals reidye- 
ſtändiſchen Familien bundesmäßig eingeräumtes Privilegium, weldes nicht auf 
andere Familien ausgevehnt werten darf, wenn fie auch gleiche Titel führen. 

Da fehr viele neuere Hausgefege die Ebenbürtigleit als Erforderniß für vie 
Bollgültigleit fürftlicher Chen und bie Succeffionsfühigleit Der daraus entſproſſe⸗ 
nen Kinder feftfegen, fih aber nur felten auf eine Definition bes Ebenbärtigleits- 
begriffes einlaffen: jo ift es von hoher Wichtigkeit, daß wir gemeinrechtlid 
ben Begriff der Ebenbürtigkeit juriftifch feftftellen. 

As ebenbürtige Ehen find anzufehen: 

I. in Deutſchland felbft 

a) alle Ehen, welche vie regierenden Häufer untereinander fchließen, ohne 
Rückſicht auf ven Titel oder höhern Rang eines Haufes; 

b) alle Ehen mit den ehemals reichsſtändiſchen fürftlichen und gräflicden 
Häufern, auf welde ber Art. 14 der beutfhen Bundesakte anwendbar if. Die 
bloßen Titel des hohen Adels können dagegen feine Che zu einer ebenhürtigen 
machen, fo wenig wie aud tonveserhähungen eines Regenten bie Rechte ber 
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— ppe ſchmaͤlern können. Weder ver Bund noch ein pw deutſcher 

verän iſt im Stande, einem linterthauen ven deutſchen, d. h. ven in ganz 
—— geltenden hoben Übel zu verleihen; ein einzelner Sonperän nicht, 
weil er, als Deherricher eines einzelnen Bundesſtaats, kein für ganz Deutſchland 
verbindliches Privilegium zu erteilen vermag, vie Bunbesverfammlung nicht, 
weil für fie das Recht ver Stanbeserhöhung weder durch einen fpeciellen Borbe- 
halt, noch darch den in der Bundesalte ausgefprochenen Bundeszweck begründet 
werden faun. Somit ift bie Zahl der ebenbürtigen ſtandesherrlichen Familien in 
—— völlig abgeſchloſſen, ein Eintritt in den Kreis derſelben rar un⸗ 


Ki Außer Deutichland: 

Ale Ehen mit Gliedern auswärtiger europäifdher regterender 
Familien find von jeher als ebenbürtig angefehen worben. Es kommt dabei weder 
auf das Alter der regierenden Familie, no anf vie Größe bes Lanves an. Die 
haͤnſer Bonaparte und Bernadotte müſſen daher als vollſtändig ebenbürtig 
betrachtet werden. Ja fogar ſolchen Familien, welche ihre Souveraͤnetäͤt durch 
Revolution ober ein anderes Faktum wieder verloren haben, wird die Ebenbürtig⸗ 
keit in der Regel zugeftanden. Dagegen find Ehen mit auswärtigen lnterthanen- 
familien, wenn viefelben and noch fo glänzenve Titel führen, ale Mißheirathen 
anzufeben. Die Ehe eines deutſchen Prinzen aus einem regierenden Hanfe wit der 
Tochter eines framzäfifchen oder englifhen Duc over Marquis würde —— — 
nicht als ebenbürtig gelten können. Wohl aber macht die Erlangung der Scupe- 
tänetät über das kleinſte Fürſtenthum ven Inhaber verfelben und feine Familie 
cenbliriig. Der Marſchall Berthier würde, als Fürſt von Wagram und Groß⸗ 
würbenträger des framzöflfchen Kaiferreihs, feiner Gemahlin, einer bayerifchen 
Pringeffin, nicht ebenbärtig gewejen fein; er wurbe es aber, weil er vie Son⸗ 
veränetät über das Furſtenthum Nenenburg- erworben hatte und damit in bie 
Zahl der regierenden Fürften eingetreten war. 

Obgleich die englifhe Nobility eine fo bedentende und glänzende Stellung 
in focialer und fisat6rechtlicher Beziehung einnimmt, fo Mönnen doch ihre Glieder 
ven regierenden deutſchen Käufern nicht gleichgeftellt "werben. So konnte ver Prinz 
Eduard von Sachſen⸗Weimar (1851) mit der Tochter des Herzogs von Richmond 

nur eine morganatifche Che eingehen. — Bei ven auswärtigen, nicht fouveränen 
—* wird es darauf ankommen, ob eine Familie die Stellung eines wirklich 
—A Geſchlechtes cimnni, ob fie ein Analogon von Landeshoheit be⸗ 
ſizt. Unter Umſtänden wird ſich aledann bie Ebenburtigkeit einer ſolchen Ehe 
begründen laſſen. 

Das ſo feſtgeſtellte Ebenbürtigkeitsprincip des gemeinen deutſchen Privat⸗ 
färftenredhts bat aber Keine abfolut zwingente Kraft. Es Tann vielmehr jedes 
Fürſtenhans ein anderes Ebenbürtigleitsprincip durch Herlommen ober Hausgeſetz 
für ſich fanktioniren, wodurch das gemeinrechtliche Princip mopiflcirt, ver Begriff 
ver Mißheirath gelinder ober Ihärfer firirt werben Tann. So glauben wir aller- 
dinge, daß Heinrich Zöpfl in ſeiner Schrift über Miß heirathen mit großem 

n nachgewieſen bat, daß in dem oldenburgiſchen Haufe, insbeſondere in 
der Linie Holftein-Sonverburg-Auguftenburg ein Herlommen befteht ‚ welches vie 
Ehen mit Damen bes niedern Adels, befonders Gräfinnen, ale ebenbürtige gelten 
* Kann ein ſolches partiknläres Herkommen ober eine gleichartige hausgeſetz 

liche Beſtiumung nachgewieſen werben, fo tritt allerdings das gemeinrechtliche 
Princip, als blos fahfiviäre Norm, außer Anwendung. 
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In der Berfhärfung des Begriffes der Mißheirath wärben Dagegen die veut- 
ſchen fonveränen Häufer nicht fo freie Hand haben. Geſetzt, ein deutſches fou- 
veränes Fürftenhaus würde hausgefeglih nur die Ehen mit andern fonveränen 
Hänfern für ebenbürtig erflären; fo würde eine ſolche hausgeſetzliche Beftimmung 
‚gegen Art. 14 der deutſchen Bundesakte verſtoßen und fomit allen ſtandesherrlichen 
Häufern dagegen ein Nelurs an die Bumvesverfammlung offen ftehen. 

Nachdem die Grenzen ver Ebenbürtigkeit alfo feitgeftellt und zugleich vie 
möglichen Abweihungen von dem gemeinrechtlichen Princip ind Auge gefaßt fin, 
müffen noch folgende Grunpfäge für das praktiſche Recht hervorgehoben werben: 

1) Jede an fich nicht ebenbürtige Ehe Tann durch den hinzutretenden Kon⸗ 
fens der Aguaten in eine ebenbürtige verwandelt werben (fog. Heilung ber Miß- 
heirath). Diefer Konfens kann entweder fo ertheilt werben, daß die aus einer an 
fih unebenbürtigen Ehe gebornen Kinder ſogleich als vollſtändig ˖ſueceſſtonsfähig 
anerfannt werben ober fo, daß folhen Kindern nur ein eventuelles Erbrecht 
eingeräumt wird für den Fall, daß die ganze ebenbürtige Deſcendenz abgehen 
follte. Ein berühmtes Beifptel für den erften Fall ift die Vermählung des Fürften 
Leopold von Deffau mit der Upotheferstochter Anna Föſen (1698) mit agnati- 
fhem Konfens; aus biefer Ehe ſtammt das ganze noch blähenve Haus Anhalt 
Deflau; nur ein eventuelles Erbrecht erhielten z. B. die Nachkommen aus ber 
Ehe des Herzogs Ferdinand von Bayern mit der Marie Pettenbed (1588) zu- 
geftanven; doch find die Nachkommen aus viefer Ehe, vie Grafen von Wartem- 
berg, im Jahr 1736 erlofchen. 
| 2) Ift eine folde Ehe, wie 3. B. die zwifchen Leopold von Anhalt-Deflau 

und Anna Föſen, in der betreffenden Familie einmal als ftandesmäßig anerkannt, 
fo kann den daraus entiprungenen Defcenventen von ben Ugnaten niemals bie 
ftandesmäßige Abſtammung beftritten werben. 

3) Die Ebenbürtigfeit eines fürftliden Kindes Tann immer nur nah ben 
Grundſätzen beurtheilt werden, die in dem Fürftenhaufe gelten, welchem -vaffelbe 
nach feiner Geburt angehört. Iſt es in feiner eigenen Yamilie als Prinz ober 
Prinzeffin anerkannt, jo müſſen e8 alle andern Familien ebenfalls als ebenbärtig 
gelten laffen. Niemand bezweifelte 3. B. die Ebenbürtigfeit ver Ehe des Herzogs 
Karl Friedrichs von Holfteln-Gottorp mit der Groffürftin Anna von Rußland, 
obgleich letztere die Tochter einer gebornen liefländifhen Bäuerin war. Einen in- 
tereffanten Fall dieſer Art beantwortet Häberlin in feinem Staatsarchiv; er wirft 
die Frage auf: „Wäre die VBermählung eines deutſchen Reichsfärften mit ber 
Tochter des Herzogs von Glocefter eine Mißheirath ?" Prinz Wilhelm Heinrich, 
Herzog von ©locefter, vermählte fi 1766 mit der Lady Marie Waldegrave, 
Wittwe des verftorbenen Earl Walvegrave, uneheliher Tochter des Ritters 
Eduard Walpole. Nah englifchen Grunpfägen galt diefe Che, welche in Deutfch- 
land entfchieden eine Mißheirath gewefen wäre, als eine vollgältige Ehe. Häberlin 
hält daher mit Recht dafür, daß auch die Tochter des Herzogs von Gloceſter eine 
englifhe Prinzeffin und mithin die Ehe eines deutfhen Fürſten mit ihr Leine 
Mißheirath ſei. 

Dieſe drei letzten Sätze find hochwichtige Grundlagen des fürſtlichen Fami- 
lienrechtes; wer ſie leugnen wollte, würde das ganze Ehe⸗ und Erbrecht der 
fürſtlichen Häuſer in die unfäglichſte Verwirrung bringen. Es lann ver 
Ebenbürtigkeit eines Prinzen oder einer Prinzeſſin keinen Eintrag thun, wenn 
unter den Ahnfrauen derfelben fi eine Stammmutter von bürgerfi ober nie- 
derm abeliden Stande befindet, ſobald nur dem oben entwickelten age Der 
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agnatifchen Anerfennung Rechnung getragen ift. Eine ſtifts maäͤßige Ahnenprobe 
if niemals ein Inſtitut des deutſchen Privatfürftenrechts geweſen. 

Das Ehenbürtigleitsprineip gehört wefentlic dem deutfhen Fürſtenrecht an; 
es läßt ſich keineswegs als ein allgemeines Herkommen aller europäticher regie- 
renden Häuſer nachweiſen; fo hat 3. B. in England nie eine rechtliche Be⸗ 
ſchrͤnkung ver Ehen des königlichen Haufes durch das Ebenbürtigkeitsprincip flatt- 

den; unter ben frühern Dynaftien waren Ehen mit Yamilien der englifchen 

ity fehr häufig; unter dem Danfe Hannover find allerdings meiſtens nur 
Ehen mit regierenden Häufern gefchlofien, doc fehlt es auch an Beifpielen für 
das Gegentheil nicht, 3. B. die bereits erwähnte Ehe des Herzogs von Ölocefter. 
Ind durch die berühmte Royal Marriage Act vom Jahr 1772 wurde feine Be⸗ 
kimmung über die Ebenbürtigkeit der Ehen getroffen, fondern nur königliche Be⸗ 
willigung zu den Ehen der Familienglieder verlangt. Den Anſprüchen des Sohnes 
des Herzogs von Suſſer und der Lady Augufta Murray, dem Oberften Auguſtus 
d'Eſte auf die Rechte eines großbritannifchen Prinzen wurde keineswegs bie etwaige 
Unebenbärtigkeit feiner Mutter, fondern lediglich der Mangel des königl. Konfenes 
zu jener Eltern Ehe entgegengefebt. 

Am aller unbefchräntteften waren fonft die Ehen des ruffifchen Regenten- 
hanſes. Als der Czar Wafllius im 16. Jahrhundert eine auswärtige Yürftin zu 
beirathen beabfichtigte, erklärten ſich die Anefen dagegen und führten ihm 1500 
Auffinnen zur Auswahl vor, und von Peters des Öroken beiden Gemahlinnen 
wor die erfte eine ruſſiſche Fürſtin und die zweite eine liefländiſche Bäuerin; auch 
Peter IL. war noch mit einer ruffifhen Großen aus dem Haufe Dolgorufy ver- 
wählt. Dagegen ift in dem Hausgefege 8. Aleranders I. vom 20. März 1820 feſt⸗ 
gelegt: „Daß wenn irgend ein Glied der Taiferl. Familie in ein Chebündniß 
mit einer Perſon tritt, die nicht die entſprechende Wurde befist, das iſt, nicht zu 
irgend elnem xegierenden Fürftenhanfe gehört, in einem folden alle das 
Glied ver kaiſerlichen Familie dem andern Theil nicht die den Gliedern ber kai⸗ 
ſerlichen Familie zulommenden Rechte ertheilen und die in einer folden Ehe er- 
zengten Kinder Fein Recht zur Thronfolge haben follen." Das ruſſiſche Haus- 
geiles von 1820 ift alfo In feinen Ehenbürtigfeitögrundfägen ftrenger als alle 
Hausgeſetze und das Herkommen der fouveränen beutfhen Häufer, indem nad 
vemfelben fogar Ehen mit den veutfchen flandesherrlihen Häufern nicht als eben- 
bürtig gelten können. 

Das Herkommen in ven europätfchen Regentenhäuſern iſt jedenfalls zu abwei⸗ 
chend, mm daraus ein gemeinſames Ehenhürtigteitsprincip ableiten zu können. Nur 
foviel ſteht unbeftritten feft, daß fich alle chriftlichen europälfchen Regentenhäufer 
antereinanber als ebenbürtig anfehen. Vollkommene Bärfhaft aller Sou- 
veräne und, falls ihr Recht erblich ift, Ebenbürtigkeit ihrer Familien unter einander, 
ft als ein feſt⸗ flehenves Princip des enropäifchen Völkerrechts anzufehen. — 

Schließlich bemerken wir noch, daß das politifche Urtheil über das Princip 
ver Ebenbürtigkeit fehr verſchieden ausfallen muß, je nachdem man dabei entweder 
Privatfamilien oder Regentenhäufer vor Augen bat. Ein Wbfchliegen einzelner 
Stände im Eherechte ift mit einem gefunden Volksleben unverträglidh; es verwan- 
beit das enropätfche Princip der Geburtsftände in ein aftatifhes Kaftenwefen. 
Es erzengt Haß und Verachtung zwifchen ven fo abgefchloffenen Ständen, während 
serade in wechjelfeitigen ehelihen Verbindungen eine humane Ausgleichung der 
verfchiedenen Geburtsftände ftattfindet. Ueberall find dieſe Schranken gefallen, wo 
das Bollsleben ſich auf gefunde Weife fortentwidelt hat. Wo noch einzelne Refte 
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einer folgen Taftenmäßigen Abſcheidung vorkommen, Können biefelben nur ala zu be- 
feitigende Ueberbleidfel einer überwundenen Rechtsanfchauung gelten. Je Iebensträf- 
tiger und geſunder fich eine Ariftofratie entwidelt, um fo weniger wird fie fich kaſten⸗ 
artig abſchließen, fondern vielmehr in lebendiger Wechjelbeziehung mit den übrigen 
Kreifen ver Nation bleiben, um, wie die englifhe, immer tüchige Elemente aus 
den Kern nes Volles an fich ziehen. Die Nation wird auf fie, wie auf ihre Blütbe, 
nicht wie auf eine gehäfftge bevorredhtete Kafte fehen. 

Anders fällt dagegen das Urtheil aus, wo es fih um die Ehen ver NRegenten- 
ha uſer handelt, Hier ſprechen allervings manche Gründe des öffentlihen Wohles 
gegen die Ehen mit Unterthanenfamilien. Die Regentenfamilte fol eine erhabene 
Stellung über allen andern Samilien des Landes einnehmen; jeve Ehe mit Unter- 
thanen brächte Privatfanıilien ver regierenden und fo das Privatinterefle dem 
Öffentlichen zu nahe. Mit Einreißen folder Ehen würde bem geführlichften Ne⸗ 
potiemus und ber Herrſchaft einer Familienkoterie Thür und Thor geöffnet. Es 
liegt in der Natur der Sache, daß bie neuen Berwanbten fo viel als möglid 
beraufgezogen und begünftigt werben. Solde Begünftigungen Tönnen aber nur 
auf Koften der Staatslaffe und des zurückgeſetzten wahren Derbienfes ftattfinden. 
Es werben bei Zulafiung folder Ehen mit Unterthanenfamilien leicht Zuflinve 
eintreten, wie in den geiftlihen Staaten, dem Kirchenſtaate und den deutſchen 
geiftlichen Fürſtenthümern, wo die dem Unterthanenftand angehörigen Famillen des 
geiſtlichen Wahlfürften ein Nepotenregiment führten unb auf Koften des Landes 
fih im höchſten Grade bereicherten. Dabei find alsdann finatögefährliche Par⸗ 
teiungen ber großen Adelsgeſchlechter, ver geftürzten und erhobenen Nepotenfamilien 
unvermeidlich. Die erhabene unpartelifche Stellung, welche dem Herricherhaufe ge- 
bührt, ift dabei gefährbet. 

Während daher inı gewöhnlichen Privatrecht überall der Begriff der Mißhei⸗ 
vath verſchwunden ift oder wenigftens im Verſchwinden begriffen ift, weil demſelben 
jedes geſunde Lebensprincip fehlt, läßt ſich feine Beibehaltung im Fürſtenrecht aus 
Gründen des allgemeinen Wohles rechtfertigen. — 

Literatur. Für die gefchichtliche Entwidiung der deutſchen Stanbesverhält- 
niſſe ift die, gründlich gelehrte DMeonographie von Göhrum: Geſchichtliche Dar- 
ftellung der Lehre von der Ebenbürtigkeit nad) gem. beutfchen Rechte II Bände. 
Zübingen 1846, zu nennen. Yür die Ebenbürtigfeitsichre beſonders: Mofer in 
feinem großen Staatsreht Bo. XIX., in feinem Familienſtaaatsrecht Bd. II. 
Pütter: Ueber Mißheirathen deutſcher Fürften und Grafen 1796. Heffters 
trefflicher Auffag im feinen Beiträgen zum beutichen Staate- und Fürſtenrecht, 
Berlin 1829. I. Abhandl. und” Derfelbe in ver Zeitfchrift für deutſches Hecht 
Bd. U. 9. 2. H. Zöpfl: Ueber Mißheirathen in ven deutſchen regieren- 
ven Fürſtenhäuſern überhaupt und in dem olvenburgifchen Geſammthaus ins- 
befondere, 1853. Die Ebenbürtigkeitsfrage ift in neuerer Zeit in folgenden Fällen 
beſonders beiprochen worden: 1) bei der Erörterung ber Anfprüde bes Oberften 
d'Eſte auf die Prärogative eines hannöverſchen Prinzen; 2) bei den Anfprüchen 
des Löwenftein’schen Haufes auf eventuelles Erbrecht in Bayern; 3) bei bem 
Bentinck'ſchen Proceſſe. Eine fehr überfichtlihe Darftellung ver in diefen Streit- 
fragen erwachſenen Literatur giebt R. v. Mohl in der Bierteljahrsfchr. 1842. Ar. 17. 
Ueber die Ebenbürtigleit und ven hoben Mel ver ftanbesherrlihen Häufer ſiehe 
befonderd Pernice (Jusstiones de jure public. Germ. Part. III. Itele 1835 
und Kohler Handbuch des Privatfürftenrechtes 8. 32. 

Hamann Sqhulge. 
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L Begriff. Der ſittlich⸗ organiſche Charakter des Rechtes wird in leiner 
Juſtitution deutlicher offenbar, ald in ver Ehe, ver Grund» und Gentralinftitution 
der Familie. Eben durch die fittlidhe Idee und ihre rechtliche Geftaltung erhebt fich 
die Ehe über den Konkubinat, in ähnlicher Weiſe wie das Eigenthum Aber dem 
bloßen Beſitz. Die Naturordnung weist auf die Ehe hin, und infofern kann man 
fogen, die Ehe berube auf einem göttlichen Geſetz. Wie die Eine Menſchheit 
in die beiden Geſchlechter zerfällt, von denen Feines für fih allein die ganze Menſch⸗ 
beit darſtellt, ſondern nur beide in ihrer Verbindung, fo wird auch individuell 
ver ganze Menſch nur im der ehelichen Verbindung von Dann und Frau darge 
felt. Das Bedürfniß und der Trieb zu dieſer Geſchlechtsverbindung iſt daher 
von der Natur in den menjchlichen Körper gelegt; und bie Fortpflanzung bes 
Menſchengeſchlechts wird durch dieſe Einigung bebingt. Wber wenn auch tie Natur 
bie Ehe als Geſchlechtsergänzung und Herftellung der vollen Einheit des Menfchen 
gewollt und zu verfelben hingeleitet bat, die Ausbildung bes Inftitutes ſelbſt und 
vie Erfüllung der Ehe im einzelnen Fall ift doch fehr weſentlich das freie Wert 
des Menſchen. In dem Inftitut der Ehe haben bie Völker ihre Uebergeugung _ 
von der fittlichen Nothwendigkeit dieſer Geſchlechtsverbindung ausgefprodhen, in bem 
einzelnen Ehen aber fuchen bie Individuen ihre perſönliche Ergänzung zu finden. 
In jenem wird das gemeinfame Gefeg, in viefen bie individuelle diehe und Frei⸗ 
kit offenbar. 

Nur ein grobes. Mißverſtändniß der neueren Naturrechtslehre hat in ver Ehe 
ein bloßes Vertrags verhältniß, oder gar nur einen obligatorifchen Kontrakt 
chen Eöumen. Dasfelbe ift nicht viel beſſer als vie ältere barbarifche Meinung, daß 
ver Mann vie Frau zu feinem ‘Dienfte erfaufe oder erfämpfe, wie ein Pferd oder 
ine Kuh. Die Ehe ift nicht ein obligatorifches Band, weldes den Mann zu 
diefen, die Frau zu jenen Leiſtungen verpflichtet, fle bat wohl auch vermögens- 
tchtlihe Wirkungen, aber viefe find nur ſekundär, nicht primär. Das Welen der -. 
Ehe ift iu der perfünligen Ergänzung ber Ehegatten, nicht in einzelnen 
Leiſtungen, am wenigften in blos vermögensrechtlichen Leiftungen zu fuchen. Die 
Ehe bat daher einen familtenrechtlichen, keinen obligatorifchen Charakter. Sie ift die 
Gefglehisverbinpung von Mann und Weib, nicht eine Gefellfchaft 
zweier Eigenthümer. Wohl wird fie durch die freie Willensübereinftimmung ber 
Serlobten, und infofern durch Bertrag begründet; aber der Inhalt des Familien⸗ 
verhaͤltnifſes, das wir Ehe heißen, wird nicht von dem Belieben ver Kontrahenten 
beſtimmt. Der Beftand und der Gehalt der Ehe ift nicht von ber wechſelnden 
Bilfür der Ehegatten abhängig, etwa wie der Beſtand und Gehalt eines Mieth- 
verhältuiffes ober einer Societät; fondern beide find durch vie höhere fittliche Ord⸗ 
zung gegeben, welcher das Individuum feine Willkür unterorpnen muß. Das Juſtitut 
ver Ehe iſt alfo nicht ein Produkt ver bloßen Konvenienz, fondern ein wejent- 
licher Beſtandtheil der fittlichen Weltorhnung. 

Es if} ebenfo noch eine unciviliſirte — obwohl in Gefegen civilifirter Völker 
ausgeſprochene Anficht, daß die Kindererzeugung der Hauptzwed ber Ehe fei. 
Die Kinderergengung ift doch nur eine Frucht der Ehe, aber die Ehe ſelbſt beſteht 
ver der Frucht und abgejehen von der Frucht. Die Geſchlechtsverbindung 
und Lebenseinigung von Mann und Frau tft der erfte und Hauptzwed ber 
Ehe. Auch bie Hinberlofe und von Anfang als Tinderlos vorgefehene Ehe ift eine 
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wahre Ehe. Die Ehegatten ſuchen und finden in ber Ehe ihre perſönliche Er- 
gänzung. Sie tft die Einheit des vollftänpigen Menſchen. Diefe Wahr⸗ 
beit bat das höchſte Alterthum ſchon als Idee gelannt, wenn auch nicht in ber 
realen Redtöbilvung geübt. „Mann und Weib werben fein wie Ein Fleiſch“, 
ift ein uraltes Wort der mofaifhen Schöpfungsgefhichte (1. Mof. 2, 24). 

Aber erft vie fortfchreitende Civiliſation bat nah und nad die Wechſel⸗ 
-feitigfeit der perfönlichen Ergänzung verftehen ‚gelernt; die älteren Rechte haben 
faſt uur die Herrſchaft und die Luft des Mannes bedacht. Ebenfo wird es erft 
allmälig Mar, daß die Ergänzung des Geſchlechtes nicht blos eine leibliche, 
fondern auch eine feelifche fet, daß fie auch eine Rehtsgenoffenfhaft und 
eine moralifhe Tebensgemeinfhaft fei. In ven früheren Rechten wird vie 
fleiſchliche Verbindung vorzugsweiſe und faft ausſchließlich beachtet. 

Die Ehe iſt voraus Geſchlechtsverbindung; und die Geſchlechter ſind 
leiblich. Ohne den Gegenſatz der Geſchlechter, ohne Mann und Frau keine Ehe. 
Inſofern iſt die Ehe durchaus ein irdiſch-menſchliches Verhältniß. Ste ſetzt 
die männliche und weibliche Körperbildung voraus. Darum reicht ſie auch nicht 
über das irdiſche Leben hinaus. Es läßt ſich denken, daß die individuelle Liebe 
und Freundſchaft fortdaure unter den fortlebenden Individualgeiſtern nach dem 
irdiſchen Tode, aber die Ehe hat mit dem Tode aufgehört, denn dieſer löſt mit 
dem Sehe auch das Gefchleht auf. „Im Himmel wird nicht gefreit“, lehrte 
auch Jeſus. 

Die Ehe iſt ferner eine Rechtsverbindung der Ehegatten. Was das 
deutſche Wort Ehe (Rwa) — Recht und Bund ausprüdt, iſt in der That bie 
wefentlichfte Seite der Ehe. Die leibliche Geſchlechtsgemeinſchaft tft auch außer der 
Ehe als Konkubinat denkbar, und es ift eine Ehe denkbar, weldye ver religiöfen 
Heiligung und Weihe ermangelt, wie 3. B. die Ehe in dem fpäteren römifchen 
Neiche, bevor das Chriftenthum Eingang fand, over mandye Ehen von Nichthriften 
in unferer Zeit. Uber die Rechtsverbindung iſt nicht wegzubenfen, wenn man 
nicht den Begriff ver Ehe jelbft aufgiebt. Infefern ift die Ehe allerdings wefentlich eine 
Rechtsinftitution. Daraus ergiebt fich Die organifch übergeorpnete Stellung 
des Mannes, in veſſen Familie, Haus (Domtcil), Stand, Volls⸗ und Landrecht 
die Frau eintritt, und hinwieder im normalen Zuftand bie genoffenfhaftliche 
Stellung der Fran, als ver rechtmäßigen und ebenbürtigen Lebensgefährtin 
des Mannes, daraus auch das Verhältniß zu ben ehelichen Kintern, daraus endlich 
das Güterreht der Ehegatten. 

Aber für das Neben ift dieſe Rechtsverbindung doch nur eine nothwendige 
Bedingung und von untergeorbnetem Werth. Höher als fie ift die volle Lebens— 
gemeinfhaft in allen übrigen Beziehungen, bie eheliche Sorge, Liebe 
und Treue, die fih nicht mehr als Necht beftimmen und orbnen läßt, in welder 
fih die ſittliche Bedentung ver Ehe kund giebt. Die moralifhe Seite des 
ehelichen Lebens iſt viel reicher, inhaltsvoller, als bie juriſtiſche Seite !). Und dieſe 


4 Fichte, Syſtem der Sittenlehre 5. 332 (448): „Der phyſiſche Menfch tft nicht Wann oder 
Weib, jondern er ift beides; ebenfo der moralifche. Es giebt Seiten des menſchlichen Charakters 
und gerade die edefften deſſelben, Die nur in der Ehe ausgebildet werden fünnen: die hingebende 
Liebe des Weibes, die Alles für feine Sefellin aufopfernde Großmuth des Mannes; — Bater- 
und Mutterempfindungen u. f. w. Das urfprüngliche Beftreben des Menichen ift egoiid; in der 
Ehe feitet ihn jelbft die Ratur, ſich in Anderen zu vergeflen und die eheliche Verbindung ift der 
Pr ige De , he Natur aus den Menfchen zu veredeln. Die unverheirathete Perſon ift nur zur 
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woralifche Bedeutung wird von Alters ber unter den höher civilifiiten Völkern 
am liebften und gemeinverfländlichften in religiöfer Form ausgefproden, So 
erſcheint die Ehe in ihrer Vollendung auch als ein religiöſes Band. Durd 
vie Weihe der Religion wirb dann bie phyſiſche Gefchlechtöverbindung verebelt und 
geheiligt, und bie fittliche Würde der Ehe geoffenbart. 

Es tft daher wünſchenswerth, daß die eheliche Lebensgemeinſchaft aud in ver 
religiöfen Gemeinſchaft fih bewähre, und die Ehe ift die vollfommenfte, 
in der nicht blos der Mann und bie Frau, fondern auch die Individualgeiſter 
ver Ehegatten fi harmonisch zufammen finden und ergänzen, in der bie Ehegatten 
zugleich die intimften Freunde find. Es ift unläugbar ein Mangel, wenn in ven 
wihtigften religiöfen und geiftigen Dingen vie Ehegatten völlig aus einander gehen. 
Aber wir dürfen doch nie vergefien, daß das eigenfte Geiſtesleben rein indi— 
vidnell ift und niht auf ven Geſchlecht ern beruht, daher aud nicht an bie 
Ehe gebunden fein kann. Es ift fittlich nicht anftößig, wenn der Mann in feinem. 
Seiftesieben nicht bios mit männlichen Freunden näher verbunden ift als mit 
feiner Frau, ſondern auch von einer Freundin beffer und harmoniſcher verftanben 
und geförbert wird als von jener; und es verlett nicht die ehelihe Treue, wenn 
die Ehefrau in ihrem religiöfen Glauben mehr Bertrauen zu einem ‘Dritten bat, 
als zu ihrem Ehemann, und fi an einen Gewiflensfreund in dieſer Hinficht näher 
anſchließt ald an ihren Mann. Nur die Bermifhung mit gefchlechtlihen Neigungen 
bringt eine Gefahr, nicht die Unterfcheivung der verfchienenen Verhältniſſe. Das 
Eherecht darf fi nicht weiter erftxeden, als fo weit vie leiblihe und feelifche 
Geſchlechtsgemeinſchaft reiht. Jenſeits dieſer Grenze ift das Individualleben 
auch nicht durch die Ehe gebunden, ſondern bewegt fih mit inpividueller 
Freiheit. 

Man hat bisher jene Grenze und dieſen Unterſchied, obwohl ſie im wirklichen 
Leben uns tauſendfältig ſichtbar werden, in der Wiſſenſchaft zu wenig beachtet. 
Die Ehe iſt ohne Zweifel vie engfte venkbare LTebensgemeinfhaft unter ven Men⸗ 
ſchen, aber dieſe ehelihe Gemeinfhaft wird mit dem Tode nothwendig geläft. Die 
Freundſchaft ift keine fo enge Körpergemeinfchaft, aber fle ift eine innere Geiſtes⸗ 
und Eharakterverbindung, die auch nad der Auflöfung des Körpers noch fortleben 
fan. Die Ehe ift — weil körperlich — ausſchließlich, die Freundſchaft ift 
nicht ausichlieglih, fonvdern frei mittheilfam nad der Art des Geiftes, Die 
vollendete Ehe erhebt ſich daher geiftig zur Freundſchaft. 

II. Sefchichte. 1) Ein Leberblid über vie Geſchichte der Ehe macht uns 
einen höchſt peinlichen Einprud, wenn wir uns ber traurigen Verirrungen ber 
menfhlihen Sitten und Gebanfen und ihrer verderblichen Folgen erinnern, aber 
daneben auch einen tröftliden Einprud, wenn wir wahrnehmen, daß fich in ihr 
die unverkennbare Bereblung der menjchlichen Civiliſation abfpiegelt. Die begabteren 
und altiveren Völker der Erbe find heute — troß der noch beſtehenden Gegenfäge 
der Konfeffionen — in den wejentlihften Beziehungen doch über ven Begriff der 
Ehe einiger, und es ift die Ehe unter ihnen für beide Ehegatten ein würbigeres 
Berhältnig geworben, als in irgend einem früheren Zeitalter der Weltgeſchichte. 
Daneben verharren freilich die mindern und paffiveren Völker noch in Zuftänden, 
weihe dem Europäer als barbarifh oder doc als nur halb cioflifirt erfcheinen. 
Dice Zuftände weichen aber allmählich vor der europäiſchen Gefittung zurüd, deren 
Ueberlegenheit fi überall bewährt, wo ihr freie Bewegung verfiattet ift. 

2) Barbarifhe Zuſtände. Wilde Ehe. Die wohl ältefte und nieberfte 
Stufe der Ehe finden wir heute noch bei vielen wilden Völkern ver untern farbigen 
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Raſſen. Wir innen dieſe Geſchlechtsverbindungen, die wir unter mannigfaltigen 
Bedingungen bei ven Wilden m Afrika, Aflen und Amerika finden, kanm Eben, 
hochſtens wilde Ehen heißen. Ste erheben fich nur wenig über die Begattungen 
der Thiere, und find von dem Konkubinate noch nicht fcharf gefchienen. Die wilde 
Ehe ift eine Geſchlechtsverbindung ohne Würde und ohne fittliche Freiheit. Sie 
Mt nicht ein Beſtandtheil der gemeinſamen Rechtsorbnung und wirb nicht als Recht 
geſchützt. Ste ift leniglich der Willfär und ber wilden Kraft ver Individnen über- 
laffen, welche in ihr leben. Meiſtens behauptet ver Mann bier die entſcheidende 
Stellung. Er kauft over raubt Frauen wo er will und fo viele er will, er zwingt 
fle zu feinem Dienft und nöthigt fle, für ihn zu arbeiten. Er braucht und verachtet 
fie, und emtläßt fie, wenn er fie nicht mehr um ſich haben mag. Gelegentlich giebt 
er fie au dem Gaſte zum Gebrauch oder veräußert fie an einen andern Mamı. 
Nach Belieben hält er fih mehrere Weiber zu feinem Genufle. Die Btelwei- 
berei (Polygynie) tft immerhin weit verbreiteter als vie Bielmännerei 
(Bolyandrie). Zuweilen aber fehen wir auch die Fran als Herrin in ber wilden 
Ehe über mehrere Männer wie über ihre Knechte befpotifch verfügen, wie vor: 
züglih unter den dunkelfarbigen Stämmen von Hinterafien und der Säbfeeinfeln. 
Neben der eigentlichen Vielweiberei, in welcher doh Ein Mann die ganze Familie 
zufammenhält, und neben der verächtlichen Vielmännerei, in welcher immerhin vie 
Eine Frau auch die Einheit ver Nachkommenſchaft fihert, fommen überdem wechfel- 
feitige Gefhlehtsgemeinfhaften vor, weldhe die Einheit des Hauſes völlig 
unmöglich machen und die Fortpflanzung der Familie und des Geſchlechts gänzlich 
verwirren. Was die neuern Kommuniften und Mormonen als ihr Ideal ausge⸗ 
fonnen haben, ift demnach nicht allein Fein neuer Gedanke, es tft das nur die feit 
Jahrtauſenden geübte rohe Praxis der Barbarei 2). Derlei Verſuche, die Polygamie 
und Weibergemeinihaft neu einzuführen, Tönnen heute noch ımfere Civilifation 
befleden, aber nicht mehr verderben. Die farbigen Raffen felbft haben fich theilweife 
über dieſe thieriſchen Zuftände erhoben und allmählich breiten fich beſſere Geſetze 
auch über die barbarifhen Bölfer aus und helfen viefelben erziehen. 

3) Niedere aſiatiſche Eivilifationen. Die höhern Völfer ver lichteren 
Raften Haben von jeher auch von der Ehe edler gedacht. Ihre Geſchlechtsverbindung 
wurde daher durch die Religion geheiligt, und durch das Recht befeftigt. Der Unter: 
fhleb der Ehe und des Konkubinates trat num überall beftimmt hervor. Auch 
wo es dem Manne verftattet wird, neben der Ehefrau eine over mehrere Bei- 
ſchlaͤferinnen zu halten — das tft wirklich die Anficht des ganzen Orients —, 
nimmt doch die Ehefrau eine wirbigere Stellung ein, mit erhöhten perfönlichen 
Anſprüchen, und hat das eheliche Verhältnig ein dauerhafteres und ſchöneres Rechts⸗ 
aepräge. Sie allein bildet den Kern der Familie. 

er Gedanke ver Monogamie und einer nicht blos finnlichen Auffaffung ver 
Ehe, fogar die Begründung verjelben auf die mwechielfeitige eheliche Liebe, welche 
Biele erft in dem chriftlich-germanifchen Europa zu finden vermeinten, iſt dem 
Oriente nicht ganz fremd. Es ift nicht unwahrſcheinlich, daß die artfchen und 
bie femitifchen Völker urfprünglih vie Ehe als Monogamie begriffen und geübt 
haben. Ueberall geben unter ihnen einzelne Aeußerungen oder Sitten Zengniß, 


2, &. Klemm bat in feiner Allgemeinen Kulturgefchichte der Menichheit (feit 1843) eine 


grobe Anzahl von Beijpielen geianımelt. Daneben vgl. Richter in der Enchklop. von Erich und 
uber s. .v. Ehe (Ethnographie) und Unger, die Ehe, in der Einleitung. 
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daß die Monogamle ven höohern Mienichenrafien als das Ideal der wehren Ehe 
gleichſam angeboren iſt. 

Aber wenn auch die Monogamie in den untern Klaffen dieſer aſiatiſchen Be⸗ 
vollerungen hauptſachlich um der Schwierigkeit willen, mehrere Frauen und deren 
Kinder zu ernähren, thatſächlich das Gewöhnlichere geblieben iſt und die Polhgamie 
nmeiſtens doch nur von den reicheren und angeſehenern Männern geübt wird, fo 
iſt doch nicht zu verkennen, daß fich der Orient vorzugsweiſe dem Prineipe der 
Polygamie als dem wünſchenswertheren und durchaus erlaubten Ber- 
hältniß zugewendet bat. Die Juden machen hievon eine merkwürdige Ausnahme, 
indem fie umgekehrt von der Altern durch das moſaiſche Geſetz erlaubten Polygamie 
— nach der Art anderer ſemitiſcher Völker hatten fie höchſtens vier Ehefrauen 
and eine unbeftimmte Anzahl Kebfinnen — ſeit der Heimkehr aus der babyloni⸗ 
ſchen Gefangenſchaft zu der befieren Sitte ver Monogamie übergegangen find. 
Die alten indiſchen und die perfifchen Geſetze dagegen haben offenbar mono» 
gamifche Tendenzen, fie verftatten wohl auch eine zweite und noch mehr Ehefrauen, 
aber zunächſt nur megen Unfruchtbarkeit der erften und fortwährend hochgeehrten 
Frau. Indeflen vie Praxis der Fürften und nach ihrem Vorbild der übrigen mächtigen 
aub reihen Beſther hat in Indien und in Berfien überall mie in dem übrigen 
Orient, die Sitte reich ausgeftatteter Harems aufgebradht. Am meiften für vie 
Erhaltung dieſes vorläufigen Sieges des polygamifchen Princips unter den Volkern 
des Drients bat das Gefeg Muhammeds gewirkt. Der Koran (IV. 3) erlaubt 
ven Glaͤnbigen big vier Frauen und barüber beliebig viele Beifchläferinnen,; und 
da die Ehefcheivung außerbem e8 dem Manne leicht macht, auch die Ehefrau zır 
entlaſſen, ſo wird ver Wolluft des Mannes in der That faft keine Schranke gefest. 

In den muhammedaniſchen Reichen können wir dem auch bie verberblichen 
Folgen der Polygamie deutlich erkennen. Die Ueberlegenheit der europäiſchen Civi⸗ 
liſation usb des europälfdhen Staates liber den Orient beruht wejentlich barauf, 
daß Enropa der Monogamie, der Orient ver Polygamie ergeben ift. Die Polygamie 
erniebrigt den Begriff ver Ehe, Indem fie vie finnliche Seite derſelben vornehmlich 
berüdfiiätigt und die moraliſche Seite derſelben zuräd vrängt. Sie forgt für die 
Geſchlechtsluſt auf Koften ver vollen und wechfelfeitigen Lebensgemeinfchaft. Die 
rauen werben im Darem für vie Genüſſe des Harems erzogen. Die weibliche 
Ehre und Würde können fih da nicht entfalten, pie moralifche und geiftige Ent- 
widiung des weiblichen Geſchlechts bleibt verfämmert, die freie Wechſelwirkung 
zwifhen dem Mann und der Frau iſt unmdglih, vie Veredlung bes geſellſchaft⸗ 
iidyen Lebens, fir welche der Verkehr beider Geſchlechter unentbehrlich ift, wird 
getrennt. Die Gefellihaft befteht nur aus Männern, und bie Erniebrigung ber 
Weiber wirkt ſchaͤdlich zurüd auf die Sitten und die Bildung der Männer. Wie 
die Deipstie zugleich den Charakter der Unterthanen und des Deſpoten verbirbt, 
fo vrädt vie Haremsherrſchaft der Männer zugleich die fittlihen und foctalen An⸗ 
lagen der Frauen nieder und entnervt die Männer an Leib und Seele. Eine 
höhere Stufe der Civiliſation ift nur da möglid, wo beide Gefchlechter, jedes in 
feiner Weiſe, gemeinfam an verfelben arbeiten, und durch edle Wechſelwirkung 
fich fürdern. 

Eine eigenthümliche Anfiht von der Ehe, melde bier noch Erwähnung ver 
dient, tft die chineſiſche. Die Inftitutionen China’ mahen auf uns einen 
bald kindiſchen, halb alt-Mugen Eindruck. Die chineſiſche Civiliſation iſt vornehmlich 
vie Civiliſation der Schule, in welcher die Lehrmethode mit Hülfe des Stods regiert. 
Dem patriarchaliſchen Charakter des Reiches der Mitte entipricht e8 aber, daß bie 
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Inftitution der Ehe verhältnigmäßig wohl georhnet if. Der chineſiſche Staat ſelbſt 
ift noch eine große Yamilie; und alle Familie führt auf die Ehe als ihren Aus⸗ 
gang zurüd. Die chinefifche Ehe ift weſentlich monogamifh 3. Wie ver Maun 
an ber Spige des Haufes fteht mit großer Gewalt, fo vermittelt auch vie Ehefrau 
al8 Hausmutter in einem ganz fpecififhen Sinn die Einheit der Familte und 
ver Nachkommenſchaft. Dem Manne iſt es zwar geftattet, neben der Einen recht: 
mäßigen Ehefrau noch Kebfinnen zu halten, und mit biefen Kinder zu erzeugen; 
aber dieſe Kebfinnen find nur Mägde ven beiven Ehegatten gegenüber, und bie 
von ihnen geborenen Kinder gelten vor dem Rechte ald Kinder ver Einen 
Ehefrau. Die Kebfinnen dienen nicht blos dem Hausheren, fie dienen auch ver 
Hausfrau, indem fie für viefe Kinder gebären und die Eine ehelihe Familie ver- 
mehren beifen. Das Uebel ver unehelichen Zeugung wird auf biefe merkwürdige 
Weile gemilvert. Aber auch die hinefifche Ehefrau wird noch von dem eiferfüichtigen 
Dann in das Frauenzimmer eingefhloflen, und es fehlt auch hier ver freiere 
efellige Verkehr der Ehegatten mit der Welt, welcher das europäifche Leben jo 
Sehr verſchönert und veredelt. 

4) Höhere europäijdhe Civiliſation. Die harakteriftiichen Merkmale der- 
felben find hauptſächlich: 1) vie entfchievene Berbrängung der Polygamie durch vie 
Monogamie; 2) die Würbigung der Frau aud in moralifher und rechtlicher 
Beziehung ald Genoſſin ves Mannes; 3) die Befreiung der Frau aus ben 
Banden des Harems und des Haufes und die Theilnahme verfelben an vem ge- 
felligen Leben; 4) die Berwerfung des Konkubinates neben ver Ehe; 5) vie 
religiöfe Heiligung und 6) die rehtlide Durchbildung ver Ehe. 

Nur ftnfenweife und nicht ohne große Kämpfe wurben dieſe Fortſchritte ge- 
macht: und bie thatſächlichen Zuftände waren und find oft fehr weit zurück binter 
den anerfannten Gefegen ver Morsl und des Rechts. 

Die helleniſchen Sitten und Gelege bilden den Uebergang aus dem Syſtem 
des Orients in das des Occidents. Auf dem europätihen Boden wird auch bie 
Frau veifer und freier und vie höhere Einfiht der Männer in die menſchliche 
Natur wirkt auch auf die Stellung der Weiber günftig ein. Die griechiſche Ehe 
ift Überwiegend monogamiſch. Aber es fehlt noch jehr viel, um bviefelbe auch nur 
ber römiſchen Ehe an die Seite ftelen zu können. Die fpartanifche Ehe erinnert 
noch geradezu an die Gefchlechtöverhältniffe der Barbaren; ven vermeintlichen 
Intereſſen des Staates an ver Erzeugung kräftiger Dürger werben unbedenklich bie 
Schamhaftigkeit nes Weibes, die eheliche Treue, die Sicherheit der Abſtammung 

und das ganze Yanıllienleben geopfert 9; und daß ein fo ibealiitifcher und edler 
Geift wie Platon ſich einbilden konnte, eine gewifle Weibergemeinſchaft fei eine 
anzuftrebenvde Einrichtung, bleibt trog ber vortrefflichen Widerlegung desſelben durch 
Hriftoteles eine bevenfliche Erjcheinung ver helleniſchen Eivilifation überhaupt. Der 
Konkubinat war neben ver Ehe in der Regel geftattet; und von einer focialen 


3) Schi⸗King, überfept von NRüdert, 6. 7: 


Zwei, Die nur vom Tod getrennten, Die Gefährtin reich an Tugend, 
Die auf fliller Flut entlang, Reich an Anmuth, Sitte, Zucht, 
Mann und Weib, zwei. Spiegelenten, Die von Schönheit ſtrahlt und Jugend 
Schweben unter Wechlelfang! Hat ein Kluger ausgeſucht. 


* Wir erinnern an die gummajtifchen Vebungen nadter Jünglinge mit nadten Mädchen, 
an den Mädchenraub des Freien, an die Weberlafjung der Ehefrauen an andere, kräftige Männer 


zur Kinderzeugung, an die Ausichliefung der rauen von den Mahlzeiten der Männer und an 
die Öffentliche Kindererziehung. _ 
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Kultur der Frauen war felbft in dem fein gebilveten Athen fo wenig zu verſpüren, 
daß Männer, wie Perilies und Sokrates, wenn fie bie geiftigen Vorzüge ber 
Beiber genießen und in gejelligem Verkehr mit Frauen fi erheitern und erfrifchen 
wollten, nicht ven Umgang mit Ehefrauen, fondern vie Geſellſchaft ver Hetären 
juhten. Die Ehefrauen ſchienen für bie Yortpflanzung ber Familie und vie Be— 
forgung des Haufes beftimmt, der weibliche Antheil an höherer Bildung und Ge- 
feligteit war ven Hetären vorbehalten. 

Höher fteht die römische Ehe. Der Orientale kümmert fi wenig um die 
finnige Keufchheit der Frau und bat fein Vertrauen zu ihr. Indem er fie miß⸗ 
trauifch abjchließt und bewacht, fichert er fich ven Alleingenuß ihrer Reize. Der 
Römer aber legt einen Werth auf die innere Tugend der weiblichen Keufchheit 
und inbem er ihr vertraut, geftattet er der Frau größere freiheit. Die römiſche 
Frau wird von dem Manne und vom Staate hochgeehrt. Die römiſche Ehe war 
daher von Anfang an und blieb firenger monogamiſch als vie griedhifche Ehe; das 
bürgerliche Recht ſchützte in älterer Zeit ihren rechtlichen Beſtand durch feine Yor- 
men (confarreatio, coemtio) und in fpäterer durch die Rüdfiht auf gemeinfame 
chelihe Geſinnung (maritalis affectio, consensus). ‘Die römifchen Juriften haben 
ven Begriff ver Ehe volllommen würdig erkannt. „Die Ehe”, jagt Modeſtinus 
(L. 1 D. de ritu nuptiar.) „ift vie Verbindung von Mann und Frau und bie 
Gemeinſchaft alles Lebens, des göttlichen und menfchlichen Rechts“ (conjunctio 
maris et femin®, consortium omnis vite, divini et humani juris communicatio); 
und die Inftitutionen (6. 1. J. de patr. pot,) erklären fie für „eine untheil⸗ 
bare Lebensgemeinſchaft“ (viri el mulieris conjunctio individuam vits consuetu- 
dinem continens). 

Aber in einigen Beziehungen tft doch die römifche Nechtsbilvung noch unge _ 
nügend. Die Genoflenihaft der Frau mit dem Manne ift zwar im Principe aner- 
kannt, aber in ihren Konfeguenzen nicht durchgeführt. Das ältere firengere Recht 
behandelte vie Frau noch einer Tochter ähnlich und gab dem Manne eine über- 
triebene Gewalt über fie, und das fpätere larere Recht Löfte vie enge Verbindung 
und ftellte Mann und Frau wie zwei Fremde einander völlig felbftänbig gegenüber. 
Mit vem zunehmenden Sittenverfall der lebten Zeiten der Republik wurben aud 
die ehelichen Bande gelodert. Hatte das ältere Recht zu fehr vie Beftimmung ber 
Frau betont, Kinder zur gebären 5), jo wendete das fpätere eine übertriebene Rück⸗ 
fiht ver wechlelnden perfönlihen Stimmung und Gefinnung ver Perfonen zu. ' 
Das religidfe Moment wurde von dem bürgerlichen völlig verdrängt, und das 
bürgerliche erwies fi) nicht ftart genug, um bie Inftitution vor dem Verfall zu 
wahren. Ganz im Gegenſatz zu dem chinefiihen Rechte ſorgte das römiſche Recht 
für die rechtliche Sicherheit der ehelichen Kindſchaft durch die doppelte Yiltion, 
daß der Ehemann ver Vater der Kinver felner Frau und daß bie Kinder ver 
Kebfin vaterlos jeien. 

Der Einfluß des Chriſtenthums zunächft auf die Sitten der erften Chriften, 
dann auch auf das gemeine Recht des römiſchen Reiches war erheblich, mehr 
jedoch in der erftern als in der leßtern Hinfiht. Das Chriftenthum verlangte von 
jeinen Belennern Zügelung der ſinnlichen Begierde. Es verwarf jede außereheliche 
Geſchlechtsverbindung als Sünde. Gerade durch ihre größere Sittenreinheit in 
geſchlechtlicher Beziehung zeichneten ſich vie erften Chriften vor den Helden aus, 


5) Die römifche Formel lautet: »liberorum procreandorum causa uxorem ducerc«. 
Aud der Ausdrud »matrimonium« (von mater) weift auf diejen Gedanken bin. 
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weiche den Naturtrieben freieren Lauf verftatteten. Chriſtus Hatte wiederholt das 
alte Ideal der monogamifhen Ehe, die Verbindung ver Ehegatten gleichfam zu 
‚Einem Körper, wieder betont, die Ehe auf eine göttliche Orbnung gegründet, und 
gegen vie Immoralität einer unbegrünbeten Scheidung ſich entſchieden ausgeſprochen 
(Matth. V, 31. XIX, 3—9, Marl. X, 2—12). Das religidfe Moment im 
der Ehe wurbe nun weit energifcher als früher hervorgehoben — und der Kon- 
tubinat rüdfichtlo8 verworfen. Es wurde Sitte der Ehriften, ihre Ehen durch ven 
Segen der Kirche zu weihen. Die weltliche Chegejeßgebung konnte ſich der ver- 
änderten Anficht auf die Dauer nicht entziehen, feitvem nun auch der Staat bas 
Ehriftentbum als feine Religion angenommen hatte. Es danerte freilich noch mehrere 
Jahrhunderte, bis die Geſetzgebung des ortentalifhen Reiches fi ganz von ber 
kirchlichen Autorität leiten ließ. Selbft vie Gefege Iuftinians ruhen doch noch 
überwiegend auf dem ältern römifchen Recht: aber nebenher wirkte die Zucht ber 
Kiche ein, und die Scheidung wurde ſchon von ihm erheblich erſchwert. Seit dem 
neunten Jahrhundert erwirbt auch in dem griechifchen Kaiferreich die kirchliche An⸗ 
fiht das Uebergewicht. Aber niemals gab in den Ländern ver griedhifchen Kirche 
ver Staat fein Recht der Ehegeſetzgebung auf. 

Die Berbindung der hriftlihen Anfihten mit dem germaniſchen Rechts⸗ 
gefühl begründete eine neue Entwidiungsftufe der Ehe. In wejentlihen Beziehungen 
ftimmten fie überein, in andern befämpften fie fi, in noch andern ergänzten fie 
fih. Jedermann weiß, daß die germanifchen Heiden wie bie Chriften in ver Che 
nicht blos eine finnliche Gefchlechtsverbindung, ſondern außerdem bie innigfte, das 
ganze Leben beiver Ehegatten in Glück und Unglüd erfüllende Lebensgemeinſchaft 
erfannten, und gerade auf Die moraliſche Seite ver ehelichen Liebe und Treue den 
größten Werth; legten 6). Auch bei ven Germanen waren vie Scheibungen jelten, 
und es galt fogar für nicht anftändig, wenn die Wittve — ohne befondere Gründe — 
fih zum zweiten Mal verheirathete. Die Keufchheit germanifcher Frauen nötbigte 
den wollüftigen Römern eine ſcheue Ehrfurcht ab. Huch war die germanifche Che 
in der Regel monogamifh und die den Fürſten gewährte Ausnahme nur auf 
politiſche Motive geftüßt. 

Aber in manden Beziehungen widverſtrebte die kirchliche Auffafſung ver Ehe 
boch gar fehr der germantichen Sitte und Denkweiſe. In der Kirche machte fich 
troß der Anſichten von dem fakramentalen Charakter der Ehe, doch jene fpiritua- 
Iiftifhe Neigung zur „Belämpfung des Fleiſches“ und zur Enthaltſamkeit geltend. 
Der ehelofe Stand fchien vielen Kirchenvätern doch noch gottgefälliger und weit 
beiliger zu fein als die Ehe. Auguftin verglich jenen und biefe mit einem leuch- 
tenden und einem finftern Stern. Daher vie Verſuche, die Geiftlichkeit allmählich 
für den Cölibat zu gewinnen; daher die zahlreihen Beſchränkungen ver erlaubten 
Ehe durch eine wachjende Reihe von Ehehinderniſſen; daher venn auch bie firengeren 
Hemmniffe zweiter Chen gefchievener Ehegatten, und im Zufammenhang damit 
bie möglichfte Behinderung der Eheſcheidung; daher enpli die Begünftigung der 
Keuſchheitsgelübde. Nur mit Mühe gelang es der großen religiöfen Autorität der rift- 
lichen Priefter, viefe zum Theil unnatürlichen, zum Theil übertriebenen Grundſfätze 
unter den frifchen vollfaftigen und kräftigen Germanen zu einiger Anerfennung 
zu bringen. In ven Sitten und im Leben wiberfirebten dieſe aud dann noch, ale 


6) Tacitus Germ. c. 18 jagt von der deutfchen rau: »Venire se laborum pericu- 
loromgue sociam, idem in pace, idem in proelio passuram ansuramque«a, und weiter 
e. 19: »unum accipiunt maritum, quo modo unum corpus unsmque vitame. 
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fie ver Lehre ihrer Erzieher keine andere und beſſere entgegen zu fegen mußten. 
Auch die germaniſchen Yürften behaupteten noch während Jahrhunderten ihr Vor⸗ 
scht, mehr als Eine Frau zu haben, wider bie moralifhen Vorftelungen ver 
Biſchofe. Länger noch erhielt fih neben ver Ehe ver Konkubinat, ver den alten 
Germanen erlaubt war, und gelegentliche Gefchlechtöverbindungen, welche von ber 
Kirhe als fündlih verdammt wurden. Das neuere franzöfifhe Recht bat hierin 
wieder die ältere Anficht in nener ernäßigter Form aufgenommen, indem es dem 
Chemanne unterfagt, eine Konkubine in fein Haus aufzunehmen, aber eine aufer- 
ehelihe Geſchlechtsverbindung des Ehemanns außer ver ehelihen Wohnung nicht 
verbietet. Die würdigere Anſicht der Kirche, daß die Ehe die Gleichheit der Ehe⸗ 
getten begründe und immer die ehelichen Kinder dem Bater folgen follen, konnte 
während des ganzen Mittelalters nicht vollftänvig fiber die Mißachtung Herr werben, 
welhe voraus die ariftofratifchen Klaſſen gegen die unebenbirtige Ehe fühlten und 
über den alten ſtaͤndiſchen Grundſatz, daß die Kinder aus Ungenofjen-Chen „ver ärgern 
Hand folgen”, vd. 5. in den mindern unter ven Ständen der Eltern eintreten. 

Aber in der Hauptſache ergänzten ſich doch die chriftliche Religiofltät und ber 
germaniſche Rechtsſinn vortrefflih. Das Chriſtenthum reinigte und heiligte die Che, 
mdem e8 die religidfen Momente, das Germanenthum verebelte und kräftigte 
fie, indem es die Ehre und die Freiheit der Hausfrau und ven rechtlichen Charakter 
ver Ehe vorzüglich in ver Ausbilvung der Ehegenoffenfhaft hervorhob. Die 
ehelihe Liebe durchdrang num vie ganze Inftitution mehr als in irgend einer 
frühern Periode der Geſchichte. Das gernianifche Güterrecht der Ehegatten, fowohl 
in der Älteren und heute nocd verbreiteten Form der Güterverbindung unter der 
Leitung des Ehemanns als ver innerlich zufammen gewachſenen Gütergemeinſchaft, 
if die Bewährung dieſes Princips in der ehelichen Oekonomie. 

Die Ehe der mittelalterlihden chriftlihen Bölfer als Inſtitution ift aus ver 
Verbindung von rechtlich-römiſchen, kirchlich-römiſchen und germaniſchen 
Ideen und Sitten erwachjen. Aber während des Mittelalters erlangte die Kirche 
das Mebergewicht der Autorität, felbft über den Staat. Sie brachte die Ehege⸗ 
richtsbarkeit in den perfünlihen ragen ganz an fi; die Bifchäfe erfannten als 
Richter über die Zuläffigteit, über ben Beſtand, über die Trennung der Che; bie 
weltlichen Gerichte wurden auf die Rechtspflege über die ſtändiſchen und bie vers 
mögensrechtlichen Wirkungen der Ehe eingefhräntt. An die Stelle ver königlichen 
Ghegefeßgebung, die noch in der fränfifhen Monarchie geübt ward, trat nım bie 
päpſtliche Geſetzgebung. Die Ehe galt von da an voraus als ein Inftitut bes 
fanonifhen Rechtes, 

Wir müſſen eine gewiffe Berechtigung der Kirche zu dieſer durchaus neuen 
Machtübung verfelben während des Mittelalters anerkennen. Die Völker bepurften 
ihrer Erziehung; die Geiſtlichkeit überragte durch religiöfe und geiftige Bildung 
alle andern Stände, die Autorität der überlieferten Religion galt als vie oberfte 
und beiligfte, und fie erflärte die Ehe als ein Saframent, deſſen Schuß die Pflicht 
ver Briefter ſei. Das Hirchliche Ipeal ver Ehe entſprach den Gefühlen ver Frauen, 
und wurde von den Männern verehrt. Eine weltliche Philoſophie, eine weltliche 
Wiſſenſchaft gab es nicht. Die gläubigen Völker beugten ſich vor jener Geiftes- 
mat. Ste wurden felbft dann nicht an verfelben irre, ald Gregor VII. in ber 
zweiten Hälfte des eilften Jahrhunderts vie Ehelofigfett des Klerus zu einem 
bindenden Geſetz erhob und mit den gewaltfamften Mitteln ven Wiverftanb ins⸗ 
befonbere ber beutfchen Priefterfchaft brach, welche den Eheftann hoch und auch bes 
Geiſtlichen für würdig hielt. 
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Und doch mußte gerade ſeit dieſer völligen Scheidung des römiſchen Klerus 
von dem Familienverband das Mißverhältniß allmählich fühlbar werden, daß nun 
die Ehegeſetzgebung und die Ehegerichtsbarkeit einem Stande anvertraut war, welcher 
für ſich ſelbſt der Ehe entſagte, welcher die Ehe nicht aus perſönlicher Erfahrung 
verſtand und welcher voraus nur ein theologiſch- moraliſches, nicht ein innerlich 
lebendiges Intereffe an dem Segen ver Ehe hatte. Die Ehe war eine ausfchließ- 
lihe Laien-Inſtitution geworben, und dennoch hatten die Laien nichts mehr 
zu den Ehegefegen zu fagen und waren unfähig erflärt, ven Rechtsſchutz der Ehe 
zu handhaben. Für den Staat war vie Ehe von der eingreifenpften Bedeutung, 
und der Staat Hatte lediglich die Ausfprühe ver Kirche zu beachten; das alte 
Recht des Staates, feine und der Privaten Rechtsordnung zu beftimmen umb zu 
wahren, war ihm in dbiefer wichtigen Beziehung entzogen. In ver That biefes 
auffallende Mifverhältnig konnte jo nicht ruhig fortpauern. 

Die kirchlichen Kämpfe des 16. Jahrhunderts brachten zuerft eine offene Wen- 
dung zum Ausbrud. Nicht der Staat hatte von ſich aus die erite Initiative er- 
griffen. Die Theologen öffneten der neuen Richtung die Bahn. Dann erft wurde 
der Staat feiner Hoheit wieder inne, und fing an, von der kirchlichen Vormund⸗ 
ihaft befreit, feine Selbftftänpigkeit zu behaupten. Die kirchlichen Reformatoren 
griffen zugleich ven Edlibat der Priefter und die päpftlihen Defrete über vie Ehe 
an. In jenem fahen fie eine gewaltfame Untervrüdung der Natur lediglich zu hie- 
rarhiichen Zweden, und in dieſen eine in der Religion nicht geredhifertigte, viel- 
fältig mit ven menſchlichen Verhältniſſen in Wivderſpruch gerathene Geſetzgebung. 
Sie erklärten den Eheftand für „vie ſchönſte Orbnung,. vie von Gott eingefekt 
worden", aber zugleich als eine wefentlid für die Menfchen geichaffene und dem 
menfchlichen Recht überlafiene Inftitution, als „ein weltlich Ding”, wie Luther 
jagte. Sie bezogen die göttliche Einjegung ver Che mehr auf den Begriff ver Ehe, 
al8 auf die einzelne Heirath, und widerſprachen ber hergebradhten Kirchenlehre, daß 
biefe ein unauflösliches Saframent bilde. Sie lösten auch die Einzelnehe nicht ab 
von dem religiöfen Zufammenhang. Noch entſchiedener als die katholiſche Kirche 
forberten fie vie firhlihe Trauung. Aber fie wollten der Natur und der individuellen 
Sreiheit wieder zu Hülfe fommen wider die zahlreihen und häufig mißbraudhten 
Einſchränkungen des kanoniſchen Rechtes. Sie erlannten unbedenklich das Recht des 
Staates an, die Chegejeßgebung zu beftimmen und bie Ehegerichtsbarkeit zu 
oronen. Ste forberten nur, daß er dabei die Vorfchriften des neuen Zeftamentes 
berüdfichtige. 

Die proteftantifhen Staaten machten in der That zuerft wieder von dem 
Jahrhunderte lang nicht mehr geübten Rechte zur Gefeßgebung und Gerichtsbarkeit 
Gebrauch, in Anlehnung freilich noch an die Dofirin der Reformatoren, aber zu 
weilen doch auch felbftftänvig entfcheivend, ohne unbedingt den Nath ver Geift- 
lichen zu befolgen, obwohl nun dieſe meiſtens felbft in ver Ehe lebten und aud 
fonft den Weltlichen näher getreten waren. So lange das aber nur in ven pro- 
teftantifhen Staaten geſchah, konnte darin leicht nur ein Gegenſatz der kirchlichen 
Konfeffionen gefehen werben : und in der That heute noch iſt dieſe Meinung fehr 
verbreitet. Und doch liegt hier nicht blos ein Widerftreit zwiſchen Kirche und 
Kirche, eine Differenz zwilhen Katholicismus und Proteftantismus vor, 
fondern der eigentliche tiefere Gegenfag ift der zwifhen Staat und Kirde, 
zwiſchen dem Staate ald ber weltlihen Macht und der Kirche ald der religiö- 
fen Gemeinſchaft, fei nım die Kirche katholiſch oder proteftantifch. 

Diefe zweite wichtigere Seite der Gegenfäge ift zuerft in Frankreich, dann 
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m Defterreidh, ven vorzugsweife katholiſchen Mächten des Kontinents offenbar 
geworben. Nur fchüchtern mwagten es die franzöfiichen Könige zuerft im 16. Jahr- 
hundert wieder Berorbnungen über das perfänliche Eherecht zu erlaffen. Aber fie 
wagten es, und bie franzöfifhen Iuriften thaten pas Ihrige, um bie bürgerliche 
Ratur der Ehe und im Zufammenhang damit die Hoheitsrechte des Staates 
wieder zur Anerkennung zu bringen, Sie unterfchieven zwifchen dem kirchlichen 
und dem weltlihen Moment ber Ehe, Sie griffen vie katholiſche Anficht, daß in der 
Ehe ein Salrament wirkſam ſei, nicht an, aber fie behaupteten, daß damit nur 
ver religiöfe, nicht ver bürgerliche Charakter ver Ehe bezeichnet werve, und 
daß es das Recht des Staates fei, biefen zu orbnen, wie er alles übrige Pri⸗ 
vatrecht ordne. Sie verfodhten den Sat, daß die Ehe voraus auf einem Ehe⸗ 
vertrag berube, und daß nur wenn ein gültiger Ehevertrag vorausgehe, bie 
religiöfe Weihe des Satraments nachfolge, daß wenn eine Ehe nicht zu bürger- 
lichem Recht beftehe, auch von einem Saframent nicht die Rebe fein könne. Wie 
die beutfchen Reformatoren erinnerten auch fie daran, daß die Ehe ald Rechtsin⸗ 
fiitution älter fei als das Chriſtenthum und älter als die Kirhe, und daß das 
Chriſtenthum fie heiligesitäönne, aber nicht fle begründe. 

Das tridentinifche Koncil (1545— 1563) revidirte nochmals die katho⸗ 
liſche Anfiht, erklärte vie Ehe für ein wahres Saframent, erließ neue Tirchliche 
Geſetze über die Ehehinvernifie, die Form der Ehe, vie Ehefchelvung und bedrohte 
Jeden mit dem Anathem, ver viefes Geſetzgebungsrecht der Kirche beftreite ober bie 
firchliche Ehegerichtöbarkeit läugne 7). Die Autorität der Kirchenverfammlung wurbe 
nahmald von dem weit größeren Theil ver katholiſchen Chriftenheit anerkannt. 
Auch in Frankreich hielt man fi für einmal an viefe neue Eheorbnung, zu deren 
Feſtſetzung ver franzöfiihe Einfluß in Trient mitgewirkt hatte. Aber nicht unbe- 
dingt und nicht ohne Vorbehalt. Der franzöſiſche Staat verzichtete nicht mehr auf 
jein Recht ver Geſetzgebung und der Gerichtsbarkeit in Eheſachen. Er unterſchied 
zwijchen ven rein dogmatiſchen Geſetzen des Koncild und den Disciplinargefegen. 
Für die legtern, und dazu rechnete er das Eherecht, behielt er fich freie Prüfung 
und den endlichen Entſcheid aus feiner eigenen Autorität vor. Er ließ einſtweilen 
bie kirchlichen Ehegerichte fortbeftehen, aber unter ver Borausfegung, daß biefelben 
die Stantögejege Über die Ehe beachten und handhaben. Er brachte dieſe mit 
dem Kirchengeſetz möglihft in Harmonie, aber er ging von dem Princip aus, 
taß biejelben Geltung haben, weil fie von dem Könige, nicht weil fie von dem 
Koncil erlaflen feien. 

Diefe weltlihe und ftaatlihe Anfiht erweiterte ſich almählih und murbe 
noch zur Zeit Ludwigs XIV. zur herrfchenven Ueberzeugung in Frankreich. Die 
Rechtögelehrten und vie Parlamente waren darüber einverftanden, auch der fran⸗ 
zöſiſche Klerus flimmte in feiner großen Mehrheit bei. Aber die volle Konfequenz 
jener Unterjcheibung trat erft in der Gefeßgebung der Revolution von 1792 und 
fodann in den Code Napoleon hervor. Das Geſetz ver Revolution war noch 
ganz radikal gefaßt, und wurde höchft frivol ausgebeutet. Napoleon ermäßigte und 
ordnete auch hier das neue Net. Die Ehe wurde nun als Rechtsinſtitut völlig 
abgelöft von ver kirchlichen Geſetzgebung, fie wurbe durch die bürgerliche Geſetz⸗ 


— 


7, Couc, Trid. Sess. XXIV. can, 1. 4. 12. De sacr. matrim.: »Si quis dixerit matrimo- 
nium non esse vere et proprie sacramentum — el ecclesiam non potuisse constituere 
impedimenta matrimonium dirimentia vel in iisdem constituendis errasse — — et causas 
mairimonisles non spectare ad judices ocelesissticos.anathema sit « 
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gebung an rein civile Formen geknüpft (jog. Civilehe) und unter ven Schuß 
ver ſtaatlichen Gerichtsbarkeit geftellt. Die religiöfe Seite der Ehe wurde 
lediglich dem Gemiffen der Ehegatten und der moralijhen Einwirkung ber 
Kirche anheim geftellt. Der Stantsrath Portalis begründete dieſe Veränderung 
folgendermaßen : „Einige Theologen glauben, daß nur das wahre Ehen jeien, vie 
in Gegenwart der Kirche eingegangen worben. Diefer Irrthum bat verderbliche 
Folgen. Es begegnet wohl, daß einzelne Ehegatten aus Unkennmiß oder mißleitet 
bie Geſetze des Staates vernachläſſigen und fi vor dem Prieſter verbeirathen, 
ohne zuvor die Eivilform zu beachten. Auf folhe Weiſe geben fie durch ungeſetz⸗ 
lie Ehen den Stand ihrer Kinder und bie Gültigkeit ihrer Verträge preis. Es 
ift nothwendig, dieſer Unordnung ein Ende zu machen und die Ruhe der Familien 
fecher zu ftellen. Das Recht, die Ehen zu orbnen, ift für die bürgerliche Gefell- 
fchaft nothwendig. Der Ehevertrag ift die Orundlage der menſchlichen Ordnung 
und es iſt daher ein wejentliches Recht eines jeden Staates, die Beringungen 
deſſelben feftzufegen. Wir verfennen nit, daß die Ehe auch eine Beziehung zur 
Religion habe, welche fie moraliſch leitet und durch ihr Sakrament fegnet. Aber 
daraus folgt nicht die Gerichtsbarkeit der Kirche, ſonſt Müßte man der Kirche das 
Recht zugeftehen, Alles zu regieren, da die Moral ſich auf alle menſchlichen Hand⸗ 
lungen erfivedt. Wir würden dadurch die alten Irrthümer erneuern, welche vie 
Beziehung aller Handlungen auf das Gewiſſen benugten, um darauf das Princip 
ber Herrſchaft der Kirche zu gründen. Auch pas Berhältui der Ehe zum Sakra⸗ 
ment ift fein genügender Grund für vie Kirchliche Kompetenz über vie Ehen. Wir 
erfennen ja auch die Ehen für gültig an, die von ver Kirche nicht gehetligt werben, 
wie insbefonvere alle Ehen der Nichtkatholiten.” In ver That wurde das veränderte 
Recht fogar von dem päpftlihen Stuhl anerfannt. Das Konlorvat zwifchen Na⸗ 
poleon und dem Papfte Pius VII. Art. 54, fagt ausdrücklich: „Die Pfarrer wer- 
den die Segnung ber Ehe nur denen ertheilen, welche fi ausweilen, daß fie 
ba Ehen in ver gehörigen Form vor den Beamten des Civilftandes abgeſchloſſen 
aben.“ 

Dieſelbe Emancipation des Staates von der Leitung ber Kirche in Che 
faden und des bürgerlichen Rechtes von dem kanoniſchen Rechte wurde aud in 
Defterreich vollzogen. In dem Chepatent Kaiſer Joſeph II. von 1783 wirb 
bie Ehe als ein „bürgerlicher Bertrag" erklärt, durch die Civilgefeßgebung nurmirt 
und den Civilgerichten zum Schuß übergeben. Die Tatholifhe Yorm der Eingehung 
ber Ehe wurbe beibehalten, aber die Ehehinverniffe und die Ehefcheivung abweichend 
von den Kirchengefegen beftimmt. Joſeph II. folgte hiebei ven vamaligen philoſophi— 
ſchen Lehrern der Aufflärungsperiove und beachtete nicht genug die religidfe Stim- 
mung und die Kulturftufe feines Volkes. Aber auch feine kirchlicher gefinnten Nach⸗ 
felger behielten doch das wieverhergeftellte Recht ver Civilgeſetzgebung und der 
bürgerlichen Gerichtsbarkeit bei. Das öſterreichiſche Gefeßbuh vom Jahre 1811 
enthält auch über pas Eherſcht eine Reihe von Beftimmungen, vie fih zwar in 
weientlihen Punkten (vorzüglih mit Bezug auf die Wirkung ver Chefcheibung) 
ber Eirchlihen Gefepgebung mehr annähern als das jofephinifche Ehegeſetz, aber 
* in andern abweichen und die Selbſtſtändigkeit des Staates aufrecht er⸗ 

alten. 

Ein theilweiſer Rückfall in die ältere Anſicht iſt aber in neueſter Zeit durch das 
Konkordat vom 18. Aug. 1855 eingeleitet und durch die kirchliche und bürgerliche 
Ehegeſetzgebung vom 1. Jan. 1857 vollzogen worden. Die erſtere hat nun freilich 
blos Anwendung auf die katholiſche Bevblkerung in Oeſterreich, aber durch bie 
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unbeſchränkte Anerkennung ver triventinifchen Geſetze und durch bie Wieverher- 
Rellung der kirchlichen Chegerichtsbarfeit hat der Staat doch fein natürliches Recht 
wenigftens für einmal aufgegeben und ſich nach ber Weiſe des Mittelalters ganz 
ver kirchlichen Doktrin unterworfen. 

Bei allen viefen Veränderungen in dem neueren Eherecht kommt außer ben 
tonfeffionellen Lehren die philofophifche Auffafiung der neuen Zeit fehr in 
Beirat. Die naturrechtliche Schule des 18. Jahrhunderts ſah von dem religiöfen 
Glauben völlig ab. Sie betrachtete pie Ehe leniglich als einen Vertrag von Mann 
und Fran und war zufolge ihrer Neigung überall bie individuelle Vertragsfreiheit 
zu ſchützen, geneigt, auch die Ehe dem veränberlihen Vertragswillen ver Ehegatten 
za unterwerfen. Yür bie fittlihe Seite des Inftitutes hatte fie wenig Verſtänd⸗ 
nit. Sie behaudelte Die Ehe mehr oder weniger als ein Verhältniß ver Konve⸗ 
nienz. Das preußifche Landrecht von 1796 und mehr noch vie gerichtliche 
Praris ließ ſich durch dieſe allerdings flachen Meinungen theilweiſe beftinmen. 
„Der Hauptzwed der Ehe ift die Erzeugung und Erziehung ber Kinder" heißt es 
noch darin (II. 1.8. 1.) Die Scheivung wurde fo fehr erleichtert, daß in der That 
ber Ernſt und Dauerhaftigkeit dieſer wichtigen Familienverbindung litt. Zu einer 
Haren Sonderung ber weltlicherehtlichen von ver religiös⸗kirchlichen Seite der Che 
kam es nicht. Das Landrecht ift gemifcht aus natnrrechtlichen und aus proteftanti« 
hm Gedanken, aus weltlihen und aus kirchlichen Elementen. 

II. Verhältniß von Staat und Kirche. In vemfelben Lande, unter 
vemjelben Bolke, umter ven Bewohnern einer Stadt und auf gleicher Kulturftufe 
finden wir heute noch ſehr weſentliche Differenzen über bie Urbnung und das 
Reit der Ehe. Der Gegenfaß der Konfeifionen und ber Gegenſatz des kirchlichen 
und des flaatlihen Standpunkts find noch nicht zu einem befriebigenden Austrag 
gelommen. Die Theologen unter fi und binmwieber mit ven Juriften, und biefe 
unter einander und mit den Philofophen find noch in vollem Streit. Die Geſetz⸗ 
gebung felbft, wie wir das nicht nur in Defterreih, fondern in minderem 
Grade freilich auch in Frankreich und in Preußen gejehen haben, iſt in einem un- 
fihern Schwanten begriffen. Neue Kämpfe ftehen überall bevor. Die Parteien und 
jelbft die beiden Geſchlechter betheiligen fi. Die Frauen find eher geneigt, ber 
frhlihen, vie Männer eher der ftaatlihen Auffaffung zu folgen. 

Berjuchen wir es, den Zwieſpalt der Anfichten und der Gelege burch nähere 
Agrenzung und Ausfcheivung bes Frembartigen und Ungehörigen zu begrenzen . 
und die leitenden Principien zu bezeichnen, von benen aus fich ver Streit richtig 
beuriheiten läßt, und von denen aus feine Ausgleichung theils bereits unternom⸗ 
men worden, theils vorherzuſehen ift. 

Die heutige europäiſch⸗civiliſirte Welt iſt über folgende Grundſätze einig: 

1) Daß die Ehe eine monogamiſche Geſchlechtsverbindung ſei. Sie weiß, 
daß darauf die Geſittung und der geſunde Zuſtand der Familie beruht. Sie ver⸗ 
wirft daher eutſchieden und mit Abſcheu die Polygamie, wie fie neuerlich von ben 
Mormonen wieder verfucht worden, und noch entichtevener die Weibergemeinfchaft, 
den ihierifchen Wunſch ver Kommuniften. Ste will keine Haremswirthſchaft; und 
wenn fie gendthigt ift, im Orient noch Ausnahmen zu geftatten, jo betrach⸗ 
tet fie Dies nur als eine vorübergehende Schonung eines fremben Glaubens und 
fremder Sitten. 

2) Daß vie Ehe eine genofjenfhaftlihe Berbindung fei. Sie adhtet 
daher auch die Ehre und das Recht ver Frau und unterfcheivet dieſelbe wohl wor 
emer bloßen Magd. Ans vemfelben Grunde ift fie der fogerannten Ehe zur 
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linken Hand, als emer Ungenofjenehe abgeneigt, und Täßt fie nur noch aus po⸗ 
litiſchen Motiven dunaftifchen Berfonen zu. Ebenfo folgert fie varans, daß bie ehe- 
lihen Kinder immer dem Stande des ehelichen Baters, nicht mehr wie im Mittel- 
alter der ärgern Hand folgen follen. 

3) Auch die frühere naturrechtliche Anficht, welche die fittlihen Momente 
in der Ehe außer Acht ließ, und nur den freien Vertrag vor Augen hatte, ift 
heute ziemlich allgemein aufgegeben. Die welche heute für das Recht des Staates 
und für vie Zuläffigfeit der Eheſcheidung in die Schranken treten, ftimmen 
darin doch mit ter kirchlichen Anſicht überein, daß die Ehe ſich von einem auf eine 
beftimmte Zeitfrift over auf freie Kündigung abgeſchloſſenen Bertragsverhältnig 
wefentlich unterſcheide, daß dieſelbe ihrer Natur nah auf vie Lebensdauer ein- 
gegangen werbe und daß eine Trennung nur aus ernften Urfachen und nur nad) 
rihterlicher Prüfung und Geftattung zuläfftg fet. 

4) Daß die Ehe jedenfalls ein bürgerlihes Rechtsverhältniß jei, 
darf wohl ebenfo als eine allgemeine Ueberzeugung ausgeſprochen werben. Nicht blos 
um ihrer Folgen willen für das Güterrecht der Ehegatten und für das Cheredht 
der Kinder, auch nicht blos mit Rückſicht auf die perſönlichen und Familienrechte 
und Pflichten der Eltern im Verhältniß zu ven Kindern, fondern ebenfo im Hinblid 
auf die nothwendigen Nüdfichten auf den ehelichen Willen der Verlobten und auf 
bie körperliche und weltlihde LTebensgemeinfchaft ver Ehegatten u. f. f. 
Die Berechtigung des Staates, die Ehe als ein bürgerliches Rechts— 
verhältniß zu ordnen und die Gerichtsbarkeit darüber zu üben, kann 
vernünftigerweife nicht bezweifelt werben; denn ber Staat iſt ja die welt-“ 
liche Lebenscronung, und ihm liegt der Schuß alles Privatredhtes ob. Damit aber 
ift das Recht des Staates zur Ehegeſetzgebung und zur Ehegerichtöbarleit gegeben. 

5) Ebenfo müſſen aud die Freunde des ſtaatlichen Rechtes zugeben, daß Die 
religidfe Auffoffung ver Ehe umd die religidfe Seite des ehelichen Lebens in das 
Gebiet ver Kirhe gehöre, zu welder vie Ehegatten fich befennen, 
und ihr Gewiſſen betreffe. Ob daher vie Ehe ein Sakrament ſei oder nicht, 
ift eine Kirchen, keine Staatöfrage: und es iſt eine Unbill, wenn ber Staat ber 
Kirhe zumuthet, daß biefelbe eine Ehe fegne, welche fie aus religidfen Motiven 
verwirft. 

6) Endlich — und das fcheint mir bisher noch nicht hinreichend beachtet bei 
dem ganzen Streite — ergiebt fih ein nothwendiger Gegenfat zwifchen ber ſtaat⸗ 
lichen und ber firhlihen Grundanſchauung, deſſen einfache Anerkennung geeignet 
wäre, den ganzen Streit, wenn nicht zu fchlichten, doch jehr zu ermäßigen. Zwar 
find ſowohl der Staat als die Kirche gendthigt, in der Ehe eine leibliche und eine 
ſittliche Seite, eine reale und zugleich eine ideale Seite anzuertennen. Eine blos 
reale Geſchlechtsverbindung erhebt fi nicht über den Konkubinat, eine lediglich 
geiftige Liebe und Ergänzung ift Freundſchaft, nicht Ehe. Aber trotzdem ift es 
offenbar, daß der Staat nadı feiner Natur mehr auf die Realität des wirk— 
lihen Lebens und daß die Kirche nach ihrer Beftimmung mehr auf die Ide a⸗ 
lität ver moralifhden Vollkommenheit fieht. Der Staat in feinem Recht 
normirt die Ehe wie fie ift, die Kirche in ihrer Moral empfiehlt vie Ehe wie 
jie fein foll. Deßhalb fteigert ver Staat feine Anforderungen nicht jo hoch als 
die Kirche, welche ihre Gläubigen zu moralifher Vervollkommnung ermahnt. Der 
Staat muthet in feinem Zwangsrecht ven Menfchen nicht mehr zu, als fie auf ihrer 
Kulturftufe im Durchichnitt ertragen können, die Kirche wünſcht in allen Fällen 
bie Idee der volllommenen Ehe verwirklicht zu” fehen. Aber eben deßhalb ift nur 
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vie ſtaatliche Auffafiung ter Ehe erzwingbares Recht, die ver Kirche aber 
Moral, 

Diefer Gegenfag ift insbefonvere auch von Chriſtus vollftändig anerfannt 
worden. Ehriftus bat bier fo menig als in andern Dingen juriftifch erzwingbare Ge⸗ 
fege gegeben ; er hat vielmehr im Gegenfag zu dem Geſetz, veflen äußere Macht 
unter den Menſchen und deſſen Nothwenvigfeit „um ver Herzenshärtigkeit ber 
Menſchen willen” er nicht beftritt, das höhere Moralgebot ausgeſprochen. Derfelbe 
Gegenſatz geht anch durch die fpätere Geſchichte durch. Würde er vollftänvig be 
griffen, fo wärben fich vie beiden Grundanſchauungen weniger feindlich flogen und 
reiben und mit der Veredlung ber Eivilifation würde das Geſetz des Stantes 
vem Ideal der Kirche fi) nähern, vie Kirche aber fi davor hüten, ihre moraliſche 
Virkſamkeit mit der ftaatlichen Gerechtigkeit zu verwechfeln. 

In dem gegenwärtigen Zuſtande wird das Berhältnig von Staat und Kirche 
nah zwei verfchiedenen Syſtemen geowonet : erftens nah dem Gegenjaß der 
religiöfen Konfefjtonen und zweitens nah dem der Sonderung von 
Staat und Kirche. ‘ 

A) Das konfeffionekle Syſtem unterfcheivet ein katholiſches und ein 
proteftantifches Eherecht, und der Staat erfennt für die Katholilen jened an 
und handhabt für die Proteftanten dieſes. Konfequenter Weife muß er dann auch ein 
griehifhes und ein jübifches und muhammedaniſches Eherecht anerkennen. 

Diefes Syftem entſpricht ven überlieferten Sitten und ſchmiegt ſich den ver- 
ſchiedenen religiöſen Beftimmungen bequem an. In bemfelben findet fi) der Staat 
wit den Kirchen ab und vermeidet ängftlih, eine ſelbſtſtändige Anficht geltend zu 
maden. Er entgeht fo in den meiften Fällen den Konflitten, welche mehr ben 
Charalter von Streigfeiten unter ven Kirchen und Religionsgemeinfchaften anneh⸗ 
men, aber in andern Fällen — wo ihn die leitende Hand der Kirche verläßt — 
tappt er im Dunkeln unfiher umber. In frühern Zeiten, als vie Menfchen ſchrof⸗ 
jr nach Konfeffionen gefchieven waren, konnte dieſes Syſtem eher ausreichen als 
bente, wo Katholilen und Proteftanten im Leben viel näher gelommen und felbft 
die Juden in vie fociale Gemeinfchaft aufgenommen find. Für die gemiſchten 
Ehen bat daaf Tonfeffionelle Syſtem keine Regel mehr, denn es ift fein Redit, 
jondern bloße Gewalt, wenn für diefelben ver einen Kirchenmeinung der Vorzug 
ver der andern gegeben wird. Das Unzureichende diefes Syſtems wird noch mehr 
apfunden, wenn man ber weit größeren Berfchievenheit ver religiöfen Ueberzeu⸗ 
gungen unter ben Individuen als unter den Kirchen gebenft und dennoch 
täglich ſieht, daß Menfchen von dem verfchtevenften Glauben im bürgerlichen Leben 
ih freundlich zufammenfinden. Es giebt zumal in den Städten taufende von glüd- 
hen Ehen, in venen ver Mann nicht an die chriſtlichen Dogmen glaubt, welche 
die Kirchen für weſentlich erflären, und vie Fran ſich aufrichtig an tie Auterität ihrer 
. Kirche hält. Für die mancherlei philofophifchen Parteien, die nun in der Welt 

beftehen, hat das blos konfefſionelle Syftem überall feinen Maßſtab mehr. Die 
Autorität der Kirche reicht nicht Über den Kreis der Gläubigen hinaus: und es ifl 
für den Staat weder ein Grund noch ein Recht vorhanden, um feine Bürger nad) 
aner ihnen fremden Kirchenantorität zu beurtheilen. Die große Mannigfultigteit 
ter religtöfen und philofophifchen Gegenfäge unter ven Menſchen wird gegenwärtig 
noch verdeckt Durch die äußere Form des herkömmlichen Anjchluffes an ein Paar 
Konfeffionen. Aber wie kann ber Staat auf eine bloße äußerliche Form ein Syftem 
über das wichtigfte Inftitut des Familienlebens bauen, wenn er fich überzeugt, 
daß jene Form in vielen tauſend Fällen zur Lüge geworben fei ? 
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B) Der Staat wird ſich daher früher over fpäter noch entfchließen müffen, 
eine eigene Meinung über das Inftitut der Ehe auszubilden, und als fein 
weltliges Eherecht auszuſprechen, das er allen Privatperfonen gegenüber, 
gleichviel, ob fie Katholiten, Proteftanten, Juden, Ungläubige fein, handhabt; 
b. 5. er wirb zu dem Syſtem ver Sonderung von Staat und Kirche über: 
gehen. Dahin weiſt in der That die Richtung der Zeit. Die napoleonifhe Gefeg- 
gebung über vie Civilehe ift der bewußteſte Verſuch dieſer Sonverung : in ihrer 
Weile aber haben ähnliches auch die öſterreichiſche und vie preußifche Gefeßgebung 
angeftrebt. Das Princip diefer Sonverung iſt: Das ganze Eheredt wird als 
bürgerliches Recht von dem Staate, als ein für Alle gleiches und nothwendiges 
feftgefett; und vie religidfe Seite ver Ehe theils vem Gewifſen ver Gläubigen, 
theild den moralifchen und Zuchtmitteln ihrer Kirche anheim geftelit. Das 
Eherecht des Staates ift dann weder ein fatholifches, noch ein proteftuntifches, noch 
ein jübifches. Es hat die Eonfefftonelle Färbung verloren. Es tft vor allen Dingen 
ein menfhlihes und bürgerliches und will aud nur als foldyes gelten. 

Wohl kann e8 dann geſchehen, daß der Staat eine Ehe für möglih und gül- 
tig erflärt, welche die Kirche für moraliſch unzuläffig und verbaumlih hält, und 
ebenfo kann ver Staat eine Ehe für unmöglich over für aufgeldft erklären, welche 
eine der religiöfen Konfeffionen für erlaubt oder für noch religiös fortwirkend hält. 
Derartige Konflikte find überall nicht zu vermeiden, fo lange es verfchievene Re: 
ligionen und Konfeffionen unter den Menfchen giebt. Das Anftößige ver Kon: 
flikte aber iſt befeitigt; denn der Staat thut feinerfeits den religiöfen Leber- 
- zeugungen feine Gewalt an, er orbnet nur, wozu er bad Recht und die Macht 
bat, das Allen gemeinfame bürgerliche Redt. 

IV. Eingebung der Ehe. 1) Srunbbebingung für vie Eingehung ver Ehe 
tft der freie Wille der Verlobten. Infofern ift diefelbe allervings ein Bertrag 
und zwar ein höchſt perſönlicher, und in dieſem Sinn tft der römiſche Sag: 
„eonsensus facit nuptias“, ver auch von dem kanoniſchen Rechte adoptirt worben, 
wohl begründet. Daher ift jever Zwang unzuläffig, auch der der Eltern oder ber 
Obrigkeit. Das ift nun in dem modern europätfchen Ehereht allgemein anerkannt; 
bie ältern Rechte und heute noch barbarifche und balbcivilifirte Rechte haben das 
vielfady verfannt, indem fie bald ven Eltern, bald ven Fürſten verftatteten,, über 
die Ehen ihrer Kinder und Untertbanen zu bifponiren. Mann und Frau heirathen 
für fid, nicht für Andere. 

2) Daneben kommen manderlei Ehehinderniſſe in Betracht, ſowohl 
trennende, welche vie Gültigkeit der Ehe zerftören, ale aufſchiebende, melde 
Schwierigteiten bereiten, bie zu überwinden find. 

Aus dem Wefen der Ehe werben abgeleitet: 

a) die Rüdfiht auf ven ledigen Stand ber Ehegatten. Wer ſchon ver- 
heirathet if, Tann feine zweite Ehe eingehen. Die zweite Ehe wäre ungältig. 
Schwierigteit macht hier befonders ein Sal. Da das fanonifhe Recht die völlige 
Scheidung nicht anerkennt, fo verwirft e8 bie Ehe einer Tatholifchen Perfon mit 
einer gefchievenen Proteftantin. Das proteftantifche Recht dagegen erklärt dieſe für 
ledig und hindert fie nicht, fich wieder zu verheirathen. Wenn der Staat von Dem 
fonfeffiouellen Syſtem ausgeht, jo muß er fonfequenter Weiſe jede Perſon nad 
ihrer Konfeffion beurtheilen, denn das ift ihr perfünliches Recht; daher wirb er 
in biefem Konflikt die proteftantifche Berfon als ledig betrachten. Geht ee von dem 
Princip der bürgerlichen Ehe aus und geftattet er vie völlige Scheidung, jo ver- 
ſteht fih, daß er die rechtmäßig gefchievene Perfon nicht ale noch gebunben be: 
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handeln darf. Die katholiſche Doktrin kann dann nur Eirdhliche, aber eine bürger- 
ihen Folgen haben. Die Praxis in Deutſchland ſchwankt hier noch zwiſchen dem 
lanoniſchen Recht, dem fonfeffionellen und dem bürgerlichen Syſtem. 

b) Das Ehehinvernig wegen zu naher Verwandtſchaft. Alle civilifirten 
Bölfer haben einen Abſcheu vor der Blutſchande und das fittlide Naturgeſetz 
empfunden, welches die Ehe in ven Fällen unterjagt, wo die beiden Perſonen 
bereit durch enge Bande des Bluts geeinigt find. Aber die Grenzen dieſes Ehe: 
bindernifies werden auch heute noch fehr verfchieden beftimmt. Im Mittelalter 
dehnte die Kirche dafjelbe Über die Maßen ans, fogar bis zum flebenten Gliede, 
nicht allein der Blutsverwandtſchaft, ſondern ebenſo ver Schwägerſchaft. Es war 
das eine Folge jener dem eheloſen Leben zugeneigten und ber Ehe abgeneigten 
Zendenzen: un felbft vie Gefetgebung Iunocenz IH. von 1216 ermäßigte das⸗ 
ſelbe nur bis zum vierten Giiede der kanoniſchen (veutfchen) Berechnung. Exft das 
tridentintfche Koncil beſchränkte es auf vie zwei nächften Glieder, in weientlicher 
Uebereinftimmung mit ven Beſtimmungen des vordriftliden römtihen Rechte. 
Manche neuere Rechte, 3. B. das preußiſche Landrecht, das fächfiiche, pas wirtten- 
bergiſche Recht geftatten vie Ehe ſchon unter Gefchwifterfindern, die noch im zweiten 
Glide ſtehen, und beichränfen das Ehehinderniß der Schwägerfhaft auf pie auf⸗ 
und abfteigenden Linien. Das wegen gefftlicher Verwandtſchaft (in Folge per Pathen- 
haft ci der Zaufe) hat nur im kanoniſchen, nicht im bürgerlichen Rechte 
einen Stan. 

e) Die Rückſicht auf pas Alter. Das kanoniſche Recht verlangt nur Mün⸗ 
Vigkeit, manche neuere Rechte dagegen ein reiferes Alter zumal auf Seite des Manns 
(Prengen und Baden 18 Jahre, Sachſen 21 Jahre). 

d) Sehr ftreitig iſt noch das Ehehinderniß wegen Religion sverſchieden⸗ 
heit, Der verfchievene Charakter der Zeitalter hat auf dieſe Frage einen großen 
Einfluß geübt. Während in den erften Zeiten des Chriftentbums Ehen zwifchen 
Inden und Chriſten und felbft zwifchen Heiden und Ehriften — obwohl der Gegen» 
Ing bes religiöfen Glaubens gerade damals heftig empfunden ward — doch nicht 
ſelten waren, ®) ift dagegen nach dem Siege des Chriſtenthums vie Ehe zwiſchen 
Ehriften und Nichtchriften völlig unterfagt worden. Im Mittelalter galt jede Abwei⸗ 
$ung von dem katholiſchen Glauben als ein ſchweres, fogar tobeswiirdiges Verbrechen. 
€ dat daher nichts Auffallenves, daß in ſolcher Zeit die Ehe eines rechtgläubtgen 
Ehriften mit einer häretiſchen Perjon für ungültig erflärt ward. 9) Als aber bie 
Sirdenfpaltung des 16. Jahrhunderts nicht überwältigt werden konnte und bie 
Sonfeffionen gendthigt wurben, im Frieden mit einander zu leben, änderte fich 
die Anfiht, Das exkluſive Princip Einer Konfefflon war fogar in ver Ehe nicht mehr 
turhzuführen und felbft das Tanonifche Recht wurde infoweit ermäßigt, daß es bie 
Galtigleit folder gemifchter Ehen (v. 5. von Chriften verfehievener Konfeffion) 
ut mehr befteitt, wenn fchon es die Eingehung gemifchter Ehen mißbilligte und 
turch die Bedingung erjchwerte, daß vie Ehegatten ſich verpflichten müflen, ihre 
Kinder in dem Fatholifhen Glauben zu erziehen, wenn fie ver kanoniſchen Mit- 
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..9 Der Apoftel Baulus (1. Kor. 7, 12 ff.) läßt die Ehe einer chriftlichen mit einer heid- 

Diem Berfo en gelten und Müpft daran die Hoffnung, daß jene diefe Fb das Chriſtenthum ge 
en Werde. 

„..) Schon das Laodic. und das Trull. Koncil (372 und 692) erklärten fi) dagegen. In 

Rykland find gemifchte Eben zwar geduldet, aber unter Bedingungen, welche die berrfchende 

griehiiche Konfeſſton Diktirt Bat. 
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wirkung des Pfarrers theilhaftig werben wollen. Auch bier hatte bie Kirche wieber 
ihr Ideal ber Ehe troß aller realen Schwierigfeiten feftgehalten. 

In der That gegen vie gemifchten Ehen Lafien ſich mancherlei Bedenken er- 
heben. Währenn vie Ehe volle Lebensgemeinfhaft ift, wird bier bie religiöfe Ge— 
meinfchaft gehindert. Die Ehegatten trennen fidy in ver Kirche, und gehen aus- 
einander in ihrem Ölauben. Es entfteht daraus auch in einigen Beziehungen eine 
Rechtsungleichheit, foweit nämlich noch die Religion auf bie Rechtsbildung ein- 
wirkt. Die Kindererziehung wird fchwieriger und es kann leicht Streit entſtehen, 
in welcher ver beiven Konfeffionen die Kinder zu erziehen feten. Wenn bie Kirche 
Strupel hat, ſolchen Eben ihren Segen mit vollem Bertrauen zu ertheilen, fo 
ift das begreiflih; und am wenigften ift hier ein befeblerifches Verfahren ver Staats- 
gewalt gerechtfertigt. 

Trotzdem aber zeigt ein Blid auf das wirkliche Leben unferer Zeit, daß auch dieſe 
Differenz in ven religiöfen Ueberzeugungen von ber ehelichen Liebe überwunden werben 
könne. Es giebt fehr viele vortreffliche und frieplihe Chen zwifchen Ehegatten von 
verfchienenem kirchlichen Belenntniß; und dieſe Ehen find überdem wichtige Bun- 
deögliever für den Frieden der Konfeffionen. Kann fi die Verdammungsſucht und 
die konfeſſionelle Ausſchließlichkeit darin nicht zurecht finden, fo weiß ſich der Geift 
der Humanität und ber wechjelfeitigen Achtung auch für verſchiedene Weberzeu- 
gungen um fo beffer damit zu vertragen. Jene Mängel find doch nicht fo groß, 
um das Wefen ver Ehe zu afficiren. Sie find nicht größer als andere Gegenfäge, 
fei es des Charakters oder des Geiftes, oder der focialen Bildung oder der politifchen 
Neigung, welche vie Ehe doch auch friedlich anszugleichen vie Kraft bat. Wie man 
auch darüber von dem Standpunkte eines beftimmten Glaubens aus denken möge, 
es ift in unferem Jahrhundert gar nicht mehr möglich, das mittelalterliche Princip 
neuerbings praftiich zu maden. Wer ſich in ber heutigen wirklichen Welt ftatt in 
den Büchern umſieht, ver wird bald gewahr, daß in den Ehen jehr häufig nod 
viel”größere perfänliche Gegenfäge mit Bezug auf Religion und Wiſſenſchaft friev- 
ih beifammen find, als die der chriſtlichen Konfeffionen. Mit der blos formellen 
Ausflucht, daß man dieſe ſchrofferen Gegenfüge des Chriftentbums und des Nicht: _ 
chriſtenthums ignoriren und die Ehe doch ſchützen könne, wenn nur gewifle Cere- 
monien gejchont werben, darf ſich aber gerade eine ernfte religiöfe und dem wirk⸗ 
Iihen Glauben fordernde Weltanfchauung am wenigften beruhigen. Muß bie Kirche 
Zaufende von Ehen als vollgültig anerkennen, in denen der Mann ein offener 
Pantheift oder Materialift, die “Frau aber rechtgläubig iſt, weßhalb follte ſie 
ängftlicher fein in ver Unerfennung von Ehen zwiſchen Chriften verfchievener 
Kirhen ? Auch die Religion ift zunächſt doch Sache des Indi vidualgeiſtes, 
nit der Bluts- nod der Kamiliengemeinfhaft. Die Ehe aber ift wefentlich 
Geſchlechts- und Familiengemeinfhaft. Jeſus ſelbſt Hat auf dieſen Unterſchied auf: 
merffam gemacht, indem er bezeugte, daß „im Himmel nicht gefreit”, die menfch- 
liche Ehe folglich für das irbifche Leben, nicht für ven Himmel abgeſchloſſen werte. 
Das ift das Princip, von dem aus der Staat die (an das förperlide Ge— 
Ichledht gebundene) Ehe auch dann in ihrem Beſtande zu fügen hat, wenn 
die Individnalgeifter der Ehegatten einer verfchievenen religiöjen Richtung folgen. 

Andere Ehebinberniffe, die jedoch nur von aufſchiebender Natur find, Haben 
in der fittliden Ordnung der Familie ihren Grund, wie insbefondere vie 
Begrüßung der Eltern und die Zuftimmung der Väter der noch minderjährigen 
Verlobten. Wird dieſelbe ohne Grund verweigert, fo wird fie dur die Obervor- 
mundſchaft ergänzt. Noch andere wurzeln in der Ordnung der Öemeinde oßer 
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ia Interefjen ver Gemetnſchaft (Staat oder Kirche). Die Ehe ift zwar zu- 
nühft eine privatrechtliche Verbindung von zwei Privatperfonen, aber daneben hat 
fie dcech als Gründung einer. neuen Familie and für die Gemeinjhaft eine DBe- 
ventung. Es tft daher fein Unrecht, wenn auch ven Gemeinden verftattet wird, 
ver Heirat) von Ehegatten entgegen zu treten, welde außer Stande find, eine 
Familie zu ernähren. Wird die Gemeinde zur Armenunterftügung verpflichtet, fo 
gebührt ihr das Recht, vie leichtfinnige Begründung neuer Armenfamilien zu be- 
hindern, Aber einzelne deutſche Geſetzgebungen (3. B. die bayerifche) gehen offenbar 
zu weit, wenn fie der Gemeinde ein unbejchränftes Behinderungsrecht aus dieſem 
Grunde zugeftehen, denn das perjönliche Recht zur Ehe ift doch das primäre und 
weſentlichere und die Rückſicht auf die Gemeinde ift nur felunpär. Es muß daher 
ten Individuen das Recht offen bleiben, ihre Fähigkeit und Tauglichkeit zu einer 
ortentlihen Familiengründung nachzuweiſen und eine unbegründete Einfprache ber 
Gemeinde zu überwinden. Es ift freilich nicht leicht, jene zu bemeilen. ‘Der bloße 
Mangel an regelmäßigen Kapitalrenten over einem gefidherten Einkommen darf 
durchaus wicht für genügend erachtet werben, um bie Einfpracdhe zu rechtfertigen, 
63 giebt viele brave Arbeiterfamilien, vie fi ohne Beläftigung der Gemeinde 
ehtlich durchbringen. Aber auch die phufifche Arbeitskraft allein reicht nicht aus, um 
die Cinſprache zu befeitigen; denn e8 giebt genug lieverlihe Eltern, welche nicht für 
ihre Rinder -forgen, obwohl fie arbeiten könnten. Am meiften Vertrauen erregen 
die Beweife der Bermögenstraft, welche auf die Moralität und Soltvität der Per- 
Ionen ein günftiges Licht werfen, wie inöbefondere die Hinterlegung von Erſpar⸗ 
niffen bei den Sparkaſſen währen längerer Zeit oder bie lange geübte Unter 
Rübung anderer Hülfsbebürftiger (3. B. der Eltern). 

Blos für gewiffe Berufskllaffen gelten andere Beſchränkungen ver 
Ehe. Bon der Art find die Heirathöerfchwerungen für die Mannfchaft ver ftehen- 
ven Heere und ber Eölibat ver katholischen Geiftlichkeit. (S. den Art. Cblibat.) 

3) Die ftantliche Geſetzgebung bat aber nicht blos Ehehinverniffe gefchaffen, fie 
hat zuweilen auch in umgefehrter Richtung die Eingehung von Ehen künſtlich zu 
jörtern gefucht; theils indem fie mit dem ehelofen Zuftande gewiſſe privatrechtliche 
oder politiiche Nachtbeile verband, theild indem fie die Ehegatten — zumal wenn 
die Ehe mit Kindern gejegnet war — mit mandherlei Borzugsrechten bedachte. Es 
it immer ein Symptom des fittlihen Berfalls, over krankhafter ökonomiſcher Zu⸗ 
fände, wenn ſolche Maßregeln nöthig erjcheinen, um bie rechtmäßige Fortpflan⸗ 
jang der Familien wider die Ungebunvenheit und Ausjchweifung zu fihern. Bon 
ber Art war der Zuftand Roms im Ausgang der Republit und zu Anfang ver 
Kaiſerzeit: daher auch damals in Nom in folhem Sinne die Geſetzgebung eingriff 
lex Julia et les Papia Poppoea). In unferer Zeit ſind dieſe Gefahren noch nicht 
ſehr groß, wenn wir von einigen großen Städten abfehen, und vie Neigung zur Che 
ft noch für fich flark genug, um ſolcher künftlicher Hülfsmittel entbehren zu können. 

4) Die Form der Eingehung ver Ehe ſoll dazu dienen: a) vie ehelidhe 
Gefinnung der Verlobten deutlich zu offenbaren, weßhalb regelmäßig perfönliche 
Anwefenheit und Erklärung gefordert wird (Verbot ver Eheeingehung durch einen 
bevollmächtigten Stellvertreter); b) die Exiſtenz einer wahrhaften Ehe auch ven 
Nitlebenden befannt zu machen: baher das Erforverniß der Oeffentlichkeit 
ver Heirath im Gegenfag zu ver heimlichen Ehe, 19) welche vie Sicherheit ver 





., 9% Das kanoniſche Recht hatte lange Zeit die heimliche Ehe zwar mißbilligt, aber mit Rück⸗ 
nt auf den Konſens des Ehegatten als gültig anerkannt. Erſt das tridentiniiche Koncil hat 
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Familie untergräbt; c) den Zeitpunkt des Beginn ver Ehe zu firiren umb 
zu beurfunden, welcher für viele Rechtsverhältnifſe maßgebend iſt. 

Die Wichtigkeit diefer Rüdfichten wurde auch in dem alten römifchen und in 
den germanifhen Rechten gefühlt und die Sitte führte zu mancherlei Hochzeit⸗ 
feterlichleiten. Die Heirat war von jeher eine „hohe Zeit” (Hochzeit), Inbeflen 
bat doch erft die neuere Rechtsbildung verfelben bie velle Beachtung zu Theil wer- 
ven lafien, ‚indem fie beftinnmte Formen als nothwendig vorfchrieb. Die Altern 
Rechte ließen noch die heimliche Ehe 1) zu und datirten den Beginn der Ehe erft 
von ver thatfächlichen Vollziehung des ehelichen Lebens. 

Wir haben in neuerer Zeit vornehmlich zwei Arten der Form: a) bie fird- 
lihe Trauung durh den orvdentlihen Pfarrer oder befien Stellvertreter in 
Gegenwart von Zeugen und b) die bürgerliche Erflärung vor dem Civil— 
beamten. Einzelne neuere Rechte kennen nur die eine ober nur bie andere Form. 
Das triventinifhe Koncil fordert die Erflärung vor dem Pfarrer und minbe- 
ftens zwei engen; die kirchliche Segnung wird zwar als wünſchbar, aber nicht 
als nothwendig betrachtet; die fogenannte paſſive Affiftenz des Pfarrers kann 
genügen und dient ald Austunftsmittel, wo die Kirche Bedenken bat, ihren Segen 
zu geben und doch die Ehe nicht verhindern Tann. Die proteftantifchen Rechte 
fordern meift die altive Mitwirkung des Pfarrers bei der Trauung. (Preußi- 
ches Syſtem.) Die Napoleonifche Geſetzgebung legt ausfchließlich auf die bürg er— 
lie Erklärung vor dem Maire das Gewicht. Das englifhe Recht (eſetz 
vom Jahr 1837) hält die Regel der kirchlichen Trauung feft, läßt aber aus- 
nahmsweiſe vie Abſchließung ver Ehe auch vor Negiftratoren zu. Ebenfo kennt Das 
zürdertfche Cherecht, welches die Kirchliche Trauung als Regel bat, eine Eivil- 
form als Ausnahme. 

Die kirchliche Trauung hat in der That nicht blos das Anſehen des Alters 
und die Sitte für fich. Sie erfüllt auch alle jene Zwecke der Form und iſt über⸗ 
dem geeignet, die ſittliche Würde der Ehe in ihrem Eingang zu veranſchaulichen 
und die Ehegatten bei dem wichtigſten Alte des Familienlebens an die göttliche 
Weltordnung und Weltlettung zu erinnern. Sie fpricht daher mehr zu dem Ge— 
müthe voraus ber Frauen, als vie nüchterne und Talte bürgerliche Form. Daraus 
erflärt es fi, daß aud in ven Ländern der Napoleonifchen Geſetzgebung gewöhnlich 
die Neuvermählten nad ter Erflärung vor dem Maire, welche fie zu Ehegatten 
macht, zur Kirche gehen und Hinterbrein aus religtöfen Gründen freiwillig vie 
firhlihe Trauung folgen laffen. 

Kber in allen ven Fällen, in welden ver Staat feinen Grund bat, eine 
Ehe zu behindern, vielmehr die Pflicht hat, eine Ehe anzuerkennen, während fei 
es die Kiche Bedenken hat, vie kirchliche Trauung vorzunehmen, fei e8 bie 
Ehegatten Bedenken haben, fi ver kirchlichen Form zu unterziehen, ift viefelbe 
ungenügend ober unpaflend. Daher die Ausnahme einer Civilform neben 


durch das Erfordernif einer beftimmten Form die heimliche Ehe ausgeichlofien. Das weltliche 
Eherecht muß auf das Verbot derjelben einen großen Werth legen, weil die Seimlichkeit nit 
blos die Beziehungen der vermeintlichen Shegatten zu einander unficher macht, fondern die wich. 
tigen negiebungen der Ehegenoſſen zu den Kindern, den Anverwandten, den Dritten, zu ber 
Gemeinde, zu Kirche und Staat in Verwirrung brächte. 

11) Das alte indifche Recht hat die Frage ebenfalls behandelt, mie wir fowohl aus Manus 
Geſetzen fehen, welche die fogenannte Gandharma⸗Ehe (freie perfönliche Eheverbindung aus Kiche, 
ohne Mitwirkung der Verwandten und der Prieſter) mißbilligt, ala aus der Sage der Sakıntula, 
weiche das Recht diefer Ehe vertritt. 
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jener kicdhlichen, vie in ben meiften Tyällen wohl bie Civilform erſetzen kann. 
(Englifhes Syftem.) Und wo die Sonderung des Staates und der Kicche in 
Eheſachen vollzogen ift, va paßt die bürgerliche Form befjer, ven bürger- 
lien Charakter viefer Rechtsinftitution auszuſprechen und dient überdem dazu, 
mandyerlei äußere Reibungen zwiſchen Staat und Kirche zu verhindern. Die bürs 
gerliche Form wird dann zur rechtlich nothwendigen und die Firchliche bleibt 
bem Gewiſſen und der Freiheit ver Gläubigen anheimgeftellt. (Franzöſiſches 
yſtem.) 

V. Trennung der Ehe. Da vie Ehe ihrer Natur nach das ganze 
irdifche Leben ver Ehegatte einigt, fo ift ihr natürliches Ende nur der Top 
eines der Ehegatten, aber viefes mit Nothwendigleit. Die indiſche Anfor- 
derung an bie Wittwe: „vaß fie auch im Tode dem Manne folgen folle” iſt 
daher unnatürlih und um fo ungerechter, als fie nur die Wittwe nicht auch ben 
Wittwer betrifft. Humaner war wohl die ältere germanijche Sitte, welche ber 
Wittwe eine zweite Ehe unterfagte, aber aus dem Begriff der Ehe eben fo wenig 
gerechtfertigt. | 

Das fanonifche Recht hat vie Idee ver Unauflöglichleit ver Ehe, welde 
in der That mit ihrem normalen Begriff gegeben tft, zu einem abfoluten 
Recht sſatz erhoben, ohne Rüdficht darauf, daß manche konkrete Eheverbindung 
dem Ideal der Ehe nicht entſpricht, vielmehr widerjpriht. Es läßt in ſolchen 
Fallen nur eine Trennung mit Bezug auf das äußere Zufammenleben ver Ehe⸗ 
gatten (zu Tiſch und Bett) und auf bie bürgerlichen Wirkungen ber Ehe zu, aber 
nicht eine Löſung des Innern religiöfen Bandes der Ehegatten. Der Gedanke, daß 
die Ehe ein Sakrament fei, Überwog bei ihr alle anderen Rüdfichten. Dem 
Saframent wurbe ein unzerflörbarer Charalter beigelegt. Die Kirche berief ſich 
dabei anf den Ausfpruh von Chriftus: „Was Gott zufammengefügt, foll ver 
Menſch nicht ſcheiden“, ohne zu bedenken, daß Chriftus feine Rechtsgeſetze 
gab noch geben wollte, ſondern in allen Fällen das ideale Moralprincip 
verfünbigte und baneben das jüdiſche Scheidungsgeſetz als Rechtsgeſetz beftehen 
ließ und unter der Borausfegung des Ehebruchs fogar die Scheidung für moralifch 
gerechtfertigt erklärte. 

Den praktiſchen Schwierigkeiten dieſer unbedingten Verwerfung ver Eheſchei⸗ 
dung ſuchte die kirchliche Gerichtsbarkeit in manchen Fällen dadurch zu begegnen, 
daß fie es vorzog, eine Ehe, deren völlige Trennung zumal von mächtigen Per- 
ſonen verlangt wurde, Hinterbrein als von Anfang an nichtig zu erflären, 
ſtatt die wirkliche Che aufzulöfen. Die ausgevehnten Ehehinderniſſe gaben dafür 
mandherlei Anhaltspunkte. Es ift aber Mar, daß dieſes Hülfsmittel weit bedenk⸗ 
lider ift, als die Scheivung, welche durch daflelbe erfegt werden fol; denn bie 
Nichtigerklärung verwandelt bie wirkliche Ehe in eine Scheinehe (matrimonium 
putativum) und wirft rüdwärts zerftörend auf das eheliche Familienleben ein, 
während die Scheidung die frühere Ordnung ver Yamilte nicht antaftet, ſondern 
nur bie Fortfegung verfelben für die Zukunft abfchneivet. 

Die Anficht des kanonifchen Rechtes ift auch in bie neuere bürgerliche Geſetz⸗ 
gung vielfältig für die Katholifen aufgenommen worben. Sogar der Code 
Napoleon, welder die Scheidung anfänglich verftattet hatte, wurde im Jahr 
1816 wieder in biejer Beziehung verändert und bie Unlösbarkeit ver Ehe von 
neuem ausgejprodhen. Sie gilt ebenfo in Defterreih und in Bayern für 
Katholiken. 

Dagegen haben die Reformatoren das Recht der Eheſcheidung wegen Che 
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bruch und aus Urſachen, welde diefem gleich kommen, vertheidigt, und ſich theils 
anf die Autorität von Chriftus theils auf das natürliche Bedürfniß völliger 
Trennung berufen. In den proteftantifhen Ländern und ebenfo in katholiſchen 
für Proteftanten wurde daher die Scheidung wieder geftattet und durch die Gefet- 
gebung eine Anzahl von rechtmäßigen Scheidungsurſachen anerkannt. 

Steben fih fo die konfeffionellen Anfichten entgegen, fo ift e8 auch bier vie 
Aufgabe ver modernen ftaatlihen Oejeggebung von dem mweltlihen Stand⸗ 
punkt des Staates aus tie Frage zu beantworten. Sowohl das preußiſche Land— 
recht als der Code Napoleon haben es verjudt, und biefes gilt in feiner älteren 
von dem kanoniſchen Recht wejentlih abweichenden Faſſung noch in andern, aud) 
in deutſchen Ländern. Die konfeſſionelle Anfiht wird dann fonfequenter Weiſe 
dem Gewiſſen ver Ehegatten und den moralifhen Einwirkungen ber betreffenden 
Kirche anbeimgeftellt. Der Staat aber normirt das Recht, das er durch feine 
Gerichte handhabt. Da er es nicht aus religiöfen PVorfchriften, fondern aus feiner 
menſchlichen Einfiht in die natürlichen und Kultur-Verhältniſſe ver heutigen Ge- 
ſellſchaft herleitet, jo gilt dann tiefes Recht gleichmäßig für Katholifen und Pro- 
teftanten, für Chriften und Nichthriften. 

Hat die Kirche mehr das Ideal der Ehe vor Augen, welches fie in feiner 
Bolltommenheit überall zu verwirklichen ftrekt, fo berüdficytigt der Staat neben 
den normalen Charakter ver Ehe auch die oft getrübte Realität der wirf- 
lihen Lebensverhältniſſe. Bon da aus gelangt er zu zwei Hauptgrundfäßen: 

1) Es entſpricht unferer heutigen Civilifation die freie Löſung ver Ehe 
nach der einfeitigen over felbft mit beiverfeitiger Willfür ver Ehegatten, wie fie 
das vorchriſtliche römiſche Recht gefannt hat, nicht mehr. Die fittlide Würde 
der Ehe und die große Gefahr, weldhe für das Samilienleben und für die ganze 
bürgerlihe Sefelihaft mit ver willfürlichen Lösbarkeit der Ehen verbunden ift, 
machen die Prüfung der Scheidungsurſachen und die Beichränfung der Scheidun⸗ 
gen auf diejenigen Ausnahmsfälle nothwendig, melde vie erzwungene Fortdauer 
ver Ehe für ein größeres Uebel erkennen lafien, als bie verftattete Scheidung. 
Daher forvert das neuere ftaatlihe Eherecht immer eine gerihtlihe Prüfung 
und ein gerihtlihes Scheibungserfenntniß. 

2) Wenn aber ver Staat fi überzeugt, daß genügende Urſachen vorliegen, 
um bie Trennung der Ehe zu begründen, dann zwingt er die Ehegatten nicht, _ 
die Ehe fortzufegen, fonvern ſpricht die Scheibung aus. Das Recht der inbi- 
viduellen Freiheit überwiegt dann wieder das Recht der Ehe. 

Das weltliche Recht beachtet vor allen Dingen die natürliche Eriftenz. Ift 
bie konkrete Ehe eine geſunde und fittlidhe, fo kommt die Scheidung nicht in 
Frage. Nur wenn fie innerlid) zerrüttet, wenn fie al$ Ehe unwahr geworben ift, 
wird dieſes thatfächliche Verhältniß, welches ver Staat zu beffern nit die Macht 
bat, anerfannt. Das Princip der ftaatlichen Scheidung ift demnach: Wenn die 
Ehe im einzelnen Fal innerlih gebrochen ift, und ber Bruch unheilbar 
ericheint, wenn die ehelihe Gefinnung zerftört ift, daun wird diefer unfelige Zu- 
ftand auf Begehren zunächſt des unſchuldigen Theil berüdfichtigt, und biefe Ehe, 
die aufgehört bat, eine wirkliche zu fein, auch vor dem bürgerlihen Rechte als 
eine unwirkliche geläft. Die Scheidung ift zwar immer ein Uebel, aber unter 
Umftänden ein nothwenbiges Uebel. Würde unter jener Vorausfegung bie Yort- 
dauer der Ehe noch feftgehalten, jo wäre dieſelbe doh nur eine Fiktion, denn 
eine Ehe ohne alle Lebensgemeinfhaft der Ehegatten ift feine Wahrheit mehr. 
Die wmerhfelfeitige Ergänzung der Geſchlechter hat aufgehört, und bamit iſt das 
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ar Weſen der Ehe, welches doch wichtiger iſt, als ihre Form, ver- 
tet. 

Die meiften Gefeggebungen, welche dieſen Grundſätzen huldigen, haben eine 
Anzahl von ehehaften Scheivungsurfachen aufgezählt. Der eigentlibe Ehebrud 
nimmt dann gewöhnlich die erfte Stelle ein. Die älteren Rechte, insbeſondere das 
mofatfhe und das römifche verftehen aber unter dem Ehebruch nur die leibliche 
Geſchlechtsvermiſchung der Ehefrau mit einem andern Manne, nicht auch vie des 
Ehemanns mit einem ledigen Weibe. Diefe Unterfcheidung hat in der Sicherheit 
ver Familie und der Abftammung der Kinder einen natürlichen Grund und eine 
fittlihe Bedeutung. Die Untreue der Ehefrau verwirrt die Familie, die des Ehe⸗ 
mannes bedroht ihren Beftand nicht. Jene ift daher ein fchwererer Bruch ber 
Ehe, als dieſe. Aber da im Sinne der monogamiſchen Ehe das Recht der gegen- 
feitigen ausſchließlichen Geſchlechtsgemeinſchaft beiden Ehegatten wechſelſeitig zu⸗ 
ſteht, fo kann eine fo große Untreue des Ehemannes auch auf die perfönliche 
Hingebung der Yrau verberblic einwirken und in ihr die eheliche Liebe ertödten, 
und dann hat auch die Ehefrau hinreihenden Grund, auf Trennung zu Hagen. 
Das kanoniſche Recht und vie neueren Geſetzgebnungen feit der peinlichen Hals- 
gerichtsordnung Karls V. (Art. 120) haben daher ven Begriff des Ehebruchs auch 
auf die Fälle ver letztern Art ausgedehnt. 

Wir begreifen e8, wenn vie Gefeßgebung den Ehebruch voranftellt bei ber 
Aufzählung der Scheivungsurfahen. In ihm ift Die tiefe Verlegung der ehelichen 
Lebensgemeinſchaft auffällig, unverkennbar. Zum Xheil haben die Aeußerungen 
von Chriftus auch zu biefer Voranftellung den Antrieb gegeben, wenn gleich wir 
wiffen, daß Chriftus den Ehebruch ganz anders und nicht fo fleifchlich verftanven 
bat, als feine Zeitgenofien. Zum Theil tft dieſe öfters ausfchliegliche Beachtung 
des Ehebruchs aber noch ein Zeichen der Überwiegend finnlichen Auffaffung ver 
Ehegemeinſchaft, wie fie in ven älteren Rechten Regel war. Man vergißt vabei 
zuweilen, daß es noch andere Berlegungen ver ehelichen Treue und der fittlichen 
Tebensgemeinichaft giebt, welche vie ehelihe Geſinnung minbeftens eben fo gründ- 
lidy verwunden, als eine leiblihe Untreue. ‘Die Ehe ift doch nicht bloße leibliche 
Geſchlechtsergänzung, fie ift volle perſönliche Geſchlechtsergänzung, und bie 
feeltifhen und fittliden Momente darin find nicht geringer zu werthen als 
vie leiblichen. Wenn der eine Ehegatte ven andern böswillig verläßt, oder wenn 
ein Ehegatte durch fein rohes und lieverliches Leben dem andern die Yortfegung 
der perfönlichen Gemeinfhaft zulegt unmöglich macht, oder wenn er durch feine 
Berbrehen die Ehre ver Familie tödtlich verwundet, ja wenn er aud nur fort- 
dauernd Lieblos und unwürdig fih benimmt, fo kann daraus ein Bruch der Ehe. 
entftehen, ver ſchwerer zu heilen ift, als felbft eine gefchledhtlihe Untreue. Wep- 
halb follte daher die ftantliche Ehegerichtsbarkeit diefe Arten des Ehebruchs weniger 
beachten, als jene andern ? 

Alles kommt hier doch am Ende auf ven rechten fittlihen Ernft an. Alle 
Scheivungsurfachen, vie aufgezählt werben, können zu bloßem Vorwande miß— 
braucht werben, um fi) von einer unbequem gemworbenen Verbindung willkürlich 
loszumachen, und alle auch unter Umftänven eine Ehe fo vollfländig zerrütten, 
daß ihre Fortdauer unleivlih wird und die Zumuthung ver Rechtsordnung an 
die Ehegatten, trotzdem fich als ehelich verbunden zu betrachten, übermäßig hart 
erfcheint. Jede Aufzählung der Scheidungsurſachen ift kaſuiſtiſch und Tafuiftifche 
Gefetze find bevenklih, weil im Grunde grundjatlos und niemals der Mannig- 
faltigfeit ver Erſcheinungen entſprechend. Mir ſcheint, bie neuere Rechtsbildung 
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bätte ein einfacheres und beffered Mittel, um auf ver einen Seite die Heiligkeit 
der Ehe gegen leichtfertige und trügerifhe Scheivungsverfude zu ſchützen, und 
auf der andern ernften Scheivungsurfachen doch ihre volle Wirkung zu verftatten, 
als jene ungenügende und entbehrlihe Kafniftil. Würde eine Jury gebildet von 
einer Anzahl gereifter und anerlannt ehrbarer Ehemänner, welden ein Ber-- 
fänonig fowohl für die Würbe ver Ehe, als für die Mißverhältniffe des wirt. 
lichen Lebens haben, fo könnte man bei einer guten Proceßordnung mit großem 
Bertrauen ihrem gewifienhaften und freien Urtbeil die Antwort über die Frage 
überlaflen : ob eine beftimmte Ehe fo tief und menſchlicher Wahrfcheinlichkeit nach 
unheilbar zerrüttet und gebrochen fei, daß biefelbe auf Begehren eines oder bei- 
der Ehegatten zu fcheiven fei, oder nicht? Solche Geſchworne würden, ohne an 
beftimmte Scheivungsurfachen gebunten zu fein, je nad ver bejonderen Öeftaltung 
des Falles das Richtige wohl erkennen, und eine folde Praxis zugleich die In- 
ftitution der Ehe und die Nechte der Individuen ſchützen. Iſt aber eine folde 
Jury von ehrbaren Ehemännern, weldhe auch ven Werth ver Ehe zu fchägen 
wiffen, nicht mehr zu finden, weil eine frivolere Lebensanficht herrſchend gewor⸗ 
den iſt, dann ift foldem Sittenverfall überhaupt nicht mehr durch ftrenge Geſetze 
gegen die Scheidung abzuhelfen. 

Literatur. Außer den Bearbeitungen des Eherechtes in ven verfchievenen 
Werten über Kirchenrecht (von katholiſchem Standpunkte aus vgl. befonders bie 
Werke von Phillips, Walter und Permaneder, von proteftantifhem vie 
von Eihhorn und Richter) find zu erwähnen: Schulte, Hanbb. des kathol. 
Eherechts. Gießen 1855; Buddeus, d. Art. Ehe in der Enchllopäbie von 
Erſch und Öruber, und 3. Unger, die Ehe in ihrer weltbiftor. Entwidlung. 
Wien 1850. Binutfhli. 
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Der Ausdruck Ehre wird in mehrfach verſchiedenem Sinne gebraucht. Immer 
wurzelt der mit demſelben verbundene Begriff in dem Begriffe ber Perſönlichkeit, 
und mit Recht findet ein neuerer Autor (Köftlin) in vemfelben geradezu „pie ideale 
Quinteſſenz des Begriffes ver Berfönlichkeit überhaupt” ; in oberfter Juſtanz läßt 
fih die Ehre hiernach vefiniren als die Anerkennung, welche vie in ihrem Werthe 
ſich felbft fühlende und von Anderen gewürbigte Perfönlichleit nach beiden Seiten 
bin findet, Eine etwas verſchiedene Geltung wird aber das Wort ſchon dadurch 
erlangen, daß man bei deſſen Gebrauch bald auf die innere und bald auf die äußere 
Seite ver Werthſchätzung pas ausjchließliche over doch vorzugsweife Gewicht Legt. 
Auf die Selbftachtung und weit mehr noch auf die von Anberen gezollte Achtung 
wird ferner ganz beſonders ver fittliche Werth des Einzelnen beftimmend einwirken, 
doch fo, daß neben viefem auch wohl deſſen intelleftuelle und foctale Bedeutung 
in Betracht kommt, auf welche letztere jogar rein außerliche Umftänvde, wie Bildung, 
Beftg oder Beruf, von Einfluß find; je nachdem man nun ausſchließlich jenen 
erfteren Geſichtspunkt fefthält over zugleich auch diefe letzteren berüdfichtigt, Tann 
ber Ausprud Ehre wiederum eine nicht unerheblich verfchievene Bedeutung ge- 
iwinnen, und man kann 3. DB. ebenfowohl jagen, daß die fhärffte Kritik eines 
wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Werkes vefien Urheber nicht an vie Ehre gebe, 
als man umgekehrt von einer Künftier- oder Autorehre fprechen mag, deren Eriftenz 
und Grad doch wefentlich eben auf dem Urtheile über die Leiftungen des Betreffenden 
beruht. Endlich mögen auch wohl Figenfchaften, an deren Beſitz eine gewiffe Werth- 
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ſchaͤtzung ſich zu müpfen pflegt, ſich in der Weile objeftioiren, daß Ihrem Befiter 
um ihretwillen biefe als eine aäͤußerliche auch dann noch gezollt wird, wenn deſſen 
fittliche8 Verhalten ihren Borausfegungen gar nicht entiprechen follte; man ehrt in 
folhem Falle die Berfon nicht mehr wegen deſſen was fie ift, fondern was fle 
fein könnte und follte, und in viefer Anwendung gebt fomit das Wort Ehre wenig- 
ſtens ſcheinbar foger von dem oben aufgeftellten Grundbegriffe ab. 

Zum Theil im Zufammenhange mit dem eben Bemerkten ergiebt fich bie 
Unterfheivung verfhiedener Arten ver Ehre!). Es wird nämlich die Ehre 
eime verfchienene fein können, je nach der Verſchiedenheit der Rüdfichten, welde 
im gegebenen Yalle bei ver Wertbfhägung des Einzelnen zu Grunde gelegt werben, 
und es ftellt fih dabei auch wohl in Anbetracht ihrer verfchievenen Stellung im 
Leben für beftimmte Klaflen eine befonvere Ehre herans, indem der Natıtr der 
Sache nah in Folge diefer Verfchievenheiten bald auf dieſe bald auf jene Rückſicht 
das Hauptgewicht gelegt werben muß; es wird fogar in Folge der oben angeveu- 
teten Objeltivirung ihrer VBorausfeßungen von einer befonderen Ehre unter Um⸗ 
ſtaͤnden gefprochen werben fünnen, unter welchen doch von einer fittlichen Werth- 
ſchaͤtzung ver betreffenden Perfon gar nicht oder nur in fehr vermindertem Maße 
die Rede fein kann. Bor Allem läßt fih eine allgemein menſchliche Ehre 
ausfcheiven, an welder alle und jede Menfchen ohne Ausnahme Antheil haben; 
fie beruht auf der Anerkennung ver felbft im erbärmlichften Subjelte noch erhaltenen 
Menfhenwärbe, und äußert fi in der Forderung, daß felbft in einem folchen 
noch: der Menſch geachtet werbe, Eine Steigerung biefer allgemein menjchlichen 
Ehre zeigt die Ehre des unbefholtenen Menſchen, d. h. vesjenigen, 
welcher in feiner Beziehung den Anforderungen zuwider gehanbelt hat, welde feine 
Menſchenwürde an ihn ftellt; beiden Stufen der Menfchenehre treten gleihmäßig 
diejenigen Arten gegenüber, bei welchen nicht mehr allgemein menſchliche, fondern 
befonvere Rüdfichten auf beftimmte Dienfchenklaffen ven Ausfchlag geben. Es gehört 
aber zu viefen legtern vor Allem die befondere Gefhlehtschre des Weibes, 
bei welcher wiederum biefelbe Abftufung wiederkehrt, welche foeben hervorgehoben 
wurbe; auch bezüglich ihrer bat man nämlich zu unterſcheiden zwifchen ver Ge⸗ 
ſchlechtsehre, welche allen und jeden Weibern als ſolchen zufteht und welche felbft 
der verworfenften Dirne gegenüber immer noch geachtet werden muß, und zwiſchen 
der weit höheren Ehre des unbefcholtenen Weibes, bezüglich deren vor Allem auf 
die feruelle Kenfchheit Gewicht gelegt wird. Hieher ferner pie beſondere Berufs. 
und Standesehre, weldhe gewilfen Klaffen von Perſonen zufommt, und ale 
deren einzelne Unterart die den Dienern des Staats und der Kirche zuftehenbe 
Amtsehre erfcheint. Diefe befonvere Ehre macht fi aber in zwiefadher Richtung 
geltend. Einmal infoferne, als ver eigenthümliche Beruf einer jeden Klafle auch 
dem Ehrgefühle verfelben eine eigenthümliche Wendung, unbefchabet deſſen was bie 
Allen gemeinfame Menſchenwürde erforvert, anzumeifen pflegt. In allen ſcharf 
ausgeprägten Berufsklaſſen wirb ſich ein eigenthümlich geftaltetes point d’honneur 
ausbilden, und es wird 3.3. die befonvere Solvaten- und Offictersehre vorzugs⸗ 
weife die Tapferkeit, Treue und ritterliches Benehmen, die Kaufmannsehre die 
promptefte Erfüllung aller Geſchäftsverbindlichkeiten, vie unbebingtefte Solidität 
und Realität im Gefchäftsverfehre betonen, — für die befonbere Ehre des Adels 
und des höheren Bürgerſtandes (ber gentry) wirb feinere Bildung und Sitte, 
denn au wohl eine gewiſſe ftolze Unabhängigkeit ver Gefinnung und des Auf⸗ 
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tretens den Ausſchlag geben, — abfolute Unzugänglichkeit für alle äußeren Ein- 
flüſſe, unbedingte Pünktlichkeit in ver Erfüllung und ftreng wiſſenſchaftlicher Ernſt 
in der Auffaffung feiner Amtspflichten tie befondere Ehre des Staatsdieners aus⸗ 
machen, u. dgl. m. Daneben aber wird aud der Beruf als foldher eine befonvere 
Ehre verleihen, welche von ber individnellen Wertbihägung des Einzelnen ſich 
mehr oder minder feharf abhebt, und auch dem Berufs: ober Standesangehürigen 
noch beigelegt wird, welchen perfünlidh zu achten man fi doch in Feiner Weife 
veranlaßt findet; wie die allgemeine Menſchenwürde oder die allgemeine Geſchlechts⸗ 
ehre des Weibes unter allen Umftänden Anerkennung finden muß, fo wird demnach 
auch bier um feines Berufs willen ver Einzelne einer gewiflen Ehre theilhaftig 
werben, ganz unabhängig von dem Urtheile, welches ſich über feine individuelle 
Tüchtigkeit feftftellt, und man wird felbft dann noch ven Rod ehren, wenn man 
dem Manne vie Ehre verfagen zu müffen glaubt. Am entfchlevenften, aber keines⸗ 
wegs ausſchließlich, macht fich dieſer zweite Geftchtspunft bei der Amtsehre geltend. 
Die Würbe des Staats oder der Kirche theilt fi dem Amte mit, welches jene 
vertritt, und damit auch der Perfon, welche dieſes befleivet, und zwar völlig unab⸗ 
bängig von deren individuell menfchlihem Werthe; die Amtsehre ift infoweit ein 
bloßer Abglanz ver Ehre des Staats und der Kirche, und in dem Stantsbeamten 
ehren gewifiermaßen die Stantsbürger nur fi felbft in ihrer Gefammtheit. Allen 
diefen verſchiedenen Arten der Ehre tritt aber gegenüber die inpividuellmenfd- 
lihe Ehre, weldhe, auf der invividuellen Schägung bes einzelnen Menſchen als 
ſolchen beruhend und demnach die ſämmtlichen bisher erörterten Gefihtspunfte zu 
einem Geſammteindrucke zufammenfafiend, nothwendig eine ebenfo mannigfaltige 
fein muß, als vieß die menſchlichen Individualitäten jelbft find. Endlich läßt fi 
im Gegenſatze zu ver bisher allein ins Auge gefaßten Einzelehre auch von einer 
genofjenfhaftliden Ehre fpredhen, foferne auch Genoffenfchaften als ſolche 
für ehrenhaft ober unehrenhaft gelten können und demnach gleihfalld von Unehre 
fih freizubalten beftrebt fein mögen. Bon bier aus mag vou einer Nationalehre 
gefprochen werben, von einer gemeintlihen over Zunftehre, von ber befonveren 
Ehre eines einzelnen Regiments, u. dal. m., wobei ſich freilich nothwendig bie 
genoflenfhaftlichen mit der Einzelehre ver einzelnen Genofjen berührt, indem beide 
ſich gegenfeitig bedingen; das Gefühl des Einzelnen für bie Gefammtehre feiner 
ganzen Genoflenfchaft ift e8, was man, in feiner Anwendung auf engere Kreife 
wenigftens, als Korporationsgeift (esprit de corps) zu bezeichnen pflegt. 

An und für fih gehört nun der Begriff ver Ehre, wie er im Bisherigen 
dargelegt worden ift, keineswegs dem Rechtsgebiete an; indeflen ergeben ſich 
alsbald mannigfache Berührungen veffelben mit viefem legteren, und zwar find 
biefe nicht etwa vereinzelt und mehr äußerlicher Natur, fondern von ber weſent⸗ 
lichſten und innigften Befchaffenheit. Beringt find nämlich dieſe Beziehungen der 
Ehre zum Recht durch die Thatfahe, daß derſelbe Begriff der Perfönlichkeit, auf 
welchem nad ber einen Seite hin bie Ehre fußt, anbererjeit auch den Begriff 
per Rechtsfähigkeit, alfo eine ver Grundſäulen des Nechtsgebietes trägt. Weil dem⸗ 
nad die Ehre einerfeits, die Rechtsfähigkeit andererfeits nur verfchievene Attribute 
des gemeinfamen Begriffes der Perfönlichkeit find, muß die Geftaltung beider in 
einem gewifien Parallelismus erhalten werden; — weil die Ehre eine wejentliche 
Eigenfhaft ver Perfönlichkeit ift, müßte ber diefer letzteren ertheilte Rechtsſchutz als 
ein ungenügenber erfcheinen, wenn berfelbe nicht auch jene erftere gegen Berlegungen 
fiher zu ftellen fuchen würde. Aber freilich wird die gröbere Natur des Nechts, 
welche diefem unmöglih macht, ven Fhrgefühle in feinen feineren Windungen zu 
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folgen, weder jenen Parallelismus noch dieſen Schuß in völlig erfchäpfender Weife 
berzuftellen und zu ertheilen erlauben; es wird demnach in einzelnen Fällen vor- 
kommen können, daß bie Begriffe der rechtlichen und ber fittlidhen Ehre fich zweien, 
fo daß dieſe ohme jene oder jene ohne diefe vorliegt, was dann zu einer ähnlichen 
Dbjeltivirung der die rechtliche Ehre bedingenden Momente führen muß, wie eine 
foldhe oben bereit nad anderen Seiten bin nachgewieſen wurde, — es wird 
ferner nicht minder vorlommen Können, daß der Rechtsſchutz, welcher ver ſittlich 
wie rechtlich anerkannten Ehre gewährt wird, unter gewiſſen Borausfegungen 
fi) ungenügend erweift. 

Bor Allem banbelt es fih alſo darum, die verſchiedenen Abftufungen ber 
Rechtsfähigkeit und ver Ehre unter ſich fo weit möglich in Uebereinftimmung 
zu bringen. Unfähig vie mannigfaltigen Geftaltungen ver individuellen Ehre durch 
feine formellen Beftimmungen zu beherrſchen, muß dabei das Recht auf das Durch⸗ 
ſchnittsmaß der einem reſpektablen Menfchen gebührenven Achtung das Hauptgewicht 
legen, auf die Ehre alfo des unbeſcholtenen Menſchen; aber auch bei der Behand⸗ 
lung ter befcholtenen Leute wird immer noch diejenige Grenze eingehalten werben 
müſſen, welche die Rüdjiht auf die allgemein menſchliche Ehre forvert, und anderer: 
feits wird, wenn auch nur in untergeorpnetem Maße, immerhin aud noch vie 
befonvdere Ehre und deren Schmälerung Beachtung finden müſſen, und allenfalls 
auch von Auszeihnungen die Rebe fein können, durch welche ber Staat befonders 
hervorragende Grave der invivinuellen Ehre zu bezeichnen verfuchen mag. Als 
Ausgangspunkt ferner wird jeverzeit der Sat dienen, daß einerfeits der Befig 
wenn nicht aller jo doch gewiſſer Rechte von der fittlichen Integrität und dem 
über fie begründeten Urtbeile abhänge, andererfeits aber auch wieder gewifle rechts- 
widrige Handlungen dieſe fittlihe Integrität ſchmälern und auf das Urtheil über 
biefelbe beftimmenb einwirken; es wirb demnach eben fowohl die Eriftenz ber vollen 
Rechtsfähigkeit durch den Befig ver Ehre bevingt erſcheinen, als umgelehrt eine 
Schmälerung der Ehre ald Folge rechtswidriger Handlungen ‚eintreten müſſen over 
doc können. Beide Male werben natürlich die Schmälerungen des Rechts, welche 
in Folge der Schmälerung der Ehre eintreten follen, wenigftens annähernd rechtlich 
feftgeftellt werben müſſen; aber auch die Vorausfegungen ihres Eintrittes werben 
zumeift, und zwar nicht nur im legteren alle, noch einer näheren rechtlichen Be⸗ 
ſtimmung bedürfen. Nicht immer wird nämlid das Recht, indem es rechtliche Wir- 
kungen an die Schmälerung der Ehre knüpft, deren Borhandenjein und Maß völlig 
der öffentlihen Meinung und der über fie begründeten Ueberzeugung des Richters 
anbeimftellen können; in viel häufigeren Fällen wirb es biefelbe vielmehr feinerfeits 
an beftimmte Borausfegungen binden, und damit den an fidh nicht rechtlichen 
Begriff der Ehrenfchmälerung in einen Rechtsbegriff umfegen müſſen. Allerdings 
wird dabei die oben ſchon angebeutete Gefahr nicht zu vermeiden fein, daß in 
Folge diefer rechtlichen Formulirung Recht und Sitte unter Umſtänden aus einander 
gehen mögen; allein nur auf viefem Wege kann eine noch weit fchlimmere Gefahr 
befeitigt, kann nämlich dem Individuum gegen widerrechtliche Willkür des Gerichts 
wie gegen ungerechtfertigte Abirrungen ver öffentlichen Meinung ein einigermaßen 
zureichender Schug gefidert werben. 

Im Einzelnen geftaltet fich begreiflic die Xehre von ven Ehrenfchmälerungen 
in den pofitiven Rechten ſehr mannigfaltig. Das römifhe Recht, ausgehend 
von einer vreifachen Abftufung ver Rechtöfähigkeit, vermöge deren Freie und Un— 
freie, Bürger und Fremde, endlich Yamiltenhäupter und untergeorbnete Familien⸗ 
gliever unterfhieben werben, kennt zunächft Leute, welchen wie alle Rechtöfähigteit, 
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fo auch alle Ehre fehlt, vie Unfreien; ven Bollgenuß der Ehre (existimatio) Inüpft 
baffelbe überdies noch an ven Beſitz des Bürgerrechtes, ohne doc den Fremden 
alle Ehre abzufprechen; ven Familienſtand enblic läßt daſſelbe auf die Ehre über- 
haupt nicht einwirken. Eine Ehrenfhmälerung, neben dem Berlufte ver Ehre, 
welcher in jeber ſtrafweiſen Entziehung des Bürgerrechts oder gar ber Freiheit 
liegt, kennt daſſelbe zunächft in ver infamia 2). ‘Diefelbe trat ein ald Folge ber 
Berurtheilung wegen Kriminalverbrechen, manchen Privatbelitten over auch in 
gewiffen Schuldproceſſen; als Folge der Infolvenz, der ſchimpflichen Militärent⸗ 
laſſung oder Entfernung‘ von einer Zutel; als Folge einer Reihe für beſonders 
unfittlich geltenver einzelner Handlungen (Bigamte, Ehebruch, Verlegung des Trauer: 
jahres, Bruch gewifjer eiblicher Zuficherungen, falſche Delation u. dgl. m.); endlich 
als Folge des Betriebes gewifjer beſonders verachteter Gewerbe (Hurerei und 
Hurenwirthſchaft, Schaufptelerei, Thierfampf). Ihre Wirkungen beftanden urfprüng- 
lich in der Entziehung aller politiihen Rechte (des jus suffragii et honorum), 
alfo der einen Halbſcheid der in der Givität enthaltenen Befugniffe, während vie 
andere, bie Fähigkeit nämlid zum jus civile, dem Infamen erhalten blieb 3); 
einige weitere, rein pofitive Zurückſetzungen verfelben (3. B. deren Beſchränkung 
bezüglich der Zulaffung vor den Gerichten, ver Fähigkeit zur Ehe) haben ſich noch 
in fpäterer Zeit erhalten, nachdem bie politiihen Rechte und damit auch beren 
Entziehung ihre Bedeutung längft verloren hatten. Neben ver Infamie fteht aber 
noch eine Reihe von Ehrenfchmälerungen, welche, verfchievenen Umfangs, von bem 
Cenſor nach freiem Ermeſſen verhängt werden mögen; ver Cenſor konnte dem 
Bürger ebenfowohl alle politifchen Rechte entziehen, invem er ihn zum serarius 
machte, als er deſſen tribus mindern, den Senator aus dem Senate floßen, bem 
Nitter fein Pferd nehmen, ober auch mit der bloßen Ertheilung einer rügenven 
nota ſich begnügen konnte. In einer Neihe von Fällen legt überdies das römifche 
Recht auch geradezu auf die Verächtlichkeit (turpitudo) Gewicht, welche um befon- 
derer Zuftände oder. Handlungen willen gewiſſen Berfonen in ver öffentlichen 
Meinung anklebt, ohne ſich dabei auf die rechtliche Feſtſtellung ihrer Voraus» 
fegungen irgendwie einzulaffen; zumeift handelt e8 ſich dabei um Berbältnifie, 
weiche eine fpecielle fittlihe Wiürbigung ver Imbivibualität durch den Staat over 
den Richter nothwendig machen (Zulaflung zu Ehrenämtern, zu Bormundichaften, 
zum Zeugnifle u. bgl.), feltener um einzelne, ein für allemal rechtlich normirte 
Konfequenzen (3. B. gelegentlich der Borausfegungen der querela inofficiosi testa- 
menti, ber Zulafjung zur Stellung einer famosa actio, u. bgl.). Enblich beachtet 
das römifche Recht, wiewohl nur in untergeorbneter Weife, auch die Berfchiedenheit 
ber Ehre ber verfchienenen Stände; die befondere Kleivung und Chrenzeichen 
gewifler Stände, vie Berüdfichtigung des Standes bei der Verhängung gewiſſer 
Strafen over auch im Cherechte u. dgl. m. wären in dieſer Hinficht zu erwähnen; 
im Oanzen iſt es indeſſen weniger der Geſichtspunkt der Ehre als die Rüdficht 
auf Bortheile rein realer Art, welche ver eigenthümlichen Behandlung der Solvaten, 
ber Beamten u. dgl. im fpäteren Rechte zu runde liegt, ganz wie es nit bie 
verſchiedene Abftufung ver Ehre gewejen war, welche vordem die Verſchiedenheit 
des Rechts der Patricier und ver Plebejer erzeugt hatte. 

Wie das römifche fo geht auch das ältere deutſche Recht von dem Zu- 


2) Bol. zumal von Savigny, Syſtem, H. S. 170-230, und S. 516559. 
3, Ausnahmoweiſe findet ſich auch eine Ausfchliegung vom Zeugniß (intestabiles), 
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fammenhange ber Ehrenhaftigkeit mit der Rechtsfähigkeit aus ). Der unfreie Dann 
freilich wußte fih in Deutſchland, wenn auch vom Landrechte ausgeſchloſſen, bald 
feinen eigenen Kreis zu fchaffen, innerhalb deſſen er fein Recht und damit aud 
feine Ehre anerfannt ſah, und fogar ein unfreier Adel mag fi mit ver Zeit 
ans den Minifterialen oder Dienfimannen hervorbilden; aber ver echter verlor, 
wenn anders feine Acht eine vollſtändig wirkfame war, mit feiner Rechtsfähigkeit 
auch feine Ehre, und wenn ihm felbft aus ver Acht fi zu Iöfen verwilligt wurbe, 
mochte ihm doch dieſe letztere noch gefehmälert bleiben. Als eine bloße Schmälerung, 
niht Entziehung des Rechts ift die Rechtloſigkeit zu betrachten. Diefe entzieht 
zunächſt den Anſpruch auf Buße, und bat hievon ihren Namen, indem bie Buße 
ganz vorzugsweile ald das „Recht“ des Mannes bezeichnet wurde; eine Reihe 
von perfönliden Unbilden, welche den unbeſcholtenen Mann zur Klage auf Buf- 
zahlung berechtigen würden, mag darum bem Rechtloſen ungeahndet angethan 
werben 5). Auch ohne Wergeld find die rechtlofen Leute; doch fol der Frieden auch 
an ihnen nicht gebrochen werben, d. h. fchwerere ihnen zugefügte Berlegungen 
ſollen mit Acht oder öffentlicher Strafe im Intereffe des Landfriedens geftraft 
werben, und nur ber Beſchädigte ſelbſt unvergolten liegen. Weiter fcheint die Recht- 
(ofigfeit urſprünglich wie die römiſche infamia bie politifhen Rechte entzogen zu 
haben; werer als Schöffe, Fürſprech oder Nichter, no als Zeuge, Geſchworner 
over Eidhelfer kann ver rechtlofe Mann im Gericht auftreten, und auch vie eigene 
Bertbeivigung durch den Eid, fo wie das Recht auf einen Bormund zur Klage 
oder zum Kampfe pflegt ihm aberfannt zu fein. Endlich entzieht die Rechtloſigkeit 
auch die Lehnöfähigkeit, die Theilnahme an ehrbaren Genofienfchaften, u. vgl. m. 
Es zählen aber zu den rechtloſen Leuten bie Oberächter, welche zwar ihren Frieben 
aber nicht ihr Recht (im engeren Sinne) wiedergewonnen haben, fo wie alle die, 
welche eines Verbrechens überführt over geftändig waren, das an Hals und Hand 
oder an Haut und Haar gieng; rechtlos machte ferner der Betrieb gewiſſer als 
unehrenhaft geltenvder Gewerbe (Kämpfen um Lohn, vagirendes Muſiciren, Bettel- 
gang). Nach dem Rechte des fpäteren Mittelalters find überdies and die unehe- 
lih Gebornen rechtlos; aber freilich ift bei ihnen nicht eine Ehrenſchmälerung 
der Grund ver Rechtsjchmälerung, vielmehr umgefehrt die in ben mangelhaften 
oder auch völlig fehlenden Familienrechten begründete Minderung der Rechtsfähigkeit 
der Grund der erft in fpäterer Zeit beftimmter hervortretenden Minderung ber 
Ehre, und demgemäß reichen auch die Wirkungen ver Rechtlofigkeit bei der unächten 
Geburt entfernt nicht fo weit als in den Fällen, da biefelde durch Verbrechen 
oder anftößige Tebensweife begründet ift. Neben ver Rechtloſigkeit Tennt das ältere 
germanifche Recht noch mande andere Arten der Chrenfchmälerung. Außer ven 
Rechtlofen weiß z. B. das alte norwegiſche Recht aud von Halbredtsleuten, d. h. 
folden, deren Buße in Folge ungeeigneter Aufführung zwar nicht völlig Hinfällig 
geworben, aber doch auf die Hälfte herabgefett worden ifl, und in bänifchen Rechten 
kommt Aehnliches vor ©). Unfere deutſchen Quellen kennen eine befonvere Ehrloſig⸗ 


%) Dal. Budde, Ueber Rechtloſigkeit, Ehrloſigkeit und Echtlofigkeit, 1842; Hillebrand, 
Ueber die gänzlich und theilweife Entziehung der bürgerlichen Ehre nad, den deutſchen Mechte- 
büchern des Mittelalters, 1844. Es it übrigens bier nicht am Orte, auf die mannigfach ver: 
—— Anſichten über den Gegenſtand oder gar auf eine Polemik gegen dieſelben näher ein⸗ 
zugehen. 

5, Der Sachſenſpiegel freilich gewährt dem Rechtloſen eine Scheinbuße, um dem Richter 
fein Gewette zu fichern, d. h. er läßt um der öffentlichen Ordnung willen auch Jenem angethane 
Unbilden bertengen, ihm ſelbſt aber die Derfolgung nad) wie vor nicht zu Gute kommen. 

6) Dal. Wilda, Strafr., S. 301 - 306, und 522-524. . 
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feit, welche wegen Handlungsweiſen eintritt, vie beſonders heilige Zreuepflichten 
verlegen, und anvererfeits die Ausfchliegung von Rechten wirkt, deren Beſitz eine 
ganz befonvere Ehrenhaftigkeit vorausſetzt, „wente alle ere van truwe kumpt“ 
(Stoffe zum fächf. Yandr. III, 8. 78, 8. 1). In gewiffen Sinne läßt fih and bie 
BVerfeftung oder proviforifhe Aechtung hieher ftellen, fowie eine Reihe von Ehren- 
ftrafen, welde ohne Recht und Ehre zu nehmen doch dieſe lettere zu kränken 
beftimmt find, u. dgl. m. Endlich berüdfichtigt das deutſche Recht auch die befondere 
Ehre neben ver allgemeinen bürgerlihen, und zwar nicht nur infoferne als es bie 
höhere Ehre, welche Stand, Amt u. dgl. geben, in dem Betrage der Buße abfpie- 
gelt, durch deren Erlegung die begangene Ehrenkränkung zu fühnen ift, als es 
ferner an ven höheren Stand und Beruf manderlei andere Ehrenvorzüge zu nüpfen 
ſich angelegen fein läßt, ſondern aud darin, daß vaflelbe den einzelnen Genofjen- 
haften (3. B. Markgenoſſenſchaften, Gilden u. vgl.) geftattet, Recht und Chre, 
welche in der Theilnahme an ihrem Verbanve beruhen, unabhängig von dem Rechte 
und ber Ehre, welche das gemeine Landrecht gewährleiftet, in geeigneten Fällen 
dem einzelnen Genoffen zu entziehen. 

Weniger die Reception des, jehr mangelhaft verftandenen, römiſchen Rechts 
in Deutſchland, als vie Umwantlung, weldye in ven fittlihen und focialen An⸗ 
fhauungen des Volks vor ſich gegangen ift, hat auf die Umgeftoltung unferes 
neueren Rechtes beftimmend eingewirkt, Bor Allen mußte die Möglichkeit einer 
völligen Entziehung alles Rechts und aller Ehre vor der fleigenden Gefittung 
weichen; die Unfreiheit, vie Friedloſigkeit, felbft der in gewiſſer Beziehung an 
deren Stelle getretene bürgerlihe Tod mancher Rechte mußte wegfallen, weil mit 
dem Bewußtfein der Gegenwart vie Behandlung von Menfchen als Sachen abfolut 
unverträglid geworben ift. Ja fogar in nod weiterem Umfange macht ſich das 
Gefühl für die unter allen Umftänden zu wahrenve allgemein menfchliche Ehre 
heutzutage geltend; die Bejeitigung 3. B. gewiffer mit biefer unvereinbarer Strafen 
(Brandmarkung, Ausftelung am Pranger, Prügel u. dgl), die Befeitigung ferner 
gewiffer, zwar an fi nicht verwerflicher, aber mit ver befonveren Geſchlechtsehre 
ber Weiber unverträgliher Strafarten in ihrer Anwendung auf dieſe, wird jedes 
einigermaßen gebilvete Volk, das für die eigene Würde einiges Gefühl befigt, zu 
begehren und durchzuſetzen wiſſen. 

Bon den alten Anmwenbungsfällen der Rechtloſigkeit bat ſich der eine, vie 
Rechtloſigkeit nämlih als Folge von Berbreden, erhalten, aber freilich 
unter anderen Namen (Verluſt ver bürgerlichen Ehre, Ehrlofigfeit, Infamie u. dgl.), 
mit mehrfach abweichenden Wirkungen befleivet, envlid von ven Ueberreften der 
alten Ehrlofigfeit keineswegs ſcharf gefchieven. Die Wirkungen verfelben beftehen, 
im Einzelnen partikularrechtlich verfchieven begrenzt, weſentlich in dem Berlufte der 
politiihen Rechte, aljo insbefonvere des aktiven und paffiven Wahlrechts in Staats-, 
Bezirks⸗- und Gemeinveangelegenheiten ſowie ver Fähigkeit zu äffentlihen Aemtern 
und Wilden, in dem Derlufte des Adels und aller öffentlichen Auszeichnungen, 
in der Unfähigfeit zur Theilnahme an ehrbaren Genoſſenſchaften (Zünften, Börfen 
u. dgl.) und zur Belleivung von Funktionen, welche ein höheres Vertrauen vor- 
ausjegen (Advokatie, Profuratur, Notariat, Geſchwornenthum, Vormundſchaſt), auch 
wohl in dem Rechte die Nationalkokarde zu tragen, die Waffen zu führen, eidliches 
Zeugniß zu geben, Lehen zu beſitzen, ein Teſtament zu machen u. dgl. m. Die 
Ehrloſigkeit pflegt dabei an die Verurtheilung wegen ſchwerer Verbrechen gefnüpft 
zu fein, oder, was daſſelbe ift, an die Berurtheilung zu ſchweren Kriminalftrafen, 
welche letzteren ſolchenfalls, da nicht der Etrafoollzug, ſondern die bloße Ber 
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urtheilung entfcheivet, lediglich als das Kriterium ver Schwere des Verbrechens 
erfcheinen 7). Zwedmäßig erfcheint es, ihren Eintritt von einem befonberen Aus- 
fpruche des Gerichtes abhängig zu machen, oder dieſem doch zu geflatten, in dem 
tondemnirenden Sprude vie Ehre dem Berurtheilten ausdrücklich vorzubehalten, 
da befondere Umſtände eben ſowohl dem ſchwerſten Verbrechen ven Charakter der 
Ehrenrührigkeit benehmen, als umgekehrt einem weit leichteren biefen aufprägen 
Lnnen. Die letztere Möglichkeit wird in der That von vielen Gefeßgebungen in 
der Art berüdfichtigt, daß auch an bie Verurtheilung wegen folder Vergeben, bie 
zwar nur mit minder fchweren Strafen bedroht, aber fpecififch fittenwibrigen Cha⸗ 
rakters find, ja fogar an ven bloßen Banferott, Ehrenfhhmälerungen ein für allemal 
geknüpft werben, ober body durch befonveren richterlihen Ausſpruch mit derſelben 
verbunden werben können dieſelben umfaſſen folhenfalls nicht immer die fämmt- 
lihen aufgezählten Wirkungen der modernen Infamie, ſondern nicht felten nur 
einige einzelne verfelben, und zumal im leßteren alle nähern fie ſich mehr ber 
älteren Ehrloſigkeit als der Nechtlofigkeit. Durch Iandesherrliche Begnabigung (resti- 
tutio famse) Tönnen der Regel nach die Chrenfchmälerungen dieſer wie jener Art 
getilgt werben; in manden Fällen, zumal im Falle einer erfolgreig durchgeführten 
Minifteranflage, erleivet indeſſen dieſe Regel zwedmäßig eine Ausnahme. 

Im Gegenfage zu dem bisher Bemerkten ift bie alte Rechtloſigkeit ver 
unächten Kinder heutzutage völlig weggefallen, over find doch nur nod einige 
wenige, ganz vereinzelte Spuren derſelben bin und wieder ftehen geblieben; das 
richtige Gefühl, welches eine Ehrenfhmälerung nicht an einen von ber betreffenden 
Perfon unverfchuldeten Umftand gefnäpft wiffen will, hatte zunäcft zu einer eigen- 
thümlichen Legitimationsweife geführt (legitimatio minus plena, oder quvad 
honores), welche dem Legitimirten die Ehre und das bürgerliche Recht des ehelich 
Geborenen ohne deſſen Familienftanpsrechte gewährte, und ließ fpäter, da die Er- 
theilung niemals vom Landesherrn verweigert zu werben pflegte, auch deren Ein- 
bolung als überfläffig erfcheinen. Die Rechtloſigkeit, welhe als Folge des 
Betriebes gewiffer Gewerbe eingetreten war, hatte zumal in Yolge ber 
Unduldſamkeit der Zünfte zunächft mißbräuchlich eine bedeutende Ausbehnung ge 
wonnen, aber freilid eben damit auh an ver Strenge ihrer Wirkungen etwas 
eingebüßt; durch einen Reichsſchluß von 1737 wurde invefien vie Unehrlichkeit 
(Anrüdjigkeit) auf den Schinder oder Wafenmeifter und deſſen Kinder eingefchränft, 
und in der Anwendung auf feine Perfon (nicht die feiner Kinder), dann allenfalls 
auch auf die Perſon von Huren und Hurenwirthen, von Lanpftreihern u. dgl. m. 
bat fich viefelbe auch gegenwärtig noch erhalten. Endlich findet begreiflich auch vie 


Beräcdhtlichkeit, welche gewiffen Perfonen ihres Höfen Lebenswandels wegen 
folgt, noch heutzutage ihre Stätte; wie biefelbe inveflen in ihren VBorausfegungen 


rechtlich ſich nicht formuliren läßt, fo pflegen aud deren Wirkungen nicht ein für 
allemal gleihmäßig formulirt zu fein: Ausfchliegung von öffentlichen Aemtern und 
Würden, feltener von allen politifhen Rechten, Vernehaltung von allen ehrbaren 
Genofienihaften, Verminderung der perfünliden Glaubwürdigkeit, Unfähigkeit zur 
Uebernahme von Bormundfhaften orer zum Betriebe gemifler Berufsarten, An- 
wenbbarteit der querela inofficiosi testamenti ihnen gegenüber u. vgl. m., pflegen 
als folhe vorzulommen, und die Unehrlichkeit, nur durch ihre Borausfegungen 


7) Anders wurde die Sache eine Zeitlang in früheren Jahrhunderten betrachtet, aber freilich 
mit Verfennung deſſen was die Natur der Sache ſowohl ald das ältere Recht forderte. 


- 
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von der Berächtlichkeit geſchieden, nimmt an benfelben ebenfowohl Antheil als bie 
Ehrlofigkeit, foweit natürlich die legtere nicht in ihren Folgen noch weiter greift. 

Zum Schluſſe aber ift noch zu erwähnen, daß aud der moberne Staat in 
gewiſſem Umfange noh auf die bejondere Ehre neben ver gemeinen bürgerlichen 
Gewicht legt, indem er einerfeits an beftimmte Vorausfegungen beftimmte Ehren⸗ 
vorzäge bindet, anvererjeits aud) wohl eine Benehmung ber befonvderen Ehre ohne 
Beeinträchtigung der gemeinbürgerlichen kennt, 3. B. eine Ausfloßung aus dem 
Übelöverbande oder der Zunft, Wegweifung von ver Börfe u. vgl. m, Feſter 
ausgeprägt erfcheint aber, und zwar nad beiden Seiten hin, faft mur vie befon- 
dere Ehre des Dfficiers- und Beamtenftandes, als an welder ver Staat 
ein unmittelbares eigenes Interefje hat; der höhere Schug, welchen das Strafrecht 
der Amtsehre beider Klaffen gewährt, und vie Kaſſation oder Dienftentlaffung als 
Ausftoßung aus dem Beamtenverbande andererſeits mögen hier nur des Zufammen- 
banges wegen in Erinnerung gebracht werben. In gleicher Weiſe mag endlich auch 
noch der Orden gebacdht werben als eines mehr oder minder erfolgreichen Mittels, 
befonvere hohe Grade ver rein individuellen Ehre zu formeller ftantlicher Aner⸗ 
fennung zu bringen. 

Zweitens kommt aber das Recht mit der Ehre noch infofern in Berührung, 
als demfelben obliegt, piefe gegen jede Kränfung zu hüten. 8) „Niemand 
hat ein Recht auf Achtung, wie Niemand eines gegen Beratung, wohl aber 
Jeder eines gegen ven Ausprud ver Verachtung;“ 9) fo einfah und ſicher aber 
diefer oberfte Grundſatz an und für fich ift, jo erheblichen Schwierigkeiten unter- 
liegt doch deſſen Durchführung im Einzelnen, und zwar beziehen fich biefe theils 
auf die nähere Begrenzung des Begriffes der rechtswidrigen Ehrenkränkung, theils 
auf die Beflimmung des Weges, auf welchem der Rechtsſchutz gegen dieſelbe er- 
theilt werben fol. 

Zunächſt läßt fih in gewiffen Sinn jede formelle Rechtöverlegung als eine 
Ehrenkränkung auffaflen, joferne in der Mißachtung ver fremden Rechtsphäre noth- 
wendig auch eine Mißachtung der fremden Perſönlichkeit felbft Tiegt. Bon dieſem 
Geſichtspunkte aus tft es zu erflären, wenn das römifche Recht jedes wifjentlich 
verübte Unrecht, welches wefentlih gegen vie Perfon des Verletzten gerichtet ift, 
unter den Begriff der Ehrenkränkung bringt und fomit feiner injuria einen zugleich 
generellen und jubfiviären Charakter aufprägt; völlig denjelben Standpunkt nimmt 
aber auch das ältere deutſche Recht ein, fofern vafjelbe aus allen doloſen Rechts⸗ 
verlegungen neben der Verpflichtung zur Zahlung eines Frievensgeldes und zum 
Erſatze res etwa angerichteten Schadens auch noch bie weitere Pflicht der Ent- 
richtung einer Buße an den verlegten Privaten entfpringen läßt. Aber auch dann, 
wenn wir, wofür zwar nicht das römifche, wohl aber bereits das ältere beutfche 
Recht entſchiedene Anhaltspunkte gewährt, von dieſem weiteren Bereihe uns auf 
den engeren Kreis: verjenigen Fälle zurüdziehen, in welchen bie Verlegung ver 
fremven Ehre nicht blos ein accefjorifches, ſondern geradezu das principielle Mo— 
ment der Handlung ausmacht, bleibt noch immer vie genauere Begrenzung des 
Gebietes der Injurie fhwierig genug, und zwar nicht blos darum, weil bin und 
wieber (3. B. bei der fogenannten Realinjurie) gerade der Umftan zweifelhaft er- 


8) Dal. zumal Köftlin, die Ehrverletzung nad) deutſchem echte in der Zeitichrift für 
deutich. Recht, Bd. XV, S. 151-236 und S. 364—435, ferner Mitter maier, in Weiske'e 
Rechtäleriton, V, 6. 863—904. 

9 Bring Bandelten, I, ©. 516. 
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ſcheinen Tann, ob die Verlegung ver Ehre oder irgend eines andern Gutes einer 
beflimmten Handlung ihr charakteriftifches Gepräge verleihe. Bor Allen wird an- 
erlannt werben müſſen, daß auch nad dieſer Seite hin das Recht weder befähigt 
noch berufen ift, auf die Dannigfaltigkeit der individuellen Ehre einzugehen. Das 
Recht kaun und fol nicht den individuellen Werth des Einzelnen auf die Wange 
legen und danach Jedem das Maß an Ehre zumefien, veffen er genießen fol; 
daſſelbe bat vielmehr auch bier wieder auf das oben befprohene Normalmaß der 
einem unbejcholtenen Menſchen zukommenden Ehre zurückzugehen, darüber hinaus⸗ 
ragende Grave einer höhern Ehre aber nur inſoweit zu berüdfichtigen, als bie 
felben überhaupt als ſolche rechtlich firirt find, oder als dieß etwa bei Beftimmung 
ber Schwere der Folgen thunlich erſcheint, welche vie Ehrenkränkung im ein⸗ 
zelnen Falle für ihren Urheber äußern fol. Verſchieden mag dabei die Behandlung 
berjenigen Perfonen ausfallen, über welche-eine vechtlih anerfannte Ehrenſchmäle⸗ 
rung ergangen ift; das ältere veutfche Recht läßt feine rechtlojen Leute gegen In- 
jurien principiell fchußlos, das neuere Recht dagegen, zu ‚welchem bereits ber 
Sachſenſpiegel den Uebergang bilvet, pflegt au die an Ehrlofen begangene In⸗ 
jurie als ftrafbar, nur freilich in geringerem Maße ftrafbar zu betrachten, indem 
baffelbe zugleich von einem vegeren Gefühle für vie auch im befcholtenen Manne 
noch zu achtende allgemein menſchliche Ehre und von ver Anfchauung ausgeht, 
daß aud in ver einem folchen zugefügten Injurie immerhin eine verwerfliche Ge⸗ 
finnung ihres Urhebers fi) ausipreche. Sodann wird aud der Begriff ver rechts⸗ 
widrigen Verlegung nicht zu weit geftedt werben dürfen, damit nicht bie Freiheit 
ber Beurtheilung und damit die Möglichkeit eines öffentlichen Lebens allzufehr 
beſchränkt werde, In diefer Beziehung wird zumal auf vie Abficht, zu beleivigen 
(animus injuriandi), Gewicht gelegt, aber freilich ver Regel nad) ein befonderer Nach⸗ 
weis verfelben nicht erbracht werben müſſen; ihre Abweſenheit wird unter Umſtänden 
bie ftrafbare Injurie von der bloßen Indelifatefje, Grobheit u. vgl. ſcheiden müſſen, 
oder aud von der ftrafweifen Geltendmachung einer rechtlich anerkannten Befug- 
niß zu Zucht und Erziehung. Trotz diefer Schwierigkeit einer feften Begriffsbeftim- 
mung erjcheint es indeſſen dennoch Teineswegs zwedmäßig, wenn das Gele anf 
eine ſolche völlig verzichten, beziehungsweife viefelbe lediglich dem richterlichen Er⸗ 
meſſen anheimgeben will, und am wenigften zwedmäßig, wenn ver Spruch ausfchlich- 
lich in die Hand gelehrter Richter gelegt ift; vie Ungleihheiten und Willtürlichleiten 
in den Entſcheidungen, welche ſolchenfalls unvermeidlich find, erjcheinen im Vergleich 
mit den Nachtbeilen, welche eine nicht völlig paſſende Geſetzesvorſchrift mit fich Fähren 
mag, entfchieven als das größere Uebel. Nothwendig ift e8 pagegen, daß von ber In- 
jurte im eigentliden Sinne vie Verleumdung ausgeſchieden werde, db. h. ver 
wiſſentlich falſche Vorwurf einer beftimmten ehrenrührigen Thatſache unb veſſen 
Berbreitung; wo eine foldhe in Frage ift, muß jebenfalld ver Beweis der Wahr- 
heit der betreffenden Thatfache zugelaffen werben (exceptio veritatis), wenn aud) 
gute Gründe dafür fprecden mögen, bei der eigentlichen Injurie denſelben fern 
zu halten, 

Kaum minder ſchwierig als die Beſtimmung des Begriffs der Injurie ift die 
Vefiftellung des Weges, auf welchem ver Schut gegen dieſelbe ertheilt werben fol. 
Durch die Injurie erfcheint zunächſt die Privatperſon verlegt, gegen welche biefelbe 
gerichtet iſt, oder allenfalls mittelbar auch noch eine andere Privatperfon, welcher 
ein gewiſſes Bertretungsrecht dem unmittelbar Berlegten gegenüber zufteht (4. B. 
der Erbe bei Injurien gegen feinen Erblaſſer; der Ehemann oder Bater bei Iujurien 
gegen Weiber oder Kinder), und zunächft muß fidh demnach ein Recht dieſes Damni⸗ 
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filaten auf Genugthuung ergeben. Neben ver Privatperfon wirb aber jederzeit auch 
der Staat verlegt fein, und zwar wenigftens darum, weil in jeder Injurte noth- 
wendig eine formelle Berlegung des objektiven Rechtes Liegt, möglicherweife aber über- 
dies auch noch darum, weil im gegebenen alle (wie z. B. bei einer Amtsehrenbe⸗ 
leidigung) zugleich die Geſammtehre des Staates felbft verlegt erfheint, oder auch 
weil in Folge der Injurie eine weiter reichende Störung des Affentlichen Friedens 
zu befürchten ift, und von hier aus ließe fich principiell neben ver Klage des Pri- 
voten auch ein Einfchreiten von Amts wegen rechtfertigen. Mit Recht wird indeffen 
vie offictelle Berfolgung zumeift auf diejenigen Fälle beichräntt, welche unter bie 
zulegt erwähnten Geſichtspunkte fallen, inven eine Bervielfältigung ver Injurien- 
procefie in keiner Weile wünſchenswerth, und ver zunächft Verlette zugleich jeden⸗ 
falls der befte Beantworter der Frage iſt, ob im gegebenen Yale überhaupt zu 
gerichtlihem Einfchreiten ein Grund gegeben fei. Dabei ſollte aber freilich hinſicht⸗ 
lich der Klage des Privaten jeder Gedanke an einen Schavenserfag ferngehalten 
werben; ein vermögensrechtliher Schaven ift durch bie Injurie als folche nicht ent⸗ 
flanden, fomit auch ein vermögensredtlicher Erſatz nicht möglich, und ſoweit etwa 
ausnahmsweiſe eine fachliche Beſchädigung durd jene veranlaft eingetreten und 
ſomit allerdings aud eine Klage auf deren Vergütung rechtlich begründet ift, be- 
trifft dieſe Doch nicht den Injurienhandel als folhen, ſondern ſchließt fih nur 
äußerli) an diefen an. Die Anwendung von Geloftrafen und ſelbſt deren Ueber- 
weifung an ven Berlegten will natürlich durch dieſe Bemerkung nicht ausgefchloffen 
werben; vermieden werben follte aber jedenfalls bie Unwürdigkeit der dem römi- 
ſchen Rechte entnommenen äftimatorifhen Klage, indem es zu unferen Be— 
griffen von Ehre wenig paflen will, wenn dem Cinzelnen vie Abſchätzung ver 
eigenen Ehre in Geld zugemuthet wird: weit anftändiger noch wäre es, zu ben ein für 
allemal gejeglich feſtſtehenden Bußſätzen des älteren germanifchen Rechtes im Prin- 
cip und vorbehalten einiges Spielraumes für das richterlihe Ermeſſen zurüdzu- 
lehren. Zwedmäßig erjcheint vem Principe nad) die Zulaffung einer auf Wi der⸗ 
ruf, Ehrenerflärung oder Abbitte gerichteten Klage, möge viefelbe nun 
allein geftellt oder auch mit der Klage auf eine Geldſtrafe verbunden werben; 
nicht ohne praftiihe Schwierigkeiten ift deren Anwendung inveflen da, wo bie 
exceptio veritatis in Injurienprocefien nicht zugelaffen wird, foferne einerfeit6 dem 
Injurianten nicht zugemuthet werden kann, Vorwürfe als unwahr zu widerrufen 
oder durch eine Ehrenerflärung zu befeitigen, von deren thatfächliher Begründung 
er überzeugt, und nur darum das Gericht nicht zu Überzeugen im Stande ift, weil ihm 
die Vorführung feiner Beweismittel verwehrt iſt, anvererfeits aber auch die andere 
Gefahr ferngehalten werden muß, daß durch eine allzufehr auf Schrauben geftellte 
Erklärung dem Injurirten flatt einer Genugthuung nur eine zweite Injurie zu 
Theil werbe 19), Der Berhängung von öffentlichen Strafen im engeren 
Sinne, zumal von Gefängnißftrafen, ift als fachgemäß anzuertennen, und wirb 
insbeſondere in den Fällen, da wegen öffentlichen Aergerniſſes u. dgl. die Injurie 
einen befonberen Charakter annimmt, geradezu geboten ericheinen; Strafen halb⸗ 
wegs befchimpfenver Art, wie fie das fpätere Mittelalter liebte (Geige, Drillhäus⸗ 
hen, Tragen des Lafterfteines u. dgl.), dürfen dabei natürlich als mit dem Gefühle 


— 


39) Riemand wird z. B. dadurch eine Injurie beſeitigt halten, daß der Beleidiger, wie 
ihm das baierifche Landrecht, ıV, K. 17, 8. 14 geftattet, am erften Berichtötage einfach erklaͤrt: 
„daß ihm die ausgeſtoßenen Schelt-Wort aus Zorn oder Unbedachtſamkeit entwichen ſeynd.“ 
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unferer Gegenwart uuverträglich nicht wieder aufgegriffen werben. Uebrigens ver- 
ſteht fich von felbft, daß in Fällen eines öffentlichen Aergerniſſes ein polizeiliches 
Einfchreiten zwar gerechtfertigt erjcheint, jedoch nur vorbehaltlih aller weiteren dem 
Berlegten felbft zuftehenven Schritte; die Verhandlungen der Injurienfachen über 
haupt, oder auch nur die der geringeren Injurienſachen ein für allemal den Polizele 
behörden zu überweifen, wie dieß bin und wider verſucht wurde, muß geradezu 
als unwürbig bezeichnet werbe. 

Zum Schluß noch eine Bemerkung. Mehr ald anderwärts liegt bei Ehren- 
kränkungen dem Berlegten nahe, zur Selbfthülfe zu greifen, und pas Recht 
kaun oder follte wenigftens dieſen Umftand nicht unberädfichtigt laſſen. Zum Theil 
handelt es fich dabei leviglid um eine natürliche Aufwallung des Bluts, welche 
eben weil natürlich eine nit allzu unmäßige Ueberfchreitung des rechtlich Erlaub⸗ 
ten entſchuldbar macht; injoweit mag ed genügen, wenn das Recht die Retorſion 
der Injurie, d. h. deren Erwiberung durch eine gleich jchwere Beleidigung, ges 
radezu für firaflos erflärt, und allenfalls einen Exceß der Selbſthülfe mit Rüd- 
fiht auf den veranlaffenden Vorgang milder beurtheilt. Zum Theil aber liegt ver 
häufigere Uebergang zur Selbfthälfe auch noch tiefer begründet, nämlid darin, daß 
das Recht die Ehre des Einzelnen überhaupt nur mangelhaft zu fehlten vermag. 
Die gefetliche Begrenzung des Begriffes der rechtswidrigen Ehrenkränkung wirb in 
vielen Fällen zu eng erfcheinen, um alle Handlungen zu erſchöpfen, bie als In⸗ 
jurien betradjtet und empfunven werben, — ber Beweis der Injurie, für deren 
Eriftenz und Schwere gar häufig die unmerflichften und individuellften Züge einer 
Handlung entſcheidend find, wird oft genug nicht geliefert werben können, — 
gerade gegenüber ven am tiefften fehmerzenven Beleidigungen wird es fogar unleid⸗ 
lich erfcheinen, überhaupt die eigene Ehre von fremdem Urtheil und Schuß ab» 
bängig ftellen zu follen. Aus viefen Gründen bat fi in der ganzen gebilveten 
Welt für Ehrenfadhen vie Selbfthülfe in der geregelten Geftalt des Zweilampfs 
(vgl. den Art.) als ein nothwendiges Uebel erhalten, nachdem diefer im Uebrigen 
als Mittel, Rechtsſachen zur Entſcheidung zu bringen, längft aufgegeben worden 
ift. Die Verſuche, durch ftrafrechtliche Verbote denjelben zu bejeitigen, find an der 
Unmöglichkeit gejcheitert, eine anderweitige Dedung der von ihm ausgefüllten 
Lücke in unferer Rechtsverfaffung zu beichaffen und es iſt eine Graufamleit, wenn 
der Staat den Einzelnen ftraft, weil er zu demjenigen Mittel gegriffen, das ihm zur 
Wahrung ver eigenen Ehre oder felbft Exiſtenz nach dem Urtheile ver Standesgenofien 
blieb, währenn er doch einen andern Weg, zu vemfelben Ziele zu gelangen, ihm zu 
eröffnen nicht vermag. Beſchränkt dagegen mag das Duell durch die Errichtung 
gehörig organifirter und mit Genoſſen der Streittheile befegter Ehrengerichte 
allerdings werden, jedoch wie alle Erfahrung gezeigt hat ſelbſt dieß nur unter der 
Boransfegung, daß diefen Gerichten vie Befugniß eingeräumt werbe, in ben 
ertremften Fällen ihrerfeits auf jenes letzte Auskunftsmittel in Ehrenſachen, auf 
den Zweilampf, zu erlennen. 8. Maurer. 


Eichhorn. 


Karl Friedrich Eihhorn, einer ver erften Nechtögelehrten die Deutſch⸗ 
land je beieflen hat, ver Schöpfer einer wiflenfchaftlihen Behandlung des dent⸗ 
ſchen Rechts, ift geboren zu Jena den 20. November 1781, geftorben zu Köln 
ven 4. Juli 1854. 

Sein Vater war der berühmte Theologe und Hiftorifer Johann Gottfried 
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Eichhorn, der aus der Grafſchaft Hohenlohe-Oehringen gebürtig !), zur Zeit ver 
Geburt des Sohnes in Iena eine Profeffur bekleidete, indefien bereits 1788 nad) 
Göttingen überfiebelte, und dort bis zu feinem Zope im Jahr 1827 eine ver 
Hanptziernen der Univerfität bildete, fo daß Göttingen zur wahren Baterftabt 
Karl Friedrichs wurde. Schon in feinem 16. Jahre konnte der reichbegabte junge 
Mann, nachdem er nur vier Jahre das ftäbtifhe Gymnaſium befucht hatte, bie 
Univerfität Göttingen beziehen, um fich ber Iurtsprubenz zu widmen. Boll Humor, 
durchweg heiteren offenen lebensfrohen Sinnes, fand er Freude am Studenten- 
leben in größeren Kreifen und genoß es in vollen Zügen, verfäumte aber dabei 
nicht, eifrig zu ftubiren. Neben ven herkömmlichen Kollegien über Jurisprubenz 
befuchte er die Vorträge der berühmten vamaligen Göttinger Docenten über Natur- 
wifienfchaften, Philologie und Geſchichte; er hörte, um nur einige Namen zu 
nennen, bei Blumenbach und Heyne, bei Gatterer und Schlözer. In der Juris- 
prubdenz waren es insbefondere Hugo, Pütter und Runde, bie einen beftimmten 
Einfluß auf ihn übten, doch benußte er auch eifrig die Vorlefungen von Meiſter, 
Martens, Teift, Waldeck und Claproth. So vorbereitet, erwarb er nad vierjähri- 
gem Univerfitätäftubium am 18. September 1801 zu Göttingen bie juriftifche 
Doltorwürde, indem er eine Differtation „de differentia inter austregas et ar- 
bitros compromissarios“ vertheitigte. Sein Entſchluß war es, ſich der Univer- 
ftätslaufbahn zu widmen, und insbefondere über öffentliches Recht zu bociren; 
da er indeflen von der Ueberzeugung burchbrungen war, daß blos gelehrte Kennt- 
niffe hierzu nicht ausreihen, daß vielmehr daneben eine praftifhe Anfchauung ver 
Lebensverhältniffe Noth thut, fo ging er in ven Jahren 1801 bis 1803 nad 
Wetzlar und Wien, und lernte dort, während er mit einer großen Anzahl aus- 
gezeichneter Berfonen in nähere Berührung trat, den Geſchäftsgang der beiden 
höchſten Reichsgerichte kennen. In Wetzlar wurven feine Zwecke insbefonvere durch 
v. Gruben, ven furmainzifchen Präfentirten, geförbert, indem derſelbe ihm Aften 
und Relationen des Reichskammergerichts mittheilte, und vielfach Gelegenheit zu 
eigenen Ausarbeitungen gab; in Wien erwies fih ihm für Erlangung einer 
näheren Bekanntſchaft mit dem proceffualifchen Verfahren des Reichshofraths, eine 
Empfehlung an ven Reichshofrath v. Pufendorf als fehr nützlich. Auch in Regens- 
burg, am Sig bes Reichötages, war er Willens gewefen länger zu verweilen, 
und beſuchte die alte merfwürbige Stadt im Sommer 1802 auf feiner Reife von 
Wetzlar nad Wien; uneraditet er aber dafelbft durch den böhmifchen Gefanbten, 
Grafen Eollorevo, einen früheren Univerfitätsbefannten, eine beſonders freundliche 
Aufnahme fand, und überall, wo es ihm wünfchenswerth ſcheinen mochte, einge- 
führt wurde, fo überzeugte er fi doch bald, daß ein längerer bortiger Aufent- 
Halt für ihn keinen reellen Nuten haben fonnte, da der Reichstag in eine völlige 
Inaktivität verjunfen war, und bie für vie einzelnen Neicheftände jo über- 
aus wichtigen Entſchädigungsfragen, um bie es ſich in Folge des Tüneviller Frie- 
dens noch hanvelte, in allen wefentlihen Punkten in Paris nah Spectalverträgen 
mit Bonaparte, ohne jenes Mitwirken des Reichstags erledigt wurden. 

Im Herbft 1803 von Wien nad Göttingen zurüdgelehrt, babilitirte ſich E. 
an der Univerfität, las im Winterfemefter 1803 auf 1804 über Reichsproceß, 
im Sommer 1804 über beutfche Rechtsgeſchichte, und trat gleichzeitig in das 
Göttinger Spruchlollegium, welches damals eine große Anzahl von bedeutenden 


1) Joh. Gottfr. Eichhorn, ein Sohn des Superintendenten Eichhorn zu Weikersheim, war 
geboren den 16. OR. 1752 zu Dörrenzimnern. 
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Nechtsfällen zu entſcheiden oder zu begutachten hatte. Indeſſen ſchon 1805 ver⸗ 
ließ er Ööttingen, da fi ihm feine Ausſicht auf baldige @rlangung einer 
feinen Wünſchen entiprechenden Stellung darbot, und folgte einem Rufe als 
anfßerorventliher Profeflor ver Rechte nach Frankfurt au der Ober. Hier finden 
wir ihn, während er, um ben Bedürfniſſen der Univerfität zu genügen, über 
faft ſämmtliche juriſtiſche Disciplinen Borlefungen halten mußte, bereitS mitten 
in ben Studien begriffen, durch die er fo Großes leiften follte. Schon nad einem 
zweijährigen Aufenthalt in Frankfurt ließ er ven erften Band feiner bentchen 
Staats= und Rechtsgeſchichte vruden, in deſſen vom 13. Mat 1808 batirter 
Borrede er Har und beftimmt die Unfichten über vie Behandlung des Rechts aus⸗ 
ſpricht, vie er bei aller feiner fpätern umfangreichen literarifchen und praftifchen 
Zbätigfeit unverändert befolgt hat, und veren Anwenbung auf das deutſche Recht 
er zuerſt im Jahr 1815 in einem Auffag über das gefchichtliche Stubtum des 
deutfhen Rechts entwidelte, ven er dem erften Heft der von ihm mit Savigny 
gegründeten Zeitichrift für gefchichtliche Nechtswifienfchaft einverleibte, wo er neben 
Savigny's einführennen Worten über den Zweck ver Zeitfchrift gleihfam ein er- 
gänzenbes Programm berfelben bilvet. Eine felten glüdlihe Wahl hatte E. tm 
Jahr 1811 von Frankfurt nah Berlin an die im Herbft 1810 neu eröffnete 
. Univerfität berufen, um neben Savigny, der das römifhe Recht an ihr vertrat, 
das deutſche Recht zu lehren. Wie überhaupt in jenem Moment ber auferorbent- 
liche Zufammenfluß geiftiger Kräfte an ver Berliner Univerfität, die mit dem 
Horen Willen durch fie das vom Unglück tief nievergebrüdte Bollsbemußtjein zu 
kräftigen und zu ftählen, geftiftet war, alle einzelnen Mitarbeiter an dem herr⸗ 
lichen Wert über ihr gemöhnliches Sein emporheben mußte, fo war dies auch bei 
E. in hohem Grabe der Fall; er fühlte fih in eine ganz neue Lebensatmofphäre 
verfegt, die in ihm alle ©eiftesnerven anfpannte und zu gefteigerter Thätigkeit 
und Probuftivität führte; und daß es gerade Savigny war, mit dem er bier im 
nähere Berührung kam, indem bie gänzliche Webereinftimmung beiver Männer 
über die Art und Weife, in welcher die Rechtswiſſenſchaft angefehen und behan⸗ 
delt werden müſſe (Zeitfchr. für geichichtl. Rechtsw. I. ©. 1), fle zu einander 
führte, darf für eine beſonders glüdlihe Yügung gelten, die für das von ihnen 
bebaute Feld die fchönften Früchte tragen mufite und getragen Bat. 

Doch vorerft follte E.'s ſchöne Thätigkeit in Berlin nur von furzer Dauer 
fein, indem ihn die großen Ereigniffe des Jahres 1813 in Anfprud nahmen. 
E. hatte ftets nad feiner innerften Natur und feinem ganzen Ideenkreiſe die Er- 
nievrigung unferes Baterlandes unter franzöfiiches Joch befonders ſchwer empfun⸗ 
den; er batte fih in Frankfurt in feiner Sehnfuht nad einer thätigen Erhebung 
wider Frankreich im Spätherbft 1808 in den von König Friedrich Wilhelm III. 
durch Kabinetsorbre vom 30. Juni 1808 „nach feinem Zwed und feiner Ver⸗ 
faffung gebilligten Tugendverein“ aufnehmen, und zum Direltor der Frankfurter 
Hauptlammer ernennen laflen (ſ. I. Voigt, Gefchichte des Tugendbundes, Ber» 
lin 1850, ©. 27, 40), indem er damals mit vielen andern Patrioten bon dem 
Berein Reelles hoffte, und nicht erwartete, daß er nad wenigen Dlonaten von 
den tüdhtigften feiner Mitgliever als unprattifch erfannt und am 31. December 
1809 in Folge befien vom König würde aufgeldft werben. Seitdem hatte er mit 
gepreßtem Herzen ven Drud ertragen, der auf Preußen und ganz Deutſchland 
laftete, hatte im Frühjahr 1812 die endlofen Züge ver franzöfiihen Heeresmaſſen 
durch Berlin mit trübem Auge gefehaut, hatte mit Ekel den feilen Jubel vernom- 
men, der Bonaparte's Reife durch Deutfchland zu einem Triumphzug flempelte, 
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und in eifrigfter Vertiefung in vie glänzende Borzeit unferes Baterlandes Troft 
im Leiden geſucht, und Hoffnung für deſſen neue Erhebung gefunven. Als nun 
im Winter 1812 die große Wendung der Geſchicke Europa's eintrat, als am 4. 
März 1813 die Franzoſen Berlin verließen, und endlich am 17. März ber 
Iangerfehnte Ruf des Königs zu ven Waffen erfolgte, war E., unerachtet er feit 
1810 verheirathet war und einen Sohn hatte, einer ver erften, der ihm freudig 
Folge leiftete. Ins 4. kurmärkiſche Lanpwehr-Küraffier-Regiment als Freiwilliger 
eingetreten, wurde er Nittmeifter und Eskadronchef, und machte als folder, indem 
fein Regiment dem Bülow’fhen Armeelorps zugetheilt war, die Schlachten bei 
Großbeeren (den 23. Auguft), Dennewig (den 6. September) und Leipzig (ven 
18. Oftober) auf's ehrenvolifte mit. Bor Allem zeichnete er fich bei Dennewig 
aus, fo daß er für feinen fühnen unerfchrodenen Muth neben dem ruffifchen 
Wladimirorden das eijerne Kreuz zweiter Klaffe erhielt. Nach der Schladht bei 
Leipzig marfchirte er mit der Avantgarde durch Weftphalen nah Holland, von 
dort durch Belgien nah Frankreich und zog mit dem Bülow’fchen Korps in Paris 
ein. Unmittelbar nah dem Abſchluß des Friedens nahm er feinen Abſchied; nicht 
ein einziges Mal war er in allen ven zahlreihen Gefechten, an denen er Theil 
genommen Hatte, verwundet worben; fein rüftiger Körper hatte die großen An⸗ 
ftrengungen bes Feldzuges, vie vielen Bivouaks in rauher Jahreszeit, die er mit 
feinen, meiftens zum Vorpoſtendienſt beftimmten Mannſchaften durchzumachen hatte, 
ohne alle Anfechtung ertragen. Körperlich gefräftigt Tehrte er über Göttingen, wo 
er einige Wochen bei feinen Eltern verweilte, nach Berlin zuräd. 

Der Winter 1814 zeigt ihn uns zu Berlin wieder ganz In feinem früheren 
Wirkungskreiſe. War es in den Zeiten der Crniebrigung des Vaterlandes die 
Aufgabe geweſen, fih und Andern an veflen geiftigen Errungenſchaften ein Lab⸗ 
fal zu bereiten, und fie einer befiern Zeit zu retten und zu erhalten, fo kam es 
jet darauf an, fie für das Vaterland nutzbar zu machen, dafür zu wirken, daß 
auf dem heiligen, mit dem theuern Blut ver gefallenen Mitfämpfer befruchteten 
Boden herrliche Früchte gezeitigt würben; und jeder rebliche Arbeiter mußte fich 
zu doppelter Anftrengung verpflichtet fühlen, um ſich der wieder erlangten Frei⸗ 
beit würdig zu erweilen, und den gerechten Anforberungen ver geiftig gehobenen 
Zeit zu entſprechen. Ein ebler Wetteifer durchglühte alle Beſſern unferes Volkes, 
ein erneutes geiftiges Leben, Streben und Schaffen machte fi überall in Staat 
und Kirche, in Wiflenfhaft und Kunft geltend, trug ſchöne Früchte und berechtigte 
zu noch fchöneren Erwartungen. Auch E. nahm im vollften Maße Theil daran. 
Wie vor dem Feldzug las er in den Jahren 1814 bis 1817 mit raftlofem Eifer 
über deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte, fowie Über deutſches Staatsreht, Pri- 
vatrecht und Kirkenreht, und fuchte feine Zuhörer für die ernften und großen 
Aufgaben, vie fi bier überall varbieten, zu erwärmen fowie ihren Geift über 
fie aufzuflären und durch Erlangung gediegener Kenntniffe zu einer tüchtigen 
theoretiichen und praftiichen Löſung derſelben heranzubilden. Gleichzeitig ſetzte er 
feine feit anderthalb Jahren durch den Krieg unterbrochenen, ihm unter den ver- 
änderten Berhältniffen nunmehr dreifach theuern Studien fort. Ex ließ ven zwei⸗ 
ten und britten Band feiner deutſchen Staats und Rechtsgeſchichte bruden, er 
veröffentlichte in der Zeitfchrift für gefchichtliche Rechtswiſſenſchaft einen für bie 
Erforſchung deutſcher Staats- und Rechtsentwicklung epochemachenden Auffag über 
den Urfprung ver ftäntifchen Berfaflung in Deutſchland; die erfte Hälfte veffelben 
wurde im Jahre 1815 im erften Theil der angeführten Zeitfhrift S. 157 bie 
247 ausgegeben, die zweite im Jahre 1816 ebenpafelbft Theil 2 ©. 165 bis 
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237. — Auch hatte: im Winter 1816 auf 181% tie Ehre van Krouprinzen 
von Preußen Borträge über deutſches Recht Halten zu dürfen, vie ihn durch bie 
rege Theilmahme des geiftvollen Prinzen beſonders erfventen. 

Im Jahr 1817 verließ E., indem er dem fjehnlihen Wunſche feines altern- 
ven Baters nachgab, Berlin und folgte einem Rufe nad Göttingen an bie Uni—⸗ 
verfität. Dort lad er von nun an bis zum Jahr 1829 täglich zwei bis drei 
Stunden über biejelben Gegenftände wie in Berlin, und zwar abwechfelnd im 
einen Semefter über deutſche Rechtägejchichte und Kirchenrecht, im andern über 
veutfches Privatrecht und Staatsrecht. Sein Erfolg als Lehrer war ein noch grö⸗ 
ßerer als in Berlin, ja in jeder Beziehung ein ganz amferorbentiicher. Ken. 
Böttinger Auditorium reichte aus, um bie Muſſe feiner Zuhörer zu fallen; er 
ſah fig genöthigt eine Schenne zu miethen, Tiſche und Bänke bineinzaftellen 
und brin zu leſen. Bon überall ber firömten veifere junge Männer, vie ſich dem 
Studium des vaterlännifchen Rechtes mit Liebe und Gifer widmeten, nach Got⸗ 
tingen, um bei &. zu hören; vie glänzenden Zeiten, vie damals bie ehrwürdige 
Georgia Augusta erlebte, verdankte fie zum größten Theil feiner Anziehungskraft. 
Neben einer Unzahl von tüchtigen Praktikern, vie in E. willig ihren Lehrer er- 
kanuten, gewann er für die wiffenfchaftliche Bearbeitung der von ihm docirten 
Gegenſtände eine Fülle von friſchen Kräften, und nur wenige von allem denen, 
bie in ben folgenbon ‘Decennien fih um Aufklärung unferes heimiſchen Rechts 
und feiner Gefchichte Berbieufte erworben ‚haben, vürfter nit zu E's Füßen 
geſeſſen haben, faft alle aber es freubig bezeugen, daß fle ihm wie befte Anregung 
und Hilfe bei ibten Studien verdanlen! Neben feiner Lehrthätigleit nahm E. an 
ven umfangreichen praftiichen Arbeiten des Göttinger Spruchkollegiums ven reg⸗ 
Ren Antbeil, und arbeitete außernem eine große Menge von publiciftifchen Gut⸗ 
achten über fchwierige Rechtafälle aus, die im den verichienenften Theilen Deutſch⸗ 
lands in Frage famen, und über die von ben Betheiligten die Anficht des be⸗ 
rũhmten Publiciſten gewunſcht wurde. In den Buchhanvel finb ven ſolchen nur 
gelommen: ein in März 1829 verfaßtes Rechtsgutachten in ven Bentink'ſchen 
Sücceffionsftreit (Beivelberg 1847), und ein Ontachten für die Domgemeinte in 
Brenien (Hannover 1831). Gleichzeitig envli führte er feine ſchriftſtelleriſchen 
Arbeiten unamsgefegt fort. Cine zweite verbeſſerte Ausgabe ver beiven exften 
Bände der veutichen Staats⸗ und Rechtsgeſchichte exrfchlen im Jahr 1818; ihnen 
reihte fich im Jahr 1819 die erfte Ausgabe des dritten Bandes an; alle brei 
Bände wurden im Jahr 1821 mit Zufägen und Verbefferungen nen gebrudt und 
das ganze Werl im December 1822 durch Berdffentlihung des 4. Bandes voll⸗ 
endet. Schon im folgennen Jahre ermöglichte E. die Herausgabe eines Handbuchs 
des deutfchen Privatregts, umter dem Titel einer „Einleitung in das deutſche 
Privatrecht mit Einfluß des Lehenrechts“, nom 11. November 1823 datirt bie 
Berrede ver erften Ausgabe deſſelben; is- ven Jahren 1825 und 1829 fah er 
ſich bereits zu revidirten Ausgaben veffelben gendthigt. In Tem Buche „übergab 
er dem Publikum, wie er in der Borrede zur 2. Ausgabe 1825 erklärt, die 
Refultate lange fertgefegter Unterſuchungen, vie er bei Gelegenheit praktiſcher 
Ausführwagen und feiner Vorleſungen ſtets bemüht geweſen war zu berichtigen" ; 
„er unternahm (fügt er 1844 in der Vorrede zur 5. Ausgabe) nach Bollendung 
der deutſchen Staats⸗ und Rechtögefchichte auf vie gewonnene Grumblage für 
dogmatiſche Arbeiten, für weiche ex 16 Jahre aufgewendet hatte, die Bearbeitung 
des deutſchen Privatrehts, und hatte dieſes damals bereits achtzehn Dial geleſen.“ 

Bluntipli ns Brater, Deutſchet Staate⸗Wöorterbuch. II. 16 
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Eine Heine Gelegenheitaſchrift „über Ullobifilation ver Lehen“ veröfſſentlichte ex 
1828 zu Göttingen.. | 

Die Übergroßen Anftvengungen biefer Jahre hatten G.'s Geſundheit erfchät- 
tert. Bon Haus aus beſaß er eine kräftige, ftämmige Körperkonſtitution; ein 
helles blaues Auge, bad offen und klar um ſich ſchaute; doch litt er fräh an 
Ueberfällung ber Säfte, au Andan des Blutes nach Bruſt und Kopf. Hatte er 
bie. Strapazen des Feldzuges mit Leichtigkeit überſtanden, ja hatten fie feinen 
Körper, wie er überzeugt war, gefräftigt, jo wirkte Dagegen Mangel an Bewe- 
gung und Mustelanftrengung, wie es feine figende Lebensweife mit fi führte, 
nachtheilig auf ihn ein. Dftmaliges Reiten, um in fürzefter Zeit eine möglichft 
ftarfe Märperbemegung zu erreichen, wollte nicht helfen; ebenſowenig hatte ein 
Aufentbalt im filrligen Frankreich, den er zur Befeitigung von ihn beim Daciren 
beläftigenden Bruſtbeſchwerden im Winter 1824 auf 1825 nahm, den gehofften 
Erfolg; er kaufte ein Landgut in der alten Heimat feiner Familie, den vormals 
ber Reichsabtei Marchthal gehörigen Ammerhof bei Tübingen, und verbrachte 
mehrere Jahre Hinter einander auf ihm feine Herbftferien; das wirkte beilfam auf 
fein Befinden; va ex indeſſen nad) Göttingen zurüdgelehrt die gewohnten Arbeiten 
ftetS zu verboppeln pflegte, um bie verfäumte Zeit einzubringen nicht felten gamze 
Nächte HS zum tagenden Morgen durcharbeitete, fo konnte der günftige Einfluß 
der Unterbrechung der ihm ſchädlichen Göttinger Tebensweife immer nur von kurzer 
Dauer fein. Oftem 1829 envlich glaubte er.nicht mehr fähig zu fein, ben großen 
Anſpruchen, vie er an fich ftellte, körperlich genügen zu können; gur innigſten 
Beträbni feiner Göttinger Freunde, fowie aller berer, vie fich fehnten feinen 
Unterricht noch zu genießen, legte er fein ehrenvolles Univerfitätsamt nieder, ver- 
ließ Göttingen und z0g fi nad Ammern zuxück. Dort wollte ex in ber Ruhe 
des Landlebens feine fernern Tage genießen, und gleichzeitig in Muße verichisnene 
von ihm begonnene Arbeiten vollenden. 

Wer CS thätige Natur näher kannte, konnte nicht glauben, daß ex Seinen 
in körperlicher Mißſtimmung gefaßten Entfhluß lange feithalten würde. Mit gro⸗ 
ßem Eifer übernahm er die Bewirtbfchaftung feines Lanbgutes, und fand fid 
bet dem praftifchen Sinne, ver ihm überhaupt eigen war, leidht in dieſelbe; 
emfig arbeitete er daneben feine „Grundſätze des Kirchenrechts der Tatholiichen 
und evangelifchen Religionspartei in Deutſchland“ aus, und ließ. den erften Baub 
verfelben im Frühjahr 1831 erfheinen,; allein ſchon nad dritthalb Jahren ge- 
nägte ihm fein Leben auf vem Lanve nicht mehr, er fehnte ſich nach ausgedehn⸗ 
teren Kreiſen des Wirkens, und Heß fih, da er obenprein in einem durch täg- 
liche Bewegung in freier Luft hberbeigeführten frifcheren Körpergefühl eine neue 
Kräftigung feiner Gefunbheit erbliden zu dürfen meinte, bereit finden auf drin⸗ 
gendes Zureben feiner Berliner Freunde und unmentlid Savigny's, im Herbft 
1832 eine Doppelfiellung in Berlin als Lehrer an ber Univerfität und geheimer 
Legationsrath im answärtigen Minifterinm anzmenehmen. Groß war bie Freude 
Bieler ihm in Berlin, als ihrem Lehrer näher treten zu Sinnen, ergreifend die 
Rede, mit der Schleiermacher ven alten Univerſitätsgenoſſen begrüßte Wie wa 
es doch möglich, xief er ihn zu, daß Ste ums verliehen, ber Sie and durch 
gemeinfames Ringen und. Kämpfen in ben großen Jahren ver Erhebung bes 
Boterlandes fo ganz befonver& angehörten, fo unzerteennlich verbunden ſchienen! 
Wohl uns und. Ihnen, daß Sie endlich zurückkehren zu uns in unfere fpecielle 
Heimat; herzlich heigen wir Sie willtenmen, theilen Sie fortan mit uns wie 
vormals unfere Mühen, unfere Freuden! — Zwei Jahre las E. in Berliu über 
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Kitchenrecht und Stadtdrecht; varm zog er EB. vor, indem⸗ ihn das Leſen mehr 
angriff, als er gehofft haite, fein: Wirkſamteit am der Ymiverfität mit ber 
Stellung als geheimer Obertribunalsrath zu vertauſchen. Er wurde 1888 zum 
Mitglieve des Stantsrefb6, 1842 zum Mitglieve der Geſetzeskommiſſion, 1843 
zum geheimen Oberjufiigrathe ernannt. In den Jahren 1838 bis 1841, und 
1841 bis 1846 war er zugleih Spruchmann beim deutſchen Buribesfchtensgerichte, 
une 1849 Mitglien des Obercenfurgerichtes, welch letztere Stellung er jedoch 
freiwillig am-1. Aptil 1844 niederlegte. — Wyſſenſchaftliche Arbeiten befchäftigten 
E. auch in tiefer Lebensperiode fortgefeßt. Im Jahre 1833 veröffentlichte er von 
feinem Kirchenredit den zweiten, umfangreichen Theil; mit ihm ſchloß er viefes 
Werk larigjäbriger Stubien ab, Yon dem er äußerte, daß er es allein von feinen 
Bädern behaglih und mit Muße habe rebigtren können; alle andern waren neben 
Borlefungen und andern Amtsgeſchäften, dieſes anf feinem Landgute in den Haupt⸗ 
ſtücken zum Drud nievergefchrieben worden. Das Yahr 1834 brachte eine völlig 
umgenrbeitete 4. Ausgabe des erſten Bandes feiner Rechtsgeſchichte; eine folche 
batte E. unternommen, inden er meinte — wie er es in ver Vorrede zu dem⸗ 
felben ausfpricht —, derſelbe fei bieher „auch nach zweimaliger Verbefſerung doch 
immer noch der unvollkommenſte Theil des Buchs geblieben und zugleich in Be⸗ 
Hebung auf viele Verhältniſſe nicht ausführlich geung geweſen“. Bon den drei 
andern Banden ver Rechtsgeſchichte erfchien 1835 und 1836 eine Ate, von allen 
viere 1842 bis 1844 eine 5. verbeilerte Ausgabe. Auch vom dentichen Privat 
recht beforgte er 1835 und 1844 eine 4. und 5. verbefferte Ausgabe. Ein Grund⸗ 
riß über das Staatstecht ver deutſchen Bundesſtaaten, den er für feine Berliner 
Vorleſungen im Winterfemefter 1882 auf 38: bogenweiſe drucken Heß, kam nicht 
in ven Buchhandel. Zur Abfaſſung einiger kürzerer Auffäge veranlahte ihn feine 
18323 erfolgte Aufnahme tn die Berliner Alademie ver Wiſſenſchaften; er Tas In 
der Akademie am 6. Juni 1833 und 31. Jali 1834 „über die ſpaniſche Samm⸗ 
lung der Quellen des Kirchenrechts“ (getsadt 1835 In den Abhandl. ver Berliner 
Aladentte, und nodimals 1842 in der Zeitfchr. für geich. Rechtsw. 11, ©. 119 
bis 209); fobann ven 218. Januar 1838 „über die techniſchen Ausdrücke, mit 
welchen im 13. Jahrhundert die verfchlevenen Klaſſen ver Freien bezeichnet wi 
ven" (gebrudt 1840 in den Abh. der Berl. Mad.), endlich den 14. November 
1844 „Über ven Kurverein“ (gedruckt 1846 ebendaſ.). Durch feine Stellung tm 
auswãrtigen Minifteriam veranlakt iſt feine Abhandlung „Betrachtungen Über bie 
Verfafſung des deutſchen Bandes in Beziehung auf Streitigkeiten der Mitglieder 
veffelben unter einander over mit ihren Unterthauen tn ihrer jetzigen Ausbildung. 
Bein 1883". Auf Beranlafiung des tönigl. hannoverſchen Hauſes verfaßte er 
fette ausführliche Schrift „Prüfung der Grüne, mit welchen vie Rechtsgültigkeit 
und. Starvemmäßigkeit ver von bem Herzog won Safler mit Lady Auguſta Mur⸗ 
ray geſchloffenen ehelichen Berbimbung behanptet werben iſt. Berlin 1835”. 
"Seit vem Jahr 1840 fühlte fih E. nicht felten körperlich fehr gehemmt und 
beläftigt; mehrmals reichte er in Folge doſſen Abſchiedsgeſuche ein, auf die er vom 
König von Preaken in den theilnehmendſten, berzlichften Ausprüden abſchläglichen 
ii erhielt, iadem ihm zugleich wiederholt ein längerer Urlaub zur Wieder⸗ 
herſtellang feinen gefchwärhten Gefunbheit ertheilt wurde. Im Jahr 1847 legte er 
endlich, allen Widerſpruch nicht achtend, feine amtliche Stellung nieder. Ex glaubte 
nicht ſerner vie mit feinem Amte verbundenen Geſchäfte pflichtmäßig erfüllen zu 
tönen, da er fi Törperlich nicht mehr fähig fühlte, orventlich zu arbeiten. Ent: 
ferster Stehende bieten folche Aeußerungen, die er feit 1840 nicht felten that, 
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für Hypochondrie; 23 wies das aber ftets, wie afle Witten feiner Freunde, ſich 
zu neuen literariihen Publikationen zu entichließen, mit ber uur allzu einleuch- 
tenpen Bemerkung zurück, daß er eine ganze Reihe von wifienfchaftlihen Arbeiten, 
die er fih Jahre lang vorgeſetzt babe. (mie über Staatsreht, Bollävertretung, 
Geſchwornengerichte), doch nicht unausgeführt laffen würde, wenn fein Körper 
zuftend ihn nicht dazu zwänge, da angeftrengtes Arbeiten ihm während feines 
ganzen Lebens eine genußreihe Freude gewejen fei, der er ſich gewiß nicht muth⸗ 
willig berauben werde! — E.'s ehrenvoller Abſchied war ihm mit dem Recht er- 
theilt, ſeine Penfton im Auslande zu verzehren; er verließ daher Berlin und 308 
nah Ammern; dort lebte er, mit ver Bewirtbichaftung feines Landgutes vielfach 
beichäftigt, ſtill in engern reifen; die politifchen Ereigniſſe des Jahres 1848 
verftinumten fein Gemith und ließen ihn ſich noch mehr zurüdziehen. Seit dem 
Jahr 1850 verfchlimmerte fich fein Zuftand wefentlih; im Januar 1851 trat ein 
Schlaganfall ein, ver ſich fpäter öfter wiederholte; am 4. Juli 1854 machte ein 
fanfter und fchmerzlofer Tod zu Köln, wo er ſich bei feinem einzigen Sohne, 
dem Appellationsgerichtsrath Dito Eichhorn aufhlelt, feinem Leben ein Ende. 

So ſchloß das Leben viefes um das Vaterland hochverdienten Mannes, In 
der Natur der Dinge liegt es, daß die Außern Lebensichidiale eines Gelehrten, 
wie e8 E. vorherrſchend war, zurüdtreten, und nur für Einzelne ein ſpecielles 
Intereſſe haben können; ganz anders verhält es fih mit E.'s wiſſenſchaftlicher 
Bedeutung. Diefe gerade an dieſer Stelle Har und beftimmt hervorzuheben, iſt 
doppelt dadurch geboten, daß. in neneften Tagen E.'s wiflenfchaftliche Verbienfte 
vielfach verfannt worben find, und zwar nicht nur von Solchen, denen die von 
ihm behandelten Gegenftände nicht näher bekannt find ober ganz. jeltab liegen, 
was feine nähere Beachtung verbienen ‚möchte, fonvern vielmehr gerade von Ar⸗ 
beitern auf dem von ihm einft jo trefflih angebauten Felde, die alſo berufen 
feinen lönnten ein Urtheil abzugeben. 

€, bat in die Behandlung des deutſchen Rechts und feiner Geſchichte, den 
Ausdruck im weiteften Wortverftande genommen, Epoche machend eingegriffen. Um 
von dem perjänlicden Einfluß zu fhweigen, den ex in diefer Beziehung als Lehrer 
ausgeübt Kat, da fich verfelbe im Einzelnen ſchwerer nachweiſen läßt, fo befunden 
es unmwiberleglich die zablreihen Bücher und Abhandlungen tiber: ventjches Recht, 
bie vor und nad feinen Hauptſchriften in Deutſchland erfhienen find, auf jeder 
Seite, Mögen aber die einzelnen Schriftfteller, vie nach E. über deutiches Recht 
geihrieben haben, ihm beiftimmen, und fogar vieleicht blinblings auf feinen An⸗ 
nahmen fortbauen, was eine Zeit lang unleugbar der Fall geweien iſt, ober 
mögen fle ihm entgegentreten, ihn im Einzelnen zu berichtigen und zu wiberlegen, 
ja im Ganzen zu belämpfen ſuchen; fie find insgefammt mächtig von E. influirt, 
ftehen auf feinen Schultern oder kämpfen mit feinen Waffen. Die ganze Behaud⸗ 
lung des deutſchen Rechts ift eben durch E. eine andere geworden, ober wie ſich 
Jakob Grimm in der Vorrede zu feinen deutſchen Rechtsalterthümern S. VI im 
Jahr 1828 ausprüdte, „vie Willenfchaft des deutſchen Rechts bat unter Es 
Händen einen neuen Schwung genommen". Nichts ala bare Befangenheit ift es, 
das in Abreve ftellen zu wollen, rührt — abgefeben von Einzelnen, vie durch 
perjönlihe Rückſichten ihr Urtheil beftimnten laſſen — davon ber, daß wie Ur⸗ 
theilenden fich nicht zu einem freiern Standpunkt erhoben haben, ber ihnen einen 
weitern Heberblid ermöglicht. Sie finden hier und dort an €. zu maleln, oft 
genug indem fie ihn mißverftehen; aber auch wo fie ſich wirklich Heiner Berichti⸗ 
gungen feiner Angaben erfreuen Können, ja felbt wo fie mit Fug und Recht ſtolz 


Echhorn. 245 
fein mögen, Neelles- befſer zu iwiffen als er, verfennen fie den gerechten Stanb- 
punkt für die Beurtheilung fehter, wie aller Aftern wiffenfchaftlichen Leiſtungen. 
Möchten fie bedenken, daß anf keinem wifienfchaftlichen Felde die Bedeutung eines 
Ürbeiterd dadurch vernichtet wird, daß es fpätern Bearbeitern deſſelben Feldes 
gelingt, ihm noch reichere Früchte abzugewinnen, ja ſelbſt dann nicht, wenn fie 
Früchte aus ihm hervorlocken, die der noch ungemürbte Acker jenem nicht zu lie⸗ 
fern vermochte! 

Zu der Zeit, als E. feine ſräfte der Bearbeitung des deutſchen Rechts in 
allen ſeinen Zweigen zu widmen begann, war die Bekanntſchaft mit demſelben 
in Deutſchland im Allgemeinen eine ſehr geringe; mochte aber auch immerhin ein⸗ 
zelnen Punkten deſſelben eine mühſamere Erbrterung zu Theil geworben fein, fo 
fehlte es doch dabei an jeder irgendwie haltbaren wiſſenſchaftlichen Methode, und 
ſo konnte der auf das Einzelne verwendete Fleiß dem Ganzen nur wenig from⸗ 
men. Die in Deutſchland herrſchende, durch Juſtus Friedrich Runde zur Seitung 
gebrachte Anfſicht über das gemeine deutſche Recht, verwechfelte vollftändig ein 
pofttioed Redit, welches in einem beſtimmten Volle, vermöge der gefammten Ent- . 
wicklung veffelben gilt, mit eineni Naturreht, das man auf rein philofophifchem 
Wege für alle Menſchen ver Welt aus den einfachen Geſetzen des Denkens be- 
dueiren zu können glaubte; ein Irrthum, der im diefer Weife fih nur bei einer 
fehr geringen Einfiht im bie Natur allen Rechtes überhaupt, unb bei der ge- 
fanmten Gelftesrichtung der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts erflären läßt. 
Um aber die Ideen Mar und ungetribt wiederzugeben, vie E. über die Bearbei- 
tung des beutfchen Rechts vorfend, da nur fo eine Grundlage für vie Würbigung 
feiner - Anfichten gewonnen werben Tann, lohnt es aus Runde's, im Jahr 1791 
veröffentlichten „Orunbfäßen eines gemeinen deutſchen Privatrechts“, einem Buch, 
weiches wie allbekannt die’ größte Anerkennung fand und ſchon 1795 und 1801 
nene Ausgaben erlebte, die bezeichnenden Worte auszuheben. „Das Erfcheinen 
eines neuen Lehrbuchs des deutichen Privatrechts (jagt Runde im Jahr 1791 in 
ſeiner Vorrede) bedürfe feiner Entfchrinigung, da dieſer Theil der Rechtögelehrt- 
heit noch auf der imterften Stufe ver Kultur ftebe”, und „feine Abficht bei der 
Arbeit auf nichts - Geringeres gerichtet ſei, als auf eine gänzlihe Reform ber 
bisher gemähnlihen Behandlungsart, von deren Untauglichleit er ficher überzeugt 
jet’. „Seitvem man, fährt er fort, aufgehört Habe, fich entweder deutſche Rechts⸗ 
alterihümer over fächfliches Landrecht für anwendbares und gemeines deutſches 
Recht aufbrängen zu laſſen“, „habe man vie Uebereinftimmung ber deutſchen Lan⸗ 
deſordnungen, Stadtgefebe, Familien⸗ und Hausverträge zum Fundament eines 
Syſtems praftifcher Rechtsgrundſätze gemacht"; „das heiße auf einen fehr fandigen 
Grund banen”, denn fie „enthielten lauter pofltice Vorschriften ; und wenn ihrer 
au neunundneunzig Abereinftimmten, fo fei bie daraus formirte Regel dennoch 
in dem hundertſten Lande fein Gefetz; und es wäre folglich Thorheit daraus einen 
Allgemeinen Magegrund zu formiren“. „Auf viefen Grund (d. 1. „auf die Ueber: 
einſtiinmung der dentfchen Land⸗ und Stadtrechte”, Runde 8. 81) habe er nicht 
bauen: Yönnen® , er fei vielmehr „tn Ermangelung von pofltivem gemeinem beut- 
ſchen Rechte“, wie es die deutſchen Reichsgefege und bie deutſchen Gewohnheiten 
enthlelten, bei feiner Arbeit „auf die Natur der Sache” zurüdgegangen, „welche 
wie andere Grundſätze eines hypothetiſchen Bernunftrechts bei Entſcheidung ver 
Streitigleiten in jedem Fall Anwendung Babe, wo es an pofitiven Beftimmungen 
febte" (Rute 8. 80). — Runde's Wille war es fomit, die einzelnen beutfchen 
Rechtsinſtituke aus ven Naturrecht zu Tonftruiren, und dadurch ein praktiſch an⸗ 
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wenpbares gemeines deutſches Recht aufzuſtellen. Die einzelnen deutſchen Parti⸗ 
kularrechte * ihm dazu nit das Material liefern; dieſe für ein gemeines 
deutſches Recht zu verarbeiten, hatten Andere vor ihm verſucht, indem ſie anßer⸗ 
lich deren Inhalt zuſammenſtellten und aus dem fo gewonnenen Aggregat bie 
übereinſtimmenden Säge ertrahirten. (Selchow); ihr Verfahren war mehrfach in 
einer Runde überzeugenden Weiſe angegriffen worden (früher von Tafinger, ſpäter 
von Hufeland); ein Ercerpt von dem, was in einzelnen von einander unabhän⸗ 
gigen pofitiven Rechten übereinftimmt, Tann, ſofern es richtig angefertigt tft, nie 
mehr als jedes einzelne benutzta Recht enthalten, unb muß alfo für ‚die Praxis 
als völlig werthlos gelten; Runde und feine Genoſſen konmten baber, wenn es 
fein anderes gemeines beutfches Recht gab, auf daſſelbe willig verzichten, und fie 
ernteten . ven allgemeinften Beifall, indem fie ihr vermeintliches Naturrecht : ala 
„gemeine deutſches Recht“ mit einem „unmittelbaren. ober praftiihen Gebrauch“ 
(Runde 8. 82) an deſſen Stelle fehten, er 0 .” 
Dieſer völlig unhiſtoriſchen Auffaſſung des deutſchen Rechts rat E. mit ver 
größten Entſchiedenheit entgegen. Das geſammte Recht des deutſchen Volks, wie 
Das Recht jeden Volks, iſt ein Prodult feiner ganzen Bildungs⸗ und Entwicklungs⸗ 
geſchichte, iſt mit und durch dieſe gegeben; weil eine beſtiumte deutſche Nation 
exiſtirt, iſt auch ein beſtimmtes deutſches Recht vorhanden, das Recht iſt uns sine 
Quote des geſammten mit einem beſtimmten Voll gegebenen Vollalebens; ein be⸗ 
ſtimmtes Volk wird als ſolches individualiſirt durch ſeine eigenthümliche Sprache, 
alle ſeine Anſchauungen, feinen ganzen Ideenkreis, und alſo auch durch fein Recht. 
Das Recht, welches heute in Deutſchland und an irgend einem ainzelnen deut⸗ 
ſchen Orte gilt, kann nur aus der geſammten Entwicklung des Rechts in Deysic- 
land überhaupt und an jegem Orte insbeſondere vollftänkig erfaßt, genügend var⸗ 
flounen,, richtig angewendet, ſachgemäß fortgebildet und“ glüchlich auf legislatihem 
Wege verbeſſert werden. Die Gegenwart iſt am ein Durchſchnitt der. Gejſchichte, 
und als ſolcher nur dem verſtändüch, ber Pie vorhergehenden Stafen ihrer Gut- 
widlung beftiegen bat; das gilt vou allen menſchlichen Erzeugniſſan, und nor 
Allem auch vom Recht. Es ift nun nit etwa nur das. deutſche Privatrecht, auf 
welches E. viefe Grundgedanken angewendet willen will, jeuderm has gelamumtis 
Recht und insbeſondere auch das Üffentlihe Recht Deutſchlands. „In dem. 
wärtigen Zeitpunkt (fchreibt E. am 13, Mei 1808), wg: ver gejellfchaftliche 
ftand von Deutſchland und inshejonbere feine Rechtsverfafſung fo viele michtige 
Veränderungen erlitten bat, wo ihm vielleicht noch eben jo viele gleich wichiige 
bevoxſtehen, und Alles’ erft im Werden und wech im Uebergange aus einem Zu- 
ſtand der Dinge in einen andern ift, ſcheint es widtiges als je, den Bild auf 
bie Vergangenheit zu richten, und fich mit dem Geift unferex ehemaligen Ver⸗ 
hältniffe vertraut zu machen. Mag nun von hiefen mehr ober weniger in hie 
neuen Einrichtungen aufgenommen werben, — ohne eine geumıe Kenntniß baffen, 
was par, und der Art und. Weile, wie es das wurde, was es War, wind: e& 
immer unmöglich fein, ihrem Geiſt und ihr Verhältniß zu dem, was boſtehen 
bleibt, richtig aufzufaſſen.“ — Mit, diejen einleitenhen, Worten übergab E. fein 
erftes Buch dem Publikum; fie, ftelfte er in höchſt bezeichnender Weile an bie 
Spige der Borreve zur erften Ausgabe des erften Theiles feiner deutſchen Stauts⸗ 
und Rechtsgeſchichte! . 
Was fpeciell das Privatrecht anlangt, fo ift 8 E. klax, daß in ihm, wie 
es ip; Deutſchland gilt, neben recipixtem römiſchem Recht eine Füße pam. urdent⸗ 
ſchem over in Deutſchland aus natioualer Wurzel ermachfengu Rechtamaterial fidn 
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findet. Diefer satinnalbeutfehe Beſtandtheil des Nechto in Deutſchland iſt nicht 
een Aggregat. won ‚aus verſchlebenen von einander unabhängigen Nedtöquellen ge 
fioffenen Satzungen uns Parttikularrechten, deven Inhalt’ mehr wer weniger mit 
einander übereinftiumit, je nachdem ihn teiner Bufall uber vorhandene ähnliche 
äufkere Einflüffe gleich ober verſchieden bat werben laffen, ſondern vielmehr dus 
Erzeugutß einer und: derfelden nationalen deutſchen Boltsüberzeugung, wie fie mit 
dem Bexhanvenjein einer vehtichen Ratlon gegeben iſt. Det bei weitem größte 
Theil des deutfchen Rechtematerials, welches in den vielgeftaltigen Partikulnr- 
rechter ver zahlloſen beissichen Territvrien und Ortſchaften gilt, ift aus biefer 
Rechtsquelle hervorgegangen, und os findet bei ihm, weil dies ver Fall ift, eine 
Uebereinſtimmung ftatt; es ruht daſſelbe auf. einer -genteistfamet Grundlage, und 
eben virfe fundamentale Grundlage, dieſer übereiniiimmenne innerſte Kern ver 
einzelssen Partikularrechte iſt das gemeine deutſche Recht. Wett vie eingehen Ter⸗ 
ritorien und Ortſchaften Theile Deutſchlands ſind, erifitet in ihnen vie nationale 
beutiche Voileibergeugung, um gilt: in ihnen das von ihr producittẽ deutſche 
Recht ; und Hat andererfeits dieſes Recht, weil es eben in jenen Thectellen Kreilen 
lebt, durch deren Eigenthämlichleit eine beſondere Geftalt, eine partikulariſtiſche 
Beimiſchung: Aus biefent nationalen deutſchen Rechte ‚find die einzelnen partikulä⸗ 
ren Nechte in Dontfchland zu interptetiren, ans ihm zu ergänjen; es iſt dahet 
diefss deutſche Rocht ein gemeines ſubſibiaͤves Recht Deutfchlands, und zwar ein 
hbehſt preiitichen. : Der größte Theil ves deutſchen Rechas, fagt ©, Zeitſchr. I 
©. 1865, exrſcheim jet in. ver Geſtalt eines partikulären Rechts; allein kein ein⸗ 
ziges von allen deutſchen Partikularrechten hat. ein abgeſondertes, für ſich beſtehen⸗ 
des Daſein, nad keines von ihnen kann es haben, weil kein ventfches Land daurch 
Bollseigenthfimlichleit und Geſchichte jſemals ganz vorn vem übrigen Deutfchlarib 
gerrenut n MM." „Bei allen deuiſchen Partikulatrechten findet ſich Eigen⸗ 
thumliches iu einem höhenen open geringeren Grade, und iſt aus der Bildung⸗ 
geſchichte Ber einzelnen Yinber zu erkläxen.“ „Die Rechtéverfafſung jedes baut 
ſchen Laudes muß in einem innern Zuſammenhang mit der des übrigen Deutſch⸗ 
aus. gedacht werden. Daher ſtrebt auch kein deutſches Landesvecht kach der Boll 
ſftanbiglen, die ein in ſich abgeſchloſſenes, als ein füt fich beſtehendes Ganzes zu 
betachtendos Raht nothwendig haben muß; und barum würbe wien ſich auch ganz 
vergeblich bamũhen, irgenv ein deutſches Partikularrecht blos alte feinen geſchrie⸗ 
beneu Quellen und dem was wirklich migefchriebenes Lokaltecht iſt, im einem 
wiſſenſchaftlichen Zuſannnenhange darzuſtellen, Beide Atten von Rechtsquellen 
fegen. vielmehr weſentlich ein won ihnen unabhängiges und über ihnen ſtehendes 
gemieined Mei vorans, welches fie beſtätigen, näher beſtimmen, abändern over 
beſchränten, td aus welchem fie ſelbſt engänzt werben.“ 

Der Weg, auf dem jenes: gemeine beritiche Nicht ermittelt werden muß, Kim 
nach feiner Entfchung aus eines gemeinfanien nationtilen Gruudlage teitt anderet 
fein, als ein Zurlideerfolgen ver einzelnen, ‚gegenwärtig in Deutſchland geltenden 
Rechtsinſtinate und Rechtsſatzungen, bis zu ihren friheſten Oeſtaltungen, wo mög⸗ 
lich bis zu den Bunffen wo ſich vas pattituiariſtiſch Abweichende von ben Gemein⸗ 
ſamen, Uchereknſtimettden abgezweigt hat, wo bie urverwandten nationalen ger⸗ 
mauiſchen · Stcumuechte fich im:einzehte, mannigfallig ſchattitte Tersitorful- imb 
Oris vechte geſpallet haben, Der Proceß des Wachethuuis und Werdens des ar 
den einzelnen Orten hente gelteuden Rechts mu erſorſcht werden, und zwar: herab 
bis au dio. heutige Stunde, um daraus jene gemeinſame Grundlatgze, im ver eben 
van: geneine deutſche Necht beflsht, im Gegädia® ia Lokal⸗ ums Temitorial ⸗ Eigen⸗ 
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tgäntlichen, d. i. zum partllulären Rechte zu geminuen. Die Methode der Behand⸗ 
ung kann alſo nur eine bifterifhe fein. Es handelt fich nicht um Auffiellung 
eines blos gebachten Rechtes, um. philofophifche Konftruftien eines möglichen ober 
individuell für zwedmäßig gehaltenen Rechtes, fondern um Ermittelung eines be- 
ftimmten, pofitio vorhandenen Nechted, das, foweit es das partiluläre Recht bes 
einzelnen Ortes nicht mobifichrt oder ansfchließt, in ihm gilt, weil er ein Theil 
Dentſchlands ift. Um nun das nothwendige hiſtoriſche Material zu erlangen, if 
Durchforſchung aller Nachrichten über das beutiche Recht erforverlih, mögen fie 
fih in unmittelbaren Rechtsquellen, in Urkunden, Chrontfen ober fonft wo finden ; 
ift fogar, um mande in Deutſchland verjchüttete urſprüngliche Ideen und Un- 
fhauungen bes altventichen Rechtes aufzubeden, Benugung ber verwanbten. Stamm⸗ 
rechte, insbeſondere des nordiſchen und englifchen, nothwendig, wie wir demn and 
aus einzelnen jpäteren glücklichen Entfaltungen dieſer Recke bie Entwidlungsfähig- 
feit bet uns ebenfalls vorhandener urgemeinſchaſtlicher Recteinftitute zu ermeſſen 
haben. Der Weg iſt ein weiter, die Methode mübevoll; pas kann und darf nicht 
abfchreden, es iſt ber einzig mögliche Weg, auf dem das uns gegebene. Biel er- 
reicht werden Tann. 

Se E.'s Anffofiung. Und er gieng friih ans Wert, und hat ein toloflales 
Stück tüchtiger Arbeit geliefert, der eine Aufnahme zu Theil geworden tft, wie fie 
fie verbiente. Faſt allgemein wird heute mit E. angenommen, baf in ben neuem 
deutſchen Partilulsrrechten gewifie leitende Principien, Grundgedanken ober Grund 
anſchauungen enthalten‘ find, vie aus ber Bildunge- und Entwicklungsgeſchichte ver 
einzelnen Nechtöinftitute zu ermitteln ſind, und daß ein Spften derſelben das 
gemeine deutfche Privatrecht ift; dieſe Auffaſſung liegt den meiften neuern Wächern 
über beutfches Privatrecht zu Grunde ‚ }. Renaud deutſches Privatrecht 1. 8. 49; 
und vergegenwärtige ich mir alle Angriffe auf fie, alle Verſuche, fie. umzuſtoßen, 
umzubilden over zu berichtigen (vgl. die Meberfichten von: Gerber, Wiſſenſchaftl. 
Princip des deutſchen Rechts ©. 87 ff. 506; Reyſcher in f. Zeitichr. 9. S. 358 ff., 
und 2. Rüdert: Begriff des gem. deutſch. Privatreckts, :1857 ©. 90 ff.), fo komme 
id zu ber Uebergeugung, daß: fie in ihren Grundlagen keine Berichtigung erfahren 
hat, einer folden in tiefer Beziehung nicht mehr fähtg fein dürfte, und Aberhaupt 
für die eingig mögliche, ſachgemäße Auffafiung des gemeinen deutſchen Briuntrechts 
gelten muß. — Nur einige ver neueften angeblichen Berbeflerungsperfuche mögen 
bier Furz erwähnt werden. Reyſcher in feinen Auffägen über das dentſche Recht 
(in $. Zeitſchr. 13, S. 11; 9, ©. 337; 10, ©. 154) meinte der E’fchen Anſicht 
eine neue Zuthat Binzufligen und dem deutſchen Recht einen veicheren Inhalt er⸗ 
ftreiten zu können, indem er bei deſſen Konftruftion eine größere Rädfichtsnahme 
auf „allgemeine Rechtswahrheiten“ verlangt, weil „was die Natur, Vernunft ober 
Gefchichte als nothwendig erweiien, nicht weniger wahr tft, ald das fog.. pofitive 
Recht". Bezeichnend erflärt Gerber, Deutiches Privater. $ 5n. 5 dies für eine Räd: 
kehr: zu dem alten von E. überwundenen naturrechtlichen Standpunkt Runde's (f. auch 
Gerber, Princip ©. 310 und Wächter, gemeines Rt. D. S. 209), und ſpricht zugleich 
feine eigene Ueberzeugung unumwunden babin aus, „daß ein Fortſchritt ver Willen» 
haft des deutſchen Rechts nur auf ver Grundlage der E.'ſchen Anficht gebucht 
werben könne.“ — Befeler Syſtem d. deutſch. Privatr. 8. 14 ff. glaubte an Eis 
Anſicht eine audere Erweiterang geben zu müflen; indem er in Fällen, „wo (wie 
er ſich ausdrückt) das hiftortfche Material durchaus unzureichend ift, ober ganz 
fehlt“, vie E.'ſche gefchichtliche Methode zur Begränbung ver Rechtéeinſtuüme für 
überflüffig oder fogar für unmöglih Hält, fol in ihnen auf vie Natur ver Sache 
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zurüdgegangen. werben, worunter er „das bie Rechtoverhaäͤltaiffe naturgemäß be- 
herrſchende Princip werfteht (f. BefelerI.©, 113). Im Sinne E.'s muß id darauf 
entgegnen, daß leinem Rechtsinftitut, wie keinem vorhandenen Dinge, eine Gefchichte 
fehlt, mag fle auch erſt von geftern batiren, und daß jeve Ergänzung eines 
pofitiven Rechtsinſtituts aus einer andem Natur der Sache, als ber bei ihm hiſto⸗ 
riſch gegebenen, d. h. der eben ihm eigenihümlichen, eine unftatthafte iſt, und eine 
foldye dadurch Leine Stüge finket, daß es an Material fehlt, das Inftitut und 
feine Principten zn ergründen; daß aber ein Butagefärbern bes implicite in bem 
eitenden Recht verborgenen Rechtsmaterials, var) Erfchließen aus ibm auf dem 

ege der juriſtiſchen Konſequenz und Analogie, d. i. eine Produktion von wiſſen⸗ 
ſchaftlichem Recht, auch von E. ſtets verlangt worden iſt. — Ein anderer „Mangel“ 
beſteha na %. Walter (Syſtem des gem. deutſch. Private. Bonn 1855 8. 18), 
bei E.'s Methode darin, daß er bie Schriften ber Inriften und die Entſcheidungen 
der Gerichte, „zu wenig berückſichtigt und nicht an bie rechte Stelle bringt". Die: 
ſer Tabel därfte in fick zerfallen, wenn man ven jenen Worten fi anreihenden 
Satz Walters beachtet; er befagt: „Diefen Mangel hob Manrenbreder, jedoch mit 
zu viel -Uebertreibung hervor, und fiel dadurch in den fehler, daß er tie urfpräng« 
lien .und vie »eraxbeiteten Quellen (d. i. die Schriften der Juriſten nud bie 
Cutſcheidungen ver Berichte) nicht ganz unterfchten, und das Juriſtenrecht zu ſehr 
‘in den Vordergrund ſtellte.“ If Maurenbrechers Anſicht über deutſches Privatredht, 
vie feinen beiden 1838 und 1840 erfehienenen Ausgaben eines deutſchen Pri- 
vatrechts zu Grunde liegt, verfehlt; indem fie in ver Communis doctorum: opinio 
eine Rechtaquelle ſieht, wie fie es denn gewißlich tft, fo darf das gemeine veuiiche 
Recht weder ganz noch theifweife auf fie funbirt werben, und es ift fein Mangel 
ver Methode, wenn von E. bei ver Begründung des gemeinen dentſchen Rechte 
angeblich die Schriften ver Iuriften „zu wenig berüdfichtigt werden". 

Muß vemnad, E.'s Grundgedanke für abfolut richtig gelten, nach weichem er 
vie leitenden Principien des heutigen dentſchen Rechts durch Verfolgung ver ein⸗ 
zelnen Rechtsinſtitute und Rechtsfäpe in Deutſchland in ihrem Entftehen, Wachen, 
ſich wwbilvden, ja in ihrem ganzen Werben bis zu ihrem heutigen Sein, anfgefim« 
den wifien will, fo wird Doch die Art, wie er dieſe feine genetiſch⸗hiſtoriſche Me⸗ 
thode darchführte, noch manche Berichtigung bedürfen. Ich hebe einen Punkt her. 
vor, des mir in dieſer Hinficht beſonders wichtig erſcheint. Indem E. das von ihm 
als Heutzutage nur in einem Syſtem jener leitenden Principien bes gefammten 
beutichen Rechts eriftirend ertannte gemeine Necht im Mittelalter aufſuchen will, 
läßt er ſich verleiten, in jener Zeit in gewiſſer Weife auch ein äußerlich vorhan⸗ 
benes gemeines dentſches Recht anzunehmen, welches nicht nur in den Rechten ber 
einzelnen veutfehen Stämme, Landſchaften und Orte eriftirt habe, ſondern gleichſam 
neben und über ihnen. Hierin ſehe ich einen Mangel in Tonfequenter Befolgung 
des anfgeftelten Gedankens, ein Anerlennen von einem Fragment einer vorgefun- 
denen fremeen falfchen Anficht, vie fich nicht völlig mit E.'s richtiger Grundanſicht 
verträgt. Bon jeher, ſoweit unſere deutſche Geſchichte zurückreicht, Tebt Die nationale 
dentſche Volksüberzengung in. den einzelnen Stinnmen und Gliedern der deutſchen 
Nation, individualiſirt Durch deren. neben tem gemeinfam Nationalen In ihnen 
vorhandene fpeciele:Gigenthünilscgleit, und das ihr angehdrende gemeine nationale 
deutſche Recht kommt nur tur das Medium der einzelnen Stammreihte ver 
deutſchen Nation zum Vorſchein. Nirgends eriftirte ein Deutfcher, der nicht einem 
beſtimmten deutſchen Stamme angehört hätte; aus ber Summe ber einzelnen 
dentſchen Stämme (deren jeber das gemeinfam Deutfche mit einer beftimmten 
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Stammeigenthiümfichkeit vermiſcht beſaß) beſtand die veutfche Nation; ver Deutſche 
in Deutfchlenb war ein frieftfäjer, färhfljäer, thütingtfer, feknfthher, Ah 
biſcher, bayerſcher, burgundiſcher Destfcher, aber nicht ein Deutfäger an fich, nicht 
ein fozufagen flammlofer. „gemeiner Deutfcher”. Un allen einzelnen Selten bes 
Bollslebens bekundet fih das. Die veutſche Sprache erſcheint in ihren einzehten 
Dialekten als friefiiche, ſächſiſche ac. deutſche Sprache; eine deutiche Sprache als 
ſolche, entHleivet von jener Stammesfärbung, tft dem ältern Deutſchland unbekannt. 
Ganz daſſelbe gilt vom deutſchen Recht; es eriſtirte in Deutſchland ein friefiſch⸗ 
dentſches, ſaͤchſiſch⸗deutſches, Fräntifch-ventfejes rc. Net, nirgends aber ein aus⸗ 
fliehtich deutſches Recht, welches von aller — tlichen Eigeathumlichleit ent- 
Heiner geweſen wäre. In den einzelnen deutſ tänımen Ichte bie dentfdhe 
Nation, in den einzelnen beutfchen —e— 2 — die veutſche Spraqe in ben 
einzelnen deutſchen Stammrechten das dentſche Recht. 

Nur durch eine wiffenſchaftliche Arbeit kann und konnte aus von Stamm⸗ 
rechten das allen zu Grunde liegende dentſche erkannt und vargeſtellt werden; 
imnferlich trat es nicht ins Daſein und konme es nicht. Wohl wäre 48 nbglich 
geweſen, daß das Bedürfniß des Lebens. nach einem Gemeinſamen, ein einzeines 
Individuelles zu einer allgemeinen Anwendung hätte kommen und vann als in 

Gemeinſames Hätte erſcheinen laffen. Das iſt in Dentfhlaitd in Beztehung auf 
die Sprache geſchehen; unfere hentige gemeine deutfche Sprache erwuchs and einem 
ſüdbeutſchen Dialelt, dem die Poeſie das Uebergewicht gab, vermählte fich darm 
mit einem minteideniſchen, und indem bie fo erwachſene Sprache fortwährenn aus 
andern Dialelten Einzelnes in fich aufnahm, kam unſer heutiges Schrijwennſch zum 
Daſein und erlangte das Anfehen ver gemeinen deutſchen Spruche. Auch im Wehe 
fhten eine Zeit lang das freciell fächftiche Stammrecht, getragen durch den Sachſen⸗ 
fptegel, einen generelleren Gebrauch; gewinnen zu follen, wie.er im Lehurecht wem 
longobardiſch· deutſchen Lehnrecht zu Theil wurve Wäre eine Entwicklung 
eingetreten, fo hätte, indem durch Reception das fächſiſch-dentſcho Stemnurecdkt zu 
einem. gemeinen deutſchen Recht geworben wäre, Deutſchland in Ilm ein beſttiumu 
verfüwperies gemeines Deutsches Mech beſeſſen. So aber exiftivie, abgefehen won 
dert geringen hatt einiger für. ganz Deutſchlaud verbindlicher Rechsgeſetze, tm 
Mätelaiser ningenpe ein abgefondertes äußerlich. formtrtes gemeines deutſches Recht. 
Imı Gegenſat hierzu findet min E. in den mittelalterlichen Rechtobüchern 
genteine deutſche Recht, fo wie es ſich bis gegen Ende ves vreizchaten Jahr⸗ 
hunderts ausgebildet hatte”, Eichhera Rechtsz. 2 Borr. S. J.; und men er auch 
nicht gerade abjolut gemeines Recht im Sachſenſpiegel und Schwabenſpiegel wie- 

rieben fieht, und namentlich beim Suchfenfpiegei*) elaräamt, vaß ex „eine 

ſachſtiſche Farbe habe und Bieles von feinem Juhalt andı eigentkänriih Tächfifdres 

Recht Tel” (Rechnsg. 2 5. 274), fo behauptet er doch? „Die Wolcht des Ber⸗ 

fafiers (des Sachſenjpiegels) gieng ſichtbar nicht auf Darfteltang 'ves eigenthinmlich 

füchfühchen,. ſondern auf die des ihm bedannten anwendbaren Nein lee Rürfichi 

auf beißen Quelle“ Rechteg. 2, S. 273), nud ſagt vom Verfaffer des Schwaben⸗ 

‚ ex habe bei feiner Umsrbeitung des Sachfangiegeis „da 100 idw nie 

Lehre Eike's blas auf vie Bexhältniſſe vow Sachfen avenpbar fdyien, geſucht, fie 
darch eime Regel zu eriagen, weiche er für allgeiwein anwenbbat Wick", Acchteg. 

3. ©. 808, uns neh beftinmter ©. 305: „nirgents giebt ſich kund, daß ver 
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Serfafler (des ſog. Schwabenſpiegeld) bei ham was von ihm herrithri, irgend ein 
beſtlumtes Rand umd deſſen Gewohnheiten im Auge gehabt habe, am wenigſten 
waben.“ 

Ich Halte dieſe Auffaflung 2) der NRechtsbucher (die mir Arigens mierachte 
häufiger Geſprache mit E. nie völlig klar geworben iſt) für nicht geredjifertigti 
Herr Eite non Repkow wollte und konnte fein anneres Recht varftellen, als date 
jenige, welches in ben Gerichten galt, in denen er als Schöffe thätig war; das 
abex mer Fein anveres ala füchfifches Recht, und zwar das ſäaͤchſiſche Recht einer 
—— Gegend Oſtſachſens. Indem er nun das oſtſüchſtſch⸗deutfche Necht in 

—— ande abſpiegelte, zeigte daſſelbe freilich — Recht, aber in ver be⸗ 

Geftalt, in der es bei den Oſtſachſen galt An Orken, beren bentfches 
Recht ber nahen Stawmverwandiſchaft ihrer Bewohner vow dem der Hei⸗ 
nat bed Sachjenfpiegele wenig abwich, konnte in Folge vefien ein Richter ben 
Sachſenſpiegel unmittelbar benugen; er gewährte ihm eine reelle Hulfe, wenn er 
auch nicht ſreng beifen Inhalt befolgen: fomıte, ihn vielmehr Mberali mach feiner 
eigenen Rechtölenniniß modificiren mußte, was ihm nicht. fhwer fiel, va er je 
überhaupt gewohnt war, das Recht ans ihr zu ſchöpfen: Ein anveres Bew 

bältnig fand dagegen am veutichen Orten fintt, deren Stammrecht dem oſt⸗ 
ſachſ ſchen ſerner Rand. Um: für fie die Arbeit Eike's brauchbar zu machen, be⸗ 
durfte es ft ebrer Umarbeitung derſelben; das in ihr niedergelegte er 
dentſche Necht mußte im die Geſtalt umgeforst werben, in ber iw ihr bas 
veutiche Recht galt, es war: gleichjam eine Alcherjehung aus einem dentſchen Rechtes 
bialelt im einen andern nothwendig; ber Sadhfenfpiegel mußte in einen Schwaben 
Miegel, Frieſenſpiegel u. }. w. gearbeitet werben. &8 wird einzuräumen fein, weh 
vie im ſolcher Abſichn vom Berfafter des Schwabenſpiegels arteruoınmene. Ueber« 
arkeitung des Sachſenſpiegels feinen Werke in mancher Beziehung ein generelleres 
Unfchen gegeben Hat, indem er bei Ausſcheidung des fpechell Sächſiſchen es mehrtfach 
unstelieh, dafibs das im feiner Heimat Geltende einzufügen; keine Stelle iſt aber 
anfzwmweilen, in der er jenes, wie E. fagt, „durch eine Regel zu erſetzen fucht, welche 
er fie allgemein auwendbar hielt”; das Wirde Sindien voransfehen, wie fie in 
Deukihlauı im 43. Jahehundert ſaͤwerüch auch nur mðglich geweſen wire. Ein 
Schwabe Bonnie ven Sachfenſpiegel im eiuen Schwabenfpiegel umarbeiten, daß er 
aben auch fühlg geweſen wäre, ihn in einen Frankenſpiegel, Friefenpiega uf. w. 
für die einzelnen deutſchen Stämme umzuformen, iſt ſicher im Abrede zu ſtellen, 
und doch würde es nur dem, der dies vermochte, müglich geweſen fein, den allen 
dentjcha Stammrechten gemeinſamen Kern, die in allen individuell verkörgerten 
———— des dentſchen Rechts herauszuſtellen. 

e nrichtige Anſicht über das in ben mittelalterlichen Rechtobuch ern am⸗ 
geaeihmeh Recha Abt natürlich einen direkten Einfluß auf vie Art. ihrer Benugung 
bei. ver van & wit Fug und Recht verlangten Methode ver KHonfiruftioe des 
heutigen gauehnen dentſchen Rechts. Unfere wenerm deutſchen Purtikabarrechte haben 
eiueie. bedeutenden Theil ihres Rechtsmaterials aus ven ihrer Deimeat angehörenben 
alien deriſchen Stammrechten iberlommen; es geftew daher ir. ihnen die deher 
detinenden beutfihem Rechtsinſtitute in befkimmter ammwrechtücher Geſtalt, wenn 
audı im Enzelnen manche Eigenthüntlichleiten derfelben allncctig berfpunber Re; 
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wollen wir nun vie dieſen Rechtsinſtituten ver heutigen. dentſchen Partilularrechte 
inwohnenden leitenden Principien richtig erfaflen und dadurch für fie in viefen Lehren 
ein gemeines deutſches Recht in Eicher Weife Tonftruiren, fo dürfen wir. bies 
nicht ohne Berädfichtigung der alten ſtammrechtlichen Grundlagen ber einzelnen 
Partikularrechte thun und Können bei umnferer Arbeit nicht ohne Weiteres mit E. 
Die Rechtsbücher als unmittelbare Darfiellungen des gemeinen deutſchen Rechts Im 
Mittelalter benngen. Die Rechtsbücher und alle Altern Privataufzeichnungen tes 
Nechts in Deutſchland enthalten unferer Meberzeugung nach wie die neuerh Par- 
tiluiarrechte durch die Eigenthümlichkeit der Bewohner ber 'einzelnen deutſchen Ge⸗ 
gend, der fie angehören, mobificirtes deutſches Recht; aus, den einzelnen lokalen 
Sormationen des deutſchen Rechts haben wir mit Weachtung Ihrer Bildungsgefchöchte 
das ihnen allen als folhen zu Grunde liegende gemeine deutfche Recht zu konſtruiren. 
Gelingt dies, fo fragt es ſich dann nach ver Bebeutung des bemgemäß aufgeftellten 
gemeinen deutſchen Rechte. | 

E. beanfprudgt für das gemeine deutſche Necht eine praktiſche Anwendbarkeit, 
und unerachtet dieſe feine Anficht fortgefegt von Einzelnen, namentli wieder in 
neuefter Zeit bekämpft worben ift, fo Tann fie doch unbedingt für die in Deutſch⸗ 
land herrſchende gelten und bürfte, richtig verſtanden, auch bie allein richtige fein. 
— Das gemeine deutfche Recht, erörterten wir, lebt In den einzelnen dentſchen Par- 
tirlarrechten; aber aud nur in ihnen und durch fie, nicht neben ihnen Geiner 
Natur nad iſt es deswegen, abgefehen von: einigen in ihm enthaltenen, durch ge» 
bietenve Geſetze für gang Deutſchland -aufgeftellten Beftimmungen, kein abſolutes, 
ſondern ein ſubſidiäres, und ‚zwar ein „bebingt-irbfivtäres" gemeines Necht. Aus 
ihm können bie einzelnen deutſchen Partikularrechte interpretirt, aus ihm ergänzt 
werben, fo lange nicht beftimmte Geſetzesalte ven Baden durchſchnitten haben, ver 
fie mit ihm als ihrer Wurzel verbindet; und eben beswegen iſt bies gemeine 
deutſche Recht ein wirklich praftiiches. — Indem wir dies Recht als ein bedingt⸗ 
ſubſidiares“ gemeines Recht bezeichnen, fo thun wir es, um dadurch auszubriäden, 
daß bie Anwenbung biefes Nechts als eines fubfiviären Rechts In den Gebieten 
der einzelnen Partikularrechte an die Bedingung gefnäpft ift, daß in ven betreffen- 
ven Partilularrechten die einzelnen fraglichen im gemeinen Recht aufgeftellten Rechts⸗ 
inſtitute gelten (j. Wächter Württemberg. Privatr. 1, S. 1082 und Gem. Recht 
Deutſchlands ©. 104). Daß E. das gemeine deutſche Recht nur für ein unter 
biefer Borausjegung anwendbares, für ein „bedingt⸗“, nicht für ein „unbedingt⸗ 
ſubſidiäres“ gemeined Recht hielt, fpricht er in den folgenden Werten feiner Ein- 
leitung ind D. Privatr. 8. 40 Har aus: „Der praktifhe Ruten ver Wiffenſchaft 
(des deutſchen Privatrechts) beftebt darin, daß fie... vie dentſchen PRartifularredte 
verfteben, anwenden unb aus dem gemeinen deutſchen Recht, wo befondere Beftim- 
mungen fehlen, ergänzen lehrt. Will man das gemeine deutſche Recht ein hypothetiſches 
nennen, weil jeine Anwendung das im partitulären Necht begrändete Daſein ver 
deutſchen Inftitute und felbft wohl einer gewiffen Gattung verfelben meiftens voraus⸗ 
ſetzt, fp.ift dagegen nichts einzuwenden.” Wenn E. in viefen Worten nur den größten 
Theil des gemeinen deutſchen Rechts für ein bedingt fubſidiäres zu erffären ſcheiut 
(er jagt „meiſtens“ fer feine Anwendung an jene Bebingung gefnipft), und man 
dauach annehmen möchte, daß er einen andern Heinen für unbedingt⸗ſubſidiädes 
gemeines Recht halte, fo ift dies Doch fireng genommen nicht der Fall. Bet den 
wenigen Inftituten, vie nach E. jenen andern kleinen Theil bilden, fieht er es für 
notorifh an, daß fle in allen deutſchen Partikularrechten gelten, und verlangt des⸗ 
wegen keinen weitern Nachweis von „ihrem Dafein im einzelnen Partitwlären 





Rechte", In einer Note zu ven ſoeben abgedruckten Worten bemerkt G. ausprädr 
ih: „In der That findet jene Borausjegung aber auch beim römifchen Recht (wie 
nothwendig bei jedem ſubſidiariſchen Recht) ftatt, nur daß es Hier feltener zweifel⸗ 
baft ift, ob deſſen Inftitute recipirt feien oder nicht, währenn es nur bei einzelnen 
deutjchen Inſtituten notoriſch iſt, daß fie allenthalben in Deutſchland gelten”. (is 
fällt alfo bei &., bei dieſem kleinem Theile des gemeinen deutſchen Rechts, Yeines« 
wegs die Beringung weg, an melde fi die Anwendung bes Übrigen gemeinen 
NRechts im Partikularreht knüpft, fo daß feine Inftitute auch van im einzelnen 
Rechtögebiete zur Anwendung fümen, wenn deſſen Partitularredt fie nicht kennt, 
fondern es bevarf bei ihneu nur keines weitern Nachweifes von ihrem Dafein im 
einzelnen Partikularrechte; das was meiftens erft dargethan werten muß, ift bier 
notorifch, und fo kommt die auch bei dieſen Inftituten vorhandene Bedingung ihrer 
Anwendbarkeit nicht weiter in Frage. — Die ganze Stellung bes gemeinen veutfchen 
Rechts als eines bebingt-fubfiniären, hängt unmittelbar mit deſſen Eriftenz zu⸗ 
ſammen: nur in ben einzelnen deutſchen Stämmen lebte ſtets die beutfche Nation, 
nur in den einzelnen Stammrechten das gemeine deutſche Recht; unb jo Lebt auch 
noch jetzt nur in ven einzelnen Partikularrechten das gemeine deutſche Recht, bat 
nicht über oder neben dieſen ein felbftftänviges Dafein. Im einzelnen Partikuler- 
recht gilt das gemeine Recht in der Form, in ver fi daſſelbe in ihm verkörpert 
bat; wir können dieſe Form, wo fie und unvellftänbig im Partikularrecht entgegen⸗ 
tritt, aus dem Urbild ergänzen, welches wir aus dem geſammten beutichen Neck 
erfannt haben, aber ftets ift es exforberlih, daß das ſo zu ergänzende Gebilbe 
im Partikularrecht eriftirt; wir können nicht ein vemfelben fremdes Gebilde iu 
daſſelbe Hineintragen, dazu würbe uns jedes Fundament fehlen; bie nationale 
Boltsüberzeugung, die Grundlage des gemeinen veutfchen Rechts, tritt nirgends 
unmittelbar zu Tage, ſondern ftets vermittelt durch die der einzelnen Gegend der 
das Partilknlarrecht angehört. 

Unter den Gegnern ver Eichen Anficht über die praktiſche Anwenpbarteit des 
gemeinen deutſchen Rechts, behaupten vie Einen, daß bafjelbe keineswegs blos ein 
bebingt-fubfiviäres fei, während die antern umgelehrt die Eriftenz eines jedem 
praltiſch anwendbaren gemeinen deutihen Rechts leugnen. Am fchroffften tritt unter 
den erfteren Maurenbrecher ver Eichen Unficht entgegen. Das gemeine Recht fol 
nach ihm die Regel, das partifuläre Recht vie Ausnahme bilden und in Folge deſſen 
jenes ſtets da gelten, wo nicht ausnahmsweiſe das partifuläre Recht es ausfchließh. 
Das Partitularreht aus dem gemeinen Recht zu erflären, fagt er, „fei eine offen- 
bare Berlegung der Freiheit des partiftlären Staatswillend", und „vie Anſicht, 
daß vie Anwendbarkeit des gemeinen Rechts im Partikularrecht begründet fein 
müfle, eine ſchwere Verfündigung fowohl gegen vie Nationalität der Deutſchen, 
wie gegen das wirkliche Leben". Maurenbrecher Lehrb. $. 4 und 4a. — Ohne 
Maurenbrechers Standpunkt zu theilen, behauptet auch THäL (Einleit. ine 
deutſche Privatr. 1851 ©. 127 und Bolfer, ©. 10), daß das gemelue Recht nur 
dann nicht gültig fei, wenn das Partitulareecht ihm wiberftreite; jedes Rechtsinſtitut, 
welches, um angewendet zu werben, ‚eine Anerkennung im Partikularrecht bedarf, iſt 
dagegen nad) ihm kein gemeinrechtliches, ſondern nur ein partilularrechtliches. Indem 
aber Thal vem Theile des in Deutſchlaund geltenden Rechts, dem E. als einem bedingt⸗ 
fuhfiniären gemeinen Recht eine praktiſche Bedeutung einräumt, dieſe abipricht, wilk 
er ibn doch in den Darftellungen des gemeinen deutſchen Privatrechts mit ber 
handelt wiffen und legt einer von E. principiell aus feinem Buche verwielenen 
Statifiil nes partikulären deutſchen Rechts, einen Werth bei (Thöl Eint, ©. 193), 
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ven fie nur’ haben dürfte, ſofern in ihr ein bebingt-fubfinläres gemeines Hecht zu 
Tage geförkert wird. Auch Beſeler Privatr. 1, ©. 10, ſcheint die Eriftenz eines 
unbedingt⸗ ſubſtdiären gemeinen deutſchen Rechts in einem weitern Sinne anzu- 
nehmen als &.; ſ. auch Renaud Deut. Privatr. 8. 5. — Die Gründe, ‚bie für 
E.'s Auffaſſung gegenüber dieſen, auch von andern Neueren vertretenen Anſichten 
ſprechen, find oben angedeutet; näher muß bier noch deret gedacht werben, bie 
Aberhanpt leugnen, daß es ein praftifh anmwenbbares gemelnes ventfches Recht gebe. 
Mit ver größten Schärfe iſt dieſe Behauptung von Wächter (Gemeines Recht 
Deutichlands, 1844) antgeführt worden. Nah ihm eriftirt in Deutſchland, ab⸗ 
gefehen von ben wenigen durch den deutſchen Bund begründeten Rechtsſätzen, ein 
„jweiftifch-gemeines" Recht, indem er jeve Gemeinſamkeit im Recht, die nicht eine 
ſtaatsrechtliche oder vblkerrechtliche iſt, für eine blos faktifche erflärt. Hierauf iſt von 
E.'s Standpunkt aus zu erwidern (ſ. auh E. 3. Belfer in |. Jahrbuch ves ge 
meinen deutfchen Rechte, 1857, 1, ©. 2), daß bei demjenigen Theil allen Rechts, 
ver kein Gefetzesrecht, ſondern Gewohnheitsrecht ift, eine Gemeinſamkeit, vie keine 
ſtaatsorechtliche oder völferrechtliche iſt, ſehr wohl eine juriſtiſche ſein kann, und 
keineswegs ein blos faktiſche ſein muß. Bei der Entſtehung und Fortbildung bes 
Gewohnheitsrecht iſt ver Staat als folcher nicht betheiligt, die eine wie bie andere 
iſt auch nit an die Grenzen eines Staats gebunden. In Deuitſchland beruhte 
von jeher die Gemeinfamkeit im Recht nicht darauf, vaß Deutfchland ein Stant 
wear, auch nicht auf Staatöverträgen, ſondern taratıf, daR die einzelnen dentſchen 
Bartikularrechte eine gemelnfame nationale Grundlage hatten, daß em großer 
Theil ihres Inhalts einer beutfch-nationalen Bollsüberzeugung feine Entſtehung 
une Fortbildung verdankt. Ein folches ans einer gemeinfamen Rechtsquelle hervor⸗ 
gegangenes Recht iſt ein juriftifch gemeinfames, und nicht berechtigt, ihm eine praf- 
tige Auwendung tm E.'ſchen Sinne zu verfagen. 

Wie Wächter Ieugnet auch Gerber das VBorhandenfein eines praktiſch anwend⸗ 
baren gemeinen bentfchen Rechts und fpricht dies auf das Allerentſchiedenſte aus: 
„wir wäften“, fagt er, „ihm jede Wäbigfeit zur umnittelbaren Auwendung abfpre- 
den", Gerber das wiſſenſchaftl. Brincip des gem. d. Rechts S. 272; und banır: 
„ſelbſt die hypothetiſche Anwendbarkeit, welche einige Juriſten dem beutfchen Pri- 
vatrecht vindieiren, maß als außer aller juriſtiſchen Möglichkeit llegend, Betrachtet 
werben, weil es fich Bier um einen fublimirten Stoff Handelt, der mittkelſt ven 
theoretiſcher Operationen aus den vorhandenen wirklich anwendbaren Rechten ge= 
zogen wird” Gerber ebend. S. 273. Es foll nad Gerber das beutfehe Partikular⸗ 
rocht aus dem gemeinen bentfchen Recht erflärt, nicht aber ergänzt werben fönnen. 
Er will (Private. 8. 7) die Möglichkeit ver Ergänzung leugnen, „va wem Inbeit 
ker Wiſſenſchaft des veutfchen Rechts alle und jede formelle Sanktion abgehe“. 
Gerber vertennt bei feiner Argumentation vie Bedeutung der Bolkslüberzeugung; 
ee räumt ein, daß die Uebereinſtimmung der deutfchen Bartitnlarredhte „ans einem 
tiefen allgemrinen noch fortlebenven Rechtsbewußtſein des deutſchen Volks herrührt“ 
Bi. Princip S. 291, er nennt S. 269 das demnſſche Privatrecht „eine Dar⸗ 
ſtellung der RechtsſWerzeugung des deutſchen Volls auf dem Gebiet des Privat- 
rechra⸗; er verbient aber gewiß keine Zuſtimmung, wenn er dem Produkt einer 
folchen Bolſonberzougung, als „der That des deutſchen Vollsgeiſtes auf dem Ge⸗ 
Biete des Rechta“, wie er fie 8. 6 nennt, blos einen Anſpruch auf wiſſenſchaffliche 
Behandlung vindicirt; fie: hat vor Allen einen Anſpruch auf praltiſche Geltimg. 
Baffen wie Abrigens das Refultat ver Gerher’ichen Grörterungen genau ins Auge, 
fo ſteht dies. E.'s Anfichten keineswegs jo entfernt, als man nad ven angeführten 
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Aenſßerengen ermarten mödzte. Rüumt doc Gerber & 7 Mote 3, wörilich ein, 
„daß ner Inhalt dis veutfchen Privatrechts volllommen anwendbar fei, nämlich in 
ber Form ber Partikularrechte“; und. verlangt, daß man im Rechtögebiet des ein⸗ 
zelnen Partikularrechts forgfältig nad) allen Faktoren ver Rechtserzengung forfche, 
napuentlid) alles Gewohnheitsrecht daſelbſt auffuche, dann werde man innerhalb 
deſſelben „Gründe für Annahme oder Verwerfung jedes behaupteten Rechtsſatzes“, 
finden; man merbe erfennen, daß bei Inftituten des deutſchen Rechts, wie z. B. 
der Lehre von den Erbverträgen, „bie Gründe der Anwendung allein is dem 
Partikularrechte liegen, daß aber die wifienfchaftliche Ausbildung derſelben wicht 
im Dienfte eines beftimmten Partikularrechts, fondern des gemeinen ventfchen Rechts 
geſchehen ift". Erwäge ich dieſe und ähnliche Aeußerungen Gerbers, fo vermag 
ih in Gerbers Gedanken feinen veellen Gegenſatz zu E.'s Lehre über vie Au« 
menbbarfeit des gemeinen deutſchen Rechts zu fehen, und ftehe nicht an, ein folches 
gemeines dentſches Recht, wie es Gerber aufftellt, ein „bedingt⸗fubſidiäres gemeines 
deutſches Recht" zu nennen. Wenn Ludwig Ritdert (Begriff bes gem. d. Privatr. 
Erl. 1857 ©. 91) es an ©erber zum Berbienft ansechnet, zuerft dem von E. an⸗ 
geunumenen formell gemeinen deuntſchen Recht entfchieven entgegen getreten zu fe, 
fo fehiebt er E. ein formell gemeines deutſches Recht unter, da dieſer nie ein fol 
che& angenenmmen hat; und fein Zabel, „daß Gerber fi von der E.'ſchen Theorie 
noch nicht gänzlich loszureißen vermöge“, dürfte wicht ſchwer wiegen. 
Mögen dieſe Bemerkungen über die Stellung, die einige der neueſten 
ſteller über deutſches Privatrecht E. gegenüber einnehmen, noch fo unvollſtändig fein 
(und der Raum verbietet hier weiter darauf einzugehen), fo werben fie doch ges 
nügen, um zu zeigen, wie Epoche machend E. in bie Behandlung des deutſchen 
Rechts eingegriffen Hat. Wenn Renfcher, indem er im Jahr 1855 in feiner Zeit⸗ 
Schrift für deutſches Recht (Bd. 15, S. 452) E.s wiflenfchaftliche Arbeiten charak⸗ 
terificen will, bemerkt, „es fei nicht ein neues Grundprincip, eine gänzlich neue 
Methode der Wiſſenſchaft, was wir ihm verbanften, fonvern es jet der Gruft und 
die Tiefe ver Forſchung, es fei beſonders ver feine geihichtlidhe Sina und Takt, 
die geiffvolle Behandlung der Quellen, was uns in allen feinen Schriften ent- 
gegentrete“; fo kannt id} ven erften Morten dieſes Satzes nicht beiſtimmen. Wollte 
man jene Worte im frengften Sinne verftehen, jo find fie bedeutungslos, da wir 
feinem einzigen neuern Suriften „eine gänzlich neue Methode der Wiſſenſchaft“. 
verbanten (ja ſchwerlich verbanlen können); verfteht man fie aber in beichränkterem 
Sinne, wie e8 nach hem, was ihnen im Berfolg des Satzes entgegengeitellt wird, 
geboten fcheint, jo find fie ungerecht gegen E. Gerade das iſt das Charalteriftiiche 
bei E.s Behandlung bes deutfchen Rechts, daß er in ihr einen beflimmten Ge» 
danken verfolgt, und deſſen Anwendung auf das deutſche Necht zur allgemeinften 
Geltung gebracht hat; darin, daß €. dies that, liegt fein Hauptverdienſt, und 
dies darf ihm nicht gefhmälert werben. Daß jede Spur einer geſchichtlichen Auf- 
faflung des Rechts früheren Zeiten fremd geweſen jei, wir Niemand behaupten; 
aber nad Hugo’s Anbahnung waren e8 Savigny und E., die fle, jeber in feiner 
Sphäre, zu ber ihr gebührenven Geltung brachten; fie find die beiven Häupter ver 
hiſtoriſchen Juriſtenſchule, „mit ver bie ganze Behandlung ver Rechtswiſſenſchaft 
eine andere geworden iſt“ (Stahl Geſch. ver Rechtsphiloſophie, B. VI), ua „der 
Widerſpruch gegen die Säge, die als Grundwahrheiten von der hiſtoriſchen Schute 
wirflich vertheidigt worden find, iſt mehr und mebr verfiummt" (Beklor Ialnb,, 
1857, 4, ©. 10) Es ift oben ermähnt wornen, wie beftimmt E. bereits im Jahr 
1808, währenn erft 1814 Savigny's Deruf erfchien, eine gefchiehtliche Anftaffung 
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des Rechts in Deutſchland verlaugte, und eben weil er fie für das praktiſche Recht 
ber Gegenwart für nothwendig erfannte, feine deutſche Rechtögefchicgte unternahm. 
E.s ganze Methode des gemeinen beutichen Privatredhts iſt im Grunde eine 
Geltendmachung der gefhichtlihen Auffaflung des Rechts auf diefem Gebiete; und 
vie große Bebeutung feiner Einleitung ins deutſche Privatrecht beruht gerade 
darauf, daß jene Methode in ihr durchgeführt, daß „ein neues Grundprincip" in 
dem Buche bei ver Behandlung des deutſchen Privatrechts befolgt iſt! 

Schwer läßt es ſich begreifen, wie Mande neuerdings haben behaupten 
tönnen, daß die von E. befolgte Methode ver Behandlung des deutichen Rechts 
nicht wefentlih von ihm herrühre. Wenn des Juftus Friedrich Runde um das 
dentfche Recht fo verbienter Sohn Chriſtian Ludwig Runde in der Borrebe 
zur Sten Ausgabe des Privatredhts feines Vaters S. XXXVI meint, daß die: 
fer eigentlich Schon dieſelbe Methode gewollt habe, vie E. aufftellte, und da, 
wo ver Dater, in $. 80 feines Lehrbuchs, bei Entwidlung feines naturrechtlichen 
Standpunktes, „von ber Natur ver Sache” ſpricht, ftatt deren eine „auf biftori- 
ſchem Wege gefundene Natur ver Sache” einfchiebt, jo mag das der Pietät des 
Sohnes zugerechnet werben; daß aber auch andere neuere Germaniften geneigt 
- find, Runde ftatt €. für den „Begründer ber heutigen veutfchen Rechtswiſſenſchaft“ 
anzujehen (vgl. Renaud Privatr. 8. 49, Reyſcher Zeitichr. für d. Rt. 9 S. 358), 
beruht auf einem Berlennen des großen innern Gegenſatzes zwiſchen E.'s und 
Aunde’3 Grundanſicht über veutfches Privatrecht, ver ſchon oben näher hervor⸗ 
gehoben wurde, um E.'s Auffeffung des Rechts im Allgemeinen zu charalteriſtren. 
Ebenfowenig ift es gerechtfertigt, wenn Walter Privater. 8. 18 fagt, „Tafinger 
fand (1787) die richtige Methove ver Behandlung des deutſchen Nedts..., und 
E. führte ven von Zafinger bezeichneten hiſtoriſchen Weg genauer aus”; va ber 
gegebene Standpunkt völlig verrädt wird, wenn man jene ſchwachen Anfänge 
einer richtigeren Auffaſſung des deutſchen Rechts, wie fie mit den unbaltbarften 
Behauptungen vurchwirkt bei Pütter und Tafinger ſich finden, und durch Runde's 
Buch, zur Zeit wie €, fchrieb, als befeitigt galten, für die richtige Methode ex: 
flürt, die E. nur weiter ausgeführt habe (f. Runde Privatr. F. SLn. a, & Cini. 
8. 39 n. 9 und Hiſt. Zeitihr. 1, S. 128, Reyſcher Zeitihr. 9, ©. 357, Ger« 
ber Princip ©. 52, Befeler Privatr. 1, ©. 51). Wir können unfererfeits bier 
nur Gengler beiftimmen, wenn er, Privatreht ©. 39, fagt: „Die allein richtige 
Behanplungsweife, deren erfte Keime wohl ſchor Pütters Elementa in ſich trugen, 
beginnt mit E.'s Einleitung ins veutfche Privatrecht, Göttingen 1828, an welche 
ſich dann die jüngeren, freilid von ſehr verſchiedenen Grundideen durchzogenen 
Syſteme anſchließen“; man vergleihe aud die Worte, in denen Gerber Privatr. 
$. 26 die Bedeutung E. würdig anerkennt. 

Wenn manche Neuere an E. eine zu vorherrſchend gefhichtlihe Behandlung des 
deuffihen Rechts zum Vorwurf machen, fo wird man, um gerecht zu fein, nicht 
die Art feines Strebens, überhaupt nit das, was er zu erreichen fuchte, und 
wie er es zu erreichen hoffte, tabeln bürfen, fonvdern nur einräumen müflen, daß 
er unerachtet feiner gewaltigen Anftrengungen und aller ihm zu Gebote ftehenven 
Gaben die ungeheure Aufgabe, die er ſich fette und fegen mußte, noch fange nicht 
vollſtändig gelöst hat, ja daß, wie es nach der Natur jener Aufgabe nicht anders 
fein konnte, noch fehr Vieles zu erftreben übrig geblieben ift und übrig bieiben 
mußte. Yür keinen Theil unferes Rechtes tft ſicherlich die gefchichtlidhe Behandlung 
bringender geboten, als für unfer beutfches Privatrecht. Im gröbften Irrthum ift 
befangen, wer mit Feuerbach meint, „vie Gefchichte Iehrt, mie etwas nad und 
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nach geworden; wie und was biefes Etwas fei, lehrt fie nicht; was der Geſchichte 
angehört, ift ſchon dem Leben abgeftorben“ 3); ihm tft mit Stahl (Gef. der. 
Nechtsphilofopbie, Bo. VI, Abſchn. 2) zu entgegnen: „vie Vergangenheit ift nicht 
6108 tranfitorifche, fie iſt immanente Urfache ver Gegenwart; fie iſt als Bergan- 
genheit, als das was fle war, noch in ihr enthalten". Wenn wir das Werben 
unferes heutigen Rechts erfannt haben, kennen wir unmittelbar fein Sein 9); und 
wenn irgendwo, fo köonnen wir gerade bei der eigenthümlichen Beſchaffenheit des 
beutigen gemeinen veutfchen Rechts, deſſen Sein einzig und allein aus feinem 
Werden erfaffen. Unbevingt ift e8 in gar manchen Yällen E. noch nicht gelungen, 
das Werven eines Rechtsinftituts fo zu erfaffen und barzulegen, daß aus ihm das 
Sein, der gegenwärtige Zuftand deſſelben unmittelbar erhellt, aber fein Streben 
war darauf gerichtet, er bediente fich der Geſchichte als eines Mittels: zu dieſem 
Zweck, den hiſtoriſchen Ballaſt als folden wirft er in feinem Privatrecht bereit 
willig fiber Bord. Unberingt muß eine noch größere dogmatiſche Verarbeitung des 
deutfchen Rechtömateriald erftrebt werven, als fie E. im feinem Buche erreichte; es 
it das aber kein neues Biel, welches wir zu verfolgen haben, fondern nur ein 
weiterer Fortſchritt in der Erreichung eines ihm wohlbelannten Zieles. E. bat oft 
die einzelnen Geftalten nur im Groben herausgearbeitet, bat gezeigt, wie fie aus 
der Bergangenheit in die Gegenwart hineinragen, und welches ihr Weſen im 
Allgemeinen if; fie immer korrekter und ihre feinern Züge immer genauer im 
Detail zu zeichnen, tft feine neue ufpabe, fonvdern Hiegt naturgemäß im Verfolg der 
Aufgabe, die er fi fette. Selbft Gerber, fo hoch er E. im Allgemeinen ftellt, 

ſcheint mir ihn in dieſer Beziehung nicht richtig zu beurtheilen; indem er mit Fug 
und Recht, im Gegenſatz zu einer blos Außerlichen geſchichtlichen Beſprechung ver 
einzelnen Inftitute des deutſchen Rechte, eine tiefer eindringende ſyſtematiſche Ver⸗ 
arbettung des Stoffes derfelben verlangt, wie das in mufterhafter Weiſe von Thöl, 
für das ſich allerdings dazu befonders eignende Handelsrecht geleiftet fei, wirft er 
E. vor, daß er nur jened gethan habe. Fa er geht fo weit zu erflären: „in den 
Darftellungen E.'s und feiner Nachfolger liegt Nichte, was einen ſpecifiſch juriftie 
ſchen Charakter an fi trüge; das Juriftifche babei liegt nur im Stoffe, die Dar- 
ftellung iſt nım die eines Erzählers“, Gerber Privatr. S. XXIV (ef. ©. VID; 
und „es muß aufgegeben werben, das beutiche Recht in blos äußerlicher Schil⸗ 
derung darzuftellen, es muß vielmehr unterjucht werden, ob in der Totalität ver 
unendlichen Wiederholung gewiſſer Nechtsverhältniffe ein wirkliches Rechtsprincip 
ausgefprochen ift ꝛc.“, Gerber ©. XXV. Daß das Reste zu erftreben ſei, wird 
Jedermann einräumen, die Frage ift nur die, ob E. blos äußerlich gejchichtliche 
Rechtsfakta referirt habe, er, deſſen Hauptftreben darauf gerichtet war, bie „leiten- 
den Principien“ des veutfchen Rechts zu ergründen? Und wenn es fih um ven 
„fpecifiſch juriſtiſchen Charakter” Handelt, ven Gerber in der E.’fhhen „Darftel- 
lung” vermißt, fo fehlt ihr allervings nicht felten jene feine Begriffsausfpinnung, 
die wir den andgezeichneten römiichen Juriſten abzulernen haben; fie dürfte aber 
ſtets erft das Produkt einer längeren wifjenfchaftlihen Kultur eines Rechts fein, 
wie fie zu E.'s Zeit dem deutſchen Recht völlig abging, und ift in keiner Weile 
zu verwecfeln mit einer kußern Ölätte des juriſtiſchen Raifonnements, hinter ver 


Aehnliche Rtfverftänbnifle f. bei Runge, Wendepunkt ber Rechtsw. 1856. S. 57. 

4) Savigny Sykem, 1, S. XV: „Ohne Kenntnik des lebendigen zuſammenhangs, welcher 
die Gegenwart an die Bergangenheit fnüpft, nehmen wir von den Rechtszuſtande der Gegenwart 
nur die äußere Erſcheinung wahr, begreifen nicht das innere Weſen“. 
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manche der neueſten juriſtiſchen Schriftſteller unſcharfe juriſtiſche Begriffe verſtecken, 
menn ſie nicht gar fie durch allerlei poetiſche oder naturhiſtoriſche Bilder in höchſt 
unpraftifcher Weife erfegen zu können wähnen. _ | 

Um bie als nothwendig erfaunte geſchichtliche Grundlage für das gefammte 
heutige in Deutſchland geltende Recht zu gewinnen, unternahm €. fein, umfang- 
reichftes Buch, für deſſen Vollendung ihm die ganze deutſche Nation den wärmften 
Dant ſchuldet, feine großartige deutſche Staate- und Rechtsgeſchichte. E. wollte 
in dieſem Toloflalen Werk jene Grundlage nicht ewa blos für das Privatrecht, 
ſondern in gleicher Weiſe für pas Staatsrecht, Kirchenrecht, Strafrecht und Proceß⸗ 
recht Deutſchlands legen, indem er überzeugt war, daß fie insgeſammt nur richtig 
erfaßt und begriffen werben können, nachdem genau erlannt ift, wie fie zu dem 
geworden ſind, was fie jegt find, unter den ginzelnen Theilen des geltennen Rechts 
aber eine ſolche innere Verwandtſchaft und gegenſeitige Beziehung -ftattfindet, daß 
feiner ohne ben andern ganz verftanden werben kann, und nicht wenige Rechtsge⸗ 
danken fich erft bei einer zufammnenfafjenden Betrachtung aller vollftändig erfchließen 
laflen. €, entwirft aus allen ihm zugänglichen Quellen ein Bild des Staates 
und Rechts in Deutichlann in ver älteften Zeit, ein zweites nad ver Völkerwau⸗ 
berung, en brittes nach Ausfterben der farolingifchen Könige, ein viertes im brei- 
zehnten Jahrhundert, ein fünftes im Zeitalter ver Reformation, ein fehstes im 
Anfange unferes Jahrhunderts. E. wählte eine derartige Eintheilung nad) Hugo's 
Vorgang bei ver römiſchen Rechtsgeſchichte; und für feinen Zwed dürfte fie auch 
entichievene Vorzüge vor einer Behandlung nad einzelnen Materien haben, wenn 
auch nicht im Abrede zu ftellen fein wird, daß eine folde in anderer Hinficht 
wiederum Vortheile varbietet. Für höchſt einfeitig muß es gelten, wenn F. Walter 
in feiner deutſchen Rechtsgeſchichte S. 5 bemerkt: „die fteife Eintheihug nach 
allgemeinen Zeitabjchnätten...... bei E., nöthigt zu Unterbrehungen und Wieber- 
holungen, wodurch die Kraft der Darftellung und die Einficht in ben innern Ent- 
widelungsgang ver Rechtsinſtitute großentheils verloren geht". Man follte doch 
meinen, e8 fei nicht ſchwer einzufehen, vaß ein fucceffives Abrollen einzelner Ge⸗ 
fammtbilder von frühefter Zeit an big auf die Öegenwart, wie fie hinter einander 
fih in dem Leben unferes Volkes abgewickelt haben, in vieler Hinſicht eine leben⸗ 
digere Anfchauung gewähren muß, als ein Zerhaden in lauter einzelne Stüde, 
bei deren jedem erzählt wird, wie es ſich durch bie einzelnen Zeitabſchnitte fort- 
entwicelt bat. Entftehen bei der funchroniftiichen Methode Unterbrechungen in ber 
Dorftellung der einzelnen Rechtsinſtitute in verfchievenen Perioden, und Wieber- 
Bolungen bei dem fpätern Wiederaufnehmen der abgeriffenen Fäden, fo ift es bei 
ber Abhandlung nad Materien unvermeivlih, daß einer und berfelben Zeit Ange- 
börendes ſich gegenfeitig Bedingendes und Erklärendes aus einander geriffen, und 
vie eigenthümliche Rechtsentwidelung der einzelnen Zeit nicht in ihrer Totalität 
begriffen wird, daß vor Allem Schriftfteller und Leſer unterlaflen, fih Rechenſchaft 
darüber zu geben, welche Stellung bie einzelnen monographiſch behaubelten Rechts- 
gebilde in ihren einzelnen Entwidelungsphafen zu ven beftimmten Entwidelungs- 
ftadien ver Nation eingenommen haben, wie fie getragen und bebingt wurden 
durch die neben ihnen geltenden Rechtsgebilde, wie fie in ihrem gejammten jewei- 
ligen Sein ein Produkt einer beftimmten Stufe der Bildung der Nation find. 
Wenn man die Schwierigfeiten zufammengeftellt hat, die gegen eine funchroniftifche 
Behandlung ver innern römifhen Rechtsgeſchichte fprechen (ſ. Schilling röm. Rechtsg. 
©. 3), fo fallen nicht wenige derſelben bei einer deutſchen Rechtsgeſchichte durch 
bie Beichaffenheit der Nechtsaufzeichnungen weg, aus denen wir bei ihr zu ſchöpfen 
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Haben; eine zufammenfafiende Darftellung des in den Bollsrechten, ſowie des in 
den Rechtsbüchern, und wiederum des nad dem maflenhaften Einvringen. des 
römifhhen Rechts in den Statuten der einzelnen Territorien niebergelegten Rechts, 
ift eine durch die Beſchaffenheit der Quellen, wie des In ihnen enthaltenen Stoffes, 
als zweckmaͤßig, ja als nothwendig zu bezeichnende Vorarbeit für die Erkenntniß 
des hentigen Rechts Deutſchlands. Wenn für eine Darftellung der deutſchen 
NRechtsalterthümer eine Bertheilung bes gefammten Stoffs nad allgemeinen Zeit: 
abihnitten ganz angemeflen wäre, indem es ſich bei ihnen um ein Erforfchen des 
Alten handelt, dad Jüngere nur dazu dient, das Alte zu erläutern (ſ. J. Grimm, 
Rechtsalterth. S. VII), und die Zeitpuntte, in denen ſich das Alte zu dem Neueren 
umgebildet bat, feine fpecielle Beachtung. verlangen, daher denn auch die Weis⸗ 
thümer, deren Entftehungszeit unbekannt ift, eine große Bedeutung gewinnen, fo 
ift das bei einer Nechtögefihichte, die eine Grundlage für das heutige Recht geben 
will, völlig anders; bei ihr kommt es gerade darauf an, ven Bildungsproceß des 
heutigen Rechts darzulegen, das Auftreten, Umfichgreifen, Zurädtreten beftimmter 
Rechtsgedanken, das Entftehen und Mbfterben ver einzelnen Rechtsinftitute zu 
ermitteln, und bier wird eine funchromiftifhe Behandlung ihre eigenthümlichen 
Borzüge befigen. Bon geringer Bedeutung dürfte ed denmnach für Walters, im 
feiner deutſchen Rechtsgeſchichte gewählte Eintheilung des Stoffes fein, vaß, wie 
er anführt, Ialob Grimm eine gleiche mit beftem Erfolg feinen deutſchen Rechte» 
alterthůmern zu Grunde gelegt bat. 

Dei ver Beurtheilung von &.’8 Rechtsgefhichte muß der Zwed, um deſſen 
willen er fie verfaßte, nie außer Acht gelaffen werben. Es ift €. bei feinen 
ſaͤmmtlichen rechtsgeſchichtlichen Arbeiten ftets um Wufflärung ver Gegenwart aus 
der Vergangenheit zu thun; bie Altern deutſchen Volks⸗ und Rechtszuſtände find 
ibm hochwichtig, infofern fie ihm zum Verſtändniß der Gegenwart dienen, nicht 
um ihrer felbft willen; er tft fein Antiquar, fein Stanppunft ift überall in ber 
frifchen Gegenwart, ımd er ſchaut rüdwärts, um dadurch für die Gegenwart zu 
lernen. 5 Mit riefigem Fleiß hat E. die umfaffenpften Quellenſtudien für feine 
Rechtsgeſchichte gemacht, und wenn er fi auch nicht darauf einlafien Tonnte, 
ungebrudte Quellen in Archiven und Bibliotheken aufzufuchen und zu benugen, ein 
Material für viefelbe zufammengebracdht, wie es Niemand vor ihm in Deutſchland zu 
Gebote geftanden hat. Doch nicht hierin Liegt E.'s größtes Verdienſt als Rechts⸗ 
hiſtoriker, fondern in ſeiner feltenen Intuitton, wie fie nur einzelnen wenigen Meiftern 
der hiſtoriſchen Kunft zu Theil geworben ift; vie Rechtsinſtitute vergangener Zeiten 
gewinnen unter feinen Hänven befttmmte Geftalten, werben Körper mit Fleiſch 
und Blut, bleiben nicht bloße Nebelwolten, vie, wenn man ihnen nahe tritt, ins 
Unbeftimmte zerfließen und unfähig find, das heutige Recht irgendwie aufzuflären 
und zu befruchten. Daß die von ihm gezeichneten Geftalten nicht überall völlig 
torrett aufgefaßt fine, verfteht ſich von felbft; wie wäre das auch möglich geweſen 
bei der Mafle des zu bewältigenden Stoffes, ver erfi wenig verarbeitet vorlag, 
zum Theil noch nie zum Gegenftand einer gefchichtlihen Betrachtung gemacht 
worden war! Bei der Schilderung einiger Rechtsinftitute, namentlid der älteften 
Zeit, hat E. fogar Weſen abgefpiegelt, die in dieſer Weife nie exiſtirt haben; das 


5, m der Vorrede zur vierten Ausgabe der Rechtsg. J. S. VIII erflärt Eichhorn im Jahr 
1834: „Es war feineswegs meine Abficht, die Rechtsalterthümer in ihrem ganzen Umfang zu 
erörtern; Ich wollte durch die Staatsgeſchichte, wie durch die äußere und innere Rechtögeichichte 
ne fichere gefchichtliche Grundlage für das jetzt beftehende praftifche Recht gewinnen.“ 
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haben neuere Specialunterfuhungen in einigen Punkten bargethan, und werben 
e8 unfehlbar noch in andern thun. Kleinlich aber ift es und verräth Mangel an 
aller Ueberficht über das endloſe Yeld, das E. bebaut, und dem er vie ergiebigften 
Früchte abzugewinnen verſtanden bat, wenn einzelne Neuere bewegen E.'s Yei- 
flungen herabſetzen; zumal fie meift nur durch Benugung feiner Arbeiten in ber 
Lage find, weiter in den Stoff einzubringen, als es ihm_möglih war, ober weil 
ihnen in neu zu Tage geförberten ober doch beffer edirten und leichter zugänglich 
gemadhten Quellen, Hülfsmittel geboten find, die ihm abgingen. Außerdem bleiben 
nicht wenige biefer Tadler, indem fie der E. ſchen Darftellung eine richtigere, 
quellenmäßigere entgegenzufegen wähnen, bei einem rein äußerlihen Aufzählen ver 
Einzelnheiten ftehen, oder entwerfen Bilder von Wefen, die, wie jeder Kenner des 
Lebens einräumen muß, in der Weiſe in feiner Zeit eriftirt haben können, va 
ihnen jede Lebensfähigkeit abgehen würde. Aber gerade in ber Fähigkeit des Repro- 
ducirens von unfern Bliden entrüdten Geftalten, aus einzelnen Sragmenten und 
Linien zeigt ſich die künſtleriſche geiftige Begabung des Hiſtorikers, und biefe hifto- 
riſche Intuition iſt es, die wir bei €. jo body anſchlagen. Mag er immerhin 
einzelne Geftalten falfch uns vorgeführt haben, er bat uns hundert andere unbe- 
bingt richtig abgefpiegelt, — noch mehr: er hat uns verfegt In vergangene Perio- 
den unferes Rechtes und fie für die Gegenwart nußbar zu machen gelehrt. Ic 
ftehe nicht an zu behaupten, wir verbanfen ihm ven größten Theil deſſen, was 
wir heute in Deutfchland über unjere Rechtsentwicklung wiflen; man vergleiche bie 
vor E. entworfenen, bürftigen, leeren, Ieblofen Darftellungen über unfer älteres 
Recht mit feinen Büchern; und audy bis zur gegenwärtigen Stunde wird felbft 
ber Kundigfte über gar viele Punkte der deutſchen Nechtsentwicdlung nirgend anders 
ale in E.'s Rechtsgefchichte Belehrung fuchen und finden, 

Mit diefem Urtheil über E.'s Nechtögefchichte Tontraftirt fehr bedeutend bie 
Art, wie von ihr F. Walter in feiner dentfchen Rechtsgejchichte (Bonn 1852 und 
1857) 8. 4 im Wllgemeinen fpridt, und es in Beziehung auf einzelne Stellen 
vielfach, faft überall aber abweiſend over tadelnd thut. Nachdem Walter a. a. D. 
bie älteren Schriftfteller über deutſche Rechtsgefchichte aufgezählt, und zulett noch 
der von K. ©. Biener 1787 veröffentlichten Gefchichte der deutſchen Rechtsquellen 
als „eines gründlichen Werkes" Erwähnung gethan bat, fährt er fort: „Aus 
allen viefen Vorarbeiten begann E. 1808 feine deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte, 
welhe anfangs faft nur eine Kompilation und in einer Form, die zulegt vom 
Verfaſſer felbft als fehlerhaft erfannt wurde, im Fortgang des Werkes und der 
neuen Auflagen ſich zu grünplichen ſelbſtſtändigen Forſchungen erhob und durch bie 
Zufammenftellung des ganzen hieher gehörenden Stoffes eine nachhaltige Wirkung 
heroorbrachte." Die ein ſolches Urthetl fiber eine folche Arbeit vom Berfafler einer 
neuen deutſchen Rechtsgeſchichte möglich ift, dürfte fchwer zu begreifen fein; es tft 
darin vollſtändig die Bedeutung des beurtheilten Werkes unbeadhtet gelaſſen; vie 
„Zufammenftelung" des Stoffes hat bei ihm fiherlih am wenigften „eine nach⸗ 
haltige Wirkung hervorgebracht“, fonvern die Art, wie er darin verarbeitet ift; 
die Erzielung deſſen, was Ihering (in Ihering und Gerber Jahrb. 1856, I ©. 4) 
verlangt, wenn er fagt, „das Evangelium ver Rechtsgeſchichte der Zukunft befteht 
in dem Sag, daß hinter dem, was in der gefchichtlichen Entwidelung des Rechts 
als äußere Thatfache hervortritt, hinter dem rechtsgefchichtlih Konkreten, noch 
ein anderes Stück Rechtsgejchichte ſteckt, und zwar der befte Theil.” Daß vie 
Eiche Nehtsgefhichte in ihren fpätern Ausgaben fortgefgritten Ift, und nament- 
id der erite Band im Jahr 1834 in ter vierten Ausgabe eine neue Umarbeitung 
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erfahren bat, weil’ er, wie E. in ver Vorrede ſich ausdrückt, „auch nach zwei⸗ 
maliger Verbeſſerung doch immer noch ber unbollkommenſte Theil des Buches 
geblieben und in Beziehung auf viele Verhältniſſe nicht ausführlich genug war”, 
— kann unmöglid E. zum Vorwurf gereihen, und die angeführten Worte be- 
fagen nit, daß er bie frühere Form feiner Arbeit „zulest felbft als fehlerhaft 
ertannt habe“. Mehr Schein bürfte ver vielfach, z. B. von Phillips (D. Privatr. 
J. ©. 218) und Reyſcher (in der Zeitfchrift für veutiches Recht 15 ©. 446, 449, 
454) ven Eichen Büchern im Allgemeinen gemachte Vorwurf für fi haben, 
daß fie in ihren verfchievenen Auflagen „zw ftereotyp" geblieben feien, zu wenig 
frembe nenere Anfichten berüdjichtigt hätten. Doch wird zu Gunften E.'s daran 
zu erinnern fein, daß ein Wechjeln der Anfichten wie Röde, und ein jewelliges 
Anlegen deſſen, der ven neueften Schnitt zeigt, wie es manche Kompendienfchreiber 
charalteriſirt, bei willenfchaftlichen Arbeiten nicht eben für eine durch ernfte For⸗ 
(hung gewonnene wiſſenſchaftliche Ueberzeugung ihrer Urheber fpricht, ımd daß es 
fehr Leicht iſt, bei Büchern, vie eben nur Kompilationen find, neu aufgelefene 
Notizen Hineinzufliden, daß aber eim Benutzen neuer wefentlicher Anftchten oder 
Entdeckungen in Büchern, in denen gewifie Gedanken konſequent burchgeführt und 
zu beftimmten Geftalten verkörpert find, meift ohne eine völlig neue Ausarbeitung 
verfelben unthunlich iſt. Daß E. beim erften Bande feiner Rechtsgeſchichte im 
Jahr 1834 eine neue Umarbeitung unternommen habe, wurde erwähnt; bei beit 
jpätern Bänden und bei feinem Privatreht glaubte er e8 nicht thun zu müſſen 
und fehlte ihm wohl auch die dazu erforverlihe Muße. | 

An E.'s deutſches Privatredt und deutfche Rechtsgeſchichte reiht fih als fein 
drittes Hauptwerk fein 1831 bis 1833 erfchienenes Kirchenrecht. Es dürfte hier 
der paflende Ort fein, auf daſſelbe näher einzugehen und feinen Standpunkt 
gegenüber von ältern und neuern Tirchenrechtlichen Arbeiten genauer zu bezeichnen, 
fowie den Einfluß anzugeben, ven es in wiſſenſchaftlicher und praftifcher Hinſicht in 
Deutſchland ausgeübt hat und nody ausüben wird; doch fühle th mich dazu jet 
außer Stande. E. Hatte für das Kirchenrecht eine ganz befondere Borliebe, und 
hielt fein Buch darüber, das er mit mehr Muße als irgend eines feiner andern 
Bäder meinte ausgearbeitet zu haben, für fein reifftes Werk. 

Die von E. mehrfach, gehegte Abſicht, auch eine Darftellung des deutſchen 
Staatsrechts zu veröffentlichen, ift leider nicht zur Ausführung gelommen; gewiß 
wirb jeber dieß bevauern, ver die fchönen Kenntniffe beventt, die er fi durch 
feine umfaſſenden Stubien und eine felten reihe Praris in der. Behandlung von 
ftaatörechtlihen Fragen erworben hatte. E.'s Borlefungen über deutfches Staats⸗ 
recht, jo lehrreich und anregend fie waren, beſchränkten fi ftreng auf eine Dar- 
legung bes pofitiven deutſchen Staatsrechts, fchloffen die Politik grundſätzlich aus; 
der im Winter 1832 auf 1833 gebrudte Grundriß läßt ihren Inhalt überfehen; 
von neuern Büchern über deutſches Staatsrecht entſpricht das von H. U. Zachariä 
bei weiten am meiften dem E.'ſchen Standpunkte. Möchte es doch E.'s Sohne, 
dem Appellationsrath Otto Eichhorn zu Köln, gefallen, dem Publikum eine Aus- 
wahl aus ven zahlreichen Gutachten feines Baters über ſtaatsrechtliche Fragen im 
Drud zu übergeben; vwielleicht ließe ſich biefe mit ven verfchievenen gebrudten 
E. ſchen Auffägen und feinen beveutenpften Necenfionen zu einem Merk verbinden, 
und dad Ganze als E.'8 Heine Schriften bezeichnen, 

E.'s politifcher Standpunkt war im Wefentlidyen beftimnt durch bie 
Eindrücke feiner Iugenvzeit und feine geſchichtliche Auffafjung aller vorhandenen 
Zuftäube. Die troftlofe Ohnmacht und Abhängigkeit von Frankreich, in die Deutſch⸗ 
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land in den Jahren verſunken war, in denen er zum Manne heranreifte, hatien 
auf ihn einen unauslöſchlichen Eindruck gemacht. Fiel doch in die Zeit ſeiner 

Univerſitätsſtudien (1797—1801), vie ſich beſonders anf bie dentſche Reichsver⸗ 
faſſung und das Reichsrecht bezogen, fo daß er noch im Winter 1808 fein erfles 
Kollegium über ven Reichsproceß hielt, die Abtretung bes linfen Rheinufers an 
Frankreich, die eine Zertrümmerung der ganzen Reichöverfaflung herbeiführte. Hatte 
er doch in den Jahren 1801—1803, während feines Anfenthaltes zu Weglar, 
Regensburg und Wien, nur zu viel Gelegenheit, bie jämmerliche Stellung ber 
deutjchen Reiche und feiner Fürſten Frankreich gegenüber kennen zu lernen, ſowie 
bie Srivolität, mit der die widtigften Angelegenheiten unfers Baterlandes ent- 
ſchieden wurden. Von Göttingen nach Preußen im Jahre 1805 übergefiebelt, 
erlebte er dort den jähen Sturz der Monarchie Friedrichs des Großen, empfanb 
in tieffter Seele vie Schmach und das Elend, die feine neue Heimat trafen, tvat 
mit den edelften. Männern, vie an die Wiedergeburt und Erhebung des Bater- 
landes ihre ganze Eriftenz fetten, in bie engfien Beziehungen, eilte einer ber 
erften, als der Ruf von Preußens König erfholl, zu ven Waffen, und hatte das 
Glück, die Freiheit des Baterlandes von äußerem Drud mit erlämpfen zu können. 
„Deutſchland ift frei, und ih habe dafür mitgeftritten (fchreibt er feiner Frau 
nah der Schlacht bei Leipzig); noch in meinen alten Tagen vente ich an bem 
Genuß zu zehren, den mir diefe Theilnahme an ber gemeinfamen Sache macht“ 
(. Beitichr. für D. Recht 15, ©. 440). Wie hätien die Eimbrüde einer ſolchen 
Zeit nicht unvertilgbar haften follen im innerften Gemüth eines Mannes, wie €. 
e8 war; die Ideen, für bie er damals erglähte, find bei ihm nie erfaltet. Seine 
fefte Weberzeugung war ed, daß an Deutihland nimmermehr von Frankreich aus 
Hell zu Theil werben könne; Alles was er feit feinen Kinderjahren mit eigenen 
Augen gefehen, hatte bei ihm dieſen Glauben hervorgerufen, und feine Betrachtung 
der Gefchichte der legten Jahrhunderte Tieß es ihm, als in ber ganzen Situation 
beider Länder und der Natur ihrer Bewohner begrändvet, als eine fefte und 
dauernde, wenigftens für lange Zeit. gegebene Thatfache erfennen. Schon äußerlich 
hielt er das in fich getheilte Deutfchland für bedroht von dem foncentrirten Frauk⸗ 
reich; fett zwei. Jahrhunderten ift das ſtets wiederkehrende Beftreben Frankreichs 
dahin gerichtet geweſen, weftliche Provinzen von Deutſchland abzureigen, und in 
einem Berluft des linken Rheinuferd und ver Nieverlande fand E. den Anfang 
der Knechtſchaft Deutſchlands (Rechtsg. 4, ©. 584). Noch mehr aber war e8 vie 
Es ganzen Ideenkreis beherrſchende geſchichtliche Auffaffung aller vorhandenen 
Zuftände, die ihn gegen Trantreih einnahm, wenn es auch ungerecht it, von 
einem blinden Franzoſenhaß bei ibm zu Sprechen; er Hegte die entichlenenfte Ab⸗ 
neigung gegen vie, wie er überzeugt war, „aus dem befonbern gefellichaftlichen 
Zuſtand von Frankreich heruorgehende" revolutionäre Richtung (Rechtsg. 4, ©. 641), 
wenn er auch nicht überſah, „daß veren Wurzeln fih über ganz Europa verbrei- 
teten” (Rechtsg. 4, ©. 588). Nichts galt ihm für verlehrter, „als die Meinung, 
bie franzöfliche Revolution babe in ihrem Urfprung eine loöbliche Richtung gehabt 
und die Gräuel, bie fie hervorgebracht hat, dürften nicht als nothwendige Folge 
ihrer Grundſätze felbft betrachtet werden (Rechtög. 4, S. 648). Für einen ımfeligen 
Irrthum erflärte er „pie Meinung in den größern ſüddeutſchen Staaten, daß ihre 
Selbſtſtändigkeit nur durch eine Verbindung mit Frankreich eine Sarautie erhalten 
könne“ (Rechtsg. 4, S. 597); fie bat in ihrem Extrem zu dem jede Selbftftänbigfeit 
derfelben vernichtenven ſchmachvollen Rheinbunde geführt, und muß immerbar ein 
gleich trauriges Refaltat haben. Nur eine „aufrichtige Vereinigung Oeſterreichs 
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und Preußeno könne, glanbie ‘er, ihnen und ganz Deutſchland einen genügen-⸗ 
den Schuß gegen Frankreich gewähren” (Rechteg. 4, S. 598). Ex hoffte eine 
weitere „Emimiiung ver Verfajfang des veutſchen Bundes“ (Rechtsg. 4, ©. 651), 
ſprach es aber oft und mit der größten Entichievenheit ane, daß von Preußen 
die Zu kunſt Deutichlauds abhänge umd ſeine politische Wiedergeburt ausgeen 
mäfte .. 


Was die Innere Staatöverfaffung anlangt, fo ging ex davon and, 
„daß Staat und Necht kein Produkt menfchliher Willfür ſei“ (Nedhtsg. A, ©. 688), 
„daß jeder Staat vielmehr ein beftimmt gegebener gejellichaftlicker Zuſtand fei“ 
(Redtsg. 4, ©. 889), dem befler gefammtes Recht entiprechen und bie Geſetz⸗ 
gebung Rechnung tragen müfle, daß ee daher keine abfolut nolllounene Staats⸗ 
verfaffung und Fein abſolut vollfommenes Necht gebe, fondera mar für ben einzel 
nen Staat in einer beſtimmten Gntividiung eine relativ. gute Staatsverfoffung 
und em relativ gutes Recht. In einem im Jahre 1836 geſchriebenn Zuſatz zw 
feiner Rechtegeſchichte 4, ©: 672 räumt E. ein, „daß in den meiſten beutichen 
Staaten nich nem Jahre 1815 ein Bedürfniß vorhanden gemejen fei, wewe Ber 
faflungegefoge aufzuſtellen, welche ‘alle öffentlichen Verhaͤtniſſe umfaßten“; er be 
zweifelt aber, „ob es zu den Borzägen dieſer neuen Geſetze gehört, daß vie Beſtim⸗ 
mungen, welche doch nur die Mitwirkung der Stände bei künftig zu treffenden 
Eimritungen ordnen Sollten, auch fo viele Principien daruber aufftellten, welche 
Beventung dieſe Einrichtungen ſelbſt Haben follten, und baburd ver allmäligen 
Eatwirflung ver Berfaffung vorgriffen“. „Den Gefegen an fi, bemerkt er &. 644, 
kann eine leitende, entwidelnbe und vepreffive Kraft beigelegt werben, aber keine 
fchaffenve, vie neuere Zeit weist diefen Irrthum in zahleeihen Beilptelen tote 
geborner Einrichtungen nad." Ein abfolnter Staat ift, wie E. nie verfannt bat, 
eine ‘niedrigere Entwicklung des Staates; ex tabelt anf daB fhärffte die Publiciſten 
Des Rheinbnndes,, „weiche vermöge der erlatigten Gouverämetät, ven Willen bes 
Sonverims für das einzige hielten, was bei Beurtheilung ver Rechte der Regie 
zung und Unterthanen Berüdfihtigung verdiene" (Rechtsg. 4, ©. 662). Gleichzeitig 
aber verwirft w (4, S. 662) die Lehre von der VBollsjomverämetät in allen ihren 
Bhalen, als eine durchweg unhaltbare; ebenfo den Irrwahn“ (S. 651), „ba 
bei jever Berfaflung eine Theilung ver öffentlichen Gewalt mach den verſchiedenen 
Formen ihrer Thätigfeit nothwendig ſei, durch Trennung der Gefeggebung umd 
ver vollziehenven Gewalt ein möglicher Mißbrauch ver Gefeggebang verbinden 
werbe, und in einer monarchiſchen Berfaffung vie exelutive Gewalt vie Prärogatide 
des Regenten fein müfje". „Diefe Anfict”, —2* fort, „war in ihrem Urſprung 
eine irrige Abſtraktion von den Formen der germaniſchen Verfaſſungen, wo bie 
Mitwirkung des Bollks bei einzelnen Bffentlichen Gefchäften, namentlich bei ver 
Geſetzgebung, für eine Folge einer ſolchen Thellung genommen, und bamit ber 
weientlihe Charakter einer Monarchie verkannt wurve, welchem eine Theilung ber 
öffentlichen Gewalt direkt widerſpricht, die fi aber auch im Verlauf der franzöfl- 
ſchen Revolution bei der Republik unausführbar gezeigt bat” (Nechtsg. 4, S. 644), 
Als vie unerläßliche Bedingung des Gedeihens eines monarchiſchen Staates kann 
er nicht prägnant/ genug das beiverfeitige Gefahl des innigſten Zuſammengehbrens 
ven Fürſt und Unterthanen hervorheben: „vieſe Anwiderrufliche Verbindung zwi⸗ 
ſchen Herrſcher und Unterthanen, von Hohen und Niederen glei innig empfunden, 
vermag allein Unterthanen zu einem Boll und einen Fürften zum Somverän zu 
erheben“ (Rechtag. 4, S. 603); dem Mangel vieles Gefühle giebt er ven Srurz 
des preußiſchen Staats im Jahre 1806 Schuld, ſowie er ſeinem Vorhandenſein 
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tm Jahre 1813 es zuſchreibt, daß es ihm und Deutſchland gelang, bie frauzoſiſchen 
Feſſeln zu zerbrechen (Rechtsg. 4, ©. 617). 

Zu bedauern iſt es, daß E. ſich nicht näher öffentlich darüber geäußert hat, 
wie er ſich eine heilſame Geſtaltung des landſtändiſchen Weſens dachte; er 
bemerkt in feiner Rechtsgeſchichte 4, ©. 671, in einer im Jahre 1836 hinzuge⸗ 
fügten Stelle nur, daß man fi in den meiften deutſchen Staaten nad) dem Jahre 
1815 durch ihre veränderten Territsrialverhältniffe gezwungen. ſah, „einen neuen 
ſtändiſchen Organismus zu ſchaffen“; „vie Nothwendigkeit“, fagt er, „ven land⸗ 
ftänpifchen Verſammlungen in Hinſicht ihrer Zufammenfekung und ihrer Verband- 
Iungswelfe eine neue Geftalt zu geben, beruhte beinahe allgemein darauf, daß bie 
frühere Berfaffung gar keine fefte Grundlage für deren ven jetzigen Berhältniffen 
angemeflene Einrichtung darbot.“ Die Art wie in den Heinern deutſchen Staaten 
der Konftitutionaliemns in den dreißiger Iahren ſich entwidelte, fagte ihm, wie er 
oft äußerte, nicht zu; er fürchtete durch ‚fie Schwächung ver Regierungsgewelt, anf 
bie er großen Werth legte, jowie innere Zerklüftung des Landes in Parteien 
(vgl. Rechtsg. 4, ©. 613); ſelbſt eine guigemeinte Oppofition mißhagte ihm per- 
fönlih, er meinte, man müſſe den Regierungen vie thatfächlich vorhandenen Schwie⸗ 
rigfeiten nicht vermehren. Einer vernünftigen fachgemäßken Reform war er babei 
nichts weniger als abgeneigt, denn er konnte es fih nicht verhehlen, „daß ver 
geſellſchaftliche Zuſtand in Deutichlend zu einer Entwidiungsperiove gelangt war, 
welche eine eingreifende Geſetzgebung nothwendig machte; er war ein anderer ge- 
worven ald der, in welchem vie Wurzel ver beftehenven Einrichtungen lag; das 
Teubalfuftem, ans welchem bei den meiften ihr Urjprung abgeleitet werben mußte, 
war feinem Weſen nad ſchon lange nicht mehr vorhanden“ (Rechtsg. 4, ©. 647); 
„Dieles offenbarte fi als veraltet und ohne inneren Gehalt, ja war zu einem 
Mißbrauch geworben". Als ein großes Unglüd beklagte er es aber, „vaß von den 
Anhängern der zerftörenden Grundſätze der neuern Politik alles Hergebrachte, 
Nationale und Indivipnelle, unter dem Namen. des Feudalismus von vorn herein 
verworfen und ftatt der Reform Zerftörung geferdert worden fei; wodurch fie einen 
Widerſtand hervorgerufen hätten, ver bie Grenzen verfannte, welde vie Erhaltung 
des begründeten Rechts von dem Feſthalten der Einrichtungen einer vergangenen 
Zeit ſcheiden“ (Rechtsg. 4, S. 648). E. ift ein offener Gegner Hallers; „piefer 
habe, fagt er (S. 636), den ververblichen Theorieen eine nicht weniger falſche und 
gefährliche gegenübergeftellt, in welder das Dafein der Völker ignorirt werde, wie 
bie entgegengejegten das Dafein unabhängiger Obrigleiten bei Seite ſetzen“: „feine 
Lehre habe den beftehenven gefellihaftlihen Zuſtand ignorirt, vie Fortdauer eines 
längft untergegangenen vorausgefegt, für wohlerworbenes Recht ausgegeben, was 
nie Recht und am menigften mwohlerworbenes gewefen fei, Gefahren gefehen, wo 
nur. von Veränderungen die Rebe war, beren Nothwendigkeit das unmittelbar 
erfennbare Bedürfniß befundete, und felbft gegen bereits‘ vollendete Reformen 
Beforgniffe erregen und Nüdichritte bewirken wollen“ (Rechtsg. 4, ©. 601). 
„Anvererfeits, meint er, find die Reformen, zu welchen vie Zeitereigniffe in Deutſch⸗ 
land führten, nicht immer fo vorbereitet worden, wie e8 die Achtung wohlerworbener 
Rechte und die Schonung, vie ihnen gebührt, wo ihre Aufhebung unerläßlich ift, 
erfordert hätte" (Rechtsg. 4, ©. 652 u. 664). „Jede Aufhebung wohleriworbener 
Rechte, wenn fie ohne dringende Nothwendigkeit gefchieht, erfchüttert bie Sicherheit 
and Heiligkeit des Rechts, die Grundlage aller gefellfchaftlihen Ordnung; fie 
F gleich einen unrnhigen und leichtfinnigen Seift der Neuerung“ (Redhtög. 
4, ©. 654), 
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Für Die Stapt- und Landgemeinden forderte E. eine ſelbſtſtändigere 
Berwaltung ihrer Angelegenheiten, fo daß ihre eigentlichen Gemeindeangelegenheiten 
nicht als bloße Regierungsjache behandelt würken (vgl. Rechtsg. 4, ©. 667); er 
lobte in dieſer Beziehung oft die preußifche Städteordnung von 1808 (vgl. Rechtsg. 
©. 670), und war überhaupt gegen bie Stellung, die ver Beamtenſtand feit ber 
zweiten Hälfte des fiebzehnten Jahrhunderts in Deutſchland erlangt hat (j. Rechtsg. 
©. 665, 668), fowie gegen die mit ibm Hand in Hand gehende Bielregiererei ; 
bie englifhen Zuſtaͤnde fchtenen ihm in dieſer Hinfiht bei weiten ven Borzug zu 
verdienen. „Die neuere Befreiung der Gewerbe von mancherlei Beſchränkungen 
hielt ex für eine der vortheilbafteften Maßregeln, befonders wo dad JImflitut der 
Zünfte ald polizeiliche Anftalt ohne Zwangsrecht konſervirt ſei; die vermehrte 
Ausdehnung der Polizetaufficht, infonverheit der höheren Poltzeigewalt, die zu dem 
Charakter ver Regierungsweiſe der neueften Zeit gehöre, verfehle dagegen nicht 
felten ihren Zweck und werbe bei manchen Verhältniſſen zu einer brüdenden Laft‘‘ 
(Rechtsg. 4, S. 669). Der zahllofe unbegüterte erbliche und perfönliche Adel im 
bentigen Deutſchland erfchien ihm als ein Inſtitut, dem jene veelle Örunblage 
fehle (Rechtsg. S. 668); „für eine politiihe Stellung des Adels ſei umveräußer- 
lider Grundbeſitz nothwendig“ (Allovifilation der Lehne, 1828. ©. 46), da nım 
„ieve Bebeutung des Lehnverhältniffes im öffentlichen Recht erlofchen ift”, fo 
zweifelt er nicht, „daß die völlige Auflöfung der Lehensverbindung und ihrer 
rechtlichen Folgen das Ziel der Geſetzgebung fein follte, um Cinrichtungen treffen 
zu können, durch welche die Unveräußerlichleit des Grundbeſitzes einen dem Be- 
därfnig angemeflenen Umfang und felbft. größere Sicherheit erhält" (Allodifik. 
©. 47). In Beziehung auf den Bauernſtand ftellte er nicht. in Abrede, „daß man 
ihm einige Erleichterungen feiner Laften verjchafft habe“ (Rechtsg. 4, ©. 668, 
613), doch tadelte er die dabei vielfach durch die Geſetzgebung erfolgte Aufhebung 
wobhlerworbener Rechte; fie ſei keineswegs geboten gewmeien, und eine gezwungene 
Abläfung von Dienften und -anvern Laften fei namentlich bei -Kolonatverhältnifien 
nur ganz ausnahmsweis zu billigen, da hier meiltens „durch eine Gejeßgebung 
über die Ratur der von beiden Theilen freiwillig eingegangenen Verträge daſſelbe 
zu erreichen gewejen wäre” (Rechtsg. S. 653). 

Sinfihtlih der Organifation der Gerichte emtichien ex fich nicht unbe- 
dingt für eine firenge Trennung ber Juſtiz von der Wominiftration (vgl. Rechtsg. 
4, ©. 666); während er „bie viel verbreitete Meinung, daß durch Einführung 
der Gefhwornengerichte, fo wie fie in Frankreich beftehen, eine weientliche Ver⸗ 
befferung des in Deutſchland beftehenven Kriminalverfahrens zu erlangen ſei“, für 
ein „Borurtheil“ erflärte und (Rechtsg. 4, ©. 721) erörtert, „daß das Inftitnt 
jedenfalls noch wefentliher Verbeſſerungen bebürfe, um wirflih als empfehlens- 
wert anerlannt zu werben”. Ä 

Werfen wir ſchiießlich noch einen Blick auf E.'s ganze Perſönlichkeit. Er war 
ein edler, hochbegabter, ſehr gelehrter, praftifher Dann, nichts weniger als ein 
bioßer Buchgelehrter, dem das Leben der Gegenwart fern fteht und ver fih in ihm 
nicht zu bewegen weiß. Bon feinem wahrhaft kolofialen Wiflen, das er ſich mit 
übergroßem, feinen ftarfen Körper erfchöpfendem Fleiße zu erwerben gewußt hatte, 
geben jeine angeführten Schriften das vollgültigſte Zeugniß; und fie find faft 
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insgefanmt verfaßt während ihn vie anſtrengendſten Berufägefchäfte in Anſpruch 


nahmen. 
As Docenten haben Wenige ſich eines gleichen Beifalls zu erfreuen gehabt 
wie E. Sein lebendiger ſchneller Bortrag hatte etwas ungemein Anregendes, 
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Etgreifendes; überall führte er auf die Quellen zurück und zwang gleichſam feine 
Zuhörer zu ihrem Studium. Er wollte eben fo wenig auf dem Katheder wie in 
feinen gelehrten Schriften irgendwie mehr geben als er wußte; in keiner Weife 
war es feine Abficht, Punkte, vie ihm dunkel waren, zu verdecken, fich hinter 
Nevensarten zu verfteden, durch bingeworfene Worte Unbeftimmtes ahnen zu laſſen 
oder durch Schlaglichter zu Blenden. Die einfache, offene, unmitteldare Darlegung 
der behandelten Sache feflelte und führte Schaaren feiner Zuhörer zu einer banern- 
den, ernften Beichäftigung mit ven von ihm behandelten Gegenſtünden. Sein Bor- 
trag war an ſich nicht: ſchön zu nennen, aber man vergaß feine Mängel völlig 
über den Gegenftänden, die er behandelte. Oft brach der Redner feine begonnenen 
Säge ab, fprang plöglic auf’ andere Punkte über, indem er den behandelten 
Gegenftand von verfchtenenen Seiten zu erfaflen firebte. Auch in feinen Büchern 
verwendete er auf Glätte des Style wenig Fleiß umd indem er Maffen von ihm 
zuftrömenden Gedanken zuſammendrängt, werben feine Säge sticht felten. ſchwer⸗ 
fällig, mitunter fogar ſchwer verſtändlich. Ueberhaupt legte er auf äußere Auord⸗ 
nung des Stoffes geringen Werth; es kam ihm Alles darauf an, ten iuneren 
Zufammenhang der einzelnen Rechtslehren zu erfafien, ihn zu verkörpern und zur 
Anſchauung zu bringen. ' x 

As ktiker genoß €. ein weit verbreitetes, ſehr großes Anſehen. Sein 
gefunver, praktiſcher Sinn wurde durch ein felten treues Gebächtnif, das ihm den 
reihen Scha feiner Kenntniſſe ſtets gegenwärtig fein ließ, unterftägt, und da ihm 
durch die Bearbeitung von Maffen der ſchwierigſten, verwideltften Rechtsfülle ans 
den verfchiedenften Öegenben Deutſchlands eine praftifche Erfahrung zu Gebote 
ftand wie Wenigen, fo mußte dies als höchſt natürlich erfcheinen. Auch als Mü—⸗ 
glied des Stantsrathes und der Geſetzeskommiſſion in Berlin wurben ſeine Kennt» 
niffe, feine Umficht, fein Beherrſchen des Stoffes bewundert; er Hat eine Reihe 
der withtigften Gefege, vie in ven Jahren 1838 bis 1847 in Preußen erlafien 
worden find, bearbeitet oder doch ıhitberathen. Auch an ver Abfaſſung des preufi- 
ſchen Entwurfs einer Wechfelorbnung, aus ver mit geringen Modifikationen fpäter 
die allgemeine deutſche Wechſelorduung hervorgegangen ift, hat er reellen Antheil 
enommen. " 
’ Im gefelligen Berker zeichnete E. fein Hiebenswilrbiges, friſches, offenes 
Weſen aus; er war bereit auf bie verjchiedenften ragen in traulihem Zwie⸗ 
gefpräche einzugehen, lichte es beſonders, über wiſſenſchaftliche Pnukte ansführlich 
zu ſprechen. Es werden mir, der ich dieſe Zeilen ſchreibe, zeitlebens jene Stunden 
zu den unvergeßlichſten gehoͤren, wo ih mit ihm in Göttingen und fpäter in 
Berlin anf weiten Spaziergängen die verfchtenenften Materien in eifrigfter Rebe 
und Gegenrebe durchſprach, überall von ihm zu lernen hatte und er nirgends feine 
Ueberlegenheit fühlen ließ. Da war keine Spur zu merfen, daß er keinen, Wiber- 
ſpruch hätte ertragen können; gar manchmal räumte er nach längerem Disput bie 
Unhaltbarkeit einer von ihm früher entwidelten Auſicht ein, erklärte einfach fich 
geirrt zu haben, vder gab ar, wie feine Anſicht durch Nichtlennen beftimmter 
Fakta oder Bauen auf ven ihm für wahr gehaltene gangbare Annahmen entflan- 
ven fe. — Es war ihm eben nur um Wahrheit zu thun, und es erfreute ihn 
jede Meine Berichtigung feines Wilfens, wie ihm die Aufklärung der gewichtigften 
Tragen feiner Wiffenfchaft am Herzen lag. Dr. Karl Freiherr von Wictbeten. 


Die Bedeutung des Mannes rechtfertigt ein ausführliches Gingeben 
auf feine Wirkfumtgit, wie man es in ber obigen Darſtellung finnet. ‘Der Herr 
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. war überbies durch pie Beſchaffenheit des Gegenflandes veranlaft, von bem 
Stoff eines fpäter folgenden Artitels über deutſches Recht Manches zu antie 
cipiven, was nun einer (rörterung an jener Stelle nicht mehr bedürfen wire. 

Die Redaltion. 


@id. 


Einleitung. Ale Rechtsordnung befteht aus einem zwiefachen Clemente 
Das Recht, weil dadurch die äußern Beriehröverhältuiffe unter ven Menſchen 
regulirt werben folfen, beruht zunähft auf menſchlichen Thätigfeiten, Zuſtäu⸗ 
den und Borausfegungen; das Recht aber, weil es zugleich ein Theil des großen 
Ganzen der göttliiden Weltordnung if, berußt auferbem anf einer höhern, 
über dem Irdiſchen ſtehenden, von. menſchlicher Einwirkung unabhängigen Macht; 
in jeder Rechtsordnung tft außer einem menſchlichen Elemente ein göttliches. 
Das zeigt fih ja fhon Bei der Entftehung des Rechts; aus der Tätigkeit und 
Theilnahme ver Menſchen empfängt das pofitive Recht feinen gefammten Inhalt; 
aber man iſt doch längft dahin gelommen einzufehen, daß Bollsbewußifein, Ges 
wohnheit, Geſetz zwar thatſächlich die Faktoren find, welche vie Entftehung des 
Rechts berbeiführen, daß aber noch eine Höhere Kraft lebendig jet, welche jenem 
Faktoren gerade ihre Richtung giebt, und ihnen. vie Schranken fegt, in welchen 

fie fich bei ihrer fchöpferifchen Thätigkeit Halten müſſen; jenes höhere Moment 
eriſtirt bier, mag man e8 nun Naturrecht over göttliches Reit nennen. In noch 
viel weiterm Umfange und in noch viel auffälltgerer Weiſe ale bei ver Entftehung 
tritt das aber zu Tage bei der Erhaltung des Rechtszuſtandes. Zunächſt freilich 
fommen auch hier menfchlihe Organe und Inftitute in Betracht; die ganze Auf⸗ 
gabe des Staats geht ja zum guten Theile in viefer Richtung, die Cinrichtung 
der Gerichte und des gerichtlichen Berfahrens ift ausſchließlich dazu beftimmt; 
würben aber alle viefe Vorkehrungen einen namhaften Nuten gewähren, wenn es 
nicht geftattet wäre, fi jeven Augenblick an jene höhere Ordnung der Dinge zu 
richten, von der die menſchliche nur ein Theil it? Diele Bedeutung bat ver 
Eid; und ganz mit Recht nennt ihn ein mittelalterlicher Schriftiteller das „me- 
dium eomjungens iuferiora cum superioribus“. Wenn nämlich im Eide Gott 
zum Zeugen der Wahrkeit und zum Räder der Unwahrheit angerufen wird, fo 
hat das nicht die Bedeutung, ala ob Gott erſt dadurch ein Willen von unſerm 
Thun befäme, und ald ob er erft beſonders autoriſirt werben müßte, uns zu 
firafen. Gott ift allwiſſend und bedarf unferer Erlaubniß zu Nichts. Es foll viel- 
mehr durch den Eid nicht die Aufmerkſamkeit Gottes auf ven Menfchen, fonvern 
bie des Menſchen auf Gott gelenkt werden; ber Menſch ſoll fih beim Give 
an jene Macht erinnern, welche über ver menfchlichen Ordnung thronend, biefe 
ſchützt und fchirmt, und da für fie eintritt, wo ihr aus ihr ſelbſt die Mittel zu 
ihrer Wufreshterhaltung fehlen. 

Daß in viefer Weife der Eid für ein geordnetes Staats- und Rechtsleben 
nicht zu entbehren fel, dieſe Ueberzeugung ift ven Bölkern aller Iahrhunderte fo 
tief eingepflanzt gewefen, daß niemals ein Bolt erafthaft auf den Gedanken ges 
kommen ift, fich des Eines, der mit ben Uramfängen einer Rechtsentwidhng bei 
jedem Bolle vorhanden war, zu entledigen. In ver That bat jener engläfhe 
Staatsmann recht, ver einmal äußerte, kein Rand könne drei Tage hindurch den 
Ein entbehren; und wäre es nicht abſurd, ſich vie Huflöfung aller Staatservaung 


208 ar. 


überhaupt als möglich zu benfen, durch die Abſchaffung des Eides könnte man 
fehr bald dazu gelangen. " 

Wenn aber auch das Inſtitut bes Eides bei allen Völkern ſich finbet, 
fo ift doch die konkrete Erſcheinung deſſelben und die Auffaffung im Einzelnen in 
den verſchiedenen Rechtsſyſtemen fehr verfchieven. So intereffant es num in man- 
her Beziehung fein würde, die Normen über den Eid bei den hervorragenden 
Kulturoölfern alter und neuer Zeit ind Auge zu faflen, fo muß doch jedem Ge- 
danken daran an biefer. Stelle entfagt werben; es muß bier vielmehr genügen, 
den Blid auf Deutſchland einzufchränten, wo ber Gruudgedanke des Eides be: 
fonvers tief erfaßt, die Ausbildung deſſelben befonvers reih und mannigfaltig iſt. 
Wir haben bei unferer Darftellung vorzugsweife vie Geftaltung des Eides in ver 
Gegenwert im Auge; baß diefe aber nur dann in genügender Klarheit erfannt 
werben kann, wenn wir bie Keime in der Vergangenheit aufgefucht und gehörig 
gewürbigt haben, bevarf bei nem heutigen Standpunkte ver Wiſſenſchaft kaum 
einer Bemerkung. 

I. Gefchichte. Allgemeine Grundfäge. Bei einer Geſchichte des 
Eines in Deutſchland muß man naturgemäß ausgehen von den urfprüngliden 
germaniſch-heidniſchen VBerhältnifien, muß ſodann die Einwirkung berüdfid- 
tigen, ‚welche Chriftenthbum und Kirche während bes Mittelalters hier hervor 
gebracht haben, um enblid das Verhältniß der Reformation und Revolution 
zum Eive zu berühren. 

1) Der altdeutſche Rechtszuſtand binfichtlid des Eides. Wenn der Eid 
dazu bient, die menſchliche Rechtsordnung zu unterftügen, fo kann zwar feine, 
und wäre fie mit den beten irdiſchen Mitteln auögerüftet, feiner ganz entbehren; 
er wird aber da in ber größten Anwenbung fi finden, wo jene Mittel am un 
volllommenften find. Eine Unvollkommenheit in den Mitteln die Rechtsordnung 
aufrecht zu erhalten tritt uns in hohem Grabe aus den älteften deutſchen Zu⸗ 
ftänden entgegen, gerade bamals aber war der Gebraud des Eides beſonders 
häufig. Ganz im Gegeninte zu der antiten Welt waren ja bei den Germanen 
bie Grenzen der Wirkſamkeit des Stantes fehr eng gezogen, indem man nicht 
vom Staate als etwas Gegebenem und über Allen Stehenven ausgeht, ſondern 
das Individuum mit feiner fpecififchen Berechtigung zum Ausgangspunkte nimmt; 
daher fam es nun aber, daß es an. einer ſtarken Staatsgemalt und befonbers an 
wohlorganifirten richterlichen Einrichtungen fehlte; je weniger nun der freie Mann 
durch ſtaatliche und irdiſche Schranken bei feinem Thun und Laſſen gebunden war, 
befto nothwendiger war ber Hinweis auf eine höhere Weltordnung im Eide. 

Um das nun auf vem Boden ver Thatſachen nachzuweiſen, ift zweierlei noth⸗ 
wendig; zunächft muß gezeigt werben, daß bereit damals im Heidenthum per 
Eid jene Beziehung auf das Göttliche gehabt babe, fobanı daß er wirklich 
in fehr ausgedehntem Umfang angewendet worden ſei. Erſteres ergiebt fidh 
aus ber Art der Ableiſtung. Schon ver Ort iſt charalteriſtiſch; es ift vie 
gewöhnliche Gerichtöftätte, aber gerade viefe war den Göttern geweiht, es find 
heilige Höhen und Haie, wo man die Gottheit felbft gegenwärtig glaubt. Noch 
mebr aber erhellt eine foldye Beziehung aus der Form der Ableiftumg; fie befteht 
wejentli aus zwei Momenten, aus Rede und Berührung, bie Eide gefchahen 
fchon damals: mit Mund ımb Hand; es werben Götter angerufen und heilige 
Wellen und Steine berährt, auch wohl der Schwörende aus ber Fluth heiliger 
Gewäſſer benegt. Inveflen find die Gegenftände der Berührung allervings jehr 
verfchieben;; fo ſchwört man im eigentlichen Deutſchland auch fehr häufig auf das 
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Schwert, währen uns aus Gtanvinavien von einem Ringe erzählt wird, der 
in das rothe Blut eines im rechten Dinge geopferten Stieres getaudt, auf dem 
Altar gelegt, und beim Schwur berührt werben fol, Danach lautete vie Formel 
des gerichtlichen Eides in Skandinavien folgendermaßen: „Ich rufe auch veflen zu 
Zeugen, daß ih auf den Ring einen Ein leifte in rechter Weile: fo belfe mir 
Freyr und Niordr und der allmächtige Gott, als ich ſelbſt vie Sache ver- 
folgen, over der Sache widerreden, oder Zeugniß jagen, ober Wahrſpruch thun, 
oder Urtheil fprechen will, wie ich es am Belten, am Wahrften, vem Rechte am 
Angemefienften vermag, und fo alle Rechtshandlungen vollführen werde, jo lange 
ih an dieſem Dinge bin." (Wilde, das Strafreht ver Germanen, ©. 979; 
Grimm, Redtsalterthämer S. 896 ff.) 

Was nun die Anwendung des Eides bei den Germanen betrifft, fo ift es 
zwar den antifen Völkern nie eingefallen, ihre Staatsorbnung auf benfelben 
zu gründen, aber wir finden wenigftens ein ſehr weſentliches Element ver Rechts- 
oronung und Staatsordnung von Anfang an an den Eid gelnüpft. Wir erinnern 
nämlih an die Stelle bei Tacitus, wo von dem Berbältniffe des Dienftgefolges 
zum Gefolgherrn bie Rebe ift, und wo es heißt: illum defendere, tueri, sua 
quoque fortia facta glorie ejus assignare, precipuum sacramentum est. 
Tac. Germ. e. 14. Daß wirllih die Germanen fih in ftantlihen Dingen oft 
unmittelbar unter der Gottheit fühlten, und von dort ihre Impulſe empfiugen, 
dafür tft noch jene Stelle des Tacitus merkwürdig, wo vie Machtbefugnifle des 
dux anseinanvdergefet werben, und fchließlich ausgefprochen wird, man thue etwas 
nicht: iussu ducis sed velut Deo imperante; Tac. Germ. e. 7; aud bie Zu- 
ziehung der Priefter in viefer Stelle möchte nicht ohne Bedeutung fein. Ganz aus 
dieſem Sinne ift ver Ausdruck ex Dei gratis entftanden. Wenn fo ſchon der Be- 
ftand des Staats im Ganzen zum guten Theil auf dem Eide beruht, jo if die⸗ 
jenige Einrichtung des Staats, welche ausfchließlih die Aufgabe hat, vie Rechts⸗ 
oronung aufrecht zu erhalten, nämlih pas Gerichtsweſen, faft ausſchließlich 
auf venfelden gebaut. Wenn man fi daran erinnert, daß anfangs der Einzeine 
dem Einzelnen mit jener Kraft gegenüber ſtand, und daß fie gar nichts gemein- 
fames Höheres über fih anerlannten, daß es alfo ein großer Fortſchritt war, 
wenn nur überhaupt ver Staat intervenirte und man vom Fehdeweſen zum Ge⸗ 
richtsverfahren gelangte: jo wird man es nicht fo auffallend finden, wenn lange 
Zeit das Gefühl der Einzelberehtigung noch zu ſtark war, um zu bulven, baf 
der Staat fi mehr eingemifcht hätte, als nur eben zur Vermeidung ber offen« 
barften Gewalt nöthig war. Der Staat fland noch im Hintergrunde, er war 
nicht betheiligt bei dem Beginne des gerichtlihen Verfahrens, es ging dies von 
ven Einzelnen aus; er war aber auch nicht betheiligt bei dem Verfahren, inſofern 
es allgemein verbinvliche Normen gegeben hätte, in Gemäßheit welcher nach menſch⸗ 
lichen Borausjegungen das Urtheil gefällt wäre, fondern da rief man bie höhere 
Macht zu Hülfe, der Beweis ftand bei ven Ödttern. Gottesurtheile und Eiv find 
die Hauptbeweismittel nach den Volksrechten; allerdings kommen auch Zeugen vor, 
aber mehr in einer Bedeutung wie bei ver freiwilligen Gerichtsbarkeit. Während 
nun in den Gottesurtheilen vie Entſcheidung ver menſchlichen Machtvollkommen⸗ 
heit ganz entzogen und allein der göttlichen anheimgeftellt wird, jo legt man durch 
den Eid die Entſcheidung zwar in die Hand des Beſchuldigten oder überhaupt 
eines dabei Betheiligten, fo jedoch, daß man fie nöthigt, fich ihres Verhältniffes 
zu einer höhern Ordnung der ‘Dinge bewußt zu werben, vie über ihnen fteht, 
und der fie für all ihr hun und Laſſen verantwortlich find. Das galt damals 
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für das geſammte Rechtsgebiet; im Civilproceß ſowohl wie im Ariminalprocek 
werben foldhe Eide geſchworen. 

In einer zwiefachen Geftaltung nun tritt und der Eid aus dem altgermani- 
fihen Beweisverfahren entgegen; er wird entweder von der Partei allein ge- 
fhworen, und zwar mit wenigen Ausnahmen von dem Bellagten; in dieſem 
Valle ſpricht man von einem Eide sola manu, von einem einfadhen Reitni- 
gungseide, von einem Eineide. Diver aber der Eid ter Partei wird noch ver- 
ſtarkt durch die Eide der Genoffen; alsdann liegt ein Eid mit Eidhelfern 
vor. Welches von dieſen beiden Inftituten das urfprüngliche geweſen jet, läßt fich 
ſchwer beſtimmen; man würde vielleicht für die Priorität des einfachen Reinigungs- 
eides fich entjcheiden, wenn biefer nicht in ven Volksrechten in fo wenigen Stellen 
und in fo untergeorpnneter Bedeutung erwähnt würde. Er dient dort hauptſächlich 
zur Einführung einer Sade ins Geriht, wo dann natürlih ver Kläger ihn 
Ihwören muß, und zur Erledigung von Incidentpunkten; eine definitive Entſchei⸗ 
dung wird vermittelft feiner nur gewonnen, wenn ver fonft geführte Beweis mif- 
[ungen ift, oder in fehr feinen Sachen. Zur Zeit der Rechtsbücher ift das anders 
geworben, ta findet fi der einfache Reinigungseid in vollfter Anwendung 9. 

Defte mehr finden wir gleich anfangs den Eid mit Eidhelfern erwähnt. 
Die Eiphilfe ſetzt nothwendig einen andern Eid voraus; es braudt das aber wicht 
nothwendig ein Neinigungseid zu fein, fonvdern Tann eben fo gut in einem Ge⸗ 
führbeeide von Selten des Klägers, ja fogar in einem Zengeneide oder promiffort- 
fchen Eine beftehen. Der Ein nun, mit welchem die Eidhelfer einen ſolchen Haupt- 
eid begleiten, bezieht fich feinem Inhalte nach nie darauf, daß eine beftimmte 
Ausfage over Thatſache wahr fei, fondern daß der, dem fie helfen, einen wahren 
Eid ſchwöre; es handelt ſich alfo nicht um objektive, fondern um ſubjektive Wahr- 
beit. Die Eidhelfer ſchwören, indem fie die Hände gemeinfam auf das Heilthum 
legen: dat sin eid si reine unde unmeine. Der Eid ver Eidhelfer tft alfo ein 
Glaubenseid, eine gefetliche Bürgſchaft, welche der Richter von dem Hauptſchwörer 
verlangt, damit er in deſſen Ein volles Bertrauen ſetzen könne. In dem In⸗ 
fittute der Eidhelfer liegt demnach immer ſchon ver Gedanke ausgeſprochen, daß 
doch der Einzelne ſich der Gottheit gegenüber nicht ganz allein befindet, ſondern 
daß auch die Genoſſen an der Beurtheilung einer Rechtswidrigkeit Antheil haben 
müflen; indeß iſt doch ver Verſuch, der ſtaatlichen Ordnung und objektiven feft- 
fiehenven Normen Eingang zu verfchaffen, hier fehr jchlichtern, denn nur darüber 
legen die Eidhelfer ihren Ein ab, ob der Hauptichwörer ein Menſch ift, zu dem 
man ſich eines rechten Eives verfehen kann, ver in inniger und wahrer Beziehutig 
zur Gottheit fteht. Mit dieſer Stellung ber Eidhelfer ftimmt es nun auch voll- 
fommen zufammen, wenn bei der Auswahl berfelben befonvers auf perfönlidhe 
Belanntfchaft mit dem Hauptſchwörer gefehen wird, und wenn in ver Blüthezeft 
biefes Inſtituts, wo es in feiner urfprünglichen Reinheit noch nicht duch fremb- 
artige Einflüffe beeintränhtigt war, die Dermandten des Hauptſchwörers, welche 
ja zum Beugniß unfähig fein würden, zur Eidhilfe zugelaffen werben, ja wenn 
oft fogar zu Gunften ver perfönlichen Belanntichaft gegen einen meitern Grund⸗ 


1) Bol. darüber und über das Kolgende den auögezeichneten Auffag von Maurer über 
dad Reweiöverfahren nach deutſchen Nechten in der frit. Ueberſchau für die deutiche Geſetzgebung 
und Rechtswiſſenſchaft, Bd. V. Heſt 2 S. 180 ff., wo nicht nur die Ergebniſſe der neuern 
Forſchung ſeit Rogge und Albrecht zuſammengeſtellt, ſondern auch vielfach neue — geboten 
werden. 
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ſats nes altumtichen. Proceßrechts verfiohen wir, und Weiber und Unmündige 
von der Eidhilfe nicht ansgeichloffen werden. Im Allgemeinen freilich verlangt 
man Leute mäunlien Geſchlechts von perfünlicher Unbefcholtenheit. Bet der be 
zeichneten Stellung der Eidhelfer kann es und ferner nicht auffallen, wenn hei 
ver Beftellung berjeiben in jevem einzelnen alle ver Hauptſchwörer, in beifen 
Intereſſe die Einhilfe vor fi) geht, die größte Betheiligung bat. Es enthält indeß 
noch keinen Widerſpruch gegen ven Grundgedanken des Inſtituis, wenn dem 
Richter oder der Gegenpartei oder viefen beiden gemeinfam ein Einfluß babei 
eingeräumt ift, wenn es namentlich vorlommt, daß die eine Hälfte der Eidhelfer 
vom Hauptſchwörer frei gewählt wird, während bei ber Beſtellung ber. aubern 
Hälfte Richter und Gegenpartei konkurriren. Stets aber bleibt dem Hauptſchwörer 
ein ſehr ausgedehntes Relufationsrecht; auch kommen alle diefe Austunftsmittel 
erft in der Ipätern Zeit vor, wo man unter veränderten Berbältniffen die gamze 
Einrichtung nicht mehr verfteht, und fie doc zeitgemäß aufzuflugen fucht. Aus: 
dem allgemeinen Principe ergiebt ſich aud ner Maßſtab, welcher bei ver Beſtim⸗ 
mung der Zahl ver Eidhelfer obwaltet; je näher ver Berdacht eines falfchen 
Eides liegt, deſto eifriger muß man natürlich darauf aus fein, viefen Verdacht 
zu zerftören; ner Verdacht eines falichen Eides entfteht aber befonvers, wenn bie 
Berführung zu bemfelben groß ift, alfo namentlih, wenn ber Gegenſtand des 
Nechtöftreitö beveutenn oder die Strafe des in Frage kommenden Verbrechens 
ſchwer iſt. Dies ift das erfte und bauptfächlichfte Element, wonach fi die Zahl 
der Eipeshelfer im konkreten Falle richtet; außerdem kommen wohl ähnlich wie 
bei der Buße und beim Wergeld bie Stanvesverkältnifie des Hauptſchwörers dabei 
in Betracht; doc ſcheint das nur eine untergeorbnete Rüdficht zu fein, die fi 
nicht einmal überall findet und deren nähere Unmwendung noch nicht gehörig aufe 
gellärt if. Der Richter giebt übrigens durch feine Entſcheidung in dieſer WBezie- 
bung ven Ausſchlag. Stets liegt bei ver Berechnung das Duodecimalſyſtem zu 
Grunde, und danach giebt es eine auf» und abfleigende Stala, doch pflegt man 
felten über ven dreifachen Zwölfereid hinauf, und unter ven Dreiereiv hinunter 
zu gehen. Indeilen find auch das nur allgemeine Regeln, und in ber Lex Bi- 
puariorum findet fi) vie Zahl von 72 Eiphelfern erwähnt. Ganz in Ueberein- 
ftimmung mit ben obigen Grundſätzen ift endlich noch der Umſtand, daß ber 
Eiphelfer nur dann zum Schwur tritt, wenn er glaubt für die Neinheit des 
Haupteides diefen ablegen zu Können; genügt doch vie bloße Weigerung der Eid⸗ 
bilfe, um dem Haupteid die Kraft einer gelungenen Beweisführung zu nehmen, 
denn bie Beweisführung gilt für mißlungen, wenn auch nur ein einziger Eid zu 
wenig erbracht iſt. Dan kann fi ja außerdem wohl fcheuen für bie Reinheit zu 
ſchwören, braucht darum aber noch nicht in der Lage zu fein, die Schuld auch 
beſchwören zu können. Maurer, über das Beweisverfahren nach beutichen 
Redten, a. a. O. 

Denn der Eid ein aus überirdiſcher Sphäre entnommenes Mittel ift, um 
ven menſchlichen Rechtszuftand aufrecht zu erhalten, und er nur da Play greift, 
wo tie menſchlichen Mittel nicht mehr verfangen, fo erfcheint e8 nicht infonfequent, 
wenn man ben Eid aud injofern dem Bereiche des menfchlichen Rechts entrückt 
anfieht, als für nen Meineid keine Strafe feftgefegt if. Wie in dem Geſetze 
der Juden die Beſtrafung des Meineids vermieden ift, wie ferner auch vie Rö—⸗ 
mer anfangs von dem Grundſatze ausgehen: Deum ultorem habet, und aud 
Ipäter der Meineid lange Zeit nur dann zur richterlihen Kognition kam, wenn 
er beim Namen des Cäfar geihehen war, in welchem Falle ein crimen lesen 
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majestatis vorlag: fo feheint aud in ven Alteften Zeiten der deutſchen Rechtsent⸗ 
widiung ver Meineid mit menſchlichen Strafen nicht geahndet zu fein, dafür. aber 
ift dies -Berbreden mit den fchwerften Strafen von ven Göttern belegt. Die 
menge hatten nach germanifcher Religionsanficht einen befondern Platz in 
ver Hölle. 

2) Der Einfluß des EChriftenthbums und der Kirche, und die Ge- 
ftaltung ver Rechtsgrundſätze Über ven Ein währen des Mittelalters. Wie 
auf allen Gebieten des höhern geiftigen Lebens, fo hat auch in der Sphäre des 
Rechts das Chriſtenthum und die hriftliche Kirche den wohlthätigften Einfluß auf 
Deutſchland ausgeübt. Indem aber dus Ehriftenthum überhaupt bei der Umwand⸗ 
fung, welche durch daſſelbe die Welt erfahren Hat, mit möglichſter Berädfichtigung 
des Gegebenen und Gewordenen zu Werfe ging, fo ift auch hinſichtlich des Rechts⸗ 
lebens nicht ohne Weiteres in alle vorhandenen Bildungen eingegriffen worden, fon- 
dern nur dann trat das Chriſtenthum umgeftaltenp an viefelben heran, wenn. fie mit 
ven höchſten Principten viefer Religion in Widerſpruch ftanden. Das Chriftenthum 
it aber — und im Mittelalter tritt das ganz befonders hervor — jenes höhere 
Element in ver Rechtsbildung, von dem wir oben geſprochen haben, welches der 
Gewohnheit und dem Geſetze feine Richtung giebt. War nun eine folde aus dem 
Heidenthume ſtammende und mit dem Chriftenthum oder doc mit den Doltrinen 
der chriſtlichen Kirche im Widerſpruch befinnlihe Rechtsſatzung tief in den natio- 
nalen Eigenthünlichkeiten begrünbet , fo nahm ver Kampf, welcher darüber zwi⸗ 
fchen der Kirche und ben Vertretern des dentſchen Nechtelebens ſich entipann, oft 
Jahrhunderte in Anſpruch; aber fo langfam die Umwandlung dann erfolgen mochte, 
fle erfolgte fiher, und flegreich ging die Kirche vor g wenn ſie auch oft erſt am 
Ende des Mittelalters zu ihren Ziele fam. Schon im achten Jahrhundert fehen 
wir fie in ihren vornehmften Gliedern auf vie weltliche Geſetzgebung den nad) 
baltigften, tiefgehennften Einfluß üben; indem viefe ftille ummittelbare Einwirkung 
num beibehalten wird, fo tritt in der Folge vie Kirche als ſolche mit ihren Des 
fretalen auf, ohne felbft im 14. Jahrhundert davor zurfdzufchreden, einheimiſche 
und eingewurzelte deutſche Rechtsinftitute für ketzeriſch zu erklären. 

Machen wir nun die Anwendung davon auf ven Eid. Um beurtheilen zu 
fönnen, wie weit chriftliche Principien bier eingewirkt haben, iſt e8 vor allen 
Dingen erforverli, über den Inhalt dieſer chriſtlichen Principien felbft ins Klare 
zu fommen. 

Die Lehre vom Eide fteht nun auf vem Boden des Chriſtenthums durchaus 
wicht unangefochten da, ſondern von dem Zeitpunkte an, wo das Chriftentkum 
in die Erfcheinung trat bis auf den heutigen Tag find gerabe Über ven Haupt⸗ 
punkt, über vie Trage nämlih, ob der Eid den Chriften erlaubt fei oder 
nicht, die Meinungen vielfach, getheilt gewejen. Es kann uns bier nun unmdg- 
(ih in den Sinn kommen, eine Prüfung dunkler Bibelftelen vornehmen und uns 
damit auf ein Gebiet wagen zu wollen, was nad der Ausſage eine neueren 
Schriftftellers trog einer eregetifchen Vorarbeit von 19 Jahrhunderten zum wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Abſchluß Teineswegs reif iſt. Es tft vergleichen aber auch glücklicher⸗ 
weile zu unferm Zwede gar nit nothwendig, da es volllummen genügt zu 
tonftatiren, daß die Kirche, fowohl die Yatholifche mit Einſchluß der griechiſchen, 
als die proteftantifche in ihren beiden Konfefflonen, eine fefte Anficht über diefen 
Punkt von jeher gehabt hat; die einzelnen Stellen, die den Eid für umerlanbt 
erflären, nehmen dem gegenüber nur noch ein hiftorifches Intereffe in Anfpruch 
und werden nur genannt, um baraud ermeflen zu können, wie ber Ein fort- 
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währenden Anfechtungen unterworfen geweſen ift. Es genügt aber viefes unfer Ber- 
fahren um fo mehr, als die herrſchende Anficht der Kirche ſich fchon lange vor- 
ber zu einem feſtſtehenden Lehrſatze gebilvet hatte, che kirchliche Einflüffe auf 
Deutſchland wirken konnten; die Kicche trat alfo auch hier völlig abgefchlofien 
vor das germaniſche Leben. 

Der Standpunkt ver Kirche binfichtlih des Eines ift nun aber, näher be- 
trachtet, der, daR fie zwar mit aller Entſchiedenheit ſich dahin ausfpricht, er ſei 
eine durchaus erlaubte Handlung und anf feine Weile im Widerfpruch mit Oottes 
Wort, daß fie aber zugleich eine große Scheu vor der Eidesleiftung zeigt, und 
fih bemüht fie in möglichft enge Grenzen zu ziehen. Nicht daß der Eid an fi 
Sünde wäre, wird von der Kirche behanptet; und wenn man zum Beweiſe einer 
derartigen Unterftellung das Berbot des Eides beim Klerus, pas Berbot des⸗ 
felben in den gefchloflenen Zeiten angeführt hat, jo beweist das Beines nichts. 
Denn abgefehen davon, daß das abjolute Verbot binfichtlich des Klerus nur fehr 
furze Zeit in Geltung gewefen ift, fo verlangt gerade ver Klerus eine befonvere 
ſittliche Integrität; dieſe könnte aber, wie wir weiter fehen werben, durch zu 
häufige Eide Gefahr leiden. Das Berbot in ven gefchloffenen Zeiten fagt vollends 
über die Erlaubtheit oder Unerlaubtheit einer Handlung gar nichts, und wenn 
man von biefer Seite her ven Eid angreifen will, fo gilt daſſelbe hinſichtlich ver 
Ehe; in jenen Zeiten fol man eben ganz in die Betrachtung desjenigen verſenkt 
fein, was ihnen die befonvdere Bedeutung gegeben bat. Wenn nun aber auch 
der Eid nit an fih Sünde it, fo ift er doch nach kirchlicher Auffaſſung eine 
Folge der Sünde: fo bat auch Chriſtus nicht gefagt, der Eid ift ein Uebel, fon- 
dern er ift vom Uebel. Und wie ver Eid eine Folge ver Sünde ift, fo fanı er 
auch leicht Beranlaflung bieten zu neuer Sünde, venn nicht weit vom Eide liegt 
der Meineid, und je häufiger die Eide werben, vefto näher liegt vie Gefahr des 
Meineivs. Im dieſer Weife fprechen fich in unendlichen Variationen bie Kirchen⸗ 
väter aus, das Dekret Gratians ift voll von bergleihen. So vergleiht Gregor 
von Nazianz das häufige Schwören einem Steine, der einen Abhang hernieder« 
rollt und enblih in vie Ziefen des Meineivs ftürzt; fo fagt Auguftin: falsa 
juratio exitiosa est, vera juratio perniciosa est, nulla juratio secura est; das 
befannte Wort: „Ihr follt überhaupt nicht ſchwören“ fei nicht gejagt, als ob das 
Wahrſchwören eine Sünde wäre, aber das Falſchſchwören ſei eine unenvliche 
Sünde; er ſchwöre daher auch nur magna necessitate compulsus. Mit biejer 
Anſchauung tritt die Kirche, nachdem fie im untergehenden römiſchen Reiche weder 
bierin noch fonftwo in ven Rechtdeinrichtungen etwas hatte wahrhaft umgeftalten 
fönnen, vor bie jugenpkräftigen und entwidlungsfähigen germanifchen Nationen. 
Es war eine mittlere Anficht, mit der fie fam; fie lag in der Mitte zwifchen 
der gänzlicgen Verwerfung des Eides und ber Erhebung veflelben zu einem Selbft- 
zwede; der Ein ift ein von Gott gegebenes Mittel, um bie menjchliche Rechts⸗ 
ordnung aufrecht zu erhalten; er muß aber, um großes Verderben zu vermeiden, 
fparfam angewendet werben. 

Wir wollen ſehen, was bie Kirche ausrichtete. 

Zunächſt verfteht es fih von ſelbſt, daß an bie Stelle ber heidniſchen 
Eidesformel eine chriftliche trat; ftatt des Niordr, Freyr und Thor ruft 
man jeßt Gott und feine Heiligen an, ſtatt auf Schwert over Wellen legt 
man die Hand auf die Bibel, auf dad Kreuz, auf den Reliquienlaften 
der Heiligen. (Grimm, Rechtsalterth. S. 50 ff., S. 896.) In keiner Weile 
fcheint dagegen das Erheben der drei Singer eine dur das Chriſtenthum 
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mit Hinblick auf die Dreieinigkeit hervorgerufene Uebung zu ſein, vor allen Din⸗ 
gen wohl deßhalb nicht, weil das Erheben ver drei Finger erſt ſehr ſpäten Ur⸗ 
ſprungs iſt, ſo daß noch in dem betreffenden Artikel der Karolina blos von zwei 
Fingern die Rede iſt (dieſe ſollen als Strafe des Meineids abgehauen werden) 
und noch Luther die zwei Finger mit zwei Zeugen vergleicht; ja noch hentzutage 
ift ver Gebrauch der drei Schmwörfinger nicht allgemein; Frauen und Geiſtliche 
Ihwören gewöhnlich ohne jede Erhebung der Hand. Wie allerdings die drei Fin- 
ger beim Eive zu erklären feien, willen wir nicht, denn wir fünnen uns unmög- 
li dem rationaliſtiſchen Erklärungsverfudhe Hommels anfchließen, ver da meint, 
durch das Aufheben von zwei Fingern” käme es ganz natärlih, daß auch ber 
dritte mit in die Höhe ginge. Das jcheint nun übrigens jevenfalld als feft an- 
genommen werben zu bürfen, daß durch cas Chriſtenthum bie Sitte des Hand⸗ 
aufhebens entftand. Uns würbe e8 genügen, das aus der allgemeinen Erhebung 
zum Himmel zu erflären, vie auch äußerlich angedeutet werden fol; inveflen ſchon 
Arno von Mainz hat profaifcher, vielleicht aber richtiger e8 aus dem Eifer ber 
Geiſtlichkeit hergeleitet, vie befehrten Heiden von dem Berühren irdiſcher Ge: 
genftände abzuhalten. Wie hartnädig ver Kampf war, ven vie Kirche felbft über 
die Umgeftaltung der Form des Eides zu führen hatte, das geht baraus hervor, 
. daß auf vem vierten Koncil von Karthago die Erfommunilation über bie Kleriker 
verhängt werben mußte, welche bei ven Kreaturen jchwören, und noch viel fpäter 
hält man Strafbeftimmungen gegen viejenigen Geiftlichen für nöthig, welche beim 
Haupte Gottes ſchwören; vergleichen findet fich im Dekret Gratians aufgenommen, 
und zum Karen Beweije, daß e8 noch praktiſch ift, mit jog. dieta Gratieni aus⸗ 
geftattet. riefen und Longobarvden ſchwören nur bie wichtigern Eide auf das 
Evangelium, unwichtigere aber beim Gewande, auf vie geheiligten Waffen. 
(Grimm, Rechtsalterth. S. 899.) — Der Ort zur Ableiftung des Eides war 
nicht, wie oft fälfchlih angenommen wird, vie Kirche, nicht vor dem Geiftlichen 
wurde gefchworen, ſondern an ver Gerichtöftätte vor dem Richter; Neliquienkaften 
waren meift auf der Gerichtsftätte vorhanden, fonft wurden fie jedesmal aus ver 
Kiche dorthin geſchafft. 

Wie ftellte ſich aber die Kiche gegenüber vem häufigen Gebraude des 
Eides im germanifhen Rechtsleben? Wir fehen fie zunächft gar nicht gegen die⸗ 
jenige Anwendung des Eides auftreten, welde zur Feltigung ver öffentlichen 
Ordnung und der Staatögewalt im Allgemeinen vient. Das Saeramentum der 
Gefolgihaften wird feit der Völkerwanderung immer häufiger erwähnt und 
Ihon bei Marculf findet fich eine Formel, wonad alle Freien dem Könige ben 
Eid der Treue ſchwören müſſen. Das Lehensweſen beruhte zum großen Xheile 
auf dem Eive. In vielen einzelnen Einrichtungen tritt an bie Stelle einer ftarten 
Gewalt der Eid, fo in dem Inftitute ver Urphede. Wenn die ftaatliche Ord⸗ 
nung fi ganz zu lodern beginnt, oder wenn mehrere felbftftändige Gemeinweſen 
zufammentreten wollen, fo entftehen Eidgenofjfenfhaften. Die Kirhe num, 
weit entfernt biefer weiten Anwendung des Eides entgegenzutveten, beviente fi 
deſſelben vielmehr zu gleihem Zwecke, zur Konfolivirung einer ftaatlihen Gewalt, 
zur Aufredhterhaltung eines öffentlichen Friedens. Als im Frankenreiche in Folge 
vielfacher ungünftiger Umftänvde eine Nechtsunficherheit und eine Auflöſung aller 
gejelfchaftlihen Bande hereingebrodhen war, wie fie ohne Gleichen in ver Ge- 
ſchichte ift, als dort alle menſchlichen Mittel nichts mehr verfingen, da ftellte 
die Kirche in der Errichtung des Öottesfriedens die Wieveraufrichtung und 
Erhaltung der Rechtsordnung unmittelbar ver höhern Macht anheim; im Gottes- 
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frieden iR aber gerade wer Eid von beſonderer Bereutung. Die Kirche bebiente 
ſich aber fogar des Eines zu einem ähnlihen Zwecke auf ihrem eigenen Ge- 
biete; gar die Organifation der Hierarchie wäre auch ohne den Eid feſt ge- 
weien, es wurde aber immer mehr gebräudlih, daß vie Biſchbfe dem Metrepo- 
liten ober dem Papſte, daß die niedern Geiſtlichen dem Biſchofe den ib bes 
Gehorſams leiſteten. Endlich bei der Regulirung des Verhältnifſes unter ven bei⸗ 
den großen Gewalten des Mittelalters kamen ebenfalls Eide vor, denn Eide 
ſchwuren gegenfeitig Bapft und Kaifer. 

Hinfihtlich des Beriprehungseides kann man über die Stellung, welche 
die Kirche dazu einnimmt, zweifelhaft fein; vie gemeine Meinung geht babin, daß 
das Huflommen viefer Urt des Eides der Kirche allein zuzuſchreiben ſei. Obne 
bier nun eine envgältige Anſicht ausiprechen zu wollen, and ohne hier irgend 
Belege anführen zu können, fcheint es uns doch, daß auch ver Verſprechungseid 
im germanifchen Rechtsiehen feine Wurzel hat, daß vie Kirche ihm in felner 
Geltung vorfand, und daß fie wieder nur hinzutrat, um dadurch, daß fie in 
ihm ein Bott gegebenes Berfprechen annahm, ihm eine tiefere Bedeutung und 
befiere Begründung zu geben. Bon ber Kirche iſt ver Grundſatz, daß ber Eid 
einem nicht Hagbaren Gefchäfte Magbarteit verleihe, nirgends in dieſer Allgemein- 
beit ausgefprochen, und nur aus zwei ober drei Stellen in den päpftlihen Dekretalen 
kann feine Geltung abftrahirt werben, fo daß es auf dem Standpunkte des kanoni⸗ 
Then Rechts allenfalls zweifelhaft fein könnte, ob ver Inhalt jener paar Gtellen 
nicht als Siugularität zu faflen wäre. 

Ganz anders ftellt fidh die Kirche gegen die Eide im dentſchen gerichtlichen 
Berfahren, welche fie von Anfang an als dem Seelenheil gefährlich verwarf. In⸗ 
deſſen das deutſche Gerichtswefen war zu tief mit dem Weſen des beutichen Volks 
verwachſen, als daß bie dagegen gerichteten Beſtrebungen der Kirche fo leicht 
hätten von Erfolg fein können. Es bietet ſich ums bier in ver ‘Chat eine fehr 
intereſſante Entwidlung dar; To ſtark war anfangs ber Widerſtand des germant- 
ſchen Geiftes gegen die von Rom beabfichtigte Unterbrüdung bes Reinigungseides 
und der Eiphelfer, daß ber germanifche Klerus in dieſer Frage Iahrhunderte lang 
nit zu Rom, fonvern zu feinem Bollsthum fand, ja biefe Inftitute fogar auf 
das eigne Kirchliche Gebiet übertrug; fo flart war aber doch endlich das Anbrin- 
gen der Kirche, vie Hier, wie faft überall im Mittelalter, ven Yortfchritt vertrat, 
daß nah jahrhundertelangen Kämpfen jener Ein, nachdem er zuvor vom kirch⸗ 
lichen Boden entfernt war, aud im Gebiete des weltlichen Rechts unterbrüdt 
wurde. Alſo auch die Kirche beviente fich eine Zeit lang der germanifchen Anwen- 
bung des Eivdes in ihrem gerihtlihen Verfahren; fie bediente ſich bejlelben 
In dem ganzen Bereiche ihres Gerichtsweſens, gegen Seiftliche fowohl, wie 
gegen Laien, fle beviente fich beider Erfcheinungsformen des gerichtlichen Eines, 
des Neinigungseldes fowohl als der Einhelfer. 

Bas nun zunächft die Anwendung von Reinigungseid und Eibhelfern ger 
gen Geiſtliche betrifft, jo kommt der einfache Reinigungseid bereits im erften Drittel 
des achten Jahrhunderts im Frankenreiche vor, die Eidhilfe dagegen, zwar ſchon 
zu Karls des Großen Zeit in gewohnheitsmäßiger Uebung, wurde auf dem deut⸗ 
fen Nationalkoncilium zu Mainz 852 zu gejebliher Geltung erhoben. Mit ver 
kanoniſchen Begriinbung viefer Inftitute auf biefem Gebiet fieht es fehr mißlich 
aus, benn wenn ſich auch für den einfachen Reinigungseiv noch ein Brief Gre- 
gors II. anführen läßt, fo bat doch die Eidhilfe Iediglich jenen Beſchluß des 
Mainzer Nationalkoncils für fih, und weit entfernt daß Nom fi dafür aus- 
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geſprochen, könnte man eher ſagen, es hätte ſich geradezu offen dagegen erklaͤrt. 
Denn während die angebliche Dekretale des Papſtes Leo, in welcher dieſer ſich 
Karl dem Großen gegenüber billigend hinſichtlich der Eidhilfe ausſpricht, und 
welche bei Benediktus Levita vorkommt, ganz einfach gefälſcht iſt, ſo wird in den 
falſchen Dekretalen, welche doch die wahre Meinung Roms enthalten, geradezu 
geſagt, es ſei unziemlich, wenn Geiſtliche ſchwörten, ſie ſollten nur ſchwören pro 
fide recta; es iſt das ein Ausſpruch, der ſogar noch weiter reicht, als gegen bie 
Eidhilfe. Indeſſen der Reinigungseid der Geiſtlichen ſcheint in der That von Rom 
nicht ganz verworfen zu fein, wenigſtens wird im Decretum Gratiani ihnen eine 
mäßige Anwentung beflelben geftattet; von Eidhelfern ift auch dort nit vie 
Rede. Es mag richtig fein, daß man Eid und Eidhelfer anfangs nicht ſowohl 
wie gerichtliche Vertheivigungsmittel als vielmehr wie ein Disciplinermittel be⸗ 
trachtete; indeflen fehr bald ging doch beides in einander über, und im 12. Jahr- 
hundert fteht e8 ganz feft, daß vie Verweigerung des Reinigungseives nicht blos 
die disciplinare Suspenfion, ſondern ein gerichtliches Strafertenntniß zur Folge 
hatte. Nah Allem fcheint es, daß der deutſche Klerus fich hier, vielleicht unbe- 
wußt, dem deutſchen Geifte anbequemen mußte; es follte vie lucida sacerdotil 
dignitas in jever Weife aufrecht erhalten werben; das geſchah aber am beften, 
wenn mdn fich derfelben Mittel beviente wie das Volk, an deſſen Glauben über 
bie fittliche Integrität der Geiftlichkeit ja Alles gelegen war. 

Noch viel ftärker tritt das Eingehen ter deutſchen Kirche auf deutſche Ein- 
richtungen zu Tage, da wo ihre Strafgewalt fih auf die Laien erftredte, in 
den Sendgerichten; dort war auch in der That aus demſelben Grunde ein noch 
näheres Eingehen vonnöthen. Das germaniihe Beweisfuften war im Senb bis 
auf das unbedeutendſte Detail recipirt. Im Send kommen nidyt blos Ein und 
Eidhilfe vor, fondern ebenfo vie Gottesurtheile, und während bie purgatio 
canonica blos die beiden erften Inftitute umfaßt, fo erftredt fi vie purgatio 
vulgaris auch auf die Gottesurtheile. Indeß die Gottesurtheile ftanden doch zu 
fehr im Wiverfpruch gegen die kirchliche Lehre, als daß man fi in Rom mit 
biefer Maßnahme des deutſchen Klerus hätte einverftanden erflären Können; und 
wenn man binfichtlih der Eidhilfe lange Zeit vie fo oft vom päpftliden Stuhle 
befolgte Maxime angenommen und ignorirt und gefchwiegen hatte, fo iſt das ge- 
genüber den Gottesurtheilen nie gefhehen: dieſe find ſtets gemißbilligt und 1215 
auf dem vierten Iateranenfifchen Koncil für ketzeriſch erflärt worden. Die Gottesurtheile 
beginnen in Folge davon auf dem kirchlichen Gebiete zu weichen; als aber auf 
biefe Weife erft ein Riß in das von der Kirche befolgte germanifche Beweisver⸗ 
fahren gelommen ift, fo beginnt nun aud eine fehr heftige Oppofltion gegen 
Eid und Eidhelfer, ja fo heftig tft viefe, daß die fhon in Abnahme gefommenen 
Gottesurtheile für einen Augenblid wieder Boden gewinnen, weil man fie für 
weniger unerlaubt hält als die Eivhelfer. Hauptfächlich wirkt aber zur Abſchaffung 
diefer Inftitute das feit Innocenz III. an Stelle des frühern Accufationdverfah- 
rens getretene Inquifitionsprincip; mit dem Aufgeben des Accufationsprincipe war 
in der That die Hauptveranlaffung, welche zur Anwendung jener Mittel fowohl 
bei Geiſtlichen als bei Laien geführt hatte, binmweggefallen. Indeſſen die gänzliche 
Abſchaffung geht doch fehr langſam vor fi; vie purgatio canonica bat aud im 
Proceßſyſteme Innocenz III. nod immer eine ſubſidiäre Stellung; allmäblig 
fonımt fie ganz außer Geltung. Hildenbrand, purgatio canonica und vulgaris. 
Münden 1841. ©. 35 ff. 
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Erſt nachdem die Kirche aus ihrem eignen Gerichtsverfahren Eid und Eiphilfe 
zurüdgebrängt hatte, Jonnte fie daran denken, beren Anwenbung aud in ben 
weltlihen Gerichten zu bintertreiben. Beranlafiung mochte allerdings für bie 
Kirche vorliegen, fi gegen bie Behandlung zu erklären, welde dieſe Beweis- 
mittel in ven weltlihen Gerichten damals erfuhren. Abgeſehen nämlich von ber 
Maſſenhaftigkeit des Schwörens überhaupt, fo lag noch ganz befonvers in dem 
Inhalte des Eides der Eidhelfer eine große Gefahr binfichtlic des Meineivs, da 
es befaunt if, daß Krebulitätseive ftets mit größerm Leichtfinn geſchworen werben, 
als andere Arten von Eiden. 

Roh im Sachfenfpiegel ift nun das alte germanifche Princip in voller 
Geltung; ed beißt dort: Sep. I 18, $. 2, svat so de man vor gerichte nicht ne 
dut, svo wetenlik it si, dat he des mit siner unscult untgeit, unde man’s in 
nieht vertugen ne mach. Aud die Eibhelfer, obgleich fie nicht fo genannt wer⸗ 
den, kommen im Sachſenſpiegel Häufig vor, und find, wie wir auch fonft willen, 
geltenven Rechts. Nun giebt es im Sachſenſpiegel mehrere Säte, welche nach ber 
Anfiht der Kirche mit den Principten des göttlichen Rechts nicht übereinſtimmen, 
und über welche fih, als fie anberthalb Jahrhunderte nad der Abfaſſung jenes 
Rechtsbuchs noch Feine Aenderung erfahren haben, zwiſchen geiftlicher und welt- 
liher Macht ein heftiger Kampf erhebt, der mit ver Verurtbeilung von vierzehn 
Artikeln res Sachfenſpiegels durch Gregor XI. 1374 endet. (Vgl. d. Art. „Eite 
v. Replow".) Unter den damals für fegerifch erklärten Artikeln beziehen fich 
mehrere auf das altdeutſche Beweisverfahren, und bier find es außer Gottes- 
urtheil und Zweilampf, beſonders Eid und Eiphelfer, von welchen behauptet wird, 
daß fie dem göttlichen Rechte entgegen ſeien. Zwar bie Gottesurtheile und der 
Zweitampf find das Schlimmere; ihnen gegenüber fommt ver Eid nicht in Be 
tracht, und fall8 er dazu dienen kann, eins von biefen Beweismitteln zu hinter 
treiben, fo wirb er gebulvet, und ber Papfs geht nicht auf ven Antrag Klentots 
ein, auch Die Anwendung des Eides zu verwerfen, daß bie Parteien im Zwei⸗ 
kampfe jede ihre Unſchuld beſchwören fol; unter ven fieben Artikeln, vie von 
Klenkok als ketzeriſch bezeichnet, vom Papft aber nicht dafür gehalten ſind, befin- 
det fi auch dieſer. Indeſſen auch Neinigungseld und Eivhilfe fteht mit dem 
göttliden Rechte im Widerſpruch. Was nämlich zunächſt den Reinigungseid an⸗ 
langt, fo wird weniger Gewicht auf den Umſtand gelegt, daß ein Dieb, ver in 
der linfen Hand das Geftohlene halte, mit der rechten aber ſchwöre, auf Grund 
deſſen entgegen dem allgeneinen Gerechtigkeitögefühl freigefprochen werden müſſe; 
der Hauptgrund wird vielmehr ans ver Nichtäbereinftimmung dieſes Beweismittels 
mit der Bibel entnommen, denn in ver Bibel ift das göttlihe Recht enthalten. 
Nicht als ob ver Ein an fih mit ver Bibel in Widerſpruch ſtünde: nur der 
Reinigungseib ift der Bibel entgegen, va es bei Matth. Heißt: in ore duorum 
vel trium testium stat omne verbum. Gegen die Eidhilfe wird noch befonvers 
geltend gemacht, daß dadurch die Mehrheit einen entſcheidenden Einfluß auf das 
Urtheil gewinne, was nad der Bibel nicht ftattgaben dürfe, wo gefchrieben ftehe: 
ne acquiescas in judicio sententis multorum; fonft wäre ja auch Ehriftus mit 
Recht verurtbeilt, denn die Mehrzahl hatte das Kreuzige Über ihn gerufen. 
(Homeyer, Johannes Klenkok wider ven Sachfenfpiegel. Berlin 1855.) Unter⸗ 
defien war nun and die Entwicklung des veutfchen Proceſſes rein aus ſich heraus 
unter den veränderten VBerhältnifien mit innerer Nothwendigkeit jo weit gebiehen, 
daß der Reinigungseid immer mehr verfhwinden mußte und daß an 
bie Stelle ver Eiphilfe das Zeugnif trat. Sp trifft Alles zufammen, um 
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das Gebiet des Eides im gerichtlichen Verfahren zu befchränfen. Denmod) geht bie 
völlige Abſchafſung nur fehr langſam vor fich. 

Wie die Kirche fi) bemüht hatte, die Anmwenbung des Eides zu vermin- 
dern, fo ging fie auch darauf aus, um aud von ber Seite her der mit dem 
Eide verbundenen Sündhaftigkeit entgegenzutreten, ihn vor ihr Forum zu ziehen; 
es Yonnte nämlich zweifelhaft fein, ob ein Eid in einem gegebenen Falle rechts⸗ 
verbinblich fei oder nicht, und aus folden Zweifeln fonnten zum Mindeſten Ge- 
wifiensbeventen entftehen; vie Kirche ſprach daher wegen Zwangs, Betrugs und 
Irrthums Relaration aus, fie entband durch Interpretation von ſolchen Eiden, 
die wegen ihres Gegenflauves ungültig waren, oft wurben ven Betreffenden geift- 
liche Strafen aufgelegt, es follte Niemanv Richter in eigner Gewiſſensſache fein. 

Noch einige Worte über den Meineid. Der Meineiv war während bes 
Mittelalters unter die Zahl der Verbrechen getreten; fchon in ven fränfiichen 
Kapitularien finden fi für denſelben vie ſchwerſten weltiichen Strafen, und in 
den Rechtsbüchern nimmt ex ebenfo feinen Play ein. In wiefern die Kirche dazu 
mitgewirtt bat, möchte ſchwer fefzuftellen fein; auf ihrem eignem Gebiete kennt 
fie nur geiftlide Strafen dafür, für Geiftliche tritt Entfernung vom Amte ein, 
für Laien Buße und Erkommunikation. Es finden ſich in den Beihtbühern und 
im Dekrete Gratian's fehr viele Abftufungen in ver Strafe, je nad der Schwere 
des Meineivs im beftimmten Falle; fo foll ver Meineid, welcher Bor einem Bi- 
fchofe oder vor einem geweihten Kreuze geſchworen wird, mit breijähriger Buße, 
derjenige aber, welcher vor einem nicht geweihten Kreuze gefchworen wirb, mit 
nur einjähriger Buße geahnvet werben; Give aus Notkwenbigleit, für das Leben 
geleiftet, haben eine och geringere Taxe. Im Allgemeitien wird von Seiten ber 
Kirche darüber. Klage geführt, daß Aber vie Sünbe des Meineids zu gering ge 
dacht würbe, und eingefchärft, daß er an Schwere vem Ehebruch und dem Morde 
volllemmen gleicgflehe. . 

Was endlich den Einfluß des zu Ende des Mittelalters in Deutſchland ein- 
gevrungenen römiſchen Rechts ayf den Eid betrifft, fo iſt diefer im Ganzen 
jehr unbeveutend geweſen, invem die allgemeine Auffafiung bes Eides und bie 
Form gar nit davon berührt wurben; und wie bie Reception bes römiſchen 
Rechts überhaupt durchgreifend nur auf civilnechtliche Berhälinifie gewirkt bat, fo 
ift der Eid Aur infofern er fih auf ſolche bezieht, alſo nur im Civilrecht und 
Civilproceß, dadurch mobificitt; feine Grundlage bleibt trotzdem zum Theil ger- 
maniſtiſch, zum Theil kanoniftifch. 

3) Der Einfluß der Reformation und bie fpätere Entwidlung. 
Die Reformation bat in verfchievenartiger Weile auf ven Eid eingewirkt; es ge⸗ 
ſchah damals eine neue Prüfung der chriftligen Lehre auf Grund der Schrift, 
und es hatte einen Augenblick ven Anfchein, als ob die Auſicht, nach welcher ber 
Eid in der Bibel verboten Wäre, eine große Anhängerfgaft um ſich fammeln follte. 
Diefe Anſicht war währen des Mittelalters, wo doch bie Kirche ihr Regiment fo 
firaff bielt, von Zeit zu Zeit immer wieber aufgetaucht, und trog ber Verdam⸗ 
ch die deßwegen fchon ABl anf der ölumenifden Synode zu Ephefus über 
die Pelagianer verhängt war, ftellten doch die Katharer, Waldenfer und Albigenfer 
neben ihren übrigen Ketzereien and diefe wieder auf. Wie kann es auffallen, 
wenn dergleichen bamals in ber Beit ver allgemeinen Gaͤhrung wieberholt wurbe ? 
Schon Erasmus hatte fi, wenn auch vorfichtig, fo geättgert, und Wicleff war 
auf dem Koncil von Konftanz unter andern auch deßhalb verurtbeilt, weil er alle 
Eide, die ſich auf ein Bermögeisinterefie beziehen, für verwerflich und ſchriftwidrig 
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erklärt hatte. Als nun die Reformation wirklich begonnen hatte, fo erklärten ſich 
Carlſtadt und nachher die Wierertänfer auf das Entfchiedenfte gegen ven Eid; 
aus ven Artikeln der Bauern, die praftiicher waren, blieb ein berartiger Proteft 
dagegen weg. So wenig nun die Reformation mit jenen Richtungen überhaupt zu 
thun hatte, jo wenig mit viefer einzelnen Behauptung. Auch nicht die freie Bibel- 
forfhung bat dazu mitgewirkt, vie zweifelhafte Eregefe mußte nur einen Vorwand 
mit liefern; es waren ja überhaupt weniger eregetifche Aengftlichkeiten, als das 
Berlangen, ein nenes Neich zu grünven ohne Obrigkeit, Ehe u. f. w., was den 
Treiben der Wievertänfer Nahrung gab. In viefer Weiſe fieht venn auch Luther 
die Sache an, der fih in unzähligen Stellen feiner Schriften ganz fo, wie er 
fi ſonſt gegen wievertänferiiche Unorbnungen auszufprechen pflegt, hierüber äußert. 
Er geht im Allgemeinen ganz in Lebereinftimmung mit dem heiligen Auguftin und 
mit Thomas von Aquino davon aus, daß der Eid eine Folge unferer Sündhaf⸗ 
tigkeit fei, und daß man venjelben möglichft meiden müſſe. Aber ganz charalteri- 
ſtiſch für die Luther'ſche Auffaffung und ganz im Gegenfag gegen vie Wieder⸗ 
täufer fieht er, woran Anguftin in feiner verberbten römifchen Welt nicht denken 
konnte, in der engften Berbinvung des Eides mit der Obrigkeit eine Gewähr für 
beflen gefahriofe Anwendung; es verhalte fi mit dem Eide ganz ebenfo wie mit 
dem Schwerte, welches auch in der Hand der von Gott gefeßten Obrigkeit feine 
Rechtfertigung erhält. Durchaus dem entjprechend, und ſehr feft und entſchieden 
erklären ſich die Belenntnißjchriften ver beiden evangelifchen Konfeffionen über den 
Eid; und befonvers im Art. 16 der Conf. Aug. und Apolog. Conf. Aug. wird 
unter Berwerfung der deßfallſigen Lehren ver Wiedertäufer erflärt, daß Chriften 
bie von der Obrigkeit aufgelegten Eide ſchwören können. Wehnlich fteht es in ber 
Conf. Helv. Die Wiedertäufer verfehwinden alsbald vom Schauplage; wie aber 
manche ihrer Lehren, jo wird auch dieſe von einer Sekte feftgehalten, welde in 
mandyer Beziehung Aehnlichleiten mit ihnen bat, indeß fehr viel milder iſt und 
fih ganz in ven Schranken der Orbnung hält — die Mennoniten; wir kommen 
barauf noch zurüd. 

Indem jo die Reformation ven richtigen Standpunkt binfichtlid der Auffaf- 
fung des Eides durch die Autorität ver Reformatoren und ter ſymboliſchen Bäder 
befeftigte, bat fie auch noch in anderer Beziehung einflußreih und bier zugleich 
umgeftaltenn gewirkt. 

Zunächſt erftredt fi) diefer reformirende Einfluß auf die Form; man bielt 
es evangelifcherfeits mit der neuen Lehre für unverträglih, in der Eibesformel 
die Hilfe ver Heiligen anzurufen; es kamen daher in ben einzelnen evangelifchen 
Territorien fehr bald neue Eivesformeln auf, in Gemäßheit deren die Betheurung 
anf Gott und das Evangelium zur Regel wurbe; andere Fafſungen deſſelben Ge- 
danfens oder Zufäte kommen auch vor. Schwierigkeiten entſtanden nun aber bei 
den Reichsgerichten, und zwar erhoben zunäcft bie evangeliichen Aflefforen des 
Reichskammergerichts deßhalb eine Beſchwerde, in ver fie ausführten, daß fle fich 
durch bie bisherige Formel in ihrem Gewiſſen befchwert fühlten. In Folge vefien 
wurbe ſodann durch den Reichsabſchied von Pafſau 1552 die Berufung auf die 
Heiligen und das Evangelium als in gleicher Weiſe zuläffig erflärt, ſchon in dem 
Reichsabſchied von Augsburg 1555 aber wurde envgältig feſtgeſetzt, daß der Eid 
auf Gott und fein Heiliges Evangelium als vie alleinige für beide Konfeffionen 
gültige und verbindliche Formel bei den Reichögerichten gelten folle. In Bezug auf 
bie Eibesformel iſt alfo durch die Reformation, trogvem daß etwas Neues ge⸗ 
Ihaffen ift, keine Zwiefpaltigleit in Deutſchland hervorgerufen; es iſt das eine von 
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den, wie man es wohl ausgedrückt bat, lebenden Unionszeichen der chriſtlichen 
Kirche Deutfchlande, eine communio in sacris der fonft getrennten Konfeffionen. 
Das gilt oder galt indeß nur bei den Reichsgerichten; partikularrechtlich können 
andere Formeln in Betracht kommen, doch feheint vie Anrufung ver Heiligen 
außer Gebrauch gelonmen zu fein, und bie Berfchievenheit möchte befonvers in 
Zufägen beftehen. So heißt es in Preußen: fo wahr mir Gott helfe durch Jeſum 
Ehriftum zur Seligfeit. 

Auch in anderer Beziehung mußten binfihtli der Behantlung bes Eides 
Seitens beider Konfeffionen Berfchiedenheiten zu Tage treten; fo negirte die evan- 
gelifche jede legislative ober vichterlihe Mitwirkung kirchlicher Organe, am aller- 
wenigften aber wollten ſich ihre Anhänger eine Einwirkung durch die katholiſche 
Kirche gefallen laſſen. Aber aud bier wurde in einer ver wichtigften Beziehungen 
durch die Reichögefeßgebung vorgejehen, e8 wurbe nämlid 1654 auf dem Reiche- 
tage beſchloſſen, jede judicielle Berückſichtigung ver Relaratur bed Eides den 
Reichögerichten zu verbieten. 

Das möchten aber ungefähr die einzigen Punkte fein, auf welden vie Ne 
formation bier eingewirkt hat; im Ganzen halten fich die Proteftanten durch bie 
Normen des kanoniſchen Rechts über den Eid gebunden; und namentli bie Gel⸗ 
tung bes promiffortfchen Eives wird aus Nüdficht auf Religionsverſchiedenheit nie⸗ 
mals in Frage geftellt. 

Wir könnten jegt in der Geſchichte des Eides die folgenden Jahrhunderte 
ganz übergehen, und uns gleih zu ven Umgeftaltungen wenven, welde er in 
Bolge der Revolution erleivet, wenn wir nicht aus jenem Zeitraume von einer 
Bewegung gegen ven Eid auf dem philofophifhen Gebiete Erwähnung thun 
müßten. Zwar ift bie Oppofition, von der wir bier ſprechen, nicht den großen 
geſchichtlichen Ereigniflen an die Seite zu ftellen, welche unmittelbare Wirkungen 
zur Folge hatten; inveß bereitet dieſe Bewegung doch auch die folgenden Ereig⸗ 
niffe in etwas vor. Die Bewegung gegen den Eid geht nun nicht etwa aus von 
dem fog. Naturrecht; die Vertreter diefer Richtung erflären fi -vielmehr, ganz 
unbeveutende Ausnahmen abgerechnet, mit ver gefchichtlich gewordenen Lehre ein- 
verftanden, und nicht blos ftimmen ihre a priori gefundenen NRefultate den In- 
halte nah damit überein, fondern fie ftügen fi dafür wohl geradezu auf bie 
Bibel, ein Verfahren was überhaupt in der naturrechtlichen Schule ſeit Grotius 
Vorgang nichts Seltenes ift. Ein Angriff und zwar ein recht nachhaltiger Angriff 
gegen den Eid erfolgt erft durch Kant; Kant entlleivet nämlich den Eid gerapezu 
feiner religiöfen Bedeutung, und will ihn nur in der moralifhen Sphäre 
gelten laſſen. So fehr das nun mit der Übrigen Kant'ſchen Lehre im Einflang 
fteht, fo fehr verftößt es doch gegen die innerfte Natur des Eides, befien Be⸗ 
deutung ja gerade darin befteht, daß eine über allem Menſchlichen ftehenve höhere 
göttliche Orbnung der Dinge dabei angerufen wird. Man kann nicht gerade fagen, 
daß dieſe Kant'ſche Theorie mit ihren praftiihen SKonfeguenzen unfere Geſetz⸗ 
. gebungen erfüllt habe; ob aber nicht die öffentliche Denkart fehr tief davon be⸗ 
rührt fei, ift eine andere Frage, die vielleiht um fo mehr bejahend zu beant- 
worten ift, als wie überall fo auch in dieſem Punkte, Kant zahllofe Nachfolger 
in der theologifchen, juriftifchen, philofophifchen Literatur bis in die erften Jahr⸗ 
zehnde vieles Jahrhunderts hinein gehabt hat, unter venen wir nur Meiſter und Leue 
mit ihren Schriften über ven Eid in Erinnerung bringen wollen. Similia simili- 
bus. Phllofophifhe Dedultionen müſſen wieder. durch philofophifche Depuktionen 
belämpft werben. Gegen die durch Kant hervorgerufene und fpäter auch in andern 
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Syſtemen ausgebildete Richtung erhebt ſich eine Oppofition aus ber vechten Seite 
der Schule Hegel’d. Das Buch von Göſchel Über dieſen Gegenftand ift unter 
unmittelbarer äußerer Bezugnahme auf vie Schrift Leue's gefchrieben. Der tiefe 
und nachhaltige Eindrud nun, den Göſchel hervorgerufen bat, iſt gewiß im Ganzen 
ein woblibätiger zu nennen, ja es ift fein unbeftreitbares Berbienft, ven Eid 
wiffenihaftlih wieder auf biejenigen Grundlagen zurüdgeführt zu haben, ohne 
deren. ftete Berüdfichtigung er verlommen muß. Auf der andern Seite ift indeß 
ebenfowenig zu verfennen, daß Göſchel an einer großen Ueberſchwenglichkeit, an 
einem Spiritualismus obne Gleichen leivet, wenn er den Eid, im Widerſpruch 
mit der gefchihtlihen Lehre vom Ein bei Auguftinus, Thomas ab Aquino, 
Luther u. ſ. f., geradegu zu einem Celegenheitsgottesbienfte, zu einem Gottes⸗ 
vienfte außer der Kirche an Wochentagen erflärt, und barüber klagt, daß der⸗ 
felbe zu einer äußern Unftalt degradirt, zu einer Ausnahme herabgefunten ei, 
wenn er die Meinung ausfpricht, Jeder, ver einmal in einem beftimmten Yalle 
| vor der Ableiftung des Eives aus natürlicher Scheu zurüdzieht, begehe eine 
de. 

Weil man der Anfiht war, daß unter ben beregten Einfläflen der Eid in 
Geſetzgebung und Praris und in dem Anſehen ver Menſchen gelitten babe, fo 
haben vie maßgebenden Gewalten in Staat und Kirche in letzter Zeit vielfache 
Reformen In Anregung gebradt. Zwar haben viefe Neformverfuche zu großen 
Reſultaten nicht geführt; wir halten es inveflen wegen ver Wichtigkeit des Gegen⸗ 
ftandes an fih und ver Bezugnahme auf die jüngfte Vergangenheit für geboten, 
die deßfallſigen Schritte wenigftens anzubeuten, werden uns aber dabei auf 
Preußen beichränten. 

Mit dem Beginne ver vierziger Jahre beginnen in Preußen im Staat wie 
in der Kiche Reformverſuche binfichtlich des Eines. Was zunächſt vie Stellung 
per Kirche dazu anlangt, fo bat dieſe bekanntlich in Preußen Teinerlei geſetz⸗ 
geberifchen Einfluß auf den Eid; deſſenungeachtet gehörte es zu den erſten Lebens⸗ 
zeichen ihrer neugefchaffenen Organe, ven Ein in ven Kreis ihrer Verhandlungen 
zu ziehen, nicht als ob man dadurch einen formellen Einfluß auf die Normirung 
dieſes Gegenſtandes gewinnen wollte, man bat vielmehr fehr ftreng an dem ge- 
gebenen Standpunkte feftgehalten, ſondern um durch moraliihe Einwirkung einen 
beſſern Zuſtand herbeizuführen. Schon 1843 hatten fi) die Kreisſynoden, 1844 
die Provinzialfgnoden darüber ausgeſprochen; 1846 wurbe ber Eid einer ber er- 
ften Segenftände auf ver Tagesordnung der Generalfynode. Diefe flug, „um 
die Bedeutung und Würde des Eides dem chriftlichen Bewußtſein einzuprägen”, 
peleriei vor: Verminderung der Eive und würbigere Eibesabminifiration. Eine 

erminderung ber Eide wäre wieder in einer boppelten Beziehung denlbbar; 
zunäcft Könnten ganze Kategorieen von Eiden hinwegfallen, vie man zur Erfor- 
{hung ver Wahrheit over zur Berficherung eines Verſprechens für unnöthig Hält, 
es würden dahin befonders die fog. Ceremonialeide gehören, durch deren Wegfall 
indeß auch fein großer Bortheil entftehen würde. Die Generalſynode beſchloß, 
diefen Punkt ganz der Beurtheilung ber weltlichen Gewalt anheimzuftellen. Außer- 
dem könnten Eide über fehr geringe Werthgegenftänve, in fog. Bagatellſachen ab- 
gefchafft werden; wohl mit Recht aber erflärt fi vie Generalſynode gegen eine 
ſolche Weife der Verminderung, denn abgefehen davon daß es ſchwer fein möchte, 
den Begriff der Geringfügigfeit, ver ein durchaus relativer ift, ohne große Härten 
und Unbilligleiten gefeßgeberifch feftzuftellen, fo erfcheint doch dem Eide gegenüber 
jeder Gegenſtand des zeitlichen Vermögens unbeveutend, und enblich Könnte nicht 
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fowohl die velative Geringfügigkeit eines Betrages als die relative Höhe eine Herab⸗ 
fegung des @ides bewirken, indem die Gefahr des Meineids im legten Yalle viel 
näher liegt. In Betreff einer würdigen Apminiftration kam bie General- 
ſynode ebenfowenig zu einem Nefultate, vie zahlreichen Vorſchläge wurden faft 
fammtlih verworfen; einen Hauptpunft in der Debatte bildete bie Theilnahme ver 
Geiftlihen bei der Abnahme des Eines. Eine allgemeine Zuziehung derfelben in 
allen Fällen wurde von allen Seiten befämpft ; fie fei wegen Mangel an Kräf- 
ten, und auch „ſonſt“ unausführber; die ſchon jett gelegentlich ſtattfindende Zu⸗ 
ziehung mit Rückſicht auf die Perfonen auszudehnen, ſei zu willfärlih und daher 
bedenklich; eine Zuziehung endlih auf Antrag des Schwörenden oder der Gegen- 
partei werde zu PVerationen führen. Noch viel weniger Anklang als vie Theil⸗ 
nahme des Geiftlihen an dem Schwurtermine findet natürlich der Vorſchlag, aus 
ver Zuziehung des Geiftlichen einen eignen Vorakt zu machen. Es heißt in biefer 
Beziehung: „auch möchte unfere Zeit eine folche felbftftännige kirchliche Kontrole 
in bürgerlichen Angelegenheiten faum zu ertragen vermögen”. Wenn man fo bie 
Garantie für einen hriftlihen Hergang bei ver Eibesleiftung nicht durch Theil⸗ 
nahme eines Geiftlichen bewerkftelligen Tonnte, fo fuchte man darin einige Gewähr, 
dag man beſchloß, dem Richter ein liturgifches Formular zur Verwarnung vor dem 
Meineide zu geben, und außerdem bei Schwörenven, die noch nicht konfirmirt find, 
die Theilnahme des Geiftlihen eintreten zu laſſen. Ienem litnrgifchen Formular 
ein Gebet hinzuzufügen, vie Eivesleiftung von erfolgter Konfirmation abhängig zu 
machen, unchriſtliche Richter und undhriftliche Parteien von der Eidesleiftung zuräd- 
zubalten, das Alles hatte man fallen laſſen. Die Refultate waren demnach gering, 
aber felbft diefe wenigen fanden feine rechte Berldfichtigung. 

Unterbefien hatte bereits der Staat, In deſſen Sphäre die Gefepgebung über 
den Eid gehört, vie Sache in die Hand genommen und Vorfehriften erlaffen ebenfo 
für die Verminderung als für eine beflere Adminiftration ver Eide. Noch 1839 
hatte das Yuftizminifterium es für nothwendig erachtet, daß in Schenten und 
Krügen Eive abgenommen werden dürfen, und hatte fi das Kultusmtiniftertum 
dabei beruhigt; auch Hat fi der Staat ebenfo wie die Kirche fortwährenn anf 
das Entjchievenfte gegen vie Abnahme des Eides in der Kirche ausgefprochen. 
Jedoch hatte ein IuftizminifterialsReftript vom 8. Ian. 1840 feſtgeſetzt, daß bie 
Abnahme des Eides in dazu geeigneten Zimmern vor einem ſchwarz behangenen 
Tiſche, auf welchem ein Krucifir befinvlih, vorgenommen werben folle Weiter 
find 1841 über eine zwedmäßige Verminderung und würdigere Adminiſtration bie 

utaschtlihen Berichte der Landesjuftizktollegien eingefordert worben; auf den in 
Folge ver eingegangenen Gutachten erlaflenen Immediatbericht iſt indeſſen mittelft 
Kabinetsorpre vom 30. Mai 1843 befohlen worden, daR von generellen Maß: 
nahmen Abſtand genommen und vie legislativen Beftimmungen der Reviflon ber 
Geſetzgebung bei ven einzelnen einfchlagenden Materien vorbehalten werben ſollten. 
Durch Verordnung vom 28. Ian. 1844 find auch bereit6 die Eide der Zeugen 
und Sachverſtändigen, fowie die Ignoranz⸗ und fisfalifhen Eine angemefien 
normirt. 

Enpli ging auch die Bewegung von 1848 nidht fpurlos an dem Give 
vorüber; zwar wurde feine Eriftenz, feine Erlaubtheit damit nicht eigentlich in 
Frage geftellt; und wenn bin und wieber in ven Debatten der. freien Gemeinden 
ber Eid für eine lnfittlichkett, für ein Komöpienfpiel erflärt wırrde, wenn Manche 
die gerichtliche Eivesleiftung verweigerten, weil fie wicht an Gott glaubten, fo 
waren das doch höchft vereinzelte Erſcheinungen, die in der Fluth jemer fiitemifchen 
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Tage aufgetaucht, aber ebenfo ſchnell wieder verſchwunden find, ohne daß fie irgend 
Einfluß geübt Hätten. Die geſetzgeberiſchen Faktoren jener Periode find ſtets von 
der Vorausſetzung ausgegangen, daß ein ſolches Maß vun Religion im Volle vor⸗ 
handen fei, um ven Eid aufrecht erhalten zu können, und wenn fonft ber Staat 
für atheiſtiſch erflärt worden ifl, und man etwa angefangen hat, danach das Leben 
zu geftalten, fo bat man doch zu Gunften dieſes Inftituts fofort eine Inkon- 
fequenz begangen (Herrmann, über vie Stellung ver Religionsgemeinfchaften im 
Stante. Gbttingen 1849. ©. 36 ff.). Das allgemeine Beitreben ging aber damals 
darauf allervings and, ven Staat, der auf dem Boden ver Religion überhaupt 
fieben bleiben follte, von der befondern Berückſichtigung gewifler Religionen ober 
Belenntnifie in feinen Anordnungen zu löfen. Diele Trennung von Staat 
und Kirche machte fih auch dem Eide gegenüber geltend. Zunächſt wurbe bie 
Eidesformel davon berührt; man durfte in derſelben, ja man mußte bie Be⸗ 
ziehung auf Gott ftehen laſſen, denn ver Glaube an ihn iſt allen Religionen ge- 
meinfam, und veligionsios wollte man nicht fein, ohne das wäre aud der Eid 
zu etwas Anderem geworben; man burfte aber nicht mehr bie befonbere Beziehung 
auf den Gott einer beftimmten Religion und auf die Attribute diefer Religion 
für wefentlich in ver Eidesformel erflären. Die durch die Reichsgeſetze auf chriſt⸗ 
lidem Stanppuntte eingeführte Eidesformel auf Gott und fein heiliges Evangelium 
erwies fi demnach ald zu eng, ſie mußte ber andern weichen: fo wahr mir 
Gott helfe. Diefe ift wenigftens in ven meiften veutſchen Staaten eingeführt, wenn 
auch nit überall und nicht für alle Arten des Eines. Es genügte aber aud) 
nad dem nenen Principe volllommen, wenn fo die allgemeine Möglichkeit geboten 
wer, daß ohne Rüdfiht auf das religiöfe Bekenntniß alle Bürger des Staats 
fih der gleichen Civesformel bebienen konnten, und es läßt fich nicht abfehen, 
warum es nicht erlaubt fein fol, zu dieſer für Alle gültigen und brauchbaren 
Formel noch Zufäge zu maden, bie aus der Religion des Schwörenden entnom- 
men find: bie® wiperfpricht doch durchaus nicht dem Zwecke der Eivesleiftung, ift 
vielmehr dazu geeignet, die Wirkung noch zu erhöhen umb bie eibliche Angelobung 
mit dem religidfen Belenntniffe bes Schwörenven in Uebereinftimmung zu bringen. 
Demgemäß ift e8 in Preußen geradezu ausgeſprochen, daß e8 den Mitgliebern der 
beiden chriſtlichen Kirchen ober anderer Religionsgefellichaften, für. welche bisher 
eine beionvere ihrem Glaubensbelenntuifie entſprechende Eidesformel geſetzlich be- 
here auch in ber Folge geftattet werben fol, den Eid in dieſer Weile zu 


Wenn auch felten, fo kommt es doch noch immer vor, daß vie Ablelftung des 
Eides von Einzelnen verweigert wird. Es fragt fi, wie der Staat fi zu 
ſolchen Weigerungen ftellen fol. Dan muß unterjheiven, aus welchem Motive die 
Weigerung hervorgeht; viejenigen welche den Ein verwerfen, weil fie nit an Gott 
glauben, dürfen von Seiten des Staats, fo Lange fie das erflären, zum Eide gar 
nicht zugelnfien werben, es fehlt bei ihnen an einer Borausfegung, unter ver allein 
der Eid feine Bebeutung hat. Es giebt aber außerdem noch gewiſſe Selten — und 
es kommen für Deutfchland befonders die Mennontten und Baptiften in Be- 
tracht — welde den Eis verweigern, weil fie annehmen, daß er in Gottes Wort 
verboten fei. Der bloße Rechtoſtandpunkt auch einer folden Weigerung gegenüber 
faun nicht zweifelhaft fein, denn felbft bei ver ausgevehnteften Bekeuntnißfreiheit 
it doch immer baran feftgehalten, daß das religiöfe Bekenntniß ven ſtaatsbürger⸗ 
lien Pflichten keinen Abbruch thun folle; man wird deßhalb tie Mennoniten 
gar nicht zum Eide zwingen können, man wird aber alle vie Nachtheile eintreten 
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lafſen mäffen, vie fih aus ver Weigerung mit rechtlicher Nothwendigleit ergeben : 
im Procef[e treten die fog. poenae jurare nolentium ein, eine Staatsanftellung, bei 
der ber Eid erforderlich ift, Können fie nicht übernehmen, fireng genommen müffen 
fie vielleicht bei Weigerung des Huldigungseides verwielen werben. Indeß wie man 
mit dem abftrakten Rechtsſtandpunkte in den meiften ftaatlichen Dingen nicht zu⸗ 
recht kommt, jo möchte fih auch bier eine freiere Erwägung empfehlen, und fo 
wenig für die oben bezeichnete Kategorie, aud wenn man das bort angebeutete 
Bedenken fallen läßt, ein Ausktunftsmittel indicirt erfcheint, fo ſehr empfiehlt ſich 
das nad dem Grundſatze si duo faciunt idem non est idem, für die Andern. 
Wenn dort die ganze religiöfe Anſchauung fehlt, auf vie der Eid als auf fein 
Fundament fih gründet, fo ift viefe bier in vollftem Maße vorbanden; jene 
glauben nit an Gott, folglich rufen fie feinen Namen auch nicht im Eive an; 
biefe find vom Glauben an Gott durchaus erfüllt, glauben aber zugleich, daß er 
in der Schrift diefen Gebrauch feines Namens unterfagt hat; es heißt in Art. 
38 des hollänvifhen Glaubensbekenntniſſes der Mennoniten : Jesus Christus rex 
et legislator novi testamenti Christianis omne jusjurandum interdixit, atque 
ea propter omne jusjurandum fidelibus novi testamenti illicitum est. Man 
Tann fi) daher zu diefen fehr wohl verfehen, daß fle die Gewiſſenhaftigkeit be⸗ 
figen, um auch ohne foldhe befonvere Bezugnahme die Wahrheit zu fagen, und 
danach bat man aud gehandelt. Schon durch ven Bifitationsfchlug des Reiche- 
kammergerichts vom 12. Oktober 1768 wird nämlich feftgefett, „vaß den Menno⸗ 
niften Angelobung bei Manneswahrheit als ein Eid anzurechnen, aud bei fidh er- 
ebenden Yällen als ein Meineid zu beftraffen, und jenen ſolches vor der geſchehenen 
gelobung jevesmal zu bebeuten ſei.“ So wird es denn auch jet in ben meiften 
beutfchen Staaten gehalten. Dan wird ſich indeſſen nur unter großer Vorſicht und 
mit Berüdfichtigung der jevesmaligen thatſächlichen Verhältuiffe zu der Statuirung 
einer folhen Ausnahme entfchliegen dürfen. Sehr behutfam ging man in England 
gegenüber ven Duälern zu Werke, die 1689 vom Hulbigungseive, 1695 auf 
einige Jahre von allen gerichtlichen Eiden, und 1715 durch eine eigene Parla⸗ 
mentsafte definitiv von allen Eiden entbunden wurben; eine einfache Berficherung 
follte genügen. 

As Borausfegung für die rechtliche Möglichkeit jeves Eides gilt eine befon- 
dere Beichaffenheit ver Perſon, welde fhwört und nes Gegenftandpes, hin⸗ 
fichtlich defien gefchworen wird. ‘Die Berfon muß eidesfähig fein:. dazu gehört 
im Allgemeinen Willens- und Difpofitionsfähigfeit, weßhalb alle Unmündigen und 
Wahnfinnigen von vornherein von jedem Eide ausgeſchloſſen find; oft iſt indeſſen 
eine beſondere Eidesmündigkeit angenommen und dieſe an gefteigerte Borausfegungen 
geknüpft; vie ſchwörende Berfon darf aber ferner im gegebenen Falle nit durch 
Zwang, Betrug oder Irrthum beftimmt gewejen fein, fonft iſt ver Eid ungültig. 
Hinfihtlih des Gegenftandes muß gemeinrechtlih angenommen werben, daß alle 
Eide aufrecht zu erhalten find, fobald fie nicht da8 Seelenheil des Schwörenven 
gefährden oder gegen wohlerworbene Rechte Dritter verftoßen. , 

MH. Der Eid in feinen einzelnen Anwendungen nach heutigem 
Hecht. Der Eid kommt in allen Kreifen unferer rechtlichen Organismen in 
mannigfachfter Anwendung vor; er findet fi in ven Rechtsverhältniſſen des 
Staats, in denen der Kirche, und in dem rechtlichen Verkehre ver Völker 
unter einander; ift jeboch auf dieſem leßteren Gebiete neuerdings außer Ge⸗ 
brauch gelommen: das lette Beiſpiel eines eidlich beftärkten- Vertrages foll der 
Friede zwiſchen Frankreich und ber Schweiz 1777 geweſen fein. . 
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Wir fafien num zunächft das Vorkommen des Eides auf den ſtaatlichen 
Gebiete in's Auge und trennen dabei für unfere Zwede das öffentliche Recht und 
das Privatrecht. 

A. In der Rechtsſphäre des Staats: 

1) Im öffentlichen Rechte.*) Wir wollen bier von ver Anwendung bes 
Eides ausgehen, welche fi auf das Ganze des öffentlichen Nechts bezieht, und 
ihn dann im Verhältniß zu einzelnen Zweigen deſſelben betrachten. Auf ven ganzen 
Organismus beziehen fidh : 

a) der Berfaffungseid des Zandesherrn und ber Huldigungseid 
der Unterthanen. Nachdem an bie Stelle ver mittelalterlihen Anfchauung bie 
moderne Staatsivee getreten iſt, ver privatredtliche Geſichtspunkt einem hoͤhern 
ftantlihen bat weichen müſſen, und vemgemäß erfannt wird, daß der Zuſammen⸗ 
bang von Fürft und Bolt nicht auf beſonders gefchloffenen Verträgen beruht, fon- 
dern in einer ethifchen Idee feine Begründung findet, ſeitdem ift es von felbft und 
ohne alles Weitere Pflicht des Landesherrn fowohl als der Unterthanen, ven ge 
gebenen Rechtszuſtand des Landes aufrecht zu erhalten, und nichts ohne die ver- 
fofiungsmäßigen Organe daran zu ändern. Aber gerade in dieſem Verhälmiſſe, 
dem böchften, wohin es menſchliche Nechtsbildung bringt, zeigt fih die Ohnmacht 
und Unzulänglichleit der Mittel, welche im Bereiche menſchlicher Machtvollkommen⸗ 
beit zur Aufrechterhaltung des Rechtszuſtandes liegen, und bier beſonders ſucht man 
das Beſtehende zu feinem Schutze an bie ewige Orbnung der Dinge zu nüpfen. 
Eine eidliche Uebernahme viefer von felbft gegebenen Verbindlichkeiten Liegt daher 
fehr nahe, wurben doch auch im Mittelalter jene Verträge meift eivlich beflärkt, 
Nicht als ob durch den Eid das Rechtsverhältniß erft geſchaffen würde, e8 erhält 
daraus nur eine Gewähr feiner Dauer. Eine Berfaffung umzuftoßen, die man 
nicht beichworen bat, ift zunächft nur eine Rechtsverletzung; ver Umfturz einer bes 
ſchworenen Verfaſſung dagegen enthält außer der Nechtöverlegung noch eine un⸗ 
mittelbare Verſündigung an Gott. Man darf ſich indeſſen bei ungefunden Verhält⸗ 
niffen über vie Macht viefes Schugmittels Feine INufionen machen: trägt ein Für 
ans andern Gründen kein Bedenken vor einem Staatöftreiche, ein Volk vor einer 
Revolution, fo wirb der geleiftete Ein fich gleihfalls oft nicht als mächtig genug 
erweifen. Dennoch fliegen wir uns den Worten Bluntſchli's an: „Je weniger es 
rechtliche Mittel giebt, den König zur Beachtung des beftehenden Rechts zu nd« 
thigen, befto nöthiger und heilfamer erfcheint dieſe Einrichtung, welde in feinem 
Gewiſſen das Gefühl ver Pflicht durch ernfte Ermahnung belebt und ftärkt.” (Allg. 
Staatsreht, Bd. II. S. 77 ver II. Aufl.) 

So befteht denn der Berfafjungselb neuerdings in den meiften deutſchen Staaten; 
fo in Preußen, in deſſen Verfaſſungsurkunde 8. 54 es heißt: „Der König leiftet in 
Gegenwart der Kammern das einlihe Gelöbniß, die Berfaffung des Königreichs 
fett und unverbrühlih zu halten, und in Uebereinftimmung mit berfelben und 
ven Geſetzen zu regieren." Es fcheint uns im Ganzen ein ziemlih unfruchtbarer 
Streit zu fein, ver darüber geführt wird, ob der Verfaſſungseid blos auf die Ber 
fafjungsurfunde over auf den gefammten Rechtszuſtand des Landes, wovon dann 
die Berfaffungsurkunde nur ein Theil ift, fi) beziehe; unfruchtbar deßhalb, weil 
man Yeine rechten Nutzanwendungen abfleht. An fi ift es viel natürlicher, daß 
der Rechtszuſtand des Landes in feiner Geſammtheit beſchworen wird; fo gefchieht es 


*) Bol, den folgenden Artikel: „Der politifche Gib.” 
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in England, wo gar feine Urkunde eriftirt und die Konigin ſich eidlich verpflichtet : 
dad Volk viefes Königreich® nach den im Parlament vereinbarten Statuten und 
nach den Geſetzen und Gewohnheiten veffelben zu regieren; und fo fheint es nach 
der Faſſung des Art. 54 auch in Preußen beabfichtigt zu fein. 

Nicht blos der Lanvesherr beſchwört Übrigens in vielen Staaten die Ber- 
faflung, fondern ebenfo die Landſtände, Abgeorpneten und gewiffe Beamtenkatego⸗ 
rien. Der Huldigungs eid der Untertbanen enthält das Verſprechen von Treue 
und Gehorſam gegen den regierenden Fürſten, oft auch gegen deſſen Nachfolger 
in der Landesregierung, zuweilen fogar mit VBerädfichtigung eines andern ver- 
wandten Haufes. Der Huldigungseid wird beim Thronwechſel, außerbem bei Ueber- 
nahme gewifler Verpflichtungen und Aemter, vielfah and bei Erreichung eines 
gewiſſen Alters, mit veffen Antritt ſtaatsbürgerliche Rechte verbunden find, geletftet. 
Indeß Tann es immer vorlommen, daß es Untertfanen giebt, welde den Hul⸗ 
digungseid nicht geſchworen haben; ihre juriftiihe Verpflihtung zu Treue und 
Gehorfam wird dadurch nicht geringer. 

b) Der Dienfteid der Beamten. Niht auf die ganze Sphäre 
des Stantsorganismus, fondern nur auf ein enger begrenztes Gebiet deſſelben 
bezieht fi der Eid, welchen die Beamten des Staats beim Antritt ihres Dien- 
ſtes zu leiften haben. Im Allgemeinen wird dariu gelobt, dad Amt nach den ge- 
felihen Beftimmungen zu verwalten, oft ift das bis Ins Einzelne hinein fpe- 
cifteirt. Auch bier wird durch den Eid eine Verpflichtung nicht erſt begrünbet, 
fondern nur beftärkt, aud bier if der Eid nur ein Kautionsmittel, und tft feiner 
jurtftifhen Bedeutung nah ganz mit Pfand und Bürgfchaft zu vergleichen, bie 
von gewifien Beamtenlategorien noch neben dem Eide gefordert werben. Dennoch 
ift haͤufig vorgefchrieben, daß bie Beamten vor Ableiſtung dieſes Eines feine Dienft- 
bandlungen vornehmen follen, ja binfichtlic ver Richter ift die Beeidigung in ber 
Art gemeinrechtlich nothwendig, daß alle Alte, welche vorher von ihnen vorgenom- 
men werben, ohne Weiteres ver Nichtigkeit unterliegen. Ein folder Eid wird nicht 
blos von den eigentlih im Dienfte des Staats ſtehenden Beamten verlangt, fon- 
dern ebenfo von Gemeindebeamten, Geſchwornen, Bormündern, Advokaten, Aerzten 
und Dolhtoren; bei geringern Graden Öffentlicher Beamten pflegt man fi mit 
einem Handſchlage zu begnügen. Eine Monftrofität ift es, wenn Gutsbeſitzer fich 
erlaubt haben, ihre Haus: und Wirtbichaftsbeamten in eivliche Verpflichtung zu 
nehmen. Auch binfichtlih ver praltiſchen Wirkfamkeit des Dienfteives darf man 
fih übrigens feinen übertriebenen Erwartungen bingeben. 

Die Berlegung des Dienfteides führt ſowenig wie die des Verfaflungs- und 
Hulbigungseides eine beſondere Strafe mit fidh. 

c) Im Kriminalprocef. Hter hat fi der Gebraud des Eines fehr ver- 
mindert, feitvem ver Reinigungseid des Angeflagten endlich ganz gefallen ift. Seine 
eigentliche Bedeutung hatte mit vem Ende des Mittelalters, als das inguifitorifche Ver⸗ 
fahren in bie veutfchen Gerichtshoͤfe einvrang, aufgehört; indeſſen wie das zu gehen 
pflegt, er wurde unverftanden in einzelnen Anwendungen noch beibehalten, wurde 
nun aber, während er früher ein Schugmittel für den Angeklagten geweſen war, unter 
dem Einfluffe des veränderten Grunbprincips zu einem Werkzeuge gegen den An- 
geklagten. Man hielt e8 durchaus nicht mehr für nötbig, ven Angeklagten vor 
der Berurtbeilung ſchwöͤren zu lafien, man verurtbeilte ihn auch, ohne daß ver 
Eid in Anwendung gelommen wäre; indeſſen wenn fein anderes Mittel mehr ver- 
fieng, fo bebiente man fi zur Gewinnung eines Geſtändniſſes auch der geiftigen 
Tortur des Reinigungseides. So hat er während ber ganzen Periode des Inqui⸗ 
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ſitionsproceſſes in dieſer ſeiner neuen Geſtalt ausgehalten und erſt die von einem 
andern Geiſte getragenen neueſten Proceßordnungen haben ihn völlig aus ber 
Reihe der Friminalprocefinaliihen Beweismittel geftrihen. Es ſchwören demnach 
im Strafproceß nur no die Zeugen und Sachverſtändigen. Die Beeivigung 
derjelben findet entweder in der Vorunterjuhung ober in ver Hauptverhandlung 
ftatt. Letzteres ift das Gewöhnliche und Erfteres gefchieht nur, wenn man fürdhtet, 
bi8 dahin den Zeugen zu verlieren; tritt der ſchon in ver Vorunterfuchung bes 
eidigte Zeuge in der Haupwerhandlung doch auf, fo genügt es, ihn auf feinen 
geieifteten Eid zu verweilen; für eine gewiſſe Klaſſe von Berfonen öffentlichen Cha⸗ 
rakters ift eime ſolche Verweiſung auf einen geleifteten Eid, namentlich einen 
Dieufteiv ſehr gebräuchlich. Verſchieden find bie Beſtimmungen varüber, ob bie 
Deeidigung vor oder nach der Ausſage ftattfinden fol: erfteres tft das gemein⸗ 
rechtlihe Princip des kanoniſchen Rechts und der Carolina, letzteres findet fich 
in vielen neuen Gefeggebungen. Welches aus friminalpolitiihem Geſichtspunkte 
vie zwedmäßigere Darime ift, möchte ſchwer zu fagen fein; vielleicht ift der mo⸗ 
raliſche Eindrud bei der Beeidigung vor der Ausſage größer, vielleicht ergehen fich 
aber, wenn vie Beeidigung erft nachher ftattfindet, bie Zeugen im ihrer Ausſage 
unbefangener. *) 

d) Im Eivilproceß ift die Anwendung des Eides noch viel häufiger; doch 
tritt bier der Eid der Zeugen ganz in ben Hintergrund gegen den der Par- 
teien. 

Zwar der altveutfche Reinigungseid ift auch hier endlich bis anf vie leiten 
Erinnerungen getilgt: bier nod) gründlicher als im Strafproceß, denn bier ift pas 
römische Recht mit feinen grundverſchiedenen Inftituten geltend geworben. Das 
römische Recht hat aud einen Reinigungseid in ven Civilproceß eingeführt, 
der aber faft nur durch den Namen an jenen erinnert; er wird freili von ber 
Partei geihworen, aber vom Richter auferlegt, er eniſcheidet die Sache nidt 
primär, fondern nur höchſt ſubſidiär, er genügt auch zur Entſcheidung nicht allein, 
fondern nur in Verbindung mit andern Beweismitteln. Wenn nämlich die Be— 
weisführung unvollſtändig ift, fo kann natürlich weber freigeiprochen noch verur- 
theilt werben, nnd es müßte daher eigentlich ein non liquet erfolgen. Um nun nicht 
Beranlefiung zur Selbfthilfe zu geben, jo muß in ſolchem alle vie fehlende Gewiß- 
beit durch einen Eid herbeigeführt werben; ber Richter bat bei ver Wuflegung 
deſſelben ‚ziemlich freies Ermeſſen, er trägt ihn ver Partei auf, weldhe die größte 
Bermuthung für fi bat und das richtet fih nach dem Erfolge des Beweisführers; 
bat diefer einen ſtarken Beweis geführt, jo wird ihm das fog. suppletorium 
aufgelegt, ift das nicht der Wall geweien, fo wirb ver Gegner zum purgatorium 
zwgelaflen; bei eintretenver Weigerung wird das Gegentheil von dem, was hätte 
bejchworen werben follen, als wahr angenonmen. 

Die Hauptanwendung des Parteleides im Livilproceffe liegt nun aber in ber 
Eidesdelation; auch dieſe ift Acht römifchen Urfprungs. Während es ohne bie 
Rechtöficherheit von Grund aus zu gefährben, nicht geftattet fein kann, daß jede Par- 
tei für den Beweis ihrer Behauptungen auf den Eid rekurrirt, fo fteht doch nichte 
entgegen, daß die eine Partei erklärt, fie wolle in dem alle von ihrer Behaup⸗ 
tung abftehen, daß die andere die Unwahrheit verjelben beſchwöre. So Tann zwar 


*) Jedenfalls muß bier eine Hinweifung auf den ſpäter zu leiſtenden Eid der Bernehnung 
vorbergeben. Anm. d Ren. 
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Niemand durch feinen eigenen Eid einen ganzen Rechtaſtreit entſcheiden, aber es 
fann Jeder, der in einem zweifelhaften Rechtsverhältniffe zu einem Andern fteht, 
die Feftftellung veffelben durch einen Eid bewirken, indem er den Anden zum 
Nichter in eigener Sache macht. Er wirb das thun, wenn ihm keine felbftftänpigen 
Beweismittel zu Gebote ftehen, ober wenn er ein befonveres Vertrauen in bie 
religtöfe Gefinnung des Andern fest. Derjenige, vem ein Eid auf dieſe Weife zu- 
geihoben ift, Tann venfelben zurädjcieben, in welchem Falle ver urjpünglich Zu- 
fchiebenve die Behauptung felbft beſchwören muß, über deren Unwahrheit er jenem 
zuerft den Eid zugefchoben hatte. Um dieſen Eiven entgehen zu können, bat fich in 
Deuſchland das Inftitut ver Gewiffensvertretung gebildet, wonad es jeber 
mit einem folhen Eide belafteten Partei ferifteht, vorläufig das Thema bes darin 
normirten Beweiſes durch andere Mittel zu erbringen, doch ift das nur ein vor- 
läufiger Verſuch, nad) deſſen Mißlingen auf den Eid zurüdgegangen werben kann. 
Die Zufchtebung des Eides ftellt ſich juriftifch als eine Veräußerung, die Ableiftung 
als ein Erwerb, deßhalb find zur Eideszuſchiebung Unmündige ohne ihren Bormund 
unfähig, zur Ableiſtung hingegen fähig. 

Außer dem Notheide und dem deferirten Eide giebt e8 num noch eine große 
Anzahl von Parteieneiden im Civilproceffe, die aber alle nit direkt auf vie 
Entſcheidung der Sache ſich beziehen, fonvern entweder nur fehr mittelbar dazu 
mitwirten, ober aber gar nichts mit der endlichen Entſcheidung zu thun haben. 
Sie werben alle vom Richter aufgelegt. Auch bei geftörten Rechtsverhältniſſen ſoll 
bie bona fides das leitende Princip fein, und die Chikane in möglichft enge Grenzen 
zurüdgebrängt werben; in biefer Beziehung kann eine Partei im Proceß häufig 
verlangen, daß ihr Gegner eidlich verfichere, er laſſe fich bei feinen proceſſualiſchen 
Handlungen von der Weberzeugung leiten, daß viefelben zur Erhaltung feines 
Rechts nothwendig feien. Auch dieſer ſog. Gefährveeid ſtammt aus dem römi- 
hen Rechte und wenn er auch bie unter Juftintan erhaltene Ausdehnung, wonach 
er über die ganze Procekführung verlangt werden konnte, verloren bat, fo findet 
er doch mit Bezugnahme auf beftimmte proceſſualiſche Vorgänge, wie Yriftgefuche, 
Reftitutionen, Eivesvelationen, Appellationen noch immer ftatt. Wichtig ift der Eid 
bei dem Beweiſe durch Urkunden, theils in Bezug auf die Aechtheit der Urkunde 
(sDiffeffionsetp), theils in Bezug auf deren Herausgabe (Editionseid). Zur Erhärtung 
des durch eine erwieſene widerrechtliche Handlung verurfachten Schabens dient das 
juram. in litem und juram. Zenonianum. 

2) Im Privatredht. Wir haben gefeben, daß im deutſchen Mittelalter der 
Eid eine derartige Stellung einnahm, daß er die Kraft beſaß eine nova causa 
obligandi zu bilden, einem fonft nicht klagbaren Geſchäfte Klagbarkeit und rechtliche 
Eriftenz zu verleihen. Gegen dieſe Auffaffung find feitvem zwei Feinde aufgeftanven : 
das römiſche Recht und das Naturredht. Das römiſche Recht nämlich faßt den Eid 
lediglich als ein accessorium auf, fo daß feine Kraft und Wirkfamteit fich lediglich 
nad ber bed zu Grunde liegenden Rechtsverhältniffes richtet und ein eidlicher 
Bertrag am fi juriftifh nicht mehr wirkt als ein nichteidlicher, vor Allem aber 
feine nova causa obligandi erzeugt , fondern nur als moralifher Impuls zu 
betrachten iſt. Mit andern Worten fagt daſſelbe das Naturrecht. Dies bat nun 
bereits im 18. Jahrhundert foweit gewirkt, daß I. H. Boehmer ſich gegen bie 
bisherige Anwendung des promiſſoriſchen Eides in ver privatrechtlihen Sphäre 
erflärt: est juramentum tantum oratio accessorie, et secundum jus naturs 
novum negotio robur non addit. Unter dem Einfluß dieſer Momente, indem zu 
gleicher Zeit das kanoniſche Recht immer mehr in ven Hintergrund trat, ift in 


manchen deutſchen Partitularrechten die Abfchaffung des promiſſoriſchen Eides vor 
ih gegangen; fo vor Allem im preußifchen Landrechte, wo es heißt, daß durch 
eidliche Beftärkung kein Vertrag mehr Kraft erhalte, als ihm die Gefege ſchon an 
fih beilegen; außergerichtlihe Verſprechungseide find außervem bei Strafe ver- 
boten. Wo aber das gemeinrechtlihe Princip noch in Geltung ift, da find alle 
Eide in dieſer Beziehung gerichtlich aufrecht zu erhalten, wenn fie nicht gegen das 
Seelenheil des Schwörenden verftoßen, oder bie Rechte eines Dritten ge- 
fährden. Es fragt fih, ob durch den Eid auch ſolche Geſchäfte Rechtsgültigkeit 
erhalten können, welche gegen vie Vorſchriften ver Geſetze abgeſchlofſen ſind. 
Man wird unterſcheiden müſſen. Iſt in dem fraglichen durch den eidlichen Vertrag 
umgangenen Geſetze das öffentliche Intereſſe bedacht geweſen, fo kann gegen 
ſolche Geſetze der Eid eines Einzelnen Nichts vermögen, denn wenn auch im Eid 
ver höchſte Grab der Verpflichtung liegt, fo kann doch Niemand ſich zu mehr ver- 
pflihten, als worüber er gebieten Tann; ver Geiftlihe daher, ver ein privilegirtes 
Forum bat, kann aud nicht eidlich darauf verzichten, und ein eivliches Verſprechen, 
fein Zeugniß vor Gericht ablegen zu wollen, ift ungültig. Ift aber das Geſetz 
nur zu Gunſten des Handelnden und Schwörenden gegeben, fo gilt ver 
dagegen geleiftete Eid, wie beim Verzicht auf eine Fünftige Erbſchaft, bei ber Ver⸗ 
äußerung von Dotalgrundftüden, bei Schenkungen unter Ehegatten. Das tft pas 
Princip und das find einige ver hauptfächlichften, und fügen wir hinzu zweifellofeften 
Anwendungen; denn allerdings ift mit der Aufftellung jenes Principe noch nicht 
jeve Schwierigfeit befeitigt, pa es in vielen Fällen zweifelhaft tft, zu welcher von 
beiden Kategorieen ein beftimmtes Geſetz gehört; und häufig genug kommt es auf 
dieſe Weife vor, daß Gefege von weitreichender öffentlicher Bedeutung durch Einzelne 
in Frage geftellt werben. 

B. In ver Rechtsſphäre der Kirche. Zwar giebt e8 bier keine Eide, welche 
dem Berfaffungs- und Hulbigungseide auf dem ftnatlihen Gebiete entjprächen, 
denn die Aufnahme in bie Kirche gefchieht durch Gelübde und Belenntnig und 
von Eiden, welche ver Papft oder ver evangelifche Landesherr in feiner Eigenfchaft 
als oberfter Biſchof leiftete, verlautet Nichts; dafür aber finden ſich die Dienft- 
eide im analoger Anwendung. 

1) In der katholiſchen Kirche ſchwört der Biſchof und Erzbifchof dem 
Bapfte, der Kuratklerus dem Bilchofe den Eid der Treue und des Gehorſams. 
Die Yormel für die Bifchöfe hat oft gewechjelt, feit Klemens VIII. ift fie aber 
biefelbe geblieben; fie enthält eine allgemeine Verfiherung des Gehorſams und in 
langer Reihe eine Aufzählung ver einzelnen Obliegenheiten, barunter die Ber- 
pflihtung, Ketzer und Schismatiter zu verfolgen, worüber der Kurfürft-Erzbifchof 
von Dalberg auf Befragen von Rom aus eine beruhigende Erklärung erhalten hat. 
In den meiften Staaten, fo auch noch nad dem neueften Konkordate in Defter- 
reich, haben die Bifchöfe außerdem dem Landesherrn no einen Eid zu leiften, 
der in bie Kategorie der politifhen Eive gehört. Es wirb darin nicht blos im 
Allgemeinen Treue und Gehorſam gelobt, fondern noch ganz beſonders das Ver⸗ 
ſprechen gegeben, an keinem Verkehre und Anfchlage, welcher vie öffentliche Ruhe 
gefährbet, theilzunehinen, und weber inner noch außer ben Grenzen des Reiche 
eine verbäcdtige Verbindung zu unterhalten. Vgl. Br. II, ©. 156, 157. 

2) In der evangelifhen Kirche geſchieht vie Verpflichtung der Geiftlichen 
auf die fymbolifhen Bücher gewöhnlich in eiblicher Form. Außerdem wirb 
dem Kirchenregimente ein Eid gefhworen über die gewiffenhafte Erfüllun 
der Berufspflichten. Der ſog. Externa kann darin au gedacht werben, —* 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. II. 19 
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iſt es ein Ausfluß des Territorialismus, wenn in einem ſolchen Eide der Geiſtliche 
feine Pflichten als Staatsdien er erfüllen zu wollen angelobt, und in der That 
bat die wieder jelbftftändig gewordene Kirche ſich dagegen aufgelehnt. In Preußen 
wurde durch Kabinetsorvre vom 8. April 1830 ber betreffende Paſſus aus dem 
Dienfteive ver Geiftlihen entfernt. Außer diefen beiden Eiven ſchwören die evan- 
geliſchen Geiftlihen noch den fog. Simonieneid, der fih aus dem Namen 
ſelbſt erflärt. — 

titeratur: Malblanc, doctrina de jurejurando, Altdorf 1781; edit. 
nova. Tubinge 1820. — Meifter, über den Ein nad reinen Bernunftbegriffen, 
Leipzig und Züllihau 1810. — Bayer, Betrachtungen über den Eid, Nürnberg 
1829. — Stäudlin, Geſchichte der Borftellungen und Lehren vom Eide, Göt- 
tingen 1824. — Oaths, their origin, nature and history. By James Endell 
Tyler. London 1834. — Leue, von der Natur des Eives, Aachen 1836. — 
Göſchel, der Eid nad feinem Principe, Begriff und Gebrauche. Berlin 1837. — 
von Arnold, die driftlihe Eivesformel. Erlangen 1851. — Strippelmann, ver 
Hriftlihe Ein nah Entſtehung, Entwidlung, Berfall und Reftauretion. Kaffel, 
Band I 1855, Band II 1857. — Marr, der Eid und vie Eidespraris. Negens- 
burg 1855. — Krausfold, zur Lehre vom Eid als Beweismittel im Eivilproceß. 
Münden 1855. 

Ernft Meier. 
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Der Aufgabe des Staatswörterbuchs entfpridt ein näheres Eingehen auf ven 
politifhen Ein und die einzelnen Arten deſſelben. 

Wie der promifforifhe Eid überhaupt, fo ift insbefondere der politiſche Eid 
von manden Schriftftellern als ein unwirkſames und deßhalb zugleich entfittlichen- 
des Inftitut verworfen worben. Seine Unwirkjamfeit zu erweiſen wirb aber flets 
unmöglich fein. So oft auch Fürften und Untertanen eine eidlich erhärtete Pflicht 
verlegt haben: man wird niemals ermitteln fünnen, wie viele andere Pflichtver- 
legungen durch die Erinnerung an einen geleifteten Ein verhindert worben find. 
Die Berbreitung des promifforifhen Eides unter allen Völkern, feine Erhaltung 
unter allen Wechſeln ver politifhen Entwidlung zeugt von einem tiefgewurzelten 
Glauben an feine Wirkfamfeit, der den Zweifel Einzelner überwiegt. Die völlige 
Abſchaffung des politifchen Eides ließe fih nur unter zwei Vorausfegungen recht⸗ 
fertigen: bei einem Volke, in dem alles religidfe Pflichtgefähl erlofchen, die Ehr⸗ 
furdt vor Gott wie die Schen vor einem rächenden Verhängniß aus allen Ge— 
müthern verſchwunden wäre, — over bei einem Volke, wo das politifche Pflidt- 
gefühl zu ſolcher Vollkommenheit entwidelt wäre, daß es von religtöfen Motiven 
feine Steigerung und Befeftigung mehr zu erwarten hätte. Wo dieſe Borausfegungen 
nicht zutreffen, wird es mwohlgethan fein, den politifhen Eid, ohne Ueberſchätzung 
feiner Wirkſamkeit, beizubehalten und zugleich vor mißbräuchlicher Vervielfältigung 
zu bewahren. 

1) Berfaffungseid des Staatsoberhauptes. Das alte Herlommen 
beutfcher und außerdeutſcher Staaten, wonach ber Fürft beim Antritt feiner Regierung 
die Berfaffung zu beobachten und aufredht zu halten gelobt, tft auch in ven neueren 
Grundgefegen ſanktionirt. Namentlich die deutſchen Derfaffungsurkunden haben es 
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mit wenigen Ausnahmen 1) beibehalten oder angenommen. Dem Unterfchiede zwiſchen 
flännifcher nnd konſtitutioneller Monarchie entiprechend, ift dieſes Gelübde in früherer 
Zeit zumeift auf Erhaltung der ftänvifhen Freiheiten, in den neueren Urkunden 
auf Beobachtung der Staatsverfaflung gerichtet. So gelobt der Thronfolger in 
Preußen: „vie Berfafjung des Königreichs fett und unverbrüchlich zu halten”, im 
Königreih Sachſen: „daß er die Verfaffung des Lanves, wie fie zwifchen dem 
König und den Ständen verabfchiedet worden ift, in allen ihren Beſtimmungen 
während feiner Regierung beobachten, aufrecht erhalten und beſchützen wolle.” Beſſer 
ift in der letzteren Formel die zweifache Aufgabe des Staatsoberhauptes bezeichnet, 
tan verfaflungsmäßig zu regieren und ven verfafjungsmäßigen Rechtszuſtand 
zu ſchützen. 

Die Form der eidlichen Betheurung findet fi), was vie größeren deutſchen 
Staaten betrifft, nur in ver bayerifchen und jest in der preußifchen Berfafiungs- 
urkunde; häufiger ift die Zuſicherung „bei fürftlidem Wort“ oder ein einfaches 
Verſprechen ohne Zufag (Kurhefien, Großh. Heſſen). Die religiöfe Gewähr, vie in 
ber Eidesleiftung liegt, geht dadurch verloren. Wo vie Landesgeſetzgebung zur 
Befeftigung öffentlicher Rechtszuftände vom Eid überhaupt Gehraud macht und 
bemgemäß auch die Staatsbürger zur Leiftung eines Verfaſſungs eides anhält, da 
f&heint die Natur der Sache zu fordern, daß das Staatsoberhaupt fein Gelübbe 
in nicht minder feterliher Form ausſpreche. Denn in feinen Hänven liegt bie 
größte Madt, Gutes und Uebles zu thun, an der Heilighaltung feiner Zufage 
ift das meifte gelegen. 

Das fürftlihe Gelöbniß ift in der Regel nicht ausfchlieglih ein „VBerfaf- 
ſungs ſeid“; es erftredt ſich Häufig (3. B. in Preußen, Bayern, Kurhefien und 
Großh. Hefien) zugleih auf die Beobachtung der Geſetze. Der Eid des Thron- 
folgers in Preußen lautet vollftändig : „Die Berfaflung des Königreichs feſt und 
unverbrühlih zu Halten und in Uebereinftimmung mit verfelben und ven Ge- 
fegen zu regieren. Da auch das Verfaſſungsgeſetz ein Geſetz ift, fo kann dieſe 
Formel nur den Zwed haben, die Grundlagen bes ftaatliden Organismus — die 
Berfaffung — als den wichtigſten und zugleich vorzüglich ſchutzbedürftigen heil 
ber Geſetzgebung beſonders hervorzuheben: das Staatsoberhaupt gelobt, alle 
Geſetze, und in erfter Tinte die Verfaffungsgefege Heilig zu halten. Hiemit 
fheint ver oben S. 285 berührte Streit über die Tragweite des Verfaſſungseides 
für Preußen wie für die übrigen Staaten, wo das Gelübbe in ähnlicher Form 
geleiftet wird, vollftändig abgefchnitten zu fein; has fürſtliche Gelöbniß umfaßt 
unftreitig die gefammte Landesgeſetzgebung. Nur kann es nit im Sinne dieſer 
Formel liegen, aud das geringfügigfte Detail unter den Schug des Eides ober 
bes fürftlihen Wortes zu ftellen und an unbebeutende Vorfälle die Bezichtigung 
des Eides⸗ oder Wortbruches zu Inüpfen. So ift aud der Eid der Staatsbürger 
und Beamten (Ziff. 2, 3) nicht gemeint. 

Man bat die Frage aufgeworfen, ob ver Bruch einer befhworenen 
Berfaffung unter Umftänden entfhulpbar fein könne? — Er ift dies, 
geteie, ob vom Fürften over von den Unterthanen ausgehend, unter benfelben 

orausfegungen, unter welchen der Bruch einer nicht befchworenen Berfaflung 


4) Unter den größeren Staaten gehört außer Oeſterrei Yan Aufhebung der Verf.Urk. ven 
41849 und ihres &. 13) nur das Großh. Baden hieher. — Beilpiele aus Älterer Zeit und außer: 
deutfchen. Ländern f. bei a D. Staatsrecht. 2. Aufl. I. $. 56, und Bluntſchli, 
allgem. Staatsreiht. 2. Aufl. I. S. 77, 
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entſchuldbar werden kann. Er ift es mit anveren Worten, fo oft ein wahres 
Nothrecht das Staatsoherhaupt oder die Unterthanen über bie Schranken des 
formalen Rechtes erhebt. Denn diefer Eid legt dem Fürſten oder Unterthanen, ber 
ihn leiftet, keine neue politifche Pfliht auf; er will nur das Bewußtſein ber 
ſchon beftehennen Pflicht intenfiv verſtärken ). So weit vie Pflicht Feine 
unbebingte, tft auch ver Eid, der fie erhärtet, Fein unbebingter; in ben uber 
orbentlihen Fällen alfo, wo der Bruch einer unbefchworenen Berfaflung vor Gott 
und Menfchen gerechtfertigt werben kann, iſt auch ber Bruch der beſchworenen 
fein Eidesbruch. Die Borausfegungen des wahren Nothrechtes werben andere 
Artikel erörtern. Der Gefahr vorzubeugen, daß ein willtürlihes Geläften mit dem 
Vorwande des Nothrechts beſchönigt werbe, fteht freilich nicht in der Macht ver 
Wiſſenſchaft. 

Kann vie Ableiſtung des Gelöbniſſes, das dem Fürſten verfaſſungsmäßig 
auferlegt iſt, als eine Bedingung des rechtsgültigen Regierungs— 
antrittes angeſehen werden? 

Ein Theil der Verfaſſungsurkunden fordert das fürſtliche Gelübde ohne wei⸗ 
teren Zuſatz „beim Antritt der Regierung“. So die bayeriſche (1818), I. ſächſtſche 
(1831), kurheſſiſche (1852). 3) In vemfelben Sinne ift ohne Zweifel $. 54 ber 
preußiſchen Verfaſſungsurkunde zu verftehen, der den Eid ohne Zeitbeitimmung, 
im übrigen gleichfalls ohne weiteren Zufag vorſchreibt. Andere Verfaffungen, 3.8. 
die württemibergifche (1819), fachjen-meiningen’fhe (1829), ſachſen⸗weimar'ſche 
(1850) fordern das Gelübde ausprüdlih vor der Huldigung; nod andere 
vor dem Regierungsantritt, vor Ausübung der verfaffungsmäßigen Regie 
rungsrechte. In diefe dritte Klafle gehören gegenwärtig, nachdem mehrere im Jahr 
1848 entftandene ) Berfaffungsbeftimmungen gleicher Art außer Wirkſamkeit geſetzt 
werden find, noch Oldenburg (1852) und Sadfen-Koburg-Gotha (1852). Die 
Grundgeſetze der zulett genannten Länder ordnen zugleich (nach dem Beifptele des 
belgifhen) an, daß in ver Zwifchenzeit das verantwortliche und auf die VBerfaffung 
beeidigte Stantsminifterium die Regierungshandlungen vorzunehmen habe. 

Gegenüber den Beftimmungen ver dritten Kategorie fteht vie Bejahung 
obiger Frage außer Zweifel. In Fällen ver zweiten Art ift die Bedeutung bes 
Hnldigungsaktes entſcheidend. Regelmäßig wird die Unterthanenpflicht durch 
biefen Alt, ebenfo wie vie Negentenpflicht durch das fürftliche Gelübde, nicht erft 
begründet, fondern nur anerfannt und beftärft 5). Regelmäßig tft daher, wenn ein 


2) Dol. oben ©. 285, Jahariä, a. aD. 8.56, 575 J. 3. Mofer, Staateredt. XıV. 
©. 1158. S, auch den merflenburg. Erbvergleich von 1755 $. 355 in Jachariä's deutſchen Ber- 
faffungsgefepen. S. 858. 

3) Die furbeififche Verf. Urk. jagt, übereinftinmend mit einigen anderen: „Der Thronfolger 
wird... geloben“. Held in feinem Syſteme des Verf. Rechtes I. S. 274 bemerkt, bier fehle 
„eigentlich“ die Form einer juriftifchen Verpflichtung, die Zufage des Thronerben fei fakultativ 
geftelt. Allein man folgt ohne Zweifel richtiger der Auslegung, die von demfelben Autor in 
einem gleichartigen Fall (Art. 13 der Bundesafte) adoptirt worden ift: „Der Ausdrud wird tft 
Bennad nicht etwa eine Prophezeihung einer von wahricheinlichen künftigen Thatfache, jondern die 
euphemiftifche Bezeichnung einer ungweifelhaften Pflicht." (S. 8 a. a. O.) 

* Es ift jedoch diefe Formel keineswegs eine Erfindung des Jahres 1848. Beifpiele aus 
äfterer Zeit |. bei Zacharia, Saatsrecht. 1. S. 264. 

6) Dal. Mofer, a. a. O.; Zachariä, a. a O. $. 57; Gneift, engl, Berfaflungsrecht. 
1. ©. 302. Daraus erflärt fi auch, daß die Huldigung aus vielen neuern Verfafſungsurkunden 
ganz verfchwinden unt felbft da, wo fie perfuffungemäpig vorgeſehen ift, wie in Babern, doch 
außer Gebrauch kommen konnte. Bol. Ziff. 2 im Text. 
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Grundgeſetz die Huldigung vom landesherrlichen Gelübde abhängig macht, hiemit 
nur gefagt: der Fürft, ver vie feierliche Bekräftigung feiner Regentenpflicht ablehnt, 
möge fi auch gefallen lafien, daß anderſeits eine feierliche Bekräftigung ver 
Untertbanenpflihten unterbleibt. Aber vie Pflichten felbft und vie entſprechenden 
Nechte beftehen darum nicht weniger). Durch ausdrückliche Beftimmungen ber 
Berfaſſungsurkunde, durch die bei ihrer Berathung gegebenen Erläuterungen ober 
dur die BVerfaffungsgefchichte des Landes Tann indeß dem Hulvigungsalt aller- 
dinge auch eine höhere Bedeutung verliehen fein. So fließt fih z. B. die 
württembergiſche Verfaſſungsurkunde unmittelbar an eine bis ins 19. Jahrhundert 
ſtets aufredht erhaltene Sagung des Tübinger Vertrages vom Jahr 1514 an, bie 
mit unzweidentigen Worten ven Uebergang ver Regierung auf den rechtmäßigen 
Erben von der Beftätigung ver LTandesfreiheiten abhängig macht ). In ſolchem 
biftorifchem Zufammenhange wird allervings anzunehmen fein, daß bie Suspenfton 
der Huldigungspflicht eine Suspenfion der Unterthanenpflicht in fich ſchließe 8). 

Begnügt fi dagegen eine Verfaffung, das Gelübde „beim NRegierungsantritt" 
zu fordern, ohne Andeutung rechtlicher Folgen, die aus feiner Leiftung ober Ver⸗ 
weigerung entfpringen, fo kann bie höchſte rechtlihe Wirkung, vie LTegitimität des 
Regierungsantrittes, auch nicht an dieſes Gelübde gefnüpft werden. Denn bie 
Thronfolge in der heutigen Erbmonardhie beruht nicht auf einem Uebereinkommen 
zwifchen Fürft und Volt, das erft durch Zufagen von ber einen ober anderen Seite 
perfelt würde. Den einzelnen Lanvesverfaflungen bleibt e8 überlafien, die Garantieen 
des Rechtszuſtandes zu verftärken, indem fie Bebingungen, bie dem gemeinen 
Necht fremd find, hinzufügen. 

Gleichgültig erfheint es für die Beurtheilung biefer Frage, ob ein oktroyirte 
oder paktirte Berfafjung vorliegt. Auch die erftere Tann ven Regierungsantritt 
von einem fürftlihen Gelöbniß abhängig machen; auch bie lettere Tann ihn unab⸗ 
bängig von einer ſolchen Bebingung ftatuiren. Denn das Recht der Thronfolge 
ift in unfern paltirten Berfaflungen regelmäßig ?) nicht durch ven grundgefeglichen 


6) Daneben macht fi der Yürft, der den grundgefeplichen Eid verweigert, ebenfo einer 
Derfaffungsverlepung ſchuldig, wie der Unterthan, der nach Ablegung des fürftlichen Gelũbdes 
Die Huldigung verweigert. Nur die Sufpenfion der Regierungsrechte folgt aus jener Ders 
legung eben fo wenig ipso jure, wie aus irgend einem andern verfaffungswidrigen Thun oder 
safe des Staatöoberhauptes. Die Mafıregeln, die fonft zur Herftellung eines verfaffunggmäßigen 
Pie andes dienen können, find dann auch bier am Platz, insbeſondere — wenn dies nad den bes 

benden Inſtitutionen zuläffig ift — die Erpebung einer Anklage gegen die Minifter, die zu der 
Derweigerung ihre Hand bieten. (Bol. Rönne, Staatörecht der preuß. Monarchie. I. ©. 623.) 
Vebrigens wird die Eidesverweigerung immer nur ala das Vorfpiel eines Attentats auf materielle 
Grundfäße der rtaflung oder auf den ganzen Beftand derfelben vorfommen. 

7), S, Mohl, Staater. des Könige. Württemberg. (2. Aufl.) 1. S. 171 ff. 

8) Auch dad bannover’iche Staatögrundgeieg vom Jahr 1833 enthielt die Beftimmung, daß 
dem König erft zu buldigen fei, nachdem er die unverbrüdhliche Fefthaltung der Landesverfaffung 
zugeſichert habe. Als der König Ernft Auguft 1837 unmittelbar nach feinem Regierungsantritt 
die verfammelten Kammern vertagte, um ben beabfichtigten Berfaffungsumfturz ungeftörter durch⸗ 
zuführen, wurde von Stüve diefer Alt als rechtsungültig angefochten, weil der Shromfolger 
vor Ablegung des Gelühdes zu keiner Regierungshandlung befugt fei (Staatslexikon, 2. Aufl. im 
Art. Hannover). Die Richtigkeit einer folchen Argumentation wird auch bier nur im Zufammenhang 
mit der Beldiäte der Landesverfafiung und den bei Berathung des Grundgeſetzes gepflogenen 
Derbandlungen beurtheilt werden können. . 

N Ausnahmen find 5. B. in Belgien und Griechenland bei der Berufung der Foburgifihen 
und wittelöbachifhen Dynaftie vorgekommen. Inwiefern ſolche Källe, wenn nicht ohnehin bie Vers 
faſſungsurkunde fih Mar ausfpricht, abweichend zu behandeln jeien, Tann bier unerörtert bleiben. 
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Vertrag erſt begründet, vielmehr wird derſelbe mit einer ſchon berechtigten 
Dynaſtie gefchloffen. Dieſe unterliegt demnach nur denjenigen Bedingungen bes 
Regierungsantrittes, die entweder aus dem bisherigen Rechtszuſtande ſtillſchweigend 
überfommen oder in der neuen Vereinbarung aus drücklich als ſolche von ihr 
eingegangen find. 1%) Unter allen Umſtänden erfcheint aber die Ablehnung bes 
Gelübdes als ein Bruch der rechtögültig beftehenden Berfaffung und überbies ala 
ein Vorbote von weiteren Schritten, die auf das Gebiet des Nothrechtes führen 
Können. (Note 6.) 

Der Regierungsperwefer hat gewöhnlich beim Antritt feiner Funktionen 
daſſelbe Gelöbniß abzulegen wie der Thronfolger. Zuweilen (wie nad der bayeri- 
ihen und großh. heſſiſchen Verfafſungsurkunde) iſt ihm überdies hie eidliche Be⸗ 
theuernng auferlegt, daß er die Rechte der Krone erhalten und die anvertraute Gewalt 
dem Landesherrn getreu übergeben werde. 

2) Hulpigungseid, Staatsbürgereid. Die in früherer Zeit beim 
Negierungswechfel übliche, meift eidlich bekräftigte Hulbigung, die entweber von 
den verfammelten Landſtänden oder aud von allen Unterthanen geleiftet wurde, 
ift in die wenigften der neueren Berfaffungsurtunden übergegangen und iſt tbeil- 
weife, auch wo fle nocd erwähnt wird (3. B. in der bayeriſchen Berfaffungsurkunde), 
doch außer Gebrauch. Es fpricht fich hierin das Anerkenntniß aus, daß fie in der 
heutigen Erbmonardie für die Begründung des ftantörechtlichen Verhältniſſes nicht 
weſentlich ſei. Häufiger wird jekt von allen männlichen Staatsangehörigen bei 
ihrer Anfäffigmahung over beim Antritt der Bolljährigkeit, zumeilen in noch 
jüngeren Jahren, ein „Verfaſſungs⸗“ oder „Huldigungseid“ geleiftet; auch viefer Eid 
ift jedoch nicht allgemein, 3. B. nicht in Preußen vorgefchrieben. Er pflegt neben 
der Beobachtung der Staatsverfaffung vie Pflicht zur Treue gegen ven Landes= 
herrn, die von jener ungertrennlich ift, noch beſonders hervorzuheben. Als britten 
Beſtandtheil enthält er zuwellen, analog dem Gelübde des Staatsoberhauptes, eine 
Berpflihtung auf das Geſetz“, deren Bedeutung ſchon oben erläutert ift. 

Je empfindlicher die perfänlihen Aufopferungen find, welche die Erfüllung 
einer bürgerlihen Pflicht erheilcht, um fo ſtärker regt fih, wenn dieſe Pflicht- 
erfüllung befhworen wurbe, vie Verſuchung zum Eidesbruch. Darin liegt das 
Bevenklihe des bie und da vorkommenden Gebrauches, bei der Befteurung eine 
eidliche Ausfage über die für die Stenergröße maßgebenden Thatfachen zu fordern. 
Die Kraft des Eides allein, wenn fie nicht von einem ftarfen politifhen Pflicht- 
gefühl unterftügt iſt, wenn die öffentliche Meinung den Betrug am Staate mit 
ſchlaffer Nachficht beurtheilt, wird felten im Stande fein, ven Antrieb des Eigen- 
nuße8 zu überwinden. Deswegen empfiehlt fi jener Eid nur in einem Staats⸗ 
weien, wo lebendiger Gemeinfinn verbreitet if. 

3) Zum Amtseid in der weiteften Bedeutung des Wortes ift zunächſt ber 
Ein der Kammermitglieder zu zählen. Es entfpriht der Aufgabe der Volks— 
vertretung, wenn ben Abgeorbneten, während im allgemeinen Stantsbürgereid nur 
von Beobachtung ber Berfaflung die Rede ift, zugleich die „Aufrehtbaltung, 
Bewahrung" verfelben als politifche Pflicht vor Augen geführt wird (bayertfche, 
badiſche, k. ſaͤchſiſche Verf.) In einigen Staaten — fo nad dem Vorgange von 
Bayern in Baden und Großh. Heffen — ift ferner ein Grundprincip ber modernen 
Repräfentatioverfaflung dem Abgeordneten⸗Eid dur Aufnahme des Zuſatzes ein- 


20) Anderer Meinung iſt Rönne, preuß. Staater. I. 6. 623, in Betreff der vereinbarten 
preußiſchen Berfaflung. u ’ 
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verleidt: „in der Verſammlung nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und 
Deite ohne (einfeitige) Rüdficht auf befondere Stände oder Klafien berathen zu 
wollen.‘ 11) 

Die Beeidigung der Wahlmänner bei Landtagswahlen kommt felten 
vor 12) und ift nicht empfehlenswerth. Die vage Verpflichtung, „nach beftem Wiffen 
und Gewiffen, zum Wohle des Landes zu wählen”, unmittelbar vor dem Beginn 
der Wahlhandlung auferlegt, Hat ficher noch niemals einem Kandidaten Stimmen 
entzogen oder gewonnen; fie vermag weder bie Parteimeinungen umzuftimmen, 
noch die politifche Bildung, wo dieſe mangelt, zu erjegen. Aud die Verpflichtung, 
„anf Befehle, Drohungen over Berfprechungen feine Rüdfiht zu nehmen”, ift 
unwirkſam. Befehle und Drohungen, wo fie überhaupt Eingang finden, find 
ftärfere Einjchlichterungsmittel, ald der Eid, ver fie entkräften fol. So weit 
endlich der Eid geradezu gegen Beſtechungen gerichtet ift, erfcheint er verwerflich, 
weil die Wahlbeftehung, nad deutſchen Anſchauungen wenigftens, für eine unehren- 
hafte Handlung gilt, deren Abſchwörung den Wählern fo wenig angefonnen werben 
darf, wie überhaupt einer ehrbaren Berfammlung die Abihwörung von ehrenrüh⸗ 
rigen Handlungen. Hier ift nur eine nachdrückliche Handhabung des Strafgefeßes 
gegenüber ven einzelnen Schulvigen an ihrem Ort. 

Außer der Beeidigung der Geſchworenen, bie für fo weſentlich gilt, daß 
die Jury ihren Namen davon erhalten bat, werden auch andere bürgerlihe Funk⸗ 
tionen im Dienſte des Staates oder der Gemeinde mit einer eidlichen Verpflichtung 
eingeleitet. Es ift darauf Bedacht zu nehmen, daß dieſes religidje Hälfsmittel für 
weltliche Zwede nicht durch Anwendung auf geringfügige Angelegenheiten entwür- 
bigt und zugleih abgenügt werbe. In allen Dingen von untergeorbnetem Belang 
muß eine einfahe Hinweiſung auf die übernommene Pflicht genügen. Sie kann 
noch verflärkt werden durch Abnahme eines Handgelübdes; nur das Hand» 
gelübde „an Eidesftatt" ift ein winerfinniger Verſuch, ohne Ableiftung des Eides 
doch die Wirkungen befjelben hervorzubringen. 

Der allgemein üblihe Eid der Staatspiener 13) bekräftigt vie Pflicht 
des Gehorſams gegen das Staatsoberhaupt, hebt wohl aud die wichtigften fpeciellen 
Dienftpflihten, ferner das Dienftgeheimniß, das Verbot ver Theilnahme an ge= 
wiflen Verbindungen u. a. hervor. Ueberdies wirb in den fonftitutionellen Ländern 
überall vie Verpflichtung der Staatsviener auf die Berfaffung dem Dienſteide 
einverleibt (preußiſche, bayeriſche, württembergiſche, ſächſiſche Verf. Urk. u. |. w.). 
Dieſe durch den Eid nicht geſchaffene aber beſtärkte Verpflichtung unterſcheidet 
nicht zwiſchen verfaſſungswidrigen Anordnungen von Seite des höheren, und dem 
Vollzuge folder Anordnungen von Seite des untergebenen Beamten: beides iſt 
pflichtwidrig. Indeß wird vom Beamten nur Beobachtung, nicht, wie von ben 
Boltsvertreteen Aufrehthaltung ber Berfaffung gegenüber einem Attentat der 
Staatögewalt gefordert, und wirklich würde dieſe legtere Forderung ihn mit der 
andern BPiliht des Gehorfams in unlöslihen Konflift bringen. Befindet er fi 
daher in einer Tage, wo er weder die Verfaſſung beebachten kann, ohne den Ges 
horſam zu verfagen, noch Gehorſam leiften kann, ohne der Verfafiung uuzweifel- 


21) Bol. Stahl, Rechts⸗ und Staatölehre. TI, 8. 92. . 

18) Inter den deutfchen Staaten nur in Bayern und LippesDetmold. Ein Handgelübde 
wird den Wahlmännern im Königreih Sachſen und in Baden abgenommen. 

13) Bol. 3. Möfer in den patr. Phantafieen; „Alfo ift der Dienfteid nicht abzufchaffen.“ 
Bd. 1. S. 467 der Ausgabe von 1776. 
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haft zuwiderzuhandeln, ſo iſt ſeine Pflicht, ſich dieſem Dilemma zu entziehen, indem 
er den Staatsdienſt verläßt 1%). Ä 

Bom Beer wird das Gelübde des Gehorfams im Fahneneeid geleiſtet. 
Ob es zugleih auf bie Verfaſſung zu beeibigen ſei, ift eine nenerlich oft erörterte 
Frage. In den legten Jahren der Bewegung wurbe bie Beeidigung vielfach durch⸗ 
gefegt, dann wieder abgefchafft. Gegenwärtig ſcheint fie nirgends mehr flattzufinven ; 
in der preußiſchen Verfaffungsurfunde ift fie ausdrücklich für unftatthaft erflärt 15). 
Daß auch das Heer zur Beobachtung des Grundgeſetzes verpflichtet fei, Tann 
nicht bezweifelt werben: es tft ja nur vorhanden, um ben Zweden bes Staates, 
des in feiner gegenwärtigen Organijation beſtehenden Staates zu vienen. Dieſe 
Berpflihtung trifft unbedingt jede Militärperfon, fo weit fie ſelbſtſtändig, 
nach eigenen !Entfchliegungen handelt: den Führer einer PBatrouille nicht weniger 
als ven oberften Befehlshaber des Heeres. Wenn es nun überhaupt gebräuchlich 
ift, die michtigften Pflichten der Öffentlichen Diener eidlich befräftigen zu laſſen, 
fo darf der Verfaſſungseid des Heeres ohne Inkonſequenz nicht umgangen wer- 
den 16). Man könnte einwenven, das Berfaffungsreht Tiege im orbentlihen Lauf 
ber Dinge von dem Berufskreife der Milttärperfonen viel weiter ab, als von dem 
der Civilbeamten; vie beiden Fälle ſeien deßhalb nicht gleichzuftellen. Allein vie 
verfaflungsmäßige Haltung der Zruppen ift, wenn fie unter außerorventlichen 
Umftänden in Frage fommt, aud um fo wichtiger, und überbies treten foldhe 
Umftände doch Häufig genug ein. Denn es handelt fih nicht nur um Angriffe anf 
den ganzen Beftand einer Berfaflung: jeder Truppenmarſch und jede Kantonnirung 
in unrubigen und kriegeriſchen, jelbft in Friedenszeiten, ftellt vie gewifienhafte 
Berfaffungstreue der Militärmacht auf eine Probe, vie nicht immer glüdlich be= 
ftanden wird. Eingriffe in den organifchen Wirkungskreis der Eivilbehörben, in 
die Preiheit ver Perfon und des Eigenthbums werben bei foldher Gelegenheit um 
fo häufiger begangen, je weniger ven Befehlshabern die Kenntniß 17) und Achtung 
bes Berfafjungsrechtes eingeprägt iſt. 


19) Bezüglich eines Minifters, dem vom Staatsoberhaupte verfaffungswidrige Amtshand⸗ 
lungen angefonnen werden, ift dies allgemein anerkannt; derjelbe Grundfag hat aber auch für 
das Verhältniß zwiſchen dem höchften Staatsbeamten und den untergeordneten Behörden Geltung. 

n der Regel wird übrigens dem Beamten, der durch rechtswidrige Zumutbungen genöthigt war, 
eine Entlaſſun au nehmen, ein GEntfchädigungsanfpruch gegen den Fiskus zuftehen. Iſt dies 
nicht der Kall, N, efteht nleichwohl diejelbe Pflicht; fic wird dann freilich un fo ſeltener erfüllt 
werden. — Ein näheres Eingehen auf diefe Frage ift fyätern Artikeln vorbehalten; bier ſoll nur 
zur Abfchneidung von Mißverſtändniſſen noch erinnert werden, daß die geſetzliche Selbſtſtaͤndigkeit 
des Richters überall viel weiter gebt als die des Berwaltungöbeamten, daß daher der Kine 
einem Konflikt, der ihm die Pflicht des Rücktrittes auferlegt, feltener ausgefept iſt als der andere. 
Insbefondere begeht der Richter, der in einer bei ihm anhängigen Gtreitfache bes Landesherrn 
nach rechtlicher Ueberzeugung gegen das Intereſſe deſſelben entſcheidet, keineswegs eine Verlegung 
feines Dienſt⸗ oder Unterthaneneldes; es wäre daher falſch, ihn in ſolchen Fällen von dem Eide 
ad hoc zu entbinden (vgl. oben S. 10 Note 45). Wohl aber mag es ratbfam fein, ihn aus⸗ 
drücklich darauf hinzumwelfen, daß diefer Eid der Erfüllung feiner Richterpflicht nicht entgegenftehe. 

15) Bol. darüber Rönne a a. O. S. 624, wo audy die einfhlägige Literatur angegeben tft. 

16) Bo alle Staatsangehörigen in frühem Alter den allgemeinen Staatöbürgereid jchwören, 
wo folglich auch der Soldat fehon vor jeinem Eintritt ins Heer die Verfafjung beſchworen hat, ift 
ed genügend, wenn ihm bei Abnahme des Kahneneides bedeutet wird, daß dadurch der früßer 
geleiftete Verfaffungseid feine Geltung nicht verliere. 

17) An diefer Kenntniß, in deren Ermanglung der Eid eine Karce iſt, fehlt es freilich 
nicht allein in milttärifchen Kreiſen; noch häufiger an der reiten Stimmung und Form bei 
der Beeidigung. 
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Allerdings kann nun die Pflicht gegen die Verfaflung zuweilen in Konflikt 
fommen mit ber Pflicht des Gehorſams. Aber dieſer Gefahr fieht fi der Eivil- 
beamte ebenfalls ausgefegt, ver gleichwohl auf bie Verfaſſung beeivigt wird. Man 
täufcht fih auch, wenn man den Konflikt zu befeitigen glaubt, indem man ben 
Eid umgeht: die Pflichten felbft befteben, und kollidiren bisweilen, fie mögen 
eidlich beftärkt fein oder nicht. Sucht man aber dadurch, daß neben die unbe- 
fhworene Berfafinngspfliht eine (im Fahneneid) befchworene Pflicht nes Gehor- 
ſams geftellt wird, ver Löſung des Konfliftes wenigftens die ermänfchte Richtung 
zu geben, fo mag dies allerdings von Erfolg fein. Zugleich erhält jedoch vie mili- 
tärifche Mißachtung ver fundamentalen bürgerlichen Inftitutionen auf ſolche Art 
neue Nahrung und trägt auch in Berhältnifien, wo von einem Konflikte ver Pflichten 
nicht die Rede tft, ihre fchlechten Früchte. Brater. 


Eigenthum. 


IL. Begriff des Eigenthums. Aus der Perſönlichkeit des Men— 
ſchen entſpringt das Eigenthum. Indem das Individuum die Macht ſeiner Per⸗ 
ſönlichkeit über die unperſönlichen Dinge um es ber empfindet, indem es Herrſchaft 
daran ergreift und barüber ausübt, hat e8 Beſitz daran; und indem es fich ber 
natürlihen Heberlegenheit der Perfon über die Sache mehr over 
weniger veutlich bewußt wird, und fo das Nechtögefühl, daß ihm die Herrichaft über 
die Sachen gebübre, hinzukommt, fchafft e8 das Eigenthum, dv. 5. die Rechts⸗ 
berrfhaft der Perfon über die Sachen, die hinwieder nichts anderes ift 
als das naturgemäße Verhältniß von Berfon und Sache. 

Die urſprüngliche Unterlage alles Eigenthums ift, wie fchon die Römer 
richtig erkannt haben 1), der Beſitz. Die Aneignung (Occupation) ift bie urſprüng⸗ 
lichſte — und in den äÄlteften Zeiten, wichtigfte Borm des Eigenthumserwerbs. Mit 
der Verminderung ver berrenlofen Güter und mit ver ſteigenden Rechtsſicherheit 
und Kultur tritt diefe Form mehr in den Hintergrund : und viel wichtiger wirb 
ber abgeleitete Erwerb pur ven Eigenthums verkehr und ver mittelbare 
Einfluß, welchen vie Arbeit auf die Ermeiterung und Beroolllommnung bes 
Eigenthums dadurch ausübt, daß fie die vorhandenen Stoffe für ven menſchlichen 
Gebrauch ausbildet, und fo theils neue Sachen bervorbringt, theils bie vorhan⸗ 
denen verbeflert und verſchönert. Mit Unrecht wollen viele Nattonaldlonomen, 
indem fie diefen Einfluß beachten, fogar vie Entftehung des Eigenthbums auf bie 
Arbeit gründen. Wäre vie Arbeit vie urfprängliche Unterlage des Eigenthums, fo 
wäre die Form der Formgebung (Specififation) die regelmäßige Erwerbart vefielben 
und die Arbeiter wären zugleih vie Eigenthümer. Aber zu allen Zeiten biente 
die Formgebung nur ganz felten zum Eigenthumserwerb, und heute wie früher wird 
der Arbeiter nur ausnahmsweife Eigenthümer der Sache, auf welche er feine Arbeit 
verwendet. Der Zufammenhang der Arbeit mit dem Eigenthum ift demnach nicht 
ein unmittelbarer, fo daß aus jener dieſes entſtünde, fonbern ein mittelbarer, 
indem die Arbeit dem Eigenthum Dienfte leiftet, und hinwieder dafür belohnt 
wird. Der Lohn freilich kommt dem Urbeiter als Gegenwerth für feine Leiftungen 


1, L. 18. 1 de adquir. vel am. poss. : »Dominium rerum ex naturali possessione 
coepisse Nerva filius ait ejusque rei vestigium remanere de his qus terra mari 
coeloque capiuntur; nam bsc protinus eorum flunt, qui primi possessionem eorum 
apprehenderint.« 
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it der Form des Eigenthums zu, aber nicht des Eigenthums an der erarbeiteten 
Sache, ſondern an andern Sachen (Geld, Nahrungsmittel u. f. f.), welche einfach 
durch den gewohnten Sachenverkehr von ihm zu Eigenthum erworben werben. 

Zunächſt gehört diefes Eigenthum nicht dem Staate an. Es ift weder aus dem 
Staatsrecht abgeleitet, noch ein Beftandtheil des öffentlihen Rechts. Es ift vielmehr 
in eminentem Sinne Privatrecht. Wie die Berfon eine Eriftenz hat, auch abgefehen 
vom Staat und unabhängig vom Staat, fo ift aud das Eigenthum ber Privatper- 
fonen außer dem Staate möglich. 2) Auch die unftantlihen Nomaden und die bar- 
bariſchen Jäger und Wifcher ver untern Raſſen haben doch an ihren Kleidern, 
Waffen, Geräthichaften u. f. f. eine Art von Eigenthum. Auch ver Einflebler, ver 
fih der Gemeinfhaft ver Menfchen entzogen hat und fern von allem Staatsver- 
bande lebt, nennt doch — und mit Grund — feine Kleider, feine Lagerftätte, 
die Früchte, die er genießt, fein eigen. Aber außerhalb ver Staatsordnung fann 
doch das Eigenthum weder zu rechter Sicherheit kommen, noch zu höherer Kultur 
gebeihen. Das Eigentyum als Rechtsinftitution bevarf, wie die Gefchichte lehrt, 

ar fehr der Ausbildung von Seite der ftaatliden Geſetzgebung, der Pflege von 

eite der Staatswirthſchaft, des Schuges ver Gerichte und der Ueberwachung ber 
Polizei. Hinmwieder übt die reale Ausvehnung und Geftaltung des Eigenthums 
und bie Bertheilung veffelben unter einem Volke eine mächtige Rüdwirkung aus 
auf den Beſtand und bie Wohlfahrt des Staated. Daher ift die Eigenthumefrage, 
obwohl ihrem eigentlihen Weſen nach eine privatrechtliche, doch mittelbar eine der 
wichtigften Staatöfragen und bebarf auch von dem Standpunkte des Staates aus 
einer forgfältigen Erwägung. Ein Blid auf vie Geſchichte des Eigenthums, be- 
fonders des Grundeigenthums wirb diefen Zufammenhang vefielben mit der poli- 
tischen Geſchichte veranfchaulichen. 

II. Zur Gefchichte des Eigenthums. A. Eigenthbum an beweg- 
liher Habe. Der Inftinft führte vie Menſchen fon in der Kindheitsperiode 
der Menfchheit leicht dazu, fich gewiſſe bewegliche Sachen anzueignen. Die 
Früchte, welche fie pflückten, das Wild, das ſie fiengen over erlegten, die Stein- 
geräthe, vie fie ausfuchten, vie Thierfelle, mit denen fie ihren Leib umhüllten, bie 
Baumzweige, mit denen fie ihre Lager vedten, gehörten ihnen. Das Eigenthum 
des Menſchen an beweglichen Saden ift in gewiſſem Sinn fo alt als der Menſch. 
Bon dem perfönlihen Bedürfniß getrieben, bemächtigte ex fich derſelben, und indem 
er daran Beſitz ergriff, wurbe er zugleich feiner natürlichen Ueberlegenheit über die⸗ 
felben inne. Er erfuhr, daß die Sachen naturgemäß zur Verfügung der Perſon 
bienen : e8 dämmerte in ihm eine Borftellung ver Rechtsherrichaft über die Sa- 
den, d. b. des Eigenthums auf. 

Aber diefes erfte Eigenthum an Fahrhabe ift noch mit dem realen Befig 
beran enge verbunden. Das Gefühl der Herrſchaft kann anfangs nur in ver that- 
fächlichen Ausübung der Herrfchaft wie erwachen fo fih behaupten. Entflieht das 
gefangene Wild ver Gewalt des Jägers over Fiſchers, fo bat er mit dem Bells 


2) Die Erklärung ded Eigenthums aus dem pofitiven Geſetz (4. B. von Montesquieu 
und von Macaulay) erflärt den Gedanken deſſelben nicht und ift überdem auch böcft er 
Würde das Eigenthum nur auf dem Willen des Gefeßgebers beruhen, fo könnte es eben fo leicht 
von der Willfür des Geſetzgebers einer neuen Vertheilung unterworfen oder ganz aufgehoben 
werden. Ideel ficher ift das Eigenthum nur, wenn wie Jedermann, fo auch ber Geſetzgeber ſich 
bewußt ift, daß es einen natürlichen, von dem Staate unabhängigen Grund bat. Dal. auch W. 
Roſcher Grundlage der Nationaldkonomie. I. 8. 77. 
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auch das Eigenthum daran eingebüßt. Aber auch wenn ihm die Früchte, die er 
geſammelt hat, oder wenn ihm ſeine Waffen geſtohlen oder geraubt werden, ſo iſt 
er ſelten in der Lage, ſie wieder zu gewinnen und mit dem Beſitz geht ihm auch 
das Gefühl des Eigenthums unter. Die Sache iſt ſein, ſo lange er Gewalt über 
ſie hat. Sie iſt nicht mehr ſein, wenn ein Anderer ſie befitzt. 

Den barbariſchen Völkern iſt der Unterſchied zwiſchen Beſitz und Eigenthum 
nicht Mar geworben; wie er denn auch heute noch Kindern und ungebildeten Leu⸗ 
ten ſchwer eingeht. Zu voller Klarheit ift derſelbe erft durch das römifche Necht 
gelangt, weiches das Eigenthum (dominium) durch ganz andere Rechtsmittel ſchützte 
als ven Beſitz (possessio), jenes durch Klagen (rei vindicatio, actio negatoria), 
diefes durch Polizeiverbote (Interdikte). Das mittelalterliche deutſche Recht kannte 
zwar ben Unterſchied «uch, aber es verwifchte ihn noch in ben Ideen (Gewere) 
und im Proceß und brachte das Eigentum in größere Abhängigkeit von dem 
Beſitz als das römifche Recht. Die nahe Berbindung und Beziehung des Befiges 
zum Eigenthum an beweglichen Sachen ift au in ber heutigen Rechtsbilbung 
noch fehr augenfällig. Heute noch werben herrenlofe Sachen durch Befigergreifung 
angeeignet und entgeht das flüchtige Wild zugleich wieder unferm Befig und un- 
ferm Eigenthum. Die regelmäßige Uebertragung des Eigenthums ift fortwährend 
an bie Uebergabe des Befites gebunden. Aus ruhig fortgefetztem Beſitz erwädhst - 
noch Eigenthum, und wenn für den Beſitz gewiſſe Erforberniffe des redlichen Er⸗ 
werbes fprechen, fo wird er fogar vorläufig dem Eigenthum ähnlich geſchützt. Aus 
dem Beſitz entfpringt noch die Bermuthung fir das Eigenthum. Nach manchen 
nenern Rechten wirkt überdem bie vertrauenve Beflgesüberlaffung von Seite bes 
Eigenthümers fo ſtark, daß von da an der rebliche Befig eines neuen britten Er- 
werbers fogar befier geſchützt wird, als das urfprüngliche Eigenthum des in feinem 
Bertrauen getänfchten Leihers. 

Das Eigentum an Fahrniß ift demnach in hohem Grave vergänglih und 
veränderli, wie die Sachen, worauf es fich bezieht. Die Verſuche verſchiedener 
alter Völker, einzelne beſonders werthvolle oder individuell brauchbare Sachen vie 
fer freien und leichten Bewegung zu entziehen und ven Berlehr mit denſelben 
an firengere Formen zu binden, wie die Borfchriften des alten römifchen Rechts 
bezüglich ver fogenannten res mancipi, die nicht durch Beſitzesübergabe, ſondern 
nur durch feierliche Handlungen vor Zeugen ober dem Magiſtrate (mancipatio 
und in jure cessio) zu Eigenthum übertragen werben follten, ober des norbifch- 
germanifchen Rechts, welches den Verkehr des mit dem Hauszeichen geftempelten 
Viehes an die Kundſchaft von zugezogenen Zeugen band, haben fi) ver Entwick⸗ 
lung der Eivilifatton gegenüber, welche auf ven leichten Wechfel wie des Befitzes 
fo au des Eigentbums von Hand zu Hand Werth legt, nicht erhalten können. 
Alle jene Beichränkungen des Verkehrs haben fi mit ver Zeit theils Täftig und 
wiberwärtig, theils erfolglos gezeigt. Iene Formen find eingeführt worden, um 
das Eigenthum an folden individuellen Sachen befler zu fihern und gleichfam 
dauerhafter zu machen; aber wenn einmal der Verkehr zu voller Wirkfamfeit ge- 
langt ift, fo legt der Eigenthlimer darauf, daß er nad feinem momentanen Be⸗ 
lieben und ohne feinen freunden over Feinden davon irgend Nachricht geben zu 
möfjen, frei und bequem auch ſolche Sachen dem Verkehr übergebe und dafür an- 
dere Güter eintaufhe, mehr Werth als anf die ſehr zweifelhafte Mehrſicherheit, 
welche jene öffentliben Formen ihm verfprechen. Und da die „fahrenden Sachen 
alle leicht von der Stelle gebracht und dadurch dem kontrolirenden Blide entrückt 
und verborgen werben, jo helfen jene Formen gegen unredliche Entfrembung doch 


— 
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nit aus. Sie werben baher fpäter als eine Hemmniß und als eine Gefährde 
F redlichen Verkehrs empfunden und dann durch Nichtgebrauch oder ausdrücklich 
beſeitigt. 

Dieſes Fahrhabeeigenthum iſt, wo es zur Geltung gekommen, ſehr energiſch 
und einfach. Ein großer Theil dieſer Sachen — wie die eßbaren Früchte — iſt 
ſeiner Natur nach beſtimmt, von dem Genuſſe des Menſchen aufgezehrt zu wer⸗ 
den; eine zweite große Maſſe anderer Sachen — wie die Handwerksartikel und 
die Fabrikate — iſt geradezu von dem Menſchen gemacht, damit ſie ſeiner Will⸗ 
kür dienen. Indem er ſie in ſeine Hand nimmt und ſeine Gewalt über ſie kund 
giebt, kann er ſie veredeln, umwandeln und zerſtören, wie er will. Seine Herrſchaft 
darüber hat daher einen rückſichtsloſen deſpotiſchen Charakter; die Sache ſelbſt 
kann ihr keine Schranke entgegen ſetzen, ſie muß ihm ganz und gar und bis zum 
Untergang dienen 3): und in der Regel zeigen ſich auch keine Schranken, welche 
die Genoſſenſchaft oder der Staat dem Individuum in dieſer Hinficht ſetzt. Die 
Ueberordnung der Perſon über die Sache (des Menſchengeiſtes über ein Stück 
Materie) erſcheint demnach hier in ihrer vollen Stärke und wir verwundern uns 
nicht, daß die allgemeine Rechtsanſicht ſeit den Römern dieſes Fahrhabeigenthum 
als ein abſolutes Herrſchaftsrecht des Individuums über die Sache auf« 
faßt und als das abſoluteſte aller menſchlichen Rechte. Nur die Rückſicht auf die 
lebendigen Sachen, die Thiere hätten hier einiges Bedenken erregen können. Aber 
da bie alten Völker in dem Gefühl ſchrankenloſer Uebermacht ſogar die Sklaven 
wie Sachen betrachteten und auch über fie abfolute Gewalt behaupteten, fo nahmen 
fie no minder Rüdfiht auf die natürliche Berechtigung ver Thiere: und die 
fortſchreitende Civiliſation Hatte Mühe genug, vie Perjönlickeit der dienenden 
Menfchen wider ihre Bedränger zu fügen, und biefe gegen die Gleichftellung 
mit den Thieren zu wahren. Erft in der neneften Zeit fängt fle endlich an, ſich 
andy der Hausthiere zu erbarmen und biefelben vor der unverftändigen und zwed- 
Iofen Grauſamkeit ihrer Eigenthümer einigermaßen zu fichern. 

B. Grundeigenthum. 

1) Barbaren Nomaden Theokratiſche BVorftellungen 
des Drients Inden Mohbammeraner Indier Ehinefen — 
Biel langſamer entwidelte fih das Grundeigenthum, deſſen Geſchichte weit 
reihhaltiger und deſſen Ausbildung mannigfaltiger geworben if. ‘Die Geſchichte 
des Orunveigenthums ift zu großem Theile die Gefchichte der Givilifation. So 
lange die Wohnfite roh, unfiher und leicht veränderlich blieben und fo lange ber 
Boden nur vorübergehend benutt wurde, konnte ber Gedanke des Grundeigen⸗ 
thums nicht entftehen. Die barbarifchen Raffen find von fih aus überhaupt niemals 
zu Grundeigenthum gelangt. Noch heute kennen die wilden Jäger in Auftralien, bie, 
wie ver Fuchs es auch thut, eine Exrbhöhle zur Lagerftätte in Beichlag nehmen, 
oder die Indianer in den braſiliſchen Urwäldern, vie wie die Vögel ihre Nefter, 
fo ihre Hängematten zwifchen bie Bäume hängen ober aus Laubwerk Hätten wie 
Bienenkörbe flechten, kein Grundeigenthum: und ſelbſt ven höher gebildeten no- 
mabifchen Völkern geht, weil ihre Wohnfige keine Dauer haben, der Begriff des 
Grundeigenthums ab %). Wo die Wohnung nur ein Zelt ift, gleichfam nur ein 
weiter um den Leib gefpannter Mantel, da ift fie Fahrhabe, wie pas Kleid. 


A 3) Die flofflichen Elemente freifich gehen nicht unter, aber die aus ihnen gebildete Sache 
geht unter. 
6) Eine Menge von Nachweifen find gefammelt in Klemms Kulturgefchichte, 
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Erſt wenn fie unbeweglih im Boden rubt, nimmt fie die Natur des Bo- 
dens an und kann in ihr das fefte Haus- und Heimatsgefühl des Men—⸗ 
ſcheu nun Wurzeln ſchlagen. 

Nicht jo leicht wie ein Stüd Fahrhabe konnte der Menſch ven Boden fid 
ameignen, und nicht ebenjo Gewalt über das Land Üben, wo er gerade weilte. Der 
Boden war vor ihm da und überbauerte fein Leben. Er folgte ihm nicht auf 
feinen Wegen und konnte nicht mitgetragen werben. Er war auch -nidht beliebig 
umzumanbeln oder zu zerftören. Ein großer Theil ver orientalifhen Völker be⸗ 
trachtete den Boden in feinem innern, natürlihen Zufammenbang als vie Erbe 
und fagte: „Die Erde ift Gottes, ver Menfh bat nur zeitweiligen 
Genuß daran, Gott ift ver wahre Eigenthümer, der Menfh nur 
der Nutznießer.“ Ievermann kennt dieſe Auffafjung ans der moſaiſchen 
Geſetzgebung IL. Moſe 25, 23: „Ihr follt das Land nicht verkaufen ewiglich, 
denn das Land tft mein und ihr ſeid Yremblinge und Gäfte vor mir." Nur an 
den Häufern in ven Stäbten wurde eine Art von Sonbereigenthbum anerkannt, 
denn das Haus in feinem Bau und in feiner Einrichtung war doch unzweifelhaft 
das eigene Werk des Menfchen, nicht der allgemeinen Natur. Daran konnte daher ver 
Menſch ein wahres Eigenthum behaupten. (III. Moſe 25, 30.) Es ift pas die Theo⸗ 
tratie, angewendet auf die Bodenkultur. Ihre Konfequenz läßt kein Gefühl ver 
Freiheit auffommen unter den Grundbeſitzern und nicht einmal ein Gefühl ver 
Sicherheit. Gott giebt und nimmt wie er will. Freilich reagirt die wmenfchliche 
Natur gelegentlich gegen die Lehre der Priefter. Wenn lange Zeit vie nämlichen 
Aecker von den Nachkommen Eines Geſchlechts bebaut und benutzt worben find, fo 
kommt doch über die Familie oder über die einzelnen Nutznießer allmählich ein Gefühl, 
viefe Aecker gehörten ihnen und würben ihnen unbillig wieder entzogen. Es ift 
ſehr zweifelhaft, ob vie mofaifhe Agrargefeßgebung mit ihrem Rüdfall ver ver- 
theilten Yeder im Jubeljahr jemals praftifh geworben und ſicher, daß viefelbe 
auf die Dauer nicht praftiich geblieben fei. Aber jener Widerſpruch der Religion 
und bed Rechtsgefühls kann nicht zu einer VBerföhnung und das Eigenthum auf 
ſolcher Bafis nicht zur Entwidlung kommen. 

Ganz nahe verwandt mit ver älteren theofratifchen .Anficht ift die ebenfalls 
femitifche des Islam. Gott giebt nicht mehr unmittelbar die Landgüter an 
die einzelnen Befiger, aber mittelbar durch die Vermittlung feines Statthalters 
auf Erben, des Beherrfhers ver Öläubigen. Diefem giebt Gott das gefammte 
Land, damit er e8 zu religidfen Stiftungen verwenve oder in Stüde zerlege und 
die Stüde weiter begebe, fei es zu feftem Kriegsiehn ober zu bloßem Zributland. 
Gott ift der Obereigenthümer, ver Sultan fein Stellvertreter; das fefte menjch- 
lihe Recht am Boden ift nur abhängiges Lehensrecht. Stufenweife gebt es von 
oben ber je ven unteren Klaſſen ver Bevölkerung zu. Zuerſt kommen neben ben 
reihen GStiftungsgütern vie großen Lehnsbezirke der Führer in verfchievenen 
Klaffen, dann die Heineren Nitterlehen (Timar) der Sipabis. Bon Rechtes wegen 
werben nur die Gläubigen mit Lehen begnabigt. In ver Tiefe bebauen die Grund- 
bolven den Boden, der ihnen zu erblicher Arbeit und ſchwer belaftetem Genuß — 
wie aus Gnade — vergönnt ift. 5) 

Der gefammte Grunpbeflg bleibt auf viefe Weife im Zuſammenhang. Das 


6, Bine überfichtliche Darftellung über das osmaniſche Bodenfoftem giebt D. 9. Eiſenhart. 
Die gegenw. Staatenwelt. 1. S. 179 ff. 
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gene Reich iſt ein innerlich verbunnenes Syſtem von Domänen, Stiftungen, 
eben, Bauerftellen. Aber im Einzelnen ift nirgends rechte Sicherheit des Beſtan⸗ 
des und überall tritt ver freien Entwidlung rohe Willkür in den Weg. Zwar ift 
der Stellvertreter Gottes ein Menſch, dem die Vorfchriften der Moral und bie 
Geſetze des Korans heilig fein müfjen, der daher nach Gerechtigkeit, nit mehr 
nah mufteriöfen Infpirationen fein Amt verwaltet, mit dem fig menfchlich reden 
laſſen fol. Über wenn das auch nicht mehr volle Theofratie ift, fo ift es doch 
noch halbe Theofratie. Der Glaube an die göttliche Statthalterfhaft des Sultans 
ift geeignet, in dem Beherrſcher der Gläubigen ein übermäßiges Selbftgefühl auf- 
zublähen und feine Leidenschaften ins Grenzenloſe zu fleigern, und hinwieder ge- 
eignet, die Unterthanen zu knechtiſcher Unterwärfigkeit zu ftimmen : und auf viefem 
Boden erwächst die vefpotifhe Willtür des Oberherrn, welche das ganze Suftem 
bald drückt, bald durchlöchert. Die Launenhaftigleit des oberften Landesherrn wird 
dann von ben mittleren Lehensherren und von ven untern Lehensbefigern je den 
tiefer ſtehenden Klaſſen gegenüber nachgeahmt nnd verfintt da noch mehr in Ge⸗ 
meinheit und Rohheit. Es ift viefes osmaniſche Lehensſyſtem doch um Vieles roher 
als das mittelalterlich«germanifche. 

Schon in Aſien aber zeigen fich neben ber theofratifirenden Betrachtung des 
Grundbeſitzes die Keime einer felbfibewußteren menſchlichen Auffaffung deſſelben, 
welche in Indien eine gewifje Ausbildung erreihen, dann aber — vermuthlid 
jeit der Mongolenherrſchaft — wieder untergehen, in China vagegen forgfältig 
gepflegt und fruchtbar werben. Die alten ind iſchen Geſetzbücher Manu und 
Yajnavalkya) kennen ven Unterfchien zwifchen Gemeinve- oder Gefammteigen- 
thum und Sondereigenthum ver Individuen, ftellen das Eigenthum an Fahrniß 
und an Grundſtücken unbevenklih zufammen, fchreiben aljo dem Menfhen wie an 
jener fo auch an dieſen volles Recht zu, und laffen fogar eine Erfigung ber 
Grundſtücke zu, wenn der Eigenthümer 20 Iahre ſchweigend den Bauer gewähren 
läßt, wie der beweglihen Sachen in 10 Jahren. (Bgl. Manu VIU. 147 mit 
Dajnav. II. 24.) Auch ver Unterſchied zwiſchen Befig und Eigenthum ift fomit 
offenbar geworben und es kann jener, von ber Zeit geheiligt, zu dieſem erftarfen. 
Das erinnert durchaus an europälfches und foger näher an rämifches Sachenrecht. 
Aber das alte Recht, das wir doch nicht genauer kennen, ift fett Jahrhunderten 
untergegangen. Die mohammedaniſchen Eroberer haben alles Land ſich angeeignet, 
als eine göttliche Verleihung : und heute noch wird der größte Theil des Bodens 
als Krongut angefehen, dad nur zu Erblehen (Adamanom) mit ſchweren Grund- 
abgaben an bie einzelnen Beſitzer ausgegeben worven fei. Indeſſen nimmt von den 
Städten aus und unter dem Impuls europäiſcher Nechtsiveen doch das eigentliche 
Privateigenthum wieder überhand ©). 

Woher die Ehinefen ihre Gigenthumsbegriffe bekommen haben, iſt nicht 
ermittelt; aber daß ſie unter allen aflatifchen Völkern das ausgebilvetfte und ein 
ganz rationell⸗menſchliches Syſtem des Grundbeſitzes feit langem befigen, iſt eine 
ausgemachte Thatfache. Die Ehinefen ftehen in dem Auf ver forgfältigften Heinen 
Aderbauer in der Welt. Jenes Syſtem und diefer Vorzug ſtehen ficherlih in 
einem inneren Rapport, Die Wal: und Weidewirthſchaft erinnert noch an das 





6, Dal. für_das ältere Recht die Nachweifungen bei Warnkönig jurift. Enchklop. Er⸗ 
langen, 1853. S. 137, und für die neuere Bofcheron=Defparte in der Revue historique 
von Laboulaye. Jahrg. 1855, S. 444 ff. 
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alte wilde Jäger: und Nomadenleben, welches nicht zu feftem Grundeigenthum 
führt. Wo der Menſch vagegen feinen perfönlichen Fleiß dem Bau des Bodens 
zumwendet, wo er ben Boden öfter umgräbt, regelmäßig befät, bängt, feine Früchte 
ſchneidet, da wird er der engen perfönlichen Verbindung mit dem kultivirten Ader 
inne, und er fängt an zu denken: „Diefer Ader ift mein." Wo aber die Kultur 
der Güter fih der Gartenkultur annähert, wie das in China fehr allgemein ver 
Fall zu fein fcheint, wird dieſes Sonvergefühl noch Iebenbiger. Die chineftiche 
Kultur folgt vornehbmlih den NRüdfichten ver Zweckmäßigkeit, der Nützlichkeit. Die 
Chinefen werben nicht von großen Ideen nod von mächtigen Leidenſchaften bewegt 
und erfchättert. Sie halten fih.an das Nächfte mit Sorgfalt und Geſchick und fuchen 
aus dem Nleinften möglichft viel Früchte und Genuß zu ziehen. Ohne wiflen- 
ſchaftlichen Geift ſammeln und verbreiten fie doch fleißig die Erfahrungen ihrer 
alten Geſchichte und wiſſen ihre gelehrten und technifchen Kenntniffe Hug zu ver . 
werthen. Eine tiefere Erkenntniß des Eigentbumsbegriffs ift ihnen auch heute nicht 
aufgegangen; in der Theorie hat fih noch die alt-orientalifche Vorſtellung erhalten, 
daß das gefammte Land von Nechtes wegen dem Sohne des Himmels, dem Kaifer 
gehöre und die Landbauern ihr Recht nur wie Pächter von ihm ableiten. Aber in 
der Praris haben die Chinefen doch die feubaliftifche Beſchränkung und Abhängig. 
keit, die auch bei ihnen früher wirkſam war, völlig bejeitigt,- für die Sicherheit 
und den Krevit des bänerliden Grundbeſitzes durch Einführung von Grundbüchern, 
in welche alle Berläufe und Berpfändungen eingetragen werden müſſen, ähnlich 
wie das neuere Europa trefflich geforgt und dem zahlreihen Stand Heiner Land⸗ 
wirthe jede Freiheit in der Kultivirung und in ber Veräußerung und Theilung 
ihrer Güter verftattet, die eine gemeinsververbliche ausgenommen, das Gut un- 
bebaut und unbenugt verwildern zu laſſen. 7) 

2) Europätifhes Örundeigenthum. 

In Europa verblaflen frühe ſchon bie theofratifchen Ideen. Nur gelegentlich ver- 
nehmen wir noch einige Anklänge an bie orientalifche Grundherrſchaft Gottes, wie 
im Mittelalter in der Lehre der Geiftlichleit von den Kirchenzehnten, welde zur 
Anerkennung des göttlichen Obereigenthbums gefordert werben. Die hriftliche Geift- 
tigkeit bezog fi) dabei auf die mofaifche Gefeßgebung, welche im übrigen Tängft 
antiquirt und für Europa nie praftifch geworben war. Das Gemeinfame in der 
europätichen Rechtsanſchauung über Grunpbefig ift, daß fich allenthalben vie Men⸗ 
ſchen getrauen, fi) den Boden zu eigenem Rechte anzueignen und felbftftänpige 
menſchliche Herrſchaft daran zu behaupten. Damit wird der Grundbeſitz vor 
der bevormundenden und ausbeutenden Gewalt ver Priefter, wie vor dem willkür⸗ 
lichen Abfolutismus der Sultane im Princip geſichert und der Entwidlung menſch⸗ 
liher Arbeit Raum verfchafft. 

Aber im Uebrigen gehen vie Grundanfichten der einzelnen europätfchen Völker 
noch fehr aus einander und Innerhalb veflelben Volkes befämpfen ſich oft bie ver- 
ſchiedenen Spfteme, und wechſeln ab in ihrer Herrfchaft. Insbefondere geht ein 
Gegenſatz durch die europäiſche Kulturgefchichte hindurch, der zu verſchiedenen Zei⸗ 
ten und unter verſchiedenen Völkern nur in verſchiedenen Formen ericheint. Wenn 
die Menfhen über ven Boden Herrſchaft ergreifen, fo können fie das entweder 
in Berbindung thun, als eine Geſammt heit und dieſe Herrichaft auch in 
Gemeinfhaft üben, oder fie können ald Individnen die einzelnen 


7) Dgl. Klenım Kulturgeſchichte VI. S. 436 |. und Warnkönig Enchkl. S. 121. 
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Stücke ſich ausfhließlih aneignen und jeder fein abgeſchloſſenes 
Out für fi beherrſchen. Diefe Doppelbeziehung der Beherrſchung durch die 
Gefammtheit und duch die Individuen zeigt fih nun in manderlei Ge- 
ftalten. Wir können viefelbe nach dem Vorgang der deutfchen Iurisprudenz als 
den Gegenfat von Gefammteigentbum und Sondereigenthum bezeichnen, 
indem wir freilich die beiden Ausdrücke in meitfaltigem Sinne nehmen. Nicht blos 
die biftorishen Vorgänge, ſondern auch die Beſchaffenheit des Grunpftüds ſelbſt 
bat darauf einen Einfluß. Ie ftrenger ver Abſchluß, je privater ver Gebraud 
des Bodens, je individueller die demfelben zugewendete Kultur und Sorge ift, um 
fo mehr werben dieſe Stüde zum Sonderbefiß paflen und daher auch dem Sonder- 
eigenthum fich zumwenven. Je offener vie Güter, je gleichmäßiger und einfacher ihre 
Kultur, je roher und wilder vie Erboberfläche wird, um fo eher gravitirt fe zur 
Gefammtbeherrfhung. Es laſſen fih von dem Individuellſten zu dem Allgemeinften 
abfteigend etwa folgende Stufen unterſcheiden: 

1) Wohnhaus, Stallung, Scheune, abgefhloflener Hofraum. 2) Umzäunter 
Garten. 3) Zufammengelegte Aecker und Wiefen, Einfang. 4) Offene Weder in 
ven Feldfluren zerftreut. 5) Offene Waide und Wal. 6) Bäche und Flüſſe. 
7) Unwirthliche Deven, Moore, tables Gebirg. 8) Seen. 9) Das Meer. 

Am Unfeng der Reihe koncentrirt ſich die Herrfchaft leicht zu individuellem 
‚ Sonvereigenthum, am Ende berfelben bleibt fie zum Gefammteigentbun erweitert. 
5 der Mitte begegnen fih in Miſchung und in Kampf die beiverlei Arten ver 

errſchaft. 

Zuerſt unter allen europäiſchen Völkern und energiſcher aber auch ſchroffer 
und einſeitiger als alle haben die Römer ven Begriff des Sondereigenthums an 
Grundftüden ausgebildet. Ihre Rechtstheorie ift dann auf die Nachwelt übergegan- 
gen und ift Heute noch ein wefentlicher Beftanbtheil des neueren Rechts. Zwar 
baben auch bie Römer urfprünglic jenen Gegenfas gelaunt. Die Häufer in ven 
Städten waren wohl von Anfang an ausſchließliches Eigenthum der einzelnen 
Bürger, aber das Aderfeld war noch größtentheild Volkland (ager publicus) 
und nur zu Befig die Stüde vefielben (possessiones) an die Altbürger über- 
laſſen. Noch in ver fpäteren Zeit wiederholte ſich bie alte Herrfchaft ver Gefammt- 
heit an dem Boden in erweitertem Umfang. Der Provinzialboven galt als Eigen- 
thum des römiſchen Volks oder des Kaiſers, war fomit Staatseigenthbum 
und die Provinzialen hatten nur abgeleiteten Beſitz an ihren Gütern. 

Indefien wurde bei den Römern fhon in der erften königlichen Periode ein 
anderer Theil des landwirthſchaftlichen Bodens zu voller Einzelherrſchaft 
(dominium) unter die Bürger vertheilt, und dieſe affignirten Güter gänzlich los⸗ 
getrennt von dem urfprünglihen Zufammenhang mit dem Gemeinland. Damit 
war eine durchaus neue Entwidlungsftufe des Grundeigenthums eingeleitet. Ganz 
biefelben Borftelungen von abfoluter und ausjchlieglicher Beherrſchung durch das 
Individuum, welde mit dem Eigenthbum an beweglichen Sachen verbunden waren, 
wurden nun auch auf das Eigenthum an ven Örunpftüden übergetragen. Das 
nämlihe Wort Dominium wurde gleihmäßig auf beiverlei Sachen bezogen und 
die natürlichen Unterjchieve zwifchen beiden nicht weiter beachtet. Anfangs waren 
die Formen des Eigenthumserwerbs noch anders beftimmt: für vie Grunbftäde 
wurben dffentliche Formen der Eigenthbumsübertragung (mancipatio, in jure cessio) 
vorgejährieben. Aber fpäter kamen auch dieſe Formen — fon früh durch das 
Inſtitut der Erfigung in ihrer Strenge gemildert — außer Gebrauch: und wie 
bei dem Verkehr mit gewöhnlicher Fahrhabe wurde die bloße Befigesübergabe auch 


Cigenthunt. 306 


für den Eigenthumsverkehr mit Grunbftüden für genügend erachtet. Beliebige 
Nutzungsweiſe, freie Beräußerlichleit und Theilbarkeit ver Grundſtücke galten als 
ſelbſtverſtaͤndliche Wirkungen dieſes Privateigenthums, das ſich über ven italifchen 
Boden und den Boden ver Provinzen mit italifhem Recht immer weiter aus- 
behnte. Der fo großgezogene Begriff wurde dann auch unbevenklich auf vie 
Stantsgüter ausgevehnt. Das Aerar des römiſchen Bolks oder der Fiskus bes 
roͤmiſchen Kaiſers wurbe für eine Privatperfon erklärt, und dieſer ebenjo ein abjo- 
[utes und ausfchließliches Sondereigenthum zugefchrieben wie ben einzelnen Bür⸗ 
gern an ihren Sondergütern. Wo die Natur der Erboberflädhe ſich dieſer Indivi⸗ 
dualbeherrſchung durchaus nicht fügen wollte, wie in den öffentlichen Gewäſſern, 
da zogen die römischen Juriften es vor, dieſe Sadhen als in Niemandes 
Eigenthum befindlich (res nullius) aufzufafien. Die Vorftellung der Geſammt⸗ 
und Gemeinherrſchaft wurde völlig verbrängt und ausgeftoßen aus ihrer 
Rechtslehre. Nur in dem Begriff ver res public erhielt fi noch ein letzter 
Nachklang derfelben. 

Die Folgen viefer römiſchen Eigenthumslehre waren in der erften Zeit für 
die gemeine Wohlfahrt überaus günftig, in der fpäteren Zeit aber halfen fie ven 
Untergang des Reichs beſchleunigen und unvermeidlid machen Die Dienge von 
plebejiihen Samilienvätern, welche durch bie zahlreichen Aſſignationen Grund⸗ 
eigenthum erworben Hatte, erhielt dadurch erft ein ſtarkes Gefühl von Unabhängig- 
keit und Freiheit. Auch als ihnen noch fein oder nur ein verfümmerter Antheil an 
den politifchen Rechten vergönnt war, waren fie doch unbefchränkte Herren auf 
ihrem Grund und Boden. Ihr Privatreht war nun völlig gefihert und fo aus⸗ 
gedehnt als möglich. Sie bebauten ihre mäßigen Güter felbft nad; eigenem freiem 
Srmeflen mit ihrem Geſinde. In dieſem Stande freier Landwirthe fand auch ver 
Staat eine fefte Grundlage jeines ftolzen Baus; aus ihm zog er fortwährend 
frifche Kräfte. Seine Heeresmacht, fein Wohlftand, fein Muth berubten großen⸗ 
theild auf ihm. Erſt ald durch Handel und Wucher übermäßige Reichthümer und 
daneben eine nieprige und unruhige Proletarierbevölferung in Rom fi angefammelt 
batten, griff das ſteigende Mißverhältniß auch jene gefundere Bafis an. Bon Zeit 
zu Zeit noch verfuchten patriotiihe Staatsmänner durch neue Ackervertheilungen das 
Uebel zu heilen und einen Theil der ärmeren Stadtbevölkerung wieder bäuerlich 
zu Tonfoliviren. Diefe Verſuche aber, felten ganz durchführbar, hielten den Verfall 
nur wenig auf. Die Geldariftofratie der Stadt bemädtigte fi mehr und mehr 
der Meineren Landgüter, veren Eigenthümer auskaufend und verbrängend, un 
legte biefelben zu großen Grunpherrichaften zufanmen. Die große Zahl bäuerlicher 
Grundeigenthümer, das Mark des Volks, verminderte ſich in höchſt beventlicher 
Weiſe fortwährend, und bie frifhe Duelle ver Volkskraft verfiegte nach und nad. 
Auf den ungeheuren Domänen der Großen erhoben ſich fürftliche Schlöffer mit 
allem Lurus der Erbe; aber fie wurden nun theild von Sklaven unter ver Auf- 
fit der Verwalter ohne alles eigene Recht, theils und fpäter meiftens von grund» 
börigen SKolonen mit ſchwer belaftetem Rechte und in moraliſch erniebrigter 
Stellung, ausnahmsweife auch von bloßen Zeitpächtern bewirthichafte. Mit ver 
naoturwächfigen Freiheit der Landwirthe verfiel auch die Kultur des Bodens tim 
Ganzen. Die Campagne um Rom hatte früher eine große und wohlhäbige Bevölke⸗ 
rımg ernährt, und nun war fie in eine unfultivirte Weide für Schafe und Biegen 
herabgefunten. - 

Es wäre thöricht, dieſes Verderbniß ausfchlieglih oder auh nur vorzüglich 
dem römifchen Eigenthumsbegriff zugufchreiben, aber er verhinderte daſſelbe nicht 
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uye nicht, er förderte bafielbe vielmehr. Es lag in ihm gar keine Rüdficht 
weder auf vie familie, noch auf bie Bemeinve, noch auf den Staat. Miles Mecht 
wurhe in ſchrankenloſer Weile vem Inbivituum beigelegt, welches ala Herr bed 
Gutes anerkaunt war. Es lam auch nichts darauf an, ob der Eigenthämer fein 
Gut bebaue ader nicht, ob er auf vemfelben lebe oder nicht. Der ausſchließ— 
lichſte und willkürlichſte Egoismus war der Geift dieſes römiſchen Grund⸗ 
eigeuthums, der nirgends als in ber unnerftantenen und unbezwingliden Macht 
dei Natur eine Schranke fand. If es zu vermunbern, wenn je bie mächtigften 
und veichfien Egoiſten zulett bie fchwächeren und minder begüterten vwerfchlangen, 
wie pie Haiſiſche vie Tleineren Fiſche? Sogar. als die Noth des Staates höchſt 
empfinsli auch für die kaiſerlichen Kaflen geworben war und vie Stenerfraft bes 
Landes zu erlöſchen drohte, wagte man nicht, die Willkür des Eigenthums in der 
Berfon der fern von ihren Öftern in der Stabt lebenden Grundherrn zu bes 
fehränten und gerieth eher auf den Abweg, die bienenven Kleinpäcter an bie 
Scholle zu binden und mit juriftifhen Zwangsmitteln zum Bau berfelben zu 
nöthigen. Die abfolute vingliche Herrichaft der wenigen großen Eigenthümer über 
ihre Domänen galt für unantaftbar: aber die perfünliche Freiheit der Maſſe kleiner 
dandbauer wurde dem Beduürfniß der Lanpwirthichaft hingeopfert. Zu folchen 
ſchreionden Widerſprüchen führte vie Entwidlung des römiſchen Rechts. 

In ſchroffem Gegenſatze zu dem römifchen Privateigeutbum an Landgütern 
fieht das ſlaviſche Syftem des Gemeindeeigenthums. Wie aus dem erftern die 
Rückſicht auf die Gemeinfchaft verſchwindet, fo kommt in dem lettern das In⸗ 
dividualeigenthum nicht zur Geftaltung und fortwährenn überwiegt das Eigenthum 
der Semeinfchaft. Nicht blos Wald und Weide, welche unvertheilt bleiben und ber 
gemeinfamen Benutung anheimgegeben find, ſondern auch das Aderfeld und bie 
Wieſenplaͤtze, welche zu Sonverbau und Sonbernugung vertbeilt werben, ge⸗ 
bin der Gemeinde (beziehungsweife dem Grundherrn) zu Eigentkum, nicht 
den Bauern, umter weldhe vaflelbe zum Bau over zum Genuß vertbeilt if. Die 
Gemeinde kann, wenn fie es nöthig findet, eine neue Bertheilung vornehmen, und 
kein Bauer bat ein Recht darauf, feinen biäherigen Ader wieder zu erbalten, er 
has nur ein Recht, wie alle Andern, einen Antheil an dem gemeinen Aderfeld zu 
belommen. Die Größe ver Thelle ändert fih nad der veränberliden Zahl ber 
Semeindegenofien und über die Bauftelle enticheivet oft pas Roos. Die ſlaviſche 
Gemeinde ift unter ſich verbunden wie eine Familie. Ste tft eine Brüderſchaft, 
mit einem Vater (Staroft) an ver Spite. Sie forgt auch für ihre nachlommenven 
Kinder. Damit dieſe nicht leer ausgeben, veräußert und vertheilt fie ihre Güter 
nicht auf eiwig. Jeder neugeborne Knabe, ver zum Dorf gehört, hat einen An⸗ 
ſpruch auf einen Antheil des Geweindeaderlandes. Eigenthum und Genuß finb 
zwar unterjchieven, aber vie Genießenden fin zugleich vie Bauenden, und ihrer 
Barbindung gehört zugleih das Eigenthum. 8) 

Diefes Syſtem fördert fiherlid das Gefühl ver Zufammengehörigfeit, der 
Bruderliebe, der Gemeinnügigleit, welches gerade bie unteren Klaſſen ber 
ſſaviſchen Bevölkerung fo enge mit einander verbindet und zu mechfelfeitiger Unter- 
ſtützung anregt. Es wibderftrebt dem falten Egoismus, ber nur an ſich denkt. Be- 
harrlich feftgehalten und Tonfequent vollzogen verhindert es die Entftehung eines 
landlichen Proletariats und erhält eine gewiſſe wohlthätige Gleichheit unter ven 
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Semeinveglievern. In ihm fcheint das Ideal der modernen Soclaliften feine Ver⸗ 
wirflihung erfahren zu haben. Die patriotifch aufgeregte Phantafie begeifterter 
Nuffen fieht in demfelben fogar die fociale Erlöfung Europa’s tn der Zukunft. 

Wenn wir und aber erinnern, daß das Geſammteigenthum in der Altern 
halb⸗barbariſchen Periode die weitefte Verbreitung gefunden, und überall mit ber 
Zunahme der Civiliſation auch die Ausbildung des Sondereigenthums begonnen 
und mächtige Yortfchritte gemacht Hat, und wenn wir überdem bedenken, daß jene 
Auffafiung des Gemeinveeigenthums nicht minder einfeitig iſt, als die römiſche des 
Individualeigenthums, daß fie, intem fle den Egoismus befämpft, auch die in- 
dividuelle Thatkraft ſchwächt, ven perſönlichen Fleiß Tähmt, ein frifches fröhliches 
Selbftgefühl nicht aufmachen läßt, und vie Freiheit des Hausvaters beengt und 
nieberbrädt : fo entfärbt fi vor unferm Blick jenes ivenle Gemälde und geben 
jene phantaftifhen Hoffnungen unter. 

Der Menſch kann zu voller Entfaltung feiner Anlage und zu höherer Civi⸗ 
liſation nur kommen, wenn er aud feiner individuellen Perſönlichkeit be— 
wußt wird und biefelbe nach allen Seiten der Arbeit und des Genuffes, auch anf 
dem Gebiete der Bodenherrſchaft und ver Bodenkultur ausbreitet und in voller 
Freiheit wirten läßt. Darum war der harte Römergevanfe ver «abfoluten Pri⸗ 
vatherrihaft ver Perfon über das Gut troß der VBegünftigung jeder Selbftfucht 
für die Entwidlung ver civilifirten Menſchheit bei weiten förberlicher als das 
weichere flavifche Gemeingefühl der bäuerlichen Brüdetſchaft. 

In der Mitte zwifchen römifcher und ſlaviſcher Auffaffung fteht das ger- 
maniſche Neht am Boden. Reich in feinen Keimen bat e8 mit der Zeit eine 
Reihe von inneren Wandlungen erfahren. Deutlicher als in den andern Rechten 
zeigt fi in ihm von Anfang an — fo weit die Dorfverfaffung reiht — ber 
Gegenfaß und hinwieder die Berbindung des Sonder- und des Öefammt- 
eigentbums; aber auch fiber die Dorfgenoſſenſchaft hinaus, auf den zu vollem 
Eigentbum bejeffenen Eingelhöfen tritt doch die Rückſicht auf vie Familie und 
die Gerichtsgemeinſchaft hinzu und ermäßigt und beſchränkt die willfürliche 
Berfügung des Eigenthümers. ‘Der einzelne freie Dann bat bier ſchon bei ber 
erften vefinitiven Nieverlafjung in der Gegend wirkliches Eigenthum erworben, 
nicht blos ein Roos an dem Gemeinbeſitz. Haus und Hof gehört ihm allein, ihm 
eigen, fe entſchieden, daß der Ausdruck „Eigen“ vorzugsweife für dieſes Grund» 
eigen gilt. Bon jeher ranft aud in dem germanifchen Volksbewußtſein das Gefühl 
der perfönlichen und politifchen Freiheit an dieſem feſten Stamm empor. Wenn 
glei vie Freiheit nach germamifcher Anficht ſchen mit dem Blute von den Eltern 
empfangen wird, fo fehlt verfelben doch bie rechte Sicherheit unt vie reale Er- 
fülung, bis fle in dem freien Eigen eine Heimat und eine fefte Zuflucht erworben 
bat. In der Berührung mit der Erde nur wird fle ſtark. In dem Frieden bes eigenen 
Haufes trogt der Germane der ganzen Welt. (Bgl. d. Art. Haus.) Aber wenn auch 
das Eigen dem Individuum und feinem Andern, auch nicht einer Gemeinſchaft gehört, 
fo wird e8 doch nicht völlig von dem Zufammenhang mit engeren und weitern Kreijen 
ber Gemeinfchaft losgerifien. Der Eigenthümer fteht nicht allein in der Welt. Er 
hat Pflichten gegen feine Yamille und gegen die Genoffenfchaft ver Gemeinde. Es 
ift etwas Danerhaftes, Aber ein DMenfchenleben Hinausreichendes in dieſem Haus- 
ftand. Daher kann der Eigenthilmer nicht eben fo bequem denſelben veräußern, 
wie er ein Stüd Vieh veräußert. Die Familie hat ein Intereſſe daran, daß das 
Sat nicht in fremde Hände komme. Auch ihre Konfolidirung für die Zufunft und 
ihr Kredit hängt daran, Das Grundeigen wird fo zu Erbeigen, deſſen Ber- 
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äußerung unter Lebenden zwar nicht ganz gehindert, aber durch Rüdfichten anf 
die Stppfhaft beſchränkt ift, und das im Tode von Rechtes wegen ven nächſten 
durch die Blutsverwandtichaft beftimmten Erben anfällt. Und aud die Volks— 
gemeinde und das Gericht haben einen Anſpruch darauf, daß nicht heimlich, fon- 
dern nur in offener Perfammlung Das Grundeigenthum übertragen werde und 
daß nicht durch leichtfinnige Entäußerung die Zahl ber bingberedhtigten und ding⸗ 
pflichtigen Männer vermindert und tie politiihe Genofienfchuft verkürzt werde. 
Iene Freiheit des Grundeigenthums wird nad germanifcher Auffaſſung 
durch diefe relative Gebundenheit nes Gutes nicht aufgehoben. Die beiven 
Merkmale vertragen fich eben fo, wie fi die Befonderheit ver Perſon mit ihrer 
Theilnahme an der Gemeinfhaft verträgt. Wie der freie Dann zwar als In- 
dividuum für ſich allein fteht und daher als ſolches Sondereigenthümer ift, fo 
ift er doch zugleih ein Glied verſchiedener Genofjenfhaftstreife, und 
die Pflichten dieſer zweiten Beziehung auf vie Gemeinfhaft ver Menſchen bin 
mäflen mit den Rechten der erſten Stellung in ein barmonifches Verhältniß ge- 
bracht, fie dürfen nicht ignorirt werben. Durch viefen richtigen und bleibenden 
Gedanken, ven ſchon das alte germanifche Recht in feiner den damaligen Zuſtän⸗ 
ben angepaßten Weife ausgefprodhen hat, wird die einjeitige Faſſung des römijchen 
Dominium Torrigirt. 

Zu Haus und Hof des Banergutes gehört zunächft außer dem Garten 
Wiefe und Aderfelv. Diefe Wiefen und Aederftüde find nicht mehr Stüde des 
Gemeinguts, wie bei den Siaven, fonvern zu wahrem bleibendem Grundeigen⸗ 
thum unter die Dorfgenoſſen vertheilt. Sie bilden mit dem Hofe zufanmen bie 
eigentliche bäuerlihe Hube, woran der freie Bauer volles Sondereigenthbum 
bat. Aber daneben bleiben fie Beftanntheile der großen Fluren, in welde 
das Eulturfähige Land urfpränglich zerlegt worben ift und werben mit fortwähren- 
ber Rückſicht auf die Kultur der gefammten Sluren nah gemeinfamer Wirth— 
ſchaftsordnung bebaut. Sie dürfen daher nicht eingezäunt und nicht in Ver⸗ 
ſchluß genommen werben. In denſelben Jahren werben fie wie die Nachbaräder 
berfelben Flur mit Frucht befäet und hinwieder in der Brache zur Viehweide be- 
nutzt. Das Recht ver Gemeinfchaft ragt noch ſtark hinein in tiefes Feldeigenthum 
und beſchränkt die individuelle Kultur ſehr erheblih. Bis auf unfere Zeit hinab 
bat fi in den meiften deutſchen Bauernpörfern dieſe Art ver Landwirthſchaft er- 
halten. In dem grundherrlihen Dorfbann wurden die Yluren ganz ebenfo vertheilt 
unb doch wieder nach gemeinfamer Ordnung bewirtbfchaftet, wie in den alten freien 
Gemeinden. Die einzelnen Aecker waren da zwar nicht zu vollem Eigenthum aus- 
gegeben, aber zu einem bemfelben analogen Erbrecht, das mit der Zeit auch zu 
Eigenthum erftarkte. Erft die neuere Zeit bat bier im Großen Aenderungen ge= 
bracht, theils durch die Einführung der Stallfütterung, durch den bleibenden Abſchluß 
der Wieſen und bie definitive Vertheilung auch des Weidelandes, theils durch die 
Anlegung fefter Feldwege über die Fluren, theils dur die neueren Methoden 
des chtwechſels, endlich durch die Zufanmenlegung der Aeder und die gänz- 
liche Zerlegung der Fluren in abgeſchloſſene Güter. Alle dieſe Veränderungen ver- 
ftärkten die Kraft und Ausſchließlichkeit des Sonvereigentbums, und befeitigten 
die Beſchränkungen, welche früher durch die Gemeinſchaft eingeführt waren. Ste 
näberten folglih das bäuerlihe Grundeigenthum dem alt-römifhen Privat- 
eigenthbum an, Unftreitig bat bei viefer Veränderung fowohl die Bopenkultur an 
Reihthum und Mannigfaltigfeit als die perjönliche Freiheit der Eigenthümer ge- 
wonnen; und die Ausbildung des invivibuellen Eigenthums zeigt fih auch bier 
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als ein Fortfhritt in der Civiliſation; aber damit daſſelbe nicht ebenfo wie in 
Rom verderblich ausarte, ift e8 doch gut, an bie — zur Zeit latente — Rück⸗ 
fit auf die Geſammtkultur des Dorfbannes zu erinnern, welche in dem alten 
Ackereigenthum Liegt. Ste Tann in anderen Anwenbungen, ohne jene Verbeſſe⸗ 
rungen zu beeinträchtigen, doch wieder hervortreten und Beachtung anfprechen. 

Neben diefen zu Eigen oder grundherrlichem Erbe vertheilten Aderfeld und 
MWiefen gab es in der alten Dorfmarf auch unvertheiltes Land, vie foge- 
nannte Allmende, an weldher e8 Fein Sondereigenthum gab, wenn man 
nicht etwa fpäter das Recht der ganzen Gemeinde im Gegenſatz zu fremben Ge- 
meinden und Ausmärkern fo benannte, ſondern war Gefammteigenthum ber 
Markt: over Dorfgenofjenfhaft. Diefe Allmenvde beftand vornehmlih aus 
wilder Weide und aus Wald, wohin weder der Pflug noch die Senfe kam, welde 
des Sonberbaues der einzelnen Bauerfamilien nicht beburften. Die Allmende wurde 
daher nur in Gemeinſchaft von den Dorfgenofien befeffen und benutzt und 
galt deßhalb mit Recht als Gemeinland, Volkland. Keiner durfte ein Stüd 
derfelben in ausfchließlihen Bau nehmen, noch für ſich befonders nugen, außer 
wenn bie Gemeinde felbft oder ihre Vorfteher e8 ausnahmsweiſe erlaubten. Aller 
Boden war Allen offen und Alle Hatten gleiches gemeinfames Recht daran. Nur 
die Gemeinde Tonnte die Orbnungen darüber feftfegen und über weitere Verthei⸗ 
[ungen verfügen, und ver Mehrheit mußte fich die Minverbeit unterziehen. Aber 
neben diefer Gefammtherrfchaft, welche hier maßgebend tft, zeigt fih doch aud 
die ergänzende Rückſicht auf die Sondverintereffen der einzelnen Genofien. Die 
Allmende ſteht doch in einem engen Verband mit den zu Sonbereigenthum 
vertheilten Gütern. Zu jeder Hube gehört doch auch ein Antheil an ver gemeinen 
Nugung der Allmende; diefe ift geregelt nach dem Maß des Sondergutes, welches 
jever Genoſſe zu Eigen oder zu Erbe hat. Das Recht der Geſammtheit wird fo 
binwieder näher beftimmt und beſchränkt durch das Recht der einzelnen Genoſſen. 
Wie bei dem Aderfelo die beiven Richtungen des Eigenthbums auf das Individuum 
und auf die Gemeinſchaft fihtbar werben, aber fo, daß vie erftere entfcheivet und 
die zweite nur als Mopifilation wirft, fo erfcheinen in der Allmende wieber bie 
beiden Beziehungen, aber fo, daß bie zweite hier ven Charakter ver Herrſchaft 
beftiimmt und die erfte nur benfelben mobificirt. 

Auch in der modernen Rechtsbildung find noch mande Anwenbungen biefes 
Geſammteigenthums — zum Theil in der Form neuer Genofjenverbindungen, wie 
3. DB. der Aktiengeſellſchaften — wahrzunehmen, und wo daſſelbe zurüdgebrängt 
wurde durch die Ueberhandnahme des ausichlieglichen Sondereigenthums — wie 
bei vielen heutigen Gemeindegütern — , find doch noch mancherlei Ueberrefte und 
Nachwirkungen des ältern Rechts geblieben. Indeſſen tft eben dieſe Ausbreitung 
des Sonvereigentbums auch anf das vormalige Gemeinland für die neuere Zeit 
harakteriftiih. Die Urbarmachung des Landes hat Fortfchritte gemacht, vie frühern 
Gemeinweiden find größtentheils verſchwunden, auch auf die Forſtwirthſchaft iſt 
größere Pflege verwendet worden. Zum Theil find dieſe Fortfchritte Folgen ver 
Bertheilung der Allmende zu Sondereigen, zum Theil find fie hinwieder zu Ur- 
fachen berfelben geworden. Am zäheften bewährt fih vie Madt der Gemein- 
[haft in der Waldung, deren langfames Wachsthum zu ver egoiftifchen Aus- 
beutung kurzlebiger Sonvereigenthümer nicht paßt und deren Unentbehrlichteit für 
die Gemeinſchaft auch das natürliche Recht viefer begründet. Das Waldeigen- 
thum Tebiglih nad dem römifchen Begriff des willfürlichen Sondereigenthums 
bemefien, heißt die Natur des Waldes verfennen und die bauernden Rechte und 


310 Eigenthum. 


Intereflen der auf einander folgenden Gefchlechter ver Laune und dem Mißbrauch 
der momentanen Spekulanten binopfen. Yür den Wald paßt nur entweber ber 
Begriff des Gefammteigenthums oder ein durch Nädfichten auf die Gemein- 
ſchaft weſentlich beſchränktes Sondereigenthum. 

Eine fernere Eigenthümlichkeit, wodurch ſich das germaniſche Syſtem des 
Grundbeſitzes von dem römiſchen unterſcheidet, die Spaltung des Eigenthums 
in ein höheres Recht des Lehens- oder des Grundherrn und in ein abgeleitetes 
Recht des Vaſallen oder des Grundholden iſt vorzüglich während des Mittelalters 
mannigfaltig ausgeprägt worden. Die Ehrenrechte und die idealeren Herrenrechte 
blieben dem erſteren als ſogenanntes Obereigenthum, die realen Nutzungsrechte 
des zu Dienſt und Treue verpflichteten Vaſallen und des zu Zehnten, Zinſen, 
Frohnen verpflichteten Grundholden erweiterten und verdichteten ſich mit der Zeit 
zum Nutzeigenthum. Dieſes Syſtem, ungenau gewöhnlich Feudalſyſtem ge 
naunt, ſetzte indeſſen große, aus mittleren Rittergütern und kleineren Bauergütern 
zufammengefügte oder in dieſelben zertheilte Do mänen und Grundherrſchaften 
voraus. Es iſt, wie der politiſche Charakter des Mittelalters, ariſtokratiſch. 
Um den großen Herrn ſchaaren ſich die kleineren Vaſallen und verſtärken ſeine 
Autorität und ſeine Macht, und weiter ziehen die Rittergutsbeſttzer von ihren 
erbhörigen Bauern Einkünfte und erfreuen ſich ihrer Unterthänigkeit. Inzwiſchen 
wer bie rechtliche — wenn auch nicht immer bie falktiſche — Lage ſelbſt ver eigenen 
Leute in dem fpätern Mittelalter befier als vie der römifchen Kolonen. Jene waren 
bock durch die Gerichtöverfaflung, an welcher fie felbft als Urthetler einen Antheil 
hatten, in ihrem Rechte am Boden geſchützt, beſſer als die Kolonen, welche bei 
der Beamtenjuftiz des römifchen Reiches wenig Gerechtigkeit und noch weniger 
Verſiändniß ihrer Zuftände fanven. Diefe engeren Verbände mit ihren Kriegs⸗, 
Gerichts⸗ Bolizeiherrlicgkeiten und ihren Unterthänigleiten — für bloße privat- 
rechtliche Genoſſenſchaften zu mädtig und zu pelitifch ausgebildet, und als Glie 
der des Staates zu privatrechtlich » jelbftftändig — waren der Einheit des Staates 
fowohl ala der freien Darftellung des Privatlebens hinderlich Sie wurden daher 
von der neueren Zeit aufgelöft. Der von den Römern gelehrte Begriff des unge- 
ſpaltenen Einen vein privatrechtlichen Eigenthums half dieſe Auflöfung des lehens⸗ 
und des gutsherrlihen Verbandes vollziehen. Mit dem Anſehen ver Ariſtokratie 
verſchwand biefe Art der Unterordnung des Nutzeigenthums unter das Obereigen- 
thum und jenes wurbe zu vollem Invividunleigenthum ausgevehnt. Die Rechte des 
Obereigentbums wurben zulegt abgeftoßen wie welfes Laub. 

Endlich ift als ein charafteriftiicher Zug des germanifchen Syftems vie nahe 
innere Verbindung des Grundbeſitzes mit der politiihen Berfaffung 
zu erwähnen, welche befonvers im Mittelalter in hundert Geftalten erfcheint. Schon 
der Unterfchiev der Stände fand ein Abbild in der verfchlenenen Art und ben ver- 
ſchiedenen Normalmaßen des Grunnbefiges. Was Tacitus ſchon von den erfien 
Niederlaffungen bemerft: „agros secundum dignationem partiuntur“, zeigt fich 
fpäter no in immer neuen Anwenbungen. Es gab ein Normalmaß ver fürft- 
lihen Domäne (300 Huben), des bochfreien Evelhofs (30 Huben), des fhöffen- 
baren Gutes (3 Huben), des einfachen Bauerngutes (vie Vollbauern mit einer 
vollen, vie Halbbauern mit einer halben Hube). Die Fürften und Herren waren 
regelmäßig Lehensherren. Die Mittelfreien befaßen Lehengüter oder ſchöffenbares 
Alod, die Heineren Bauern Vogteieigen oder hofhöriges Erbe. Die Landeshoheit 
und bie Reichsſtandſchaft, vie Gerichtsherrlichkeit im mehreren Abſtufungen, bie 
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Landſtanbdſchaft, wie hinwieder die Dingpflicht war in dem Boden gleichſam ver⸗ 
wachſen. 

Diefe Verbindung von Grundbefitz und politiſchen Rechten wie Pflichten hebt 
die Beratung des Grundbeſitzes über den bloßen materiellen Werth und das 
bloße Privatintereffe empor, und giebt der öffentlichen Verfaffung etwas Feſtes, 
Unbewegtiches. Man fühlt fih in einer ſolchen Berfafiung nid wie im einem 
leichten Gezimmer, das man ohne Anftrehgung auseinander bricht und neu kon⸗ 
firuirt,, ſondern wie in einem foliven und fchweren Dunberbau, am weldem ſich 
nicht leicht etwas ändern läßt. Indeſſen auch dieſen maffiven Bau bat die Zelt 
untergraben und verwittert, und er ift endlich zuſammengeſtürzt. Ueberall, ſogar 
in England, wo doch die alten Formen ver mittelalterlichen Berfaffung forgfältig 
gefhont wurben und bie Ariſtokratie mächtig blieb, tft jener Zuſammenhang vor 
der Zeit geläft werben, welche im Gegenfag zum Mittelalter ſchärfer zwiſchen 
öoffentlichen Rechten, vie in ver organifirten Geſammtheit, d. h. im Staat ihre 
Duelle und ihr Maß finden, und Privatrechten, welche den Individnen als 
Privatperfonen angehören, unterſchied, nind es als Umatur empfand, daß bie 
ftantlichen Regterungs» und Gerichtsrechte wie eine Frucht bet Berrängäkter be 
handelt und mit viefen vererbt um veräußert werben. Auch etſchien jene Unbe⸗ 
weglichlelt und Unverämberlichleit der Gutsherrfchaft zu plamp und ungeliigig, mit 
ven wechſelnden, beweglichen und auf Zweckmäßigkeit und ſeine Aukture der Bfjent- 
liden Anftalten veingenden Berärfnifien des modernen Geſammtlebens zu genäigen. 

So imo jene germaniſchen Eigenthümlichkeiten des Grumabefiges dimählig 
verfallen und weggerämmt worden. Aber war dem In jenen Gebanken nichts 
Bleibendes? War Alles nur eine nationale Bejomberbeil, weiche von der Durch⸗ 
bildung des menfchlidyen von ver Romern gelehrten Rechtes als unbrauchbar aus⸗ 
geflogen, wur eine mittelalterliche Berwitrumg., welche von ber modernen Kultur 
in Nichts aufgelöft wird? In einigen Bezlehuingen wirken dieſelben noch fort wie 
haben einen dauernden Werth. 

In wirthſchaftlicher ums in ſoeialer Hinficht iſt woch bewte ver Gegen⸗ 
fat der Herrengäter und der Bauerngüter von großer Bedentung. Die herr- 
ſchaftlichen Güter werben unter der Kontrole und mit Hülfe angeftellten Bertdalter 
von bauerlichem Gefinde und von Pächterfamilier bewirthſchaftet, die Bawerngüter 
Dagegen von den Familien ver Eigenthümer oder Grundbeſitzer FAR. Die erfteren 
bienen noch als Unterlage einer höheren, vornehmeren Lebensſtellung, auf bei 
letztern ruht der eigentliche Banernftand. Es iſt ein großes Glück für Deutſchland, 
daß die Zahl ver Banerngüter weit überwiegend und noch in feifchen Wachothum 
begriffen ift, und daß vaneden die Zahl der herrichaftlichen Güter ſech Amar ver⸗ 
mindert Bat, aber doch noch fo bedeutend ift, um als ariftolratifihe Ergänzung 
zu dienen nnd buch Höhere Kultur vorzuleuchten. Die Zaftäwve von England ſind 
in diefer Beziehung viel gefährlicher, indem da muigelehrt vie ariftofratifche Grund⸗ 
berrihaft, wunterfiügt von der Gelbmacht, ſich übermäßig ausgebreklet une eime 
Menge von felbfifländigen kleineren Gütern verichlungen bat. 

Im Einzelnen und Beionverem ift es oft ſchwer dieſe Unterſcheidung aufzu- 
finden. Raturgemäß berühren ſich die Grenzen, und vie Auflöfung dev alten 
Sünde und der Mangel an einer Orgamtfation der modernem Stänbe rößert 
die Schwierigkeit, dieſen Gegenfag näßer zu ordnen. In ber wichtiger Preont- 
rechten ſtehen herrfſchaftlicher und bänerlicher Grundbeſitz einander gieich. Ir bei- 
derlei Grundbefttz hat ſich das Gefihl ver Sicherheit und ber Freiheit des Eigen⸗ 
thums entwidelt und bie in dem Grunbekgonthum liegenden Befugniffe wie fehre 
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Schranten find wefentlid in beiden Ürten die gleihen. Kur in einigen Dingen 
bewirkt viefer Gegenfat auch privatrechtlihe Modifikationen: wie insbefondere bie 
Batronatsrehte, gewiffe Ehrenrehte, das Recht oder die Pflicht zu ge- 
wiffen der gemeinen Land» und Viehwirthſchaft in dem Dorf bienlihen Anftalten 
und Anſchaffungen, ein befonveres Jagdrecht, und die Fähigkeit zur Stif- 
tung von Stammgäütern und Fideikommißgütern ſich ausfchlieglid an die 
herrſchaftlichen, und hinwieder die Nugung der gemeinen Marl, ein be«- 
fonderes bäuerlihes Familien- und Erbredt, das Inftitut des Alten⸗ 
theil8 und ver Interimswirtbfhaft und die Fähigkeit zu bäuerlichen 
Erbgütern ebenfo an die bäuerliden Güter anfchliekt. 

Wichtiger als dieſe privatrechtlihen Wirkungen des Unterſchiedes find vie 
öffentlichen. Der Unterfchiev felbft, wenn er von der Höhe des Staates aus 
überfhaut wird, zeigt ſich au ganz unverkennbar in großen Maffen. Gerade 
darum gehört er vorzugswetfe dem öffentlichen Rechte an, weldes das Volk in 
feinen großen Gruppen auffaßt und nad den maflenhaften Kräften und Intereflen 
frägt, die ganzen Klaflen eigen find. So wie man fi vie Bauerngüter als Eine 
große Maſſe denkt, und die berrfchaftlichen Güter als eine zweite weit kleinere 
ihr gegenüber ftellt, fo fpringt ber Unterſchied in den focialen und ſtändiſchen 
Berhältniffen ver beiden Klaflen von Orunpbeflgern in vie Augen. Iebermann 
bemerkt, daß die Sitten, die Bildungsgrade, vie geſellſchaftlichen Anſchauungen, 
die Anſprüche an das Öffentliche Leben, vie Neigungen und Iuterefien und bie 
Ausprudsweifen beider Klaſſen durchaus und gründlich verfchieven find. Wenn 
daher auch die moderne Rechtsbildung ven Gedanken, daß irgend ein obrigkeit⸗ 
lihes Recht ein bloßes Gutsrecht fei, wegwirft, fo ift doch eine repräfenta- 
tive Berädfichtigung jenes wichtigen Unterfchteves im Staate auch mit Ihr nicht 
blos verträglih, fonvdern wenn es ihre Aufgabe ift, die ven Staat beſtimmenden 
Mächte und Fähigkeiten in ihrem Werthe zu begreifen und organifch barzuftellen, 
für die moderne Berfaffung eine Nothwenbigkeit. Diefe Berüdfihtigung durchdringt 
mehr ober weniger aud) die neuere Stantöverfaflung, indem zum Behuf ver Na⸗ 
tionalrepräfentation fowohl in ven Reichs- und Landesſtänden als in 
ben Provinzial- und Kreisräthen den beiden Klaſſen bald eine gefonverte 
Bertretung verftattet, bald aus benfelben doch beſondere Ahtheilungen der Wahl- 
freife und Wahllörper gebildet worben find. Die bäuerliche Repräfentation ift ihrer 
Natur nad ein ſolid-demokratiſches, die gutsherrfchaftlihe ein ausgezeid- 
netes ariftofratifches Element in der allgemeinen Nepräfentation. Werben bie 
beiden Klaſſen nicht unterfchieven, ſondern in ver Einen Klaſſe der Grundbeſitzer 
zufammengefaßt, jo bat dieſe Mifhung in unferer Zeit, anders ald im Mittel 
alter, die Auflöfung und Vernichtung des ariſtokratiſchen Elementes zur Folge. 
Wirb aber die Unterſcheidung, wie das in ber neueren Zeit theilweife in Preußen 
geſchehen ift, in fcheinbarer Wiederbelebung mittelalterlich - ftänpifcher Gegenfäge 
fünftlich zu Borzugsrechten des landſäßigen Adels ausgeprägt, fo erhält pas ari- 
ftofratifche Element eine überfpannte, der modernen Entwidlung feindſelige Stel- 
lung, welche im Mißverbältniß ift zu den wirflichen Kräften und ven gerechten 
Anfprühen ver Bauerſchaft, und ſchließlich für die Ariſtokratie felbft verberblich 
wird, Am menigften aber paßt in ven modernen Staat hinein bie Ertheilung 
obrigfeitliher Rechte an vie Gutsherren, denn biefe Rechte ſind nothwendig 
öffentliche Pflichten, weldhe von der Stantseinheit abgeleitet und perſönlich 
erfüllt werben müſſen, nicht aber zur Zubehbrde eines Privateigentyums werden 
bürfen. (Bgl. den Art, „Grundherrſchaft“.) 
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III. Pflicht und Necht des Staates im Verhältniß zum Pri⸗ 
vateigentbum. 1. Das Hauptverhältniß des Staates zum Cigenthum liegt 
auf der Seite der ftaatlihen Pflicht, mehr noch als auf ver Seite des ftaatlichen 
Rechts. Voraus hat der Staat die Aufgabe, das Privateigenthum als fol- 
ches — alſo aud in feiner Selbſtſtändigkeit und Freiheit gegenüber der Staats- 
gemalt — anzuerlennen und zu ſchützen. Diefe Pflicht ift in vielen Berfaf- 
fungen als eines ber wichtigften bürgerlichen Rechte ausgefprochen; von den bent- 
ſchen z. B. in Preußen Art. 9: „Das Eigenthum ift unverleglih. Es kann nur 
aus Gründen des öffentlichen Wohles gegen vorgängige in bringenden Fällen 
wenigſtens vorläufig feftzuftellende Entſchädigung nad Maßgabe des Geſetzes ent- 
zogen ober befchränft werben.” Bayern IV. 8: „Der Staat gewährt jevem 
Einwohner Sicherheit feiner Perſon, feines Eigenthums und feiner Rechte.“ 
Sadjen $. 27: „Die Freiheit der Perfonen und vie Gebahrung mit dem Eis 
genthume find keiner Beſchraͤnkung unterworfen, als welche Gejeg und Recht vor- 
ſchreiben.“ Hannover 8. 28. Württemberg $. 24: „Der Staat fihert jedem 
Bürger Freiheit der Perfon — Freiheit des Eigenthums.“ Baden $. 13: 
„Eigenthum und perfünliche Freiheit der Badener ftehen für alle auf gleiche Weife 
unter dem Schuge der Verfaſſung“ u. f. f.; von andern Verfaflungen z. B. in 
Frankreich feit der Verf. von 1791 Tit. 1 in allen neueren Berfaffungen wies 
derholt, in Belgien Art. 11, in den fhweizerifhen Kantonalverfaffungen :- 
Züri 8.15, Bern 8.18, uf. f., in Norbamerifa Zuf. v. 1791 Art. IV. 
In verfchievenen Formulirungen wird überall derſelbe Grundſatz anerlannt, er ift 
allgemeines Recht der civilifirten Welt. 

2. Diefe Gewährleiftung des Eigenthums durch den Staat zeigt ſich vor- 
nehmlich 

a) in der Geſetzgebung. Der Staat darf auch nicht durch Geſetze den 
Einen ihr Eigenthum entziehen und den Andern geben. Aber er darf und ſoll 
durch feine Geſetzgebung, wo ein Bedurfniß ſich zeigt, die Eriftenz und den In⸗ 
halt des Eigenthbums wider Berlennung und Störung fidern, die Formen des 
Eigenthumsverkehrs ausbilden und die allgemeinen Bedingungen feftfegen, deren 
die geſunde Fortdauer des Eigenthums bebarf. Bon großer und wohlthätiger Wir- 
fung war in biefer Hinfiht vie Thätigkeit ber neueren Gefeßgebung, um das 
Grundeigentbum von ewigen Laften zu befreien und durch vie Einführung 
von Grundbüchern und der Form ber Fertigung im Grundbuch (vgl. diefen 
Art.) die Sicherheit und den Krevit des Grundeigenthums zu erhöhen. 

Der ſtaatlichen Gefeßgebung kommt es aber aud zu, diejenigen Schranten 
der Privatwillfür aufzurihten, welche durch das Neben- und Miteinander: 
beftehen der Menſchen bebingt und durch die allgemeine Wohlfahrt ge 
fordert werden. Die mancherlei Beichränfungen des Grundeigenthums im Interelfe 
ber Nahbarverhältnifie oder im Interefle der dauernden Bedürfniſſe (4. B. Be- 
ſchränkungen des Waldeigenthums) oder zur Erhaltung der nationalen Kraft und 
Sefunpheit und um ver politifhen Organifation des Staates willen (gefchloffene 
Güter, Unveräußerlichleit der Güter) können aus dieſem Gefichtspunfte gerecht- 
fertigt fein. Offenbar kann die Gefeßgebung leichter das Grundeigenthum als das 
Eigenthum an Fahrhabe derartigen Beſchränkungen unterwerfen, weil jenes feiner 
Unbeweglichleit wegen bequemer zu kontroliren ift, während biefes fi) vor jeder 
Kontrole verbirgt, fie kann aber auch diefe Beſchränkungen eher rechtfertigen, weil 
der Boden und die Kultur des Landes auch eine Grundbedingung für die Eriftenz 
des ganzen Bolfes ift, und das Grundſtück weder das Erzeugniß einzelner Men- 
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ſchen noch gänzlich ihrer Macht anbeimgegeben ift, folglih das Necht und vie 
ae ber Gemeinfhaft in der Natur des Bodens felhft eine Unterflägung 
nden. 

b) In der Rechtspflege, welde in einzelnen konkreten Fällen das Eigen- 
thum fewohl direkt in Form des Civilverfahrens gegen die geſchehene Störung 
und Berlegung, als indirekt durch das Strafverfahren gegen verbredherifche An- 
griffe in Schug nimmt und wieder berftellt. 

ec) In der Polizei, welche zunächft das Eigenthum gegen drohende Ber: 
legungen zu fichern den Beruf hat. Aber darf nicht auch vie Polizei, in ähnlicher 
Weiſe wie die Geſetzgebung, durch ihre Verorbnungen die freie Ausübung bes 
Eigenthums befchränfen? Sie hat das ſchon in allen europäiſchen Staaten, beſon⸗ 
ders im 18. Jahrhundert in reihlihem Maße gethan und fie thut e8 zum Theil 
auch heute noch. Sie hat vorgefchrieben, was für Gewächſe ver Bauer pflaitzen, 
wie die Häufer im Innern und nad Außen gebaut, wie die Fabriken eingerichtet 
werben follen, was für Kleiver die Leute tragen oder nicht tragen bürfen m. ſ. f. 
Es ift aber einleuchtend, daß bei unbefchränkter Bolizeigewalt die Sicherheit und 
bie Freiheit des Privateigenthums ganz illuſoriſch wird. Das tft gerade der guoße 
Fortſchritt der Erkenntniß des Cigenthbums, daß es wejentlih ein Recht Der 
Privatperfon fei und um veßwillen auch vor der Einmifchung und dem Drud 
der Stantsbeamtung gewahrt bleiben müſſe. Ebenfo wird Niemand beftreiten, daß 
die wichtigen Garantieen, welche den Eigenthümern in ver repräfentafiven Drga- 
nifatlon ber geſetzgebenden Gewalt geboten werben, in der Befegung der Pofizei- 
ftellen gänzlich fehlen, daher auch vie Gefahr eines Mißbrauchs der öffentlichen 
Gewalt gegen das Privatrecht, die dort in verſchwindender Geringfägigfeit vor- 
handen ift, bier weit größer wäre. Auf der andern Seite ift ebenfomenig zu ver- 
kennen, daß die Öffentliche Wohlfahrt in manchen Fällen dringend das poltzeiliche 
Einſchreiten fordert, um eine allgemeine Gefahr over Noth abzuwenden, und vaß 
zu diefem Behuf auch allgemeine Polizeiverorpnungen unerläßlich find, welde im 
gewiffer Beziehung doch die Willkür des Eigenthümers befchränfen, z. ®. mit 
Rüdfiht auf Feuersgefahr BVorfchriften über die Anlage von Feuerheetben und 
Kaminen, mit Rückſicht auf die gemeine Reinlichkeit Beftimmungen über pie Wafler- 
ableitung, um der gemeinen Gejunpheitspflege willen Berorbnungen über ven Ber- 
fehr mit Giften u. f. f. 

Wie läßt fich dieſer Anoten löſen, ohne daß durch ein gewaltfames Zer⸗ 
ichneiven beffelben fei es vie Freiheit des Cigenthums, fei es vie allgemeine Wohl- 
fahrt Schaden Ieivet? Am meiften hilft die fcharfe Scheidung der privatredht- 
lihen und der öffentliden Elemente und Momente. Es Hit vor allen Dingen 
nicht die Aufgabe und nicht das Recht ver Polizei, das Privatrecht zu ordnen. 
Daher darf fie Yeinerlei Verordnungen erlaffen, welche bie privatrechtliche Geftal- 
tung und Ausübung des Eigenthums verändern over hemmen. Jede allgemeine 
Movifitatton oder Beichränkung bes Eigenthums von privatredhtlihem Gehalt und 
privatrechtlicher Form iſt ausfchließli der Geſetzgebung vorbehalten, nicht vaneben 
auch der Polizei erlaubt. Die Gerichte find berufen, vie Freiheit des Privateigett- 
thums auch gegen folche Uebergriffe der Polizei zu ſchützen. Dagegen tft die Polizei 
wirklich befugt, innerhalb der gefeklichen Schranken Alles anzuorbnen, was die 
allgemeine Sicherheit und die Bffentliche Wohlfahrt erfordert, und varf daher 
ans öffentlichen Gründen und foweit das allgemeine Bedürfniß es er- 
heifht, auch die Auslibung des Privateigenthums befchränfer und jogar in Noth- 
fällen, 3. B. dringender Gefahr des Brandes, ver Ueberſchwemmung, der An- 





Eigeuthum. 315 


ftedung u. f. f., vorübergehend in daſſelbe eingreifen. Eine pas Eigenthum be- 
ſchränkende Polizeiverordnung iſt daher immer nur publicifiifh, niemals 
privatrehtlid zu begründen, unb darf nie weiter reihen, noch länger 
dauern, als das öffentlihe Wohl es fordert. (Vgl. den Art. „Polizet".) 
Für das Privatwohl zu forgen, iſt nicht Sache der Bolizet, ſondern 
der Privaten felbft. 

3. Neben ver Pflicht des Staates zur Gewährleiftung des Eigenthums be- 
ſteht die Hoheit veflelben wie über vie Perfonen der Staatsangehörigen fo anch 
über ihr Vermögen. Sie ift von ſtaatsrecht lichem Gehalt und nur bie An⸗ 
weubung der Staatsautorität und Staatsmacht in ihren verfchlenenen Organen 
und Funktionen auch auf das Vermögen. Sie äußert fih in ber Gefepgebung, 
in der Polizei und für die Eigenthümer oft am empfinvlichften in der Beften- 
rung. (Bgl. die Art. „Steuern” und „Steuerpflicht”.) Das Eigenthum wird 
dadurd allerdings theils beſchränkt theils belaſtet, aber niemals privarrechtlich, 
ſondern immer öffentlich» rechtlich. Es bedarf daher hier auch feiner weitern Erör- 
terung. ‘Der Gefihtspunft des Privateigenthums tritt bier ganz zuräd, denn dieſes 
bleibt in feiner privatrechtlichen Selbftftänpigkeit vollfommen anertannt, der Ge⸗ 
ſichtspunkt des Staates ift allein maßgebenv. 

4. Anders verhält es fi mit dem Rechte des Staates zur Enteignung, 
Erpropriation. (©, den Art. „Erpropriation”.) Denn bier entzieht der Staat 
der Privatperfon das Eigentyum an einer beftimmten Sache und ergreift felbft 
Privateigenthum daran, wenigftens vorübergehend. Diefe Wirkung, obwohl fie 
ebenfalld von ver Hohelt des Staates oder anders ausgebrüdt von dem Princip 
ausgeht, daß dem öffentlichen Bedürfniß der Gefammtheit and das Privatrecht 
des Einzelnen zum Opfer gebracht werden müffe, alfo das Recht der Gemeinfchaft 
ale das höhere dem des Individnums überorpnet, greift doch unmittelbar das 
Privatreht an. Würde das rüdfichtslos gefchehen dürfen, fo wire bamit das 
Brincip der Privatfreiheit und des Eigenthums gebrochen. Aber eben die Ausbil⸗ 
dung diefer ausnahmsweiſen Eingriffe in das Brivatreit zeigt am deutlichſten, 
wie ſchen und rückfichtsvoll auch vie Geſammtheit vor der Unantaftbarleit des 
Privateigenthums ſich bengt. Sie macht das Recht der Enteignung nur in Wällen 
eines dringenden öffentlichen Beduürfniſſes geltend und auch dann nur gegen 
volle Entfhädigung des Privaten, fo daß ver Werth des Privateigenthums 
biefem unverfehrt bleibt und er aus Grümven des öffentlichen Wohl! nur genöthigt 
wird, fi einen Auskauf gefallen zu laſſen. 

IV. Zur Neformfrage des Eigenthums Während vie Weltge- 
Ihichte den engen Zufammenhang ver fteigenven Civiliſation und ver Ausbildung 
des Eigentbums dentlich macht und alle neueren Staaten vie Unverletlichkeit des 
Eigenthbums als eine Grundbedingung der rechtlichen Eriftenz und ber Wohlfahrt 
anerkennen, erheben ſich in unferer Zeit eine Menge feinplicher Stimmen bald 
gegen bie Idee des Eigenthums felbft, welche fie als eine Ausgeburt des fhänb- 
licäften Egoismus verbammen, bald gegen vie Verwirklichung und die Formen 
befielben und verlangen, fei es Abichaffung des Sonvereigenthums und amsfchließ- 
lie Anerlennung des Rechts der Gemeinfchaft, ſei es eine fo tief greifende Um⸗ 
geftaltung des Eigenthums, daß das bisherige Privateigenthum darüber zu 
Grunde ginge oder hoch ſchwere Einbuße Mitte. (Kommunismus und Socialts- 
mus, Bol. die entſprechenden Artitel.) Diefe Stimmen haben oft einen ſtarken 
Wiederhall und Inuten Beifall gefunden, und wir haben bereits verfchiebene ernft- 
liche Verſuche erlebt — beſonders im Jahr 1848 —, die dem Eigenthum feind- 
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lichen Doktrinen praktiſch zu machen. Alle viefe Unternehmungen find freilich ge- 
ſcheitert; die Macht der Stantsgewalt und des Eigenthums, welche fi von ber 
gemeinfamen Gefahr bebroht fahen, konnte wohl augenblidlich verblüfft und ge⸗ 
lähmt werben; dennoch war fie zu groß, um dem erften großen Feldzug ber 
kommuniſtiſchen oder ver ſocialiſtiſchen Revolution dauernd zu erliegen. Über vie 
Welt war do von einer furchtbaren Gefahr, wie von ver unerwarteten Eruption 
eines Vulkans überrafht und e8 war die Sicherheit des Eigenthums für einige 
Zeit durch viefelbe fehr erſchüttert worden. Woher follen wir nun bie Zuverſicht 
nehmen, daß dieſe Gefahr nicht nochmals wieberlehren werde? Wir könnten volle 
Beruhigung nur dann fhöpfen, wenn wir uns überzeugten, daß bie Urfachen, 
die zu jenen Angriffen geführt, verſchwunden feten oder doch viel von ihrer Stärke 
verloren haben, und uns nur dann ficher fühlen, wenn feither vie Macht ber 
Rechtsordnung größer geworden wäre. Können wir uns diefer Wahrnehmung er- 
freuen? 

In einigen Beziehungen freilich bat fih die Sachlage feither verbeflert. Be- 
vor die Revolution gegen das Eigenthbum ausgebrochen, hatten nur Wenige fie 
für möglich gehalten. Die Erfahrungen des Jahres 1848 haben Jedermann über 
das Dafein einer folhen Gefahr aufgeflärt, und ver Schreck davon figt noch in 
den Gliedern der befigenvden Klafjen. Die Einficht in eine Gefahr aber ift, richtig 
benugt, der Anfang ihrer Bewältigung. Iene Erfahrungen konnten fo vie Macht 
der angegriffenen Rechtsordnung ftärfen und fie haben fie wirklich geftärkt. Darauf 
vornehmlich ift die neue Erhebung und Verſchärfung der Regierungsgewalt und 
der Kriegsmacht gegründet worden. Diefelben haben aber nod in einer anbern 
Hinfiht Heilfam gewirkt. Sie haben — um der allgemeinen Uebel willen, welche 
alle auch die eigenthumslofen Klafien der Bevölkerung betrafen — in biefen felbft 
Zweifel geweckt gegen vie kommuniſtiſchen Lehren. 

Aber in der Hauptfache wirken die Urſachen, welde vie Erhebung ber pro- 
letariiden Maſſen wider das Eigenthum veranlaßt haben, noch fort, wie vor dem 
erften großen Kampf, ja die Haupturfadhe, das unleugbare Mißverhältuig über- 
mäßiger Reichthümer und Genüffe ver Wenigen auf ver einen Seite, und eines 
weitverbreiteten Mangels und Dürftigleit großer Maſſen auf ver andern Seite, 
woran die heutige Gefellihaft krankt, und welches in den großen bewegten Welt- 
ſtädten ganz befonvers auffällig und reizbar ericheint, bat eher noch an Auspeh- 
nung zugenommen, wenn gleich vie Schroffheit deſſelben gemilvert fein mag. Ohne 
viefes Mißverhältniß wäre die Geiftesverirrung, welche zu Beftreitung des Eigen: 
thumsbegriffs geführt bat und vie Verborbenheit ver moraliſchen Gefinnung, welche 
ihre Luft hat an dem Umfturz ver Eigenthbumsorbnung und im Trüben zu fiſchen 
hofft, nicht fehr gefährlich. Einzelne Böfewichter können wohl aus folden Motiven 
das Eigenthum Cinzelner gelegentlich ſchädigen — zu allen Zeiten hat es ‘Diebe 
und Räuber gegeben — , aber ein ernfter Angriff anf die ganze Inftitution bes 
Eigenthums wird erft möglih, wenn vie Maſſen von ſolchen Doktrinen ergriffen 
werben, und das werben fie nur wenn fie ſchwere Mißſtände empfinden. Das 
Eigenthum ift ein fo natürlich = menfhlicher Begriff, es ſchließt ſich fo felbftver- 
ſtändlich an die Beſonderheit und Selbftheit der einzelnen Perfonen und Yamilien 
an, die Inftitution ift ferner feit Jahrtauſenden fo feit gewurzelt in ver Geſchichte 
unferer Civiliſation, und in ven Sitten fo lebenvig, daß auch die Maflen an das 
Eigentbum als an eine natur=nothwendige und gerabezu als an eine heilige In⸗ 
ftitutton glauben und daher für eigenthumsfeindliche Doktrinen nicht Leicht einge- 
nommen werben, Ihr ganzes Bewußtſein und ihr Gewiſſen fträuben ſich dagegen, 
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Nur wenn der Drud und vie Noth für die Menge unleinlih wird, wenn bie 
Mißſtände der Civilifation wie eine fchwere Krankheit empfunden werben, in 
ſolcher Verſtimmung und in fieberhafter Aufregung kann fie momentan für jebe 
Empörung gewonnen werben. 

Derartige Mißverhältniffe aber find leider in bedenklicher Weife noch vor- 
banten. Es giebt große Maſſen in der europälfchen Bevölkerung, welche mit 
Mühen und mit Arbeit überladen find und mit ihrem Lohne kaum die nothdürf⸗ 
tigften Bedingungen dieſes fchweren Lebens erfhwingen, ganze Klafien von Ar- 
beitern, welche elend wohnen, dürftig gekleidet und fchlecht genährt und doch nicht 
einmal der Fortdauer diefer ärmlichen Eriftenz ficher find. Es giebt in dem mo⸗ 
dernen, auf fein Chriftentbum und feine Givilifation ftolzen Europa auch feit der 
Aufhebung aller Leibeigenſchaft Zuftände, welche in vielen Beziehungen thatſäch- 
lich Schlimmer find, als die der antiten Sklaverei. Die tägliche Arbeit des modernen 
Proletariates ift fiher im Ganzen nicht geringer und nicht leichter als die des 
antiten Sklaven, und die Genüſſe vefjelben find um Vieles kümmerlicher und 
weniger gefichert. Der Vorzug der perfönlichen Freiheit, der ihm durch die Geſetz⸗ 
gebung gewährleiftet wird, wirkt wohl für Einzelne, die fih aus dieſem Abgrund 
emporringen, auf's befte, aber der Maſſe gegenüber dient er nur, um ven 
ſchreienden Widerſpruch zwifchen ver Idee und der Wirklichkeit heftiger zu machen 
und ihren Mißmuth zu reizen, denn in ber Wirklichkeit ift die Freiheit viefer 
Leute von der Macht des Kapitals in Feſſeln gelegt. Tauſende und Zehntaufenve 
find zwar nicht Sklaven dieſer oder jener Perfon, aber fie find Sklaven vieles 
over jenes Fabrikationszweiges, oder biefer oder jener Einrichtung. Ihre Kräfte 
und Vertigfeiten heben fie Über tie natürlihen Armen (die Waiſenkinder und bie 
Gebrechlichen) empor, aber die unnatürlichen. Gefellfchaftsverhältnijfe drücken fie. 
unter jene Armen nieber. 

Die Unnatur und das Mißverhältnig einer folhen Criftenz ohne Genuß 
wird überdem durch tie Vergleihung mit den entgegengejegten Eriftenzen, die im 
Mebermaß der Genüffe fchwelgen, noch mehr verbittert. Wenn der Ueberfluß des 
Reihthums den Mangel ver Dürftigleit ergänzt und deckt, jo wirb der Wider⸗ 
ftreit beider gemilvert und verjähnt. Wenn aber jener unbekümmert um biefen ſich 
ergießt, und ſich beide trennen und meiden, wie das leider in unferer Kulturwelt 
häufig gefchleht, dann wird der Gegenſatz zu tödtlicher Feindſchaft gefteigert. In 
ven bürftigen Klaffen gährt dann der Haß wider den Neichthum und wider das 
Eigenthum, in dem fie die Quelle aller ihrer Uebel zu erfennen wähnen. Wird 
der Egoismus des Eigenthums ohne Rüdficht auf vie menſchliche Gemeinſchaft zu 
den äußerſten Konfequenzen getrieben, fo tritt ihm nun ber Egoismus der Ver⸗ 
mögenslofigfeit drohend entgegen, und verlangt mit räubertfcher Gewalt Theilung 
der Güter. In der That, wenn der einfeitige und ritdfichtslofe Egoismus ber 
Individuen, der die Seele des römischen Cigenthumsbegriffes ift, als oberftes 
Geſetz anerkannt und in maßlofer Weife überfpannt wird, fo erliegt er feinen 
eigenen Konfequenzen und berfelde Egoismus, welcher in ver Regel ald Vertreter 
des Eigenthums erfcheint, zeigt fi) nun auch als Angreifer des Eigenthums, 

Nicht daß man das Uebel der neueren Gefelfchaftszuftände aufdedt und auf 
Heilmittel denkt, iſt zu tadeln — das ift nur Hebung einer menſchlichen Pflicht —, 
wohl aber haben die fommuniftifchen und, wenn auc in minderem Grabe, die fo- 
cialiſtiſchen Berfuhe zur Belämpfung des Uebels biefes nur verſchlimmert, und 
bie wirkliche Heilung noch erfchwert, denn fie haben die Stimmung vergiftet und 
das Mißtrauen gegen jede Reform gereist. 
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Der gemeinfame Fehler aller jener Verſuche, auch wo fie in guter Meinung 
unternommen wurden, war ber, daß fie ſämmtlich fei es unmittelbar die Eriftenz 
des Eigenthums angriffen oder doch mittelbar die Sicherheit deſſelben bedrohten. 
Die Erfahrungen vorzüglich des Jahres 1848 haben nun aber deutlich gezeigt, 
daß jede Störung diefer Sicherheit des Eigenthums fofort das Uebel, deſſen 
Heilung angeftrebt wird, vergrößere und die Leinen unfers gefellfchaftlichen Kör- 
pers vermehre. In dem Verhältniß, in welchem pas Eigentum unſicher wird, 
verliert es an Werth, und die allgemeine Werthverminderung ber vor- 
bandenen Güter ift zugleich eine Verminderung der in ihnen liegenden Kräfte, 
um die menfchlihen Bedürfniſſe zu befrievigen; durch Ausbreitung der Armuth tft 
den Dürftigen ficher nicht geholfen. Dazu kommt, daß jede Unficherheit des Eigen- 
thums auch den Kredit unſicher madht, und der Mangel an bkonomiſchem Ver⸗ 
trauen lähmt den ðkonomiſchen Verkehr unter ven Menſchen. E8 wird daher aud) 
um fo weniger Arbeit gefudt, und um deßwillen auch die Arbeit geringer 
belohnt. So enge find Eigenthum und Arbeit verbunden, daß wenn das Eigen- 
thum erſchüttert wird, auch die Arbeit an Werth verliert. Es ift daher den Ar- 
beitern nicht fo zu helfen, daß man vie Eigenthümer bebrängt. Im Gegentheil, 
jeve wahre Reform der empfimvenen Mißſtände muß die Sicherheit des Pri- 
vateigenthums als eine unentbehrlide Grundlage aller Heilung auf 
das jorgfältigfte bewahren. 

An ein Zufammenwerfen des gegenwärtigen Cigentbums und an eine neue 
Bertbeilung veflelben, fei es nach gleichen hellen, fei es je nach dem verſchie⸗ 
denen Maße ver individuellen Fähigkeit und Anftrengung , darf daher überall nicht 
gedacht, es muß vielmehr die gefhihtliche Vertheilung ver Güter vor allen 
Dingen anerlannt werden. Zu dieſer gefchichtlihen Gütervertheilung gehört das 
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Nachkommen überliefert und ven Zufammenhang ver Vergangenheit mit ber Gegen- 
wart ſchützt. Die reformirenvde Sorge des Staates darf nicht zur Vormundſchaft 
über das Privateigenthum und nod weniger zur Willfür über daſſelbe gefteigert 
werben. Die ſchützende und heilende Thätigkeit des Staates bezieht fih nur auf 
die allgemeinen Grundbedingungen und Schranfen der Inftitution, deren Erfüllung 
und Bewegung im Einzelnen theils ver Gefchichte des Privatvermögens theils der 
Freiheit der Individuen überlaffen bleiben muß, und darf nur infoweit einfchrei- 
ten, als bie überlieferten und gegenwärtigen Zuftände der Inftitntion an unnatür- 
licher Verderbniß und an unftttlihen Berlehrtheiten leiden. Im Grunde läßt fich, 
wenn wir von den Mafregeln einer fergfältigen Bollswirtbichaftspflege abfehen, 
die nicht hier zu erörtern find, das Ziel aller Reform des Privatrehts in dem 
Einen Worte ausfprehen: Herftellung eines gefunden Kreislaufs und dem- 
nah Sättigung des Mangels durch Hinlettung des Ueberfluffes, ober 
anders ausgedrückt, Berädfihtigung der Berbinbung unter den Men: 
fhen zugleih mit der Ausprägung und mit dem Schuge des Indivi— 
dualrechts; alfo auch hier wieder thut Bekämpfung der Ertreme und ihrer Ein- 
feitigleit hauptſächlich Noth. 

Bolgende Vorſchläge verdienen bier eine kurze Beleuchtung: 

1. Läßt fih nicht ein Außeres ober inneres Maß finden für ven Umfang 
des Privateigenthbums, fo daß, wo dieſes Maß überfchritten würde, ver Ueberfluß 
erfichtlich und im Intereffe ver Gemeinfchaft in Beſchlag zu nehmen wäre? Bis 
jegt bat Niemann eine Formel vorgefchlagen, welche zugleich gerecht und zmed- 
gemäß vie Grenzen des erlaubten Privatreichthums beftimmte. Es verfteht ſich, 
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daß jede gefegliche Abgrenzung nad einer beftimmten Anzahl von Zaufenden oder 
Hunverttaufenden oder Millionen durchaus willfürlih und gar nicht vurchzuführen 
wäre, ohne die Sicherheit des Privateigenthbums ernftlih zu gefährben, die wir 
als unerläßlihe Bedingung jever Heilung erfannt haben. Am eheſten wäre viel- 
leicht eine Verhältnißzahl für vie zuläffige Auspehnung des Grundeigenthums zu 
ermitteln; denn am eheſten läßt ſich aus Rechtsgründen eine gewiſſe Vertheilung 
des Bodens unter eine beftimmte Anzahl von großen und von kleineren Örund- 
eigenthümern verlangen und am leichteften eine Abweichung von den Normalmaßen 
fontroliven. Auch liegt die Gefahr ver Latifundien wie der übermäßigen Güter 
zeriplitterung dem gemeinen Verſtändniß nahe genug, um daſſelbe für eine der⸗ 
artige Beſchränkung empfänglih zu machen. Aber auch in biefer Anwendung tft 
meines Willens doch kein irgend zu billigender Vorfchlag gemacht worven. Das 
befannte liciniſche Agrargeſetz, welches eine Anfammlung von mehr als 500 
Jucharten in Einer Hand unterfagte, auch wenn es nicht blos auf die Befigum- 
gen am Gemeinland bezogen, ſondern auf das Grundeigenthum felbft ausgedehnt 
werben follte, ift doch dafür, weil völlig willfürlic auch ungeeignet. 

Das moralifche Princip läßt fi wohl eher erfennen. Man kann fagen: 
Nur das ift fittlich betrachtet wahres Vermögen eines Individuums, was biefes 
Individuum zu beherrichen vermag. Es ift ein dem Eigenthum fittlich wiberfpre- 
chendes Verhaͤltniß, wenn das Vermögen über vie PBerfon und nicht vie Perfon 
über das Bermögen herrſcht. Der Geizhals, ver feine Schäge häuft, ohne fie 
vernänftig zu benugen, ift ſittlich geſprochen ver Sklave, nicht der Herr feines 
Reihthums; und der Schwelger und Verſchwender weiß ebenfomwenig fittliche Herr 
ſchaft zu üben. Wer daher mehr Vermögen bat, als er fittli zu bewirthſchaften 
und zu benugen fähig ift, hat von bem Stanppunft der Moral ans mehr als 
ihm gebührt. Aber die Uebertragung dieſer moralifhen Gefege in das menfchliche 
Recht ift weder zu billigen noch wäre fie praktiſch durchzuführen. Ste wärbe die 
ganze rechtliche Inftitution des Eigenthums von Grund aus umwälzen und dem 
menſchlichen Richter würde ed immer an einem äußerlich fihern Maßſtab fehlen, 
woran er tie moraliſche Tüchtigkeit der Individuen bemißt. 

Am eheften noch läßt fih für den Grundbeſitz ein Maßftab finden, und 
verſchiedene pofitive Nechte haben derartige Verſuche gewagt. In einer Beziehung, 
nämlih mit Bezug auf die Ausbeutung und Ausrodung der Wälder, hat fogar 
das allgemeine moderne Recht die entfchienene Tendenz, bie Willlür ber Eigen- 
thümer im Interefie ver Gefammtheit zu befchränfen, wenn gleih aud va feine 
Borforge getroffen wird, daß nicht ale Waldungen zulegt in die Hände von 
wenigen Privaten kommen, welde damit ein Holzmonopol erwürben. Eingreifen- 
der aber keineswegs tadelnswürdig ift ſchon die Beftimmung einzelner Statuten, 
daß der Kulturfähige Boden nicht zum gemeinen Nachteil unbebaut liegen bleiben 
bärfe, und daß die unfultivirten Felder wierer zur Allmende gezogen, over ver 
DHlupation freigegeben werben. Denn fo abfolut gehört ver Boden nicht dem 
Eigenthümer an, daß biefer ihn zur Wildniß werben laflen und doch nod fein 
Eigenthum daran behaupten dürfe. Auch die in einigen nordamerikaniſchen Staaten 
neuerlich aufgelommene Regel, daß das Grundeigenthum nicht auf die Dauer von 
dem Wohnfl auf den eignen Gütern getrennt fein, noch ver felbftftändigen Wirthichaft 
des Eigenthümers entbehren dürfe, ift bier zu erwähnen, indem er das Auflom- 
men großer Grundherrſchaften, deren Eigenthümer fern in ben Städten leben, 
ſehr erfchwert. Es find das immerhin beacdhtenswertbe Keime einer zukünftigen 
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2. In ähnlicher Weiſe, wie früher im römiſchen Reiche, iſt heute noch in 
Amerika und in andern großen Kolonialländern der europäiſchen Staaten auf lange 
bin dafür geforgt, daß jede neue Familie leicht vom Staate Grundeigenthum er- 
halte. Die proletarifche Befig- und Yamilienlofigkeit ift vorzäglih eine europäiſch⸗ 
fontinentale Krankheit. In der fogenannten neuen Welt ift noch mehr als genug 
Raum für die Bevölkerung, die ſich dort nieberlaffen und arbeiten will. Betrachtet 
man die Erde in ihrem Zufammenhang und denkt man fi, die Menjchheit hätte 
- diefelbe neu zu vertheilen, fo wird man fi wohl überzeugen, daß die Erbober- 
fläche reichlich befähigt fei, die ganze Menfchheit auf's befte und dauernd zu er- 
nähren. Die Menſchen dürfen nur nicht in einzelnen Gegenden fi übermäßig 
zufammenbrängen, fie haben ven Beruf, die gefammte Oberfläche zu erfüllen. 
Die vorhandene Noth in manchen Rändern tft daher mehr ein Nefultat der menſch⸗ 
lichen Geſchichte, als eine Folge der natürlihen Beringungen; und eben darum 
muß es auch eine Aufgabe der Eivilifation fein, ihre eigenen Fehler wieder zu 
verbefiern. 

Einzelne europäifche Staaten, wie vorzüglich die weftlihen und dann auch 
ber öftlichfte haben nun einen Theil dieſes ungeheuren Vorrathes von Boden, 
welcher die Kultur noch erwartet, in ihren Bell gebracht, und fo große Weiten 
von Volkland over Kronland over Staatsländereien zu neuen ©üter- 
vertbeilungen an Brivaten in fteter Bereitſchaft. Daß auch diefe Staaten 
fih in fpäter Zukunft erfchöpfen werven, ift wahrfcheinlich, aber auf Jahrhunderte 
bin nicht zu beforgen; und fogar jene entlegene Furcht vermindert ſich durch die 
Erwägung, daß das Wahsthum ver Bevölferung mit ber Ertragfühigfeit der 
Erde fiher in einem beftimmten Berbältnig fteht, und daher nad einem göttlichen 
Naturgeſetz feine Grenze finden wird, bevor der Boden erfchöpft würde. Aber bie 
mitteleuropälfhen Staaten, und ganz vorzäglihd Deutſchland haben es bisher ver: 
fäumt, ſich ſolche Borräthe anzulegen. Die große deutſche Auswanderung (f. d. Art.) 
wendet ſich fremben Ländern zu und ift nicht zugleich nationale Koloniſation. Da 
pie civilifirten Völker das Bedürfniß haben zur Ausbreitung und genötbigt fin, 
durch neue Urbarmachung und neue Kulturen der Verarmung ganzer Volkstheile 
entgegen zu wirken, fo ift e8 auch eine wichtige Pflicht ver civtlifirten Staaten, 
für verfügbares Staatsland zu neuer Bertheilung an Privateigentbümer zu 
forgen. 

3. Aber felbft wenn ver Staat ein großes Volkland befigt, und Stücke da⸗ 
von an bie Privaten abgiebt, ift noch nicht für den nothwenbigen Kreislauf ge- 
forgt. Es werden aus dem weiten Nefervoir Kanäle abgeleitet, durch welche ber 
See abfließt, aber jenes erhält feine neuen Zuflüſſe zurüd. In dem Lehensſyſtem 
des Mittelalters Iag ein folder Kreislauf. ‘Der Lehensherr vertheilte feine Do» 
mäne unter die Dafallen zu Sondergütern, und wenn die Vaſallen ohne Söhne 
oder jpäter ohne Geſchlechtsvettern ftarben, fo fiel das Lehen dem Herm wieder 
beim, der nun eine neue Vaſallenfamilie damit ausftatten konnte. Diefes Syſtem 
ift in dem neuern Europa untergegangen. Wir fennen feinen Heimfall der Güter 
mehr zu neuer Verleihung. Die Neigung ver Zeit fteht auch jedem Berfuche ent⸗ 
gegen, einen nothwendigen Heimfall der Privatgüter an den Staat zu erneuern. 
If die freie Veräußerung aud des Grundeigenthums geftattet, fo wirb damit 
das Heimfallsrecht illuſoriſch, und das veräußerlihe Eigenthun hat für den Ei- 
genthämer einen höheren Werth, als das unveräußerlihe, denn bie invivibuelle 
Freiheit bewegt fich Leichter mit jenem als mit biefem, und ber Eigenthümer fann 
jenes bequem verwerthen, biefes nicht. ‘Daher führt die Entwidlung des Privat« 
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eigenthums als Sonbereigentbums zur BVeräußerlichkeit veffelben, und vem- 
gemäß zur Befeitigung des Heimfallsrechtes. 

Weniger Widerſtand in dem modernen Bewußtfein regen die Vorſchläge zu 
einer Korrektur des Erbrechtes auf, durch welde jener Kreislauf Hergeftellt 
werben könnte. Die focialiftifche Läugnung und Befeitigung des Erbrechtes freilich 
muß wieder entſchieden mißbilligt werden. Würde die Erblichleit des Eigenthums 
aufgehoben, fo wärbe dadurch mindeſtens der halbe Werth des Eigenthums und bie 
Sicherheit des Eigenthums mit zerſtört. Das Erbrecht erhält das Eigenthum und 
veredelt e8. "Die Errungenfchaft ber Vorfahren wird durd das Erbredt den Nach— 
fommen überliefert, und der Fleiß des Vaters gefteigert durch die Ausſicht, daß 
derfelbe noch feinen Kindern zum Nuten gereiche. Der Zuſammenhang ver Familie 
erhält durch das Erbrecht feinen ökonomiſchen Ausdruck und feine Stüße. 

Aber fo beftimmt wir jeden Angriff auf das Princip des Erbrechts als einen 
Angriff auf die Familie und auf die Givilifation befämpfen müſſen, fo tft doch 
auf der andern Seite nicht zu überfehen, daß die Reform ver vorhandenen Miß- 
verhältniffe auf dem Gebiete des Erbrechts am wenigſten Schwierigfeiten findet. 
Wenn auch das Erbrecht im Ganzen wirkfam bleiben muß, fo bat doch Fein Ein- 
zelner bei Lebzeiten des Erblaffers ein feftes erfülltes Erbrecht: und wenn bie 
Erborbnung geändert wird, fo werben feine ermorbenen Rechte gefräntt, es können 
nur Hoffnungen untergehen, die, ohne daß ver Erbe e8 irgend zu hindern ver- 
möchte, ebenfo aus andern Grünen plöglich verfhmwinven könnten, 3. B. durch 
eine Heirath des Erblaſſers und Kinverzeugung oder durch den frühern Tod des 
vermeintlichen Erben oder durch ein Teſtament des Erblaſſers. 

Diefelben Gründe, welche für dus Familienrecht ſprechen, welches nun⸗ 
mehr in der ganzen civilifirten Welt herrfchend geworben ift, und welchem gegen- 
über dad auf den inbividuellen Willen des Erblaſſers gegründete teftamentarifche 
Erbrecht nur wie eine Ausnahme von ver Regel eriheint, find auch für die Aner- 
fennung und Ausvehnung eines Erbrechts der größern Gemeinfhaft, ber 
Gemeinde over des Staates wirkfam Der wahre Grund alles natürlichen 
Erbrechts ift doch die Gemeinjhaft, welche den Erblaffer und den Erben mit ein- 
ander verbindet, der Zuſammenhang des Bluts und der Pietät, der Sitte und 
ber Kultur, mit einem Worte die Gemeinjhaft und die Fortdauer ber 
Raſſe. Nun giebt es aber verfchienene Kreife foldher Raflegemeinfchaft. Der Ein 
zelne ift ein Kind feiner Eltern, aber er ift auch ein Kind feiner Gemeinde oder 
feines Vaterlandes; er ift mit feiner Sippfchaft durch hundert Beziehungen bes 
Blutes, der Sorge, ver Erziehung u. |. f. verbunden, aber er ift in ähnlicher 
Weiſe auch mit feinem Volle verbunden, deſſen Lebensform ihm eingeprägt und in 
defien Sprache und Sitte er erzogen ift. Der Kreis der Gemeinde und des Staates 
ift freilich ein weiterer und infofern auch ferner als ver des Haufes und ber 
Blutsverwandtfchaft. — Diefer Gedanke hat denn auch vielfältig zur Anerkennung 
eines ſubſidiären Erbrechtes des Staates an der Verlaſſenſchaft geführt in Er- 
manglung von Teſtament- oder Yamilienerben. Sowohl das römiſche als das 
deutſche Necht hat denfelben in verſchiedener Weiſe formulirt. 

Allein viejes Recht des Staates auf das erblofe Gut ift für den befprocdhenen 
Zweck eines organifchen Kreislaufes durchaus unwirkſam. Wird der Staat nur 
dann zum Erben, wenn feine Teſtaments⸗ und feine andern gefeglichen Erben 
vorhanden find, fo wird fein Erbrecht nur in ven feltenften Ausnahmefällen ver- 
wirflict, und mit fo wenigen Tropfen kann jenes Reſervoir nicht ergänzt werben. 
Ein fo ärmlicher Zufluß iſt durchaus ungenügend für das große Bedürfniß des 
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Abfluſſes. Ueberdem wird dieſer feltene Erwerb des Staates gewöhnlich ven äffent- 
lichen Kaffen zugewiefen und wie die Steuern und fisfalifhe Gefälle für Bffent- 
lihe Bedürfniſſe verwendet, nicht wieder an Privatperfonen verliehen. Das ift 
alfo in keiner Weiſe Regulirung des Eigenthums. 

Damit das Erbrecht der Geſammtheit als Eigenthumsreform wirkte, muß 
daſſelbe 1) mit dem Erbredt der Sippen in Konkurrenz treten, 2) durch 
vie Lehre des Pflihttheils gegen zerftörenve Iegtwillige Verfügungen geſchützt 
fein, und es muß 3) das dem Staate angefallene Erbgut nicht zu öffentlichen 
Berwendungen benubt, fonvern zu neuer Verleihung an Privatperfonen, vor: 
züglih zu privatredhtliger Ausftattung der dürftigen Bamilien wieber 
bingeleitet werben. Detaillirte Vorſchläge in dieſem Sinne find in neuerer Zeit 
ſchon gemadt), das Syftem aber noch nirgends in vie Praris eingeführt worden. 
Die Konkurrenz des Erbrechtes der Gemeinſchaft mit dem Erbredit ver Verwandt⸗ 
ſchaft ift nicht ohne Analogie in der Geftaltung des Erbrechtes, inven ver Ehe⸗ 
verband ebenfo neben dem Blutsverband berüdfichtigt wird und ber überlebenve 
Ehegatte mit ven Sippen konkurrirt, und hat einen guten Grund darin, daß auch 
in den realen Zuſtänden des Privatlebens vie verfchievenen Verbände neben und 
mit einander beftehen und wirken. Je enger der Yamilienzufammenhang und die 
Blutsverwandtſchaft ift, um fo ftärfer wirft auch das Gefühl der Zuſammen⸗ 
gehörigfeit, vie wechfelfeitige Sorge, und um fo energifcher tritt auch bie erbredht- 
lihe Gemeinfchaft in ven Vordergrund. Je mehr fi dagegen bie Perwanbt- 
ſchaftskreiſe erweitern, um fo gleichgültiger werben vie Beztehungen ver Stppfchaft 
und um fo beveutfamer tritt die Gemeinſchaft und ber Pietätsverband mit ber 
Gemeinde oder mit ven Staate hervor. Es ift daher ganz ver Natur entſprechend, 
daß in bemfelben Berhältniß, wie ver eine Verband ſchwächer und unerbeblicher 
wird und bie Bedeutung des andern Verbandes zunimmt, aud das Erbrecht beiter 
Berbände geordnet werde. — 

Literatur. Eine irgend zureichende welthiſtoriſche Geſchichte des Eigen⸗ 
thums, insbeſondere des Grundeigenthums, giebt es noch nicht. Einzelne Andeu⸗ 
tungen dazu finden ſich in der Rechtsphiloſophie von Ahrens und in ber juriſti⸗ 
fhen Encyflopäbie von Warnkönig. Ed. Tabonlaye hat vie ältere romanifch- 
germanifche Geſchichte des Grundeigenthums im Occivent zu ſchildern geſucht in 
der Schrift: Histoire du droit de propridt6 foncidre. Paris 1839. Weber das 
Eigenthum nach römifhem und deutſchem Recht ift die befonvere Literatur des 
römifchen und des deutſchen Rechts zu vergleichen, über die philofophifche Begründung 
des Eigenthums die verſchiedenen naturrechtlichen, zum Theil auch die national⸗ 
ökonomiſchen Werke. Die Schrift von Thiers: Sur la propridte, ift aus national- 
öfonomifhem Standpunkt gefchrieben und vorzugsweiſe eine Streitfchrift gegen die 
Kommuniften und Socialiften. Biuntſchli. 
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Den deutſchen Juriſten iſt ſchon häufig und in vielen Fällen leider nicht 
ohne Grund eine weitgehende Nachläſſigkeit vorgeworfen worden in Erfüllung ihrer 
heiligſten Aufgabe, Hüter und Pfleger des nationalen Rechtsbewußtſeins zu fein. 


9 Bol. K. Brater, die Reiorm des Erbrechtes zu Gunften der Nothleidenden. München 
1Bı8, m Bluntjhli, Privatr. Sefegb. für den Kanton Zürich, Mit Erläuterungen. Bd. IV. 
. 67 ff. 
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Um fo lieber wird man bei einem Manne verweilen, ber, freilich aller Hilfs- 
mittel der Wiſſenſchaft beraubt, doch mit einer ſtaunenswerthen Geiſteskraft 
des feiner Zeit und feinem Volle gehörigen Rechtsſtoffes ſich bemächtigt hatte und 
mit folcher Meifterfchaft ihn varftellte, daß fein Wert eben fo raſch als nachhaltig 
als eine wahrhaft nationale That, als ein größter Dienft für unſer deutſches Bolt 
in den welteften Krelfen empfunden wurde. Diefer Dann ift Eife von Repkow, 
der Berfaffer des Sachſenſpiegels. 

So fhliht war die Art des Mannes, fein Zeitalter für literarifchen Ruhm 
ſo wenig empfänglih, daß mur zufällige und ganz aphoriftifche Nachrichten über 
ihn uns erhalten find, daß felbft feine Antorfchaft des Alteften und beften veutfchen 
Rechtsbuches ſchon bezweifelt werden konnte. Diefe Zweifel ſind aber in ver That 
nicht begründet. Geringerer Werth für die Entfcheivung ver Frage mag daranf 
gelegt werben, daß der Gloſſe zum Sachfenfpiegel, vie etwa 100 Jahre nach vem- 
felben verfaßt iſt, ja ſchon einer nur ungefähr 50 Jahre Hinter dem Original 
zurückſtehenden lateiniſchen Ueberfegung bes Rechtsbuches E. unzweifelhaft als deffen 
Berfafler gilt; entſcheidend iſt die ſog. rhythmiſche Vorrede, welche in den meiften 
Handſchriften vorkommt, und welche ausdrücklich E. als Verfaſſer und den Grafen 
Hoyer von Fallenſtein als eifrigen Beförderer des Werkes nennt. Freilich hat 
es an Bedenken gegen Aechtheit und Glaubwürdigkeit auch dieſer Vorrede nicht 
gefehlt, ver am meiften entgegen zu ſtehen ſcheint, daß fie fichtlih aus zwei nad 
Form und Inhalt völlig verjchievenen Stüden zufammengefegt ift, die unverkenn- 
bar zu verfchievenen Beiten gejchrieben wurden. Aber vie Aechtheit des erften, jün- 
geren Stüdes dahingeſtellt fein laſſend, muß doch bie bes zweiten, weldes bie 
Nachricht von E.'s Autorfchaft enthält, mit voller Sicherheit behauptet werben; 
denn nicht nur, daß es in den älteften und Eorrefteften Handſchriften ſich findet, 
es trägt feine ficherfte Gewähr in fich felber. Kein Anderer ald ver Verfaſſer ves 
Buches konnte in jo einfachen Worten über vie Art ver Arbeit Nechenfchaft geben, 
wiederholt in den wärmften Ausprüden zu ihrem richtigen Gebrauche ermahnen, 
trotz alles gerechten Selbftgefühls in ungefünftelter Beſcheidenheit zu fünftigen Ver⸗ 
befjerungen auffordern, dad Bewußtſein der übernommenen Verantwortlichkeit, bie 
Beforgniß vor Entftelung und Mißbrauch fo angelegentlih und energiſch aus⸗ 
fprechen, in fo fchlichter und doch fo berebter Weife den inneren Drang fchilvern, 
ver ihn zu Offenbarung und Mittheilung des als wahr und nützlich Erkannten 
treibt. Nur der Schöpfer, nicht ein Wbfchreiber des Buches konnte Worte wie 
diefe fchreiben : 

Diz recht ne han ich selve nicht underdacht ; 
iz haben von aldere an unsich gebracht 
Unse gude vore varen;_ 
mach ich ouch, ich wil bewaren, 
Daz min scaz under der erde 
mit mir icht vor werde. 
Von godes halven de gnade min 
sol al der werlt gemeine sin. . 

Bon E.'s Lebensumftänden, welchen wir demnach unbedenklich als ven Ber- 
fafler des Sachfenfpiegels zu betrachten haben, find übrigens nur Außerft värftige 
Notizen auf uns gelommen. Abgeſehen davon, daß E. in der eben beiprochenen 
Borreve feine nahen Beziehungen zu dem Grafen Hoyer von Falkenſtein, Vogt 
von Quedlinburg, anbeutet, begegnen wir feinem Namen noch in vier Urkunden 
von den Jahren 1209, 1215, 1219 und 1233, von denen die erfle und vierte 


21* 


324 Eike von Bepkom. 


ihn als Schöffen, jene zu Wettin, diefe zu Salbke bezeichnet, während er in ber 
zweiten und britten neben dem Grafen Hoyer unter den Zeugen erwähnt wird. 
Außer der vollftändigen Ipentität der Namen und ver für den Berfafler eines 
Nechtsbuches fo wahrfcheinlihen Stellung als Schöffe rechtfertigen die in den Ur- 
funden wie in der rhythmiſchen Vorrede vorkommende Verbindung zwiſchen €, 
und H., fo wie der Umſtand, daß unzweifelhaft in ber Heimat dieſer Männer, 
in dem Anhaltiſchen, ver Sachjenfpiegel entftanven ift, vie Annahme, daß ver €. 
der Urkunden eine und die nämliche Berfon fei mit unferm E., welder demnach 
im erften Drittel des 13. Jahrhunderts lebte und in oſtſächſiſchen Gerichten als 
Schöffe thätig war. Irgend weitere Nachrichten über ihn befigen wir nicht. 

Nah der rhythmiſchen Vorrede bat E. large mit Fleiß und Anftrengung an 
feinem Werte gearbeitet, daſſelbe iſt unverkennbar aus einer fehr reihen Kenntniß 
des vor Gericht angewenveten Rechtes hervorgegangen, wornad wir das Buch in 
die fpätere Lebenszeit des Berfaflers zu verfegen haben, etwa 1220—1230. Da⸗ 
mit ftimmt denn auch der Inhalt vollfommen. Das Wert muß vor 1235, ja 
felbft vor 1228 vollendet fein, wie taraus zu fchließen, daß es unter den ſächſi⸗ 
hen Fahnlehn das Herzogthum Braunfchweig-Tüneburg und unter ven Suffragan- 
Biihöfen von Magdeburg ven Bilhof von Kamin noch nicht erwähnt; jenes war 
aber im Jahr 1235 in die Reihe der ſächſiſchen Fahnlehn aufgenommen, viefer 
ſchon 1228 dem Erzbiſchof von Magdeburg untergeben worden, und bie eine wie 
bie andere Thatſache, namentlich tie erfte, ver bebeutungsvolle Verſöhnungsakt ver 
Hohenftaufen und Welfen, konnte dem fähftfhen Schöffen nicht füglich entgehen, 
der ſich in feinem Bude als ein ſehr zuverläffiger Kenner feiner Heimat bewährt. 
Andererſeits ift in dem Rechtsbuche allem Anfcheine nach bereits vie Treuga 
Henrici benugt, vie nad) ven neueften Mittheilungen von zuverläffigfter Seite 
(Homehyer, vie Stellung des Sachſenſpiegels zum Schmabenfpiegel S. 74) wahr- 
jheinlih um das Jahr 1224 erlaflen wurde, fo daß zwifchen dieſes Jahr nnd 
1228 die Vollendung des Sachſenſpiegels zu fegen wäre. Wreilich fehlt e8 auch 
nit an weithin abweichenden Anfichten, welde das Rechtsbuch in bie legten 
Jahrzehnte entweder fchon des 12. oder umgekehrt erft des 13. Jahrhunderts 
verlegen. Aber nicht blos wird damit bie ganz beftimmte Nachricht ver rhyth⸗ 
miſchen Vorrede über E.'s Autorfchaft rein willfürlih außer Acht gelafjen, oder 
wenigftens bie Ipentität diefes E. mit tem in ven Urkunden vorfommenden 
ohne genügenden Grund geläugnet; es ftehen auch jeder dieſer einander entgegen- 
geſetzten Anfichten noch beſondere Grünte entgegen. Der Sachſenſpiegel ift in mehre- 
ren, unbeftreitbar in bie zweite Hälfte des 13. Jahrhunderts fallenden Arbeiten be- 
reits benügt, und andererfeits kann feine Darftellung der Königswahl nicht vor das 
dritte, höchſtens zweite Jahrzehnt dieſes Jahrhunderts gefegt werben; früher finden 
wir nur ein ganz ſchwankendes Vorrecht einzelner noch nicht feft bezeichneter Yür- 
ften bei jener Wahl angebeutet; das Recht von fieben beftimmten Fürften zur Bor- 
wahl, die Übrigens noch der Zuftimmung ver übrigen Reichsſtände bedarf, wie bie 
Sache im Sachſenſpiegel dargeftellt wird, hat erft feit dem 13. Jahrhundert ſich 
entwidelt, um ſchon am Ende deſſelben in ein ausfchliegliches Wahlrecht eben jener 
7 Fürften, der Kurfürften, überzugehen. 

Die E. am Schluß feiner rhythmiſchen Vorreve erzählt, hat er feine Arbeit 
zunächſt in lateinifcher Sprache verfaßt und diefelbe erft nachträglich, namentlich auf 
Anbringen des Grafen Hoyer, aber nur zögernd und im Bewußtſein der außerordent⸗ 
lihen Schwierigkeiten der Aufgabe in die deutſche Sprache umgearbeitet. Stimmen 
wir in den Dank, welchen ver befcheidene Autor daflr dem Grafen Hoyer gezollt 
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willen will, gegen tiefen, nody mehr aber ihm felbft gegenüber freudig ein, denn nur 
jene deutſche Bearbeitung konnte das Rechtsbuch zu den machen, was e8 wirklich 
geworben, zu einem deutſchen Volksbuch größter und trefilichfter Wirkſamkeit. Das 
lateinifhe Original befigen wir nicht mehr; die vorhandenen Iateinifchen Texte 
find fpätere Ueberfegungen aus dem Deutſchen. Diefes Fehlen kann aber, da nad 
der deutfchen Bearbeitung ver lateinifche Tert begreiflich jehr an Werth und Be— 
achtung verlieren mußte, vie Glaubwürdigkeit ver Erzählung nicht beeinträchtigen. 
Sie berichtet eine fo konkrete Thatſache, daß fie fhon darum nicht füglich für Die 
miüffige Erfindung eines Abſchreibers gehalten werben Tann, vielmehr einen neuen 
ſelbſtſtändigen Beleg für die Wechtheit ver Vorrede und fomit für ihre eigene 
Wahrheit darbietet, und überdies ift ihr Inhalt nichts weniger als fo unwahr- 
fheinlih, wie es Manche hat dünken wollen. Ganz im Gegentheil lag im An« 
fang des 13. Jahrhunderts für die Darftellung rechtlicher Materien die lateini- 
fhe Sprache fehr viel näher als vie deutſche, und die von €, zuerft für folde 
Zwede verfuhte Anwendung ver lettern mußte in ver That auf ganz aufer- 
ordentliche Schwierigkeiten ftoßen, wie fie durch fein eigenes Buch und felbft 
durch viele andere weit jüngere Arbeiten zur Genüge erwiejen werben. 

Seinem Inhalte nah umfaßt der Sachſenſpiegel das gelammte Rechtsgebiet, 
das öffentliche wie das Privat, das materielle wie das Proceß⸗Recht; nur find, 
wie fi von felbft verfteht, alle viefe Redhtsmaterien in der ganz ſummariſchen 
Kürze abgehandelt, ja zum Theil nur angeveutet, wie dies bei einem erften Ber- 
fu, den vorhandenen poſitiven Rechtsſtoff zu bewältigen, nit anders erwartet 
werden kann. Stabt-, Dienftl- und Hofrechte werben wegen ihren allzu lo⸗ 
folen Beziehungen von der Darftellung ausgejchloffen, währenn dieſe das Lehn- 
recht nicht blos mit umfaßt, fondern ihm fogar, feiner damals Alles überberr- 
ſchenden Bedeutung entſprechend, eine bejonvere Abtheilung hinter dem Landrecht 
widmet. Mir wenigftens fcheint es trog der mandherlei vagegen erhobenen Zweifel 
das Wahrfcheinlichfte, daß auch das fächſiſche Lehnrecht unferm €. zuzufchreiben 
fei, der e8 dem Landrecht zur Ergänzung ver darin begonnenen Arbeit nachſchickte; 
denn nicht nur, daß der Schwahenfpiegel, eine Nachbildung des Sadjfenfpiegels, 
ebenfalls das Lehnrecht in einer beſondern Abtheilung mit umfaßt, fondern e8 be- 
handeln auch die älteften Hanvfchriften des Sachſenſpiegels Land» und Lehnrecht 
fo volftändig als ein zufammengehöriges Ganzes, daß fie fogar die Kapitelzahlen 
dur beide hindurchgehen laſſen. Man wird darnad) das Zeugniß ber rhythmi⸗ 
ſchen Vorrede auch für das Lehnrecht müſſen gelten lafien, um fo mehr als E. 
feinen Plan, das gefammte Necht darzuftellen, nur fehr unvollſtändig würde aus- 
geführt haben, wenn er das fo wichtige Lehnrecht übergangen hätte. Endlich fehlt 
ed felbft nicht an einem lateinifhen Texte, weldher, ver fog. auctor vetus de be- 
neficiis, nach den fhharffinnigen Ausführungen Homehyers mit hoher Wahrfchein- 
lichkeit für das Original des fähftfchen Lehnrechts gehalten werben darf, fo daß 
wir bier dem Bericht ver Vorrede entſprechend auch die urfprüngliche lateiniſche 
Bearbeitung befäßen. 

E. bat, treu feinem Plane, das gefammte Recht feiner Zeit varzuftellen, aus 
allen Rechtsquellen gejchöpft, neben dem Gewohnheitsrecht 3. B. auch einzelne 
Reichs⸗- und Kirchengeſetze benutzt. Wie aber alles damals geltende Net mit un= 
erheblihen Ausnahmen bloßes Gewohnheitsrecht und felbft als ſolches noch nir- 
gends aufgezeichnet war, hat E. feine Rechtskenntniſſe fo gut wie ausfchließlich 
ans der gerichtlichen Praris genommen, aud) da, wo ihm andere Quellen offen 
geftannen hätten, indem er 5. B. die wenigen vorhandenen Reichögefege mehren- 
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theils nicht ihrem Wortlaute nad feinem Werke einverleibte, fonvdern nur ihren 
Inhalt fo mittheilte, wie er ihm im Leben entgegengetreien war. Sollen wir ben 
ſchlichten Schöffen darum tadeln, ober nicht vielmehr beneiven, daß ihm der Gegen» 
fat zwifchen dem geichriebenen Buchftaben des Gefeges und ver lebendigen Rechts⸗ 
übung noch gar nicht zum Bewußtſein gelommen war? Aber nicht blos in biefem 
Buntte, in weldem freilich alles gelehrte Willen dem Verfaſſer nur fehr wenig 
helfen Tonnte und alles Befte nur von ver Schärfe feiner Beobachtungen zu er- 
warten fland: and in allen andern Beziehungen ftellt fih uns E. als ein Mann 
dar, dem Theorie und Syſtem fehr ferne Ingen. Am auffallenpften und nachthei- 
ligften tritt dies in der äußerft Iofen Aneinanderreihung ver einzelnen Materien 
hervor, welche dem Sachſenſpiegel fogar ſchon den Vorwurf abfointer Orbnungs- 
Iofigkeit zugezogen hat. Dieſer Vorwurf gebt zu weit. Um dem Bude gerecht zu 
werben, hat man nicht nur die noch jetzt erfenntlichen fpätern Einfchiebfel auszu⸗ 
ſcheiden, ſondern auch überdies nicht zu vergeflen, daß felbft in den älteften Hand⸗ 
Ihriften, pie immerhin um Jahrzehnte jünger find ald das Rechtsbuch felber, gar 
mande für uns nicht mehr erfennbare Einfchaltungen und Verſchiebungen ſich 
finden können; auch die den Zuſammenhang zerreißende Eintheilung des Landrechts 
in 3 Bücher rührt nicht von €. ber, ſie gehört erſt dem 14. Jahrhundert, am 
wahricheinlichften dem Gloffator Iohann v. Buch an. Ueberblickt man aber unter 
Berädfihtigung dieſer Punkte den Inhalt des Sachfenfpiegels, fo gliebert ſich 
derfelbe leicht und einfach in größere Ahjchnitte, in welchen das Zufammengehörige 
zufammen behandelt wird. Nur darf man nicht in einer Zeit, in welder wifien- 
Ichaftlides Denken überhaupt noch nicht begonnen hatte, eine Ordnung nad) innern 
PBrineipien, fondern nur nad äußern Gegenfländen erwarten; vie gelegentliche 
Einfhaltung eines allgemeinen Satzes bei einer Materie, zu ber er nur eine 
einzelne Beziehung barbietet, darf nicht wundern; auch einmal ein Fortſchreiten blos 
ad voeem fann nicht befremden; felbft ein Wiederzurädtommen auf eine früher 
fon befprochene Materie und Nachträge zu verfelben müſſen einem Schriftfteller 
zugut gehalten werben, ver zuerft ohne alles Vorbild aus dem zerftreuenpen Leben 
den Rechtsſtoff ſammelte und in treuem Yleiß langer Jahre ihn nachbeſſernd mehrte, 
der nach einer erften Vollendung feiner Arbeit in Iateinifher Sprade In bie 
beutfche Form fie umgoß. 

Die Art und Weife, wie E. feine Rechtstenntniffe gefammelt hatte, mußte 
ihn von felbft dahin führen, abgejehen von einigen Grundzügen ber allgemeinen 
deutſchen Reichsverfaſſung, nur das Recht feiner ſächſiſchen Heimat barzuftellen, 
das er eben in ven dortigen Gerichten Tennen gelernt hatte, und in weiſer Be- 
ſcheidung hat er mit voller Abfichtlichfeit ein weiteres Ziel nicht verfolgt, als 
diejes für feine und, fügen wir hinzu, für die Kräfte der bamaligen Zeit über- 
haupt einzig erreichbare. Ia felbft aus dem weitern Kreife des ſächſiſchen Rechts 
wird wefentlih nur das oftfächfiihe abgehandelt, Abweichungen in andern Gebie- 
ten werben nur gelegentlich berührt, während ſüd⸗ und weſtdeutſches Recht vollftän- 
dig ausgejchloffen, bleiben und ein gemeines deutſches Recht fo wenig auch nur 
angebeutet wird, daß man das Bewußtſein der Eriftenz eines ſolchen dem ſächſi⸗ 
Ihen Schöffen unbedenklich abſprechen kann. Man ſieht auch bier wieder, um- 
faſſendes, gelehrtes Wiſſen ift nicht das, wodurch E. zu wirken fucht, und er ifl 
ſelbſt zu ſolchen theoretiſchen Abſtraltionen nicht gefommen, welche nahe zu liegen 
fhienen, wie die Gewinnung des Begriffes gemeines deutſches Recht aus einer 
Bergleihung der verjchienenen veutfchen Landesrechte. Aber fo nahe uns eine der- 
artige Abſtraktion gelegen ift, fo kühn und ſchwierig wäre fie für jene Tage ge- 
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weſen, in welchen trotz aller wirklich zu Tage tretenden Macht des gemeinſamen 
deutſchen Geiſteslebens doch das Bewußtſein eines ſolchen noch nicht durchgedrungen 
war, vielmehr jeder einzelne Stamm für ſich noch in einem natürlichen Zuſtand 
partifularer Gebundenheit verharrte. Der Sadjjenfpiegel giebt einen fehr intereffan- 
ten Beleg für viefen Zuftand der Dinge, für dieſe Getheiltheit des Rechts in dem 
Bewußtfein der Zeit bei einer thatfächlich fo weit gehenden Gemeinſamkeit des⸗ 
felben. — Über ift ed nicht, wenn auch ohne den Apparat und die Formen der 
Wiſſenſchaft, des wiſſenſchaftlichen durchdringenden Worfchergeiftes genug, wenn 
€. lange Jahre hindurch unzählige einzelne Rechtsfälle treu und ſcharf beobachtet 
und bie Jurisprudenz feiner Tage, welche meift nur inftinttiv und ohne ficheres 
Bewußtfein ihrer Gründe ihre Entſcheidungen fand, bis zu foldem Grabe geiftig 
beherrſcht, daß er die wefentlichiten Regeln des Rechts herauszufinden und rein 
als ſolche, losgelöſt von ven unterliegenvden Thatſachen, darzuftellen vermochte? 
Der glüdlichite Takt ließ E. auf ein enges Gebiet ſich beichränfen, das er mit 
derjenigen Sicherheit zu überbliden wermochte, welche erfte und wefentlichfte Bor: 
ausjegung zum Gelingen feines Werkes war. 

Die in fich befchloffene, männlich Träftige Art E.'s, wie fie ihn vie vollftän- 
dige Beherrihung eines engern Kreifes dem bloßen Umherſchweifen in weitern 
Gebieten vorziehen Tieß, tritt uns auch in feiner allgemeinen Auffaffungsweife 
des Rechts, in feinen politiihen Anſichten mit mächtiger Anziehungskraft ent- 
gegen. Mit welcher Sicherheit hat der ernfte Schöffe das eigentliche Rechtsgebiet 
von verwandten Regionen gejchieden, wie vollftändig frei 3. B. ſich erhalten von 
Einflechtung aller moralifhen und religiöfen Sentenzen, veren Vermengung mit 
dem Rechtsſtoffe fo ſchwer zu vermeiden war für ein Gefchlecht, welches vie Auf- 
gabe ver weltlihen und ver Hirchlihen Gewalt täglid mit einanver verwechfelt 
ſah. Bei einem fo tiefblickenden Geifte ift es auch ſchwerlich für ein bloßes Wert 
des Zufalls zu halten, wenn wir in dem großen, weltbewegenden Gegenſatz zwi⸗ 
fhen ver kaiſerlichen und ver päpftlihen Gewalt E. für die Unabhängigfeit ver 
erftern von ver legtern auftreten und viefe linabhängigfett in fcharf gezogenen 
Konfequenzen vertheivigen fehen, wie namentlih in dem beveutfamen Sage: ban 
scadet der sele unde ne nimt doch niemanne den lif, noch ne krenket nie- 
manne an lantrechte noch an lenrechte, dar ne volge des koninges achte na 
(III. 63. 2). Un eine gegenfeitige Cmancipation jener beiven Gewalten von 
einander, wie fpätere Zeiten fie fih entwideln ſahen, dachte freilih E. und konnte 
er freilich nicht denken; vie Iveen feiner Zeit über das chriftliche Kaiferreih waren 
auch die feinigen; der chriſtliche Kaifer Konftantin tft ihm erfter Begründer des 
wahren Rechts, von Karl dem Großen, vem Belehrer ver Sachſen, leitet er das 
ſächſiſche Recht ab; die Pflicht der weltlichen Gewalt, ihren Arm zum Bollzug 
firchlicher Anordnungen zu leihen, ift ihm außer Zweifel. Wenn aber trog alles 
deſſen die einſchmeichelnde Schlußfolgerung aus foldher Anſchauungsweiſe, in ber 
Verbindung weltlicher und geiftliher Gewalt müſſe die letztere als die ihrem Wefen 
nad) höhere gelten, e8 über €. nicht zu getwinnen vermochte, fo haben wir dies fidher 
nicht als die Folge einer durch äußere Jufälligkeiten beftimmten Parteiftellung und 
eben jo wenig als blos negative Schen vor Außerften Ertremen aufzufaflen, es 
ift vielmehr die pofitive That eines ftarten Geiſtes, der mit wunderbarer Schärfe 
für die Exfaffung rechtlicher Verhältniſſe ausgeftattet war und mit fiherem Takte 
die Grenzen erkannte, über welche hinaus den Firchlichereligiöfen Borftellungen 
feiner Zeit nicht nachgegeben werben durfte, follten anders das Staats⸗ und Rechts⸗ 
leben nicht Häglich verlämmern, 
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Mit eben dieſer fpecififch-juriftifcden Natur E.'s bringe ih auch feine ſchon 
von Vielen bemerkte Tonfervative Neigung, feine ſehr veutlich hervortretende Bor- 
liebe fir das Althergebrachte in Verbindung. Die beharrende Regel, welche vie 
wechſelnden Berhältniffe beherricht, ift das, was der Jurift fucht, und fie, einmal 
gefunben, ift die Sahne, welche er vertheidigen oder mit welcher er ſich jelber auf⸗ 
geben muß. Fände er die Fraft äußerer Sanktion herrſchenden Normen in unlös- 
barem Widerſpruch mit feinem innern NRechtsbewußtfein : es bliebe ihm nichts an⸗ 
deres übrig, als aus dem allgemeinen Rechtsbewußtfein feiner Bollsgenoffen, nicht 
aus feinem perfönlichen Meinen, neue Normen nicht zu fchaffen, ſondern nur ale 
bie richtigen & offenbaren, noch in dem fcheinbar radikalſten Beginnen durchaus 
onfervativ. Glüdliher aber tft ver geftellt, der, wie E. in allem ihn umgebenden 
Recht rein das Produkt des Geiftes und ver Gefchichte feines Volles zu erkennen 
bat, dem felbft die naive Erkenntniß, alle Unfreibeit babe ihren Anfang in wider: 
rechtliher Gewalt, an ver Gültigkeit viefer umgerechten Gewohnheit einen prafti= 
chen Zweifel nicht zu erregen vermag. Wie jollte aber ein ſolcher Mann nicht mit 
vorzugsmeifer Neigung an beri Gewordenen hängen, abgewenbet von dem neu erft 
Werdenden, das ihm fo natürlich als Abfall von der nach ihrer Natur Dauer be- 
anfpruchenden Regel erfcheinen muß. Erwägt man babei, in welch' lebhafter Be- 
wegung gerade im 13. Jahrhundert die Rechtsentwicklung in Deutfchland begriffen 
war, wie leicht ferner für uns von unferm weit entfernten Beobachtungspunkt 
aus das erfte Hervortreten eines neuen Gedankens mit feinem völligen praftijchen 
Durchdringen in Eins zufammenfließt, fo wird der Inhalt des Sachſeuſpiegels, 
der im Bergleih mit jüngeren Mittheilungen aus dem 13. Jahrhundert aller- 
dings etwas alterthünilich ſich anläßt, nicht befremden. Daß E., wo völlig und Klar 
ausgeprägte Nechtsbildungen in feiner Zeit neu auftraten, ihnen gerecht zu werben 
verftand, beweiſt 3. B. feine fchon oben berührte Darftellung ver Königewahl, 
in welcher er wichtige, gerade währenn feiner Lebzeiten erft neu entwidelte Rechts⸗ 
füge mit voller Sicherheit vorträgt. 

E. hatte e8 unternommen, von fo ziemlih allen Hülfsmitteln entblößt, ledig⸗ 

lid aus ver Beobachtung des Lebens heraus das Recht feiner Zeit barzuftellen 
und er hat dieſe fchwierigfte Aufgabe in einer Weife geläft, welche ihm bie Be⸗ 
wunberung aller Zeiten fihern muß. Während faft voller zweier Jahrhunderte 
batte man zu der Zeit, als E. auftrat, abgejehen von den wenigen bürftigen 
Reichsgeſetzen, kein gefshriebenes Necht gehabt und die nothwendige Yolge davon 
hatte die fein müffen, daß man des bereits gewonnenen Schages rechtlicher Vor⸗ 
ftelungen und Begriffe nur höchſt unvolllommen fi) bewußt war; erft die fehrift- 
liche Fixirung des Rechts und die dadurch bevingte Formulirung veflelben ftellt es 
als eine jelbitftändige, überjehbare Größe dem individuellen Bewußtſein ver Ein- 
zelnen gegenüber. So war es ein fühner Gedanke, aus ber unendlichen Menge 
und Mannigfaltigkeit ver Regeln, welche nad Recht, Religion und Moral, nad 
Sitte, Anftand und Nüglichkeitsrüdfihten das Thun und Laſſen ver Menfchen 
beherrſchen, die eigentlichen Rechtsregeln berauszujuhen, und nur einem Manne 
von ungewöhnlicher Begabung mochte e8 gelingen, ein folches Unternehmen zu 
glücklichem Ende zu führen. Schon ein beträchtliches Mehr über das billig zu Erwar- 
tende hinaus wird geboten, wenn bie fchwierige Aufgabe, wie es im Scchfenfpiegel 
geihehen, in einer Sprade voll köſtlicher Kraft und Klarheit gelöft wird. E.'s 
Berbienfte um bie deutſche Profa zu würdigen, in deren Gefchichte er kaum min- 
ber Epoche machend ift wie in der des deutſchen Rechts, muß andern fompetenteren 
Urtheilern überlafien werden; ficher hat aber die treffliche Form des Buches von 
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jeher nicht am wenigften dazu beigetragen, ihm fo zahlreiche Verehrer zu werben, 
und ein vergleichender Blid auf bie fpäteren, mittelalterlihen Rechtsdenkmäler 
zeigt, wie E. auch in viefem Punkte gleich mit dem erften, verfuchenden Schritte 
einen Borfprung gewann, der von den Spätern nur fchwer wieder eingeholt wer: 
den konnte. 

Auf die fpecififch juriftifche Bedeutung feiner Arbeit zurüdtonmend, Tann man 
aber nicht anders ald es geradezu flaunenswerth finden, wenn man fleht, wie 
wenig E. an der bloßen Oberfläche der Dinge haften bleibt, nur die äußere Er- 
fcheinungsform ver Nechtsverhältnifie befchreibend, wie er vielmehr überall in bie 
Tiefe zu bringen und ven Rechtsſatz ſelbſt in feiner abftraften Reinheit als 
allgemeine Regel zu erfaffen fucht. Die entichievenfte Schwäche der beutichen 
Nechtöguellen ift wohl unftreitig vie, daß fie im großen Ganzen zu dieſer Ab⸗ 
ftrattion fich nicht zu erheben vermochten. Anſchaulicher nicht felten als ſelbſt die 
klafſiſchen Duellen des römifhen Rechts vie üblichen Nechtsverhältniffe uns vor 
Augen führenn, bleiben fie doch meiftens fo ſehr in diefen hängen, daß der Mangel 
an durchſchlagenden juriftifchen Principten fchon von bewährten Kennern als cha⸗ 
rafteriftifches Merkmal des Altern veutfchen Rechts bingeftellt werden konnte, Ie mehr 
aber dieſer Vorwurf, neben welchem kaum ein wahrhaft fo zu nennenves altveutfches 
Necht beftehen könnte, ven meiften Quellen gegenüber mit einem gewiflen Schein 
von Berechtigung erhoben werden mag, um fo Höher muß in unfern Augen ber 
Mann fteigen, weldyer als der faft Einzige in dem weiten Zeitraum von Jahr: 
hunderten bis in das Innere drang und einheitliche Grundſätze da entvedte, wo 
minder fcharfe Augen bie bunte Bielheit in ven äußern Erſcheinungen nicht mehr 
zu durchdringen vermochten. Der Scachfenfpiegel ift wohl unter allen deutſchen 
Rechtsquellen verhältnigmäßig am reichften an eigentlichen Rechtsgrundfägen, deren 
von E. bereitd gewonnener Borrath in den fpätern Rechtsblihern und felbft in 
den einer höhern Kulturftufe angehörigen Stabtrechten lange nicht in dem Maße 
gemehrt und zu höherer principieller Reinheit erhoben wurde, als man in fleißiger 
Schilderung der verfchietenartigften Rechtsverhältniffe ven Sachfenfpiegel übertraf. 
Der juriſtiſche Scharfblid E.'s war in ver geiftigen Erfaflung und Bewältigung 
des Nechtsftoffes feinen Zeitgenoffen fo weit vorangeeilt, daß er in ber ganzen 
Zeit, welche biß zum Ende des Mittelalters der freien Entwidelung unferes ein⸗ 
heimiſchen Rechte nody übrig blieb, nicht mehr überholt, meift kaum erreicht wurde, 
und erft unfere Tage auf dem mühevollen Wege biftoriihen Forſchens ven Ver⸗ 
ſuch machen können, ven principiellen Gehalt des altveutfchen Rechts ans Licht 
zu förbern. 

Die E. in feinem Sachſenſpiegel für jene Zeiten wirklich Unvergleich- 
liches geleiftet bat, fo war fein Wer! auch von einem Erfolge begleitet, wie er 
nur fehr wenigen literarifchen Arbeiten zu Theil geworben ift. Nicht als ob er 
perfönlich Gegenſtand befonverer Hulvigungen geworden wäre; bie gleichzeitigen 
Chroniken wiſſen uichts von ihm zu erzählen, und doch ſcheint das Buch ſchon 
bald nad feinem Erſcheinen die Aufmerkſamkeit weiterer Kreife auch auf die Per⸗ 
fon des Berfaffers gelenkt zu haben, fei e8 in frennblichem, fei es in feindlichem 
Sinne. So wenigftens erzählt aus E.'s Mund das erfte jüngere Stüd ber rhyth⸗ 
mifchen Borrebe, deſſen Aechtheit zwar nicht mit folder Sicherheit wie die des 
zweiten behauptet werden mag, namentlich weil es in einigen ver älteften Hand⸗ 
fchriften fehlt, deſſen Abfaſſung durch E. felbft aber doch auch eben fo wenig 
entſcheidende Gründe entgegenſtehen. Seine größten Triumphe bat E. nad, feinem 
Tode in feinem Buche gefeiert. Noch im Laufe des 13. Jahrhunderts wurde ber 
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Sachſenſpiegel in weiten Kreifen nicht viel anders als ein Geſetzbuch gebraucht; 
er bat Jahrhunderte hindurch viefes Anfehen behauptet und ſelbſt die Unterdrückung 
des deutſchen Rechts durch das römiſche fiegreich überbauert. Dagegen gehört vie 
Anſicht, das ſächſiſche Landrecht fei ein wahres, von E. nur überfegtes Privilegium 
Karl's des Großen erft dem 14. Jahrhundert an; fie ift wahrjcheinlih von dem 
Gloſſator Johann von Bud) erfunden und in der etwas jüngeren Gloſſe zum Lehn- 
recht inſoweit nachgeahmt, als dieſes darin zu einem Gefege Friedrich J. geftempelt 
wird. €. felbft hatte nur im Allgemeinen das Sachfenreht auf Karl den Großen 
bezogen; drei wichtige, weitreichende Säte ihres alten Recht? haben nach ihm bie 
Sachſen ſogar gegen ven Willen des Kaifers behalten; viefem alle einzelnen, in 
feinem Buche vorgetragenen Rechtsſätze als wahre Gefege in den Mund zır legen, 
fonnte €. natürlich ſich nicht einfallen Iaffen, da er ja wiflen mußte, aus ganz 
andern Quellen gefhöpft zu haben. Ienem Gedanken, das Sachſenrecht mit Karl 
dem Großen in Berbindung zu bringen — eine fo nahe gelegene Borftelung für 
das Mittelalter, welchem ver gewaltige Kaiſer ald ver Staatsorbner ſchlechthin 
gilt — begegnen wir noch mehrfach in jenen Zeiten, wie er 3. B. bei ven fpäter 
zu erwähnenden kirchlichen Angriffen auf ven Sachfenfpiegel zur Vertheidigung 
deſſelben gebraucht wird; dagegen ſcheint bie fpeciellere Borftellung ver Gloſſe in 
ihrem ftritteren Sinne nie eine allgemeinere Verbreitung und Anerkennung gefun- 
den zu haben. In der That war auch eine foldhe BVorftellung für jeme Zeiten 
nicht ein nothwenviges Vermittlungsglien, um ven Gebrauch des Sachfenfpiegels, 
wie man ihn maden wollte und wirklich machte, zu rechtfertigen. Johann v. Bud 
hatte in Folge feiner gelehrten Rechtskenntniſſe und feiner Bekanntſchaft mit ven 
fremden römifchen und kanoniſchen Rechtsquellen ein folhes Bedürfniß; er ver- 
langte für jeden anzuwendenden Rechtsſatz eine äußere Sanktion, bie er in ver 
Darftellung eines bloßen PBrivatmannes nicht finden Tonnte und doch für bie 
Lehren des Sachſenſpiegels gefunden wünſchte zum Schuß feines geliebten heimi⸗ 
fhen Rechts gegen die immer ftärfer vorbringenden fremden Redte. Solche Ein- 
fihten gehörten aber damals nur Einzelnen an; im Allgemeinen war man ſich des 
Rechts in keiner andern Weiſe bewußt als in feiner Erfheinungsform als reines, 
unmittelbar aus dem Volksleben hervorgehendes Bollsreht. Wenn alfo ber Leſer 
des Sachſenſpiegels in vemfelben ven Karen und präciſen Ausdruck ver Rechts⸗ 
anfhauungen fand, vie ihm felbft die natürlichen, bie ein Xheil feines eigenen 
geiftigen Seins waren, wie konnte er da zögern, eben dieſen Ausdruck eben viefer 
Rechtsanſchauungen, in welden er ſich mit ver Allgemeinheit in Uebereinftimmung 
wußte, als einen allgemein gültigen anzuerfennen? Eine Unterfheidung zwiſchen 
der Autorität, die dem Buche als ſolchem, und ver, welche feinem Inhalte anders: 
woher zukomme, war auf diefem Standpunkte nicht möglich. Die unklare Anlehnung 
an Karl den Großen mochte das Anſehen des Buches immerhin etwas ftüßen; 
das Beſte mußte es felbft für fich felber thun. 

Der große Triumph, den E. in feinem Werke erlebte, war eben ver, daß 
alsbald fein gefammtes fächfifches Volk in feinen Worten ven richtigen Ausdruck 
des bisher unausgefprochen geltenden Rechtes anerkannte; daß ver Spiegel, in 
welchem er nach der Vorrede feinen Landsleuten ihr Recht hatte zeigen wollen, 
nad dem allgemeinen Urtheil als ein fo getreuer erfunden mwurbe, daß man eben 
fo raſch als allgemein das zurüdgeftrahlte Bild für die Sache, das Rechtsbuch 
für das Recht felbft ohne Zaudern nahm. Man muß fi ven langen voran 
gegangenen Dämmerumgszuftand ſchwankender Gewohnheiten ohne allen firirten 
Rechtsſtoff vergegenwärtigen, um es begreiflih zu finden, mit welcher Begierde 
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man fih für den praftifchen Gebrauch ver zuerft gebotenen Rechtsaufzeichnung 
bemächtigte, mit welcher Freude man der Errungenichaften gewahr wurde, welche 
bie bisherige inftinktive Geiftesthätigfeit ver Nation aufgehäuft hatte, und beren 
man jetzt erft ſich deutlicher bewußt wurbe, ba fie als ein beſonderes Ganzes und 
losgelöft von ver individuellen Borftellung ver Einzelnen venfelben gegenüber: 
traten. Diefe Betrachtungen erklären wie ich glaube die Art und Weife, wie &.’8 
Zeitgenofien und die nachfolgenden Generationen, froh bes neuen Erwerbs, fein 
Bert benüsten; fie ſahen darin nicht eine individuelle literarifche Arbeit über das 
Recht, die in ihrer Invivirnalität ftreng gewahrt werden müſſe, fonvern den Aus⸗ 
beud des Rechtes felbft, welchen fie, wo andere Orte ober Zeiten es erheilchten, 
mit größerer ober geringerer Freiheit zu ergänzen, zu berichtigen, zu modificiren 
fih für berechtigt hielten; es war ihnen fehr viel mehr als eine unmaßgebliche 
—— einer bloßen Privatmeinung, und doch kein unabänderlich bindendes 
eſetbuch. 

So fand der Sachſenſpiegel raſch die weiteſte Verbreitung im nördlichen und 
mittlern Deutſchland, weſentlich als unmittelbare Erkenntnißquelle des geltenden 
Rechts benutzt und das auf das vielfachſte ſelbſt in den Städten, deren beſonderes 
Recht er nicht darſtellte, da er eben vie beſte und brauchbarſte Darſtellung bes 
Rechts Überhaupt enthielt. Frühzeitig erhielt er von unbelannten Händen — felbft 
einzelne Nachbeflerungen E.'s fünnten möglicherweife darunter fein — Zuſätze und 
Erweiterungen, vie allmälig firirt wurden, und in ihrer Geſammtheit im Berhält- 
niß zu dem urſprünglichen Buche nicht ganz unbeträchtlich find, bei denen aber 
ale willlommener Mehrung des fo erwünſchten Stoffes vie Unädhtheit bes Ur⸗ 
fprung® fehr bald vergeflen war, ja außer von dem lehrer felbft nur von den 
Wenigſten erfannt worben fein mag. Und warum hätte man auch, fpätere Zuſätze 
ängftlih von E.'s eigener Arbeit ſondern follen, die man nur ald den Ausdruck 
des geltenden Rechts betrachtete, zu ver alfo jede Bervollftändigung dieſes Aus- 
drades naturgemäß zu gehören fcheinen mußte? Mit der Ausbreitung deuitſcher 
Aultur und deutſchen Einfluſſes nad Oſten wanderte auch der Sachjenfpiegel dahin 
bis nad) Polen und den Oftfeeländern und wurde auf biefen Wanderungen ind 
Lateiniſche und Bolnifche überfept, während er näher feiner Heimat Duelle und 
Grundlage einer Reihe weiterer, zum Theil fehr werthvoller Darftellungen norb- 
deutſchen Rechts wurde. So ift er ſchon in Magdeburger Rechtsmittheilungen an 
Breslau und im Hamburger Stadtrecht, beide noch vem 13. Jahrhundert angehö- 
rig, benützt; er ift fpäter ausführlich gloffirt und zum Ausgangspunkt für bie 
Darftellung des gerichtlihen Verfahrens in den Richtſteigen Land: und Lehnrecht 
genommen; er wurde in den Nieverlanven zu dem fogenannten holländiſchen Sachſen⸗ 
fpiegel umgenrbeitet, in Schlefien mit unbebeutenvden Aenverungen und Zuſätzen 
zum officiellen Landrecht des Fürftenthums Breslau gemadt, aus ihm hat das 
ſächſiſche Weichbilprecht Vieles entiehnt, umd er ift eine Hauptquelle für das reich: 
haltige Rechtsbuch nah Diftinktionen in ſolchem Maße geworben, daß bemfelben 
von Neueren nicht unpafiend der Name vermehrter Sachfenfpiegel beigelegt wer- 
ben fonnte. 

Auch in dem ſüdlichen Deutſchland hat der Sachſenſpiegel weite Verbreitung 
gefunden , er ift jogar in einigen Hanbfchriften in oberdeutſche Mundarten über- 
tragen, ein Beweis nicht nur für die ungemeine Bedeutſamkeit der E.’Ichen Arbeit, 
fondern auch für die weitgehende Einheit des deutſchen Rechts; unbewußt hatte 
E. in feinem ſächſiſchen Recht zugleich auch die mefentlichften Grundſätze bes ge- 
meinen beutfchen Rechts ausgeſprochen. Bei der ſpee ifiſch⸗ſächſiſchen Färbung bes 
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Rechtöbuches, das eben doch nur zufällig und foweit das ſächſiſche Recht mit dem 
allgemeinen veutfchen zufammentraf, auch das lettere enthielt, konnte aber ver 
Sachſenſpiegel von foldher Braudbarkeit wie im Norben im Süden nidt fein und 
fo war bier feine beveutenpfte Wirkung eine mittelbare, die nämlich, daß er. gegen 
Ende des 13. Jahrhunderts, etwa zwifchen 1276 und 1281, Veranlaffung, Bor: 
bild und Quelle des Schwabenfpiegels wurde. Daß zwiſchen beiden Rechts- 
büchern ein Biliationsverhältniß beftehe, war nie verfannt worden, und auch barin, 
daß der Sadjenfpiegel das Original, der Schwabenfpiegel vie Nachbildung ſei, 
haben ſich von jeher die meiften und die beften Stinnmen vereinigt, obgleih es 
bis in die jüngfte Zeit auch nie an Opponenten gefehlt bat, welche vie umgekehrte 
Stellung vertheivigten. Es ift bier nicht der Ort, alle die äußern und innen 
Gründe zu entwideln, welde jene erfte Annahme zur zweifellofen Gewißheit 
machen; nur bei. der geiftigen Art ver jüngeren Arbeit, deren Betrachtung für 
fih allein ſchon den Ausſchlag geben müßte, wollen wir noch einen Angenblid 
verweilen, da wir in ihr vielfadh einen intereflanten Gegenſatz zu E.'s Richtung 
in der Bearbeitung des deutfchen Rechts erkennen. 

Dem Berfafler des Schwabenfpiegels ftand unverkennbar ein weit ausgebrei- 
teteres Willen als dem norddeutſchen Schöffen zu Gebot; er benügt nicht blos 
unmittelbarer und vollftändiger als E. die neuern Reichögefege, er entlehnt auch 
Bieled aus den Kapitularien und ven alten Volksrechten ver Baiern und ber 
Alamannen, die längft aus dem praftifhen Gebrauch verſchwunden waren; er 
zieht vielfach römifches und kanoniſches Recht zur Bereicherung feines Werkes 
heran, er nimmt Stellen aus ver Bibel auf und verfhmäht felbft Previgten und 
geiftlihe Bücher feiner Zeit nicht als Duelle. Aber folder Geftalt ven Stoff ver- 
mehrend mifcht er in der Freude feines Willens auch gar manches Nichtjuriftifche 
ein, bie Früchte einer für jene Zeiten nicht gewöhnlichen Belefenheit mit freigebiger 
Hand auöftreuend, Die Mehrung des Nechtöftoffes ift nicht immer mit einer gleich⸗ 
mäßigen Beherrſchung deſſelben verbunden, ver kenntnißreiche Berfafler des Schwaben- 
ſpiegels ift bie und da mehr Diener als Herr feines Wiſſens. Man fieht, gleich 
der erfte Nahahmer des Sachfenfpiegels bat feine Sorge weit mehr auf äußere 
Dereiherung ale auf innere Klärung veflelben gerichtet und er ift damit ein ver- 
hängnißvoller Wegweifer für die fpätere juriftifche Literatur des Mittelalters ge- 
worden. Die eminente Bedeutung der E.'ſchen Arbeit tritt aber vielleidht in keinem 
andern Punkte fo ſchlagend hervor, als darin, daß fie Beranlaffung und Quelle 
einer fo völlig anders gearteten und in fi) doch immerhin jo bedeutenden Schö- 
pfung wie der Schwabenfpiegel werden konnte. E. hatte ven Weg eröffnet, das 
bisher nur inſtinktiv geübte Recht mit Bewußtfein zu erfaflen; auf dem einmal 
eröffneten Plane mochten nun die verfchiedenartigften Geiſter jever nach feiner 
Weife das begonnene Werk weiter befördern. — 

Daz recht nieman leren ne kan 

daz den lüten allen 

künne wol gevallen 
fhrieb E. in feiner rhythmiſchen Vorrede, und in der That, neben vem Beifpiellofen 
Erfolg, welcher fein Wert begleitete, hat e8 auch an einer höchſt merkwürdigen 
Berfolgung deſſelben nicht gefehlt. Sie ging von dem Auguftinermönd Johann 
Klentot aus, welder etwa feit dem Jahre 1330 in verſchiedenen Schriften 
21 Artikel des Sachfenfpiegels als ketzeriſch angriff und unerſchüttert durch heftige 
Berfolgungen, unbeirrt durch die Abmahnungen feldft feiner Ordensbrüder in ver 
aufopferungsuollen Arbeit feines Lebens nicht eher nachließ, als bis er enblih im 
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Jahre 1374 ein Verdammungsurtheil Gregor XI. wenigftens gegen 14 jener 
Artikel erwirkt hatte. Merkwürdig wie der Kampf ſchon dadurch ift, daß Angreifer 
und Verurtheiler ſelbſt ven auferorventlihen Einfluß des angegriffenen Buches 
zugeftehen müflen, wirb er noch intereffanter durch vie Perfünlichleit Klenkok's, ver 
bet aller feiner Zähigkeit doch nichts weniger als ver blinde Fanatiker ift, für 
welchen man ihn auf ven erften Blid zu halten geneigt fein könnte. Seine Schrif- 
ten gegen den Sachjenfpiegel, unverfennbar aus aufrichtigfter Ueberzeugung hervor⸗ 
gegangen, find in maß- und würdevoller Ruhe gehalten; gegen feine Verfolger 
zu Magbeburg, wo er zuerft in einer durchaus behutſamen, nicht gehäffigen Weife 
feine Bedenken gegen das Rechtsbuch geäußert hatte, bewährt er einen verjöhnlichen, 
jedem Rachegedanken fernen Sinn, Auch in den Sägen, gegen weldye ver Angriff 
fih richtet, zeigt es fih, daß nicht blos hierarchiſcher Eifer für die von €. ge⸗ 
läugnete päpſtliche Suprematie Klenkok's Widerſtand hervorrief; außer den vahin 
zielenden Lehren des Sachſenſpiegels greift er aucd eine Reihe anderer Borfchriften 
defielben an, welde mit der Kirche gar nicht zufammenhängen, wie verfchievene 
Säge über das gerichtliche, namentlih das Beweisverfahren und das Erbrecht, 
oder welche wenigftens mehr nur die kirchliche Lehre als die kirchliche Herrſchaft 
betreffen, wie einige mit der Ehe zufammenhängenvne Punkte. Die Gründe ‚gegen 
E. werden aus dem geiftlihen und dem Kaiſer⸗-Recht entlehnt, deren erfterem na- 
mentlich, wie fih von felbft verfteht, eine über allen Widerſpruch erhabene Auto- 
rität beigelegt wird; aber auch die inneren Bedenken gegen manche Satungen des 
Sachſenſpiegels, wie fie einer weiter fortgefchrittenen Zeit leicht einleuchten mußten, 
werben hervorgehoben. So ftellen fi die Angriffe Klenkok's gegen das Rechtsbuch ale 
in ihrer Art gerechtfertigte Folgen einer andern Weltanfhauung und fortgefchritte- 
ner Bildung dar. Der Schwabenfpiegel hatte in freundlichem Anfchluß an den 
Sachſenſpiegel den fpröven einheimifchen Rechtsftoff durch Entlehnungen aus frem- 
den, weiter entwidelten Rechtsſyſtemen zu bereichern und zu mobificiren geſucht; 
auch Klenkok hält ſich an dieſe, aber fie in feinvlichen Gegenfag zu dem beimijchen 
Rechtsbuche bringenn und demfelben fie vorziehenp, während in wieder anderer 
Wendung die ganz gleichaltrige Gloſſe des Sachſenſpiegels des Gegenfates zwifchen 
dem fremden und dem heimifchen Recht ſich bewußt ift, aber letzteres gegen 
erfteres zu ſchützen ſucht. Aehnlich bemerken wir in faft allen Quellen des. 14. 
Jahrhunderts und fpäterer Zeit ein allmäliges Vorbringen bes fremden Rechts 
und fhon dieſe allgemeine Verbreitung und Gleichmäßigkeit ver Erfcheinung be 
weist, daß ed ihr an innern Gründen nicht fehlen konnte, 

In der That, das Leben, wie e8 im 14. Jahrhundert ſich entwidelt hatte, 
ließ fih in den Rechtsregeln nicht mehr feftbannen, wie fie von E. am Anfang 
des 13. Jahrhunderts mit eher rüdwärts als vorwärts gewendetem Blick aufgeftellt 
worben waren. Die nicht mehr zu entbehrende Aushülfe bot fi in dem fertigen 
kanoniſchen und römiichen Recht leicht und gefällig dar, die überdies beide nicht 
als fremde Nechte betrachtet wurden, das erfte nicht, weil es von dem geiftlichen 
Oberhaupte der Ehriftenheit, das zweite nicht, weil e8 von ben vermeintlichen 
Regierungsvorfahren der jegigen römifchen Kaifer ausgegangen war. Was Wunder 
alfe, daß man mit raſch gefaßtem Entfchluffe zu diefem bequemen Ausfunftsmittel 
griff? Und dennoch, obgleich eine gewiſſe innere Berechtigung dieſes Berfahrens 
anerkennend, ergreifen wir faft unwillkürlich Partei für ven Sachfenfpiegel; es ift das 
ber unwivderſtehliche Zauber, welchen jedes Ganze und Bolle, in ſich Beichloffene 
vor allem Fünftlih Zufammengetragenen voraus hat. E. hatte, darin glücklicher 
geftellt als feine Nachfolger, die relativ leichtere Aufgabe zu löfen, das bisher rein 
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inſtinktiv entwidelte nationale Rechtsbewußtſein jo vollflänbig in fih aufzunehmen 
und mit folder Klarheit zu feinem eigenen zu machen, daß er in Stand geſetzt 
wurde, e3 in adäquaten, allgemein gültigen Ausdrücken auszufpredhen. Bald nach 
ihm erwies fidh aber jener dunkle rechtsbildende Trieb, der unbewußt in ven Maſſen 
waltet, nicht mehr "mächtig genug, um das Recht auf einer dem fortfchreitenven 
Leben entfprechenven Stufe zu erhalten; bie deutſche Nechtsentwidlung war bei 
dem Punkte angelangt, bei weldyem freies Beherrſchen des gegebenen Rechtöftoffes 
in felbftbewuftem Denken zu ihrer Yortführung unentbehrlid wurde. Daß dabei 
die fremden Rechte berüdfichtigt werben mußten, vielfach zur Ergänzung und burdh- 
gängig als formales Vorbild, verftand fi ganz von felbft; das war tief in der 
univerfellen deutfchen Geiftesrichtung begründet; es war ein ohne Thorbeit nicht 
zu verſchmähender Vortheil des fpäter lebenden Gefchlehts, die Errungenſchaften 
vorangegangener Generationen fi) anzueignen. Das häufig Unbefriedigende ver 
fp&tern mittelalterlihen Rechtsbildung liegt nur darin, daß man im Allgemeinen 
zum Entlehnen gefchtdter und geneigter war, als zur Durchgeiftigung des eigenen 
heimifchen Rechte. 

Würde ein E des 14. Jahrhunderts unfere Rechtsentwidiung in andere 
Bahnen gelenkt haben? Würde es ihm, die größte Innigfeit nationaler Rechts⸗ 
anihauung mit erweitertem Wiffen verbindend, gelungen fein, aus den fremden 
Rechten nur die wahrhaft univerfellen Gedanken berauszufühlen? Hätte er es ver- 
mocht, mit ihrer Hilfe das heimifche veutfche Recht zu größerer principieller Rein⸗ 
beit zu erheben und fo noch einmal auf erhöhtem Standpunkt alle Strahlen eines 
durch Entlehnungen von Außen erweiterten, aber nicht gefälfchten nationalen Rechts⸗ 
bewußtfeins in fih zu fammeln und mit folder Klarheit wieder auszuftrömen, 
daß dadurch künftigen Zeiten Weg und Richtung ficher vorgezeichnet worden wären? 
Der Gang unferer Rechtsentwicklung war ein anderer; die Freude an den fremden 
Schägen gewann je länger je mehr das Uebergewidt, und das Schiefal hatte 
uns einen andern, unendlich viel weiteren Weg vorgezeichnet, auf weldem wir 
durch die völlige Aufnahme ver fremden Rechte hindurch, die während langer 
Zeiträume die heimtfchen Rechtsiveen gänzlich überwudert und faft verbrängt 
hatten, noch jeßt nach einem geiftig durchbildeten Rechte nationalen Gehaltes zu 
ringen haben. — Mit welcher Birtuofität aber einft E. den Kern des nationalen 
Rechtsbewußtſeins getroffen hatte, zeigt deutlicher als alles Andere die einmüthige 
Entrüftung, mit welcher Magdeburgs Bürgerihaft den kühnen Angreifer des 
Sachſenſpiegels verfolgte, und die höchften Behörden der mächtigen Metropole alle 
Städte, Fürften und Herren des Sacdjenlandes zur gemeinfamen Abwehr des 
Frevels an der vaterländifhen Sache aufforderten und das in einer Zeit, in 
welcher die meiften ver in Frage ſtehenden Säge bereits nahe daran waren, von 
felbft dem veränderten Leben zu erliegen ober wenigftens ihre innere Bedeutung 
zu verlieren. Ja das Sachſenvolk bat in dem unendlich viel fchwierigeren Kampfe, 
welchen fein altes Rechtsbuch feit dem Ende des Mittelalters mit dem damals 
in ganz Deutſchland eingebrungenen römiſchen Recht zu befteben hatte, treu zu 
jenem gehalten und es fortwährend als ebenbürtige Quelle dem letztern zur Seite 
geftellt, damit nicht minder fich felbft als feinen großen Schöffen ehrend. 

. Ritteratur. Homeyer, Sacdfenfpiegel I. IL, 1.u.2. — Derfelbe, die 
Stellung des Sachfenfpiegeld zum Schwabenfpiegel. — Derfelbe, Johannes 
Klentot wider den Sachfenfpiegel, aus den Abhandl. der Akademie der Wiſſenſch. 
zu Berlin 1855. J Zony. 
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I. Die Vergänglichkeit der wirthſchaftlichen Güter, insbeſondere vie ſchnellere 
oder langjamere Zerftörung, welche fie durch die Benugung felbft erfahren, nöthigt 
ven Menſchen, wenn er anders in feiner ötonomifchen Lage nicht zurüdgehen will, 
fortdauernd darauf bedacht zu fein, fi) nexe Güter zuzuführen als Erfag für bie 
zu Grunde gegangenen. Hierauf beruht ver wichtige, mit dem Begriff ver Wirtb- 
ſchaft fih unmittelbar herausftellende Gegenfag von Stammvermögen, Ka— 
pital, und Einkommen. Stammvermögen iſt derjenige Theil der einer Perſon 
zugehörigen Gütermenge, welcher nur durch feine Nutzungen Dienfte zu leiften 
beftimmt tft, felbft in feinem Werthe aber unverändert erhalten werben fol; unter 
Eintommen dagegen verfteht man die Sefammtheit der einem wirthſchaftenden 
Subjelt in einer beftimmten Periode, 3. B. einem Jahre nenzufließenden !) Güter, 
welche ohne Verminderung des Stammvermögens, beliebig verbraucht werben fün- 
nen. Das Einkommen unterjcheidet fi demnach von der Gefammteinnahme einer 
Wirthſchaft dadurch, daß es diejenigen neubinzugelommenen Güter nicht mitum- 
faßt, welde nur Erfag eines aufgemenbeten over als aufgewenbet angenommenen 
Kapitals find. Zwar bat man mitunter auch diefe Güter dem Einfommen zured- 
nen wollen und in viefem Sinne dann rohes und reines Einfommen unterfchteven, 
allein es widerſpricht dies dem richtigen Sprachgebraud und ift nur geeignet zu 
Berwirrungen zu führen. Anvererfeits ift das Einfommen von dem Reinertrage 
zu unterfcheiven infofern, als jenes das Verhältniß neuentftanvener, nicht blos 
Kapital erſetzender Werte zu einer beftimmten Perfon, dieſer das Berhältnig 
folder Werthe zu einem beftimmten Gefchäft bezeichnet. Der Reinertrag eines 
Unternehmens umfaßt alle diejenigen Früchte deſſelben, die nach Dedung des 
verbrauchten Kapitals übrig bleiben; um das Einkommen des Unternehmers zu 
erhalten, muß man hiervon vie Zinfen abziehen, bie dieſer für geliehene Kapi⸗ 
talien zu zahlen hat. Diefe Zinfen bilden dann freilih Einkommen der Kapitali- 
ften, und infofern kann man fagen, daß aller Reinertrag fih in Einkommen auf 
Löfe. Gleichwohl iſt der Unterfchied von praftifher Bedeutung, indem fi daraus 
3. DB. die Verſchiedenheit von Steuern auf das Einkommen der Unternehmer und 
von foldhen auf den Reinertrag der Unternehmungen ergiebt, ober indem daraus 
heroorgeht, wie man bei ver Berechnung des Einkommens einer Nation, die zum 
Theile mit fremvem Kapital producirt, abgefehen von dem Einkommen aus Lohn: 
arbeit, nicht ohne Weiteres den Reinertrag ver Probuftivgefchäfte zu Grunde legen 
darf, fondern hiervon erft die an's Ausland zu bezahlenven Zinfen in Abzug 
bringen muß. 


1) Bir laſſen den fonft gewöhnlichen beichränfenden Zujag „wirtbfchaftlichen” weg. Bon 
ſelbſt verſteht fich die Beſchränkung auf wirthichaftliche Güter, jobald man das Einkommen von 
Perſonen vergleicht, bei weichen das Maß der freien Güter ald ein gleiches angenommen werden 
fann, 3. 3. von Bewohnern der nämlichen Ortjchaften oder Länder. Will man dagegen das 
Einkommen von Wirtbichaftäfubielten vergleichen, bei denen jene Gfeichheit nicht ftattfindet, 3. B. 
von Bewohnern verfchiedener Länder oder von verjchiedenen Nationen, jo fann man nicht umbin, 
diejenigen Güter, die von den Einen als freie genofien werden, während die Andern ſich dieſel⸗ 
ben oder einen entiprechenden Erjag nur durch wirthichaftliche Thätigkeit verfchaffen können, beim 
Einkommen der Erftern mit in Anfchlag zu bringen. Es ift nur ein anderer Ausdrud hiefür, 
wenn man darauf binweift, wie in ſolchen Fällen, um das Verhältniß richtig zu würdigen, nicht 
blos die Größe des Einkommens (an wirthichaftlichen Gütern), jondern Fr die natürliche Ber: 
ſchiedenheit des Bedarfs berüdjichtigt werden müſſe. 
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Das Eintommen läßt fich eintheilen 

a) in ordentlihes und außerordentliches. Da nämlich die Bedürf- 
niffe der Konfumtion vegelmäßig wiederkehren, jo muß eine georbnete Wirthichaft 
auch auf regelmäßig wiederkehrende Einkünfte gegründet fein. Diefe bezeichnen wir 
als ordentliches Einkommen, als außerorbentliches dagegen viejenigen Güter, welde 
Jemanden einmalig zufallen, ohne daß auf eine regelmäßige Wiederholung zu rechnen 
wäre, 3. B. durch Schenkung, Erbfal, Okkupation. Werthvollere Güter diefer Art 
pflegen aus dem Stammwvermögen Dritter berzuftammen und werben daher volks⸗ 
wirtbichaftlih in der Regel nicht als Einkommen aufzufafien fein, d. b. fie können 
nicht verzehrt werben, ohne daß ver Geſammtreichthum dadurch beeinträchtigt würde, 
und ebenfo werben umgekehrt die Bezieher eines ſolchen außerorventlichen Einlommens 
von größerem Werthe, felbft wenn e3 nicht von Dritten herrührt, 3. B. bei wichtigen 
Erfindungen, daſſelbe meiftens nicht als ein Berbrauchsobjelt behandeln, ſondern be= 
dacht fein, ſich daraus eine Grundlage dauernder Nugungen zu bilden, es zu kapi⸗ 
talifiren, Dies ift wohl der Grund, weßhalb mande Volkswirthſchaftslehrer ven Be⸗ 
griff des Einkommens auf das orbentlihe Einkommen beſchränken. 

b) Urfprünglides, abgeleitetes Einkommen. Diefer Gegenſatz 
bezieht fi nur auf wirtbfchaftlihe Güter. Als urſprüngliches Einkommen bezeich- 
net man denjenigen Güterzuwachs, welchen der Empfänger feiner eigenen Wirth- 
Ichaft verbanft, als ubgeleitetes das aus der Wirthſchaft Anderer bezogene Ein- 
fommen. Die Bebeutung diefer Unterjcheivung liegt darin, daß man bei ver Be- 
rechnung des Gefammteinfommens eines Verbandes von Wirthfchaften, z. B. einer 
Nation, natürlih nur das urfprüngliche Einkommen in Anſatz bringen darf, indem 
das abgeleitete nicht ein neu hinzutretendes, jonvern in jenem mitenthalten ift. Hierin 
liegt zugleich, daß eine direkte Befteuerung des Einlommens nie die Gefammtmenge 
des urfprünglichen treffen darf. Wenn ein Vater feinem Sohne eine beftimmte jähr- 
(ide Unterhaltsfumme ausfegt, jo muß man entweber ven Vater nach feinem Total⸗ 
einkommen befteuern und den Sohn freilafien, oder, wenn man das Einkommen des 
Sohnes befteuert, bei dem bes Vaters die entſprechende Summe in Abzug bringen. 
Hieraus erhellt die Wichtigkeit der richtigen Feſtſtellung deſſen, was als urſprüng⸗ 
liches und was als adgeleitetes Einkommen aufzufaſſen ift. Die Entfcheivung ift be- 
dingt durch die Auffaflung ver Begriffe: wirthſchaftliches Gut und Propduftivität. 
Wenn man, wie die Phyſiokraten, nur den Landbau für produktiv erllärt, fo muß 
man auch alles Einfommen mit Ausnahme vesjenigen der Landwirthe und Grund- 
eigenthümer als abgeleitetes anfehen. Dan gelangt dann, da es im Allgemeinen 
einfacher und zwedmäßiger erfcheinen wird, das Einkommen bei ‘Denen zu faflen, 
die es urfprünglich, als bei Denen, die e8 abgeleiteter Weife beziehen, fobald man 
eine direkte Beiteuerung des Einfommens verlangt, dahin, dieſe ausſchließlich auf 
die Grundbeſitzer legen zu müſſen, was andererſeits nur die Folge haben kann, ven 
letztern auch das entſcheidende Gewicht bei der Orbnung ver politifchen und focialen 
Angelegenheiten zuzugeftehen. Fordert man mit Adam Smith wenigftens vie Mate- 
rialität zum Begriffe eines wirthfchaftlihen Gutes, jo beſchränkt fih das urjprüng- 
liche Einlommen auf die Klaffen, welche es mit Operationen an ftofflihen Gegen⸗ 
ſtänden zu thun haben, und e8 ergeben ſich für dieſe Klaſſen viefelben Folgerungen, 
wie bei der phyſiokratiſchen Auffaffung für die Grunpbefiger. Betrachtet man hin⸗ 
gegen, wie dies nothwenbig erfcheint, wenn man nicht einen großen und gewidhtigen 
Theil ver auf die äußere Wohlfahrt gerichteten Beftrebungen und ihrer Refultate will- 
fürlih aus dem Gebiete ver Wirthſchaft und Wirthſchaftslehre ausſcheiden will, alle 
Leiftungen als probuftiv, welche einen dem gemachten Aufwande entſprechenden 
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Nutzeffekt haben, was im Zaufchverfehr durch den freiwillig denſelben zugeftan- 
denen, die Produktionskoſten überfteigenvden Preis erlennbar wird, fo muß auch 
jedes Einfommen ald urfprüngliches gelten, welches Jemanden in Folge feiner 
perfönlichen Leiftungen over Vermögensnutzungen zufließt, oder richtiger, eben viele 
Leiftungen und Nugungen bilden fein urfprüngliches Einkommen. 

Diefelben können entweder unmittelbar zur Befriedigung ver eigenen Bedürf⸗ 
nijle verwandt oder aber gegen gleichwerthige Güter, Nutzungen over Dienfte 
Dritter ausgetaufcht werben. Je mehr fi) der Verkehr entwidelt, vefto geringer 
wird verhältnifmäßig der Theil des Einkommens, welder unmittelbar verbraucht, 
befto größer derjenige, welcher vertaufcht wird. Dieſe Bertaufhung kann dadurch 
vermittelt werben, daß fi die Arbeit und vie Bermögensnugungen an ftofflichen 
Gegenſtänden firiren und nun diefe nach Verhältniß des Werthes, der ihnen da⸗ 
durch verliehen worden ift, ausgetaufcht werden; fie fann aber aud unmittelbar 
in der Form von Bermiethbung der Arbeitsfräfte und Kapitalien ſtattfinden. Ge⸗ 
ſchieht das Letztere, fo ift es für den Charakter des Einkommens des Austaufchen- 
ven volllommen gleichgültig, zu welchem Zwecke, ob zur Probultion von Sad 
gütern oder zur unmittelbaren Befriedigung perſönlicher Bedürfniſſe der Eintau- 
ſchende die Miethobjekte verwendet, ob er ein gepachtetes Grunbftüd als Aderfeld 
eder als Luſtgarten benutzt, ob er ven gemietheten Diener in feiner Werkftatt 
arbeiten oder an feinem Tiſche aufwarten läßt. In dem einen wie in dem andern 
Valle ift der Vermiether nicht auf fremde, fondern auf von ihm felbft herrührende 
Werthe angewiefen, lebt er nicht auf Dritter, fondern auf feine eigenen Koften, 
bezieht er nicht abgeleitetes, ſondern urfprüngliches Einkommen. Als abgeleitetes 
Einkommen erſcheint dieſer Auffaflung zufolge überhaupt nur dasjenige, welches 
ohne Öegenleiftung von Anvern bezogen wird, wie das der Bettler, Spieler, 
Diebe. Findet ein Tauſchgeſchäft nicht in Folge freier Vereinbarung, fondern unter 
Zwangseinwirkungen ftatt, fo kommt es darauf an, ob die ausgetaufchten Güter 
wirklich gleihen Werth haben oder nicht. Infoweit der Eine ver Betheiligten da⸗ 
bei Werthlofes hingiebt und Werthvolles dafür empfängt, bezieht er abgeleitetes 
Einkommen, während der Andere an feinem urjprünglichen Einlommen eine ent- 
fprehende Einbuße erleivet. Der vornehmfte Fall, der in biefer Beziehung in 
Betracht kommt, ift der Tauſch ver Dienftleiftungen ver Regierung gegen bie Ab⸗ 
gaben der Unterthanen. Infofern die erftern ven Werth ver legtern erreichen ober 
überfteigen, erhöhen jie das urfprüngliche Einkommen ver Nation; infoweit dies 
nicht der Fall ift, bezieht die Regierung ein abgeleitetes Einkommen auf Koften 
der Unterthanen. 

ec) Nothwendiges, freies Eintommen. Unter jenem verfteht man 
den zur perſönlichen Erhaltung der Wirthſchaftenden unentbehrlihen, unter biefem 
den darüber hinausgehenden Theil des Einkommens, deſſen Berwendung durch 
feine Rüdfichten ver Lebensnothdurft beſchränkt ift. Wird gleich diefe Unterſcheidung 
in ihrer Anwenpbarkeit durch vie Relativitit des Begriffs des Unentbehrlichen 
einigermaßen beeinträchtigt, fo fann man fi) ihr doch wegen ihrer innern Wid)- 
tigleit bei ver Betrachtung der Wirthfchaft ver Völker nicht entziehen, denn das 
freie Einkommen ift offenbar verjenige Thetl des nationalen Güterzuwachſes, auf 
welhem die Möglichkeit einer Vermehrung ver Bevölkerung, einer Erweiterung des 
Lebensgenufles und einer fortgefegten Kapitalbilvung ausfchließlid beruht. Mit 
vollem Rechte legt man daher auf vie Größe des freien Einkommens ein entfchei- 
bendes Gewicht; allein man kann dabei doch, indem man den nationalwirtbfchaft- 
lichen Standpunkt mit dem privatwirthichaftlichen verwechſelt, in eine einfeitige 
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Mebertreibung gerathen, von der namentlich Ricarbo und einige feiner Anhänger 
nicht freizufprechen find. Diefe Schriftfteller unterfcheiden rohes und reines Ein- 
fommen, Unter dem erftern verftehen fie die gefammte Bruttoeinnahme, unter dem 
fegtern die Rente und ven Kapitalgewinn, mit andern Worten: dad Einkommen 
aus Bermögen, was im Wefentlihen als freies Einkommen angefehen werben 
Inn, da der Vermögende in der Regel noch in feiner Arbeitsfraft die Mittel für 
feinen nothoärftigen Unterhalt befigt, jenes Einfommen daher wenigftens eventuell 
vollftändig für weitergehende Bedürfniſſe zu feiner Dispofitton fteht. Den Arbeits- 
lohn ſehen fie auch volkswirthſchaftlich lediglich als einen Beftandtheil der Pro⸗ 
duktionskoſten an, indem fie von ver Annahme ausgehen, daß derſelbe im Ganzen 
und Großen ven zur Erhaltung des Arbeiterbeftanves unumgänglichen Betrag nicht 
überfteige. Wie nun für ven Privatunternehmer vie abfolute Größe feiner Pro- 
duktion gleichgültig ift, vorausgefegt, daß ihm nad Abzug der Probultionstoften 
der gleiche Werthbetrag übrig bleibt, fo — fchließen fie — hat auch für die Nation 
als Sanzes nur der Ueberfhuß über vie Produktionskoſten, nicht der Geſammtwerth 
ihrer Erzeugniffe, nur das reine, nicht das rohe Einfommen Bedeutung. Eine 
Nation, die für 10 Millionen producirt, von denen 5 zur Erhaltung der Arbeiter 
dienen, ift nach ihrer Meinung um nichts fchlimmer daran, als eine andere, bie, 
um ein Produkt von 12 Millionen zu erhalten, 7 Millionen an Löhnen ausgeben 
muß. Die legtere Tann, da das Einkommen der Arbeiter eben nur deren Notb- 
bedarf deckt, von dem ſich nichts abziehen läßt, keinen Grofchen mehr an Steuern 
erheben, feinen Dann mehr in Heer over Flotte aufftellen, als bie erftere. Die 
Macht beider iſt fih vollftännig gleich. 

Gegen diefe Auffeffung nun läßt fi ein doppelter Einwand erheben. Für's 
Erfte iſt daran zu erinnern, daß biefelbe überhaupt nur den wirtbichaftlihen Er- 
folg, d. h. das Verhältniß zwifchen den vorhandenen Berürfniffen und deren 
äußern Befrienigungsmitteln ins Auge faßt, daß dieſer Maßftab aber für die 
Würdigung der nationalen Bedeutung der gegebenen Wirthſchaftszuſtände nicht 
ansreihen kann. Die arbeitende Bevölkerung hat für ein nationales Gemeinwefen 
nicht blos die Bedeutung eines Produftionsinftrumentes, fie bildet einen Beſtand⸗ 
tbeil feiner Geſammtperſönlichkeit und bat als folder, wenn ſie ſich auch eben nur 
erhält, für daſſelbe ſchon durch ihre Eriftenz einen Werth, indem fie wefentlich 
zur Erfüllung der Beftimmung der Nation mit beiträgt, fih nah allen Seiten 
auszuleben. Wenn man fie fih hinweg und ihre Leiſtungen etwa durch Mafchinen 
erfett denkt, welche die nämlichen Unterhaltsfoften forbern, jo hebt man eben ba- 
mit zum großen heile die Nation felbft auf. Das "gewonnene Reineinfommen 
hat doch am Ende nur infofern einen Werth, als noch eine Nation vorhanden 
ift, deren Kulturentwidlung es vermittelt. WIN man hiervon abfehen, dann er- 
giebt ſich als Ideal wirklich jener von Sismondi fpottweife aufgeftellte König, . 
dem e8 gelungen ift, indem er eine Kurbel dreht, ganz allein das reine Einfom- 
men zu Stande zu bringen und daburd die Eriftenz der Nation felbft überflüffig 
zu machen. — Sodann aber zweitens läßt fi die Ricarbo’fche Auffeffung auch 
nit in dem befchränfteren Sinne rechtfertigen, den ihr, wie e8 fcheint, Ricardo 
ſelbſt geben will, und wonad die Größe des Einfommens aus Vermögen wenig- 
ſtens für die wirthfchaftliche Yage der Nation allein maßgebend fein fol. In biefer 
Beziehung darf einestheils nicht überfehen, werten, daß ber Arbeitslohn in den 
meiften Verhältnifien das Maß des für den Fortbeſtand ber Urbeitsfräfte unbe= 
dingt Nothwendigen in der That Überfteigt, alfo zum betreffenden Theil wirklich 
freies Einkommen repräfentirt, welches zur Kapitalanſammlung benutzt oder zur 
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Beftreitung öffentlicher Bebürfniffe durch die Stener herangezogen werben Tann. 
Anderntheils ift hervorzuheben, wie felbft verjenige Theil des Lohnes, welder als 
nothwendige Bedingung der Erhaltung der vorhandenen Arbeitskräfte angefehen 
werben Tann, für vie Hebung des wirthſchaftlichen Zuſtandes der Geſammtheit 
feineswegs vollftändig, etwa wie vie Unterhaltötoften ver Arbeitsthiere ober ber 
Maſchinen, verloren ift. Eben weil ver Menſch mehr ift, als ein bloßes Arbeits- 
inftrument, beſchränkt fih der Aufwand, der gemacht werben muß, um feine 
Arbeitskräfte zu erhalten, nicht blos auf diefen Erfolg; er nährt vielmehr auch 
eine Reihe anderer Anlagen und Fähigkeiten in ihm, die neben feiner eigentlichen 
Berufsthätigfeit und in ven Zeiten, wo er von biefer ausruht, fih äußern und 
vielfach für den Staat und die bürgerliche Gejellihaft nutzbar werben, ‘Darauf 
beruhen ja die mehrfady in der Volkswirthſchaft eine fo große Rolle fpielenven 
Erzeugniffe der häuslichen Nebenbejchäftigungen, darauf jene mannigfachen Dienft- 
leiftungen, welche aud von den nicht vermögenden Bürgern unentgeltlich für pas 
Gemeinwesen übernommen werden, darauf eine Menge jener Entnedungen und 
Erfindungen, welde gerade in uuferer Zeit die wirthſchaftliche Beherrſchung ver 
Ration fo weientlih erweitert haben. — Sonach ift allerbings das fogenannte Rob- 
eintommen einer Nation, infofern es aus Arbeitslohn befteht, auch für bie rein 
wirthichaftliche Macht verfelben von weſentlicher Bedeutung. Ober, um zu ber 
oben feftgeftellten Zerminologie zurüdzulehren, die wirthichaftliche Befähigung. einer 
Nation ift duch die Größe ihres Gefammteintommens bedingt. Auf dem relativen 
Verhältniß, in welchem fich dieſes Gefammteinfommen in nothwenbiges und freies 
iheilt, beruht größtentheild die größere oder geringere Leichtigkeit wirthichaftlichen 
Fortfhrittes und der Ausgaben für öffentlihe Zwecke; eine Zunahme des freien 
Einkommens ift daher ein allgemein vortheilhaftes Ereigniß, aber nur dann, wenn 
fie von feiner Abnahme des nothiwendigen Einfommens begleitet if. Der ficherfte 
Maßſtab eines günftigen volfswirthichaftlihen Zuſtandes liegt in ver relativen 
Höhe des für ven Einzelnen für nothwendig zu erachtenden Einkommens. 

Me Für die Beurtheilung der wirthſchaftlichen Verhältniſſe der 
Völker kommt tbeils die Größe, theils die Verteilung ihres Einkommens in 
Betracht; die erftere, infofern fie die Möglichkeit beftimmt, die vorhandenen Ber 
pürfniffe in einem größern over geringern Umfange zu befriedigen, vie legtere, 
infofern durch dieſelbe das Maß bevingt ift, in welchem jene Möglichkeit den ver- 
fchievenen Volksklaſſen zu Gute kommt. Die konkrete Geftaltung des Volkseinkom⸗ 
mens, d. h. die Art und das Mengenverhältnig feiner Beſtandtheile, wovon der 
Grad der den verſchiedenen Bedürfniſſen zu Theil werdenden Berädfichtigung ab» 
hängt, ift einerſeits durch Umſtände bevingt, welche über den volkswirthſchaftlichen 
Geſichtskreis, auf den wir uns bier zu beſchränken haben, hinausliegen, wie bie 
nationale Individualität, der Entwidlungsgang und Zuſtand ihrer geiftigen und 
moralifchen Kultur, anvererjeits die Folge eben der Größe und Vertheilung bes 
nationalen Einkommens und bevarf daher feiner abgejonderten Beleuchtung. 

Die Erörterung ber vollswirtbichaftlihen Bedeutung der Vertheilung des 
Eintommens behalten wir uns für den Artikel „Gütervertheilung“ vor. So bleibt 
und denn bier, da die allgemeine Wichtigkeit der Größe des nationalen Einfom- 
mens ohne Weiteres Har ift, nur eine kurze Ueberficht über pie Örunpfäge 
übrig, die fih auf dic Bemeffung und Berehnung beffelben beziehen. 

Diefe Bemeflung kann auf eineft voppelten Wege erfolgen. Man kann näm- 
ih einmal vie Gefammtheit der in einer beftimmten Periode neu in das Volks⸗ 
vermögen getretenen Güter, alfo den Robertrag der Volkswirthſchaft berechnen 
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und hiervon den gemachten Kapitalaufwand in Wbzug bringen, ober aber das 
Einkommen fänmtliher Einzelwirthichaften, aus welchen ver Kompler ver Volls⸗ 
-wirtbichaft befteht, fummiren. Im erftern Falle wird man auf die Quellen zuräd- 
gehen müſſen, aus denen überhaupt einem Volle neue Güter zufliegen können. 
As ſolche treten Anfprüce auf unentgeltlihe Bezlige aus dem Auslande nur aus- 
nahmsweiſe und in untergeorbneter Bedeutung auf, In der Hauptfadhe ift e8 bie 
inlänpifhe Produktion, auf welche die Nationen angewiefen zu fein pflegen. Die 
neuen Güter, welche aus dieſer hervorgehen, beftehen theild aus Kapitalnugungen 
und Arbeitsleiftungen, welche unmittelbar den menſchlichen Bedürfniſſen dienen, 
theils aus den durch die Verbindung von Arbeit, Nugungen und Kapital herge- 
ftellten Sachgütern. Beide Boften zufammen bilden den nationalen Robertrag. 
Um das nationale Einfommen zu erhalten, muß man von dem zweiten den- 
jenigen Theil abziehen, welcher zur Erfegung des verbrauchten Kapitals erforber- 
lich iſt. Der verbleibende Neft erfcheint dann als reiner Güterzuwachs bisponibel, 
iſt alfo Einkommen, das zunächſt (urfprünglich) theils den Beranftaltern der Pro- 
duktion al8 Gewinn, theild den Arbeitern und Kapitaliften, zu denen wir auch 
die Grundeigenthümer rechnen, als Entſchädigung für ihre ver Produktion gewid⸗ 
meten Anftrengungen und Nutungen zufließt. Bet Beziehungen zum Auslande, 
welche eine Nation berechtigen von veilen Produktion einen Theil in Anſpruch zu 
nehmen, oder umgekehrt verpflichten, ihm einen Theil der eignen Probuftion zu 
überlafien, find dann felbftverftännlichh bei Berechnung des Nationaleinfommens 
bie betreffenden Werthe zu= bezüglich abzurechnen. Der in einer beftimmten Periode 
zur Berzehrung dienende, aus früherer Zeit herüber genommene Verbrauchsvorrath 
muß wie eine Güterfumme angefehen werben, welche vie Nation bei fi felbft 
eintaufcht oder anleiht. Man darf ihn nicht zum Einkommen ver betreffenden 
Periode rechnen, und vie verzehrten Werthe müfjen im Laufe ver Iegteren durch 
neugefchaffene erfettt werben. 

Man kann verfucht fein anzunehmen, das Nationaleinfommen falle fchließ- 
ih ganz mit dem Nobertrage der nationalen Propuftion zufammen, indem Alles, 
was in den einzelnen Gefchäften als Kapitalauslage erfcheine, fi vom vollswirth- 
ſchaftlichen Standpunkte aus in letter Inftanz doch in die eine oder bie andere 
Art des Einkommens auflöfe. Es ift pas die ausprüdliche Lehre I. B. Says. 
Wenn ein Tuchfabrikant, fo meint er, als fein Eintommen auch nur denjenigen 
Theil des Werthes feiner Produktion betrachten könne, der ihm nad Erfeßung 
feiner Auslagen für ven Nohftoff und die Arbeit übrig bleibe, fo bilbeten doch 
eben dieſe Auslagen wiederum das Einkommen der Arbeiter, vie er beihäftigt, 
ber Pächter, von denen er vie Wolle gefauft bat, der Grundherren, von bemen 
biefe ihr Land gepachtet, ver Schaflnechte, vie fie für ihre Wirthſchaft gemie- 
thet haben zc. — kurz, vom gefammten Werthe der fabricirten Tuche laſſe ſich 
ſchlechthin fein Bruchtheil ausfindig machen, welcher nicht zur Bezahlung eines 
Einkommens gebient hätte, und das Gleiche müſſe natürlich von allen andern 
Gegenſtänden der nationalen Produktion gelten. Diefe Lehre überfieht jedoch das 
eine weſentliche Moment, daß der Nobertrag ver Vollswirthfchaft nicht blos im 
den fertigen Probuften, ſondern zugleih in ven Rohmaterialien und ven Bear- 
beitungen berfelben befteht, die bloße Vorbereitungsftufen für das fertige Yabrilat 
find. Wenn in einer Nation jährlich eine beftimmte Anzahl Tücher fertig werben, 
jo Tann man freilich fagen, daß deren gefammter Werth fih in Einkommen Der- 
jenigen auflöfen laſſe, die mittelbar ober unmittelbar zu ihrer Herftellung beige- 
tragen haben: ver Schafzüchter, Wollfcheerer, Spinner, Weber, Färber ıc. Uber 


Einkommen. 341 


im gleichzeitigen Rohertrag der Volkswirthſchaft befinden fih ja neben ven ferti- 
gen Tüchern noch andere Mengen von Schafen, die noch nicht gefchoren, Wollen, 
die noch nicht verfponnen, Geſpinnſten, die noch nicht verwebt, Geweben, die noch 
nicht gefärbt find, Güter, die nur den Vorrath erfegen, mit weldem man das 
Wirthſchaftsjahr anfing und ver durd die Fabrikation während deſſelben verzehrt 
worben iſt. Wollte man ven Werthbetrag aller tiefer Güter ebenfalls dem Na- 
tionaleinlommen zurechnen, fo würde man ja bas Einkommen der Weber zweimal, 
ver Spinner breimal, der Wolliheerer viermal, der Schafzlichter fünfmal in An- 
fag bringen. Nicht alfo der gefammte Rohertrag der Volkswirthſchaft, fondern nur 
verjenige Theil deſſelben, welcher für den unmittelbaren Gebrauch beftimmt ift, 
bezeichnet den Umfang des nationalen Einfommens; doch gilt auch viefer Sag nur 
unter der Borausjegung eines ftationären Zuftandes d Boftewirthfeaft 

Wählt man zur Berechnnng des Nationaleintommens den oben bezeichneten 
zweiten Weg, fo ergiebt fih, daß baflelde aus dem Einkommen ver Privat: 
wirtbfchaften und aus dem ver beftehenven Wirthichaftsverbände, wie des Staates 
felbft, ver Gemeinven, Korporationen ꝛc. ſich zufammenfegt. Bei beiven Arten von 
Einkommen ift darauf zu achten, daß nichts, was nicht wirkliches Einkommen ift, 
eingerechnet, aber auch nichts, was biefen Charakter an ſich trägt, vergeſſen werde. 
Daher darf man auf der einen Seite nicht unterlafien, von der Roheinnahme 
außer dem Erjag der umlaufenden aud die Abnutung ver ftehenven Rapitale und 
den für vie Ausgleihung etwaiger Unglüdsfälle zurückzulegenden Werthbetrag in 
Abzug zu bringen, auf der andern wollen nicht nur bie dem Verkehr übergebenen, 
fondern auch die unmittelbar gebrauchten Güter in Anfat gebracht fein. Erbichaften 
erfcheinen zwar für Diejenigen, denen fie anfallen, als (außerorventliches) Einkom- 
men, vom Stanvpuntte ver Volkswirthſchaft aber können fie nur infofern als ſolches 
gelten, als fie nicht einen Beftanptheil des nationalen Stammvermögens bilden, d. h. 
nur injofern, als fie von ausländiſchen Erblaflern oder aus dem umverzehrten 
Eintommen inländifher herrühren. Im legtern Fall ift das Einkommen natürlich 
bei denen, die ed urfprünglich bezogen, nicht zu rechnen; es wird zwar zweimal 
bezogen, ift aber doch nur einmal verwendbar, und daß die Bedürfniſſe ver er- 
ften Bezieher aufgehört haben, ift volkswirthſchaftlich gleichgültig, da in ver Na- 
tion al8 fortlebendem Ganzen die verfchwindende Generation durch eine neuheran⸗ 
wachſende mit gleihen Bedürfniſſen erfegt wird. 

Unentgeltliche Leiftungen irgend welcher Art an Dritte, geleiftete Arbeit over 
abgetretene Kapitalnugungen ſowohl, wie überlafiene Sachgüter, müflen, wenn fie 
im Einkommen ver Empfänger in Rechnung kommen, bei dem ber Gewährer ab- 
gefegt werden ober, wenn man fie bier mitrechnet, bei jenem außer Anſatz blei« 
ben. (S. oben urfprüngliches, abgeleitetes Einkommen.) 2) Schuldzinſen, welche ein 
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2) Welche Berechnungsart man wählt, hängt von den Umſtänden ab. In der Regel wird, 
wie ſchon oben bemerkt wurde, der letztere vorzuziehen jein. Doch giebt es hiervon Ausnahmen: 
Einmal für die Zwede der Befteuerung, wenn das abgeleitete Einfommen auf einem Rechts⸗ 
anfpruch beruht, 3. B. bei grundherrlichen Abgaben, infofern diefe in Folge davon, daß fich die 
Gegenleiſtung des Berscktigten tm Laufe der Zeit verwifcht hat, überhaupt hierher gehören. Hier 
ift das betreffende Einkommen bei denen anzujeßen, die es abgeleiteter Weiſe beziehen. Ebenfo 
muß daber auf einer Rechtöverbindlichfeit berubendes abgeleitetes Einkommen, welches aus dem 
Auslande bezogen wird, bei den Empfängern mit ein, folches, welches ind Ausland bezahlt 
wird, bei den Gewährern abgerechnet werden. — Sodann für Die Rente im ftreng wiſſenſchaft⸗ 
lichen Sinne, d. h. für denjenigen Werthbetrag, der den Inhabern an Nußungen nur wegen 
deren abfoluter oder relativer Seltenheit im Verkehre zufällt. Auch die Rente ift offenbar abge 
leitetes Eintommen, praftifh aber tritt fie faum jemals rein auf, fondern faft immer nur als 
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Einzelner over ein Wirthihaftsverband zu bezahlen hat, find ſelbſtverſtändlich von 
der Einnahme in Abzug zu bringen, um das Einkommen herauszuſtellen. Sind 
die Gläubiger Inländer, fo erfcheint der Betrag in deren Einkommen; find es 
Ausländer, fo bildet viefer Theil der Einnahme überhaupt feinen Theil des na- 
tionalen Einkommens. Die Zahlungen hingegen, welche vie Mitglieder eines Wirth: 
ſchaftsverbandes als Steuern, Beiträge ꝛc. an deſſen Leitung zahlen, find von 
deren Einkommen in der Regel nicht in Abzug zu bringen, nämlich infoweit, als 
fih die Präfumtion rechtfertigt, daß jene dafür gleihwerthige Gegenleiftungen 
empfangen. Anbererfeits können dieſe Zahlungen im Einkommen der Wirthfchafts- 
verbände nicht in Anſatz kommen, weil fie die Koften der den Wirthfchaftsgenofien 
gewährten Leiſtungen repräfentiren; bier ift vielmehr nur das Einkommen ver 
Berbänvde ans eigenem Bermögen anzufegen, welches unmittelbar ober in ver- 
ſchiedene Dienftleiftungen verwandelt den Genoffen zu Gute fommt, ohne in deren 
Eintommen mitberechnet zu werden. — Endlich muß man von der Geſammtheit 
der angeführten Güter, um ben Betrag des Nationaleinlommens richtig zu er- 
fafien, die von den verſchiedenen Wirthſchaften erlittenen Einbußen abziehen, in- 
fofern diefe nicht durch die eben für dieſen Zwed beftimmten Erjparnifie gededt 
find. 
Nicht felten, namentlich bei Gelegenheit des fogenannten irifhen Abfenteeis- 
mus, ift ver Umſtand, daß Inlänver, die im Auslande leben, dorthin ihr 
Eintommen aus Bermögen beziehen, mit ver Größe des Nationaleinfommens in 
bem Sinne in Verbindung gebracht worden, daß man gemeint bat, es werbe das 
Einkommen vesjenigen Theils ver inländifchen Propucenten, deren Kundſchaft vie 
Abwejenden, wenn fie baheim lebten, bilden würden, und folglih das National- 
einlommen um dad Maß dieſer nun ins Ausland gehenden Wertbfummen ver- 
mindert. Offenbar liegt jedoch dieſer Anſicht vie falfche Borftellung zu runde, 
als jeien die betreffenden Probucenten für ihre Eriftenz nicht auf ihr eigenes Ein- 
fommen, fondern auf das der abwefenden Volksgenoſſen angewiefen. Man über: 
fieht dabei, daß vie Letteren, jo lange fie ihr Einkommen im Inlande ausgaben, 
dafür die entjprechenden Gegenwerthe empfingen, und daß die Produltionsmittel, 
welche zur Herftellung bviejer dienten, num verwanbt werben können, um bie von 
den Abweſenden bisher eingetaufchten Güter zu erfegen. So lange bie Fortgezo- 
genen daher nicht ganz aus dem nationalen Verbande heraustreten, wird man 
ihr Einkommen nicht als dem Nationaleintommen verloren anfehen dürfen. Allein 
auf der andern Seite ift allerdings die Einwirkung, welche eine ſolche Abweſen- 
heit nicht blos auf die Kultur-, fondern auch auf vie ökonomiſchen Verhältniſſe 
einer Nation ausübt, anzuerkennen. Einmal nämlich wird, wenn eine berartige 
temporäre Auswanderung plöglih in größerem Umfange hervortritt, bie regel- 
. mäßige Eirkulation des Verkehrs meiftens eine Störung erfahren, die nicht ohne 
vorübergehende Entbehrungen und wohl aud dauernde PBerlufte am Kapital, 
namentlich dem ftehenven, zu überwinden ift. Sodann kommt, abgefehen von dem 
Borfhub, den dadurch eine definitive Toslöfung gerade der wohlhabenden Bevöl⸗ 
terungselemente vom Baterlande erhält, ein großer Theil der wohlthätigen Unter: 


mũhſam unterfcheidbare Erhöhung uriprünglichen Eintommens, für Mitwirkung bei ber Produf- 
tion durch Arbeit oder die Nutzungen fapitalifirter Arbeit. Man kann fie daher bei Berehnumg 
des Geſammteinkommens auch nur in Verbindung mit dem urjprünglichen anjeßen und ift hierzu 
um fo mehr genötbigt, als es nahezu unmöglich ift, Diejenigen zu ermitteln, welche definitiv 
die Bezahlung der Rente tragen. 
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flügungen, welche bie Abweſenden gewähren, und ver gemeinnüägigen Thätigkeit, 
welche fie entfalten, nun dem Lande ihres Aufenthalts, nicht dem ihrer Heimat 
zu Gute. Enblih vermehrt ſich Leicht vie Laft der öffentlichen Ausgaben. Nicht 
allein, daß wohl manche koſtſpielige Einrichtungen zum Schuß und zur Bertre- 
tung der im Auslande fih Aufbaltenden nothwendig werden, müſſen dieſe auch 
ba, wo fie verweilen, mehr oder minver zu den öffentlichen Laften mit beitragen. 
Empfangen fie nun aud in ven Bortheilen, welche fie von ben fremden Gemein⸗ 
weſen genießen, hierfür gleihe Werthe zurüd, fo pflegen fidh doch anbererfeits 
durch ihre Abwefenheit die Koſten ver inlänvifchen öffentlihen Verwaltung nicht 
zu vermindern. Sie müſſen daher entweder zu dieſen mit beiftenern, ohne einen 
Bortheil davon zu haben, oder die Zurüdgebliebenen müfjen fie mitübertragen. — 
Gerade pas Umgelehrte von allen dieſen Bemerkungen gilt natürlich von benjeni- 
gen Ländern, welche ber Aufenthaltsort zahlreicher Fremder find. 

Zur vollſtändigen Würdigung der ökonomiſchen Lage eines Volles ift weder 
die eine noch die andere der oben bezeichneten Berechnungsarten feines Einkom⸗ 
mens entbehrlih. Bermittelft ver erfteren, welche dieſes aus dem Robertrage der 
Produktion unter Abzug des Erfages für das verbrauchte Kapital ableitet, erhält 
man gleihfam die Naturalbeftanptheile des nationalen reinen Güterzumachjes; fie 
ift deßhalb namentlich zur Vergleichung verfchievener Perioden und Länder dien⸗ 
ih, wo die Verſchiedenheit der Verkehrsverhältniſſe nicht geftattet, jene mannig⸗ 
faltigen Beſtandtheile auf einen gemeinfamen Nenner zu reduciren; allein fie wird 
immer mangelhaft bleiben wegen ver unüberwinblichen Schwierigkeiten, bie erzeugten 
Güter, beſonders die nicht in den Verkehr gelangten Sachgüter und bie unmittel⸗ 
bar verbrauchten Leiftungen und Nugungen auch nur annäherungsweife richtig zu 
bemeflen, Schwierigkeiten, die um fo mehr ins Gewicht fallen, je mehr bei einem 
Volle no die Naturalwirthſchaft überwiegt. Und aud noch nad, einer andern 
Seite bedarf fie der Ergänzung, da fie über vie Vertheilung des Einkommens, 
die, wie wir oben fahen, für die Beurtheilung ver ökonomiſchen Tage einer Nation 
nicht minder wichtig ift, wie deſſen Größe, im Dunkeln läßt 9. Hierüber nun 
erhält mar Auskunft durch die zweite Berechnungsart, welche ſich ja eben auf 
das Einkommen aller einzelnen Wirthichaften ftüst, und hier iſt es dent auch 
weit eber möglich, bie von den Erzeugern ſelbſt verbraudhten Sachgüter, vie 
Nutzungen der Gebrauchskapitalien und der perfönlichen Dienfte mit in Rechnung 
zu ziehen. Diefe Berehnungsart allein aber läßt nun wieber über das objeftive 
Maß der der Nation zur Verfügung ftehenvden Güter im Dunfeln nnd giebt nur 
über die Berhältnigmäßigfeit der Einkommen ver verfchterenen Wirthichaften Be⸗ 
ſcheid. Da nämlich im Verkehrsleben ver größte Theil des unmittelbar erworbenen 
Einkommens einer jeven Wirtbihaft beftimmt ift, in dieſer nicht in Natur ver: 
braucht, fondern gegen andere Güter vertaufcht zu werben, und ba es ferner 
unmöglich tft, alle die Güter im Boraus zu fpecialifiren, welche gegen das un« 


MFreilich wird die verfchiedene Vertbeilung des Einkommens auf die Dauer aud) auf die 
Art der Produktion einwirken; ein Volt, bei den fih der Reichthum in einzelnen Sünden fon- 
centrirt, wird verhältnißmãßig mehr Gegenſtände des feinen, ariftofratifchen, weniger Gegenſtände 
des gemeinbürgerlichen, demokratiſchen Luxus verbrauchen und daber auch produciren, als ein 
andered, in welchem das Vermögen gleichmäßiger vertheift ift. Infofern mag man aus der Art 
der Produftion, wobei man, was den auswärtigen Handel betrifft, die eingeführten, nicht die 
ausgeführten Güter als Das eigentliche definitive Erzeugniß anfehen muß, allerdings auf die Ber 
theilung dea Einkommens fließen; allein diefer Schluß wird doch immer nur ein fehr allges 
meiner und unzmerläffiger fein fönnen. 
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mittelbar erworbene Einkommen werben eingetaufcht werben, fo bleibt nichts übrig, 
als das Einkommen in einer einzigen Art von Gütern anzugeben, welche deſſen 
allgemeinen Tanfchwerth bezeichnet, gemeinhin alfo in Geld. Der Gelveswerth 
ber .einzelnen Einkommen aber zeigt nun wohl das relative Verhältniß derfelben 
untereinander an, dagegen jagt er über die Menge und Mannigfaltigfeit der dis⸗ 
ponibeln Güter, über ven der Nation zu Gebote ſtehenden Nutzwerth offenbar 
nichts aus, und um darüber ins Klare zu fommen, bevarf es des Zurückgehens 
auf jene erfte Berechnungsart. 

Gewinnt man burd die Verbindung beider Methoden nun zwar aud ein 
allgemeines Bild von dem Öfonomifchen Zuftande einer Nation, fo bleibt doch zu 
deſſen fpecteller Würbigung noch ein genaueres Eingehen auf bie Einlommensver- 
hältniffe unerläßlih. Es handelt ſich dabei namentlih um das Verhältniß bes 
freien zu tem nothwendigen Eintommen und um ben Untheil, ven bie verſchie⸗ 
denen Volksklaſſen an dem erfteren haben. Deßhalb ift es wichtig feftzuftellen, in 
welhem Berhältniß ſich das erworbene Einfommen auf Gefchäftögewinn, Bermö- 
gensertrag und Arbeitslohn unter die probuftiven Klaffen vertheilt und in welchem 
Umfang auf viefen die Laſt der Erhaltung einer unproduktiven Bevölkerung ruht. 
In legterer Beziehung ift namentlih die Unterfuhung nicht zu umgehen, inwie⸗ 
weit die Wirtbichaftsverbänve die von den Betheiligten erhobenen Abgaben wirf- 
lich durch entfpredhende Dienfte vergüten. Yerner ift mit Nüdficht anf die gege- 
benen Berhältuiffe des Klimas, Territoriums, die Lebensgewohnhelten ıc. das 
Maß des durchſchnittlich für eine Wirtbfchaft als nothwendig zu erachtenden Ein- 
kommens auf Grund einer Zuſammenſtellung der vornehmſten Lebensbedürfniſſe 
und ihrer Preiſe zu ermitteln und hiermit der Arbeitslohn in den verſchiedenen 
Hauptgewerbszweigen zu vergleichen. Nicht minder bedeutſam iſt endlich vie Ge» 
winnung einer Ueberficht über die Zahl Derjenigen, welche blos auf den Ertrag 
ihrer perfönlichen Thätigkeit angewieſen find, in Verhältniß zu denen, welde ein 
mehr oder minder bedeutendes Einkommen aus Vermögen beziehen, ſowie über 
das Zahlenverhältnig zwifchen den Inhabern von Erwerbsgefchäften und ven Lohn⸗ 
arbeitern, und die Gruppirung der Letztern um die Erfteren. 

Erft mit Hülfe tiefer Daten, bie freilich zum großen Theil nur annäherungs- 
weife feftzuftellen find, vermag man zu einer genügenden Beurtheilung des öfo- 
nomiſchen Zuſtandes einer Nation und zur Beantwortung von ragen zu gelan- 
gen, wie der: welche Ausficht ein Bolt habe, feinen Wohlſtand noch weiter zu 
vermehren, melde Mittel es für außerordentliche Bedürfniſſe aufzumenven im 
Stande fei, welhen Drud eine Bermehrung der öffentlichen Schulvenlaft auf 
dafielbe ausüben, in welcher Weife e8 durch gewiſſe Veränderungen der auswär- 
tigen Verfehröverhältnifie betroffen werben würde ꝛc. Und ebenfo wirb die forg- 
fältige Berädfihtigung aller viefer Punkte erforderlich, fobald die ökonomiſchen 
Zuftände des nämlihen Volkes zu verichtevenen Zeiten ober viejenigen verſchiede⸗ 
ner Bölfer miteinander verglichen werben follen. Die Anwendung gleihmäßiger 
Schemata bei der Erhebung ver betreffenden ftatiftifchen Thatfachen kann hierbei 
eine wefentliche Erleichterung gewähren; inveflen iſt diefelbe durch vie Veränderung, 
bezüglich Veiſchiedenheit der rechtlichen und focialen Verhältniffe, des Maßes und 
Inhalts des wirthichaftlichen Nothbedarfs zc. vielfach befchränft, und ed wirb da⸗ 
ber die richtige Auffindung und Würdigung ver in Betracht zu ziehenden Ber- 
gleichspunkte Immer vorzugswelfe eine Sache des wiſſenſchaftlichen Taftes bleiben. 

So widtig indeſſen die bezeichneten auf das Einkommen bezüglihen Ber- 
hältnifje für die Beurtheilung der wirtbfchaftlichen Zuſtände ver Völker find, fo 


Einkommen. 345 


ift doch nicht zu überſehen, daß fie hiefür nur das eine objektive Moment dar- 
bieten. Zur vollen Würbigung gehört noch die Berüdfichtigung eines zweiten, des 
fubjetiven Momentes. Nicht darauf kommt es ſchließlich an, wie viel und welcher 
Art Güter vorhanden find, in welcher Weile fie fich verteilen, wie viel davon, 
nachdem des Lebens Nothdurft befrienigt ift, noch übrig bleibt zc., ſondern bar- 
auf, welche Befrtebigung denn nun wirklich diefe Güter gewähren, in weldem 
Berhältniffe fie zu den an das Leben erhobenen Anfprüchen ftehen. Die Bolle- 
wirtbfchaftsiehre befchetvet fih, und mit Recht, hierüber keine Auskunft geben’ zu 
können; es ift nicht ihre Aufgabe, dad Maß der vorhandenen fubjeltiven Befrie- 
bigung ober Nichtbefrievigung aus gewiſſen äußern Kennzeichen zu konſtatiren, 
noch die innere Berechtigung ver genährten Anſprüche kritiſch zu unterſuchen; fie 
hält fh an das äußere objeftive Maß des Nutzens, welchen vie Güter zu ge- 
währen vermögen, und zieht hiermit ihre Scheibelinie gegen das Gebiet der ethi- 
Then Wiffenfchaften. Allein eben damit iſt aud die Grenze bezeichnet für das 
Urtheil, welches fie fi erlauben darf. Wohl hat fie hervorzuheben, daß ein ge= 
wiffes Maß der verfügbaren Güter und eine gewiffe Art der Bertheilung verfel- 
ben die nothwenbige Vorbebingung für jede höhere Kulturentwidlung der Völker 
ausmache, und bat in jedem einzelnen Falle zu unterfuchen, inwieweit und auf 
welche Weife die gegebenen Eintommensverhältniffe dieſer Entwicklung förderlich oder 
binderli find; aber fie muß fich hüten, daraus einen allgemeinen Schluß auf 
das Wohlbefinden einer Nation, auf ihre politiide Macht oder wohl gar auf 
den Umfang zu ziehen, in welchem viefelbe ihre Kultraufgabe erfüllt. Die Fülle 
des Einkommens und feine angemefiene Bertheilung find, wie gejagt, nur Bor- 
bedingungen ver Wohlfahrt eines Volles, feiner politiihen und Eulturbiftorifchen 
Bebeutung. Diefe wird nah Größe und Art noch durch andere Momente be- 
dingt, und es kann daher nicht ftatthaft fein, ohne Berückſichtigung ver letztern 
blos nah dem Maße jener erftern Glück, Macht und Würdigkeit ver Nationen 
beurtheilen zu wollen. Die wahre volkswirthſchaftliche Einficht erkennt, daß fie 
biefär feinen ausreihenden Maßſtab befigt, und weift darauf hin, daß bei einer 
ſolchen Beurteilung neben dem, was in den Kreis ihrer Betrachtungen fällt — vie 
Größe und Vertheilung des nationalen Einkommens — als nicht minder bedeutfam 
noch ein Anderes in Würdigung gezogen werben muß, deſſen Unterfuchung, fo 
mädtig es gleihfall® auf vie eigentlich wirthichaftlicden Erfcheinungen einwirkt, 
dennoch außer ihrem Bereiche liegt, nämlih die Öefinnung, mit welder' 
jenes Einkommen empfangen, und die fittlihe Kraft, mit welcher es verwendet 
wird. — 

Zur Literatur. Wbgefehen von den die Lehre vom Einfommen behanveln- 
den Abfchnitten ver die gefammte Volkswirthſchaft umfaſſenden Werke, von denen 
namentlih Ad. Smith, Wealth of nations B. II ch. 2 fi.; J. B. Say, Cours 
L. V ch. 1—4, Trait€ L. II ch. 5 und Ricardo Principles ch. 26 und 32 
wegen ihrer dogmengefchichtlihen Wichtigkeit zu berüdfichtigen find, haben wir 
als ausführlide Behandlungen unferes Gegenftandes befonders hervorzuheben: 
H. Storch, considerations sur la nature du revenu national, Paris 1824, 
deutſche, vom Berfaffer felbft beforgte Ausgabe, Halle 1825, und bie meifter- 
hafte Abhandlung Hermanns in feinen ſtaatswirthſchaftlichen Unterfuchungen, 
Nr. VII. Einen kurzen geſchichtlichen Ueberblid über bie verfchievenen Anfichten 
von ber Bebeutung des rohen und reinen Einkommens giebt Roſcher, Grund- 
lagen der Nationalöfonomie $. 147 Anmerkung; die eingehenpfte Kritik über Ri- 
cardo's Auffaffung in diefer Beziehung Bernhardi, Verfuh einer Kritit der 





346 Einkommen- und 


Gründe, die für großes und Meines Grundeigenthum angeführt werden, 88. 14 
bis 16. Ueber den Einfluß des Abſenteeismus auf die Volkswirthſchaft vergleiche 
Senior, three lectures on the rate of wages; über das Verhältniß zwifchen 
dem Nationaleinfommen und dem Drucke ver öffentliden Schul Nebenius, 
der öffentliche Kredit, 2te Aufl. Kap. 5 8. 10. v. Mangolbt 


Eintonmen: und KRapitalrentenftener. 


I. Unter Eintommenfteuer im Allgemeinen verfteft man biejenige 
birefte Staatsabgabe, welche aus dem (eidlich over auf Bürgerpflicht deklarirten 
oder in fonftiger Wetfe berechneten) Gefammteinfommen des ftenerpflichtigen Staats⸗ 
bürger® nad irgend einem Maßſtabe berechnet und erhoben wird. Wie die Ber- 
fhievenheit der Einnahmsquellen den Begriff des Einkommens — im ausgebehn- 
ten Sinne des Wortes — nicht alterirt, fo kann es auch in Abfiht auf Die 
allgemeine Einfommenfteuer-Pfliht nur gleichgültig fein, woher bie zur Be— 
fleuerung gezogenen Einkünfte fließen, ob aus Handarbeit, aus wiſſenſchaftlicher 
oder Fünftlerifcher Thätigleit, aus Leibgeving, aus Kapttalien oder aus was fonft 
für ventirlihem, beweglichen oder unbeweglichen Vermögen. 

Gegenüber dieſer allgemeinen wird die Abgabe zu einer befonveren 
Eintommenfteuer, fobald nur eine gewiffe Gattung des Einfommens die Steuer- 
pflichtigleit erzeugt, und das Subftrat der Steuerberechnung bildet. In dieſem Falle 
erhält fie gewöhnlich ihre Bezeichnung von dem ver Beſteuerung zu Grunde lie⸗ 
genden fpectellen Einkommen oder Einfommenstheile. So die Befoldungs- 
teuer, bie Lohnſteuer, die ehedem namentlich im mehreren Territorien des 
fränkischen Kreiſes übliche Revenüenſteuer ver Adeligen, weldye vorzugsweiſe 
auf Grundrenten umgelegt war, die Decimationsfteuer ver Geiftlichleit, und 
unter anveren insbefondere auch die Kapitalrentenfteuer, welche ausſchließend 
die Rente des beweglichen Baarvermögens in Pfliht nimmt. 

In einem anderen Sinne ließe fih der Ausprud „beſondere Einkommen⸗ 
ftener" gebrauchen, foferne dieſelbe — ohne gerave eine beflimmte Kategorie 
der Einkünfte ausſchließend in Pflicht zu nehmen — doch infoweit eine Ausſchei⸗ 
dung trifft, als fie das bereit von einer anverweiten bireften Steuer betroffene 
Einfommen nit in ihr Bereih zieht, d. h. infoferne fie nicht die Rolle einer 
ausſchließenden, ſondern nur einer ergänzenden ÖSteuergattung übernimmt. 
Um der Gefahr einer Doppelfinnigkeit zu entgehen, ſei es geftattet, vie Be- 
zeihnung „allgemeine und beſondere“ nur in ver erſtangedeuteten Richtung zu ges 
brauchen, wogegen wir dem Begriffe einer ausſchließenden Steuer jenen einer 
ergänzenden gegenüber ftellen. Unter folder Voransfegung wäre alfo felbft ver 
Tal nicht undenkbar, daß eine ausſchließende Einkommenſteuer zugleih ven Cha⸗— 
ratter einer beſonderen an ſich trüge, injoferne die gefammte Steuerbürbe auf 
eine beftimmt begrenzte Einfommensquelle geworfen würde. Hinwieder mag bie 
gleiche Berechtigung anderweiter Steuergattungen neben der Eintommenftener bie 
Eigenfchaft dieſer letzteren als allgemeine nicht aufheben, fo lange ſte auf das 
Eintommen überhaupt ohne Rüdfiht auf deſſen Dualttit umgelegt if. 

U. Wir reihen an bie vorftehenvne Entwidlung des Begriffes einer allge- 
meinen Einfommenfteuer den Berfuh zur Beantwortung der nachfolgenden 
entſcheidenden ragen : 

1. Kann oder foll die allgemeine Eintommenftener zugleich auch eine aus- 
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ſchließende fein, fo daß fle demnach als einzige Steuerquelle alle übrigen direkten 
Steuergattungen, entbehrlih macht; oder fol fie unter Fortbeſtand der übrigen 
Staatsauflagen nur die Rolle einer ergänzenden und ausgleichenden Abgabe über- 
nehmen ? 

2. Steht der Grundſatz einer gemeinfamen, gleichen Steuerpflicht, wie wir 
ihn für vie Einfommenfteuer gleihmäßig wie für jede andere Steuergattung vin- 
diciren müſſen, mit der Anwendung eines gleichen Steuermaßes (Steuerfußes) 
in nothwendigem Zufammenhange, und wenn nicht, in wie weit rechtfertigt ſich 
eine Abftnfung ver Steuerſätze? 

3. Wie verhält ſich die Einfommenftener, welche blos das rentirende Der- 
mögen zu ihrem Objelte wählt, zur Bermögensftener im Allgemeinen ? 

Die Erörterung dieſer Tragen wird uns gleichzeitig das Material zur Be- 
urtheilung und Beleuchtung der Gerechtigkeit und Billigleit, wie der Zwedmäßig- 
feit und praktiſchen Ausführbarkeit dieſer Stenergattung bieten. 

1) Wenn e8 der Staatsverwaltung möglich wäre, das Gefammteintommen 
eines jeden jelbftftändigen Staatsbürgers mit gewiflenhafter Genauigkeit zu er- 
mitteln, ober wenn jeves felbftftändige Mitglied der Staatsgefellihaft auf jener 
Höhe ver Bürgertugend und des Gemeinfinnes ftünde, daß feiner Vermögens- 
beffaration unbebingter Glaube beigemeflen werben könnte; wenn es in zweiter 
Linie möglich wäre, nad feftftehennen Normen alle jene privatwirtbfchaftlichen 
Momente in Rückſicht zu nehmen, welche vie Steuertraft des Roheintommens nach 
irgend einer Richtung erhöhen oder beichränfen over völlig aufheben, — dann 
würde unbedingt eine allgemeine Einkommenftener im ausſchließendſten Sinne des 
Wortes — als Inbegriff aller übrigen direkten Schakungsarten, d. h. eine Steuer 
nad Verhältnig des reinen Einfommens eines Jeden vie natürlichfte, ihrem Grund⸗ 
fage nad die billigfte und geredhtefte, und für die Yinanzverwaltung bie einfachfte 
und zwedmäßigfte Steuergattung fein. 

Die vorangegebenen Prämiffen eriftiren aber thatjächlich fo wenig, ala über⸗ 
haupt bei der menjchlihen Unvollfommenheit Hoffnung vorhanden ift, fle je in 
volftändig befrienigenver Weife eriftent machen zu lönnen. Allenthalben, wo bie 
Eintommenfteuer bisher zur Einführung gebracht wurve, hat man fie deßhalb nur 
als eine Ergänzung in den Lücken des Steuerfuftens den übrigen Staatsabgaben 
an die Seite geftellt. Sie war beinahe durchweg, wo man fte tms Leben rief, 
eine folge der erhöhten Bedürfniſſe des Staates, welche den Vortheil gewähren 
follte, alle Kategorieen der Staatsbürger nah Maßgabe der einem Jeden zu 
Gebote ſtehenden probucirenvden Kräfte — vielmehr nad) Mafgabe ver Produk⸗ 
tionen feiner Thätigkeit gleihmäßig zu befteuern. Weil aber, wie bemerkt, für 
eine gewiflenhafte Ermittlung des Privateinlommens nirgends der vollkommen rich⸗ 
tige Weg und das genügende Mittel ausfindig gemacht werden konnte, und weil 
man überbies bei Abwägung der wahren Steuerkraft des Einkommens, wenn man 
gerecht jein wollte,. an Borausfegungen fich Hätte halten müſſen, welche zu tief 
eingreifend in bie Privatwirthfchaft und in den äußerſt fomplicirten Organismus 
bes Güterlebend waren, als daß man ihrer hätte Herr werben können, — fo 
war es ein Alt ver Klugheit und Gerechtigkeit von Seite der VBeftenerungspolitik, 
die Einfommenfteuer blos als eine ergänzende und ausgleichende zu betrady- 
ten. Alle theoretifhen Verſuche, ihr als ausſchließender und einziger birelter 
Staatsauflage Geltung zu verfchaffen, haben entwever die Fähigkeit ver Staats⸗ 
verwaltungsbehörde zur Ermittlung des fteuerfähigen Reineintommens überſchätzt, 
oder das Ineinandergreifen jener zahllofen privatwirtbichaftlihen Faktoren, welche 
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die Steuerpflicht Hier aufheben, dort erhöhen oder mindern, nicht genug ge: 
würdigt. ‘ 

In Erwägung alles deſſen Können wir ihr demnach bei den gegebenen Ber- 
hältniffen nur in der Eigenfchaft ald Ergänzungsfteuer pas Wort reden. Sie 
rechtfertigt ſich insbeſondere und aus den gleihen Gründen auch nur, foferne bei 
ber großen Gefahr einer mangelhaften und unrichtigen Berechnung des Subftrates 
ein möglichſt niedriger Steuerſatz in Anwendung gebradht wird. 

Bol. v. Sparre, bie allgemeine Eintommenfteuer als einzige direkte Abgabe. 
Gießen 1845. Lips, über die allein wahre und einzige Steuer. Erlangen 1812. 
Die Bermögens- und Einkommensſteuer als Grundlage des Steuerweſens der 
Zukunſt; Deutfche Bierteljahresfchrift. 1848. Nr. 42 ©. 180 ff. 

2) Daß die Qualität des Einkommens bei der allgemeinen Einfommen- 
fteuer keinen Einfluß auf die Steuerpflicht äußern könne, liegt in der Natur 
der Sache; denn jede Beftimmung, welde eine Kategorie von Einfünften außer 
den Kreis der Steuerpflichtigfeit fette, würbe ven Begriff der allgemeinen Ein- 
fommenfteuer in den einer befonderen umwandeln. Eine andere Frage aber ift 
es, in wie weit die Rüdfiht auf das dem Einkommen gegenüberftehenve Be- 
dürfniß, auf vie Verſchiedenheit der Erwerbsart, auf den Familienſtand, über- 
haupt vie Bedachtnahme privatwirtbfchaftliher Momente Einfluß zu äußern babe 
auf die Anwendung eines verfchievenartigen Steuermaßes. Daß die Steuerfraft 
fih leviglid aus der nadten Einfommensfumme bemteffen Iafje, ergiebt fi als 
eine unrichtige Prämiffe fhon aus dem einfahen Grunde, weil nicht das Ein- 
fommen an fih, fonvern nur das Berbältniß des Einfommens zum un- 
erläßliden Bed ate und / die Würdigung der auf dem Einkommen laſtenden 
Gegenreichnifle einen Schluß geftattet auf den, für andere Zwecke als jenen der 
Selbfterhaltung verfügbaren Gütervorrath eines jeden Staatsbürgerse. Infoferne 
nun jede Steuer „bie Erwerbung des Nöthigften nicht verhindern, das Volksver⸗ 
„mögen nicht ſchwächen und ſomit auch die finanzielle Nachhaltigkeit nicht zerftören” 
darf (Rau, Grundfäge ver Finanzwiffenfhaft Th. IS. 349), läßt fi überhaupt 
die Steuerfähigteit nur aus jenem Verhältniſſe des Einkommens zum Bebarfe 
beurtheilen. Die Nothwendigkeit, viefes Verhältniß in Betracht zu ziehen, ergiebt 
fih aber insbeſondere bei der allgemeinen Einfommenfteuer. 

Wir haben bereits angeveutet, auf welche unüberwindliche Schwierigkeiten 
die Stantöverwaltung bei dem Berfuche, das wahre fteuerfräftige Einfommen zu 
ermitteln, ftößt. Um nun ver in der gleichmäßigen Befteuerung des Einfommens 
liegenden Ungerechtigkeit entgegen zu wirken, griff man zu einem Auskunftsmittel, 
das freilich nur theilweife vie Abficht, der wahren, perſönlichen Beitragsfähigfeit 
des Steuerpflichtigen Rechnung zu tragen, erreiht, — das ift die Anwendung 
eines verfchiebenartigen Steuermafßes. Indem man einem feftgefegten 
Minimum des Einfommens gar feine Steuerfähigteit anmuthete und vefien Steuer: 
pflicht als ruhend betrachtete, ftatuirte man für das höhere, fteuerfräftige Ber: 
mögen eine progreffive Steuerjtala (Einfommenfteuer mit fleigender Duote). 

Eine ältere fiaatswirthfchaftliche Schule hat ſich bisher mit großer Aengſtlich⸗ 
teit gehütet, ver virelten Steuer einen fo tief eingehenden Einfluß auf vie Einzel- 
wirtbfchaft zuzugeftehen, daß fie felbft damit eine vollswirthichaftlihe Bedeutung 
gewänne. Sie hatte einfeitig den Staatszweck im Auge, und beurtbeilte ven 
Umfang der Steuerpfliht beinahe rückſichtslos nach dem Berhältniffe des vom 
Stante gewährten perjönlihen und dinglichen Schutzes und nach ver Größe ber 
Bortheile, welche jever Bürger aus dem Genuffe der Stantsanftalten z0g. Das 
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Nechtöfundament ver Steuerpflicht bot ihr gleichzeitig auch vie entſcheidendſten 
Anhaltspunkte zur Beurtheilung des Steuermaßes, indem fie Befig und Erwerb 
nicht nad) ihrer privat- und vollswirthichaftlihen Bedeutung, fondern nad dem 
Grade der Theilnahme derſelben an den Wohlthaten des Staatsverbandes abwog. 
Sp lange dem — hiſtoriſch unbeftreitbaren — fubfiviären Eharalter der Steuer 
im Allgemeinen ein größeres Gewicht beizulegen war als gegenwärtig, wo Rega- 
lien und Domanialvermögen des Staates fih im gleichen Schritte mit der Er- 
weiterung ber flaatlihen Bedürfniſſe vermindern, fo lange war auch bie 
pirefte Steuer ihrer Größe nach gar nicht geeignet, einen beveutfamen Einfluß 
auf die Einzelwirthſchaft auszuüben, mit Ausnahme etwa jener befonberen 
Schagungen, die — wie bie Kriege» und Türkenfteuern — nur in ganz eror: 
bitanten Fällen erhoben wurben, aber dann auch um fo brüdenver waren. Diefer 
Einfluß warb aber beflimmend von dem Augenblide an, wo die Steuer für jeden 
einzelnen Pflichtigen zu einer fehr fühlbaren Größe anwuchs, und es die Für- 
forge für den nationalen Wohlftand als eine dringende Pflicht erheifchte, bei ver 
Bertheilung der Staatsabgaben insbefonvere auf die Bertheilung ver Güter und 
probuftiven Kräfte in ver Gefellihaft genauere und gewillenhaftere Rüdficht zu 
nehmen. Es fpringt von jelbft in die Augen, daß bei einer Steuer, welche aus- 
fchließend auf das Einkommen umgelegt ift, dieſe Rückſicht noch in erhöhtem _ 
Maße obwalten muß. In vem wachſenden Procentenmaße liegt nun insbeſondere 
die Anerkennung der Nothwendigkeit, das privatwirtbfchaftliche Intereffe bei ver 
Steuerperäguation in Betracht zu ziehen. Man bielt ſich biebei an ven leitenden 
Grundſatz, daß vie Steuerkraft eines wirthſchaftenden Subjeltes erft von dem 
Momente ab beginne, wo es nad Deckung der unvermeiblichften Bedürfniſſe einen 
Ueberſchuß an verwendbaren Gütern — an Einkommen habe, und daß diefe Kraft 
in zunehmender Progreffion wachſe, fobald die Einkommensüberſchüſſe eine ge- 
wife Höhe erreicht haben. Dabei blieb gleichzeitig nicht unbeadhtet, daß fich der 
Umfang des vom Staate gewährten Schuges und ver bürgerlichen und politifchen 
Berechtigung gleichfalls an vie Größe des Vermögens und beziehungsweife Cin- 
fommens Tnüpfe. 

Eine weitere, nicht blos vie Größe, fondern auch die Qualität des Ein- 
kommens berüdfichtigenve Verfügung enthält 3. B. das bayeriſche Einkonmenſteuer⸗ 
gefeß v. 31. Aug. 1856, indem es für den Erwerb aus einfachem Taglohne vier 
Klaffenfäge mit verhältnigmäßig geringen Betrage (von 20 fr. bis 1 fl.), für 
das höhere Eintommen aus Gewerben, Präbenden, Orundrenten, aus wiffen- 
ſchaftlicher und künſtleriſcher Beihäftigung aber eine Progreffion von 1/, Broc. 
bis 1 Proc. ftatuirte. Auch der preußifche Entwurf vom Jahr 1847, welcher je- 
doch nicht zum Geſetze erhoben wurbe, hatte in dieſer Beziehung einen Einfluß 
auf das Steuermaß zur Geltung bringen wollen, indem er das nicht funbirte 
Einkommen (aus Lohnarbeit und Gewerbe) nur zu 2/3 belegt wiſſen wollte, wäh- 
rend hinwieder nach ver fächflihen Steuerverorbnung vom 12. Auguft 1848 ver 
Arbeits- und Gewerbsverbienft mit 7/,,, die Befoldungen und feſtſtehenden Ge⸗ 
balte mit 8/,,, das Einkommen aus Örundrenten zu 9/,, und jenes aus Kapital: 
zinfen im vollen Betrage der Steuerberehnung zu Grunde gelegt find. 

3) Wir haben in der Entwidlung des Begriffes der allgemeinen Einfommen- 
feuer als weientlihes Moment bezeichnet, daß nur das rentirliche Vermögen 
als ihr Subftrat zu betrachten fei. Nicht das Bermögen an fich, fonvern baffelbe 
‚nah Maßgabe feiner wirklichen Probuftion, feines effektiven Erträgniffes, 
der aus ibm gezogenen Früchte und Nutzungen bildet das Fundament ver Ab⸗ 
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gabenpflicht. In viefem wefentlichen Punkte unterfeheivet ſich vie Einkommens⸗ von 
der eigentlihen VBermögensftener, wie fie — gemäß unferer nachfolgenden ge- 
ſchichtlichen Entwicklung — ehevem in einem großen Theile Deutſchlands Gel: 
tung hatte, 

Das Gefammteintommen in feinem nadten Werthsanfchlage als Baſis der 
Befteuerung zu wählen, wiverfpricht geradezu dem Grundſatze einer nothwenbigen 
Bedachtnahme der Sieuerfähigkeit, va es aus einer größeren ober geringeren An- 
zahl zwar probuftionsfähiger — alſo tarabler und zum Werthsanfchlage ge- 
eigneter — aber nichts veftoweniger unproduktiver Kräfte beftehen kann. Nach 
feinen drei Hauptbeſtandtheilen als Grund, Arbeits: und Unlagelapital bilvet es 
zwar die Örundlage der Gejammteinnahme und des Ertrages aus jever Privat- 
wirthichaft; das wirkliche Einkommen ift aber tie ausſchließende Yolge der Ent- 
widlung der im Vermögen gründenden Ertragsfähigfeit, feiner thatfächlichen Ren⸗ 
tirlichleit. Wie das perjönliche Arbeitskapital, fo kann au das Grundkapital ein 
unfruchtbares fein, das zwar an fi eine abjolute Werthsgröße repräfentirt, 
zu deren Abſchätzung aber nur die Analogie ähnlicher Werthsgrößen die Mittel 
an die Hand giebt, währen ihr felbft der wahre und einzig richtige Maßſtab 
zur Beurtheilung ihrer Größe mit Rüdfiht auf das Subjelt, nämlich bie Rentir- 
fichleit fehlt. Diefe relative Werthihägung des Vermögens, die nur aus ber 
Summe ver wirklihen Früchte veflelben abgeleitet werden Tann, biltet aber gerade 
den entſcheidenden Faktor bei Beurtheilung der Steuerkraft des fteuerpflichtigen 
Subjeltes. Jede Belaftung eines unrentirlihen Vermögens ober Vermögenstheiles 
wäre ein Eingriff der Staatsgewalt in den Kapitalsftod, eine Minderung bes 
Nationalftammvermögens. Sobald aberdie Beſteuerungspolitik eine Ausſcheidung 
des ventirlichen und unrentirlichen Vermögens nicht blos mit Rüdficht auf bie 
Produktivität, ſondern auf die wirkliche Produktion zuläßt, gewinnt bie Steuer 
mehr ven Charakter einer Einkommens- als den einer Vermögensihakung, wie 
diefes auch bei ven neueren Borfchlägen, die Vermögensſteuer zur ausjchliegenven 
Grundlage eines künftigen gerechten und ebenmäßigen Steuerjyftens zu maden, 
thatfächlih der Kal ift. (Vgl. deutſche Vierteljahresichrift 1848. Nr. 42 S. 188.) 

III. Es wurben im Borftehenven bereits zum größten Theile die Bedenken 
angeregt, welche gegen vie Einführung einer allgemeinen Einlommenftener vor- 
gebracht werben können. Wir wollen dieſelben hier noch einer befonderen Würdi⸗ 
gung unterftellen. Sie beziehen fich theild auf das Princip felbft, theils blos auf 
pie praktiſche Ausführbarkeit und Zweckdienlichkeit dieſer Stenergattung. In erfterer 
Beziehung wurde insbefondere auf den Umſtand hingewiefen, daß nad dieſem 
Beſteuerungsmodus die Exrwerbsfähigkeit infoferne außer gehöriger Berüdjid- 
tigung bleibe, als vie Laft vorzugsmeife ven Fleißigen, Thätigen und Erwerbs⸗ 
Iuftigen, alſo gerade den verbienftwollen Staatsbürger treffe, während bagegen 
berjenige, welcher zufolge feiner Trägheit fein, eine Werthögröße vepräfentirendes 
und als ſolches an ſich zur Steuerzgahlung befähigted Kapitel tobt liegen laſſe, 
aus dem Kreiſe tiefer ftaatsbürgerlichen Verpflichtung trete. Andererſeits könne 
diefe Steuer felbft Veranlaffung geben, auf die Rentiriichkeit eines Bermögens- 
theiles Verzicht zu leiften. 

Dem ift jedoch entgegenzubalten, daß jebe direkte Steuergattung und zulegt 
jelbft die nadte Vermögensfteuer dieſen Einwurf geftatte. Der Fleiß, pie Thätig- 
feit, überhaupt die Erwerbsfähigfeit und der Erwerbswille beziehen fich in gleihem 
Maße auf das Kapitalvermögen wie auf deflen Reutirlichleit. Die Werthsgröße 
eines Kapitals beurtheilt fi) nad feinem Umfange und nad) feiner inneren Qua— 
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ittät; beide fin einer Beränverung fähig, und pas Anſtoß gebenbe Element hie⸗ 
bei bleibt immer die perjönliche Thätigkeit und Betriebfamleit, das Erwerbsgefchid 
und die Erwerbsluft des Kapitalbefigers. Eine halbwegs zu rechtfertigende Ver⸗ 
mögensftener wird ihr fteuerbares Objekt nicht zu einer ftäntigen, unwandelbaren 
Größe machen wollen, ſondern jeverzeit bedacht fein, die gegenwärtige Werthe- 
größe des Vermögens durch eine Nachtarirung zu ermitteln, um hiernach vie 
Steuerrollen zu ergänzen und zu berichtigen. Sie wird alſo jeverzeit nur den auf 
bie Vermehrung des Kapitalftodes wirklich verwendeten Fleiß ohne Rüdficht auf 
bie im Subjekte liegende größere oder geringere Fähigkeit und ohne NRädfidt 
auf die mögliche, aber nicht entwidelte Thätigkeit in Kontribution nehmen. — 
Ebenſo wird jede Grundſteuer bei ber nothwenbigen periopenweifen Nachboniti- 
rung des fteuerbaren Grundkapital die durch ven Fleiß des Beſitzers erhöhte 
Ertragsfähigkeit als eine gleihmäßige Werthshöherung dieſes Kapitals betrachten, 
und — fie mag nun die Steuer aus den Früchten oder aus dem Kapitale be- 
rehnen — eine entſprechende Mehrung ver Schagungsgröße daraus ableiten. 
Die perjönlice Erwerböfähigkeit und ver Erwerbswille bleiben unter allen Ber- 
hältniffen eine Größe, die der Staat nicht abzumeſſen und zu tariren vermag, 
die alfo für feine Steuerrollen gar nicht eriftirt. Ihm kann nur die wirklich an- 
gewenbete Kraft und beziehungsweife die hieraus erzielte Wirkung zum Maßftabe 
der Steuerfähigkeit dienen. Der Stantsblirger, welcher feine Thätigleit zum Zwecke 
des Erwerbes nicht entfalten will, kann unter gewiſſen Vorausjegungen zwar 
polizeilih, aber nit vom Standpunkte der Tinanzverwaltung aus hiezu ange- 
halten werben. Was aber die Befürchtung betrifft, daß vie Befteuerung ver Rente 
Anlaß zum Berzichte auf die Rentirlichleit geben könnte, fo ſteht dieſer nicht nur 
ver natürliche Erwerbstrieb jenes vernünftigen Menfchen entgegen, fonvern fie 
wird auch dadurd aufgehoben, daß eine richtige Beſteuerungspolitik vie Einkom⸗ 
mensichagung nie zu einer Höhe wird anwachſen laffen, wo fie hemmend auf 
den Erwerbötrieb wirken könnte. 

Der zweite dieſem Beſteuerungsprincipe gemachte Vorwurf bezieht ſich auf 
die bereit erörterte Schwierigkeit und theilweife Unmöglichkeit, das wahre feuer: 
Fräftige Einkommen mit Rüdfiht auf alle Einfluß äußernden privatwirtbfchaftlichen 
Momente, auf Bedarf, Schuldenſtand, Koftjpieligfeit des Erwerbes, Yamilien- 
ftand zc. zu ermitteln. Wir mißkennen nicht vie Berechtigung biejes Einwandes, 
wie wir überbies noch zugeftehen, daß ber erkennbaren Merkmale des Objeltes 
viefer Stantsabgabe verhältnigmäßig wenige find, und daß fie überbies kaum je 
trügerliher waren, als gegenwärtig. Unfere jegigen jocialen Zuftände tragen als 
ganz konkretes Kennzeichen das leivenfchaftliche Beftreben an ver Stirne, vie 
äußerlich wahrnehmbaren Signaturen des Standes- und Vermögensunterſchiedes 
nah Kräften: zu verwilchen. Eine Appellation an Ehre und Bürgerpflicht, ja 
felbft die Verpflichtung zur Eidesleiftung bei der Einkommensdeklaration führt — 
wie die Thatſachen lehren — gleihfalls nicht vollftändig zum Ziele. Nur das 
Einfommen des Beamten und öffentlihen Bedienſteten, foweit es aus Staats⸗ und 
öffentlichen Kaflen fließt, fteht unter Kontrole, und er allein trägt mit ber gerin- 
gen Zahl gewillenhafter Staatöbürger den verhältnigmäßig größten Theil dieſer 
Staatslaft. Dem gegenüber wäre aber nur die Alternative gegeben, entweder eine 
jehr beträchtliche Anzahl probuftiver Kräfte im Staate, deren Thätigkeit fich nicht 
an tarable und als folhe fteuerbare Realitäten (Grunpftüde, Käufer, Realrechte ꝛc.) 
knüpft, mit andern Worten alles nicht fundirte Einfommen außer Beſteuerung zu 
belafien, oder aber eine Reihenfolge beſonderer Einfommenftenergattungen zur Ein⸗ 
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führung zu bringen. Das erfte wiverfprähe dem Grundgeſetze der allgemeinen 
Steuerpfliähtigkeit; an das zweite würden fich aber viefelben Schwierigkeiten hängen, 
weiche pie Einführung einer allgemeinen Einkommenſteuer bedenklich machen, wäh- 
rend hinwieder vie Geſammtſteuerverfaſſung nichts weniger als an wünſchenswer⸗ 
ther Einfachheit gewaͤnne. 

Unter folhen Borausfegungen erfcheint immerhin die allgemeine Eintommen- 
fteuer (in der vorerörterten Eigenfhaft als furrogirende und ausgleichenvde, nad) 
einem billigen Maßftabe und mit fteigenvder Quote) als tie zweckmäßigſte und ber 
Billigkeit entſprechendſte. Es wird fi) nur vorzugsweife darum handeln, vie Ein- 
tommensfaffionen einer möglichft genauen Prüfung unterziehen zu laffen, und zu 
dieſem Behufe wird die Aufftelung einer aus ehrenwertben, mit ven Berbält- 
niffen vertrauten Bürgern beftehenden Prüfungsfommiffton oder Jury am zwed- 
vienlichften fein, obwohl wir aud hierin nichtE weniger als eine volllommene 
Garantie für die Zuverläffigfeit der Faſſionen erkennen wollen. 

Der enticheidenbfte formelle Einwand gegen vie Zwedmäßigfeit dieſer 
Stenergattung betrifft die Nothwendigkeit einer beftändigen Nachfatirung, vie fidh 
bei der fortwährenden Fluktuation des Einkommens nicht in Abrede ftellen läßt. 
Wir haben uns aber bereitö nachzumeifen bemüht, daß auch das funbirte Ver⸗ 
mögen — das VBodenfapital, die Realität — in den Händen jedes einzelnen 
Steuerpflichtigen eine jehr wandelbare Größe fei, daß demnach — ven Grunvfag 
einer gerechten Abwägung der Steuerfraft an die Spige geftellt — aud die 
übrigen Arten der Schagungen einer fortlaufenden Reviſion, Berichtigung und 
Umſchreibung bevürfen. 

IV. Es erübrigt no, die verfcdhievenen Gattungen der fpeciellen Ein- 
tommenfteuer in Betracht zu ziehen. Indem wir vie allgemeine Eintommenfteuer 
ala eine ergänzende und ausgleichenve jenen direkten Staatsabgaben an die Seite 
ftellten, welche auf das fundirte Vermögen umigelegt find oder das Gewerbsrecht 
nah Maßgabe des Betriebsumfanges in Pflicht nehmen, haben wir gleichzeitig 
der Entbehrlichleit ver beſonderen Eintommensihagungen (im engeren, nicht im 
Sinne des bayerifhen Geſetzes) das Wort gerevet. Wo das Gejammteinlommen 
im Ganzen zur Pflichtigkeit gezogen ift, erfcheinen alle Arten von Lohnfteuern, welche 
das bloße Tohneinfommen, ohne Beimifhung von Gewerbeverdienſt und Kapital- 
zins, ober fpeciell bie firen Befoldungen (Beſoldungsſteuer) zum Objekte haben, 
geradezu überflüſſig. 

Anders verhält fich dieſes bezüglich der Kapitalrenten- oder Zinsſteuer, 
welche auf das Einkommen aus ver Rente over dem Leibzins frudtbringend an- 
gelegter Gelokapitalien und aus dem Gewinnantheil oder der Dividende von 
Atieneinlagen umgelegt ifi. Ihre Einführung als felbitftändige Steuergattung 
rechtfertigt fich trog der mannigfachen Widerſprüche von theoretifger und prakti⸗ 
ſcher Seite her nicht blos aus volfswirthfchaftlihen Gründen, fondern aud vom 
ftaatsrechtlihen Stanppunfte aus. Da der Grundfag, die KRapitalrentenbefiger 
überhaupt in ven Kreis ver Steuerpflichtigkeit zu_ziehen, mannigfachen Wider⸗ 
fpruch erfahren bat, jo ift es vorerft unjere Aufgabe, die Motive nachzuweiſen, 
welche für vie Billigleit und Gerechtigkeit einer direkten Beſteuerung der Zins⸗ 
vente im Allgemeinen fpreden. 

Daß bei der enormen Mafle ver in jedem Kulturftante vorhandenen, ver: 
zinslich ausgeliehenen Geldkapitalien die Zinsrente nicht den unbeträcdhtlichften Theil 
des Brivateinlommens bilde, bevarf wohl feines Nachweiſes. Diefe Einkommens: 
größen außer Beftenerung zu laflen, widerfpräche geradezu dem oberften Grund: 
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fage der allgemeinen Abgabenpflichtigkeit aller Staatsbürger. In gleihem Maße 
würde e8 dem Principe zumwiderlaufen, welches in dem ftantsrechtlihen Titel ver 
Steuerſchuldigkeit liegt. Der Staat gewährt der Zinsrente nicht nur benfslben 
Schu und Bortheil, wie jedem anderweitigen Einfommen, fondern er verwendet 
auf die Sicherheit des ausgeliehenen Geldkapitals, namentlich der Hypothekſchuld, 
noch eine ganz fpecielle und koſtſpielige Sorgfalt. 

Was insbeſondere die Einwenbung betrifft, daß durch eine Beſteuerung der 
Kapitalrente das Geldkapital felbft voppelt in Pflicht genommen würde, fomohl 
in den Händen des Kapitaliften — des Rentengenießers —, als bes gegenwär- 
tigen Befigerd — des Schuldners — , indem Grund und Boden, Häufer, Ge- 
werbe ꝛc. gewöhnlih ohne Nädfiht auf das darauf laftenne Schulpfapital mit 
Steuer belegt werben, fo hat viefelbe nur eine ſcheinbare Wichtigkeit, bei deren 
Widerlegung wir vorerft ein vielfach überfehenes Moment in der VBefteuerungs- 
theorie gehörig zu erwägen haben. 

Die Steuerpflicht iſt jeberzeit eine perfünlide; das Steuerfubftrat 
aber, welches vorzugsweiſe pas Maß jener Steuerpflicht beftimmt, tft nur info- 
ferne ein perfönlihes, als die perfönliche Arbeitsfraft nach feiner Werths⸗ 
größe und beziehungsweife nach feiner Rentirlichleit ven Anhaltspunkt für Berech⸗ 
nung der Steuergröße abgiebt. Wir bemerken ein- für allemal, daß wir hier 
ansſchließend von der Schatzung — der direkten Beftenerung — ſprechen. “Die 
Konfumtiondfteuern, überhaupt vie indirelten Staatsabgaben beurtheilen ſich nad 
ganz verfchlevenen Principien, und das wefentliche Kriterium verfelben tft vor- 
zugsweife ihr unmittelbarer Bezug auf das belaftete Objekt ohne irgend eine 
Rüdfiht auf Vermögen und Steuerkraft des zahlenden Subjeltes. Eine Wür- 
digung diefer grunpfäglichen Verſchiedenheit wird und nie in die Berlegenheit fegen, 
direfte und invirefte Abgaben in irgend eine Relation zu bringen. 

Den oberfien Grundſatz der ſtaatsrechtlichen Theorie der direkten Befteuerung 
bildet die gemeinſame Steuerpflicht. Er bezieht fi alfo dem Vorgefagten ge= 
maß ausſchließend auf die Perſönlichkeit aller zum Staatöverbanve gehörigen 
Bürger, und e8 kann dem gegenüber von einer Steuerfreiheit firenge genom⸗ 
men gar nicht vie Rede fein. Die Steuerpflicht kann nur als eine ruhende be- 
trachtet werden, wenn ber pflichtigen Perfönlichfeit — gleichgültig ob fie eine 
phyſiſche ober juriſtiſche Perfönlichkeit ift — das die Größe ver direkten Staats⸗ 
abgabe bebingende und beftimmenve Steuerfubftrat zeitweife oder für immer ent- 
weber gänzlich fehlt, oder in fo beſchränktem Maße gewährt ift, baf es gerade 
den dringendſten Bebürfniffen der Eriftenz, die ver Staat nicht beeinträchtigen 
darf, entſpricht; — ober aber wenn aus Rüdfiht auf den Zwed der Berwenbung . 
diefes Steuerfubftrates (kirchliche oder Wohlthätigfeitsanftalten) die ganze Werthe- 
größe veflelben als eine die Exiſtenz der pflichtigen (moraltfchen) Perſönlichkeit be⸗ 
dingende betrachtet wird. Die Ungerechtigkeit der vie perſönliche Steuerfrei- 
heit flatuirenden Ausnahmsverorbnungen bat bie neuere Steuergefeßgebung bei- 
nahe allentbalben vermieben. 

Diefes vorausgefeut kann in höchſt konfequenter Weile von einer doppelten 
Steuerpfliht nur dann die Rebe fein, wenn ein und derfelben fleuer- 
pflitigen PBerfönlichleit wegen ein und deffelben Steuerfubftrates 
zu wiederholten Malen die Berbinplichleit zur Abgabenentrihtung 
auferlegt würde, wenn 3. B. ver Grunpbefiger aus dem Extrage feines Boden⸗ 
Tapitals zugleihd Grund⸗ und Einkommenſteuer bezahlen müßte.. 

Ein anderes Verhältniß — aber keineswegs eine doppelte Inpflichtnahme des 
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Steuerbärgerd — iſt e8, wenn ein und biefelbe WBertbögröße in verfhienenen 
Händen gleichzeitig ein Beftimmungsmittel der Steuergröße abgiebt. In 
biefem Falle fann nur das privatwirtbfdhaftlihe Moment maßgebend fein, 
ob dieſe Werthögröße hier wie dort dem Steuerfubftrate zuzufchlagen ſei oder nicht. 
Diefes trifft insbefonvere beim Leihkapitale zu. Es if ebenfo unzweifelhaft wie 
unferen voraufgeftellten Principien über die ausfchließenne Befähigung ver Rente 
als Maßſtab ver VBeftenerung entfprechend, daß vorderfamft ver Darleiber als 
Genießer einer beftimmt abgemefjenen ftipulirten Rente für viefe ftenerpflichtig ift. 
Demnach Tann es fih nur noch um Erörterung der Frage handeln, welchen Ein- 
fin das Darlehenskapital auf die Größe ver Steuerſchuldigkeit des Schuldners 
habe. Hier find folgende Fälle zu unterfcheiden. Entweder wurde die Anleihe zur 
Erzielung ver höheren Nentirlichlett eines funbirten Bermögens gemacht, und 
biefes Grundvermögen dem Gläubiger zu feiner Sicherheit als Pfand unterftellt. 
In diefem Yale muß nad richtigen ökonomiſchen Grundſätzen (die Staatsregie- 
rung als Steuerbehörve kann überhaupt nicht die liederliche oder thörichte Wirth- 
haft bei ihrer Beſtenerungsmarxime im Auge haben) ver erhöhte Gewinn bie 
Kapitalrente des Darlehens überfteigen. Diefes Surplus an Renten auf Seite 
des Schuldners gegenüber ver auf feinem Grunpvermögen laſtenden Paſſivzins- 
pflichtigkeit berechtigt die Stantsverwaltung, letztere bei Berechnung der Steuer⸗ 
pflictigkeit nicht in Abzug bringen zu laffen, felbft dann nicht, wenn der erhöhte 
Werth des Grundvermögens eine Erhöhung jener Steuer hervorruft, deren Sub⸗ 
ftrat e8 bildet. Ein Zahlenbeifpiel mag viefes verfinnlichen. 

Ein NRealitätenbefiger hat einen Grundkompler im Wertbe von 1000 fi., 
weldher fi zu 6 Proc. mit 60 fl. rentirt, und worauf etwa nad Maßgabe des 
bayeriſchen Orunpfteuergefeges ein Grunpfteuerfimplum nah 1 fr. vom Gulden 
Reinerträgniß, alfo in Summa von 1 fl. laſtet. Nah Abzug biefer Steuer 
beträgt alfo feine Bodenrente 59 fl. Er verwenvet eine Anleihe von 200 fl. zur 
Bermehrung feines Grundkompleres, ver nun nad 1200 fl. eine Rente von 72 fi. 
abwirft. Hiervon zahlt er 10 fl. nah 5 Proc. Ianvesübliche Zinsvergätung dem 
Kapttaliften und das erhöhte Grundſteuerſtmplum von 1 fl. 12 kr., wornach ihm 
noch eine reine Rente von 60 fl. 48 kr., fohin unter Abzug des Paffiozinjes und 
ber Grundſteuermehrung eine Mehrung gegen die frühere Rente von 1 fl. 48 kr. 
verbleibt. Der Abzug des Anleihefapitals von feinem Grupdkapitale, ober des 
Paſſivzinſes von feiner Grundrente behufs der Grunbfteuerermittiung würde fidh 
alfo keineswegs rechtfertigen. — Wir beabfichtigen mit dieſem Zahlenbeiſpiele nur deu 
Grundſatz zu veranfhaulihen, von welchem in dem konkreten Falle bei Beur⸗ 
theilung der Steuerpflicht ausgegangen werben foll, ohne zu mißkennen, wie 
trügeriſch und gefährlich es iſt, vie Refultate wirthichaftlicher Experimente a priori 
in Zahlen zu firiren. Doch liegt es unbeftritten in der Natur ver Sache, daß 
biefer Kalkul theoretifch ſich rechtfertigen Iaffe, und daß die Privatwirtbfchaft noth⸗ 
wendig von dem Principe ausgehen müfle, daß die Darlehensrente in den Hän- 
den des Schulpners die Höhe des von ihm zu präftivenden PBaffivzinfes zu über- 
fteigen babe. Andererſeits gilt freilich auch ein billiges und geredhtes Steuermaß 
als unerläßliche Borausfegung, um nicht jene Theorie von einem Rentenüberfchufle zu 
einer Illuſion zu machen. Wie aber der Staat bei Aufftellung von Beſteuerungs⸗ 
grundfägen und bei Ermittlung der Steuerfraft einen normalen Zuftend ber Einzel- 
wirthſchaft anzunehmen berechtigt ift, fo kann auch binwieder von ihm — vom 
Standpunkte der Theorie aus — eine normale und geredhte Beftenerungspolttif 
gefordert werben. 
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Daß aber der verſchuldete Grundbeſitzer gegenüber vemjenigen, welder ein 
ihuldenfreies Grundvermögen von gleicher Größe mit einer gleichen Grund⸗ 
abgabe zu verſteuern bat, in Abficht auf die Rente verkürzt erfcheint, bat feinen 
natürlihen, unabänderlihen Grund in ber gegebenen Berichievenheit der Güter⸗ 
vertbeilung, vie feine Steuergeſetzgebung auszugleichen vermag. 

Ein zweiter Sal wäre der, daß das Darlehen zum Zwecke ver Wieder⸗ 
inftandfegung eines berabgelommenen funbirten Bermögens gegeben würde. Unter 
diefer Borausfegung wird lediglich die urfprüngliche Nentirlichkeit diefes Vermögens 
wieder bergeftellt, und der Schuloner ift alfo mit vem Bafflozinfe offenbar über» 
loftet. Nun wird aber jede vernünftige Steuerpolitit bei Berechnung ver auf ein 
beftimmtes Objekt bafirten perjönlichen Steuerkraft jene Vorausſetzungen erwägen, 
welche die Erhaltung und gleihmäßige Rentirlichleit des Steuerſubſtrates bevingen. 
Wie bei der Grundſteuer die Bonität des Grundſtückes, fo find bei ver Haus- 
fteuer die nothwendigen Reparaturkoften des befteuerten Gebäudes allenthalben in 
Rädficht genommen. Eine Verminderung ver Bodenbonität und eine Vernachläſſi⸗ 
gung des baulichen Zuftanves eines Haufes find privatwirthichaftlide Mißgriffe, 
für welche keine Steuergefeßgebung einzuftehen hat. Es rechtfertigt fih alfo auch 
bier nicht eine Abſetzung des Baffivfapitals von dem ftenerbaxen Vermögenskapi⸗ 
tale des Schuldners. 

Ein britter denkbbarer Fall wäre, daß das Darlehen ohne Bezug auf ein 
fundirtes Vermögen, blos ans perfönlicher Rüdficht für den Schuldner und im 
Bertranen auf feine Arbeitskraft und feinen Erwerböwillen gereiht würde. Hier 
würbe es feine Wirkung auf das rein perfönlihe Eintommen äußern. Dient es 
zur Dedung anderweiter Schulden, bexen Zinfen bei Ermittlung des Einfommens 
zum Behufe der Einfommenftener-Regulirung in richtiger Erwägung des. privat- 
wirthſchaftlichen Intereffes bereits in Abzug gebradyt werben burften, fo eignet ſich 
der nene Paffivzins zweifelsohne zum Abzug an ver Stelle des früheren. Dient 
es aber dem Schuldner zum unmittelbaren Genufle, fo verliert es feine Eigen⸗ 
fhaft als Kapital, es wird zum reinen BVerzehrungsgegenftand, ohne vie Natur 
eines wahren Einkommens zu gewinnen und zur Einkommenftener gezogen werben 
zu können, während der Paffivzins als abfolute Minderung des Einkommens zum 
Abzuge qualificirt bleibt. Die Thatfache ver fchlechten Hauswirtbichaft kann — 
bier zum Nachtheile wie oben zum Bortheile der Finanzwirthſchaft — feinen Grund 
zum Abweihen vom Principe abgeben. — Hat das Darlehenstapital den Zweck ber 
Erweiterung und Erhöhung der perfönlihen Gewerbsthätigkeit, fo bilvet dieſe 
gewiffermaßen pas Pfandobjekt des Gläubigers (mie das reale Gewerbsrecht that- 
ſächlich ein folhes bilden kann), und es muß bier vie Analogie ver auf Grund⸗ 
vermögen binausgellehenen Kapitalien Pla greifen. - 

Aus dieſen PBrämiffen können wir mit allem Fuge die Steuerpflichtigfeit des 
Kapitalrentenbefigers ableiten. Diefe Stantsabgabe hat aber auch noch eine weitere, 
moraliihe Berechtigung, weil die Beſteuerung des arbeitslofen Gewinnes 
überhaupt und insbeſondere vom Standpunkte der Volkswirthſchaft aus die meiften 
Gründe für fi) hat. Gerade der hieher bezügliche Einwand, daß die Rentenfteuer - 
den Kapitaliften veranlafien Lönnte, feine Kapitalien zurüdzuziehen und fle für 
den eigenen Oekonomie⸗ oder Gewerbebetrieb anzuwenden, würde nyr eine na⸗ 
tionalbtkonomiſch vortheilhafte Wirkung dieſer Steuer fein, weil fie bie Entfaltung 
einer bisher brachgelegenen Thätigfeit hervorrief und damit zur wirfliden Ber- 
mehrung des Nationaleinfommens beitrug. Was die Yinanzwirtbichaft damit an 
Rentenftener verlöre, gewänne fie an Grund⸗, Gewerbe: over Einkommenſteuer in 
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vermehrter Weife wieder. Daß aber auf folde Weife ver Kapitalnachfrage nicht 
jener nachtheilige Abbruch gefhähe, ven man als. eine Konjequenz der Kapital- 
rentenfteuer befürchtete, hat ſich nicht nur thatſächlich beftätigt, ſondern wird auch 
jevem leicht erflärlich fein, dem das Uebergewicht ver rein volkswirthſchaftlichen 
Faktoren gegenüber dem Einflufie ver Steuer auf vie Einzelwirthſchaft nur halb⸗ 
wegs verftänblid ift. 

Nah dieſem Maßſtabe beurtbeilt fih auch vie Beſorgniß, es könnte die 
Kapitalrentenftener zur Folge haben, daß vie Kapitalien außer Landes geben, 
und daß fomit dem Nationaleintonımen ein Berluft zuwüchſe, ver gleich wäre ber 
nicht unbeveutenden Differenz zwiſchen ber Zinsrente und ver nach wirthichaft- 
lichen Principien höheren Fruchtbarkeit des Kapitals in den Händen bes Schuld⸗ 
nerd. Auch diefe Nachtheile werben fi nicht ergeben, wie fie fi bisher auch 
faktifch nicht erprobten. Die erhöhte Sicherheit, welche dem Kapitaliften die Dar- 
leihe inner Landes fchon deßhalb gewährt, weil vie Zahlungsfähigkeit „und ver 
Zahlungswille feines Schulpners feiner Beadhtung und Kenntnißnahme näher ge- 
rüdt find, gegenüber den mit ber Ausleihe außer Landes verbundenen Untoften 
und Weitwenvigfeiten, macht vie Vortheile ver erfteren bei weitem überwiegend. 

Den Einwand envlih, daß dieſe Steuergattung nachtheilig auf ven Zinsfuß 
wirken möchte, wird jeve vernünftige Befteuerungspolitif felbft dadurch befeitigen, 
daß fle mit der Steuerguote nicht zu hoch greift. Das bat auch bisher jede ber- 
artige Steuergefeßgebung gethan; fo erhebt Württemberg nach dem Gefege vom 
Jahr 1849 nur 1/, Proc., Baden 1/,, Proc., Sachſen nad einer progreffiven 
Stala 2/, bis 12/, Broc., Bayern nah dem Geſetze vom 31. Mai 1856 nur 
3 Broc. in der höchſten Klafie von der Rente über 2000 fl., fo daß alſo — 
bie Rente nah 5 Proc. gerechnet — in Folge dieſes höchſten Steuerjages ledig⸗ 
lich ein Herabfinten des Zinsfußes auf 417/,, Proc. (von 5 fl. auf 4 fl. 51 k.) 
ftattfinden könnte. Bon welch’ unmwejentliher Bedeutung dieſe Differenz gegenüber 
den übrigen kursbedingenden Momenten ift, bedarf wohl kaum eines Nachweifes. 
Ueberdies beurtheilt ſich die Zrefflichkeit eines Steuerfuftems nur unter Anwen⸗ 
dung eines möglihft ausgenehnten Maßſtabes, umb ber gefürchtete Nachtheil wirb 
auch damit gehoben erfcheinen, daß ver Staat, wohin der Abfluß ver Kapitalien 
ſich wenden könnte, gleihfalls die Kapitalrente beftenert. 

Wir haben noch einige weniger wefentliche Punkte zu berühren. Daß ber 
Kapitalventenbefiger neben der Zinsfteuer aud die indirekte Auflage, bie Kon- 
fumtionsfteuer, zu tragen hat, und demnach doch doppelt belaftet ift, ift wohl 
nicht in Abrede zu ftellen. Aber abgefehen davon, daß die Kapitalrentenfteuer diefe 
Konkurrenz mit allen übrigen direkten Steuergattungen fi gefallen laſſen 
muß, jo Haben wir insbefondere ven bereits vorgebradhten Grundſatz, daß bie 
Syſteme der direkten und indirekten Befteuerung in feiner Relation ftehen können, 
entſchieden zu betonen. Die invirefte Auflage haftet geradezu an ver Sade, fie 
trifft diefe ohne irgend welche Rüdfiht auf vie Perfon des Konfumenten, und fo 
kann denn auch nach diefer Richtung von keiner boppelten Inanfpruchnahme ber 
perſönlichen Steuerpflicht vie Rebe fein. 

Was insbefondere die Frage betrifft, ob der Staat feine eigenen Gläu- 
biger als zolche befteuern dürfe, fo Tiegt micht der entferntefte Grund vor, dieſes 
Verhältniß nach andern Grundſätzen als ven oben aufgeftellten einfachen und natür- 
lihen über Steuerpfliht und Steuermaß zu beurtheilen. Der Titel des Einkom⸗ 
menserwerbes, foweit er nit die Einfommensgattung mobificirt, kann und darf 
der Stenerbehörve in Feiner Beziehung maßgebend fein, Ihr gegenüber ift e8 abfolut 
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gleihgältig, wie der Steuerpflichtige in den Beſitz des rentirlichen Kapitals gelangt 
und wer fein Schulpner over Rentenzahler fei, ob ein Private, eine Sefelfcat, 
eine Stiftung over der Staat felber. Das Verhältniß des Staates als Schuld⸗ 
fontrahent zu feinen Gläubigern iſt privatrechtlicher Natur und fteht mit feiner 
ftantsrechtlihen Befugniß der Steuererhebung nicht in entferntefter Konnerität. 
Aus dem Grunde muß e8 auch völlig inbifferent fein, ob die Staatsobligation, 
deren Rente ven Egenthame perſönlich ſteuerpflichtg macht, auf Namen over 
au porteur lautet, Das einzige weſentliche Erforderniß iſt hier wie bei der Renten⸗ 
fteuer und der Einfommenfteuer überhaupt nur die Landſeßhaftigkeit des Steuer- 
pflitigen. Es beruht demnach lediglich auf einer Billigkeitsrückſicht oder auf dem 
Grundſatze der Reciprocität, wenn ver eine Staat die ihm ſteuerpflichtigen Gläu- 
biger eines andern Staates mit Rüdficht auf die im Auslande etwa alfogleih von 
der Rente felbft in Abzug gebrachte Zinsfteuer nicht wiederholt mit einer ſolchen 
belegt. 

Wir haben in ver vorftehenden Entwicklung bie ftaatsrechtlichen und volls- 
wirthſchaftlichen Gründe erörtert, welche überhaupt für die Beſteuerung der Zins- 
rente fprechen. Es handelt ſich fhließlih nur noch darum, zu entfcheiven, ob dieſe 
Zinsrente als Beitandtheil des Einkommens diefem zuzufchlagen fei und gleichzeitig 
mit diefem der allgemeinen Einfommenfteuer als Objekt tienen, over als feldft- 
ftändige befondere Einkommenſteur — als Kapttalrenten- oder Zing- 
fteuer figuriren fol. Bon fehr entſcheidender Tragweite ift diefe Frage wohl 
faum; dennoch dürften fi Gründe zu Gunften einer befonveren Rentenfteuer 
ausfindig machen laffen. Der Zins tft auf ein beftimmtes, entſchieden mehr Sicher⸗ 
heit gewährenves Kapital fundirt, als das Einkommen aus der perſönlichen Steuer- 
froft, und fteht alfo dem Erträgnig aus dem Grundkapitale im weiteften Sinne 
des Wortes näher als dem rein perfönlichen Eintommen. Infoferne wir die Ein- 
fommenfteuer nur als eine furrogirende gegenüber der fleuerpflichtigen Rente des 
fundirten Vermögens betrachteten, eignet ſich vie Geldkapitalsrente nicht zur Kom⸗ 
putation bei Ermittlung des rein perfünlichen Einkommens. Dagegen qualificirt fie 
fih zu einer höheren Anlage als die Einkommensteuer nicht nur aus dem wirth⸗ 
ſchaftlich nicht zu mißachtenden Grunde, wornad dem arbeitslofen Gewinn im 
Interefje der Entfaltung ver ruhenden Arbeitsfraft die wenigfte Rüdficht zuzu⸗ 
wenden ift, ſondern auch von flaatsrechtlicher Seite, weil — wie bemerft — der 
Staat vem Gläubiger einen befonders forgfältigen und koſtſpieligen Schuß ange- 
deihen läßt. 

Daß die Ermittlung der fteuerbaren Geldkapitalsrente nicht minder fchwierig 
fei als jene des Einkommens überhaupt, läßt ſich nicht in Abrede ftellen. Die 
Steuerbehörde muß daher zu ähnlichen Mitteln greifen, wie bei der allgemeinen 
Eintommenfteuer, wobet ihr vie Hypothekenbücher wenigftens einige Beihilfe ge- 
währen Können. Die Beforgniß, daß durch die Benutung diefer Dokumente wie 
überhaupt durch die ‘Deflaration des baaren Bermögens- und Schulvenftandes 
dem öffentlichen Krevite namentlich der handeltreibenven Bürgerklaſſe ein Nachtheil 
erwüchſe, hat die Praxis fo wenig gerechtfertigt, als fie überhaupt eine wahre 
Berechtigung Hat. Abgefehen von der den Prüfungstommifflonen aufzuerlegenven 
Pflicht ver Amtsverſchwiegenheit, wird die durch bie Steuerregulirung veranlaßte 
Aufklärung über Kreditmißbrauch — wenn fie je vorlommen follte — nur ben 
Schuldigen zu verbientem Schaden bringen, das allgemeine Intereffe aber vor 
größerer Benadhtbeiligung bewahren. 

Was die Anwendung einer wachſenden Steuerftala und die Rothwendig- 
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feit periodenweiſer Nachfatirung betrifft, fo fprechen biefür dieſelben Gränbe, wie 
bei der Einkommenfteuer. 

Vgl. M. Smith, Unterfuhungen x. IV. ©. 290. (Breslau 1796.) 
Helferich, Über die Einführung einer Rapitalfteuer in Baden. Tübingen 1846. 
Rau, 1. eit. I 8. 377 und die bortfelbft aufgeführte Literatur. 

V. Die virelte Beftenerung des Gefammteintommens jedes fteuerpflichtigen 
Untertbans tft ein ftaatswirtbfchaftliches Erperiment, an welches ſich erft die neuere 
Zeit wagte. Bis zur zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts kannte man das⸗ 
jelbe noch nicht, und felbft vie jüngere Vergangenheit bat nur vorübergehenp und 
in Zeiten ver Noth hievon Gebrauch gemacht. 

In England beftund zwar bereits zu den Zeiten Adam Smith eine Art 
Beſoldungsſtener (befondere Einlommenfteuer) mit erhöhter Quote (4 Proc. von 
jeder Amtsbeſoldung, welche 100 Pfund Sterling überftieg) gegenüber ver allge 
meinen Yandtare; aber eine Einkommenſteuer im allgemeinen Sinne wurde erft 
auf den Antrag Pitt’s während der Periode der franzöſiſchen Kriegsläufte erhoben. 
Nah ven Beltimmungen des älteften NRegulativs (incometax von 1798), welches 
nach dem Frieden von Amiens wieder außer Geltung trat, war das Einkommen 
unter 60 Pfund Sterling frei. Höheres Einkommen unterlag einer progreffiven 
Taxe (bis 65 Pf. St.! / 20, bei 200 Bf. St. Yo). Im Jahr 1803 wurde die 
Steuer unter dem Namen property-tax wiever eingeführt, dabei vie mäßige Größe 
von 135 Millionen Pf. St. ale Gefammteinfommen ver Natton zu Grunde ge- 
legt und die Erhebung nah 5 Proc. von jedem Einkommen über 150 Pf. St. 
angeorpnet. Nad ven Anträgen von For und Grenville wurde der Maßſtab in 
progreffiver Skala bis auf 10 Proc. erhöht (60 Pf. St. blieben frei; die höchſte 
Duote traf nur das Einkommen über 200 Pf. St.), und hiernach ſchon im Jahr 
1813 ein Erträgniß der property-tax von 141/, Millionen Pf. St. erzielt. Im 
Jahr 1816 fand fih die Regierung veranlaft, die höchſt unpopuläre Steuer wie- 
der aufzuheben: Als nenerlih die Finanzbilance einen bebeutenden Ausfall erwies, 
beantragte Robert Peel die wiederholte Einführung einer property-tax, weldye 
auch durch Geſetz vom 22. Juni 1842 in Kraft trat. Nah Abzug der Schulb- 
zinfen und unter Freilaſſung eines Einkommens bi8 zu 150 Pf. St. (feit dem 
Sommer 1853 bis zu 100 Pf.) beträgt fie 7 Pence vom Pf. St., und behandelt 
Arbeitslohn, Gewerbeverdienſt und Kapitalrente nach gleihem Maßſtabe. Seit dem 
28. Juni 1853, an weldem bie Grenze der. Steuerfreiheit auf 100 Pf. St. 
herabgefegt wurbe, ift das Einkommen zwiſchen 100 und 150 Pf. lediglich mit 
5 Bence vom Pf. belaftet (etwas mehr ald 2 Proc.). Die Engländer jelbft bezeichnen 
ihr Syitem der Einkommensbefteuerung als ein indirektes, weil die von öffent- 
lihen Kaflen, Atiengefellihaften 2c. gezahlten Zinfen und Dividenden fofort wit 
dem gefeglihen Abzuge belegt werben, ehe fie in die Hände des Eigenthümers 
übergehen, und weil jever Schuloner ermächtigt und verpflichtet ift, feinem Gläu- 
biger bei den an ihn gezahlten Zinfen vie betreffende Steuer in Anrechnung zu 
bringen, was zur unvermeiblihen Folge bat, daß die Staatsverwaltung einen 
nambaften Theil der bereits erhobenen Steuern wieder reftituiren muß. 

Bol. v. Raumer, Brit. Befteuerungsſyſtem. Ar. Smith, Untef. DB. IV 
©. 328 (Bresian 1796). Kries, Grundzüge d. engl. Ehrl.-St. Zeitſchrift für 
d. g. Staatkwifſenſchaft. X. Jahrg. 2. u. 3. Heft. 

In Frankreich trug ſchon bie ältere taille personelle (Deklaration vom 
11. Auguft 1776) den Charakter einer Einlommenfteuer, indem fie 1 Sous p. livre 
(5 Proc.) anf das Einkommen, auf jenes vom Handwerker⸗Lohnverdieuſt aber nur 
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1/2 Proc. umlegte. Der Nationaltonvent genehmigte fchon am 7. Februar 1793 
die progreffive Steuer der Stabt Paris; eint allgemeine Einführung ver progref- 
fiven Einfommenfteuer fand aber erft nad dem Falle der Sironpiften ftatt, um 
das durch das allgemeine Aufgebot erhöhte Bedürfniß veden zu können. — Die 
gegenwärtige franzöfifche Steuergefeggehung kennt nur noch die Perfonal- und 
Mobiliarftener (imp6t personel et mobilier), welche insbeſondere den breitägigen 
Arbeitslohn ale Maßſtab zur Bemeflung der Steuerguote des Pflihtigen annimmt 
(Gef. vom 26. Mai 1831 und 21. April 1832). Das ältere Grundſteuergeſetz 
vom 3. November 1798 trug noch zum Theile den Charakter eines Einkommen⸗ 
fteuergefeges, da es lediglich auf Grund einer allgemeinen Schägung das Rein: 
eintonmen aus dem Örunpbefig zur Beſteuerung zog. Dieſes Verhältniß hat fich 
aber feit der Einführung eines allgemeinen Katafters (Gef. vom 15. September 
1807) weſentlich geändert. Vgl. €. v. Hod, die Finanzverwaltung Frankreichs. 
Stuttgart und Augsburg 1857. 

In Deutfhland, namentlich in ven ſüddeutſchen Territorien, kannte man 
vorbem blos eine Vermögensfteuer. Das Geſammteigenthum des Steuerpflichtigen 
an Liegenfchaft, Mobilien, Vieh, Fahrniß, Kapttalten, Gewerbsenrichtungen ꝛc. 
wurde nad eidlicher Einbekennung in die Cinlagsregifter und Schagungsrollen 
aufgenommen, und biernady im Kapitalanfchlage mit Schagung belegt. Diefe auf 
eivlihe Deklaration bafirte Vermögensfteuer führte hiernach auch häufig den Na- 
men Einfteuer!). Dagegen ruhte in ven nörblichen und norböftlichen Gebietstheilen 
Deutſchlands, wie in Holftein, Brandenburg, Böhmen ꝛc. bie Steuerlaft nad 
phyſiokratiſchem Principe beinahe ausſchließend auf dem bäuerlichen Beſitze und 
der Bodenrente. Die Verlegung des Principes einer gerechten, ver Tragkraft des 
pfligtigen Unterthanen angemeflenen Beftenerung, wie fie in ver Belaftung des 
Bermögens ohne Rüdficht auf deſſen Rentirlichkeit lag, war jedoch ſchon frühzeitig 
anerlannt. Bereits im 16. Jahrhunderte fuchte man dem Mißftande, wie er in 
der Steuerumlage der Schagungsrollen lag, dadurch entgegenzuwirken, baß man 
mannigfach den Gemeinden geftattete, ihre Gefammtfteuer im Ganzen abzutragen und 
nach eigenem Ermeflen unter ihre Gemeinvemitgliever zu repartiren. Diefer Be- 
ſteuerungsmodus, ver Ahnlih noch jest In Frankreich beftcht, bat fi auch in 
Deutihland bie und da erhalten. 

Als aber im Berlaufe der Zeit der Staatshaushalt verwidelter ward, und 
insbefonvere durch die ftehenden Heere der Wusgabenetat allenthalben eine bebeut- 
fame Höherung erfuhr, trat die entichienene Nothwendigkeit zu Tage, die allge- 
meine ftaatsrechtliche Pflicht, zu ven Laſten des gemeinen Weſens beizutragen, 
nach Maßgabe ver richtig berechneten Steuerfraft des pilichtigen Bürgers zu re- 
guliren. Dan faßte bei allen Gattungen ver Auflagen das Erträgniß des fteuer- 
baren Objektes ins Auge, und fah ſich endlich veranlaßt, da wo ein andermeites 
derartiges Objekt als bie Arbeitskraft des Pflichtigen fehlte, feine Steuerfähigfeit 
nach dem allein richtigen Maße feines Arbeitöpropuftes zu beurtheilen. Die Ein- 
tommenftener nad ihren verſchiedenen Gattungen als allgemeine und beſondere, 


1) Die Bürger zu Bien zahlten 1462 drei Diennige Eidfteuer von jedem Pfunde ermögen. 
Die Reihöftadt Nürnberg hatte dafür den Ausdrud: Loſung. In Sachſen führte fie die Be⸗ 
zeihnung Schock- oder Schimmelfteuer. Nach älteren Steuermandaten wurden z. B. im 
Koburgiichen vom 100 je vier Prennige (1589, im Bambergiſchen je der fünfzehnte Prennig 
(1402: erhoben. In den meiften Kantonen der She (Zürich, Schaffhaufen, Glarus, St. Gallen 
u. f. w.) bat die Dermögensfteuer noch gegenwärtig Geltung. 


- 


360 Einwanderung. 


und nad mancherlei Kämpfen namentlih auch die SKapitalrentenftener fanden 
Eingang. Das ältefte Erwerbfteuergefeß ift wohl das badifche Patent vom 31. Auguft 
1805, welches aber 1813 bereitö wieder aufgehoben wurbe. Das ältere Rapital- 
fteuergefeg deſſelben Landes (vom 19. April 1815) warb im Jahre feiner Ent- 
ftehung wieder befettigt, bis enblih nad mannigfachen Anregungen auf ven Land⸗ 
tagen_von 1820 bis 1843 und troß des energifchen Widerſtandes der Finanz⸗ 
männer ein neues unterm 4. Juli 1848 feine Sanktion erhielt. — Lübeck ema- 
nirte bereits unterm 2. April 1817 ein Einkommenfteuergefeg mit fteigender Quote, 
Württemberg am 22. Juni 1820 und Weimar am 29. April 1821 ein fol- 
ches, und unterm 24. Juni 1840 aud ein gefonbertes Kapitalrentenftenergefeb. 
Die ſächſiſche Einkommenfteuer (Gef. vom 12. Auguft 1848) ftatuirt an ber 
Stelle der progreffiven Steuerquote ein Procentenmaß der Einkommengröße, und 
erhebt die Abgabe aus 7/,, des Arbeiter- und gewerblichen Einkommens, aus 8/0 
der firen Befoldungen, aus 9/4, der Grunbrenten und aus dem vollen Betrage 
ver Kapitalzinfen. Defterreich (Gef. vom 29. Oftober 1849) belegt Renten- und 
Gewerbeverbienft mit 5 Proc. Steuer, Beloldungen von 600 — 1000 fl. mit 1 
Proc., bis 2000 fl. mit 2 Proc. Die bayerifhen Einkommen - und Kapftal- 
rentenftenergejee haben mehrere Phajen erlebt, und das neuefte — mit mannig- 
fach geänverten Grundſätzen — erſchien unterm 31. Mai 1856. Die ergänzende 
Natur des bayerifhen Einfommenftenergefeges wurbe bereits beſprochen. Das ge- 
fonverte Kapitalrentenftenergefeg Hulbigt wie jenes dem Grundſatze einer mäßigen 
Progreffton im Steuermaße und einer höheren Belaflung der Zinsrente als des 
fonftigen Einkommens. — 

Zur Gefchichte und Statiftil der Einfommenbeftenerung vgl. 8. H. Yang, 
hiſtoriſche Entwicklung der deutſchen Steuerverfafiung. Berlin 1793. C. ©. Brä- 
torius, Verſuch über pas Beſteuerungsweſen. a geberg 1802. Eichhorn, 
deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte I. 171. Fr. A. v. %, das engliſche Ein- 
fommenfteuergejeg vom 22. Juli 1842, aus dem Originaltert überfegt, mit einer 
Sammlung ver feit dem Jahre 1848 in den deutſchen Bundesſtaaten erfchienenen 
Einfommenfteuergefeße. Münden 1853. Dann die in Rau’s Grundſätzen ber 
Finanzwiſſenſchaft in dieſer und in allgemeiner Beziehung angeführte reiche Li- 
teratur. 6. Bentig. 


Einwanderung. 


Die Einwanderung ift das Korrelat und unter normalen Zuſtänden regel- 
mäßig auch das Korrektiv der Auswanderung, fo daß fie den Ausfall ber 
legteren wieder dedt. Sowie es inveflen Gründe giebt, aus welchen die Aus- 
wanderung in einer unverhältnifmäßig großen Ausdehnung vorlommen kann 1), 
fo mag in andern Fällen die Einwanderung überwiegen, wie biejes in Bezug auf 
folde Staaten, welche noch freien Raum für ven Anbau von Grund und Boden 
ewähren unb fich noch in den Anfängen ver politiihen Entwicklung befinden, bie 
atur der Dinge mit fi bringt. Die Rechtsfragen nun, weldhe bei der Einwan- 
Dun vorzugsweiſe in Betracht kommen, follen ven Gegenftand viefes Artikels 
bilden. 


Der Einwanderer hat die Abſicht, Unterthan des Staates zu werden, in 


1) S. den Artikel „Auswanderung“ in Bd. I, beſonders S. 590 ff. 
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deſſen Gebiet er einwanbert; er gebenft nicht blos, einen längeren ober kürzeren 
Aufenthalt als Fremder dort zu nehmen und fi die Rückkehr nach feinem Bater- 
lande und die rechtliche Stellung zu bemfelben vorzubehalten 2, Die gefegliche 
Regelung der Einwanberung hat daher mit andern Worten vie materiellen und 
formellen Beringungen feftzuftellen, vie erfüllt werben müflen, um bie Unter: 
tbaneneigenfchaft over das Indigenat in einem bisher fremden Stacte zu 
erwerben. Dabei ftellt fih nun ein wefentlicher Unterſchied ver Einwanberung 
gegenüber ver Auswanderung heraus. Während wir es als eine natürliche Befug- 
niß der Unterthanen erklärt haben, nad) Erfüllung ver geſetzlichen Obliegenheiten 
gegen ihr bisherige Baterland auszumwandern, Tann man im Allgemeinen nicht 
von einem Rechte der Einwanderung fprehen, das man als Fremder allen 
Staaten gegenüber hätte. Nur bie Forberung läßt fih erheben und rechtfertigen, 
daß der Menſch von jenem Staate als Rechtsfubjelt anerlannt und geachtet werbe, 
auch wenn er ein Fremder ift; nicht aber die, daß der Staat Jeden ber e8 be- 
gehrt, als Unterthan betrachte und aufnehme. Derfelbe muß fih in dieſer Be- 
ziehung .feine freie Zuftimmung, alfo aud fein Recht der Zurückweiſung, vorbe- 
halten. Nur bei Stantenverbindungen — im Bundesſtaate insbeſondere — erfcheint 
e8 als eine Folge der Zufammengehörigkeit der verbündeten Staaten und ihrer 
politifhen Einheit, daß man ven Unterthanen ver Einzelftnaten das Recht ber 
Ueberfieblung von einem Bunbeslande in das andere gewährleiftet. Einen Beleg 
hiefür liefert die ſchweizeriſche Bundesverfaſſung von 1848, welche in ihrem Ar- 
titel 41 Folgendes verfügt: „Der Bund gewährleiftet allen Schwelzern, welde 
einer der chriſtlichen Konfeffionen angehören, das Recht der freien Nieberlaflung *) 
im ganzen Umfange der Eidgenofienfchaft”, worauf dann bie Beringungen folgen, 
von deren Vorhandenſein dieſes Recht abhängig gemacht wird, Aehnlichen Inhalte 
ift die Konftitution der vereinigten Staaten von Norbamerifa, deren Artikel IV. 
$. 2elautet: „Die Bürger eines jeden Staates find zu allen Privilegien und 
Immumnitäten der Bürger der übrigen Staaten berechtigt"; worin das Recht der 
Niederlafjung in den Übrigen Bundesſtaaten von felbft inbegriffen tft. In Deutſch⸗ 
land fehlt e8 an einer berartigen bundesrechtlichen Beftimmung. Die Angehörigen 
des einen veutichen Bundesſtaates werben in dieſem Punkte von ven übrigen 
Bundesſtaaten als völlig tsrembe. behandelt. Erſt die Zollvereinsverträge fuchten 
dieſe Lücke in etwas auszufüllen, indem fie wenigſtens die Zuläffigkeit zum Han⸗ 
dels⸗ und Gewerböbetrieb gegenfeitig von gleihen Beringungen abhängig machen, 
fo daß der Angehörige eines Staates in dieſer Beziehung in allen übrigen 
Bereinsftanten ebenſo behandelt werden fol, wie die eigenen Unterthanen 3). 

Der Standpunkt des Staates iſt bei der Einwanberung ber liberwiegenbe; 
feinem freien Ermeſſen ift es anheimgegeben, die Beringungen auszuſprechen, 
unter welchen er Fremden das Bürgerrecht zugeftehen will. Nur völkerrechtliche 
Rüdfihten legen ihm vabei gewiſſe Beſchränkungen auf. So würde es einem 
Stante, der das Völkerrecht anerkennt und im ftändigen Verkehr mit ven übrigen 


9 S. über dieſes Verhältniß den Artikel „Fremde.“ 

*) Anm. d. Red. Das fchweizeriiche Staatsrecht unterfcheldet übrigens noch von dem 
Niederlaffungsrecht das Bürgerrecht. Die Niedergelaffenen haben gleich den Bürgern „freie Ge⸗ 
werbsausübung und das Recht der Erwerbung und Beräußerung von Liegenſchaften“, aber ſowohl 
der Armenverband als die politifchen Rechte find in den meiften Stantonen vorzugsweife an bie 
Dorbedin bed Bürgerrechte gebunden. 

3) Vergl. noch die Artitel „Deutfches Bürgerrecht” und „Zollverein“. 
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Stasten fieht, wohl mit Recht als eine Verlegung ver gebührennen Achtung an- 
gerechnet werben, wollte er alle und jeve Einwanderung gerabezu verbieten. Ebenfo 
würde es nicht ohne Wolgen bleiben, wenn ein Staat’ die Einwanderer aus frem- 
den Staaten in verfdhievener Art behandelte, von den einen läftigere Bedingungen 
forberte, ald von ben anderen; vie betheiltgten Staaten koͤnnten nämlich jevenfalls : 
von rem Retorfionsrechte gegen die aus dem betreffenden Staate kommenden 
Einwanderer Gebrauh mahen. — Weitergehende Beſchränkungen ver freien Dis- 
poſitionsbefugniß des Staates in dieſem Punkte können in dem Konfdderationsver- 
hältniffe begrändet fein, indem vie Gentralgewalt die Sache mit Ausſchluß ver 
Einzelftasten zu ordnen verfaffungsmäßig berechtigt iſt, wie dieſes namentlich in 
ber norbamerlfanifchen Union ver Fall iſt. Nach Artikel I. $. 8 ver Konftitution ift 
nur der Kongreß für befugt erklärt, „gleichförmige Regeln vorzufchreiben, nad) 
welchen Fremde naturalifirt werben.” Die Einzelftanten erfcheinen hiernach lediglich 
als die Vollzieher der vom Kongreſſe erlafienen Vorfchriften, vie fie weder abzu- 
ändern noch aufzuheben das Net haben. Die Konftitution bat indeſſen das In- 
terefie der Einzelftanten gegen ven möglichen Mißbrauch dieſer Gewalt des Kon- 
grefied dadurd gewahrt, daß fie biefem das Recht, die Einwanderung vor dem 
Jahre 1808 zu verbieten, ausdrücklich entzieht (Art. 1. 8. 9) — Die Schweizer 
Bundesverfaffung überläßt die Verfügung in Bezug auf bie Einwanderung den 
einzelnen Kantonen, nur mit ber Beſchränkung, „daß fein Kanton Ausländern 
das Bürgerrecht ertbeilen darf, wenn fie nicht aus dem früheren Staatsverbanve 
entlaflen werben (Art. 43)", 4) Vollkommen freie Hand läßt pas deutfhe Bun- 
besrecht den Einzelftanten; für fie macht e8 in der Regel dabei keinen Unterfchied, 
ob der Einwanderer bisher Unterthan eines deutſchen ober außerdeutſchen Staates 
wer. Nur die Eine Mopififatton ift im Bundesrechte gelegen, daß die Bundes- 
ſtaaten ſich gegenfeitig verbinplich gemacht haben, keine in ihrem Baterlande noch 
militärpflichtigen Individuen als Unterthanen aufzunehmen. *) 

Wollen wir uns nun — mas wohl hauptſächlich die Aufgabe des Staats- 
wörterbuh8 in unferer Materie zu bilden hat — einen Ueberbid über vie ver: 
ſchiedenen Syſteme, welche von ven europälfchen Gefeßgebungen in der Einwan⸗ 
berangöfrage befolgt werben, zu verfchaffen fuchen, fo verdient vor Allem 

1) das englifche Recht als eigenthümlich hervorgehoben zu werben. Daf- 
felbe rechnet nämlich zu den natürlichegebornen Unterthanen von England nicht 
bios die Kinder von Englänvern, gleihuiel wo fie geboren find, fondern auch die 
Kinder von Fremden, wenn ſie innerhalb des englifchen Gebietes unter der Herr- 
ſchaft der englifhen Krone geboren find, alfo insbeſondere auch ſolche, die anf 
engliihen Schiffen oder in ver Wohnung eines englifchen Gefandten im Auslande 
geboren find. 6) 

Außerdem kennt übrigens das englifhe Recht auch eine Naturalifation von 
Fremden, über deren Grtheilung ein Geſetz vom Jahre 1844 folgende Beſtim⸗ 
mungen enthält. Um bie Naturalifattion nachſuchen zu können, muß der Fremde 

a) ſich fünf Jahre ununterbrochen in England aufgehalten haben, 


%, Daß dus freie en nperecht der Angehörigen der übrigen Kantone nicht verlegt 
werben dürfe, verfteht fih von ſelbſt. 
6 S. die allgemeine KartellsRonvention unter den deutfchen Bumbesflanten vom 10 Febr. 
1831 und 17. Mai 1832 bei G. von Meyer, Staatsakten, Bd. 11. 378 
6) Die Konfequenz, daß dann Kinder von Engländern, die im —8 geboren erden, 
als Fremde zu behandeln feien, war im älteren Rechte wirklich anerkannt. 
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b) ein Gewerbe treiben, an der Spitze eines Geſchäftes ſtehen, ober ein un⸗ 
abhängiges Vermögen befigen, und 

e) durch das eidliche Zeugniß von vier Hausbefigern erhärten, daß er einen 
guten und fittlichen Lebenswandel führe und ein rechtfchaffener Dann fet. 

Wenn das Gefuh, das an den Stantöfelretär des Innern zu richten ift, 
mit den Nachweifen Aber dad Borhanvenfein viefer Vorbedingungen belegt tft, fo 
fommt es dem genannten Staatsfelretär zu, eine Urkunde ansfertigen zu laflen, 
durch welche der Bittfteller zum naturalifirten englifchen Unterthan für ven Ball 
erflärt wird, daß er innerhalb einer Frift von 60 Tagen bie fragliche Urkunde 
dem Gertchtöhofe des Lord Kanzlers (Court of Chancery) zur Einregiftrirung 
vorlegen und vor eben biefem Gerichtähofe ven Unterthanenei leiſten würde. Wird 
diefen beiden Bebingungen innerhalb befagter Frift Genüge geleiftet, jo fol dies 
ber Gerichtöhof dem Impetranten mit dem Beiſatze bezeugen, daß er von num an 
in den Genuß aller Rechte eines naturalifirten engliichen Staatsbürgers eingetreten 
fei. Unter viefen Rechten ift inveflen bie Fähigkeit, in dem geheimen Rathe bes 
Königs oder im Parlamente zu figen, noch nicht begriffen; fie könnte nur durch 
eine Parlamentsalte zugeflanden werden. | 

2) Eine diefer neueren englifhen Geſetzgebung ähnliche Regel über Natura- 
liſativn beſtand fchon ſeit 1802 in Nordamerika. Wer ins Bürgerrecht ber 
vereinigten Staaten aufgenommen werben will, hat dem Gerichte, bei welchem er 
bie Aufnahme nachſucht, ven Nachweis zu Liefern, daß er ſich wenigftens 5 Jahre in 
den vereinigten Staaten und wenigitens ein Jahr in vem Staate oder Territorium, in 
dem das Gericht fich befindet, aufgehalten und fich während dieſer Zeit als ein Mann 
von gutem moralifchen Charakter, von Anhänglichleit gegen die Verfaſſung ver ver- 
einigten Staaten und als Freund ber guten Orbnung betragen haben. Den Beweis 
der Dauer des Aufenthalts kann er nicht durch Eid, ſondern nur burd eine von 
einem court of record auögeftellte Urkunde liefern. Um dieſe zu erhalten, muß er 
fi) 3 Jahre vor feiner Aufnahme bei einem court of record melden und bier eidlich 
oder an Eidesſtatt erklären, daß er bona fide Bürger der vereinigten Staaten 
werben wolle und für immer jeve Abhängigkeit und Treue gegen jeden fremben 
Staat oder Fürften aufgebe. — Bei der Aufnahme felbft bat er dem Gerichte 
eivlih oder an Eivesftatt zu verfihern, daß er die Bunvesverfaffung der vereinig⸗ 
ten Staaten nad) feinen beften Kräften befhügen wolle, und daß er fortan jebe 
Abhängigkeit und Treue gegen einen fremden Staat oder Fürften abſchwöre. — 
Durch die auf Grund diefer Bedingungen gewährte Aufnahme tritt der aufgenom⸗ 
mene Bürger in alle Privat- und äffentlihen Rechte eines ſolchen ein, nur mit 
Ausnahme jener politiſchen Befugniſſe, deren Ausäbung vie Verfaſſung von einer 
gewillen Dauer des Bürgerrechts abhängig macht. So Tann er nad feiner Re 
ception vor Ablauf von 7 Jahren nicht ins Haus ber Repräfentanten, vor 9 
Jahren nit zum Senator erwählt werben und ift zubem nicht fähig, zum Prü- 
fiventen oder Vicepräflventen ber vereinigten Stanten ernannt zu werben.) - 

3) Die franzöfifhe Geſetzgebung gefteht zuvörderſt in theilweiſer 
Nachbildung des engliihen Rechts den in Franfreich geborenen Kinvern von Aus⸗ 
ländern das Recht zu, die Eigenfchaft von Franzoſen zu erwerben. Die Bedingung, 
von welcher die Erwerbung abhängig gemacht ift, befteht varin, daß die betreffende 
Perfon, wenn fie fih in Frankreich aufhält, innerhalb des erften Jahres ihrer 


7, In Brafilien und den ka Plata Staaten beträgt die Raturalifationsfrift 2 Jahre. 
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Großjährigleit vie Erklärung abgiebt, daß fle die Abſicht hege, ihren feſten Wohn- 
fig in Franfreih zu nehmen, oder wenn fle im Auslande ihren Aufenthalt bat, 
baß fie ſich anheiſchig mache, dies zu thun, und daß fie innerhalb Jahresfrift 
ihren Wohnſitz wirklich dort auffchlage, (Code civ. Art. 9). — Außerdem Tennt 
das franzöfiiche Recht eine Habilitation des Fremden zum Genuffe ver Eivilrechte 
eines Franzoſen; fie iſt Jedem zugeftanden, ver mit Erlaubniß des Kaiſers dort 
feinen Wohnfig nimmt (Code civ. Art. 13). In Verbindung damit ftebt im neueren 
franzöfifchen Rechte die eigentlihe Naturalifation, wie fie durch Geſetz vom 
3. December 1849 geregelt if. Wer fie nachſuchen will, bat ven Nachweis zu 
liefern, daß er von ber Zeit an, wo er die Erlaubniß erhielt, fein Domicil in 
Frankreich zu begründen, 10 Jahre lang 8) ohne Unterbrehung ſich daſelbſt auf- 
gehalten habe. Das Geſuch iſt an den Minifter ver Juſtiz zu richten umb wird 
vom Kaiſer nach erholtem Gutachten des Staatsrathes befchienen. Dem auf viefe 
Weiſe naturaliftrten Fremden mangelt inveffen noch die Wählbarteit zum gefet- 
gebenden Körper; dieſe kann ihm nur durch ein Geſetz verliehen werben. — Die 
vor der Naturglifation geboren Kinder bleiben Fremde, wenn fie nicht ausdrück⸗ 
ih mit naturalifiet find. Ein neueres Gefeg (vom 7. Februar 1851) bat jedoch 
die Beftimmung des Art. 9 des Code auf fie anwendbar erklärt. 

4) Diefelben Borfchriften gelten im Wefentlihen aud in Belgien; vie Ber- 

faflung vom 25. Februar 1831 beftimmt im Art. 5 ausprädlih: „Das Staats- 
bürgerrecht wird durch die gefeßgebende Gewalt verliehen, und nur die grande 
naturalisation macht den Fremden für bie Ausübung ver politiichen Rechte dem 
Belgier gleich.” Die Frift, welche ver Naturalifation vorauszugehen hat, beträgt 
bier nur 5 Jahre, 4 

5) Die Eigenfchaft eines Schweizers kommt demjenigen zu, welder das 
Bürgerrecht irgend eines der einzelnen Kantone befigt. Die Ertheilung veffelben 
an einen Ausländer gehört, abgejehen von ver oben ſchon berührten Auflage der 
Bunbesverfaffung, zu den vorbehaltenen Rechten. ver Kantone. Dieje ihrerſeits 
machen das Kantonsbürgerreht von dem Befige des Gemeindebürgerrechts ab- 
bängig. Die Geburt innerhalb einer Gemeinde, fowte der länger fortgeſetzte Anf- 
enthalt in einer ſolchen haben bier für die Erlangung des Bürgerrechts feine Be- 
deutung. 

6) Die deutſchen Geſetzgebungen ſtimmen bezüglich der Art und 
Weiſe, wie ein Fremder das Landesbürgerrecht (Indigenat) erwerben könne, nicht 
überein. Wir müſſen daher, um beſtimmte und klare Grundſätze aufſtellen zu 
können, die wichtigeren Partikularrechte geſondert aufführen. 

a) Nach öſterreichiſchem Recht erwerben Fremde die Staatsbürgerſchaft in 
Oeſterreich einmal durch den Eintritt in einen öffentlichen Dienſt, dann durch An— 
tretung eines Gewerbes, deſſen Betreibung bie orbentliche Anfäffigteit im Lande 
nothwendig madt, und durch einen im Lande vollendeten zehnjährigen ununter- 
brochenen Wohnftt, jedoch unter der Beringung, daß ber Fremde diefe Zeit hin⸗ 
durch fi) wegen eines Verbrechens feine Strafe zugezogen habe. — Neben biefen 
an gewiſſe Thatſachen von felbft ſich knüpfenden Erwerbsgründen des Staats- 
bürgerrechtS giebt es noch eine zweite Erwerbsart, die auf der Verleihung ver politi- 
ichen Behörden beruht. Man kann die Einbürgerung bei den genannten Behörden 


3) Diefe Frift ft auf Ein Jahr verkürzt zu Gunften folcher Fremden, weiche Frankreich wid 
tige Dienfte geleiftet, oder ihm befondere Talente, Erfindungen ° f. w. —8 — haben. 
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nachſuchen, und dieſe fönnen fie eriheilen oder abichlagen, je nachdem ihnen bas 
Bermögen, die Erwerbsfähigkeit und das fittliche Betragen bes Gefuchftellers für - 
bie Gewährung zu ſprechen fcheinen, oder nicht. — Durch die bloße Inhabung 
ober zeitliche Benügung eines Landgutes, Haufes oder Grunpftüds, durch die An⸗ 
legung eines Handels, einer Fabrik oder bie Theilnahme an einem von beiben, 
ohne perſönliche Anſäſſigkeit in einem ver öfterreichiichen Kronländer, wird bie 
Staatsbürgerſchaft nicht erworben. 9 

b) Für Preußen hat ein neneres Geſetz (vom 31. December 1842) ge- 
nauere Verfügungen über die Erlangnng der Eigenſchaft eines Preußen getroffen. 
Auch bier gilt die Berufung und Anftellung eines Ausländers in preußifchen 
Staatsdienſt als Naturalifation. Im Uebrigen ift das Recht, zu naturalifiren, ven 
Lanvespolizeibehörden (Regierungen) übertragen. Diefe jollen aber die Eigenfchaft 
von preußifhen Unterthanen nur ſolchen Ausländern verleihen, welde 

a) nad ven Geſetzen ihrer bisherigen Heimat bispofitionsfähig find, 

P) einen unbefcholtenen Lebenswandel geführt haben, und nachweifen, daß fie 

y) an dem Orte, wo fie fidh nieberzulaffen beabfichtigen, eine eigene Wohnung 
oder ein Unterlommen finden, 

ö) an diefem Orte fi und ihre Angehörigen zu ernähren im Stande feten. 

e) Öehört der Einwanderer einem deutſchen Bunbesftante an,“ fo muß kon⸗ 
ftatirt werben, daß er der Militärpflicht gegen fein bisheriges Baterland genügt 
habe oder davon befreit worden fei. 1% Bor ver Ertheilung ver Naturalifation 
ſoll die Gemeinde, in welder fi) ver Fremde nieberzulafien gebentt, über vie 
unter 4, y, 6 aufgezählten Erforverniffe mit ihrer Erklärung gehört werben, und 
—5— erhebliche Einwendungen vorbringt, ſo ſoll die Aufnahme verſagt werden. 
—FUnderſeits darf feine Gemeinde einen Ausländer als Mitglied aufnehmen, 
der nicht zuvor die preußiiche Untertbaneneigenfhaft erworben bat. — Die er- 
theilte Naturalifation erſtreckt fi im Zweifel auch auf die Ehefrau und auf bie 
noch unter väterliher Gewalt ſtehenden minderjährigen Kinder. 11) 

c) Das banerifhe Recht weicht zunädft darin von ben beinen”eben 
bargeftellten deutſchen Rechtsſyſtemen ab, daß es ver Berufung zu einem 
bayeriihen Staatsamt feinen naturalifirenden Effekt einräumt; die Eigenfchaft 
eines Inländers — das Indigenat — ift vielmehr Bedingung, um ein fol- 
ches Amt zu erlangen und befleiven zu können. 12) Um nun aber viefe Eigen- 
[haft zu erwerben, dafür eröffnet dieſes Partikularregt den Ausländern zwei 
Wege; dieſe find: 

«) wenn ſie in das Königreich einwandern, fi) darin anſäſſig machen und bie 
Entlafjung aus dem fremden perfönlichen Unterthansverbande beibringen, Auch hier 
wirb in Nachahmung bes öſterreichiſchen Geſetzbuchs erläuternd hinzugefügt, daß 
der bloße Befig oder die zeitliche Denügung liegender Gründe, vie Anlegung eines 


9 S. das allgem. bürgerl. Geſetzbuch 88. 29, 30 u. 31. Daß die Audländerin, die einen 
Inländer ehelicht, naturalifirt werde, rolgt per arg. a, c. aus $. 32. 

10) Preußen macht hiernach feinen Behörden zur Pflicht, Verfonen, welche in den bemerften 
Verhaͤltniſſen ftehen, nicht aufzunehmen, um etwaigen Reklamationen auf Grund der Kartell⸗ 


"Konvention zuvorzukommen. 


1) S. L. von Rönne, das Staatsrecht der preuß. Monarchie Bd. I. ©. 286 ff. Der 
Aufenthalt oder Wohnfip in Preußen bat feine Wirkung für das Indigenat. Vgl. noch die 
deutſche Vierteljahrafchrift Heft Nr. 55. 

12, Wenn Zöpfl in feinem Staatsreht Bd 11. ©. 254 dad Gegenteil lehrt, fo bat er 
den von ihm citivten F. 5 des EMfts und das Gejeg vom 15. Aug. 1828 völllg mißverflanden. 
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Handels, einer Fabrik oder die Theilnahme an einem von beiden, ohne förmliche 
Nieverlafiung und Anſäſſigmachung vie Indigenatörechte nicht begründe. 

A) Bil oder kann der Fremde auf dieſe Welfe das Inbigenat nicht erwerben, 
fo ftebt ihm frei, ein Geſuch an den König zu richten, ver bie Naturaltfation 
nach erfolgter Vernehmung des Staatsraths durch ein befonderes Dekret ertheilt. 13) 

d) In Württemberg erfolgt die Naturalifation in ver Regel durch eine 
Aufnahmsverfügung ver Regierung, bei rauen des Oberamts (d. i. der Unter- 
behörbe). Sollen die zuftändigen Behörden in ver Lage fein, ein foldhes Geſuch 
gewähren zu können, fo muß ver die Aufnahme fuchende Ausländer nachweiſen, 
daß er von einer beftimmten Gemeinde des Tandes die vorläufige Zufiherung des 
Bürger- und Belfigerrechtes erhalten habe. Diejes Verſprechen zu geben find aber 
die Gemeinden verpflichtet, wenn er außer den einem Eingebomen nothwendigen 
Eigenſchaften zur Zwangsüberſiedlung noch ein um die Hälfte größeres Vermögen 
befitt, und ein Zeugniß beibringt, daß er wieder in feinem früheren Baterlanve 
werde angenommen werben, fall8 bie viefleitige Aufnahme nicht rechtsgültig würde, 
d. i. falls die Staatsbehörden die Aufnahme nicht bewilligten. 14) — Außerdem 
wird auch hier der zu einem Staatöbienft berufene Fremde dadurch Inlänber, jedoch 
nur auf bie Dauer des Dienftes. 

e) Die Abrigen Partikularrechte erkennen als Raturalifationsgründe außer ber 
Verehelichung einer Ausländerin mit einem Einheimiſchen und der Anftellung im 
Staatsdienſte Übereinftimmend an: bie befonvere Aufnahme in den Untertbans= 
verband, vie entweder vom Landesherrn jelbft orer von den höheren Lanvesftellen 
ausgeht. In einzelnen Lanveögefegen wird überdem noch der Erwerbung des Bür- 
ger⸗ over Nachbarrechtes in einer Gemeinde 15), ferner dem länger ununterbsaggen 
fortgefeßten Wohnen im Lante die Wirkung des Inpigenatsermerbes beigelegt; 
doch hat man vie letztere Erwerbsart, auf den privatredtlihen Normen über Er- 
figung von Rechten beruhend, in neuerer Zeit in mehreren Staaten befeitigt, in 
welcher fie bi8 dahin anerfannt war. 16) Bil. 


Eifenbabnen. 


I. Unter ven Erfindungen der neuern Zeit nehmen die Eifenbahnen eine her⸗ 
vorragende Stellung ein, obgleich durch diefelben nicht fowohl neue Kräfte nugbar, 
als vielmehr bereits benutzte Kräfte zur Grreihung eines befondern Zweckes ver- 
wenbbar gemacht wurden. Sie verbanten daher ihre Bedeutung der Wichtigkeit 
des Zweckes dem fie dienen, und der Art und Weife, wie fie dieſen Zweck 
fördern. 

Diefer Zweck ift ver Verkehr, welcher vie Beringung alles gefellfchaftlichen 
und ftaatlihen Lebens bilvet, deſſen Beförverung und Vervollkommnung daher bie 


13) S. die pofitiven Normen in dem Edikte über das Indigenat von 26. Mai 1818 
3 und 4. 


88. 

14 Bol. R. v. Mohl württ. Staatsr. Bd. 1. S. 310. Derſelbe bemerkt, daß die Bei⸗ 
bringung einer Urkunde über die Entlaſſung aus dem frühern lnterthansverbande feine noth— 
wendige Bedingung fei. 

1 Dies gilt z. B. in Sachſen⸗Meiningen (Berf.-Urt. $. 6). 

"16, Die Erwerbung des Indigenats durch zehnjährigen Wohnftp ift 3. B. aufgehoben in 
Bayern feit 1818, in Baden feit dent Gel. vom 17. März 1854; fie beſteht noch außer Defter- 
veich z. B. in Sachſen⸗-Koburg⸗Gotha. 
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Beförderung und Bervolllommung des Geſellſchafts⸗ und Staatslebens iſt. Nicht 
eine befondere Klaſſe von Intereflen, ſondern alle Intereffen, welche die Menfchen 
in der Gefellihaft verfolgen, werben durch die Verkehrsanftalten überhaupt und 
die Eifenbahnen insbefondere gehoben: Aderbau, Gewerbe und Handel, Kunft, 
Wiſſenſchaft, Religion, Familie, Gemeinden und Staat, werden durch fie in ihrer 
Lebensentwidelung unterftägt. Die Art und Welfe, wie die Eiſenbahnen dem Ber- 
kehr dienen, befteht darin, daß fie einen regelmäßigen und fchnellen Transport 
vermitteln und dadurch ſowohl einen regelmäßigen Gütervertaufh als auch eine 
regelmäßige und ununterbrochene Verbindung zwifchen Perfonen möglih machen, 
welche in weit von einander entlegenen Orten wohnen. 

Die Mittel, wodurch die Eifenbahnen diefes Ziel erreihen, find: 1) die Be⸗ 
nugung einer Bahn zur Fortſchaffung, welche ver anzumwenvenden Kraft einen 
möglichft geringen Widerſtand entgegengefegt umd 2) die Anwendung einer Kraft, 
welcher eine beliebige Spannung gegeben werben fan. Die Maffe, die ein Land⸗ 
fuhrwerk fortzufchaffen vermag, wird durch zwei Umſtände bedingt: 1) vie Größe 
der Kraft, welche zum Fortſchaffen angewenvet werden kann und 2) die Größe 
des Widerftandee, welche die Bahn ver Fortfchaffung entgegenftellt. Diefer letztere 
nun hängt ab: a) von der Reibung der Räder auf dem Boden, b) von ber Rei- 
bung der Achſen in ven Naben ver Räder, e) von ver mehr over weniger hori⸗ 
zontalen Lage der Bahn. Die Reibung der Räder auf dem Boden oder der Fort- 
ſchaffungsbahn ift um fo geringer, je fefter und glatter vie Oberfläche derſelben 
ift, und umgefehrt. Auf den Eifenfchienenwegen ift viefe Reibung nur fehr gering. 
Je nach dem Zuflande der Reinlichleit und der größern oder geringern Bolltom- 
menheit der Schienen und Räder ift zur Ueberwindung berfelben bei horizontaler 
Lage der Schienen 1/20, bi8 A/zgo der fortzufchaffenden Laſt erforverlih, v. h. die 
Kraft, welche zum Fortziehen anzuwenden ift, fo weit es ſich dabei um bie Ueber⸗ 
winbung des Widerftandes handelt, melden bie Reibung der Räder auf den Schie- 
nen verurfadht, ift nur der zweihundertfte bis breihunderfte Theil von ver Kraft, 
welche zum Heben ober Tragen jener Laſt erforberlich fein würde. Auf einer gut 
gepflafterten Straße dagegen beträgt die zur Ueberwindung dieſer Reibung anzu⸗ 
wendende Kraft etwa ein Dreißigftel ver fortzufchaffenden Laſt. Was die Rei⸗ 
bung der Achſen in den Naben der Räder betrifft, fo ift diefe von dem Verhält⸗ 
niß abhängig, weldes ver Durchmefler des Rades zum Durchmeſſer der Achſe 
bat. Die Eifenbahnen haben in dieſer Beziehung keine Eigenthümlichkeit. 

Diefe geringe Fortſchaffungskraft, welche der Eifenbahntransport erforbert, 
gift jedoch nur für den Ball ber horizontalen Lage ver Schienen. Jede Erhebung 
derfelben aus dieſer Lage muß von einer entfprechenden Steigerung der Zugkraft 
begleitet fein. Diefe Steigerung ift dem Winkel proportional, welden alsdann bie 
Lage der Schienen mit einer horizontalen Linie bilvet; d. h. um die Laft auf der 
ſchiefen Ebene der Schienen in die Höhe zu ziehen, wird eine Kraft erforvert, 
welche ſich zur Laſt verhält, wie bie Größe der Steigung zur Ränge verfelben. 
If daher z. B. die Steigung wie 1:200, fo ift zur Hebung der Laſt auf dieſe 
Höhe eine ebenfo große Kraft erforderlih, als um die Laſt auf der horizontalen 
Dahn fortzuziehen. ‘Die Vortheile, welche die Fortichaffung anf einem Schienen- 
wege gewährt, verminbern ſich daher in dem Maße, als die Steigungen auf der 
Bahn groß find. Es kommt noch dazu, daß mit ver Größe der Steigung ſich auch 
die Haftbarfeit (Adhäſion) ver Räder auf den Schienen vermindert: und folglich 
die Laft durch ihr eigenes Gewicht zurlidgezogen wird. Die Adhäſion der Räder 
auf den Schienen fteht im Verhaältniß zu dem Drude, welden die auf venfelben 
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ruhende Laft auf ven Schienen ausübt. Man kann daher durch Verſtärkung ver 
Laft der Lokomotive und duch Vorrichtungen, welche diefen Drud vermehren (Die 
Kuppelung der Räder) die Aphäfion fteigern. Ebenfo hat man auch durch eine 
folde Bertheilung der Steigungen, daß fie entweder auf eine vorhergehenpe‘ fal- 
lende Steigung der Bahn folgen oder wenigftens mit horizontalen Lagen berfelben 
abwechſeln, fowie auch durch eine zwedmäßige Vorrichtung an ber Lokomotive, 
die fogenannte Erpanfton, verjelben zur Ueberwindung ver Steigung einen entipre- 
enden Kraftzufhuß zu geben verfudt. 

Alle viefe Hülfsmittel können jedoch die Schwierigkeit nur mindern, nicht 
befeitigen, und vie Bortheile des Eifenbahntransportes find daher nur zu erlangen, 
wo der Bahn eine möglichft horizontale Tage gegeben werden Tann. Es muß 
deswegen, wenn bad Terrain, über welches die Eifenbahn geführt werben foll, 
nit von Natur eine horizontale Lage hat, vemfelben eine folde durch Aufichät- 
tungen, Einſchnitte oder Tunnels fo viel thunlich gegeben werben, obgleich dadurch 
natürlich die Koften der Bahn fi bedeutend erhöhen. Nur ausnabmsweife und 
mit einzelnen Streden in Gebirgsgegenden, wo bie Bortheile biefes Transport: 
mittels auf andere Weife nicht zu erreichen find, läßt fich eine fehr ftarfe Steigung 
ver Bahn rechtfertigen; denn es ift leicht einzufehen, daß, währenn bie Koften ber 
Ebenlegung der Bahn nur einmal gemadt zu werben brauchen, ſich alſo auf bie 
Berzinfung des angelegten Kapitals_bejchränteu, bie Koften, welche die Ueberwin⸗ 
dung einer großen Steigung erforvert, bei jedem Zuge fi} wiederholen und je 
nah dem Betrage dieſer Koften, möglicherweife bald ein viel größeres Kapital 
weggefreffen haben, als vasjenige ift, weldes die Ebenlegung ber Bahn erforvert 
haben würbe. 

Was den zweiten Punkt, die zur Fortſchaffung zu verwendende Kraft, be⸗ 
trifft, fo ift von allen elementaren Kräften ver Dampf viejenige, über welche 
der Menſch eine volllommene Herrfchaft erlangt bat, und welde er dem Be⸗ 
bürfiiffe gemäß vermehren und vermindern kann. Die Benugung des Tuft- 
druckes bei der fogenannten atmosphärtihen Bahn findet fi jegt nur noch auf 
Einer Bahn, ver Bahn von Paris nad St. Germain, behufs ber Erfteigung einer 
bebeutenden Anhöhe vor der letteren Start. Diefe Bahn, deren Länge nur 
2,500 Meter ift, koſtet 6,000,000 Franken. Die VBerfuche, die elektro-magnetifche 
Kraft als Zugkraft auf ven Eifenbahnen anzuwenden, haben noch fein befrie- 
digendes Rejultat ergeben. | 

Die Benutzung der Dampfkraft gewährt für den Transport wefentlid zwei 
Vortheile: einmal nämlih, in größerer Stärke angewendet werden zu können, 
und ſodann, eine größere Geſchwindigkeit des Transportes zu bewirken, als jebe 
andere Kraft, die wir anzumenden vermödten. Die Lokomotiven, welche bei ven 
Güterzügen angewendet werben, haben jett zwiſchen 200 und 350 Pfervefraft, 
und bei ven Perfonenzügen varlirt die Stärke zwifchen 100 und 200. Im Noth⸗ 
falle könnte alfo bei Güterzügen, durch Anwendung von zwei Lokomotiven, die 
Kraft auf 700 Pferdekraft gefteigert werben. Dazu kommt, daß, was man in ber 
Mechanik eine Pfervefraft nennt, beinahe dad Doppelte von dem iſt, wad ein 
Pferd mit Fleifh und Bein zu leiften im Stande wäre, wobei indeſſen nicht ver- 
gefien werden darf, daß fich keineswegs die ganze Kraft ver Lolomstive auf vie 
Räder übertragen läßt, fo daß vie wirkliche Leiftung verfelben hinter der nomi⸗ 
nellen um ein Wefentliches zurückbleibt. Wollte man aber biefelbe Laſt, welche 
durch eine Lokomotive fortgefchafft wernen kann, durch Pferde fortziehen laflen, 
fo müßten die Wagen, ftatt an einander gehängt und auf einmal fortgeichafft 
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werden zu können, in viele Theile zerlegt und jeder Theil beſonders beſpannt 
werden, wozu dann ein viel größeres Perſonal erforderlich ſein würde, als der 
Transport durch die Lokomotive nöthig macht. — Die bei den Guterzügen ange⸗ 
wendeten Lokomotiven fahren mit einer Geſchwindigkeit von 3—31/, Meilen in 
der Stunde, und diejenigen, welche bei den Perfonenzügen in Anwendung kommen, 
erreichen eine Geſchwindigkeit von 8—9 Meilen. Wenn nun audy freilich dieſe ©e- 
ſchwindigkeit in der Wirklichkeit nicht ganz benugt werben kann, indem biefelbe 
durch Anhalten, An- und Abfahren um etwas vermindert wird, fo kann bei Per- 
fonenwagen doch immer noch eine mittlere Geſchwindigkeit von 7 Meilen in ver 
Stunde erreicht werben, während vie berühmten englifhen state-coaches nur 2 
Meilen in ver Stunde zurüdzulegen vermedten. 

Die Anwentung des Dampfes als Zugaft und die große Geſchwindigkeit, 
welche durch viefelbe für die Yortichaffung gewormen wird, bedingt aber freilich, 
daß die Bahn, auf der fi die Wagen bewegen, nicht nur möglichft eben un 
wagerecht, fonvern daß fie auch möglichft gerade fei, daß alſo nicht blos Stei- 
gungen, fonvern daß auch Krümmungen über ein gewilles Maß hinaus vermieden 
werben, damit der Zug nicht durch die Vehemenz feines Ganges aus den Schienen 
gerathe. Langfameres Fahren und Vorrichtungen an ven Rädern machen es zwar 
möglich, Kleinere Bogen zu befahren, als man früher für möglich oder zweckmäßig 
erachtete. Nichtsveftoweniger find flarfe Krümmungen nur ausnahmsweife anwend- 
bar, wo der Legung der Bahn in möglichft gerader Linie unüberfteigliche Hinder⸗ 
niffe im Wege ftehen, oder wo biefelbe übermäßig große Koften erfordern würde. 
Diefelbe Rädfiht auf die Sicherheit erforbert, daß die Benugung der Bahn nad 
einer feften Orbnung erfolge, und bie einzelnen Züge genau in einander greifen. 
Es wird dadurch die einheitliche Leitung des Verkehrs bevingt, allerbingd auch die 
freie Benugung der Bahn, welde auf Kunftftraßen und Kanälen ftattfindet, aus- 
geſchloſſen. Es wird aber dafür jene Regelmäßigkeit und Pünktlichkeit hervorgebracht, 
welche einen fo großen Borzug des Eifenbahntransportes bildet. 

II. Die Bortheile der Negelmäßigkeit und Schnelligkeit des Transportes, 
welchen die Eifenbahnen gewähren, find nicht ohne einen bebeutenden Koften- 
aufwand zu erzielen. Faſſen wir zuerft das zur Herftellung einer Bahn erfor- 
derliche Anlagelapital ins Auge, fo muß baffelbe der Natur der Sache nad in 
den einzelnen Ländern und bei den einzelnen Bahnen fehr verfchienen fein. In 
Großbritannien Toftet die Herftellung einer deutſchen Meile Eifenbahn durchſchnitt⸗ 
lich 1,000,000—1,200,000 Rthlr., in Frantreih 800,000 Rthlr., in Belgien 
etwa 500,000 Rthlr., in Deutfchlann etwas mehr als 400,000 Rthlr., in ven 
vereinigten Staaten von Nordamerika nur 220,000 Rthlr. Bei ver Bahn von 
London nad) Blackwall koſtet vie veutfche Meile Bahn 7,691,200 Rthlr., bei ver 
Bahn von Nürnberg nah Fürth nur 141,700 Rthlr. Diefe Ausgaben fin indeſſen 
in ben verſchiedenen Ländern durchaus nicht für ven nämlihen Gegenftanp gemacht 
worben; denn zwiſchen ven verfchtevenen Bahnen if, was die Art und Weile 
des Baues betrifft, ein fehr großer Unterfchten. Die Herftellungstoften, obwohl 
in den verichienenen Tändern und bei ven verfchienenen Bahnen fehr ungleich, find 
es daher doch keineswegs in dem Maße, als die angeführten Durchſchnittszahlen 
zu beweifen fcheinen. Es mag deßwegen nicht unzwedmäßig fein, vie michtigften 
Umftänve, welde die Größe des Koftenaufmandes bevingen, hervorzuheben. 

Das erſte Element befielben bildet die Ausgabe für die Erwerbung des 
Grundes und Bodens, auf welden bie Bahn gelegt werden fol. Diefe richtet 
ſich im Ganzen nad dem Werthe, welchen Grund und Boden in den verfchiebenen 

Bluntfhli und Brater, Deutfches Staats⸗Wört erbuch. II. 24 
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Ländern haben, aber auch die Art, wie vie Stationen und Bahnhöfe angelegt 
find, ift von großem Einfluß. In Deutichland liegen die Bahnhöfe und Stationen 
in der Regel ver den Städten; in Großbritannien und Nordamerika find fie 
meiftentheils mitten in ven Städten. Es liegt auf der Hand, daß dadurch vie 
Srwerbung des Bodens fehr ungleiche Koften verurfacht. Auch die Koften bes 
Baues felbft werben dadurch modificirt. Bei der Bahn von Manchefter nad) 
Liverpool ift ein Zunnel unter diefer legten Stadt durchgeführt, um in pie Mitte 
berfelben zu gelangen. In andern Stäbten waren zu temjelben Zwecke koſtbare 
Viadukte, welche über den Häufern und Straßen weggeführt find, erforderlich. 

Das zweite Hauptelement der Koften wird durch den für den Unterbau 
der Bahn zu machenden Kapitalaufwand gebildet. Wenn ver Boden eben, ber 
Grund feft, von Flüffen und Bächen wenig durchſchnitten ift, find natürlich vie 
Koften, um eine möglichſt horizontale und gerade Bahnlage barzuftellen, gering. 
If dagegen das Land gebirgig, von Flüffen und Bächen durchkreuzt oder ver 
Boden moorig und unfelt, fo müſſen Stollen durch die Berge geitohen, Aus⸗ 
hnitte und Auffüllungen gemacht, Futtermauern aufgeführt, Brüden gebaut, 
Roſte gelegt und andere Werke ausgeführt werden. Dadurch müſſen ſich die Koften 
natürlich ſehr fteigern. Unzweifelhaft hat man im Laufe der Zeit gelemt, biefe 
Schwierigkeiten mit weniger Koften zu überwinden, ale man dies früher verflaud, 
indem man Mittel erfand, ohne wefentlihe Koftenvermehrung ftärkere Steigungen 
zu überwinden und ohne Verminderung der Sicherheit und Schnelligfeit der Fahrt 
ftärtere Krümmungen zu befahren. Allein dieſe Hälfsmittel haben ihre Grenzen, 
und es wird deßwegen immer bie Natur des Unterbaues ein ſehr wichtiges Ele⸗ 
ment in dem Koftenbetrage der Eifenbahnen ausmachen. 

Das dritte Element, welches die Größe des Koſtenaufwandes bevingt, iſt bie 
Art des Dberbaues. Nah vem in England in diefer Beziehung befolgten Sy⸗ 
ſteme wirb der Bahnkörper mit einer in ber Regel bis zwei Fuß hohen Stein- 
bettung übervedt, vie zum ragen der Bahn beftimmten Schwellen find von 
Eichenholz und wenig zahlreih. Die Schienen find ſehr ſtark und ruhen in foliven 
gußeifernen Stühlen, an benen fie mit Holzleilen befeftigt find. Die Bahnen haben 
in ber Regel voppeltes Geleife. Um eine deutſche Meile Bahn nad dieſem Ste 
fteme herzuftellen, find ungefähr 9800 Ctr. Schienen, 3100 Etr. Stühle, 195 
Etr. Nägel und 600-700 Schwellen erforverlih. Nach diefem koſtſpieligen Sy- 
fteme find auch die meiſten franzöfifchen und belgifchen und viele veutihe Bahnen 
gebaut. In Deutſchland bat man aber bei dem größeren Theile ver Bahnen bie 
Koften des Oberbaues zu vermindern gefucht. Zu diefem Ende ift die Bettung 
geringer (1— 11/2‘), die Schienen, welche einen breiten Fuß haben und nad ihrem 
Erfinder Vignoles- Schienen genannt werben, ruhen nicht in Stühlen, ſondern fin 
unmittelbar auf ven Schwellen durch Hakennägel befeftigt. Die Schwellen jelbft 
find zahlreicher, aber nicht fo ftark und auch oft nicht von Eichen-, fondern von 
Sichten- und Birkenholz. Auf einer Meile Bahn liegen etwa 900-1000 Stüd 
Schwellen. Der Eijenbevarf. ift verhältnigmäßig viel geringer, als bei den eng= 
liſchen, zumal nur ein Theil ver deutſchen Bahnen mit boppeltem Geleiſe ver= 
ſehen tft, und felbft diefes oft nur auf einzelnen Strecken. Es werden, um eine 
deutfhe Meile Bahn mit einfachem Geleife zu belegen, durchſchnittlich 800 bis 
900 Etr. Schienen und nur 275 Etr. Nägel erfordert. Noch wohlfeiler als im 
Deutihland hat man die Bahnen in Nordamerika zu bauen verſucht. Die Bahnen 
dieſes Landes haben nämlich eine fehr ſchwache, oft gar feine Bettung. Die 
Schwellen find ſehr zahlreich, auf viefen ruhen zunächft fogenannte Tangfchwellen, 
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anf welchen dann fehr ſchwache Schienen feflgenngelt find. Der Holzbedarf ift zur 
Herftelung einer ſolchen Bahn fehr groß, aber dieſer Theil des Materinls im 
Amerika leicht zu befchaffen. Der Eiſenbedarf ift verhältnißmäßig fehr gering. 

Ein nicht unwichtiges Element der Koften bilvet ferner der Bau der Bahn- 
böfe und Stationen. Sind dieſe zahlreich, wie bei den meiften Bahnen Englands, 
fo wird dadurch der Koftenbetrag fehr gefteigert. Cs kommt dabei inpeflen viel 
auf die Art der Ausführung an: während man in Großbritannien und noch mehr 
in Nordamerika fi dabei auf das Nothwendige beſchränkte, oft in Bezug auf 
Wartezimmer und dergleichen vielleicht zu fparfam geweſen ift, hat man in andern 
Ländern nicht felten einen unnöthigen Luxusaufwand gemacht und dadurch das 
Einkommen der Bahn, ftatt daflelbe zu vermehren, vermindert. 

Zu dem ftehenden Kapital einer Eifenbahn gehört aber nicht nur vie Bahn 
jelbft mit ven dazu näthigen Gebäuden und Utenfilien, ſondern auch das rollende 
Zeug, d. h. die Lokomotiven, Perfonen- und Güterwagen. Die Summe biefes 
Material& richtet fi nach der Größe des Berkehrs, welchen eine Bahn zu be 
wirten Bat, muß aber eben deßwegen bei ven einzelnen Bahnen ſehr verſchieden 
fein. Für jeve Bahn aber ſteckt in viefen Gegenftänven ein bedeutendes Kapital. 
Eine Lokomotive non ber Größe, von ber fie jegt für die meiften Bahnen gebaut 
werben, koftet 15,000—18,000 Rthlr. Die ſechsrädrigen Perfonenwagen, wie fie 
in Deutſchlaud im Gebrauche find, often je nach der Klaſſe zwilchen 1800 bis 
4000 Rihlr., ein großer achträbriger Güterwagen etwa 1600—1800 Rthlr. 

Was den Betrieb ver Eifendahnen betrifft, jo ift bekannt, daß derſelbe ohne eine 
beveutende Zahl von Beamten und Arbeitern nicht bewirkt werben kann. So waren 
beifpielswelfe bei ven preußiihen Bahnen im Jahre 1854 im Ganzen 13,695 Ber 
amte und etwa 7,800 Arbeiter beichäftigt. Bon den Beamten kamen 806 auf vie 
allgemeine Berwaltung (Direktion, Büreau, Kaffe u. |. w.), 8626 auf die Bahnver- 
waltung (Unterhaltung und Bewachung der Bahn), 4210 auf die Transportver- 
waltung (Rofomotivführung, Heizung, Bebienung der Züge, Erpebition der Gitter 
u. ſ. f). Auf je eine Meile Bahn kommen durchichnittlih 28 Beamte und etwa 
16 Arbeiter. 

. Der Bedarf von fahlihen Gütern für den Betrieb, ald Brennmaterial, 
Eiſen, Del, Billete, Büreaubedürfniſſe u. ſ. w. richtet fi nad der Größe des 
Verlehra, welder auf jener Bahn ſtattfindet. 

Wie zweckmäßig aud immer ver Betrieb einer Eifenbahn eingerichtet fein 
möge, fo ift doch leicht erfichtlich, daß durch denſelben ein ſehr wefentlicher Theil 
der Einnahmen weggefreflen wird, ver aber je nach ver Größe des Betriebes felbft 
ſich verändert. 

III. Um einem fo bebeutenven Kapital, wie e8 der Bau und Betrieb ver 
Eifenbahnen erfordert, Autfprechenden Gewinn zu fihern, muß ein fehr umfaſſender 
Verkehr ftattfinden. Diefer nun kann zum Theil durch die Eifenbahnen felbft here 
vorgerufen werben, wenn fie im Stande find, die Transportloften, im Berhältniß 
zu andern Berkebrsanftalten, zu vermindern, benn im Allgemeinen wächst der 
Verkehr in vem Maße, als die Transportloften fi vermindern. 

—Die Tronsportloften aber zerfallen weſentlich in zwei Theile. Der eine 

Theil derſelben ſteht in direktem Verbältniffe zu der Mafle des Transportes und 

der Geſchwindigkeit ver Beförverung. Je größer nämlih die Maffen, welche fort- 

zuſchaffen find, um fo größer ift die aufzuwendende Maſſe des Brennmateriales, 

des Deles, die Abnugung der Bahn und des rollenden Zeugs. Ebenfo fteht auch 

dieſer Theil des Wufwandes mit der Größe der Geſchwindigkeit im Verhältniß. 
. 24 ®» 
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Der andere Theil der Koſten bleibt im Ganzen derſelbe, es mag der Verkehr groß 
oder Hein fein. Die Koſten für ven Bau der Bahn und einen großen Theil ber 
dazu gehörigen Gebäude müffen gemacht werben, ver Verkehr mag groß ober Fein 
fein. Daſſelbe gilt von dem zum Betriebe nöthigen Perfonal, weldes, um une 
einer beim Militärwefen üblichen Bezeihnung zu bebienen, in feinen Cadern vor⸗ 
handen fein muß und nur in Bezug auf die MRaunfihaft je nach ber Größe des 
Betriebs zu- und abnimmt. 

Es geht Hieraus hervor, daß die Rentabilität einer Eifenbahn fehr weſentlich 
von den Frachtſätzen bedingt wird. Jede Perfon und jever Gentner Gut muß 
allerdings denjenigen Theil der Fracht ganz tragen, welcher direkt auf biefelben 
fällt. Da aber die Generalkoften fi verhältnigmäßig vermintern, wenn der Ver⸗ 
kehr wächft, fo kann ver Tarif mit Bortheil fo lange herabgeſetzt werben, als ver 
Verkehr in einem ftärkeren Verhältniſſe zunimmt, als der Tarif für dieſen Theil 
vermindert wird. Es fei 3. B. der Frachtſatz für 1 Centner Gut auf pie Meile 6 Pfen⸗ 
nige, und es werbe davon bie Hälfte für Spectalloften, die andere Hälfte für 
Generalkoſten berechnet. Angenommen, es würden bei dieſem Sage 600,000 Etr. 
Güter jährlich beförbert, fo wärbe die Einnahme der Bahn vom Güterverkehr 
10,000 Rtblr. betragen. Davon kämen 5000 Rthlr. auf die Generalkoſten. Würde 
nun der Frachtſatz von 6 Pfennigen auf 5 Pfennige pro Centner und Meile ver⸗ 
mindert und dadurch der Verkehr verboppelt, fo wäre die Einnahme 16,6662/, Rthlr.; 
die Spectalloften würden 10,000 Rthlr. betragen und es würben zur Dedung der 
Generaltoften und als Gewinn 66662/, Rthlr. übrig bleiben. 

Aus der gleichmäßigen Tauglichleit der Eifenbahnen zum Perfonen- und 
Gütertransporte erwächft venfelben deßwegen ſchon vie Möglichkeit, die Frachtſätze 
beveutend herunterfegen zu können, und man muß dies als eine ver Haupturſachen 
ihrer raſchen Vermehrung betrachten. Urfprünglic und fo lange man den Dampf 
noch nicht als Zugkraft auf venfelben zu benugen verftand, ober wenigftene vor 
der Erfindung der Stephenfon’fchen Lokomotive, welche zuerft auf der Bahn von 
Mandefter nach Liverpool in Anwendung am, follten die Eifenbahnen vorzüglich 
nur zum Öltertransport benugt werben. Es war daher nur da, wo ein fehr 
großer Verkehr viefer Art beftand, Hoffnung zu ihrer Anwenbung. Später war 
es umgekehrt vorzüglich nur der Perfonentransport, auf welchen man rechnete. Sie 
fhienen alfo auch bier zunächſt wieder nur berufen, in fehr bicht bevolkerten Ge⸗ 

enden, zwifchen größeren Städten und felbft bier wieder nur fir den Theil bes 
—** ‚ welcher vorher mit der Poſt zu reifen pflegte, angelegt werben zu 
önnen, In Betreff des Gütertransportes waren es nur die werthuolleren Güter, 
auf welche man die Aufmerkſamkeit wendete. Der günftige Erfolg, welcher nach Ber- 
minberung ber Transportloften durch dieſe Anftalten auch in Betreff dieſer befchränf- 
ten Sphären ihrer Wirkfamfeit erzielt wurbe, machte die Anwendung berfelben aud) 
für minder verkehrsreiche Bezirfe möglih. Die VBervolllommnung in dem Bau 
umd Betriebe der Bahnen geftattete dann noch größere Verminderung ber Trans⸗ 
portloften, Die daraus hervorgehende Steigerung des Perfonen- und Güterverkehrs 
machte wiederum eine Berminberung der Fahrpreiſe möglich, fo daß allmählig bie 
Denugung der Eifenbahn für alle Klaſſen von Perſonen und alle Arten von 
Sütern möglich geworben tft, und es bei einer zweckentſprechenden Verwaltung 
berfelben noch in einem viel ausgebehnteren Maße zu werben verfprict. 

IV. Das zum Bau und Betrieb einer Eifenbahn erforderliche Kapital iſt zu 
groß und die Rente oft zu unficher, als daß ver Staat folde Unternehmungen, wenn 
er fie ale Bedürfniß erkennt, ohne weitenes ver Privatſpekulation überlafien 
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önnte. In einigen Ländern hat man ſich begnügt, die Privatgefellihaften zu pri- 
vilegiren; fo in dem vereinigten Königreihe Großbritannien und Irland. Im 
Ganzen ift dies auch der Yall in den vereinigten Staaten von Nordamerika, 
ebenfo in ver Schweiz. In andern Staaten bat man zwar Privatgefellihaften 
mit der Ausführung und dem Betriebe der Eifenbahnen betraut, ihnen aber zur 
Foörderung der Sache mandherlei Unterftügung zu Theil werben laſſen. Diefe 
Geſellſchaften find dadurch in nähere Beziehungen zum Stant getreten : fo in Frank⸗ 
reih, Rußland, zum Theil auch in Deutſchland. In andern Staaten endlich haben 
bie Regierungen felbft ven Bau und Betrieb wenn nicht ganz, fo doch der Haupt⸗ 
finten übernommen und Geſellſchaften nur die Ausführung der Nebenlinien ein- 
eräumt. So in Belgien und zum Theil in Deutfchland, namentlid in Bayern, 
—e Baden. Auch in Preußen und Oeſterreich ſind einzelne Linien von 
dem Staate gebaut worden. Oekonomiſche Rückſichten ſind dabei nur zum 
entſcheidend geweſen, obgleich aus dieſem Verhältniſſe ſehr wichtige dkonomiſche 
Folgen erwachſen. 

Bo Privatgeſellſchaften bauten, haben fie das Kapital theils unmittelbar 
durch Wetten, theils mittelbar durch Anleihen aufgebradt. Die Benutzung biefes 
legtern Mitteld bat aber feine Grenzen und muß immer auf einen Theil bes 
Geſammtkapitals befchräntt bleiben. Wenn dagegen der Staat baut, fo Tann er 
das ganze Kapital durch Anleihe aufbringen und in dem Maße, als ver Rein⸗ 
ertrag die von ihm zu zahlenden Zinfen überfteigt, befitt er einen größern ober 
geringern Fonds, um aus demfelben die aufgenommene Anleihe zu tilgen. Eiſen⸗ 
bahngefellichaften, wenn fie nicht durch Aktienſchwindel ins Leben gerufen werben, 
lafſſen fih nur auf ven Bau von folden Bahnen ein, welche einen angemefienen 
Gewinn verfprehen, ver dann bei einigen Bahnen wegen des Monopols welt 
über einen gewöhnlichen Kapttalgewinn ſich erhebt. Baut dagegen ber Staat, fo 
kann er den Ertrag ber fehr frequenten Bahnen benugen, um ben etwaigen Aus—⸗ 
fall der andern Bahnen zu deden. Er hat dadurch den Vortheil, ſich ein vollftän- 
diges Eiſenbahnnetz zu fchaffen, welches er, wo Gefellihaften ver Bau und Be 
trieb gänzlich überlaflen wird, nur dann erhält, wenn wie in England Binreichender 
Berlehr vorhanden iſt, um die Bahnen nad allen Richtungen rentabel gu machen, 
oder wenn er in irgend einer Form, oft durch Uebernahme dauernder Laſten, bie 
Privatgeſellſchaften unterflügt. Sollen dem Lande vie Borthelle der Eifenbahnen 
in vollem Maße zu Shell werden, fo muß ber Staat die Privatbahnen einer 
firengen Kontrole unterwerfen; venn das Interefle der Privatgefellichaften gebt 
nur bis zu einem gewifien Grave mit dem Intereffe des Publilums Hand im 
Hand. It diefer Grad erreicht, fo ift die Steigerung bes Verkehrs für Privat- 
gefellichaften eine Laſt, während ver Staatsregierung daran gelegen fein muß, daß 
der Verkehr möglihft vermehrt werde, wenn dies ohne Nachtheile für feine Ein- 
fünfte gefchehen Tann. Dazu kommt nody, daß die Eifenbahnen namentlich auf dem 
enropätichen Kontinente mit zu den Bertheivigungsanftalten des Landes gehören, 
es alfo für den Staat von höchſter Wichtigkeit fein muß, ſich dig Benutzuug der⸗ 
felben für dieſen Zwed, und die erforverlichen Betriebsmittel volllommen zu fihern. 

Daß Privatgefellfhaften zum Bau und Betriebe von Eifenbahnen im All⸗ 
gemeinen mehr geeignet feien, als vie Staatsregterungen, if weber durch bie Na⸗ 
tur der Sache begründet, noch wird es durch die bisherige Erfahrung bewieſen: 
im Gegentheile fehen wir, daß die Regierungen nicht nur unter Umſtänden eben fo 
woblfell bauen und eben fo wohlfeil und zwedmäßig abminifirtren, als Privatgefell- 
haften, ſondern auch, daß die Privatgefellichaften umfaſſenden Unterfchleifen und: 
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großen Betrügereien in höheren Grade ausgefegt geweſen find, während bie Re- 
gierungen, zur zweckmäßigen Organifation eines umfaflenden Beamtenweſens viel 
geeigneter als Privatgefellihaften, auch eine durchgreifendere und nachbrüdlichere 
Kontrole zu üben im Stande find. 

Allen viefen Gründen zum Troß, die fih noch durch viele andere vermehren 
laſſen, mag e8 fi dennoch in vielen Staaten rechtfertigen, ven Ban und Betrieb 
ber Eifenbahnen lieber Privatgefellichaften zu überlaffen, denn nicht jever finan- 
ztelle Gewinn tft auch ein folder in politifcher Beziehung. Der Staat hat aber 
biefen mehr als jenen ins Auge zu fallen; denn er ift feine Erwerbsgemeinfchaft. 
Welche Stellung ver Staat zu dem Eifenbahnmeien anzunehmen babe, tft daher 
eine Wrage, die fih nur aus den Verhältniſſen eines jeben einzelnen Staates 
enticheiden läßt, und daher auch von ven verfchlevenen Staaten in ſehr verfchie- 
dener Weife entſchieden worden ift. 

V. Das Mutterland der Eifenbahnen ift England, wo zuerft Schienenwege 
zum öffentlichen Gebrauche gebaut wurben und es zuerft gelungen iſt. dem Dampf 
als Zugkraft zu benugen. Die Eröffnung ver Eifenbahn von Manchefter nad 
Liverpool, 15. Sept. 1830, auf welcher diefe Kraft zuerft in ihrer vollen Wirk⸗ 
„famtett benugt werden konnte, darf als der eigentliche Anfang des Beitalters ver 
Eifenbahnen angefehen werben. Schon 1805 war zwar eine von Trevethil und 
Biotan gebaute Lolomotive auf der Kohlenbahn Merthyr Tydvil in Thätigkeit, 
allein fie war noch fehr unvolltommen, und die Erfinder, ſowie alle Mechaniler 
damaliger Zeit glaubten nicht, daß die Räder einer folhen Mafchine Haftungskraft 
genug auf den glatten Schienen Hätten, um große Laften foribewegen zu Tünnen. 
Diefes Borurtheil widerlegte zwar ver fpätere Begründer der Eiſenbahndampf⸗ 
bewegung, Georg Stephenfon, im Jahre 1814 durch die That, allein auch feine 
verbefferten Maſchinen waren noch fehr unvolllommen, und die Bewegung noch 
viel zu laugſam, ald daß man große Hoffnung- darauf geſetzt hätte. Eine Zeitlang 
glaubte man, daß es gelingen werbe, ven Dampf als Zugkraft auf ver gewöhn- 
lien Straße anzuwenden, Es wurde in der That eine Mafchine gebaut, welche piefen 
Zwed erfüllte, allein die mit verfelben erzielte Geſchwindigkeit war nicht größer, als 
die der englifcgen Poſtkutſchen, und die Koften ver Fortſchaffung waren eben fo groß. 
Die Verſuche wurden daher nit weiter fortgefegt. Im Jahre 1826 nun wurde 
die Erbauung ver Eifenbahn von Manchefter nad Liverpool genehmigt. Die Ge⸗ 
fellfehaft, welcher die Konceffion ertheilt worden war, ließ einen Preis von 500 Pf. 
St. für eine Lokomotive ausfegen, welche im Stande wäre, ihr dreifaches Gewidt, 
das auf 6 Tonnen (Ad 20 Etr.) feftgefegt war, mit einer Gejchwindigleit-von 10 
englifchen Meilen in der Stunde fortzufchaffen. Sie follte auf Federn ruhen, feinen 
Raud erzeugen und nicht mehr ale 550 Pf. St. koſten. Drei Mafchinen bewarben 
fi) um den Preis, von denen die ©. Stephenfons bei der angeftellten Prüfung 
(Okt. 1829) als die vorzäglicäfte erfannt wurde. Ste konnte nicht nur das Drei- 
fache, ſondern das Füuffache ihres Gewichtes und mit einer Geſchwindigkeit nicht 
von 10, fonderg von 15—-20 engliihen Meilen in ber Stunde fortbringen. 
Diefe Bortheile waren von Stephenfon erreicht worden durch die Benutzung des 
Hochdruckes, auf welhen man bei den Dampfihiffen in Folge ver Unglüdsfälle 
durch Erploflon verzichtet hatte, Er war daburdh im Stande, dem Dampfe eine 
ftärlere Preiflon zu geben und folglich durch färkere Spannung ein größere Kraft 
zu erzeugen, Das große Problem, auch den Transport zu Lande dur Dampf- 
kwaft zu bewerkftelligen, war biemit gelöft, und es galt jet nur noch, bie gemon- 
wenen Refultate zu benußen. » 
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Bis zur Eröffnung der Eifenbahn von Nalton nad Darlington (1825) 
waren die Bahnen ausichließlich für ven Gitertransport beftimmt. Auf Stephen- 
fons Beranlaffung wurde bier zuerft ver Verſuch gemacht, auch Perſonen zu trans- 
portiren, und gelang. Auch die Bahn von Mancheſter nach Liverpool zog bald 
aus dem Perfonentransport den wefentlichften Theil ihrer Einnahme. Der glüd- 
liche Erfolg viefes Unternehmens bewirkte, daß man nun Eifenbahnen nicht fo fehr 
für den Gütertransport, als vielmehr für den Perfonentransport zu bauen begann. 
Bis zum Jahre 1825 einfhlieglih war der Bau von 32 Eifenbahnlinien und die 
Erweiterung von 14 vom Parlamente genehmigt worden. Bon 1826—1843 be- 
trägt die Zahl der nenen Linien, weldhe genehmigt wurden, 113, vie Zahl der 
erweiterten Linien 205. Die zum Bau diefer Bahnen genehmigten Summen be- 
trugen 1826—1843 zufammen 79,047,537 Pf. Sterling. 

Diefe Zufammenftellung ift nach den von Porter angegebenen Daten. Rad 
Zoot (history of prices vol. V. p. 252) betrug die am 31. Dec. 1843 geneh⸗ 
migte Summe 81,900,000 Bf. Bon der genehmigten Summe waren bis gum 
31. Dec. 1842 verausgabt 65,600,000 Pf., und dafür 2036 engl. Meilen 
Eifenbahn dem Betriebe übergeben. 

Am 31. Dec. 1847 waren genehmigt L. St., verausg. L. St. u. engl. M. Bahn gebaut. 
338,700,000 167,000,000 3945 


„31. „ 1850 367,000,000 240,300,000 6621 
„81. „ 1853 391,300,000 273,500,000 7686 
„81. „ 1855 409,700,000 297,900,000 8280 | 


Bon der aufgebrachten Summe waren 222,600,000 8. St. durch Altien 
und 75,000,000 L. St. durch Anleihen zufammengebradht. Die Herftelungs- 
foften einer englifchen Meile Bahn betrugen durchſchnittlich 35,000 8. St. Die 
Zahl der Stationen in Benugung war 1850 = 2030: 1853 == 2460; 1855 
= 2800. 

Die fämmtlichen Eifenbahnen in Großbritannien und Irland find von privt« 
legirten Geſellſchaften gebaut. Es iſt dieſer Umſtand nicht ohne wefentlihen Ein 
fluß auf die Größe der Anlagekoften gewefen. Die Erlangung einer Korporations- 
afte durch das Parlament iſt mit großen Koften verbunden. Porter (Progress of 
the nation 3. ed. p. 334) führt die Ausgaben auf, melde von 16 Bahnen in 
diefer Beziehung gemacht wurden. Der geringfte Betrag ift 18,592 2. St., der 
größte 82,292 8, St. Diefe Boften enthalten aber zum Theil and noch andere 
Ausgaben. Nah dem Edinburgh Review Vol. 100 p. 431 (1854) haben bie 
PBarlamentsunfoften vor 1854 geſchwankt zwiſchen 650 8. St. und 3000 2. St. 
für die englifche Meile. Dies find aber nur die bireften Unkoſten; mas verwendet 
worden ift, um die Oppofition abzulaufen, läßt fi in Zahlen nit angeben. 
As die Geſellſchaft, welche die Bahn von London nad Birmingham baute, bie 
Genehmigung des Parlamentes nicht erlangen Tonnte, erhöhte fie den Preis des. 
Landes von 250,000 2. St. pro (engl.) Meile auf 750,000 8, St. und ber 
Wiverſtand war gebrochen. Es wurde gewöhnlih, für „Land und Vergütigung‘ 
Sunmen bon 4000—8000 2. &t. für die Meile Bahn zu zahlen. Dan kann 
ſich nicht wundern, wenn dadurch der Bau der Bahnen theuer wurde. 

Was den Ertrag des auf die Erbauung der Bahnen verwendeten Kapitals 
betrifft, fo ergiebt, fi derſelbe aus folgender Ueberſicht: 
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Davon der Diejährl. Eine Anzahl d. Pers 
. Meilen Gefanmt- . ar i 

r: rſonentrans⸗ Gütertrans⸗ nahme pro ſonen, welche mit 
Jahr: eröffnet: eimnahme: vi port: port: Melle war: ee fuhren: 
1849 5450 11,400,000 6,200,000 5,200,000 2100 63,800,000 
1850 6310 13,200,000 6,800,000 6,300,000 2080 72,800,000 
1851 6700 15,000,000 7,900,000 7,000,000 2220 85,400,000 
1852 7070 15,700,000 7,700,000 7,900,000 2200 89,100,000 
1853 7510 18,000,000 8,500,000 9,400,000 2408 182,300,000 
1854 7800 20,200,000 9,100,000 11,000,000 2580 111,200,000 
1855 8120 22,000,000 nicht angegeben — 2660 118,600,000 


Nah den Klaſſen, welche fie benutzten, fuhren im Jahre 1855 von ben 
118,600,000 Reiſenden in der erften Klafie 15,600,000, in ver zweiten Klafie 
39,000,000, in ver vritten und vierten Klaſſe 63,900,000. Es hat fi die Zahl 
der Reiſenden von 1849 bis 1855 vermehrt um etwas mehr als 85 pEt.; bie 
Zahl der Reifenden erften Klaffe um 114 pCt., vie Zahl der Reiſenden britter 
und vierter Klaffe um 100 pCt., die Zahl der Neifenden zweiter Klaſſe aber nur 
um 67 pCt. Die Einnahme aus dem Gütertransport hat fi von 1849 bis 
1854 mehr als verboppelt, währenn vie Einnahme aus dem Perfonentransport 
in diefer Zeit um nicht ganz um bie Hälfte zugenommen hat. Auf die Meile Bahn 
berechnet, ift das Einkommen um 27 pCt. geittegen. Die Betriebskoften nahmen 
1854 durchſchnittlich 45 pCt. der Einnahme in Anfprud. 

Was die Berzinfung und ven Gewinn des zum Bau und Betrieb verwen- 
beten Kapitals betrifft, fo ift e8 nicht genug, die Dividenden ind Auge zu faflen, 
fondern e8 muß auch die Berzinfung des dur Prioritätsaktien und Anleihen auf- 
gebrachten Kapitals berlidfichtigt werben. Im Jahre 1849 war im Oanzen bie 
Summe von 229,700,000 L. St. aufgebradt, und zwar 69 pCt. durch gewöhn⸗ 
Yihe Aktien, 22,2 pCt. dur Anleihen und 8,7 pCt. durch Prioritätsaktien, bie 
Prioritätsattien wurden verzinft mit 5,63 pCt., die Anleihen mit 4,67 pCt., bie 
Dividende betrug nur 1,88 pCt. Im Jahre 1855 waren 297,600,000 8, St. 
aufgebraht und davon 57 pCt. durch perjänliche Aktien, 25,3 p&t. durch Anleihen 
und nur 17,7 p&t. dur Prioritätsaktien,; die Zinfen für die Prioritätsattien 
waren 4,92 pCt., für die Anleihen 4,35 pCt.; die Dividende hatte ſich gehoben auf 
3,12 pCt. Das gefammte auf den Bau und Betrieb der Eifenbahnen verwenbete 
Kapital giebt aljo ein Einkommen von etwa 4 pEt., obgleich nach ven mandherlei 
Nachrichten, welche vie englifchen Blätter über die Verwaltung brachten, biejelbe 
nicht gerade fehr im Interefje der Aktieninhaber gehanphabt wird. 

Am Schluffe des Jahres 1855 waren noch 4571 engliſche Meilen Eifenbahn 
fonceffionirt und find alfo in den nächften Jahren zu bauen. 

Bon allen Staaten des europätfhen Kontinents war Belgien ber erfte, 
welcher fih zum Baue eines vollftändigen, ven ganzen Staat umfafjenden Eifen- 
bahnnetzes entſchloß, und zwar follte daſſelbe von dem Mittelpuntt Mecheln aus: 
gehend, durch den Staat felbft zur Ausführung gebracht werben. (Geſetz vom 
1. Mat 1834.) Die Strede von Brüffel nah Medeln wurde am 1. Mai 1835 
eröffnet, das ganze Net war bereit3 1843 vollendet. Es umfaßt 556 Kilometer. 
Am Ende des Jahres 1855 hatten 524 Kilom. boppeltes Geleiſe. Die Koften, 
welche ver Bau diefer Bahnen erforverte, hatten fih am 31. Dec. 1855 auf 
179,539,590,415 Br. erhoben. Die Roheinnahme war 1850 *14,847,540 Fr., 
1855 23,574,618 rg Die Betriebskoſten betrugen 1850 61,9 pEt., 1855 
56,4 pCt. von der Einnahme, Außer feinen Staatsbahnen befaß Belgien am 
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31. Dec. 1856 1010 Kilometer Privatbahnen und 87,6 Kilometer waren noch 
im Bon begriffen. > 

Frankreich Hatte fhon vor der epochemachenden Eröffnung ver Bahn von 
Mandefter nad Liverpool einige kleinere Streden Schienenweg genehmigt. Ste 
follten vorzüglih dem Abſatze von Steinfohlen dienen. Nachdem durch bie Anwen- 
bung des Dampfes als Zugkraft den Eifenbahnen eine höhere Bedeutung gegeben 
worden war, und befonverd nachdem das junge Königreid Belgien den Entſchluß 
gefaßt Hatte, ein Eifenbahnneg auf Staatskoſten anzulegen, konnte fi die Regie 
rung mit den Kammern lange nicht Über bie Art verftänbigen, wie dem neuen 
Transportmittel Eingang zu verichaffen ſei. Wenn fi dadurch vie Anlegung von 
Eifenbahuen, einige Heine Streden ausgenommen, binzog, fo erwuchs aus biefer 
Berzögerung doch ver Bortheil, daß die Bebingungen, unter denen dem Staate 
ein Eifenbahnneg gegeben werden könne, genauer unterfucht wurben, als dies an- 
derwärts gefchehen tft. Daher trägt das Eifenbahnneg in Frankreich ben Charakter 
der Einheitlichleit, und ift von innen heraus entwidelt, währenn es in den meiften 
andern Ländern mehr ſtückweiſe zufammengefegt und erft hintennach vervollftän- 
digt if. Durch das Gefeg vom 11 Juni 1842 wurde endlich der Gegenftand 
entſchieden um fowohl vie wefentlichften Linien als die Art der Ausführung 
derſelben beftimmt. Diefe letztere follte durch Geſellſchaften gefchehen, dem Stante 
aber wurde eine bebeutfame Mitwirkung vorbehalten, vefp. auferlegt. Durch ihn 
ſollten überall die Vor- uud Erdarbeiten zu Stande gebracht werben. Auch bie 
einzelnen ‘Departements, welche von den Bahnen durchſchnitten wurben, follten 
zur Ausführung beitragen, was aber fpäter eine Abänderung erhielt. Der nunmehr 
entjchiedene Gang des Eiſenbahnweſens wurde indeſſen durch das Hereinbrechen 
der Februarrevolution unterbrochen. Die jetzige Regierung bat den Zeitverluft; da⸗ 
durch wieber einzubringen verſucht, daß fie die Auflöfung ter früheren Heinen 
Geſellſchaften und die Bildung von großen Genoffenfchaften berbeiführte, welchen 
nicht einzelne Linien, ſondern ganze Gebiete zur Ausführung übergeben wurden. 

Die Entwicklung, welche durch dieſe Umftände das Eifenbahnfuftem in Frank⸗ 
reich erhielt, ergiebt ſich aus folgender Ueberſicht: 





Konceſſ. Ausgef. Aufgewandte Summen 
Zeitraum: Strecken dur Zuſammen: 
Kilom.: Kilom.: den Staat: die Geſellſchaften: 

1823— 1829 142 18 3,300,000 3,300,000 
1830—1841 7143 551 3,228,740 172,097,753 175,236,493 
1842—1847 3817 1261 278,553,677 509,411,555 787,965,232 
1848—1851 267 1728 298,4177147 198,711,088 497,128,235 
1852—1854 4244 1089 51,187,751 641,690,064 697,877,815 
1855 1837 890 55,200,000 430,406,485 485,606,485 
1856 — 963 20,286,000 458,569,713 478,855,713 
11,250 6,500 706,873,315 2,419,186,638 3,126,059,973 

3m. 1855 u. 1856 zurüdbezgahlt 45,565,000 — 45,565,000 





661,308,315 2,419,186,638 2,080,594,973 


Bas den Verkehr und den Ertrag der franzöftichen Eifenbahnen betrifft, 


o war 

Kilometer in Betrieb Die Zahl der Reifenden D. Summe d. Güter (Tonn.) 
1841: 517 6,378,666 1,059,793 
1847: 1531 12,777,923 3,596,773 
1854 : 4348 28,070,458 8,864,501 
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Die Einnahmen betrugen : 
von den Perſonen (Franken): von den Gutern: Berichiedene : 
1841: 8,200,095 0b.0/,61,71 4,856,5540b,.0/,35,04 432,458 od.0/, 3,25 
1857: 37,666,917 „ „ 56,76 25,071,390 „ „37,79 3,613,600 „ „5,45 
1854: 102,228,658 „ „50,64 91,587,661 „ „45,32 8,129,839 „ , 4,04 
. Die Ausgaben betrugen von den Einnahmen 1841 65 pCt., 1847 49 pEt., 
1854 42 y6t. 

Das auf die Anlage verwendete Kapital brachte einen Gewinn von: 1841 
3,11 p&t., 1847 6,39 pCt. 1854 6,58 pCt. 

Die noch Toncefftonirten, aber nicht ausgeführten Streden, im Ganzen 4750 
Kilometer, follen nad ben durch die cahiers des charges den Geſellſchaften anf- 
erlegten Bedingungen, die Jahr für Jahr die Auspehnung des Baues feflfegen, bis 
1866 vollendet werben. 

In Deutfhland war die erfte Eifenbahn zu Bffentlihem Dienfte vie Bahn 
von Budweis nach Linz. Die größere Hälfte derſelben wurde bereits im Jahre 
1828 eröffnet. Sie war für Pferbebetrieb eingerichtet. Die erfte Bahn für Betrieb 
durch Dampflraft war die von Nürnberg nad Würth, welche 1884 Foncefftonirt 
und am 8. Dec. 1835 dem Betriebe übergeben wurbe. Die glänzenden Ergebniffe 
berfelben riefen überall Aftienvereine zum Bau von Eifenbahnen ins Leben. Die 
erfte Staatsbahn war vie Bahn von Braunfchweig nah Wolfenbüttel. Ste wurde 
am 30. November 1838 eröffnet. Diefen Beifpiele folgten bald die übrigen Staa- 
tem nach, Zuerft Baden, dann Hannover, Bayern, Defterreih, Preußen u. f. w. 

Die allmälige Ausbildung des deutſchen Eifenbahnneges unter den Zu⸗ 
ſammenwirken beider Principten ergeben folgende Aahlen : 

Dis zum Schluffe des Jahres 1840 waren gebaut 108 deutſche Meilen 


[] " " " " " 1845 " " 313 ” " 
" " " " " 1 850 " „ 892 " " 
1855 i 


" " " " IL " 1274 " ” 
Darunter waren 6801/, Meilen Privatbahnen und 5931/, Meilen GStante- 
bahnen. Bon diefen Bahnen find nod einige Fleinere für Pfervebetrieb eingerichtet. 
Sehen wir von biefen ab, fo fhwanfen die Anlagefoften für vie Meile zwiſchen 
99,000 Rthlr. bei ver Bahn von Rendsburg nach Neumünfter, und 1,060,000 Rthlr. 
ür die Hamburg-Bergeborfer Bahn. Das demnächſt verhältnigmäßig niebrigfte 
nlagelapital erforberte die Bahn von Nürnberg-Fürth: 141,700, das demnächſt 
höchſte die rheiniſche Eiſenbahn (von Köln nah Aachen): 943,596 Rthlr. 
Auf den beutfchen Eiſenbahnen wurben beförbert : 


Perſonen: Güter (Ctr.): 
1840: 3,370,000 3,113,000 
1845: 12,474,000 24,061,000 
1850: 26,353,000 106,804,000 
1855 : 36,000,000 345,000,000 


- Die Einnahme aus der Perfonenbeförnerung war 1840 doppelt jo groß, als 
bie ans der Gliterbeförberung; 1855 hatte ſich das Berbältniß umgelchrt. — Die 
Sefammteinnahme betrug 1855 68,000,000 Thaler. Das auf den Bau unt 
Betrieb der Eifenbahnen verwentete Kapital brachte bei den Privatbahnen an 
Binfen und Dividenden Im Jahre 1855 einen Ertrag von über 61/, p&t.; bei 
Rünnintlichen ventichen Bahnen mit Ausſchluß ver öfterreihifchen etwas mehr als 
41/, pCt. 

In Preußen wurbe anfänglich der Bau der Elfenbahnen ausſchließlich pri- 
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vilegirten Gefellihaften Hberlaflen. Im Jahre 1842 aber entſchloß fi vie Negie- 
rung, „um bie Hauptflabt mit den Provinzen und die Provinzen unter einander 
vermittelft umfaffender, in den Hauptrichtungen pas Ausland berührender Eifen- 
bahnanlagen“ zu verbinden, theils durch Uebernahme von Zinsgarantie für bie 
Zinfen der Unlagefapitalien, theils durch Betheiligung an dem Aktienkapital. felbft 
bie Ausführung der Eifenbahnen zu befördern. Durch Kabinetdorbre vom 22 Der. 
1843 wurben die vom Stante garantirten Aktien und Obligationen als pupilla- 
rifhe und bepofitalmäßige Sicherheit erllärt. Im Jahre 1847 endlich legte ver 
Staat felbft Hand ans Werk, indem die Regierung den Bau der Scarbrüder 
Bahn und der Oftbahn beſchloß. Da die zur Herftellung ver letteren bein ver 
einigten Landtage proponirte Anleihe von dieſem abgelehnt wurbe, fo wurben bie 
begonnenen Arbeiten wieder eingeftellt. Im Jahre 1848 wurde der Bau nochmals 
in Angriff genommen, im November 1849 bewilligten die Kammern ben zur 
Ausführung der Oftbahn, fo wie der weftphältfchen und Osnabrücker Bahn nö⸗ 
thigen Krebit. Seitvem hat die Regierung auch noch die Berliner Verbindungs⸗ 
bahn und vie Münfter-Rheina-Osnabrüder- Bahn , fowie die den Anfchluß ver 
Oſtbahn an die nieverfchlefiich-märkifhe Bahn vermittelnde Strede von Frankfurt 
a. DO. über Käftrin nach Kreuz auf ihre Rechnung zur Ausführung gebradıt und 
bie niederſchlefiſch⸗märkiſche, ſowie die Münfter-Hammer-Babn käuflich erworben. 
Durch die zufammenwirtende Thätigkeit der Regierung und Privatgeſellſchaften 
waren im preußiſchen Staate vorhanden : 
| Eiſen⸗ mit einer Länge mit doppelten Geſammtkoſten Koſten für bie 
Im Jahre: am: von Meilen. eleile: (rm M De ehe: 
1844 11 ' 144.331 18.045 33,866,067 296,190 
1845 11 127.317 20.941 38,437,602 301,885 
1850 22 377.830 84.336 147,567,742 390,566 
1854 29 490.771 131.729 202,414,049 412,441 
1855 29 502.743 138.086 209,379,309 418,947 
Die Betriebsergebnifle geftalteten ſich auf dieſen Bahnen in folgender Weife: 


Es wurden befördert: & Davon fam: untoflen 28 
. . Die Einnahıne von den unkoſten & & 
Perfonen: Güter Er): dar Nthle.:  Berfonen: Gütern: Proc.: E: 


1844 3,940,904 7,845,026 3,534,694 2,299,091 1,555,500 52,00 5,01 
1845 4,006,814 9,488,258 3,674,748 2,315,479 1,253,020 52,26 4,56 
1850 9,246,780 45,111,798 13,004,414 6,314,544 6,154,613 47,62 4,62 
1854 11,807,755 146,745,272 23,424,619 8,160,243 14,266,752 54,87 5,22 
1855 12,729,837 189,212,711 26,476,453 8,513,307 17,336,463 53,79 5,57 

Am Schluſſe des Jahres 1856 waren 533.729 Meilen dem Betriebe über: 
geben. Außerdem find in Preußen feit viefer Zeit noch etwa 230 Meilen theils 
bereitö gebaut, theils im Bau begriffen, theils tonceffionirt und zur Ausführung 
beſchloſſen. 

In Oeſterreich wurde durch Kabinetsſchreiben vom 25. November 1837 
der Staatsverwaltung zwar das Recht, Eiſenbahnen zu erbauen oder zu betreiben, 
vorbehalten, jedoch zugleich erklaͤrt, daß von dieſem Rechte im gegenwärtigen Zeit⸗ 
punkte kein Gebrauch gemacht werden ſolle. Vermöge Entichliefung vom 19. Des 
cember 1841 wurden jevoch die Linien von Wien über Prag nah Dresten, von 
Wien nad Triefi, ſodann eine in ver Richtung nach Bayern zu erbauende, fo- 
wie die von Benebig über Malland nad dem Gomerfee, der von Privatunter⸗ 
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nehmungen bereits erivorbenen Privilegien unbefchavet, für Staatsbahnen erklärt. 
Zugleich wurbe eine Generalbireftion für die Stantsunternehmen eingefegt. Im 
September 1842 begann der Bau der Bahnen nah Prag und Trieft. In bem- 
felben Jahre wurde mit der fächfifchen Regierung eine Uebereinkunft gefchloffen, 
wornach die in der Richtung nach Dresden zu erbauende Bahn ſich in Niever- 
grund an bie ſächſiſche Bahn anſchließen follte. Am 27. Februar 1845 wurde 
bie Anlegung der galiziihen Eifenbahn, von Bochnin, dem Endpunkte ver Kaiſer 
Berdinands-NRorbbahn, nad) Lemberg und von da nah Brody und Czernowitz 
angeorbnet. 1847 Taufte die Regierung die von einer Privatgefellfchaft ausgeführ- 
ten Theile der Iombarbifch » venetianifchen, und im Anfange des Jahres 1850 vie 
ebenfalld von einer Privatgefellichaft gebaute und noch unvollenvete ungariſche 
Gentralbahn. Dur einen Bertrag mit Bayern vom 19. Juli 1851, vermöge 
deſſen fich dieſes Königreich verpflichtete, Bahnen von Münden über Rofenheim 
bis an bie öſterreichiſche Grenze bei Salzburg, ferner von Rofenheim an bie äfter- 
reichiſche Grenze bei Kufftein, und envlih von Nürnberg über Regensburg bis an 
die öſterreichiſche Grenze zu bauen, übernahm Defterreih die Verbindlichkeit, dieſe 
Bahnen bis Brud an ver Mur, bis Innsbrud und bis Linz, vefp. Wien fortzu- 
führen. Schon einige Monate früher, im März, war durch Vertrag mit Tos⸗ 
‘ Iana, Modena, PBarma und dem Kirchenftaate ver Bau einer italienifchen Cen⸗ 
tralbahn feftgefegt und durch ein Uebereinfonmen vom 26. Juli 1852 einer 
Privatgefelfchaft zur Ausführung überlaffen worden, welche dieſelbe aber wieder 
aufgab. Im Jahre 1851 kam endlich die Bahn von Mailand nad Como durch 
Kauf an die öfterreihifche Regierung. Im Jahre 1853 kam ver Anfauf der Wien- 
Gloggnitzer⸗Bahn zu Stande, welde im Oftober biefes Jahres an den Staat 
überging. 

Dur Bertrag vom 21. December 1854 und Konceffion vom 1. Ianuar 
1855 (fankttionirt vom Kaifer unterm 12. Januar 1855) tft ber Betrieb ber 
nörblihen Staatsbahn von Bodenbach nah Brünn und Olmüg, ver ſüdöſtlichen 
Staatsbahn von Marchegg bis Szolnod und Szegevin, nebft der Wortfegung von 
Szegebin nach Temeswar und der Bergwerkseifenbahn von Liſſava über Orawitza 
nah Baſiaſchi nebft einer bei Lagerndorf in bie letztere mündenden, noch zu er- 
bauenden Bahn von Temeswar gegen die Donau auf VW Iahre (vom 1. Januar 
1858 an gerechnet) der k. k. öſterreichiſchen privilegirten Staatseiſenbahngeſellſchaft 
übertragen worden. Außerdem erhielt die Gefellfchaft noch mehrere Kohlen - und 
Eifengruben, fowie 156,719 Joch Stantsforften. Die abgetretenen Eifenbahnen 
hatten eine Länge von 1176 Kilometer (159 Meilen), wovon 981 Kilometer 
(1321/, Meile) im Betriebe waren. Die Kauffumme war 200 Millionen Franken 
oder 77 MIT. fl. Konv.-Münze, in 36 monatlichen Terminen zahlbar. Die 
öfterreihifche Regierung garantirte für dieſe Summe 5 Proc. Zinfen und eine 
Annuität von 1/, Proc. für die Amortifation der Altien. Unter beſtimmten Be- 
dingungen fann die Konceffion nah 30 Jahren vom Staate eingelöft werben. 
Durch einen im April 1857 mit ver Gefellfhaft der Kaiſer Ferdinands-Nordbahn 
abgefchlofienen Bertrag ift vie öftliche Staatsbahn, welche bereits zum Theil im 
Betriebe war, von Owieszim und Mygslowitz bis Przemysl mit mehreren Seiten- 
bahnen, 46,, Meilen lang, für die Summe von 15 Millionen Gulden an biefelbe 
übergegangen. Die zum Ankauf und Vollendung der Bahn erforberlihe Summe 
ift auf 34,500,000 fl. veranfchlagt und fol nad und nach aufgebracht werben. 

Die lombardiſch⸗venetianiſche Elfenbahn (541/, d. M.) nebft ver im Bau 
begriffenen Bahn Eoccaglio-Bergamo (51/, d. M.), den noch zu erbauenden' 
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Bahnen Bergamo-Dlonza, Bergamo-Lucca, Matland-Buffalora, mit einer Sei⸗ 
tenbahn nach Sefto-Calende (am Lago maggiore), Mailand über Lobi nah Pia⸗ 
cenza, mit Zweigbahn von Malagno nad Pavia, Mailänder Gürtelbahn, Mantus- 
Borgoforte, Cafarfa über Udine und Görtz nah Nabrefing an der Wien-Triefter 
Bahn (zufammen 48 d. M.); ferner die ebenfalls noch zu erbauende, von ber 
früheren Geſellſchaft aufgegebene italtenifche Eentralbahn über Parma, Modena 
na Bologna und von Bologna nad Piftoja, mit Zweigbahn von Reggio über 
Guaſtalla na Borgoforte (38 d. M.) wurde am 31. März; 1856 einer Gefell- 
ſchaft von inländiſchen, englifchen und franzöfifchen Unternehmern überlafien. Die. 
Konceffion gilt auf 90 Jahre. Die Bfterreichtfche Regierung erhält für vie bereits 
ausgeführten Streden die Summe von 70 Millionen Lire, und außerdem noch 
30 Millionen, welche mit der Hälfte des Mehrertrags der Bahnen über 7 Proc. 
abgetragen werben, wenn bie Geſellſchaft nicht vorzieht, flatt derſelben 20 Mill. 
Lire, 10 Mill. nah 6 und 10 Mil. nah 7 Jahren an diefelbe zu entrichten. 

Durch dieſe Verträge und einige andere Konceffionen, fowie die Ausführung 
einiger Linien durch die Regierung felbft wird man eine vollftändige Abrundung 
erhalten und wird alle Theile des ausgedehnten Reiches fowohl mit einander als 
mit dem Auslande in Verbindung fegen. 

Am Schluſſe des Jahres 1845 hatten die öſterreichiſchen Eifenbahnen eine 
Länge von 157 öftr. Meilen, unter welchen 26 M. mit Pferbebetried. Am 
Schluſſe des Jahres 1855 hatten fich die Linien auf 370 Meilen ausgedehnt, 
wovon 41?/, Meilen mit Pfervebetrieb, 3281/, Meilen Lolomotivbahnen. Bon 
dieſen Teßteren waren 82 Meilen im Befige von Privatgefellihaften und 2461/, 
Meilen im Beſitze des Staates. 

Am Schluffe des Jahres 1854 war der Koftenbetrag für vie Ausführung 
der Pfervebahnen 3,949,561 fl., ver PBrivat-lolomotivbahnen 44,449,407 fl., ver 
Staatsbahnen 200,787,495 fl., im Ganzen 249,186,463 fl. | 

Was den Verkehr der Bahnen betrifft, fo wurden auf den Staatsbahnen 
mit Ausfhluß der 1855 abgetretenen Theile derſelben: 

1854: 5,023,340 Perſ., 17,562,185 Ctr. ord. und 252,465 Etr. Eilgut beförbert, 
1855: 4,935,211 „ 21,720,556 „ u u 1001 5 om 

‚ Die Einnahme war: , 
1854: 9,499,987 fl., wovon 5,304,951 fl. aus dem Perfonen-Transport, 
1855: 8,720,782 fl, „ 4333199 fl. u „ 1 

Die Bupmweis-Linz-Gemunder Bahn beförverte 1855: 167,380 Perfonen 
und 1,977,965 Ctr. Güter mit 967,351 fl. Einnahme und 649,726 fl. Ausgabe; 
die Kaifer Ferdinands- Nordbahn: 1,485,613 Perf. (incl. 211,021 Perf. Mit.) 
und 18,801,912 &tr. mit 10,591,078 fl. Einnahme und 4,161,961 fl. Ausg.; 
die privilegirte Staatdeifenbahngefellihaft Hatte: 1,937,222 Perf. (incl. 259,048 
Ber. Mil.) und 19,561,757 CEtr. mit 12,396,603 fl. Einn. und 6,597,875 fl. 
Ausgabe. Am Schluffe des Jahres 1856 waren 4193/, M. im Betriebe, 697 M. 
Toncefftontrt und im Bau begriffen, welche binnen 10 Jahren vollenvet fein follen. 

Bon den Übrigen zum deutſchen Bunde gehörigen Staaten bat befonders 
Bayern dem Eifenbahnbau eine große und erfolgreihe Thätigkeit zugewendet. 
Es Hatte am Ende des Jahres 1855 bereits 1551/, d. M. Eifenbahnen vem 
Betriebe übergeben, wovon 133,33 Staatsbahn. Mehrere Streden find ſeitdem 
noch ausgeführt und andere noch foncefflonirt, wovon ein Theil im Bau begriffen. 
Hannover hatte 1855 741/,, 8. Sachen 71, Baden 44, Kurheſſen 43, 
Württemberg 381/,, Holftein und Nauenburg 317/,, Medienburg- 
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Schwerin 292/,, Heſſen⸗Darmſtadt 231/,, Anhalt 121/,, Braunſchweig 
111/,, Sachſen-Weimar-Eiſenach 9%/,, Sachſen-Koburg-Gotha 6l/,, 
Naſſau 51/,, vie Hanſeſtädte 41/,, Limburg 3%,, Frankfurt a. M. 31/,, 
Schaumburg 31/,, Reuß ?/, d. M. 

In den übrigen Staaten Europa’8 hat das Eifenbahnwefen bie jegt viel 
weniger Umfang und Bedeutung, als in den bisher betrachteten. 

In Rußland wurbe bereits im Jahre 1837 vie St. Petersburg⸗Zarske⸗ 
Selo⸗Bahn, 3,5 d. M. lang, dem Verkehr übergeben. Später baute der Staat 
die Bahnen von Warſchau nah Kralau, 49%), Meilen lang, wovon nit ganz 
10 Meilen auf fremvem Gebiete liegen, welche 1844, und von Peteröburg nach 
Moskau, 881/, d. M. Iang, weldhe 1851 eröffnet wurde. Diefe Bahnen bilden 
nun Theile eines zufammenhängenven Syſtems, welches durd eine Konceſſton vom 
Jahre 1856 der Societ6 du credit mobilier zur Ausführung übertragen if. Das 
Syftem umfaßt 5 Linien: 1) die Warſchauer, 2) von Kowno nad der preußi- 
ſchen Grenze, 3) von Moskau nad Nifchnei-Nowgorod, 4) von Moskau über 
Tula, Kursk und Chaekoff, fo daß Orel 50 Werft rechts liegen bleibt, 5) von 
Malo-Achangelst (im Gonvernement Drel, ca. 70 Werft von der Stadt biefes 
Namens) über Dünaburg nad Libau. Die Bahnen haben zufammen eine Länge 
von 4000 Werft, und müſſen innerhalb 10 Jahren beenbigt fein; jede Linie 
bleibt vom Tage ihrer Erbauung an auf 85 Jahre Eigenthum ver Gefellichaft. 
Das Kapital ver Geſellſchaft beträgt 1275 Millionen Rubel Silber. Die Regie- 
rung garantirt 5 Proc. jährliche Zinfen. Zu dieſem Ende ift der Koftenbelauf 
pro Werft auf 62,500 R. ©. feftgefest; die Warfchauer Bahn wird nit nach 
Werften berechnet, ſondern die Koften im Ganzen auf, 85 MIN. R. ©. angenom- 
men. Rad 20 Jahren Betrieb auf jever Bahn hat ver Staat das Recht, die 
Bahn an fih zu kaufen, indem er fich verbindlich macht, den durchſchnittlichen 
Gewinn ver legten 5 Jahre noch 65 Jahre fortzubezahlen. Nach 85 Jahren gehen 
die Bahnen unentgeltlih in das Eigenthum des Staates über, Rails, Maſchinen, 
wie alle übrigen Baumaterialien werben zollfrei eingeführt. 

Schweden bat bis jet nur eine größere Bahn von Köping nad Hult, 
202/, d. M. lang, weldhe 1855 dem Betriebe übergeben worben. Das Anlage- 
fapital beträgt 2,777,800 Thlr. oder pro Meile 134,000 Thlr. Außerdem find 
zwei eine Streden von Malmö nad) Lund und von Stora nad) Orebro gebaut. 
Es ift aber bereitd die Ausführung von nody 6 weiteren Bahnen befchloffen, zu⸗ 
fammen 1355/, Meilen, welde in 13 Jahren fertig fein follen. 

Norwegen hat eine Bahn von Ehriftiania nad Eidvold, 91/2 d. M. lang, 
welche 3,000,000 Thlr., aljo pro Meile 330,200 Rthlr. Toftet. 

Dänemark bat in feinen nichtveutichen Gebietötheilen nur 25 d. M. Eifen- 
bahn und mit jenen zufammen 571/, d. M. Die Bahn von Kopenhagen nad 
Rosfilde wurde 1847 eröffnet und 1856 bis Korfdr verlängert (141/, M.) Die 
Bahnen von Schleswig (Tönning nad Rendsburg und Flensburg) wurbe 1854 
eröffnet (101/, M. lang). Es find aber mehrere Linien auf Seeland, in Jüt- 
land und Nordſchleswig projektirt. 

In Holland haben vie Eifenbahnen fich neben dem bebeutenden Kanalſyſtem 
nur langfom einigen Raum gewonnen. Die holländiſche Eiſenbahn, 111/, d. M. 
lang, wurde 1839 von Amſterdam nah Harlem, 1843 (Mat) bis Voeſchoten 
und (Dec.) den Bang, 1855 bis Rotterdam eröffnet. Die Rheineifenbahn, 24 vd. 
M. lang, wovon 15 d. M. auf holländiſchem Gebiete, wurde 1843 (Dec.) von 
Anfterdam bis Utrecht, 1845 bis Arnheim, 1855 (Meat) von Utrecht bis Rotter- 
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dam und (Okt.) bis Oberfrieſen dem Betriebe übergeben. Die Bahn von Utrecht 
nad Rotterdam ift 71/, vd. M., die Bahn von Antwerpen nad Rotterkam 13 
d. M. lang, wovon 11 auf holländiſchem Gebiete Liegen. 

Die Schweiz hat erft in der jüngften Zeit fih zur Ausführung eines 
Eifenbahnneges entichloffen. Nah langen Verhandlungen des Nationalrathes wurde 
endlich vie Ausführung Privatgefellihaften überlafien. Zufolge des Jahresberichtes 
ver Pofl- und Baudepartements waren Ende 1856 33611/,, ſchw. Stunden kon⸗ 
cedirt. Davon waren 7015/,, Stunden im Betriebe, 14713/,, im Bau begriffen 
und 11713/,, noch in Angriff zu nehmen. 

Bon ben italienischen Staaten hat Sardinien feit 1848 große Thätigfeit 
entwidelt, um ein das Land durchziehendes Eifenbahnneg zu fchaffen. Am Ende 
des Jahres 1848 waren 17, am Ende des Jahres 1856 waren 712 Kilometer 
im Betriebe. Das ganze koncedirte Netz umfaßt 1064 Kilom. 

Die Eifenbahnen in Zostana haben eine Länge von 257 Kilom. Es find 
aber noch andere 380 Kilom., zum Theil mit Rom gemeinfchaftlich, projeltirt. 

Das Eifenbahnneg in der Lombardei und im Übrigen Oberitalien, veflen 
Vollendung, wie bereitd erwähnt, einer italieniſch⸗franzöſiſch⸗engliſchen Geſellſchaft 
überlaffen wird, fol 1081, Kilom. umfaflen, wovon 403,,, ausgeführt find. 

Der Kirchenſtaat hat erft eine Eifenbahn von Rom nad Fraskati von 20 
Kilom. Länge. Der Geſellſchaft Mirds et Comp. find weitere 619 Kilom. konceſſfioniri. 

Neapel bat bie jegt nur Heine Lolalbahnen von circa 90 Kilometer. Eine 
Bahn von Lagua nad der römiſchen Grenze wird auf Staatskoſten gebaut; au⸗ 
dere Bahnen find theils konceſſionirt, theils projeltirt. 

In Spanien wurde bie erfte Eifenbahn von Barcelona nah Mataro im 
Jahre 1847 eröffnet. Sie haf eine Länge von 28 Kilometer. Am Schluffe des 
Jahres 1856 hatte das Land 5201/, Kilometer ausgeführte Bahnen. Außerdem 
find noch 23441/, Kilometer vier großen Gejellihaften konceſſionirt. 

Bortugal hatte im Jahre 1856 124 Kilometer ausgeführte Bahnen. Im 
Bau begriffen waren weitere 95 Kilometer. 

Die umfaſſendſte Entwidlung, beſonders in ven lebten Jahren, bat das 
Eifenbahnweien in ten vereinigten Staaten von Nordamerika gefunden. 
Bor der Eröffnung ver Bahn von Tiverpool nach Mancheſter waren bier nur 
zwei Heine Schienenwege vorhanden, ver eine in Maflachufets, der andere in 
Penſywanien. Dagegen waren dem Betriebe übergeben im I. 1835 920, im I. 1845 
4510, im I. 1855 23,240 engl. Meilen. Was die Vertheilung nad) ven einzelnen 
Staaten betrifft, jo kamen von den im Jahre 1854 eröffneten Bahnen auf Maſſa⸗ 
hufets 1300, New-York 2700, Penſylvanien 2000, Obio 3000, Indiana 1500, 
Illinois 2800, zweiundzwanzig andere Staaten 8200 engl. M. Die Längen ein- 
zelner Bahnen überfteigen vie ver europäiſchen Staaten bei weiten. ‘Die Illinois⸗ 
Gentralbahn hat eine Länge von 707, die New⸗Yorker Centralbahn 534 engl. M. u. ſ. w. 
Die amerikaniſchen Bahnen find, wie die englifchen, von privilegirten Privatgeſellſchaf⸗ 
ten erbaut. Die Verfuche, welche die Staaten in der Mitte der preißiger Jahre machten, 
den Eifenbahnbau durch die Uebernahme von Zinsgarantieen zu fördern, haben bekannt⸗ 
lich ſehr betrübende Folgen gehabt. Seitvem haben vie Gefellichaften durch die Staaten 
Unterftägungen in der Form von Landgewährungen empfangen. Der Bau if, wie be 
reits oben auseinandergeſetzt wurde, nur jehr leicht und kann in jehr vielen Fällen nur 
als ein vorläufiger Nothbau angefehen werben, ver fpäter verpolllonunnet werben 
muß. Die Baukoften find deßwegen fehr gering und betragen vurchichnittlich auf 
die Meile nur ettua ven jechöten Theil von den Koften der engliichen Bahnen, 
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In Cauada find 1700 engl. Meilen Etfenbahn im Betrieb, in dem briti- 
ſchen Weftindien etwa 25. Cuba befitt 7411/, Kilometer Eiſenbahn. Die im 
Jahre 1855 dem Betriebe übergebene Panama-Eifenbahn iſt 49 engl M. 
lang. Auch in den übrigen amertlanifhen Staaten find verſchiedene Heine Streden 
theils ausgeführt, theils noch im Bau begriffen. 

In Aegypten iſt die Bahn von Alexandria nah Cairo (522/, d. M. lang) 
vollendet. In Borderafien und Oſtindien ift ver Bau von Eifenbahnen be: 
reitd in Angriff genommen. 

VI. So großes Intereſſe es hat, die Ergebniffe des Verkehres auf den 
Eifenbahnen verſchiedener Länder vergleihend einander gegenüber zu ftellen, fo ift 
dies doch mit außerorventlich großen Schwierigkeiten verbunden, die fih mit den 
bis jeßt zugänglichen Hülfgmitteln noch nicht befeltigen laſſen. Die ganz ungleichen 
Bebingungen, unter denen bie Eiſenbahnen in den verſchiedenen Ländern erbaut 
worben find und betrieben werben, geftatten nämlich nicht, daß nur einfach bie 
ausgeführten Linien nach ihrer Länge ober dem Sapitalaufwande zum Anbalts- 
punkte genommen werben, fonvern es würde nöthig fein, für dieſe Verhältniſſe 
zuoor einen. gleichmäßigen Ausdruck zu finden. Dazu fehlen aber bis jegt die 
binreichenden Angaben, ober find doch höchſtens nur für einzelne Länder bekannt. 
Um das Interefie an einer ſolchen Bergleihung wenigftens im Allgemeinen zu 
befrtebigen, entnehmen wir den documens statistiques, welche das franzöftfche 
Minifterium für Aderbau, Handel und öffentliche Arbeiten 1856 heransgab, 
die auf Seite 386 folgende Ueberficht. 

VII. Die großen Kapttalmaffen, welche ver Eifenbahnbau ſeit einem Viertel⸗ 
jahrhundert in fteigender Progreffion in Anſpruch nahm, konnten nicht verfeblen, 
eine mächtige Wirkung auf ven Geldmarkt bervorzubringen, und fie ift nicht 
überall in ruhiger Entwidlung verlaufen. Dreimal find dadurch Geldkriſen, wenn 
nicht ausſchließlich, ſo doch weſentlich mit hervorgerufen worden. Die erfte im 
Jahre 1836. Ste befchräntte fih auf England und die vereinigten Staaten von 
Nordamerika. Die zweite 1844 und 1845. Sie machte fi vorzüglih in England 
und Deutichland geltend, Die britte endlich, die beveutendfte von allen, verläuft 
jegt unter unfern Augen. Sie bat ihre Wurzel in den vereinigten Staaten von 
Nordamerika und bat fich bereits mit ihren Wirkungen über alle Völker ver ge 
bilveten Welt ausgevehnt. 

Nicht blos Geldſummen aber, fonvdern vorzüäglih aud zum Berbraude be 
ftimmte Gütermaſſen haben die Eifenbahnen in Anſpruch genommen. Eifen, Holz, 
Brennmaterial, Del u. f. w. werben von ihnen in ganz außerorventlihen Maſſen 
verbraudt. Sie haben dadurch eine mächtige Rüdwirkung auf Ackerbau, Yorft- 
wirthichaft, Bergbau, Gewerbe und Handel hervorgebracht. Sie haben übervies 
direkt einer großen Anzahl von Arbeitern theils vorübergehend, theils dauernd Be- 
ſchäftigung gewährt. So find bei ven englifhen Eijenbahnen im Jahre 1848 im 

anzen 52,700, im Jahre 1855 aber 98,000 Berfonen dauernd befchäftigt ge 
weien. Bei den deutſchen Eifenbahnen fin gegen 60,000 Menſchen dauernd be- 
fhäftigt. Der Verbrauch von wirthſchaftlichen Gütern tft auch dadurch außerordent- 
lich gefteigert und bie Bewegung der Wanrenpreife vielfach beftimmt worben. 

VII. Noch folgenreidher ift die Wirkung der Eifenbahnen durch den Zwechk, 
ben fie verfolgen, vie Belebung des Verkehrs. Die Erleichterung des Handels⸗ 
verlehrs ift dabei nur eine der Rüdfichten, welche in Betracht kommen. Freilich 
ift ſchon dieſe bedeutend genug. Sie haben nicht nur die Vorzüge, welche früber 
dem Waflertransport allein zufamen, nämlich eine wohlfeile, Beförderung ver 
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Waaren, auch dem Landtransport verſchafft: ſie haben dieſe Vortheile erhöht durch 
die Regelmäßigkeit und Geſchwindigkeit, mit denen fie den Transport bewirken. 
Durch fie tft ein beftänniger Ichrmarkt, eine ununterbrodhene Meſſe, mit allen 
Produkten eines Landes und felbft über die Grenze der Länder hinaus eröffnet 
worben. Es wird dadurch jevem Bewohner eines Landes vie Möglichleit gewährt, 
nicht nur mit feinen Mitbewohnern, fondern aud mit den Fremden aus allen 
Weltgegenden in Verbindung zu treten, und feine Arbeitsleiftung mit ihnen aus⸗ 
zutauſchen; Alle, welhe fein Produkt gebrauchen können, ftellen fih ihm als 
Käufer dar und bieten ihn den vollen Werth feiner Leiftung als Preis verfelben; 
es werben ihm in reicher Auswahl alle biejenigen Produkte zum Verkaufe ange- 
boten, welche er bedarf; ver Mlitbewerb bewirkt eine burchgängige Wusgleihung 
und möglichfte Stetigleit der Preife; die Möglichteit eines fchnellen Bezuges ge- 
ſtattet, die Ankäufe auf den augenblidlihen Bedarf zu beſchränken; mit Einem 
Worte, es werben die Vorzüge, welche in Bezug auf Handel und Verkehr vor 
der Erfindung der Eifenbahnen nur große Städte hatten, durch biefelben ganzen 
Ländern zu hell. 

Aber nicht nur in Bezug auf den Verkehr mit wirthſchaftlichen Gitern, fonvern 
auch in Bezug auf den geiftigen Verkehr find jest Stadt und Land einander 
genähert worden. Die Städte haben aufgehört, die ausſchließlichen Sige ver Bil- 
dung zu fein, die auch ven Lanpbewohnern immer zugänglider wird. Dörfer ver- 
wandeln fid) in Vorſtädte; die Kunftfammlungen, Bibliotheken und Unterrichts⸗ 
anftalten werben allgemeiner zugänglih, und e8 möchte wohl bie Zeit nicht weit 
entfernt fein, wo bie Landbewohner in weiten Umkreiſen um vie Städte ihre 
Kinder, ohne nöthig zu haben fie aus dem Haufe zu entfernen, am den ftäbti- 
hen Lehranftalten Theil nehmen laflen, wie umgetehrt die Stäptebewohner, ohne 
fih weit von ihren Wohnungen und Gejchäften zu entfernen, ſich ver Vorzüge 
des Lamdlebens theilhaftig machen können. Bis jest war es allervings vorzüglich 
der Handelsverkehr, welcher durch die Eifenbahnen befördert worben iſt. Die 
Zeit ihrer Einführung ift noch zu kurz, als daß fih der Bildungs verkehr 
weiter als im Keime hätte entwideln können; aber diefe Entwidiung wird nicht 
ausbleiben. 

Nächt minder wichtig, als für Wirthſchaft und Bildung, ſind die Eiſenbahnen 
als Werkzeuge der Staatsbeherrſchung. Entfernte Provinzen werden an bie 
Hauptftabt herangerüdt und können in wenigen Stunden erreicht werben. Die 
Provinzialbehörten find dadurch und durch die Telegraphie in unmittelbare Ver⸗ 
bindung mit ven Gentralbehörven gefett. Die Armeeen können aus den entfernten 
Theilen eines Landes in wenigen Tagen an die Stellen gezogen werben, welche 
zunächſt bedroht find. 

Wir find freilich noch nicht im Stande, von allen dieſen Wirkungen ver 
Eifenbahnen die Folgen zu überfehen, vie nicht verfehlen werben, aud ihre 
Schatten auf die geſellſchaftlichen Verhältniffe zu werfen. Die Aufgabe bleibt 
immer, die guten Seiten zur Geltung zu bringen, vie Nachtheile aber durch zweck⸗ 
entfprechenne Einrichtungen zu entfernen, wozu es jest ſchon nicht an Beranlaj- 
fung fehlt. — 

ie Literatur über das Eiſenbahnweſen tft ſehr umfaſſend. Die wichtigften 
auf dieſelbe bezüglichen Schriften findet der Lefer zufammengeftellt in L. €. Gla⸗ 
fer’8 allgemeiner Wirtbichaftslehre oder Nationalölonomie, Berln 1858, auf 


welche bier der Kürze wegen verwiejen wird. 
&. Safer. 
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Elbſchiffahrtsakte, ſ. Schiffahrtsgeſetze. 
Emanucipation, ſ. Frauen, Juden, Sklaverei u. ſ. w. 
Embargo, |. Seekrieg. 

Enmfer Punktation, ſ. Katholiſche Kirche. 


Encyklopadiſten. 


Die franzöftihen Encyklopädiſten mit ihren Häuptern Alembert mb Di⸗ 
derot, als Herausgebern der Encyklopädie, und Voltaire als der eigentlichen 
Seele, haben nicht allein durch das ſchwere Geſchütz, welches ſie mit vereinten 
Kräften in dem bandereichen, aber Vielen zugänglichen Werke gegen das ganze 
berrfchende religiöfe, politifhe und foctale Syſtem ihrer Zeit richteten, ſondern 
auch durch die leichteren Waffen, welche fie in befonveren Schriften für beftimmte 
Zwede gebrauchten, fowie durch ihre vielfeitigen perfönlichen Beziehungen und ihre 
geſellſchaftliche Stellung eine folde Geſammtwirkung erzielt, daß in der franzöft- 
ſchen Volksmeinung wie in der Literatur viefe ganze Aufklärungsperiode häufig 
durch ihren Namen charakterifirt wird. Die Aufgabe, welche die Enchklopäpiften 
fih ftellten, war, wie richtig einer der Ihrigen, Condorcet, bemerkt, nicht fowohl, 
neue Wahrheiten zu entwideln, ſondern die fhon von ven weiterſtrebenden Gei- 
ſtern aufgeftellten Anfihten zu verbreiten, fie als Waffen gegen vie herrſchenden 
Borurtheile zu gebrauchen, in dieſem Kampfe aber mit großer Klugheit und Ge- 
wandtheit vorzugehen, fih aller Töne und aller Formen zu bebtenen, der gelehr- 
ten Werke wie der Romane und fliegenven Blätter, die Wahrheit öfter mit einem 
Schleier zu umbüllen, um bie ſchwachen Augen zu ſchonen, aber doch bie Luft zu 
erweden, fie zu erratben, nie mehrere Gegner auf einmal, und auch einen ein- 
igen nie zu heftig von allen Seiten anzugreifen, bisweilen, wie Alembert an 

oltatre fehreibt, lieber einen Schritt zurückzuthun, um einen deſto befferen Sprung 
zu machen, und es, bejonvers bei ven in verfchtevenem Geifte gefchriebenen Ar⸗ 
tifeln, der Zeit zu überlafien, zu unterfcheiven das was fe gedacht hätten von 
bem, was fie ſegten aber unverbrüchlich das große Ziel vor Augen zu haben, 
vos fa In den Lofungsworten Vernunft, Duldung und Humanität fon- 
centrirte, " 

Die Enchklopädie ſelbſt ift nicht, wie Montesquien von feinem Werke rühmte, 
eine proles sine matre creata; fie war zuerft nad dem Vorbilde ver kleinen 
engliihen Enchklopäͤdie von Chambers (2 Bde.) angelegt, aber bald ausgebehnt und 
in einem andern Geifte ausgeführt worden. Diverot ſchrieb ven rhetorifchen Proſpektus 
biefes großen Werkes der Encyclop@die, ou Dictionnaire universel et raisonne 
des connaissances humaines, in 36 Bänden und Supplementbänben bei mehreren 
Auflagen, deſſen beide erften Bände 1751 erfchtenen, und zu welden Alembert 
die berühmte, als ein felbftftändiges Werk zu betrachtenne Einleitung (Discours 
pr6liminaire) ſchrieb. Dem Geifte nach find aber bie Enchklopäbiften bie letzten 
Sprößlinge einer langen Kulturentwicklung, welche, nad mannigfachen Abtrrlingen 
und Gegenfägen, nad vielen in allen Gebieten des gefellfhaftlichen, Lebens auf- 
gehäuften Sünden, auch bei dem mit Recht dagegen erhobenen Kampfe in Franf- 
teih mit einer großen Berfünbigung gegen alle wahrhafte Vernunft, gegen alle 
richtigen Grunbfäge der Religion, Sittlichkeit und Politik endete. Diefe Entwidlung 
ift aber Fein urfprüngliches und felhfiftänbiges franzöflfches Gewächs, fie iſt von 
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England, wo Bacon die Grundlage legte, Hobbes und beſonders Lode fie 
weiter führte, nach Frankreich geleitet und bier zu ihren legten wiſſenſchaftlichen 
und focialen Konfequenzen geführt worden. 

Wie ift aber — muß man fragen — Frankreich, welches in feinem größten 
Philoſophen, Descartes, einen felbfiftändigen für bie ganze europäiſche philo⸗ 
ſophiſche Forſchung folgenreihen Anfang und Aufſchwung genommen hatte, von 
biefem Pfade abgewidhen, zu einem Zögling Englands geworben und in dem 
Irrthum noch weit über den Lehrer hinausgegangen? Diefe Frage muß in tieferer 
Auffaflung des Zufammenhangs der geiftigen Strömungen unter ven Völkern, 
ihrer Urſachen und Bebingungen beantwortet werben. Die Carteſiſche Philofopbie 
iſt allerbings ein ächtes Erzeugniß des edlen franzöftihen Genius, ver ſtets nad 
dem Höchſten und den höheren Zielen des menfchlichen Lebens ftrebt und — 
ein eigenthümlicher Zug — die Theorie und Praris innigft verbunden erfaßt, auf 
die Erkenntniß ſchnell die That folgen läßt, aber doch in der Auffaflumg ber Dinge 
und Berhältniffe oft zu fehr an der Oberfläche in äußerlicher Reflerion und Abftraktion 
verweilt, jo daß er vie Gegenfäge leicht beraustehrt, fie nicht wahrhaft innerlich 
vermittelt, fondern nur durch ein ſchwaches Band äußerlich vernüpft, die geiftigen 
Kräfte mehr nah den Geſetzen des Mechanismus als des Organismus wirken 
läßt und daher auch im gefellichaftlichen Leben alle Inftitutionen mehr äußerlich 
als innerlid verbindet, mehr mechaniſirt als organifirt. Nah dem Ausgange bes 
Mittelalters bedurften alle weiter fortgefchrittenen Völker Europas einer gründ- 
lichen Reform auf allen Gebieten des geiftigen und gefellfchaftlihen Lebens. 
Deutſchland und England gelangten dazu durch die religiöfe Reformation, welche 
der Ausgangs» und Stützpunkt der früher over fpäter eintretenden Reformen in 
anderen Lebensgebieten wurde. Frankreich wies vie Reformation ab, hätte aber 
nicht minder einer tiefgreifenden Reform beburft, wodurch die menfchlihe Perfün- 
lichkeit oder Subjeltivität in ihrer innerften Wefenheit, in dem Selbftbewußtfein, 
dem Selbſtdenken, der Selbfteinfiht und freien Selbftbeftimmung zur Geltung ge- 
bracht und gefräftigt worben wäre. Die Carteſiſche Philoſophie erfaßte richtig dieſe 
innerfte Wurzel, ans welcher die ganze moderne Bildung in Kirche, Staat und allem 
Leben entfprofien iſt. Das menfchliche Sein wurde fogar mit dem Selbſtdenken, Selbft- 
bewußtfein gleichgefegt. Aber dieſes Princip wurde von Descartes nit in analy⸗ 
tiſcher Methode weiter ausgebildet und gefräftigt, fondern in kühnem Yluge wurbe 
das envliche Selbft mit dem unendlichen Selbft, ver göttlihen Subftanz, fchnell 
verbunden und, ftatt einer das Bewußtjein kräftigenden Piychologie, vorwaltend 
wieder die Ontologie ausgebilbet. Dies war ein großer Wehler und die Urfache, 
weßhalb fih der franzöftihe Geift der pſychologiſchen Philofophie Englands zu- 
wandte. Zugleich erwies fi aber bei der Carteſiſchen Philofophie vie wichtige 
Wahrheit, daß eine geiftige Bewegung nicht nachhaltig auf das gefellfchaftliche 
Leben einwirken kann, wenn fie nicht an gefellihaftlichen Faktoren einen Rüdhalt 
und Träger findet. Wer möchte behaupten, daß die Reformation in Deutſchland 
geglüdt wäre, wenn fle nicht in den durch Handel und Gewerbe emporblühenben, 
der freien Lebensbewegung geneigten Städten und vielen Fürſten eine mächtige 
Stüße gefunden und ſich ſelbſt alsbald in neuen ober neu organifirten Unt- 
‚verfitäten eine bleibende Pflanzftätte gefchaffen hätte? Die philofophiihe Be— 
wegung in Frankreich griff an fich ſchon nicht fo tief in alle wichtigen Intereffen 
des Lebens ein, berührte nur die geiftigen Höhen ber Gefellihaft; vie Freunde, 
weldye fie in ven Ianfeniften (wie Arnauld, Pascal, Nicole) fand, waren zu 
ſchwach, um ihr die nöthige Verbreitung zu geben. Die Kirche, welche vor Allem 
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einer geiſtigen Läuterung und Kräftigung bedurft hätte, war ihr zuerſt feinblic, 
und fpäter, als fie ſich Ihr günſtiger zeigte, war ber belebende Impuls und Fort⸗ 
bildungstrieb erlofhen, die Scholaftit war zugleich immer mehr in Berfall ge 
rathen, fo daß vie geiftige Perfönlichleit und Freiheit nirgends zu ihrem Rechte 
gelangte. Dazu fam, daß die ſchon feit Ludwig IX. eingeleitete centralifirenve 
und nivellitende, die Freiheit in allen Kreifen erdrückende Richtung unter Lud⸗ 
wig XIV. mit unerbittlider Strenge vurchgeführt, alfo auch Hier die Berfönlichkeit 
in ihrem Rechte nievergetreten wurde. 

Jetzt wandte ſich der franzöfiihe Genius der geiftigen und politiiden Be⸗ 
wegung und Bildung eines Landes zu, weldes in allen Hanptridtungen bes Le 
bens den Gegenfag zu Wranfrei bildet, aber gerade megen biefer ethiſchen und 
geſellſchaftlichen Polarität bis jegt die größte Anziehungstraft auf Frankreich aus 
gelibt hat. Höchſt bemerfenswerth find dieſe Wechſelwirkungen zwifchen zwei Län- 
bern, welche fo oft in der auswärtigen Politik die heftigften Gegner geweſen und 
bis jettt die bervorragendften Repräſentanten zweier entgegengejegter Richtungen in 
dem ganzen geiftigen, fittlihen und politiihen Leben geblieben find, der romani: 
ſchen Richtung auf die Einheit, Gleichheit und Gleichförmigkeit in allen Lebens: 
zuftänden und zu der dadurch nothwendig gewordenen größeren Macht ber von 
oben herab Alles beſtimmenden Regierung, und der germaniſchen Richtung 
auf Selbftftänvigfeit, Freiheit und Selbftregierung der einzelnen Perfönlichkeiten 
und aller organtjch-gefellfchaftlihen Lebenskreiſe, ſowie zu einer durch alle Glieder 
und Glieverungen des Staatslebens vermittelten und geftärkten Regierung. Frank⸗ 
reich fuchte nun In England was ihm fehlte, was es in eigener Kraft nicht Hatte 
erringen können, zuerft vie neue geiftige Grundlage in ver philoſophiſchen Bil- 
dung, fpäter größtentheils die politiſchen Principien, ſowie auch feinerfeits England 
vielfach einen neuen ober ftärferen Impuls von Frankreich erhalten bat. Der geiflige 
Verkehr zwifchen England und Frankreich war fchon früher durch die bebeutenbften 
Männer, welche vie Träger der Bewegung mwurben, vermittelt worben. 

Bacon, der methodiſche Begründer der neuen empirifchen und naturaliftifchen 
Rihtung, und fpäter Hobbes, der aud mit Descartes in perfänliche Berührung 
fam, haben wohl felbft fchon theilweis den Einfluß des franzöflfchen Geiftes empfunden. 
Die eigentlichen Wechfeleinflüffe zeigen ſich aber erft nach dem Ausgange der eng- 
lifchen Revolution und der Wieverherftellung der Stuarts, welche durch bie abfolute 
Gewalt, ven Lurus, die GSittenlofigfeit, zu welder der Zuſtand der englifchen 
Ariſtokratie no die Rohheit Hinzufügte, den Hof von Berfailles nachahmten, noch 
mehr aber feit der Vertreibung ter Stuartd und der Thronbefteigung Wilhelms III. 
von Dranien 1689, wo ſchon die Folgen der vorigen Sittenloftgleit, des Drudes 
und des heuchlerifchen Formalismus eintraten,, eine gewiſſe religidfe Indifferenz ſich 
zeigte und wo umter der Rezierung der frommen Königin Anna eine große Zahl 
von Werfen erſchien, in weldhen das pofitive Chriftenthum indirekt und virelt 
angegriffen wurde. In dieſer Zeit ſchrieb Toland 1690 fein „Chriftenthum ohne 
Myſterien“ und fein „Bantheiftilon”, Tindal 1706 feine Schrift gegen jebe mit 
dem Staatswefen verbundene Kirchenverfaffung,, fpäter 1739 das Werk: „Das 
Chriſtenthum fo alt ald die Welt", worin er die Unmöglichkeit der Offenbafung, 
bie Thorheit des Wunderglaubens beweifen und darlegen wollte, daß das Chris 
ſtenthum nur eine von den Berunftaltungen dur das Judenthum gereinigte Ver⸗ 
nunftreligion der Urzeit fei; fo gingen -auh Collins, deſſen Schriften „über bie 
Freiheit des Denkens" 1713, „Über die Beweiſe der chriftlichen Religion“ 1724 
u, f. w. befonders von den Enchklopäbiften überfegt und benutzt wurden, fowie 
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Sheftesbury in feinen „Unterfuchungen über ‚Tugend und Berbienfl” 1699, 
in feinen „Sharakteriftifen” 1711 u. f. w. über ibren Lehrer Locke Hinaus, der 
zwar aud Toleranz forderte, aber doch aus den Wirkungen des Chriftenthums, 
nicht aus den Wunbern, auf eine göttlide Offenbarung fchließen wollte, und 
lehrten einen reinen Deismus, wenn auch mit fittliher Richtung, gleichwie etwas 
fpäter Wollafton, veflen „Umriffe ver natürlihen Religion” 1724 fieben ftarke 
Auflagen bis 1750 erlebten. Beſonders war es aber, um bier einige andere Schrift- 
fteller, wie Morgan, Chubb, Manveville zu übergehen, Lord Bolingbrofe, ver 
ränfevolle, gewifien- und fittenlofe Minifter der Königin Anna, welcher die neuen 
englifchen Lehren in ven fpöttiihen, boshaften, ja lügnerifchen Ton fleinete, ven 
er am franzöſiſchen Hofe währenn feines erften viplomatifchen Aufenthalts daſelbſt 
kennen gelernt hatte und welchen er nad dem Tode der Königin während feines 
Crils in der Tonraine dem noch jungen, aber ſchon dieſer Richtung ergebenen 
und ihm ſehr geiſtesverwandten Voltaire einflößte, ven er für ven Plan begei⸗ 
fterte, in Frankreich der Berbreiter eines reinen VBernunftglaubens und einer mit 
angebornen finnlihen Trieben und Leidenſchaften übereinflimmenden Moral zu 
werben. In biefem Vorhaben beftärkte ſich Voltaire durch feine Reife nach England, 
wohin faft gleichzeitig Montesquien ſich begeben, der vorher in feinen „perfifchen 
Briefen” 1721, mit beißenver Satyre die damaligen religiöfen und geſellſchaftlichen 
Zuſtäͤnde übergofien hatte, um durch das Studium der engliihen Berfaflung ſich auf 
fein Hauptwerk vorzubereiten, wo aber Boltaire in feinem zweijährigen Umgange 
mit ven „freien Denkern“ beſonders feinen Haß gegen das pofitive Chriftenthum 
nährte. Die große Verehrung, welche er England durch ein faft Fönigliches 
Leichenbegängnig Newton 1727 zollen ſah, führte ihn auch zu der Phyſik New» 
tons, die ex nachher in Frankreich befannt machte, und ließ ihn noch ftärfer den 
Druck empfinden, ven in feinem Baterlande ein fiecher Despotismus, officielle 
Hencelei, Cenſur und Mandements auf alle geiftige Bewegung ausübten. Nach 
feiner Rücklehr wurde nun Boltaire die treibende Kraft der neuen Bewegung, bie 
fih an die englifchen, aber ſchon mit franzöſiſcher Frivolität gefärbten Lehren an- 
ſchloß, dieſelben in Frankreich aber zu allen theoretiihen und praktiſchen Konfe- 
quenzen führte. In England felbft hatten jene Lehren das kräftigere veligiöfe und 
fittlihe Bewußtſein, welches in der feſtbegründeten bürgerlidden und politifchen 
Breiheit eine neue Stärle gewann, nicht erſchüttern können, in Frankreich dagegen 
wurden fie bei der Aushöhlung alles geiftigen und fittlicden Lebenskerns eine leichte 
Waffe zum Umſturze nicht blos von unhaltbaren VBorurtheilen und Weberlieferungen, 
fondern auch von wahren religidfen und fittlihen, aber ihres inneren Haltes, ihrer 
Wurzel in der menſchlichen Perfünlichleit und Freiheit entblößten Anfichten. Schon 
Hatte Voltaire längere Zeit allein gewirkt und nicht ohne einen gewiſſen Muth 
die Wege geebnet, ale ſich um bie Mitte des 18. Jahrhunderts jene geſellſchaft⸗ 
lihen und wifienfchaftlihen Kreiſe bilneten, welche bie neuen Lehren verarbeiteten, 
abichliffen un weiter verbreiteten. Der bebeutenbfte Kreis war aber ber Verein, 
der zur Berbreitung jener Lehren die Enchklopäpte ſchuf, deren Verfaſſer, An⸗ 
Hänger und Begünftiger ven Namen Enchklopäpiften erhielten. 

Die Schriftfteller, welche ala Mitarbeiter an ber Enchkiopähte over in be 
fonderen Schriften jene Lehren verbreiteten, waren jelbft nur eine Wiverfpiegelung 
der verberbten franzöfifchen Gefellihaft, und bebienten fidh bei ber Verbreitung 
derfelben Mittel ver Lift, Heimtüde und ber Frivolität, welche ſchon das fittliche Leben 
ſtark untergraben hatten. Nur mit innerſtem Widerwillen kann man in ber Kor⸗ 
reſpondenz ber Häupter (Voltaire, Alembert, Diderot u. A.) die Darlegung ber 
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Taktik Iefen, welche viefelben empfehlen. So wie es ſchon von übler Vorbebeutung 
von dem Endausgange des begonnenen Kampfes für Aufllärung war, daß bie 
neuen Lehren ihre bedeutendften Borlämpfer in Männern wie Bolingbrofe und 
Boltaire erhielten, denen aller tiefere Wahrbeitsfinn und fittlide Ernft fehlte, fo 
muß fih aud hier die Ueberzeugung befeftigen, daß durch unfittliche Mittel nie 
eine für vie Menfchheit pofitio wohlthätige Umgeftaltung des geiftigen oder geſell⸗ 
ſchaftlichen Lebens bewirkt werben kann. Ein förmliher Kampfplan wurbe im 
Rücficht auf alle Waffengattungen entworfen, allen Streitgenofien und Verbün⸗ 
deten vie angemeflene Stellung gegeben; aber das tief Unfittliche Iag in ver Un- 
ehrlichfeit des Kampfes, indem man gar nicht ald Gegner auftrat, und, während 
man ein ganzes religiöfes und fittliches Gebäude umwerfen wollte, ſich die Miene 
gab, ale wolle man nur einzelne Schäven ausbeſſern. Aud bei ven wichtigften 
Artikeln der Eucyklopädie wurde eine beſondere Taktik beobachtet. So wurben bie 
Artikel: Gott, Seele, Freiheit und mehrere andere in Darlegung aller wichtigen 
Beweife abgehandelt, aber dieſe Beweife in andern Artikeln, auf welche meift hin⸗ 
ewiefen wurde, wie Demonftration, Fanatibmus, Aberglaube, Vorurtheil, Zufall, 
ler, Naturrecht u. a., wieder entfräftet; wahrjcheinlih nad dem erwähnten 
Ausfpruche Alemberts, daß das Publikum vie eigentliche Meinung bald ausfinvig 
machen würde. ° R 
Das Haupt und die Seele des Kampfes war Boltaire (1694—1778), 
der auch für die Enchklopäpie, eine große Thätigfeit entfaltete, weniger durch 
Artikel als durch Anfpornung und Leitung, ver in dem ganzen Kampfe ftets 
neue Liſten und Pläne ausdachte, nah allen Selten aufmunterte, in einem 
andern Sinne, ald es der Apoftel verlangte, „Allen Alles war", ver als 
fharfblidenver Feldherr einen Jeden nad feiner befonderen Befähigung verwandte 
und alle Mittel, auch der Heuchelei, ja ſelbſt der Lüge empfahl, und deſſen fo oft in 
den Briefen an die Bertrauten empfohlenes Loſungswort war: zertretet bie Schänd- 
liche (6craser l’infame), d. 5. die pofitive hriftliche Religion und Kirche. Zu biefem 
Zwede wollte er audy eine Verbrüderung der PBhilofophen, eine Art Freimaurerei, 
und eine Kolonie errichten, und beftimmte Friebrih den Großen, ihm hierzu 
Cleve anzumeifen, war aber fehr erzürnt, daß, während ver h. Ignaz von Loyola 
12 Profelgten gefunden babe, ex nicht drei Philoſophen finden könne, die Paris 
für Eleve verlafien möchten. — An zweiter Stelle ift Alembert (1717—1783) 
zu nennen, der natürliche Sohn ver noch weiter zu bezeichnenden Frau von 
Tencin, vie ihn auf ver Schwelle ver in ver Revolution zerftörten Kirche St. 
Iohann der Runde, wovon Wlembert zuerft den Namen trug, ausſetzte. Er wurde 
jedoch nach einigen Tagen von feinem Bater, Chevalier Destoudhes, von einer 
Glaſersfrau die fih feiner erbarmt hatte, zurüdgenommen und erzogen, erhielt 
fpäter befanntlich einen beveutenden Namen als Matbematiter, wırde Mitglieo 
ber Mlademie und erhielt von der Katferin Katharina II. die, jedoch von ihm nicht 
angenommene, Aufforderung zur Erziehung ihres Sohnes gegen eine Rente von 
100,000 Frs. Dur die Feinheit, Klugheit, Borfiht, die er im lmgange, 
Schreiben und Reden zeigte, übte er befonders einen großen Einfluß aus und 
wurde der Schugherr aller jungen Talente, die nach Parts famen, und bie in 
verſchiedenen Stellungen zum Dienft ver gemeinfamen Sache verwendet wurben. 
In feiner, als ein Mufter bes Lehrſtyls gepriefenen Einleitung zur Enchllopäbie 
gab fih ſchon in der neuen Anorbnung aller Wiflenfchaften, die, nad der Anu⸗ 
forderung Bacons, nad dem fuhjeltiven, d. h. pſychologiſchen und zwar fen- 
ſualiſtiſchen Gefichtspunkte Haffifichet wurden, vie neue Anfhauungsweije und bie 
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Umkehrung ver früheren Anfichten kund. — Der Dritte im Bunde war Diverot 
(1718— 1784), zwar der keckſte und frechfte, aber im Grunde ver gerabefte, wel- 
her das, was er zu einer Zeit dachte, offen, felbft mit Gefahr feines Lebens, 
ausſprach (er dachte nicht immer glei, indem er allmählig vom Deismus zu 
einem Spingzismus, der fehr an den Atheismus freifte, überging), dabei philo- 
ſophiſch fcharffinniger und zugleich viel gutherziger als feine Genoſſen war. In 
feinem erften bedeutenden ſelbſtſtändigen Werke, den „philofophifchen Gedanken“, 
batte er, tm Gegenfage zu dem gleichlautenvnen Werke von Pascal, nicht, wie bie- 
fer, die Nothwendigkeit ver Offenbarung aus der Schwäche ver Vernunft, ſondern 
bie Unmöglichkeit aller überfinnlihen Erkenntniß barlegen wollen; wegen ber im 
tederen Tone gefchriebenen „Briefe eines Blinden zum Nuten ver Sehenden“ 
wurbe er in Vincennes eingefperrt, daraus dur bie Bemühung feiner Freunde 
nach einigen Monaten wieder befreit und machte darauf den Entwurf zu ber 
großen Eneyklopädie, die er auch, unter vielen Verlegenheiten und Berfolgun- 
gen, und als fich ver gemäßigte Theil des Publikums, felbft Alembert, von ver 
Redaktion zurückgezogen hatte, allein, nur unter dem Beiftande von Voltaire und 
der Hülfe untergeorpneter Kräfte, zu Ende führte. — Neben viefen Häuptern waren 
Mitarbeiter an der Enchllopädie Condorcet, der unglückliche Gironbift, der den 
Uebergang zu ver Rouſſeau'ſchen politiſchen Theorie vermittelte, der — fpäter be⸗ 
kehrte — Marmontel, der nationalskonomiſch⸗polemiſche Schriftſteller Morel- 
let (den Boltatre in einem Wortfpiele als mords-les für alle Gegner bezeichnet) 
n. A.; aud andere in den Wiflenfchaften bedeutende Namen wie Haller, Dau⸗ 
benton, Bernouilli und Büffon, ver fih fpäter zurückzog. 

Aber die Encyklopädie und die Enchklopäptften waren nur der angejehenfte 
und einflußreichfte gelehrte Mittelpunkt, von welchem aus die Bewegung nad 
verſchiedenen Richtungen unterhalten wurde, an welche ſich aber andere Gruppen 
näher oder entfernter anſchloſſen. Zu dieſen Gruppen gehören einerjeits vie De- 
fonomiften, mit Zurgot an ver Spitze, welde der neuen Richtung zu ber 
Natur und dem Naturalismus nur einen andern, wenn auch für das wirthichaft- 
liche Gebiet mehr berechtigten Ausorud gaben, indem fie vie Natur als die alleinige 
Güterguelle varftellten. Turgot war mit den Häuptern der Encyklopädie und ihren 
Kreifen am meiften befreundet und Alembert bezeichnet ihn in einem Briefe au 
Boltatre als einen Mann, welcher „ver Philoſophie voll, ein recht ehrlicher Frei⸗ 
enter fei, der aber bie triftigften Gründe habe, es zu verbergen, weil das 
Freidenken zu dem Glücke nichts beitrage”, d. h. weil Zurgot, praktiſch auf 
burchgreifende Reformen bedacht, vor Allem feine wichtigen nationalöfonomifchen 
Zwede verfolgen wollte. Wie Duesnay die beiden Artikel Korn (grain) und 
Pächter (fermiers), fo bat Turgot mehrere Artikel, befonders Markt (foire) und 
Stiftung (fondation) für die Eneyklopädie geliefert. Eine andere Gruppe, für welche 
Diderot das verbindende Glied war, bildeten die Materialiſten und Atheiften, 
für welde der pfälziſche Baron Holbad ein Bierteljahrhundert wöchentlich ein» 
mal offene Tafel hielt, und wo ſich auch ber fpäter baronifirte, gothatfche Ge⸗ 
(Häftsträgr Grimm einfand, ver aber felbft einen befonveren Kreis bei 
feiner Tafel verfammelte. Zu den Gemäßigteren dieſer Gruppe gehörte der durch 
feinen rechtlichen und gutmüthigen Charakter ſich auszeichnende Helvetins, wel- 
her in feinem rein fenfualiftiichen Were „vom Geifte” 1758, wie bie Deffant 
fi) ausprädte, das Geheimniß vor Jedermann verrieth, aber von ihr ſehr ger 
tabelt wurbe, daß er ein ſolches Geheimniß, in deſſen Befty und Genuß nur bie 
höheren Klaſſen bleiben müßten, den gemeinen Leuten verrathe. Aus dem Holbach⸗ 
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ſchen Kreiſe ging dagegen das „Syſtem ver Natur 1770 hervor, worin dem 
Materialismus und Atheismus, welchen ſchon früher ver von Friedrich II. in Berlin 
protegirte La Mettrie in frechfter Weile ausgeiprodhen, oder, nach dem Aus⸗ 
brude des gleichfalls in Berlin angeftellten Marquis d'Argent, vie Lehre des 
Laſters mit der Unverfchämthett eines Narren geprebigt hatte, eine mehr wiflen- 
ſchaftliche Form, aber in einer weitfchweifigen geiftlofen Darftellung gegeben wurde. 
— In einer entfernten Stellung zu diefen Männern und Gruppen blieb ver 
Abbéo Condillae (17151780), der ernfle philoſophiſche Denker dieſer Zeit, 
der durch Voltaire mit Locke belannt gemacht war und deſſen Reflerionstheorie 
zum Senfualismus umbildete, aber doch vor den legten Konfequenzen des Sen⸗ 
fualtgmms zurückwich, indem er bie Immaterialität der Seele und das Dafein 
Gottes annahm. Condillac hat aber unftreitig einen großen Einfluß auf Alembert 
und Diderot, die ihn hochſchätzten, ausgeübt, 

Auer dieſen Männern und ihren Kreifen waren aber nicht blos für die 
Berbreitung der neuen Lehren, fondern auch für vie feinere Ausbildung und bie 
Einhaltung gewiffer Grenzen ver Mäßigung und des guten Tons beſonders ein- 
flußreich die gefellichaftlichen Kreife, im welchen eine Frau ber anregende Mittel- 
punkt war. Ein älterer Kreis, der ven Webergang zu den Enchflopäbiften bildet, 
verfammelte fi bei der, ſchon als natürliche Meutter von Alembert genannten, 
geiftreihen und durch tiefere Auffaffung ausgezeichneten, aber ſittlich ſehr tief 
ſtehenden Frau von Tencin, welde fogar der, auch durch die Kriminalunter⸗ 
fuhung nicht ganz abgewälzte, Verdacht der Ermordung eines ihrer Liebhaber traf, vie 
aber mit den bedeutendſten Perfönlichkeiten, und foger langdauernd mit dem Papft 
Benedikt XIV. im Briefwechſel fand, und deren Kreis bejonders Durch Tontenelle, 
Montesquten, für defien „Geift der Gefege” fie umgemein thätig geweſen fein 
fol, Mairan und den damals noch jungen Helvetius, Marmontel u. W, gebildet war. 
Nah ihrem Tode war eine Freundin, die Geoffrin ihre Nachfolgerin, vie aber 
von Kunft und Wiſſenſchaft wenig verftand, nur durch feine Lebensart zu glänzen 
ſuchte, und die — ein merkwürdiger Zug ber Zeit — um wegen ihrer gläubigen 
Devstion keinen Anftoß zu erregen, heimlich zur Meſſe ging, wie, nad) der Be⸗ 
merkung Marmontels, Anvere zu Liebesabenthenern. Bon größerer Einwirkung 
auf die Zeitanftchten war bagegen bie herzloſe, aber kluge, in fittlicher Beziehung 
ungefähr auf gleicher Stufe mit ver Tencin ftebende Deffant, bie befonders ven 
Kreis von Boltaires Yreunden, darunter auch Alembert und währenn einiger Zeit 
Diverot, um fi verfammelte. Bon der Deffant trennte fi aber — ein Ereigniß 
für die damalige große Welt in Frankreich und felbft in Europa — ein Kreis, 
der fih, als eine Art weiter gehender Schule, um die zwar nicht ſchöne, aber 
junge und geiftreihe, als Gefellfchafterin bei ver Deffant gebilnete Espinaffe 
verfammelte, und von welchem Alembert, ihr gequälter Verehrer, Diderot und 
Turgot die vornehmften Mitglieder waren. Dieſe geiftreichen Frauenkreife haben 
auf die Berbreitung ver neuen Anfichten einen Einfluß ausgeübt, wie ex ſich nur 
aus der Macht des gefelligen Lebens und Verkehrs und aus ver Stellung er- 
Hören läßt, welche feit Ludwig XV. vie gebildeten rauen barin eingenommen 


Eigenthümlich war gegenüber viefen Männern und Kreifen pie Stellung 
Ronffean’s, welher zwar berfelben Grundrichtung angehörte, aber durch Be⸗ 
wahrung eines gewiſſen Zuges ver Idealität, durch Achtung der edleren Gefühle 
und durch die praktiſche Richtung auf die Verbeſſerung der geſellſchaftlichen Zu⸗ 
ſtaͤnde in Rücktehr zur Natur, Gleichheit und Freiheit, bei Allen, welche nicht 
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nah Genuß, fondern nach Befreiung von bem vielfachen Drude und nach einer 
befieren geſellſchaftlichen Orbnung ftrebten, immer größeren Einfluß gewann und 
der Lehrer der frangöfifhen Demokratie wurde. Rouffeau fand zwar auch feine 
Eitelteit durch mäheren Umgang mit hochſtehenden Perfonen, beſonders Frauen 
(Herzogin von Luxemburg, Frau von Epinay u. 9.) geſchmeichelt, allein fein 
durch ein langes phyfiſches Leiden genährtes mißmuthiges und argwöhniſches 
Temperament machte ihn höchſt ungeſellſchaftlich. So blieb er auch ven Kreifen 
der Euchflopäpiften fern, kam mit Alembert in Streit über vie moralifche Seite 
des Schaufpiels, überwarf fi mit Voltaire und Diverot und wollte überhaupt 
in deren Lehren, nicht mit Unrecht, ein von den Laftern der Großen und Reichen 
erfunbenes Syſtem fehen, weldes ihren Egoismus und Ihre finnliche Genußſucht 
zue Tugend flempeln follte. | 

Wenn wir nun fchließlih die von den Enchflopäbiften in ihren verfchiebenen 
Nüancen verbreiteten Lehren in der Kürze ins Auge fafien, fo erbliden wir darin 
die verfchtedenen Stadien einer Abirrung der Philofophie, welche in England mit 
Bacon’3 Anpreifung der äußeren Erfahrumgemethode und einer einfeitigen Natur- 
betradytung beginnt, fchon In Hobbes zum Materialismus übergeht, durch Lode 
zu einer gemäßigten Reflerionsphilofophte, werm auch mit dem Uebergewichte nad 
der Seite des Senſnalismus zurädgeführt wird, in Frankreich aber durch ben 
Senfualismus Condillaes hindurch, der noch vor ven Konſequenzen zurüdichredt, zu dem 
reinen Senfualismus des Helvetius gelangt, ver fich feinerfeits noch der Konjequenzen 
des Materialismus erwehren will, und fhließlich mit „dem Syſteme ver Natur" 
endet, in welchem die Logik der Prämiſſen und der Methode zu ihrem vollen 
Rechte gelangt. — Nach dieſem Syſteme giebt es nur Materie und Bewegung, die 
erfte beſtehend aus Atomen oder Moleklllen, vie andere aus Attraktion und Res 
pulſton. Was die Oravitation in der Natur, ift die Selbftliebe im Menfchen. 
Die Seele vom Körper unterfcheiden, heißt nur, das Gehirn vom übrigen Körper 
unterfcheiven, denn Denken wie Wollen find nur eine Modifikation des Gehirn⸗ 
Organs. Mit ver irrigen Selbftverboppelung hängt der Glaube an Gott zufammen, 
der, wenn man unter Gott nur die bewegende Kraft in der Natur verflände, richtig 
wäre, aber durch Unwiſſenheit, falfche Abſtraktion und irrige Auffaffung ver Uebel 
in der Welt zu dem Glauben an ein geiftiges Wefen über der Natur ausgebilvet 
worben iſt. Das wahre Naturſyſtem ift atheiftifh. Der Atheismus muß aud 
verbreitet werben, weil er allein die fhänlichen Vorurtheile zerftört, ven Menſchen, 
der nur ein Glied in der Kette des nothwendigen Zufammenhangs aller Dinge 
ft, von aller Unruhe befreit, ihn lehrt, fi) in das unvermeidliche Schichſal zu 
fügen, die Gegenwart mit Berftand zu genießen, ſich mit Anderen zur Gefell- 
ſchaft, feinen Vortheil mit dem Vortheil der Anvern zum Gemeinwohle zu ver- 
binden. Aber doch kann felbft der VBerfaffer des Syſtems ver Natur (jehr wahr- 
ſcheinlich Holbach felbft) eine höhere Ahnung und Mahnung nicht unterprüden, 
Indem er e8 als möglich zuläßt, daß der Atheift ſich geirrt Habe und es doch ein 
höchſtes, nur nicht nach Analogie des Verhältniffes von Geift und Leib zu denkendes, 
aber auch nicht blindes Weſen gebe, welches dann auch dem Atheiften, ver doch nur 
ben Aberglauben, vie falſchen Bilder, die antbropomorphiichen Vorftelungen babe 
zerftören wollen, vergeben werde. Mit dieſen Grunpfägen war Diverot in feinen 
legten Anfihten am meiften übereinftimmend geweſen. Intereffant ift, wie auch 
Diverot, nach ven gleichen Grunpfägen wie unfere mobernen Stoffwechfel-Männer, 
ein befonveres Gewicht auf die Nahrung und auf feine Speifen legte und bei der 
Frau von Neder, vie fih etwas wunderte, daß bie geiftreihen Herren fo viel 
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auf eine gute Tafel hielten, fih an feine, fpäter durch Frömmigkeit ausgezeichnete 
Tochter mit der Frage wandte: Dites, ma fille, comment fait-on de l’esprit, 
und die Antwort erhielt: Mais, mon pöre, c’est en mangeant. 

Das Syſtem der Natur war ver letzte rohe, jedoch Tonfequente Ausdruck 
einer philoſophiſchen Bewegung, welche, zur Ueberwindung des, dem wahren Wefen 
der Dinge und Berhältnifie fo vielfach widerſprechenden, mittelalterlihden Syſtems, 
mit dem Aufruf zur Natur, zur Naturwifienihaft und zur naturwiffenfchaftlichen 
Methode begann, bald aber das vielveutige Wort und Princip auch in die morali- 
ſchen und politiſchen Wiſſenſchaften einführte, eine natürliche Religion verlangte, 
eine natürliche, befonders die Naturbeziehungen des Menſchen beachtende oral, 
eine Erziehung zur Natur, einen gefellichaftlichen Zuftand, für welchen ver Natur: 
zuſtand der Menfchen ein, wenn aud in gewiffer Hinficht beſchränktes, Vorbild 
bleiben, eine Volkswirthſchaft, in welder vie Natur als vie Duelle aller Güter 
betrachtet werben follte und welche zulegt in dem Menſchen überhaupt nur nod 
ein Naturweſen jehen wollte. 

Die eigentlihen ſtaatsrechtlichen Folgerungen aus ben naturaliftijch- 
fenfualiftiichen und materialiftifchen Lehren, veren Pathen over Patrone die Ency- 
Hopäbiften waren, find ſchon in England in dem Syſteme eines Mannes ent- 
widelt worden, deſſen Hauptverdienſt in ver ſtrengen unerbittliden Logik liegt. 
Die Lehre von Hobbes hat gezeigt, daß der despotifche Abfolutismus die nothwendige 
Form der Stantsgewalt für die gefellfchaftliche Berbindung der Menjchen ift, wenn fie, 
als bloße finnliche, von finnlichen Trieben und Leidenſchaften bewegte Wefen, einer 
Selbftbeherrfhung und Selbftbegrenzung unfähig find und daher unter bie orb- 
nende Zucht eimer mit ver möglichft großen Macht ausgerüfteten Regierung geftellt 
werden müſſen. Diefer despotiſche Abſolutismus war daher aud ber praktiſche 
Ausgang der vergeblich nach ven wahren Brincipien der Freiheit und ber gefell- 
ſchaftlichen Organifation ringenvden franzöflfchen Revolution. Zu dieſen Enbreful- 
taten müflen auch in der Politik ftets die fenfualiftiichen und matertaliftifchen 
Lehren führen. Sie können nie die wahre menſchliche Perfönlichkeit im Staate 
zur Anerkennung bringen, weil fi dieſe von der blos thieriſchen Individualität 
durch ein höheres, nicht= finnliches, jelbft- und gottbewußtes Princip, die Vernunft, 
unterjcheivet, nie vie wahre Freiheit, weil pie wahre Selbftbeftimmung in der Beherr- 
ſchung ber finnlichen Triebe, der niederen Güter und Zwede durch vie höheren Motive, 
Güter und Zwecke des Lebens liegt, nie die wahre Gleichheit, welche auch bie 
wirklichen Unterſchiede nicht verwifchen darf, nie eine wirkliche gefellichaftliche Or⸗ 
ganiſation, weil diefe fih von dem bloßen, durch äußeres Aufeinanderwirken ver 
Kräfte beftimmten Mechanismus durch die aus dem Innern ſtammende Wechfel- 
wirkung aller Glieder und Glieverungen und das gegenjeitige Bebingtfein ver 
Freiheit und Ordnung unterfcheiver. ‘Der Senfualismus und Materialismus ber 
franzöftihen Aufklärungsperiode hat daher auch nur einen rein negativen und 
zerſtörenden Charakter gehabt, und nirgends neue pofttive Grundlagen an bie 
Stelle geſetzt. Das franzöflfhe Bolt erwartete fi von ihr, beſonders aber von 
den Enchllopäpiften, die e8 als die Führer der Bewegung betrachtete, eine große 
Umgeftaltung der geſellſchaftlichen Verhältniffe 1). Diefer neue Geift hat auch un- 


1) Diefe vor der Revolution weit verbreitete Volksanſicht fpricht fih in der merkwürdigen 
chanson aus, welche man ald prödiction Turgotine bezeichnet hat, die fchon 1776 gedruckt Ein 
jo, und in den Gotha'ſchen cahiers de leotare nr. 11, 1790 wiederabgedrudt iſt. Wir heben 
von den 9 Strophen nur folgende hervor: . 
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vertennbar der franzöflicden Revolution vorgearbeitet und ihr fpäter, nad Den 
verfchtenenen Phaſen, die leitenden Grunbfäge in den verfchievenen Schattirungen 
gegeben; er bat aber nicht vie Revolution felbft hervorgerufen; denn biefe mar im 
Grunde nur die Offenlegung der inneren geiftigen, fittlichen, politifchen und volks⸗ 
wirtbfchaftlichen Zerrättung aller Berbältniffe; fie war insbefonvere die Frucht 
eines Despotismus, der zuerft alle felbftftänpigen Lebensnerven des Volles in 
feinen Gliederungen getödtet hatte und zulegt felbft an Entnervung bahin ſchied, 
um einen troftlofen Zuſtand zurädzulaflen, in welchem für lange Zeiten die Prin- 
cipien ber Orbnung und Freiheit nur fchwer den Einklang finden bürften. 

Die franzdfiichen Lehren und Zhaten follen aber für andere Völker eine 
Warnung fein. Wir find zwar der Anſicht, daß durch eine höhere Borfehung 
und Leitung den Bölfern, einem jeven eine befondere Aufgabe, auch in Zerſtörung 
und Aufbau, zugetheilt iſt, und daß die verfchievenen Völker, fo wenig fie über 
die Form einer gleihen Berfaflung geſchlagen werben können, fi auch in ihrer 
Lebensentwicklung nicht abkonterfeien; wir glauben daher, daß auch der Mate- 
rialismus nad feinen politiihen und foctalen Konfequenzen in Frankreich 
begraben bleiben wird. Uber er kann doch in Deutſchland, wo er in Folge 
einer theilmelfen geiftigen und fittliden Erlahmung nad einer, Ziel und Wege 
verlierenben Ueberſtürzung in ber PBhilofophie und ber Politik hat aufwuchern 
tönnen, manchen Schaden ftiften, beſonders unter der Jugend, bie in den Stu⸗ 
dien felbft immer mehr zu dem blos empirifch Gegebenen bingevrängt wird. Es 
geht jegt überhaupt ein gewiffer materialiftiiher Zug durch das Leben, und fo 
wie der Materialismus die Richtung zur Naturwiſſenſchaft und zum materiellen 
Gütererwerb ausbeutet, fo findet er auch wichtige, wenn gleich fehr unabfichtliche 
Berbündete an Allen, weldhe ven höheren idealen LTebenszug vertennen, das Recht 
ber Ideen und der entſprechenden Lebensgeſtaltung beftreiten, burch die Macht 
der Formen den Geift und pas Leben beherrichen, überall nur ven Stoff und die 
Quellen des Stoffes, die Emptrie und die Geſchichte, nicht aber zugleich den 


1. Vivent tous nos beaux esprits 4.De m&me pas marcheront 
Encyclopedistes, Noblesse et roture 
Du bonbeur francais dpris Les Francais retlourneront 
Grands 6conomistes ; Au droit de nature 
Par leurs soins au tems d’Adam Adieu Parlements et lois 
Nous reviendrons, c’est leur plan, Adieu Ducs, Princes et Rois 
Momus les assiste! o gu6. La bonne aventure! o gu6. 
2.Ce n’est pas de nos bouquins 5. Puls devenant vertueux 
Que vient leur science Par philosophie 
En eux ces fiers paladins Les Francais auront des Dieux 
Ont la patience A leur fantaisie 
Les Colberi et Pos Sully Nous verrons un oignon 
Noas paraissent grands, mais fi A Jesus damer le pion, 
C’etsit ignorance | 0 gu6. Ad, quelle harmonie! o gu6. 
3. On verra lous les 6tals 8. D'aprôs les novations 
Entre eux se confondre De cette sequelle 
Les pauvres sur leurs grabals La Fran®e des nations 
Ne plus se morfondre Sera le moddle; 
Des biens on fera des lots Et cet honneur nous devrons 
Qui rendront les gens &gaux, Aux Turgot et compagnons 


Le bel oeuf a pondre! o gu6- Besogne immortelle | o gue. 
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belebenben @eift, die den Stoff durchdringenden, geſtaltenden und umgeflaktenen 
Principien anertennen wollen. Möchten Alle, denen bie höheren Güter bes Lebens 
heilig find, auch diefe Art des Materialismus fhärfer ins Auge faflen, vermeiden 
und befünpfen. — 

Literatur. Die Eneyclopedie felöft; die hauptſächlichſten Schriften ver 
Enchklopäpiften und ihrer Verwandten; Schloffer, Gefhichte des 18. Jahrhun⸗ 
bertö, Bd. 1 u. 2; Villemain, Cours de littdrature francalse; bie biograpfi- 
ſchen Artikel in mehreren franzöftfhen Werken (die Encyclopedie des gens du 
monde, La France litt@raire, par Quérard, bie Biographie universelle, wovon 
jedoch bis jet nur die 7 erſten Buchſtaben des Alphabets erfchienen find). 


England, |. Großbritannien. “uns 
Enklaven, f. Staatsgebiet. 

Enquöte, |. Geſetz. 

Enregiftrentent, ſ. Orunpbüder. 

Epidemie, |. Sefunpheitspolizei. 

Episkopalkirche, |. Großbritannien, Broteftantifhe Kirche. 
Episkopalſyſtem, |. Katholiſche, Broteftantifhe Kirche. 


Erbgüter. 


Dem Grunbbefige kommt bei ven germaniichen Stämmen in ver älteften 
Zeit eine ſehr erhebliche dffentliche Bedentung zu. So weit fi) veflen Gefchichte 
Aurüdverfolgen läßt, ift die LXebensweife des Bolts im Ganzen wie jeves einzelnen 
olfsangehörigen wejentlich eine bäuerliche, und nur ber Grundbefitz erfcheint dem⸗ 
gemäß geeignet, die Grundlage dauernden Unterhaltes für ven Einzelnen wie für 
bie Gefammtheit zu bilden; es begreift fih, daß dieſe zunächſt nur bkonomiſche 
Thatſache alsbald auch auf die Geſtaltung der focialen Zuſtände hinüberwirkt. 
Als ein volllommen felbftftänviger und unabhängiger Mann wird nämlid unter 
folhen Berhältniffen nur derjenige gelten Yönnen, welcher mit eigenem Grundeigen⸗ 
thum angejefien ift; wem dagegen. felbftflänpiger Grundbeſitz fehlt, ver wird nur 
im Anfchlufje an einen Grundeigenthümer fi einen geflderten und rechtlichen 
Nahrungsftand begründen Können, fei e8 nun, daß er als untergeorbnetes Fa⸗ 
miltenglied und mit der Ausſicht auf bie bereinftige Erbfolge im Haufe feiner 
Eltern lebt, oder daß er feinen Unterhalt in frembem Hausbienft zu gewinnen 
ſucht, ober endlih, daß er fremde Grundſtücke zu abhängigem Beſitze leihweiſe 
zu erwerben und auf biefen eine eigene Haushaltung fi zu begründen weiß. 
Im einen wie im andern Kalle wird der Nichteigenthlimer, nicht überall freilich 
in gleih drückender Weiſe, hie Möglichkeit feiner materiellen Eriftenz durch eine 
gewiffe Unterwerfimg unter einen fremden Willen erfaufen müflen, durch bie Auf- 
opferung alfo eines Theiles feiner Freiheit und Unabhängigkeit; neben bie öfono- 
miſche Unfelbftftändigleit des Mannes ohne Grundeigenthum tritt fomit, durch 
jene bevingt, auch eine focdal@und in gewiſſem Umfange fogar rechtliche Wbhängig- 
keit deſſelben. 
Hiebei bleibt aber das Ältere Recht nicht einmal ftehen. Ie freier und felbft- 
herrlicher die ſtaatlichen und gemeindlichen Zuftände in der Vorzeit fich geftalteten, 
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deſto weniger gieng es an, die volle Berechtigung in Gemeinde und Staat anderen 
als volllommen feläftfländigen Männern zuzugefteben; je weniger centralifirt ber 
Staat, je weniger befeftigt fomit vie Öffentliche Orbnung mar, um fo nöthiger 
erfhien zugleich eine firenge und forgfame Ueberwachung der „Iofen Lente”, welche 
doch nur von deren Hans- oder Grundherrn gehandhabt werben konnte. So erklärt 
fih, daß einerfeits der Vollgenuß ver politifchen Rechte in Stant und Gemeinde 
den Leuten ohne Orundeigenthum entzogen, und damit den Grundeigenthümern 
gegenüber deren Stand geniedert wurbe; daß andererfeitd deren Unterwerfung 
unter einen Privatheren auch abgejehen von ven dahin treibenden Btonomifchen 
Bedürfnifſen aus ftaatlihen Gründen erzwungen, und zugleih bie Stellung bes 
Heren gegen den abhängigen Mann dur ſtaatliche Anerkennung und Regelung 
befeftigt und auch wohl für den erfteren noch günftiger geflaltet wurbe. Dem 
Sohne des Srunveigenthümers gegenüber, ber ohne eigenen Beſitz noch auf feines 
Baters Hofe lebt, treten dieſe Konfequenzen freilich nicht mit aller Schärfe auf, 
Da die Ansficht auf die feinerzeitige Erbfolge deſſen Zurückſetzung zu einer nur 
vorübergehenden macht und überdies veflen enge Verbindung mit dem Befigenven 
Familienhaupte aud auf ihn einen Abglanz der ſelbſtſtändigen Stellung viefes 
Letztern zurädfallen läßt; Leute dagegen, melde entweber überhaupt nicht in nädhfter 
Berbindung mit einem befigenven Haufe ftehen, oder welche doch weit von ihrer 
Helmat entfernt auf fremdem Hofe dienen oder fremden Boden bebauen, empfinden 
dieſelben in drückendſter Weiſe — fie dürfen geradezu nur noch als mittelbare An⸗ 
gehörige des Staats betrachtet werben, und zwar iſt es ihr Dienfl- und Grunde 
herr, der zwifchen diefem und ihnen ven Mittelsmann macht. 

Durch den Beſitz von Grundeigenthum war hiernach wie bie dkonomiſche fo 
auch die gefammte foctale, vechtlihe und politifche Stellung des einzelnen Mannes 
nicht nur, ſondern in weit höherem Maße noch and) ver einzelnen Familie und 
des einzelnen Geſchlechtes bedingt. Es begreift fi, daß unter folden Umflänben 
ein Beftreben, ven an das einzelne Geſchlecht einmal gelommene Grundbefitz dieſem 
auf die Dauer zu erhalten, frühzeitig fi geltend machen mußte; es begreift ſich 
ferner, daß dieſes Veftreben nur in mehr oder minder weitgreifenven Befchrän- ° 
tungen der dem Einzelnen an feinem Grundeigenthum am ſich zuſtehenden Diſpo⸗ 
fitionsbefngniffe feine Befriedigung finden konnte. 

Es iſt nicht dieſes Orts, auf eine Polemik über die vielbeftrittene Frage ein⸗ 
zugeben, ob bereits bie ältefte Zeit derartige Beſchränkungen ver freien Berfügun 
über Grumbftüde durch Rechte der geborenen Erben gelannt habe over nicht — 0 
ſolche nur zu Gunſten der Descendenten des dermaligen Befitzers ober zu Gunſten 
feiner gefammten Verwandtſchaft beſtanden —, ob dieſelben endlich auf alles Grund⸗ 
eigentbum ober nur auf das erbwetfe erworbene fi bezogen haben 1); doch mag 
wenigften® angedeutet werden, daß Beſchränkungen jener Art, freilich in eigenthüm⸗ 
licher Art begrenzt, in der That ſchon dem älteften Rechte anzugehören, und fogar 
mit dem Syſtem in genauefter Verbindung zu ſtehen foheinen, nach welchem bie 
erften Anſiedlungen germaniſcher Völlerfhaften fidh regelten. Pro numero cultoram 
(Taeit.), d. b. nad der Zahl ver ſelbſtſtändigen Hauswirthſchaften, erfolgte vie 
Landestheilung und jever Hausvater erhielt bei verfelben einen gleichen Antheil am 
Lande, groß genug, um zur Erhaltung eines Hausſtandes reichlich hinzureichen (Hufe, 
Pflng, mansus, familia u. dgl). Wie mit Rädfiht auf die Familie gegeben, fo 


2) Bol. allenfalls Sandhans, Germantflifche Abhandlungen. S. 165-206 (Sieben, 1852). 
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⸗ 
ſollte aber dieſer Beſitz auch für alle Zukunft ihr verbleiben und als eine nad- 
baltige Grundlage ihrer ökonomiſchen, focialen und politiſchen Eriftenz dienen; die 
gefammte Nachlommenſchaft des erſten Erwerbers, nicht blos vie des jeweiligen 
legten Beſitzers erfreute fi eines rechtlich geſicherten Wartrechtes auf denſelben, 
aber begreiflih konnte ein foldes Wartreht auch nur an den Gütern beftehen, 
welche durch vie Lanvestheilung felbft an das einzelne Geſchlecht gelommen waren. 
In der fpätern Zeit, ald man des langen Zeitabftandes wegen auf vie erfte 
Landestheilung nicht mehr zurüdzugehen vermochte, uud als überdies durch das 
Berihwinden zahlveiher Häufer oder auch unvermeidliche VBeräußerungen in ben 
Befigverhältniffen bedeutende Veränderungen fi ergaben, dann auch wohl bie 
Stürme der Völkerwanderung viefe in ihren Grundfeſten erfchüttert hatten, ließ 
fih das alte Stammgut (althochdeutſch uodal, altſächſiſch odhil, angelſächſiſch 
edhel, friefijh ethel, altnordiſch odhal) nicht mehr in feiner früheren Bedeutung 
aufrecht halten, und es begreift fi, wenn zunäcft die verfchiedenen Rechte ins 
Schwanken gerathen und aus einander geben. Manche Stämme laſſen daſſelbe fofort 
völlig fallen (Salfranten, Thüringer, Angelſachſen); andere geftalten daſſelbe in 
der Art um, daß an die Stelle des Zurüdgehens auf vie Yanvestheilung bie bloße 
Berückſichtigung ver längeren Vererbung in einem und vemfelben Geſchlechte tritt, 
welche urjpränglid doch nur eine Folge der Stammgutsqualität im Altern Sinne 
eweſen war (Norwegen, Schweben), oder fie erftreden auch wohl das Wartrecht der 
erwandtigaft über feine urfprünglichen Grenzen hinaus auf den gefammten Grund- 
befig (Alamannen, Bayern, Sahfen); mandmal läßt man dafjelbe nur nody den 
Kindern des dermaligen Beligers zu Önte fommen, wobei inbefien immerbin auch 
entferntern Berwandten gegenüber vie rechtlich erlaubte Veräußerung als eine ſchwere 
Beleidigung gelten mag (Langobarden, Ripuarier); nur felten reproducirt ſich bei 
der Nieverlaflung in ven eroberten römifchen Provinzen im Anſchluſſe an bie neue 
Landestheilung der urfprüngliche Begriff in feiner alten Reinheit (fo bei ven Bur- 
unbern). 
ß Indeſſen iſt doch dieſes Schwanken der älteren Volksrechte, aus welchem man 
mit Unrecht auf die ſpätere Entſtehung ver betreffenden Diſpoſitionsbeſchränkungen 
fließen will, nur ein vorübergehendes; bald ftellt fidh in den fänmtlichen germa- 
nifhen und germanifch-romanifchen Rechten wenigftens der Grundſatz feft, daß ein 
gewifjes, durch keine Verfügungen des jeweiligen Beſitzers zu beeinträcdhtigenpes 
Recht des geborenen Erben am Örunbeigenthum auf redhtlihen Schu und An⸗ 
erfennung Anſpruch babe, und dieſer Grundſatz greift fogar vielfach über feine 
urfpränglihen Grenzen infofern hinaus, al8 auch der abhängige Bells von dem⸗ 
jelben erfaßt zu werden pflegt, indem die Hof» und Dienſtrechte bier wie ander: 
wärts nicht felten dem Beifpiele des Lanprechtes folgen. In ver That ift Diele 
fortvauernde Verknüpfung des Grunpbefiges mit ven einzelnen Geſchlechtern auch 
noch in ver fpätern Zeit eine durchaus gerechtfertigte. Noch immer beruht, wenn 
auch nicht mehr in ver alten Schroffheit, auf dem flachen Lande wenigitens ver 
ganze Nahrungsftand der einzelnen Familie wefentlih auf dem Grundbefitze, und 
für den Übel wie für ven Bauernftand ruht noch immer auf der Eriftenz, Quan⸗ 
tität und Qualität deſſelben recht eigentlich vie gefammte Stellung im Staat und 
in der Gemeinde; ja fogar beim Bürgerftand, ver doch ökonomiſch bald vom lie- 
genden Gute fih unabhängig macht, knüpft ſich noch auf längere Zeit hinaus an 
deſſen Beſitz wenigftens vie volle fommunale und politifche Berechtigung. 
Im Einzelnen freilich erſcheint auch fpäter nod das verwandtſchaftliche Wart⸗ 


recht jehr verſchiedentlich ausgebildet. Zuweilen unterliegen vemfelben alle und jede 
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liegenden Güter, anderemale nur bie erbweife ober jonft aus famillenrechtüchem 
Titel von dem bermaligen Beſitzer erworbenen, ober felbft nur die fchon mehrfach 
im Erbgange eines beitimmten Hauſes überlieferten Güter; zuweilen fteht das Ein- 
ſprachsrecht allen und jeden geborenen Erben zu, jedem nach ber Reihenfolge ver 
Nähe ver Verwandiſchaft, andere Male nur dem nächſten Erben, jo daß deſſen 
Zuftimmung jede Difpofition auh zum Nachtheile ver entfernteren Verwandten 
gältig macht; nicht alle Rechte geftatten dem Erben, was freilich das Urfprüngliche 
geivejen fein muß, {as unbeſchränkte Nevofationsrecht gegenüber einer widerrecht- 
lihen Beräußerung, vielmehr geftatten ihm manche ein bloßes Näherrecht, d. h. 
bie Befugniß, unter venfelben Bedingungen wie der fremde Erwerber in das Ver⸗ 
Außerungsgejhäft einzutreten, welde Minderung feines Rechts anfänglich auf Fälle 
ächter Leibesnoth des Veräußerers beſchränkt gewefen war; endlich werben auch 
wohl gewiffe Vergabungen, 3.8. die an bie Kirche, den König u. j. w. von allen 
Beſchränkungen erimirt u. dgl. m. Dabei läßt ſich nicht verfenuen, daß im fpätern 
Mittelalter wenigftens bie Rechte der Erben in einem ftetigen Rüchſchritte begriffen 
find. Das ſchleſiſche Landrecht von 1356 befchränft veren Genuß bereits auf bie 
Descenventen bes jeweiligen Befigers, das etwas ältere öſterreichiſche Landrecht 
hebt dieſelben gar ſchon vollends auf; bis in die neuere Zeit herunter haben fich 
Erbgüter im älteren Sinne, d. 5. Güter, welche, weil von der Berwandt- 
ſchaft her ererbt oder ſenſt erworben, kraft rechtlicher Vorſchrift nicht ohne Zu⸗ 
ftimmung des nädften Erben veräußert werben bürfen, nur nod) ſehr ausnahms⸗ 
weije erhalten (im Lübifchen und hamburgifchen Rechte, dann in Roftod und Wismar; 
in Sachſen, in einigen Theilen von Hannover, enblich, aber freilich fehr beſchränkt, 
in einigen Gegenden am Nieverrhein). Die gefteigerte Bedeutung der Fahrhabe, 
auf welde die Erbgntsqualität nicht oder doch nur fehr modificirtt Anwendung 
finden kaun, das Bedürfniß größerer Beweglichkeit jelbft des Verkehres mit Im⸗ 
mobilien, wie folcyes zumal im Bürgerftande ſich geltend macht, die Loslöfung 
endlich wie der ökonomiſchen Selbſtſtändigkeit und ver focialen Stellung, fo aud 
ber politiihen Berechtigung von ver einfeitigen Verknüpfung mit dem Grundbeſitze 
mußte nothwendig zu ſolchem Aufgeben des älteren Standpunktes drangen, 

Denn invefien vie Anſchauungen des Altern Rechts zwar im Allgemeinen ben 
veränberten Zeitverhältniffen und Zeitbebärfniffen gegenüber nicht mehr feftzuhalten 
waren, fo galt doch ein Anderes für beftimmte abgegrenzte Rechtsiphären. Einerfeits. 
nämlich rubte bis in die neuefte Zeit herunter die politifche Bedeutung des hohen Adels 
ganz entfchieven fortwährenn auf deſſen Beſitz an Land und Leuten, und nicht min⸗ 
der ſtützte fich, wenn auch in minder hervorragender Weife, die eigenthümliche Berech⸗ 
tigung ber Neichsritterfchaft und theilweife auch des Ianpfäßigen nievern Adels auf 
defien Grundbeſitz; eine ftanvesgemäße dlonomifche Stellung, auf welche gerabe 
ver Adel in befonderes Gewicht legen mußte, ließ fich ferner mittelft dieſes letzteren 
wenn gar nicht am Leichteften gewinnen, jo doch am Sicherſten behaupten. Bow 
beiden Seiten her ergab ſich demnach für den Adel noch immer bas Bedürfniß, 
feinen Beſitz an liegenden Gütern als einen geſchlechterweiſe geſchloſſenen beifam- 
men zu halten, und bie adeligen Stammmgäter, daun, aus dem Beſtreben 
hervorgegangen in ben Formen des römijchen Rechts den deutſchen Grundgedanken 
jener erfteren fefzubalten, vie Familienfideikommiſſe verdauken dieſem Um⸗ 
ftande ihr Dafein, beide neben ver Difpofitionsbefhränkung vurd vie Rechte der 
Anmärter überdies auch noch den Vorzug der Männer und des Mannsftammes 
in ver Erbfolge fefthaltend und überdies eine einbeitlihe Erbfolge an die Stelle 
der Erbtheilung unter gleich nah Berufene fegend, und ſomit ven Grundgedanken 

Bluntfhli una Brater, Deutſches Staate⸗Wörterbuch. III. 26 
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des älteren Rechts fogar noch in verftärkter Faſſung ausprägend (f. ven Art. 
Stammgüter). Andererſeits Tonnte beim Bauernſtande zwar von einer politiſchen 
Berechtigung nicht die Rebe fein, und felbft feine gemeinbliche Freiheit hatte durch 
den radikalen Deſpotismus, welder fi) in ver Ianvesherrlihen Geſetzgebung zumal 
fett dem vorigen Jahrhunderte geltend zu machen wußte, arge Stöße erlitten ; 
feine Stonomifche Eriftenz wenigftens war aber nach wie vor an ben Grundbeſit 
gefnüpft, und auch bäuerlihe Erbgüter haben fih darum in weiterem Um⸗ 
fange behauptet, gleichfalls ausgezeichnet durch die fortwährenn erhaltenen Rechte 
des Unerben, fowie durch eine auch hier eingebrungene einheitliche Exbfolge. Aber 
freilich hat auch mach dieſer Seite hin die neuere Zeit nicht felten umgeftaltend 
eingegriffen, und zwar keinesweges zum Vortheile des Bauernftandes. Schon in 
der älteren Zeit waren neben dem. Wartrechte ber geborenen Erben mehrfach 
ftaatliche ober gemeinbliche Befchräntungen ver Beräußernngsbefugnifie vorgelonmen, 
welche von jenen wohl zu unterjcheiven find; allgemein gab ferner wie beim lehn⸗ 
rechtlichen Beſitze des Adels fo auch beim bofrechtlichen des Bauern das Necht des 
Dbereigenthüümers gegen Beräußerungen und theilmeife auch wohl gegen Erbthei⸗ 
lungen einen weiteren Schug. Nicht immer bat man nun bei ver Beſeitigung bes 
lehnsherrlichen oder grundherrlichen Verbandes gehörig beachtet, daß bie linver- 
äußerlichleit des Gutes und die einheitliche Erbfolge in daſſelbe keineswegs blos 
auf das getheilte Eigenthum ſich ftäge; vielmehr ließ man oft genug jene fami⸗ 
lien⸗ und erbrechtlichen Eigenthämlichtelten ohne weiters mit den Rechten des Ober- 
eigenthümers wegfallen. Daneben machte fi ferner auch noch der weitere Umftand 
geltend, daß man von nationalökonomiſchem Stanppunfte aus die möglichfte Be— 
weglichleit und zumal die unbegrenzte Theilbarkeit der Güter beförbern zu müſſen 
glaubte, Indem man von dem Heinen Grundbeſitze ſich die günftigften Ergebnifſe 
für vie Landeskultur erwartete; man nahm auch wohl Anftoß an der Bevorzugung 
eines von mehrern gleich nahe Verwandten, weldhe von ver einheitlichen Succefflon 
in Liegenſchaften ſich doch nicht völlig trennen läßt, u. dgl. m. 

In der neueften Zeit fcheint fih übrigens ein entfchiedener Rückſchlag 
gegen jene dem Erbgüterprincip ungünftige Richtung der jüngften Bergangenbeit 
anzubahnen. Die Nationaldlonomie fowohl als die Bolitit beginnt gegen das 
maffenhafte Umfichgreifen ver Zwergwirthfchaften bevenklih zu wernen. Man 

det, daß e8 eine Örenze gebe, von welder ab bie Verkleinerung des Grund⸗ 
beſitzes deſſen Ertragsfähigteit ſchwächt, ftatt fle zu fteigern. Man bemerkt, daß 
nicht nur der abfolute Betrag des Nationaleinlommens wirthſchaftlich wie politifch 
für die Geſammtheit in Betracht komme, fondern auch die Art feiner Vertheiluug 
unter die verfchievenen Volksklaſſen und deren einzeine Angehörige. Man zweifelt, 
ob nicht die abſolute Beweglichkeit aller Güter, deren rafches und ungehinvertes 
Rollen aus einer Hand in bie andere zu einer allzu großen Schwädung ober 
ſchließlich felbft völligen Vernichtung der konfervativen Elemente führen möge, deren 
jeder Staat zu feiner Eriftenz nothwendig bebarf. 

Aus diefen und ähnlichen Ermägungen ift unter andern das bayrifche Gefek, 
die landwirthſchaftlichen Erbgüter betreffend, vom 22, Februar 1855 hervorgegangen, 
welches indeſſen, fo viel befannt, ven gewünſchten Erfolg bisher noch keineswegs 
erreicht oder auch nur zu erreichen begonnen hat, In der That erfcheint e8 mehr 
als problematiih, ob man das erftrebte Ztel, vie maſſenhafte Bildung nämlich ger 
ſchloſſener und mit einheitlicher Erbfolge an beftimmte Gefchlechter gebundener 
Banerngüter, auf dem bon jenem Gefepe eingeichlagenen Wege zu erreichen ver 
möge; von der ihm gewährten bloßen Exrlaubniß, durch einen von ihm audgehen- 
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ven Stiftungsalt ſeinem Gute ven Charakter eines Erbgutes beilegen zu dirfen, 
ſcheim wenigſtens der bayeriſche Bauer nicht geneigt zu ſein, Gebrauch zu machen, 
ſei es nun, daß ihn ſeine Scheu vor jeder Berührung mit dem Gerichte vor der 
zu ſolchem Ende vorgeſchriebenen gerichtlichen Willenserklaͤrung abſchrecke, over daß 
er, an altem wenn auch von den Gerichten nicht mehr geſchütztem Herkommen 
haftend, die Unveräußerlichkeit und Untheilbarkeit ſeines Hofes als ohnehin zu 
Recht beſtehend oder doch durch das treue Beharren der Seinigen bei der alten 
Sitte hinreichend geſichert betrachte. 

Mehr im Sinne des Vollkes und jedenfalls ohne Vergleich wirkſamer dürfte 
eine gefeglihe Beftimmung fein, welde, zum älteren Nechte zurückkehrend, ven 
bäuerlichen Grundbeſitz von einer beftimmten Deinimalgrenze ab ein für allemal 
für untheilber erflären und zugleih unabhängig von einer derartigen Schrante 
einem Retraktrechte ber nächften geborenen Erben unterftellen würde Dabei 
mäßte natürlih jene Minimalgrenze verſchieden normirt werben bei arronbirten 
Höfen und bei folchen, deren einzelne Grundſtücke in verſchiedenen Feldfluren oder 
Zelgen zerftreut liegen; neben der Grenze, unter weldhe das Areal des gefammten 
Hofes nicht herabſinken dürfte, wäre überbied letzternfalls noch eine weitere Schranke 
feſtzuſetzen, innerhalb deren die weitere Theilung des einzelnen Grundſtückes nicht 


mehr zugelaffen würbe. Sorge müßte ferner dafür getragen werben, daß in yällen, 


in welchen vie Veräußerung des gefammten Gutes oder doch einzelner Stüde 
beffelben (3. B. zu Zweden einer taufchweifen Arronvirung u. dgl.) nothwendig 
oder dringend zwedmäßig fi zeigen follte, nöthigenfalls auch ohne die an und für 
fih nothwendige Zuſtimmung ver Anerben zu verfelben gefchritten werben könne; 
dabei erſcheint aber angemefien, die Verhandlung und Beſchlußfaſſung in folchen 
Tragen nicht den Gerichten zu überlafien, wie dies das angeführte bayerifche 
Geſetz thut, vielmehr dieſelbe den Gemeindeverwaltungen over auch eigens zu biefem 
Behufe gefchaffenen Organen ver Gemeinde zu Überweiſen, indem foldhe jedenfalls 
ſowohl größere Sachkenntniß zu dem Geſchäfte mitbringen als and größeren Ber- 
trauens binfichtlich feiner Führung genießen werden als die ihrer ganzen Bernfd- 
ftellung nach derartigen Fragen ferne ftehenden gelehrten Gerichte. Vergleiche 
Übrigens den Artikel „Lanpgüter, deren Gebundenbeit und Theilbarkeit.“ 
8. Maurer. 
Erbiuonardie, ſ. Monardie. 
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Unter „Erbrecht“ verfteht man das Recht, wonach Einer oder Mehrere 
in ven Nachlaß eines Verftorbenen um deßwillen, weil. er verftorben tft, fucce- 
biren; — nicht minder das Recht, das Jemand auf eine derartige Succeffton 
bat; — minder dagegen ein gewiffes eigent hümliches Recht, das der Erbe 
haben fol, nachdem er die Erbſchaft gemacht hat. Nach gemeiner Auffaſſung 
nämlich tft der Effekt eines Erbgangs der, daß der Erbe reicher — ober aber aud) 
ärmer wir; „eine Erbfchaft machen" iſt im der Sprache vekjenigen, der ein Ver⸗ 
mögen erträumen möchte, gleichbedentend mit „reih werben". Alſo, denkt man, 
zu den Baarſchaften, Grundſtücken, Kapitalien, Fahrniſſen, die der Erbe ſchon vor 
dem Latte, find durch den Erbgang derlei noch mehr binzugelommen; vielleicht 
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freifih auch noch mehr Schulen, ald ex ſchon hatte; der Zuwachs, den fein Ver⸗ 
mögen erfahren, hat venfelben Charakter wie das Vermögen, dem er zugewachſen: 
es befteht in einzelnen Rechten und Schulvigkeiten, und bat der Erbe das ererbie 
Bermögen nicht anders als das urfprünglide: tn feinen einzelnen Theilen ober 
Rechten. Nach einer heutzutage jehr verbreiteten, von den angefebenften Iuriften 
getragenen Meinung dagegen joll er das ererbte Vermögen noch anders haben 
als in feinen Theilen — anders als fein fonftiges Bermögen — er foll e8 näm- 
lich überdies als ein Ganzes mit Abſtraktion von feinen Theilen haben; 
fo daR das „Erbrecht“, dann unter Anderem auch „ein Recht an dem Vermögen, 
und zwar an dem Bermögen als Ganzem mit Abftraltion von feinen 
Theilen” wäre. Diefes Recht ift-aber eben fo wenig juriftifh haltbar als es 
logiſch denkbar ift; der Rüdzug zur gemeinen, ober weniger mobernen und gelebrten 
Meinung ift denn auch allbereitd angetreten (Ihering, Windſcheid, Köppen). 

IR in der That das Erbrecht des Erben, nachdem er einmal die Erbſchaft 
erworben bat, in feinen Beſtand und Inhalt in nichts verfchlenen von ben Ber- 
mögensrechten und Verbindlichkeiten, die er fonftwie erworben ober übernommen 
bat, fo kommt dem Worte „Erbrecht doch auch in dieſem Stablum noch eine 
zweifach ausgezeichnete Bebentung zu; einmal die, daß alle vie Rechte und Verbind⸗ 
lichkelten, welche in demſelben begriffen find, aus einem fchon im Worte genann- 
ten, und zwar alle aus vemfelben Erwerbgrunde (ex causa hereditaria) herrühren; 
zweitens die, daß es nicht blos ein einzelnes Recht, ſondern ein Inbegriff von be 
Viebig vielen und vielerlei Rechten und Verbindlichkeiten ift, und zwar von fo 
vielen und vielerlei Rechten und Berbinvlichleiten als ihrer in dem ererbten 
Nachlaß zufällig enthalten find. Denn das ift ein mit dem römtfchen Rechte in 
unfer gemeines verpflanzter Grundſatz: daß der Erbgang eines jeden Erben in 
den ganzen Nachlaß des Berftorbenen ftattfinde; find ihrer mehrere, fo bat jeder 
on jedem Stüde ver Erbſchaft Theil; Obglintionen fallen, fofern fie überhaupt 
theilbar find, in fo viele Partialobligationen aus einander als Erben da find, zu 
benfelben Theilen, zu welchen fie Erben find; an ven vorhandenen körperlichen 
Sachen belommen fie nad demſelben Maßftabe Miteigenthum, und bleiben darin, 
bis fie zur Theilung fohreiten, oder von einem aus ihnen zu berjelben geziwungen 
werben : entmweber mit der Erbtheilungsklage (familie bereiscund® actione), wenn 
Auseinanderfegung der „Erbſchaft“ — oder mit ver bloßen Theilungsflage (com- 
muni dividundo actione), wenn Theilung nur einzelner Sachen begehrt wird. Das 
beutfche Recht Hat diefen Grundſatz in feinen vollen Umfange niemals gehabt, 
vielmehr in verfchievene Nachlaßmaſſen (z. B. Bater- und Muttergut) verfchtedene 
Erben und Erbfolgen zugelaffen, und heutzutage noch in Lehens-, Stamm=- und 
Fideikommißgütern VBermögensfchichten, welche fi von dem übrigen Vermögen bes 
Berftorbenen unter anderem dadurch unterfcheiden, daß fie von anderen Perfjonen 
geerbt werben können, als jenes. Aber fo weit wenigftens geht bie Univerfalität ver 
Erbfolge auch bier, daß das in dieſen befonderen Güterarten liegende Altioner- 
mögen nicht ohne die damit verknüpften Baffiven (Lebens, Stamm-, Fideikommiß⸗ 
fhulden) erworben werben kann. 

Nachlaß aber tft Aberall das Vermögen, das der Verſtorbene hatte; nur 
wenige Beftanbtheile find derart, daß fie mit der Berfen des Inhabers untergehen, 
(befonderd perſönliche Nutzungsrechte — befonvers perſönliche Strafforberungen 
und reine Strafſchulden). Nachlaß im techniſchen Sinne des Wortes iſt ein „Ber⸗ 
mögen" und zwar dieſes wieder im techniſchen Sinne des Wortes: alſo Alles, 
was Einer an Tauſchwerth hat, In weiteren Sinne Könnte man aber noch 
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eine anbere Macht als viefe Geldmacht Vermögen nennen, und affo felbft Seepier 
und Krone in dem Kreis des Vermögens, und wo fle ererblic find, in ben bes 
Nachlaffes wie der Erbfolge hereinziehen; ja fo fehr auch öffentliche Gewalten au 
und für fi dem gemeinen Vermögen und feiner privativen Natur entgegengefetst 
find, fo liegt doch gerade in ver Erblichkeit derſelben, da wo biefe ftattfinvet, eine 
Annäherung zu dem gemeinen Vermögen; wie denn anbererfeits ber Umſtand, daß 
jene Gewalten von ihren Inhabern als Eigen gedacht und behandelt wurben, viel 
fach zu deren Erblichkeit geführt haben mag. Für eine weitere Verfolgung vieles 
weiteren Vermögens und feiner Vererbung ift aber Hier nicht der Ort. (S. Erb⸗ 
recht im ſtaatsrechtlichen Sinne.) — Faßt man hiernach den Nachlaß im engeren, 
techniſchen Sinne, jo muß er, um Erbfchaft zu werben, durch den Tod an Ie- 
manben kommen. Wenn ver Nachlaß eines BVerftorbenen wegen Infolvenz verkauft 
wurde, fo fuccebirte der Käufer nad) älterem römiſchen Rechte in das Vermögen 
eines Berftorbenen, ähnlich dem Erben; aber weil der Tod des BVerftorbenen ein 
bloßer Umſtand, nicht Urfache feiner Succeffton war, lag in diefer eine Erbfolge. So 
fharf demnach und fo volllommen zutreffend für das römifche Necht jener wahrfhein- 
lich vorciceronifche Ablatipus ift !), fo läßt fi denn doch fragen, ob der Top auch 
von allgemeinerem, außer: und überrömifhen Standpunkte aus von fo wefentlicher 
Bedeutung fei im Erbrecht? Wenigftens fcheint der Wall, wo der Bauer nad 
altem Herkommen, gleich einem NRegenten, „vie Regierung” an feinen Anerben 
abtritt, viel mehr von einem Erbgang in ſich zu haben, als ein Regierungsantritt, 
zu welchem ber neue Regent nach dem Tode des alten nad rechtlicher. Ordnung 
gewählt wird, obgleich hier Succeffion in die Regierung eines Berflorbenen, dort 
eines Lebendigen Platz greift. Gewöhnlich macht vie Theorle aus der Outsäber- 
gabe des Alten eine „anticipirte“ Erbfolge; hält alfo einerjeitS ven Top ale 
Borausfegung der Erbfolge feft — denn warum fonft „anticipirte” Erbfolge? 
räumt aber anbererjeits doch eine Erbfolge ohne Borausfegung des Todes ein — 
denn warum fonft „Erbfolge? So darf man bei ven Germaniften doch wohl an- 
fragen, ob ihnen eine Erbfolge ohne Tod unventbar fcheine, ober ob vielleicht. in- 
Gemäßhelt des deutſchen Sprichwortes, „daß der Erbe zum Gute geboren wich“, 
nach einer weiteren, germanifchen Vorftellung das Leben eines Erben fir bie 
Möglichkeit der Exhfolge entſcheidender fei, als der Tod eines Erblaffers? ob ein 
„rblaffen" nicht ohne Tod möglich ſei? Jedenfalls iſt ſelbſt im römifchen Recht 
der Tod des Erblaſſers nicht die einzige Bedingung der Erbfolge; nicht minder 
weſentlich iſt ein Erbgrund auf Seite des Erben, der mit dem Tode des Erb⸗ 
laffers nichts gemein hat; wäre der Tod eine Bedingung nur der römiſchen Erb⸗ 
folge, ſo würden wir erſt im Erbgrund auf deren allgemeineres und zugleich 
eigenſtes Weſen kommen. 

Bon den beiden Erbgründen, Berwanptfhaft zu dem Verſtorbenen 
und letzter Wille des Verſtorbenen, iſt aber wiederum der der Ver⸗ 
wandtſchaft ohne Zweifel charakteriſtiſcher für das Weſen ver Erbſchaft, als der 
bes legten Willens. Mag dieſer einfeitig fein, wie nad römiſchem Recht (Ze 
ftament), oder :zweifeittg, wie nach deutſchem (Erbvertrag), fo ift er bo immer! 
nur eine Specied des Willens, auf dem auch fonftiger Erwerb, nicht bios ber ver’ 
Erbſchaft beruht. Denten wir alfo den Erbgrund als einen Erwerbgrund — fowie 


» 
1) Cicero, Top c. 6. --- Höreditas est pecunia, que morte alicujus ad quem-' 
piam pervenit jure, 0 


406 Erbrecht, privatrechtliches. 


bie Erbſchaft nichts iſt als eine Erwerbſchaft — fo iſt der letzte Wille wenigſtens 
nach feiner allgemeinen Natur, als Wille, kein ver Erbſchaft eigener Erwerbgrund. 
Allein ſelbſt in feiner befonderen Art, als Iegter Wille, gehört er der Erbſchaft 
nicht ausſchließlich an; Tettwillig können nicht nur Erben, fondern auch Bormünder 
ernannt und Bermächtnifie gegeben werden; aud pie Schenkung von Todeswegen 
iſt ein letzter Wille. Daß dagegen bie Verwandtſchaft als Erwerbgrund mirte, 
Iommt außerhalb des Erbrechts nicht vor: fie ſteht in einer ausſchließlicheren und 
darum innigeren Beziehung zum Begriffe ver Erbfchaft, als der letzte Wille Mit 
biefer dogmatifchen Bemerkung ftimmen bifkorfihe Wahrnehmungen überein. In 
Deutſchland giebt es urſprünglich kein anderes als Familienrecht: Heredes tamen, 
successoresque sui cuique liberi: et nullum testamentum. Si liberi non sunt, 
proximus gradus etc. etc. — bemerft ſchon Tacitus (Germ. c. 20); fär bie fla- 
viſchen Rechte foll daſſelbe gelten 2). In Rom dagegen iſt bie testamentaria here- 
ditas jedenfalls fehr alt; foweit vie Quellen Aber Erbrecht zurüdreichen, kommt fie 
überall fchon neben der legitima hereditas (ber Kinder und Agnaten) vor; fo 
namentlih in ven X. Tafeln; allein daß fie eben fo alt fei als letztere, iſt 
bamit noch nicht erhärtet. Den Namen „legitima“ hereditas verftehen freilich bie 
Römer felbft fon Davon, daß bier bie lex anftatt der voluntas defuncti zur 
Erbſchaft berufe; allein viefelben Römer nennen die legitima hereditas auch „justa“ 
hereditss, und zwar im ausbrüdlich erklärten Gegenſatz gegen bie testamentaria 
hereditas (l. 3. $. 2 D. pro soc. (17,2); nad dieſer Borftellung wäre nur bie 
legitima hereditas die „echte und rechte", ja ber Name „legitima“ felbft nur ein 
Ausdruck des „Legitimen”, wie oa, wo von legitimis filiis, cognationibus n. f. w. 
die Rede if. Diefer Legitimität gegenüber wäre das Teſtament eine Neuerung, 
ein Emporlöumling, und ver bekannte Zwölftafelſatz: Paterfamilias, uti legassit 
super pecunis tutelave sus rei — ein Privilegium. So bei ven Römern. Wie 
wenig tief aber unter uns, troßbem daß wir die Teſtamente recipirt haben, der 
Begriff eines auf legtem Willen beruhenden Exbrechtes eingedrungen ift, zeigen 
folgende Rutanmenbungen. Wenn in einer Monarchie ver jeweilige Monarch das 
Recht hätte, feinen Nachfolger nach freier Wahl, felbft unter Hintauſetzung feiner 


Familie, zu ernennen, fo würden wir eine foldhe Monarchie ſchwerlich Erbmonar⸗ 


hie” nennen, fo geläufig uns fonft das Wort und ber Gedanke Erbmonarchie ift, 
und fo ſehr in jener Ernennung bes Nachfolgers nur die publichkifche Parallele 
zu der privatrechtlichen Erben-Exrnennung durch Teſtament enthalten wäre. Nur eine 
Monarchie, in welcher ver Nachfolger traft Familienrechtes fuccebirt, nennt man 
Erbmonarchie. Nicht minder läßt mau beim Lehen und beutfchen Familien⸗Fldei⸗ 
kommiſſen den Gedanken an eine Erbfolge zurädtreten, over ftellt mitunter bie 
Suecefflon in jene Gattung von Gütern in Gegenfak jur Erbfolge: beherrſcht, 
wie es fcheint von dem Gedanken, vaß bier nicht ſowohl das Geſchlecht, als vie 
erfte nung des Gtifterd (pactum et providentia majorum) Succeffions- 
grand el. 

Im Weſen der Erbſchaft und des Erbrechts iſt alfo nichts urſprünglicher, 
nichts tiefer und eigener, als daß die Berwanpten erben. Es war vergeblich, 
wenn man bie letwillige Ernennung von Erben als etwas barftellen wollte, was 


2) Slaviſche Rechtsgeſchichk von W. A. Maciejowsti — aus dem Bolnifchen Ins Deu 
von Ve bu M. Nawresti, —*2— und Leipzig 1836 en. ©. Ir 
— ein Buch, das man übrigens nur in Ermanglung eines anderen citisen kann. 
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ben fonftigen Regeln und der Konſequenz bed Rechtes wiberfircbe; dagegen ifl 
allervings wahrfcheinlih, dag man niemals auf den Gedanlken dieſer Timftlichen 
Erbenkreirung gelommen wäre, wenn man den Begriff und das Ding eines Erben’ 
nicht Thon vorher gehabt un) gelannt hätte; wie bie jure (durch Adoption) ges 
wonnenen Kinder fpäter fein müſſen, als die natura (durch Ehe) erworbenen, und 
die duch Emancipation befreiten fpäter, als die durch den Tod bes Hausvaters 
zu eigenem Recht gelangten, fo möchten die gemachten Erben fpäter und bloße 
Kopie fein gegenüber den geborenen. Und wenn es nun wieberum vergeblich war, 
daß ältere Iuriften 3) das Erbrecht der Verwandten aus bem Blunt unb feiner 
Vortpflangung folgern wollten, fo muß man doch einräumen, daß das Blut ein 
ftarfes Motiv zum „erben” überhaupt, und zur Familienerbfolge insbeſondere in 
fih enthalte. Denn an ihm möchte fi vor allem ver Gedanke ber Vererbung 
überhaupt gebilvet haben; an dem Vorbild der natürlichen Vererbung bie recht⸗ 
liche; nad) der Vererbung des Blutes, des Geſchlechtes, des phuftfchen Vermögens 
und Unvermögens, bie Vererbung dieſes anderen Vermögens. Wenn man aber 
weiter fragte, auf wen bie rechtliche Vererbung geſchehen folle, fo lag nichts 
näher, als daß, auf wen das Blut, auch Geld und Gut vererbe; ja dies lag in 
dem Vorbild der Vererbung felbft enthalten. 

So mag man das Tamilienerbreht denn aud) das matürlichere, ober 
das natürliche, nennen. Allein wie überall, wo in ven Rechten ein In- 
ftitut auf Natur oder auf Recht zurüdgeführt wird, nicht bier bios Natur 
und kein Net, bort blos Recht und keine Natur gemeint ift, fo foll nicht ge 
fagt fein, daß die teftamentarifhe Erbfolge unnatürlih, fondern nur, daß 
die Samilienerbfolge überwiegend natürlich ſei. Allervings hat auch in letzterer 
pas Recht mitgearbeitet, nit etwa blos barin, Daß es dem Fingerzeig ber 
Natur gefolgt ift, ſondern ganz befonders darin, wie es ihm gefolgt iſt. Und 
bier nun ift merfwürbig, wie das jüngere und neuefte Familienerbrecht *) mehr 
bloße Natur zeigt, als das ältere und ältefte, Nach dem in Dentfchland heutzutage 
geltenden gemeinen Rechte fchließen wir von ber Erbfolge ver Verwandten nur 
außerehelihe Kinder und auch viefe nur gegenüber dem Vater und ber väterlichen 
Seite aus; foger dem Vater gegenüber werben ihnen, woferne biefer nur nicht 
von ehelichen Kindern beerbt wird, gewiſſe Antheile vergdmmt. Außerdem reicht 
das Erbrecht fo weit ald das Blut, ohne irgend eine Unterſcheidung des Gefchlechtes, 
der männlichen ober weiblicyen Ahftammung, des Alters; und die dem Blute nad 
mit dem Erblaffer näher oder doch inniger zufammenhängen, find aud näher im 
Nechte. So folgt denn das Erbe vor allem dem Laufe des Blutes abwärts zu ven 
Descendenten; dann geht ed aufwärts, zu den Ascendenten, zugleih aber aud 
fon ein wenig feitwärts, zu den liebften Seitenverwandten — ben vollbürtigen 


Geſchwiſtern, dann zu ven halbbürtigen Gefchwiftern, envlih zu ven übrigen Sei⸗ 


tenverwandten. Geht das Blut aus, fo wird dem ühberlebenven Ehegatten beferirt; 
bie arme Wittwe bat auch außervem, neben allen übrigen Klaflen ber, aljo ähnlich 


3, Do. W. A. 9. Dany Handb. des gem. deutſch. Private. Bv. VIE. 8. 645. 

*) Anm, d. Red. Am engſten und enger noch als die römifchen Erbilafien der Novelle 118, 
ſchließt fi) das uralte deutiche, in den neueren Geſetzgebungen aber wieder erweckte Parentelen- 
Inftem an die natürliche Fortpflanzung — freilich nur an bie durch die Ehe fittlich geregelte 
Kortpflanzung des Blutes an, wonach die Folge zwar Durdl bie Eltern vermittelt, aber fofort 
22* in den höheren Parentelen — d. h. in den Seitenlinien — zur Deſcendentenerb⸗ 
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den außerehelichen Kindern, ein außerordentliches Erbrecht. Der Vorrang innerhalb 
der einzelnen Klaſſen richtet ſich überall nach dem Grade der Verwandtſchaft, aber 
in der Klaſſe der Descendenten kommen alle Linien zum Zug; erſt innerhalb ber 
Linte entfcheivet die Nähe des Grades; dann gilt auch für vie zweite und britte 
Klaſſe das Befonvere, daß an Stelle der vorverftorbenen Gefchwifter deren Söhne 
und Töchter erben follen (og. Repräfentationsreht). — Zeigt fi in all dem 
mehr blos eine Negulirung ver Natur, fo tritt biefer das ältere Recht und na- 
mentlich das römiſche, mit einer gewiſſen Selöftherrlichleit entgegen, ſchneidet bie 
ganze Eine Hälfte der Verwandtſchaft — die mütterlihe — von allem Erbrecht 
ab, und giebt e8 felbft dem Mannesſtamme nicht fchlehtweg: der Erbe muß in 
der familia des Erblaſſers fein, d. i. in einem Bunde, der fi) zwar vorwiegend 
natürlich bildet aus dem in rechter Ehe gezeugten Mannesftanıme, aber nichts⸗ 
veftoweniger kein bloßer Naturbund ift, und demgemäß auch jure geknüpft und 
gelöft werben fann (Adoption — Emancipation, Aberhaupt capitis deminutio). 
Aber ſelbſt in ver familia haben Weiber, mit Ausnahme der Töchter und Schwe- 
ftern, kein Erbrecht. Weniger eigenmächtig handelt das ältere veutfche Recht, indem 
es zwar die Söhne den Töchtern vorzieht, und das Erbrecht der „Magen“ (Sei- 
tenverwanbten) innerhalb eines gewifien Grades (des fiebenten von dem gemein- 
ſchaftlichen Stammvater an) abichließt, dagegen den Mutter⸗Magen gemeinhin 
daſſelbe Recht läßt, wie den Bater-Magen. Aber auch nur gemeinhin. Eine merf- 
würbige Abweihung, und die wahrfcheinlicher in das ältefte Recht binaufreicht, ja 
vielleicht einmal für alles Grundeigenthum bie Regel bildete, erbliden wir in ben 
Stammgütern des hohen und nieberen Adels. Gleih den bürgerlihen „Erb- 
gütern“ mander Städte find dieſelben als gemeines Vermögen mit der Familie 
ihres Inhabers verbunden; die Stammgüter aber bald ‚nur,. bald vorzugsweife mit 
mit dem „Stamme“, d. i. dem Mannesflamm und zwar häufig fo, daß auch aus 
dieſem nur Einer erwerben foll: bald jchlechthin ver Aeltefte im Stamme (Seniorat), 
bald der Aeltefte des nächften Grades (Majorat), bald ver Ueltefte der nächften 
(d. i. erfigeborenen) Linie (Primogenitur). In den deutſchen Samilienfidpeitom- 
miffen wird biefes, jett auf Obfervanz der Geſchlechter, einmal vielleicht, wie 
gejagt, auf gemeinem Brauch gegrünvete Wefen der Stammgüter durch ausdrück 
lichen Willen des Stifters in wie möglich fhärferen Linien reftaurirt. Gleich den 
Stamm- und Fideitommißgätern vererbt auch das Lehen, wofern im Lehenvertrage 
nicht ausprüdlich ein anderes nachgelaſſen wird (Weiberleben), nur im Dannes- 
ftamme und nur auf Männer. 

Die Thatſache, daß das ältere Net, und nad ihm theilweife noch das 
neuere, felbft in ver Familienerbfolge nicht bios der Natur nachgegangen fei, 
drängt zu der weiteren Frage, weßhalb denn hier und dort ein mehr eigener Weg 
eingejhlagen werve. Um bierliber einigermaßen Far zu werden, muß man vorher 
noch einen andern Punkt ins Auge faflen. 

Das Erbrecht nämlih, mag e8 nun Jemand auf Grund der Verwandt 
Ihaft zu dem Erblaſſer over durch Teſtament ober Erbvertrag haben, tft denl⸗ 
barerweife von verfchievener Intenfivität. Ein Erbrecht, das erft mit dem Tode 
des Erblaſſers entftünde, alfo nur gegenüber einem herren- (nicht recht⸗) los ge 
worbenen Bermögen (hereditas jacons) beftünve, wäre fchwächer als eines, das 
ſchon bei Lebzeiten des Erblaſſers, gegenüber einem in ver Hand feines echten und 
rechten Herrn befindlichen Vermögen beftünde und etwa fofort mit der Perfon des 
Erben entftünne, fo daß diefer in Wahrheit „zum Gute geboren" würde. Über 
auh wenn man nad den Gründen des Erbrechtes auseinander: und baruadı 
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Familienerbrecht dem letztwilligen, vertragemäßiges dem teftamentarifchen geggnäber- 
hält, wäre 3. B. das Familienerbrecht ſchwächer als jeves andere, wem es durch 
Teftament oder Erbvertrag ſchlechthin befeitigt werben könnte; und das teflamen« 
tariſche fchwächer als das vertragsmäßige, wenn ihm durch letteres derogirt werben 
könnte, und nicht auch umgekehrt jenem durch dieſes. Nun finvet ſich ein foldher 
mehrfacher Unterfchien der Stärke und Schwäche im Erbrechte in Wirklichkeit vor 
— in Wirklichkeit ein noch mannichfacherer, als ihn vie Schablone zu geben 
vermag. 

Dos teftamentarifche Erbrecht entfteht erft mit dem Tode des Erblaſſers 
und befteht nur an feinem Nachlafie. Alſo vor dem Tode des Erblafiers bat ver 
Teftamientserbe kein Recht; ten Mittel gegen ven Widerruf feiner Einfegung; un- 
rechte Mittel, wie 3. B. binterliftige oder gewalttbätige Abhaltung, würben ihn 
der ihm nach formellem Recht anfallenden Erbichaft unwürdig machen und ihrer Ent- 
ziehung (Ablation) ausſetzen. Eben fo wenig kann er es hindern, daß ber Teſtator 
fein Germögen noch bei Xebzeiten aufzehre; nichts zwingt ihn, eine infolvente Erb- 
[haft anzutreten, oder wenn er je einmal im Intereffe Dritter (Univerfalfiveilom- 
miflare) anzutreten gezwungen würde, fie zu behalten; aber auch nichts berechtigt ihn 
gegenüber dem Eblaſſer und feinem Vermögen; fo lange der lebt ift fein Recht Hoffe 
nung und feine Hoffnung zweifacher Willtür preisgegeben:: der Veräußerung oder Kon- 
fumtion des Vermögens — ver Aufhebung ves Teftamentes. Auch das vertragsmä- 
ßige Erbrecht befteht anerfauntermaßen nur am Nachlaß. Konfequent follte man es 
in keiner Weiſe auf das Vermögen des Lebenven erftreden: weder dadurch, daß man 
dem Bertragserben das Recht der Anfechtung gegen doloſe Veräußerungen des Erb⸗ 
laſſers einräumt, noch ihm die PBoftulation — und damit gewiffermaßen ein Recht 
— auf Prodigalitätserflärung beimißt. Wenn eine Probigalitätserflärung überhaupt 
Interefienten vorausfekt, fo darf man fie nicht legtwilligen Exben, überhaupt nicht 
folden Exben zulieb ausfpredden, vie nur ein Recht auf den Berftorbenen haben; 
fonft giebt man dieſen unvermerkt ein Unrecht auf ven Lebendigen. Sofort aber 
fpalten ſich unfere Kategorien. Während auch das vertragsmäßtge Erbrecht erfi am 
Nachlaffe befteht, muß man fagen, daß es noch vor dem Tode des Erblaſſers 
entftehe. Was fonft will es beveuten, daß dieſe Erbeinfegung von dem zu Be 
erbenden nicht widerrufen over durch einen noch fpäteren legten Willen verbrängt 
werden kann? Roc mehr Unterfchieve finden fih im Familienerbrecht. Das ver 
Seitenverwandten ift nad heutigem gemeinem Recht mit einer nur fehr bebingten 
Unsnahme werer vor dem Tode des Erblaſſers nach an mehr als dem Nachlaffe 
vorhanden; bei Lebzeiten des Erblaflers alſo wiederum bloße Hoffnung, bie durch 
Zeftamente nievergefchlagen und durch Erbverträge für immer vernichtet werben lann. 
Descenventen und Ascendenten dagegen haben nad heutigem römiſchen Rechte ein 
Erbrecht, das vor dem Tode des Exblaffers, bei Söhnen nnd Töchtern fofort niit 
biefen felöft, bei Enteln und Urenfeln aber in dem Augenblide entfteht, in wel- 
hem ihr vor ihnen berechtigter parens wegfällt und fie nun an veffen Stelle nach⸗ 
rüden. Ascendenten find erbberechtigt, ſobald fie Ascenventen werden, können aber 
nicht nur von näherftehenven Ascenventen von vornherein, fondern durch Descen- 
denz ihrer Descendenten noch nachträglich ausgefchloffen werven. Dieſes mit den 
Descenbenten und Ascendenten jelbft entftehenve Erbrecht kann ihnen vegelmäßig 
weder durch Teſtament noch durch Erbvertrag genommen werben; regelmäßig muB 
der Erblaffer fie erben laſſen, wenn fie nur wollen; dies ift ver neuefte Sinn des 
„Notherbrechtes“; nur ausnahmsweiſe, aus ven gefeßlich beſtimmten Gründen, 
in einem Teftament, mit Angabe des Enterbungsgrunves, kann er fie „enterben“. 
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G die Cuterbung iſt ohne vorgehendes Erbrecht nicht deulbar. So ſtark dem⸗ 
nad ihr Erbrecht gegenüber dem Willen des Erblaſſers iſt, fo ſchwach ſcheint es 
gegenüber feinem Bermögen. Denn wenn er neben feinem Notherben noch ander: 
wärts einjegt, und jenen auf ven Kleinften Theil ver Erbſchaft zurückdrängt, fo 
ſchadet das nicht; genug, daß er eingefett, daß ibm ein Erbrecht, wenn auch 
nicht fein Erbrecht gelafien ift. Wenn man hinzunimmt, daß fein Erbtheil nicht 
nur beliebig klein, fondern überbies überſchuldet fein Tann, ohne daß er deß⸗ 
wegen in feinen Rechten verlegt ift, fo möchte man auf ven Gedanken kommen, 
bag er mehr bloß auf den Namen und die Ehre, als auf ven Bortheil ver Erb⸗ 
[haft ein Recht Habe. Indeſſen geht neben viefem Notherbrecht ein Pflicht⸗ 
theilsrecht ber, nothwendig, wie ver Schatten neben dem Körper. Aber körperlicher 
iſt das Pflichttheilsrecht, fchattenhafter das Erbrecht. Was jenem Notherbrecht an 
Weſenhaftigkeit abgeht, erſetzt das Pflichttheilsrecht. Denn darnach muß, wie ſchon 
das Wort fagt, dem Notherben auch etwas werben; es muß ihm mindeftens ein 
Drittel (unter Umſtänden die Hälfte) derjenigen Portion werben, ˖welche ihm 
zufiele, wenn ver Erblaſſer kein Teſtament und Keinen Erbvertrag errichtete; nur 
ift gleichgültig, it welcher Yorm, ob ale Erbportion, Vermächtniß, Schenkung von 
Todes wegen oder unter Lebenden. Dafür aber befteht biejes Recht nicht blos am 
Nachlaß, jondern fhon am Bermögen des Lebenvigen : infoferne ver Erblafier den 
Pflichttheil nit durch Schenkungen an dritte Berfonen verkleinern kann (querela 
inofficios®s dotis, donationis). Und ift es gleich nicht felbft Erbrecht, fo wurzelt 
es doch im Erbrecht des Berechtigten und ift nur fein Handlanger. So verftanden 
haben wir denn fchon im heutigen römifchen Rechte ein Erbrecht, das fofort mit 
ber Perfon bes Erben entftcht, und bis an ein Gewifles am Vermögen bes 
Lebendigen beftebt. Biel entwidelter ift noch beſonders in biefer letzteren Richtung 
das bentfche Erbrecht in feinen Erb-, Stamm⸗ und Fideilommißgütern. Hier ift das 
Anrecht des Erben auf fein Erbe fo ftark, daß tiefes ihm von dem gegenwärtigen 
Inhaber durch legten Willen überall nicht, durch Veräußerung und Berpfänbung 
aber niemals anders als im Falle echter Noth oder unter Zufimmung des An- 
erben (wie bei Exb- und Stammgütern), ober nicht einmal unter dieſer Boraus- 
ſetzung (wie bei den Familienfideikommiſſen) entzogen werben kann. 

an kann nun nicht läugnen, daß biefer enge Zuſammenhang zwiſchen dem 
Erben und dem Erbe, wie er fich zuoörderfi in ven eben genannten Fällen des 
beutichen Rechtes zeigt, ven Schein wirft, als ob dem Erben das Erbgut mit- 
gehöre. Und wirklich haben nicht wenige Iuriften älterer und neuerer Zeit ein 
Sefammteigentyum des Exblaffers und des Erben an dem Erbgut zur Quelle 
dieſes Erbrechts gemacht, vielmehr lettered in Geſammteigenthum aufgelöft, jo daß 
es nicht mehr als ein eigenes und eigenthümliches Recht, fonvern nur mehr als 
Aeußerung eines anderen, des Eigentbums, zu denken iſt. Dabei verfteht ſich von 
feläft, daß man auf alte Zeiten zurüdgieng, in denen alles Eigenthum Gemeingut 
ber Familie gewefen ſei — biemit auf Zuſtände, wie fe ſich allerbings bei fla- 
viſchen BVöltern %), für Deutfchlanp hingegen vorderhand nicht nachweiſen laſſen. 
Aber auch im römiichen Rechte fehlt es nicht an Stoff zu ähnlicher Auflöfung, 
wentgftens des älteften Familienerbrechts. Ein noch heute feftgehaltener Sak 
deſſelben ift der, daß Sohn und Tochter in väterlicher Gewalt, ober Enkel, die an 
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bie Stelle des verſtorbenen Sohnes vorgeruckt ſind (sui beredes), den Hayeuster 
ohne eigenes Hinzuthun (ipso jure) und nothwendig beerben (sui ac necessarli 
heredes) — wenn ihnen auch nachträgliche Ausfchlagung geftattet if. Dies erklärt 
ein römifcher, überdies klaſſtſcher Iurift (Paulus) daraus, daß ein foldhes Kind noch 
bei Lebzeiten des Baters mit und neben viefem Inhaber des Bermögens ſei 
unb durch veflelben Tod nicht ſowohl zur „Erbfchaft fremden“ Gutes als zur 
ſelbſtſtändigen Regierung feines eigenen Gutes gelange (1. 11 D. de liberis et 
post. her. inst. 28,2). Wil man noch weiter zuräd, und glauben, daß in Rom 
zwar von jeher Privateigenthum beſtanden, das Privatgrunveigenthum aber nebft 
Zubehör an Sklaven und Bieh in patriarchaliſcher Zeit Gemeingut ver gentes 
geweien fet, nnd daß demnach das immobile Sonbergut der einzelnen‘ Häufer 
nit wie man fo weithin benft, ans dem ager publicus, fordern aus einem 
ager gertilichus ausgeſchieden fei 5), fo würde ſich auch das Erbrecht ber Agnaten 
und Gentilen als Nachwirkung urfprünglichen Geſanmteigenthums erklären laſſen. 
Eine Art Geſammteigenthums bätte, wie urfpränglich in ver gens, ſodann noch 
innerhalb des Sonderguts der einzelnen Häufer gegolten; durch die XII Tafeln 
aber wäre das Recht. ver Thellung und auf Thellung nach dem Tode des Waters 
fanttionirt worben. 

Nach diefer Auffafſung — und damit kommen wie auf unfere urfprängliche 
Frage zurüd — käme denn auch der Grund dieſes flärkeren, im Mannesſtamme 
und der engeren Familie haftenden Erbrechts auf fremden Boden zu fteben; es 
wärbe fi) nit mehr darum handeln, warum das Erbrecht, ſondern warum das 
Eigenthum und namentlih das Grundeigenthum hier an gens, Agnaten, familia - 
engeren Sinnes und nicht an Kognaten — dort an bie Söhne und Schwertmagen 
und nicht an den Weiberſtamm fich angejchloflen habe. Indeſſen ift es befler, die⸗ 
fer Frage vorverhand nicht weiter nachzugehen. Denn jene Aufldfung ves Erb⸗ 
rechts in Eigenthum ift hiſtoriſch minveftens unficher und dogmatiſch nicht noth⸗ 
wendig, theilweiſe nicht möglich ©). Heutigen Tages, wo ſelbſt Kinder in väterlicher 
Gewalt im Allgemeinen nicht mehr für das Haus, fondern für ſich erwerben, kann 
unmöglid was der Bater erwirbt, für jemand anderen erworben fein, als für ihn 
ſelhſt; kann, daß er es auf feine Kinder bringt, nicht mehr auf eine Konfequenz bes 
Rechtes (jus), jondern wie das erweiterte Rotberben- und Pflichttheilsrecht über⸗ 
haupt nur mehr anf „offeium* — eine Forderung blos fittlihen Urfprungs 
zurüdgeführt werden. Das Erbrecht der Erb-, Stamm- und Fidelkommißerben aber 
mag in einzelnen Aeußerungen, befonvers in dem Einfpruch des Unerben gegen 
Berkußerungen ober In der Unveräußerlichkeit des Erbgutes dem Eigenthume näher 
treten : fo braucht es doch um deßwillen noch nicht ſelbſt Eigenthum zu fein; ber 
Unterfiede vom Eigenthum find immer noch mehr als der Aehnlichkeiten. Da⸗ 
gegen, daß biefes Erbrecht ſtaͤrker fei als das gemeine ‚ und daß diejenige Stärke 
des Erbrechts, welche fih im Einipruch des Anerben gegen bie — — lie⸗ 
genden Gutes und in ver Vindikation des ohne feinen Willen veräußerten Gutes 
darthut, vor der Neception des römifhen Erbrechts in Deutſchland allem Fami⸗ 
lienerbrecht gemein war, if Mar und ſicher; begleichen zugleich aber erhellt, daß 
daffelbe nicht gerave Vorzug des Mannesflammes war; noch heute kommt es 
bei. ven „Erbgiliern" in der Familie weiteren Sinnes vor, und im älteren vent- 
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ſchen Rechte läßt fich ein gemeiner und bucchgreifender Borzug ver Mannesfeite 
nor ber Weiberfeite nicht nachweifen. 7) ‘ 

Angeſichts des deutſchen Rechtes tritt alfo die Frage nad bem Vorzug des 
Mannesftammes und feinem Grunde zurüd und eine befonvere Stärke des Fa- 
miltenerbredhtes gegenüber liegendem Gute in den Borbergrund; während im rö⸗ 
miſchen Rechte jelbft ver älteren Zeit das Anrecht der Familie an das Vermögen 
bes. Lebendigen nur im engften Familienkreiſe und felbft da nur ſehr beſcheiden 
und mittelbar hinanreicht, dagegen urfprünglich nur die agnatifche Verwandtſchaft 
Erbrecht dat. Ohne Zweifel ift viefe Eigenthümlichkeit des altrömiſchen Erbrechts 
eine mehr formale, die bes deutfchen eine mehr materielle; gleichwohl möchten beide 
gemeinfchaftlihen Grund haben: darin, daß wohl je weiter man zurüdgeht, vefto 
mehr vie Familien der Staat waren. Indem der altrömtfche Geſchlechterſtaat ein 
Erbrecht ver Yamilten garantirte, garantirte er nur ein Erbrecht ſeiner Familien, 
d. h. derjenigen Familien, in deren Organifation und Berbinpung er felbft be- 
ftund; das waren aber nur jene im Mannesſtamme gezeugten over Tünftlich ge- 
pflanzten Geſchlechter. Und wenn das deutſche Recht over der Staat für die Fa- 
milie am Boden fefthielt, that er es zugleich für fi; in ihrer Gemeinfchaft war 
auch die feinige, in ihrem Frieden fein Friede nach innen, viel mehr als man 
es heutigen Tages zu denken vermag, ba bie „Freundſchaft“ nur noch zum Lei⸗ 
henmale, nicht mehr zur Sühne für den Gefallenen ruft. 

Familien blo8 um ihrer felbft willen, ihres Stammes und ihrer Ehre wegen, 
beim Gute zu erhalten, hat das Recht keinen Beruf. Soll das Recht vie Familien 
ftügen, fo muß aud die Familie pas Recht ſtützen: ein Pfeiler fein im Gebäude 
des Staates, und als ſolche an feinen Laften tragen. Je weniger dies in umferen 
modernen Staaten der Fall ift, deſto weniger haben beren ebungen ein 
Motiv, über das, was einzelne Familien in ihren Erbe, Stamm- und Fideikommiß⸗ 
gütern an erworbenen Rechten voraushaben, hinaus zu geben und namentlid 
das Recht der Kamilienfiveitommißftiftungen zu begünftigen und zu verallgemeinern. 
Was die Seitenverwandten anlangt, fo ift ihr Verdienſt, mit einander in WBluts- 
gemeinichaft zu ftehen, durch das Erbrecht, welches fie in Ermangelung eines Te⸗ 
flamentes oder Erbvertrages haben, binlänglich vergolten; es beftehen Teine Pflich- 
ten oder Laften ver Seitenverwandten unter einander, vie fie zu mehr berechtigen. 
Vielmehr mag man auf den Gedanken kommen, ob die Gemeinden oder der Staat 
zum Entgelt für vie Laften, die fie der Verwandtſchaft abgenommen haben und in 
Geſtalt der Armenpflege und des poligeilihen Schuges tragen, nicht einigen An- 
theil haben follten an dem Erbredit ver Seitenverwanbten? 8) Das ftärtere Erb- 
recht, welches in befonderen Pflichten zwiſchen Eltern und Kindern begründet if, 
wird durch das gemeine Notherben« und Pflichttheilsrecht wienerum iu genügendem 
Maße gewährt. Daß das Kind das Kind eines Vaters ift, von dem es etwas zu 
erben hat, ift Glückes genug; dieſen Borfprung vor anderen zu erhalten fei feine 
Sadye und fein Verdienſt; in eine Zeit, vie dahin gelommen ift, jede Art des 
Reihthums, der Bildung und mit Ausnahme nur der oberften alle Ehre und Ge⸗ 
welt, der Arbeit und dem Verdienſt, ohne Unterfchien ver Perfon, in Ausficht zu 
ſtellen — in eine folde Zeit paßt es fchlecht, irgend wen ein Vermögen, gleid)- 
viel ob liegendes ober fahrenves, verdienſtlos nicht nur geben, fonberu privilegien- 


N, 9. Siegel, das deutfche Erbrecht nach den Rechtöquellen des Mittelalters. Heidelberg 
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meife, mit Dintanfeung ver Nachgeborenen, und in tobter Hand auch erhal- 
ten zu wollen *). Nur fehr beftimmt ausgefprochene und auch an fich unzweibentige 
Staatsvortheile könnten ein foldhes Vorgehen rechtfertigen. Leichter läßt fich viel- 
leicht ein Wort für Untheilbarkeit des Grundbeſitzes finden; allein dieſe hat mit 
Unveräußerlichleit und alfo mit befonderer Stärke des Erbrechts nichts "zu ſchaffen. 


.. Beim. 
Stontsrechtliches Erbredit. 


Das ſtaatsrechtliche Erbrecht war während des ganzen Mittelalters, in 
welchen es weit zahlveichere Anwendungen fand, als in unferer Zeit, anf’s eugſte 
mit dem privatredtlichen Erbrecht verbunden und verwachſen. Erft die neuere 
Zeit bat angefangen bie beiven Begriffe, wie überhaupt öffentliches und Privat- 
recht fchärfer zu trennen, eine Aufgabe, die inveflen noch nicht vollftändig voll⸗ 
zogen ift, Der principielle Unterfchieb beider wirb klar, ſobald man nur an den 
verfchletenen Gegenftand beiver denkt. Das Privaterbredht ift Nachfolge in ein 
binterlafienesg Privatvermögen, das Staatserbrecht iſt Nachfolge in Bffent- 
liche Rechte. Das Privaterbe, der Nachlaß ift von dlonomifhenm Werth, das 
ſtaatliche Erbe von politifhem. Das letztere Tann wohl mit Bermögensrechten 
verbunden fein, wie denn 3. B. vie Thronfolge zugleich Folge in Steatspomänen 
fein kann; die vermögensredhtlihe Seite verfelben iſt aber offenbar nicht das 
Weſentliche, ſondern ein zufälliger Beſtandtheil berfelben, die Regierungs- und 
Oberhauptsrechte im Staate find die Hauptſache. 

Um deßwillen ift auch ver innere Grundcharalter beider Erbrechte verſchieden. 
Das eine gehört dem Privatredht, das andere dem Staatsrecht an, und wird von 
demſelben beftimmt. Das erftere befteht Tebiglih um der Brivatperfonen 
willen, und gehört ihnen eigenthüämlich zu; das legtere nur für den Staat, 
und ift daher durchaus von dem Staate abhängig; denn da alle öffentlichen 
Nechte, welche einzelnen Perſonen over ganzen Körperfchaften zukommen, viefen 
nie als Eigenthum gehören, fondern ihrem Grunde wie ihrer Wirkſamkeit nad 
immer dem Ganzen dienen, in dem allein jie Sinn und Beftand haben, fo kann 
auch die Folge in öffentliche Rechte nie ein unabhängiges Individual⸗ over Fami⸗ 
lienrecht fein, fondern hat nur infofern Geltung, als ver Staat — als Geſammt⸗ 
körper — es im Öffentlichen Intereſſe will. Wis daher vie neueren Stanten vie 
früheren Erbämter aufboben, verlegten fie keineswegs beftchende Erbrechte einzel» 
ner Samilien, ſondern übten nur das ihnen gebührende Recht aus, fich jelbft 
auch in ihren Glievern, d. 5. in ihren Aemtern zu organifiren. Das ftantsrecht- 
liche Erbrecht ift daher, wo e8 befteht, ein Theil der Staats verfaſſung und 
unterliegt in Bewahrung und Abänderung ven Beftimmungen ver Berfaflung. 
Diefe Konſequenz wird freilich noch nicht überall anerlannt, aber nur deßhalb 
nicht, weil die mittelalterlihe Miſchung des öffentlichen mit dem Privatrecht noch 
nicht überall befeitigt if. Auch für die. Erbmonardjie ift die rein ſtaatsrechtliche 
Behandlung die allein.würbige, die halb⸗privatrechtliche zieht die politifchen Rechte 
ves Monarchen in die niebrigere Sphäre des Privat- und Familienbeſitzes nieder, 
verbunkelt die Majeſtät der Krone durch Bermengung mit bloßen perfönlichen In- 
terefien, und ftellt das Staatsgebiet einem Landgut glei, und vie Unterthanen 
und Staatsbürger in Eine Kategorie mit börigen Leuten, die erblich einer Herren⸗ 
familie dienen. 


*) Beh. indeß den Art. „Erbgüter“. Anm. d. Red, 
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Bon ſtaatlichem Erbrecht reven wir übrigens nur da, wo bie Yolge in eine 
beftimmte Sphäre öffentlicher Rechte an den Familienverband, db. 5. am bie 
Erben im eigentlichen veutihen Sinne dieſes Wortes geknüpft ift, in ver Regel 
an die natürlihe aus ehbelicher Abſtammung entfpringende, nur ansnahmeweife 
am bie künſtlich nachgebilvete Familie durch Adoption (f. dieſen Art.) oder Erb- 
vertrag, insbefondere durch die unter den deutſchen Dynaſtieen vorlonnmende 
Erbverbrüperung. Dagegen ſprechen wir nie von erbrechtlicher Folge, wenn 
in freier Berüdfichtigung der inbivinuellen Fähigkeit oder aus freiem Belieben 
durch Wahl oder Ernemmung oder Gnade die Folge in eine dffentlihe Rechts⸗ 
Iphäre angeordnet wird, nachdem ber bisherige Inhaber viefelbe verlafien hat. 

ielmehr fegen wir in viefem Sinne Erbmonardie und Wahlmonardhie, Erbämter 
und Wahlämter, Erbwürben und Wahlwürben einander entgegen. 

Die Berbindung alfo des ftantliden mit dem Familienerbrecht iR für 
unfern Begriff unerläßlih und erhält immerhin einen Zuſammenhang des äffent- 
fichen mit dem Privatrecht, ver ohne Zerſtörung des ganzen Begriffs nicht auf- 
gegeben werben kann. Das römtiche Stantsreht hat daher in Folge feiner ener- 
giſchen Scheidung der beiden Gebiete das ftantliche Erbrecht völlig befeitigt, und 
der römische Staat bat nur thatfächlich nicht rechtlich die Abſtammung aus höoch⸗ 
ften und hohen Familien in ver Verleihung ver Würben und Aemter beachtet. 
Die germanifhen Völker aber haben, mit den meiften übrigen Nationen, ven 
politiigen Werth mächtiger Fürftengefchlechter und fpäter auch anderer biftorifcher 
Familien williger anerfannt, und daher dem Familienerbrecht auch in der Staats⸗ 
verfaflung einen Plot eingeräumt. 

Nicht nothwendig — obwohl während des Mittelalters in reichlichem Maße 
eingeführt — ift vie Verbindung des ſtaatlichen Erbrechtes mit beftimmtem Grund- 
befig, wie 3.8. mit befonveren Herrſchaftsgütern Gerichtsbarkeit, mit Bafallen- 
gütern Lehenspflicht und Antheil am Lehenshofe, und fogar mit bäuerlichen Meier 
und Kellerhöfen Meier- und Kellerämter verbunden waren. Das politifche Recht 


erſcheint dann leicht wie eine bloße Zubehörve des Gutsrechts und an dieſes ge- 


bunden, wie ein Gegenftand des Bermögensverlchre, der Veräußerung, Ber- 
pfändung, Theilung u. |. f. unterworfen, was Alles nem Weſen eines öffentlichen 
Rechtes widerftreitet. 

Die heutigen Anwendungen bes ftantlihen Erbredits find gewöhnlich nur 
zwei no, 1) vie Thronfolge (f. d. Art.), 2) die erblihe Reichsſtandſchaft 
Eords, Herrenfige, Reichsräthe; vgl. die Art. Geſetzg. Körper, Landtag u. f. f.). 
Bon untergeoruneter Bedeutung ift die drjtte der erblichen Hofämter. In allem 
diefen Fällen erforbert das Stantswohl, welches Feine Theilung jener Rechte unter 
mehrere Exben verträgt, dag immer nnr Einer zur Folge gelange und nur 
Männer, oder doch fo lange als möglih nur Männer, nicht auch rauen erben. 
Daber ift die Erbfolge bier nicht nach ven gewohnten Regeln des Privaterbrechts, 
fondern nach den Grundſätzen der Stammgutsfolge georbnet, welde nur ben 
Mannsftamm bedenkt und nur Einen ver Erben folgen läßt. Ob in letzterer Be⸗ 
ziehung das Syſtem der Erfigeburt, welches je ven erftgebornen Sohn je ber 
erfigebornen Linie zur Folge beruft, alfo 3. B. den Enkel von dem vorverftor- 
benen älteften Sohne des Erblaffers vor dem zweitgebornen Sohne deſſelben, over 
des Majorats, wornach der dem Borgänger nächſtſtehende und ältefte männ- 
fie Erbe, alfo in obigem Beifpiel der zweitgeborne Sohn vor vem Enkel das 
Out erhält, angenommen fei, hängt von der befondern Verfaſſung ab; ebenfo wie 
bie abfolnte oder relative Aueſchließung oder Zurädfegung ver Frauen hinter dem 
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Männern. Wär die Thronfolge hat indeſſen das Syſtem ber Erſtgeburt ben ent- 
ſchiedenen Vorzug erlangt. 

Der gewöhnliche Fall der Verwirklichung dieſes Erbredhts iſt ver Tod 
des bisherigen Trägers jener politiihen Rechte, and ganz im Sinne bes deut⸗ 
then Erbrechts fällt das Erbe dem Nachfolger von felber zu und an, ohne daß 
diefer etwas zu thun braucht, ohne daß er nöthig hat, feinen Antritt zu erklären. 
Es beruht diefe Folge nicht auf Willensbeftimmungen weber des Vorgängers noch 
des Nachfolgers,, ſondern auf fefter Stante- und Rechtsordnung, welche den Ueber⸗ 
gang ber erledigten Würbe auf das nächfte Yamilienglied beſtimmt bat, und von 
feiner Zwiſchenzeit wiſſen will, in welcher vie Würde wirklich Teer bleibt. Daher 
das Sprädwort: Le roi est mort, vive le roi, welches den todten König fofort 
durch den neuen lebenden erſetzt fieht. Wenn ver Nachfolger auf das politifche 
Erbe verzichten will, fo kann er es freilich, da die politiihen Mechte Feine Frohnen 
find, an welche vie Perſon wider ihren Willen gejchmievet ift; aber der Ueber⸗ 
gang auf ihn Hat doch vorläufig ftattgefunven, und die Folge geht num weiter 
auf den ihm nächſten Nachfolger, nicht auf ben dem Vorgänger nädıften. 

Der Tod des Vorgängers ift aber nicht der 'einzige Yal. Wenn der bis⸗ 
herige Inhaber ver politifchen Rechtsſphäre auf diefelbe Verzicht Ieiftet, over 
derfeiben entfegt wird, kurz aus irgend eimem Grunde biefelbe verläßt, fo 
kommt dieſe Folge ganz ebenjo zur Wirkfamkeit wie in dem Todesfall; denn im 
allen viefen Fällen bat die Erfüllung jener Rechtsſphäre durch den biäherigen 
Inhaber aufgehört, und bevarf daher eines Erfates durch den Nachfolger. In der 
deutſchrechtlichen Stammgutsfolge ift das überhanpt ebenfo; und da bie Folge vie 
nämlidhe ift, wie wenn ber verzichtende oder entfete Vorgänger geftorben wäre, 
und der verwandtſchaftliche Erbverband dieſe Folge im Einzelnen beftimmt und 
ordnet, fo bat man auch Fein Bedenken in ſolchen Fällen ebenfalls von Erbfolge 
zu fprechen, ungeachtet weder ein Todter no ein Ueberlebenver ba ift. 
Findet doch die beutfhe Sprache keinen Anftoß darin, bei Lebzeiten einer 
Perſon von ihren Erben zu ſprechen, und das deutſche Recht fein Bedenken, ven 
jeweiligen nädften Erben eines Lebenden beftimmte Nechte mit Bezug anf bie 
Güter veflelben als Erbgüter zuzufcreiben, deren Grund nur aus dem Erbver- 
band zu erflären und deren Zwed nur in ber Sicherung der Yolge in das Erb- 
gut zu finden ift, die daher nur als Erbrechte juriftifh verftanden werben 
fönnen. 

Man kann aber nod in einem andern al® dem bisher erörterten Sinne von 
einem ftaatlihen Erbrecht reden, von einem Erbrecht im weitelten Sinn, weldes 
nichts anderes iſt als die Weberlieferung des beſtehenden Rechtes an die 
nachfolgenden Öenerationen. In dieſer Weiſe geht das Heimats- und das 
Bürgerrecht von den Eitern auf ihre Kinder über, ſchon mit der Geburt diefer, 
nicht erft nach dem Tode ver Eltern; und fo wird, wie die Sprade und alle 
Errungenſchaft der Kultur, auch das gefammte äffentliche Recht von ven Vor« 
fahren auf die Nachlommen vererbt. Das fo erkannte Erbredt ift in ver That 
von größter Bedeutung, von einer viel größeren noch als das ſtaatliche Erbrecht 
im eigentliden und engeren Sinn. Es bewahrt die Güter, welche vie Väter er- 
rungen, für vie Söhne und Enkel, und überliefert viefen, ohne von ihnen eine 
befondere Unftrengung zu fordern, eine reiche Erbſchaft, an deren Anfammlung 
Jahrhunderte gearbeitet haben. Indem es die Schäge der Vergangenheit ven Nach» 
fommen zum Genuß übergiebt, erleichtert es zugleich dieſen jeben neuen Erwerb 
mit Hülfe der alten Mittel, und indem es ven Zuſammenhang erbält mit 
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ben vorangegangenen Gefchlechtern, begründet und ſtützt es bie Fortſchritte 
der künftigen Geſchlechter. vaaiiau. 


Erbverbrüderung, ſ. Thronfolge. 


Erfindungs: und Einführnuungspateute. 


I. Erfindungspatent ift die fchriftliche. Urkunde, in welder die Staatögewalt 
eine Perfon als berechtigt erklärt, eine inpuftrielle Erfindung auf beftimmte Zeit 
ausſchließlich auszubeuten. Die zeitweilige Fernhaltung jeder Konkurrenz fol ein 
Ermunterungsmittel zu induftrielen Erfindungen fein, da fie den Erfinder in den 
Stand fest, den erfundenen Gegenftand, oder, wenn bie Erfindung in einem neuen 
Erzeugungsmittel oder einem nenen gewerblichen Verfahren befteht, bie mittelft 
befielben gewonnenen Produlte jo hoch zu verwertben, daß er für feinen aus 
Anlaß der Erfindung gehabten Mübhe- und Vermögensaufwand nit nur Erfag 
erhält, ſondern aud einer angemefjenen Belohnung theilhaftig wird. Beſäße ver 
Erfinder dieſes zeitliche ausſchließende Benützungsrecht nicht, fo würben Dritte bie 
Erfindung nahahmen und deren Vortheile erndten, ohne mit ven Opfern befchwert 
zu fein, die er bringen mußte; ja ihre Konkurrenz würde ihm die Möglichkeit 
rauben, für feine Opfer auch nur je entſchädigt zu werben; denn ba fie bie 
Mühe und den Aufwand der Erfindung nit zu tragen hatten, können fie mit 
dem Preife des erfundenen oder mit Hilfe ver Erfindung erzeugten Gegenftanbes 
herabgehen. Allertings ift dieſe Preisermäßigung nützlich für die Geſellſchaft, wie 
es auch im Intereſſe der letzteren liegt, daß die Erfindung fhnell ein Gemeingut 
wird. Allein fchließlid würde die Geſellſchaft doch dabei beuachtheiligt fein. Der’ 
Reiz zu neuen Erfindungen würde ſchwinden und deren Zahl ſich verringern. 
Der Erfinder würde alles aufbieten,, feine Erfindung zu verheimlichen, um ſich 
möglichft lange das fattifhe Monopol, weil das gejegliche ihm verfagt ift, zu 
fihern. Hiedurch würden nicht nur Verbefferungen der Erfindung durch Dritte 
und fih daran knüpfende weitere Erfindungen auf lange und unbeftimmte Zeit 
binausgefchoben, es würde auch mande Erfindung mit dem Erfinder wieder be- 
graben werben. Alle diefe Uebelftänve fallen weg, wenn vie Staatsgewalt dem Er- 
finder die ausſchließende Benügung feiner Erfindung durch eine gewiſſe Zeit zu- 
gefteht und ihn tarin ſchützt. Die Erfindung kann nun offen ausgeübt werben, 
ihrer Fortbildung fteht fein Hinderniß entgegen. Und da Die Gewährung des 
ftantlihen Schutzes die Kenntniß des zu ſchützenden Objektes, folglich die Hinter- 
legung einer genauen Beichreibung ver Erfindung bet einer äffentlihen Behörde 
nothwendig voraudfegt, fo ift dadurch auch die Erfindung für alle Zukunft vor 
der Vergefienheit bewahrt. So erſcheinen daher die Erfindungspetente als eine 
Maßregel zur Förderung der Inbuftrie und finden ihre Stelle in ver Vollswirth⸗ 
ſchaftspolitik. 

Man darf aber nicht glauben, daß gleich urſprünglich bei Entſtehung des 
Patentinſtifuts die erwähnten volkswirthſchaftlichen Erwägungen geleitet haben. 
Bliden wir auf England, die Heimat der Erfindungspatente, fo erfahren wir, 
daß deren Eutftehung mit ver unter ver Königin Elifabeth begonnenen Abichaf- 
fung der Monopolien, in deren Feſſeln Gewerbfleiß und Handel bei Ausgang 
des Mittelalters faft Überall in Europa Ingen, zufammenfält. Als nämlich durch 
das 21. Statut des Königs Jakob I. vom Jahr 1623 die legten noch übrig 
gebliebenen Gewerbö- und Hanbelsmonopolien aufgehoben wurden, warb hierin 
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zugleich angeorhnet, daß bie den erften und wahrhaften Exfindern einer neuen 
Fabrilation- bewilligten Privilegien bievon ausgenommen feien; dieſe follten durch 
21 Jahre in Kraft bleiben und ſolche Privilegien auch künftig, jedoch auf nicht 
länger als auf 14 Jahre verliehen werben. Hiernach waren die Erfindungspatente 
uriprünglich nichts anderes als Ueberbleibfel des alten gewerblihen Monopolien- 
weiend. Es verfloß eine geraume Zeit, ehe man fidh ihrer vollewirthichaftlichen 
Zweckmaͤßigkeit Har bewußt wurde und fi aus dem erhaltenen Refte einer ver- 
alteten Bollswirthichaftspolitit em Inftitut moderner Volkswirthſchaftspolitik her- 
ausbildete. Diefe Einficht ſchlug erft durch, als das Patentinftitut außerhalb 
England zu einem Gegenftanve ver Legislation wurde, was nicht früher als 
gegen das Ende des 18. Jahrhunderts gefhah, wo das franzöfliche Patentgeſetz 
vom 7. Jänner 1791 und die nordamerikaniſchen vom 10. April 1790 und 21. 
Vebruar 1791 entſtanden. Im Laufe des gegenwärtigen Jahrhunderts verbreitete 
ſich das Patentinftitut beinahe über ganz Europa; abgefehen von einigen veutfchen 
und den italtenifhen Kleinftaaten mit Einfluß von Toskana find es blos die 
Schweiz, Norwegen, Griechenland und die Türkei, die daſſelbe nicht angenommen 
haben. Und auch jenfeits des atlantiihen Dceans haben außer der nordamerikani⸗ 
fhen Union bereits Paraguay (feit 1845) und Buenos Ayres (feit 1855) ihre 
eigenen Patentgeſetze. 

Bor Einbürgerung des Patentinftituts und noch eine Zeit lang nachher fuchte 
man zu neuen Erfindungen bie und da auch durch Erfindungsprämien, d. 1. 
durch Geldbelohnungen, die dem Erfinder nad Zuftanbebringung und Konftatirung 
der Erfindung unter der Bedingung ver Veröffentlichung berfelben aus der Staats⸗ 
fafle bewilligt wurden, aufzumuntern. Allein biefe Erfindungsprämien, die augen- 
fcheinlich ein Ausflug des Merkantilfuftems waren, konnten fi) neben den Erfin- 
dungspatenten nicht behaupten und find, einzelne feltene Fälle abgerechnet, überalf 
außer Brauch gelommen. Ihre Verdrängung erflärt fih einfad daraus, weil der 
einzig richtige Maßſtab bei Bemeſſung der Belohnung die Nüslichkeit ver Erfin- 
dung ift, diefe ſich aber nicht im Voraus erfennen und fhägen läßt. Täufchungen, 
Mißgriffe und unnütze Gelbopfer können daher bier nicht ausbleiben, während 
bei den Erfindungspatenten der Staat nichts wagt_und durch fie blos die Mög⸗ 
lichleit eröffnet, daß die Erfindung nach Maßgabe ihrer Bervienftlichkeit ihren 
Lohn in fich felber findet. 

Nach den beftehenden Patentgefegen, unter denen das norbamerlfanifche vom 
4. Juli 1836 mit den Zufagbeftimmungen vom 3. März 1837, 3. Mär; 1839 
und 29. Auguſt 1842, das franzöfifche vom 5. Juni 1844, das neite englifche 
vom 1. Juli 1852, das dfterreichifche vom 15. Auguft 1852 und das beigifche 
vom 24, Mai 1854 bie vorzägliciten find, Hat das Patentwejen gegenwärtig 
im Weſentlichen folgende Geftaltung. 

Patente werden blos für jene Erfindungen, bie als Handels= oder In— 
duftriegegenftand benützbar find, wie neue induſtrielle Erzeugnifie, Erzeugungs⸗ 
inftrumente over Erzeugungsmethopen, alfo blos für inbuftriele Erfindungen er- 
theilt. Theoretiſche Konceptionen, Lehrfäge, Principien, wiſſenſchaftliche Ent- 
dedungen können als foldhe kein Patent beanſpruchen. Es bezieht ſich daher das 
Patentinftitut nicht auf ſchriftſtelleriſche und künſtleriſche Produktionen. Auch in- 
duſtrielle Verbeſſerungen, die ſich ſchwer von eigentlichen Erfindungen unterfchel- 
den laffen, fowie patentfähtge VBerbefferungen bereits patentirter Erfindungen machen 
hievon feine Ausnahme, und es Können anf fie aud dritte Verbeſſerer ein Patent 
erlangen, Nur in Frankreich bat der Erfinder diesfalls gegenüber dem dritten Ver⸗ 
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befferer ein einjähriges Vorrecht. — Die zu patentivende Erfindung muß nen 
fein. Sie gilt aber ſchon als nen, wenn fie bisher im Inlande noch nicht aus- 
geübt wurbe, auch vafelbft noch nicht Gegenſtand eines Patentes war und nod 
in Feiner öffentlichen Drudichrift befchrieben ift. ‘Da hiernach blos eine relative 
Neuheit geforvert wird, fo reihen fich ven Erfindungspatenten noch als eine weitere 
befondere Art von Patenten die Einführungspatente an, die für bie Ueber⸗ 
tragung einer im Inlande noch unbefannten ausländiſchen Erfindung verliehen 
werben. Bezüglich dieſer Einführungspatente folgen die Gefetgebungen abweichen- 
den Orunpfägen. Die meiften PBatentgefeße gewähren fie ohne Einſchränkung für 
‚jede auswärtige, im Inlande noch umbelannte Erfindung und an Jebermann. 
Einige bejhränfen fie auf die Einbürgerung folder fremben Erfindungen, die im 
Auslande unter Patentſchutz ſtehen und auf die Zeit, für die fie patentirt find. 
Wieder andere, wie das öſterreichiſche, franzöfifche, norbamerilanifche und belgiſche 
Geſetz, geftehen fie unter dieſen Beſchränkungen blos ven auswärtigen Patent- 
Inhabern zu. — Das Patent wird überall nur auf Grund einer überreichten 
Beihreibung der Erfindung verliehen. Insgemein wird geforbert, daß vie Be- 
ſchreibung vollftändig und die Erfindung vollendet ift. In Nordamerika wirb je 
doch auch einer noch nicht ganz zu Stande gebraten Erfindung durch Ertheilung 
des fogenannten Caveat ein proviſoriſcher Schuß für eine beftimmte kürzere Zeit 
gewährt, und das neue englifche Geſetz geftattet bei einer noch nicht vollendeten 
Erfindung auch die Einlegung einer blos fummarifchen Beſchreibung mit der Wir- 
kung eines proviſoriſchen Schuges auf die Dauer von ſechs Monaten, nad deren 
Ablauf die Beichreibung zu vervollftänvigen ift. In ver Mehrzahl ver Patentge- 
feße ift vor Ertheilung des Patentes eine Prüfung der Neuheit, zum Theil 
auch der Nützlichkeit ver Erfindung angeordnet oder doch geftattet. Blos bie 
Patentgeſetze von Defterreih, Frankreich, England, Belgien, Schwerer, Spanien, 
Portugel, Sicilien und Paraguay erklären eine ſolche materielle Vorprüfung für 
unftatthaft und überlaffen vie Anfechtung des Patentes wegen mangelnder Neu- 
beit den Privatinterefienten. Dadurch iſt aber eine formelle Prüfung, die fi 
lediglich auf die Beobachtung ver gefetlich vorgefchriebenen Förmlichkeiten bezieht, 
nicht ausgefchloffen. Auch verpflichtet das Bfterreichifche Patentgefeg die Staats⸗ 
behorde zu einer vorherigen Unterfuhung der gejeglihen Erlaubtheit der Erfin- 
bung, die das franzöftfche Geſetz fchlechtbin verwirft und zu der das belgifche blos 
die Ermächtigung giebt. — Ein Batent kann Jeder erlangen, ver überhaupt er- 
werbfähig ift, und es wird in der Regel zwiichen In⸗ und Ausländern fein Unter: 
ſchied gemacht. Doch wirb nad ven meiften Patentgefegen bie Patentverleihung 
ale ein Alt der Gnade betrachtet und ein rechtlicher Anſpruch auf Seite 
besjenigen, der allen gefeglichen Erforvernifien genügt hat, nicht anerfannt. Nach 
ber Praris wird indeſſen bei Ausweis ver letzteren nirgend das Patent verfagt. 
Obligatoriſch für die Regierung nad dem Gefege ift die Patentertheilung nur in 
Frankreich, Defterreih, Belgien und Nordamerika. — 

Die Patente begründen überall nur ein zeitlihes Recht. Das Zeitmaß 
ift aber in den Geſetzen verſchiedenartig feftgeftelt. Entweder werben die Patent- 
rechte überhaupt nur als zeitliche Rechte ohne Nennung eines beftimmten Termine 
erflärt, oder e8 werben bie Endpunkte per Patentzeit angegeben, innerhalb deren 
diefe im fpeciellen alle entweder nach Gutbefinden der Regierung oder nah Wahl 
des Patenterwerbers beftimmt wird; ober es ift eine und dieſelbe Zeitfrift für alle 
Patente angeorbnet; ober es find mehrere Patenttermine bezeichnet, unter benen 
bie Partet wählen Tann. Die Patentzeit läuft entweder vom Tage der lieber- 
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reichung bes Patenigefuches oder vom Tage der Ausfertigung des Patentes, Der 
längfte Patenttermin iſt mit 15 Jahren angenommen, nur Belgien hat das Mari- 
mum anf 20 Jahre beftimmt. — Nur in wenigen Staaten werben bie. Patente 
unentgelblidh ertbeilt, in den meiften muß biefür eine befondere Abgabe entrichtet 
werden. Diefe Abgabe, die Batenttare, ift in einigen Patentgefegen in einem 
beftimmten , ein» für allemal zu zahlenden und ſich nad ber Dauer des Patentes 
tichtenden Betrage bemeflen, ver fogleich bei Ueberreichung des Patentgefuches oder 
doch bei Aushändigung der Patenturkunve zu erlegen ift; nach anderen befteht fie 
in periodiſchen, gewöhnlich jährlichen Zahlungen, die entweber in gleichen over 
progreifiven Sägen aufgelegt find. Die Berleihung des Patentes wird öffentlich 
fund gemacht und bildet meiftens einen Gegenftand ber Eintragung in befonbere 
Öffentliche Regiſter Die Beröffentlihung der Befhreibung der Erfin- 
dunfg erfolgt entweder fogleich nach Ueberreihung bes Patentgefuches oder Aus» 
fertigung des Patentes oder in einer gefetlich beftimmten Friſt darnach, aber noch 
während ter Patentzeit, oder erft nad Erlöfhung des Patentes. Ginzelne Patent⸗ 
gelege, wie 3. B. das öfterreichifche, das die Veröffentlichung gleichzeitig mit ber 
Ausfertigung tes Patentes als Regel anordnet, geftattn auf Verlangen des 
Patenterwerbers die Geheimhaltung ver Beſchreibung, was zur Folge hat, daß 
dieſelbe erft nad Erlöſchung des Patentes verdffentlicht wird, der Patentinhaber 
fi dann aber nicht des vollen geſetzlichen Schuges gegen Patenteingriffe erfreut, 
ver bei. fogleich veröffentlichter Beſchreibung gewährt wird. 

Das Patent berechtigt feinen Inhaber, die patentirte Erfindung während ber 
Patentvauer ausfchlieglic auszuüben und vemzufolge jedem Dritten die Erzeugung 
oder Anwendung des Patentgegenftandes, dann auch — was jedoch nicht von 
allen, namentlih nicht von unferen deutſchen Patentgefegen (mit Ausnahme bes 
Öfterreichifchen) zugeftanden wird — den Handel damit und bie Einfuhr deſſelben 
aus dem Auslande zu unterfagen. ‘Dabei wird aber vorausgeſetzt, daß bie fü ge 
ftaltete Benätung der Erfindung von dem Dritten in gewerbsmäßiger Weile und 
nicht blos für fein eigenes Beduürfniß ftattgefunden bat. Der durch einen Patent- 
eingriff Berlegte bat das Recht auf volle Schaploshaltung und vie hiezu führen- 
ven vorläufigen geſetzlichen Sicherftellungsmittel. Die widerrechtlich nachgemachten 
ober benütten Erfindungsgegenftände und die zur VBollführung des Patenteingriffes 
ausſchließlich beftimmten Werkzeuge und Hilfsmittel werben fonfischrt. Der in 
mala fide hanvelnde Verleger kann nebftbei auch firafgerichtlih verfolgt werben. 
ferner kann der Patentinhaber fein Patent veräußern und nererben, fowie aud) 
Dritten zur Benütung übertragen. Wo öffentliche Patentregifter beftehen, ift ber 
Beſitzwechſel in viefelben einzutragen. Das Patent berechtigt aber nicht blos, es 
verpflichtet auch. Bon einer dieſer Verpflichtungen, von ver Tarzahlung, war be⸗ 
reits die Rede. Außerdem bat faft nach allen Gejegen ver Patentinhaber pie Pflicht, 
bie Ausübung der Erfindung innerhalb einer beftimmten Friſt zu beginnen und 
fie andy fpäter durch eine gewifle Zeit nicht zu unterbrechen. 

Die Patente erlöfhen durch Ablauf ver Patentzeit, durch Berzichtleiftung, 
dann durch Verfalls⸗ und Nichtigleitserflärung. Der Berfall gründet fih auf 
Thatſachen, die der an fich gültigen Patentwerleihung nachgefolgt find, und tritt 
allgemein ein bei Nichtzahlung der Tare und Nichtausübung der Erfindung binnen 
ver gefeßlichen Friſt. Richtig wird ein Patent, wenn es an einem urjpränglichen 
weientlihen Mangel leidet, der es gar nicht zur rechtlichen Eriftenz kommen ließ, 
insbeſondere: wenn ber Gegenſtand ala nit neu erfannt wird, wenn auf ihn 
im Sande bereits früher ein Patent genommen wurde, wenn ihm ver induſtrielle 
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Gharalter fehlt, wenn er gegen vie beſtehenden Gefege verftößt, wenn bie Be⸗ 
ſchreibung der Erfindung fi) als unrichtig oder umvollſtäudig barftellt. Die Er- 
Lihung, die Verfalls⸗ und Nichtigleitserflärung eines Patentes wird ebenfo wie 
die Verleihung deſſelben öffentlich verlautbart. 

In Betreff der behördlichen Zuſtändigkeit bei Verfalls⸗ und Nichtigleits- 
erflärungen, dann bei Streitigkeiten in Folge von Patenteingriffen und über das 
Eigenthum des Patentes herrſcht in ven Geſetzen keine Uebereinftimmung. Einige, 
namentlich die deutſchen Patentgeſetze, ertlären alle die genannten PBroceburen mit 
alleiniger Ausnahme jener über Entſchädigungsanſprüche als Berwaltungsfachen ; 
andere weiſen fle ohne Unterfchien ven Eerichten zu; wieder andere nehmen eine 
Mittelftellung ein und theilen biefe Gefchäfte zwiſchen den Gerichten und Ver⸗ 
waltungsbehörven in der Art, daß fie diefe blos als kompetent zur Führung und 
Entſcheidung der Verhandlungen wegen VBerfalles eines Patentes oder zugleich auch 
wegen Nichtigkeit deſſelben erklären. Ein einziges Patentgefet, das belgiſche, ſchreibt 
für alle Batentftreitigfeiten ,. fie als dringende Angelegenheiten bezeichnend, das 
ſummariſche Berfahren vor. | 

II. Dies in feinen Grundzügen ber gegenwärtige Stand der Patentgefeg- 
gebung. Die wünfchenswerthen wichtigeren Berbefferungen, auf vie das praftifche 
Bedürfniß Hinleitet und die in der Wiſſenſchaft Ihren Ausdruck erhalten, haben 
In einzelnen Patentgefegen entweber bereits eine ganze oder doch theilweife Ver⸗ 
dung gefunden, oder es find in ihnen wenigftens vie Anſätze dazu wahr⸗ 


ar. 

Zu nennen ift bier vor Allem die Abſchaffung der materiellen Borpräfung 
der Erfindung (examen prealable). Infoweit ſich diefe auf die Nützlichkeit bezieht, 
wird beren Zwedlofigkeit jo ziemlich allgemein zugegeben, venn es liegt zu nahe, 
daß durch die Patentirung einer nuplofen Erfindung ver Patentinhaber nichts 
gewinnt und die Geſellſchaft nichts verliert. Aber auch die vorläufige Prüfung 
der Neuheit ericheint überfläffig, weil von der Stärke des Privatinterefies mit 
Grund erwartet werben kann, daß das für eine nicht neue Erfindung ertbeilte 
Patent nicht aufrecht bleibt. Da ferner dieſes Prüfungsgefchäft die Kräfte ber 
Regierung überfteigt, fo giebt e8 auch dem Publikum keine Garantie und wirb 
nur zu einer Duelle von Berzögerungen und Chilanen für bie Erfinder. Ueber 
haupt muß das examen prealable ſchon darum fallen, weil es ein Ausfluß bes 
Alles bevormundenden Polizeiftantes ift, der nad dem gefchichtlichen Entwicklungs⸗ 
gange des ftaatlihen Lebens fortwährend an Terrain verliert und fih am aller 
wentgften auf wirtbichaftlichem Gebiete, auf dem die Idee ver individuellen Frei⸗ 
heit immer mehr Raum und äußere Geftaltung gewinnt, auf bie Dauer be 
baupten Tann. 

Eine fi hieran knüpfende weitere Verbeſſerung ift die unverzüglihe und 
ausnahmsloſe Berdffentlihung der Befhreibungen ver unter Patentſchutz 
geftellten Erfindungen. Sie ift eine nothwendige Folge ver Aufgebung des examen 

realable; denn wenn bie Regierung ihren bevormundenden Einfluß auf das 
Batentioefen fallen läßt und die Patente unter die Obhut der Geſelſſchaft geftellt 
find, fo muß es auch der Gefellichaft und jebem Interefienten möglih gemacht 
werben, jeden unberechtigten Eingriff in vie freie Konkurrenz zurückzuweiſen. Der 
Augen des Batentinftituts für die Gefellihaft tritt erft dann zu Tage, wenn von 
der Geheimhaltung der Erfinbumg währenn ber Patentzeit abgegangen wird. Jeder 
Berbefferung und Welterführung der Erfindung ift dann freies Feld geöffnet und 
der Stilftend wird verhlitet, ver im unferer raſtlos vorwärtötreibennen Zeit allein 
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fon ein Rückſchritt if. Und daß alle berechtigten Interefien im Cinflange ſind, 
zeigt fih auch hier, denn auch für ven Patentinhaber ift die unverzügliche Kunb- 
machung der Beichreibung der Erfindung von Vortheil, weil fie feinen Abſatz bes 
fchleunigt und erweitert und bie Zahl ber unbeabfichtigten Patenteingriffe ver- 
mindert; daß aber vie abfichtlichen nicht zunehmen, dafür forgt eine gute und 
fchnelle Rechtspflege am beften. 

Werner iſt es eine ganz zeitgemäße Yorberung, daß die Erfinbungspatente, 
die doch in allen andern Punkten ihre alte Privilegiennatur abgeftreift haben und 
ein völlig modernes Inftitut geworben find, von den beiden einzigen Ueberbleib⸗ 
fein befreit werben, vie ihnen noch aus jenem früheren ‘Dafein ankleben; es find 
dies die Auffaſſung der Patente als einer bloßen Onadenfahe und bie Er- 
bebung ver Patenttare. Die ganze gefegliche Regelung bes Patentweſens, bie 
Beziehung, in vie es zum Bollshaushalte gebracht wird, ft ohne Sinn, wenn 
nicht jeder, der bie geſetzlichen Erforvernifie ausweiſt, einen vechtlihen Unfpruch 
auf das Patent bat. Was aber die Patenttare betrifft, fo verlangt die Wiffen- 
haft im Allgemeinen nicht vie völlige Aufhebung, ſondern lediglich eine Herab- 
ſetzung verfelben auf jenes Maß, daß fie blos die Koften des Patentinftituts 
deckt und nicht ferner als Finanzquelle gilt, und bie Entrihtung in jährlichen 
progreffiven Säten nach dem Muſter des belgiſchen Gefeges. Eine gänzliche Auf⸗ 
hebung der Tare ſcheint nur bei jenen Berbeflerungspatenten am Orte zu fein, 
bie der Erfinder für die von ihm ausgehenden Berbefjerungen feiner bereits 
patentirten Erfindung nimmt. Hiebei mag noch bemerkt werben, daß bie ſchon 
oben erwähnte löbliche Beſtimmung des franzöflfhen Patentgefeges, die dem Er⸗ 
finder in Bezug auf die Patentirung von Berbeflerungen feiner Erfindung ein 
temporäres Vorrecht vor dritten Verbeflerern einräumt, allfeitige Nachahmung 
verbient. 

Außerdem bringt es die heutige Geftaltung des Verkehrs, feine ungehenere- 
Beſchleunigung und vielfache Verſchlingung und ber fi immer mehr ausbreitenve 
Rechtsſchutz auch in internationalen Berhältniffen mit ſich, die bereits von meh- 
reren Geſetzgebungen angenommene beſchränkte Zulaffung von Einführung s- 
patenten, wornach viefelben nur für Einführung auswärtiger, noch unter —* 
tentſchutz ſtehender Erfindungen lediglich auf die Dauer des letzteren einzig dem 
rechtmäßigen Inhaber des auswärtigen Patentes ertheilt werben, zur allgemeinen 
Regel zu machen und Dritten auf ausländiſche Erfindungen aud nicht die Er» 
werbung von Erfindungspatenten zu geftatten. Wird nun noch weiter der Wunfch 
ausgefproden, daß alle flreitigen Patentfachen, etwa mit einziger Ausnahme ber 
Berfallfprehung eines Patentes, der Kompetenz ver Gerichte unterftellt, daß 
die Patentproceffe ſummariſch verhandelt und bei —— der Erkenntniſſe ſach⸗ 
verſtaͤndige Geſchworne beigezogen werben, fo dürfte das Maß ver Reformen nicht 
zu weit gegriffen ſein. Weiter gehen diejenigen, welche eine Regelung des Patent⸗ 
inſtituts nach gemeinſamen Grundſäatzen in allen Kulturſtaaten anftreben. Die Aus- 
führung viefes Gedankens dürfte wohl erft einer fpäteren Zukunft angehören. 

Für uns Deutfche handelt es ſich nad dieſer Seite hin vorläufig um Er- 
reihung eines näher liegenden Zieles, das auch ſchon für die Gegenwart ein 
berechtigtes genannt werben muß, nämlich um ein gemeinfchaftliches Patent- 
gefeg für ganz Deutfhland oder wenigftens für ven beutfchen Zollverein. 
Die Uebereintunft der Zollvereinsfinaten wegen Ertheilung von Erfindungspatenten 
vom 21. September 1842 vermag weder ben nationalen Wünfchen nod ben 
Bebürfuiffen des Boltshaushaltes zu genügen, da nach ihr jever Zollvereinsſtaat 
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das Batentverleifungsrecht behält und für die Wusübung beffelben nur einige 
wenige, das Recht aus dem Patente überdies fehr enge begrenzenve gleichförmige 
Orunvfäge aufgeftellt werden. Das von einer Zollvereinsregierung verliehene Patent 
ift nur für den eigenen Staat von Wirkung und ver Bells deſſelben giebt, da 
pie Beurtheilung ver Neuheit und Eigentbümlichkeit ver Erfindung dem Ermeflen 
einer jeven Regierung überlaffen bleibt, noch feinen Anfpruch auf vie Patentirung 
- in einem anderen Bereinsftante, er bewirkt nur, daß fein Dritter ein Patent 
bieranf erwerben kann. Und auch dort, wo das Patent Geltung hat, iſt ver 
Inhaber in der Regel blo8 gegen die Anfertigung des Patentgegenftanves, nicht 
aber gegen die Einfuhr, den Berfauf und den Gebrauch veflelben durch Dritte ge- 
ihügt. Ein gemeinſames veutiches Patentgefeg, mit dem vie Annahme des Grund⸗ 
fatzes, daß das in einem beutfchen Staate erlangte Patent ohne weiteres in allen 
übrigen gilt, ober die Uebertragung der Patentverleifung an ein eigened Organ 
für ganz Deutfchland in unzertrennlicher Verbindung fteht, kann nur baburd 
angebahnt werben, daß bie beutfchen Regierungen fid, über bie Abfchaffung ber 
materiellen Borpräfung ber Erfindung einigen und von der Vorftellung abgeben, 
daß die Patentverleihung ein Gnadenakt fei. 

Ale die befprochenen Reformen laffen bie Auffaffung des Patentweiens als 
eines vollswirthichaftlichen Inftitutes unberührt. Nun erhebt ſich aber fett längerer 
Zeit, bald mit größerer bald mit geringerer Stärke, auch gegen dieſe Auffafſung 
Widerſpruch und eine nene bricht fih Bahn. Ihre Anhänger legen dem Patent- 
weien ein juriftifches Princip unter und vindiciren ihm ben Charakter einer 
juriftifchen Inftitutton. Wir begegnen biefer Anfiht, auf welde bie gewonnene 
Uebergengung von der Wiperrechtlichleit des Büchernachdrucks und bie Anerfennung 
bes Autorenrechtes führen mußte, zuerft in dem älteren franzöfifchen Patentgefege 
vom 7. Jänner 1791. Das juriftiihe Princip finden Einige in einem Vertrage, 
durch den die Geſellſchaft dem Erfinder vie zeitweilige anschließende Ausbeutung 
feiner Erfindung gegen fpätere Ueberlaſſung verfelben zur allgemeinen freien Be- 
nützung zugeftehen, Andere in dem Eigenthumsrechte des Erfinders an feiner Er⸗ 
findung, das ber finatlichen Geſetzgebung vorangehe und durch fie blos feine 
Anerkennung erhalte. Dieſes Eigenthumsrecht wird nun wieder entweder als ein 
immerwährenbes, gleich dem Eigenthume an Eörperlihen Sachen, erklärt (wie in 
dem von dem Belgier Jobard in zahlreihen Schriften mit großem Eifer ver- 
fochtenen Syſtem des Manautopol); oder es wird im Interefle der Gefellichaft 
bios auf eine beftimmte Zeit beichränkt (wie neuerlih von Tillidre in feinem 
trait&E theorique et pratique des brevets d’invention etc. Bruxelles 1854). 
Die Analogie des bereits in Geltung getretenen Autorenrechtes, das gleichfalls 
gegen Nachruf und Nachbildung temporär gefhüst ift, fpricht dafür, daß das 
juriftifche Princip des Patentinftitutes im Sinne eines ſchon mit ber Thatfache 
ber Erfindung begründeten zeitlichen Rechtes an verfelben — mag man biefes nun 
Eigenthumöreht oder anders heißen — zu allgemeiner bauernder Anerlennung 
gelangen werbe. Bor ber jnriftifchen Auffaffung kann das Patent fernerhin nicht 
als Privilegium oder Monopol beftehen; ftatt eine ausnahmsweiſe Vegänftigung 
zu fein, ift e8 vielmehr eine von dem Wohle ver Gefellihaft geforderte Be: 
Ihränkung. Hiedurch tritt das Patentinftitut auf eine nene Entwicklungsbahn und 
fieht weiteren neuen Geftaltungen entgegen, bie zur Zeit mehr nur gemuthmaßt 
als beftimmt angegeben werben Können. 

II. Zum Schluffe muß noch in Kürze ver Einwendungen gebacht werben, 
bie in jängfter Zeit, namentlich in England gelegenheitlich ver lebten Reviſion der 


Einführungspatente. 428 


Patentgefege und in Holland, gegen das Patentinftitut erhoben wurben. 
Man bringt gegen vaflelbe vor, daß es fein geiftiges Eigenthum gebe, daß bie 
Batente ftehengebliebene Reſte des früheren Monopolienmwejens ſeien und alle vie 
Nachtheile äußerten, welde die Monopolien für die Imbuftrie und die Konſu⸗ 
menten mit fi führen; daß es einer Ermunterung zu Erfindungen nicht bedürfe, 
indem dieſe als vie notwendige Weiterführung vorhandener Entwidlungen von 
felhft entftehen, und daß darum auch das Bervienft des Erfinders nicht fo groß 
jei, um eine Belohnung anſprechen zu können; daß ferner der Erfinder auch ohne 
Batent genügenve Bortheile Habe; daß durch die Patente nit die Erfindung an 
fi, fondern nur die Anwendung verfelben belohnt werde; endlich daß bie Patente 
für den Erfinder felbft nachtheilig feien, weil fie ihm Koften verurfadhen, ihn vor 
Bollendung der Erfindung zur Beobachtung des ftrengften Geheimniſſes nöthigen 
und der fertigen Erfindung eine Publicität geben, vie zur Nachahmung reize. Es 
wird genügen, zur Widerlegung biefer Einwendungen bier nur Folgendes zu be 
merlen- Zur Rechtfertigung des Batentinftituts reihen ſchon vollswirtbichaftlidhe 
Motive bin und es ift nicht gerave nöthig, für daſſelbe nad einer juriftifchen 
Grundlage zu ſuchen. Die Patente haben in den beftehenden Patentgefegen einen 
Charakter angenommen, ver von jenem ber alten Privilegien ganz verfchieben ift. 
Die getmeie Beihräntung ver Konkurrenz, die das Patent mit fich führt, fichert 
der Geſellſchaft den Tünftigen dauernden Befig der Erfindung; fie iſt daher ein 
Opfer, das ſich reihlic vergilt, und da der erfundene Oegenftand bisher nicht 
vorhanden war, fo geht der Geſellſchaft felbft für vie Gegenwart ein eigentlidher 
Schade nicht zu, es handelt ſich nur um bie einftwellige Bertagung eines Ge⸗ 
winnes. Wenn auch bei manchen Erfindungen das perfünlice Verdienſt bes Er- 
finderd gering ift, fo wird es deren doch immer eine nicht Kleine Zahl geben, bie 
fortgefegtes Nachdenken, vielfache Verſuche und längere Loftfpielige Vorbereitungen 
porausfegen und demnach eine Belohnung verbienen. Worin der Vortheil bes 
Erfinders beftehen fol, wenn Jeder die Erfindung ſogleich nachmachen darf, tft 
nicht einzufehen. Daß nur die Anwendung der Erfindung des Patentſchutzes theil- 
baftig wird, liegt in der Natur der Sache, weil die Erfindung eben erſt durch 
die Anwendung erprobt wird und auch nur biefe für bie Induſtrie Werth hat. 
Was die behauptete Koftbarkeit der Patente und bie mit ver Patentirung ver- 
bundene Publicität betrifft: fo liegt jene nicht im Wefen des Inftituts, und iſt 
biefe von unverlennbarem Nutzen für die Geſellſchaft. Uebrigens ift ſchon darum 
nicht daran zu denken, daß die genannten Einwenvungen ven Beſtand des Patent 
inftitut8 erſchüttern werben, weil die Tendenz ver Gegenwart dahin gebt, daſſelbe 
auf eine juriftifhe Grundlage zu ftellen. — 

So jung das Patentinftitut ift, fo beflgen wir hierüber doch fchon eine zahl⸗ 
reihe Literatur, vie theils in theoretifhen Erörterungen über das Patentwejen, 
theils in mwifjenfchaftligen Bearbeitungen und Erläuterungen der geltenden Patent- 
gefege, theild in Sammlungen ver legteren befteht. Es feien bier blos erwähnt: 
Carpmaöl, law of patents for inventions. London 1852 (zur Kunde bes 
englifhen Patentwefens); Phillips, the law of patents for inventions. Boston 
1837 (für das nordamerikaniſche Patentwejen); Regnault, de la legialstion 
et de la jurisprudence concernant les brevets d’invention de- perfectionnement 
et d’importation. Paris 1825; Renouard, trait6 des brevets d’invention. 
2. ed. Paris 1844 (ein Hauptwert); Tillidre, trait6 theorique et pratique 
des brevets d’invention de perfectionnement et d’importation. Bruxelles 1854 
(vorzüglich, zugleich Kommentar des neuen belgiſchen Patentgejeges); v. Krauß, 
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Geift ver öſterreichiſchen Gefeggebung zur Aufmunterung der Erfindungen im 
Fache der Imbuftrie. Wien 1838 (giebt zugleich eine Theorie des Patentwefens); 
v. Kleinſchrod, die internationale Patenigefeßgebung nach ihren Brincipien, 
nebft VBorfchlägen für ein künftiges gemeines deutſches Patentrecht. Erlangen 1855. 
Dann die Abhandlungen über das Patentwefen von Ammermüller in d. Zeitfchr. 
f. d. gef. Staatswiſſenſchaft, 3. Bo. 1846, von Weinlig im Archiv f. polit. 
Delonomie N. F. I. Bd. 1843 und VIL Bd. 1848, von Rob. Mohl in der 
krit. Zeitſchr. f. Rechtsw. u. Geſetzg. d. Auslandes 25. Bo. 1852; von Horn 
im Bremer Handelsblatt Jahrg. 1854 Nr. 155—160, wozu noch neueftens vie 
Abhandlung in ver veutfchen Vierteljahrsſchrift: „Der Schug induſtrieller Erfin- 
dungen in Deutſchland durch eine gemeinfame Patentgefeugebung" Jahrg. 1857 
3. Heft fam. Eine überfichtlide Darſtellung des Ganges ver für Deutſchland 
beſonders wichtigen öſterreichiſchen Patentgefeggebung giebt vie Abhanblung bes 
Unterzeihneten: „Die öfterr. Erfindungspatentgefeßgebung” im Archiv f. polit. 
Delonomie N, %. 10. Bd. 1853. Aus der langen Reihe der originellen Schriften 
von Jobard heben wir heraus: Creation de la propridt6 intellectuelle. Bru- 
xelles 1843; Nouvelle &conomie sociale ou monautopole iudustriel, artistique, 
commercial et litteraire fondé sur la perennit6 des breveta d’invention ete. 
Paris 1844; Organon de la propridt6 intellectuelle. Paris & Bruxelles 1851. 
Unter ven Sammelwerten bemerfen wir: Schuller, Handbuch der Geſetze über 
ausſchließliche Privilegien auf neue Erfindungen. Wien 1843 (unvollendet); 
Dujeux, Recueil des lois et des r&glements en vigueur sur les brevets 
d’invention chez les differents peuples. Bruxelles 1846; Stolle, vie ein- 
heimiſche und auslänpiiche Patentgefeggebung zum Schutze gewerblider Erfindun- 
gen. Leipzig 1855. gr. Metowigte, 
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Große Eroberer find die leuchtenden Kometen am Firmament der Gefchichte. 
Ihre Erjcheinung verfegt die Mitwelt in Aufregung; ihre perſönliche Gegenwart 
wirkt eleftriih auf vie Schaaren, bie auf den Helden, der fie führt, ihr unbeding⸗ 
tes Bertrauen geſetzt haben; ver Strahlenglanz ihres Andenkens zieht Jahrhunderte 
hindurch die flaunenden Blide der Nachwelt zu ſich empor. 

Sind wir bereditigt, diefe großen Geftalten, die mitunter in unvergleidhlicher 
Eigenthümlichleit und Majeſtät dur vie Geſchichte dabinfchreiten, mit einem und 
demfelben Mafftabe juriftifcher Lehrfäge zu meſſen? Giebt es überhaupt allgemeine 
Säge, nach denen die Eroberungen, ohne Unterſchied der geſchichtlichen Zeiten und 
Berhältnifie, beurtheilt werben dürfen? Hat Alexander ein Recht gehabt, das per- 
fiihe Rei zu erobern und ein griechiſch⸗macedoniſches Neid zu gründen vom 
adriatiſchen Meere bis zum Indus? Sind die Römer zu verurtheilen, wenn fie 
durch ihre Eroberungen die alte Welt in ben Orbis Romanus verwanbelten? 
Durften die Germanen in das römifche Reich einbredhen und bie römiſche Herr- 
haft in den Staub treten? Durften überhaupt die einzelnen Helden und bie 
Heldenvölker alter und neuer Zeit, dur Unterwerfung frember Stämme mächtige 
Reiche gründen? Darf der gebildete Europäer noch heutigen Tages feine Weber: 
legenheit benugen, um erobernd fih wilde Stämme zu unterwerfen? 

Soll auf diefe großen Fragen eine Antwort gegeben werben, fo barf man 
das Verhältniß abgelagerter Rechtsſätze zu den lebenvigen Strömungen 
ver Gefchichte und zu den ‚großen Proceffen des gefchichtlichen Werd ens nicht 
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verlennen; fo darf man fich weder zu einer beſchränkten, ſchulmeiſterlichen Schä- 
gung jener flaunenerregenden Phänomene beſtimmen, noch darf man fi Blenden 
und um fein Urtheil bringen lafien durch einen Glanz, hinter dem fich vielleicht 
nur freche Rechtsverachtung und eine Selbſtſucht von ungewöhnlih großen Di- 
menfionen verbirgt. 

Es giebt Zeiten in der Geſchichte ver Staatenbildung, die man nur dem 
gährenden Chaos vergleichen Tann. Die Völker find noch in unfteter Bewegung, 
feine fefle Grenze fcheivet ven einen Staat von den andern, keine feſte Ord⸗ 
nung, Feine gegenfeitige Anerkennung ftelt ven einen vor bem andern ficher, 
Alles ift Anarchie. Wenn nun in foldhen Zeiten Männer auftreten, bie dieſem 
Scaufpiel allgemeiner Unordnung nicht ohne Aufregung aller ihrer Lebens- 
geifter zuzufchauen vermögen, Männer, denen dieſer Anblid der Anarchie und Un- 
geftalt unerträglich ift, weil fie in ſich felbft die unwiderſtehliche Kraft fühlen, 
Geſetz in die Geſetzloſigkeit, Maß in das Ausfchweifende, Geftaltung in das 
Chaos zu bringen; und wenn biefe Männer die ihnen von ber Vorfehung zu- 
getheilte bildende und orpnende Thatkraft, in ver Form der Eroberung, zur Och. 
bung feiter Reiche benugen : fo barf ſolche Eroberung gar nicht nad ben Regel- 
hen völferrechtlicher Lehrbücher beurtheilt werben, fonvern fle trägt ihr eigenthüm- 
lihes Geſetz in fich felbft, ift nur der fchaffenden Naturkraft vergleichbar und bat 
ihre Rechtfertigung ſchon in ver fiegreichen Gewißheit feiner weltgefchichtlidhen 
Aufgabe, die dem Helden mit höherer Nothwendigkeit Die Bahnen feiner Thätig- 
keit vorzeichnete. Sind die Völkermaſſen noch völlig roh, fo kann die ordnende 
Macht ihnen nur von einer überwältigend großen Perſönlichkeit kommen; und fo 
lange eine geiftige Einwirkung zur Aufrichtung der Ordnung noch nicht anwend⸗ 
bar ift, weil e8 an der Empfänglichkeit für geiftige Einflüffe bei ven Mafien noch 
fehlt: fo lange währt die Hervenzeit, und fo lange ift die Anwenbung phy⸗ 
ſiſcher Gewalt, mithin auch der Gewalt der Eroberung, volllommen am Orte. 

Und ven Heroen begegnen wir nicht blos in der Morgenbämmerung ber 
Geſchichte des Menfchengefchlechtes, wo es fih um bie erfte Gründung ver Staa- 
ten handelt. Die Stantenwelt erlangt allerbings ſchon früh eine gewiſſe Geftaltung, 
die Berhältniffe ver Völker zu einander befeftigen ſich, der geichichtlihe Bildungs⸗ 
proceß gewinnt einen gewiflen Abſchluß und beftimmte Verträge geben viefem Ab⸗ 
fchluffe eine formelle Santtion. Allein auch dieſen geregelten Zuftänven ift keine 
ewige Daner beſchieden; fie find gut und befriedigend eine Zeit lang; darüber 
hinaus werden fie ungehörig und morfch. Daher treten von Zeit zu Zeit in ver 
Geſchichte große Berfönlichleiten und neue Völlker auf, vie eine ſcheinbar feft- 
geworbene alte Welt zertrümmern, um einen neuen Zuftanb ber Dinge berbei- 
zuführen, deſſen weltgeſchichtliche Stunde geſchlagen bat. Sie zerreigen mit gewalt- 
famer Fauſt, was die alten Staatenverträge mühſam verfnüpft hatten. Site zer- 
bredden das formelle Recht, um dem materiellen Rechte eine entfprechenvere, fchon 
zu lange entbehrte Form zu fchaffen. Und ift der von ihnen angeftrebte neue 
Zuſtand der Weltverhältniffe erſt da, fo krönt man jene Perfönlichkeiten mit dem 
Lorbeerkranze des weltgefchichtlihen Helden. Kommt aber keine foldhe große Ber- 
ſönlichkeit, fo iſt es am Ende die Macht der Zeit allein, vie auffteigende Woge 
der fortfchreitenvnen Bildung, die völlige Veränderung ber Bebürfnifie und ber 
Denkweiſe, die veränberte Zufammengehörigleit, Wahlverwanbtfchaft und Anziehungs- 
fraft der Völker, wodurch das alte Stantengebäude aus ven Fugen bricht und in 
feinem Sturze die alten Verträge mit ſich zu Boden reißt. 


Auch die Heroen dieſer Staatenkataſtrophen Können nicht mit dem ge 
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wöhnlihen Maße gemeffen werben. Allerdings finden fie einen beſtehenden Rechts: 
zuſtand vor. Diefen haben fie unzweifelhaft zu achten, wie gebredglich er auch bereits 
fein möge. Sie würden eine ſchwere Schuld auf ſich laden, wenn fie ohne Rechts⸗ 
grund einen Eroberungstrieg eröffneten. Wird ihnen aber ein Rechtsgrund zum Kriege 
gegeben und führen fie dann ven Krieg flegreih : fo kann an fie fehwerlih das 
fonft allerdings völlig gerechtfertigte volkerrechtliche Gebot geftellt werden, daß fie, 
nachdem ihnen die Rechtsforderung, die zum Kriege gerechten Anlaß gab, befriebigt 
worben ft, das eroberte Gebiet, welches durch die rechtmäßige Eroberung erft in fein 
angemeflenes und natürliches Territorialverhältniß gekommen tft, zu Gunſten des 
alten Rechtszuſtandes wiever herausgeben. Alte Verträge können bier den alten 
Zuſtand nicht mehr ſchützen. Diefe Verträge haben fich jegt überlebt. Die Ber- 
hältniffe find nun einmal völlig andere geworben. Das Völkerrecht erkennt ja jelbft 
ven Grundſatz an, daß die Verträge, auch wenn fie für ewige Zeiten geichloffen 
find, doch nur fo lange Verbinvlichlett haben, als ihnen die noch nicht völlig 
veränderten Umſtände einen verftänpigen Sinn laffen. An ver Clausula rebus 
sic stantibus, bie in jevem Staatenvertrage fchweigend enthalten ift, befommen 
legtlih alle Stantenverträge die Endlichkeit zu empfinden, die jeder pofitiven Sa⸗ 
gung anhaftet; dieſe Klaufel ift vie Achillesferfe, an der die Alles umwandelnde 
Geſchichte den altersihwachen Verträgen den törtlihen Stich verfegt. 

Verſchiedene Anfichten finden fi in ver Beantwortung der Frage, ob die 
civilifirten Völker berechtigt find, fih das von wilden Stämmen 
bewohnte Öebiet zu unterwerfen. 

Manche Autoren erlären es für ein Recht der gebilneten Völker, vie nur von 
Wilden bewohnten Länder unter eine georpnete ftaatlihe Herrfhaft zu 
bringen. Denn es fei fittlide Aufgabe des Menjchengefchlechtes, überall ven Staats- 
und Rechtözuftann einzuführen, und es werde dadurch den Wilden felbft von. Sei- 
ten ber Gebildeten der befte Dienft geleiftet. Andere ftellen auf, vie gebildeten Välter 
dürften neue Staaten nur gründen in völlig unbewohnten neu entbedten Län⸗ 
bern. Wo fchon irgend eine Bewohnerſchaft ſich vorfinde, da fei nur dieſe jelbft zur 
Staatabildung auf ihrem Gebiete befugt. Die Stantsbildung müſſe aus den Ein- 
geborenen felbft emporblühen. Man ſolle ihnen vazu hülfreih vie Hand bieten, 
dürfe aber nie Gewalt anwenden. Unterwerfe man bie Unicivilifirten, fo fei zwar 
der bürgerliche Zuftand im Momente da, während er nur fehr langſam zu Stande 
fommen werde, wenn er erſt darauf gegründet werben folle, daß er ein inneres 
Devürfnig der Eingeborenen geworben ift. Allein die Schnelligkeit fei bier nur 
fheinbar. Denn biejenigen, bei denen ber bürgerliche Zuftand durch Gewalt ber- 
vorgebracht werbe, hätten anfänglich gar nicht das Bewußtſein, daß ein folder 
unter ihnen eriftirt, ſondern fühlten fich blos unterbrädt. Sie würden daher bie 
Neigung haben, Gewalt mit Gewalt zu vertreiben, Unterjohung durch Empörung. 
(Dies ift die Auffaflung Schleiermader’s, chriſtliche Sittenlehre, Berlin 1843, 
©. 289.) 

Es muß nun allerdings wohl zugegeben werben, daß vie Staatsbildung we 
möglich den Eingeborenen zu überlafien fei. Unmenfchlihe Gewaltthätigleiten gegen 
fie veräben, um bei ihnen den Staat einzuführen, biefe das Staatenthum auf 
Koften des Menſchenthums einführen; viefer Preis wäre unbebingt zu hoch. Allein 
es iſt auch auf ver andern Seite zu erwägen, baß das Umberzieben ber 
Bilden anf ungeheuren Länderſtrecken nicht als eine wahre Be- 
fignahme angefehen werden kann. Wollten alle Völker fo viel Raum 


einnehmen, fo Hätte das Menſchengeſchlecht ſchon längſt keinen Pla mehr auf 
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ber- Erde. Es ift daher zu behaupten: wo wilde Stämme noch Teine feften Wohn⸗ 
fige gewonnen und auf beftimmten Gebiete noch feine gefellfchaftlichen Einrich⸗ 
tungen befigen, da iſt der’ gebilvete Europäer von ter Gründung eines Staates 
nicht ausgefchloffen. Man kann von den gebrängt wohnenven Völkern Europa's 
nicht verlangen, daß fie ſich auf ihr Gebiet beſchränken. Das Recht der Wilden 
bat auch eine Grenze. Diefe läßt fih in unferm Falle finden, wenn man fidh bie 
Erbe als den für pas ganze Menfchengefchlecht beitimmten und nad biefer Abficht 
zu theilenden Wohnfig denkt. (Vgl. über viefen Punkt Vattel, Droit des gens, 
Liv. I. Chap. XVIII. $. 208, 209.) Nicht minder ift zu erwägen, daß ber Zu- 
ftand der Wilden oft nichts weniger tft, als ein Zuftand kindlicher Unſchuld und 
Harmloſigkeit; daß vielmehr gar häufig wilde Stämme im Zuftande der ent- 
fegligften Entartung angetroffen werden, in weldhem fie gemohnheitsmäßig 
Grauſamkeiten und Unmenſchlichkeiten verüben, bie zu hindern eines Jeden Pflicht 
ift, ſobald er nur die Macht dazu beſitzt. Sollte nun wohl das Interefle ver 
Menſchlichkeit dem Gebildeten, dem eine entwidelte Inbuftrie die Mittel zur leich⸗ 
teften und eben deßhalb humanften Unterwerfung uncivilifirter Stämme in bie 
Hand giebt, nicht ein Recht zufprechen, durch erzwungene Einführung eines ftante 
lihen Zuftandes den Granfamkeiten, Menſchenſchlächtereien und Menſchenfreſſereien 
ein Ende zu machen? Oder follte es wirklich eine Pflicht geben, vie Kraft zur 
fofortigen Hemmung der Greuelthaten zurüdzubalten, damit nur ja die Herren 
Menfchenfrefier fi durch den neuen ftaatlihen Zuſtand nicht „anfänglich unter 
drädt" fühlen?! — 

Die erfte Gründung der Staaten durch Eroberung; die Eroberung in ben 
Zeiten großer Staatenkataftrophen, welche am Enve einer alten Welt hereinbrechen 
und eine neue Aera eröffnen; vie Eroberung des von wilden Stämmen bewohnten 
Gebietes, ſei e8 um einer civilifirten Bevölkerung den ihr fehlenden und bei den 
Wilden im Ueberfluß vorhandenen Raum zu fchaffen, fei es um unerhörten Un- 
menſchlichkeiten ein Ziel zu fegen: alle viefe bisher beiprochenen Ereigniſſe find 
vorübergehende Phafen ver Geſchichte, feltene Ausnahmsfälle. Sie liegen außerhalb 
des Kreifes eines georbneten, mehr over weniger befeftigten Staatenſyſtemes; fle 
gehören den großen gefchichtliden Bewegungen an, nicht den Zeiten eines auf 
beftimmten Rechtsbegriffen ruhenden Stantenlebens. Es ift aber bisher no gar 
nicht berührt worden die nur auf die VBerhältniffe eines georbneten 
Staatenſyſtems berehnete Lehre, die das heutige Bölkerrecht den- 
jenigen Staaten vorfhreibt, welde dieſem Staatenfyfteme an- 
gehören. Diefem Gegenſtande aysfchlieglih wird vie folgende Erörterung ge- 
wibmet fein. 

Man pflegt aufzuftelen, vie Eroberung ftehe in vemfelben Berbältniffe zu 
den unbeweglichen Saden des Feindes, wie die Beute zu den bewegliden. 
Dies iſt durchaus ſchief. Denn das unbeweglihe Eigenthum der Unterthanen des 
feindlichen Staates darf, nach dem heutigen Bölferredhte, nicht weggenommen wer: 
ven. Die Eroberung begrlindet daher im Allgemeinen nicht, wie die Beute, eine 
privetrehtlihe Aneignung. Sie bezieht fih vielmehr auf das feinpliche 
Staatsgebiet und auf die Souveränetät über vaffelbe. 

Das Recht der Eroberung fteht friegführenden Mächten gegen einander zu; 
es bildet einen Theil des Kriegsrechtes. Die Eroberung macht den Eroberer einft- 
weilen zum Souverän bes eroberten Gebietes. Endgültig kann er aber ber 
Regel nach die durch Eroberung erlangte Souveränetät nur kraft einer förmlichen 
Abtretung derſelben im Friedensſchluſſe erhalten. Die einftweilige Sonverä- 


428 Erziehung, fittlihe und geiflige. 


netät giebt dem Eroberer alle aus ver Sonveränetät fließenden Rechte. Ex Tann 
Gefege erlaſſen und die verſchiedenen Hoheitsrechte ausüben, namentlich auch das 
Munzrecht und vie Milttärhoheit. Deßgleichen bat er die Verfügung über bie 
Staatspomänen, die er für feine Rechnung verwalten laffen, aber auch veräußern 
kann. Findet er einen Berfafiungszuftand getheilter Souveränetät vor, fo Tann 
er nicht nur den dem früheren Stantsoberhaupte, ſondern auch den der Volksver⸗ 
tretung zugetheilten Untheil ver Souveränetät als feinen Erwerb betrachten und 
demnad die VBerfaflung abäubern, (Bgl. indeß ven Artikel „Poftlimintum”.) Vor 
Allem tft er befugt, vermöge ver in feine Hand gelangten Souveränetät die Rechts- 
anfprüche purchzufegen, deren Befriedigung durch den Krieg angeftrebt wurde, und 
zugleih die von ihm aufgewendeten Kriegskoften einzutreiben. 

Einen Anfpruh auf dauernde Abtretung des eroberten Gebietes Hat 
der Eroberer regelmäßig nicht. Der Krieg war ihm nur geftattet zur Durch⸗ 
feung feines Rechtes. Weiter, als e8 zu biefem Zwecke erforberlich ift, reicht auch 
das Groberungsredht nicht. Dat demnach der Eroberer, vermöge feiner vorüber- 
gehenden Souveränetät über das eroberte Gebiet, fein Recht vollſtändig durchgeſetzt 
und auch die Zahlung ver Kriegsfoften erlangt, fo muß er den eroberten Staat 
wieder freigeben. Können jebod die Koften von dem ercherten Staate in keiner 
Weiſe gezahlt werven, fo bat der Eroberer einen Anfprud auf dauernde Abtretung 
eines entſprechenden Theiles des eroberten Gebietes, wenigftens dann, wenn durch 
eine folhe Abtretung nicht die geheiligten Rechte der Nationalität verlegt zu wer⸗ 
ben brauchen, alfo in vemjenigen Falle, wo vie Bevölkerung des abzutretenden 
Gebietötheiles mit der des übrigen Staatengebietes nicht eine einheitliche nationale 
Perfönlichkeit bildet. Auch dann hat der Eroberer einen Anfpruh auf bauernde 
Abtretung eines Gebietstheiles, wenn ihm nur hieduich Sicherheit für die 
Zukunft gefhafft werben kann. Ia es rechtfertigt ſich fogar, wenn durchaus nicht 
anders Sicherheit zu gewinnen ift, die dauernde Einverleibung bes ganzen erober- 
ten Staates. Berner. 


Erzbifchof, |. Biſchof. 
Erziehung. 


Sittliche und geiſtige Erziehung. 


Unter Erziehung verſtehen wir die geſammte bewußte und abſichtliche Ein⸗ 
wirkung der mündigen Menſchheit auf die noch unmündige, um dieſe zum Bewußt⸗ 
ſein ihrer Lebensaufgabe und zur Tüchtigkeit für dieſelbe, d. h. zum enkoönnen 
und ⸗wollen derſelben zu führen. Der Menſch iſt nicht ein bloßes Naturweſen, 
ſondern zugleich ein hiſtoriſches; er kann daher nicht durch pie Natur, ſondern nur 
durch die Geſchichte, durch Biftorifche Einwirkung zur vollen wahrhaft menſchlichen 
Bildung und Vollendung kommen. Wenn es auf ven erften Blick auffallend ober 
ungeeignet erfcheinen mag, daß der Menſch unter allen Gefchöpfen der Erde im 
Zuftande der größten, kläglichſten Hülflofigkeit geboren wird, fo zeigt ſich ver 
näheren Betrachtung, daß gerade dieſe gänzliche Gufiofigteit und Berlaflenheit des 
neugebornen Menſchen von Seite ver finnlihen Natur in feiner höheren Natur 
begründet fei, ober viefer wenigftens wefentlich zu Statten komme. Es ift nämlich 
dadurch die Nothwenbigleit gegeben, daß ver Menfch glei in den erften Momen- 
ten feines Lebens vem Gebiete der bloßen Natur entnommen und in das Gebiet 
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ber Geſchichte, in das Reich des Geiftes aufgenommen werde. Nicht die bewußt⸗ 
Iofe Natur, fondern menſchliche Aufmerkfamkeit, Liebe und Sorgfalt, alfo geiftige 
Thätigleit, erhält das junge Leben und bildet es fort; fo daß felbft das, was ber 
Leib zu feiner Erhaltung und Ausbildung bebarf, zuvor durch das Gebiet bes 
GSeiftes gehen, vom menſchlichen Urtheil geprüft, von ber Liebe geweiht werben 
muß. Und auf diefe Weife find in ver Pflege und Sorgfalt für die leibliche Na⸗ 
tur nothwendig glei die Unfänge der Bildung ber geiftigen vorhanden, welche 
bann ihre Fortfegung findet in den verfchiedenen Organen ver Erziehung, in ver 
Familie und Schule, durch den Staat und die Kirche. | 
As Hauptbebingung der rechten Erziehung muß bie Naturgemäßheit 
bezeichnet werden, d. h. es ift fo einzuwirken auf die unmündige Menfchheit, wie 
bie menſchliche Natur e8 zum Behufe ihrer normalen Ausbilvung, ihren Entwid- 
Iungsgejegen und ihrem Ziele gemäß forbert. Die Forderung der Naturgemäßheit 
wollen wir alfo nicht in dem befchränkten und äußerlichen Sinn genommen wiſſen, 
wie es zuweilen gefchieht, ſondern in vurchgreifendfter und umfaflendfter Bedeutung, 
jo daß fie fih auf alle Anlagen und Kräfte, vie körperlichen wie geiftigen erftredt, 
und alle Lebens- und Wirkungszwede einfchlieft. Wir würden aljo die Erziehung 
nicht als naturgemäße anerfennen, fonvdern als naturwibrige erflären, welche z. B. 
die religiöfen Kräfte, Anlagen und Bedürfniſſe unberüdfichtigt, unentwidelt und 
unbefriedigt ließe, wie Rouſſeau fie in Borfehlag gebracht; fo wenig als jene 
naturgemäß wäre, welche bie körperlichen Kräfte und Organe ungeübt und unge- 
bildet laſſen würde. Ebenfowenig könnte die Erziehung als naturgemäß gelten, 
welche nur irgend einen Lebenszweck des Menfchen im Auge hätte, anvere aber 
unbeadhtet ließe. So wäre unnatürlich die Erziehung, welche nur darauf ausgienge, 
für den Lebensgenuß in aller Welfe ven Zögling empfänglih und fähig zu ma- 
hen, oder nur für irgend einen Lebensberuf tüchtig zu bilden; denn ber Menſch 
ift nicht ein blos Nahrung und Genuß fuchenves Naturweſen oder eine bloße Er⸗ 
werbmaſchine. Auch wäre es unnatürlich, ihn blos für den Staatszweck zu bilden 
und fo zuzurichten, daß er ein nütliches Glied in ber Mafchine deſſelben werde; 
denn fchon als irdiſchem Individuum würde ihm durch dieſe, eine völlige Selbft- 
lofigkeit bezweckende Behandlung Unrecht geſchehen. Vollends feine höhere Natur, 
emäß welcher er ein ewiges Ziel erftrebt und vie ihm daher als einzelner 
Berföntichteit für fich unendlichen Werth ſichert, geftattet niemals, ihn blos ala 
Mittel oder Werkzeug zu betrachten und zu bilden. Wenigftens kann dies da nicht 
gejhehen, wo das den Menfchen aus ver Gewalt der Natur und der irdiſchen 
Geſchichte befreiende und ihm ewigen, felbfiftännigen Werth und übernatürliche 
Bürbe fihernde Chriſtenthum zum Verſtändniß gelommen und zur lebengeftalten- 
den Macht geworben ift. 
Naturgemäß alfo wirb da die Erziehung fein, wo das natürliche und über 
natürliche Dafein und Lebensziel des Menfchen im Auge behalten und angeftxebt 
wird, und zwar wie ſich von felbft verfteht, fo, daß das höhere Ziel ala das höhere 
und wichtigere, als das maßgebende angefehen und berüdfichtigt wird, nicht aber 
umgelehrt; womit wir inbeß keineswegs dem Principe „falicher Neligiofttät und 
Kirchlichkeit“, wie Sailer es nennt, das Wort geredet haben wollen. ‘Denn das 
höhere Dafeinsziel des Menfchen Tann ja felbft nur erreicht werden durch trenes, 
pflichtgemäßes Streben nah den natürlichen Lebenszielen in ven verfchiebenen 
Lebensberufen, fo daß das Streben nach jenem das nach diefem nicht aus“, ſondern 
vielmehr einſchließt. Niemand kann fi den Himmel verbienen durch Sorglofigfeit 
und Untüchtigleit in den Gefchäften des Lebens. So aufgefaßt beventet die For⸗ 
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derung: der Menſch müſſe naturgemäß erzogen werben, in die Sprache der 
Religion übertragen fo viel als: ver Menfh muß dem Willen Gottes gemäß 
erzogen werben, d. b., fo daß er feine ihm geſetzte höchſte Beſtimmung erreichen 
fann und will durch Ausbildung und Anwendung der ihm eigenthümlichen Kräfte 
und Anlagen, vie ihn für einen beftinnten Lebensberuf befähigen. Ganz tafjelbe 
tft gemeint, wenn man fagt, ver Menſch müfle feiner Idee gemäß erzogen-werben, 
denn dies kann auch nichts anders heißen ala: er muf fo erzogen werben, daß 
dasjenige aus ihm wirb, wozu fein Weſen urfprünglich angelegt und mit Kräften 
ausgeftattet ward, und wird er dad, dann geftaltet er fich zu dem, wozu ®ott 
ihn beftimmt; der göttlihe Wille und Gedanke von ihm (Idee) wird durch ihn 
und an ihm realifirt. Damit wird benn auch die Yorberung der „Humanität“ bei 
der Erziehung in Erfällung gebracht, d. b. es wird wahrhaft zur Menfchlichkeit 
erzogen, es wirb bie menſchliche Natur zu ihrer vollen normalen Geltung und 
Entwidlung gebracht innerlih und äußerlich. 

Indem wir fo in die Forverung der Naturgemäßheit ver Erziehung, auch die Bil: 
dung für einen beftimmten Tebenszwed und Beruf aufnehmen, müſſen wir durchaus 
jenem Princip ver Ziellofigkeit und Bagheit entgegentreten, das man in neuerer Zeit 
bet zur Geltung bringen wollen im Intereffe eines vagen Humanismus. „Die 
Schule” , fagt man, „hat nicht vie Aufgabe, zu nüglihen Zwecken des Lebens 
tlchtig zu machen ober abzurichten; aud) nicht die Aufgabe für irgend eine religiöſe 
Anficht zu bilvden und abzurichten; auch nicht die Aufgabe für die jeweilige Staate: 
verfaffung abzurichten; — fondern fie bat tie Aufgabe: ven Menſchen rein und 
N aus ſich zu entwideln, fie fol den Kern, der im Menfchen liegt, aus dem 
Innern des Bewußtfeins hervorbolen und ihn fich frei erfchließen laſſen.“ Ein 
bloßes Abrichten freilich darf die Erziehung niemals fein, wohl aber allerdings 
eine Bildung für das Leben und feine Aufgaben für ven Staat und die Religion. 
Die Kraft des Menſchen entwidelt ſich nicht frei und rein ohne beſtimmtes Ziel, 
gleihfam Ins Blaue hinein, fondern geftaltet fih nur in gewiſſer Beſchränkung 
anf ein Ziel zur rechten Tüchtigkeit. —** und vag den Menſchen rein und 
frei aus fi entwickeln, hieße ihn zur Untüchtigkeit für das Leben beſtimmen und 
dem allezeit bereiten Mißgeſchick veflelben fchuglos preisgeben; hieße Bolt und 
Staat zur Desorganifation vorbereiten und dem Individuum wie dem Volle ven 
Halt und Troſt des religiöfen Glaubens zugleich mit der Tüchtigkeit für das Le—⸗ 
ben zerfiören. Eine Erziehung biefer Art wäre nur geeignet, Vagabunden im fo- 
cialen, intelleftuellen und religiöſen Gebiete zu bilven. 

Was die Methode der Erziehung im Befonderen betrifft, fo gilt auch von ihr bie 
Borberung der Naturgemäßheit ebenfo wie vom Ziel und Princip derſelben. Als na- 
turgemäße Methode aber können wir am füglidhften wohl vie organifche geltend 
machen, d. 5. jene, welche vie Entwidlung der organifchen Natur nachzuahmen ftrebt, 
indem fie den Deenfchen betrachtet und behandelt als ein felbfithätiges, von innen 
beraus fich entwickelndes Weſen, das aber zum Beginn und zur Yortfegung biefer 
örperlihen wie geiftigen Bervolltommnung der Einwirkung von Außen bebarf. 
Analog nämlich der körperlichen Natur entwidelt ſich aud vie geiftige; ſelbſtthätig 
von Innen ber, aber zugleich beftändig von Außen aufnehmenb und ber Anregung 
bebitrfenb für Gemüth, Willen und Erkenntnißkraft. Das Weſen viefer organijchen 
Methode iſt ausgedrückt oder angedeutet wenigftens ſchon im veutfchen Worte 
„Erziehung“. Der Vorſylbe „Er“ ift nämlih die Bedeutung der Innerlichkeit 
und jelbftthätigen Erhebung aus der Innern Tiefe der Seele eigentbümlidh, wie 
das auch an dem Worte „Erbauung“ bervortritt; „Ziehen“ aber prädt vie Ein⸗ 
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wirkung von Außen aus, in Folge derer die innere Selbftthätigfeit beginnt und 
fortgefegt wird. „Erziehen“ beveutet alfo: fo auf ven unmindigen Menfchen, 
d. b. auf Gemüth, Willen und Ertenntnißfraft vefielben einwirken, daß vie innere 
Gelbfitraft vefjelben erregt wird und von Außen den angemellenen Stoff zur 
Selbftbethätigung und Verarbeitung erhält, fo daß er allmählig erſtarkt und ſelbſt⸗ 
ftändig und mändig wird. Mit viefer Forderung der „organifchen Methode“ weifen 
wir zwei einfzitige und eben darum falſche Methoben ab, nämlich die blos mecha- 
nifhe und die, welde man die dynamiſche nennen kann. Die mechaniſche Methode 
verfäumt (oder hemmt fogar) die Bildung der Selbftfraft, will vem Jüngling Alles 
von Außen nur anthbun durch Zwung, Außerlihe Uebung und Gewöhnung, 
durch bloße Abrichtung für die Lebensgefchäfte, für Sittlichleit (Gejegmäßigfeit) 
und Religion (Religionsübung). Der Zögling wird mechaniſch behandelt, wie Wachs 
oder Marmor vom Künftler. Ganz das Gegentheil dieſer Methode ift die dynami⸗ 
fche, deren Schlagwort „Kraftübung” ift, die in neuerer Zeit vorzüglich nad) Gel⸗ 
tung gerungen bat und angebahnt wurde zumeift durch Peftalozzi. Sie geht 
zu einfeitig nur auf Erregung und Uebung der Selbftkraft, auf geiftige Oymnaftit 
oder formale Bildung aus. Sie entipricht der fubjektiv-ivealiftiihen, aprioriſch 
konſtruirenden Methode auf dem Gebiete der Philoſophie ziemlih genau und theilt 
mit diefer das infeitige, Unpraftifche und Verfehrte. Das Gemüth des Menſchen 
wird nicht gebildet durch bloße Erregung und Beſtürmung, der Wille noch nicht 
durch bloße Willkür und freie Dethätigung, denn nicht nur zur Freiheit, jondern 
auch zur Güte muß verfelbe gebildet werden, Ebenſo wird auch das Erfenntniß- 
vermögen nicht durch bloße Anregung und Heuriſtik gebiltet, fondern durch Dar 
bieten des Erkenntnißſtoffes, ver gleihfam bie Nahrung bildet, und felbftthätig 
angeeignet und verarbeitet, zugleich die Kraft ftärkt und das Beſitzthum des Gei- 
ſtes erweitert. Wie durch einfeitige Anwendung der mechaniſchen Methode unfelbft« 
ftändige, zur Stabilität und zu felbftlofem Gehorfam geneigte Menfchen gebildet 
werben, jo durch pie einfeitig dynamiſche Methode Menſchen von ziügellofer Will- 
für, leerem Näfonnement und Überftärzendem Egoismus. Beide Methoden find, ein- 
feitig angewenbet, widernatärlih und widergeſchichtlich. 

Nach diefen allgemeinen Bemerkungen können wir nun übergehen zur Er⸗ 
örterung des Berhältniffes des Staates zur Erziehung, oder zur 
kurzen Darftellung der Rechte und Pflichten, die dem Staate in Betreff der Er- 
ziebung der Jugend zukommen. 

Daß der Staat das Recht und vie Pflicht bat, die Erziehung ver Jugend 
wahrzunehmen, dürfte gegenwärtig ſchwerlich mehr verlannt over in Abrede geftellt 
werben, obwohl allerdings die Zeit noch nicht fehr weit hinter und liegt, in wel⸗ 
her er zu biefer Einficht gekommen iſt und berfelben praftifhe Folge gegeben 
hat. Unzweifelhaft ift viefes Recht und dieſe Pflicht, man mag die Aufgabe des 
Staates in Bezug auf die einzelnen Individuen oder in Bezug auf fich felbft als 
Ganzes oder endlich in Bezug auf vie Weltgefchichte betrachten. Offenbar wird ja 
der Staat das Wohl der Einzelnen, wie es feine Hauptaufgabe ift, ganz befon- 
ders dadurch fördern, daß er ihnen vie Möglichkeit gewährt, ihre Gaben und 
Kräfte angemeſſen zu bilden und zu- üben, wodurch fie in ven Stand gejegt wer- 
ven, ſich perfönliche Geltung zu erringen, in irgend einem Lebensberuf tächtig zu 
wirken und ihre Eriftenz zu fihern. Gute Erziehung und Bildung erſetzt gar wohl 
den Mangel fonftigen Beſitzthums und Vermögens, und forgt daher der Staat 
für dieſe, fo bereichert er die Einzelnen dadurch und zugleich fich felhft als Gan⸗ 
zes. Er felbft wird nämlich auch um fo mehr gedeihen nad Innen und um fo 
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mächtiger fein nad Außen, je mehr all vie leiblichen und geiftigen Kräfte, welche 
die Geſammtheit der Individuen in fich birgt, ausgebildet find nnd in Anwendung 
fommen. Trägt er alfo für dieſe Sorge, fo verftärkt er in dem Maße feine Macht, 
feine innere Energie und Leiftungsfäbigteit. Doc, genügt ed noch nicht, daß vie An- 
lagen und Kräfte des gefammten Volkes vie gehörige Ausbildung erhalten, damit fie 
fi) bethätigen können in den verſchiedenen Gebieten und Berufen des Lebens, fon- 
dern die Erziehung muß auch dahin wirken, daß alle Individuen mit ihren Kräften, 
Bertigleiten und Gütern harmoniſch zufammenwirfen wollen zum Beften ver Ge⸗ 
ſammtheit des Volkes, zur Förderung des Staates, d. h. die Erziehung muß aud 
eine patriotifche fein. Der Staat bat dahin zu wirken, daß die Jugend zum 
Patriotismus erzogen werbe, zu jenem Patriotismus, der das Gegentheil des 
Egoismus, alfo der eine fittlihe Sefinnung, eine wahrhafte Tugend ifl. Bil- 
bung zum Patriotiemus und Bildung zur Moralität, insbefondere zur Menfchen- 
und Nächitenliebe, vürfen nicht als zwei ganz verfchievene Dinge betrachtet werben. 
Allerdings ift es richtig, daß fich Patrtotismus, d. h. Liebe zum Vaterlande und 
zu heimtfcher Sitte und väterlichen Rechten, vorzüglich da erhalten und bilden wird, 
wo gerechte menfchliche Regierung waltet und wo ed ben Einzelnen wohl ergeht; 
allein dieſer PBatriotismus fchlägt doch Leicht in Egoismus, alfo in das Gegentheil 
des wahren Patriotismus um, wenn ihm die fittlihe Grundlage fehlt. 

Endlih wird der Staat der Erziehung und Bildung der Jugend und bamit 
bes ganzen Volkes auch um feiner weltgefhichtlihen Aufgabe willen feine Sorgfalt 
zuwenden müflen. In ver Gefchichte der Menfchheit haben zumeift nur vie Böller 
eine Bedeutung, welche fi) durch ihre Religion und durch ihre Bildung ausge 
zeichnet haben; das find die eigentlichen Träger der Weltgefchidhte; vie fibrigen, 
pie bildungslofen Völker find nicht vie) mehr als taube Nieten oder unwefentliches 
Bauwerk der Geſchichte; oder wenn fie auch momentan eingegriffen haben, fo ge⸗ 
ſchah e8 doch nur in zerftörenver, ven geſchichtlichen Entwidlungsgang hemmender 
Weile. Durch Bildung kann daher auch ein an fidh Heiner Staat groß fein und 
einflußreih im Ganzen der Gefchichte, wie dieſe felbft es ja binlänglich bezeugt. 

Daß alfo alle Einzelnen gebilvet werden und daß fie patriotifch gebildet wer- 
den, wirb die Sorge bes Staates fein müſſen. Aber nicht eine zwed- und ziellofe 
Allerweltsbildung, von ber oben die Rede war, wird er — zu feinem eigenen 
Ruin — zu gewähren haben, fonvern e8 muß als fein Redt und feine Pflicht 
anerkannt werben, bie für jeden Stand angemeflene Bildung zu ermöglichen und 
zu gewährleiften, ohne freilich in das andere Ertrem zu gerathen und etwa eine 
löhnende und erftarrende Kaftenbildung einzuführen. Damit ift auch bie fonderbare 
Horberung von „gleicher Bildung für Alle” abgewiefen. Daß alle Menſchen glei- 
ches Recht auf Bildung haben, ift theoretifch richtig und läßt fih auch praftifch 
zur Öeltung bringen; daß aber alle ein Recht auf gleiche Bildung haben, 
läßt ſich weder theoretifch begrünven, noch könnte dieſes Net, wenn es wirklich 
vorhanden wäre, ohne gänzlihe Auflöfung des Staates und geſchichtlichen organi- 
hen Entwidlung eines Volles zur Durchführung kommen. Wie wenig übrigens 
bie genannte Forderung in ver Natur und im Naturrecht begründet fei, zeigt ſich 
ſchon barin, daß gerade die Natur am allerwenigften dieſer Forberung Genüge 
leiftet; denn von Natur aus find die Menfchen fo ungleih an Gaben, Talenten 
und Neigungen, daß alle menfhlihe Bemühung und Künftelei nit im Stande 
wäre, die Ungleichheit zu überwinden und Allen gleihe Bildung zu geben. Uebri- 
gend dürfte jegt die Zeit wohl vorüber fein, in welder ideologiſche Schwärmerei 
und naturaliftiiche Unnatur folde Yorberung im Ernfte ftellen Tonnte. 
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Alle einzelnen Rechte und Obliegenbeiten bes Staates in Bezug auf Er- 
ziehung genau zu beflimmen und abzugrenzen dürfte bei ver Verſchiedenheit ver 
Berhältniffe und dem fortwährenden Wechfel ver Umftände faum möglich fein. Er 
bat eben das zu thun, was in gegebener Zeit und unter beftimmten Umftänben 
nothwenbig iſt. Er wird forgen für Schulen und für Lehrer; für zwedmäßige 
Einrichtung jener, für angemefjene Bildung biefer. Er bat durch allgemeine Nor- 
men ober durch den Lehrplan die Art und Weiſe der Bildung und Erziehung zu 
beftimmen — fo jedoch, daß dabei mehr dahin gezielt werde, Schaben zu verhü- 
ten und die Jugend vor mißbräuchlichem pädagogiſchen Erperimenticen zu be- 
wahren, als dahin, den Lehrer in al’ feinem Thun und Laſſen in erflarrenver 
Weiſe zu binden und zu hemmen und ihn dadurch zu hindern in feiner eigen- 
thümlichen Weiſe, feiner Individualität angemeflen zu wirken. Insbefondere in der 
Bolksſchule ift es am wenigſten zuläffig, die Individualität des Lehrers zu hemmen 
und feine Autorität auf das todte Geſetz zu übertragen — alſo das pädagogiſche 
Berhältnig in ein jurivifches zu verwandeln. Mit Recht fol hier der Lehrer (ver 
Jugend gegenüber) als lex animata erſcheinen. Allgemein aber gilt e8 in Bezug 
auf die gefeglihen Beftimmungen fir Schulen und Lehrer, was der treffliche 
Satler fagt: „Einfhnürungen taugen überall nichts, in der Kinverftube fo wenig 
wie in Kirche und Staat”; und nicht minder hat berfelbe unfers Erachtens in 
diefer Beziehung volllommen das Richtige ausgeſprochen, wenn er fagt: „vie Auf⸗ 
gabe der Staatögewalt ift die, den rechten Dann zum rechten Amte binzuftellen; 
das Amt erfüllen wird dann der rechte Mann von jeltft. Es fol alfo durch das 
Dratel der Staatögewalt im Schulplane nur das Allgemeine beftimmt werben, das 
Einzelne ven Lehrern überlaflen bleiben.“ 

Dem bisher Bemerkten haben wir nur nod Einiges beizufügen über das 
Berhältnig des Staates zur Familie und Kirche in ihrer Berechtigung 
und Thätigteit in Betreff der Erziehung. 

Unmittelbar in die Famtlienerziehung ber Eitern einzugreifen und biefe 
durch Geſetze zu beftimmen, wäre, wenn auch die Berechtigung dazu für vie Stante- 
gewalt gegeben wäre, jevenfalls fo gut wie unmöglich. Nur offenbarer Mißbrauch 
elterlider Gewalt, oder baarer Unverftand in ber Being verfelben kann Ber- 
onlaffung werden für ven Staat, durch Eingreifen ind Gebiet der Yamtlien- 
erztehung die Rechte der Kinder oder vie eigenen zu wahren. Der Zwang aber, 
den ter Staat ausübt den Eltern gegenüber in Betreff ver angemeflenen Schul- 
bildung und Erziehung, tft nicht anders als vollkommen beredtigt. Bildung ift 
ein Recht der Kinder, das ihnen von der Staatsgewalt gewährleiftet werben muß, 
dem allenfallfigen Unverflande oder ver Uingereihtigteit ber Eltern gegenüber. Kann 
auch der Wille nicht leicht von fremder Vernunft geleitet werden, fo doch das 
äußere Hanpdeln; und wenn man auch Niemanden zwingen kann, vernünftig 
zu fein, fo doc vernünftig zu Handeln; was in unferm Falle wenigftens ben 
Werth hat, daß dadurch eine Rechtsverletzung der Jugend gegenüber verhindert 
wird. Daß aber der Staat den Eltern die Kinder geradezu nehme und dffentlid 
erziehe und bilde für den Staatszweck, ift nach der ſchon oben angeventeten Auf: 
faflung der Menjhen-Natur und -Beftimmung unzuläffig, ift der Menſchenwürde 
zuwider und wiverrechtli; wäre ein Zurüdfinfen auf einen durch Chriſtenthum 
und gefchichtlihe Bildung Tängft übermimbenen Standpunkt. Die natürlichfte, 
menſchenwürdigſte Bildung erhält der Menſch in der Familie. Sie iſt am melften 
eeignet, das Gemüth zu erregen und das Herz zu vereveln und geeignet, ben. 

illen zum Gehorfam zu bilden und zugleich ver Freiheit deſſelben Rechnung zu 
Bluntfgli uns Brater, Dentſches Staate⸗Woörterbuch. II. 28 


494 Erziehung, ſittliche und. geiflige. 


tragen, weil ver Gehorfam aus dem Gemüthe kommt, alfo ver freie Wille dadurch 
nicht gebrochen und in Mechanismus oder Sklaverei verwandelt wird. 

In Bezug auf religidfe Erziehung endlich wurde fchon oben bemerkt, daß 
fie in der Forderung ber Naturgemäßheit begründet ſei. Religiofität ift für ven 
Menſchen das Natürliche, VBernünftige, Irreligiofttät das Unnatürliche, Widerver⸗ 
nänftige, Darin ſchon ift für die Staatögewalt die Verpflichtung begründet, auch 
ber religiöfen Erziehung gebührenve Rechnung zu tragen und ver kirchlichen Ge⸗ 
meinfcheft und ihren Organen die entſprechende Einwirtung auf bie Jugend zu 

eftatten und zu fichern. So lange der Menfch feiner Ratur gemäß ein höheres 

tel als ein blos irdiſches anftrebt, kann und darf er nicht als blos irdiſches 
Weſen behandelt und erzogen und auf bie blos irdiſchen Strebungen und Güter 
beſchraͤnkt werben. Und da die Kirche vie Anftalt ift, das höhere überirdiſche Ziel 
dem Menfchen zu zeigen, und bie Erreichung befjelben durch Lehre und Helligunge- 
mittel zu ermöglichen, fo muß ihr auch der Natur der Sache gemäß das Recht 
zulommeh, vie Jugend in Lehre und Obhut zu nehmen und Geſinnung, GErfennt- 
niß und Willen verfelben zu bilven. Ueberbied muß dem Staate um feines eige 
nen Helles willen daran liegen, daß die religiöfe Gefinnung nicht vernadhläfftgt 
werbe, denn was man auch jagen möge, die religiöfe Geſiunung und Gläubigkeit 
ift Doch Immer vie ficherfte Stüge für Beſtand und Gebeihen des Staates — weit 
fiherer und zuverläffiger als jeve äußere Gewalt oder als das wohlverftanvene 
zeitliche Interefje oder der berechnende Egoismus. Menſchen, vie dazu gebilvet 
werben, ihr Glüd und ihre Seligkeit einzig nur in dieſem Leben, feinen Stre- 
bungen Gütern und Genüſſen zu ſuchen, welche gelehrt werden, ver wahre Him⸗ 
mel ſei auf der Erbe zu finden und der Staat allein fei es, ver ihn herftele — 
folhe Menſchen werben ven Staat oder zunähft die Staatsgewalt alsbald beim 
Worte nehmen und Nealifirung des Himmels von ihr fordern, ven fie natürlich 
beftändig vermiffen. Und da der Staat niemals im Stande fein wird, alle 
Wünfche, in deren Erfüllung die Einzelnen den Himmel auf Erben finden, zu er- 
füllen, fo wird Unzufriedenheit, Unruhe und Erbitterung die Folge fein und das 
Berlangen nad anderer Staatseinrichtung entftehen, nad) einer ſolchen nämlich, vie 
im Stande fei, den verſprochenen, in Ausficht geftellten und zur rechtlichen For⸗ 
derung des Menſchen erhobenen Himmel auf Erden wirklich herzuftellen. Die Re⸗ 
ligion dagegen ift mit ihren Tröftungen und Verbeißungen, die fih auf den Glau⸗ 
ben an Gott und Unfterblichkeit gründen, eine unerſchöpflliche Duelle von Glüd 
und Frieden auch bei irdiſchem Mißgeſchick, und läßt die fonft jo übel empfun- 
denen Unterfhiede von Stand, Vermögen und Ehren als fo Hein und unbebentenb 
erſcheinen, daß fie nicht mehr Veranlaffung zu Unzufrievenheit und Erbitterung 
werben können. Bon irdiſchem Streben aber, wie es das Gedeihen des Staates 
forbert, hält der religidfe Glaube keineswegs ab, fo daß etwa Erſchlaffung zu 
befürchten wäre; denn gerade der wahre religiöfe Glaube läßt eifriges Wirken im 
Lebensberufe als religiöfe Pflicht erfcheinen und giebt dem Menſchen mehr als 
alles Hebrige Kraft und Freudigkeit zur Wirkfamfeit in demſelben. Aud der Pa- 
triotismus endlich findet durch religidfe Erziehung feine Beeinträchtigung, wenn 
fie fi innerhalb ihrer Schranken hält, fonvern erhält vielmehr die richtige Grund⸗ 
lage und dadurch Förderung. Es wurde ſchon oben darauf bingewiefen, daß patrio= 
tiſche Erziehung mit der moralifchen in innigfte Beziehung und Verbindung gebracht 
werben müſſe, wenn fie wahr, fürberlih und menſchenwürdig fein fol. Die mora⸗ 
liche Erziehung aber läßt fih nach unferer Ueberzeugung nicht trennen von ber 
teligiöfen, ohne aufzuhören moraliich zu fein und in ihr Gegentheil umzufchlagen — 
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wie fi} auch die religtdfe von ver moraliſchen nicht trennen läßt, wenn ſie nicht 
pharifätfh werden will. Ein Menfh, der das Gute thut nur um feiner felbft, 
um feiner eigenen Würde, feines eigenen hohen Bewußtfeins willen — nicht auch 
aus Gehorfam und Liebe zu Gott — ein folder Menſch ift ein Selbftviener, 
ein Egoift im höchſten Gebiete des Lebens, ver ſcheinbar feinen Lohn will für das 
. Gute, das er vollbringt, und doch nach dem Lohn des Egoismus in feinem Be⸗ 
wußtfein haſcht. Sole Autolatrie ift kaum viel beffer dem innern Werthe nad) 
als Phartfäismus; und Egotsmus diefer Art ift kaum weniger "gefährlich als 
ãußerlich ſich kundgebende Selbſtſucht. — Somit feheint mir Grund genug vor- 
handen, daß der Staat fi nicht hemmend over auch nur gleichgültig verhalte 
gegen religidfe Erziehung der Jugend, wobei ſich von felbft verfteht, vaß er feine 
Rechte vor allenfallfigen Uebergriffen kirchlicher und Fonfeffioneller Art zu wah⸗ 
ren bat. Hier ift nun freilich ein Grenzgebiet von Rechten und Pflichten des 
Staates und der Kirche, das ſich gejeglih kaum jemals ftrenge abmarken läßt 
bei dem beſtändigen Wechfel von Berhältniffen, welche die geſchichtliche Entwidlung 
bedingen; daher e8 auch in Bezug auf Erziehung an Konflikten zwiſchen Staat 
und Kirche felten lange fehlen wird, vie ihre Ausgleichung ſtets am beften auf 
ethifchem Wege finden pürften, d. h. dadurch, daß vie Vertreter ber beiderfeitigen 
Rechte billig und gewiffenhaft zu Werke gehen. *) 

Was die Literatur über Erziehung betrifft, fo ift fie ins Unermeßliche 
angewacdfen, feit Rouſſeau mit feinem „Emil" ven reformatoriihen Trieb auf 
dieſem Gebiete rege gemacht, die Bhilantropiften in Deutſchland ihre Breiten 
Werte ſchrieben und Peftalozzi den gefammten Lehrerftand mit flärferem Stan- 
des⸗ und Selbftgefühl zu durchdringen gewußt hat. — Unter den hervorragenden 

Werken find noch immer zu nennen: Niemeyer, Grundſätze der Erziehung und 
des Unterrichtes (9. Aufl. 1834); Schwarz, Erziehungsiehre — in neuerer Zeit 
umgearbeitet von Curtmann. (1843); Schleiermader, Erziehungslehre. Nach 
deſſen Tod aus handfchriftlihen Nachlaß und nachgefchriebenen Borlefungen heraus 
gegeben. 1849. Auch von den Philofophen Wagner, Herbart, Benele un. f. w. 
find Werte über Erziehung vorhanden. Ein Wert voll treffliher Gedanken iſt W. 
Satler8 Bud: Ueber Erziehung für Erzieher. Bon rationaliftifihem Standpunkt 
aus fchreibt feit Jahren unabläjftg Über Erziehung Diefterweg. In neuefter Zeit 
erfhienen Werke von fpecififch konfefftoneller Färbung. So ſchrieb Durſch: „Pä- 
dagogif oder Wiſſenſchaft der hriftlichen Erziehung auf dem Standpunkt des ka⸗ 
tholifchen Glaubens, 1851; Palmer vagegen eine „Coangeliihe Pädagogik“ 
1853. — Ueber das Berhältniß des Staates zur Erziehung insbeſondere Bon« 
fetten: Ueber Nationalbilvung 1802. Zaharid: Ueber Erziehung des Men- 
fhengefchlehts durch den Staat. 1802. 5. &. Dahlmann, Bolitil. 1 Bo. 1847. 
— ©, ferner: 8. v. Raumer, Geſchichte der Pädagogik. 4 Bpe. 3. Aufl. 1857. 


- Frohſchammer. 
Rörperliche Erziehung. 


Da das Staatswörterbuch über die verſchiedenen Zweige des öffentlichen 
Unterrichts beſondere Artikel bringen wird, ſo erübrigt uns hier nur, einen Theil 
der Erziehung ausführlicher zu beſprechen, der — fo wichtig er auch ift — doch 
noch nirgends ein Gegenftand durchgreifender ſtaatlicher Fürforge geworben ift, 


*) Dal, den Art. „Schule“. 
23 “ 
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wir meinen vie körperlihe Erziehung over Gymnaſtik. Zwar bleibt ein 
guter Theil des zu Leiftenden ver Familie überlaffen, und der angeborne Trieb 
der Jugend zur Uebung ihrer Kräfte führt auch ohne Leitung und Wufficht ſchon 
im Spiel zu einer gewiffen Bildung verfelben; vennod find die übeln Folgen ber 
grunbfäglichen Bernachläffigung dieſes Zweiges der Erziehung von Seite des 
Staates fo tiefgreifend, daß von Zeit zu Zeit immer wieder Proteftationen 
dagegen fih erhoben, vie aber noch zu Teinem befriedigenden Refultat geführt 
aben. Faſt nur zu einigen fanitätspoltzeilihen Maßregeln zum Schute ber 
ugend hat man fich entfchloffen, wenn bie Klagen über körperliche Berkümmerung 
und Verkrüppelung des nachwachſenden Geſchlechts zu laut wurben, wie bie von 
Lorinſer „zum Schug ver Geſundheit in Schulen 1836" erhobenen; ober wenn 
bie wachſende Anzahl ver Eriegsuntüchtigen jungen Männer vie Aufmerkſamkeit ver 
Regierungen auf biefen Punkt lenkte. Wir verwerfen viefen mediciniſch-politi— 
ſchen Geſichtspunkt keineswegs, aber er iſt weder ber einzige noch der höchſte, 
und keinesfalls der, von dem aus — wo es ſich um Erziehung handelt — die 
Frage erörtert werden muß. Auch die Berechtigung des nationalen Gefichts⸗ 
punktes, von dem aus der erſte bedeutende Anſtoß auf dieſem Felde erfolgte, 
können wir nicht in dem Sinn zugeben, als ob körperliche Ausbildung ein beſon⸗ 
deres Streben und Beruf unſeres Volkes wäre, ſondern nur fo, daß es Auf: 
gabe des deutſchen Stammes ift oder fein fol, ohne Einfeitigleit das Acht Menſch⸗ 
lihe von allen Seiten in fih aufzunehmen und nad allen Seiten auszubilven. 

Denn fo fehben wir die Sadhe an: e8 tft eine in dem Dualismus von 
Körper und Geiſt liegende Forderung, daß auch der erftere eine entſprechende 
Berückſichtigung erfahre, und wie ver Menſch überhaupt der Erziehung nicht blos _ 
fähig, fonvdern auch bedürftig ift, fo braudt auch ver Leib zu feiner gehörigen 
Ausbildung Uebung und Schule Freilich darf dieſe Forderung nicht fo geftellt 
werben, als ob die förperlihe Bildung einen Gegenſatz bilve gegen die des 
Geiftes, um dem dort drohenden Spiritualismus hier ein matertelles Gegengewidt 
zu geben; auf biefem Wege kämen wir bald wieder zu dem Punft, wo bie be 
kannten Berfuche der neueren Zeit wiederholt gefcheitert find: eine gewiſſe Natur- 
wächfigfeit zum Princip der Gymnaſtik zu machen, die fih zwar unter dem Nauen 
nationaler Eigenthümlichleit zu empfehlen ſucht, aber endlich doch nur in ab 
ftoßende Rohheit ausartet. Bielmehr tft die harmoniſche Entwidlung 
bes ganzen Menſchen, in dem aber die geiftige Natur ven unbeftrittenen Vorrang 
bat, das zu erftrebende Ziel ver wahren Erziehung, und fo wenig die Kultur des 
Geiftes leidet, wenn zugleich das Gemüth des Zöglings angemeffen beftimmt wird, 
fo wird, auch die Ausbildung der Yörperlihen Fähigkeiten die geiftigen Anlagen in 
ihrer Entwidlung nicht ftören, fondern fördern und kräftigen. Das wußten bie 
Alten beffer als wir, und merfwürbig ift e8, daß auch in den Zeiten der eifrig 
fin Bewundernng und blindeſten Nahahmung gerade dieſe Seite des antilen 
Lebens ohne Einwirkung auf die moderne Erziehung blieb. Ein kurzer Rückblick 
wirb die Sache beweifen, wohl auch erflären, und ein Weberblid über pie Be 
firebungen unferer Zeit vielleicht auch eine Ausficht auf befiere Zeiten in biefer 
Hinſicht eröffnen. 

Die griechiſche Erziehung zerfiel, der Natur des Menſchen entſprechend, in 
drei gleichberechtigte Theile, einen grammatifchen, muſiſchen, gumnafttfchen, bie 
aber der üblihen Wertbfhätung nah in umgekehrter Orbnung ſich folgen im 
Bergleih mit unfern jegigen Vorſtellungen; venn in erfter Reihe ſtand bie körper⸗ 
liche Bildung, während die muſikaliſche, deren Bedeutung fiir die pfychiſche Ent 
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wicklung des Menſchen uns fo ziemlich ganz unverfländlid ‘geworben tft, jeben- 
falls für wichtiger galt als die grammatifche, vie ſich faſt nur auf vie Kenntniß 
des Homer beſchränkte. Natürlih, der Kreis der Bildungselemente war ein eng- 
umgrenzier, und daß zu Lernende gab fich bei ven eigenthümlichen Lebensverhält⸗ 
niſſen eines antilen Bürgers faft von felber; auf ber andern Seite mußte der 
Staat an feine Glieder die höchften körperlichen Anforberungen ftellen, wozu noch 
bei den Griechen ber vorwiegende äfthetifhe Sinn kam, ver eine ſchöne Ent- 
wicklung des Körpers faft zur Bürgerpflicht machte. So kam es, daß — während 
von äffenitlihen Schulen in unferm Sinn im Alterthum nicht die Rebe iſt — 
gerade für körperliche Uebungen in Baläftren und GEymnaſien auf's vollftänbigfte 
und fchönfte geforgt war; bilveten dieſe doch auch für die Erwachſenen noch be- 
liebte Uebungspläge, und fchlofien fi an fie dann auch die weiteren Unterrichts- 
zweige an, fo daß ihr Name noch jetzt den höheren Bildungsanftalten geblieben 
if. Auch bielten die Griechen mit Entichievenheit den Unterſchied feft zwiſchen 
eigentlih gymnaftifher und athletifcher Ausbilbung, d. h. fie wußten eben 
die einfeitig körperliche Bildung auf Koften der geiftigen — was wir oben als 
einen naheliegenden Abweg bezeichnet haben — zu vermeiden. 

Bei ven Römern blieben vie Berhältnifie ganz ähnlich; die Gymnaſtik wurbe 
im größten Maßſtab öffentlich gepflegt, während bie geiftige Jugendbildung ber 
Privatthätigfeit tüchtiger Sklaven oder einzelner Schulhalter überlafien blieb. Ein 
wefentlicher Unterfchien zeigte ſich dabei allerdings, vie Rückſicht auf praftifche, 
insbeſondere militäriſche Tüchtigkeit verbrängte faft ganz das äfthetifche Interefie, 
und während vie Griechen bei ihren Feſten fi an dem Spiel ber Törperlichen 
Kräfte in ven Wettkämpfen erfreuten, fuchten die Römer in den blutigen Gefechten 
der Gladiatoren ihren Zeitvertreib. Hier trat denn auch eine Gegenwirfung ein; 
das Chriſtenthum verwarf mit der größten Entſchiedenheit dieſe ganze Richtung, 
und da es ihm nicht gelang, die vorhandenen, ihrer Auflöfung entgegengehenven 
Elemente zu durchdringen und zu reinigen, fagte es ſich von ihnen ganz los, und 
entwidelte eine aſtetiſche Weltanſchauung, die ſich hauptſächlich im Klerus und in 
ben Klöftern foncentrirte und von dba aus bie Civiliſtrung der hereinbrechenden 
Germanen unternahm. | 

Und allervings ſolchen Schülern gegenüber war es fein Bedürfniß, bie Bil- 
dung des Leibes befonvers zu betonen. ‘Der Triegerifche Geift der Nation, fowie 
ihre ganze politifhe Organifatton Tieß noch auf lange Hinaus die Uebung des 
Körpers zu kriegerifcher Tüchtigfeit für Jeden als etwas durchaus Unerläßliches 
erſcheinen, nur, daß natürlich im ausfchlieglichen Abſehen auf militäriſche Braudy- 
barkeit die antite ‚ wahrhaft humane Anfiht der Sache nicht zur Anerkennung 
kam. Ganz anders aber geftaltete fich alles, als ſeit ver geänderten Kriegsführung 
und der allmähligen Ummanblung ver Staatsverfaflung und Einrichtungen bie 
allgemeine Wehrpflicht mwenigftens in Prari mwegfiel, und das Waffenreht dem 
Einzelnen mehr und mehr entzogen wurbe, während zugleich der gelehrte wie ver 
Bürgerftand durch die gefteigerten Anforverungen des Lebens und Dienftes mehr 
und mehr in eine einfeitige, bort geiftige bier Handwerksrichtung kam, welche 
körperliche Uebung entweder als unwürdig verwarf oder als unndthig außer Acht 
ließ. Der Bauernftand vollends Tann hier gar nicht in Betracht kommen. Natür- 
lich verlor fih vie alte volksthümliche Sitte nicht plöglih, und fo finden wir 
auch in einzelnen Städten noch weit herunter üffentliche Uebungen derart, bis fie 
fi) zulegt theils in gemeinen Slopffechtereien um Geld, theild in fogenannten 
Bollöfeften verloren, die freilich auf die Exziehung feine Rüdwirkung, wenigftens 
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feine gute ausüben konnten. Nur ver Übel hielt no am längften bie alte &e- 
wohnheit ein; doch ſchrumpfte Die frühere Ritterlichleit, die in Turnieren geglänzt, 
allmählig zur Gewanbtheit im Duell zufammen, daneben aber entwidelte fid ver 
höfiſche Tanz, ver allmählig auch in ven mittleren Ständen bie frifehere Bethäti- 
gung der Kraft befeitigte, fo daß ſich der legte Reſt freier Spielluft, das Ball⸗ 
fpiel, wenigftens in Deutſchland ganz in die Kinderwelt zurädzog. Der Unterricht 
in diefen flandesmäßigen Tertigleiten, echten und Tanzen, wozu noch das Reiten 
zu rechnen, blieb nun allerdings immer ein Theil der Exziehung, ja ein oft nur 
zu hoch geftellter, aber von ven Bffentlihen Anftalten blieb er ganz ausge 
ſchloſſen, nur auf den Univerfitäten bat ſich der Univerfitäts-Fecht-, Tanz, Reit- 
lehrer eine beſcheidene Stellung eriworben. Dagegen fpielten und fpielen viele 
Unterrihtsgegenftände in Privatanftalten für die höheren Stände eine Hauptrolle, 
zunächſt jevod in Betracht ihrer Unentbehrlichkeit für das vornehme Leben, fo daß fie 
weder auf bie fittliche Bildung ver Jugend einen fürbernden Einfluß ausüben, 
noch aud nur dem Körper zu einer naturgemäßen Entwidlung verhelfen Tonnten. 

Hier traten nun die neueren Verſuche ein, pie Gymnaſtik in ihre berechtigte 
Stellung wieder einzufegen. Der erfte war Gutsmuths, der — angeregt von 
Baſedow und Salzmann — im philanthropiſchen Sinn viefes Feld anzu 
bauen anfing. Daher waren es einerfeits fanttätifche Nüdfichten, vie ihn leiteten, 
anbererfeit3 wollte er durch Befeitigung alles Schnürwefensd der Natur nur freien 
Spielraum verfchaffen, nicht aber ven Leib felbft zum Gegenſtand bildender Er- 
ziehbung machen. So find die von ihm vorgefchlagenen Webungen wohl geeignet, 
eine gewifle Gewandtheit zu geben, doch halten fie ſich vorherrſchend auf dem 
Gebiet der Erholung und des Spiels, und fo find feine Beftrebungen, wie bie 
feines Zeitgenofien Bieth, ohne beveutenven Einfluß geblieben. Da bradte die 
Kriegsnoth und der patriotifche Aufſchwung zunächſt in Preußen ein ganz neues 
Leben auch in dieſe Beftrebungen, vor allen war es Jahn, der die Sade ent- 
ſchieden im Sinn und zum Zwed nationaler Kräftigung behandelte, und zu: 
gleich eine gründliche Bearbeitung der neuen ‘Disciplin lieferte. Sein Turnplatz, 
auf der Haſenhaide bei Berlin 1810—11 gegründet, wurde das Mufter zahl- 
reicher anderer, die fich in furzem über ganz Deutſchland verbreiteten. Anerkannt 
ift, daR ihnen immerhin ein Theil der nationalen Erhebung im Jahr 1813 ver- 
danft wird, nicht minder, daß fie fpäter mit die Hauptftätten waren, wo fidh die 
Unzufriedenheit mit der weiteren Entwidlung ver deutſchen Vexhältniſſe feſtſetzte, 
was dann envli eine allgemeine Aufhebung verjelben zur Folge Hatte. 

Damit war ihre Rolle für die Erziehung ausgefpielt; denn als man an ven 
entſcheidenden Stellen erfaunte, daß eben doch aud ein ſehr berechtigtes Bedürf⸗ 
niß auf ihnen feine Befriedigung gefunden, war es zu fpät, das Leben war ent- 
wichen, und nur wo fih auf's neue politifhe Elemente einmijchten, fing das 
Turnweſen wieder an, einen allerbings oft fehr zweidentigen Anklang zu finden; 
in den Schulen war e8 überall vergeblihe Mühe, ven abgebrochenen Faden wie 
ber anknüpfen zu wollen. Freilich geſchah im Ganzen nicht viel dafür, doch genug, 
um fchließen zu firmen, daß in ver Sache felbft, d. h. im ſpecifiſch Turneriſchen 
etwas Ing, was wenigftens in die befcheinenen Verhältniffe des Schullebens fid 
nicht fügen wollte Jahn hatte eben — und wer wollte es ibm perfünlich zum 
Vorwurf mahen — fein Abjehen nicht auf Erziehung der Jugend, fondern auf 
Regeneration des Volkes gerichtet; andererſeits ftrebte er nach erſchöpfender Dar- 
ftellung aller möglichen Mebungen, wobei ein überwiegender Werth auf Entwid- 
lung ungewöhnlicder Kraft und Gewandtheit gelegt wurde. Bon dieſer mehr athleti- 
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[hen Behandlungsweiſe ſowie von jener politiſchen Auffaffung, verbunden mit bem 
dentfchthümlichen Weſen, das Jahns etwas abfonverlihe Natur feiner Schöpfung 
aufgeprägt hatte, Tonnten fich feine Nachfolger, unter denen Eiſelen und Maß- 
mann zu nennen, nicht ganz losmachen, doch fo, daß jener mehr bie Turnkunſt 
verfolgte, diefer mehr ven Turn geiſt vertrat; der Anftoß zu einer neuen Ent⸗ 
widlung mußte von anderer Seite ausgehen; es ift bezeichnend, daß er zunächſt 
vom Ausland kam, zunörberft aus Schweden. Dort hatte Ting, allerdings an- 
geregt durch deutſche VBeftrebungen, ein fehr umfaflendes Syftem ver ganzen Gym⸗ 
naftit aufgeftellt und als Gymnaſiarch im ganzen Reich eingeführt; in der neneften 
Zeit iſt diefes nun zur Ergänzung des alten Jahniſchen Turnens, deſſen erneute 
Betreibung fi) als unfruchtbar erzeigt hatte, auch in Berlin inyber 1851 neu- 
errichteten Centralturnanſtalt eingeführt worven; fein Hanptvertreter ift der Direktor 
verjelben, Rothftein. Kräftigung des Körpers iſt das legte Ziel, das mit oft 
peinlicher, anatomijch = phuftologifcher Grundlichkeit bis in die legte Muskel und 
Ader verfolgt wird, weßhalb viefes Syſtem auch befonvers zu orthopädiſchen 
Zweden verwendet wird; pädagogiſchen entipricht e8 gerade in feinen Eigenthüm⸗ 
lichleiten weniger. ' 

Stehen fih fo in Preußen vie alte Berliner und ſchwediſche Schule noch 
feindlich und einfeitig gegenäber, fo bilrfte wohl Spieß in Darmflabt das Ber- 
dienft haben, alle Seiten, vie mehicinifhe, pädagogiſche und äfthetifhe zur An- 
erfennung gebracht zu haben, und ver Gymnaſtik enbli zu ihrem lange ver- 
fonnten Recht verholfen zu haben. Einzelnes kann natürlich bier nicht angegeben 
werben: erwähnt fei nur, daß gemeinfame Uebungen eine große Rolle bei ihm 
fpielen, daß er aber das mafienhafte Turnen ganzer Anftalten verwirft und ven 
Unterricht wo möglich nur Haffenweife ertheifen läßt. Daß auf biefe Weife bie 
Gymnaſtik aud für Mädchen nugbar gemacht werben kann, fe als ein ganz 
befonderes Verdienſt noch ausdrücklich hervorgehoben. 

So ſtehen jetzt die Sachen; der Wettſtreit der verſchiedenen Richtungen, die 
im Grunde daſſelbe Ziel wollen, bürgt dafür, daß es auch erreicht werde, und die 
Wichtigkeit des Gegenſtandes läßt uns hoffen, daß das fo Gewonnene auch zu 
praktiſcher Anerkennung und Durchführung gelange. Wollen wir unfere Yorberungen 
hierin noch kurz formuliren, fo lauten fie, einfach dahin: das Turnen (behalten 
wir doch ja das Wort bei) folle als obligatorifher Unterrichtsgegenftand an allen 
höhern Lehranftalten eingeführt werben unter ber Leitung bejonderer Lehrer; an 
ven Volksſchulen wenigftens in den Städten; bei ven Mädchen bleibe e8 freiwillig; 
Turnanſtalten für Erwachfene mögen von Privaten oder Gemeinden bergeftellt 
werben. — Sehen wir noch, wie weit viefen Wünfchen ſchon entiprochen, fo iſt 
in Preußen, nachdem 1841 das Turnen wieder eingeführt wurbe, 1851 eine 
Bildungsanftalt für Turnlehrer errichtet worden, bie allmählig vie nöthigen Lehrer 
‘ liefern wird; ebenfo in Sadhfen und Darmftadt; in Bayern und Würt— 
temberg, wo durch Klumpps Verdienſt das Turnen nie ganz aufgehört Hatte, 
wie im übrigen Deutſchland ift e8 genau betrachtet doch nur gebulvet, höchſtens 
gewünjcht aber nicht gefördert. Außer Deutſchland bat es, wie erwähnt, in 
Schweden uud in der Schweiz eine rege Theilnabme gefunden; von bier hat 
es Elias auch nah Frankreich und England verpflanzt; doch ſcheint es in 
fegterem Lande, wo allervings andere körperliche Uebungen in roher und feinerer 
Form auch von den Erwachſenen eifrig gepflegt werben, keine rechten Wurzeln 
geihlagen zu haben, während es in Frankreich nur zu militärtichen Zwecken bes 
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nutzt wird. So wirb wohl auch hierin den Deutſchen ver Ruhm bleiben, ſich als 
das Kulturvolk im höchſten Sinn zu erweiſen. 

Literatur. Gutsmuths Gymnaſtik für die Jugend 1795. Jahn, 
deutſche Turnkunſt 1816. Spieß, Lehre der Turnkunſt 1843. Lings Schriften 
von Maßmann. Rothſtein, die Gymnaſtil nach Lings Syſtem 1847. 
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Espartero. 


Joaquim Baldomero Espartero wurde am 27. Hornung 1793 zu Granatula 
geboren, einem Dörfchen, welches zu ber länplichen Umgebung von Calatrava 
gehört, und mit diefer in der heutigen Provinz von Ciudad Real und bem alten, 
Achten Lande der Mancha gelegen if. Sein Vater war Antonio Fernandez Es- 
partero, der das Handwerk eines Wagners betrieb, da die Heinen Grundſtücke, 
die derfelbe befaß, zur Ernährung ber zahlreihen, aus neun Kindern beſtehenden 
Familie nicht Hinreichten; die Mutter war Iofefa Alvarez. E. ſtammt ſonach aus 
dem Herzen des Volles, aus ver Mitte des Landes, und gerade aus bemjenigen 
Theile, der von ben verklungenen Zeiten ber Dretaner hinweg bis auf biefen 
Tag unter allen Wechfelungen das Gepräge des ſpaniſchen Weſens am treueften 
bewahrt, und ſtets nen geftaltet und weiter gebilvet hat. | 

Der herrſchenden dufigt und ber befchränften Lage ber Familie gemäß follte 
fih €. dem geiftlihen Stande widmen; aber ſchon frühe verrieth fich feine Nei- 
gung zu bem Kriegsweſen in ven Solvatenfpielen ver Jugend. Bald kamen bie 
Öffentlichen Ereignifie feinen geheimen Wünfchen entgegen. Seit 1808 hatten 
Napoleons Willlürlichteiten gegen Spanien begonnen; die ganze Nation, in ihren 
Gefühlen verlegt, griff zu den Waffen. Auch ver junge E. warb von ber allge 
meinen Bewegung fortgerifien; er trat 1809 zu Sevilla als Freiwilliger in das 
Infanterieregiment Ciudad Real; 1810 wurbe er als Kabett in einer ber neuen 
Kriegsſchulen aufgenommen, die man zur Bildung tüchtiger Offictere errichtet hatte, 
1812 zum Officier ernannt. Mittlerweile neigte ſich ver Krieg zu Ende; bie Haupt: 
fhläge erfolgten auf andern Seiten, und €. Tonnte fih nur nod an einigen 
Treffen von untergeordneter Bedeutung betheiligen. 1814 erlangte er eine Lieute- 
nantöftelle bei ver Expebition wider die empörten füdamerilaniſchen Kolonteen. Er 
nahm — 1823 nad den mörberifchen Treffen von Torata und Moquehua zum 
Dberften und bald darauf zum Brigadegeneral befördert — an den Wechfelfällen 
des Kampfes Theil, der mit der Losreißung der Kolonieen enbigte und kehrte 
1825 nad) Spanien zurüd, nicht blos als geachteter General, fondern aud im 
Beſitze eines anſehnlichen Vermögens, welches er meiftens durch glückliches Spiel 
gewonnen haben fol. In feinem Baterland wurde €. fehr kühl empfangen, und 
theilte darin das Schidjal der meiften Generäle aus dem amerilanifchen Kriege, 
die man damals mit dem Namen ber Ayacuchos bezeichnete. Die der verlorenen 
Hauptihlacht von Ayacucho entnommene Benennung zielte zwar zunächft auf bie 
vermeintliche Aurüchigkeit ihres milttäriiden Benehmens in dem amerilaniſchen 
Kriege, enthielt aber zugleich den Vorwurf einer verpönten liberalen Geflunung. 
Dahin war e8 in den ſpaniſchen Angelegenheiten num einmal gelommen. Seit der 
Erhebung Spaniens wider die Franzoſen waren Offichere und Solvaten gewöhnt, 
zuglei eine politifche Idee zu vertreten, und da ſich feit viefer Zeit die Kraft 
Spaniens in bürgerlichen Kriegen verzehrte, fo wucherte die politiicde Stellung 
ber Urmee ununterbrochen fort. Auf diefe Weiſe erflärt fi vie Theilnahme bes 
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fpanifchen Heeres an allen bürgerlichen Hänveln und politiiden Spaltungen, wie 
wir fie in folder Weiſe in keinem andern Lande finden. 

Bald ftellte fi die Gewitterſchwüle im dem Luftlreife der bürgerlichen An⸗ 
gelegenheiten wieder ein, und verlodte auch ven thatkräftigen und ehrgeizigen E. 
wm Mitwirtung. Schon im Jahr 1832 erflärte er ſich unumwunden für bie 
—* Iſabellens II., und als fi nad dem Tode der Königin gegen Ende 
bes Jahres 1833 der Bürgerkrieg in ven baskiſchen Provinzen entzündete, bot er 
der Regierung feine Dienfte an. Sie wurden angenommen, und der empfangenen 
Beifung gemäß Ianbete er [don am 20. December 1833 mit einem feiner Bas 
tatllone bei dem Grad de Valencia, um fih von da aus gegen San Felipe be 
Jativa und Onteniente zu wenben, wo fih unter vem Häuptling Magraner eine 
Bande gebilnet hatte. Mit viefem unfcheinbaren Ereigniffe kehrte E. nad acht⸗ 
jähriger Verborgenheit auf den Schauplatz kriegeriſcher Thaten zurüd. 

Die Vorgänge, welde in dem nun folgenven Jahrzehend auf ver Halbinfel 
ftattfanden, find befannt genug. Die fehnelle Beendigung des Aufſtandes in Ba- 
lencia verfchaffte dem General €. fchon am 1. Iannar 1834 die Ernennung zum 
Kommandanten von Viscaya, und er bethätigte als folder Sicherheit des 
Dlides und überlegene Talente. Statt feine Streitkräfte in nutzloſen Kämpfen um 
ven Beſitz des flachen Landes zu verzetteln, war fein ſtetes Augenmerk auf bie 
Behauptung der beherrſchenden Punkte von Durango, Bilbao und Portugalete 
gerichtet. Gelang dieſes, fo blieb auf ber einen Seite durch ben breiten und tiefen 
Rio Anſo die wichtige Verbindung zwifchen Bilbao und dem Meer offen, auf ber 
andern auch über Vittoria ver Zuſammenhang mit dem Innern des Landes ge- 
fihert. Zugleich hielt er durch dieſes Verfahren vie karliftifche Armee in den engen 
Kreis der viscayifhen Berge zufammengeprekt; jede Unternehmung berjelben nad 
Außen verlor ihren Stützpunkt. Ohne Zweifel hatte E. diefe ſichere Taktik ans 
dem amertlanifchen Krieg zurüdgebracht, welcher ſchlagend bewies, daß gerabe bie 
Berfäumniß derfelben, neben verfehlten politifichen Maßregeln, am meiften ben 
Berluft ver überfeeifhen Provinzen herbeiführte. Die nachfolgenden Ereigniffe haben 
die Boransfiht E.'s volllommen gerechtfertigt. 

Die Durdführung des an fich fehr verftändigen Plans fließ indeſſen auf 
bedeutende Schwierigkeiten. Zunächft blieb E., deſſen Wirkſamkeit auf Biscaya 
beſchränkt war, von ven Bewegungen ver gefammten Norbarmee und von ben 
Berfügungen des oberften VBefehlshabers, des Generals Cordoba, abhängig. So- 
dann fand fi in Zumalackrregui ein Gegner, der mit ſtaunenswerther Gewandt⸗ 
heit den Feind durch unvorhergeſehene Bewegungen zu ermüden und mit fchöpfert- 
ſchem Geifte aus geringen Mitteln einen achtumggebietenden Seeresförper zu 
ſchaffen verftand. Die Nachwirkungen feiner Thätigkeit dauerten auch nad, feinem 
Tode, der für vie Sache des Don Carlos allzufrühe eintrat, noch längere Zeit 
unverlennbar fort. In dem Gewimmel von unzähligen Treffen, Scharmützeln, 
Zügen, Bewegungen und Gegenbewegungen nehmen die Kämpfe vor Bilbao bie 
hervorragendſte Stelle ein. Schon bei feinem erften Auftreten erzwang fih €, 
den Weg nach Portugalete, wofelbft er am 22. März feinen Einzug bielt. Im 
folgenden Jahre entfette er durch meifterhafte Bewegungen und glüdliche Kämpfe 
das Hart bedrängte Bilbao (1. Juli 1835), vor welder Stadt Zumalscärregui 
feine Heldenfeele ausgehaucht hatte. Als invefien Maroto, au ver Spite eines 
karliſtiſchen Heerhaufens, vie kaum befreite Stabt von neuem beramnte, eilte €. 
am 7. September 1835 zum zweitenmale zu ihrem Entſatze herbei. Die einge- 
zwängte Sage der Karliften und ihre vergeblichen Anftrengungen, in dem viscayi⸗ 
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ſchen Lande feſte Punkte zu gewinnen, veranlaßten fie im Jahr 1886, bei ber 
damals allgemein verbreiteten politiihen Mißſtimmung, ihre Bewegungen nad 
dem Inneren des Landes auszudehnen. Aber ver Zug des Gomez, ven biefer von 
Anfang Juli bis Ende Dezember 1836 nah Afturien und Galicien, von da an 
Madrid vorüber in das fünlihe Spanien, und von dort rüdwärts gegen vie 
basfiihen Provinzen unternahm, wurde zu einem militärifchen Fehler, nachdem 
auch die politifhe Wirkung, bie man davon erwartete, fi) als nichtig erwieſen 
hatte. Auch diesmal ſchnitt E. durch ruheloſe Verfolgung dem Feinde jede Ge- 
legenheit zur Feftfegung ab. Im Jahr 1836 an Cordobas Stelle zum Ober 
fommanbanten der Norvarmee, zum Bicelönig von Navarra und zum General- 
fapitän der basfifchen Provinzen ernannt, befiegelte er die neue ihm zugefallene 
Stellung mit einer ver glänzenbften Waffenthaten des ganzen Krieges, ver Er⸗ 
ſtürmung des Brüdentopfes von Luchana (24. Dec, 1836), welche die Entfegung 
der abermals hart bebrängten Stadt Bilbao zur Folge hatte. Die Königin ſchmückte 
ben fiegreichen Feldherrn mit dem Titel eines Grafen von Luchana. Die Stellung 
E.'s wurde von Tag zu Tag glänzenber, aber auch fehwieriger. Während er im 
Korven die Heere der Karliften im Zaume hielt, wurbe bie Hauptflabt von ben 
Wühlereien ver Parteien aufgeregt; die Leivenfchaften entwidelten fi im Kreiſe 
der Klubbs, drangen von dort in die Nationalgerven, von bier in das Heer. 
Leider follte au E. bald in den Strubel des parteiflichtigen Treibens hineinge⸗ 
riflen werden. Die Regierung forberte ihn auf, Madrid gegen ven Kriegszug des 
Don Carlos zu hüten, welchen viefer im Sommer 1837 unternahm. Als €. 
demzufolge am 12. Auguft 1837 feinen Einzug in Madrid hielt, fand er ven 
Boden gänzlich unterwühlt, vie Parteien furchtbar erbittert, die äußerſte Flanke 
ber Progreffiften auf dem Wege zum Siege, die äffentlihe Meinung ver Regie 
rung entfremvet. War es nım eigne Weberzeugung von der Untauglichleit dieſer 
legteren, oder Befangenheit des Urtbeils, welches vie Gefpinnfte ver Iutrigue 
nicht zu durchſchauen vermochte, ober endlich die innere Gewißheit, daß ein ernft- 
liches Antämpfen wider die herrſchende Strömung die Löſung ber militärifchen 
Aufgabe erfhweren würde — kurz, er unterflügte bie Proteftation ver Garbe- 
offictere von Aravaca, welde ven Sturz des Miniftertums Calatrava herbeiführte. 
Stüdlicherweife ließen die nachfolgenden Ereigniffe dieſe unglädlihe Einmifchung 
des Heeres in den Gang der bürgerlichen Gewalten wieder vergeſſen. E. warf 
das Heer ber Karliften über den Ebro zurüd, und beſchränkte ven Krieg von 
neuem auf das enge Gebiet ver bastifchen Provinzen. 

Ihn dort feftgebannt zu halten, war von jegt an E.s eifrigftes Beſtreben. 
Er begnügte fih, dem Feinde in feinen engen Grenzen bie Mittel des Beſtehens 
zu entziehen, und dadurch pas Vertrauen beflelben in feine eigne Sache zu Schwächen. 
Wenn €. dabei unnüges Blutvergiegen möglihft zu vermeiden fuchte, nur bie 
Auszüge der Karliften über die bezeichneten Marken hinaus gewaltfam zurückſchlug 
und das Uebrige ver Zeit überließ, fo handelte er — fo oft and) dieſes zaubernde 
Berfahren von militäriſchem Gefihtspunfte aus getabelt worden ift — im wahren 
Interefie feines Baterlandes. In einem Bürgerkriege, in einem Kampf zwiſchen 
Brüdern drängen ſich andere Erwägungen vor, als in ven kriegeriſchen Maß— 
nahmen gegen ven äußeren Feind; bort gilt e8 auch vie Leivenfchaften zu be 
wichtigen, die Annäherung dee Gemüther zu befördern, vie politiicden Gegner 
zu vereinzeln und ihnen die Stüße der öffentlihen Meinung zu entziehen, wäh 
rend bier völlige Zernichtung das erfte Geſetz bleibt. Das Endergebniß rechtfertigte 
E.'s Berfahren auf das vollſtändigſte. Die Treffen von Ramales und Guarda⸗ 
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mino bewiefen bereits bie "Erfchöpfung der Karliften, und Maroto ließ fih am 


1. September 1839 zum Bertrage von Bergara herbei. Derſelbe zemichtete auf 
friedlichem Wege die karliftifche Armee, und nöthigte den Don Garlos fein Heil 
in der Flucht zu fuchen. E. felbft aber wurbe mit dem Titel eines Herzogs vom 
Siege (de la vietoria) gefrönt. Sofort wendete er fich gegen Cabrera, ber fidh in 
Morella feftgefett hatte, und von dort aus, durch die weftlichen Bergketten bes 
Königreichs Valencia geſchützt, die Verbindungen des inneren Spaniens unficher 
machte. Der Tarliftifhe Häuptling verlor einen Punkt nad dem andern, und am 
30. Mai 1840 mußte fih Morella ergeben. Die Karliften fuchten zwar nochmals 
in Gatalonien fefte Standorte zu gewinnen; als aber aud Berga gefallen war, 
ſah ſich Cabrera am 6. Juli 1840 gezwungen, mit dem Ueberreſt feines Heeres 
ebenfalls anf franzöflihen Boden zu flüchten. 

Mittlerweile hatte fi die Kluft zwiichen ven Parteien, welche nur durch dem 
gemeinfamen Kampf wider Don Carlos vereinigt waren, wie nad dem Siege 
immer, außerorbentlid erweitert. Es war natürlich, daß nach ver Befreiung bes 
Landes von den Hauptgegnern das Beftreben eintrat, der Regierung durch Zurüd- 
führung Tonfervativer Elemente größere Feftigleit zu geben, und daß namentlich 
die Partei der Moderados darauf binarbeitete, bie fortwährend aufregenden Ber 
ftandtheile der Berfaffung allmählig umzubilden.: Ein Gefegesentwurf über bie 
Ayuıntamientos follte den demokratiſchen Geift bändigen. Aber ſchon fingen bie 
Leivenfchaften wieder an, unter dem Vorwande des Gemeinwohles bie Zügel 
hießen zu laflen, und die ehrgeizigen und gehäfftgen Eiferfüchteleien hochſtehender 
Perjönlichleiten entzündeten fi auf’s neue. Die herriſche Weiſe, mit welder €. 
die Beförberung des mit dem Miniſterium zerfallenen Linage, feines Adjutanten, 
zum Generale vurchfegte, hatte bereits den Öeneral Narvaez aus dem Miniftertum 
geworfen, und diefen Mann für immer zu einem erbitterten Gegner des Herzogs 
gemadt. Dafür follte nun das Geſetz Über die Ayuntamientos mit aller Kraft 
durchgeſetzt und in der Partei der Progreffiften zugleih E. gevemüthigt werben. 
Bergeblih warnte dieſer, ald er von dem letzten Zuge wider Cabrera, überall 
fetlih empfangen, nad Barcelona zurüdtehrte, die in dieſer Stadt weilenve 
Königin Regentin, Maria Ehriftina, vor ver Unterzeichnung bes Geſetzes; fie 
that es, unfluger Weife, am 15. Juli 1840 dennoch, und follte bald vie ſchlim⸗ 


. men Folgen dieſes Schrittes erfahren. Die Gefühle der Maſſen waren nody zu 


fehr mit ven VBeitrebungen der progreffiftiichen Partei verfhmolzen, und erfannten 
in E. noch zu lebhaft den Ausdruck des Volkswillens, als daß ein Berfuch des 
Rückgangs, wie Maria Ehriftina ihn anftrebte, hätte gelingen lönnen. Der offene 
Widerſtand gegen die Einführung des neuen Gefeges verbreitete fi) bald über das 
ganze Land; €, eilte nah Madrid, mofelbft er in noch größerem Triumphe als 
in Barcelona empfangen und an die Spige des Minifterinms geftellt wurde. 
Diefen Ereigniffen folgte zu Valencia die Abbdankung Maria Ehriftina’8 am 10. 
Ditober 1840, und ihre Abreiſe nad Frankreich. E. übernahm fortan die fchwere 
Berantwortlichleit, die Angelegenheiten des tief erregten Volkes zu Ienfen, und 
wurde am 8. Mai 1841 von den Kortes für bie Dauer ver Minverjährigfeit der 
Königin zum Negenten des Landes erwählt. 

E. hatte nunmehr die höchſte Stellung erlangt, vie ihm je zu Theil werben 
fonnte, aber file wurde ver Wendepunkt feines Glückes, und ſchon bie Art der 
Erhebung enthielt die Keime feines Sturzes. Sie verlegte zunächſt vie Gefühle 
des Föntglichen Haufes, deren Glieder bei diefer Wahl vollfländig umgangen wor: 
ben waren; fle war in gleich hohem Grave den Wünfchen ver Kurie entgegen. 





444 Espartero. 


Daran ſchloß fich die ganze Partei der Moderados, bie Eiferfucht ver Generale, 
bie ven Regenten, als einen aus ihren Reiben Hervorgegangenen, mit neidiſchen 
Augen betrachteten. Wollte nun E., wie nicht anders zu erwarten war, eine feſte 
Regierung anbahnen, fo rief er nothwendig auch die ganze Partei ver Eraltanos 
gegen ſich in das Feld, und feine offene Hinneigung zu England entfrembete ibm 
das franzöftihe Kabine. Allen dieſen feinnlichen Elementen fegte E. zwar eine 
feltene Auspauer und eine bewundernswerthe Energie entgegen; aber dieſe Eigen- 
ſchaften vermehrten nur bie Zahl der Gegner, und das Vertrauen auf bie Maſſen 
täufchte ihn vollftändig, da fich auch hier wie anverwärts erwies, daß das Boll 
in feinen Zuneigungen eben fo leicht ermattet, als es viefelben in ben Tagen ber 
Gährung auf ſtürmiſche Weiſe kundgiebt. 

E. erkannte als nächſtes Bedürfniß die Einführung innerer Reformen, und 
verfolgte dieſe Aufgabe in umfaſſender Weiſe. Das von ihm gebildete Mintfterium 
Gonzalez legte zu dem Enbe den Kortes eine Reihe von Gefeesentwürfen vor, 
von denen derjenige vom 14. Auguft 1841, welder bie Zehnten aufhob und bie 
Güter der Weltgeiftlichkeit unter die Auffiht des Stantes ftellte, unftreitig ber 
wichtigfte war. Aber die nationaldkonomiſchen Vortheile dieſer Maßnahmen Ingen 
den Bliden ver Maſſen noch ferne, und machten bie Geiftlichen zu erbitterten 
Gegnern der Regierung. Während Mißverſtändniſſe und verlegte Intereffen eine 
heimliche, aber almählig wachſende Gährung unterhielten, war eine in Paris 
unter ver Leitung Maria Chriftina’s gebilvete Junta eifrigft bemüht, durch Ver⸗ 
ſchwörungen und Schilverhebungen die Macht E.'s zu brechen. Die Generale 
Concha und Leon follten mittelft eines Hanbftreiches die junge Königin aus 
Madrid entführen, O’Donnel in Pamplona losbrechen, Narvaez ſich gegen Cadir 
wenben, Andere an andern Orten die Fahne ver Empörung aufpflanzen, und 
zum Stüßpunft ver ganzen Unternehmung wurden "abermals die baskiſchen Pro- 
vinzen auserlefen. Aber abgefehen davon, daß vie Verſchwörer über die öffentliche 
Stimmung fi täufchten, herrſchte unter ihnen ſelbſt weder die Sicherheit ver 
Ueberzeugung, noch Bertrauen und Zufammenhang. In ven baskiſchen Provinzen 
erfolgte ver Losfchlag zu frühe, in Madrid felbft unterdrückte ihn €. mit kalt⸗ 
blätiger Thatkraft. Der General Leon wurde kriegsgerichtlich verurteilt und am 
15. Oftober 1841 erſchoſſen. Als E. viefen ſtrengen Sprich gegen ben Helen 
von Belascoain genehmigte, übte er das durch die Geſetze ihm eingeräumte Recht; 
aber es war ein grober politiicher Fehler, davon Gebrauch zu machen in einem 
Yugenblide, wo alles darauf anfam, die Gemüther zu beruhigen und durch Grof- 
mutb auch bie Feinde in Freunde zu verwandeln. Der Schatten des jugenblichen 
und unbefonnenen, aber edlen und heldenmüthigen Leon bat am meiften zu fei- 
nem Sturze beigetragen. 

Für den Augenblid aber war E. Meifter des Feldes. Er ſchlug den Auf⸗ 
uhr in den baskiſchen Provinzen nieder, bezwang Barcelona, den Mittelpunlt 
der demokratiſchen Partei, welche vie ganze Einrichtung ver Regentichaft von An- 
fang an als ein Werk des Rüdgangs betrachtet hatte, und hielt ſchon am 23. 
November 1841 unter dem Jubel der Bevölkerung feinen fiegreihen Einzug in 
Madrid. 

Aus dieſem Stege aber entwidelten ſich deutlicher ſchon die Keime des Um⸗ 
ſturzes. Denn es ergab ſich bald, daß in Folge der bezeichneten Ereigniſſe die 
große Partei der Progreſſiſten ſich in zwei große Heerlager theilte, von denen das 
eine der Regierung feindlich gegenüber trat. Die Stellung E.'s wurde ſomit der⸗ 
jenigen Grundlage beraubt, von der aus er allein den noch Übrigen Karliften, 
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ven ſchon mächtigeren Moderados, den Umtrieben der Geiſtlichkeit und dem Un⸗ 
muth verletzter Intereſſen hätte entgegentreten können. Noch ſtanden dieſe Gegen⸗ 
ſaͤtze getrennt, noch waren fie vollkommen dunkel über den gemeinſamen Punkt ver 
Bereinigung gegen ven Regenten; aber bie Ereignifle arbeiteten ihnen in die Hände. 
Zunähft nahm der franzöſiſche Gefanbte, Herr v. Salvandy, eine Stellung ein, 
die in dem völkerrechtlichen Verkehr zwilchen zwei anfcheinenn befreundeten Staaten 
ganz unerhört war, aber dem Syſtem zweidentiger Schwäche entſprach, welches 
bie Regierung Lonis Philippe's in den äußeren Angelegenheiten nur allzuoft be 
folgte. So bilvete fi eine Partei der Afranceſados, welche allmählig die einzel 
nen Bruchtheile in fich vereinigte, und es war eine natürlihe Folge, daß €. ſich 
um fo enger an. England anfchloß. Die Hinneigung zu Großbritannien wurbe in- 
defien erft dann für ihn verhängnißvoll, als fein Minifterium damit umging, einen 
Handelsvertrag mit jenem Lande abzufchließen, der auf der Grundlage des freien 
Verkehres abgeichloffen werben follte. Nun wurde auch das gewerbreiche Catalonien 
in die Oppofition hineingetrieben, der Widerſtand in den Kortes gegen alle wich 
tigen Gefjegesvorfchläge der Regierung gerichtet, und das Minifterium Gonzalez 
genäthigt, am 29. Mai 1842 feine Entlafjung einzureichen. 

Der Weg war gefunden, ben Herzog v. Vittoria mit den Waffen zu be= 
fämpfen, welche vie von ihm felber in ven Vordergrund geftellte Verfaſſung von 
1837 varbot. Die Öegner verharrten auf dem Boden ver Mehrheit in den Kortes, 
und verlangten die Ernennung eines Minifteriums in ihrem Sinne. €. fuchte 
zwar biefem Zwange auszumeichen; aber pas von ihm erwählte Minifterium Robil, 
nicht hervorragend durch politifche Befähigung und noch ärmer an redneriſchen 
Talenten, vermehrte nur die Schwierigkeiten der Lage. Dazu die fortwährenven 
Aufreizungen von Paris aus, das beftändige Gemunkel von dem englifhen Ein- 
fluffe und dem nahe bevorftehenden Abſchluſſe eines nachtheiligen Handelsvertrags, 
die Ungefchidlichleit vieler Beamten der Regierung, vor allen des Generals Zur: 
bano, eines allzueifrigen Handlangers verfelben, gewaltthätiges Verfahren in Cata- 
lonien! Die Unbehaglidkeit fand bald ihren Wiederhall in dem leicht erregbaren 
Barcelona, deſſen unruhige Benölferung fi zu einer neuen Empörung bin- 
reißen ließ. Mit gewohnter Thatkraft unterbrüdte E. auch biefen Aufſtand; nach 
zweitägiger Beſchießung, am 3. und 4. December 1842, unterwarf ſich die ſchwer 
heimgefuchte Stadt. €. kehrte, abermals unter öffentlichen Hulbigungen, welche 
feine Freunde zu veranftalten wußten, am 1. Ianuar 1843 nad Madrid zurüd, 

Diefer erzwungene Triumph war der lette, welchen er feierte. Denn bie Bes 
ſchießung Barcelonas Hatte durch ganz Spanien Hin eine fo allgemeine Mißſtim⸗ 
mung hervorgerufen, daß jedes weitere Vorgehen der Regierung auf Schwierig- 
feiten ftoßen und Winerfeglichkeiten hervorrufen mußte Es war daher ein fehr 
gewagtes Spiel, als das Minifterium Rodil unter folden Umftänden die Kortes 
auflöste, und damit .eine Berufung an die Bffentlihe Meinung unternahm. Die 
Wahlen fielen fo aus, daß das Minifterium ohne Säumen feine Entlafjung ein- 
reichte. Alle feindlichen Bruchtheile vereinigten fi) mit den Progreffiften und 
Republifanern gegen die Regierung. €. fah ſich gendtbigt, am 9. Mat 1843 in 
die Einfegung des Minifteriums Lopez zu willigen, weldes ſchon nad feinen 
Srundfägen der ganzen Stellung E.'s feindlich gegenübertreten mußte. Auch in 
bie von biefem Minifterium beantragte allgemeine Amneftie willigte der Regent, 
obgleich dadurch feine entſchiedenſten Gegner in das Land zurüdgeführt wurden. 
Ws aber Lopez auch die Entfernung aller mißbeliebigen Bertrauensperfonen, 


namenilich des Generals Linage verlangte, leiftete €. entſchiedenen Widerſtand. 
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Schon am 19. Mai wurde die Entlaffung des Minifteriums angenommen, und 
Becerra mit der Leitung ver öffentlichen Angelegenheiten betraut. Dieſen Ereig- 
niſſen folgte zuerft die Bertagung, ſodann am 26. Mat vie Auflöfung der Kortes. 
Damit war das Zeichen zum allgemeinen Losbruch gegeben; die Pronuncia⸗ 
mientos gegen bie Regierung gingen mit Sturmeseile durch alle Gegenben und 
Städte des Landes. Vergeblich ergriff E. umfaffende milttärtihe Maßregeln; ver- 
geblich fuchte er in feinem Manifeſte vom 13. Juni 1843 die Gemüther zu be 
rubigen; alle angewenbeten Mittel verftärkten nur die Zahl der Gegner. Mitten 
unter dem allgemeinen Iufammenfturze der öffentlichen Gewalten verbarrte €. 
wie verfteinert zu Albacete. Bon der Wucht der Ereignifje überwältigt, verließ er 
endlich am 7. Juli diefe Stadt, um ſich gegen ven Süven zu wenben. Bon ben 
treugebliebenen Truppen gegen den Andrang ver feindlichen Heereshaufen geſchützt, 
erreichte E. endlich Cadix und ſchiffte fih am 3. Auguft 1843 nach England ein. 
In diefem Lande lebte E. fünf Jahre lang, ſtill und zurüdgezogen, fern von 
aller Theilnahme an ven äffentlihen Händeln der Welt. Nur die heiße Liebe zum 
Daterlande war nit in ihm erlofhen, wovon feine am 10. Oftober 1844 er- 
laſſene Erflärung ein fchönes Zeugniß giebt. Damals ſprach er auch, zwar leife, 
aber warm genug, die Hoffnung aus, einft vie legten Tage feines Lebens auf 
ſpaniſchem Boden verbringen zu können, und biefer ſehnſüchtige Wunſch wurde 
ihm im Jahre 1848 in ehrenvollfter Weile gewährt. Er kehrte nah Spanien 
geh, und lebte ſeitdem unangefohten, aber ohne öffentliche Wirkſamkeit, zu 
ogronno, bis die Ereigniffe von 1854 ihn nochmals auf die Schaubühne des 
öffentlichen Lebens riefen. 
Es war ein eignes Berhängniß, daß die Bewegung gegen bie Regierung 

und die Königin Marta Chriftina gerade von venjenigen Häuptern ver Moderados 
ausging, die im Jahr 1843 vorzugsweife zum Sturze E.'s beigetrageh hatten. 
Der General O’Donnel überjprang dabei das richtige Maß fo sehr, daß er nad 
dem Siege über den General Blafer, am 30. Mai 1854, die Verfaffung von 
1837 verfündigen lief. Der Auffland wucherte fort, aber erſt als fi auch bie 
Hauptſtadt Madrid der allgemeinen Bewegung anfhloß, ging die Königin den 
Herzog von Bictoria um die Bildung eines Minifteriums an. €. hielt am 19. 
Juli unter dem Jubel ver Bevölkerung feinen Einzug in Mabriv und übernahm 
bie Leitung der Geſchäfte. Wir wagen über die nun folgende zweijährige Thätig⸗ 
feit E.'s kein entſcheidendes Urtheil, da die Ereigniffe noch zu nahe liegen und 
baffelbe nicht auf aftenmäßige Quellenſchriften geftägt werben köönnte. So an- 
ſcheinend Teicht fi auch ver Mebergang in ven neuen Zufland gebiltet hatte, fo 
ift Doch nicht zu verkennen, daß die innere Lage von Spanien biedmal eine un- 
gleich verwideltere war, als am Schluffe des Krieges mit Don Carlos. Damals 
handelte es fih um ein einfaches politifches Princip, diesmal um ſchwere ſtaats⸗ 
ölonomifhe und gefellichaftliche Fragen, weldhe in alle einzelnen Berhältniffe ein- 
griffen. Die größten Schwierigkeiten famen ver Regierung von den republikaniſchen 
Bewegungen der Stäbte, die alle ein ſtarkes focialiftiihes Gepräge en, und 
enblich wie in den übrigen Staaten Europas im Jahr 1848 die ganze Waffe ver 
gebilveten und befigenden Stände in Spanien gegen die zerſtörenden Grundſätze 
vereinigte. E., in formalen Ideen über Verfafſungsweſen befangen, fcheint dieſe 
Beſtandtheile nicht Immer forgfältig unterfehteden zu haben, und bie Kortes müdeten 
fih nutzlos an einem theoretiihen Grundgeſetze ab, das zulett nicht einmal lebens⸗ 
fähig wurde. Als die Exbitterung der Soctaliften fih gegen vie Verwaltung E.'s, 
der Haß der Moberabos gegen die neue Berfaflung wendete, hatte der Herzog 
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von Bictoria feinen Rüdhalt mehr. Er gab demnach am 14. Juli 1856 feine 
Entloffung, und kehrte — 63 Jahre alt — nad Logronno in die Stille bes 
Privatlebens zurück. 

In €. fpiegeln fi die Fehler, aber auch die großen Vorzüge feiner Nation. 
Die Liebe zum Glänzenden, Ehrgeiz jelbft bis zur Eitelkeit, und perfünliche Ge⸗ 
fühle haben ibn mehr als einmal irregeleitet; fein Zurüdfinten in ftarre Ruhe 
und linbeweglichleit wirkte ftörend, und machte ihn nicht felten zum Werkzeuge 
fremden ©etriebes. Uber feine unbeftechliche Liebe zum Vaterlande, feine Kalt- 
blütigleit in Gefahren, feine Ausdauer und Beharrlichleit in ven einmal erfaßten 
Grundſätzen, feine unangefochtene Revlichfeit erheben ihn zu einem ver bedeutendſten 
Charaktere, den das neuere Spanien aufzumeifen bat. Die Geſchichte wird von 
€. rühmen dürfen, daß er zweimal fein Vaterland von den Schreden ver Anar⸗ 
hie befreit, zweimal die Empörung feines Landes in eine volksthümliche Richtung 
—* hat, wenn auch die Formen, in denen dieſes geſchah, der Zeit verfallen 
mußten. — 

Das Hauptwerk, welches den Stoff. zu der voranſtehenden Darſtellung ge⸗ 
liefert bat, iſt: Espartero, historia de su vida militar y politica y de los 
grandes sucesos contemporaneos. Escrita bajo la direccion de D. Jose Segundo 
Florez, tom. I—IV. Madrid, 1843—1845. Daſſelbe leivet zwar an über- 
mäßiger Weitſchweifigkeit, tbeilt aber viele belehrenve Attenftüde mit, und geht 
mit lebendiger Anfchaulichleit in die Parteibewegungen ein. glegter. 


Eugen von Savoyen. 


Dem deutſchen Reiche, nach dem weftphäliichen Frieden entkräftet durch lange 
Kriegsjahre und innere Zerrifienheit, drohte Ende des 17. und Anfangs des 18. Jahr⸗ 
hunderts von Oſten und Weften die Gefahr gänzliher Zertrümmerung. Eugen 
von Savoyen, glei bedeutend als Feldherr wie als Staatsmann, hat fi ven 
Ruhm erworben, dieſe doppelte Gefahr bejeitigt zu haben. 

Geboren zu Paris am 18. Oktober 1663, wurde E., ver jängfte Sohn des 
Herzogs Eugen Mori von Savoyen⸗Carignan, ſchon in frühefter Jugend für ben 
geiftlihen Stand beftimmt. Seinem lebhaften feurigen Geifte ſagte jedoch dieſer Beruf 
nicht zu. Heimlich begann er ſich für den Kriegerftand vorzubereiten, und widmete 
fih den ernfteften angeftrengteften Studien, während feine Altersgenoſſen fih in 
das üppige Hofleben ftärzten. In feinem 19. Lebensjahre erbat fih E. von Lud⸗ 
wig XIV. die Berleihung eines erledigten Dragonerregiments. Mit beleidigendem 
Spotte wies der in der Fülle ver Macht, Schönheit und Jugend glänzende Kö⸗ 
nig die unerwartete Bitte des Heinen Abbe von Savoyen zurüd. So trat €. in 
die Dienfte des veutfchen Kaifers. Beim Entjag von Wien 1683 leiſtete er feine 
erfte Waffenthat. Unter Ludwig von Baden, Karl von Lothringen und Mar Ema⸗ 
nuel von Bayern machte er dann in ben folgenden Feldzügen gegen vie Türken 
feine Schule durch. Das Iahr 1689 rief ihn nad Italien: er follte feinen Better, 
ven Herzog Viktor Amadäus von Sapoyen, zur Alltanz mit dem Kaiſer bewe⸗ 
gen. €, erreichte zwar feinen Zwed, aber der Wankelmuth dieſes ehrgeizigen 
und unverläffigen Yürften ließ dem Kaifer nur geringe Vortheile aus biefem 
Bundniſſe ziehen. Nach oft abgebrochenen und fletS wieder ermeuerten Unterhanb- 
{ungen mit Frankreich erflärte endlich 1696 Biltor Amabäus fi und fein Land 
neutral, 

E. kehrte nach Wien zurüd, nachdem er ein glänzendes Anerbieten Ludwigs, 
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in feanzöfifche Dienfte zu treten, ftolz von fi gewiefen Hatte. Schon 1693 war 
er von Leopold in Anerkennung feiner Verbienfte zum Feldmarſchall ernannt, vom 
Könige von Spanten mit dem goldenen DBließe geſchmückt worben. Nicht lange 
ſollte jevoh €. der Ruhe pflegen dürfen. Sultan Muſtapha II. fammelte ein 
Heer von mehr als 100,000 Dann bei Belgrad, welches fett 1690 wieder dem 
Halbmonde unterworfen war. In feinem Hauptquartier befand fi) ber verbannte 
Graf Toksly, welcher mit ven zahlreichen Unzufrienenen in Ungarn geheime aber 
enge Verbindungen unterhielt. Im ganzen Sande gährte es; ein flegreiches Vorbringen 
des türkiſchen Heeres hätte einen gleichzeitigen gewaltigen Aufſtand der Diagyaren 
in den Karpathen, an ver Theil, an der Donau zur unausbleiblichen Folge haben 
möäflen. Einer folhen Kataſtrophe vorzubeugen, ernannte der Kaiſer — auf ven 
Rath des Grafen Rüdiger Starhemberg — den Prinzen E. zum Oberbefehlshaber 
in Ungarn. Zum erftenmale follte diefer felbftftännig einen Feldzugsplan entwerfen 
und ausführen und unter weldhen Berhältnifien? Mit einem durch das weite Land 
zerfplitterten, verhältnigmäßig ſchwachen Heere — e8 zählte im Ganzen etwa 
45,000 Mann — in einer infurgirten Provinz, gegen einen beinahe dreifach 
überlegenen Feind. Auf VBerftärkungen war nicht zu hoffen; eine verlorene Schladt 
bätte dem Großherrn einen ungehinverten Weg nad Dfen und Wien geöffne. 
Mit Scharfslid erkannte E. augenblidlid den einzigen Ausweg aus biefer gefähr- 
lihen Lage und Tonzentrirte feine ganze Stärke, um im geeigneten Augenblide 
einen entjcheidenden Schlag gegen den Feind ausführen zu können. 

Anfangs Juli 1697 traf Muſtapha bei feinem Heere ein, in venjelben Tagen 
€. bei dem feinigen. Als viefer in feinem gewöhnlichen Anzuge, einem einfachen 
dunkelbraunen Ueberrode, unanfehnlih und anfpruchslos in feiner Haltung zur 
Armee kam, zudten die alten Eifenfreffer fpöttifh die Achfeln und lachten: „Dies 
KRapuzinerlein wird den Türken wohl nicht viel Haare "aus dem Bart raufen.” 
Der Großherr wandte fi erft nach Peterwarbein und zog dann gegen Szegedin. 
Auf dem Marſche dahin holte ihn E. am Nachmittag des 11. September ein. Die 
türkiſche Reiterei hatte bereits die Theiß überfchritten, das Fußvolk ſtand jedoch 
noch diesſeits des Fluſſes. Trotz der Erſchöpfung feines Heeres befahl E. ohne 
Zögern den Angriff. Dieſer raſche Entſchluß entſchied den Ausgang des Feldzuges. 
In wenigen Stunden war die Schlacht gewonnen; der Kampf artete zuletzt in ein 
furchtbares Gemetzel aus, denn, nach E. Schlachtbericht, war der Soldat ſo er⸗ 
grimmt, „daß er faft keinem Quartier gegeben.“ Bon ver Infanterie des Feindes, 
welche in ihrer ganzen Stärke an der Schlacht Theil genommen Hatte, entlamen 
nur 2000 nach dem jenfeitigen Ufer ver Theiß. Bon den Hufaren verfolgt, eilten 
fie ihrem Sultan nad, welcher in vem Kleide eines gemeinen Ianitfcharen nad 
Temesvar und von da nach Adriauopel floh. Unermeßlih war die Beute, gering 
ver Verluft ver Katferlihen. Das war ver Sieg bei Zenta, welder für alle 
Zeiten die Kraft des Halbmondes gebrochen hat. — Den Tag nad der Schladt 
erhielt E. zwei Schreiben des Hoffriegsrathes, in welchen ihm befohlen wurde, 
enbiih einmal mit dem Manoenpriren ein Ende zu machen und ven Feind an: 
zugreifen. In einer kurzen Schlußbemerkung feiner Relation über die Schlacht 
erwähnte der Prinz, daß ihm dieſe Ordres zugekommen feien, und fügte dann 
mit gutmüthiger Ironie bei: „welche aber, gleichwie Zeithero der status rerum 
ein anderes ausſehen befhommen, alfo auch mit diſer meiner Relation Zu ge 
nüegen beantwortet ſeynt.“ 

Bosnien wurde noch von den Kaiſerlichen befegt, dann eilte E. im Triumph 
zuge nach Wien, dem Kaiſer perfünlich das große Siegel des Divans zu über 
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geben, welches am Halſe des bei Zenta gebliebenen Großveziers erbeutet worden 
war. Leopold empfing ven Befleger der Osmanen mit Kälte. Auf Andriugen des 
Feldmarſchalls Kaprora, E.'s Feind, follte dieſer, angeblich wegen Ungehorfams 
gegen die Befehle des Hofkriegsrathes, vor ein Kriegsgericht geftellt werben. In 

ien gährte es auf dieſe Nachricht; noch zur rechten Zeit fam ber geiftig lang⸗ 
ame und finftere Kaifer zu beflerer Einfiht. — E. erhielt auch für ven folgenden 
eldzug wieber ven Oberbefehl in Ungarn, auf ſein ausdrückliches Verlangen mit 
unbejchränfter Mactvolllommenheit. Aber es geſchah nichts von Bedeutung im 
Jahre 1698 : der Schlag bei Zenta hatte die Pforte auf lange Zeit gelähmt. Am 
26. Januar 1699 wurbe der Friede unterzeichnet zu Karlowitz. 

Siebenbürgen, Siavonien, ganz Ungarn bis auf'Temesvar, der größte Theil 
von Kroatien fielen in demfelben dem Katfer zu. Defterreichs Beſitzſtand vermehrte 
fih dadurch um ein ftarkes Dritttheil; von biefem Lage datirt die weltgefchichtliche 
Stellung, welche dieſe Großmacht heute noch einnimmt. Der Friede von Karlowig 
war zunädft E.'s Werl. 

In den nun folgenden zwei Jahren des Friedens begann E. die Errichtung 
feiner 15,000 Bände zählendeg Bibliothel, der berühmten Kupferſtichſammlung, 
ferner eines Münzen» und Antilenläbinets; vie Anlage des berrlihen Parks im 
Belvedere fällt in denfelben Zeitraum. Der Tod König Karls II. von Spanien, 
Ende bes Jahres 1700, entrig den Prinzen ven Beidhäftigungen des Friedens 
und rief ihn aufs neue zu langjähriger und fieggelrönter kriegeriſcher Thätigkeit. 
Längft beſtehenden Erbverträgen gemäß wäre ber zweite Sohn Kaiſer Leopolds, 
Erzherzog Karl, allein zur Thronfolge in Spanten berechtigt geweien. Nah dem 
Zeftamente des kinderlos verftorbenen Königs follte jedoch Ludwigs Enkel, Philipp 
von Bourbon, Erbe der ungeheuren Ländermaſſen in beiven Welttheilen werben. 
Papft Innocenz XIL, deſſen Einfluß den Inhalt des Teftamentes beftinmte,. er- 
kannte Philipp V an. Auch Ludwig XIV. entſchied ſich nach kurzem Beflnnen für 
Annahme des Teftamentes und ließ feinen Enkel im Februar 1701 zu Madrid 
trönen. Die Hauptftabt und ganz Spanien hulvigten jubelnd Philipp V. als König; 
Neapel und Mailand erflärten fi für ihn. Alltanzen mit Churbayern und Chur⸗ 
köln, mit Savoyen, Wolfenbüttel und Mantua fiherten dem Könige von Frank⸗ 
reich ein zahlreiches, Tampfgeübtes Hülfsheer unter bewährten Führern. So fand 
fih der Kaifer mit feinen Anſprüchen allein einer Allianz von halb Europa ger 
genüber. Sein einziger Bundesgenoſſe, Wilhelm III. von Oranten, ſaß krank im 
Haag, wo er fih mehr als König fühlte, denn in feinem Königreiche- England. 
Beide Parteien des Londoner Parlaments waren in friedlichſter Stimmung und 
wollten fih um keinen Preis in die Händel des Kontinents miſchen. 

Böllige Entmuthigung berrichte in Wien. Niemand wagte dem tiefverlepten 
Kaiſer zum Kriege zu rathen gegen den ſtets vom Glück begünftigten franzöftfchen 
Herrſcher. &. allein, im Widerfpruche mit ven Miniftern, ftimmte für den Krieg. 
Immer und immer wiederholt er dem unentichlofien hinbrütenden Leopold: fchimpf- 
lid und unverantwortlid) wäre ed, wolle man ohne. Schwertftreih allen feinen ge- 
‚rechten Anfprücen entfagen. Hieße es nicht alle politische Macht, allen Einfluß des 
deutſchen Kaiſers im deutſchen Reiche mit einem Schlage vernichten, wenn man 
bie Befitergreifung von Mailand und Brüffel durch pie Franzoſen, ein bewaffnetes 
Bundniß deutſcher Neichöftände mit dem Reichsfeinde, in gebuldigem Stillfchweigen 
binnehme? Könne felbft nad dem fchlimmften Ausgange eines Kampfes etwa noch 
Schlinmeres geſchehen? — E.'s Anſicht drang endlich durch. Leopold, nachdem er 
ſich einmal von feinem Betſchemel und ven Einflüſſen feiner Beichtvüter los⸗ 
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gerifſen und für den Krieg entjchieven hatte, ging ohne Zögern umb thatkräftig 
ans Werl. In raſchem Entichluffe verlieh er durch den berühmten Kronenvertrag 
ven Ehurfürften Friedrich Wilhelm von Brandenburg die feit lange erbetene und 
ftet8 verweigerte Königswürde; bafür erhielt er ein ftattliches preußifches Hülfs⸗ 
heer. Markgraf Ludwig von Baden wnrbe zum Kommandirenden am Oberrhein, 
E. zum Oberbefehlshaber in Italien ernannt. Auf dem vritten Kriegsſchauplatze, 
Belgien, follten England und Holland ein Vertheidigungsheer aufſtellen. Dod 
vergebens ımterhandelte im Auftrag Wilhelus Graf Marlborough mit dem eng» 
liſchen Parlamente. Da farb am 6. September 1701 ver vertriebene Jakob IT. 
und Ludwig XIV. beging im übermüthigen Zornesausbrud vie Unvorſichtigkeit, 
deſſen Sohn ala Köntg von Großbritannien und Irland anzuerkennen. Ein Schrei 
ver Wuth tönte durch ganz England; mit beinahe an Einſtimmigkeit grenzender 
Mehrheit bewilligte das neugewählte Barlament alle Mittel zum Kriege dem Koö⸗ 
nige Wilhelm III., der wenige Monate darauf farb. Im Frühjahr erklärte bie 
Königin Anna den Krieg an Frankreich und Marlborougb übernahm den Ober- 
befehl in ven Niederlanden. 

Inzwiſchen hatte E. den Marſchall Gatinat über den Mincio und Oglio 
zurüdgebrängt. Auch der neue Oberbefehlshaber, Marſchall Billeroi, weldhen Lud⸗ 
wig nad Italien ſchickte, vermochte feine Vortheile über €, zu erringen. Ungeachtet 
einer mehr als boppelten Weberlegenheit an Zahl wurde ver tapfere aber unfähige 
Günftling der Frau von Maintenon bei Chiart am 1. September 1701 mit blu⸗ 
tigem Kopfe zurädgeiiefen. Die Angriffe des Feindes waren jedoch nicht das Einzige, 
was E. zu befämpfen hatte. Der nad Rüdiger Starhembergs Tode zum Hof: 
friegsratböpräfindenten ernannte Graf Mannöfeln überließ in unverantwortlicher 
Trägheit und unbegreifliher Gleichgültigkeit die Taiferliche Armee in Italien einem 
fanm glaubbaften Elende. Ungeachtet E.'s unaufbörlider Schreiben und Mahn- 
briefe nach Wien wurden weder Gelver noch Anweifungen, weber Truppenverftär- 
tungen noch Remonten nachgeſchickt, während vie franzöſiſchen Streitkräfte durch 
ununterbrochenen Nachſchub täglich mehr anwuchſen. Im Februar 1702 hatten bie 
Franzoſen überdies das Glück, daß Villeroi bei einem Handſtreich E.'s auf Cre⸗ 
mona in feindliche Gefangenſchaft gerieth und der Herzog von Vendome, ein 
Mann von unzweifelhaft bedeutenden Feldherrngaben an die Spitze des Heeres 
geſtellt wurde. Die beiden Vettern — E.'s und Vendome's Mütter waren Schwe- 
ſtern, Nichten des Kardinals Mazarin — ſchlugen ſich mit wechſelndem Kriegs⸗ 
glücke im Laufe des Sommers herum. Im Dezember wurde E. nach Wien berufen, 
pie Stelle des Hofkriegsrathspräſidenten zu übernehmen. Es war die höchſte Zeit, 
daß eine energifhe Hard die oberfte Leitung des Heerweſens ergriff. Zu all’ ven 
dringenden Arbeiten, welche €. für Berbeiferung der Finanzen, Berflärfung und 
Berpflegung der Armeen in Italien und Deutſchland zu Wien vorfand, gefellten 
fih auch nod die Gefahren eines nenen Aufftandes in Ungarn unter Rakoczy. 
Bergebens eilte E. nad Preßburg and unterhandelte perfönlih mit den Mißver⸗ 
gnügten. Ihre maßlofen Forderungen konnten fhlüßlih nur mit dem Schwerte 
beantwortet werben. . 

Während diefer Zeit hatten die Heere des Kaiſers und feiner Verblinbeten 
nur geringe Fortichritte gemacht. Boufflers hielt ſich in den Nieberlauden glücklich 
gegen Marlborough; Vendome behauptete in Italien ftanbhaft gegen Guido 
Starhemberg das Feld. Der nächſte und gefährlichfte Gegner aber, der kühne, zu 
jedem Wagſtück ſtets bereite Churfürft von Bayem, Mar Emanuel, batte fi 
1703 mit dem Heere des Marſchalls Billard vereinigt, ven Grafen Styrum bei 
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Hochſtadt geſchlagen, Augsburg, Regensburg mit dem zitternden Reichstag und 

aflan weggenommen. Wien lag unbeſchützt vor dem ehrgeizigen Fürſten, ver ſich 
ſchon in dem Traume wiegte, die Krone Böhmens mit dem bayeriſchen Churhute 
zu vereinen. ©. erkannte die volle Gefahr, welche feinem Kaiſer von daher drohte 
und ſuchte mit der Beredtfamkeit der Heberzeugung vem alternden, zaghaften 
Leopold bie Nothwendigkeit zu bemweifen, daß mit Hintanfegung aller anderen 
Rückſichten und vor allen Übrigen Gegnern zuerft der Churfürſt von Bayern ge 
ſchlagen werben mäffe. Zu viefem Behufe müfle Marlborougb ven Rhein aufwärts 
marfdjiren, das Korps des am Oberrhein ſtehenden Markgrafen von Baden ver 
ftärten und mit biefem verbunden fi im gemeinfamen Stoße auf Mar Emanuel’s 
Heer werfen. Marlborougb, mit welchem E. fih im fchriftlihen Verkehr gefett 
batte und veffen kühnem Geiſte ver kühne Plan entſprach, führte Ihn aud im 
tiefften Geheimniffe und auf eigene Berantwortiihleit aus. Am 22. Juli 1704 
vereinigte er ſich mit Markgraf Ludwig bet Geislingen, drang rafch gegen Donau» 
wörth vor und ſchug die bayeriſchen Truppen nad tapferer Gegenwehr auf dem 
Schellenderge. Der Ehurfürft zog ſich nach Augsburg zurück und erhielt dort am 
4. Auguſt 40 Bataillone und 60 Schwadronen franzöfifcher Berftärkungen unter 
Marſchall Tallard. E., der vom Rheine her dieſem gefolgt war, hatte befien 
Bereinigung mit dem Churfürſten nicht zu hindern vermocht. So fließ er nunmehr 
mit feinem Korps zu dem englifchen Felbherrn. Der Markgraf von Baden, ein 
trefflicher Heerführer, aber etwas bedächtig und umſtändlich, ängſtlich für feine 
Wirve beforgt und Heinlichft eiferfächtig auf feinen Raug, übernahm vie Belage⸗ 
rung von Ingolftabt. Und nun binverte Nichts mehr das gemeinfame Hanbeln 
E.'s und Marlboroughs in einer Uebereinftimmung, von welder zwifchen zwei 
een Dat verbündeter Mächte die Kriegsgeſchichte kein ähnliches Beiſpiel aufzu- 
weifen bat. 

Die Schlacht bet Höchſt adt am 13. Anguſt entſchied das Schickſal Mar Ema⸗ 
nuels; in eiliger Flucht verlieh er fein Land. Leopold I. befahl no, Bayern zu be 
jegen und in feinem Namen zu verwalten, dann ftarb er, am 5. Mai 1705. Ihm folgte 
als deutſcher Kaifer fein Ältefter Sohn, Joſeph I., in Allem ver Gegenfat ſeines 
Baters : ein ritterlicher, prunkliebender Fürſt von fenrigem, durchdringendem Geifte, 


“ feiner hohen Würde bewußt, aber auch feiner Pflichten als Herrfcher, feingebilvet, 


ehrgeizig, Traftuch, eine durch und durch warme Natur, deßhalb fromm und bulı- 


ſam, aber alle Einmifchungen ver Hierarchie in die weltliche Politik mit erufter 


Strenge ablehnend. Bis zu feinem leider zu frühen Tode blieb er E.'s unwan⸗ 
delbarer vertranender Freund. Auf feinen Befehl gieng E. 1705 wieder nad) 
Stallen, den neuen Bundesgenoſſen Herzog von Savoyen aus ver Bedrängniß zu 
erretten, in welche ihn Vendomes fiegreiches Vorbringen gebracht hatte. Aber erft 
im Fräbiahre 1706, nachdem Vendome an des bei Ramillies gefchlagenen Bille- 
rot Stelle nad Belgien beorbert worden war, gelang es E. durch ein geniales 
ſtrategiſches Manoeuver Turin zu entfegen und den Marſchall Marfin aufs 
Haupt zu ſchlagen. Der Kriegszug in die Provence uno der Verſuch, Toulon zu 
exobern, ſcheiterten im Sommer 1707 an den kräftigen Maßregeln des Marſchalls 
Tele. Auch auf den übrigen Kriegstheatern, in Ungarn, Spanien, am Oberrhein, 
war das Jahr 1707 für den Raffer nicht glücklich geweſen. Das nad dem Tode 


. des Markgrafen Ludwig von Baden einer gänzlichen Aufldfung entgegengehenbe 


Reichsheer am Oberrheine neu zu organifiren, eilte E. im Frühjahr 1708 nad 
Dentſchland. Rah wenig Wochen konnte ex diefes Korps in georbnetem Zuſtande 
dem zum Oberbefehl berufenen Gharfärften von Hamover übergeben. 
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€. felbft, von einigen Neiterregimentern begleitet, z0g ben Rhein abwärts 
und langte unerwartet bei Marlborough in Brabant an. Bereinigt rüdten nun 
pie Beiden gegen das franzöſiſche Heer, weldes inzwifhen Brügge und Gent, im 
Einverſtändniß mit den Landesbewohnern beinahe ohne Schwertftreih, beſetzt hat- 
‘ten. Zerwürfnifie zwifchen ven Oberbefehlshabern, dem hochmüthigen Herzog von 
Bonrgogne und dem ftörrifhen Vendome binderte ein gemeinfames Handeln ver 
feinvlihen Streitkräfte. Am 11. Juli 1708 erlämpften €. und Marlborougb den 
glänzenden Sieg bei Dudenarbe. Vendome bezog eine fefte Stellung bei Brügge; 
E. und Marlborough wandten ſich gegen Lille, die Feſtung zu belagern, deren 
Kommandant, der greife Marihall Boufflers, am 8. December 1708 nad 
117tägiger ruhmvoller Vertheidigung Tapitulirte. Ludwig XIV. und fein Hof 
zitterten, denn ſchon ftreiften einzelne Reiterabtheilungen der Alliirten bi8 an bie 
Seine. €. und Marlborougb entwarfen bereits für das nächſte Jahr ven Plan zu 
einer Operation nad Paris. Als überdies der hartbedrängte Papſt Clemens XI. 
Anfangs 1709 Frieden mit dem Kaifer ſchloß und Karl als König von Spanien 
anerfannte, begann Ludwig mit den fiegreichen Feldherrn Unterhandlungen. Aber 
bie Bedingungen, welche fie ftellten, waren zu demüthigend; — *8*— brach Lud⸗ 
wig ab, und der Kampf begann aufs Neue. 

E. und Marlborough nahmen Tournay und belagerten Mons. Dieſes zu 
entſetzen, rückte Marſchall Villars heran; am 11. September 1709 kam es bei 
Malplaquet zur Schlacht, der blutigſten des ganzen Krieges. Das franzöſiſche 
Heer wurde zwar geſchlagen, aber ſein Verluſt an Todten und Verwundeten war 
bedentend geringer, als jener der Sieger. Beide Theile waren nun völlig erſchöpft; 
neue Friedensverhandlungen wurden zu Gertruydenburg anfangs 1710 eröffnet. 
Der ftolge Ludwig bequemte ſich, erft ven Beſitzſtand von 1649, fpäter auch nod 
bie Herausgabe des ganzen Elfafles anzubieten; fo fehr war fein Alles bedrohender 
Uebermuth in ven Fundamenten erfchüttert worden. Seine Heere waren aufgerieben, 
Frankreichs Grenzen durchbrochen; bie Bevölkerung des Landes hatte ber lang⸗ 
jährige Krieg decimirt, Handel und Induſtrie für Jahrzehnte vernichtet. Die 
Alltirten begingen den Fehler, dieſes vortheilhafte Anerbieten nicht anzunehmen, 
fie ſetzten maßloſe Forderungen dagegen. In dem kurzen Zeitraum von breizehn 
Fahren ließ das veutfche Reich zweimal die Gelegenheit vorübergeben, Straßburg 
wieder zu gewinnen, im Ryswicker Frieden aus ferviler Unterwürfigkeit für bie 
Interefien dead Haufes Habsburg im Breisgau, zu Gertruydenburg aus Unter- 
ſchätzung der feindlichen und Ueberſchätzung ver eigenen Kraft. 

Der Kongreß zu Gertruydenburg löfte fi) im September 1710 wieder auf. 
€. und Marlborough begannen wieder gegen Billars ihre Operationen — da 
gelangten in England. plöglid die ZTorie and Ruder des Staates. Der Staats- 
fetretär Viscount Bolingbrofe begann nun feinerfeits mit Ludwig zu unterhandeln. 
Unglüdlicherwetfe ftarb wenige Monate fpäter Iofeph I. und durch befien Tot 
fiel die geſammte öſterreichiſche Monarchie an den ſpaniſchen Kronprätendenten, 
Erzherzog Karl, Die Bereinigung beider Kronen auf einem Haupte hätte dem 
Haufe Habsburg ein Europa erprüdendes Uebergewicht verliehen. Dies trieb Eng: 
land um fo mehr zum Frieden, ungeachtet E.'s perjönlicher Bemühungen in Lon- 
don, Der Kongreß zu Utrecht wurbe eröffnet 1712; die englifhen Truppen er- 
bielten ven Befehl, die Feindſeligkeiten einzuftellen. Trotz biefer ungünftigen Ber- 
hältniffe drang ver neue Kaiſer Karl VI. — eigenfinnig und befchräntt, wie fein 
Bater — unaufhörlich in E., gegen Billard vorzurüden. E. gehorchte und wurde 
im Juli 1712 bei Denain geflogen und zum Rüdzug gezwungen. Im Frühjahr 
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1713 ſchloſſen England, die Generalftanten, dann Portugal, Savohen und Preu- 
Ben zu Utrecht Frieden mit Ludwig XIV. Nunmehr ohne alle Bundesgenoſſen 
konnte auch der Katfer damit nicht länger mehr zögern. E. und Billars, die oft- 
maligen Gegner, unterzeichneten ben Frieden zu Raftatt am 6. März 1714. 
Mit Recht konnte Billars nach dem Abſchluſſe des Friedens zu €. fagen: „Wir 
find Freunde; ihre Feinde find in Wien, die meinigen in Verſailles.“ — Im 
September deſſelben Jahres wurbe biefer Friede zu Baden auch auf das deutſche 
Reich ausgedehnt unter Zugrundelegung des Befigftandes vom Ryswicker Frieden. 
Dies war das ganze Ergebniß des 13jährigen fchredlichen Krieges. 

Noch einmal follte E.'s Stegerruhm nach ver Verdunkelung ver legten Un- 
glüdsjahre glänzend wieder aufflammen. Nach ziwanzigmonatlichem Frieden, während 
deſſen er ſich zu Wien der Ordnung des Heeriwefens, der Hebung ver Finanzen, 
der inneren Berwaltung des dur neuen Zuwachs beträchtlich vergrößerten Oeſter⸗ 
reichs mit angeftrengtefter Thätigfeit widmete, rief ihn abermals ein Krieg mit 
ber Pforte an die Spige des Heeres in Ungarn. Am 5. Ang. 1716 erfocht €. 
vor Peterwarbein unter den ungünftigften Verhältniffen einen glänzenden Sieg. 
Die Eroberung von Temesvar, defien Beſitz die Pforte feit 164 Jahren behauptet 
hatte, war die Folge der gewonnenen Schlacht. Wufgelöft flohen die Janitſcharen 
und Spahis über die Save zurück, die Kaiferliden bezogen ausgebehnte Winter: 
gnartiere im Banate. 

” Die Pforte machte umerhörte Anftrengungen für den nächften Feldzug. Aber 
auch von Seite der chriſtlichen Mächte wurde Alles aufgeboten, das Heer zu 
verftärten. Freiwillige firdmten ans allen Ländern Europa’8 herbei, gegen ben 
Erbfeind der Chriftenheit unter dem flegreihen E. zu Tämpfen. Der mit dem 
Kalfer wieder verföhnte Churfürft von Bayern fehidte feine beiden älteften Prin⸗ 
zen und ein anderlefenes Korps von 6000 Mann. Mit 60 Bataillonen und 200 
Schwadronen zog E. Anfangs Iuni Aber die. Donan vor Belgrad. Ende Juli 
begannen die Kaiferlichen vie Feſtung zu beſchießen, deren Beſatzung aus mehr 
denn 30,000 Janitſcharen beftand. Der Großvezir Alt rüdte indeß mit einem 
Heere von 200,000 Dann zum Entfage herbei. In den erften Tagen des Au⸗ 
guftes umringten die Türken E.'s Lager. So fah fi verfelbe nunmehr in feinen 
Linien felbft belagert. Zudem brach die Ruhe in feinem Heere aus und forderte 
täglich zahlreiche Opfer. Ungeachtet feiner unvortheilhaften Stellung und ber mehr 
als dreifachen Uebermacht des Feindes entſchloß fih E., auf vie Tapferkeit feiner 
Truppen verirauend, zur Schlacht. Am 16. Auguft fand fle flatt und endete mit 
einer gänzlichen Niederlage des Großveziers. Am 18. Tapitulirte Belgrad. Der 
Vriede von Baffarowig, 12. Iuli 1718, war ber rühmlichſte und vortheilhafteſte, 
den Defterreih jemals mit der Pforte gefchloffen. Hammer⸗Purgſtall nennt ihn 
ein leuchtenves -Ehrenmal von E.'s Ruhm durch Schwert und Feder. 

Der Sieg bei Belgrad war E.s letzter. Bon da an winmete er fich mit 
Eifer den Geſchäften des Friedens, und fowelt ihm freie Zeit blieb, ven Künften 
und Wiffenfchaften. Zahlreiche Intriguen und Kabalen verbitterten ihm jedoch bie 
legten Jahre feines Lebens. Pfaffen und Höflinge, Generale und Minifter wußten 
nad einander den ſchwachen Kaifer Karl gegen ihn einzunehmen. Unbekümmert 
um al’ viefes Treiben, ging ver große Mann ſeinen geraden Weg fort. Mit 
ſcharfem Geifte erkannte er feine Zeit und bie neue Weltftellung Oeſterreichs. Die 
Grimdung der oſtindiſchen Kompagnie in Oftende 1722 iſt einzig und allein fein 
Berl. Daß Kaifer Karl viefelbe wenige Jahre nachher wieder aufhob, um Eng⸗ 
land und Holland für die pragmatifche Sanktion zu gewinnen, gefhah nur gegen 
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E.'s heftigen Widerſpruch. In richtiger Würdigung der politiſchen Berhälnifie 
bemerfte er damals, daß 200,000 Bajonette und ein gefüllter Schat beſſere Bürg- 
ſchaft gewährten als eine Million Pergamente. Nachdrücklichſt ſprach fi E. gegen 
pie Ginmifhung des Kaiſers in die polnifche Königswahl 1733 aus. Der hiedurch 
entſtehende Krieg mit Frankreich rief ven Tijährigen Feldherrn noch einmal au 
die Spige eined Heeres. Die Jahre 1734 und 1735 verliefen ohne erhebliche 
Waffenthaten, wenn auch Friedrich der Große, der fi) damals mit feinem Vater 
in E.'s Hauptquartier befand, deſſen leuten Feldzug am Rhein als ein Meifter- 
flüd aus ver hohen Schule der Politit und Kriegstunft bezeichnet. Der Wiener 
Friede enbigte dieſen Krieg; deſſen Entwurf war E.'s legte Werk. . 

Am 21. April 1736 wurde ex, vom Schlage gerührt‘, tobt in feinem Bette 
gefunden. Mit dem prachtvollen Geremoniell und ben reihen Ehren, wie fie einem 
Prinzen des Kaiſerhauſes zu Theil werben, ließ ihn ber Kaiſer im Stephansdom 
beftatten. 
€. von Savoyen ift Oefterreihs größter Yelnherr. Er unternahm gern Das 
Kühnfte, aber nie Etwas, deſſen Ausführung feine Kräfte überftieg. Daß er biefe, 
fowie jene feiner Gegner flets richtig zu ſchätzen nnd zu erfennen wußte, feflelte ven 
Sieg dauernd an feine Bahnen und fiherte ihm feine Stelle unter ven bedeu⸗ 
tenpften Heerführern aller Jahrhunderte. Mit prüfendem Scarfblid entwarf €. 
feine Pläne, mit ruhiger Ueberlegung und unbengfamer Feftigleit führte er fie 
aus, mit Kalter Zähigkeit verfolgte er die erfochtenen Vortheile. Wenn auch fpar- 
fam mit feinem Lobe und unerbittlih fireng, wenn es Noth that, war E. im 
höchſten Grade unparteiiſch und belohnte wur das wahre Berbienft; er ſchonte 
feine Truppen und forgte für fle. Der gemeine Soldat liebte ihn wie einen Vater 
und hielt fi unter feiner Währung für unüberwindlich. 

Über nicht als Heerführer allein glänzt E., eben fo groß war er ale Ber- 
walter feiner Armeen. Ihm gebührt das zu wenig anerlannte Berbienft, bie Ber- 
pflegung des kaiſerlichen Heerweſens in jenen geregelten Gang gebracht zu haben, 
worauf die Schlagfertigfeit einer Armee beruht. Wer in E.'s militärtfcher Korre⸗ 
ſpondenz — herausgegeben von F. Heller — deſſen Berichte an ben Keifer, ven 
Hofkriegsrath zc. zu leſen Gelegenheit findet, wird dem großen Manne feine Be- 
wunberung nicht verfagen, fi aber auch dann erſt eine Vorſtellung bilden Können 
von ber neibiichen Selbſtſucht und dem böswilligen Stumpffinn, welche feine rege 
Thatkraft unaufhörlih zu lähmen fuchten. 

Eine der glängenpften Seiten dieſes glänzenden Lebens bleibt aber ftets E.'s 
Berbältnig zu Marlborough. Beide fchienen von der Natur geichaffen, fi 
gegenfeitig ergänzen zu follen. Jeder von ihnen befaß, was dem andern fehlte: 
Beiden gemein war das Genie und das Glück. Marlborough, eine zugleich ſchöne 
und würdevolle Erſcheinung, begabt mit vollendeter Gewandtheit in Rede und 
Schrift, vom ſchrankenloſeſten Ehrgeize befeelt, verwegen bis zur Unbefonuenbeit, 
gewiffenlos jedes Mittel anwendend, wenn es nur zum Ziele führte, E. dagegen 
äußerlich unfcheinbar und ohne Würde, mit fteifen faft pedautiſchen Formen, ver- 
legen in der Rebe, hart und ceremontds in der Schrift, aber. in all’ feinem Thun 
gewifienhaft genau bis zur Aengſtlichkeit, ausbauernd und zäh, fein Ziel Har und 
unverrädt im Ange haltend, unerfchätterlich, unermüdlich. Kein häßlider Zug be 
fledt &.’8 Charakter, während egoiftifche Ruhmſucht, wwerfättliche Geldgier und 
politiſche Grundſatzloſigkeit das Bild des berühmten engliſchen Feldherrn und 
Staatsmaunes verzerren und entſtellen. In ausdauernder Anhänglichleit unterhielt 
E. mit Marlborough auch nach deſſem unerwarteten und jähen Sturze einen freund⸗ 
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Inaftlichen Briefwechſel. Aber auch mit Leibnitz, dri bon Baden, Montesquien, 
Bilara und andern bedentenden Zeitgenofien ſtand E. bis ans Lebensende in 
brieflihen Verkehr. 

Berbeirathet war er niemals, aber mehr als — — Beziehungen 
verbanden ihn eine Reihe von Jahren hindurch mit der geiſtreichen Gräfin Eleonore 
Strattmann⸗Batthyany. 

Was E. in ſeinem langen, thaten⸗ und ehrenreichen Leben geleiſtet, leiſtete 
er nur dem Staate; an ben eigenen Vortheil hat ex niemals gedacht. „Defterreich 
über Alles!” war fein Wahlfprud. Drei Kaifern Hat ex gevient; fein Berhältnig 
zu ihnen, wie ihre Charaktere bezeichnete er fcharf und richtig, wenn er fagt: 
„Leopold I. war mein Vater, Iojeph I. mein brüderlicher Freund, Karl VI. mein 
geftrenger Herr.“ 

Im Gedächtniß von Defterreihs Heer wird E.'s Namen für inımer mit 
gleicher Friſche fortleben. Das Dragonerregiment, zu deſſen Oberftinhaber er im 
Jahre 1683 ernannt wurde, führt jeinen Namen noch heute und foll ihn auf 
enge Zeiten fortführen. Das deuntſche Boll, deſſen damals gefährlichſte Feinde, 

Ludwig XIV. und den Halbmond, €.’8 Heldenarm beftegte, bewahrt ihm ebenfalls 
ein banfbares Angedenken. Alt mub jung, vornehm und niedrig fingen noch immer 
das Vollslied: Prinz Eugenius, ver edle Ritter. 

Literatur. Außer ver oben angeführten militärifchen Korrefponbenz von 
5. Heller, Wien, Gerold 1848, zwei Bände, welche leiver nur bis Ende Auguft 
1705 reicht, ift noch zu nennen: Hormanr’s üfterreichifcher Plutarch III. Banh. 
Histoire du prince Eugine, 5 vol. Amsterdam 1750. Mailaths Geſchichte Un⸗ 
- garns, und verfchievene Jahrgänge ver öſterreichiſchen Militärzeitichrift, emplich eine 
Heine aber gut gefchriebene Monographie: Prinz Eugen von Savoyen von I. H. 
Hennes, Mainz 1856. Soeben wirb der erfte, bis 1707 veihende Band von 
Alfr. Arneth' 3 „Prinz Eugen von Savoyen“ (Wien 1858) angekündigt. — 
Kauslers Leben des Prinzen Engen von Savoyen, Freiburg im Breiögau 1839, 
2 Bände, iſt ohne Zweifel ein fehr ſchätzbares mit lobenswürbigem Fleiße und 
größter Gewiſſenhaftigkeit verfaßtes Werk, verbient aber in vieler Beziehung 
wenig Glaubwürdigkeit, da es fi hauptfächlih auf die von Sartori heraus⸗ 
gegebenen „hinterlaſſenen Schriften des Prinzen Eugen von Savoyen“ (Stuttgart 
und Tübingen 1811—1821 in 7 Abth.) fügt. Dur die mehrmals erwähnte 
Militärifce Korrefpondenz von %. Heller ift nämlich bis zur Evidenz nachgewiefen, 
daß die von Sartori herausgegebenen 584 angeblichen Briefe des Prinzen Eugen 
ſaäͤmmtlich falſch und nachgeahmt find. Freiherr von Hormayr und andere Gelehrte 
hatten fchon früher gegründete Zweifel gegen bie Aeththeit dieſes Machwerks 
erhoben. 8. Hörmann. 


Europa. 


Schon von alter Zeit her iſt Europa als ein einheitlicher geographiſcher 
Begriff anerkannt. Zu einem politifhen Begriffe aber wird Europa erſi all- 
mählig in „unferer Zeit, ſeitdem eine gemeinfame Civiliſation die europäifchen 
Bölfer einigt und die Weltpolitit ihnen gemeinfame Aufgaben ftellt. Diefe euro⸗ 
paifche Gemeinſchaft in ihren Gründen und in ihrer Entwidlung umfaſſend dar⸗ 
zuftellen,, ift innerhalb ver engen Grenzen eines einzelnen Artikels nicht möglich. 
Wir mäflen und daher darauf befchränten, einige hauptſächlich ftatiftiiche Angaben 
bier aufzunehmen, welche ala Grundlage weiterer dem Leſer zu überlaſſender Er⸗ 
wäguugen dienen können. 
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I. Geographiſches. Der Flähenraum Europas nimmt nicht einmal 8 
Brocent ver feften Erboberflähe ein, während auf Aften 32, auf Amerika über 
30 und auf Afrifa über 22 Procent fallen. Aber fo Mein vie räumliche Aus— 
dehnung ift, mit 180,288 Quadratmeilen, fo zeigt doch bie reiche Glieberung 
feines Innern und die mannigfaltigfte Ausbildung feiner- Küften, daß viefer Heine 
Welttheil von der Natur darauf angelegt fei, vie hervorragenpfte Stellung in ver 
- Zeitung der irdiſchen Gefchichte zu übernehmen. Die Küften Europas werden auf 
4300 Meilen ohne die Infeln gerechnet, während auf Aften und Amerika, deren 
Flächenraum viermal größer ift als der europälfhe, nur 7700 und 9400 Meilen 
Küfte gezählt werben. Der Bau ver zahlreihen und hiſtoriſch höchſt bebentfamen 
Halbinjeln im Süvden und Weften von Europa und bie Lage ber britiſchen In⸗ 
feln erhöht dieſe Vorzüge in erheblichen Grabe, und regt den Unternefmungs- 
geift der europäiſchen Küftenbewohger unaufhoörlich an. 

Nicht minder rei find die Stromgebiete Europas und auf das glücklichſte 
mit den Meeren verbunden. Die vielen und großen Stäbte an diefen Strömen 
veranfchaulichen ihre Bedeutung lebhaft. In allen diefen Beziehungen ift aber 
wieder der Süden und Welten von Europa vor dem Norven und Öfen bevor⸗ 
zugt. Die letzteren viel weniger entwickelten Theile find mit Aften verbunden, bie 
erftern dem Mittelmeer und dem atlantifhen Dcean zugewendet. An ven reich 
geglieverten Küften des mittellänvifchen Meeres nahm bie europälfche Geſchichte 
thren Anfang und wurden die erften großen Yortjchritte europäiſcher Civiliſation 
gemacht. Nachdem vie griechiſche Halbinfel vorausgegangen, verfuchte Rom von 
ber italiſchen aus die Weltherrihaft zu begründen. Seitdem ift Europa felbft 
größer geworden und das europätiche Leben, nicht mehr in ben engen Rahmen 
der Küften eines Binnenmeeres eingefchloffen, wenbet fi von ven Ufern des 
Deeand aus nad allen Küften aller Welttheile. 

Nächſt ven Küften find für vie politiicde Entwicklung die Gebirge von 
größter Bedeutung. Wie auf dem Meer lernt auch im Gebirg der Menſch feine 
Kräfte kennen und Üben, und während fein Gemüth im Anblid der großen Natur 
gehoben wird, gewinnt fein Geift an Selbſtſtändigkeit und freiheit. Zu- 
glei fördert das Gebirg die Stärke und Feſtigkeit des Charakters und ergänzt 
fo in ruhiger Weife die Beweglichkeit des Küftenlebens, Der Süven und zum 
Theil die Mitte Europas iſt nun wieder auf's reichſte durch Gebirgserhebungen 
gegliebert und von da aus nehmen zugleich die großen Flüſſe ihren Urfprung. 

Eben fo günftig find die klimatiſchen Verhältniſſe. Zwiſchen dem 36. und 
72.0 der nörblihen Breite gelegen, ift Europa der einzige Welttheil, ver faft 
ganz innerhalb ver gemäßigten Zone liegt, und hinwieder find innerhalb Europas 
die weftlichen und ſüdlichen Theile günftiger bedacht als vie nordöſtlichen. In jenen 
mit dem Meere in näherer Verbindung ftehenven Ländern find die Gegenfäge ver 
höchſten Wärme und Kälte glücklich gemilvert, im biefen mehr kontinentafen Rei⸗ 
hen find dieſe Gegenfäge ſchroffer und bauernder. Sogar die Unregelmäßigkeit 
der Niederfchläge von Regen und Schnee im Gegenfag zu ver gleichmäßigen 
Trockenheit oder Näffe in andern Welttbeilen und die Veränverlichleit der plötzlich 
wechſelnden Winpfträmungen in Europa im Unterfchleb zu den regelmäßigen Paffat- 
winden ver heißen Zone fcheinen wiever dazu beftimmt, das europälfche Leben 
auf das mannigfaltigfte anzuregen. 

IL Bevölkerung. Die gegenwärtige Bevöllerung Europas wird von Neben 
auf 266, von Berghaus auf 296 Millionen geſchätzt; fie tft beinahe Gmal fo 
groß als die afrikaniſche Bevölkerung mit 46 Millionen und faft Smal fo zahl⸗ 
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reich als die amerikaniſche mit 56 Millionen, und beträgt mehr als ein Drittheil 
ver Bevölkerung des Smal größeren Aflen mit 763 Millionen. In Weſteuropa 
ift der Durchſchnitt der Bendlkerung meiftens 2000 Seelen auf die Quadratmeile; 
nur im Often (ruffifcdes Reich) vermindert fie fih etwa auf 600 Seelen. Als 
große Anotenpunfte der Bevölkerung haben wir 39 europälfche Städte mit mehr 
als 100,000 Einwohnern, und zwei Hauptſtädte mit einer Bevölkerung über eine, 
bie eine derjelben fogar über zwei Millionen. Auch in biefer Beziehung übertrifft 
pie ftäptiiche Kultur des Weſtens wieder bei weitem vie des Oſtens von Europa. 

Der Abſtammung nad gehört faft bie ganze europätfche Bevölkerung zu der 
arifhen (indogermaniſchen) Völkerfamilie. Zu ver ſemitiſchen Familie gehören 
nur etwa britibalb Millionen, meiftens Juden, die aber bei ihrer äußeren Zer- 
fireuung und innern, Berbindung und um ihrer Geſchäftsgewandtheit willen eine 
viel größere Bedeutung haben, als aus dem Zahlenverhäftniß zu ſchließen ift. Zu 
ven nichtarifchen Völlern gehören ferner ebenfalls ungefähr 21/, Millionen Turko⸗ 
tartaren in der europätfchen Türkei, etwa 6 Millionen Ungarn, die indeſſen an 
ber politiſchen Eiviltfation der arifhen Bölfer ihren Antheil haben, und etwas 
über 2 Millionen Finnen im Norden. 

Die arifch-europätichen Völker zerfallen wieder in drei Sauptmaffen: 1) bie 
romanifhen, 2) die germanifchen, 3) die flavifhen Bölker, und unter 
diefen find offenbar die romaniſchen und germanifhen fammt ihren Mifchungen 
die hiſtoriſch entſcheidenden. Der Süden und Weften Europas gehört ihnen an. 
Im Often breitet ſich vie ſlaviſche Maſſe ans. Die in älterer Zeit ebenfalls große 
und weit ausgenehnte keltiſche Volkerfamilie hat faft nur als Stoff gebient für 
bie zomanifche und germaniſche Givilifation und Staatenbilvung, und bat, ob⸗ 
wohl auch jegt noch über 12 Millionen Europäer in keltiſcher Sprache reden, 
doch nirgends einen felbfiftändigen Keltenftaat in Europa behaupten können. Die 
Romanen nehmen die ſüdlichen Halbinfeln von Europa ein; urſprünglich war 
Italien der Hauptfig ihrer Kultur und ihrer Macht, gegenwärtig finden fie in 
Halten nur noch einen religiöfen Gentralpunft, in allen übrigen Beziehungen ift 
Franfrei der romaniſche Hauptſtaat und Paris wichtiger als Rom geworben. An 
Bevolkerungszahl bilden fle den ftärkften Beſtandtheil ver europälfchen Bevölkerung, 
ungefähr 82 Millionen. Auf etwa 70 Milltonen werben die germanifchen Böller 
geſchätzt. Ste nehmen vorzugsweiſe die Mitte Europas, die britiſche Halbinfel 
und ven ſtandinaviſchen Norden ein. Im Mittelalter waren die Deutſchen das 
mädhtigfte Bolt in Europa, heutzutage haben vie Engländer ſich die größte Weli⸗ 
macht erworben. (Vgl. Artikel: Germanifche und romaniſche Volker.) Während bie 
Germanen und Romanen in verjchievene Staaten getheilt find, giebt es gegen- 
wärtig nur Ein großes Slavenre ich, im Often Europas ausgebreitet, ſeitdem ver 
frühere Dualismus der Polen und ver Ruffen in der neuen Einheit aufgelöft . 
worden iſt. Die übrigen flaviichen Völkerſchaften find in vie germanifchen Reiche, 
vorzäglih in Defterreih, weniger in Preußen eingefügt, und nur im Süden, 
vorzüglich in Serbien, zeigen ſich Verſuche einer neuen ſlaviſchen Staatenbildung. 

Wenn Indeflen die enropäifhen Völker fo nad Raſſen und Nationen unter- 
ſchieden werben, fo darf man fidh diefe Gegenſätze nicht rein vorftellen. Sie ſind 
allenthalben durch Miſchungen theils getrübt, theils verbunden. Bei allen ethno- 
graphiſchen Unterfuhungen nämlich find drei Hauptmomente zu erwägen: bie 
phyfiſche Abflammung, das Blut, als das erfte und zunächſt entſcheidende, fo- 
dann vie Fortbildung und Ummanblung durch bie Sprade und das Recht. 
Die Fortpflanzung des Blutes erhält den natürlichen Zufammenhang, ber Fort⸗ 
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ſchritt der Civiliſation in Sprade und Net bringt Umgeftaltungen aud in ben 
Nationen hervor. Nicht immer treffen die Gemeinſchaft des Blutes, der Sprade 
und bes Rechts zufammen, häufig trennen und durchkreuzen fte ſich und hinwieder 
treten manntgfaltige Miſchungen ein, welche neue Modifikationen hervorbringen. 
So wird mit der Zeit die Blutsgemeinfchaft vergeflen, wenn vie Sprade bie 
Brüder Eines Stammes trennt ober die Verfaſſung und Rechtsbildung fie ent- 
fremdet. Die romanifhen Franken haben ſich fo von den germaniſchen Fraubken, 
als Franzoſen von den Deutfchen gefchieven, und fogar vie deutſchen Schweizer 
oder Eljäfler theilwelfe von ven ſprachverwandten Deutſchen als Ausländer und 
Fremde fidh getrennt. Ebenfo wachſen allmählig einanver fremde Nationen durch die 
Sprache oder felbft durch das Recht zu Einem Boll zufammen. So find keltiſche 
Sallier, römiſche Koloniften und germanifche Eroberer zu dem Einen Volk ber 
romanifchen Franzofen zuſammengewachſen; fo tft in England bie britifche halbroma⸗ 
nifirte Urbevöllerung mit ven angelfähflihen Einwanverern und dem normannifchen 
Lehensgefolge zu dem Einen Voll ver germanifchen Engländer verbunden worben; 
fo aber find auf die noch in Blut und Sprache getrennten Waliſer, Gälen, Iren 
durch die Stantöverfaflung zu Englänvern, Bretonen und Basken zu Franzoſen, 
Czechen, Moraver, Kroaten, Rutbenen u. f. f. zu Oeſterreichern geworden. So 
lange dieſe Abaͤnderungs⸗ und Mifchungsverhältniffe nicht mitberlidfichtigt werben, 
find feine richtigen Schlüffe über ven Charakter und bie eigenthämliche Art ver 
Bölfer möglich. 

Gerade bie beventenbften europätfchen Volker haben derartige Miſchungen und 
Veränderungen am meiflen erfahren. Wir laſſen es babingeftellt fein, ob urfprüng- 
li der Süden Europas eine ſchwarze, ver Norden eine gelbe finniſche Bevöl⸗ 
ferung gehabt habe, über welche fih dann erft kaukaſiſche Völker verbreitet und 
welche fie theild durch Miſchung umgewandelt, theils verbrängt haben. Wir er- 
inuern nur beiläufig an bie biftorifch befannteren Miſchungen der Hellenen mit 
den Urbewohnern von Griechenland und an das Völlkerkonglomerat in Italien, 
welches in der römifchen Nationalität eine neue Einheit fand. Aber ganz offenbar 
find in den heutigen Völkern vergleichen Mifchungen überall nachzuweiſen. Die 
romanifchen Völker find alle ans Mifchungen verſchiedener Natiomalelemente ent- 
landen und unter ben germanifchen Bälfern iſt das Engliſche .in den höhern 
Schichten fo ſtark mit romaniſchen und in ven unter fo breit mit keltiſchen Ele⸗ 
menten gemifht, daß man foger bie Zweifel derer begreift, welche Bebenten 
haben, es ohne weiters der germanifchen Böllerfamilie beizuzählen Auch das 
deutſche Blut bat erhebliche Zufläffe von keltiſchem, romanifchem und vorzüglich 
von ſlaviſchem Blut empfangen, jenes mehr im Welten und Süpen, viefes mehr 
im Norden und Often. Was aber die Slanen wieder für Mifchungen fogar mit 
finniſchen, tartariſchen, mongolifhen Raflen im Lauf ver Jahrhunderte erfahren 
haben, läßt fi) eher vermuthen, als genauer nachweifen. In allen diefen Mifchungs- 
fällen fommt es darauf an, zu ermitteln, welches der verfchiebenen Elemente bem 
neuen Boll, fei es in Charakter over Geift, das entſcheidende Gepräge verliehen 
babe: und darnach find dann vie Mifchvölfer ver einen ober ber andern Bölfer: 
familie zuzufchreiben; die andern Elemente baben dann nur bie Bedeutung von 
untergeorbneten Beftanbtheilen, welche Modifikationen hervorbringen und Lieber 
gänge vermitteln. 

Im großen Zufammenhang ver Geſchichte betrachtet, darf man wohl ben 
Grundcharakter ver heutigen europäifchen Benällerung romano»germaniic heißen, 
in ähnlicher Weiſe wie wir die Gloiltfation des alt⸗römiſchen Weltreihes ale gräco- 
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romaniſch bezeichnen. Auf der VBerbinpung jener. beiven verwandten Völler, bie 
ſich wechfeljeitig ergänzen und durch ihren Wetteifer fteigern, beruht wohl auch 
ade Zukunft Europas und jeder große Fortfhritt der Civilifation in der Welt. 
Wie fie feit anderthalb Jahrtauſenden in Europa herricht, jo herrſcht fie auch in 
Amerika ſeitdem dieſer Welttheil angefangen bat, an ber Weltgeſchichte Theil zu 
nehmen. Der romaniſche Beſtandtheil ericheint uns wichtiger, wenn wir auf bie 
Bergangenheit ſehen, deren Kultur er zunäcft hervorgebracht und überliefert bat, 
ber germanifche mächtiger, wenn wir auf bie noch frifche Energie feines Charal- 
ters achten, der noch große Dinge auch in der Zukunft vorgat. Meben biefen bei- 
den Elementen zeigt ſich kein drittes, das wir als ebenbärtig und ebenjo beventenb 
anerlennen könnten, und wir wüßten auch nicht, woher ein nenes noch kommen 
follte, Alle andern Völker können wohl einiges beitragen zu biefer Geſammtent⸗ 
widiung; aber fie werden von ben romano-germantjchen doch mehr zu empfangen 
als ihnen zu geben haben. 

III Religton. In religiöfer Beziehung bekennt fi faft ganz Europa zum 
Chriſtenthum. Nur ein ganz geringer und allmählig verſchwindender Bruchtheil 
der europäifchen VBendlferung, nicht viel über eine halbe Million Seelen, vor- 
zäglich im ruſſiſchen Reiche, hält noch an den alten nationalen heidniſchen Ge- 
bräucen feft, bat aber für das europäiſche Kulturleben feine Bebeutung. Die. 
mofaifche Religion ift ausschließlich auf den femitifhen Stamm ber Juden be- 
ſchränkt und bat keinerlei Ausficht, ſich auszudehnen. In der Türkei und in Ruf- 
land bat der Islam noch einige Verbreitung; die mohammedaniſche Bevdl- 
ferung wird auf etwas über 5 Millionen berechnet, tft aber augenfcheinlich feit 
einem Jahrhunderte in der Abnahme begriffen und nähert fich in ihren Öffentlichen 
Einrichtungen und Anfhanungen ven Ehriften. Auch in diefer Beziehung ift das 
eigentliche romano⸗germaniſche Europa faft ganz frei von jenen nicht⸗chriſtlichen 
Religionen, wird aber daneben theilmeife von philoſophiſchen Weltanſchauungen 
bewegt, welche ihren Frieden mit dem Chriſtenthum nod nicht abgefchloffen haben. 
(Bgl. den Art. Chriſtenthum.) 

Die enropätfchen Ehriften zerfallen aber hinwieder mit Rückſicht auf verſchie⸗ 
denes Bekenntniß umd Kirchenverfaffung in drei große Gruppen. Faſt ausſchließlich 
dem Oſten und Südoſten gehört die griechifche Komfefflon an, welcher vorzuge- 
weife die ſlaviſchen Völker huldigen. Ste zählt beinahe 67 Millionen (in Ruß» 
land allein über 50 Millionen, in ver Türkei etwas über 10 Millionen) Belenner, 
und umfaßt ungefähr 1/, ver europäiſchen Gefammtbendlkerung , freilich. ven am 
wenigften in ber Civilifation fortgefhrittenen Theil derſelben. Sie ift bie rufflfche 
Staatsreligion und ihr Protektorat ift ein hergebrachter Grundſatz der ruffifchen 
Politit. Nicht ohne Anftrengung konnen bie Türkei und felbft Defterreih mit Be⸗ 
zug auf die religidfen Sympathieen und Antipathieen ihrer griechiſchen Beoällerung 
die ruſſiſchen Einfläffe abweiſen; fie können es nur dann mit fidherm Erfolge, 
wenn fie felber möglihft wenig religiöſe Politit treiben und bie modernen 
Sivilifationselemente auch in ver Bevolkerung fördern, und dadurch biefelbe für 
ihre "eigene Politik zu gewinnen verftehen. 

Um weiteften verbreitet tft die römifch-katholtfche Kirche. Ste umfaft 
beinahe 134 Millionen, alfo ungefähr vie Hälfte ver emropälfchen Geſammtbevbl⸗ 
terung. Sie Tann vorzugsweife als die Religion ver romaniſchen Bölter be 
trachtet werben; denn in den romaniſchen Ländern (in den italieniſchen Staaten, 
in Spanien, Portugal und in Frankreich) iſt der Katholicismus entweder aus⸗ 
jhließlih anerlannte Staatereligion ober wirb doch von ter weit überwiegenben 
Mehrheit der Bevölterung belanut. In dieſer kirchlichen Beziehung iR Rom noch 
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heute die Hauptſtadt ber katholiſchen Chriftenheit. Ueberdem Hat vie katholiſche 
Religion auch unter der germanifchen Bendlterung noch eine fefte und ausgebrei⸗ 
tete Wirkſamkeit. Beinahe 3/, ver öfterreichifchen Gefammtbevälterung und nahezu 
bie Hälfte der deutſchen Voöolker bekennen fi zu ihr. Wie an Zahl der Bevöl⸗ 
ferung und an Autorität ber frühern Jahrhunderte, fo tft vie katholiſche Kirche 
durch ihre großartige, die verfhienenen Nationen zufammenfaflende Organifation 
ben. verfchtenenen proteftantifchen und evangeliſchen Kirchen überlegen. Aber hin⸗ 
wieder haben dieſe den großen Borzug, daß fie weſentlich ein Erzengniß ver 
germanifhen Bertiefung und Denffreiheit zugleih find und daher auch leichter 
mit der Bewegung ber fortſchreitenden Geſchichte ſich befreunden. In der 
germanifchen Bevölkerung Europas bat der Broteftantismus (dad Wort im 
weiteften Sinne gefaßt) immerhin ein fo entfchievenes Uebergewicht, daß aus biefer 
Thatfache ver Schluß gezogen werden muß, die Germanen finden in ber Altern 
katholiſchen Kirche, wie fle aus dem Mittelalter überliefert worden, keine hin- 
reichende Befrtebigung und bevürfen einer freieren Darftellung aud des religiöfen 
Lebens. Beinahe 60 Millionen Europäer bekennen fi) zn ber neueren Geftaltung, 
und unter biefen über 24 Millionen Deutihe, etwa 20 Millionen Engländer 
und zwar der politifch entſcheidende Theil der englifhen Bevolkerung, umb. ber 
ganze ſkandinaviſche Norden. Außerdem haben doch auch Frankreich, Oeſterreich 
und Rußland anfehnlihe Bruchtheile von proteftantifher Vevöllerung in fid. 
Dieſes Verhältniß erhält dadurch noch ein größeres Gewicht, daß das mächtigfte 
Bolt Amerika's wieder ein vorzugsweife proteftantifches Gepräge bat. 

IV. Kultur. Duch zwei Dinge vorzüglich zeichnet ſich vie enropäiſche 
Wiſſenſchaft und Literatur vor jeder aflatifchen aus, einmal durch ihre Bielfeitig- 
feit und fobann durch ihre energifche Geiftesfreiheit. Die romanifche und bie ger: 
maniſche Literatur haben fich alle Geiſtesſchätze aller Bölfer und aller Zeiten ange: 
eignet, und theilen dieſe Schäge hinwieder mit ihren eigenen Geifteserrungenfchaften 
der ganzen gebilveten Welt mit. In biefer Beziehung find die Romanen wieber 
borausgegangen, und lange Zeit war bie lateiniſche Sprache vie gebilvete Welt⸗ 
ſprache. Zu ihrer vollen Freiheit ift aber die europätiche Wiffenfchaft erft gelangt, 
fettvem bie Germanen viefelbe von ver kirchlichen Bevormundung emancipirt haben. 

Für die allgemeine Kulturverbreitung in Europa geben die ftatiftifhen An- 
gaben über vie Schulanftalten Zeugniß. In mehreren europälfchen Staaten ift 
ber Grundſatz, daß alle Kinder die erforverlihe Schulbilvung erhalten follen, be 
reits durchgeführt, fo voraus in den deutſchen Staaten und in der Schweiz, wo 
durchfchnittlih auf 6—7 Seelen ein Schulkind gerechnet wird; in andern Staaten, 
wie in Frankreich, in England und in ben nicht⸗deutſchen Ländern von Defter: 
reich, hat man ſich doch diefem Princip fehr angenäbert und es fteht auch bier 
bie Durchführung deſſelben in Ausſicht. Zuräd fteht vorzüglich noch ber romani- 
ſche und erkluſtv⸗kathoͤliſche Süden und ber flavifche und griechiſche Oſten. Wie 
die Bolksſchule in den höher civiliſtrten romano⸗germaniſchen Ländern in der That 
fih über alles Volt ausvehnt, und im ber ärmflen Hütte ihre Lichter anzündet, 
fo find dieſelben Staaten aud an höheren und oberften Lehranftalten ſehr reich. 
Man zählt ungefähr 100 Univerfitäten mit mehr als 100,000 Stuventen. Schon 
wenn bie Zahlen in Betracht kommen, mehr aber noch, wenn ber wiflenfchaftliche 
Geiſt gefhägt wird, nimmt Deutſchland mit feinen 21 Univerfitäten bier die 
erfte Stelle ein. 

V. Handel. ‚Um einen Begriff zu geben von ber riefenhaften Bewegung 
bes enropätfchen Handels, wollen wir vorerfi aus v. Redens ſtatiſtiſcher Ueber: 

ſicht (Dentſchland und Europa 1854) einen Auszug mittheilen: 
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4623 Europa. 
Diefe Zahlen mögen zum Theil unfider und zum Theil ungenügend fein, 


Seitdem jene Tabelle verfertigt worden, hat fich die Handelsbewegung wieder 


verändert und iſt offenbar ſehr erheblich geſtiegen. Auch wird nicht forgfältig genug 
zwiſchen europäifchen Binnenhandel und Außenhandel (Einfuhr-, Ausfuhr- und 
Zwiſchenhandel) unterſchieden. Da bie Tabellen lediglich auf die Zollregifter der 
Einzelftanten gegründet find, fo erfheint der Binnenhanvel der Einzelländer in 
denfelben gar nit, und der in Anſatz gebrachte Außenhandel derſelben kommt, 
wenn man Europa als Einheit faßt, in der Zufammenzählung theilmeife mehr: 
fach in Rechnung. Über trogvem tft doch in dieſen Zahlen die enorme Thätigkeit 
ber Europäer und unter dieſen wieder die Ueberlegenhett der romano-germanifchen 
Böller, ganz befonvers aber die Ueberlegenheit der Germanen unwiderleglich aus- 
efprohen. Der engliſche Handel allein beträgt über 30 Procent des enropälfchen 
Oelammntbandels, aber auch der deutſche (ohne Defterreidh) faſt 22 Procent, (der 
Handel der deutfchen Hanfeftäbte 12,46 Proc., der des deutſchen Zollvereins 9,54), 
mit Defterreih über 26 Proc. veflelben, und der Handel der vorzugsweife ger- 
maniſchen Länder (England, Deutſchland, Holland, Schweiz, ver ſtandinaviſchen 
Staaten) zufammen über 66 Proc., alfo zwei Drittheile des Ganzen; während 
unter den romaniſchen Ländern nur Frankreich mit Aber 14 Proc. und Belgien 
mit 3,53 Proc. von Bedeutung find. 

Zu demſelben Reſultate führt vie Bergleihung der Handelsflotte; nur tritt 
bier vie Ueberlegenheit Englands noch frappanter hervor. Schon im Jahr 1851 
zählte man über 34,000 englifche Hanvelsjchiffe mit 4,424,392 Millionen Tonnen 
Gehalt, und 1852 in Frankreich noch nicht 1500 Schiffe mit ungefähr 721,427 
Tonnen Gehalt. Auch bier erfcheint die deutſche Handelsflotte von 1853 mit 4503 
Schiffen mit 499,338 Laften zu 4000 Pfo. (ungefähr voppelte Tonnenlaft) be- 
kt als die franzöftfche, aber vtel geringer als die englifche. (Bgl. d. Urt. 

(otte.) 

VI Berfaffungszuftände Während des Mittelalterd wurden ernftliche 
Verſuche zu einer gemeinfamen ftaatlihen Organifation von Europa gemadt. Das 
auf die Germanen (zuerft die Franken, dann die Deutfchen) übergegangene römi- 
ſche Kaiſerthum war die einheitliche Inftitution, an welche ſich eine völlerrechtliche 
Seftaltung Europas anſchließen konnte. Inveflen dachte man während des Mittel» 
alters weniger an eine politifche Organifation ver europätfchen Dienfchheit, als 
vielmehr an das Reich der abendländiſchen Ehriftenheit, und e8 war bie Einigung 
im Recht doch bei weitem ſchwächer als vie religiöfe Berbindung. 

Die neuere Zeit bat den Verſuch gemadt, in föperaliftifcher Weiſe durch 
Berbindung von fünf Großmächten neue Garantien für den völkerrechtlichen 
Frieden zu gewinnen. Zu einer feften Organifation viefes völkerrechtlichen europäi⸗ 
Shen Inftitutes, zu einer nähern Abgrenzung und Ausbildung ihrer Kompetenz 
und zu wahrhaft gemeinfamen politiſchen Operationen ift es indeflen noch nicht 
nen, ebenſowenig zu feften Grundſätzen über vie erforberlihe Zuziehung und 

itwirkung der minder mädtigen Staaten. Es läßt fi höchſtens behaupten, daß 
erfte, zum Theil noch inftinktive Verſuche einer politifchen Organifation Europas 
gemacht worden find. Den Nationalitäten nad find drei von biefen Großmächten 
germanifch (England, Defterreih und Preußen), eine romaniſch (Frankreich) und 
eine ſlaviſch (Rußland). Die beiden deutſchen Mächte find ausſchließlich europätfch 
fontinental, obwohl die Kultur und der Handel ihrer Völker auch außer Europa 
roße Bedentung haben. Rußland iſt zugleich europälfche und aflattfche Großmacht, 
raukreich bat um feiner KRolonieen und feiner Kriegöflotte willen auch eine be> 
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dentſame aufßerenropätfde Stellung und England iſt im hoͤchſten Grade Weltmacht. 
Bon den 182,288,2, Quadratmeilen Europas nehmen vie Länder der fünf Groß⸗ 
mädte 133,099, Quadratmeilen ein, nämlid 1) Großbritannien 5749,94, 
2) Branfreih 9619,99, 3) Oeſterreich 12,120,5,, 4) Rußland 100,429,46 
5) Preußen 5103,,3 Quadratmeilen; und von 266,543,000 Seelen in Europa 
gehören 178,863,706 thren Gebieten an: 1) Großbritannien 27,758,266 Einw., 

2) Frankreich 35,781,628 Einw., 3) Oeſterreich 38,088,400 Einw., 4) Rufland 
60,300,000 Einw,, 6) Breußen 16,935,420 Einw, Dazı tommen an außer 
europäifchen Beflgungen 1) auf England in Aflen 63,860 Quadratmeilen mit 
159,550,000 Einw., in Afrika 6489 Quadratmeilen mit 780,000 Einw., in 
Amerila 66,121 Ouabratmeilen mit 3,700,000 Einw., in Auſtralien 21,387 
Duadratmeilen mit 850,000 Einw., zufammen 157,857,;, Quadratmeilen außer: 
europäifche Beflgungen mit 164,850,000 Einw.; 2) auf Rußland in Afien 
247,786,45 Duadratmellen mit 5, 200, 000 Einw., in Amerita 27,247,33 Quadrat⸗ 
meilen mit 60,000 Einw., zufommen 247,983 51 uadraimeilen mit 5,260,000 
Einw.; 3) auf Frankreich in Aſien 6,3, Quadratmeilen mit 179,000 Einw, ‚in 
Afrika 10,202,95 Duadratmeilen mit 3,820,000 Einw., in, Amerika 1889,2, 
Quadratm. mit 270,000 Einw., zufammen 12,097 Quadratm. mit 4,269,000 
Einw. Auf die übrigen europätfhen Staaten außer den fünf Großmächten kom⸗ 
men folgende Antheile an Flächenraum und Beoiterung: 


Europäifche Außereuropälfche 
Staaten. — ——— — — 


[IM. Bevölkerung. (PR. Bevölkerung. 


Ä 6, Türfi . .. . . . - 1 9472,74 | 15,500,900 | 76,539,,, | 21,100,000 | 


| 7) Spanien . 20200. | 892467 | 14,216,219 | 6246,97 4,700,000 
| 8) Beide Silin . | 24044 | 8,804,890 — 
J9) Sardinien . 11375.21 4,930,000 — — | 
10, Schweden und Norivegen . . . 114154,97 | 4,772,273 0,25 10,000 
(Davon Rorwegen . .. . 1 5142,,5 | 1,400,000) — — 
11 1121387.31 4,559,452 — — | 
12) Belgien . 536,5, | 4,426,241 — — | 
13) Bud = 2 20.173914 | 3,473,758 | 18,640,,, | 2,690,000 
14) Riederlande - > = 2. | 670,96 | 3,305,680 | 1169,55 | 16,868,000 
15) Kicchenftaat 774,90 | 2,893,742 — — 
18) Dänemart mit Hofftein und Sauenburg) | 2956,28 | 2306. 0001 226,0, 60,000 
17) Schweizerijche Eipgenoffeniäaft . I 754,501 2,390,116 — — 
18) Sachſen 1 274,87 | 1,987,832 _ — 
19) Hannover . 700,,8\ 1,819,253 — — 
20) Toskana (mit Lucca) 0.20.81 40044 | 1,796,078 — — 
21) Württemberg . 0. . 1 354,98 | 1,733,269 — — 
22) Baden . . 20.1 278,94 | 1,356,943 — — 
23) Griechenland 1 805,58 | 995,866 — — 
* FA a Heffen 00h 15295 | 854,314 — — 
oſtenthum Heſſenn.127173,75 155,288 _ — 
3 Boten 20.1] 1002| 58615 — _ 
27) ——— .. 0240,31 542,763 — — 
28) Parma > 20.1 Mio 494,737 — — 
29 ) aflau . . . . . . 86,55 429,060 — — 


30, Oben 2 ee N 285,226 
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Dazu kommen noch 24 Staaten mit weniger als 200,000 Seelen, worunter 
21 deutſche Bunbesftanten und nur 3 außerdeutſche (Montenegro, joniſche Infeln 
und San Marino). Die beiden kleinſten europäifhen Staaten find die Republil 
San Marina mit 1,25 Quabratmeilen und 80,000 Einw. und das Fürſtenthum 
Schtenftein mit 2,99 Quadratm. und 7000 Einw. (Siehe v. Reden, a. a. O. 

.18 u. 19.) . 

Während wir in Afien einen theokratiſchen Zug aud in dem politifchen 
Bildungen wahrnehmen, fo hat im Gegentheile die europäifche Berfaſſungsbildung 
ein en iſchieden menſchliches Gepräge. Die obrigkeitliche Macht iſt daher in 
Europa ermäßigt durch nationale und menſchliche Geſetze. Europa erträgt wohl 
eine große Dtannigfattigteit ber Staatsformen, nur die Theofratie erträgt es nicht. 
Die ganze europäiſche Gefchichte und vie geiftige Selbftftänpigfeit ver europäifchen 
Bildung haben den Glauben daran gründlich zerſtört und laſſen die Fiktion der⸗ 
felben nicht mehr aufkommen. Ueberwiegenp zeigt fi ein monarchiſcher Zug in 
den europäifchen Berfaffungen. Die fünf europälfchen Großmächte find ſämmtlich 
Monardieen und unter den 54 europätfchen Staaten haben 47 monarchiſche Ber: 
foflung; von den 7 Republiken bat eine einzige, die Schweiz, vie freilich ſelbſt 
wieder aus 24 Hleineren Republiken zufammengefegt ift, eine unabhängige euro- 
päifhe Stellung. Dem romano-germanifhen Charakter Europas aber entfpridt 
offenbar bie repräſentative Geftalt ver monarchiſchen Verfaſſung, welche den ver- 
fhievenen Beftandtheilen der Nation einen beredtigten Einfluß fichert, beſſer als 
die abfolute, mit welcher fich Leichter flavifche Vöolker befreunden; die Germanen 
insbefondere haſſen den Staat, wenn er ihnen nicht zugleich perfönliche und poll: 
tiſche Freiheit verbürgt. 

VII. Finanzen und Kriegsmacht der europäiſchen Staaten. Wir 
theilen vorerſt aus Redens ſtatiſtiſchen Zuſammenſtellungen in veränderter Ord⸗ 
nung und im Auszug einige Ueberſichten über die finanziellen und militäriſchen 
Kräfte ber europäiſchen Mächte mit. 


1. Staates Einnahmen. 





Ä 
| 
| 
| 


| S| _ 5, 5, 5, 
Europäifche | Ditelte 5 | Indirelte  & | Gefamnt | 5 
Domänen | 3 2 2 3 | 

Staaten. Hi Steuern. | „| Steuern. I > | Einnahme. | > 
 Thlr.Ert. | $, S S S| 
. ® ® ‘ | 








| 
1) Großbritannieni 9,030,40010,33] 58,752,00012,121283,281,200]10,211361,474,400113,0 
2) Defterreich 22,750,00010,59] 59,305,86911,53] 73,150,0001 1,881164,951,0001 4,26 


3) Breußen 39,437,09812,33) 22,518,69711,33] 28,073,922] 1,661100,131,667} 5,56 
4) Uebrige deutfche | 

Bundesftanten | 47,675,784 20,747,0691 : | 33,985,094 111,145,115 i 
5) Schweden 3,754,28611,111 8,257,14312,44] 3,455,468] 1,025 16,143,429| 4,78 
6) Norwegen 529,50010,37 34,79910,24| 3,434,510] 2,45] 4,841,600| 3,45) 
7) Niederlande 1,641,57710,56| 10,608,83513,641 19,240,988] 6,61| 40,574,147113,95! 
8), Dänemarf 1,265,476[0,68| 2,896,313|1,561 6,591,3901 3,571 18,547,596]10,00| 
19) Schweiz 2,169,282]0,91| (nur in den J— | 1,466,667] 0,61] 9,321,867| 3,49 


Kantonen.) 





German. Staaten] 128,253,453 183,120,725 452,679,239 827,130,821 
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j10) Frankreich 
111) Spanien 


181,271,08115,07| 410,888,673111,48) 
24,791,30011,74] 104,206,192] 9,86| 
12,825,00011,451 33,201,000| 3,77] 
21,266,700|4,318 31,404,226| 6,37] 
9,415,733|2,14] 33,600,573| 7,62! 
8,373,900]2,311 19,239,084| 5,54 
9,614,00913,32] 16,110,327| 5,571 
3,401,550[0,43| 7,944,075]| 4,43 

793,78411,35l 2,239,618] 3,821 
1,323,480|2,681 2,546,0681 5,14 
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| 14) Belgien 
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273,076,537 661,378,836 



















0) Rußland 
1) Türfel 
22) Griechenland 


22,989,30613,68| 31,678,81010,52] 36,274,70050,60| 296,958,816 
13,548,488|1,29] 14,780,60011,41] 14,534,25711,38] 45,019,247 
789,99810,781 1,957,04651,985  1,170,10351,17 4,266,174 





| Ofenanitumelun 21.205 1,83]413,261,44911,551778,357,66442,92 ana] 6,90) 


Il. Staat : Ausgaben. 


| Europäifche Staaten. 


Gefammts 
Ausgabe. 


Auf die 





Hu 
Regentn und 
ihre Familie. 


4) Großbritannien 


2) Deſterreich 
3; Preußen 


4) Uebrige deutiche 
Bundesftaaten 


5) Schweden 
6) Norwegen 


7) Niederlande 


8, Dänemart 
9), Schweiz 


| Germaniſche Staaten 


10) Frankreich 
11) Spanien 


12) Beide Sicillen 


13) Sardinien 


4,556,000 
4,175,000 
2,573,099 


1,877,812 
446,194 
151,300 
452,800 
532,270 

13,920 


20,578,395 





7,162,182 
3,353,957 
2,451,000 
1,384,530 


112,743,606 
60,200,000 
27,106,453 


17,242,185 
4,750,646 
1,705,151 
9,086,580 
2,898,161 

385,588 


236,918,170 


114,827,608 
25,769,946 

- 11,970,000 
9,709,000 


47,950,000 
10,678,800 


1,523,488 
207,228 
499,290 

20,473,476 

3,246,384 

185,791 


283,204,457 





107,331,060 
15,106,726 
6,965,400 
9,602,866 


Dlantſchli un Brater, Deutſches GStaats⸗MWörterbuch. III. 


367,102,658 
179,550,000 
100,271,767 


105,390,438 
16,085,714 
4,841,600 
39.668.154 | 
15.819.377 
9.451.734 


838,181,404 


409,951.481 
104,422,678 
36,400,000 | 
34,846,000 | 
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Europäifche Staaten. 


_ Yür bie Xandheer | guf die. 


Regenten und und 
ihre Familie. | Kriegäflotte. Staatsſchulden. 















































14) Belgien 735,800 8,841,866 9,648,715 32,660,232 
15) SBortugal 959,340 5,991,810 6,747,900 19,524,540 
16) Kirchenftaat 797,500 2,181,743 6,264,000 18,714,308 
17) Tosfana 621,900 1,716,660 1,012,500 8,333,438 | 
18) Modena 184,884 455,666 300,066 2,321,683 | 
19) Parma 404,453 2,536,815 


439,778 | 339,017 














Romanifhe Staaten 18,090,85 1 182,803,316 163,383,686 609,711,175 


| 20) Rußland 11,588,500 f 104,992,000 36,113,000 297,350,130 | 
21) Türfet 5,136,192 22,632,800 4,597,352 46,250,962 | 
22) Griechenland 241,000 1,492,025 1,158,511 4,677,348 | 


Sefmntäuen | 56,265,738 —J | 498,995,006 | 1,861,432,173 


III. Landheere und Kriegsflotten in Europa. *) 
er Mandbeerr — | —Kiotte  — 
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Staaten. Friedens⸗ 


Kriege: | Ausgaben Des Ausgaben. JKano⸗ 
up. 


fuß. Thlr. Ert. 9 | mannung. nen. 


% 
- — 
——— VE (EEE us. Se 


1) Deutſche 1,13 
Etaaten | 820,708] 27|1.180,603|102,168,997]1,41 
37 


2) Oefterreih | 530,000] 1, — 57,750,000 1,48 


















10,200 I 2,979,977 
7,900 | 2,450,000 






































‚17 
| 3) Preußen | ' 129,832 3 428,102] 27,176,476]1,61 1,810 529,977 
’ 7 - 
| 4) Bayern 53,400 95,0001 5,738,28411,26 — — 
| 5) Brit. Reih | 102,28313,07]| — | 63,955,061]2,30|(48-)50,000| 42,501,352]15,891 
6) Schweiz 72,00013,011 108,000 385,58810,16 — — — 
7) Riederlandel 56,703] 1,71 — 5,886,40011,78 
8) Schweden 41,097|1,221 — 3,863,617|1,13 
Hy Norwegen | 14,3241l11,02] — 1,149,880]0,80 
110) Dänemart 25,03011,051 — 2,096,25610,78 



















11, Krantreich 
12) Spanien 





82,236,26711,95 31,060,267 
19,738,25812,29 9,500 6,032,521 
8,711,500]1,32 2,500 597,600 
8,584,00011,76 138,400 
2,181,74310,76 — — 


42,500 





































17) Rußland | ec 1,5 — 76,424,810f1,26] 50,600 | 28,567,000 
118) Türkei 138,6801 1,320 — 20,323, 22511,041 34,000 | 2,309,469 


| Geimt.&uropa]2,231,085| 1 1416,431,523] 269,357 1124,054,7921 


*) Anm. d. Red. Neuere und ausführlichere Angaben über Landheer und Flotte finden fih 
theils in den Art. Heerverfaffung und Slotte, theils in den Artikeln über bie betr. Cinzelſtaaten. 
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Dieſe letztern Ueberſichten ſtimmen mit den früheren Betrachtungen inſofern 
zuſammen, als das Uebergewicht der romano⸗germaniſchen Staaten, und unter 
dieſen wieder der germaniſchen von Neuem anſchaulich wird. In finanzieller Be- 
ziehung erſcheinen England und Frankreich als die mächtigften, und bie Steuer- 
froft ihrer Bevölkerung als die ergiebigfte; in militärifcher behaupten die deutſchen 
Staaten die erfte Stellung. Die deutſchen Heere find auch im Bergleih mit dem 
franzöfifhen und ruſſiſchen fo aufßerorbentli zahlreich, daß bamit die verhältniß- 
mäßig geringe Betheiligung Deutfchlands an den politiſchen Geſchicken ver Welt 
Schwer zu reimen tft und unwilllürlih fi die Frage aufbrängt, vb bie deutſchen 
Staaten nicht mächtiger wären, wenn, fie weniger Soldaten Hätten und mehr 
politifhes Leben entwidelten. Das Beifpiel Englands, welches die größte Welt- 
macht ift, obwohl es die kleinſte Landarmee unter allen Großmächten bat, bürfte 
bafür fpreden. Binntlan. 


Gvangelifche Kirche, |. Proteftantifhe Kirche. 
Expropriation. 


Bei dieſem Worte denken Alle daran, daß Jemand wider ſeinen eigenen, 
aber um des allgemeinen Beſten Willen und gegen Entſchädigung von ſeinem 
Eigenthum ablaſſen muß. Nicht den Umſtand, daß Jemand von feinem Eigen⸗ 
thume abläßt, oder daß er um des allgemeinen Beſten willen und gegen Ent⸗ 
ſchädigung davon abläßt, ſondern allein das, daß er ablaſſen muß, denkt man 
als das Entſcheidende, Eigenthümliche der Erpropriation. Darum denn auch 
„Zwangsabtreung“, „Zwangsveräußerung“ unter den Namen, und etwas 
„Zwangsweiſes“ überall in den Definitionen von Erpropriation. Nun fann und 
will auch nicht in Abrede geftellt werben, daß jenes Müſſen weſentlich mit zur 
Erpropriation gehöre. Allein wenn von den hundert Grunpbefigern, welde von 
ber Eifenbahnbaufommiffion zur Abtretung von Grundſtücken aufgeforvert find, neun- 
undneungzig dieſes gütlich thun: ift das auch Erpropriation? Man fagt nein 1); 
man hält das für einen gewöhnlichen Berfauf oder irgend ein namenlofes, jeden- 
falls aber freiwilliges Geſchäft, wenn fie gleich ſämmtlich in ver Lage find, ab- 
treten zu müflen, b. 5. gezwungen werben Können abzutreten, falls fie das nicht 
gutwillig thäten. Erft bei dem Hunbertften, welchem — weil er fi aus was 
immer für einem Grunde gütlichen Austrags entichlägt — der Proreß gemacht 
werden muß, erft bei ihm foll die Erpropriation ftattfinden. Alfo nicht ſchon jenes 
allgemeinere Müffen, nicht der Umſtand, daß berjenige, welcher abtritt, zur Ab» 
tretung verpflichtet ift, fol die Erpropriation ausmachen, fondern erft der Um— 
ftand, daß bie Abtretung erfolgt, nachdem über vie Abtretungspfliht anminiftrativ 
oder richterlih erkannt ift; fei es, daß nach dieſem Erkenntniß freiwillig ober 
zwangsweife abgetreten wird 2), Das nun aber ift ohne Zweifel falſch. In, allen 
Fällen, wo bie Abtretung von Eigenthbum im öffentlichen Intereffe gegen Schadlos⸗ 
haltung auf Grund einer hiezu beſtehenden rechtlichen Verpflichtung erfolgt, haben 


1) Bol. Treichler, über zwangsweiſe Abtretung von Eigenthum und anderen Rechten 
d. X11 ©. 124 oben. 

2) Mittermaier, Rotteck-Welcker'ſches Staatslexikon, 1. Auf. Bd. VII ©. 16: „Ge 

jwungene igenihumsabtretung . . . ift derjenige Akt, wodurd der Gigenthümer . .. . ges 

nötbiget wird“ ꝛc. ’ 
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wir Erproprtation; und es kann juriftifch betrachtet Leinen Unterfchien machen, ob 
ber Berpflichtete feiner Berpflihtung freiwillig oder auf ein Erkenntniß, ober gar 
erft auf Erelution bin folgt. Wohl aber liegt gerade darin, daß der Wbtretenve 
zu biefer feiner Abtretung verpflichtet ift, und daß er hiezu ohne eigenes Hinzu⸗ 
thun — SKontralt oder Delikt — verpflichtet iſt, der Schwerpunft und das all- 
gemeine Wefen der Erpropriation. 

Fragt man nun aber nah Grund und Art viefer Verpflichtung, fo läßt 
fi) vornherein zwar ein ganz allgemeines, aber nur negatives Kriterium auf- 
ftellen: daß fle nämlich, wie ſchon erwähnt, ohne Willen oder Schuld des Ber- 
pflichteten da iſt. Ihr pofitiver Grund dagegen Tann fich verfchienen geftalten. 
Bor allem fo, vaß fie durch Kein Geſetz begründet ift, fondern jedesmal erſt durch 
einen Befehl von Seite der Staatsgewalt begründet wird. Ihr letter und tieffter 
Grund ift bier die Verfaſſung des Staates, in deſſen Erekutive unter anderem 
das Recht und die Macht auch viefes Befehles Liegt; die Abtretungspflicht iſt dann 
nur Pflicht des Gehorfams gegen verfafiungsmäßige Befehle ver Obrigkeit, offen- 
bar alfo Bürgerpflicht, eine publiciftifche, feine privatrechtliche Verpflichtung. Es 
ift auffallend, daß über das römiſche Erpropriationswefen fo gut wie gar nichts 
befannt ift, wiewohl auch zu den römifchen Straßen und Aquädukten Grundabtre- 
tungen nöthig gewefen fein müfjen. Bis hierüber einmal Aufſchluß ertheilt fein 
wird, darf man wohl vermutbhen, daß das Erpropriationsrecdht in republifanifcher 
Zeit am wenigften auf Gefegen, fondern im Imperium oder in der Poteſtas ber 
höheren Magiftrate berubte, ungefähr wie das Befteuerungsredt. Das dominium 
eminens, aus welchem man bei uns das Recht der Landeshoheit zu Erpropria- 
tionen hberleitete, tft auch nichts anderes, ald eine privatrechtliche Beſchönigung 

‚einer Ähnlichen öffentlichen Gewalt. — Sofort aber Tann bie Wbtretungspflicht 
gefeglich ausgefprohen fein, und das tft in unferen Tagen Regel. Freilich in 
fehr verfchienenem Umfange. Da giebt e8 Länder, in denen dies nur ganz allge- 
mein etwa fo ver Fall ift, daß es heißt: „Wenn es das Befte erheifcht, muß 
ein Mitglied des Staates gegen eine angemeilene Schabloshaltung (felbft) Das 
(volfländige) Eigenthum einer Sache abtreten” (öfter. bürg. Geſetzb. $. 365). 
Das andere Ertrem findet fi da, wo zu jeder einzelnen Abtretung over doch zu 
jedem Fall von Abtretungen immer wieder von neuem ein Gefeg nothwendig iſt 3). 
In Mitte liegen diejenigen Gefege, in denen das allgemeine Beſte näher be= 
fiimmt %, oder gar auf beftimmte Fälle eingefchräntt ift 5). Wie weit ober eng 
nun aber demnach die Wbtretungspflicht begrenzt fein möge, fo bleibt fie audh fo 
Bürgerpflicht. Forderungsberechtigt ift immer nur ber Staat, oder doch nur eine 
Gemeinde, und felbft fie nicht etwa in Vertretung ihres Vermögens, fo daß ihre 
Forderung in ihrem Vermögen (pecunia publica) und aljo Vermögensrecht, mit- 
hin doch Privatreht wäre; ſondern lediglich Traft des Gefeßes und um des all- 
gemeinen Beſten willen. Ob ver Staat, die Gemeinde das Unternehmen felbft 
ausführe, oder Privaten als Koncefflonäre an ihre Stelle treten Iafle, kann hierin 


3) So nad der Derfaffung des Kantons Aargau vom 5. Januar 1841 $. 18 und in dem 
Gefepe von Genf vom 12, Februar 1834. Dann in England, Yrankreih, Nordamerika wenig- 
ſtens bei wichtigeren Unternehmungen. Vgl. Treidhler, a. a. O. S. 149. Aber auch in 
Defterreich kommen nebftdem daß das Erpropriationdrecht allgemein fanktionirt ift, Sperialgefepe 
vor (Stubenraud, das bürg. Deiche. zu 8. 365). ' 

% 3.8. badifches Belek vom 28. Auguft 1835 88. 1, 2. 

6) 3.8. bayeriſches Beleg vom 17. November 1837 Art. 1. Bol. das Sachſen⸗meiningiſche 
Grundgeleb vom 23. Auguſt 1829. 
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nichts ändern. IR das Dafein einer Verpflichtung zur — Grundlage für 
den Begriff ver Expropriation, fo liegt in der Publicität dieſer Verpflichtung ein 
Kriterium deſſelben. Es ift darum falſch, 3. B. die blos quaſikontraktliche Ber- 
pflihtung zur Einräumung gewiffer Nothwege in ihn hereinzuziehen. 

Das allgemeine Befte (utilitas publica) iſt natürlih ein fehr vehnbarer 
Begriff. Gleihwohl Halten die Erpropriationsgefege, wo fie fi konkreter aus- 
brüden, eine ziemlich gemeinfchaftliche Grenze ein. Borzugsweife ſchweben ihnen 
öffentliche „Unternehmungen“ (opera), darunter Bauten von Land⸗ und Wafler- 
firaßen, Kirchen, Spitälern, Feftungen zc. vor. Aber warum follte man barunter 
nicht allenfalls auch die Befreiung ver Bauerngüter von ihren grundherrlichen 
Laften, die Ausbeſſerung ver Staatsfinanzen und die Milverung ber Hungersnoth 
zählen? warum alfo nicht auch Ablöſung jener Laften, Zwangsanlehen und ge- 
dungen Getreiveverläufe unter vie Erpropriationsfälle? Und Tiegt nicht auch 
bier Abtretungspfliht und Entſchädigung vor? Allerdings. Indeſſen iſt doch eini- 
ger Unterfchied zwiſchen hier und dort. Bor allem tft es nicht überall bier ber 
Staat, ober die Gemeinde, an welche gegeben werben foll; bei ver Ablöfung 
wenigftens und dem Getreideverkauf fteht Privatinterefle im Vordergrund. Durch» 
greifenver aber und wichtiger ift das, daß überall bier zwar entſchädigt wird, 
dagegen volle Entſchädigung mit nichten in Zweck und Anlage dieſer Fälle 
liegt; daß der Drang der bier maßgebenven Umſtände vielmehr ftets oder oft auf 
das Gegentheil, d. i. auf nicht volle Entſchädigung hinarbeitet. Man möchte 
auch ſagen, daß es ſich überall hier mehr um die gemeine Noth als den ge⸗ 
meinen Nutzen handle, und daß eben um deßwillen hier mehr blos eine beſt⸗ 
mögliche, dort eine abſolut volle Entſchädigung erwartet werben könne. Zu dieſem 
mehr wirthſchaftlichen und materiellen Motive der Unterſcheidung kommt noch ein 
mehr juriſtiſches, formelles. Wo blos ver gemeine Nutzen ober gar nur der ge⸗ 
meine Turus in Frage fteht, hat der Abtretungsproceß weniger Eile. Werm es an 
fi wünjchenswerth ift, daß das Eigenthum nur innerhalb der durch Recht und 
Gefeg begründeten Berpflihtung dem äffentlicden Interefie weiche, und gegen 
Uebergriffe in der Ausübung des Exrpropriationsrechtes alle möglihen Garantien 
beftehen, fo kann e8 für dieſe pa, wo ber gemeine Nugen in Frage fteht, nie- 
mals an Zeit für Garantie fehlen; dagegen wohl manchmal in jenen anderen 
Füllen. Hiernach giebt es innerhalb der Bälle, in denen man überall von Er- 
propriation reden könnte, Unterſchiede, von denen Jurisprudenz und Öefeßgebung 
unmöglich Umgang nehmen können, und denen benn auch lettere mehr ober 
weniger unbemußt gefolgt find (ugl. Mittermater, a. a. O. ©. 28 Nr. VI. 
So befteht auch eine unverfennbare Neigung, das Wort Erpropriation auf dies 
jenigen Fälle einzufchränfen, in denen vie Verpflichtung zur Eigentbumsabtretung 
nur um des gemeinen Nutzens willen, und darum nur gegen volle Entſchädi⸗ 
gung befteht; und gewiß wäre es gut, dabei zu verharren. Wendet man bas 

ort auch auf Abtretung in Nothſtänden an, und wo von feiner vollen Ent- 
ſchädigung mehr die Rebe fein kann, jo wird man am Ende auch biejenigen Fälle 
zur „Expropriation“ berbeiziehen, in denen gar feine Entſchädigung gereicht zu 
werben braucht. Unter dieſe gehört dann vor allem die Steuerpflicht. Aber es ift 
Hear, daß dieſe Dinge auseinander gehalten werben müflen; und bazu find eigene 
Namen nothwendig. 

Denkt man fi die Expropriation nun in biefem eben bemerkten engften 
Sinne, fo find es von felbft folgende Punkte, um die fi Jurisprudenz und 
Geſetzgebung bewegen müſſen ober Tünnen; 
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Was (im Gegenſatze zu gemeiner Noth) gemeiner Nutzen ſei, und was für 
ein gemeiner Nutzen derart fein könne, daß er Abtretung des Eigenthums er: 
heiſcht; 

was alles für Eigenthum zur Abtretung gelangen könne; 

worin die volle Entſchädigung beftehe, und weldhes Berfahren zur Erwir- 
tung fomohl der Abtretung al8 der Entſchädigung einzufchlagen fei. 

1) Was nun den gemeinen Nuten anlangt, um befientwillen erpropriirt wer⸗ 
den fol, fo verfteht ſich ſchon aus dieſem Worte, daß bloßes Privatintereffe — 
felbft das des Negenten — zur Erpropriation nicht hinreicht. Iene Fälle des 
römifchen Rechts, in denen Wegrechte zu Gräbern, ober wegen Verſchüttung zc. 
Öffentlicher Straßen eingeräumt, ober bes wäürttembergifchen Rechts, in denen 
Bauplätze veräußert werden müſſen, zählen wir auch barum nit in unfern 
engeren Erpropriationsbegriff. Anderfeits braucht ver Nuten, um ein gemeiner 
zu fein, nicht gerade dem Staatsganzen zuzulommen; ja nicht einmal einem poli- 
tiſch abgegrenzten Theile deſſelben (Gemeinde); er mag fi aud in dem unbe- 
ftimmteren Raume ver bürgerlichen Geſellſchaft verlieren. Was ferner den gemeinen 
Nutzen anlangt, fo verfteht fih von ſelbſt, daß wenn in einem Lande feinet- 
balben die Erpropriationspflicht allgemein, ohne Beſtimmung und Einfchränfung 
auf einzelne Fälle, anerkannt ift, viefelbe Erpropriationspflicht mehr noch wegen 
gemeiner Noth befteht; ein bloßes öffentliches Bergnügen dagegen ift in dem 
Wohl oder Beften nicht mitinbegriffen (Ralefja, Dr. Franz, einige Betrachtun⸗ 
gen über Expr.; Zeitfchr. f. öſterr. Nechtsgelehrf. 1846. II. ©. 247); ein, wo 
möglich verfaffungsmäßiger Abſchluß ver Erpropriationspflict gegen bloßes Ber- 
gnügen ift wünſchenswerth. Bon bloßem Vergnügen ift natürlid ein Nutzen, ver 
zugleich Vergnügen darbietet, zu unterſcheiden; und was ver Gefunpheit nüßt, 
nügt au dem Vermögen. — Ob die Erpropriationspfliät nur allgemein an vie 
Borausfegung ded gemeinen Nutens gebunden, oder ob viefer in den Erpropria- 
tionsgejegen zergliedert, und alfo vie Erpropriationspflicht auf die einzelnen ge: 
nannten Fälle oder Gattungen des gemeinen. Nutzens eingeſchränkt werben folle: 
das ift eine Frage, die da nit auftauchen Tann, wo die Erpropriationspflicht 
jedesmal erft durch ein fpecielles Geſetz 6), oder ſchon durch einen obrigkeitlichen 
Befehl begründet werben kann oder muß. Nur wo fie gefeglih zum Voraus und 
allgemein begründet werden foll, if jene Frage möglich. 

Aber ſelbſt hier muß wiener vorher gefragt werben, was vie Geſetze Des 
Staates überhaupt für eine Kraft und Bebeutung haben. Iſt die Erelutive zu- 
gleich Gefetgeberin, fo kommt weniger darauf an, daß fie fich gefeglich einſchränke; 
fann fie ja doch in jedem Augenblid ihre Mäßigung aufgeben, und ihre Begriffe 
ausdehnen. Über freilich bat die Frage nicht blos eine politiiche, fondern and) eine 
adminiftrative und richterlihe VBereutung. Nur ihre politifhe Bedeutung ift in 
autofratifhen Staaten unerheblich; daß vagegen ber ausführende Beamte, infon- 
derheit eine nievere Behörde, ſowie bei allenfallfiger Kompetenz in Erpropriatiens- 
ftreitigleiten das Gericht eine bindendere Norm babe, hier und dort gleich erbeb- 
lich. Politifh wichtig kann die Frage erft in Tonftitutionellen Staaten werden, 
wo die gejegliche Feſtſtellung ver einzelnen Erpropriationsfälle zur Einfchränkung 
der Erefutive in ſelbſtftändiger Anftrebung des gemeinen Nutzens wird. Bedenkt 
man nun aber, daß dieſer bier auf Koften des Privatrechts erzielt werben foll, 
daß nichts mehr von gemeinem Nuten iſt, als das Privatredht mit allen mög» 


6) Dies fordert Häberlin im Archiv für cio, Pr. Bd. 39 ©. 168, 
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then Garantieen zu umgeben, und daß gefesliche Abhilfe für neu auftauchenbe 
Bebürfniffe nicht abgefchnitten iſt: jo wird man doch wohl lieber für Feftftellung 
der einzelnen Fälle fimmen. AU’ viefe Berlegenheit wilrde freilich wegfallen, wenn 
man nad dem Vorſchlage Treichler’s beftimmen wollte, daß bie Exekutiver zu 
allen denjenigen Unternehmungen erproprliren dürfe, zu welchen fie gefeglich, direkt 
oder indirekt, verpflichtet fei. Allein fo gewöhnlich es in Eonftitutionellen Staaten 
ift, die Erekutive zu gewiflen Unternehmungen, des dazu nöthigen Geldaufwandes 
halber, zu ermädtigen, fo wenig feheint es in das Bereich ver Geſetzgebung 
zu gehören, viefelbe zu folhen zu verpflichten. Wollte man aber das Erpro- 
priationsrecht auf diejenigen Unternehmungen einſchränken, zu welchen die Regie— 
rung gefeglich ermächtigt wird, fo würde das, der vorkommenden Feineren Unter- 
nehmungen wegen, jene viel mehr hemmen und bräden, als eine geſetzliche 
Feſtſtellung ver einzelnen Fälle. 

2) Unter dem Eigenthum, das abgetreten werben fol, kann nur Grund⸗ 
eigenthum gedacht werben; jedoch mit Einfchluß alles deſſen, was an Rechten und 
Gerechtſamen, aktiv oder paffio, auf demfelben haftet over laftet. Die darauf 
paffiv laftenden Rechte müflen natürlich eigens, durch ihren vom Grundeigenthümer ver- 
ſchiedenen Inhaber, zur Abtretung kommen; die anderen zugleih mit bem Grund⸗ 
eigentbum als eine Acceffion vefjelben. Hier fragt man auch, wann das Eigen- 
thum auf den Erproprianten übergehe; allein dies ſcheint nad den gemeinen 
Regeln über Eigenthumsübergang beantwortet werben zu müſſen. (Doch ſ. Ger- 
bers beutfches Brivatr. 8. 90, Anm. 2. Hinwieder Bluntſchli, d. Privatr. 
8. 64, Nr. 5.) Desgleichen iſt auch bie Lehre von der bier zu bietenden Ent- 
ſchädigung Feine ver Erpropriation eigenthümliche Lehre, wiewohl 3. B. das 
bayr. *— dieſelbe ſpecificiren zu müſſen geglaubt hat. Steht einmal feſt, daß 
volle Entſchädigung, mithin nicht blos der gemeine Sachwerth, ſondern das ganze 
Intereſſe präftirt werden muß, fo fragt fi nur mehr, worin das ganze Interefie 
beſtehe, und viefes beantwortet ſich nad) gemeinem Civilrecht, — oder wie das⸗ 
felbe ftreitigen Balls erhoben werben müſſe: und damit tritt man bereits über 
in das Erpropriationsverfahren. | 

3) Bon einem Erpropriationsverfahren kann nad) obigem nur da vie Rebe 
fein, wo der Staat over eine Gemeinde, over ein Konceffionär einen bereits Er- 
propristionspflichtigen zur Abtretung gegen eine beftimmte Entſchädigungsſumme 
auffordert. Es Tann fehr wohl vorlommen, daß um Abtretung in Fällen unter- 
handelt wird, wo bie Erpropriationspflict weder durch Geſetz, noch Verordnung 
begründet ift, und kann dann von Erpropriationsverfahren keine Rebe fein. Aber felbft 
wo mit Pflichtigen unterhandelt wird, wenn gleich in verorpnungsmäßigen ober 
fogar gejeglihen Formen, 3. B. unter öffentliher Kundgebung der das Unter- 


nehmen und die nöthigen Grundftüde bezeichnenvden Pläne, mit Beftimmung und . 


eigener Zufammenjegung ver mit der Unterhanblung zu betrauenden Kommiffion, 
und nah Einhaltung gewifjer Friſten für Einfichtenahme derſelben, pflegt noch 


nit von Erpropriattionsverfahren geiprochen zu werden. Dan fcheint erft Streit 


und Proceß, tontentiöfen, adminiftrativen oder abminiftrativ-fontentiäfen haben zu 
wollen. Der Streit kann aber entweder den Betrag der Entihäpigungsfumme, 
over das Daſein ber Erpropriattonspflicht felbft betreffen. Erfteren Falls Liegt eine 
bloße Privatfahe vor. Dies wird befonders dann Mar, wenn man fi ben Fall 
jo denkt, daß der Erpropriationgpflichtige mit Vorbehalt der Entſchädigung bereits 
abgetreten hätte — wie denn aud der Entſchädigungsſtreit die Wbtretung nicht 
aufzuhalten braucht (vgl. Mittermaier, im Konv.-Ler. ver Gegenwart, Bd. I. 


— 
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Abth.2 S. 1243 und die dort angef. ſächſ. Geſetzſ. — und nunmehr mit feiner 
Forderung auf eine gewiffe, vom Staat ꝛc. abgefchlagene Summe aufträtt; un- 
verfennbar läge bier eine fiskaliſche Schuld vor, Über deren Größe Gläubiger und 
Schuldner ftritten, und ohne Zweifel vor den Eivilgerichten zu ftreiten hätten. 
So wird ber Entſchädigungsſtreit denn in den Erpropriationsgefegen auch überall 
an die Civilgerichte verwiefen; in Frankreich an eine Jury. | 
Ganz anders, wenn bie Abtretungspflicht ſelbſt beftritten wird. In was immer 
für Geftalt dies gefchehen möge, ob fo, daß die Nothwendigkeit des Grundſtüdes 
zu biefem Unternehmen, over bie gemeine Nüglichkeit des legteren, oder das Da- 
fein eines gefeglihen Erpropriattionsfalles beftritten iſt: fo wird doch überall 
bier das Daſein einer publiciftifhen Verpflichtung beftritten, und ein foldyer Streit 
eignet ſich nicht vor die Civilgerichte. Nur die Berfaffung des Kantons Schaff⸗ 
haufen vom Jahr 1834 8. 6 verweift ihn unzweibentig dahin. Eine andere Frage 
ift nun aber die, ob in foldem Yalle überhaupt ein Dritter Inzwifchen treten, 
oder aber Erpropriant nad eigenem Ermeffen verfahren ſolle. Die da bie Ent- 
ſcheidung den Apminiftratiobehörden einräumen, mahen am Ende body den Gr: 
proprianten zum Richter in eigener Sache. Eigentlich wollten fie fagen, daß ein 
folder Streit unzuläffig ſei; läßzt man ihn zu, fo muß man aud eine Entſchei⸗ 
dung zulaffen; eine Entſcheidung durch eine ber ftreitenden Parteien ift keine Ent- 
ſcheidung; dieſe verlangt innerlih und nothwendig einen Dritten. Und überhaupt 
icheint die Sache fo zu liegen, daß ein Streit über die Erpropriationspflicht ent- 
weder gar nicht zugelafien, ober aber durch einen dritten, von ber Exekutive un- 
abhängigen Nichter entfchieven werben fol. Wo bie Erpropriationspflicht durch 
bloßen Befehl oder Verordnung der Regierung begründet wird, da Itegt bei let: 
terer nothwendig das Ermeſſen des gemeinen Nuten, und die Macht, ihn auch 
durch derlei Befehle zu verfolgen; jede richterlihe Entſcheidung über die Statt- 
baftigkeit eines folden Befehles wäre ein Eingriff in die Kompetenz ber Exekutive, 
jedes Urtheil gegen ihn eine Lähmung derſelben in biefem Fall; was man bier 
Streit nennen wollte, wäre der Streit gegen den Mächtigen, wider ven man 
nicht ftreiten, fonbern höchſtens um Hilfe rufen kann; in der That alfo Hein 
Streit, fondern wofern nur ein Helfer da fein follte, Appellation im urfpräng- 
lichen Sinne des Wortes; und was auf den erften Blick Urtheil fcheinen möchte, 
in Wirklichkeit Interceffion irgend einer Gewalt gegen bie anvere. Ebenſo ſtünde 
e8 auch in dem anderen Yalle, da die Erpropriationspfliht zwar gefeglich, aber 
nur im Allgemeinen begründet wäre. Wollte man annehmen, daß bier ein Streit 
mit der Regierung barüber möglih wäre, ob fie bie Erpropriation um bes 
im Geſetze vorausgefegten gemeinen Nugens willen begehre, fo wäre auch ein von 
der Regierung unabhängiges und über fie erhabenes Urtheil über dem gemeinen 
Nutzen poftulirt, ihr eigenes Urtheil über Gemeinwohl jo wenig werth, als das 
ver andern Partei. Gewiß darf und kann man aber in ragen des Gemeinmohls 
die Regierung nicht zur Partei machen. Sprit man bier gleihwohl von Streit 
und Entſcheidung, fo find das Worte, und zwar wenig genaue In Wahrheit 
faun die Regierung bier nicht Partei, mit welcher geftritten, fondern nur Macht 
fein, gegen welche appellirt wirb, und das angebliche Gericht bewußt oder unbewußt 
nur die andere, wenn auch nicht höhere jo doch paralufirende Macht. Anderſeits 
mag in unfern Gefeßgebungen wiederholt von „Berufungen”, z. B. gegen bie 
Landesregierung an ven Landesherrn, wie in Sachſen⸗Altenburg und Preußen, — 
oder gegen die Kreisregierung an das Minifterium, wie in Baden, ober gegen 
ven Bezirkshauptmann an den Kreispräfidenten (Statthalter) und gegen biefen an 
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das Minifterium des Innern, wie in Defterreih (Stubenraud, das bürgerl. 
Geſetzb. I. S. 727), geſprochen werben, fo liegt hier ſelbſtverſtändlich nicht 
Uppellation und Interceffion im alten Sinne, fondern — wenn man fo fagen 
darf — eine Selbftprüfung einer und derſelben Macht von ihren unterften bis 
in ihre höchſten Potenzen, von ihrem äußerften bis in ihr innerſtes Gewiſſen vor. 
Allenthalben übrigens, wo die Verpflichtung zur Erpropriation kein fpectelles Ge- 
jeg fordert, wird ihre Konftatirung der Erekutive beigelegt (vgl. die Zufammen- 
ftellung von Mittermaier, im Konv.-Ler. der Gegenw. I. ©. 1240—1244), 
Erſt wenn die Erpropriationdpflicht auf einzelne Fälle eingefchränkt oder durch 
ein Geſetz für ein beflimmtes einzelnes Unternehmen begründet ift, und demnach 
in Frage kommt, ob einer dieſer Fälle in dem von ber Regierung in Angriff 
genommenen Unternehmen vorliege ober nicht, tft ein wahrer Streit, und ein 
wirklicher Richterfpruch denkbar; venn Interpretation gehört nicht zur Exelutive; 
interpretirt ein Dritter, fo liegt barin kein Eingriff in hie Erefntive. Nur bie 
Kompetenz ber Civilgerichte ift, weil es ſich immer um eine publiciftiiche Ber- 
pflichtung handelt, noch nicht begründet. In Bayern enticheivet denn auch wirklich 
ein Dritter, indem bier in legter Inftanz ver Staatsrath richtet. — Ueberall bier 
ift vorausgefeßt, daß der gemeine Nutzen in Frage und beftritten fei. Nun kann 
aber die VBerneinung ver Erpropriationspflict, wie bemerkt, auch dahin gehen, 
dag das Grundſtück zu dieſem Unternehmen nicht nothwendig fet; und fragt ſich 
neuerbings, ob überall bier ein Streit mit ver Regierung und richterliche Ent- 
ſcheidung zuläfftg fei. Läge nun in folden Fällen eine blos techniſche Frage vor, 
fo wäre nicht abzufehen, warum hierüber mit der Regierung nicht follte geftritten 
werben Können; technifches Urtheil hat fie vor Niemand voraus; allein unauflös- 
lich fcheint in den Plan des Unternehmens auch der Gedanke des gemeinen 
Nutzens verwoben, und aljo mag e8 wohl gegründet fein, daß auch Hierüber vie 
Exekutive einfeitig zu beſchließen pflegt (vgl. Mittermater, a. a. O.). 
Mebrigens zeigt fih aus Borigem, daß bie Schwierigkeiten der Expropria- 
tionslehre wenn irgendwo fo im Erpropriationsverfahren, und zwar in der Kom- 
petenzfrage liegen; fowie daß dieſe niemald ohne Rückſicht auf die beſondere Ver⸗ 
faſſung des Landes entjchieven werben kann over follte. Auf anderen Punkten find 
darnu bie einzelnen Erpropriationsgefege mehr nur im Ausprud, bier dagegen 
in der Sache felbft verfchtenen. — Bei uns iſt das Erpropriationsrecht noch immer 
mehr Gegenfland ver Gefeßgebung als der Iurisprudenz geweſen *). Unter ven 
wiflenfchaftlihen Bearbeitungen fleht die neuefte von Häberlin im Ardio für 
civ. Pr. Br. 39 (1856) S. 1 ff., 147 fi. voran, Us Gefegfammlung ift 
wichtig: v. Wendt's neueſter Erpropriationslover oder vergleichende Dar⸗ 
ftellung der wichtigften älteren und neneren Gefege über Kanal⸗ und Straßen- 
bau, Eifenbahnen u. dgl., Nürnberg 1837. Abgefehen von ver reichhaltigeren 
franzöfiihen, bei Treichler a. a. DO. ©. 126 aufgeführten Literatur und ben 
ſchon öfter genannten Yuffägen und Abhandlungen von Mittermaier und 
Treichler, ift bier noch ein Ürtilel von Bopp im Weiske'ſchen Rechtslexikon, 
Dr. 4 ©, 136, und G. M. Klettke, die preuß. Geſetzg. über Zwangsabtre⸗ 
tung (1847) — zu nennen. Bring. 


*) Anm. d. Red. Soeben erfcheinen zwei Werke, in welchen die Expropriation mit befon- 
derer Rüdficht auf Eifenbahnbauten behandelt ift: Befhorner, das deutiche Eifenbahnrecht 
Erl. 1858), Abth. 111 (S. 92—189). Ferner Koch, Deutichlands Eifenbahnen (Marburg 1858), 
Abth. 1. Bei Beſchorner finden ſich aud weitere Literaturnotizen. 
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©xterritorialität.- 


Unter dieſem Inftitute des pofitiven Völkerrecht verfteht man im Allgemeinen 
bie Exemtion gewiffer Perfonen und Sachen von der Staatögewalt desjenigen 
frembländifhen Territoriums, in welchem fie fich zeitweilig befinden. Das Wort 
Erterritorialität deutet wohl allerdings auf eine rechtliche Behandlung viefer 
erimirten PBerfonen und Sachen gemäß ver Fiktion bin, als ob fi viefelben 
gar nicht in dem fremven Territorium (ex(= extra)territorio) befänden und bem- 
nad in jever Beziehung nur nad dem Rechte der eigenen Heimat beurtheilt wür- 
ben. Doch erfennt vie Praris nicht alle rechtlichen Folgerungen, welche aus biefer 
Fiktion au fi zu ziehen find, und namentlich keineswegs den erorbitanten Sag 
an, dag Alles, was ver Erterritoriale im fremden Gebiete thut, lediglich nad dem 
Geſetze feiner Heimat zu beurtheilen fei. Dieſe Fiktion in ihre? vollendeten Durch⸗ 
führung wärbe die Souveränetät des fremben Staates in diefer Sphäre geradezu 
aufheben, während nach dem praktiſchen Völkerrechte die Crterritorialität ihr doch 
nur gewille Beichränfungen auflegt. Die Erterritorialität ift nur aus der gegen- 
feitigen Achtung der Staaten für ihre Souveränetät und für die perſönlichen Re- 
präfentanten dieſer Souveränetät, jowie überhaupt im Interefje eines unabhängigen 
internationalen Verkehres entflanden und weiter gebilvet bis zu ihrer heutigen 
Geftalt, und die heutige Praris erkennt demgemäß nur gewiffe, freilich nicht überall 
ganz beftimmte Rechte zu Gunften der Erterritorialen an. Demgemäß laſſen fich 
folgende Rechte aufzählen als Ausnahmen von dem jet allgemein gültigen Sage 
bes Bölferrehts, daß jener Fremde beim Betreten unferes Gebietes unferer 
Staatögewalt, ihren Gefegen und Anordnungen im Ganzen gleich einem Unter- 
thanen unterworfen fei. 

Die erterritoriale Perſon behält in ver Regel ihr früheres Domicil und wird 
mithin auch in allen vavon abhängigen Sachen nad dem Rechte ihrer Heimat 
beurtheilt. Die wefentliche Bedeutung der Erterritorialität beſchraͤnkt ſich aber darauf, 
daß fein Recht ver inmeren Hoheitögewalt, insbeſondere fein Alt ver polizeilichen und 
richterlihen Gewalt gegen die erterritoriale Berfon oder Sache ausgeübt werden 
darf, wogegen alle übrigen Rechte, welche dem einzelnen Staat gegen andere 
Staaten zuftehen, unberührt bleiben, namentlih das Recht ver Selbfterhaltung 
und PBertheivigung fowie das Recht auf Achtung. Ia au die Ausübung ver 
inneren Hoheitsrechte ift nicht ganz ausgefchlofien, injofern nämlich der Erterritoriale 
in dem fremben Gebiete Befugniffe erwerben will, welde eine ſtaatsbürgerliche 
Eigenfhaft dort vorausfegen, 3. DB. Anlegung einer Fabrik, Betrieb des Han- 
delsgewerbes. Auch ift ber Erterritoriale nicht befreit von Laften, welche auf dem Ge- 
brauch einzelner, dem fremven Staate zugehörigen Sachen haften; 3.8. von Erlegung 
von Brüden-, Wege- und Fährgeldern, foweit nicht aus bloßer Gefälligteit hierin 
befondere Zugeftändniffe gemacht werben. Ferner tft der Erterritoriale der fremden 
Rechtsordnung unterworfen in Bezug auf Privatrechte, die er im fremben Staate 


erwirbt oder ertheilt, namentlich in Betreff aller Realrechte an unbeweglichen 


Sachen, 3. B. in Bezug auf Erwerb, Uebertragung, Verpfändung und Berpadhtung 
von Grunpftüden. Ueberhaupt ift ver Erterritoriale der auswärtigen Gerichtsbar⸗ 
feit in allen ven Privatangelegenheiten unterworfen, in welchen er, falls er ſich auch 
nicht in dieſem Territorium befände, bei den Gerichten des fremden Landes Recht 
nehmen oder geben müßte, 3. B. im Gall der Beerbung eines Nationalen des 
fremben Landes, Doc läßt ſich nad ber bisherigen Praris nicht allgemein be- 
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haupten, daß überhaupt das forum contractus ftattfinden folle; vielmehr zieht bie 
Prarts hier meift engere Grenzen und übt die Gerichtsbarkeit über ben Exterri⸗ 
torialen wefentlih nur bei Realklagen, ferner binfichtlich der Nebenpuntte, welche 
pur eine felbfteingeleitete Procevur herbeigeführt find, 3. B. wegen ber Koften 
und wegen ber Gegenflage, fowie in Betreff der fortgefegten Inſtanzen. Auch 
werben konſervatoriſche Maßregeln, z. B. Arreſte an Sachen, für erlaubt gehalten, 
wie denn, um einen neuerlichen Fall anzuführen, vie Menbles eines norbamerila- 
niſchen Gefandten wegen rüdftändiger Miethe von dem Vermiether zurüdbehalten 
werben durften. — Unter allen Umftänven ift aber hierbei feftzuhalten, daß gegen 
den Erterritorialen keine unmittelbare Gewalt, namentlich keine Exekution vollftredt 
werben darf und daß gegen ihn überall diejenigen Formen zu beobachten find, 
welche wider eine Perfon feines Staates, falls fe ſich wirklich in dem fremben 
Staate nicht aufbielte, beobachtet werden müßten. 

Mit der Erterritoriafität der Perfon iſt zugleich eine Erterritorialität berje- 
nigen anderen Perfonen fowie der Sachen verbunden, welche mit jener in einem 
ſtaatsrechtlichen oder familienrehtlihen Zufammenhange ftehen, oder zu ihrem 
öffentlichen oder rein perfönlichen Dienft oder Gebrauch bejtimmt find. Ein Aſyl⸗ 
recht zu Gunften fremder Perfonen ift aber mit der Erterritorialität nicht ver- 
bunden. 

Nah der Praris erfreuen fi) folgende Perfonen und Sachen des Privile- 
giums der Erterritorialität : 

1) Die Souveräne in jevem fremven Territorium, in welchem fie fich zeit- 
weilig aufhalten. Erſt nach dem Mittelalter hat fich dies Privileg beftimmt heraus⸗ 
gebildet. Es erftredt fih auch auf das gefammte Gefolge des Souveräns, auf 
feine Equipagen zc. Dagegen fteht, falls fie nicht im Gefolge ihres Souveräns 
fi) befinden, ven Mitgliedern fonveräner Familien, auch dem Zchrenfolger, das 
Recht der Crterritorialität nicht zu; wenigftens läßt fi eine allgemeine Praris 
nicht nachweifen, obwohl fie ſämmtlich hohe ceremonielle Rechte genießen und dem 
Thronfolger wohl häufiger die Erterritorialität zugebilligt wird. Dagegen fteht pas 
Recht jedem wirklichen Hitregenten oder fouveränen Reichöverweier zu. Bon Aus: 
übung einer Gerichtsbarkeit der Souveräne im fremden Lande über ihr Gefolge 
und überhaupt über ihre Unterthanen kann füglih nur infoweit die Rebe fein, als 
ihnen ſolche im eigenen Lande zuftebt. 

2) Die fogenannten darakterifirten Geſandten nah ihren 4 Klaffen 
(f. den Art. Gefanbte), nicht die anberweitigen diplomatifchen Agenten und Konſuln. 
Auch hier erftredt fi das Privileg auf das Gefolge, das Hotel, die Equipage 
des Geſandten. Doch werben die vollen Privilegien ver Erterritorialität nur den 
bei unferem Staate beglanbigten Gefandten eingeräumt, während die durch unfer 
Gebiet blos durchreiſenden Geſandten an fremven Höfen ſich nur einer gewiflen 
größeren Unverlegbarfeit , eines befonderen Geremoniell® und vergleidhen er 
freuen. - 

3) Kriegsſchiffe in-fremden Gewäflern. Uebrigens dürfen fremde Kriegs⸗ 
ſchiffe in unſer See- und Flußgebiet nur unter Erfüllung gewiſſer Formlichkeiten 
einlaufen, und hat jeder Staat das Recht, ven Aufenthalt derſelben zu beſchraͤnken, 
zu verbieten zc., ſoweit feine eigene Sicherheit ihm dies zu erforbern ſcheint. Be⸗ 
fondere Staatsverträge haben dies öfters näher regulirt und namentlid die Zahl 
der Kriegsichiffe feftgefegt, vie in unfere Gewäſſer gleichzeitig einlaufen dürfen. — 
Berner kommt das Privileg ven Schiffen zu, auf welchen fi frembe Souveräne 
oder deren Vertreter befinden, und welche zu deren Beförderung ausſchließlich be⸗ 
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ſtimmt find. Dagegen haben Handelsſchiffe an ſich dieſes Privilegktum nicht; 
ſie ſind vielmehr ſammt ihrer Mannſchaft der Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt 
des fremden Landes unterworfen, wenn auch dabei eine Vermittelung und Kon⸗ 
trole ihres Konſuls überall zugeftanden wird. Freilich bat es felhft in neueften 
Zeiten an einzelnen Prätenfionen nicht gefehlt. Aber vie gerichtliche Praris wie 
bie Theorie find bier ziemlich feft. Die Sranzofen find es einzig nud allein, beren 
mildere Prarts auch den Handelsichiffen, wenigftens in gewifien Fällen, befonvers 
bei Bergehungen am Bord des Schiffes, auch abgefehen von den befonderen Kon: 
ceifionen durch Staatsverträge, eine Befreiung von der Einwirkung der fremden 
Staatögewalt zugebilligt bat. — Eine Ausnahme findet fett zu Ounften von 
Handelsſchiffen, die ohne anzulegen, nur auf ber Durchfahrt unfer Seegebiet be- 
rühren, nicht aber auch, obwohl Heffter es behauptet, zu Gunften ver Schiffe, 
welche wider Willen ver Führer genöthigt werden, In einem Territorium zu lan- 
den; wenigftens erfennt bie Praxis legteres Teineswegs allgemein an, und recht⸗ 
fertigen fih die Fälle, auf welche Heffter ſich beruft, einzig durch ihre Singu- 
larität. 

4) Fremde Truppentörper, weldhe unfer Gebiet berühren. Es ift dazu ftets 
eine Erlaubniß von Seiten unferes Staates nöthig, natürlich abgefehen von einer 
feinvlihen Armee. Auf ein Truppentorps, welches auf ver Flucht vor dem Feinde 
unfer neutrales Gebiet betritt und nach Völkerrecht bier auf unfere Aufforverung 
die Waffen nieverlegen muß, erftredt fi) das Privileg gewiß nicht, ſondern vor⸗ 
zugsweife auf biejenigen Truppen, die vertragsmäßig auf gewiſſen Etappenſtraßen 
durch unfer Gebiet marfchiren, foweit nicht bie befonveren Sagungen ver Etappen- 
verträge Meobifilationen und Ausnahmen enthalten. 

Bergl. Heffter, Völkerrecht 8. 42, 4b, 80, 205. Bynkershock, de 
jud. comp. legat. Lugd. Bat. 1721. €. u. Reltenbern. 


F. 


Fabrikweſen und Fabrikarbeiter. 


1. Begriff und geſchichtliche Entwicklung Das Fabrikweſen iſt 
eine ſo überaus vielgeſtaltige, dem ganzen wirthſchaftlichen Leben der Neuzeit nach 
vielen Seiten den bezeichnenden Stempel aufprägende Erſcheinung, daß es kein 
Wunder iſt, wenn — namentlich im gemeinen Sprachgebrauch — der Begriff des 
Fabrikwefens ein äußerſt fließender und umfaſſender iſt. Schon die Fabrikation, 
d. 5. das Fabrikweſen nach der ausſchließlich privatwirthſchaftlichen Seite, wird in 
ſehr verſchiedenem Sinn verftanden; von ber Manchefterer Spinnmüble, welche 
mit Zehntaufenden von Spindeln arbeitet, von der Uhrenfabrilation, welche in ben 
Bergen des fchweizerifchen Iura ganze Kantone gleihjam zu Einem Großbetriebe 
dnlanmenelieht, bis herab zum Pofamentirer, welcher mit einem halben Dutzend 

rbeiter und einigen Zwirnmajchinen thätig ift, bis zur Boutique des Schneiders, 
welcher zur Zeit als „Bekleidungsakademiker“ Rod und Pantalons „trigonome- 
triſch“ aufnimmt, bis zur Werkftätte des Schuhmachers, welder ins Große für 
Meſſe und Export arbeitet, ohne Leiften und Pfriemen anders ald nah Väter 
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Sitte zu handhaben, ift von Fabriken und Fabrikanten bie Rebe; wie jebe große 
namentlich neue Kulturerfheinung geht aud vie Fabrik durch die menſchliche Ein- 
bildung über fich felbft hinaus, die Fabrikfirma hat ſich an manches Erwerbsſchild 
geheftet, an welchem fie nicht ohne tronifches Lächeln über die „noble Paſſion der 
Zeit” betrachtet zu werben pflegt. Dann aber das Fabrikweſen, wie vielfeitig 
find nicht vie allgemein vollawirtbfchaftlichen, geſellſchaftlichen, ſtaatlichen Umgeftal- 
tungen und Eigenwirkungen, welche von ver Fabrik ausgegangen find und fort- 
während ausgeben; um das Fabrikweſen in allen feinen Durchfchnitten zu nehmen, 
müßte man nach allen Richtungen des Lebens ver Gegenwart und der Entwidlung 
der Zukunft das Maß auswerfen. Hierum aber kann es ſich bier natürlich nicht 
handeln, da uns ber Charakter ver Staats wörterbuchs beſondere Seiten der Be- 
trachtung zuweiſt. 

Nach welcher ſeiner verſchiedenen Seiten nun aber das Fabrikweſen vom 
Staate aus anzuſehen und anzufaſſen fein mag, immer wird von feinen wirth⸗ 
ſchaftlichen Grundeigenſchaften, welche feine Erjheinungsweife auch nad andern 
Seiten beſtimmen, auszugehen fein; denn das Fabrikweſen tritt vor Allem als 
eigenthümliche Form der Erwerbsbethätigung auf. Man fagt nun gewöhnlich, 
das djarakteriftiih wirtbfchaftlide Merkmal ver Fabrikation beftehe in ber Ar- 
beitstheilung, welche eigentlich erſt in ihr zu einer vollen Entwidlung ge 
langt fet. Dies ift nur dann eine erſchöpfende Eharakterifirung, wenn die Arbeits⸗ 
theilung in einem weſentlich weitern Sinne aufgefaßt wird, als bie Benennung 
eigentlich anzeigt; das Fabrikweſen erhält feine eigenthämliche Beſtimmtheit durch 
die möglihft umfaſſende Bereinigung der möglihfi eigengeftalteten 
wirthſchaftlichen Faltoren für einen unmittelbaren gewerbliden 
Produktionszweck. Das Fabrikweſen bat alfo zwei ftreng auf einander wirkende 
wirthſchaftliche Pole: großartige Bereinigung und möglichſte Spectalifirung ber 
gewerblichen Probuktivfaltoren. Und hiemit ift denn auch ſchon der ganze Unter 
fehied vom Handwerk, gegen welches das Yabrikwefen am häufigften in Parallele, 
beziehungsweife in Gegenſatz zu ftellen tft, gefennzeichnet: Das Handwerk zeigt 
mehr oder weniger eine indiskrete Vermiſchung ber gewerblichen Probultivfaftoren 
innerhalb gegenftänvlih und örtlich fi ftreng gegen einanver abſcheidender Er- 
werbsgebiete, während die Yabrifation diskreteſte Eigengeftaltung ihrer einzelnen 
Faktoren mit größter Weite des probuftiven Gemeinverbandes paart, im Danb- 
wert herrfcht feparatiftifche RoAunpayuoovvn (Blato), im Fabrikweſen föperaliftifcher 
Reichthum ſcharfer aber nicht ausfchlieglicher Sonverentwidlung. Schon in biefer 
allgemeinen Gegenüberftellung wird ſich das Fabritweien dem Handwerk gegenüber 
als Entwidlung und weitere Entfaltung, als biftorifcher Yortfchritt erweifen; wir 
haben aber vor allen allgemeinen Schlußfolgerungen erft vie wirthſchaftlichen 
Saupteigenthümlichleiten des Fabrikweſens noch näher zu verfolgen. 

Augenfällig und oft entwidelt ift die detatlirte Eigen-, und was bamit 
zufammenhängt, vie Maffengeftaltung aller einzelnen wirthichaftlicden Kräfte 
der Fabrikation. Nicht nur treten die Hauptfaltoren : Kapital, Arbeit, Leltung nicht 
in einer und derſelben Perfon auf, fondern es find bis in bie einzelnften Schat- 
tirungen hinein dieſe Grunbkräfte perjonificrt; die Arbeit iſt in allen Yormen 
Haffienmäßig vertreten vom Handlanger bis zum Techniker, vom Laufjungen bis 
zum höheren Komptoiriften, für jede Funktion des fo oft möglich abgetheilten 
Produktionsproceſſes ift eine eigene Arbeiterkategorie gebilvet. Die Leitung tritt 
in ber Form der erft der Fabrikperiode angehörigen höheren Arbeiterklaſſe techni- 
ſcher und Blonomtfcher Direktoren befonvers auf, dad Kapital in Geflalt ber , 
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der Handwerkswaare repräfentirt, nach ber Onalität des Erzeugnifſes bin abgeſchattet, 
wiederum jene indiskrete Vermiſchung verſchiedener wirtbichaftlidher Momente, melde 
das Hanpwerksmäßige gegenüber allem Fabrikmäßigen charalterifirt : Dauer, 
Feſtigkeit, Schönheit des Erzeugnifjes find darin zur Inbifferenz in einander auf 
gehoben, was eben bei der Fabrikwaare nicht der Fall ifl. Die Handwerkswaare 


"bat von jeber dieſer Eigenfchaften immer Etwas und iſt infofern wenn man will, 


„beſſer“, als eine Fabrikwaare, für welche oft nur bie eine ober andere Qua⸗ 
lität befonders erzwedt wird. Es läßt fih aber nicht behaupten, daß die Yabri- 
kation nicht alle Waareneigenſchaften einzeln ober zufammen volltommener bei 
größerer Wohlfetlheit zu erzielen fähig fei. 

Die größere Spectalfirung der Arbeit in ‚der Fabrikation hat zur Folge, 
daß überhaupt Urheitskräfte zur Verwendung und Verwertbung gelangen, für bie 
im Handwerksbetrieb keine over keine Iohnende Stelle vorhanden war. Dies hat 
feine großen Nachtheile erzeugt namentlid in Verwendung ber Kinver (worüber 
unter II Näheres), aber auch feine großen Bortheile. Der mit der Entwidlung 


des Fabritweiens gefttegene allgemeine Wohlſtand hat bier eine feiner tiefften 


Wurzeln. Die Specialifirung des Arbeitsbedürfniſſes bewirkt, daß Specialitäten 
der Arbeitöfraft, namentlich ver höheren geiftigen, eine unendlich lohnendere Ber- 
wendung und daher eine beffere fociale Eriftenz gefunden haben, fie bat bewirkt, 
daß ländliche Arbeitskräfte in der engen obſchon für ſich intenfiveren Arbeitsaufgabe 
der Fabrik fchnellere Verwendung finden konnten, als e8 je im dem Handwerk mit 
feiner technifchen Polyhiſtorie, mit feinen Gefellen- und Meifterprüfungen u. f. w., 
möglich gewejen wäre, wie umgefehrt mit dem Einbringen fabrilmäßiger Elemente 
in die Landwirthſchaft gewerbliche Arbeiter auf dem Sande reichlicheres Vrod finden 
(wie neuerdings in England, vergleiche die treffliche Denkfchrift von Edwin Chabwpf: 
De l’avenir de l’agriculture et des travailleurs agricoles. M&moire presente au 
congr2s international de bienfaisance de Bruxelles; 1856, ®b. II der Kongref- 
verhandlungen.) Den agrariſchen Mißſtänden vieler Gegenden Deutſchlands hätte 
man nie durch fehnelle Verbreitung des Handwerks Abhülfe bringen Können, man 
bat fie aber durch Gründung von Fabriken und fabritmäßigen Hausinbuftrieen 
mit größten Erfolg befämpft. Beim Nichte betrachtet hat bie fogenannte Einfeltig- 
feit (Specialität) der Fabrikarbeit vie arbeitenden Klafjen beweglicher, zu Ueber: 
gingen von einem Erwerbögebiet aufs andere fähiger gemacht und hiedurch ber 

erarmung und Armenbelaftung entgegenwirtt. Wenn fobann allgemein menſchlich 
betrachtet eine bevauernswerthe Einftitigkeit die Funktion des Fabrifarbeiters nicht 
felten charakterifirt, jo darf man doch andererfeits nicht überfehen, daß in ber 
großartigen Gefammtleitung von Fabrikbetrieben die beften Kräfte eine unvergleid- 
{ich vielfeitigere, geiftigere Befchäftigung gefunden haben, und daß auch ber ge 
wöhnliche Arbeiter im Allgemeinen durch Erfegung der gemeinen ungeiftigen Mus 
felarbeit mittelft der mechaniſchen Kraft eine im Ullgemeinen menfchenwilrbigere 
Beihäftigung gefunden bat. 

Eine Folge der großartigeren Konföberation ver probuftiven Kräfte if 
es, daß im Fabrifweien Fortfchritte und zeitweilige Rückſchläge univerfeller und 
ſolidariſcher find, was ſchon an ſich der Stantsverwaltung ganz andere und groß 
artigere gewerbspolitifche Geſichtspunkte und vie Aufgabe größer geftellt hat, al 
es reinem Hanbwerföbetrieb gegenüber denkbar und nothwenbig erjcheint. 

Wenn wir ſchon keinen Anfpruch machen, auch nur die wirthſchaftlichen Eigen: 
thümlichkeiten des Fabrikweſens mit dem Vorigen erfhöpft zu haben, fo müflen 
wir vollends darauf verzichten, über die gefellfchaftlichen und ſtaatlichen Eigen: 
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wirfungen des Fabrikweſens, welches natürlich feinerfeits von ſtaatlichen und ge⸗ 
ſellſchaftlichen Verhältniſſen fehr wefentlich beftimmt wird, Genügendes zu fagen, 
wir befchränfen uns auf Umrifie. 

Das Leben der induftriellen Schichten ver Geſellſchaft zeigt viefelben 
zwei Grundrichtungen, welde das Fabrikweſen privat und vollswirthfchaftlich cha⸗ 
rakterifiven : mafienhafte Sonverentwidiung und weitgeglieverte Zufammenfaflung, 
während es umgelehrt das Eigenthümliche einer ſcharf ausgeprägten handwerklichen 
Geſellſchaft geweſen ift, im engften Rahmen der Zunft und ihrer inneren Stufen- 
ordnung das gejellichaftliche Leben abzufchließen und feine einzelnen Elemente 
inbisfret zu vermifchen. Samiltenftube und Handwerksſtätte, Familien- und Ge⸗ 
(häftsvermögen find da vermifcht, wirthſchaftliche und gefellige Eriftenz aller Glieder 
des Betriebs ift gleichartig. Seit Entwidlung des Fabrikweſens aber iſt der Hand⸗ 
werksſtand im britten und vierten Stand, bourgoisie und ouvriers, auseinander ge- 
treten, dad Kapital bat fi zu einem eigenen Geldſtande (Argyrokratie) befonvert, 
und jeder biefer Stände bat fi mafienhaft herausgebildet und lebt eine mehr - 
oder weniger mit Gemeinwußtſein begabte und fi weithin zufammenfühlende 
Maſſe ihr eigenes gefelliges Leben. Diskrete ftändifche Sonderentwidlung ver Ge- 
werbsklaſſe ift mit-dem Fabrikweſen Schritt für Schritt vor fi gegangen. Und 
betanntli find auf dieſen Punkt die hauptfächlichften Vorwürfe gegen das Fabrik⸗ 

„mweien von einem gedankenloſen Pſeudokonſervatismus gehäuft worden. Es ift völlig 
irrig, bie mit der wirthſchaftlichen Specialifirung der probuftiven Faktoren Hand 
in Band gehende ſtändiſche Sonberbilbung, welche wie jene im Ganzen ein Fort⸗ 
ſchritt (weil Entfaltung) ift, ohne weiteres als mit Klafienfeinpfchaft nothwendig ver- 
bunden zu betrachten. Der großartige Zufammenhalt, welcher vie Fabrik bei aller 
Sondergeftaltung kennzeichnet, belebt auch die inbuftrielle Gefellfhaft. Die Ge- 
ſundheit des neueren Kulturlebens offenbart ſich nirgends jo deutlich als darin, 
daß die Entwidiung bes Fabrikweſens beim Lichte betrachtet Feine Kaftenkeile in 
die Geſellſchaft zu treiben vermocht bat. So falſch es ift, daß fi) alles nivellire, 
und der Ständebildung der induftriellen Gejellichaft typiſche Schärfe abgehe, fo 
falſch iſt es, daß fie kaftenhaft ſich zerflüfte. Vorwürfe, wie ver häufige, daß ber 
Mittelftann in der immer tieferen Kluft zwifchen wenigen Reichen und einer Maſſe 
Armer zerihmelze, halten weder vor dem Naifonnement des gefunden Menſchen⸗ 
verftanbes noch vor der Statiftil Stid. Die Einkommensftatiftit beweift faft 
überall und namentlich in England, welches eine ausgeprägte invuftrielle Periode 
ſchon Hinter ſich bat, daß der Mittelftend ftetig zunkmmt, wobei noch zu beachten 

“ft, daß die Einkommen der unteren Klaflen im Durchſchnitt das handwerksmäßige 
Niveau von ehedem erreichen. Allervings find handwerkliche Mittelftanpseriftenzen 
verfhwunden mit ſchwerem Wähn, wie es jede Entwidlung bevingt, oft ſchnell 
und zum Theil von maffenhafter VBerarmung in dem Grave mehr begleitet als 
man fie künftlich noch zu erhalten fuchte. Und dennoch beweift die Statiftit mit 
Zahlen, wovon ſchon das wirtbfchaftliche Wefen ver Fabrikation an fich Überzeugen 
fonnte, daß der Mittelftand durch das Fabrikweſen nicht fehmäler geworben ift; 
man giebt fi der gegentbeiligen Anficht nur deßhalb fo gerne bin, weil man ber 
gewöhnlichen optifhen Täuſchung verfällt, vie Statiften, welche durch die eine Ku⸗ 
liſſe verſchwinden und in anderem Aufzug burd die andere wieder hereinkommen, 
nicht als dieſelben zu erkennen. 

Nicht blos aber beruht die Vorftellung von einer immer tieferen Kluft zwi⸗ 
fhen Arm und Ned, ſondern überhaupt die Behauptung Taftenmäßiger Ständer 
bildung in Folge des Fabrikweſens auf entfchiedener Täuſchung. Ein oft unſicht⸗ 
- Bluntſchli und Brater, Dentſches Staate⸗Wörterbuch. II: 31 
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bares Band ver Gemeinſamkeit hält fowohl die Glieder der einzelnen Stände als 
bie Stände untereinander zufammen. Schwerlich bat irgend eine frühere Zeit ein 
jolhes Maß von gegenfeitiger Hingebung der Stände für einander, einen folden 
Umfang pbilantropifcher Beftrebungen ver höheren für die niederen Klafien aufzu- 
weiſen, wie bie jegige, feine eine foldhe gegemfeitige Achtung der Klaſſen gegen 
einander, wie auch keine eine folhe GOleichheit in der äußeren gefelligen Erſchei⸗ 
nung aufzuweifen bat. Kann man etwa behaupten, daß Urbeiter und Herren, 
Handwerker und Fabrikanten von heute fehroffer fih von einander abheben, als 
einft die Sefellen vom Meifter, als die einft unedlen (unebrlichen) Handwerke von 
ben geadeltecen? Die Kulturgefchichte wird mit Nein antworten, wenn bie Kultur: 
romantik Ja fagen wollte. Auch innerhalb ver einzelnen inpuftriellen Stände 
"and Hlaffen von heute findet fi eine Gemeinſamkeit, ein Element des Zufammen- 
halte, welches ſich dem Gemeingeijt unter der foctalen Verfaſſung des Hanbwerts 
in jeder Beziehung an die Seite ftellen ann, Die heutigen Verbindungen zu ge 
meinfamer Beförderung des Erwerbes, bie gemeinfinnige Hingabe für den Stand 
leiften nicht weniger als ehedem der zünftige Verband. Sehen wir uns namentlid 
bie heutigen Verbindungen der Arbeiter an, fo find fie nicht nur edler (Sünglings- 
vereine, Gefellenvereine, Arbeiterfingvereine) als bie einftigen Herbergsaffociationen 
der Geſellen (mit ihrer rohen Unfitte des Schleifens, Hobelns, des Duellirens mit 
Stiefelhölgern u. f. w.), fonbern auch ergiebiger für geifige und materielle Unter- 
filgung, wenigftens ſteht Nichts ver Erwartung im Wege, daß fle letteres bald 
fein werben. Unftreitig genießt der Arbeiter von heute größere perfünliche Freiheit 
and Selbſtſtaͤndigkeit, als der auf ven Meiſtertiſch radicirte Gefelle. Das Korrelat der 
perfönlichen Freiheit, die iſolirte wirtbfchaftlide Selbftverantwortlichleit, hat ſich 
natürlich im felben Maße entwideln müſſen, aber gleichzeitig hat dieſe Selbftverant- 
wortlichleit durd die Entwidiung des Bereinsweiens freie Stügen mächtiger Art er: 
halten. Die Aſſociation, welche als eine der Inpuftriellen Gefellfchaft eigene macht⸗ 
volle Erſcheinung von Allen anertannt, aber von Wentgen fcharf begriffen wird, tft 
in der Yabrifgefellihaft das Element freier Einigung, welches zu dem Element ge 
ſellſchaftlicher Inbivipualifirung binzufommt, wie in der Fabrikation wirtbichaftliche 
Sonderausbildung und freie Föderation der einzelnen Elemente einander bebingen. 
Das Wort hat tiefen Sinn, daß vie Afioctation die moderne Korporation ſei; 
das Unterfcheidende ver Wflociation von der handwerklichen Korporation, von 
der alten feftgefchlofienen, nicht von ber neuen geloderten Zunft, beftebt eben 
darin, daß fle die einzelnen Mitgliever als individuell felbfiftänpige aufnimmt um 
erhält, ihre Perföntichkeit nicht in die innere Inbifferenz und den Zwang bes 
forporativen Lebens aufhebt, daß fie nicht örtlich ſich abfchlieht, nicht ven Men- 
hen nad feinem ganzen gefellfchaftlichen Leben verfchlingt, fondern ihre Zweck 
einerfeits detaillirt, anderjeits ihre Mitglieder aus allen Stänven, Orten und Be 
ſchaftigungen zufammenführt; überall durchdringt fi in Ihr das Element der Ein- 
feitigleit mit dem der Bielfeitigkeit, das der indididnellen gejellichaftlihen Freiheit 
und Selbftverantwortlichfeit mit dem ber mannigfaltigen ftänbifchen Vermittlung 
und der vielverzweigten gemeinfamen Zweckverfolgung. Die laudatores temporis 
acti heißen die Aflociation eine verfräppelte Korporation, mit mehr Wahrheit aber 
wird man fie für die entwidelte und gereifte Zunft, für die Innung der Fabrik⸗ 
periope anfehen dürfen, deren wirtbichaftliche Eigenthämlichkeiten, Invivipualifirung 
und freie mennigfaltige Verbindung, fie ihren Borausfegungen und ihrer wir: 
lichen Geſtaltung nach repräfentirt. 
Berfolgt man, auch nur in den äußerſten Umriſſen, vie politiſch en Räd- 
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wirtungen fabritmäßtger Geftaltung ver gewerblichen Probuftion, den Zufammen- 
hang des Fabrifwejens mit dem heutigen Staats- und Gemeindeleben, fo treffen 
wir in politifcher Geſtalt alsbald auf dieſelben Grundpotenzen, welche das Fabrik⸗ 
weſen wirthſchaftlich und ſocial durchwalten. Die Staats⸗ und Gemeindeverfafſung 
des Handwerks iſt die ſtändiſch-korporative, beziehungsweiſe zünftige, die Zunft 
bat während ihrer Blüthezeit ganz entſchteden politiſche Subſtanz (vergl. meinen 
Aufſatz „Abbruch und Neubau der Zunft”, deutſche V. J. Schrift, Jahrgang 1856, 
Heft 73), fo ſehr werden die handwerklichen Lebensformen durch unentwickelte 
Verwachſenheit aller bürgerlichen Lebenselemente gekennzeichnet. Umgekehrt bedingt 
eine fabrifmäßige Erwerbsgliederung mit ihrer unendlichen Detailltrung einerſeits, 
ihren fließenden Uebergängen und ihrem großartigen Zufammenhang andererſeits 
für Gemeinde: und Staatsleben, foweit fie in dieſem auftritt, einen Bau, wel⸗ 
her unmöglid ein mehr over weniger zufällig abgezirteltes Gleichgewichtsſyſtem 
in Torporativer Beſonderung auftretender Stände fein kann, ſondern welder bie 
Mannigfaltigkeit verſchiedener Exiftenzen und foctaler Kräfte einerfeits nach einem 
gewiffen einfahen Maße (Cenfus) polttifch zuſammenfaßt und fle anbererfeits ver 
breiten Sonverbethätigung vielgeftaltiger Selbftverwaltung überläßt. Den Kon- 
ſtitutionalismus im flaatlihen und gemeindlichen Berfaffungsieben wird 
man nur Im Zufammenbang mit ver Entwidlung des Fabrikweſens recht begreifen 
und in feiner relativen Berechtigung zu würdigen vermögen. Die allgemein 
„faatsbürgerliche" Inbifferenzirung ver ſtändiſchen Manntgfaltigleit in ber mo⸗ 
dernen Bildung der höheren Staats: und Gemeinvelörper hat einen großen Neid; 
thum vielgeftaltiger - Selfgovernement8 der befonberen Interefien zum Unterbau, 
welchen nur der einfeitige Ankläger konftitutioneller Verfaſſungsbildung überſehen 
tann. Die fogenannte Rivellirungstendenz des Konftitutionalismus ſchließt dieſe 
eben jegt wieber fo ungeſtüm ſich hervordrängende Selbftverwaltung der befonderen 
Interefien eben jo wenig aus, als die großartige Zufammenfaflung des fabrif- 
mäßigen Erwerbslebens die felbftftänpige Ausbildung der einzelnen Produktivfaktoren, 
und fo wenig als das fogenannte gefellige Nivellement die ſtändiſche Sonderent- 


_ wicinn⸗ ausſchließt. Beides -bebingt ſich vielmehr aufs Strengſte. 
i 


t der häufigen Gegenüberſtellung von Hanpwerts- und Fabrikweſen haben 
wir die Hauptmomente auch der gefhihtlihen Entwidiung des letzteren 
eigentlih fon angegeben, es bleibt uns nur übrig, das zerftreut Bemerkte in 
einigen Sägen zufammen zu faflen. Bom Anfang aller beveutenden kulturgeſchicht⸗ 
lichen Entwidlungen tft fhwer zu fagen: bier tft er oder da iſt er. Es gehoͤrt 
zum Begriff der Entwidlung, daß jede fpätere Stufe in ver früheren ſchon vor- 
gebildet if. So Hat denn auch der blühende Gewerbfleiß der mittelalterlichen 
Städte, wie er etwa der Hanſa zur Bafis biente, e8 haben bie italiſchen, bie 
flandriſchen Stäpte im Reformationszeitalter fabrilähnliche Gewerbsentwidtung ge- 
habt, wie denn aus den letzteren das Fabrilweſen faft unmittelbar heruorgewachfen 
if. Dan wirb aber fagen müflen, daß vie Entwidiung des Fabrikweſens, ale 
herrſchender feine wefentlihen Merkmale zur vollen Geltung bringenver Geftaltung 
der gewerblichen Produktion, gleichen Schrittes mit der Entwidlung des Maſchinen⸗ 
wefens, mit der verbefierten Lokomotion, wit der Hervorbildung des Welthandels 
durch die Seeherrſchaft der Engländer, mit bem Aufblühen ver exakten Wiflen- 
haften und mit dem fieghaften Durchdringen des modernen Staats» und, Böller- 
rechtsbewußtfein vor fi) gegangen iſt; es ift fchwer zu fagen, welcher vieler ge⸗ 
ſchichtlichen Proceſſe an der Wiege des andern ſchon geſtanden tft, fie haben ſich 
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fie tragende Fabrikweſen mit dem 17. Jahrhundert hervorzubrechen und mit pro⸗ 
greſſiver Schnelligkeit einander zu entwideln. 

Das Maſchinenweſen hat feine erften entfcheidenven Triumphe erft in ber 
zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts errungen, da um 1750 Watt noch Uni- 
verfitätsoptitus war und Arkwright erſt 1767 vie Barbierfiube aufgab. Dann 
aber folgte die Ausbildung in unüberfehbar fehnellem Entwidiungsgange, von 
welchem nicht einmal die Höhepunkte (Schiffs⸗ und Landlokomotivmaſchinen, me 
chaniſcher Webftuhl, Jacquardweberei u. ſ. w.) hier überjehen werden können. Die 
Mafchine repräfentirt vie volle Eigenthümlichkeit des Fabrikweſens in der Ab— 
ſchattung auf die Arbeitsmittel. Die motorifhe Mafchine hat von der menſchlichen 
Handarbeit das Element ver bloßen Muskelkraft abgelöft und eigen geftaltet; vie 
Arbeitsmafchine iſt das Werkzeug der Fabrikation, d. h. fle harakterifirt ſich da⸗ 
durch, daß ſie, möglichſt das Atom der Arbeit mit maſſenhafter Kraft erfaßt, 
und in ihren höheren Erſcheinungen repräſentirt ſie mit ihrer großartigen ſtreng 
geordneten Zuſammenfafſung ver möglichſt abgetheilten Arbeitsfunktionen die ganze 
Eigenthümlichkeit der Fabrikation. Als Lokomotive und Telegraph bat fie erſt die 
heutige Entwicklung des Fabrikweſens, welches ein nationales und internationales 
Guterleben einen lebhaften Eigen⸗ und Welthandel bedingt und vorausſetzt, moͤg⸗ 
lich gemacht. — Der Welthandel, von ven Engländern unter Eitfabeth ans 
den Händen der andern feefahrenden Nationen übernommen und von Cromwell 
durch die Navigatisnsgefetgebung beförtert, hat fi) anolog mit der Ausbiltung des 
Fabrikweſens entwidelt, und welche Steigerung des Erwerbslebens durch das Letztere 
hervorgerufen worben ift, findet vielleicht in Nichts einen yaflendern Maßſtab, 
als in der Zunahme des Handelsmarine. Die Engländer hatten in der Mitte des 
16. Jahrhunderts 135 Heine Fahrzeuge, Ende 1856 Hatten fie 1669 Dampf: 
Schiffe mit 383,598 Tonnen, 

Eben fo wefentlih wie mit der Entwicklung der Mechanik, der Lokomotion, 
der teihnifhen Chemie und des Welthandels hängt die Ausbildung des Fabrik⸗ 
weiens mit der Geftaltung des neueren Staats⸗ und Völterreitszuftandes zu 
fammen. Das Handwerk mit feiner lokalen Selbftgenügfamleit, mit feinem auf 
den Stadt und Gaubezirk befchränften Horizont konnte zur Noth beftehen unter 
der mittelalterlihen Auflöfung der Staatsivee, unter ver Gefangenfhaft des 
öffentlichen unter dem Privatrecht, die Fabrikentwicklung fest den Land» und Welt- 
frieden, die Beſeitigung der territorialen und felbft ver internationalen Verkehrs⸗ 
ſchranken voraus, die Fabrikentwicklung figt auf dem Siegeswagen nationaler umd 
internationaler Verkehrs⸗ und Zollfreiheit und ſchwingt die Falme des Rechts⸗ 
und Weltfriedens. Bezeichnender Weife haben eben die Kämpfe, welche die mittel- 
alterlihe Polyarchie abjchloffen, mit am meiften dazu beigetragen, vie Blüthe des 
alten Handwerkes zu zertveten, in Deutſchland namentlich ver 3Ojährige Krieg. 
Während England und Frankreich aus jenen Kämpfen mit nationaler Einheit und 
fortan gefihertem innerem Lanpfrieven hervorgegangen find, errang freilich Deutſch⸗ 
land, welches troß der Ausbildung des modernen Staatsbegriffs Hunderte von 
Territorien behielt und als das Herz von Europa der Tummelplat der fortdauern⸗ 
den internationalen Wehen blieb, jene ftadtlichen Bedingungen eines blühenven 
Vabrifwefens nicht. Das letztere gelangte denn auch, von ben größeren Staaten 
abgefehen, in Deutfchland erft in dieſem Jahrhundert der deutſchen Zolleinigung 
und unter dem europätfchen Frieden der legten vier Jahrzehnde zu entſprechender 
Entwidlung, nachdem feit dem ZOjährigen Krieg das deutſche Gewerbsleben in 
der fliehen Schwebe zwifhen Handwerks- und Fabrikcharakter fteden geblichen 
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war. Der entfchievene Yortfchritt zur nationalen Zolleinigung Deutfchlands, welcher 
plögli üppigen Trieb in die jabrhundertlange Stagnation gebracht hat, erklärt 
nit nur, fondern rechtfertigt vie zünvende Kraft, welche vie dem Schutzzollſyſtem 
zu Grunde liegende Siltion nationaler Selbftgenügfamteit und Vollendbarkeit des 
Fabrikweſens gerade in Deutfchland lange Zeit gelibt bat. In Wahrheit aber 
hatte ſchon zu der Zeit, als die „nationale Konföveration ber probuftiven Kräfte” 
ins Syſtem geleimt wurde, das Fabrikweſen überall eine internationale Konfö⸗ 
beration angezettelt, da es über bie nationale durch fein eigenes Weſen hinaus- 
getrieben wird, Wie aus dem Bicinalweg die Landſtraße und aus biefer die nach 
internationalen Richtpuntten gelegte Schienenftraße geworben ift, fo muß fi aus ver 
örtlichen und felbft hHausmäßigen (Realgewerbe- und Bannrechte) Eingrenzung bes 
Gewerbes die nationale und aus dieſer die internationale Gewerbs⸗ und Verkehrs⸗ 
freiheit mit dem Fabrikweſen entwideln. Das Nähere über dieſe Wirkungen und 
Borausfegungen des Fabrikweſens müſſen wir jedoch denjenigen Mitarbeitern über- 
laflen, welche die Kapitel des Freſhandels, Völkerrechts und Weltfrievens fchreiben. 

Ueber das muthmaßlih künftige Verhältniß von Handwerk und Fabrik 
werben häufig begrifföfpielerifche Betrachtungen angeftellt, welchen wir einige Worte 
wibmen müſſen. Man bat ven Sat aufgeftellt, das Handwerl werde ſich fchließ- 
ih auf dasjenige Gewerbögebiet zurüdziehen, in welchem bie individuelle Hand⸗ 
fertigleit beſtimmend fei. Dies ift ebenfo zu viel als zu wenig gejagt, dba am 
Ende nur das Kunftgebiet vem Handwerk übrig wäre und doch and, wie fchon jetzt 
pie tägliche Anſchauung lehrt, nie Kunft und vie Kunftgewerbe, fowohl was ihre 
Produktions⸗ als was ihre Abfatverhältniffe betrifft, mit vollen Segeln ins Fahr⸗ 
wafjer des Fabrikweſens eingelaufen find. Das Richtige tft vielmehr, daß ſchon jet 
alle Handwerke fabritmäßige Elemente in fi aufgenommen haben und daß keines 
im Stande fein wird, fie von ſich abzuwehren. Aber die einen Betriebe nehmen 
fo viel, vie andern fo viel von dem Fabrikcharakter in fi auf und immer wird 
es die Minverzahl fein, welche ven Fabrikcharakter in allen ihren Einzelnelementen 
vollftändig entwidelt, wie in allem organifchen Leben die unvollenveteren Formen 
nad Zahl und Art die häufigeren find; ver gewerblide Mittelwald wird immer 
dicker und mannigfaltiger als ver Hochwald bleiben, ed wird immer mehr Klein- 
als Groß betriebe geben, und ganz falſch und engherzig wäre e8, wenn man, 
Kleinbetrieb und Handwerk gleichſetzend, vemfelben nur bei der Kunft einen Zu⸗ 
funfisplag reſerviren wollte. Die Statiftil der hauptfächlichen Kulturländer beweift 
denn auch, daß mit ver Entwidlung des Fabrikweſens die Kleinbetriebe nicht nur 
nicht abgenommen haben, fondern dichter und zahlreicher geworben find. Es fchlägt 
der Statiftit ins Gefiht, wenn man behauptet, die Zahl der felbfiftänbigen ge- 
werblichen Eriftenzen, wenn man benn burchaus nur die Inhaber befonderer Be⸗ 
triebe felbfiftännig nennen will, babe durch vie Fabriken abgenommen; von ge- 
wiſſen Betriebsklaſſen kann bies vorübergehend wahr fein, im Ganzen iſt e8 eine 
ber oidlen dem Fabrikweſen beweisios aufgeladenen, der Wirklichkeit widerſprechenden 

orwärfe. 

Il. Die Stellung des Staates zum Fabrikweſen. Die Zeiten find 
nicht lange vorbei, wo in Deutſchland noch ernftlich die Frage erörtert wurde, ob 
der Staat die Fabriken überhaupt zulaffen, wenigftens, ob er fie befördern folle; 
muß doch noch Rau in feiner Bollswirthichaftspolitit (Musgabe von 1844) bie 
Zuläßigleit der Fabriken dem Holzmangel gegenüber in Schug nehmen. Die 
Frage ift heute ſchon thatſächlich gelöſt, va alle Staaten dem Fabrikweſen vie 
pofitiofte Förderung zu Theil werben laſſen. Der im Fabrikweſen enthaltene un⸗ 
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ermeßliche kulturhiſtoriſche Fortſchritt ift heute fo handgreiflich und fo allgemein 
gefühlt, daß es Eulen nad) Athen tragen bieße, ihn im beichränften Raume biejes 
Werkes weiter zu verfolgen, als es in ver obigen Parallelifirung von Handwerl 
und Fabritweien ſchon gejchehen ift. 

Der allgemeine Stanbpunft des Staates dem Fabrikweſen gegenüber ergicht 
fih aus dem wirthichaftlichen und gefellichaftlihen Eigenweien des fabrilmäßigen 
Erwerbslebensd von feldft. Wenn der Staat ſich einerfeits nicht mundtodt machen 
lafien darf durch ein ertremes laissez faire laissez aller, jo muß er eben fo fehr 

zum allgemeinen Grundſatz machen, nur nad genauefter Prüfung und mit 
forgfältigfter Umficht einzugreifen. Wir übergehen dabei alle Anmuthungen focie- 
liſtiſcher Regelung des Fabrikweſens durch den Staat, welche theild durch eine 
falſche Diagnofe der Uebel ver Fabrikentwicklung theild durch das föderaliſtiſche 
fiantähnliche eigene Wefen ber Fabrik angeregt worben find und welche nur ber 
Fabrikperiode des Gewerbslebens gejhichtlic angehören können und wirklich an- 
gehören. Die Idee der ateliers nationaux ift vdn ber Wilfenfchaft und von ber 
Geſchichte fo überwunden, daß wir von bemjenigen Standpunkte als dem richtigen 
ausgehen, welcher eine direkte ſtaatliche Ordnung der Sabrilölonomil in allen For⸗ 
men für verwerflich anfieht. . 

Als richtiger Standpunkt des Staates zum Fabrikweſen giebt ſich einfach 
derjenige der allgemeinen Gewerbebeförderung durch Wegräumung von 
Entwicklungshinderniſſen nach Außen und Innen und durch eine die Selbſtwüchſig⸗ 
keit der Induſtrie nirgends ausſchließende Anregung. Die Aufgabe ver ehemaligen 
Gewerbedeputationen und Kommerzkollegien, die ſich heute als „Gentralftellen für 
Gewerbe und Handel" an bie Spite ‘der Handeld- und Gewerbelammern ftellen, ift 
nicht mehr die quälerifche Einhaltung von Zunftregeln, ver Entſcheid von Meiſter⸗ 
rechts⸗ und Präfungsftreitigfeiten u. |. w., jondern ber viel weitere und fruchtberere 
Gefihtspunkt ver gewerblichen Bildung ber Iugend, der Anregung durch Inpuftrie 
ansftellungen, ftändige Mufterlager, der Begutachtung von ullgemeinen Fragen 
ber nationalen und internationaleg Gewerböbeförberung. Der Staat hat überall 
nur im Allgemeinen befördernd und ordnend (Fabrikrollen, Fabrikſchiedsgerichte, 
conseils de prudhommes u. |. w.) einzugreifen und bie beſonderen Einmiſchungen 
in die Einzelnheiten des Fabrikweſens als Ausnahme zu betrachten. Es iſt dem 
auch eine häufig fogar in die Definition des Fabrikweſens aufgenommene Eigen- 
thuümlichkeit feiner Behantlung durch ‚die Stantsverwaltung gewefen, daß vie letz⸗ 
tere, welche das Handwerk fo fehr unter Heinliche Bormundfchaft genommen Hat, 
das Fabrikweſen von Anfang freier fi bewegen ließ. Der befte Wille vormund⸗ 
fchaftlicher Behandlung fcheitert an der Nichtregierharleit der internationalen Er- 
werbsorbnung, auf welcher das Fabrikweſen ruht, an ber Vielgeſtaltigkeit der Bil- 
bungen, welde durch die Beſonderung ver gewerblichen Probuktivelemente bervor- 
gerufen tft; wo „Ein Zritt taufend Fäden regt" und dieſe Fäden felbft vom 
ſchärfften Auge nicht überfehen gejchweige beurtbeilt und geleitet werben können; 
muß wie bie ſocialiſtiſche jo bie bureaufratifch-empirifche Regelung des Fabrikweſens 
durch den Staat von felbft aufhören. Eine große Erwerbspolitik, welche ein 
laissez faire, laissez aller wahrlich nicht ift, Hat im Fabrikweſen vie Heinliche 
Gewerbspolizei abgelöft. ‘ 

Wenn nun aber gleich vie ganze Natur bed Fabrikweſens die Einzelneingriffe 
des Staates in feine freie Bewegung und Ordnung nur als Ausnahmen zuläßt, 
fo haben wir dieſe Ausnahmen, fo weit fie üblich find, als foldhe näher zu er- 
örtern, Sie laſſen fi auf einen logiſchen Faden ziehen‘, wenn wir zunächſt zwi- 
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fen Errichtung und Betrieb der Fabriken als Objelt ver Stantsein- 
wirkung unterjcheiben : | 

1) Was die Errichtung von Yabrifen betrifft, fo pflegt pie Geſammtheit 
der Staatseinwirkung dabei in dem Begriff ver Konceffion zufammengefaßt zu 
werden. Der Begriff der Fabrikkonceſſion tft daher ein fehr vielveutiger und bat 
in verfchievenen Staaten verfchievenen Inhalt. Es kommt uämlich ganz darauf an, 
von was der Staat feine Konceffion abhängig zu machen pflegt. Schon formell 
läßt ſich unterfcheiven zwifchen Adminiſt rat iv⸗ und Legal konceſſion, je nachdem 
die Entfheitung dem arbiträren Ermeſſen ver Verwaltungsbehörde anbeimgegeben 
ift oder je nachdem fie auf bloßer Kognition über bie Erfüllung allgemeingültiger 
gefeglicher Borfchriften beruht. In den meiften Staaten iſt das leitere Regel ge- 
worven, und es. läßt fich nicht verlennen, daß die damit verbundene Befeltigung 
aller adminiſtrativen Willlür der ſelbſtwüchſig gefunden Entwidlung des Fabrik: 
weſens großes Bedürfniß if. Ganz abgefehen von heterogenen Entſcheidungsgründen 
ber Koncelfion, welchen vie gewerblichen Interefien leicht geopfert werben, fo iſt 
bei einer Aominiftrativfonceffion Willfür, welche dem Anfehen oder der Integrität 
des Beamtenthums fchadet und die gewerblichen Klaffen verlegt, häufig unvermeib- 
li, Gleiche Freiheit Aller in der Erwerbsbethätigung ift einer tüchtigen Inbuftrie- 
entwidlung unentbehrlich. Dies hat ehevem fehr gefehlt. Die Anfänge des eigent- 
lien Babritwefens fallen faft überall mit Yabrifationsprioilegien zufammen. Wir 
können ganz unentichieven laſſen, ob die hiſtoriſche Thatſache, daß vie Wiege ver 
Induſtrie und des Fabrikweſens von wucherndem Privtlegienwefen aller Urt um- 
raukt ift, der Entwidlung der Fabrikation mehr genützt oder mehr gefchavet hat, 
ob die letere wegen ober troß ber Privilegien groß geworden ift; gewiß ift, daß 
vie heutige Fabrikentwicklung und das heutige Rechtsbewußtſein mit der Privile- 
girung einzelner Betriebe und der Abhängigkeit des Gemwerbebetriebs von abmini- 
firativem Wohlbelieben kaum vereinbar ift. Die Stantsverwaltung wird fih im ber 
Regel auf die Kognition der Erfüllung der allgemeinen gejeglihen VBorfchriften zurüd- 
ziehen und felbft dieſe wenigftens in erfter Inftanz Standesorganen (Gewerbelam- 
mern, Gewerbe» und Hanvelsgerichten) überlafien, will fie ihrem fittlichen Anfehen, ver 
natürlichen ftatt Fünftlichen Fabrikblüthe und dem Interefle ver Konſumenten, welches 
dur Konkurrenz wahrgenommen wird, dienen. Materiell kann die Konceffion, 
berishe fle auf unbeſchraͤnktem Ermefien ver Verwaltungsbehörde oder auf Hand» 
babung beftimmter gefeglicher Normen, durch ſehr verjchlevenartige Rüdfichten be⸗ 
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Fabriken gleihmäßig unter Einen Hut bringen zu wollen. Die NRüdfichten einer 
vernünftigen Aedilitäͤt (Baupolizei aus den Nüdfichten ver Feuersgefahr, ver Ger 
funbheit und Sicherheit der Arbeiter u. |. w.), der Rechtspolizei, des Privatrecht3- 
ſchutzes, ver Flußpolizei, ver öffentlichen Geſundheit, ver öffentlichen Rube, ver 
(wirklich oder eingebilpet bedrohten) Staatsficherheit müſſen vie Staatseinwirkung 
bei Errichtung ver Fabriken mannigfach verjchieven beftimmen und verſchiedene 
Arten von Yabrilen werben daher verſchieden zu behandeln fein, bie einen lönnen 
mehr oder weniger frei zugelaſſen werben, über vie andern hat felbft eine materielle 
Kognition Statt zu finden (jog. Konceffionsgewerbe, als da find: Mühlen, Pul- 
vermüblen, lärmende und luftverderbende Gewerbe, welch’ letzteren die hohe Staats- 
polizei auch Drudereien etwas uneigentlich beigefellt hat u. f. w.). Was bie In- 
tereflen der Yeuerficherheit, der Straßenorbnung, det Nachbarrube, bes Kirchen- 
friedens u. ſ. w. betrifft, fo kann ver Staat viele Konflikte einfach dadurch löſen, 
daß er der Bildung von Fabrikquartieren Vorſchub leiftet, womit er nur 
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einem in der Entwidiung bes Fabrikweſens ohnehin fich geltend machenden Triebe 
entgegen fommt. Bei der Anfieblung in befonveren Fabrikquartieren fallen eine 
Maſſe von Interefienkollifionen von felbft weg und wenige gefetliche Beftim: 
mungen reichen bin, die noch übrigen ftreitenden Rüdfichten z. B. in Bezug auf 
Feuer- und Straßenpolizei, zu befriedigen und zu verfühnen. Einzelne Yabrifarten 
werben allerbings immer noch übrig fein, bei welchen in jebem gegebenen Falle 
befonvere Umſtände zu berädficätigen find, fie werben daher einer mehr oder weniger 
arbiträren Apminiftrativfonceffion vorzubebalten fein. Die Art ber Geltend— 
machung der mandherlei bei Fabrikenerrichtung wahrzunehmenven Intereſſen ift 
in verſchiedenen Staaten eine verſchiedene. England, welches überfaupt für bie 
Regel keine flantspolizeilihe Einwirkung bei Fabrikerrichtung kennt, überläßt ſelbſt 
ven Schutz der Nachbarrechte der freien cioilrechtlichen Verfolgung der ſich verlegt 
Glaubenden. In den Ländern ſtaatspolizeilicher Bethätigung berricht gewöhnlich ein 
öffentliches Provolationsverfahren und es hat ſich bafielbe, fo viel wir bei Sad- 
verftändigen erheben konnten, zur rechtzeitigen Geltendmachung bereditigter Nach⸗ 
barinterefien wie zur Abſchneidung chikandſer Nachbarproceſſe fehr wohlthätig und 
wirffam ermwiefen, namentlih wo ven abminiftrativen Konceffionsentfcheidungen 
unter ober ohne Kautionsleiftung vorläufige Kraft bis zum richterlihen Austrag 
eingeräumt if. 2) 

Einem befonderen Maß ftaatlidher Einwirkung find ganz allgemein, weil nicht 
mit Rüdfiht auf ihren techniſchen Fabrikationszweck, fondern wegen ihrer eigen- 
thümlichen dkonomiſchen Gliederung die Altienfabrifen, zum minbeften bei ihrer 
Gründung wenn au nicht bei ihrem fortlaufenden Betriebe unterworfen worben. 
Ihnen gegenüber nimmt oft der Stant wirklich oder blos tänſchendem Anſcheine 
nah nicht blos die Rechtmäßigkeit, fondern auch vie befondere wirthſchaftliche 
Zwedmäßigleit des zu gründenden Fabrilbetriebs zur Grundlage feiner Ronceffions- 
entſcheidung. Iſt dies fo allgemein gerechtfertigt und woher kommt es? Mit dieſer 
Frage greifen wir in eine an der Berathung bes sweutihen Handelsgeſetzbuches 
entzlindete heiße Streitfrage der Zeit hinein, welche umfänglider im vollswirth 
fhaftlihen Theile des Artitels „Anonyme ——— * erörtern iſt. Die Altien- 
fabriten werben zu ausnahmsweifer flantlicher Einflußgnahme bei ihrer Gründung 
und ihrem Betrieb empfohlen: 1) wegen ihrer angeblichen den Einfluß der Staats: 
gewalt und die Eriftenz des Inpivinualerwerbs bebrohenden übermäcdhtigen Stellung, 
2) wegen der Schwinveleien bei ihrer Gründung nnd Verwaltung. Halten viefe 
Behauptungen fo allgemein Bingeftellt die Probe der Erfahrung und einer unbe: 
fangenen vollswirthſchaftlichen Erörterung aus? Die Erfahrung bat immer, und 
niemals fo deutlich, als in ber Periode volfswirtbfchaftlichen Aufſchwungs, weldhe 
feit 1850 datirt, bewiefen, daß vie Prüfung der Witienfabriten auf ihre „Seli- 
bität", ihre „vollswirtbfchaftliche Zweckmäͤßigkeit“ vom Staate mit Sicherheit nicht 
angeftellt werben kann. Ja die vorgängige Kognition des Staates über vie zu 
gründenden Wtienbetriebe hat den Aktien Krepit und leihten Kurs ge- 
geben wie der Stempel ven Münzen, bat die einzige wirffame Prüfung, wa: 
mentlich die des fi) betheiligenden Publikums, vie diligentia in rebus suis ein- 
geichläfert, das Auge der individuellen gefchäftlichen Borficht geblendet, faktiſch vem 
Schwindel Vorſchub geleiftet und das Publikum in das hineingeführt, was ihm 
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die Stantöfürforge erfparen follte, in Schaven. Eine genaue nationalöfonomifche 
Prüfung erweift auch die angebliche Thatfache als irrig, als fei durch Entwidlung 
des Altienweiens das Privatgewerbe, die individuale durch die föderale Wirth- 
ſchaftsform mit Vernichtung bedroht. Die Aktiengefellihaft bat ihre großen Bor- 
züge und kann Vieles leiften, was der Individualbetrieb nicht vermag, aber ber 
letztere bat feinerfeits feine eigenthümlichen Vorzüge, und fo wenig das Yabril- 
weien im Allgemeinen die Heinen Gewerböbetriebe vernichtet, vielmehr vermehrt 
bat, eben fo wenig verfählingen, fonvern bebingen vielmehr die großen Aktien⸗ 
betriebe die individuellen Fabrikbetriebe. Es ift alfo weder dazu allgemeiner Grund 
vorhanden, bei Gründung und Verwaltung der Aftiengefelihaft die geſchäftliche 
Vorficht der Privaten durch die Garantie illuſoriſcher Stantsauffiht zu erjegen, 
noch dazu, das Privatgewerbe gegen die angebliche Bedrohung bes föderalen 
Altiengewerbes mehr in Schug zu nehmen, als ehevem ben handwerklichen Klein- 
betrieb gegen den fabritmäßigen PBrivatbetrieb. Eine Berrohung des Staatseinfluffes 
ſelbſt durch wirthichaftliche Uebermacht der Aktienfabriken findet bei ver heutigen 
Entwidlung der Konkurrenz nicht Statt. Wenn es ſonach fon an zutreffenden 
allgemeinen Grünvden zu vorzugsweifer Bevormundung der Altienbetriebe dem 
Staate mangelt, fo fehlt es ihm noch viel mehr an ber Fähigkeit, denn es find 
meiftens in ihrer Art befondere, ja fogdr neue ſchwer nad vorhandener Erfahrung 
zu beurtbeilende Unternehmungen, die der Staat vor fih bat. Die Beurtheilung 
des Stantes ift daher entweder oberflädhlic und mild und dann überflüſſig, ober 
zu Ängfllih und dann hemmt fle die inpuftrielle Entwidlung und lenkt fie nad 
den Länvern freierer Behandlung ab, die goldene Mitte aber ift kaum einzuhalten. . 
Der Staat wird daher am Velten auch die Altienfabrilen wie die Fabriken im 
Allgemeinen behandeln und ihre eigenthümliche, d. h. füberale Gliederung infoweit 
durch ſolche befondere und zwar geſetzliche Borfchriften berüdfichtigen, welche bie 
regelmäßige Kenntnignahme und Wachſamkeit der Altionäre über ven Stand des 
Geſchäftes befördern und erleichtern. Wo bei der Gründung von Fabriken im All⸗ 
gemeinen befondere abminiftrative Einwirkung ausnahmsweiſe gerechtfertigt ift, mag 
dies dann ſelbſtverſtaͤndlich auch von den Altienfabrifen gelten. Die Streitfrage 
wegen Konceffion der Alltengefellichaften ift wie viele andere nur deßhalb fo 
fchwierig, weil man Unzufammengehöriges vermifcht. Daß ver Staat Über eine auf 
Aktien zu gründende Eiſenbahn ſich eine ganz aus ven Verhältniſſen des einzelnen 
Falls zu fhöpfenne Kognition vorbehält, wird vernünftiger Weife immer ver Fall 
fein, und auch die englifche Aktiengeſetzgebung bat viefen und verwandte Fälle ver 
Kontrole des Board of Trade vorbehalten. Im großen Durchſchnitt aber werben 
gerane Aftienfabriten unter allen auf Gewinn berechneten Altienvereinen bie 
am freieften zu behanvelnven fein. Die Schwierigleit kommt wirklich nur daher, 
daß man die materielle Natur der einzelnen Atienvereine zu fehr unter die 
allgemein juriftifche Form zefangen genommen, baß man nicht nach Arten unter- 
ſchieden hat. 

Das Gleiche, was von den anonymen Altiengefellichaften geſagt ift, tft von 
den Kommandite-Aftiengefellfhaften zu fagen, welche auf dem Kontinent 
durch uniforme Behandlung nach dem juriftifchen Princip des Code du commerce 
vielleicht um fovtel zu fehr der Staatseinwirtung entzogen find, als ihr die ano» 
nymen Gefellfchaften zu allgemein unterliegen. Fraukreich hat denn im Jahr 1856 
(Iuli) feine Geſetzgebung über Kommanditealtiengefellfhaften in Ergänzung bes 
Code du commerce und des Gejeges vom 31. März 1833 erweitert, und, ohne 
die Kommanditealtiengeſellſchaft der Staatsprüfung zu unterwerfen, vermehrte ge⸗ 
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fegliche (theilmeife fehr zwedmäßige) Veftimmungen getroffen, welche den Zwed 
haben, buch Hemmung des Spehtlationsumlaufes ver Aktien ſchon zur Zeit ber 
Gründung, durch Aufftellung eines Ueberwachungsrathes, durch ein geordnetes 
Schätungsverfahren in Betreff des Gerantenbeibringend und durch noterielle Be 
fätigung ber wirklichen Erfüllung dieſer verſchiedenen Garantieformen das Kapi- 
tal vor Yusbentung zu fehlten. 

Am meiften entſpricht bie neuefte engliſche Geſetzgebung über „Erwerb 
geſellſchaften“ (Art. 19 und 20 Victor. C. 47 vom 14 Juli 1856) dem Stand⸗ 
punkt, welchen wir im vorſtehenden eingenommen haben. Die Grundjäge dieſes Ge 
‘feges find : 1) eine abminiftrative Vorprüfung findet in der Negel nicht Statt; 
denn bie Einregiftrirung einer Gefellfchaft, welche pie vorgefchriebenen geſetzlichen 
Beſtimmungen erfüllt und dies nachweiſt, kann von dem Registrar, welcher eine 
rein notartelle Stellung einnimmt, nicht verweigert werben. Aber dieſe Bedingungen 
konſtituiren 2) eine Legalkonceiflon, welde im Ganzen als Ängftlic bezeichnet 
werben muß. Die Berechtigung eine Erwerbsgeſellſchaft (geſetzlich iſt dies jede 
aus mehr als 20 Berfonen beftehende auf Gewinn berechnete Geſellſchaft ohne bie 
juriftifch formelle Unterſcheidung von Kommandite⸗ und auonymen Altiengejellfchaften) 
wird 7 Perfonen als Minimalzahl gegeben. Die rechtsgültige Konftituirung wird 
von der Eintragung ver von biefen Perfonen errichteten Geſellſchaftsurkunde 
(memorandum of association) in die Regiſter des Registrar of Joint Stock 
Companies abhängig gemacht. Diefe behördliche Vormerkung gefchieht nach Prü- 
fung ver Erfüllung der geſetzlichen Formalien. Die Geſellſchaftsurkunde muß ent- 
halten: Namen, Ort, Zwed, Kapitalbetrag, Zahl und Betrag der Antheile, eine 
Feſtſetzung barüber, ob beſchränkte over unbefchräntte Haftbarleit angenommen 
ift (limited — illimited Hability). Letzteres muß auch auf ver Firma, in äffent- 
lichen Ankündigungen, auf Effekten, Wechfeln, Dokumenten ꝛc. der Geſellſchaft 
ſtets bezeichnet fein. Zu unterſcheiden von ber Geſellſchaftsurkunde ift das Statut, 
für welches ein allgemeines geſetzliches Formular aufgeftellt ift, fofern nit aus 
drückliche Erweiterungen beliebt und beim Registrar hinterlegt find. Jede fpätere 
Abänderung des Statuts hat durch einen Specialbefhluß zu. gefchehen, welcher nur 
bei Unwefenheit von wenigftens drei Viertheilen der Stimmbefiger in zwei we⸗ 
nigftens einen Monat auseinander liegenden Generalverfammlungen gefaßt werben 
kann und ebenfalls beim Registrar hinterlegt werden muß. Um die unfidhere Ber- 
fönlichfeit der Altiengefellichaften für das Publikum und die Theilhaber zu firixen, 
ift das englifhe ©efeg weiter und zum Theil wohl zu weit gegangen durch Ve⸗ 
feitigung eigentlicher Au porteur-Atien, durch Erſchwerungen ver Ceſſion u. ſ. w. 
Jede Beſitzübertragung ift in dem Regifter der Antheilshaber, welches im Bureau 
ber Induſtriegeſellſchaft aufzuliegen hat, einzutragen, jährlich iſt eine neue Lifte 
mit Namen und Abreſſe ver Theilhbaber, Angabe ver Kapitalfumme u, |. w. aus 
zufertigen, dem Registrar of J. St. C. zu übergeben und Jedermaun ift berechtigt 
gegen Gebähr Einfiht und Abfchrift davon zu erhalten. Somit find im Allgemeinen 
Aktienfabriken gegen Erfüllung dieſer zum Theil engherzigen, großentheild aber 
zweckmäßigen Beftimmungen ohne Weiteres ftatthaft, mit Ausnahme der Erwerbs 
gefellfhaften, welche über ein gewiſſes Maß hinaus Tann erwerben (Eifenbahnen, 
Bergwerke u. f. w.), biefe bebärfen der Genehmigung des Handelsautes (Board of 
Trade). Ein Sünftel der Ationäre kann vom Hanbelsamie die Unorbnung einer 
Specialunterſuchung ver Geſellſchaftsverhältniſſe verlangen, jedoch laufen bie 
Koften nicht auf Gefahr des Handelsamtes. Diefes Geſetz fichert, unbeſchadet der 
vernünftigen Ausnahmen, ver engliſchen Geſellſchaftsinduſtrie eine geſetzliche Bafis 
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ebenfo, flätiger als georbneter Entwidlung. (Näheres, vergl. Schwebemener, 
das Altiengefellichaftsweien in England.) 

2) Die Stellung der Stantögewalt zu dem Fabrikbetrieb. Als allgemeiner 
Grundſatz kann aud hier nur die größte Vorficht bei einzelnen Eingriffen empfoh- 
len werben, ba einerfeitS wegen ver Verſchlungenheit aller VBerhältniffe des Fabrik⸗ 
weſens ein verbütetes Uebel leicht zwei andere hervorbrechen läßt und die Berhält- 
niffe eines Fabrikbetriebes überhaupt. fchwer zu beurtheilen find. In einzelnen 
Fällen jedoch wird es wirklich Pflicht des Staates fein, einzufchreiten. 

Zum Schug höherer fittlicher Intereflen : Vielfach ift ver Staat im Interefle 
ver Sonntagheiligung eingefchritten durch Verbot der Arbeit am Sonntag, 
durch Verbot lärmender Fabrilation währenn des Gottespienftes u. |. w. Der Staat 
wird fid) hüten müſſen, daß durch die Wahrnehmung des Sabbathintereſſe's nicht, 
wie fo häufig der Fall, technifche und ökonomiſche Tebensvorausfegungen ver Fabri⸗ 
fen angegriffen werben. *) Die Nüdficht auf bie gottesbienftlihe Ruhe der übrigen 
Bevölkerung wird am beften gewahrt werben, wenn man, wie ſchon oben empfohlen, 
das Fabrikweſen in befonvere Quartiere zu koncentriren fucht. 

Ein hohes ſittliches Motiv, welchem zu lieb ver Staat überall in ven 
Fabrikbetrieb eingegriffen hat, ift pas der Jugenderziehung, bie Yürforge für 
bie körperliche und fittlichegeiftige Reife der Kinder gegenüber ber Fabrikarbeit. In 
Großbritannien wurde zuerft auf Peeld Antrag durch den Parlamentsbefhluß von 
1802 (42, Geo. II.) für vie Geſundheit ver Kinder in den Spinnereien geforgt, 
fodann durch Alte von 1819, von 1825 (1 u. 2 Geo. IV C. 39, Hobhoufe's 
Alte) und vom 29. YWuguft 1833 (3 u. 4 William IV, cap 103) gemeinhin 
factory-act genannt, ferner durch den factory-act von 1844. Anorbnungen in 
gleihem Betreff enthält vie preußifche Verordnung vom 6. April 1839 und 
das neuere preußiſche Gejeg vom 16. Mai 1853, vie bayriſche Verordnung 
vom 15. Januar 1840, franzöfifches Gejeg vom 22. April 1841. Es ift auf 
folgende Geſichtspunkte hauptfählih zu achten: 1) Kinder unter einem gewiflen 
Alter dürfen gar nicht gebraucht werben in allen oder gewiffen Arten von Yab- 
riken (Seibenfabrifen find in ber englifchen Alte von 1833 günftiger behanbelt) : 
Ducpetiaur ſchlägt 10 Jahre vor, Frankreich hat 8, England, Bayern 9, Preußen 
12 Jahre angenommen. Beachtung bes Tauffcheines, eines gerichtsärztlihen und 
Sdäulinfpettionszeugniffes kann dem Fabrikanten vorgefchrieben werden; 2) daß von 
dieſem Zeitpuntt an bis. zum durchſchnittlichen Alter voller Arbeitsreife die Kinder 
nur fhonend, eine gewiße tägliche Stunvenzahl (in Preußen bis zum 15. Jahre 
6 Stunden), verwendet werben; 3) daß ihnen ver Befuh ver Schule geftattet 
werben muß. In Deuiſchlaud ift hiefür nach dem Standpunkt feines Schulwefens 
wohl überall ausgiebige Zürforge getroffen, in England Bat das Geſetz von 
1843 (Grahams Bill) zuerft für den Schulbefuch der Fabrikkinder Yürforge ge- 
troffen; 4) daß die Arbeitsräume der Fabriken gehörig gelüftet, gereinigt, daß 
in chemiichen Fabrilen bie geſundheitsgefährlichen Stoffe, namentlich Gaſe, fchnell 
befeitigt und gebunden werden, was ohnehin das Intereſſe aller Arbeiter fordert. 
England Hat befonvere Ueberwachungsbehörden, Factory Inspectors, eingeſetzt, 
welde halbjährlich werthvolle Berichte abftatten. Nachweife über vie Wirkungen 
der Galtoreigefege in England, Frankreich, Preußen lauten jehr günftig: die Ar- 


*) ©. über dieſe wichtige Frage, deren Löfung wohl am Sicherften dur internationale 
Berabredungen zu bewirken wäre, den Art, „Sonntagsfeier“. Anm d. Red. 
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beitsherrn haben ſich darein gefligt. Aus England liegt uns ver Bericht Mr. Hor- 
ners, des Infpeltors des Lancafhire Diftrift, vom 31. Oltober 1850 vor. Darin 
finden fich folgenve Vergleiche über die in Großbritannien 1835 und 1850 beihäf- 
tigten Yaltoretarbeiter : 
Zahl ver 1835: 1850: 
Jünglinge von 13 bis 18 Jahren 47,768 67,864 
Männer über 18 Sabre . . . 82,336 157,866 
Knaben unter 13 Jahren. . . 27715 21,137 
Vrauensperfonen über 13 Jahre. 167,130 329,577 
Mädchen unter 13 Iahren . . 28,378 19,638 


353,327 596,082 

Schlagender und erfreuliher könnten dieſe officiellen Zahlen. nicht fein. Die 
Kinderarbeit ift, wie aus ven Faktoreiberichten hervorgeht, hauptſächlich durch Ver: 
befferung und Bermehrung der Mafchinen erfegt werben. %) Daß ver wermehrte 
Gebrauch Berbeflerter Mafchinen reine Folge ver Faktoreigeſetze gewefen, wird fih 
natürlih um fo weniger behaupten laſſen, als im fraglichen Zeitraum das Ma- 
fchinenmejen auch außerhalb ver Faktorelinduftrieen (Baumwoll-, Flachs—, Woll, 
Seivenfabrifen ꝛc.) überall eine ähnliche intenfive Steigerung erfahren hat. Es 
erhellt aber varans, daß vie Befeitigung unreifer Kinderarbeit ohne Nachtheil für 
das Fabrikweſen ſtattgefunden hat und ber Erfag durch vermehrte und verbefferte 
Maſchinen nicht nur nicht von einer Verminderung der Arbeiterzahl im Allgemeinen, 
fondern von einer Berbopplung fpectell der reifen Arbeiter begleitet geweſen ift, 
und im Zufammenhang damit fteht die fehr beträchtliche Steigerung der Wrbeits- 
Löhne, weldye im Zeitraum feit 1835 ganz unverkennbar im Örfolge der vermehr⸗ 
ten Maſchinenarbeit gewefen iſt. Die völlige Beſeitigung der Verwendung un 
reifer Arbeitsträfte läßt fi natürlich nur allmählig von fortfchreitenver ſittlicher 
und intellettueller Bildung der Fabrikherrn und ver Arbeitereltern erwarten. Bis 
jetzt {ft die Gewiſſenloſigkeit der leßtern fo groß, daß der Staat um fo unbebenf- 
licher einzugreifen bat, als dieſer Eingriff erfahrungsmäßig nicht nur nicht ſchadet, 
fondern darauf hinwirkt, auf die Dauer einen Fräftigen Arbeiterſtamm zu erhalten 
und dadurch die zufünftige Kraft des Fabrikweſens zu verbürgen. 

Es dürfte, um den Mißbrauch der Kinder bei dem Fabrikweſen zu verhin⸗ 
dern, hauptfächlich darauf ankommen, diejenigen Produktionen genauer überwachen 
zu laſſen (am beften durch das in England bewährte und auch für die Inbuftrie 
ftattftif und für die Zwede der dem neueren Wirtbfchaftsleben fo nöthigen Deffent- 
lichkeit nügliche Inftitut der Yabritinfpeftoren), bei welchen die Kinderarbeit in 
größerem Maße ftattfindet. Die Ueberwachung hätte ſich natürlich auf die Rognition 
ber Erfüllung ver gefetlihen Vorfchriften zu beſchränken. Nach einem vortrefflichen 


3) Die Zahl der mechanifchen Webftühle (power loom) hat ſich im vereinigten Königreich 
von 1835 bis 1850 von 115,782 auf 298,908 vermehrt! Diefe Ziffern mit den obigen Tombinirt 
geben beifäufig bemerft eine der beften ftatiftifchen Antworten auf die unbewiefene Anflage, dur 
die Mafchine den Arbeitern das Brod fehmälere. Während die Mafchinen an Zahl und Kraft fid 
mehr als verdoppelten, haben fich nahezu auch Die Arbeiter verdoppelt und diefe haben dabei 
ftatiftifch nachweisbar den Lohn fleigen fehen. Gegenwärtig beforgt in den fchottifchen Spinnereien 
ein Mann 1500 bis 2000 Spindeln und erhält 35 Shil. Wochenlohn, in andern Betrieben mit 
fehlechteren Mafchinen nur 800 Spindeln mit 20 Shit. Wochenlohn, vor 35 Jahren nur 130 
feine Spindeln bei 12 Shit. Wochenlohn. (Tooke, History of Prices, Vol. VI.) Solche That: 
fachen fprechen klarer als Dupende philantropifche Klaglieder über den Einfluß der Mafchine cut 
Die Arbeiteregiftenz. j > 
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Bortrage des Direktors des preußifchen ſtatiſtiſchen Bureaus Dieterici an bie Ber- 
Iiner Akademie 1856 (welder eine ftatiftiiche Apologie ver Inpuftrie gegen bie 
verfchiedenen ihr gemachten Vorwürfe enthält) waren nah ben Aufnahmen von 
1852 im preußifhen Staat bei den metalliichen Fabrikationen meift nur 1/, bie 
2 pCt. der Arbeiter Kinder, nur bei Stahlmaaren- und Nähnadelnerzeugung 15 
bis 20 pCt.; bei Woll- und Flachöfpinnerei 5 bis 8, bei Baummwollengarn 15, 
bei ſeidenen Zeugen waren es 17, bei Wollgeweben 8, Baumwollgeweben 10, bei 
Tabaks⸗ und Bigarrenfabrilation 11, fonft hauptfählid 1 bis 2 pEt. Der Staat 
bat alfo nur diejenigen Fabrilationen ſchärfer beobachten zu lafien, in welchen viel 
Kinderarbeit verwendet wird. 

Es iſt auch für erwachſene Arbeiter eine gefegliche Beftimmung ver Fabrik⸗ 
ftunden vorgefchlagen worven. Die flörenden Wirkungen einer folden Magregel 
überwiegen aber ſicherlich wie denkbaren Vortheile. Die augenblidiihe Konjunktur 
[pie im Geichäftsieben eine wachſende Rolle, ver Fabrikherr muß fie benügen 
önnen, dem Berbienft der Arbeiter hilft fie und vedt vie Ausfälle ungünftiger 
Zeiten; der Zinfennerluft in manchen Betrieben wiirde zu groß. Merkwürdige Er- 
fahrungen ver jüngften Zeit (1850 bis 1856), welche ſich gerade durch einen 
allfeitigen Arbeitermangel darakterifirte, jcheinen zu beweifen, daß trogbem eine 
Abkürzung übertriebener Arbeitsdauer mit der wachſenden Intenſivität der Arbeit und 
mit der befferen Bezahlung ver Arbeiter Hand in Hand geht. Nah den von New- 
mard (in Tooke, History of Prices VI. Vol.) mitgetheilten Erhebungen haben 
ſich 1851 bis 1857 die Arbeitslöhne in England im Durchſchnitt um 15 bis 
20 pG&t. gefteigert, während fich die Arbeitsftundenzahl von 70 auf 60 Stunden 
per Woche in faft allen Gewerben verminderte. 

Der Staat ift im Interefje der Arbeiter noch außerdem vielfah zum Ein- 
greifen in die Blonomifchen Berhältniffe des Yabrikbetriebs aufgefordert worden. 
Es wurden fogar in polizetwifienfhaftiihen Lehrgebäuden Mafregeln empfohlen, 
um eine Theilnahme der Arbeiter am Fabrikgewinn durch gefeglihe Anordnungen 
zu realifiven. Die Regierungen haben jedoch dieſe focialiftifche Klippe mit Recht 
ftreng vermieden, felbft *) in der philantropifch unfchuldigen Geftalt, vie Fabrikherrn 
zu regelmäßigen Beiträgen für Alters, Krankheits und andere Unterftägungszwede 
gefeglich zu veranlaflen. Die Erfahrung bat dieſe Politik vollſtändig gerechtfertigt. 
Während gefegliher Zwang der angegebenen Art gewiß viel Störung in die na- 
tionale Fabrifentwidiung gebracht haben würde, Ift in Form von Prämienreferven 
für bleibende Arbeiter, in Form von freiwilligen Beiträgen für die Arbeiterkaſſen, 
in Form der Fürforge fir wohlfeile und gute Berlöftigung und Belleidung von 
ven Fabrikanten mehr geleiftet werben, als ſich durch Gefeg hätte erzwingen laſſen. 
Diefe freie Bethätigung ver Fabrikherrn entfpringt der jet immer weiter ſich ver- 
breitenden Erfahrung und Ueberzeugung, daß theurere, ein höheres materielles und 
intellektuell⸗ſittliches Bedürfnißmaß kennende Arbeiter ſelbſt privatwirthſchaftlich vor- 
theilhafter find, als aumfelige, wohlfeile Lohner. Nichts iſt in der Lektüre der neueſten 
englifchen vollswirthſchaftlichen Literatur fo wohlthuend als viefer Sag, welder 
Übrigens nur ald eine beſondere Erſcheinung der lange feftftehennen Erfahrung, 
daß Sklavenarbeit weniger vortheilhaft als freie Arbeit ſei, betrachtet zu werben 
braudt. Der Staat kann indefien durch Bffentliche Auszeichnungen der — wenn 
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‚Anm. d. Red. Doch nicht immer, wie z. B. neuerliche Anordnungen in Bayern be⸗ 
weiſen. Vgl. übrigens Bd. I. S. 405. 
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auch im beften eigenen Interefie — dem Wohl ihrer Arbeiter hingegebenen Fab⸗ 
rifheren die bezeichnte freie Entwidlung förbern. 

An die Fabriken ſchließt fih gerne eine ihren Arbeitslörper mehr ober we 
niger zwangsweife erfaffende Naturalauslobnung dur Abzüge für ven ge: 
meinfam gebedten Tiſch, die gemeinfame Bekleidung u. |. w. an. Diefe Natural 
auslohnung kann zu mißbräuchlicher Ausbeutung der Arbeiter nad) der Tonfumtiven 
Seite ihres wirthſchaftlichen Lebens führen, und dieſe Ausbeutung — unter 
dem Namen Truck System befannt — ift mit Recht gebrandmarkt worben. 
Doch wird auch bier eine empirifche direkte Einmifchung des Staates mur in fe: 
tenen Ausnahmsfällen räthlih und von Erfolg fein. Die völlige Befeltigung der 
Mitwirkung der Fabrik zu gemeinfamer Befriedigung ver Konſumtionsbedürfniſſe 
der Arbeiter ift um deßwillen unthunlich, weil vaburd mit ven möglichen Mik- 
bränchen die größten wirklichen Vortheile für die Arbeiter erfticdt werden wärben. 
Man kann e8 auch mit Befriedigung fagen, daß das fortfchreitende fittliche Be 
wußtfein und deſſen Stimme, vie öffentlihe Meinung, daß der ſteigende Bedarf 
an Arbeitern und die damit verbundene Werthſchätzung der legtern, daß bie Kon 
furrenz anf dem Arbeitsmarkt jene Mißbräuche fehr verringert haben. 

Eine befonvere Beſprechung erfordert das Verhalten des Staates zu va 
Arbeitseinftellungen (strikes). In den Gewerbeorpnungen verſchiedener deutſcher 
Staaten wird jede Verabredung der Urbeiter zur Arbeitseinftellung in der Abficht, 
eine Lohnerhöhung dadurch herbeizuführen, mit Polizeiftrafen belegt. Dies iſt eine 
unbillige, unfreie Behandlung ver Arbeiter zum Vortheil der Arbeitsherren, welden 
die Verabredung zur Lohnernievrigung mit gleihem Rechte oder Unrechte verwehrt 
werben müßte. Allervings haben maſſenhafte Urbeitseinftellungen die öffentliche 
Ruhe oftmals geftört, im Anfang ves vorigen Iahrhunderts haben vie Augsburger 
Schuhknechte foger Kaiſer und Reid In Allerm gefegt. Dadurch iſt aber nur ge 
boten, daR die Polizei die geeigneten Maßregeln zur Erhaltung der Ruhe ergreift. 
Ste braucht ſich dabei nicht fo paffio zu verhalten, wie es in England, dem Elafli- 
{hen Lande ver die feiernden Arbeiter nach Zehntaufenven zählenven strikes, der Fall 
ift; fle kann Zufammentreten zu größeren Rotten u. f. w. vermehren, überhaupt 
fehr thätig fein, ehe es zu förmlihem Bruch des Rechtes und der Orbnung kommt, 
aber es ift eine unbillige Beichräntung ver Freiheit des Arbeiters, wenn ganz im 
Allgemeinen die Verabredung zur Arbeitseinftellung zum Zwed ver Lohnerhöhung 


polizetlich beftraft wird. Selbft die Erfahrung, daß bie Wrbeitseinftellungen mel 


zum Schaden ver Arbeiter ausfchlagen, rechtfertigt folhen die wirthichaftliche Tre’ 
heit der Arbeiter antaftenden polizeilichen Eingriff nicht. 
Wie der Lohnzwang, fo ift in verſchiedenen Formen Arbeitszwang gegm 


bie Arbeiter vom Staat in Anfprud genommen worben, hiufichtlich ver blaum 


Montage und aller plöglichen Arbeitsunterlaffungen. Der Staat wird ſoweit nid! 


poſitive polizeiliche Webertretungen konkurriren, gegen bie Arbeiter nur dann einfchre: 
ten, wenn fie durch ihr unregelmäßiges Feiern den ae pie & verlegen. Durd 


Feſtſetzungen in dieſem können ſich die Arbeitsherrn alle billige Hülfe verfchafien. 

Das Intereſſe der Konſumenten gegen Verabredungen der Fabrikanten 
über Preiſe kann der Staat ebenfalls nur auf indirektem Wege wahrnehmen. Det 
bauptfächlichfte indirekte Mittel ift Stärkung der Konkurrenz durch mehr oder Tr 
niger ungehemmte Zulaffung des Auslandes zu berfelben. Die Preisloalitionen ta 


Vabrifanten find gewöhnlich Kunſtgewächſe ver Schubzoll- und Prohibitionslände. 


Den richtigen Streich dagegen führt die Staatöverwaltung durch einen Federſtrich 
auf dem Bolltarif. J 
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In foctalpolitifder Beziehung iſt über vie Stellung der Staatsgewalt 
zum Fabrikweſen das Erforderliche bereits bemerkt, theils in einigen eingeftreuten 
Bemerkungen im erften Theil diefes Artikels, theils in den Artiteln „Arbeitende 
Klaſſen“ und „Affoctation”. Wir fchliefen uns, was namentlih die Behandlung 
der Affoctation betrifft, ganz den in ven letztgenannten Artikeln enthaltenen Aus- 
führungen über vie eingebilveten Gefahren des angeblichen Maſſenbewußtſeins ver 
Vabrilarbeiter an und können nicht genug eine zutrauensvolle Behandlung bes 
Aſſociationsweſens dur den Staat empfehlen; denn die Affociation iſt das der 
Fabrikgeſellſchaft anäquate Element focialer Verknüpfung, das zeitgemäße Gegen- 
gewicht der vielbeffagten, zum Theil freilich eingebilveten focielen Auflöfung ber 
Gegenwart, wie wir weiter oben ausgeführt. Nur darauf mag e8 uns geftattet 
fein, bier noch hinzuweiſen, daß vie Aſſociation mit der ihr eigenthämlichen Scho- 
nung der Indivivnalität, mit ihrer (dem Wefen der Fabrifation analogen) Indivi⸗ 
bualifirung des Zwecks, mit der unendlichen Verwachſenheit der einzelnen Vereine 
in einander politifh und foctal meber die Macht noch den Antrieb zu jener gefähr- 
lichen Aktion fürs Klafienintereffe hat, wie ehedem die Zunft. Die Iegtere mit ihrer 
bie Freiheit des Individuums verichlingenden, eine vieljeitigere gefellfchaftliche Ver- 
flechtung verhindernden Gefchloffenheit konnte die Straßen der Reichsſtädte blutig 
färben und in ihrer fpäteren Entwicklung in eine verderbliche Privilegienſucht, in 
verfnöchertes Klaſſenbewußtſein ausarten. Die Affociation trägt verfühnende nad 
allen Seiten verfnüpfenvde Kraft in fi. Die polizellihe Beengung des Aſſociations⸗ 
geiftes, nicht diefer lettere ift veftruftiv für die naturgemäße Orbnung ver Fabrik⸗ 
geſellſchaft. 

Literatur. Rau, Volkswirthſchaftspolitit; Huber in den Artikeln Arbei⸗ 
tende Klaſſen und Aſſociation, Band I dieſes Werkes, und die daſelbſt angeführte 
Literatur; Kleinſchrod, Großbritanniſche Geſetzgebung; L. Horner, On the 
employment of children in factories and other works London 1841; Duc- 
petiaux, de la condition physique et morale de jeunes ouvriers; Tooke 
history of Prices Bd. VI, Beilage VII. j Shäffte. 


Fahneneid, ſ. Eid. 
Faktion, ſ. Parteien. 


Familie. 


Der Ausdruck Familie wird in verſchiedenem Sinne gebraucht. Als Familie 
bezeichnen wir die Gemeinſchaft, welche die Ehegatten unter ſich und mit ihren 
Kindern verbindet. Familie heißt uns aber auch jene weitere Verbindung, in 
welcher ver Hausvater zu der Geſammtheit der ihm untergeordneten Hausgenofien 
fteht, und in viefem Sinne umfaßt die Vezeihnung außer Weib und Kind auch 
noch die ſaͤmmtlichen gebrödeten Diener des Haufes und alle andern in ben bAus- 
lihen Verband aufgenommenen Berfonen. Endlich nennen wir Familie auch wohl 
den ganzen Kreis aller durch das Band der gemeinfamen Abſtammung zufanmen- 
gehaltenen PBerfonen, allenfalls mit vorzugsweifer Betonung des Mannsftammes, 
und in biefer Bedeutung umfaßt der Ausbrud demnach einerfeits nicht alle vie 
jenigeri Glieder, weldye zur Familie in jenem erſten und zweiten Sinne gehören, 
andererſeits aber greift derſelbe auch wieder fehr erheblich über jene beiden Per- 
fonentreife hinaus, Dabei pflegt uns jene. erfte Bedentung des Wortes als bie 
eigentliche und fpecififch-technifche zu gelten, bie zweite und britte Dagegen als eine 
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ungenauere und erft abgeleitete; nur mit dem Worte in jenem erften Berftande 
haben wir es denn auch bier zu than. 

In einem früheren Artikel wurde bereits auseinanvergefegt, vaß die Ehe in 
fegter Inftanz durch die Naturorbnung bebingt fei, welche den Gegenſatz ver 
Gefchlechter durch deren fich ergänzende Bereinigung überwunden wiſſen will, un 
zu diefem Ende ven Trieb nad gejchlehtlicher Gemeinfchaft nem Menfchen einge 
pflanzt hat, an weldhen zugleih vie Forterhaltung der Gattung gefnäpft if. 
(S. 203 diefes Bandes). In gleicher Weife liegt aber auch dem elterlichen unt 
Kindſchaftsverhältniſſe das natürliche Bedürfniß der Erziehung der heranwachſenden 
Generationen dur die herangewachſenen zu Grunde, und ⸗Auch nach dieſer Seite 
bin bat vie Natur. durch das mit der Blutsgemeinfchaft verbundene Gefühl ver 
Zuſammengehörigkeit für die entfprechende Hülfe geforgt. Eine natürliche Grundlage 
befigt demnach die Familie nad ven beiden in ihr enthaltenen Richtungen bin; 
und darin, daß die gejchlechtliche Bereinigung, auf welcher die Ehe fußt, zugleid 
die nothwendige Borausfegung jener Gemeinſchaft des Blutes. ift, welcher das 
elterlihe Berhältnig fein Dafein verdankt, ift auch bereits die Einheit der Familie 
troß ihrer Spaltung gejegt. Mit fittlihem Inhalte muß aber jene natürliche 
Gemeinfhaft erfüllt, in rechtliche Form muß fie gebracht werden, wenn den höheren 
Bedürfniſſen der menſchlichen Geſellſchaſt Genüge geichehen fol, und zumal bie 
Art und Weife, in welcher das gejchlechtlihe Verhältnig des Mannes zum Weib 
georbnet wird, iſt von entſcheidender Bebeutung für die Öeftaltung und ven Werth 
des gefammten Yamilienlebens. Mit Necht wurde demnach bereitd anberwärts bie 
Ehe als die „Grund und Centralinftitution der Familie“ bezeichnet, und mit 
nicht minderem Recht die Ueberzeugung ausgeiprochen, daß „bie Gefittung und ber 
gelunde Zuſtand der Familie“ weſentlich durch ven monogamifchen Charakter jener 
bedingt fei (S. 203 und 215 oben). In ver That ift nur auf der Grundlage 
ver Ehe eine rechtliche und fittlihe Orbnung des Yamilienverbandes überhaupt 
möglich, und eine höhere Stufe feiner Ausbildung kann nur unter ber Boraud 
fegung der Monogamie erreicht werben. Selbft diejenigen Rechte, welche wie z. V. 
das ältere deutſche, auch den Konkubinenkindern eine beftimmte Stellung. zu ber 
Familie ihres Vaters anweifen, bilden von dieſem Sate nur eine ſcheinbare Aus: 
nahme; fie lafien jeverzeit die unädhten Kinder den ächtgeborenen nachſtehen, ober 
doch in Rechten wie Pflichten nur zu fehr erheblich ungleihen Theilen mit ihnen 
konkurriren, und überdies folgt in ihnen vie rechtliche Behandlung der unehelichen 
Geburt Iediglih dem bereits vorher feftgeftellten Muſter ver ehelihen. — Aber 
auch in ihrer vechtlihen und fittlihen Ausprägung berührt fi wieder dieſelbe 
Srunbeinheit der Familie unbeſchadet der Divergenz ihrer beiven Beſtandtheile. 
Die häusliche Gemeinſchaft unter den Ehegatten ift eine nothwendige Folge jenet 
consortium omnis vitæ, jener individua vit® consuetudo, worin bereits die Römer 
mit gefunder Erkenntniß das Wefen ver Ehe fegen; nicht minder nothwendig il 
aber. daſſelbe Häuslihe Zufammenleben für Eltern und Kinder, wenn dem De 
dürfniſſe der legteren nad Unterhalt und Erziehung, weldem jene erfteren ja 
gerade berufen find abzuhelfen, in entſprechender Weife genügt werben ſoll; in ve 
gemeinfamen Häuslichkeit ift fomit bereitS ein zweites Moment gegeben, melde 
die Einheit der Familie trog aller Verſchiedenheit ver beiden Verhältniffe wahtt, 
aus welchen ſich viefelbe zufammenfegt. Die Natur der Sache bringt ferner mit 
ih, daß wie das Weib dem Manne, fo aud die Kinder den Eltern, und int 
bejondere dem Vater gegenüber vorwiegend der empfangende, untergeorbneit, 
beberrfchte Theil find, wenn auch viele ihre Abhängigkeit um ihres eigenen Beſten 
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willen begränbet und geltend zu machen ift; feine herrſchaftliche, nicht genofen- 
ſchaftliche Struktur bat fomit das eheliche Verhältniß mit dem kindlichen und eiter- 
lichen wiederum gemein, und bier wie dort ift es überdies dieſelbe Perfon, in 
deren Hand Recht und Pflicht der Herrſchaft ſich vereinigt. 

Ueber diefen gemeinfamen Grundzügen bürfen aber freilich die fehr erheblichen 
Berichienenheiten nicht überfehen werben, welde zwiſchen ven beiven Hälften der 
Bamilienverbindung von Natur aus beftehen, und demnach aud in ver fittlichen 
wie rechtlichen Geſtaltung verfelben fi immerhin in mehr oder minder erheblichem 
Maße geltend machen müſſen. Schon binfichtlih ihrer Begründung unterſcheiden 
ſich beide Arten der Bamiliengemeinfchaft. Die Ehe entfteht durch einen freien 
Willensakt zwiihen Mann und Weib; dagegen wirb das elterlihe und Kinbes- 
verhättnig durch bie ehelihe Zeugung und Geburt mit Nothwendigkeit begründet, 
und es ift eine bloße Abnormität, wenn 3. B. das Recht unferes germantichen 
Heidenthums einen befondern Akt der feierlichen Anerkennung fordert, damit dem 
Kinde feine rechtliche Exiſtenz und Stellung gefichert werbe. Umgefehrt ift vie Ehe 
wefentlih eine Verbindung für das ganze Leben, und es muß als etwas, wenn 
auch um der menſchlichen Schwachheit willen nicht abfolut zu Verhinderndes, fo 
doch dem eigentlihen Weſen ver Ehe Zuwiderlaufendes betrachtet werben, wenn 
eine Scheidung derſelben erfolgt anders ald durch den Tod; dagegen iſt das 
kindliche Verhaͤltniß durch die Natur ſelbſt beſtimmt, bei Lebzeiten der Betheiligten 
nicht zwar völlig zu erlöfchen (denn auch die Emancipation des römiſchen Rechts 
iſt etwas abnormes), aber doch eine fehr meientliche Veränderung zu erleiden. Die 
häusliche Gemeinſchaft nämlich, welche ber Ehe während ihres ganzen Beftandes . 
weſentlich tft, ift für das elterliche Verhältniß nur aüf fo lange nothwendig, als 
das jugendliche Alter der Defcenventen fir biefe die häusliche Fürſorge und Er- 
ziehung nothwendig erjcheinen Täßt, wogegen bie Natur felbft dazu drängt, daß 
berangewachfene Kinder aus dem elterlichen Haufe ausfcheiden, um fich ihren eigenen 
Hausftand zu begründen; es ift etwas Unnatürliches, weil das Recht und die 
Freiheit der felbftftänpig gewordenen Individualität Verletzendes, wenn bei manchen 
orientalifchen, oder wieber bei einzelnen flavifhen Stämmen trog ber Ausbreitung 
der Gerierationen die Hausgemeinihaft ſich noch fortzuerhalten ſucht. Erwachſen 
tritt die Frau in bie Ehe und ihre perſönlichen Berhältniffe werben normaler 
Weile währenn deren Dauer ſich nicht wefentlich ändern; bie Anſprüche, welche fte 
an den Schu und bie Fürforge des Mannes zu machen hat, werben demmach 
von deren Anfang bis zu ihrem Endp principiell viefelben fein; andererſeits aber 
wird bie Yrau, weil erwachſen, troß aller Unterorbnung unter den Mann body 
von Anfang an zugleich in gewiſſem Sinne deſſen Genoffin fein können und follen. 
Auch nach diefer Seite bin geftaltet fih aber die Sache wejentlid anders bei dem 
Berhältniffe der Eltern zu ihren Kindern; felbft dann, wenn dieſe legteren aus 
dem elterlichen Haufe nicht ausſcheiden, wird doch ber Eintritt der Periode ihrer 
Münvigkeit oder Volljährigkeit in den gegenfeitigen Beziehungen eine erhebliche 
Beränderung begründen, von welcher vie Beziehungen ver Ehegatten zu einander 
Nichts wiſſen. ' | 

Theils diefe Buntheit der Geftaltungen in ihrem Innern, theils aber auch die 
Anlehnung der Familie an andere gleih zu erwähnende Verbindungen hat denn 
auch geradezu zur Folge gehabt, daß ihr Begriff, fo natürlich derſelbe uns erſcheint 
und fo fehr wir geneigt find ihn als einen höchſt urjprünglichen und abjolut 
nothwendigen zu betrachten, doch recht wohl unter beftimmten Vorausſetzungen 
ganz in den Hintergrund treten und ſich verbergen konnte. Unfer deutſches Volk 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staatée⸗Wörterbuch. III. 32 
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3. B., welches doch ein neuerer Schriftftellee über unferen Gegenſtand für des 
familienhaftefte erklärt, 1) mußte fogar das Wort ans einer fremden Sprache 
entlehnen, mit weldem es bie Familie bezeichnet, und es ift dieſer Mangel einer 
einheimifchen Bezeichnung keineswegs, wie berfelbe Berfaffer ohne Weiteres annehmen 
will, blos unferer neueren Sprache eigen; er kehrt vielmehr in allen germaniſchen 
Mundarten aller Zeiten gleihmäßig wieder, und es läßt fidy überdies nachweiſen, 
daß er keineswegs ein blos zufälliger oder bebeutungslofer ift. Uebermächtig treim 
nämlich im älteren deutfchen Nechte zwei ver Yamilie verwandte, aber bod von 
ihr wohl zu unterſcheidende Begriffe hervor, für deren Bezeichnung es demn audı 
teineswegs an eigenen Auspräden fehlt, da8 Haus und bie haus herrliche 
Gewalt auf ver einen, vie Blutsfreundfhaft aber auf der anderen Seite. 
Der bausherrliden Gewalt ihres Mannes tft zunädft die Ehefrau nuterthan, 
und ebenfo erſtreckt fich viefelbe über die Kinder, infolange fie in der häuslichen 
Gemeinſchaft ihrer Eltern verbleiben; foferne an dem Hausregimente in gewifen 
Umfange auch vie Hausfrau Antheil nimmt, wird auch ihr ven Kindern gegenüber 
an der gleihen Gewalt einiger Antheil zuftehen, und in Verhinderung des Mamet 
oder in Folge feines früheren Todes wirb ſich diefer ihr Autheil fogar beträchtlich 
ausvehnen. Immer aber erlifcht die Gewalt, ſowie die Kinder einen felbftftändigen 
Haushalt ih begründen, und fle fteht andererfeits dem Hausvater nicht nur über 
feine Frau und feine Kinder, fondern ebenfogut auch über feine fänımtlichen übrigen 
Hausgenoſſen zu, alfo 3. B. über feine Dienftboten, ja felbft über Fremde, foferne 
und folange fie als Säfte in feinem Haufe wohnen; als eine Familiengewalt im 
engeren Sinne des Wortes kann fie demnach in Teiner Weife bezeichnet werben. 
Kraft der Blutsfreundſchaft ferner, welde zwiſchen ven Eltern und Kindern befteht, 
find unter diefen gegenfeltig alle diejenigen Rechte und Pflichten begründet, weid: 
überhaupt die Verwandtſchaft als ſolche den durch fie verbunvenen Perſonen auf⸗ 
erlegt und gewährt; ver Natur ver Sache nach gelten dabei Eltern und Kinder 
ebenfo wie etwa Geſchwiſter unter einander als ganz befonders nahe Verwandte, 
und wo immer ein engerer Kreis von Angehörigen von einem entfernteren unter 
ſchieden wird, verfteht fih von felbft, va jene ganz vorzugsweiſe zu dem erfteren 
gezählt werden. Die Rechte dieſer Kategorie bleiben an und für fi von dem 
Ausſcheiden des Kindes aus dem elterlihen Haufe unberührt, und ftehen der 
Mutter fo gut wie dem Bater zu; nur eine ver bieher gehörigen Befugniffe macht 
in der leßteren Beziehung eine Ausnahme und ift zugleich wejentlih nur vorüber: 
gehender Natur, die Vormundſchaft. Die Vormundſchaſt fteht nach älteren 
deutſchem Rechte dem Manne über feine Frau zu, indem fie ihm bei Eingehung 
der Ehe von deren geborenem Bormunde abgetreten mwurbe; fie fteht ferner vem 
Bater zu über feine Kinder, folange dieſe unmündig find. Mit dem Eintritt abe 
des Mundigkeitstermines wird viefelbe Knaben gegenüber befeitigt, Mädchen gegen- 
über wenigftens nach manden Rechten erheblich gefchmälert, und anbererfeits fickt 
fie über Unmündige, ſeien fie dies mun um ihres Alters over ihres Geſchlechtes 
willen, auch anderen Berwanbten zu, wenn der Vater verftorben oder zu deren 
Führung unfähig iſt. Auch die vormundfchaftlihe Gewalt, an welcher mande 
Rechte andy die Mutter in beſchränktem Umfange theilnehmen laſſen, erſcheim 
denmach nicht als eine Konfequenz des elterlichen, fonbern weit allgemeiner vei 
verwanbtfchaftlichen Berhältniffes überhaupt, und der in biefem begründeten Ber 
pflitung zu gegemfeitiger Treue und Unterftüßung. 


4) Riehl, die Familie, S. 325 vgl. &. 205. 
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So iſt demnach neben dem Haufe unb ver Sanöherrfchaft auf der einen, ver 
Sippe und der ans ihr beramsgewachienen Vormundſchaft auf der anderen Seite 
für den Begriff ver Familie in unſerem engeren Sinne in ver That fein Plag 
mehr vorhanden; nur. das eheliche Verhältniß, weil durch die Art feine Entftehung, 
dann durch feine geſchlechtliche Bedentung ausgezeichnet, mag banebeu noch bejenbers- 
beroorgehoben werben, und in ber That beziehen ſich bie für dieſes üblichen Aus- 
drüde, foweit fie nicht etwa blos den Begriff der Hausgenoſſenſchaft hervorheben 
und fontt weiter greifen, jeverzeit entweber auf vie Thatſache ver rechtsförmlichen 
Eingebung over auf die gefchlechtliche Sette. Es iſt darakteriftiih, daß die alt- 
norbifhen Quellen, melde nrgermanifche Züge ganz vorzugsweiſe treu zu bewahren 
pflegen, ven Vater feinen Sohn unbevenflih als frändi, d. h. Blutsfreund over 
Stammesvetter, anreven lafien, und es iſt nur ein Nachklang derſelben Anſchauungs⸗ 
weife, wenn wir noch Heutzutage felbft den Ausdrudck Familie einerfetts auf bie 
ganze Hansgenofienfhaft und aubererfeitS wieder auf die ganze Verwandtſchaft des 
Einzelnen ausdehnen. 

Ja fogar im römiſchen Rechte, aus welchem wir doch Begriffe und Namen 
ber Familie entlehnt haben, und welches in feiner patria potestas und manus eine 
ganz anders fefte Stüte für Beides bot, fcheint in der älteften Zeit ein einiger 
maßen Adnlicher Zuftand gegolten zu haben. Nicht nur bie dürftigen Ueberreſte 
des osttihen Sprachichages fcheinen baranf Hinzudenten, daß der Ansgangspunft 
für den Begriff der Bamilie in dem Begriffe des Hanfes gelegen babe, 2) jonbern 
auch im Lateinifchen ſelbſt bezeichnet jener Ausprud urfprünglih die Gefammtbeit 
alles deſſen, was ver rechtlihen Macht .eined Bürgers unterworfen war, Sachen 
wie Berfonen, und in einzelnen Wortverbindungen ift deſſen Geltung für das 
Bermögen felbft noch in ver fpäteren Zeit ſtehen geblieben. In einem engeren 
Sinne umfaßt ver Ausdruck nur noch die Menfchen, welche fih unter ver recht⸗ 
lichen Herrſchaft eines Anberen befinden; aber auch fo begreift verfelbe wenigftens 
noch Unfreie fo gut wie Freie, und für die erfteren ift die Bezeichnung fogar ganz 
beſonders üblich geworben. Erſt in feinem engften Sinne umfaßt das Wort nur 
noch viejenigen Perfonen, welche in ver patria potestas oder manus eines’ Anderen 
ftehen, dieſen Letzteren miteinbegriffen; kaum ift aber durch diefe letztere Beſchrän⸗ 
kung der römiſche Familienbegriff unferem mobernen einigermaßen näber gerüdt, 
fo droht er uns bereits auch fchon nach einer andern Seite bin abhanden zu 
tommen, während er fih zugleich in einer für unfere Anſchauung unnatärlichen 
Weiſe juriftiich verfteinert. Die familia nämlich in ihrer legten Bedeutung bleibt 
auch dann noch beftehen, wenn der princeps familie, deſſen Perſon das ſie zu- 
ſammenhaltende Band bildete, verftorben ift, und in Folge deſſen mag fich jebe 
Familie wieder in einer Reihe von linterfamilien glievern, eben bamit aber auch 
hr Begriff mit dem der civilen Verwandtſchaft zufammenfallen; andererjeits kann 
die Famllienverbindung immer nur durch Männer fortgefegt werden, weil uur 
biefe potestas ober manus befiken können, fie wirb ferner” Durch adoptio oder 
arrogatio Fünftlih erzeugt, dagegen durch jebe capitäis deminutio künftlich gebrochen 
werden: fie beruht demnach nur noch auf einem formell juriſtiſchen, nicht mehr 
auf dem natürlichen Bande ver Geſchlechts⸗ und Blutsgemeinſchaft. Das Letztere 
freitich ift bei der Kognation nicht der Hall, auf welche ver Ausdruck familia auch 


x 


2) Reben famelosfamilia und famelservus ſteht die Berbalform famat-habitat; vol, 
Theod. Mommfen, die unteritaliſchen Dialefte, ©. 308. 
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wohl Anwendung findet; die Vermiſchung dagegen mit‘ der Geſammtheit der 
natürlihen Verwandtſchaft tritt bier nur um fo unverholener zu Tage. Immerbin 
tritt indeſſen im römiſchen Civilrecht, wenn auch nicht vollſtändig unfer moberner 
Begriff der Familie, fo noch ein dieſem fehr ähnlicher hervor, und bie neuere Zeit 
mochte hieran um fo mehr anknüpfen, ala es bei der Wiederbelebung des römifchen 
Vechts in viefem wie in anberen Punkten mit deſſen ver nationaldeutfhen An- 
Ihauungsweife fremden Einzelheiten ohnehin nicht allzugenau genommen wurbe; 
die allmälig verringerte Bedeutung einerſeits ver Hausgenoſſenſchaft als ſolcher, 
andererjeitö auch der Sippe würde ohnehin auch von ſich aus zu einer Ähnlichen 
Entwidelung haben führen müffen. 

Nimmt man aber den Begriff ver Familie in dem oben feftgeftellten Sinne 
einmal als gegeben an, fo kann keinem Zweifel unterliegen, daß der Ausgangs- 
punkt für deren fittlihe und rectlihe Behandlung nur in ihrer natürlichen 
Grundlage gefucht werben dürfe, in den Bedürfniſſen aljo welden fie, und in den 
Mitteln durch welche fie von der Natur felbft Abhülfe zu gewähren berufen ift. 
Einerfeits alfo iſt es das durch die Verfchienenheit des Geſchlechts und Alters 
bedingte Bedürfniß nach gegenfeitiger Ergänzung und Unterftügung, von welchem 
ausgegangen werben muß, und anbererfeit3 das durch die gefchlechtliche Verei⸗ 
nigung und vie Blutsgemeinſchaft erzeugte Gefühl der untrennbaren Zufammen- 
gehörigkeit. Bon bier aus wird ſich zunächft fittlich eine Verpflichtung zu gegenfeitiger 
Treue entwideln, welde, an fi unbegrenzt und ben ganzen Menſchen umfaſſend, 
einen fpecielleren Inhalt nur durch die fpeciellen Bedürfniſſe des einzelnen alles 
angewiejen erhält; an fih dem Manne und Bater ebenfogut der Braun und den 
Kindern, als umgelehrt diefen Letteren JIenem gegenüber obliegenn, wird biejelbe 
doch in Folge der thatſächlichen Ungleichheit in ver Bedurftigkeit und Leiſtungs⸗ 
fähigfeit beider Theile beiberfeits eine wefentlih verichievene Geftalt annehmen 
müflen, und bort vorzugämelfe die Befugniß zu Vertretung und Herrſchaft, 
bier dagegen einen Anfpruh auf Schutz und Pflege entflehen lafien. 

Auch das Recht wird aber bie fo begründete und geftaltete fittliche Pflicht und 
Befugniß anerkennen müſſen, und zwar nicht nur infoferne, ala es deren Erfüllung 
und Ausübung rechtlich möglich machen und geftatten muß, fondern es wirb viefelbe 
auch, wenigftens im Principe, geradezu zu einer Rechtspflicht und rechtlichen Befugniß 
zu ftempeln fein; vie herrſchaftliche, nicht genofienfchaftliche Struktur, welde, in 
der Natur der Yamilie begründet, auch in deren fittliher Ausprägumg fi geltend 
macht, wird dabei auch für deren rechtliche Behanblung maßgebend werden müſſen, 
und eben damit wird für das Rechtsgebiet fofort der Begriff ver eheherrlichen 
und elterlihen, zumal väterlihen Gewalt entftehen; aber, wohl bemerlt, 
diefe Gewalt iſt immerdar eine Gewalt über Perfonen, nicht über Sachen, — fie 
ift demnach in feiner Welfe eine vermögensrechtlidhe, und darf und ſoll nicht zu 
einfeitigem Vortheil ihres Inhabers geübt werben, fie befteht vielmehr mindeſtens 
ebenfofehr zu Nut und Srommen ver verfelben Untergebenen, ift in ihrem Interefle 
zu verwalten, und theilt ſonach mit den Gewalten bes Bffentlihen Rechts vie 
Eigenſchaft, daß teren Beſitz und Uebung nicht nur ein Recht fondern zugleich 
auch eine Pflicht ihres Inhabers iſt. 3) 


3 SHerm von Rotted war bie ——ã—n vorbehalten, daß der Titel, auf welchem das 
Recht der Eltern über ihre Kinder beruhe, das Eigenthum ſei; „die Kinder find das wahre und 
unbeftreitbare Eigenthum der Eltern“ (Staatölerikon, 2. Aufl. Art. Familie IV. ©. 601), 

iſt ergöglich zu fehen, wie der Verſaſſer durch feine Unfähigkeit, die Criſtenz irgend einer menide 
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Auf Zweierlet wird bezüglich der rechtlichen Behandlung ber Familie 
das Augenmerk gerichtet werden mäffen. Einmal kommt e8 vor Allem darauf 
an, die individuelle Berechtigung jedes einzelnen Yamilienglieves mit deren Unter- 
ordnung unter die Gefammtheit auselnanverzufeßen, in welcher biefelben alle 
begriffen find, alfo vie Familie rechtlich zu organifiren. „Da ber Hausvater, in 
zweiter Linie auch die Hausmutter, ald das natürlihe Haupt ber Gefammtheit 
eriheinen, werben demnach bie dieſen zuſtehenden Rechte es fein, durch welche eben 
jene individuelle Beregtigung ber untergebenen Samilienangehörigen beſchränkt wir, 
und ihre Feſtſtellung ift demnach vie erfte und Hauptaufgabe bes Familienrechts. 
Zweitens aber wird aud dafür Sorge getragen werben müſſen, daß bie eheherrliche 
und elterlihe Gewalt in einer Weiſe gehandhabt werde, welde den Intereflen ver 
ihr Untergebenen nicht nur, fonvern auch des Staats im Ganzen entipricht; bie 
Fürforge, welche in höherer Inftanz auch viefer letztere Ienen ſchuldet, die Rüdficht 
ferner, welche verjelbe ſchon um feiner felbft willen dem für feinen Beſtand fo 
wichtigen Familienleben zuzuwenden hat, forvert nothwendig eine ftete Aufmerk⸗ 
famteit auch nach diefer zweiten Richtung bin, und das Recht iſt es, weldyes für 
deren Bethätigung die Wege zu weifen hat. 

In der erfteren Beziehung wird insbeſondere ver Umſtand von Einfluß fein, 
ob und wieweit bie untergeorbneten Yamiliengliever etwa um ihres Gejchlechtes 
oder ihres Alters willen in ihrer Hanblungs- und Difpofitionsfähigkelt beſchränkt 
feten, und es rechtfertigt fi vollſtändig der Standpunkt des deutſchen Rechts, 
welcher bie väterlihe Gewalt eine weſentliche Schmälerumg erleiden läßt, ſowie ver 
Sohn volljährig wird, und eine zweite, fowie derſelbe aus ver Hausgemeinſchaft 
mit feinen Eltern ausſcheidet. Die Rechte ferner, welche der Mutter über ihre 
Kinder zuftehen, werben verſchiedenen Umfanges fein, je nachdem der Hausvaͤter 
lebt ober verftorben ift, und felbft bei deſſen Lebzeiten werben biefelben ſich aus⸗ 
dehnen, wenn er aus irgend welchen Gründen auch nur temporär verhindert 
ift feinerfeits das Hausweſen zu leiten. Der Frau ſowohl als den Kindern gegenüber 
werben enblih bie hausväterlichen Rechte, damit die Familie ihren Zweck und 
Beruf ungehindert erfüllen könne, einen fehr ausgedehnten Spielraum haben müflen, 
wenn es auch nicht gerathen ericheint In dieſer Beziehung fo weit zu geben, wie 
dies 3. DB. das ältere römijche Civilrecht thut, in welchem die erorbitante Aus⸗ 
dehnung ber patria potestas und ber manus bie Perfönlichfeit ver ihr unterge- 
orbneten Yamilienglieder nahezu völlig aufbebt; die Uebung einiges Drudes auf 
die abhängigen Yamiltenangehörigen durch den Hausvater wird immerhin im Ber- 
gleihe mit ver Untergrabung feiner Autorität und damit ber Feſtigkeit bes 
Familienbandes überhaupt, als das geringere Uebel betrachtet werden müſſen. 

Nicht minder wird es in der zweiten Beziehung bie keineswegs Leichte Auf- 
gabe des Staates fein, ven richtigen Mittelweg zu treffen zwiſchen einer völligen 
Entziehung alles Schuges gegen jeven beliebigen Mißbrauch ver bausväterlichen 
Gewalt, und zwifchen einer noch weit fchlimmeren Hineinregiererei in das Heilig. 
thum der Yamilie, woburd der normale Beſtand und bie fittliche Integrität biefer 
lesteren vollſtaͤndig vernichtet werben müßte. Ueberhaupt läßt ſich ganz ebenfo wie 
dies bezüglich der Ehe bereits in einem früheren Artikel ausgeiprochen wurde 


lichen Berbinbung anders ald durch die Annahme eines Grundvertrages fich zu konſtruiren, auf 
dieſes ungeheuerliche Ergebniß hinausgedrängt wird; nicht minder ergöplich, ſich die Art zu 
betrachten wie er fich prent und windet, um durch allerhand Berrenfungen die „werdende Pers 
föntichkeit” des Kindes mit diefem Eigenthumbrechte der Eltern auseinanderzuſetzen. 
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(5. 204), auch von der Familie im Ganzen behaupten, daß ihre Beratung als 
Recstsinftitut weit untergeorpneten Werthes fei im Bergleidge mit ihrer füttlichen 
Bedeutung. (Bel. Br. II S.526.) Wie vie Beziehungen zwiſchen Mann und Frau, fo 
find andy die zwiſchen Eltern und Kindern weſentlich fo inbivibueller, und dabei fo 
enger und zarter Natur, daß fie vie grobe umb abſtrakte Rechtöregel weder bedürfen 
noch vertragen; nur foweit das Bermögensreiht in Yrage ſteht, dann ſoweit 
etwa die Intereffen und Rechte dritter Perfonen mit im Spiele find, wirb ver 
rechtliche Charakter des Inftitutes bis ins Detail ansgepräg hervortreten müſſen, 
außerdem aber nur gegen ben gröbften Mikbraud ber Familiengewalt ober bie 
fchwerfte Saumfal in der Erfüllung der Familienpflichten Schug und Abhülfe auf 


. dem Rechtswege oder durch abminifiratives Einſchreiten der Staatsgewalt zu 


gewähren fein. Mit vollem Rechte wird z. B. der Staat Fran und Kindern feinen 
ftrafreihtlichen Schutz gegen jchwere Körperliche Mißhanblung erteilen; er wich fich 
dagegen nicht einmiſchen vürfen, wenn in Ausübung des hausväterl Zũch⸗ 
tigungsrechtes ſelbſt mit etwas größerer als der gemeinhin üblichen Strenge vor⸗ 
gegangen wird. Mit Recht wird ferner ver Staat gegen Eltern einfchreiten, weiche 
ihren Kindern ven gebührenven Unterhalt nicht gewähren, ober welche benfelben vie 
erforderliche Erziehung nicht angebeihen laſſen; aber auch in biefer Beziehung wird 
deffen Einfchreiten erſt daun gerechtfertigt fein, wenn ganz unzweibentige Pflicht- 
verlegung Seitens ver Eltern im einzelnen Falle vorliegt oder einer allgemein 
gültigen Borfhrift, 3. B. über den Beſuch äffentliher Schulen zuwidergehandelt 
wird: in zweifelhaften Fällen wird dagegen ber Staat auch hier eher zu wenig 
als zu viel zu thun haben.“) Am paſſendſten wäre noch, wenn als eine Art 
Mittelgliev zwifchen ver Yamilie im engeren Sinne und ver Stantsbehörbe in den 
Fällen, in welchen dieſe letztere ein Einfchreiten wegen Mißbranchs ver elterlichen 
Gewalt oder Nichterfüllung der elterlichen Pflichten überhaupt geeignet Hält, bie 
gefammte Berwanbtihaft oder doch eine beſtimmte Anzahl näherer Berwandten von 
verfelben zur Mitpräfung und Miteinſchreitung eingeladen werben müßte, in ber- 
felben Weife wie das franzdfifche Recht feinen Familienrath als Mittelgliev 
zwifchen ven Vormund und bie Obervormundſchaft bineinfchiebt. 

Eine lettte Frage wäre enblich noch die, ob und unter welchen Umflänven 
es für den Staat gerathen erjcheine, vie Eingebung von Ehen und bamit bie 
Begründung neuer Samilien zu begünftigen ober zu erfhweren. 
Es liegt auf flader Hand, daß es dem Stante nur erwünſcht fein faun, wenn 
Leute, die in der Lage find auf foliver Bafls eine eigene Familie zu gründen, 
dies auch thun; mit der Zahl der auf dauerhaften Grundlagen ruhenden Familien 
wird die Kraft des Staates, wird insbeſondere auch das Gewicht der konſervativen 
Elemente in deſſen Schooße nothwenvig mit wachſen. Nicht minder Har iſt aber 
auf der anderen Seite, daß bie leichtfertige Eingehung von Chen, welde, anf 
feinerlei ölonomifche Selbſtſtändigkeit geftügt, von Anfang an ven Keim ihres 
Ruins in fih tragen, dem Intereffe des Staates durchaus zuwiberläuft, indem 
auf Teinem andern Wege die Gefahr eines jammervoll anwachſenden Proletarintes 
demfelben fo nahe gerüdt wird als eben auf diefem. Wie weit es inbefien mit 
Rüdfiht auf die Freiheit der Individuen und ven Aufſchwung der Vollbswirthſchaft, 


%) Als eine B ung an d i ed z. B. zu betraditen, wenn ihre 
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ber von freierer Bewegung und erleichterter Konkurrenz zu hoffen ſteht, zuläfflg 
und väthlich fei nach dieſer letztern Seite bin durch beſchränkende Maßregeln vor- 
zubauen, wird an anderer Stelle und von andern Geſichtspunkten aus zu erörtern 
jein (vgl. Bod. I ©.406, ILS. 130 und den Art. Heimatsredht und Nieverlafjung), 
und mag demnach bier nur die Ueberzeugung ausgeſprochen werben, daß in feinem 
alle ver Staat fi veranlaßt fehen könne, die Eingehung von Ehen irgendwie 
pofitiv zu beförvern. Ift das füttliche, ſociale und politifche Leben eines Volkes 
überhaupt noch ein gefunves, fo wird ver natürliche Zug zu einem fröhlichen und 
behaglichen Familienleben fhon von ſich aus und ohne daß e8 von ber Regierung 
ausgefegter Prämien bevürfte, die überwiegende Mehrheit derer, welche überhaupt 
vernünftiger Weiſe eine Familie zu begründen vermögen, zur Begründung einer 
folhen beftimmen; ift dagegen ein Bolt in jenen Beziehungen erft kernfaul 
geworben, fo wird auch keine Lex Julia et Papia, Poppaea vemfelben zu einem 
gebeihlihen Familienleben verhelfen Tönnen. Eben damit ift auch bereits unfer 
Urtheil über den Vorſchlag gefproden, welchen neuerdings Riehl in feiner Schrift 
über die Familie (S. 92 u. folg.) gemacht hat und welcher dahin geht, daß bei 
ver Bildung unferer Kammern vie aktive Wahlberechtigung wo möglich ganz auf bie 
Yamilienväter beſchränkt, die paffive wenigftens in einem weitaus überwiegenven 
Berbältniffe diefen zugewiefen werden ſolle. Auch in dieſer Rund ſcheint uns 
einem gefunden Volle gegenüber, und als ein folches dürfen wir Gottlob unfer 
deutſches noch immer bezeichnen, die gewänfchte Beſchränkung vollſtändig überflüfftg, 
und wir bezweifeln nicht im Geringften, daß eine ftatiftifche Prüfung des Beſtandes 
der fänmmtlihen veutihen Wahlkammern ein weit größeres Uebergewicht ber 
Familienväter über die Junggefellen als das beantragte von 2:1 ergeben würbe; 
“unter überhaupt ungefunden Bollszuftänden aber wüßten wir nicht, welchen Vor⸗ 
tbeil man fih von der angeregten Neuerung noch verfprechen bürfte Mehr witzig 
als zutreffend aber ſcheint es und zu fein, wenn ber Verfaſſer eine Inkonfequenz 
darin finden will, daß unfere neueren Wahlordnungen, trot ihrer Begründung auf 
den Genfus ftatt auf den Familienftand, doch die Weiber von ver Wahlfähigfeit 
fowohl als der Wählbarleit ausſchließen. Kein Wahlgeſetz gründet fih aus- 
ſchließlich auf den Cenſus, und keines kann ſich ausſchließlich auf dieſen 
begründen, und es iſt darum ebenſowenig eine Inkonſequenz zu nennen, wenn ein 
ſolches trotz des vorhandenen Bermögensmaßes Weiber ihres Geſchlechts willen 
von dem Wahlrechte ausſchließt, als wenn daſſelbe Kinder um ihres unmündigen 
Alters, Wahnſinnige um ihrer Geiſteskrankheit, oder beſcholtene Leute um ihres 
ſchlechten Leumundes willen von der Wahlurne wegweiſt. a. Bauer. 


Familiengüter, ſ. Erbgüter, Stammgüter und Fideikommiſſe. 
Fayette, ſ. Lafayette. 

Feſte, ſ. Volksfeſte. 

Fendalſtaat, |. Lehenweſen, Mittelalterliche Staatsidee. 
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Anſelm von Feuerbach gehörte zu den Männern, denen es vergönnt war, 
durch reiche Begabung, durch eine hohe Stellung und einen ausgedehnten Wir- 
kungskreis in einer vielfach bewegten Zeit tief eingreifend Einfluß auf vie Ent- 
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widlung feiner Zeit auf eine Weife zu üben, daß noch fpät ber Thätigkeit des 
Mannes ein anertennendes Andenken gefihert bleibt. Feuerbachs Thätigleit tommt 
in Betrachtung 1) In feiner Wirkfamkeit auf Förderung der Wiffenfhaft, 2) auf 
Berbeflerung ver Geſetzgebung, 3) in feiner’ Theilnahme an den politifhen Käm⸗ 
pfen und 4) im Kampf für religidfe Freiheit. 

F., geboren 1775 am 4. Nov., ift der Sohn eines geachteten Advokaten 
in Frankfurt a. M. Gründlicher und umfaffender Yorfhungsgeift, Liebe zu freier 
Forſchung zeichneten ihn früh aus; während vie große Reizbarkeit und Lebhaftig- 
feit 5.8 ihn oft in Lagen verwidelte, in denen bie firenge Erziehung des 
ernften Vaters Veranlaffung zum Widerſtreben gab. Das heimliche Berlaffen des 
väterlichen Haufes, indem der junge %. ohne Zuftimmung des Vaters nach Iena 
ging (1794), fcheint zwifchen Vater und Sohn\eine ſchlimme Berflimmung her⸗ 
beigeführt zu haben; allein bie Briefe des Sohnes 1) zeigen, wie zärtlich er fidh 
bemühte, ven Vater zu verföhnen, und wie glücklich ihn dieſe Berföhnung machte. 
Angeftrengter Eifer für das Studium, bei welchem bie Philofophie mehr als bie 
Jurisprudenz den Iüngling anzog, veranlafte eine lebensgefährliche Krankheit. 
Im Iahr 1795 fenvete er bereits feinem Vater einen der Erftlinge feines Gei- 
fies 2). Am 1. Ian. 1799 erhielt $. vie juriſtiſche Doktorwürde und wurde bald 
Privatvocent in Iena; feine Vorlefungen fanden Beifall; er arbeitete mit Eifer 
am Sprudtollegium, wurde 1801 Profeſſor des Lehenrechts (jedoch ohne Befol- 
dung), erhielt 1802 einen ehrenvollen Ruf nad Kiel und folgte 1804 einem 
neuen Rufe als Profefior des Civil⸗ und Kriminalrechts in Landshut. 

Hier begann in F.'s Verhältniffen eine Periove, welche ver Wendep.intt 
feines Lebens und die Duelle großer Freuden, aber auch unfäglicher Leiden für 
ihn wurde. Mährend %. die Freude hatte, daß bie Stubirenden mit Liebe au 
ibm hingen und feine Borlefungen zahlreich befuchten, während die Mehrzahl der 
Profefforen dem neuen Kollegen Beweife hoher Achtung gaben, verbitterte eine 
Partei dem neu Angelommenen alle Berhältniffe; die Konfeffton' und übelverftan- 
dene. Rationalität Lieferten Borwände, um gegen ben Proteftanten und Auslänber 
zu wirten. Gönner, ein beliebter Lehrer, aber fehr geneigt, andere Kollegen, vie 
ſich ihm nicht unterwerfen wollten, zu verfolgen und Studenten zu hegen, richtete 
feinen Spott und feine Verfolgung vorzüglich gegen %., der mit feinem wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Geifte und fittlihen Ernſt vielfach (vielleicht oft zu hart) gegen Gönner 
um fo-mehr fih ausſprach, je mehr ver Letztere durch die Gleichgültigkeit und oft 
Unwiffenfchaftlichleit feiner Borlefungen und durch mande Ercefje den gewifien- 
haften Kollegen verlegte. Eine Doktorpromotion, bei welder ein junger Mann 
fih zum Werkzeug Gönners bergab, um %. zu kränfen, führte eine widerliche 
Scene herbei, welde F. tief verlegte, fo daß er fein Gefuh um Entlaffung von 
ber Profeffur einreichte Mande trübe Stimmung Inüpfte fih daran, und eine 
Bitterkeit gegen Gönner, die doch fpäter auf bie bayeriſchen Gefeßgebungsarbeiten 
Einfluß Hatte, begleitete ihn durch das Leben. 

Die trefflihe von %. herausgegebene Kritik des Kleinfhrobifhen Entwurfs 
hatte die Aufmerkſamkeit ver bayeriſchen Regierung auf das legislative Talent des 

geiftreichen Kritiker gelenkt, fo daß ſchon 1804 F. den Auftrag zur Bearbeitung 


1) ©. Anfelm Ritters von ——— Leben und Birken; aus feinen ungedruckten Briefen 
und Zug ühern gefchildert von feinem Sohne Ludwig Beuerbah: Leipzig 1852. 2 Bde. 
2) (58 war dies die Schrift: Lieber die einzig möglichen 
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eines Entwurfs des Strafgeſetzbuchs erhielt. Die Folge war, daß 5. 1805 nadı 
Münden zuerft als außerordentliches Mitglied des Juftizminifteriums mit dem 
Titel eines geheimen Referenvärs verſetzt, 1806 als orventliches Mitglied ernannt 
und 1808 zum witklichen geheimen Rathe beförbert wurde. Für die Bearbeitung 
bes Entwurfs des Strafgefegbuchs War durch dieſe nene Stellung Feuerbachs 
Vieles gewonnen, nicht blos weil er jet mit ganzer Kraft dieſer Arbeit fi 
widmen konnte, fondern auch weil er jegt erft durch vie Arbeiten im Miniſterium, 
durch Einficht vieler Alten das Leben, die Prarts in Bayern und bie Bebürfniffe 
beffer kennen lernte. Schon am Ende des Jahres 1808 hatte F. im Wefentlichen 
ben Entwurf vollendet, der ein Gegenftand ber Berathung einer aus achtungs⸗ 
würdigen Praktikern (unter ihnen auch ber jet noch für jeven Fortſchritt wirkende 
Graf v. Reigersberg) beftehenven Geſetzkommiſſion wurde. Gutachten ver Lan- 
besgerichte wurden darüber nicht eingeholt 3). Eine nene Richtung erhielt die Thätig⸗ 
teit F.s als 1808 befchloflen wurde, für Bayern ein (auf ven Code Napoldon 
gebautes) Civilgeſetzbuch bearbeiten zu laſſen, und %. als Redaktor ernannt wurbe. 
In der Zwiſchenzeit beſchäftigten F. Arbeiten im Minifterium (vorzüglich Begnabi- 
gungsanträge an den König), die Theilnahme an ber mievergefegten Reichsorgani- 
fationstommifflon zur Abfaſſung einer Konftitution für Bayern und die Arbeiten 
in ber zur Prüfung des Entwurfs des Strafgefegbuchs ernannten geheime Raths⸗ 
fommiffion von 1810 an, auf eine feine Geſundheit angreifende Weiſe. Eine 
Duelle ſtörender Reibungen und fchmerzliher Einvräde für F. wurde es, daß 
1811 auch v. Gönner, fein exbittertfter Gegner, in vie zuletzt erwähnte Kom⸗ 
miſſion als Mitglien berufen war. Eine Neihe von Kränkungen für %. folgte aus 
biefem Mißverhältniß. | 

As 1813 auch Bayern die deutſche Sache ergriff und von Frankreichs In⸗ 
terefien fi Iosfagte, beganı für F. eine neue Periode, die feiner Zukunft eine 
andere Wendung gab. Mit Begeifterung hatte er feine Freude über vie feinem 
lange genährten Wunfche entſprechende, für Deutſchlands Schidfal fo erfolgreiche 
deutſche Stellung Bayerns in mehreren Schriften ) ausgefprocden; pas Minifterium 
fand den Ton dieſer Schriften, die Angriffe gegen den Mann, mit weldem 
Bayern fo lange verbunden war, unziemlich, berief fih auf eine Verordnung, 
nad welcher Fein Staatsdiener eine Schrift über auswärtige Verhältniſſe Bayerns 
und Politik ohne vorgängige Borlage der Handſchrift bei dem Minifterium 
herausgeben dürfe, und mipbilligte das Benehmen F.'s. Seine Gegner benügten 
bies, verbächtigten und verleumbeten F. fo, daß felbft der eble König wenigftens 
vorübergehend verftimmt gegen ihn wurbe. Die Folge war, daß %. aus dem 
Minifterium entfernt und 1814 als zweiter Präfivent des Wppellationsgerichts in 
Damberg ernannt wurde. Während in biefer neuen Stellung er beveutende Ma- 
terialien für feine praftiihe Ausbildung ſammelte, wohltbätig als Vorſtand wirtte 
und die Adtung feiner Kollegen genoß, erzeugte feine Stellung als zweiter Prä- 


3) Man hielt dies für überflüffig, indem (mie die Anmerkungen 1 ©. 13 erklären) ion 
über den früheren Entwurf (von Kleinſchrod) die Meinungen der Kollegien vorlagen. — Wan 
bemerkt aber leicht, Daß jener frühere Entwurf wefentlih von dem Feuerbach'ſchen verſchieden 
war und eben deßwegen die Gutachten der Praktiker über die neue Arbeit nicht hätten fehlen tollen. 

%), Dahin gehörte die Schrift: „Ueber die Unterdrüdung und Wiederbefreiung Europa's.“ 
München 1813; und Die 1814 in Nürnberg erfchienene Schrift: Die Weltherrfchaft das Grab 
der Menſchheit. Beide Schriften find in Feuerbachs: Kleinere Schriften, Nürnberg 1833, DB». 1 
und 2 wiedergedrudt. . 
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ſident manche Reibungen und bald Unzufriedenheit mit ſeiner Lage, ſo daß er 
gerne manchen ihm eröffneten Ausſichten, in preußiſche Dienſte zu kommen, ſich 
hingab. Eine richtige Würdigung der Verhältniſſe und ver unreinen Beweggründe 
mancher feiner Gegner beſtimmte F., das Anerbieten als Generallommiſſär nad 
Salzburg zu gehen, abzulehnen. Ein würdigerer Wirkungskreis eröffnete fich ihm 
bald durch die Anftellung als erfter Präſident des Appellationsgeridhts in Anſpach. 
Er widmete fi mit Liebe feinem Berufe und fand Euntſchädigung für mande 
Opfer in der Unerfennung ver Regierung und in ver Achtung feiner Kollegen. 
Die Freundſchaft mit edlen Männern und Frauen (vorzuglid mit Elife von der 
Nede), Reifen zur Erholung, vorzüglich vie Reife (1821) nad Frankreich, Bel⸗ 
gien und an den Rhein, wo er jest erſt durch eigene Beobachtung die framzö- 
ſiſchen Gerichtseinrichtungen Tennen lernte, und Belannticaft mit hochgeſtellten 
geiftreihen Männern machte, fowie ver Umſtaud, daß fortdauernd der hochherzige 
König Mar ihm Beweife feines Wohlwollens gab, erbeiterten fein Leben, wäh- 
rend die nicht erfreuliche Geftaltung der politiihen und kirchlichen Berhältnifie in 
Deutfhland, vie fein Gemüth tief bewegten, vie nicht ruhenden Berleumbungen 
feiner Gegner, manlbe Kräntungen, durch vie er in Bezug auf ben Fortgang 
der Gefebgebungsarbeiten (vielleicht zu fehr) ſich verlegt fühlte, vielfadhe Yami- 
lienlefven (er lebte mehrere Jahre getrennt von feiner Gattin), vorzüglich harte 
Schidfale, welche feine reich begabten, aber nicht glüdlichen Söhne trafen, ihn oft 
in eine trübe Stimmung verfegten. An allen bedeutenden Ereignifien, an allen 
Bedrohungen der Freiheit, Überall wo er glaubte, daß ein Unrecht an Jemand 
veräbt worden (3. B. in Bezug auf die Verurtheilung Fonks, und die geheimniß- 
volle Geſchichte mit Kafpar Haufer), nahm F. warmen Antheil und ſprach fich 
offen, wenn auch zuweilen feiner großen Lebhaftigkeit gemäß zu leitenfchaftlich 
darüber ans. Seine Gefunpheit litt vielfah, bis am 29. Mai 1833 in Frank⸗ 
furt ein Schlagfluß feinem thätigen Leben ein Ende machte. 

Ws feine Hauptcharakterzäge ſchildert F. in einem Briefe fon früh Ehrgeiz 
und Ruhmbegierde; fle waren es auch, welche ihn zu außerorbentlien, feine Se 
fundheit ſchwer angreifenden Anftrengungen, daher aber auch zu ben großartigen 
Arbeiten brachten, vie feinem Namen ein danernves Andenken fihern. Auf Red- 
nung biefed gewaltigen Ehrgeizes muß feine Freude an äußern Auszeichnungen, 
feine Bemühungen Orden zu erhalten, feine Berflimmung, wenn Belohnungen 
Anbern zu Theil wurden, denen er nicht nachftehen wollte, gefegt werben. Seine 
Feuerſeele (feine Freunde fpielten gerne auf feinen Namen an) umfaßte Alles, 
was ihm wichtig war, mit Leivenfchaftlichleit, gab ihm Muth um für ein großes 
Ziel zu kämpfen, und unwirbigen Menfchen entgegenzutreten; dieſe Leidenſchaft⸗ 
lichleit aber erzeugte auch oft vie Einfeitigleit ver Auffaffung der Menſchen und 
Verhältniſſe, und vie Häufig zu harten Urtheile über Andere, vie er für feine 
Gegner hielt, fowie ven rafchen Wechfel per Stimmung, mit der er nicht felten 
mit begeiftertem Lob von etwas fprah, was er bald darauf mit hartem Tadel 
geißelt (3. B. Briefe über Kiel und Landshut). 

Kein glücklicher Einfluß auf fein Wirken war e8, daß F. zu früh und mit 
Borliebe nur als Gelehrter auftrat 5), das wirkliche Leben nicht faunte, dem Ge: 
ſchaftsleben fremd war, und Leben und Menfchen ſich jo Tonftruirte, wie fie ihm 


p sch Er „erbft en 4. einem ante —A Pi je ch Bum Det ken vn 
rofeffion als zum Ge mann, mebr zum opben um Juriſten . 
er mehr Talent für den Katheder als für Sie Schranken des Berichte babe. i 
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in ver Studirſtube vorlamen. Diefe Eigenthümlichleit wurde auch bebeutend für 
feine Wirkſamkeit in Bayern. Böllig fremd dem eigentbimlichen bayeriſchen Leben 
und Charakter, ließ F. als er nad Landshut kam, fih zu manden harten Ur⸗ 
tbeilen und Spöttereien hinreißen, welche ihm Gegner zuzogen. Der Berfafler 
dieſes Aufſatzes weiß aus Erfahrung, wie hoch %. wegen feiner. reichen. Begabung 
und der früh mit Auszeichnung aufgenommenen Schriften aud in Bayern von 
Praktikern geſchätzt wurde; aber e8 Tann nicht verfannt werden, daß es außer ben 
Parteimärmern, die überhaupt neidiſch, dem berufenen Ausländer grollten, over 
unter unwärbigen Borwänden ihn verfolgten, in Bayern noch mande rebliche 
Praktiker gab, die nur deßwegen ihm abgeneigt waren, weil fie glaubten, daß er, 
ber Ausländer, mit Bayerns Bedürfniſſen und Zufländen unbelannt, nicht im 
Stande wäre, ein für Bayern paffendes Geſetzbuch zu machen. Faßt man %.'8 
Eigenthümlichleiten als Gelehrter und feine wiſſenſchaftliche Wirkſamleit ins Auge, 
fo tritt in ihn früh eine entſchiedene Neigung zu philoſophiſchen Forſchungen her- 
vor; dieſe Neigung hat er mit Vorliebe ausgebilvet. So tragen alle feine For⸗ 
fhungen das Gepräge ver Wiſſenſchaft an fi; F. mit feinem großen Talente 
ver feinen Analyſe, mit ber Richtung überall ſcharf den Gründen einer bisher 
aufgeftellten Anficht nachzufpüren, überall Grundſätze aufzufuchen, mit feinem 
logiſch fuftematifirenden, Alles bis zur äufßerften Konſequenz durchführenden Geifte, 
mit feiner großen Klarheit und treffliden Darftellungsgabe war berufen, auf dem 
Gebiete der Wiſſenſchaft Großes zu Ieiften, eine Umgeftaltung zu bewirken und 
auch da, wo felne Anfichten unrichtig waren, durch feine geiftreichen Arbeiten 
fremde Forſchungen anzuregen. 

Eine Hauptrichtung feiner wiffenfhaftlihen Wirkfamteit bezog ſich auf bie 
philoſophiſche Grundlage des Rechts, daher anf fogenanntes Naturrecht und Rechts⸗ 
pbilofophie, und vorzäglih auf die Bearbeitung eines Werkes über Univerſal⸗ 
jurisprudenz und Geſetzgebung. Um ven Charakter feiner wiſſenſchaftlichen Arbeiten 
richtig zu würbigen, muß bemerlt werden, daß F. bäufig durch eine gewiſſe herr⸗ 
ſchende, von ihm als unrichtig und felbft als gefährlich erkannte Richtung feiner 

eit zum Kampfe bagegen angeregt wurde: und feine Arbeit einen polemiſirenden 
Charalter hat. Die damals vielfach herrſchende Unklarheit der rechtsphiloſophiſchen 
Arbeiten, vorzäglih die Meigung der Zeit, das Sitten- und Rechtsgeſetz zu ver 
mifhen, vie Unklarheit über den Zwed und die Aufgabe des Staats, auf einer 
Seite die Mißachtung der Menfchenrechte durch ven Staat, auf der andern Seite 
mande Auswüchſe unklarer Freiheitsſchwärmer veranlaßten vie Bearbeitung feiner 
früheren, durch geiftuolle Widerlegungen herrſchender Anfichten bebeutenven rechts: 
phileſophiſchen Schriften 9. Zur Auffaflung des Geiftes dieſer Arbeiten und zur 
Erflärung von F.'s Anfiht Über das Verhältniß des philofopbifchen Rechts zum 
pofitiven Rechte, und felbft zur Erkenntniß feiner Triminaliftiigen Schriften iſt es 
wichtig, an die Anſchauungsweiſe F.'s von ber Entftehung des Rechts und von 
dem Wirken des Staats und ber” Bedeutung des Geſetzes zu erinnern, indem er . 
die Grundlagen des Rechts, das Entftehen aus der Gewohnheit und der Duelle 
des Bolfsrehtäbemußtfeins verfannte und alles Heil von der Regierung erwartend 
dem Gefege eine Allmacht Beilegte, kraft welcher die Handlungsweiſe der Bürger 
nur durch das Geſetz beftimmt wurde und ber Gefetgeber ven Menſchen ſchon 
verantwortlich machen konnte, wenn der Handelnde nur das Bewußtſein des Ge- 
feges Hatte und dadurch von der Begehung des Unrechts abgehalten werden konnte. 


6) Außer feiner Erſtlingsſchrift (oben Note 2): Kritik des natürlichen Rechts. Altona 1796. 
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Die ſtrengen Anſichten F.s über Zurechnung, fein Streben, ben Richter an un- 
bevingte Beobachtung des Geſetzes zu binden, waren Folgen biefer Rechtsauffaſ⸗ 
fung. Eine wegen ver geiftreichen Wiperlegung mander Behauptungen von Hob⸗ 
bes, aber auch wegen des Freimuths, mit welchem er bie Grenzen ber Staats: 
gene dem Bürger gegenüber zu ziehen fuchte, beventende Schrift war fein 

ntihobbes 7). Was F. während feines ganzen Lebens befchäftigte, war bie Bear⸗ 
beitung eines Werkes, das den Charakter von Montesquieu's esprit des lois haben 
follte. Der Verfaſſer dieſes Artikels 8) Hatte das Glück, daß %. ihm oft ſtunden⸗ 
lang aus biefem Werfe vorlas; unfehlbar würde das Werk (mit großer Meifter: 
baftigfeit des Styls gefchrieben) eines ver wichtigften ver deutſchen Literatur ge⸗ 
worben fein und Montesquien weit übertroffen haben, va F. vorzüglich aus einem 
ben frühern Bearbeitern nicht zugänglichen Materialienreichthum ſchöpfte; es follte 
darin eine Univerfalrechtsgefchichte aller Völker geliefert, es follten aus allen Nechts- 
quellen, aus den Werken ver ‚großen Männer jever Nation bie Rechtsideen, und 
zwar ver Menfchheit eingebornen, bei allen Völkern ſich manifeftirenden, aber auch 
die jedem Volke eigenthümlichen Rechtsiveen entwidelt, und daraus Schlüfſe und 
bie Grundfäge abgeleitet werben, von welchen jede Gefeßgebung durchdrungen 
fein muß. 

Ein Haupttheil feiner wiſſenſchaftlichen Wirkfamfeit bezog fi) auf bie Straf- 
rechtswiſſenſchaft, für welche durch ihn ein neuer Wendepunkt begründet wurde. 
Man würde mit Unrecht deßwegen, weil F.'s Theorie und Auffaffung bes Straf: 
rechts erheblichen Einwendungen unterliegt, ven hohen Werth feiner wifjenfchaft- 
lichen Leiftungen verkennen. F.'s Hauptverbienfte beftanven bier in dem Träftigen 
Auftreten gegen bie im Strafrecht bur den Widerſpruch der Bedürfnifſe des 
Lebens mit dem harten Gefeße hervorgerufene principlofe Milde und Unbe- 
ftimmtheit in der Strafanwenbung, in feinem Streben, bie Rechtsquellen, ftatt 
fle durch Sophismen wegzuräfoniren, zu Ehren zu Bringen, allgemeine Grunt- 
füge, Flare Begriffe aufzuftellen und konſequent vie Strafrechtötheorie, vie er für 
bie richtige hielt, durchzuführen. Allerdings Iag dem Kampfe F.'s gegen vie milve 
Praris ein Verkennen ver tiefen Bebentung ver Erfcheinung zum Grunde, bie 
überall eintritt, wenn bie Kraft der fiegreichen öffentlichen Meinung in Kampf 
mit der Starrheit des alles Rechtsbewußtfein verlegenden ungerehten Gefekes 
tritt. Unbelannt mit dem Rechtsleben und der Lage ber Richter, ftellte er das 
richterliche Ermeſſen als gefährlid auf, erkannte bie Bedeutung dieſes freien 
Ermeſſens nit und kam in dem Strafrechte zu einem Formalismus, zu einem 
unfeligen Generalifiren, währenn er vie römifchen Stellen und die Ausſprüche ver 
Carolina aus Mangel der Erfenntniß der wahren Ausbildung des gemeinen Rechts 


und unbefannt mit ber mittelalterlihen Grunbguelle der consuetudo generalis, . | 


wie Geſetze ver heutigen Zeit betrachtete, und dadurch ſowie durch feine Theorie 
eine vielfach nachtheilige Härte in die Rechtsanwendung und in bie Gefeßgebung 
brachte. Während man in feinen Werfen 9) ven Scharffinn der Erörterung, bie 





7, Erſchienen Erfurt 1798. Wenn man die in Feuerbachs Leben ©. 39 in Note abgedruckten 
Borte Grolmanns liest, fo follte man glauben, daß fie prophetifch über die Anfichten vieler 
Stantömänner von 1849 bi 1857 gefchrieben waren. . 

8, Man fieht aus feinen Briefen (Xeben 11 S. 31), daß er nicht einig über den Titel tes 
Werks war; er nannte es einmal Darſtellungen und Ideen zu einer Weltgefchichte der Geſet 


gebung. 

9) Vorzüglich feine Revifion der Grundgefeße und Grundbegriffe des pofit. peinL Recke. 
1800, 2 Thle. Gießen, und fein Lehrbuch des peinlichen Rechts. Gießen 1801, von da an in 
mehreren Auflagen (1847 erſchien die legte mit Zuſätzen des Verf. dieſes Artilels). 
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logifhe Kraft und die Grimdlichkeit ver Widerlegung der Anfichten Anderer, bie 
Klarheit der aufgeftellten Begriffe, die Konfequenz in der Durdführung feiner 
Theorie bewundern muß, erfennt man (vorzäglidd) wenn man dem Gange ber 
Rechtſprechung in Bayern folgt, wo F. feine Theorie in das Geſetzbuch brachte) 
die irrigen Borausfegungen feiner General⸗ ober phyfiſchen Zwangstheorie, und 
bie unhaltbaren nachtheiligen Wirkungen ihrer Anwendung in ber Geſetzgebung 
und Praxis. Jever verftänbige praktiſche Verehrer F.'s 19) muß zugeben, daß wenn 
biefer Dann das Leben, vie Menfchen, ihre Natur und die Anwendung ver Gefege 
gekannt haben würbe, er nie zu einer Theorie hätte kommen können, welche darauf 
Alles baute, daß ver Verbrecher, ehe er hanvelt, das Geſetz überlegt und berechnet, 
und daß e8 nur darauf anlomme, ven Motiven, welche zum Verbrechen beftim- 
men, durch die Strafdrohung ftärkere Motive entgegenzufegen, melde ven zu. 
Berbrechen Geneigten von ver Begehung abhalten würven. Hätte F. das wirkliche 
Leben befier gelaunt, fo wilrde er nie dazu gelommen fein, bei jebem Verbre⸗ 
chen ſich gewiffe Motive, vie zum Verbrechen treiben und fo eine Art Normalgrad 
von Berfhuldung zu konſtruiren und darnach die Strafprohung einzurichten. 

Die Fülle und der Umfang der rechtswifienfchaftlichen Thätigkeit F.'s iſt 
fo groß, daß man in Verlegenheit tft, alle feine Leiftungen zu charakterifiren. 
Ueberall aber lag in feinen Arbeiten etwas Selbftftändiges, und in der Entwid- 
lung der Wiſſenſchaft Eingreifendes. Seine zwar Meine, aber inhaltreiche Abhand⸗ 
lung übes Hochverrath 11) war bie erſte wiſſenſchaftliche Arbeit über eine Lehre, 
in welcher kein leitender Grundſatz galt, fie ftellte Grunpfäge auf, weldhe ebenfo 
der willfärlichen Auspehnung dieſes Verbrechens zum Nachtheil ber freien Bewe⸗ 
gung der Bürger entgegenwirken, als die wahren Iutereflen des Staats fehlen 
follten. In feinen Strafrechtsfällen 12) ift ein Schatz feiner pigchologifchen Zer- 
glieverungen in Bezug auf Strafredht enthalten. Arbeiten für das Eivilrecht find 
theifs foldhe, die auf Erörterungen einzelner fchwieriger römiſcher Lehren fi be 
ziehen 13), theils Abhandlungen, vie ſich auf die Behandlung des Civilrechts, auf 
die Bedeutung tes römiſchen Rechts 14) für Deutſchland, insbeſondere auch für: 
eine nene Geſetzgebung beziehen 15), Man bedauert dabei oft, daß F. dem Civil⸗ 
geſetzbuche Napoleons eine zu große Bedeutung beilegte 16). Seine Schrift über 
Deftentlichkeit und Münplichleit des Berfahrens und die (als Ergebniß feiner Reife 
nach Frankreich) erſchienene Schilverung der franzöflfchen Gerichtöverfaflung wur⸗ 
den einflußreih, weil manche in Frankreich felbft nicht hervorgehobene geiftreiche 
Auffaſſung franzöfifher Einrichtungen, aber auch ein fcharfer Tadel mancher Zu- 
ftände verbunden mit Borfchlägen, wie franzöfifhe Ideen für Deutfchland benützt 


— — 


10, Abegg in dem Gerichtsſaal 1856 S. 236 Hat Feuerbachs große wiſſenſchaftlichen Ber: 
dienfte gerecht gewürdigt. 

11) Philoſ⸗juriſtiſche Unterfuhung über das Verbrechen des Hochverraths. Erfurt 1798, 

18) Der Verf. diefes Artikels bat die Bedeutung jener Arbeiten, die aus den zum Behufe 
‚ der Töntgl. a {dung über Begnadigung Verurtheilter gehaltenen Vorträgen an den König ber: 

vorgingen, zu ſchildern „erfucht in feiner, der 3. Ausgabe der Strafrechtsfälle (1849) vorgedru 
Ginleung bhandlungen) ©. 5. . 

13) Hahin gehören feine civiliſtiſchen Verſuche. Gießen 1803. 

10) Wie fehr Feuerbach gegen die einſeitige Auffaffung des römifchen Rechts und feine Ueber⸗ 
fehäßung war, fehrt fein Brief im Leben 1. S. 123. 

16) Hieher gehören die (fpäter auch in feinen Meinen Schriften ©. 132 uf 157 gedruckten) 
urſprünglich als onvorte zu Unterholgner jurift. Abhandi. (1810) und”zu Borſt über Veweislaſt 
(1816) gefchriebenen Abhandlungen. 

16) Kleine Schriften S. 175. 
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werben könnten, bei ven fpätern Geſetzgebungsarbeiten in Deutſchland beachtet 
wurden. 

Vorzüglich verbient die hohe Bedeutung ver Wirkfamleit F.s auf Geſetz⸗ 
gebungstunft, und Gefeggebung zunächſt in Bayern, aber auch allgemein anf nene 
Geſetzgebung, eine beſondere Beachtung. Der Verf. dieſes Artitels, der das Glüd 
hatte, den Winter von 1807 bis Oftern 1808 unter F.'s Leitung zu arbeiten, 
und bis zum Tode von F. mit ibm in Berbinpung blieb, ift im Stanbe, auf 
monde merkwürdige Wendung in der Entwidlung feiner Geſetzgebungsarbeiten auf- 
merkſam zu machen. Als Vorarbeit zu den fpätern Arbeiten, zugleich als Zengniß 
bober Begabung F.'s zu legislativen Leiftungen erfcheint feine Kritit des Klein⸗ 
ſchrodiſchen Entwurfs. Hier bewährte fi fein Scharffinn, Lüden, Intonfeguenzen, 
Widerſprüche und Mangel ver Klarheit des Ausdrucks in den Arbeiten Anderer 
zu entveden. Kein mit Öefeßgebungsarbeiten Beichäftigter follte die in jenem Werte 
enthaltene Entwidiung der Grundſätze, die den Gejeßgeber leiten müflen, unbe 
achtet Infien. — Bon einzelnen auf Strafrecht bezüglichen Gefeten, welche von 
5. bearbeitet wurben, verdienen befonderd das Geſetz vom 7. Juli 1806 über 
Abſchaffung der Folter in Bayern und das vom 9. Auguft 1806 über Wild⸗ 
diebſtahl 17) hervorgehoben zu werden. Währenn das erfte Gefeg- ihn ale Wohl: 
thäter Bayerns bezeichnet, da nur feinen unermünlichen Bemühungen 18) es gelang, 


das Winerftreben des edlen Königs, das — wie man verfidherte — zur Entdeckung 


ver Schuld unentbehrliche Mittel ver Folter aufzuheben, hatte das zweite Geſetz 
eine große Berftimmung ver beflern Juriften in Bayern erzeugt, die ernftlidy be- 
zweifelten, ob ein Mann, ber folde nur auf Abfchredung berechnete Straf: 
drohungen gegen Wilddiebſtahl vorfchlagen, Die ververblichfte Angeberei und trüg- 
lihe Beweisführungen beglinftigen konnte, den Beruf babe, für Bayern ein 
Strafgefeubuch zu bearbeiten. Die damals in Bayern verbreiteten Beforgnifie be- 
zogen fih darauf, daß F. zu fehr fuchen würbe feine Theorie, die er als Ge— 
lehrter Mufgeftellt hatte, in dem Geſetzbuche durchzuführen, ftatt ven Bedilrfniſſen 
des Lebens Rechnung zu tragen. Die auf den Entwurf bezüglichen Arbeiten blie⸗ 
ben in Geheimniß gehüllt; ver Entwurf wurde nur als Handſchrift gedruck. 
Unummwunden ftellte er darin fein Abfchredungsprincip auf 19); eine Bergleichung 
diefes Entwurfs mit dem Strafgefegbudhe von 1813 lehrt, daß im Wefentlichen 
der erfte dem zweiten zum Grunde liegt, daß aber in manchen Punkten ver Ent: 
wurf gemilvert 29), in andern verſchärft, oft eine Weglafiung befchloffen wurde. 
worand große Streitigkeiten in der Praris entflanden. Ueber die Yufgabe, melde 
fih F. bei Abfaſſung feines Entwurfs ftellte, war er fi klar; man bemerkt aber, 
wenn man feine Erklärung darüber 21) zerglievert, daß er von einer ungerechten 


17) Die darauf fich beziehenden Vorträge find abgebrudt in Feuerbachs Themis (Lantahut 
1812) ©. 136 u. 237, 

18) Noch nachdem König Mag die Aufhebungsverorbnung unterzeichnet hatte, erklärte er, 
daß Feuerbach es verantworten möge, wenn jebt die Schuldigen der Strafe entgingen. Das 
Geſeß wurde auch nie Im Regierungsblatt befannt gemacht. 

19) In 8. 6 diefes Entwurfs heist ed: Wer eine unerlaubte Handlung begeht, für welche 
ein Geſetz dem Webertreter zur Abſchreckung ein gewiſſes Uebel gedroht hat ze. Nach &. 12 
ſollte die verwirtte Todeäftrafe in lebenslänglichen Kerler verwandelt werden, wenn erwielen tar, 
daß der Berbrecher blos in der Abficht, hingerichtet zu werden, die That verübt. In der Kom: 
miſſion wurden in $. 6 die Worte: zur A [dre dung und ber e 8. 12 weggeiträdhen. 

20) Feuerbach hatte in feinem Entwurf als Strafe körperliche —58 bis 100 Streik 
aufgenommen. 

21) Mertwürdiger Vortrag, in feinem Leben I. ©. 212. 
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Anficht über die Praxis umd ihre Milde, deren Bebentung er nicht wärbigte, 

und von der Borftellung ver Nothwendigkeit ver Beſchränkung des richterlichen 

Ermefiens ausging, und in einer Selbfttäufehung lebte, in welcher er zwar treffe 

* Srunpfäge aufftellte, aber fie in feinem Entwurfe nicht konſequent durch⸗ 
rte. 

Eine große Verſtimmung brachte in Bayern vie Heimlichkeit hervor, in welche 
die Oefepgebungsarbeiten gehüllt waren. Eine Kritit war weder 3. B. durch Preife, 
wie bei dem Kleinſchrodiſchen Entwurfe begünftigt, noch möglich gemacht. Ale 
1813 das Geſetzbuch verkündet wurde, mußte jeder Unbefangene die hohe Be— 
deutung beffelben anerkennen; aber vie Praktiker waren vielfad damit unzufrie- 
ven 22), Während man bie Klarheit ver Beftimmungen, vie Meifterhaftigkeit, mit 
welcher er Träftig bisher allgemein befolgte, aber irrige Theorieen verbannte (3.9. 
Art. 143 wegen Töptlichleit der Verletzungen), vie fuftematifche Anoronung des 
Geſetzbuchs bewundern mußte, fühlten fich die Praktiker empört 23) durch die Härte 
ber Strafprohungen, duch die Beſchränkungen des richterlihen Ermeſſens, durch 
die Maſſen aufgeftellter geſetzlicher Vermuthungen. Die durch das dringende Be— 
därfnig bervorgerufene große Zahl der Begnadigungen zeigte, wie ungenitgend 
das Geſetzbuch war. Ueberall erkannte man, daß dem Bedürfniſſe ein Gefegbud 
nicht entfpreche, welches — wie ein Kompendium — bie der Wiſſenſchaft ange- 
börigen Begriffe und (nur mit vielen Unterfcheivungen wahren) Rechtsfäge ale 
Geſetze aufftellt, einem angenommenen Princip Alles opfert, den Richter zur Ge- 
fegesmafchine machen will und durch ein unfeliges Generalifirin eines ver erften 
Erforderniſſe verlegt, daß der Richter in die Tage geſetzt fein muß, nad der Be⸗ 
fchaffenheit des einzelnen Yalles die Strafe auszuſprechen 24), 

Es waren ſchlimme Zeichen für die Achtung des Geſetzbuchs, daß ſchon 

wenige Monate nad der Wirkſamkeit deſſelben durch ein (nicht Öffentlich bekannt 
gemachtes) Reſkript der Art. 218 in Bezug auf den Holzdiebſtahl außer Anwen- 
dung gefegt und 1816 das Kapitel Über den Diebftahl völlig abgeänpät wurde. 
Einen ſchmerzlichen Einprud brachte das k. Reſtript vom 19. Oft. 1813 hervor, 
durch welches allen Staatspienern und Privatgelehrten verboten wurde, einen 
Kommentar über das Geſetzbuch bruden zu lafien. Die Stimme ver Wiſſenſchaft 
und ihr Einfluß auf die Fortbildung des Geſetzes war dadurch ausgefchloffen, 
weil die Regierung (ein. Dunkel ſchwebt darüber, ob %. darauf Einfluß Hatte) in 
der Selbfttäufchung befangen war, daß durch die amtlich herausgegebenen An- 
merkungen bie Richter hinreichend Aufklärung finden würden. Gerade dieſe Anmer- 


tungen aber waren es, welche die üble Stimmung vermehrten. Man wußte, daß 


viefelben vorzugsweife von Gönner bearbeitet waren, dem Manne, der zwar an 
die Protokolle des geheimen Rathes fih halten follte, aber wie vie Vergleihung 
ergiebt, beliebig feine Anſichten bineinzog, was um fo fhlimmer war, da Gönner 


22) Der Berf. d. Art. bat damals in einem anonymen Artikel in den Arch, des Kriminalr. II. 
Band ©. 54 auf dem Grund von Mittbeilungen ehrenwertber Praktiker die in der Praxis ziem- 
lid) allgemein anerkannten Fehler des Geſetzbuchs dargeſtellt. 

33, Die unter dem Titel: Birmaniſches Strafgeſetzbuch, überſetzt von Zaunfchliefer, er: 
fehienene Schrift (1822), eigentlich eine Paraphrafe des bayer. Geſetzbuchs, allerdings viele Ueber⸗ 
treibungen und en Witze enthaltend, giebt aber doch ein wahres Bild. der über den 
Werth des bayer. Geſetzbuchs herrſchenden Anſichten in Bayern. 

26, Der Verf. diefes Artikels bat darüber in feiner Schrift: Ueber die Grundfehler In der 
Behandlung des Kriminalrechts. Bonn 1819, Nachweiſungen gegeben; f. auc wichtige Beweiſe 
von Walther in der krit. Ueberſchau der deutſchen Geſehgebung 111. S. 377. 
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entfchieven Gegner F.s war, und bei aller feiner großen Begabung doc nicht 
mit der Strafrechtswiſſenſchaft vertraut war. Allerdings warb die Hanbichrift der 
Anmerkungen %. mitgetheilt; aber feine Bemerkungen 25) fanden wenig Beachtung, 
und fo zeigte fidh bald in ber Rechtsanwendung, wie häufig vie Weußerungen in 
den Anmerkungen im Widerſpruche mit dem Terte des Geſetzes und unter fid 
ſelbſt fteben 26). 

Das neue baverifche Geſetzbuch war aber auf jeden Fall die wichtigfte Erſchei⸗ 
nung auf dem Gebiete ver Strafgefeßgebung; in allen fpätern Gefegesarbeiten der 
deutſchen Starten wurde e8 zum Grunde gelegt; auch im Auslande wurde das Ge⸗ 
ſetzbuch 27) als eines der beveutenpften geachtet und vielfach zu Rathe gezogen. 

Um F.'s Wirkſamkeit auf Geſetzgebung gerecht würbigen zu lönnen, muß noch 
feine Stellung von ver Zeit an, als er München verließ, erwogen werben, und 
zwar in zweifacher Beziehung, nämlich in Rüdficht auf fein Verhältniß zu ven neuen 
Gefeßgebungsarbeiten in Bayern und in Anfehung des Einflufles, weichen feine neue 
Stellung als Borftand von Appellationsgerichten auf feine Tegislativen Anfichten 
ausübte. Nachdem F. aus dem Minifterium getreten war, wurte vie Geſetzgebung 
Bayerns freilich andern Berfonen anvertraut. Man würde Unrecht thun, wenn 
man in den 1822, 1827, 1831 den Kammern vorgelegten revivirten Entwürfen und 
Motiven der Strafgefegbücher die entfchievenen VBerbeflerungen verfennen wollte, 
welche durd die gemachten Erfahrungen über die Härten des Geſetzbuchs und durch 
pie Berichte der Gerichte hervorgerufen wurven; allein ebenfowenig kann verfannt 
werben, daß manche Männer, welche jet auf die Gefekesarbeiten Einfluß erbiel- 
ten, vorzägli Gönner, den oft vie Feindſchaft gegen %. verblenvete, ungerecht 
gegen feine Berbienfte waren, und oft Vorſchläge machten, die ſchwerlich auf Billi- 
gung Anfprucd machen konnten. Vorzüglich war der 1822 vorgelegte Entwurf eines 
Polizeiſtrafgeſetzbuchs eine verunglüdte Schöpfung, über welche 4 einen zwar harten, 
aber gerechten Tadel ausſprach 28), Die bayerifhe Regierung hatte zwar fortdauernd 
mit F. in Bezug auf Gejegesarbeiten eine Verbindung unterhalten, Gutachten von 
ihm über einzelne Entwürfe verlangt, felbft ven Auftrag zur Revifion tes Straf- 
geſetzbuchs gegeben 29), Allein $. war verftimmt, weil er wohl fühlte, daß er doch 
nicht den ihm gebührenden Einfluß hatte, und vie gegen ihn in München wirken: 
Partei bei jever Gelegenheit ihm entgegentrat. 

Wichtig wurbe dagegen feine neue Stellung als Gerichtspräſident. Hier fab 
er fein Geſetzbuch in ver Anwendung, er mußte die verleßende Härte der darnach 
auszufprehenden Strafurtheile und ihren Wiverfpruh mit der Verfhulpdung des 
einzelnen Falles anerkennen; er hörte bie amtlichen Aeußerungen und Klagen: feiner 
Kollegen über die Beſchränkung des richterlichen Ermeflens. Alle, welche in jener 
Zeit mit 5. über fein Geſetzbuch fprachen, erinnern fi, mit welcher Klarheit unt 
Gerechtigkeit er in den Stunden, in denen er gut gelaunt war (häufig war er ver- 
ftimmt, wenn von dem Geſetzbuch die Rede war), über einzelne Puntte "ver Gefer- 


25) Die merkwürdige Nachwelfung ift abgedrudt im Leben Feuerbachs I. S. 237, 244. 

86), Prof. Ede hat in feinem BVortrage über den neuen baber. Entw. S. 117 richtig das 
In Beaug auf die Lehre vom Diebftahl gezeigt. 

27, Den beten Beweis davon giebt daS verdienftlihe Wert von Vatel: Code penal du 
Royaume de Baviere traduit avec des explicalions. Paris 1852. 

28) Der ausgezeichnete Vortrag, welchen unjere Staatsmänner wohl beherzigen ſollten, it 
erſt nad) F. s Tode allgemein durch die Schrift: Leben Feuerbachs 11. S. 346 bekannt gemorden. 

29) Aufklärung darüber geben die Briefe in Feuerbachs Leben IE. S. 217, 251. 
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gebung urtheilte. Die Frucht der im Stillen betriebenen, anf feine Erfahrungen be- 
gründeten Revifionsarbeiten iſt ver von ihm binterlafjene Entwurf eines Strafgefeg- 
buche 30). In diefem revidirten Entwurf erfannte F. faſt alle Anfichten, die ex 
fräher anf das heftigfte beftritt, als richtig an, der Entwurf reinigte das Gefegbuch 
von fo vielen rein doktrinellen Sägen, milberte vie harten Strafbrohungen und gab 
dem richterliden Ermeſſen einen weiten Raum 31), 

3.6 Wirken würde nicht erfhöpfenn genug geiwürbigt werben, went ex nicht 
auch als geiftiger Kämpfer auf dem Gebiete politifcher und religiöfer 
Freiheit gefchildert wärbe. Wenn %. and) anfangs ein begeifterter Berehrer Napo- 
leons war, veflen Gentalität er erlannte, fo hatte fpäter bald ver Gang ber Ereig- 
niſſe ihm gezeigt, wie die Uebermacht des großen Herrſchers Deutſchlands Untergang 
herbeiführen, vie Freiheit bedrohen und ein ſchändliches Spionenfuftem begünftigen 
würbe. Daher ergriff er mit Begeifterung die deutſche Sache, feine (oben in Note 4 
angeführten) Schriften von 1813 athmeten das Gefühl ver Freiheit und hatten einen 
gewaltigen Einfluß, verwidelten ihn freilich in maude fchlimmen Kämpfe Mit 
Schmerz erfannte er, wie bald gewifle Berfprechungen vergefien wurben, wie traurig 
fi die politifde Lage Deutſchlands geftaltete, wie die großen Staaten eine für 
deutfche Einheit gefährlihe Stellung einnahmen; Borfchläge zur Berbeflerung be⸗ 
fchäftigten ihn und Begeißerung ergriff ihn, als in Bayern die Berfaflung einge 
führt wurde. — Eine Grundrichtung feines Lebens war fein Kampf für Freiheit auf 
dem religiöfen Gebiete. Ueberall zeigt ſich, daß F. von dem wahren religiöfen Geiſte 
befeelt war (fein wichtiger Brief an feinen Sohn, im Leben II. ©. 115), daß er 
aber Beichränfungen der religiöfen Freiheit für nerberblich hielt. Jedes Ereigniß, 
was diefer Freiheit gefährlich werden konnte, erwedte feine Aufmerkſamkeit; beveu- 
tend ift in diefer Beziehung ein Brief an Tiedge über das bayeriſche Konlorbat, und 
wegen ver VBefchränkungen ver Freiheit der proteftantifchen Kirche. Ein würdiges 
Zengnig feiner edlen Vegeifterung für alles Große iſt fein Brief an den ehrwürdi⸗ 
gen Weiler in Münden, kathol. Stubienvireltor, einen Mann, an veflen philo- 
fopbifehe Borlefungen jeder feiner Schüler ſich immer dankbar erinnern wird. Die 
Schrift Wellers über vie religidfe Aufgabe unferer Zeit (leider wurde er damals 
wegen diefer Schrift vielfach angefeinvet) veranlagte F., dem würdigen Manne in 
feinem und vieler Freunde Namen vie Gefühle inniger Hochachtung auszudrücken. 
Mag man auch zugeben, daß F. mit feiner Feuerſeele und leivenfchaftlichen Auffaf- 
fung oft die Gefahren, durch die er vie Freiheit bedroht ſah, übertrieb und feine 
Urtbeile über Menſchen ungerecht waren, fo muß man doch überall anerfennen, daß 
feine Lebhaftigkeit aus enler Quelle und aus Ueherzeugungstreue floß. 

Wittermaier.. 


Feuerpolizei, |. Bolizei. 
Feunerverſicherung, |. Berfiherungsanftalten, 





3%, Ein Brief an v. Spies ıin dem Leben I. ©. 250) über das Berbältuiß Benerbade 
zu diefem Entwurfe enthält viel linerfreuliche® und zeigt, daß man von Seite des fleriums 
iM Far gerecht genen F. war. Erſt wach Feuerbachẽ Tode gelangte der revid. Entw. an das 

n m. , j 

31), Der Berf. diefed Artikels beſaß von * eine Abſchrift dieſes Entwurfs und theilte Daraus 
im Archio des Kriminalr. 1847 ©. 587 bis 8589 Auszüge mit. Befonders merfwürdig iſt, daß 
in dem Entwurfe (Tit. 1V. 13, 14) der Milderungdgrund der verminderten Zurechnung und das 
allgemeine richterlige Milderungsrecht vorfommt. 

Bluntſchli un Brater, Deutſchet Gtaats-WBörterbug. II. 33 
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Johann Gottlieb Fichte wurde geboren am 19. Mai 1762 im Dorfe Ram⸗ 
menan in dee Oberlaufig, unfern ven Städtchen Biſchoffswerda, dem Geburtsorte 
feines Landsmannes und Geiftesverwanbten Leſſing. Sein Bater, Bauer und Band- 
weber, wäre aus eigenen Mitteln nicht im Stande geweien, ben fräß fich ent- 
widelnden Anlagen bes Knaben die angemeſſene Ausbildung zu geben. Der Groß⸗ 
muth eines ſachſiſchen Edelmannes, bes Freiherrn yon Miltig anf Siebeneichen, 
verdankte er biefe Gunft; er wurbe ven ihm, vach dem gemöhnlichen Looſe un- 
bemittelter Jänglinge, für vie Thenlogie beftimmt. Später indeß, als während feiner 
Univerfitätsjahre fein Wohlthater farb, begannen für den gänzlich Berbinbungs- 
und Mittellofen — er hat, wie er in einem Bittichreiben anführt, niemals eine 
öffentliche Unterftägung genoflen 1) — Jahre des herbften Mangels und bitterften 
Lebenskampfes, zumal da auch feine bekannt gewordenen tbeologifchen Anfichten iu 
Sachſen eine Anftelung als Pfarrer ihm erfchwerten. Das Aeußere dieſer mechfel- 
vollen Schickſale gehört nicht weiter hierher. Uber an ihren Einfluß amf feinen 
Charakter und feine geiſtige Entwiclung tft zu erinnern. Der Drud der Abhängig: 
feit, welchen er bald und für immer überwanb, erzeugte in ihm jenen Freiheitsfiun, 
jene unbeugfame Kraft des Willens, welche auch auf feine politifchen und Nechte- 
anſchauungen von entſcheidendem Einfluß werben mußten. In ven verfchiepenften 
Gegenden Deutſchlands, der Schweiz, Polens und Oftpreußens umhergeworfen 
und fcharfer Beobachter der gejellichaftlihen Zuſtände dieſer Länder, konnte 
er nur bie Bilder gewinnen, melde er in feiner Jugendſchrift („Beiträge zur 
Berichtigung der Urtbeile des Publikums über die franzöflfhe Revolution”) über 
Fürſtenmacht, Beamtenthum, Adel und Kirche nieverlegte. ‘Der tiefe Unwille über 
das vernunftempörende Unrecht In ben faltifch begründeten Recdhtöverhältniffen mußte 
ihn ſchon damals zu dem fpäter allegeit vertheidigten Sage vrängen: „baß nur 
aus der ewigen Rechtsidee entfchieben werben könne, was auch in ven biftorifch ge- 
gebenen Rechtszuſtänden eigentlich Rechtens ſei.“ Aber auch fein perfünlicher Cha⸗ 
rakter erhob ſich daran zu dem ſtolzen Gefühle ver Selbſtſtändigkeit, welches er 
ſelbſt in der bedrängteſten Lage feines Lebens, aus Veranlafſung der Anklage des 
Atheismus, alfo ausiprehen konnte: „Es ift wenigftens fo viel gewiß, daß ih 
eher 2 nicht fein möchte, als ver Laune unterworfen fein, und nicht vem 

eſetze.“ | 

Nur alfo ans dieſem innerften MRittelpunfte feiner Denkweiſe iſt zu begreifen, 
wie die Kant'ſche Philofophie ihn fo entſcheidend ergreifen konnte, und zu erflären, 


1) „Fichte's Leben und Titerarifiher Briefwechſel von 3. H. Fichte“, 1830 1. S. 85. 
2) „ er tliche Berantwortung gegen die Anflage des Atheismus‘ 1799 in J. &. Wick’) 
fämmtlihen Werken, V. S. 288. — Hierbei fei dem Berfafier geftattet, eine denfwürdige ver 
nliche Mittheilung einzufchalten E. M. Arndt fagte mir einmal, daß ihm, wiewohl er ſeibß 
ein philofophifcher Kopf und nichts weniger als Fichte?8 Anhänger, A dieſer wegen ſeiner 
Perſonlichteit hoͤchſt merkwürdig erſchienen ſei. Zuhörer deſſelben in Jena, babe er zwar Nice 
eigentlich verftanden, demungeachtet aber von feinen Gefinnungen und Lehrgchaft einen name 
loſchlich tiefen Eindruck zurüdbehalten. Naher, als er viele Jahre darauf in Petersburg bei 
Ote in eingeführt worden, habe ihn die Aehnlichkeit in Gefichtszügen, Haltung und Sprade 
überrafcht —X beiden Männern. — In Berlin iſt es bekannt, daß, als nach o Ist 
ein ähnliches Bildniß deffelben vermißt wurde, der große Architekt Schinkel zu fagen vilzas. 
das Ahnlichfte ſei immer noch die Statue des arofien Kurfürften auf der „langen Bräde“. 


Achte. 616 


wie Kant's ethiſche Grundanſicht in feiner Lehre zum konſequenteſten Ausdruck und 
eigentlichen Abſchluß kommen konnte. In F. zieht ſich das Kant'ſche Princip nad 
einmal zu größerer Strenge und zum Ausdrucke noch ſtolzerer Autonomie zuſam⸗ 
men; bann aber erfolgt in ihm felber der Umſchwung. Die Unbedingtheit und 
Autonomie des Ich der Natur gegenüber, dies Negative iſt der gemeinfchafte 
lie Grundgebante in beiden Philoſophieen. In F.'s zweiter Geftalt ver Eihil da⸗ 
gegen iſt vie göttliche Idee und hie Kraft Gottes ver wahre und einzige Grund ber 
Sittlichkeit und das allein Perfontfieirende für das Ich, welches im feiner finnischen 
Unmittelbarfeit nur weſenloſer Schein bleibt. Nur vie erſte Form feiner Lehre, 
befonver® in ihren praltiſchen Theile, fcheint einigermaßen in bie allgemeine Ge 
dankenmaſſe des Wifjenfchaftlihen eingereungen; rundes genug für bie gegen- 
wärtige Darftellung, die zweite, fo gut als unbeachtet gebliebene Geſtalt verfelben 
bier vorzugsweiſe zu berüdfidtigen. Für alles Folgende, im Einzelnen wie im 
Ganzen, fo wie über alles fonftige Literarifche kann unfere „Geſchichte der Ethik“, 
welche auf genauer quellenmäßiger Forſchung beruht, bie Belege darbieten. 3) 

I. Fichte's Rechte- und Staatslehre in ihrer erſten Geftalt. 
(„Sranvlage des Naturrechts nad Principen der Wiſſenſchaftslehre“, Jena 1796. 
„Der gefchloffene Handelsſtaat; ein philofopbifcher Entwurf als Anhang zur Rechts⸗ 
lehre und Probe einer Tünftig zu liefernder Politik“, Tübingen 1800, 3. ©. 
Fichte's fammtlihe Werke, Bo. III. Berlin 18456. Wegen bes inneren Berhält- 
miſſes diefer Schriften zu Kant ift vie „Vorrede des Herausgebers“ in biefem 
Bande zu vergleichen.) 

Das Wichtigfte für die Geſchichte der Rechts- und ber Staatswiſſenſchaft {ft 
unftreitig nachzuweiſen, wie %. bie Idee des Rechts beftimmt und durch welche Gründe 
ec ihr ven Charafter des Aprioriſchen“, Vernunfturſprünglichen, vindiciren zu 
müſſen glaubt. | 
- Das vernünftige Weſen (das unenvliche Ich) kann fich im Selbftbewußtfein 
und als Individuum fegen, als Einer neben Anvern. Sich fegend fegt es auch 
feine Beziehung zu Andern. Das einzige wahrhaft Reale im Individuum if aber 
feine Freiheit; in ihr liegt das eigentlich Individualiſirende, aber zugleich- das, wo⸗ 
duch das umenblihe Ich hineinwirkt und gegenwärtig ift im endlichen. ‘Dies 
allerurfprünglichfte Berbältnig muß aud eben fo urjprängäh im Bewuß tſein bed 
Individuums beroertreten. „Ich kann meine Feiheit nicht, denken, ohne die ber 
Andern mitzudenten, d. b. ohne die meinige buch die der Andern beſchränkt zu 
denten." — Dies urfprüngliche und innerlich nothbwendige Denlen meiner Freie 
beit läßt nun aber in Bezug anf die ſich verwirklichende Freiheit eine Doppelte 
Anfleflung, und damit einen Gegenſatz des Handelns zu. 1) An fih foll ich 
nad, viefem nothwendigen Denten handeln; fonft käͤme mein Handeln mit meinem 
Denten, ich ſonach mit mir felber in Widerſpruch. Ich bin im Gewiſſen — durch 
mein urfprängliches Wiflen, wie es fein foll — umbebingt verbunden, meine Frei⸗ 
heit zu befchränlen. Dies ver Standpunkt des Sittengefetes. 2) Aber aus dem 
nothwendigen Wivderſpruche meiner mit mir felbft im eigenen Bewußtſein, aus 
meinem Konflift mit dem Gewiflen, folgt noch nit, daß auch mein wirklicher 
Wille und mein Handeln von ihm frei fen müfle. Uber da zu kann Jever ger 
zywungen werben, es zuzugeben, ja innerlichſt anzuerkennen, daß Andern bie Er⸗ 


9 „J. H. Fichte Syſtem der Ethik: Erſter kritiſcher Theil: die philoſophiſchen Lehren 
von echt Staat hi Sitte In Deutichland, —ãeã— And England”, Leipzig 1850. S. 93 
33 * 
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laubniß zufteht, dieſen Widerſpruch aufzuheben, d. h. ihn zu zwingen, von jenem 
Handeln abzulaflen, fofern er in einer gemeinfchaftliden Sphäre ver Freiheit mit 
ihnen leben will. Dies iſt das Princip und zugleih vie abſolute Grenze des 
„Nechrg". „Ich muß meine Freiheit durch den Begriff von des Andern Freiheit 
nothwendig befhränten unter der Bebingung, daß diefer das Gleiche thut”. Dies 
ift das Recht sver hältniß und die eben aufgeftellte Formel das Rechtsgeſetz. 
Hiedurch wird zugleih erklärt, wie ver Rechtsbegriff mit eben jo urſprünglicher 
Macht das Urtheil Aller beherrſchen müſſe, wie das Gewiflen. Er ift „bie pral- 
tifhe Gewalt des Syllogismus“. 

Freiheit befigt demnach Jeder unbedingt; Rechte dagegen erhält Jeder nur 
bepingungsweife, unter der Borausfegung, daß er die aller Andern anerkennt; — 
alfo nur innerhalb eines gemeinen Weſens, welches die Freiheitsnerhältnifie (Rechte) 
Aller gegen einanver abmißt, gleihmäßig beftimmt und befhügt. „Alle pofitiven 
Nechte gründen fi) auf einen (ſtillſchweigenden) Bertrag". „Alles Recht ift 
Staatsrecht“; alle Verträge fallen daher innerhalb des Staats und fegen ihn 
voraus, Somit kann er felber nicht aus einem „Geſellſchaftsvertrage“ erklärt wer- 
ven. Wie F. fih anfangs, in feiner Echrift über die franzöftiche Revolution, an 
Rouſſeau anfhloß, fo hat er fpäter die Rouſſeau'ſche Theorie widerlegt, bie 
Kant'ſche erweitert und befeftigt. 

Aber dies Debuftionsprincip reicht nicht weiter, als den Staat für den höchſten 
Saranten des „Mein und Dein”, für vie bloße. Rechte- und Zwangsanſtalt zu 
erflären, wodurch er aller eigentlich fittlichen Aufgaben baar und ledig erſcheint. 
So ift e8 bei Kant gewefen; fo mit noch ausdrücklicherem Bewußtjein bei F. in 
ber erſten Geftalt feiner Rechtslehre: er bezeichnet ihn daher als Nothſtaat, „dazu 
beftimmt, immer mehr fi überflüffig zu machen". Zwar bat F., wie unfere Kri- 
tif im Einzelnen nachgewieſen, dieſen Begriff unwilltärlich erweitert und gefteigert, 
ohne jedoch die von Kant ber überlieferte Grundauffaſſung principiell überfchreiten 
zu können. 

Über nach einer andern Seite hin hat er viefelbe Aufgabe des Staates noch 
verfchärft und vertieft — im „gejchloflenen Handelsſtaate“. Wenn das Naturrecht 
lehrt, daß Jeder das ihm nöthige „Eigenthum“ befigen, d. h. von feiner Arbeit 
fol leben können, fo ift die weitere Aufgabe des volllommmen Staates, Jeden in 
den Stand zu ſetzen, gleih angenehm zu leben, d. h. ven gleichen Theil von 
Arbeit und Muße zu befipen. Es tft daher vie Pflicht des „Bernunfiftantes”, dem 
Bürger nicht nur in dem Befigftande zu ſchützen, in welchem er ihn finvet, fondern weit 
mehr no, Jeden in den ihm zukommenden Beſitz erſt einzufegen; denn 
Jeder bat an ſich das gleiche Recht auf Wohljein. In dieſem Antheil befteht eigent- 
lich das ihm zukommende Seinige, zu welchem ver Staat ihm allmählig zu 
verhelfen bat. Wie er jenes Problem mittelft einer ſehr komplicirten Organifation 
und Benuffihtigung ver verfchievenen Arbeits- und Inbuftriezweige Löfen könne, 
ſucht der „geſchloſſene Hanvelsftant" zu zeigen. Damit ver Staat jene Rechtsauf- 
gabe erreihe, will ihn %., gleich den fpätern franzöfifchen Socialiften, zu einer 
dkonomiſchen Sefammtanftalt ausbilden; nur mit vem allerdings fehr weſentlichen 

Unterſchiede, daß jene im finnlihen Wohlfein ver Maflen ven höchſten Zwed bes 
Staates und alles Lebens finden, während dieſer die „Muße" ver fittlihen Lebens⸗ 
aufgabe zugewendet wiffen will! 

II. Redts- und Staatslehre in ihrer fpätern Form. („Das —5 
der Rechtslehre in Vorleſungen aus dem Jahr 1812”, Rachgelaſſene Werke, Bonn 
4834. ®b. IL. ©, 495 ff. „Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters“, 1804. 
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- „Bolttifhe Fragmente“ 1807, 1813, fämmtlihe Werke 1846, Bd. VII. „Die 
Staatölehre ober über das Verhältniß bes Urftaates zum Vernunftreiche“ 1813, 
Sämmtlihe Werke Bd. IV.) 

Auch Hier ift das Grundverhältniß zwifchen Recht und Sittlichkeit, zwiſchen 
dem Stante und ven höheren Formen ber fittlihen Gemeinſchaft, wefentlich daſſelbe 
geblieben : jene beiven Wiffenfchaften find unabhängig von einander. Doch ift ihr 
inneres Verhältniß fchärfer begründet; es ift das von Mittel und Zwec. 
„Das (formale) Recht liegt vor dem Rechte durch das Sittengefeß, als Bedin⸗ 
gung feiner Erfheinung.” — So gefellt fidh der bisherigen Auffaflung von 
den Pflichten des Staates ein Drittes, wejentlich Neues Hinzu. Er hat nicht blos 
die Aufgabe des Rechtsſchutzes, ſodann die ükonomifche einer Organifation ver 
Eigenthumsverhältnifie (auch biefe Seite bot %. in feiner neuen Lehre aufs Nadh- 


brüdlichfte ausgebildet, doch mit Abfehen von der ungenügenden Form eines „ges _ 


ſchloſſenen Hanpelsftaates"), fondern zugleich vie dritte, weit Höhere, in ber jene 
beiden erft ihren Zwed und Sinn erhalten: er muß Bildungsanftalten zur Sittlich- 
feit für Alle gründen. Erſt dadurch erwirbt er fi auch als Zwangsanftalt zum 
Rechte eigene Rechtmäßigkeit („Legitimität”). Es ift ein burchgreifender Unterſchied 
bes Staates von ber Deipotie, daß bei jenem Bildung tm Volke herrſcht, bei 
biefeer Dreffur. Der Zwang wird nur rechtmäßig, fofern er zugleich zur Frei⸗ 
heit erzieht.“ — Die dkonomiſche Staatsaufgabe koncentrirt fich bet ihm im Eigen- 
thumsbegriff. Der höchſte und allein befriedigende Begriff des Eigenthumsrechtes 
ift das Recht auf Arbeit, deren Ertrag Jedem ven nöthigen Unterhalt und freie 
Muße zur Bildung gewährt, „Arbeitsleiftung“ ift daher vie wahre Grundlage alles 
öffentlichen, wie Privatvermögens; ftete und gleihmäßige „Arbeitsvertheilung“ 
ferner ift das wahre Ziel und der Erfolg des rehtmäßt ga Eigenthumsvertrages. 
Dieſer Vertrag iſt alſo eigentlich ein Vertrag über das Geſetz, das gegenſeitige 
Eigenthum immerfort nen zu ordnen und dieſe Ordnung zu erhalten. 
Sobald Jemand von feiner Arbeit nicht leben Tann, ift ibm, was ſchlechthin 
das Seinige tft, nicht gewährt, der Staats⸗ und Bürgervertrag iſt in Bezug 
anf ihm noch nicht verwirklicht. „Man fagt gewöhnlih, der Einzelne geht uns 
nichts an. Sind denn die Menfchen unter euch wie die wilden Waldvögel, um 
deren Treiben fi Niemand befümmert, veren Eriftenz darum auch vogelfrei iſt? 
— Ihr ſprecht von Bürgern. Da liegt’8 eben; ihr habt unter euch Wilde, die 
nicht einmal Bürger find. Jedem Bürger muß-fein Leben garantirt werben.“ 

Ebenſo iſt aber auch Jeber zu gleihen Abgaben an den Staat rechtlich 
verbunden, d. 5. Jever muß, feiner Eigenthums⸗ und Arbeitsiphäre gemäß, für 
den Staat dem inneren Werthe nach gleich viel arbeiten. Eine Unterfuchung über 
ven abfoluten und relativen Werth („Grundpreis“) der Dinge fchließt ſich bier 
an: wie biefer, unabhängig von allem Metaligelde, annähernd zu finden, und 
was dagegen bie wahre Bebeutung des Metallgelves fei, wird weiter gezeigt. Wir 
können auf biefe tiefgreifenden Unterfuchungen nur kürzlich verweifen. 

Aber noch eine andere, allgemeinere Bemerkung brängt fi bier auf. Alle 
folde Entwürfe pflegt man mit der fummarifchen Einwendung zurüdgzuweifen : daß 
dies überfpannte und unausführbare Anforverungen unpraktiſcher Ipealiften ſeien. 
Wir erwiedern darauf, nicht um ein beftimmtes Syſtem zu vertheibigen, fondern 
im Namen einer ganzen Wiſſenſchaft: daß, was ald ſtrenges Recht erwieſen 
worden, dies auch der Ausführbarkeit unabläffig näher gebracht werden müfle In 
jeder focialen Frage gilt al8 erfter Grundſatz: man kann, mas man foll, eben we;ll 
man es fol! Die „Ethik“, ale Wiflenfchaft vom ber Stantsidee, hat nur bie 
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höchſten, unverrückbaren Aufgaben zu verzeichnen. Der „Politik“ und der Weltgeſchichte 
bleibt ihre Ausführung überlaffen, welche in gar verſchiedenen Geftalten- möglic 
ift, und F. bat nicht darin gefehlt, daß er falfche Anforverungen *) an den Staat 
gemacht hätte, fondern darin, daß er, die Grenzen feiner Aufgabe überſchreitend, 
zugleich Vorſchläge zur praftiichen Ausführung angeben wollte und irrigerweife bie 
gleiche Begriffsnothwendigkeit auf dieſe Übertrag. 

Dies Bedenken gilt zum Theil auch noch für die Löſung der veitten, höchften 
Staatsaufgabe: Erziehung des Volls zur Freiheit und Sittlichleit. „Rechtmäßiger" 
Oberherr eines Boltes kann nur der fein, welcher bie nächſte Stufe ver zu reali- 
firenden Bildung in einen beftimmten Beitpuntte erfennt und das Volk erzieheny 
dazu vorzubereiten vermag. Die Einficht in ſolche Aufgabe Tann nur im Stante 
der „Lehrer“ gefunden werben — der Lehrer in untverfalem Sinne, wo bie Idee 
nicht blos theoretiſch bleibt, fondern thatbegrünbend wird. Wen die Lehrer als ven 
höchſten unter ſich anerkennen, wen biefe ſich unterwerfen, der ift die höchſte in 
biefem Zeitpunkte, in biefem Volle hervortretende praftifche Intelligenz; — er ift 
vechtmäßiger Oberherr „von Gottes Gnaden“, durch die innere, geiſtig an ihm fich 
erprobende Macht der Idee. So weit führt und die Allgemeinheit des Gedankens, 
aber die Wirktichleit widerſpricht demſelben. 

Hier reiht daher eine geſchichtliche Aufgabe fih an, um die Cinficht zu 
erzeugen, bei welchem Zwiſchengliede der Bildung wir flehen, zu welchem höhern 
wir zu erziehen fein? Die ganze Weltgefchichte befteht nur in dem ftufenweifen, 
aber unwiberftehlichen Fortfchritte von Autorität und Ölauben zum Verſtande 
und zur Freiheit. Dies kennzeichnet den durchgreifenden Gegeuſatz zwiſchen ber 
alten Welt and ber neuen. Das Princip der neuen iſt die in die innere Ueber⸗ 
zeugung hineinfallende fittliche Sreiheit und die Autonomie des Berftan= 
bes, der die öffentlichen wie vie perfönlichen Verhältniſſe künſtleriſch nad ber 
fittlichen Idee geftaltet, ‘Dies Princip nun ift Biftorifhe Wacht geworden im 
Chriſtenthum, zumähft als Lehre und als Gebot für den Einzelnen. Aber es 
ift nicht bloo Lehre, Verkünvigung ver freimachenden Kraft Gottes an die Ein- 
zelnen, fonbefn es ift zugleich ftants- und geſellſchaftsbildende Macht: es forbert 
und bringt in der Weltgeichichte allmählig hervor eine Verfaffung, in ber Jeder 
gehorcht nur dem von ihm felber deutlich erfannten Willen Gottes, wo Gott, ohne 
Zweifel durch Umſturz jedes andern Herrn, alleiniger Herrſcher geworben iſt. Diefe 
Herrſchaft waltet im Innern der Gemüther als fittliches Gebot und begeifternder 
Wille, wie wir ſchon jetzt Einzelne ein heiliges Leben führen fehen, frei vom Rechts- 
jwange und unbebärftig der Schranfen, welche die Staatsgeſetze den Uebrigen auf- 
erlegen; nad Außen ruft fie eine völlig gleichmachende Rechtsordnung hervor, wo 
Jever bie Stellung erreichen kann, welche feine geiftige Individnalität, ver an ihm 
fund mwerbende Wille Gottes ihm anweiſt. Dies ift der „hriftliche”, zugleich ber 
„freie Bernunftſtaat“! Die Vorbereitung zu dir Weltverfefiung ift 
einestheils die allmähltg durch das Chriſtenthum fich vollendende veligtös-fittliche 
Bildung des Menjchengefchlechts, welche ven Zwangsſtaat immer überflüffiger macht, 
—8 bie allmählige Unterwerfung ber Natur unter bie Freiheit des Men⸗ 
den, durch Verſtand und Wiſſenſchaft. Diefe ehren, vie Natur für ſich arbeiten 
zu lafien und erzeugen dadurch bie äußert: Bedingungen eines ber Menfchheit 


*) Anm. d. Red. orbehalten bleibt Han Immer noch die nähere Prüfung, ob nicht 
%. nach der Neigung feiner er den Stantöbegrift ſelbſt überfyannt habe und deßhalb zu üben 
triebenen oder unberechtigten Anforderungen an denſelben gekommen fel. 
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gemäßen Daſeins. Deßhalb wird es Zweck bes Staates, ben freien Berflanb unb 
Die Wiſſenſchaft zu pflegen. Er glaubt darin feine eigene größere Dlacht' zu be⸗ 
fördern, dient aber dadurch, ohne es zu willen, nur bem allgemeinen Weltplane. 
Das Ziel des ganzen Erddaſeins iſt biefe befreiende Theokratie, durch bie das 
ganze Menſchengeſchlecht in einem einzigen, innig verblänbeten djtiftlichen Staate 
befaßt wird, der nun nach einem gemeinfamen Plone beflege bie Ratur unp dann 
betrete die höhere Sphäre eines andern Lebens. 

Der german iſche Stamm ſcheint von ber Borfehung ausfchließenn beftimmt, 
dieſen chriſtlichen —* zugleich das ‚Reich“ des wahren Bürgerthums, all⸗ 
maͤhlig vorzubereiten, und wenn vielleicht auch in ſpäter Folgezeit, zuerſt zu ver⸗ 
wirklichen. Den Erweis davon findet F. in ven drei geiſtig epocheniachenden Thaten, 
bie die Weltgeſchichte ausſchließlich dem dentſchen Volke verdankt. Es iR bie Re 
formation, welche principiell zuerſt den religibſen Autoritätsglauben durchbrach, 
indem fie bie Religion in den innern „Glauben“, in bie eigen zu erlebende 
Ueberzeugung verlegte. Es ift bie zweite damit verwandte große That des durch 
Kant begründeten Idealisſmus, welcher in der Tiefe des menſchlichen Bewußtſeins 
den ewig fließenden Quell der „Ideen“ entdeckte und den Verſtand anwies, das 
alſo Offenbarte in frei beſonnener Kunſt prabktiſch zu gefalten und ing wicklich⸗ 
Leben einzuführen. Es iſt endlich der Peſtalozzi'ſche Gedanke einer allgemeinen 
Volkserziehung, der erſte ober fundamentale Hebel, um von Unten auf einen 
neuen Bollögeift, dadurch eine neue Menſchhelt langſam heranzubilden. Dieſe brei 
in ihrer Nachwirkung unvertilgbaren Gelftesthaten find es zugleih, welche uns 
bie innere Gewißheit geben, daß Deutſchland und von ihm aus vie Weltgeſchichte 
an ihr Ziel fortfcreite; denn an ver ſtillwirtenden Kraft biefer Geiftesmächte 
wird jeber Äußere Wiperfland ficher ſich brechen. 9) 

Wenn F. daber, während die Fremdherrſchaft auf Deutſchland Iaftete, ſelbſt 
mit Gefahr feines Lebens gegen die Unterdrückung rang *), fo begleitete ihn die 
höhere Ueberzeugung , bamlt t zugleich die Zufunft ber ganzen Menſchheit zu ver- 
treten. Aber dieſer Kampf follte nach ihm nicht mit Anßern Waffen, fonbern in 
der unfichtbaren Welt, buch Umbildung bes Bolfögelftes, geführt werben; am ger 
heimen Bünben, Verfhwörungen zu Bollsaufftänden bat er nie Theil genommen. 
As jedoch die Stunde der äußern Befreiung gekommen war, wollte auch er auf 
bie ihm gemäße Weiſe ben kraͤftigſten Antheil an ihr nehmen, 5, Und als er im 


— — 





4) Darüber find nicht nur F.'s „Reden an die beutfche e Ration“ und feine „politiichen Frag⸗ 
mente” aus dem y 1807 und 1813 (jänmtliche Werke Bd. VII), fondern befonders auch feine 
Fr 1 ve * „Patriotismus“ (namentlich das zweite) In ben „Nachgelaſſenen Werten“ 

BL zu vergleichen. 

In „Red. Fr. Beng, der die Erniedrigung feiner Raten AR er empfand, 
wie „oem ein Deutfcher, fagt über F.s Reden in einem Brief a üller vom 7. Juni 
1808: „Die Reden von Fi 5 babe ich mit unendlichem — Er So hat mic 
fange fein Bud ge ht. —X —— ei Ste Hätteh viel Rühmens 
davon gemacht, ie sie a je —— — — .Der Uns 
fang wißflel mir, az und fiebe, i —Aã Sollte 
manches auch ni 7 Pag: das —X (oder ae fo g% “ * mb otg Dat faft noch 
Niemand von * deutſchen Natio ng efprochen.” Bol. auch: edner an die 
ar an Ration in: „Unfer Sahrhundert, Gallerie polit. und SE —— Bd. J. 
BP Die nm äße, die en bei ce — — leiteten, dat er in einer „Rede an feine 
ubörer vom 1 mmtliche. Werte“ Bd. ıV, ©. 803-010) aueꝙ prochen, 
Se zu den be —8 uße feiner Geſinnung und Lebensbeurtheilung gehört. 
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noch nicht vollendeten zweiundfünfzigſten Jahre (den 27. Januar 1814) am Typhus 
ftarb, war es die legte Freude, welche er in feinen Todesſchlummer hinübernahm, 
die völlige Befreiung des beutfchen Bodens, ven Uebergang der Berbünbeten über 
den Rhein noch zu erfahren. Das Unheilvolle, Entmuthigende in ber fpätern Ge- 
fchichte unfers Vaterlandes zu erleben, tft ihm erſpart geblieben. 
Indem wir durch Vorftehenves die ethifchen Lehren F.'s in gebrängter Kürze 
. darftellten, geſchah es nicht, um fie gleich abgefchlofienen Wahrheiten zu unbebingter 
Anerkennung zu empfehlen oder Schule dafür zu machen, fondern um.aud aus 
ihnen ven unveränberlihen Geift ver praktiſchen Ideen hervorleuchteu zu laſſen, 
welche in verfchievenftem Ausdruck, aber in geheimer Harmonie, zu allen Zeiten 
der Menſchheit ihr ewiges Ziel vorhalten. Dies iſt dad vor uns liegende ge 
liche Wunder, das offenbare Myſterium ber göttlichen „Borfehung” in ver Welt 
geſchichte, welches fi in jebem Augenblide vor unfern Augen begiebt. 


3. 6. Bike. 
Fideikommiß, |. Stammgüter und Fldeilommiffe 


Filongieri. 


Kajetan Filangieri ftammte von einer normanifhen Familie ab; ver 
Name wurde abgeleitet von filii angeri, einem Nachkommen des Angerius (einem 
Sohn des Tritel), nah der Sage Waffengefährte von dem berühmten Normanen 
Roger. Rajetan 1) war geboren am 18. Auguſt 1752 in Neapel. Schon früh zum 
Militärbienfte beftimmt, trat er 1766 in den Dienft, zeigte aber immer eine große 
Liebe für wiffenfhaftlide Studien, insbefonvere für die griechiſchen und römischen 
Klaſſiker, nicht weniger für Philoſophie und vie Gefhichte der Geſetzgebung ber 
verſchiedenen Volker. Schon im achtzehnten Jahre entwarf er den Plan eines 
Wertes über öffentliche und Privaterziehung, wobel er davon ausging, daß eine 
folhe Erziehung die Grundlage der Sitten und der Geſetze fei. Gleichzeitig 
arbeitete F. an einem anbern Werte: Morale de principi fondata sulla natura 
e sull’ordine sociale; beide Werke können als Vorläufer feines fpäteren großen 


Werkes betrachtet werben. Im Jahre 1774 wurde er Advokat. ‘Der damalige 


Zuſtand der Rechtspflege genügte feinem Geifte nicht; es fehlte ebenfo an philo- 
fopbifchen Forſchungen, als an der Achtung der Gefege. Eine willfürliche principlofe 
Praris war an die Stelle getreten. 

Damals hatte ber große Miniſter Marcheſe Tanucct den Plan gefaßt, 
dem Uebel entgegenzuwirten; das Geſetz von 1774 war bie Folge davon, 
dadurch wurben bie Richter angewiefen den Urtheilen forgfältige Entſcheidungs⸗ 
gründe beizufügen, darin aber nidht auf die Auktorität von Doktoren fih zu 
berufen, fonbern nur nad dem Ausſpruche des Geſetzes zu entſcheiden, wobei das 
neue Gefeg einige Anwelfungen gab, vie Gefege auszulegen, damit die Urtheile 
ben Gefegen gemäß feien und nicht blos auf willkürliche Anfichten der Richter 
gebaut wilrben. Gegen dies Geſetz erhoben ſich heftige Stimmen ver Richter; 
F. übernahm e8 In einer Heinen geiftreihen Schrift, ) worin er von der Stellung 


4 
2) S. de Biographie ieris durch Donato Tomafl. Sie ifl in der Ausgabe der 
schenza della —— —* 1700. vorgedrudt. 
2) Riflezzioni politiche sull ultima legge sovrana, che riguarda l’sdministrazione 
della justizia. Napoli 1774, 
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der Richter zum Geſetze und der Bedeutung der Entſcheidungsgründe handelte, das 
Geſetz zu vertheidigen. Die Schrift lenkte die Aufmerkſamkeit des Miniſters wie 
des Publikums auf F., der in der Zwiſchenzeit mit Eifer ſeine philoſophiſchen 
Stubien betrieb und durch die Forſchungen über die Mängel der Geſetze zu dem 
Borhaben beftimmt wurde, leitende Grundſätze für vie Geſetzgebung aufzuftellen. 
Der Einfluß feines Ontels, des Erzbiſchofs von Neapel bewirkte, daß F. 1777 
an den Hof fam, die Stelle eines Maggiordomo und Kammerherrn erhielt, und 
bald darauf Offizier in der Marine wurde _ 

Alles dies konnte feinen wiflenfchaftlihen Forſchungsgeiſt nicht lähmen, und 
der Sittenreinheit und ber Fleckenloſigkeit feines Charakters Teinen Eintrag thun. 
Seine fortvauernd auf die polttifhen Wiflenfchaften gerichteten Studien erhielten 
eine neue Nahrung, als in Italien ebenfo wie in dem übrigen Europa durch die 
auf die Grundſätze des Staatslebens gerichteten philoſophiſchen Forſchungen von 
Baco, Rode, Hobbes, in Frankreich Bodin, Rouffean, vorzüglich von Montesquien, 
ein neuer wiffenfchaftlicher Aufihwung fich erhob, insbefondere in Neapel Vico die 
Geifter entzündete 2) und Beccaria den Forſchungen vie Richtung gab, die Mängel 
der Geſetze und die Mißbräuche anzugreifen. Das Nationalgefühl des Italieners 
wurde namentlih angefpornt, Hinter ven Arbeiten von Montesquien nicht zuräd- 
zubleiben. Es ift begreiflih, daß F., deſſen Arbeiten ſchon Iange eine ſolche Richtung 
hatten, am meiften Beranlaffung fand, auch während feiner ‘Dienftleiftungen bei 
Hofe und bei dem Militär mit ver ihm eigenthimlichen Energie das was ibm 
lange vorjchwebte, zur Ausführung zu bringen. So erſchienen 1780 vie erften 
zwei Bände feines Werkes: la scienza della legislasione. %., faft erdrückt durch 
bie Arbeiten die ihm fein Dienft auflegte, durch vielfache Ehrenbezeugungen bes 
Könige ausgezeichnet, ermüdete nicht in feinen wifienfchaftlidhen Arbeiten und 
bewirkte 1783 vie Beräffentlihung des britten und vierten Bandes feines Wertes. 
Während alle Verſtändigen das Wert mit Begeifterung aufnahmen, mußte ber 
Berfafler erfahren, daß er wegen ver Art, mit der er barin alte Feudaleinrich- 
tungen des Adels befämpft hatte, angefeindet ) und daß fein Werk auf ven Inder 
gefeßt wurde, weil darin die Reichtbümer der Kirche angegriffen und Andeutungen 
gemacht wurben, daß ber Berfafler noch mande Mißbräuche der Firchlichen J 
waltung angreifen würde. F. ſuchte um Entlaſſung von dem Hof⸗ und Militär⸗ 
dienſte nach, hatte aber die Freude zu bemerken, daß ſeine Werke immer mehr auch im 
Anslanded) Anerkennung fanden. Eine neue Laufbahn eröffnete ſich ihm durch die 
im Jahr 1787 erfolgte Ernennung zum Staatsrath im Finanzminifterium, wo 
er jest mit Eifer nationalökonomiſche Studien betrieb. Den furdhtbaren Anftren- 
gungen unterlag der Körper und Geift. Schon feit 1781 war F. durch Magen- 
und Nervenleiven mit oft tieferfchätternner Hypochondrie ſchwer ergriffen. “Die 
Anfälle ver Krankheit kamen häufiger und ftärter, %. farb am 18. Juli 1788. 
Sein früher Tod (%. war erft 36 Jahre alt) fand allgemeine Theilnahme. 

Die legte Arbeit, mit welcher ex fi vor feinem Hinſcheiden beichäftigte, bezog 
fih auf jenen Theil feines Werkes, der von der Religion handelte. Die hinter 


3), Ueber die damalige Richtung der philoſophiſchen Studien in Neapel file Manna 
della giurisprudenza e del foro napoletano. Napole 1839, pag 214. 

&) Durch einen gewiſſen Gtippa, einen berühmten Mathematiker. Kilangieri antwortete ihm 
nicht; aber e gewiffer widerlegte die Kritit von Grippe. 

5) In Bern wurde fein Werk von der ölonomifchen Geſellſchaft ehrend ausgezeichnet, von 
Franklin erhielt Filangieri fehr anerlennende Briefe, Biografla del Donato Tomasi pag. XCIX. 
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laſſenen Aufzeichnungen und Anbeutungen®) bewieſen, daß dies einer ber bedeu⸗ 
tendſten Theile des Werkes geworden wäre, ba F., erfüllt von der erhabenen 
Anficht von der Würbe der Religion fi vorgenommen hatte, zu zeigen, wie das 
Chriſtenthum im Laufe ver Zeit entartet wär, insbeſondere durch Bermiſchung 
geiftlicher und weltlicher Macht, Herrichfucht ver Priefter verborben wurde, und 
wie leicht eine würbige bem Weſen ver Religion ziemende Stellung ber Kirche 
zum Staate gegründet werben könne. F. bereitete außer feinem große Werke noch 
zwei andere vor, nämlich: die neue Wiſſenſchaft und die Istoria oivile universale 
e perenne. 

3. gehörte zu den Männern, deren Wirken, wenn es unpartheilfd von dem 
Standpunkte ver Zeit und ver Verhältniſſe gewürdigt wird, unter benen ver 
Mann handelte, als ein tiefeingreifendes und eine große Umgeftaltung hervor: 
bringendes anerfannt werben muß, während, wenn dies Wirken von der Nach⸗ 
weit, vie im Beſitze der Ergebniffe größerer Fortſchritte if, gewürdigt wird, 
die Kritik fo viele Unsftelungen an ben Lelftungen des Mannes zu machen findet, 
daß feine Arbeiten im Lichte der heutigen Zeit weniger bebeufenn erfpeinen mögen. 
Der Beweis aber, daß das Werl von %. ehren großen Einfluß auf bie Ans 
bilvung der Gefepgebungstunft übte und in allen Ländern auf vie wiſſenſchaftlichen 
unb Iegislativen Arbeiten wirkte, ergiebt ſich aus ver Literargefchichte, nach weldher 
überall 5.3 Wert neben denn von Montesquien und Beccaria glänzt, und zeigt 
fih no mehr, wenn man erfährt, daß fein Werk vielfache Auflagen erlebte?) 
und ebenfo vielfach überfegt wurbe. 8) 

Zerglienert man F.'s Werk, fo ergiebt fi folgender Ideengang. Nachdem ber 
Verfaſſer im erſten Buch: von den allgemeinen Regeln ber Geſetzgebungswiſſen 
ſchaft, die Frage über Entftehung ver Staaten, über das allgemeine Princip des 
Staatslebens (nah F. Ruhe und Erhaltung), von der abfoluten und relativen 
Güte der Geſetze und von den Einflüiffen auf die letztere gehandelt hat, befchäftigt 
er fih im zweiten Bude mit den politifchen und ökonomiſchen Gefegen und dabei 
mit der Frage über Steuern und Duellen des Reichthums, über Handel und 
Luxus; das dritte Buch ift die Auseinanderfegung ver Grundſätze des Strafver- 
fahrens (mit Eingehen in alle wichtigen Fragen ver Gefeggebung) und der 
Orundfäge des Sirafrechts. Das vierte Buch entwidelt die Grundlagen ber 
Erziehung. 

5. geht in feinen Unterfuchungen über den Staat bavon aus, daß der 
Staat for alt ift, als die Menfchheit, aus dem Willen der Borfehung in allmäß- 
liger Entwidelung des dem Menfchen eingepflanzten Strebens nad Gicherheit 
und Ruhe ift, daß die Borftelung von einem Naturzuftand auf Irrthum beraubt; 
daß die Gefepgehung fefte Regeln haben müffe, nicht ver bloße Wille des Geſetz⸗ 
gebers entfcheiden dürfe, vaß ferner die Güte ver Geſetzgebung eine abfolute und 
relative fel, und die erfte in ver Mebereinftimmung der Geſetze mit ven allge 
meinen Orunbfägen ver bei allen Bölkern begründeten Moralität und mit den vom 
Schöpfer den Menfchen eingepflauzten Gefege beftehe, während (Bach I. Kap. 5. 7) 


6) Biografla di Tomasi. p. LXI. 

7, Es erſchienen 1780 und fpäter Auflagen in Neapel, andere in Benedig, Mailand, Florenz 
Catania und 1789 in Filadelſta. 

8) In Brantreig erfchienen mehrere; die befle von Gallois, Paris 17885 in Deutſchland 
von Zint; In Altdorf mit einer merfwürbigen Vorrede von Siebenkees, worin er das Ber: 
haͤltniß von onteenulen und Kilängieri gut ſchildert. Eine andere deutſche Meberfekung iſt von 
Guſterman, Wien 1784; eine ſpaniſche Ueberfegung ift von Rubio. Madrid 1787. 
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ber Oeſetzgeber die Rüdfichten beachten müſſe, nach welchen fich die relative Güte 
der Geſetze richtet. F. fordert, daß in der Monarchie zwiſchen dem Regenten und 
dem Volke eine Mittelklaſſe fei, welche einige Theile der Gewalt übt, das Gleich⸗ 
gewicht hält. Diefe muß von den Adelichen und als Depofitaren ver Geſetze von 
den Richtern gebilbet werben. Er ift Gegner der gemifchten Regierungsform und 
findet große Fehler in ver englifchen Berfaffung (Kap. 11). Er tabelt (Rap. 12) 
die Idee von Montesquieu, daß jede Regierungsform einen eigenen Hebel (3. B. 
die Ehre in der Monardie) babe. In Bezug auf Nationaldlonomie findet 
F. die Grundgedanken in der Erhöhung der Bevolkerung, in der Vermehrung ber 
Duellen des Reichthums; er ift Gegner der Übertriebenen Einmiſchung der Regie 
rang in bie Nationaldölonomie, er ift Freund des freien Getreivehanvels, findet in 
der Begünftigung des Hanbeld und Entfernung bie Hinverniffe ber Freiheit, 
Hanptmittel ver Vermehrung des Nationalwohlſtandes, forvert firenge Bankerott⸗ 
gefeße, ift Gegner der Berzehrungs- und überhaupt der indirelten Steuern. Zu 
den heilen feines Wertes, die auf bie wifienfchaftlihen Arbeiten am meiflen 
wirkten, gehören vie ſcharfſinnigen Entwidelungen über Strafverfahren, über 
das Princip ver Freiheit ver Auflage und vie Gefahren eines öffentlichen An⸗ 
Högers (Buch III. Kap. 4), vorzüglich ver Berfuh (Rap. 9-15), Grundſaͤtze ber 
Beweislehre aufzuftellen. , 

Eine Prüfung ver Grnnbgebanfen von %. führt zu den Crgebnifien, daß 
der Berfafler von den ebelften Gefinnungen, als dem Ausflufie der Reinheit feines 
Herzens, geleitet war; es war eine erhabene Idee, bie Geſetzgebungswiſſenſchaft 
aufzuftellen und ihre Grunbfäge zu erforſchen; bie Quellen des Uebels aufzufuchen 
und die Mißbräuche abzuftellen. Wenn er auch von der relativen Güte der Geſetze 
handelt, und zugiebt daß der Gefeßgeber fi nach dem was feinem Stante anpaßt 
richten muß, fo baut doch F. zuviel auf ein Univerfalreht und will dem Gefet- 
geber zuviel vorfchreiben. Er ſteht Montesguien, den er oft mit Spitzfindigkeiten 
widerlegen will, in der Klarheit des Grundgedankens auf die Gefchichte und ven 
Geift der beftehenden Geſetze zu bauen, ebenfo wie Beccaria?) in der Einfachheit 
und der Klarheit fo wie in der Erhabenheit ver Ideen und der Konfequenz ver 
Durchführung nad. Er benugt zwar überall Thatfachen und Zeugniffe ver Ge⸗ 
ſchichte; allein er ift, vem Borbilde von Bico folgend, ein fat einfeitiger Bewunderer 
des Alterthums, der Griechen und Römer, und vernadhläßigt das Studium der 
germanifchen Recdhisentwidelung. 5. ſpricht zwar oft von den englifchen Einrich- 
tungen; aber er kennt fie und wiürbigt fie zu wenig; er betradhtet ven Gefetgeber 
zu Sehr getrennt von dem Bolfe, und den in vemfelben liegenden Elemente ber 
Fortbildung des Rechts, und will einer fogenannten privilegirten Intelligenz bie 
Berbefferung der Zuftände überlaſſen; oft wird er von Rode, ber ihm einer ber 
größten Denter tft, befttmmt, 3. B. In Bezug auf das Recht zu firafen; oft wird er 
durch die Macht des Beſtehenden im Widerfpruche mit feinen fonftigen Grund⸗ 
fügen zu einer auf millfürlichen Vorausſetzungen gebauten Rechtfertigung einer 
Einrihtung fortgerifien, 3. B. in Bezug auf die Todesſtrafe. 10) 

Aller diefer Mängel ungeachtet ift F.s Werk ein großer Berfuh, ber fih an 
Montesquien anfchließt; überall findet man einen Reihthum von fcharffinnigen 


— —— — — 


3 Ueber iom Di gute Birdi ung an Fre in biefem SG natewärterbug F ©. 787. 
» Eine gute tlegung feiner ten Carmignani einem . (sorittl 
inediti del Carmignani, Lucca 1851. vol, IV, p. 212. “ 


624 Sinanzbehörden. 


Bemerkungen und eine geiftreiche Entwickelung ver wichtigften ragen, 3. B. in 
Bezug auf das Strafrecht, überall begegnet man dem edlen Freimuth, Mißbräuche 
anzugreifen mit Verbeſſerungsvorſchlägen, bet denen man nur bebauert, daß $. 
nicht mehr durch Reifen, durch unmittelbarer Berührung mit dem Volke ftatt bes 
Lebens am Hofe und in der Stubierftube, die nothwendige praftifhe Grundlage fi 
verfchaffte; auch fein ftrenger Kritiker 11) muß aber befennen, daß wenn Gott ihın das 
Leben länger geſchenkt hätte, F. eine ganz andere und ausgezeichnetere Arbeit geliefert 
haben würde. Es darf nicht unbeachtet bleiben, daß %. noch fortdauernd mit hoher 
Achtung genannt wird; Mohl !2) bezeichnet wohl die Anficht jedes unpartelifchen 
deutſchen Jurtften, wenn er fagt: das was %. war und leiftete, ift unter den 
gegebenen Umſtänden ſtaunenswerth. In England Hat neuerlich ein 
gut gefchriebener Aufſatz 19) während er viele Mängel von F. nachweiſt, do 
die hohe Bedeutung des Werks anerkannt. In Frankreich Hatte zwar Benjamin 
Conſtant, indem er das Werk von %. den Leiftungen von Montesquien und Ben- 
tham nachfegt, ihm nur gute Abſichten aber keinen großen Geiſt zugeſchrieben; 
währen Xerminier, 14) der zwar vielfachen Tadel ausipricht, die Arbeit von F. 
als eine der Aufmerkfamteit wärbige anerfennt. In Italien felbft haben vie neneften 
Schriftfteller, zwar weniger mehr als früher aus zu weit gehender Rationalität das Wert 
überſchätzend, die Ungerechtigfeit nachgewiefen, wenn man deßwegen %. herabſetzen 
wollte, weil er nicht alles leiften konnte was er verfpradh; ſie zeigen gut, wie 
einflußreih fein Werk auf die Entwidelung feiner Zeit war und noch jest dem 
unpartelifchen Forſcher eine wichtige Duelle von beachtungswärbigen Ideen bietet. 


Nittermaier. 


Finanzweſen, ſ. Hoheitsrechte, Staatswirthſchaft. 


Finanzbehörden. 


Wie jede andere Seite der Staatsthätigkeit, iſt auch die Finanzverwaltung *) 
wefentlid von dem befonderen Charakter der verfchiedenen Zeiten und Bölfer, von 
Eigenthümlichkeiten ihrer Berhältniffe und ven Richtungen des Volksthumes ab- 
hängig. Bei Völkern und Zeiten derſelben Kulturweife tft te dagegen, wenn auch 
die Verfaſſungs⸗ und Regierungsform des Staates und überhaupt ver Charalter- 
feines politifhen Lebens nicht gänzlich ohne Einfluß darauf bleibt, doch unabhän- 
giger von diefen Momenten, als vielleicht irgend ein anderer Berwaltungszweig. 
Wefentlihd Sache des rechnenden Berftanves, wmefentlih auf meß- und zählbare 
Momente verwiefen, ift fie auch in Staaten fehr verſchiedener Geftalt und Rich⸗ 
tung in ziemlich übereinftimmender Weiſe entwidelt worden, und in den Kultur- 
ſtaaten des neueren Europas findet fih kaum in einem andern Theile ber Staats- 
verwaltung fo viel Verwandtes, ja Gleichartiges, wiewohl auch bier Verſchieden⸗ 
beiten und mannigfaltige Mopifilstionen nicht ausbleiben. 








11) Lerminier introductione general & l’histoire de droit p. 218. 
. 12) Mohl. Geſchichte und Literatur der Staatswiffenfchaften. ı. S. 37. 

13) Im Law Beview. Auguft 1855. XXI. p. 40. XXIII. p. 88. 

1%) In der Introduction generale & l’histoire de droit. p. 215. 

15) Manna della giurisprudenza dell foro napolitano. p. 227. B. Ondes Reggio 
introdazione ai principi delle umane societä. Genova 1857. p. 370 und Amari critica 
di una scienza delle legislazioni oomparate. Genova 1857. pag. 126, 

*) Bol. Die Art. Staatsverwaltung und Staatswirthſchaft. 
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Weder pas Altertum, noch das Mittelalter konnte dem europäiſchen Staate 
der Neuzeit als Vorbild der Finanzverwaltung dienen, wenn aud aus dem Mittel- 
alter manche hier einfchlagende Einrihtungen und Berhältniffe auf und vererbt 
find. Die Kulturftaaten des Alterthums waren, wie überhaupt, fo namentlich in 
ölonomifcher Beziehung in von ben unfrigen gänzlich verſchiedene und in der That 
einer Nachbildung ebenfo, wie eines dauernden Beftehens unfähige Pofitionen ver- 
fest. Wie fie in ihrer Privatwirtbfchaft theils durch die freiwilligen Gaben einer 
reihen fünlichen Natur erleichtert, theils im Wefentlihen auf fremde Arbeit, auf 
die ihrer Sklaven und unterjodhter Bölterfchaften geftellt waren, fo warb auch ihr 
öffentlicher Haushalt theils durch die unentgeltlichen Leiftungen ihrer Bürger und 
die freigebigen Geſchenke, mit denen aufftrebende Vollsführer fid um die Gunft 
der Menge bewarben, vieler Ausgaben überhoben, theils erhielt er ſich durch vie 
außerorbentlihen Einnahmen, weldhe ihm Kriegsbeute und Tribute Beſiegter und 
einzelne glüdliche Finanzſpekulationen verſchafften. Weniger die Sorge für die Bes 
ziehung regelmäßiger Einkünfte und deren Verwendung für Jahr aus Jahr ein. 
wiederkehrende Ausgaben, al8 die Bewahrung des für Nothfälle gebildeten Schapes, 
den man in Tempeln zu fihern und damit ver befondern Obhut der Götter zu 
vertrauen liebte, bejchäftigte die Finanzverwaltung jener Zeiten. Erft in ber legten 
Zeit der römiſchen Republit und unter den Kaifern näherten ſich die Finanzeinrich- 
tungen in etwas den unfrigen. — Das Mittelalter bat den Grund zu vielen 
Eigenthämlichleiten der Finanzverwaltung gelegt, wie fie in den meiften europätfchen 
Staaten beftanven, fo lange die Form des Patrimonialſtaates noch nicht den mo⸗ 
dernen Principien und Bebürfniffen gewichen war. Das Vorherrſchen ver Natural- 
wirthſchaft, als die eigentliche ötonomifhe Grundlage des Lehensweiens und ber 
Agrarverfaffung, die Bafirung der Regierung auf ein Grundvermögen, aus deſſen 
Ertrag fie die wirthſchaftlichen Bedürfniſſe des öffentlichen Weſens beftreiten ſollte, 
die Behandlung dieſes Vermögens als ein Privatgut der fürftlichen Häufer, was 
es in vielen Ländern auch war, die Erweiterung feines Ertrags durch allerlei nuß- 
. bare Rechte, Monopole u. dgl., die Ergänzung deſſelben durch verwilligte Steuern, 
die Ueberwachung der legtern durch flänbifhe Beamte, die Daraus hervorgehende 
Spaltung der Finanzverwaltung in Kammer und Steuer, Fiskus und Aerar, wit 
getrennten Behörden und boppeltem Krebitweien, das überhaupt durch die abgefon- 
verte Verwaltung neuentftehender Sinanzquellen veranlaßte Specialifiren, die Unter- 
ordnung der Wirtbichaftspolitif unter das Finanzweſen und die daraus vielfach 
entfpringende Leitung der erftern durch vie Finanzbehörden: das alles bezeichnet 
den Charakter eines Syſtems, das mit den neueren politifchen, abminiftrativen 
und wirthſchaftlichen Veränderungen faft überall verſchwunden und einem ungleich 
einfacheren, überfichtliheren Organismus gewichen ift. 

Die Einrichtung der Yinanzverwaltung bezieht fich zuvörderſt auf die Erbe 
bung der ordentlihen und außerorventlichen Einnahmen des Staates, vom berem 
größerer oder geringerer Bielartigkeit zugleih vie Berfchievdenheit der in dem 
öffentlihen Haushalte beichäftigten Behörden wefentli abhängt, Im Allgemeinen 
ergiebt fih, daß der Antheil, welchen vie. Steuern und Abgaben an dem Ge- 
fammteinfommen des Staates tragen, im Zufammenhang fteht mit der Größe 
und Bevöllerung deſſelben und der Summe feiner Bedürfniſſe. In den größten 
und am früheften politifch entwidelten Reichen ift das aus anderen Quellen ale 
den Steuern fließende Einkommen in ber Regel verhältnigmäßig gering, und wird 
dagegen der öffentliche Krebit in einem ſteigenden Verhältniſſe für Erhaltung des 
Sleihgewichts in den Finanzen benugt. Umgelehrt finden wir in ſehr Heinen 
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Staaten, daß vielleicht mehr als vie Hälfte der SMfentlichen Bedürfniſſe ans ven 
eignen Mitteln der Regierung beftritten, der Kredit aber nur im alle außer 
ordentlicher Bedürfniſſe, wie fie durch Kriege, Revolutionen n. dgl. entſtehen, in 
Anfpru genommen wird. Die mittleren Staaten halten auch bier im Allgemeinen 
die Mitte. Auch feheint es, daß bei Nationen mit hochentwideltem Verfafſungs⸗ 
leben und Freiheitsſinne die indirekten Abgaben überwiegen, während bei firenger 
geſchulten Völkern oder einfacheren Zuftänden, die direkten Steuern im Bor- 
grunde ftehen. Weiter hat nun bie Finanzverwaltung für bie Aufbewahrung ber 
erhobenen Summen und fir ihre zmedmäßige Ueberführung an die Stelle ihrer 
Berwendung zu forgen, und zu viefem Enve und ver nöthigen Kontrole das Kaffen- 
‚und Rechnungsweſen entfprechend einzurichten unt zu erhalten. Ste hat aber über- 
haupt ven öffentlihen Haushalt in gebeißliher Ordnung zu erhalten, und zu 
diefem Ende auch bei den Ausgaben des Staates, die allerdings zunächſt von 
defien Aufgaben und Bedurfniſſen abhängen, eine gewichtige Stimme. Denn wenn 
auch die Mittel zu dem, was der Staat wahrhaft braudt, unter allen Umfländen 
befhafft werben müſſen, fo wird doch in vielen Fällen die Frage, ob und wieviel 
der Staat für einen Gegenftand feiner Thätigfeit aufwenden foll, von dem leich⸗ 
teren und reicheren Eingehen ver Bffentlihen Gelder, von dem fpärlichen oder 
gefüllten Zuftanve feiner Kaſſen abhängen. 

Der Wirkungskreis des Finanzdepartements kollidirt noch immer mehrfach mit 
dem der Mintfterien des Innern, oder, wo bie legtern auf die im engern Sinne 
politifchen und die polizeilichen Angelegenheiten befchräntt find, mit dem der Mi⸗ 
nifterien des Handels u. f. w. Die Theorie würbe an fi die Frage dahin zu 
enticheiden haben: daß alles vasjenige, was von dem Staate weſentlich aus Grün⸗ 
den der Bollswirthichaftspflege betrieben wird und wobei das volkswirthſchaftliche 
und nicht das finanzielle Intereffe ven Hauptausfchlag geben fol, aud) wenn daraus _ 
ewiſſermaßen nebenbei für ven Staat Einnahmen erwachſen, doch nidht in das 

inanzpepartement gehöre, während das leßtere umgekehrt alles vasjenige für fi 
vindiciren könne, deſſen Beforgung der Staat fi lediglich um bes finanziellen 
Ertrags willen unterzogen bat. Die Praris ift jedoch felten, un vielleicht nir- 
gends mit ganzer Konfequenz, aus dieſem Geftchtöpunfte verfahren, und es find 
vielmehr in nicht wenigen Staaten viele wirthſchaftspolitiſche Angelegenheiten bet den 
Finanzminifterien geblieben, weil theils die nationalökonomiſchen und die finanziellen 
Gefichtspunkte ſich noch immer bei ihnen um die Herrſchaft ftritten, theils das 
Finanzminiſterium einmal manche mehr zufammenhängende Angelegenheiten beforgte, 
oder die Anftalten und Hülfsträfte befaß, die auch jenen Dingen zu Statten kom⸗ 
men konnten, überhaupt aus praktiſchen Gründen, der leichteren und bequemeren 
Geſchäftsfüührung. Die Sache iſt aud unter den heutigen Verhältniffen weniger 
bedenklich. Denn auch Hier iſt ver Geift mächtiger, als die Form, und da im 
Allgemeinen die heutigen Finanzmänner and den nationalölonomifhen Gefichte- 
punkten gebührenne Rechnung zu tragen wiſſen, fo kann man nicht fagen, baf 
3. B. Öffentliches Bauweſen, Bergbau, Münze, Boft u. dgl. bei ihnen fchlechter 
aufgehoben wären, als in andern Händen. Im Uebrigen ift bei einzelnen biefer 
Angelegenheiten auch wohl für ein Zufammenwirken mehrerer Miniſterien Sorge 
getragen. 

Auch die Finanzverwaltung wurbe früberhin in ven meiſten Staaten tolle 
gialtfch geleitet, während neuerdings, und mit beftem Grunde, faft überall dad 
Syſtem der Einzelverwaltung in ihr vorherrſcht und ein Finanzminifter an der 
Spige der ganzen Finanzverwaltung fteht. In einigen Staaten führt derſelbe je- 
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doch mehr nur den Borfig in Immer noch kollegialiſch eingerichteten Centralfinanz⸗ 
flellen. So namentlih in Dänemark und befonders in Schweden, wo das 
Finanzweſen eigentlich noch immer Tollegialiih verwaltet wird, und der Staats⸗ 
fetretär der Finanzen eigentlih nur den Vortrag im Staaterathe und die Boll- 
ziebung des dort Beſchloſſenen hat. In mehreren Staaten, bejouders in foldhen, 
in weldyen bie Operationen des Kreditweſens Tünftlich ausgebildet und von bem 
Staate eifrig benutzt find, kommt jedoch neben dem Yinanzminifter auch noch, 
unter verſchiedenen Namen, ein befonderer Minifter des Schates vor, der es 
weniger mit dem Zechnifchen und Speciellen des Dienftes, als mit der Tchließ- 
lien Feftftellung und Erhaltung des Gleichgewichtes in dem Haushalte und zum 
Theil auch mit der politifchen Seite des Geſchäfts zu thun hat. So iſt in Eng⸗ 
Iand vie Leitung des Finanzwefens zwiſchen dem erften Lord des Schated und dem 
Kanzler ver Schatzkammer getheilt. Der Lettere iſt der Vorſteher des Speciellen 
und Technifchen in ver Finanzverwaltung, zugleich Mitglied und in Billigkeits⸗ 
fällen Vorfigenver des Schatzkammergerichts. ‘Der erfte Lord des Schatzes dagegen 
- führt die oberfte Auffiht und Leitung fowohl des Finanzwejens, wie der Wirth« 
ſchaftspolitik und der Anftalten zur Landesvertheidigung, und iſt befanntlich der 
eigentliche PBremierminifter. Unter beiden flehen nun vie einzelnen, das Finanz⸗ 
wefen verwaltenden Behörven, welche meiſt follegialifch organifirt find. Selbft pas 
Schatmeifteramt ift ein Kollegium, und nur ber erfte Lord tritt aus ber Reihe 
feiner Mitglieder mit einer in weit höhere Beziehungen veichenden Stellung her⸗ 
vor. So hatte im erften franzöſiſchen Kaiſerthum der Yinanzminifter die Aufe 
ſtellung der Budgets und die Erhebung der Öffentlichen Einkünfte, überhaupt bie 
Pflege der regelmäßigen Finanzquellen des Staates; das Schagminifterium aber 
war beftimmt, die Orbnung in den Öffentlichen Ausgaben, vie Aufbewahrung ber 
angefammelten Gelder, vie Vertheilung ber Fonds für die einzelnen Miniſterien, 
das Rechnungsweſen, die Ueberführung der Staatögelver von einem Punfte zu - 
dem andern zu leiten nnd zu überwachen, vie Belnnegociationen, die der Dienft 
erforberte, zu beforgen, die Staatsaktiven beizutreiben, und die Anftalten ber 
Staatsſchuld und des Penfionsweſens zu birigiren. Auch in Rußland ift die 
Leitung des Finanzweſens vertheilt, und hatte man früher das eigentliche Finanz⸗ 
miniſterium, das Reichsſchatzamt, welches pie Dispofitionen über die eingegangenen 
Summen, vie Verwendung ber Rejervegelder, das Schulden- und Penfionswefen 
zu verwalten hatte, und bie Reichskontrole zu unterfcheiden, während wir gegen- 
wärtig neben dem Finanzminiſter den Reichöfontroleur, den Miniſter der Reiche- 
bomänen, den Minifter ver Apanagen, den Generaldirektor des Poftweiens, ven 
Generaldirektor ver öffentlichen Bauten, alle als felbfiftändige Miniſter, treffen. Auch 
in Breußen beftand lange ein befonderes Schagminifterium. — Nur eigenthilm- 
liche, ausnahmsweiſe Verhältniſſe können eine ſolche Zerfplitterung rechtfertigen, 
wie fle namentlih in Rußland ſtattfindet. Die englifde Einrichtung Bat, wie fo 
Bieles In der dortigen höheren Staatsverwaltung, mehr geſchichtliche und verfaf- 
fungspolitifche Gründe. Bet der franzdftfchen Einrichtung war eigentlich der Schatz⸗ 
miuifter der wahre Finanzuiniſter Im höheren Sinne des Wortes und der Finanz⸗ 
minifter faltifh ein Organ veflelben für vie Oberleitung eines Zweiges des 
Finanzweſens. 

Nehmen wir aber das gewöhnliche Verhältniß, wo die gefammte Finanzver⸗ 
waltung von Einem Minifter geleitet wird, als die Regel an, fo macht es doch 
die Mannigfaltigkeit ver fich in dieſem Departement zufammenbrängenden Geſchäfte 
nothwendig, fie in verſchiedenen Sektionen zu bearbeiten, wobei fich am natürlich⸗ 
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ſten zunächft bie drei Hauptabtheilungen ergeben: Domänen und Negalien, direkte 
Steuern, inbirelte Abgaben, woneben noch befondere Berwaltungsftellen für das 
Schulvdenwejen und das Kaffen- und Rechnungsweſen beftehen mögen. In dieſen 
verſchiedenen Abtheilungen behandeln vie Minifterialräthe vie einzelnen Fächer, in- 
bem fle theils dem Miniſter allein, theild auch in GSeltionsfigungen Bortrag er⸗ 
ftatten, (wobei immer dem Minifter die entjcheivende Stimme bieibt,) für Ausferti- 
gung und Ausführung feiner Berfügungen Sorge tragen und eine Kontrole über 
bie unteren Berwaltungsftellen führen. Es find ferner in ver Regel einzelnen 
Haupttheilen des Finanzweſens befondere, jedoch immer dem Minifterilum umter- 
geordnete Berwaltungsftellen vorgefegt, namentlich in Fächern, vie eine eigne 
technifche Fachbildung voransfegen. Hier find Häufig ven lokalen und unteren 
Beamten bejondere Oberbehörden vorgejegt, die dem Minifterium gegenüber vie 
Stellung von Mittelbehörden einnehmen, dad Ganze ihres Gefchäftszweiges aber 
mit einer gewiflen größeren over geringeren Selbſtſtändigkeit vertreten. Es finbet 
dies zunächſt namentlich bei foldhen Angelegenheiten ftatt, vie früher ganz abge- 
fonbert betrieben und erft in fpäterer Zeit unter die Finanzleitung ſubſumirt wur- 
den. So befonders bei dem Bergbau, auf Grund feiner eigenthümlichen, natur: 
gemäßen, geſchichtlichen Entwidlung und der hohen Bedeutung, die ihm die Bor- 
zeit beilegte. So das Torft- und Jagdweſen, das ehedem von hohen, zu ben 
perfönfihen Umgebungen ver Fürften gehörenden Hofbeamten geleitet ward. So 
das Poſtweſen, das eine Privatunternehmung war, ehe e8 in die Häube des 
Staates überging. Der große Umfang, ven das Zoll» und Verbrauchsſtenerweſen 
in den neueren Zeiten erlangt hat, und vie mancherlei techuifchen Kennutniffe, die 
es in Folge der Fortſchritte der technifchen Wiflenfchaften und ihrer praftifchen 
Anwendung erfordert, haben ihm gleichfalls eine "gefonverte Stellung verſchafft, 
und theilweiſe ift das aud bei dem Staatseifenbahnen- und Telegraphenweſen 
ber Fall gewefen. 

Es iſt neuerbings da und dort zur Sprache gelommen, theild aus Sparjam- 
feitsrädfichten, theils vieleicht in Folge einer Sentralifationstendenz, dieſe Mittel- 
behörben zu bejeitigen und auch diefe Gefchäfte unmittelbar vom Minifterium aus 
leiten zu laffen, wie dies in manchen anderen Zweigen bie technifchen Unterbeamten 
ohne eine ſolche Zwiſcheninſtanz birigirt. Indeß würbe damit doch wohl ein Vor⸗ 
tbeil verloren gehen, welcher jetzt aus dem Gegenſatze zwifchen dem Vorſtande 
einer ſolchen befonderen Branche, der fi mit dem Interefle derfelben ibentificirt, 
feine ganze Eigenthämlichleit und Selbſtſtändigkeit vertritt und ven Zweck veflel- 
ben mit böchftem Eifer verfolgt, und dem fontrolirenden und moberirenden Re= 
ferenten im Miniſterium hervorgeht, der die Sache mit kühlerem Sinne aufieht 
und einer leberfteigerung bes —* entgegenwirkt. Ueberhaupt geht aus einer 
gewillen Selbftftänpigleit folder Zweige des’ öffentlichen Dienftes, die ihr eigen- 
thümliches Leben haben, und aus alle den Anftalten, die pas Bewußtſein biefer 
Eigenthümlichleit vecht lebendig und kräftig erhalten, viel Gutes hervor, und folde 
Zweige, die in viefer Beziehung ven Angriffen ver medanifirenden, uniformiren- 
den und verflachenden Zeit noch am meiften wiberftanden, haben ſich vergleichs⸗ 
weife auch am gefundeften erhalten, 

Eine andere hier erwachſende Trage ift, ob dieſe Fachbehörden Tollegialifch zu 
geftalten feten, oder nicht. Die Kollegialverfafiung .ift namentlidg bei dem Bergbau, 
fchon weil es bier vielfah ver Wahrung befonderer Rechtsverhältniſſe galt, und 
der Poft vorberrfchend, feltener bei den Forſtweſen. Für die Selbftftändigleit des 
Berwaltungszweiges können Kollegien allerdings mehr thun, als Cinzelbeamte, ba 
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nun einmal in allem forporativen Weſen eine ungemein zähe Widerſtandskraft, 
liegt, und da das Kollegialprincip immerhin die Autorität verftärkt. Auch wirb zu 
Gunſten der Kollegialverfafiung angeführt, daß fie zur Ausübung der Adminiſtrativ⸗ 
juſtiz nothwendig ſei. Indeß ließen fi in letzterer Beziehung wohl vermittelnve 
Einrichtungen treffen, melde für derartige Fälle ein Kollegium aus einem Zu- 
fammentritt verſchiedener Beamten bilveten, wie das auch mehrfach ftattgefunden 
bat und ftattfindet, und an fich fallen bie meiften Gründe für vie Kollegialver- 
faflung bei rein technifchen Behörden weg. 

In Preußen und einigen anderen Staaten iſt ein Theil der hier befprochenen . 
Funktionen, jedoch aud mit Ausnahme des Bergbaues und der Boft, den Mittel- 
regierungsbehörden mitvertraut, denen zu dieſem Ende technifche Näthe beigegeben 
find. Eine Einrichtung, mit der viel Zeitverſchwendung, viel nutlofe Weitläufig- 
feit verbunden iſt, und die doch faktiſch das Meifte in ven Händen bes allein 
ſachkundigen Technikers läßt. — Die fpectellen Einrichtungen ver für die fo diel- 
artigen Zweige ber Finanzverwaltung erforderlichen Unterbehörven, fowie die Ab— 
grenzung ihres Wirkungstreifes von dem der Mittel- und Oberbebörben müffen 
den den einzelnen Yäcern gewidmeten Artikeln vorbehalten bleiben. 

Die Anftalten des Staatsfchuldenweiens hängen zumelft von Berfafjungs- 
inftituten, fowie auch fonft von den Maßregeln ab, die man bei Rontrahirung ver 
Anleihen zur Sicherung und Hebung des Staatskrebites treffen zu müſſen für 
nöthig erachtet "hat. — Bei dem Kaſſenweſen befteht eine Stufenfolge von ben 
Elementarlaffen, die entweder allgemein find, in welche verfchievenartige, wenn 
nicht alle Einnahmen aus einem beftimmten Bezirke fließen, oder auch als befonvere 
Kaflen für einzelne Einnahmszweige beſtehen, durch die Mittelkaſſen, bei denen ver 
gleiche Unterſchied ftattfindet, zu der Centralhauptkaſſe, in welche übrigens nament⸗ 
lich von einzelnen, abgefonverten Revenuenzmweigen vie Erträgniffe auch unmittelber 
aus den Elementarlaffen abgeführt werden. Da num aber ver größere Theil ver 
Jahr aus Jahr ein eingehenden Einnahmen auch wieder durch die laufenden Be- 
dürfnifie des Staates abforbirt wird, fo ift e8 eine Hauptaufgabe der Kaffenorgani- 
fation, zu verhüten, daß nicht zu viele Gelder einen unndtbigen Umweg über bie 
Gentraltaffe machen, vielmehr aud die Mittelkaſſen und wenigftens einzelne Ele⸗ 
mentarkaſſen zugleich als Ausgabekaſſen zu behandeln, aus welchen vie örtlichen und 
prooinziellen Bedürfniſſe beftritten werben, und vie ihre Einnahmen nicht blos in 
der Form von Baarſchaften, fondern auch in der Form von Quittungen über be- 
ftrittene Ausgaben einliefern können. Die Eentralfaffe muß für alle Verbindlich⸗ 
feiten des Staates haften und bei ihr muß die Buchführung Über den gefammten 
Haushalt beftehen; aber fie bedient ſich auch ver unteren Kaſſen als ihrer Organe 
für Einnahmen und Ausgaben. Im Uebrigen würde in viefem Gebiete noch man- 
es zu vereinfachen und zu vermwohlfeilern fein, wenn man bie Geld⸗ und Krebit- 
inftitute des PBrivatverfehres, welche in unferer Zeit einen fo mächtigen Aufſchwung 
genonmmen haben, mit gehöriger Vorſicht zu Hülfe zu nehmen fich entfchließen 
wollte, wie dies in England, wo der Staat faſt alle feine Geldgeſchäfte durch die 
Bank beforgen läßt, und theilweiſe auch in Frankreich ſchon längſt geſchieht. Da- 
mit würde auch die Mühe und Berantwortlichleit der fo wichtigen Kaflentontrole 
weſentlich erleichtert, welche übrigens am beften durch eigens dafür angeltellte 
Beamte erfolgt. Endlich iſt auch das Rechnungsweſen (j. d. Art.) von hoher Be⸗ 
deutung, in welcher Beziehung die, durch Befolgung des faufmännifchen Muſters 
erwirfte englifche Präcifion ebenfalls no in feinem andern Staate erreicht ift. 
Die in vielen Staaten beftehenven befonveren Oberrechnungsbehörden haben es 
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nicht mit der Führung, fondern mit der Prüfung ver, Rechnungen zu thun, und 
fi dabei, wenn fie nicht ihre natürlichen Grenzen überſchreiten und ſich gewiſſer⸗ 
maßen, wie meiland bie preußiſche Generalfontrole, .über alle andern Behörben 
erheben wollen, auf vie arithmetifche ‚Richtigkeit ver Rechnungen und bie Gefeg- 
mäßigkeit ihrer Belege zu bejchränfen, nicht aber auf bie Nothwenbigkeit und 
Zwedmäßigfeit der gemachten Ausgaben einzugehen. 

Bol. v. Jakob, Staatsfinanzwiſſenſchaft 88. 969 - 989, $. 1211. Frhr. v. 
Malchus, Politit der Inneren Stantsverwaltung I. 152 ff. Bülau, die Behör- 
den in Staat und Gemeinde. Rau, Finanzwiflenfhaft $. 530 ff. 

Billau. 


Kindelhäufer, ſ. Waifen-, Findel- und Rettungshäufer. 
Finnen. ©. diefen Artikel am Ende des Buchſtabens F. 


Fiskus. 


Gleichwie das Individnum, deſſen Rechtsſphäre weſentlich im Gebiete des 
Privatrechts gelegen iſt, zugleich auch zum Subjekt des öffentlichen Rechts ſich er- 
hebt, ebenſo tritt der Staat, deſſen Lebensthätigkeit vorzugsweiſe im Gebiete des 
Öffentlichen Rechts ſich bewegt, auch als Subjekt von Privatrechtsverhältnifſen 
herab in den Kreis ver Privatperſonen: bier wie dort berühren ſich Privat⸗ und 
öffentliches Recht und gehen organic in einander über. 

Der Staat nun, infofern er im Privatrechtsverkehr als Perſon auftritt, ſtellt 
fih dar als Fiskus. Er legt bier die Hoheit und Majeftät ab, von welcher er 
auf dem Gebtete des öffentlichen Rechts umkleidet ift. Ex zieht gewiflermaßen bür- 
gerliches Gewand an, indem er in vie Reihe ver andern Privatrechtsſubjekte, zu⸗ 
naͤchſt ver juriftifchen Perſonen eintritt, deren Natur er theilt. 

Das Wort und den Begriff des Fiskus haben wir, wie fo Vieles in unferm 
Rechte, von den Römern überfommen, wiewohl zu allen Zeiten vie Staaten Ber- 
mögen befefien und mit andern phufifchen und moralifchen Perfonen vermögens- 
rechtlichen Verkehr gepflogen haben. Bei ven Römern aber bildete ſich der Begriff 
des Fisfua in der Kaiferzeit ans — Anfangs im Gegenfage zu dem älteren des 
zrarium, fpäter mit ihm identiſch. Zur Zeit der Republik nämlich hieß der Staat 
als Subjelt von Privatvermögensredhten, fowie (im objektiven Sinn) der Inbegriff 
viefes Vermögens felbft aerarium. Als jedoch mit dem Beginne des Kaiſerthums 
eine Theilung ver Provinzen zwifchen dem Senate (al8 Vertreter des Volks) und 
dem Kaifer ftattfand und hiemit im Zufammenhang aud) eine Theilung der Stants- 
Einnahmen und -Ausgaben erfolgte, jo beließ man dem öffentlichen Vermögen bed 
Senates die hergebrachte Bezeichnung serarium, während man das öffentliche Ber- 
mögen des Kaiſers anfänglich Cæsaris fiscus, fpäter fiscus 1) ſchlechtweg nannte, 
Allein wie das Katfertbum den Senat und ven Populus, fo verſchlang der fiscus 
das wrarium. In der fpätern Katferzeit wernen beide Ausdrücie vermifcht ge 
braudyt, um das eine Staatsvermögen zu bezeichnen. Diefes ift ganz entfchieben 
auch in der juftinianifchen Komptlation ver Fall (ogl.1. 13. pr. 14. D. 49, 
14) und bat ſich viefer Sprachgebrauch bis zum heutigen Tag behauptet. Zu aller 
Zeit aber — bei ven Römern, wie bei uns — wird ver Staat nad feiner pri- 


2) Die Wortbedentung von Fiskus iſt: Korb, Geldkorb (Staatsfädel) 
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vatrechtlichen Seite, beziehungsweiſe das Staatsvermögen (je nachdem man bie 
ſubjektive ober objektive Bedeutung im Auge bat) unter ven Ausprüden Fiskus, 
Aerar verflanden, und davon das Privatvermögen bes Fürften (res privata prin- 
eipis, Schatullgut) durchaus unterſchieden, obwohl von ven römifchen Katjern bie 
Privilegien des Fiskus auh auf das Privatvermögen des Kaifers, ja ſelbſt 
anf das der Kaiferin, ausgedehnt worben finv (vgl. 1. 6 6. 1 D. de jure fisci 
49, 14). 

Wir haben oben die rechtliche Natur des Fiskus als die einer juriftifchen 
Perſonlichkeit des Privatrechts charafterifirt. Dabei macht e8 nun zunädft feinen 
Unterfchied, ob man ihn, wie Biele thun, geradezu als eine universitas, als die 
ſtorporation aller Stantsgenoffen auffaffe, oder ob man ihn (wie Savigny) ale 
eine eigenartige „außerhalb des Gegenſatzes der Korporationen und Stiftungen 
ſtehende“ Perſon erkenne — nad der einen wie nad der andern Auffaflung ift 
er eine und zwar bie bebeutendfte juriftifche Perſon des Privatrehts und wirb von 
demfelben mit der vollen Nechtöfähigteit im Gebiete des Vermögensrechtes aus⸗ 
geitattet. Er kann demnach (durch feine Vertreter) Befig und Eigenthum eriverben, 
Berträge fchließen, ja er kann zum Erben eingefegt und mit Legaten bevacht wer- 
den. Auf diefem Standpunkte gelangen wir jeboch zu einem beſonderen Nedte 
des Fiskus (abgefehen von feiner eigenthäimlichen, dem öffentlichen Rechte ange- 
hörenden Berfaflung und Bertretung, wovon im folgenden Artikel) eben jo wenig, 
als zu einem befonderen Rechte der Korporationen und Stiftungen, welche gleich 
ihm volle Nechtefähigkeit im Privätvermögensrechte befigen. Das pofltive Recht 
aber ift wetter gegangen, es bat — freilich im Widerfpruch mit dem Innern Weſen 
des Privatrechts, welches Nechtsgleichheit der Perſonen mit zu feinen oberften Prin⸗ 
chpien zählt — ven Fisfus in Erinnerung an des Staates Hoheit auf dem öffent 
Hichen Rechtsgebiete mit einer großen Zahl von zum Theil höchſt wichtigen Privi⸗ 
legien ansgeftattet, fo daß man geradezu von einem befonberen Fiskusrechte 
ſprechen konnte und auch wirklich geſprochen bat und noch ſpricht (vgl. vie Zitel- 
überfchrift Dig. 49, 14 und Cod. 10, 1. „de jure fisci*). Was römiſcher Staats 
abfolutiemus und kaiſerliche Habgier gefhaffen hatte, gieng auf das Mittelalter 
infolge der Reception römiſcher Ideen und noch mehr des gejchriebenen Buchftabens 
über, ja wucherte, begünftigt durch vie mittelalterlichen Vorftellungen ver lehens- 
herrlichen Oberhoheit und des Patrimontalftantes, zu noch weiteren Auswüchfen 
fort. Erft in der neueften Zeit — ſeit dem Ende des vorigen Jahrhunderte — 
gemahren wir, wie mit ber fortfchreitenden Entwidlung des Staatöbegriffs und 
der zunehmenven Klärung zwiſchen ven unterfchievenen Gebieten des Privat- und 
Öffentlichen Rechtes auch eine fortfchreitende Ausſtoßung dieſes durch die Natur des 
Staates nicht geforverten und dem Gelfte des Privatrechts widerſtrebenden Aus- 
nahmsrechts des Fiskus Hand in Hand geht. Noch aber iſt biefer Proceß nicht 
beendigt : nicht nur daß das gemeine Recht im Weſentlichen noch auf dem Boden 
der römifchejuftinianifchen Geſetzgebung fteht, and die neueren Partikulargefeg- 
gebnngen Haben zum Theile mehr noch als bloße Nubimente ver römiſch⸗mittel⸗ 
alterlihen Weberlieferung bewahrt. 

Es wird ſich dieſes aus der folgenden. Darftellung ergeben, welche in großen 
Zügen vie Entwidlung des Fiskusrechtes von der römtich-juftiniantichen Geſetz⸗ 
gebung an durch das Mittelalter hindurch verfolgen fol. 

Nach dem römiſch⸗juſtinianiſchen Rechte gentegt nun aber ber Fiskus ſehr zahl- 
reicher Privilegien fowohl im materiellen Civit- als im Prozeßrechte. Indem wir 
im Nachſtehenden vie wichtigeren dieſer Vorrechte in dem einen und anbern Ge- 
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biete hervorheben, fhiden wir gewiffermaßen als leitenden Geſichtspunkt ven von 
Iuftinian felbft in die Digeften aufgenommenen Ausiprud) des Mobeftinus voraus: 
non puto delingnere cum, qui in dubiis quasstionibus contra fiscum facile 
responderit (1. 10. D. 49, 14). Es ftreitet alfo auch hier, wie fonft, im Zweifel 
die Bermuthung gegen das Ausnahms⸗, für das Regelrecht. 

Im materiellen Civilrechte gefteht die juftinianifche Geſetzgebung dem Fiskus 
namentlich folgende Vorzüge zu: 1) Die Sachen des Fiskus find der ordentlichen Er- 
figung (usucapio und longi temporis pr&seriptio) entzogen und nur der außerorbent- 
lichen Erfigung (in dreißig oder nad) Bieler Anſicht erft in vierzig Jahren) zugäng- 
lich (1. 18. 24. D. 41, 3; 8.9.9. I, 6; 1. 3. C. 7, 38). 2) Der Fiskus hat ein 
ſtillſchweigendes und generelles (nicht auch privilegirtes) Pfantreht am Vermögen 
derjenigen, welche mit ihm kontrahirt haben, für alle Forderungen aus dem Kon: 
tralte (1. 2. C. 8, 15: fr. de jure fisci 6. 5; 1. 47 pr. D. 49, 14); 3) Inglei- 
hen fteht ihm ein ſtillſchweigendes Generalpfand am Vermögen ver Wbgabefchulpner 
zu (1. 1.C.8, 15. 1. 1. C. 4, 46); 4) Dem Fiskus fällt das erblofe Gut (bona 
vacantia) anheim (I. 96. $. 1 D. de leg. I und tit. Cod. 10, 10), fowie er 5) in 
einer Reihe von Fällen die wegen. Indignität den zunächft berufenen Erben ent: 
riffenen Erbſchaften erwirbt (bona ereptoria, tit. Dig. 34, 9 und Cod. 6, 35). 
6) Er iſt ver im Erbrechte und auch fonft noch geforverten Leiftung von Rau: 
tionen überhoben (fiscus preesumitur esse locuples vgl. 1. 1.6. 18. Dig. 36, 3, 
1.3. 6. 5. D. 35, 3). 7) Er braucht aus feinen eigenen Kontralten keine Zinſen 
zu entridten (1. 17. 6. 5. D. 22, 1); hingegen darf er zu feinen Gunften von 
jever fälligen Geldſchuld ohne Zinsverabredung ober vorbergegangene Mahnung 
fofort Zinfen berechnen (1. 17. 6. 5, 6. 1.43. D. 22, 1). 8) Er kann Zahlungen 
revociren, welche fein Schuloner zu feinem Schaden einem vritten Gläubiger ge- 
macht bat, aud wenn viefer ‘Dritte bona fide war und die gezahlten Gelver 
bereits fonfumirt bat (1. 18. $. 10. 1. 21. D. 49, 14). 9) Wer fi etwas wifjent- 
ch zum Schaden des Fiskus angeeignet bat, muß nicht nur bie Sache wieder 
berausgebemw, fondern noch üderdies den Werth verfelben erfegen (1. 46, ©. 1. 
D.’49, 14). Endlich 10) ift noch der im juftinianifhen Rechte fehr zahlreichen 
Erwerbungen aus Konfiskationen zu gedenken, welche bald das Ganze, bald nur 
eine Quote, bald nur einzelne Oegenftänne des Vermögens betrafen und weldye 
entweber als Strafe für eigentliche Verbrechen und Vergehen in Folge Trimineller 
Berurtheilung over auch wegen liebertretung anderer, mit dieſer Santtion beflei- 
beter gefegliher Borfchriften in Vollziehung gejegt wurben (vgl. 1. 1. pr. D. 48, 
7. $. 4. J. 4, 18. 1.14. D. 39, 4. 1. 61. D. 28, 2 u, ſ. w.). 

Haft eben fo zahlreich und nicht minder wichtig find die proceffualifgen 
Begünftigungen des Fiskus nad) juſtinianiſchem Vecht. Derfelbe genoß nit nur 
eines eremten Gerichtſtandes, inſofern (ſchon in der klaffiſchen Periode) alle Fiskal⸗ 
ſachen mit Ausnahme der causss status und Kriminalſachen der Jurisdiktion ber 
kaiſerlichen Fiskalbeamten, der procuratores Cæsaris, unterworfen waren, fordern 
ed wurde auch für bie fpecififch fisfaliihen Erwerbungen (1. 1. pr. D. 49, 14) ein 
befonderer Proceß, der fogenannte Nunciationsproceß, organifirt, wonach im 
Allgemeinen ein Jeder beim Fiskus die Anzeige (nunciatio) einer ihm zuſtehenden 
Ermwerbung machen und beffen Rechte innerhalb einer beftimmten Berjährungsfrift 
von regelmäßig zwanzig Iahren geltend machen konnte. Gelang dem nunmehr zur 
biligenten Durchführung des Procefies verpflichteten Nuncianten ber Beweis des 
fiskaliſchen Rechts auf die Erwerbung, fo erlangte er alsdann einen beftimmten 
Theil an der für den Fiskus erftrittenen Sache. Neben viefen, heute antiquirten 
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Beyünftigungen, genoß aber der Fiskus noch insbeſondere folgende proceſſualiſche 
Borzäge: 1) Der Gebrauch der Kompenfationdeinrede gegen benjelben ift ent- 
weder ganz ausgeichloffen (3. B. in allen Abgabefachen oder wenn ver Fiskus den 
Kaufpreis einer von ihm verkauften Sache gegen ven Käufer einklagt, vgl. 1. 1. 7. 
C. 4, 31), over fie ift in allen andern. Fällen davon abhängig, daß der Beklagte 
binnen zwei Monaten von ihrer Vorſchützung an den Beweis feiner Gegenfor- 
derung zu erbringen im Stande ift (1. 46. $. 4. D. 49, 14); 2) Im Konkurſe des 
Schuldners hat ver Fiskus für ſeine Forderungen (abgefehen von Strafforberungen) 
ein Vorzugsrecht vor den übrigen Ebirographar-, ja ſelbſt vor faft allen andern 
privilegirten Gläubigern (1. 10. pr. D. 2, 14. 1. 34. D. 42, 5). 3) Er Tann als 
Kläger in Ermanglung anderer Beweismittel den Bellagten zur Evition aller auf 
ven Proceß bezüglichen Urkunden anhalten, mohingegen weber er noch fonft Je⸗ 
mand gezwungen werben kann, ihm nachtheilige Dokumente herauszugeben (1. 2. 
6.1.2. 1.45. 6.5.6. D. 49, 14). 4) Den Schuldnern des Fiskus, wenn fie 
ihrer Schuld überwiefen find, wird das Rechtsmittel, ver Appellation verweigert 
1.8. 0. 7,65) u. a. J 

Mit dem juſtinianiſchen Geſetzeswerk recipirte das Mittelalter nun auch das 
in der vorſtehenden Geſtalt in demſelben ausgebildete Fiskusrecht, ſoweit es die 
anderen Zuſtände nur immer ertrugen. Allein es begnügte ſich dabei nicht. Der Yeu- 
dalſtaat hielt ſich berufen, das Werk des römiſchen Abſolutismus fortzuſetzen — 
wenn auch nicht mit römiſchem Geiſte. Dieſer verſtand zu unterſcheiden und hat 
immer ſcharf unterſchieden zwiſchen Staat und Fiskus: die Privilegien des letzteren 
erſchienen ihm nur als privatrechtliche Vorzüge, nicht als ſtaatliche Hoheitsrechte. 
Dem Mittelalter war dieſes helle Auge verſagt. Sein ganzer Rechtszuſtand beruht 
auf der völligen Amalgamirung von Privat⸗ und öffentlichem Recht. Die Staats⸗ 
gewalt wurde wie ein privatlicer Beſitz, reine Privatrechte warden als Ausflüffe 
der Stantsgewalt behanvelt. So ward der Staat zum Fiskus und der Fiskus 
zum Staat. Dies zeigte ſich nicht nur in der Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte 
durch die Inybesherrlihen Fiskal beamten, fondern ebenfo in der Auffaffung und 
Weiterentwicklung des Fiskusrechts felbft (oder, wie man es jegt hieß, ver Fis⸗ 
kalgerechtigkeit, und braftifcher noch ver Fistalgewalt). Um dem unerfättlichen 
Fiskus eine erfprießlihe Einnahmsquelle zuzuwenden, hatte die lex Julia, indem fle 
für diefen Fall die gemeine Rechtsregel „res nullius occupanti cedit“ durchbrach, 
das Vorrecht des Fiskus auf erblofes Gut (bona vacantia) kreirt. Was aber den 
Römern als bewußt gefchaffene Ausnahme erfchten, dünkte ver mittelalterlichen 
Auffaffung nur als eine natürliche Konfequenz der mit Stantschereigenthum 
identificirten Staatsherrſchaft — eine Konfequenz, welche alsdann mit dem gleichen 
Rechte auf alle herrenlofen Sachen überhaupt Anwenbung finden mußte ‘Das 
Staatseigenthum an den res nullius ift aber felbft wieder nur ein einzelner Aus⸗ 
fluß der in Theorie und Praris zur Geltung gelommenen Fisfalgewalt, welder 
man bie allerfrucgtbarfte Anwendung zu geben verftand. Es gehört hieher die große 
Reihe der fogenannten niederen Regalien (f. dieſen Artikel), worunter man be- 
geiff: das Heimfallreht (jus albinagii, vermöge deſſen der ganze inlänbijche 
Nachlaß der im Lande verftorbenen Fremden mit Ausflug aller Teſtaments⸗ und 
Bertragserhen, fowie der ausländiſchen Inteftaterben dem Fiskus anheimfiel), das 
Abzug: und Nahftenerreht (vermöge veflen ver Fiskus von Auswanderern 
eine gewiffe VBermögensquote für fi erhob), das Wildfangrecht, das Hage- 
ſtolzenrecht, das Strandrecht, verfchievene Arten von Sehntrehten, auch 
das Bergmannsregal nach ſeinem privatrechtlichen Inhalt und viele andere 
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dergleichen Rechte, die, ihrem Weſen nach bloße Privatrechte, als Ausfläffe der 
Staatsgewalt angejehen wurben, aber durch Verleihung Seitens berfelben auch 
an Privatperfonen übergehen konnten. Der Unfug, welcher bie und ba von ben 
Landesherren mit viefen fisfalifchen Rechten getrieben wurde und die Ausdehnung 
der Begünftigungen, weldye ven Fiskus vor andern Privatperfonen auszeichneten 
und ihn nicht felten gerichtlich unerreihber machten, überfteigt alle Begriffe. Die 
Wiflenfchaft fuchte wohl ver maßlofen Willkür entgegenzutreten : allein bie rechten 
Waffen fehlten ihr, fo lange fie felbft no an ber Theorie der Fiskalgewalt feft- 
hielt. Die wiſſenſchaftliche Erkenntniß der Unnatur des Begriffs der Fiskalgewalt 
ift von ganz jungem Datum 2). Das Nähere hierüber fiche in dem Artilel „Re 
alien". 

ß Daß unter dieſen Umſtänden die neuern deutſchen Geſetzgebungen ſich von 
der mittelalterlichen Auffaſſung des Fiskusrechtes nicht ganz frei erhalten haben, 
ſetzt nicht in Erſtaunen, eher, daß ſie derſelben nicht noch in höherem Grade 
Raum gegeben haben. Bei weiten am erleuchtetſten iſt das öſterreichiſche Ge 
ſetzbuch, welches, ven Fiskus richtig als eine juriftiiche Perfon des Privatrechts 
ertennend, faft ven ganzen Schwarm der römifchen Privilegien befeitigt und ben 
verfehrten Gedanken bes Staatseigenthums an den berrenlofen Sachen mit Wie 
derherſtellung ver römifchen Auffafiung aufgegeben bat (ogl. Oeſterr. Geſetzbo 
8. 382 ff., biegegen $. 1472, 1485). Eine nieprigere Stufe nimmt in biefer Be⸗ 
ziehbung das preußiſche Landrecht ein. Der Fiskus iſt bier wie bei den Rö— 
mern eine nach allen Seiten fehr begänftigte Perfon (hinſichtlich der Verjährung 
‘1. 9, 8. 629 —648, Vorzugsrechte am Vermögen der Kaflenbeamten und Päd- 
ter, fowie anderer (Abgaben-) Schuloner II 14, 8. 45—75, binfichtlich des Ge⸗ 
richtsſtandes ibidem $. 84; — vgl. noch I15, $. 42. I 11, 8. 827. Anh. $. 26. 
I 11, 88. 714. 1071. T16, $. 368 ff. II 8, $. 1955 ff. u. a.). Insbeſondere bat 
aud vie Theorie der Fiskusgewalt unverfennbaren Eingang gefunden (vgl. II 14, 
$. 24 ff.) und wird von bier aus dem Staate wenigftens ein Vorzugsrecht zur 
Okkupation gewifler Arten von berrenlofen Sachen vor allen andern Perjonen bei- 
gelegt, welch lestere nur mit feiner Einwilligung Beflg davon ergreifen können 
(IL 16, 8. 1 fi), ſowie auch das Recht des Staats auf Abfahrts⸗ und Abſchoß⸗ 
gelder von dorther abzuleiten ift, 

Schließlich geventen wir noch zweier Beftimmungen ber neuen deutſchen Par: 
titulargefeggebung, welde nad zwei Hauptrichtungen dem Fiskalunweſen des 
Mittelalters ein Ende gemacht haben und welche um biefer ihrer materiellen Wid- 
tigfeit willen faft allenhalben in da3 Staatsgrundgeſetz aufgenommen worden find : 

1) Der Fiskus hat in allen Privatrechtöftreitigleiten vor den ordentlichen 
Gerichten Recht zu geben und zu nehmen ?) (bayr. Verf.Urk. VI, 5. Ban. 
.-U. I, 8. 14. Württ. B.-U. 8. 94. Sädf. B.-U. $. 50. Preuß. Landr, II 14, 
$. 81. Oeſtr. Gefegb. I, 1. 8. 20 u. f. w.). 


f 


2) Selbft Klüber in feinem öffentlichen Recht des deutſchen Bundes und der Buntes 
ftanten handelt noch in einem eigenen Abfchnitt (58. 473—478) von der „Fiskalgewalt. Und 
jo ſehr er dauch die Uebertreibung derfelben perhorrescirt und einer einfehränfenden Interpretation 
das Wort redet, fo führte ihn Doch, wie es in der Natur der Dinge liegt, der ralfee Stand 
punft zu falſchen Konfequenzen, welche ohne ein richtiges Berfländnig der rechtlichen Natur des 
* —eS d. u 

urch wird jedoch nicht ausgel n, daß der Fiskus Innerhalb der Sierardie der 
ordentlichen Gerichte eines befreite Gerichtsſtandes genieße: . 
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2) Konfisfationen des ganzen Vermögens zur Strafe follen ferner nicht ftatt- 
finden (bayr. B.-U. VII, 6. Bett BU. 8. 9. Sächſ. V.U. 8. 53. Großh. 
heſſ. B.-U. Urt. 100 u. a.). 

Literatur. Klüber öffentlihes Recht des deutſchen Bundes und der Bun⸗ 
beöftanten 88. 473—478 (man findet bier eine ziemlich ausführliche Angabe ver 
ältern Literatur), Mit Beichräntung auf das römiſche Recht jus fisch: Heim- 
badı in Weiske's Rechtslexikon, Artikel „Fiskus“. miſch. 
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Der Fiskus bedarf, wie jede juriftiihe Perfon des Privatrehts, der Vertre- 
tung, um bandelnd am Rechtsverkehre theilzunehmen. Die Art und Weife biefer 
Bertreiung wird durch die Verfaffung des Fisfus beftimnmt. Diefe hängt aber in 
ver Weife innig mit der Verfaſſung des Staates nad feiner äffentlich-rechtlichen 
Seite zufammen, daß regelmäßig denſelben Organen, welche zur Verwaltung ber 
Hoheitsrechte, in specie ver Finanzhoheit, beftellt find, aud die Vertretung des 
Fistus im Privatrechtöverfehre übertragen iſt. Beſondere Organe — Fiskal— 
beamte im engeren Sinne, Fis kale — beftehen heutzutage regelmäßig nur zur Ver⸗ 
tretung der fistalifchen Intereffen in ftreitigen Rechtsſachen. Der Umfang ver 
Thätigkeit diefer Klafje von Beamten war jedoch weber früher, noch ift er feldft 
bente allerwärts hierauf beſchränkt. 

Zur Zeit der römiſchen Kaifer war die Berwaltung der fiskaliſchen Ange- 
legenheiten, d. i. ver Taiferlihen Yinanzen, ben procuratores Cæsaris übertragen. 
Anfänglih ohne ©erichtöbarkeit und nur zur Erhebung und Verwaltung ver 
kaiſerlichen Einkünfte beftellt, warb ihnen durch Claudius aud eine Jurispiktion 
in Fiskalſachen, foweit fie nicht Friminellen Charakter trugen, verliehen und biemit 
zuerft ein privilegirtes Forum des Fiskus gefchaffen. Die Vertretung aber des 
Fiskus vor Gericht wurde durch die fogenannten advocati oder patroni fisci geführt, 
welhe aus ber Zahl ver bei ven Gerichten aufgeftellten Anmälte auf beftimmte 
Zeit beftellt wurben: 1) 

Der römische advocatus fisci ging mit ber Reception des römiſchen Rechts 
als Fistal (Kammerprofurator) in das deutſche Serichtsweien über. So lange 
noch die altgermanifche Schöppengerichtsverfafiung beftand, war das Bedürfniß einer 
befonveren Vertretung des fiskaliſchen Interefjes nicht jo vorhanden: eine ſolche war 
regelmäßig ſchon in dem vom Landesherrn angeftellten Richter gegenüber ven 
Schöppen gegeben. Wohl aber machte die Reception des fremden Rechts, welches 
zumal den Fiskus in fo ausgevehnten Maße privilegirte, ſchon um der jetzt ein- 
getretenen Umgeftaltung der Gerichtsverfaſſung willen eine befonbere Vertretung 
des Fiskus nothwendig. Der deutſche Fiskalanwalt fing aber alsbald an von dem 
römifchen advocatus fisei ſich in nicht geringem Maße zu unterjcheiven. Eines⸗ 
theils wurbe er jegt regelmäßig zu einem felbftftändigen, ſtehenden Beamten, 
anderntheils wurde auch fein Wirkungstreis weit umfaſſender. Dieſe Umgeftaltung 
"ging genau Hand in Hand mit der im vorhergehenden Artikel befprodhenen Poten- 
zirung des Fiskusrechts. Wie die Privilegien des Fisfus je mehr und mehr zu 
ftaatliden Hoheitsrechten gefteigert und vie Begriffe von Fiskus und Staat amal« 


1) Eine allmälig ausgebildete Inftruftion für den advocatus fisci enthält der juftinianifche 
Kodeg lib. 11, tit. 9, 0. 
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gamirt wurden, fo Ing es nahe, aud das Thätigkeitsgebiet des Fiskals über vie 
Grenzen einer bloßen fiskaliſchen Vertretung in Privatrechtöftreitigleiten hinaus zu 
einer möglichft allgemeinen und umfaſſenden Vertretung bes Ianbesherrlichen und 
öffentlichen Intereffes auszudehnen. Anfänglih nüpfte man bei diefer Kompetenz 
erweiterung möglichft an fiskalifche Geſichtspunkte ap, vie ſich namentlich in jener 
Zeit faft bei allen Sachen bes Gemeinwefens ohne viele Schwierigkeit entveden 
ließen. Alsdann aber gewöhnte man fih an bie Borftellung, daß ver Fiskal, wie 
der Bertreter der Privatinterefien des Staates, fo auch der vorzugsweife Vertreter 
des öffentlichen Interefjes fei, um fo eher, je ſtärker ſich das Bedürfniß in ver 
legeren Beziehung geltend zu machen anfing, ohne daß doch ein anderes Organ 
zur Erfüllung veffelben vorhanden geweſen wäre. So murbe ber Fiskalanwalt 
zugleih zum Staatsanwalt, zum Organ der Oberauffiht, zum Bewahrer ber 
Prärogative der Regierungsgewalt. 

Die Befugniffe des Fiskals der legten Jahrhunderte waren in der That fo 
umfaffend und ihr Charakter zudem fo wenig einheitlih, daß die Schwierigkeit 
einer begrifflihen Sormulirung verjelben unüberwinvlid genannt werben darf. Es 
gab Fisfale aller Art. Man unterſchied fie nicht nur mit Rüdfiht auf die damalige 
politifche Geftaltung Deutſchlands in Eaiferlihe (Reichs-) und reichs ſtän diſche 
(landesherrliche) Fiskale, fondern nicht felten auch je nach der befonveren Richtung 
ihrer Thätigfeit in Gerihts-, Polizei-, Kammer-, ja ſelbſt Jagd-, Medi— 
cinals, Konfiftorialfisfale Regelmäßig vorfommend und von befonverer 
Beveutung waren jeboh nur bie Gerichtsfiskale, deren Thätigkeit ſtch dann 
gewöhnlich auch auf bie anderen Gebiete ausdehnte. Bon Reichswegen beftanven 
ſolche Fiskale ſowohl bei den höchften Reiche» als bei den kaiſerlichen Landgerichten. 
Des bi. römischen Reihe Rammerfistal, welchem in ver Folge nod ein 
advocatus fisei zur Unterftügung beigegeben warb, Hatte vornemlich die Pflicht, 
über die Erfüllung der reichöverfaffungsmäßigen Verbindlichkeiten durch vie Reiche: 
glieder zu wachen, gegen die Säumigen klagend beim Reichskammergerichte einzu- 
Ichreiten, die zu Gunften des kaiſerlichen Fiskus verwirkten Strafen einzutreiben, 
endlich in gewiſſen Kriminalfachen, insbefonvere bei offenbarem Landfrievensbrud 
und bei Münzverbredhen, als Anfläger aufzutreten.?) Ganz analog war tie 
Stellung und Kompetenz ver Reihshofrathsfistale, deren einer bie deutſchen, 
der andere die italienifchen Fiskalſachen“ (lato sensu) zu beforgen hatte. 

Eine ähnliche, nur intenfiv bedeutendere Stellung behaupteten bei aller Ber: 
fchlevenheit im Einzelnen vie Fiskale auch in dem beutfchen Territorien, Die 
Vertretung des Ianveöherrlichen Fiskus in feinen Privatrechtöftreitigfeiten war, wie 
bereits erörtert, ihre Aufgabe von Anfang an. Die nähfte Erweiterung war bie, 
daß fie unter der Herrſchaft des Anklageprozefies anfangs ausnahmsweiſe (wenn 
nämlich der Fiskus felbft intereffirt oder ein Privatanfläger nicht vorhanden war), 
fpäter regelmäßig ale „Kläger von Amtswegen“ in peinlichen Sachen aufzutreten 
hatten. Diefe Funktion trat allerdings wieber in den Hintergrund, als der Inqui⸗ 
ſitionsprozeß in ‚ven meiften Territorien die Oberhand zu gewinnen begann, und 
blieb dann den Fiskalen wefentlih nur die Sorge für die Einziehung der bem 
Fiskus angefallenen Strafgelver. Nicht felten aber nahm der Inquiſitionsprozeß 


ſelbſt fiskaliſche Einwirkung an, indem entwever nad beenbigter Generalunter: 


fugung ein Fiskal noch förmliche Anklage erhob, oder indem vemfelben ſchlechthin 


3) Bel. K. ©. D. von 1556 I. 16. 20. 
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bie Führung der Unterfuhung übertragen wurde (fog. fiskaliſche Unterfiihungen). 
Zur höchſten Beveutung erhob ſich aber das Yisfalat in vielen Territorien, info» 
ferne es — mnamentlid in feinem oberſten Vertreter, vem Generalfistal, Ober 
ſachwalt — geradezu zum Wächter der Geſetze und Berfaffungen beftellt, dem⸗ 
gemäß mit ber Oberaufficht über alle Landesbehörden beffeivet und mit dem Rechte 
ausgeräftet warb, jegliche Zuwiderhandlung zu verfolgen. So war und iſt es zum 
Theil no in ven mellenburgifchen Landen, wo zu dem eben gedachten Zwecke 
Fiskale ſowohl bei den Lanbesregierungen, als bei ven Randesgerichten angeftellt 
find. Eine ähnliche Einrichtung wurde im ehemaligen Herzögthum Pommern durch 
eine 1. Verordnung von 1799 hervorgerufen. Auch in den branbenburgifchen 
Erblanden wurde im Laufe des achtzehnten Jahrhunderts das Fiskalat in dem 
angebenteten Sinne organifirt und- wurbe 3. B. im Jahre 1740 ver Generalfiskal 
(beziehungsweife auch Die unter ihm ſtehenden fiskaliſchen Beamteten) dahin inſtruirt: 
bie fisfaliihen Procefig fleißig zu betreiben, Beleidigungen der göttlichen Majeftät 
und Inveltiven gegen bie Königliche Perfon, die Berfaffungen und Evikte zur Strafe 
zu ziehen, über vie Beeinträchtigung Lönigliher Gerechtſame zu wachen, auf die - 
Ausführung Königlicher Verordnungen zu halten, die Profuratoren und Advokaten 
zur gehörigen Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten, auf Befchleunigung ver Inqui- 
fitionsproceffe und auf Beobachtung der gefeglichen Ordnung verfelben zu wachen. 
Und eine Ordre Friedrichs II. vom 19. April 1763 weift den Generalfistal an: 
fein Amt wider Jedermann ohne Anfehen der Perſon von den Miniftern an bis 
auf den Geringften wahrzunehmen und gegen Uebertreter der Geſetze zu agiren, 
auch ſowohl bei den Zuftize wie bei ben Yinanzkollegien vie nöthigen Schritte 
zu thun. 

So wurbe in Preußen das Fiskalat „zu einer allgemeinen Auffichtsbehörbe 
über dic Ausführung ver Gefete in allen Zweigen ber Staatsverwaltung 
‚erhoben. 3) Noch die preußiſche allgemeine Gerichtsordnung räumt dem Fiskalate 
mit Bezug auf die Rechtspflege im Weientlichen die eben gezeichnete Stellung ein: 
der Öeneralfisfal ift oberfter Wächter der Geſetze und oberftes Aufſichtsorgan über 
bie Juſtizbehörden des Landes; bie bei den einzelnen Gerichten angeftellten Fiskale 
find die Anwälte des Fiskus in Civilproceſſen, zugleich aber Wächter ver Gefeke 
und Auffihtsorgane innerhalb ihrer Sphäre und haben übervieß die ihnen fiber- 
tragenen Unterfuchungen in den fogenannten fisfaliihen Sachen (Injurienfuchen, 
Defraudationen öffentlicher Abgaben und Gefälle, Vergehen der Beanten, geringere 
gemeine Verbrechen) zu führen. 

Diefes war nun im Ganzen und Großen das Fisfalat, welches das neun- 
zehnte Jahrhundert überkam. Das moderne Rechtsbewußtfein konnte das Inftitut 
in biefer Geftalt nicht mit günftigem Auge anfehen. Trug es doch in hohem 
Maße das Gepräge einer unklaren Doppelftellung, einer unorganifhen Mifchung 
disparater Elemente. Es erſchien unangemeffen, daß verfelbe Beamte, welcher als 
Parteionwalt einfeitige Parteiinterefien zu vertreten babe, zugleich berufen fein 
folle, Wächter des Geſetzes zu fein und eine Oberaufſicht über pie Gerichte zu 
handhaben, denen er ald Sachwalter doch wieder untergeoronet war. In bem 
großen Scheivungsprogeffe, welchem vie fpecififh mittelalterlichen Rechtsgebilde 

vermöge ihres burchgängigen Miſchcharalters verfielen, konnte das Fiskalat des 


3) Bol. im Archiv des Kriminalrechts, Neue Kolge, Sabrgong 1845, einen Auffag Heffter's: 
das ehemalige und zum Theil noch beftehende Flskalat in Deutfchland mit feinen Fehlern. 
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17. und 18. Jahrhunderts ſich nicht behanpten. Das erleuchtetere Rechtsbewußtſein 
des 19. Jahrhunderts verlangte die fiskaliſchen und bie öffentlichen Intereſſen auch 
in den Organen unterfchieven zu fehen, welche vie einen und bie andern zu ver- 
treten beftellt find. Früher Hatte es an einem geeigneten Organ in ver legteren 
Deziehung gefehlt und hatte doch das vorhandene und immer wachſende Bebärfnig 
einer ſolchen Vertretung irgend eine Befrievigung geheifcht, weldhe, wenn auch in 
minder entſprechender Weife, einigermaßen wenigftens durch den Fisfal gewährt 
wurde. Nun aber hatte vie franzöſiſche Rechtsbildung ein Inftitut ins Leben 
gerufen, welches, von einigen Mängeln abgefehen, zur Erfüllung des Berufes 
einer allfeitigen Bertretung des öffentlichen Interefies in ver Rechtöpflege in hohem 
Maße geeignet und würbig war, von ber deutſchen Rechtswifienfchaft ven heimat⸗ 
lichen Landen zur Nachahmung empfohlen zu werben. Allein noch bever dieſer 
Empfehlung Gehör gegeben und das Inftitut der Staatsanwaltfhaft ein- 
geführt ward, wurde in vielen Staaten Deutſchlands dem Fiskalat feine frühere 
Stellung genommen und feine Thätigfeit wieder auf bie urſprüngliche Aufgabe, 
Führung der fisfalifchen Civilprozeſſe, befchränft (vgl. 3. B. bayerifche Verordnung 
vom 27. November 1825 über die Auflöfung des Generalfistalates). Ia in Preußen 
wurben in Folge einer koͤniglichen Kabinetsordre vom 10. März 1809 die erlebigten 
Stellen ver Fiskale überhaupt nicht wieder befet und die Vertretung bes Fiskus 
in Privatrehtöftreitigleiten den gewöhnlichen Advokaten überlaflen. Nur in wenigen 
Gebieten Deutichlands hat das Fiskalat feinen mittelalterlichen Charakter au nur 
annähernd bewahrt (3. B. Frankfurt a / M., mellenburgifche Lande, Hamburg). 
In Bayern, wo es nad der oben citirten Verordnung lebiglich die Vertretung 
bes Fiskus in Rechtöftreitigleiten zu beforgen hat, ift es in der Weile organtfirt, 
bag in jedem Regierungsbezirke ein Fiskal ver Kreisregierung, Kammer ver 
Finanzen, beigegeben, während ein zweiter, ale Adjunkt bes erfteren, bei dem 
Appellationsgericht des Kreifes (dem zur Zeit noch beftehenven gefreiten Gerichts⸗ 
ſtande des Fiskus) exrponirt tft. Ueberdieß ift noch ein Fiskal bei der Staats- 
fhuldentilgungsanftalt zur Vertretung berfelben, fowie in ber Reſidenzſtadt zwei 
Kronanmwälte in unmittelbarer Unterorbnung unter das Finanzminifterium zur 
Berathung deſſelben angeftellt. Die Kreisfisfale find zwar im Allgemeinen felbft- 
fländig in der Führung der fisfalifchen Proceſſe; jedoch dürfen fie feinen Rechte: 
fixeit beginnen oder ſich in einen foldhen einlafien, ohne zuvor die Ermächtigung 
ber Kreisregierung erhalten zu haben, welcher zu dem Ende ber Procek- refp. der 
Erceptionsplan zur Genehmigung vorgelegt werden muß. Auch können fie Vergleiche 
nur unter dem Vorbehalte der Genehmigung ber Kreisregierung abjchließen. 


Re. 
Fiſchfang, f. Jagd und Fiſchfang. 
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I. Zur Steigerung und größeren räumlichen Ausdehnung des Handelsverkehres 
eines Volkes dienen hauptſächlich vie Waflerwege auf Flüſſen und Meeren mit 
ihren eigenthümlichen Transportmitteln, ven Schiffen aller Arten, Schiffbare Flüſſe, 
welche einem Lande angehören, beſonders wenn die Mündungen berfelben in das 
Meer in dieſem Lande liegen, find die naturwüchfigen Lebensavern eines großen 
Verkehres, und die Landwege befter Art vermochten bis auf bie neuefte Zeit feinen 
folhen Aufſchwung des Handelsbetriebes zu geben, bis zulegt die Eifenbahnen mit 
ihren künſtlichen Verbindungen der Flußwaſſerfahrt bier einen ebenbärtigen, ja 
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gewaltigeren Konkurrenten geſchaffen haben. Bor Allem aber bat ſeit alten Zeiten 
das angrenzende Meer mit fchiffbaren Flußmündungen, mit hafenreihen Buchten, 
Baien, Bufen, Einfchnitten jedes tüchtige Boll zu großartigen Handelsunterneh⸗ 
mungen angefpornt und hat e8 bie in dieſer Beziehung weniger begünftigt gele- 
enen Nachbarn zu überflügeln und zu beberrfchen ‚befähigt. Dies gilt von ven 
Rhöniciern herab bis zu den heutigen Briten. Das Meer füllte fich mit Handels⸗ 
ihiffen, groß und Mein; es erwuchs eine zahlreihe Handelsflotte, und zum 
Schuß dieſer friedlichen Inftitution gegen eiferfüchtige Nachbarn und Fremde, gegen 
Seeräuber und gegen Alle, welche dem frienlichen Handelsverkehre Widerſtand ent- 
gegenfegten, ſowie auch direlt zur weiteren Ausbehnung bes Handelsverkehres in 
überfeeifhen Gebieten, zur Sicherung neuer Hanvelsetabliffements in der Frembe, 
zur Durchführung und Befeftigung von Handelskolonieen und überhaupt auch wohl 
zu überſeeiſchen Exroberungen, entflanden bald überall neben den bloßen Handels⸗ 
ſchiffen militäriſch ausgerüftete Fahrzeuge, Kriegsichiffe- aller Art, entfland eine 
Kriegsflotte. 

Bon den verfchtevenen Welttheilen iſt Europa der beſonders durch die Meeres⸗ 
umgebung begünftigte. Im Süden giebt das mittelländifche Meer mit feinen vielen 
Buchten und Einfchnitten, mit dem adriatiihen und ſchwarzen Meere den angren- 
zenden Ländern, alfo Rußland, der Türkei, Griechenland, Defterreih, Italien, 
Frankreich, Spanien die ſchönſte Tage für Handelsverkehr. Freilich ift die Ver⸗ 
bindung mit den großen oceaniſchen Gewäflern durch die Straße von Gibraltar 
nicht recht geeignet, dieſe Länder in dem großen oceanifchen Welthandel eine be— 
deutende Rolle fpielen zu laflen; venn nur Spanien und Frankreich berühren zu- 
gleih mit ihren Gebieten ben großen atlantifhen Dcean, der fih im Weften 
Europas öffnet und außer biefen beiden Ländern noch Portugal und vor Allem 
Großbritannien zu wetteifernden Genoſſen des großen überfeeifhen Welthanvels 
machte. Aber auch der Norden von Europa hat noch die vortheilhaftefte Meeres⸗ 
lage. Die Nord- und Oftfee mit ihren großen Buchten, Baien und Meerbufen, 
mit den zablreihen Injeln bilden ein Seegebiet, das in der günftigften Verbin- 
bung mit dem Weltverfehre des atlantifhen Dceans fteht. Großbritannien ragt 
wie direkt in das atlantifhe, fo auch in das Norpfeegebtet hinein und ift über- 
haupt durch feine Infelform und feine überaus zahlreihen Buchten und Hafen 
das zum Seeverkehr begünftigtfie Land der Welt. Wer auch Belgien, Holland, 
Norddeutſchland, Dänemark, Schweren, Norwegen und Rußland haben vie Vor⸗ 
theile ver Seelage und bie befte Befähigung fih am großen überjeeifchen Welt 
handel nach Amerika, Auftralien, Aflen bin tüchtig zu betheiligen, und fie haben 
e8 gethan; ihre Handels- und zum Theil Kriegsflotten gehen in alle Theile ver 
Welt, um felbft mit England überall, mehr oder weniger glücklich, zu konkurriren. 
Bon den außerenropäifhen Ländern will ih nur noch auf die günftige Tage zur 
See, weldhe die vereinigten Staaten von Nordamerika baben, hinweiſen und an⸗ 
denten A daß ihre Seehanvelsflotte die zahlreichfte und felbft ver englifchen über- 
legen iſt. 

Die Möglichteit ver bedeutenden Steigerung und Ausdehnung des Handels 
buch die Seeſchiffahrt Liegt aber In der größeren Sicherheit und in ber unend⸗ 
lichen Leichtigkeit der Seeverbindung, fowie in der größeren Wohlfeilheit des See⸗ 
transportes. Es ift hier nicht der Ort dies weiter in ven Details auszuführen 
und zu begründen. Es mag genügen, auf ein großartiges Beifpiel hinzuweiſen, 
wie ber Landtransport durch den Seetransport eben aus jenen Gründen völlig 
überwunden werben Tonnte. Bor ber Entvedung des Seeweges nad Oſtindien und 
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vor der Entdeckung von Amerika bezog Europa ſeine indiſchen Produkte auf Land⸗ 
wegen bis bin an bie Küften des Mittelmeeres, und dieſe Küften hatten darum 
bis zu jener Zelt ven eigentlichen Welthandel Europa’s in ihrer Hand, Seitdem 
aber der Transport jener Produkte vireft zur See möglich wurde, gefchah er durch 
bie oceanifhen Fahrten der Seefchiffe, und viejenigen Länder, welde zur Fahrt 
in ben großen Ocean am günftigften Iagen, erlebten einen Aufihwung des Hau⸗ 
dels und ver Seemadt, wie folder vordem noch nie da gewejen war, während 
bie Länder des Mittelmeeres und diejenigen, welche durch den Landtransport biefer 
Güter in Südeuropa, in Kleinaften, insbefondere auch in Süddeutſchland mächtig 
gewefen waren, mehr und mehr auf ein befcheidenes Maß herabſanken. Portugal, 
Spanien, Holland, Franfreih, England, Dänemark wurden Meifter des Welt- 
handels durch ihre Flotten. 

Bis auf die neuefte Zeit benugte man zur Seefahrt nur Segelfähiffe, nach⸗ 
bem vie Ruderſchiffe faft verſchwunden. Bedeutend gefteigert iſt aber die Leichtig- 
feit und Schnelligfeit des Seeverlehrs neuerlich durch die Erfindung der Dampf: 
ſchiffe. Es ſoll zwar ſchon 1543 der ſpaniſche Seefapitän Blasco de Garay im 
Hafen von Barcelona ein Dampfſchiff nach feiner Erfindung gezeigt und fomit 
zuerfi der Dampfkraft eine techniſche Bedeutung gegeben haben; doch behielt er 
das Geheimniß, welches wahrfcheinlich auf einer Anwendung der ‘Dampflugel be- 
ruhte, für ſich. Auch dachte der Engländer Savary bereits 1700 an eine Dampf: 
flotte, und Jonathan Hull nahm 1736 ein Patent auf ein Dampffchiff mit atmo- 
Iphärtiher Dampfmaſchine, doch kam nichts zur Ausführung. Ebenfo ging es mit 
den Borfchlägen des Herzogs von Bridgewater und Gautiers. Nah Watt's Ber- 
befferungen ver Dampfmafchine führte 1775 Berrier das erfte Dampffchiff im 
Frankreich aus, welches aber nicht firomaufwärts fahren konnte. Auch ließ ver 
Amerikaner Ionathan Fith zu New-Nort 1788 ein Dampfihiff von Stapel, 
defien Keffel jevoch bald zeriprang. Erſt Fulton gelang es, 1807 zu New-York 
ven Glermont von 160 Tonnen mit einer Maſchine von 20 Pferbefraft herzu- 
Rellen, und von nun an machte die Dampfihiffahrt in Nordamerika große Fort⸗ 
ſchritte. Schon 1815 lief die Dampffregatte Yulton von 32 Kanonen vom Stapel. 
Seitdem baute man au in Europa Dampfſchiffe, befonvers zahlreih in England. 
Anfangs benugte man aber die Dampffchiffe nur zu Heineren Reifen, während fie 
in den zwei legten Decennien auch zu den größten oceanifchen verwandt werden. 
Neben den Räderſchaufeldampfſchiffen werben jett wehr und mehr Schrauben: 
bampfer gebaut, deren erſtes 1840 ver Engländer Smith (ven Archimedes von 
250 Tonnen) baute. 1825 machte das engliſche Dampfiiff Entreprife vie erfte 
Reife von London nah Kalkutta. . 

Die Handelsfhiffe werben vorzugsweife zum Wäarentransport be- 
ftimmt, doch dienen fte in neuerei Zeiten auch zum Brieftransport und Werben 
zu dem Behufe befonders fehnellfegelnde Schiffe erbaut, Patetboote, die zugleich 
Heinere Waarenſendungen und Reiſende aufnehmen. Es werben in den lebten 
Decennien biezu befonvers Dampfſchiffe verwandt, die reguläre Fahrten, jelbft bis 
in die entlegenften Gegenden jest machen, befonder8 von London aus, Groß ifl 
außerdem die Thätigfeit, welche vie Seejchiffe feit längerer Zeit für die ungeheure 
Zahl der europäifchen Auswanderer nah Amerika und Auftralien aufwenven. 

Die Kriegsflotte eines Landes beruht naturgemäß auf einer tüchtigen Han⸗ 
belsflotte; letztere allein giebt die fichere Bürgfchaft dafür, daß zur Bemannung 
der Kriegsfchiffe tüchtige Seeleute, fowte zur Erbauung tächtige Techniker und 
Werkführer vorhanden find, da es immer eine mißlihe Sache fein wird, die Er- 
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bauung und Bemannung dieſer koſtbaren Kriegswerkzeuge allein oder auch nur 
vorzugsweiſe frembländifhen Händen anzuvertrauen. So finden wir denn auch, 
daß die Kriegsflotten der einzelnen Staaten in einem gewiflen Verhältniſſe zur 
Größe und Tüchtigkeit ihrer Handelsflotten ftehen. Freilich Haben mande Staaten, 
wie 3. B. Preußen, bis zur jüngften Zeit, trog einer bebeutenden und jedenfalls 
des kriegeriſchen Schuges zur See häufig bepürftigen Haudelsflotte, es vernach— 
läffigt, eine Seekriegsmacht zu ſchaffen, während andere Staaten bei weitem über 
das Berhältnig zur Zahl ihrer Handelsſchiffe hinaus fih eine große Kriegsflotte 
zu verfchaffen bemüht gewefen find, wie 3. B. Rußland. Mit Recht können aber 
gewiſſe Umftänve einen Staat beftimmen, fich eine verhältnigmäßig größere Kriegs⸗ 
flotte zu halten. Dabin gehört ver Beſitz von entlegenen und barum ſchwer zu 
ſchützenden Kolonieen, ferner die große Auspehnung des nationalen Seehanvels in 
alle entlegenen Theile der Welt und die daraus entftehende Verpflichtung, an fehr 
vielen Punkten der Erde eine Station von nationalen Kriegsſchiffen zum Schutz 
ver nationalen Schiffahrt zu unterhalten, ferner der Beruf ald Großmacht nicht 
6108 zu Lande, fondern auch zur See in internationalen Fragen aufzutreten. 
Letzteres hat beſonders die große Landmacht Rußland mit Recht beftimmen müffen, 
eine Seekriegsmacht zu unterhalten, welche freilich fein volles fiheres Fundament 
in einer. eben fo großartigen Handelsflotte bis jegt hat und darum, fo lange man 
fih zur Bemannung der Handels- over auch Kriegsſchiffe entweber der Fremden 
oder doch eingeborner Binnenlänver, nicht naturmwüchfiger Küftenbewohner und 
leihfam geborner Seeleute bedienen muß, immer eine etwas prefäre Sache if. 
Dreußen wirb gerade als Großmacht fich fat gezwungen ſehen, um mirklic einen 
entſcheidenden Einfluß in ferneren, nicht blos in angrenzenden Ländern und deren 
internationalen Zufälen und Streitigkeiten zu gewinnen und zu behalten; eine 
Kriegöflotte zu ſchaffen, welche zum wenigften einigermaßen ver Bedeutſamkeit 
feinex Hanvelsflotte entfprechend if. Endlich hat auch das ungeheure Uebergewicht 
der engliiden Macht zur See die übrigen Seemächte und namentlih Rußland 
und Frankreich beftimmen müſſen, eine Kriegöflotte zu unterhalten, welche viel- 
leicht für ihre Seeverhältniffe zu groß ift und die für die Aufrechterhaltung ihrer 
Großmachtſtellung in diefer Größe wenigftens nicht abſolut nothwendig wäre, bie 
aber geboten wird, um einigermaßen ven englifchen Prätenfionen und Uebergriffen 
zur See entgegenzutreten und hier wiever ein gewiſſes Gleichgewicht der Macht⸗ 
vertheilung herbeizuführen. “Die vereinigten Staaten von Nordamerika fcheinen 
neuerlich gleichfalls befonders aus viefem Gefichtspunfte auf eine Vermehrung ihrer 
Kriegsmarine bedacht zu fein, die in ihrer jetzigen Ausdehnung auch nicht einmal 
annäberungsweife ver ungeheuren Zahl ihrer Handelsſchiffe und Seeleute entipre- 
hend ift. 

Eine Kriegsflotte erfordert aber insbeſondere noch günftige Häfen, welde 
wegen der Schwere und des großen Ziefganges auch nur mittlerer Kriegsfahrzeuge, 
bei ihrem feften ſchweren Bau und bei der Wucht ihrer Kanonen- und Munttions- 
laft, eine große Tiefe und foldye Ufer haben müſſen, die kriegeriich befeftigt werden 
tönnen, um bie im Hafen liegende flotte gegen jeven feindlichen Angriff zu fihern. 
England befigt eine große Anzahl folder durch Natur und Kunft geſchützter Kriegs⸗ 
häfen. Frankreich iſt gleichfalls nicht arm daran, wenn es auch zum heil 
jehr großen Geldaufwandes bedurfte, um das durch künſtliche Einrichtungen zu 
erfegen, was die Natur verfagte. Huch Rußland hat ungeheure Anftrengungen an 
Geld und Material machen müffen, um einen unüberwinvlicen Kriegohafen wie 
Kronftadt herzuftellen. Die preußifche Küfte fcheint e8 an einigen Punkten fehr 
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wohl möglich zu machen, einige tüchtige Kriegshäfen, wenn auch mit nicht ganz 
unbedeutenden Koften einzurichten, namentlich auf Rügen, auch wohl an der Jade, 
bei Swinemünde u. f. w. Ein Hauptvortheil eines Kriegshafens ift es aber, wenn _ 
fein Waſſer ein möglichft falziges ift, alfo wenn er nicht zu nahe von Mündungen 
der Flüffe mit Ihren Süßmwaflern Itegt; deßhalb tft denn aud ein Hafen in ver 
um vieles falzigern Nordſee einem Hafen in der Oftfee, und ein Hafen an ber 
freien Küfte einem Hafen in einem großen engen Meerbufen wie der bothnifche 
und finnifehe vorzuziehen. Die Schiffe, befonvers das Holz, konſerviren ſich im 
Süßwafler viel. weniger und ift bei Kriegsichiffen die Wahl des Hafens von um 
fo größerer Wichtigkeit, da dieſelben vielfach abgetafelt im Hafen ftattoniren miltffen, 
um nicht durch fortwährendes Kreuzen der gefammten Marine die Koften ber Unter: 
haltung allzufehr zu fleigern. Schnigler giebt aus biefen, ſowie zum Theil aus 
andern Gründen den ruffifchen Kriegsſchiffen mur ein Alter von c. 8 Jahren, was 
wohl etwas zu gering iſt, Balbi den fpanifchen und portugiefifhen Schiffen ein 
Alter von 25—30 Jahren, Sir Richard Philipp ven englifhen Handelsſchiffen 
ein Alter von 20 Iahren, den Kriegsfchiffen ein Alter von 12 Jahren. Die eng⸗ 
liſche Admiralität rangirte binnen 12 Jahren von 1815—1827 nit weniger 
als 445 große Kriegsichiffe als untauglih aus und verfaufte fie. 

Das Material einer tlihtigen Handels⸗ wie Kriegsflotte befteht in alle dem, 
was zum Bau und zur Ausräftung ver Schiffe nothwendig ift. Es gehört dahin 
Holz, beſonders Eichen - und Tannenholz, Theer, Peh, Hanf, Flachs, Eifen, 
Kupfer, Blei. Glücklich das Land, welches dies Alles in reichlicher Fülle befitzt. 
Indeſſen bei dem regen Verkehr mit allen Welttheilen laffen ſich dieſe Materialien 
auch aus weiter Ferne jetzt leicht genug beziehen, und find 3. B. England und 
- Holland in der Nothwendigkeit, das meifte Material für ihre Flotten in ber 
Fremde zu kaufen. Deutfhland, Preußen, Oeſterreich befigen e8 faft durchaus In 
der reichlichften und beften Fülle. Webrigens hat man neuerli aud Schiffe mit 
eifernem Rumpf gebaut, zum Theil von ungeheurer Ausdehnung und gegen bie 
feinen gewöhnlichen Unfälle zur See wie gegen Wbnugung durch die Einfläfle 
des Waſſers ficherer als hölzerne Schiffe. Ja man hat foldhe eiſerne Schiffe finn- 
reich ſo konftruirt, daß die ganze Lärge des Fahrzeuges in mehrere abgefchloffene 
Räume getheilt ift, damit, wenn ber eine led werben follte, nicht das ganze Schiff 
mit Wafjer ſich fülle, Aber die Verlegungen, welche Kanonenkugeln ſolchen Schiffen 
beiöringen, laſſen fih doch kaum fo gut wie bei hölzernen Schiffen zur Stelle 
repariren und darum werben eijerne Schiffe wohl nie. ganz die hölzernen in ber 
Kriegsmarine verbrängen können. | 

Die Schiffe, welche zu einer Flotte gehören, find nah Art und Ban fehr 
verſchieden. Ein fog. volles Schiff, d. h. das ächte und vollſtändige Seeſchiff if 
allemal ein Dreimafter, d. b. mit drei vollen Maften; ein folhes Handsisichiff 
beißt auch Fregattſchiff; das Barkſchiff hat zwar auch drei Mafte, doch ift Der 
eine Maft kein vollftänviger, indem der Hintermaft (Befanmaft) feine Raen bat. 
Ein Schiff mit zwei vollen Maſten beißt Brigg, -Briggihiff; Zweimaſter mit 
mancherlei Mobifitationen in Bezug auf die Maften und vie Takelage find Brig- 
gantinen, Schooner oder Gosletten, Schoonerbriggs, Brigggoeletten, Schooner- 
gallioten oder Gallioten. Einmaftige Seefhiffe find die Kutter oder Sloops. 
Außerdem haben die Schiffe nach dem Bau ihres Rumpfes und fonftigen Eigen- 
thümlichleiten nod) beſondere Namen. 

Es, ift Regel, die Tragfähigkeit ver Hanvelsfchiffe in Tonnenzahl anzu- 
geben, die Tonne zu 2000 Pfund, oder auch nach Laften (== 4000 Pf.) oder 
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fog. Kommerzlaften (zu 6000 Pf.). Dampfichiffe werden nach der Pferdekraft ihrer 
Maschinen Tlaffifichtt. Die gemöhnlihe Größe der Seehandelsſchiffe tft . zwifchen 
500-1000, höchſtens 2000 Tonnen; doch hat man in neuerer Zeit auch einzelne 
viel größere gebaut, namentlih eiferne Schraubendampfer. So wird jest eben in 
England der Schraubenbampfer Leviathan vom Stapel gelaffen, ein Schiff, 692 
Fuß lang, mit 8O Kajüten und 5000 Tonnen Gehalt. 

Der Charakter der Kriegsſchiffe beftimmt ſich hauptſächlich nach der Zahl 
ihrer Kanonen, die fie am Bord führen, ‚ferner nad) der Tage der Geſchütze; doch 
ift die Zahl der Maften dabei gleichfalls relevant. Linienjchiffe, Fregatten und 
Korvetten find Schiffe mit drei Maſten; Briggs, Schoonerbriggs oder Brigg- 
getletten, Schooner ober Gosletten. mit zwei Maften; Kutter mit einem Maſte. 
Bei Kanonenbooten und Dampfichiffen iſt pie Zahl der Maſten nicht feft. 

Sämmtlihe Kriegsjchiffe mit zwei ober drei Deden, d. b. 2 oder 3 perbedten 
Kanonenreihen übereinander, heißen Linienſchiffe, da fle in ver eigentlichen 
Schlachtlinie während des Kampfes ftehen. Den Schiffen mit vier Deden machte 
die Schlacht von Zrafalgar ein Ende. Auch kommt man mehr und mehr in neueren 
Zeiten von dem Bau fo großer und ſchwerer Schiffe ab und zieht den gießen 
Linienfchiffen die ſchweren, aber ſchlank und ſchnellſeglig gebauten, beweglicheren 
Fregatten vor, auch bei Dampfern, wenigftens in der Maſſe, denn vie Linien⸗ 
Schiffe werben faum ganz entbehrlich fein. Die mächtigen Schranbenpampfer, welche 
England und Frankreich noch neuerlich gegen Rußland 1854 ausrüfteten, haben 
ihren Entftiehungsgrund nur in dem Vorhanvenfein von 50 neuen englifchen Linten- 
ſchiffsrümpfen in ven britifchen und 20 in ben franzöſtſchen Arſenalen gehabt und 
ift ihre Einführung infofern nur ale ein Auskunftsmittel nautiſch⸗ milttäriicher 
Oekonomie anzufehen. Der norbamerifanifhe Martneminifter Dobbin ſchlug 1864 
dem Kongreß nicht den Ban von Schraubenlinienfhiffen vor, ſondern propontrte 
auftatt derfelben Schraubenfregatten. Letter: erfegen dann die Zahl ver Geſchütze 
durch die Schwere, bieten dem Feinde eine geringere HZielfläche als vie hohen 
Zwei⸗ und Dreiveder und an Zonnengehalt kommen fle, ihrer größeren Länge 
wegen, doch den andern gleich; fie jegeln fchneller und leichter, haben geringeren 
Tiefgang und mithin gegenüber den Küften einen größeren Wirkungskreis. 

Die Fregatten werben in der Schlacht nicht in die Linie gereiht. Sie find von 
verfchtedener Größe und fehr ungleicher Kanonenzahl. Es führt aber jede Fregatte 
erftlih unter Ded auf beiven Seiten eine Reihe von Kanonen und außerdem iſt 
das offene, mit Brüftung verfehene Ded wiederum mit Geſchütz und zwar regulär 
durchlaufend, doch auch wohl nur auf beiden Enden beſetzt, wie nenerlich auch bei 
Korvetten. Bisher hielt man fi nur bei Kriegöfegelichiffen an die Regel, in vie 
untere Batterie nit mehr als höchſtens 34 Geſchütze zu ftellen, ja man that 
dies nur bei Linienfchiffen und überfehritt bet ven Fregatten nicht vie Zahl von 32. 
Dadurch war es bebingt, daß bie größte Fregatte nur 32 bedeckte (v. h. unter 
Dee ſtehende) und ebenfoviel umbebedte auf Ded, hinter Brüftung ftehende) 
Kanonen, im Ganzen mithin 64 Geſchütze zählen konnte and daß man ein folches 
Fahrzeug eine Fregatte erften Ranges nannte. 

Unter Korvette verfieht man regulär ein Kriegsfchiff, welches feine Artillerie 
im einer einzigen Lage und zwar entweber nur Hinter ver Brüflung (Accorter) 
ober unter Ded führt. Doch baut man neuerlid Schiffe, welche eine volle Tage 
Kanonen unter Ded und auch auf dem Berbed noch auf dem Hintertbeil and auf 
dem Vordertheil des Schiffes Hinter der Bräftung (indeſſen bisweilen gleichfalls 
wieder vervedt) Kanonen führen, und nennt auch diefe Fahrzenge Rorvetten, bie 
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ſich dann von ven reinen Fregatten nur dadurch unterſcheiden, daß ihre Kanonen 
über Deck nur auf dem Hinter⸗ und Vordertheil des Schiffes, nicht ringsum ſtehen. 

Lintenfchiffe, Yregatten und Korvetten find in der Talelung nicht von einander 
verſchieden. Ein großes Lintenfchiff Hat 1000—2000 Tonnen Tragfähigkeit. Die 
Bemannung ift von 450850 Mann. Eine Fregatte hat 4—800 Tonnen und 
120—450 Dann. Die englifden Schiffe erften Ranges haben in ber unteren 
Loge 32Pflinver, in ver zweiten 24Pfünder, in ber britten und auf dem Ded 
meift nur 12Pfünder. Im Allgemeinen hatten bisher vie franzöftichen Schiffe 
ſchwerere Gefhüge als vie engliſchen. 

Die zweimaftigen Kriegsichiffe wie Briggs ꝛc. führen nur 10—18 Kanonen 
u. ſ. w. Die Schooner, fowie die einmaſtigen Kutter haben noch weniger Geſchütz 
am Bord. Die Kanonenboote, welche vorzugsweife nur zur Küften und Hafen⸗ 
vertbeidigung dienen follen, führen regulär nur eine oder zwei Kanonen auf dem 
Hinter- und, Vorvertheil und können nicht die offene See halten. Zu biefen klei⸗ 
neren Kriegsſchiffen gehören auch die Bombarbiergallioten, fowie die Heinen Ga- 
leeren der Scheerenflotten Rußlands und Schwedens. 

Ueber das richtige Berhältniß der Zahl der Dampfer zu den Segelfhiffen in 
einer Kriegäflotte, ferner ob überhaupt nicht eine Kriegsflotte vorzugsweife nur ans 
Dampfern zu bilden, herrſcht noch viel Streit. Die franzöfifhe Regierung unter 
Louts Philipp dachte zuerft an die Herftellung zahlreicher Kriegsdampfſchiffe und 
Napoleon III, Hat ven Gedanken weiter verfolgt. Ebenfo die Engländer. Aber vie 
Alten in dieſer Sache find noch nicht gefchloffen. Bis jet haben vie Erfahrungen 
einer Seefchlacht noch nicht darthun können, wie weit die Dampfer bei ver großen 
Gefährlichkeit der Verletzungen ihrer Maſchinen, ver Entzündung ihrer Kohlen: 
vorräthe durch zerfpringende Bomben u. f. w. wirklich einen nachhaltigen Kampf 
aushalten können. Der letzte englifch « franzäfifch= ruffifche Seekrieg fah zwar eine 
ungeheure Zahl von franzäfiihen und englifchen großen Kriegepampfern, befonbers 
in der Oftfee; aber befanntlih kam es zu keinym eigentlichen Gefecht, va bie 
Ruſſen hinter den Werken von Kronſtadt blieben und auch im ſchwarzen Meere 
es vorzogen, ihre ſchönen Schiffe im Hafen von Sebaftopol zu verfenten. — 
Zahlreiche Staatskriegsflotten wurden bereitd im Alterthum gefchaffen und 
verwandt, wenn auch nicht dauernd unterhalten. So erinnere ih an Phönicien, 
an Karthago, die Altgriehen, Rom. Im Mittelalter fanbten vie Normannen, 
fandten fpäter vie Barbaresfen und vie Hanfa, fowie Venedig, Genun ihre Kriegs⸗ 
Schiffe aus. Aber es geſchah dies meift nur zur Durchführung einzelner großer 
Unternehmungen. Regulär mußten bie Handelsſchiffe felhft darauf bedacht fein, fich 
triegerifch zu befchügen, und war dies um fo nöthiger, da bie Deere durch zahl- 
reihe Seeräuber und bis auf unfer Jahrhundert durch die Barbaresfen (f. d. Art. 
Berberet) ſehr unficher waren. Alle Handelsſchiffe waren bis an die Zähne beinaffnet 
und führten deßhalb zugleich eine zahlreihe Mannfchaft mit fi, während in ber 
Gegenwart felbft die größten Hanvelsfchiffe nur fehr gering mit Mannfchaft befest 
find. Bei größeren Reifen und in gefährlihen Meeren wagten die Hanbelsfchiffe 
auch nur vereint in großer Zahl zu fegeln und bilveten eine Eriegerifche Gemein- 
ſchaft, indem fle, wie man es nannte, unter Admiralſchaft fegelten. Das be- 
rühmte Eonfolato del Mare enthält darüber genaue Beftimmungen. Das größte ber 
Schiffe, over bei gleicher Größe das mit dem Alteften Kapitän, oder abwechſelnd 
das eine und das anvere, wird als Admiralſchiff (navire directeur) durch befon- 
dere Flagge bezeichnet und fo genannt. Jever Kapitän muß ben Anordnungen bes 
Admirals pünktlich Folge leiften. Auch in neueren Zeiten kam das Segeln unter 
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Admiralſchaft noch vor, verſchwindet aber jet faft gänzlich, indem man es vor- 
—* unter dem Convoy von Staats kriegsſchiffen in ſolchen Fällen zu 
egeln. — 
Eine wirkliche Kriegsflotte muß aus mindeſtens 18 Kriegsſchiffen beſtehen; 
wo nicht, ſo wird ſie Flotille, auch Eskadre oder Geſchwader genannt. — Auf 
dem Aachener Kongreſſe 1818 wurde bie europäiſche Kriegsmarine auf 462 Linien⸗ 
ſchiffe, 370 Fregatten und 1032 kleinere Kriegsfchiffe angegeben mit einer Be- 
mannung von circa 1 Million Menſchen. 

II. Zur weiteren Eherakteriftif ver Moarineverhältniffe mag bier eine ftatiftifche 
Ueberfiht ver Handels- wie Kriegsflottenbeftänne der wichtigeren euro⸗ 
päifhen Staaten *), fowie Nordamerika's folgen und damit zugleich eine Angabe 
über See- Aus- und Einfuhr dieſer Staaten verbunden werden, um darnach bie 
großartige Thätigfeit der Handelsflotten im Verkehrsleben bemeflen zu können. Frei⸗ 
U find die Angaben über vie Zahl ver Hanvelsfchiffe in den mir vorliegenden 
uelen zum Theil widerſprechend, weil bald die Küftenichiffahrt mitgerechnet iſt, 

ald nicht. 

1) Die englifche Rhederei beftand 1835 aus 20,300 Schiffen mit 2,300,000 
Tonnen und 143,100 Dann Befagung. Darunter befanden ſich fpeciell engli- 
ſche: 14,823 mit 1,853,112 Tonnen und 106,115 Mann; ſchottiſche 
3287 Schiffe mit 335,820 Tonnen und 23,924 Mann; irlänpifcher: 1627 
Schiffe mit 130,735 Zonnen und 9282 Mann; Rhederei der normannifchen 
Infeln und der Infel Man: 563 Schiffe mit 39,636 Tonnen und 3958 Dann. 
Im Jahre 1855 wurden angegeben: 25,335 Segelſchiffe mit 3,942,495 Tonnen 
und 1524 Dampfer mit 309,237 Tonnen; wobei die Küftenfchiffahrt (1844 c. 
400 Dampfer), ferner die Hanvelsjchiffe der überfeeifchen Länder, ſowie bie 
Binnendampfer nicht mitgezählt find. . 

Nach einer Angabe von 1844, in welcher aber vie gejammte Küftenfchiffahrt mit 
eingerechnet wirb, betrug die Zahl der in engliihen Häfen aus- und eingelaufenen 
Handelsfhiffe: eingelaufene: 136,659 Segelſchiffe mit 9,438,168 Tonnen und 
15,553 Dampffchiffe mit 3,888,160 Tonnen; ausgelaufene: 140,701 Segelichiffe 
mit 9,904,203 Tonnen und 15,510 Dampfichiffe mit 3,270,498 Tonnen. Dazu 
kam nod die von ben britifchen Kolonieen unterhaltene Schiffahrt, indem bier 
einliefen: 6176 Schiffe mit 1,452,568 Tonnen, und ausliefen 6539 Schiffe mit 
1,649,322 Tonnen. Da die Küftenfchiffe in demfelben Jahre 10, 20, 30 Reifen 
machen können, fo zählen fie bei dieſen Angaben fehr viel. Ohne Rückſicht auf 
die Küftenichiffahrt Tauten die Zahlen viel geringer. Darnach liefen ein 1838: 
19,639 Schiffe mit 3,501,254 Tonnen und 1854: 32,528 Schiffe mit 7,899,742 
Tonnen, und bierunter befanden fi 1838: 12,890 englifche Schiffe mit 2,464,020 
Tonnen, fowie 1854: 17,656 englifhe Schiffe mit 4,789,986 Tonnen. Ausge⸗ 
laufen waren 1838: 17,204 Schiffe mit 2,916,302 Tonnen und darunter 11,471 
englifhe mit 2,058,240 Tonnen, fowie 1854: 35,647 Schiffe mit 7,870,338 
Tonnen; darunter 18,314 englifhe Schiffe mit 4,683,654 Tonnen. 

Der Werth des englifhen Handels nah Ein- und Ausfuhr beitrug 1854 
1200 Millionen Thaler, nämlich Einfuhr 152,590,000, Ausfuhr 115,800,000 
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*) Don den außerdeutſchen Seemächten zweiten und dritten Rangs find nur diejenigen in 
dieſe Lieberficht aufgenommen, die in früherer Zeit zu den feefahrenden Nationen erften Ranges 
zählten. Bezüglich übrigen mäffen wir auf die Artikel Belgien, Brafilien, Dänemark u. [ w. 
verweifen. Vgl. auch oben ©. 466. Anm. d. Red. 
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. St. Berſchieden von dem wirklichen Werth iſt ber nach den Bollliften, wor⸗ 
nad 1854 die Einfuhr angegeben ift auf 124,838,478 Pf. St. (avon aus 
frempen Ländern 93,940,000 Bf. St., aus britifchen Kolonieen 30,397,000 
Bf. St.) Bei dem wirklichen Werthe ver Ein» und Ausfuhr waren beibeiligt 
Nordametila, Einfahr 291/, Mi. Bf. St. Ausfuhr 21 Mill.; das iInbokriti- 
fhe Reich Einfuhr 10 Mil, Ausfuhr 9 Mill.; Frankreich Einfuhr 101/, Mid, 
Ausfuhr 3 Mill.; Preußen 9 Mill. Einfuhr, 798,000 Ausfuhr; Thina 9 Mid. 
Einfuhr, Ausfuhr unbelannt; Niederlande 64/, Mid. Einfuhr, 41), Mil. Ans 
fuhr; Hanſeſtädte 6 Mil. Einfuhr, faft 71/, Mill. Ausfuhr; Belgien 31/, Mil. 
Einfuhr nub faft 11/, Ausfuhr; Eghpten 31/, Mil, Einfuhr und faft 11/, Wusf.; 
oswman. Reich 21/, DIN. Einfuhr und über 21/, Mill. Ausfuhr. 

Die engliſche Kriegsmarine fteht feit 100 Jahren wahrhaft furchtbar va. 
Die Kriegsflotte der Königin Elifabetb gegen bie fpanifche Armada im Jahre 1588 
betrag nach Archenholz' Minerva nur 31,983 Tonnen mit 15,278 Bemannung. 
Als Wilheim III. im 3. 1688 ven Thron beftieg, war vie Größe ber britifchen 
Kriegsmarine 101,032 Tonnen; im Jahre 1800 dagegen 790,950 Tonnen mit 
130,000 Maun Beſatzung. Die Siriege gegen Spanien, Holland, Frankreich hatten 
die Flotte umgehener wachen laſſen. Bis zu biefem Jahre 1900 Yatten bie Briten 
den Brangofen 45 Linienſchiffe und 275. Fregatten und Schaluppen, den Hollän- 
dern 25 Linienſchiffe und 64 Fregatten und Schaluppen, den Spantern 8 Linlen⸗ 
ſchiffe und 67 Fregatten und Schaluppen genommen. Dazu verloren bei Trafalgar 
durch Nelfon die Spanier und Branzofen 17 Lintenfchiffe. Ferner 1807 ging bei 
den Ueberfalle won Kopenhagen auch der größte Theil der däniſchen Kriegsſchiffe 
in die Gewalt der Briten über, nämlich 18 Lintenfchiffe, 15 Wregatten u. ſ. w. 
Im Jahre 1813, in welden England vie unbebingte Herrſchaft zur See hatte, 
beftand feine Seemacht aus 250 Lintenfchiffen, 26 Schiffen von 50-44 Kano- 
nen, 263 (meift Heinen) Fregatten u. f. w., im Ganzen 1044 Kriegsſchiffe und 
26,900 Kanonen mit 145,000 Matrofen. Unter diefen Schiffen waren aber ſehr 
viele alte und ſchlechte, ſo daß — mie oben bereitö angegeben — bis 1827 be- 
reits 445 große Kriegöfchtffe als untanglihd ausgemerzt und verfauft wurden. 
Nach Herftelang bes Friedens wurde bie Flotte beventenp rebucht. Im Jahre 
1845 zählte man 488 Schiffe mit 25,000 Seeleuten und 94 Kompagnieen Marine- 
ſoldaten. Neuerlich wurde aber die Flotte wieder flarf vermehrt, beſonders in Folge 
bes Seekriegs mit Rußland. Im Iahre 1855 beftand demmach bie englifihe Kriegs⸗ 
flotte aus 591 Schiffen aller Größe mit 17,291 Geſchützen, darunter 302 Segel- 
hiffe mit 11,473 Kanonen und 289 Schrauben und Räderdampfer von 69,989 
Pfervetraft und 5818 Kanonen; dazu kommen aber noch 110 Schiffe für ven 
Hafendienft. Unter ven großen Schiffen befinden fih ſchwimmende Feſtungen, 21 
Schiffe von 130—118 Kanonen. Bon kleinen Fahrzengen, von denen jedes weni- 
er ald 10 Gefchäge führt, gab es 46 Segler mit 257 Gefchügen und 133 
fer von 26,786 Pferdekraft und 655 Gefhügen. Die Bemannung dieſer 
Flotte beftand aus 54,000 Seelenten, außerdem 15,954 Seefolvaten im wirk- 
lichen Dienſt. Das Korps der Flottenofficiere, mit Einfluß der auf halben Sold 
gelegten, beſtand aus 34 Wowmiralen, 44 Bicendwiralen, 98 Eontreadmiralen, 
440 Kapitäns zur See, 758 Kommandvers und 1885 Kieutenants. — Das eng- 
liſche Marinebudget beträgt c. 50 Mil. Thaler, doch gehen davon c. 10 Mill. 
fe Invaliden und Boftvienft ab. " 
2) Die vereinigten Stasten von Nordamerika werden mehr und mehr 
zur bebeutendften Seemadt. Die Tonnenzahl ſaͤmmtlicher amerikaniſchen Schiffe 
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betrug 1840: 2,096,478 (mit Einfluß ver Dampffchiffe), 1845 bereits 2,417,002, 
gleichfalls mit Einfluß der Dampfichifie, auf welche ber Betrag von meer als 
200,000 Tonnen Tam, aber ausſchließlich ver Wallfiſchfänger, welche 190,695, 
und ver Käftenfabrer, welche 1,190,898 Tonnen zählten. Die fhmmtlicden See⸗ 
fahrer waren 1845 wit etwa 60,000 und vie Küftenfahrer mit etwa 30,000 
Matroſen bemaznt. Die Hanbelseinfuhr betrug 1. Juli 1844 bis 30. Jumi 1845 
117,254,564 Dollars, vie Ausfuhr 114,646,606 Dollars. Im Jahre 1855 zählte 
man gegen 80,000 Seefahrzeuge wit Al), Mil. Tonnen, darunter waren 1600 
ocenutfche und überhaupt 3000 Dampfer. ‘Der Erport betrug 1855 bereits 275 
MU. und die Einfahr 261 Mill. Dollars (& 5 Frs.). In ben Jahren 1846 
bis 1852 wurden nicht wentger als 11,615 neue Schiffe gebaut, Darunter 1620 


Dampfer. 

te Kriegsflotte, zu welcher im Notbfall auch bie Dampfer bes Poft- 
dienſtes verpflichtet finb, betrug c. 1850: 11 Linienfhiffe, 15 Yregatten, 20 
Sloops, 4 Briggs, 2 Schooner, 16 Dampfer, 5 Vorrathsſchiffe. Im Jahre 1855 
wurde ber Beſtand der norbam. Kriegsflotte angegeben: im Bau: 4 Limienſchiffe, 
6 Bropellerfregatten und 8 ‘Dampfer; fertig waren: 11 Lintenichiffe, 15 große 
und Pleine Dampfer, 14 Fregatten, 4 Briggs, 22 Kometten (Sloops?), 11 
DBomben- umd Transportichiffe, zufanimen reihlih 100 Fahrzeuge mit 2400 
Kanonen. 

3) In Frankreich betrug im Jahre 1843 die geſanmte Haudelsmarine 13,856 
(nach anderen Angaben 16,000) Schiffe mit 599,707 Tonnen; varımter 104 
Dampfichiffe und 11,560 Küftenfahrer. In ver Flußſchiffahrt - waren außerdem 
65,855 Fahrzeuge mit 166,182 Mann thätig. Die Aus» und Einfuhr zur See 
wurde auf 1666 Mil. Frs. gefhägt. Seitdem ift die Zahl beveutemb geftiegen, 
namentlich aud bie ber Dampfſchiffe *). Im Iahre 1843 zählte man überhaupt 
aus⸗ und eingelanfene Seeſchiffe in ven franzöflichen Häfen 27,996 mit 8,300,000 
Tonnen und darunter waren 11,431 franzdflfche Schiffe mit 1,205,000 Tonnen. 
Die Zahl der aus⸗ und eingelaufenen Küftenfahrzeuge war 79,488 mit 2,424,000 
Tonnen. Im Jahre 1854 waren in franzöftichen Häfen eingelaufen 9830 fran- 
zoͤſiſche Schiffe mit 1,132,604 Tonnen und 11,077 auslänvifche Schiffe mit 
1,611,667 Zonuen; ansgelaufen: 5754 frangöflfche mit 798,501 Tonnen und 
auslänbiiche 8049 mit 1,065,603 Tonnen. 

Die franzöflfge Kriegsmarine, vor 1789 fo glänzend, war ſchon bie 
Sorge König Heinriche IV.; auch Richelien arbeitete daran und Ludwig KIV. 
ruhte nicht, bis er dieſelbe für damalige Zeit auf einen anſehnlichen Fuß geſetzt 
hatte. 1756 beſtand vie franzdftiche Flotte aus 110 Kriegsſchiffen, worunter ſich 
beinahe 40 Fregatten befanden. Diefe Seemacht lit im Kriege gegen England 
nad 1756 fehr, erholte fich aber bald wieder, jo daß 1780 angeblih in Frank⸗ 
reich eriftirten: 84 Linienfchiffe und 182 Yregatten und Heinere Schiffe. Das 
KRatferreih Napoleons I. hatte diefe Wlotte zufolge des Kampfes gegen bie 
Engländer in einem traurigen Zuſtande hinterlaſſen; die Reftauration bemühte fich, 
fie wieder empeorzubeingen. Im Jahre 1830 gab es 32 Lintenfchiffe, 41 Yregat- 
ten tn See und 21 Linienfchiife und 31 Fregatten auf den Werften. Unter Louis 
Philipp wurden große Entwärfe gemadt, aber nicht ausgeführt. Unmittelbar vor 
feinem Sturge bebanptete ein Abgeordneter in der Deputirtenlammer, daß bie 
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*) Anm. b. Red. Bol. den Art, „Frankreich“““ 1855 Tonnengehalt der Seeſchiffe (darunter 
225 Dampfer) 872,156, | 
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aktive franzöfliche Seekriegemacht nur aus 6 Linienfhiffen, 9 Fregatten, 19 
Korvetten, 58 Dampfſchiffen u. |. w. beftehe, im Ganzen mit einer. Bemannung 
von 34,000 Matrofen. Napoleon III. bat aber die Kriegsflotte jehr gehoben, 
namentlih auf Beranlaffung des Seekrieges gegen Rußland. Der jebige Ylotten- 
beftand wird angegeben auf 290 Segelichiffe mit 11,773 Kanonen, als: 53 Segel- 
oder gemifchte Lintenfchiffe *) mit 5096 Kanonen, 58 Fregatten mit,3955 Kanonen, 
39 Korvetten mit 868 Kanonen, 101 Briggs, Goeletten und Kutter mit 1066 
Kanonen, 39 Transportichiffe (von 18,500 Tonnen) mit 788 Kanonen. Dazu 
tommen noch 117 Dampfer von 28,750 Pferveraft und zwar 3 Linienpampfer, 
20 Dampffregatien, 30 Korvetten, 64 Aviſos, Totalfumme 407 Schiffe. Das 
Korps der Marinefolpaten ift im Sept. 1854 feftgefett auf 4 Regimenter zu 124 
Kompagnieen mit 14,761 Mann. — Unter Louis Philipp umfaßte das Marine- 
budget faft 141 Mill. Frs., doch da auf die Kolonieen 23 Mill., auf die Wafler- 
bauten 101/, Mil., für Artilleriematerial 3 Mil. und für vie Galeeren glei 
falls 3 MIN. abgingen, fo blieben für ven eigentlichen Seedienſt nur 1011/2 
Mil, Frs. (25,375,000 Thaler). 

4) Wenden wir uns zu Rußland. Im Jahre 1837 fegelten 1045 Seeſchiffe 
unter ruffifher Flagge mit einem Tonnengehalt von 173,512 Tonnen. An Küften- 
fahrzeugen zählte man in der Oftfee 1256 und im. ſchwarzen Deere 5073. Außer⸗ 
dem gingen 52,383 Barken und 18,174 Flöße aus den Flußhäfen ab. Später 
fand wohl eine Vermehrung ftatt, doch hat der Krieg von 1854 bis 1856 unge 
heure Beriufte gebracht. In den Häfen des baltifchen Meeres liefen 1852 ein: 3627 
Schiffe, und aus: 3507 Schiffe; des weißen Meeres ein: 827, und aus: 845; 
des füplihen Rußlands ein: 3923 und aus: 3889; des kafpifhen See's ein: 
272 und aus: 266, in Summa eingelaufen: 8655 Schiffe mit 790,300 Laſt, 
und ausgelaufen 8507 Schiffe mit 768,910 Laft. Im Jahre 1853 war dies be- 
deutend gefteigert, indem 10,870 Schiffe von 993,682 Laft einliefen und 10,515 
Schiffe von 974,670 Laſt ausliefen. Bon jenen 8655 Schiffen, welche Rußlands 
Häfen 1852 befuchten, fegelten 2020 unter englifcher Flagge, 1125 unter ruf- 
ſiſcher, 1072 unter tärkifcher, 650 unter griechifcher, 513 unter nieverländifcher, 
470 unter fchwebifcher, 450 unter farbinifcher, 383 unter öoſterreichiſcher, 380 
unter preußifcher, 361 unter dänifcher, 291 unter medlenburgifcher, 258 unter 
hannoverſcher, 186 unter franzöfiſcher Flagge zc. 

Die ruffiihe Kriegsmarine datirt ſich erft feit Peter dem Großen. Um 
bie Mitte des vorigen Jahrhunderts zählte aber dieſe Flotte nur etwa 30 größere 
Kriegsſchiffe, 100 Galeeren u. ſ. w.; zu den Kıtegsfchiffen wurden gegen 8000 Ma- 
trojen und 3000 Geefolvaten, zu ven Galeeren 1400 Matrofen unterbalten. 
Später, beſonders unter Kaiſer Alexander, wurde vie Flotte fehr vermehrt und 
ſollte ſchon 1813 angeblich beftehen aus 289 Segeln (varunter 32 Linienfchiffe 
und 18 fFregatten) mit 4348 Kanonen und 32,046 Mann Befagung. Unmittelbar 
vor Ausbruch des legten großen Krieges 1854 wurde der Beſtand angegeben auf 
60 Linienfhiffe von 70—120 Gefäß, 37 Fregatten von 40-60 Geſchũtz, 70 
Korvetten, Briggs, Brigantinen, 40 Dampfer, mit 42,000 Matrofen und 20,000 
Seeſoldaten (einfchließlich der Artilleriften); außerdem Kanonenboote, Galeeren und 
bie Ruberflettillen für den kaſpiſchen See und für das ochogfifche Meer, die fogenanute 
Scheerenflotte an der Süpfeite Finnlands war mit 800—1000 Finnen bemannt. 


*) Anm. d. Red. Dal. den Art, „Frankreich“, wo bie I der Linienſchiffe, ungerechuet 
die auf den Werften befindlichen, zu 44 —** iſt. 30 ſaife ung 
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Deutſche Rufſen und Finnen ſpielen ſowohl in der Hanbels- als In der Krieges 
marine Rußlands eine Hauptrolle; übrigens. eignen fi) aud die Koſaken am ka⸗ 
ſpiſchen See, fowie die rufftfhen Anwohner des ſchwarzen Meeren ganz gut zung. 
Seedienſt. Doch ſieht fi die ruffifhe Regierung zum Theil genöthigt, reine 
Binnenländer, die noch nie das Meer gejehen Haben, zur Kriegsmarine auszu⸗ 
heben und durch ftrenge Disciplin zu Matroſen zu breffiren: immer ein Noth« 


behelf. 

Der obige Beſtand der ruſſiſchen Flotte iſt durch den jüngſten Krieg "bebeu- 
tend vermindert. Die Wlotte des ſchwarzen Meeres wurbe ganz vernichtet. Auch 
darf Rußland in Folge des Pariſer Friedens von 1856 auf dem fehwarzen Deere 
feine Kriegöflotte, fondern nur eine Heine Flottille zum Zweck des Küftenpienftes 
(von gleiher Stärke wie eine entſprechende türkifche) von 6 Dampfbooten zu 800 
und 4 Heineren Fahrzeugen zu 200 Tonnen halten. Es warb vie Flotte zulegt in 
5 Divifionen (3 im baltifhen und 2 im fchwarzen Meere) getheilt. 

5) Portugals Seemacht ift heutigen Tages fehr herabgelommen. Die Han⸗ 
delsmarine befteht jegt aus meift nur mittelmäßigen Schiffen in der Zahl von 
500 mit nur 60,000 Tonnen Gehalt. Diefe Schiffe find meift im Küftenhanbel 
oder nad den Azoren beichäftigt, können demnach jährlich viele Reifen machen 
und zählen mithin bei der Ueberſicht der portugieſiſchen Aus- und Einfuhr fehr 
ſtark. Den Haupthandel haben die Engländer in der Hand. Die Kriegsmarine 
Portugals war im 16. Jahrhundert fehr bedeutend; aber unter der Herrfchaft ver 
Spanier, vie ihnen über 300 große Schiffe wegfchleppten, war durch den Verluſt 
des oftinvifchen Handels kam fie fehr herab und beftand 1750 aus 15 ſchwachen 
Schiffen, unter denen 10 Fregatten waren. Im Jahre 1817 zählte fle wieder 10 
Linienfchiffe, 14 Wregatten und 40 fonftige Kriegsfahrzenge, 1822 zur Zeit der 
Losreigung Braftliend nur A Linienfchiffe und & Fregatten in altivem Dienſt. 
Für das Finanzjahr 1848/49 warb folgender Etat aufgeftellt: Linienſchiff ober 
Bregatte 1, Korvetten 5, Briggs 6, Poftichiffe 6, Transportfchiffe 2, Dampfer 3, 
Summa 18 Segel und 3 Dampfer. 

6) Spantens Rhederei umfaßt einfchlieglich der Küftenfchifffahrt in neueren 
Zeiten nur 280,000 Tonnen. Spaniens Marine tft fehr gefunten. Im 16. Jahr: 
hundert war dieſelbe übermädtig bis zum Untergang der Armada (1588). Seit 
dem Utrechter Frieden war Philipp V bemüht, fie wieder zu heben. Seit 1753 
wurde der Beſchluß gefaht, die Flotte beftändig auf 60 Schiffe von der finie 
und 24 Fregatten zu fegen. Im Jahre 1796 zählte man fogar 72 Lintenfchiffe 
und noch im Jahre 1808 überhaupt 288 Segel, worunter 42 Linienjchiffe und 
30 Fregatten waren. Die napoleonifhen Drangfale minberten biefen Beſtand 
furdtbar. Im Jahre 1821 waren nur noch 12 Linienfchiffe, 19 Fregatten und 
einige 30 eine Schiffe vienftfähig. Seitdem ift die Seemacht noch verringert. 
Man zählte im Jahre 1856891 größere und 319 Tleinere Krtegsfahrzeuge, jedoch 
nur mit 1250 Kanonen und 280 Steingefhüten; darunter 4 Tinienfchiffe, 9 Fre⸗ 
gatten u. f. w. Die Dampfflotte beftann aus 40 Fahrzeugen von 4970 Pferde⸗ 
kraft. Perſonal der Flotte: 1115 Officiere aller Art, 13,500 Matrofen und 
Seefolvaten. 

7) Die niederländiſche Hanbesflotte zählte amı 31. December 1851 1800 
Schiffe mit 210,753 Laſt. In demſelben Jahre Tiefen in nieverlänbifche Häfen 
ein: 6449 Schiffe mit 1,089,000 Tonnen, darunter 3104 nieverlänviiche Schiffe; 
es fuhren aus: 4339 Schiffe mit 754,708 Zonnen, darunter 2168 nieberlänbifche 
Schiffe. Werth ver Ausfuhr nach einem Durdfchnitt von 1840-1850 gegen 
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212 Mid. fl., ver Einfuhr 266, der Durchfuühr 92 Mill.; im Jahr 1864 Aus- 
fuhr 272, Einfuhr 321, Durchfuhr 118 Mid. fi. 

Die nieberlänvifde Ariegeflotte ift auch jet noch refpeltabel. Im 17. 
Jahrhundert war fle freilich der englifchen überlegen; zu Anfang des Jahres 1784 
zählte fie noch 43 Schiffe von 70 —60 Kanonen, 43 Fregatten von 40—24 Ka⸗ 
nonen m. |. w. 1821: 16 Linienfchiffe und 16 Yregatten, im Ganzen 77 Segel, 
freilich etwas fehr Geringes, wenn man bevenkt, daß im Jahre 1652 Anmiral 

53, dann Admiral Waflenaer mehr als 100 und 1672 Runter 43 Tinien- 
fchiffe unter feinem Befehl hatte. Im Jahre 1855, ungeachtet der Trennung von 
Belgien, beſtaud bie nieberlänbiiche Kriegsflotte ans 84 Schiffen mit 2000 Ra 
nonen und 58 Kanonenfchaluppen wit 174 Geſchütz, darunter 2 Linienſchiffe zu 
84, 3 Linienſchiffe zu 74 Kanonen, 15 Fregatten, 19 Dampfichiffe von 300, von 
220, von 170 ꝛc. Pferdekraft (Kanonenzahl derfeiben unbelaunt). Im Jahr 1851 
betrug die Stärke der Seemannſchaft 4770 Mann, dadon 3270°auf Reifen und 
in ven Kolowien. Ju den Preovingen werben bie —— der Flotte durch 
vier Marinedirektionen (zu Amſterdam, Bließingen, oord und Hellevetslnis) 


4) Die Handelsmarine Oeſterreichs in den dentſchen und außerdeutſchen Be⸗ 
ſitzungen beſtand 1844 aus 562 Seeſchiffen und 5637 Müftenfahrern,, zufanımıen 
6199 Schiffe mit 208,551 Tonnen. Die Ausfuhr zur See betrug damals 83, 
bie Einfuhr 41 Mill. fl. Ende des Jahres 1866 wurde der Beitan angegeben : 
651 Gegelichiffe langer Fahrt mit 233,973 Tonnen und 6804 Mann; 2743 
Küftenfahrer von 80,837 Tonnen und 10,153 Mann; 2683 Fiſcherbarken mit 
11,788 Zonnen um 8876 Daun; 3823 Lichter und Heine Fahrzenge mit 
11,448 Tonnen und 8915 Mann. Die Zahl ver Dampficiffe jeven Ranges be- 
trug 68 von 39,063 Tonnen und 2114 Mann Befahung, 13,240 Pferdekraft. 
Die Ochammizahl ver unter Sfterreihiicher Flagge dienſtihuenden Seeleute betrug 
mithin mehr als 36,800. Der Tonnengehalt fänmtlicher Fahrzeuge, infiuftve ber 
Heinften betrug gegen 340,000 Tonnen, vertkeilt anf 615 Seeſchiffe, 2778 
Küftenfahrer der 4 Alafim und 6606 Fiſcherbarken und Lichter aller Art, Summa 
9899 Fahrzeuge groß umd klein. 

Die dſterreichiſche Ariegamarine, wenn war abfieht von den ehemaligen 
Flotten der Öfterreichifchen Niederlande, ift noch ziemlich jung, obwohl fie mit ber 
venetianifchen eine der älteſten und berübmteften in ſich fchließt. Im Jahre 1701, 
bei Gelegenheit des Ausbruches des fpanifchen Erbfolgelrieges war bereits vie 
Gründung einer aus Heinen Kriegsfahrzeugen beftehenven Flotte erfolgt; fie Hatte 
die Beſtimmung, gegen Neapel gu operiven. Im Jahre 1719 ertheilte Karl VI 
auf den Rath des Prinzen Eugen ven Befehl zur Errichtung einer Flotte. Sie 
warb bem Hoflriegeraty untergeordnet. Viceadmiral ward 1722 ein Engländer 
Lord Eorbes, ber zu Wien feinen Sig nahm. Der Bau eines Kriegsarfenais 
a Trieſt ward angenronet. Bereits 1725 war dieſe Flottille zum Auslaufen in 

rieft bereit, trog der Einfprüche, welche vie großen Seemächte erhoben. Im Jahre 
1784, als ber polnifche Succeifionsirieg ausbrach, beſtand vie Flotte aus 3 
Linienfchiffen zu 70, 60 und 40 Kanonen, 2 Armanizza (Dreimafter, un Rauge 
faſt den Fregatten gleich) mit 32 and 30 Kanonen, 1 Fregatte, & Goëletten u. f. w., 
im Ganzen 500 Kanonen und 8000 Mann am Bord, Die Offieiere waren meh 
Genuefer, Reapolitaner und Spanier. Mach Beendigung des Krieges und Prim; 
Eugens Tode gerfiel aber dieſe Seemacht ſehr bald. Wan bot die Flottille ven 
Benetianern zum Kauf an, bie aber ablehnten. Marta Thereſia erhtelt [päter non 
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den Engländern ven guten Rath, auf eine Kriegtflotte zu verzichten, und während 
des fiebenjährigen Krieges 1758 wurden alle größeren Schiffe und vie ganze Aus- 
rüftung des Zriefter Arſenals um einen Spottpreis verlauft. 

Erft im Jahre 1815 erfolgte wieder eine neue Organifation ver Ariegsflotte, 
und beftand viefelbe bereits 1822 aus 4 Linienſchiffen, 8 Fregatten, 1 Korvette, 
6 Briggs, 6 Gosletten oder Schoonern und 20 Kanonirfgaluppen, zuſammen 
45 Segeln. Außerbem unterhielt Defterreich eine Flottile auf ver. Donau. Im 
Ganzen wurde fpäter wenig für bie Flotte gethan, doch beftanb dieſelbe 1844 aus 
57 Schiffen (barunter 3 Fregatten) mit 510 Kanonen und 4500 Dann, wit 
Benedig als Kriegshafen nnd Hauptflation der Seemacht. Rah dem Jahre 1848 
hat nun eine großartige Reorganifation begonnen, Oeſterreich ſchickt fih an, eine 
feiner Handelsflotte und feiner europäiihen Machtſtellung mehr entfprechenbe 
Flotte berzuftellen. Im Jahr 1856 beſtand vemgemäß bie Bfterreichiiche flotte 
ſchon aus 109 Artegefahrzeugen mit 905 Geſchützen und 6400 Mann am Borb. 

9) Die preußiſche Handelsmarine beftand im Jahre 1845 aus 768 Ges 
ſchiffen mit 104,223 Yaften. Außerdem beſaß der ganze Staat 517 Kaſtenfahr⸗ 
zeuge mit 10,433 Laften; biezu kamen noch 18 Dampfichiffe zur Seefahrt und 
40 dergleichen zu Binnenfahrten. 1844 liefen in preußiichen Häfen ein 6318 
Seefchiffe mit 488,342 Laſten (narumter 3817 frempe mit 220,733 Laften) und 
liefen aus 6500 Seefchiffe mit 507,257 Laſten (darunter 3302 fremde Schiffe 
mit 220,270 Xaften), während im Jahre 1854 7730 Schiffe von 689,559 Paften 
eingelaufen find, und zwar 4794 Schiffe mit 414,808 Laften In Ladung und 
2936 Schiffe mit 274,756 Laften In Dallaft, und amsgelaufen 7577 Schiffe mit 
674,106 Laſten, darunter beladen 6676 .mit 585,863 Laſten und in Ballaſt 981 
Schiffe mit 88,443 Laſten. 

Der Beſtand der Rheverei Preußens am Schluß bes Jahres 1858 war: 
982 Seeſchiffe (langer Fahrt) mit 148,667!/, Taften over 297,385 Tonnen und 
8,908 Mannſchaften; darunter befanden fi 37 Dampfichiffe Dazu kamen nd 
505 Käftenfahrzeuge ut 1160 Mann und mit 67121/, Laflen over 13,425 
Tonnen; darunter befanden fih 18 Dampficiffe und außerdem gab es nad) eine 

nicht unbebeutende Zahl von Flußdampfern. Davon gehörten dem Regierung 
bezirl Königeberg (intL 8 Dampfichiffen) au: 128 Geefchiffe mit 1839 See- 

leuten und 48,768 Tonnen, fowie (in. 7 Dampfem) 11 Küflenfahrer mit 50 
Seelenten und 859 Tonnen; Danzig (inkl. 6 Dampfern) 116 Seeſchiffe mit 1565 
Seelenten und 59,733 Tonnen, fowie (ini. 6 Dampfern) 12 Küftenfahrer mit 
296 Seeleuten und 497 Tonnen; Stettin (inkl. 20 Dampfern) 300 Seeſchiffe 
mit 2509 Geelenten und 78,957 Tonnen, fowie 142 Küftenfahrer mit 296 See 
leuten und 8507 Tonnen; Adelin 67 Seeſchiffe mit 855 Seeleuten und 28,098 
Tonnen, fowie 73 Küftenfahwer mit 179 Geelenten und 20833 Tonnen; endlich 
Stralfund (inf. 8 Dampfer) 376 Seeſchiffe mit 2840 Seelenten und 46,820 
Tonnen, fowie 267 Küftenfahrer mit 578 Seeleuten und 7029 Tonnen. Summa 
der die See haltenden Schiffe alfo 1487 Fahrzeuge von 810,760 Tonnen und mit 
10,068 Seeleuten. Ueber vie zahlreichen Lichter und Fiſcherboote, welche bei ber 

öſterreichiſchen Marine mit angegeben wurden, läßt fi nach Zahl, Tonnengehalt 
und Mannfchaft leider michts Beſtimmtes angeben, doch darf man ſicherlich bie 

Mannſchaft viefer kleinen Fahrzenge anf minbeftens 10,000 angeſchlagen nub 
fomtt die Zahl der preußiſchen Serlente auf eton 20,000 ſetzen. Die günftigen 
öfterreihifchen Küftennerhältnifie bringen mehr Seeleute hervor, doch iſt die Tonnen⸗ 
zahl ver preußiſchen Serfahrzeuge im Ganzen gleich ber der öſterreichiſchen. 


— 
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Die größte Thätigkeit entwidelt die preußifhe Marine in der Oſtſee; na- 
mentlich {ft auch vie Frachtichiffahrt preußifcher Schiffe zwifchen ven Häfen Eng- 
lands und Preußens beveutend. 

Die preußiihe Kriegsmarine ift noch fehr jung und erft in ber Bil- 
dung begriffen. Zwar hatte bereits Friedrich Wilhelm der große Kurfürft 6 Fre⸗ 
gatten zu 20-40 Kanonen ausrüften laflen, aud wurden damit einige Helden⸗ 
tbaten vollführt; fie kämpften gegen franzöſiſche Schiffe, fie nahmen ven Spaniern 
reihe Schiffe ab, fie kreuzten in Weftinvien, in Afrika; fie hatten vie preußifche Ko⸗ 
lonie Friedrichsburg an ver Golpküfte von Afrika zu ſchützen. Aber mit dem Aufgeben 
diefer Kolonie unter König Friedrich Wilhelm I 1720 wurden bie erſten Verſuche 
einer preußiſchen SKriegsflotte aufgegeben. Erft Friedrich Wilhelm IV. bat ven Ge- 
danken einer preußiſchen Marine wieder aufgenommen. Doc ging man fehr lang⸗ 
fam ans Wert. Erſt nach dem Jahre 1848 und als die Projekte einer deutſchen 
Kriegsmarine gefcheitert waren, verfolgte man den Gedanken mit einiger Energie. 
Do find zur Zeit nur ſchwache Anfänge einer Kriegsflotte gefhaffen. Der Beſtand 
war 1855 : 50 Fahrzeuge mit 210 Gefhügen, nämlich 2 Segelfregatten mit 86 
Kanonen, 2 Dampflorvetten mit 22 Kanonen, 1 Segellorvette mit 12 Kanonen, 
36 Kanonenſchaluppen mit je 2 Geſchützen; dazu kommen noch einige Schul- und 
Transportſchiffe; aud werben in ver nächften Beh noch mehrere Korvetten fertig 
fein. Berfonal: 112 Officiere, 1089 Matroſen, fowie ein Seebatailloen mit 18 
Dfficteren und 445 Mann, 

10) Die freie und Hanſeſtadt Hamburg hatte im Jahre 1847 außer 9 See- 
dampfern 243 eigene Seeſchiffe von 21,826 Kommerzlaften, im Jahre 1854 aber 
456 Seeſchiffe mit 53,289 Kommerziaften A 6000 Pfund ober 159,867 Tonnen ; 
darunter 11 Seevampfer von 3130 Kommerzlaften. Hamburger Schiffe gehen wie 
die bremifchen in alle Theile ver Welt. In Hamburg waren in jenem Jahre ein- 
gelaufen: 4896 Schiffe mit 301,368 Kommerzlaften und 40,000 Mann Be- 
fagung; darunter 4142 beladen und 754 in Ballaft; ausgelaufen: 4879 Schiffe 
mit 296,739 Kommerzlaften, varunter beladen 3039 Schiffe und in Ballaſt 1840 
Schiffe. Im Jahre 1857 betrug die Summe aller Schiffe 468 mit 57,639 Kom⸗ 
merzlaften = 172,917 Tonnen, einfchlieklih von 17 Seevampfichiffen (von 70 
bis 375 Pferbekraft); es waren barunter nur fehr wenige unter 150 Tonnen, 
die meiften von 300—800 Tonnen Größe; auch find die kleineren Schiffe, welche 
feine Nummerflagge haben, nicht mitgerechnet. Die meiften tiefer Schiffe find be= 
kupfert oder haben Zinkbeſchlag zur befieren Konferotrung des Holzes. — Im 
Jahre 1856 find Überhaupt aus Hamburg abgegangen 5175 Schiffe mit 387,308 
Kommerzlaften = 1,161,924 Tonnen, eingelaufen 5201 Schiffe mit 390,908 
Kommerzlaften = 1,172,724 Tonnen. — Der Werth ver Damburger Gefammt- 
einfuhr betrug 1853 an 443 Mil. Mark Banko, 1854 an 530 Mil. Marl B.; 
der Geſammtausfuhr 1853 an 421 Mil. Mark B. und 1854 an 493 Mill. 
Mark B.; der Werth des Gefammtverkehrs alfo im Jahr 1854 war gegen 1023 
MIN. Mark Banko = über 500 Mil. Thaler. Kriegsſchiffe befigt Hamburg 
ebenfowenig wie die übrigen norddeutſchen Seehandelsftaaten. 

11) Die Handelsmarine Bremens zählte im Jahre 1847 ſchon 246 Seeſchiffe 
mit 45,695 Laften (& 4000 Pfund over 2 Tonnen), tim Jahr 1856 264 See- 
fchiffe mit 69,799 Laften = 139,598 Tonnen; es find darunter 65 volle Schiffe 
(bi8 2000 Tonnen), 108 Barkſchiffe, 51 Briggs u. ſ. w. Eingelaufen waren 1854 
2825 Schiffe mit 224,761 Laften und 17,564 Mann, barunter 2348 in Labung, 
477 in Ballaft; ausgelaufen 2853 Schiffe mit 229,725 Laflen (& 2 Zonnen) 
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und mit 17,630 Mann; barunter 2327 in Ladung (1884 Schiffe nach euro» 
pälfchen und 443 nad transatlantifchen Häfen) und 526 Schiffe in Ballafl. — 
Der Geſammtwerth des Bremer Verkehrs betrug im Jahre 1847 fchon 63, im Jahr 
1848 nur 49, im Jahr 1849 wider 67, und 1850 fchon 70, im Jahre 1852 
über 77, im Jahre 1854 fogar 1011/, Mil. Thaler Gold. 

12) Lübed befaß im Jahre 1847 68 Seefhhiffe von 4570 Kommerzlaft ober 
13,610 Tonnen; Medlenburg hat jest etwa 330 Seeſchiffe von circa 75,000 
Tonnen; Hannover circa 850 (meift Heine) Seefchiffe von circa 65,000 Tonnen, 
Didenburg influfive ver vielen Heinen Küftenfahrer etwa 300 Schiffe mit circa 
30,000 Zonnen. Leider fehlt ed uns an Material für vie Rhedereien diefer Meinen 
beutfhen Staaten, indem namentlih in den uns vorliegenden Ueberſichten bie 
Flußſchiffe und Küftenfahrzenge von ven eigentlihen Seeſchiffen nicht genug unter- 
ſchieden werben, und wir wollen doch bier nur von Seefchiffen fprechen. Ueber: 
haupt find unfere Quellen in Bezug auf diefe legten 4 deutſchen Staaten mangel- 
baft 1) gewefen. — Ä 

Als Totalſumme der Seefchiffe der norbbeutfchen Uferftanten ergiebt fidh bie 
runde Zahl von 3700; dazu kommen noch die holfteinifhen Schiffe circa 1400 
an der Zahl, freilich meift Hein, da fie nur etwa 50,000 Tonnen an Gehalt 
haben, während jene 3700 Schiffe Preußens, der Hanſeſtädte, Mecklenburgs, 
Hannovers und Oldenburgs circa 750,000 Tonnen repräfentiren. Die Gefammt- 
zahl ver norbreutichen Seefäiffe beläuft fih mithin auf 5000 Schiffe von 
800,000 Tonnen, Leider läßt fih nur annäherungsweife die Zahl ver auf allen 
biefen deutſchen Schiffen beihäftigten Seeleute angeben, fie wirb aber gegen 
30,000 fein. Dazu kommen wahrſchoinlich eben fo viele anderweitig im Seebienft 
mit Heineren Fahrzeugen befhäftigten Seeleute. Außerdem find in der ruffifhen und 
englijchen ‚wie in der niederländiſchen Marine viele deutſchen Seeleute befchäftigt, fo 
dag man gewiß nicht zu hoch greift, wenn man die Zahl der norbbeutfchen Seeleute 
auf 60,000 Dann jest. Wenn man nun zu dieſem norddeutſchen Miarinebeflande 
noch den des Marinerepräfentanten von Süddeutſchland, nämlich Defterreiche, ſetzt, 
mit feinen See- und Küftenfahrern an der Zahl von 3394 (darunter 651 eigent- 
liche Seeſchiffe) nebft 6500 Fifcherbarfen und Lichtern, mit dem Tonnengehalt 
feiner fänmtlihen großen und Heinen Schiffe von 340,000 Tonnen und mit 
feinen 36,800 Seeleuten, fo repräfentiren bie beutfchen Staaten eine wirflid 
großartige Handelsmarine von mindeſtens 1,110,000 Zonnen in circa 8000 
Schiffen (Indem man nämlich die Fiſcherbarken und Lichter Defterreich8 ebenfomenig 
wie die Norddeutſchlands mitzählt) und an 100,000 Seeleute. Jedenfalls ift vie 
beutfche Handelsmarine und zwar ſchon die norbbeutiche allein, auch ohne die 
öfterreichifche, nach ver nordamerikaniſchen und englifhen vie bedeutendſte und 
fomit die dritte in der Welt. Dagegen ift freilich vie deutſche Kriegemarine bis 
jegt noch als eine ziemlich ſchwache und als fehr wenig der Größe der Hanbels- 


—————— 


i) Amtlicher Mittheilung verdanken wir folgende Notizen, die und während des Druckes zu⸗ 
kommen: Lübeck beſaß im Jahr 1857: 66 Segelſchiffe (davon 9 noch im Bau begriffen, von 
27,000 Tonnen und 6 Dampfichiffe von circa 2500 Tonnen. Medlenburg zählte 1856: 364 
Segelichiffe von 132,500 Tonnen; nebftdem 520 Küftenfahrer und Boote groß und Mein von 
11,000 Tonnm. Hannover 1856: 776 Seefchiffe groß umd Mein von circa 79,000 Tonnen 
mit 4108 Mann Bemannung, 1964 Wacht: und Flußtiffe mit circa 36,000 Tonnen und 4008 
Mann; dazu 16 Dampfichiffe von 1900 Tonnen und 149 Mann Bemannung. Oldenbur 
zählte nach den im Jahr 1857 amtlich veröffentlichten „Statiftifchen Nachrichten” : 578 Sch 
von 54,932 Tonnen mit 2456 Mann. — Hienach modiflcirt fich die im Text folgende Berechnung. 
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marine entſprechend zu bezeichnen. Denn außer Preußen und Defterreich unter⸗ 
halten die übrigen deutſchen Seeftaaten feine Kriegsſchiffe. 

DI. Es wurde num zwar ſchon vor 1848 das Bedürfniß einer tüchtigen Anzahl 
von Kriegsſchiffen zum Schuß der deutſchen Handelsmarine nicht blos, fondern 
auch zur energifchen Geltendmachung deutſcher Interefien in überfeeifchen Gebieten 
gefühlt und ausgeſprochen. Auch kam bereitö 1817 vie Schöpfung einer gemein: 
famen deutfhen Krtegsflotte beim Bund in Anregung, namentlich durch die 
Hanſeſtädte bei Gelegenheit der Kunde von Kaperungen ber damals noch fo keden 
Barbaresten in ver Norbfee. Es wurde auf dem Bundestage eine Kommiſſion 
niebergefet, die aber nichts weiter vorfhlug, als Defterreih und Prenßen um 
eine Berwenbung bei ven Seemächten zu erfuchen, damit dieſe die Gefälligfeit hätten, 
auch den deutſchen Handel mit zu ſchützen! Seitvem ließen ſich bis 1848 nur einzeln 
private Stimmen in der Sache vernehmen. Namentlich war Herrmann v. d. Delsuik 
in zwei Schriften (1845 und 1847) bemäht, die Thellnahme für eine beutfche Kriege: 
flotte zu erregen und beſonders Preußen zu veranlaflen, eine Flotte zu ſchaffen. 

Über erft das Jahr 1848 brachte die Martnefrage mehr in den Vordergrund. 
Eine Schrift des Konſuls Sturz in Berlin, 1848, doch vor der politifchen Krlfis 
erfhienen unter dem Titel: „Soll und kann Deutfchland eine Dampfflotie haben 
und wie?“, ferner ein Buch des damaligen Seelapitäng Brommy über pie Marine 
(Berlin 1848) — bereiteten das Publikum auf bie baldigſt unternonmenen Me- 
rineverfudde des Bundestags und der Rationalverfammiung fehr wohl vor. Ani 
Anregung der freien Städte und ver 17 Bertrauensmänner wurde im Monat April 
der Ankauf von Schiffen und Ausräftungsgegenftänvden befchloffen und eingeleitet; 
auch Privatfammlungen zur Ausrüftung von deutſchen Kriegsfahrzeugen wurben 
überall in Deutſchland veranftaltet, nachdem vier deutſche Batrioten beim Mittagt 
mahl zu Rendsburg den 21. oder 22. April vergleichen zuerft in Anregung ge 
bracht hatten. Freilih Haben fi vie Privatfommlungen nachher doch nicht als 
ſehr wirkſam erwieſen; Nationalangelegenheiten der Art, zu deren Realifirung 
(und zwar mit feinem bireften Gewinn für vie Einzelnen) Millionen erfordert 
werben, müffen füglich ven der Gefammtheit, vom Staate ausgehen. Bald daran 
ernannte ber Fünfzigerausichuß eine Kommiſſion für die Martneangelegenheiten, meld 
am 11. Mai einen Aufruf an ganz Deutſchland zu gemeinfamen VBeftrebungen er 
ließ und zur Beichidung eines Marinelongreffes für ven 31. Mat aufforberte. And 
bie Rationalverfammlung befhäftigte ſich fehr bald nach ihrer Konftituirung mit ter 
deutfhen Marine und ernannte einen Martneausfhuß. Der Hamburger Marine: 
fongreß trat dann wirklich zufammen und forderte als Minimum einer deutſchen 
Flotte 8 Segelfregatien von je 60 Kanonen, 4 dvergleihen von AO Kanonen, 
6 Dampfichraubenfregatten von je 500 Pferbefraft und 1500 Tonnen, 6 Dampf: 
raderkorvetten von 3— 400 Pferdekraft und 9—1200 Tonnen, mit Bombenkanonen 
bewaffnet. Man dachte fi dabei, anfangs Deutſchland nur zu einer Seemadt 
zweiten Ranges zu erheben. Die Beftimmung der Flotte im Frieden follte fein: 
1) Stationtrung von Kriegsfchiffen in der Fremde überall wo deutſcher Handel 
und deutfches Eigenthum ein Intereffe haben; 2) Unterfägung diplomatifcher Ba: 
bandlungen in ben geeigneten Fällen, Ueberführung der Geſandten u. f. w.; 
8) Uebung der Öffictere und Mannſchaften. Die Beſatzung biefes Geſchwadert 
berecinete man auf beinahe 10,000 Mann, die Herftellungstoften auf 10—11 
Mil. Thaler, vie jährlichen Unterhaltungstoften auf 3,620,000 Thaler. Die in 
den erften beiden Jahren zu erbauenden Schiffe follten einen Aufwand ven 
4,150,0003Ehaler erfordern. 
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Am 8. Junt, noch vor dem Eintreffen dieſer VBorfchläge, wurde in der National⸗ 
verfammlung vom Marineausſchuffe ber Antrag geſtellt, vie Vundesverſammlung 
zu veranlaffen, daß fie die Summe von 6 Mil, Thalern auf verfaffungsmäßigem 
Wege verfügbar made, und zwar 3 Mil. fofort und 3 Mill. nah Maß» 
gabe bes Bedürfnifſes. Mit diefer Summe follten 2 ſchwere Fregatten, 4 Kors 
vetten, 2 größere und A Heinere Dampficiffe und 200 Kanonenboote beſchafft 
werden. Der Antrag wurde genehmigt. Die inziwifchen kreirte proviforifche Een- 
tralgewalt brachte durch Berorpnungen vom 10. Oftober 1848 und 12. Yebruar 

1849 obige Summe von 6 Mil. Thaler bei den einzelnen Bunbesflanten zur 
Umlage. Davon wurden bis zum Eintritt der Wirkfamfeit der Bundescentral- 
tkommiſſion wirklich einzezahlt 3,629,047 Gulden 41 Kreuzer. Bis Ende 1849 
hatten vollfändig gezahlt : Preußen, Hannover, Holſtein⸗Lauenburg, Medlenburg- 

Schwerin, Raflen, Oldenburg, Anhalt⸗Defſſtu, Schwarzburg-Ruvolftadt, Waldeck, 
Schaumburg, Lippe, die vier Freiſtaädte. Defterreich legte Verwahrung gegen vie 
Theilnahme an der Umlage ein. Ohne ausdrückliche Berwahrung unterblieb vie 
Einzahlung ganz oder zum Theil von Seite der übrigen Regierungen. Die Orga⸗ 
nifation einer Reichsmarinebehörde wurde am 9. November 1848 befchloflen. Es 
wurden nun theils alt angelanft, theils nen gebaut folgende Schiffe: 1) vie Fre⸗ 
gatte „Dentjchlanp" von 32 Kanonen, die fi) aber nachher nur als Uebungseſchiff 
brauchbar erwies; 2) die Segelkorvette „Sranllin”, die man dem Eigenthämer 
als unbrauchbar zurüdftellen mußte; 3—5) die drei Dampfidiffe „Hamburg“, 
„Bremen“ und „Libed”, die aber den Winter 1848/49 über erſt einer Reparatur 
unterworfen werben mußten ; fie hatten je 160 Pferbefraft und je 5 Gefüge; 
. 6) das armirte Dampfboot „Königin Eltfabeth" von 4 Kanonen; 7—8) die zwei 
Kleinen Dampfboote „Kiel“ und „Eiver“ ; 9) ver Schooner „Elbe” ; 10) das Dampf- 
ſchiff Erzherzog Johann“, welches aber bereits auf der Ueberfahrt aus England ſtark 
befchäbigt wurbe; 11) die ven Dänen abgenommene Grsgatte „Eckernfordre“ (Ge: 
fion); 12) ber ‚Barbaroffa® ; 13) ver „Bonin”, begriffen waren noch 
prei Dampfloretten, aud mußte man dazu noch reinen eine in England au⸗ 
gefaufte Dampffregatte. Der Minifter Duckwitz gab den Beſtand ver Kriegsfiotte 
Ende April 1849 auf 12 KAriegsichiffe an, von denen aber keines eigentlich dienſt⸗ 
fähig wer. 

Mit der Gewißheit bes Scheiterns der deutſchen Einheitsprojelte ſchwand 
das Intereſſe an der Flotte; ſchon in den letzten 9 Monaten des Jahres 1849 
"war man nur auf Erhaltung, nicht auf Mehrung des Beſtandes bedacht, nur vie 
Zahl des Kanonenboote foll ſich fpäter auf 26 vermehrt haben. Die am 30. Sep- 
tenıber 1849 eingefeßte Bundes⸗Central⸗Kommiſſion hob in ihrem Bericht vom 
23. April 1850 in Bezug auf die entſchieden bervortretende Abneigung mancher 
Regierungen gegen die Ylotte hervor, daß die ſchon deßhalb zu befürchtende Auf⸗ 
lung berjelben einen ſehr unglinftigen Einbrud bei ber Nation machen wärbe. 

Im Februar 1851 beichloß die Dresvener Konferenz für den Bedarf der Flotte 
eine Umlage von 750,000 fl., aber im Mai 1851, als der Bunbestag wieder 
volftändig zufanmentrat, war der Marinefonds vB erfchöpft und die Exiſtenz 
ber Flotte in jeber Beziehung gefährtet. War es doch jelbft zweifelhaft, wer ver 
Eigenthümer der Flotte fei. Preußen brängte am Bunbestage zur Entſcheidung, 
Hannover beantragte, die Norbfeeflotte als Eigenthum des veutfhen Bundes anzu- 
erfennen. ine Kommiffion warb auf Preußens Vorſchlag ernannt. Einftweilen 
galt es aber, für das Nöthigfte der Wlotte zu forgen, die im Häglichften Zuſtande 
im Bremerhafen Iag und berem beutfche Flagge von feiner fremden reipeltirt 
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wurde. Preußen verlangte von den fäumigen Regierungen Zahlung der Rüdftänve 
feit 1848; indeſſen es wurde bie» vorſchußweiſe Zahlung einer Matrikularumlage 
für den Flottenbedarf beichlofien. — Erft am 6. September 1851 kam der Bericht 
der Flottenlommiffion in der Bunbesverfammlung zur Verhandlung. Es lag ein 
Majoritätsantrag (Balern, Hannover, freie Städte) vor, der von der Bundes⸗ 
verfammlung angenommen mwurbe und einfach nur einen Bericht über Herftellung 
und Koften einer deutfchen Norbfeeflotte verlangte. Das Minorttätsgutachten 
(Preußen, Defterreih) ging praftifcher Weife davon aus, daß doch erft für vie 
jetzige Flotte zu forgen ſei; der Bundestag follte fi nach dieſem Antrag gegen 
die fernere Beibehaltung derſelben als Bundesſache ausfprechen, die unmittelbar 
intereffirten Einzelftaaten aber follten fich darüber verftändigen, die Flotte als 
ihre befondere Einrichtung zu übernehmen. Der Bundesbeſchluß lieh alles in 
der Schwebe. Auch aus dem öſterreichtſchen Projekte einer vreitheiligen Bundes- 
flotte (für die Nordſee, Oftfee, abriatifches Meer) wurde nichts. Die Anfichten 
der einzelnen Bunbesregierungen gingen völlig auseinander. Matrifulerbeiträge 
wurden nicht gezahlt. Am 7. Januar 1852 beſchloß man eine Anleihe zum Unter: 
halt ver Flotte. Endlich wurde durch Bundesbeſchluß vom 16. Februar 1852 zwar 
das Eigenthums- und Berfügungsreht des Bundes über die vorhandene Flotte 
anerfannt, aber e8 war bie8 nur bie Brüde zum Beräußerungsbeichluffe; doch 
blieb noch einige Ansfiht zur Forteriftenz der Norbfeeflotte als befonvere Ein- 
rihtung der intereffirten Staaten; der Bundestag feste dazu eine enbliche Frift 
bis zum 31. März. Die bannoverfche Regierung berief auf den 20. März ten 
Flottenfongreß nach Hannover. Oefterreih, Preußen fowie Niederlande und Däne- 
mark wurbe nicht eingeladen. Trotz Einladung erfchtenen nit Wärtemberg, 
Baden, Kurheſſen, "Strelig, Neuß, Rudolſtadt, Hefien- Homburg, Liechtenftein, 
Waldeck und Frankfurt. Hannover forverte jährlih 927,334 Thaler zur Unter- 
haltung einer Norbfeeflotte von 4 Segelſchiffen (2 Fregatten und 4 Korvetten) 
und 4 Dampfihiffen. Der Kongreß ging am 24. März 1852 refultatlos ans- 
einander. Am 2. April 1852 wurde von Bundes wegen bie Auflöfung der Wlotte 
defchloffen und im Dftober wurben bie Schiffe, zu denen ſich anfangs feine Käufer 
finden wollten, meift zu Spottpreifen verlauft. Preußen übernahm bie beiden 
Schiffe „Gefion“ und „Barbaroffa” für feine Flottille, Lübeck ein Kanonenboot; 
Hannover, Oldenburg, Hamburg und Bremen kauften Waffen und Schiffsmatertal; 
das Trodendod zu Brate übernahm die oldenburgifche Regierung; etwa 100 Ge⸗ 
ſchütze kamen nad ter Bunvesfeftung Mainz; alles andere fam in Privathände 
Der Ylottenerlös betrug 934,726 Thaler, 6 Sgr. 4 Bf., während bie Anfaufs- 
fumme der Flotte von ver Marineabtheilung auf 3,946,400 Gulden und ihr 
Werth (nach Abzug breijähriger Abnutzung) am 8. Mär; 1852 noch zu 3,121,765 
Gulden angegeben wurbe. Die fänmtlihen Ausgaben für die Flotte von Bundes 
wegen vom Mai 1848 bis zum 3. Auguft 1854 haben betragen 4,695,752 
Thaler, 17 Sgr., 4 Pf. Die Marinebehörben zu Bremerhafen waren am 1. 
April, die Marineabtheilung des Bundes zu Yranffurt am 1. Mat 1853 auf: 
gelöft worden. Der um SHerftellung ver Ylotte verbiente Admiral Bromme 
(Brommy), ein Deutfcher, der früher im griechifchen Seebienfte fi ausgezeichnet 


hatte, wurde am 30. Juni 1853 verabſchiedet. v. aaltenborn. 
Flußſchiffahrt, ſ. Land- und Waſſerſtraßen, Schiffahrts- 
geſetze. 


Forenfen, |. Fremde, Stadt- und Landgemeinde. 
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Forſtwirthſchaft und Forſtpolizei. 


J. Die Forſtwirthſchaft beſchäftigt ſich mit der Benützung und Pflege der 
Waldungen. Die ſyſtematiſche Aufzählung der forſtlichen Erfahrungsſätze, die Regeln, 
wie die Waldungen am zwedmäßigften behandelt und benütt werben, find ber 
Gegenftand der Forſtwiſſenſchaft, welche vorzüglich dem Veftreben ber Deutfchen 
(Earlowig, Bemann, Gleditſch, Burgsborf, Mofer u. U.) in ver zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts ihren Urſprung verdankt. Bon den Ausländern find als 
Mitbegründer nur etwa bie Franzoſen Du Hamel und Reaumur zu nennen. 

Die Wälder werben je nach der Holzart, ven Stanbortöverhältnifien (Klima, 
Boden und Lage) und ven Zweden oder den Mitteln der Beſitzer verfchieben 
behandelt. Die wefentlichften Unterfchieve im der Waldwirthſchaft werben durch die 
Art der Berjüngung und durch das Alter, welches man bie einzelnen Bäume oder 
die Waldbeſtände erreichen läßt, hervorgerufen. Die dadurch bedingten Wirtbfchafts- 
fofteme oder Betriebsarten find folgende: Der Hohwald. Die Berjängung bei 
ihm, erfolgt gleichzeitig auf einer größern, zufammenhängenven Fläche (Schlag) 
durch Samennachwuchs; die Beftände erreichen meift ein höheres Alter von min 
beftens 60 Jahren. Beim Fem elwaldbetrieb findet ebenfalls vie Berjängung durch 
Samennachwuchs flatt, allein vereinzelt über die ganze Walvfläche, nicht gleichzeitig 
in zufammenhängenven größeren Schlagflähen; man läßt die Bäume ein gleiches 
ober noch höheres Alter wie beim Hochwald erreihen. Diefe zwei Betriebsarten 
baben vie größte Ausdehnung. Der Niederwald wirb in zufanmenhängenven 
Flächen, jevoh nur mittelft Stod- und Wurzelausfchlages verjüngt; ba nur bie 
Laubhölzer und zwar höchſtens bis ins AO. Jahr Stocausſchläge liefern, fo tft 
er auf diefe Holzarten befchränft und kann nur Holz bis zum angegebenen Alter 
liefern. Der Kopfholzbetrieb unterjcheivet fidh nur dadurch vom Niederwald, 
daß man bei ihn die Ausfchläge „am Kopfe” von 6—10° hoben und in viefer 
Höhe entwipfelten Stämmen ſich bilden läßt. Beim Mittelwald wird die Ber- 
jüngung durch Samennachwuchs und durch Stodausfchlag bewirkt, es iſt eim 
Niederwald mit eingewachfenen Samenbäumen (Oberholz) verfchlevenen, nad Um⸗ 
ſtänden ſehr hoben Alters. _ 

Die Forſtwirthſchaft unterfchetvet fih in folgenden Punkten wefentlich von 
den Übrigen Zweigen der Urprobuftion: 

Den Wäldern ift zum größten Theil ver fchledhtefie Standort angewiefen, 
wo eine landwirtſchaftliche Nutzung nicht mehr ftattfinden Tann; vielen Flächen 
wird nur durch die Holzzucht ihre Ertragsfähigkeit erhalten. Der beflere Boden 
produeirt nicht in dem Verhältniß mehr Salz, als fein durch das Ertragsvermögen 
für landwirthſchaftliche Zwecke beftimmter Kaufpreis höher ift, wie der des geringeren 
Bodens. Das Grundkapital ift daher im Forſtbetrieb ein fehr nieberes. Dagegen 
ift dad Holzvorrathskapital bei ben verbreitetften Betriebsarten (Hoch, Femel⸗ und 
Mittelwald) fehr bedeutend und zwar um fo größer, je älter man die einzelnen 
Bäume ober Beftände werten läßt. (Diefes Alter heißt Umtrieb over Umtriebs-⸗ 
zeit) Es müſſen nämlih vom baubaren älteften Beſtand abwärts alle jüngeren 
Atersftufen von Jahr zu Jahr in gleicher Ausdehnung und Befchaffenheit bis 
zum jüngften einjährigen Beftand vertreten fein. Je höher aber der Umtrieb und 
ſomit das Holzkapital wirb, um fo nieberer verzinft fich daſſelbe. Bei 100jährigem 
Umtriebe beträgt 3. B. der nothwendige Borrath das 30—35 fache vom jährlichen 
Ertrag; bei 130jährigem das 40—45fache der Maſſe nah, oder das 25—30, 
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beziehungsmweife 33—40 fache vom rohen Gelvertrag (excl. ver Hauerlöhne). Der 
nothwenbige Holzvorrath Bei 130 jährigem Umtriebe tft nahezu doppelt jo groß 
als bei 100jährigem. — Der höhere Umtrieb liefert von der gleichen Fläche im 
Jahresdurchſchnitt eine größere Holzmafle (in obigem Fall beim 130 jährigen 
10—15%/, mehr als bei 100 jährigem Umtrieb) und als Nutholz ein werthvolleres, 
dauerhafteres Material für Lanb-, WBafler- und Schiffbau. Einem Mangel an 
folgen älteren Hölzern läßt ſich erſt nad) längeren Zeiträumen abhelfen, und das 
Wachsthum durch Fünftlihe Pflege nur wenig befchleunigen; feibft vie höchſten 
Breife find nicht im Stande, vie Produktionszeit abzufürzen, und fie werden nur 
wenige Unternehmer herbeiziehen, weil vie Spelulstion auf zwei oder mehrer 
Generationen hinaus zu unficher ift, ver Hauptertrag in ber Regel einem Andern 
zu gut kommt, well außer ven unbebeutenden Zwifchenerträgen lange keine Nugung 
anfällt, und die Zinfen fehr niedrig find. Bei den vorhandenen Walpbefländen 
wird zwar bie Steigerung ber Holzpreife eine forgfältigere Behandlung herbei⸗ 
führen; allein die geringere Berzinfung des Holzuorraths bei höherem Umiriebe 
enthält für ven rechnenden Privatmann die bringende Aufforderung einen Theil 
ver Borräthe zu verfilbern, um mit dem Gelnfapital höhere Zinfen zu gewinnen; 
dadurch wird aber vie Ertragsfähigtelt ves Waldes in quali et quanto geſchwächt, 
zu einer Zeit, wo das allgemeine Interefie gerade das Gegentheil erbeifcht. 

Das Holz erträgt an und für fich keinen weiten Transport, fofern er nicht 
buch Waſſerſtraßen erleichtert ift; blos bei den werthvolleren Sortimenten befteht 
eine Ausnahme. Wird nun ver Umtrieb in einem größern Theil der Walbungen 
verfärzt, jo wirb deßhalb auch weniger Holz erzeugt, das einen weitern Transport 
aushält; es wirb alſo aus viefem Grunde eine andere Bertbeilung des Waldareals 
zwiſchen ven Konfumtionsorten nöthig. — Dem Forſtbetrieb iſt zeriplitterter Beſitz 
noch nachtheiliger als ver Landwirthſchaft, weil dadurch die Abſatzverhältnifſe 
erſchwert, die Schu» und Wegbaukoſten, wie auch vie Gefahren vom Wind erhöht 
werden. — Um einen zum rationellen Betrieb nothwenbigen Techniker genügend 
befhäftigen zu können, bedarf man eines Areal von mehreren 1000 Morgen. — 
Die Waldungen find weniger als anderes Grundeigenthum verfäuflid und ver- 
pfänpbar; eignen fi zur Verpachtung gar nidt. — Der Worfibetrieb ernährt 
verbältnigmäßig wenige Menſchen, gewährt wenig Arbeitöverbienft; die Wald⸗ 
arbeiten, mit Ansnahme der Kulturen, laſſen fih aber leicht kontroliren und 
deßhalb im Stüdlohn vergeben, was vie Selbftverwaltung wefentlich erleichtert. — 
Das CEinkommen aus ven Forften ift nicht durch Mißwachs ober Hagelſchlag 
bebroht; euer umd Inſekten vernichten das Holz nie —— — Ju ven Wal⸗ 
dungen bietet fich für Dritte häufig Gelegenheit zu Gewinnung von Peopuften, 


-die der Eigenthümer nicht benüpen kann, bie aber doch ärmeren und ſchwächeren 


Perfonen eine nügliche Thaͤtigkeit geflatten, 3. B. das Sammeln von Beeren, 
Schwänmen, Leſeholz zc. 

Einzelne Walpparcellen erlangen eine beſondere Wichtigkeit dadurch, daß fie 
die Umgebung gegen nachtheilige Naturereigniſſe fchügen, 3. DB. gegen Ueberſchüt⸗ 


- tung von Flugſand, Lawinen, Steingerölle. — Die Gefammtheit ver Wälder 


äußert ferner einen fehr bedentenden Einfluß auf das Kllına und vie Fruchtbarkeit 
eines Landes; fle ſchützen gegen verheerende Stürme, geben ber Luft ven nöthigen 
Gehalt an Sauerftoff und Waflergas, beförbern die Thaubildung, bewirken eine 
gleichmäßigere Vertheilung ver Regenmenge auf vie einzelnen Jahreszeiten, umt 
gleichzeitig eine Vermehrung der atmoſphäriſchen Niederſchläge, fle vermindern vie 
Ertreme von Hitze und Kälte. Befonders wichtig werben fie aber noch dadurch, 
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daß fie den Abfluß des Regenwaſſers verlangſamen, einen großen Theil deſſelben 
ind Innere des Erbbodens leiten, ſomit die Ueberſchwemmungen feltener und minder 
bebeutend machen; ven Flüßen aber einen gleihmäßigeren Waflerftand erhalten. 
Das Abſchwemmen des fruchtbaren Bodens und der Gefteinsträmmer tft an be= 
waldeten Hängen unmöglich und dadurch auch noch weiter bie Schäplichkeit ber 
Hohgewäfler verminbert. Diefe wichtigen Funktionen, welche den Waldeigenthümern 
feinen direkten Gewinn bringen, und doch für das Geſammtwohl mmentbehrlich 
find, müflen ebendeßhalb von Seiten der Staatsregierung befonders gewürbigt 
werden. Sie redtfertigen ſchon für fi allein die Ausnahme beim Forftwefen, 
daß daſſelbe vorherrſchend vom Staate felbft betrieben und mehr ald andere Ge⸗ 
werbe beauffichtigt werben fol (vgl. oben S. 170), worauf auch die oben ange 
führten Cigenthümlichkeiten deutlich hinweiſen. 

Die für Erhaltung eines entſprechenden Klimas nothwendige Waldfläche iſt 
verſchieden nach ver Vertheilung und dem Terrain; ſind beide günſtig, fo Tann 
manchmal fon eine Bewaldung von 25 Procenten des Geſammtareals genügen, 
gewöhnlich werben aber 30-33 Procente nothwendig. Im Gebirge mit vielen 
fteilen Hängen (abfolutem Waldboden) muß die Yorftfläche Häufig noch ausge⸗ 
dehnter fein, um vie Abſchwemmungen bes Bodens zu verhüten. 

II. Zur Erhaltung und Herftellung der erforberlihen Bewaldung 
hat die Staategewalt folgende Maßregeln zu ergreifen: 

1) Zunähft muß unter allen Berhältniffen der Wald erhalten werben In 
den Oertlidfeiten, wo eine andere Art der Kultur nicht zuläßig iſt, anf den 
fogenannten abfoluten Waldboden. Dahin gehören nun beſonders alle für die 
Duellen und Flüffe fo wichtigen Gebirgswaldungen an fteilen Hängen over auf 
felfigem Boden, ferner die Beftände auf Flugſand, die der Ueberſchwemmung 
ausgeſetzten Theile ber Flußthäler. Ebenfo find die Wälder zu ſchonen, melde vie 
nächte Umgebung gegen Naturereigniffe fchügen. — Um zweckmäßigſten ift es, 
wenn der Staat dieſe Waldungen erwirht und mit Rüdficht auf die genannten 
wichtigen Nebenfunktionen gut bewirthichaften läßt. Sind die Walbungen aber 
nicht in den Händen bes Staats, fo hat er bie Eigenthümer geſetzlich zu ver- 
pflichten, daß feine Rodungen und Feine Kahlhiebe vorgenommen werben, daß bie 
Berjüngung rechtzeitig und auf eine zwedmäßige Weife eingeleitet werbe. Der 
Hochwald⸗ over Femelwald⸗Betrieb tft zu Begünftigen, verderbliche Nebennngungen, 
Laubſtrene, Waide von Schafen und Ziegen ganz zu verbieten. Auch bie Parcelli- 
rung {ft möglichft zu beſchränken. Beſondere Aufmerffamkeit iſt dem Vollzug folcher 
gejetlichen Borfchriften zu ſchenken, durch eine Kommtffion aus lokalkundigen Mitglie⸗ 
dern find diejenigen Waldungen auszufcheiden, weldhe auf abfolutem Waldboden ftehen; 
bei Berfehlungen gegen das Geſetz iſt ein kurzes Verfahren vorzufchreiben und bei 
anhaltender Nachläßigkeit das Grundſtück in Staatsadminiſtration zu nehmen ober 
gänzlich zu exrpropriicen, weil der Staat nicht zugeben darf, daß ein Theil ber im 
Boden ruhenden Kräfte durch Mißbrauch oder Nichtgebrauh vom Seiten des 

r Eigenthlimers für die Zulunft verloren gehe oder gar noch ein größerer Theil ver 
Staatsangehörigen durch die Sorgloſigkeit oder den Eigennut Weniger in ihrem 
Befig oder Leben betroht werde. (Ueberſchwemmungen.) Die Aufforftungen in folchen 
Rolalitäten find ebenfalls Sache des Staats und es find viefelben möglichſt zu 

rdern. 

" 3) Die im Beſitz der Gemeinden und fonfign Korporationen 

Befinplihen Waldungen find zunächſt aus allgemeinen Gründen unter 

Stantsanffigt zu ftellen. (Bol. oben S. 309.) Da dieſe Ueberwachung haupt⸗ 
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fächlich ven Zwed hat, vie Benachtheiligung ver folgenden Generationen zu ver- 
binbern und in biefer Hinficht bei der Walpwirtbichaft befondere Aufmerkfamteit 
nothwendig ift, fo laſſen fih folgenne Maßregeln bei ven Gemeindewaldungen 
rechtfertigen: Die Waldungen find in ihrer Geſammtheit zu erhalten, eine Ver⸗ 
theilung und Parcellirung tft zu verbieten, Robungen, aud auf relativem Wald⸗ 
boden, find ohne Stantsgenehmigung nicht zuläßig. Bei Mangel an Wald follte 
bie Genehmigung nur dann ertheilt werben, wenn eine andere mehr dem abfoluten 
Waldboden fih nähernde Fläche dafür aufgeforftet wird. Der Holzerldös aus ſolchen 
abgeftodten Flächen iſt als Grundſtockskapital zu behandeln. Durch Aufftellung 
eines zuverläßigen und ausreichenden Perfonals ift für die Handhabung des Forſt⸗ 
ſchutzes zu forgen. Den Waldhütern ift eine möglihft unabhängige Stellung 
gegenüber ven Gemeindebehörden zu geben, da fie häufig mit den Privatintereffen 
einzelner einflußreicher Gemeinvegliever in Kollifion kommen. In der Regel wird 
das Beftätigungsreht von Seiten der Staatsbehörben genügen. Die Balbungen 
müflen nachhaltig bewirthichaftet, namentlich dürfen bie Nebennugungen an Weide, 
Laubftreue, Harz nicht zumeit ausgedehnt werben. Es müflen durch geprüfte Tech⸗ 
niter Wirthichaftspläne gefertigt und von Zeit zu Zeit (alle 10—20 Jahre) revidirt 
werten. Nebenbei find in fürzeren Friften Walppifitationen durch Techniler vor- 
zunehmen, welche vie Gewißheit geben follen, ob die im Wirthſchaftsplane vorge: 
ſchriebenen Mafregeln rechtzeitig und zwedmäßig ausgeführt werden. Die Wahl 
der Holz und Betriebsart, fowie der Umtriebszeit muß jedoch fowelt vem freien 
Willen der Korporation anheim gegeben werben, als dadurch Feine Verringerung 
des MWalpbeftandes und feines Ertragsvermögens herbeigeführt wird. Allgemeine 
Geſetzesvorſchriften laſſen ſich in viefer Beziehung ohnehin nicht geben, weil zuviele 
tofale und andere Verhältniſſe (3. B. die Größe des Beſitzthums, Parcellirung zc.) 
weientlihen Einfluß darauf haben. — Bedeutendere Borgriffe auf die fünftigen 
Forfinugungen find nur mit Genehmigung ver technifhen und abminiftrativen Auf: 
ſichtsbehörden zuläffig. Die Verwendung und Berwerthung ver Waldprodukte zum 


- Nuten der Gemeinden zc. flebt ven Gemetavebehörven zu. Bezüglich der Wirth: 


(Haftsführung innerhalb der von ven genehmigten Wirtbfchaftsplänen gegebenen 
Grenzen follten fie aber nur dann felbftftänvig ſich bewegen vürfen, wenn ein 
von den Staatsbehörven geprüfter und ihnen mitverantwortlicher Techniker im 
Auftrage der Korporation die Wirthſchaft Ieitet. If die Aufftellung eines folchen 
wegen geringer Ausdehnung ver Walbfläche oder aus fonftigen Gründen nicht 
thunlich, fo ſollte zunächft eine Vereinigung mehrerer Korporationsforfte unter einem 
eigenen Techniker verfuht und durch gefetliche Beſtimmungen erleichtert werben. 
Wäre in einzelnen Fällen auch auf tiefem Wege dem Bedurfniß eines technifchen 
Beiraths nicht zu genügen, fo muß der Staat biefür Techniker aufftellen, welche 
die technifchen Berrichtungen in den Korporationswalpungen vornehmen, überwachen 
und leiten, wofür dann die betreffenden Gemeinden Koftenerfag zu leiften haben. 
(Befdrfterungsftener.) As Grundſatz muß übrigens hiebei gelten, daß mehr im 
Wege der Belehrung, ale im Wege des burenufratiihen Befehlens, mehr im Walt 
als auf dem Papier gewirkt werden follte. 

3) In Staaten ober größeren Provinzen, wo bie Gefunvheit des Landes 
und ber Bebarf an Waldprodukten durch vie auf abfolutem Waldboden ſtehenden 
und durch die im Eigenthum des Staats und der Korporationen befinbliche Wal- 
dungen nicht gefichert erfcheinen, iſt zuerft durch flatiftifche Recherchen zu erheben, 
wie weit eine folde Unzulänglichkeit ftattfinvet. Dieſe haben ſich zu erftreden auf 
den gejammten Berarf an Holz und auf die binfichtlih ver inpuftriellen Kon- 
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kurrenz mit dem Ausland zuläffigen Holzpreife, auf Umfang, Eigenthumsverhält⸗ 
niffe, Produktionsfähigkeit, Bewirthſchaftung der Waldungen, auf die zugänglichen 
Surrogate für Holz, die Holzproduktion der Obſt- und Weingärten und der 
wilden Holzpflanzungen, auf vie Möglichkeit und Zuläffigfeit fi) aus den benady- 
barten Waldgebieten zu verforgen (Kommunilationsmittel und deren Berbeflerung), 
auf die Ausdehnung des fchledhteren, zur Waldanlage taugliden Bodens, auf vie 
Möglichkeit der Holzerfparniffe durch Bauten von Stein, Holzfonfervirung mit 
chemifhen Mitteln, thönerne Wafferleitungen, lebendige Heden, gute Heiz, Koch⸗ 
und Badöfen, namentlih Gemeindebadhäufer, dur eine paſſende Fällungszeit des 
Holzes und Abgabe von trodenem Brennholz. Erforberlienfalls find dieſe holz⸗ 
erfparenden Mittel durch Belehrung, Aufmunterung, Prämien und durch Beifpiele 
in öffentlihen Gebäuden zc. zu verbreiten. Würven folhe Maßregeln Teinen 
erheblihen Erfolg verfpredhen, oder würbe es mit Rüdfiht aufs Klima an Wal- 
dungen mangeln, fo ift der einfachfte Weg, das fehlende Areal durch Ankauf von 
Seiten des Staats zu ergänzen. Wäre dies nicht möglich, over nicht fo raſch 
ausführbar, fo müflen auch die übrigen Waldungen unter forftpolizeiliche Aufficht 
geftellt werben. j 

Man kann unter viefen zwei Arten unterfcheiden, nämlich die gewöhnlichen 
bäuerliden PBrivatwaldungen und die in den Händen des Adels und 
größerer Gutsherrn befindlichen Forfte. Lestere find, ſoweit fie auf abfolutem 
Waldboden floden, unter die gleiche Aufficht, wie die übrigen Walbungen viefer 
Kategorie zu nehmen. Uebrigens kommt in Betracht, daß gerade diefe Klaffe von 
Staatsbürgern oft durch Familienſtatute privatrechtlid an eine geregelte Bewirth⸗ 
ſchaftung ihrer Domänen gebunden ift, daß alfo von Seiten der Forftpolizei hierin 
wenig mehr zu thun übrig bleibt, fofern von anderer Seite her dem Adel vie 
unentbehrliche Baſts eines ausreichenden untheilbaren Grundbeſitzes gefeglich ge- 
. fihert iſt, und fofern im Interefie der nachfolgenden Nutznießer der Grundſatz 
aufgeftellt wird, daß nicht blos der Walpboven, fondern auch das nöthige Holz- 
vorrathöfapital ungeſchwächt erhalten werden müſſe. 

Die oben für ſämmtliche auf abfolutem Walbboben und nicht im Staats- 
oder Korporationd-Eigenthbum befindlichen Waldungen bevorworteten Auffichtsmaß- 
regeln laffen fich für die Privatwaldungen auf relativem Walbboden nicht alle 
durchführen; es wird in den meiften Fällen genügen, die Waldrodungen und bie 
Kahlhiebe von ver Bewilligung der Stantsbehörven abhängig zu machen, das 
Beweiden der Waldungen durch Ziegen und Schafe zu verbieten, und dem Walb- 
eigenthämer vie Verpflichtung aufzulegen, Blößen und vevaftirte Waldtheile binnen 
einer Frift von längftens 3 oder 4 Jahren wierer mit Holz zu bebauen, wibrt- 
genfalls dies auf feine Koften durch den Staat gejhehen oder der Wald zu ven 
laufenden Breifen für den Staat oder die Gemeinde erworben würde. — Sehr 
vortheilhaft wirkt das Verbot der allzuftarten Parcellirung, weil e8 vie Waldungen 
in den Händen der vermöglidheren Klaſſen erhält. Als Minimum eines jelbit- 
fländigen Walpfompleres laßt fih annähernd bezeichnen beim Niever- und Mittel- 
wald 10-20 Morgen, beim Femelwald 20—30, beim Hochwald 60—80 
Morgen; in rauhem Klima oder auf ſchlechtem Boden 1/, bis 1/, mehr. — Eine 
zwedmäßige Beſchränkung ver Rodungen läßt fi) dadurch erreichen, daß man nad) 
dem Vorgang in Brankreih das Neubruchland mit einer erhöhten Grundſtener 
belegt. — Ebenſo Täßt fih aber auch wirken durch Aufmunterungen zu zweck⸗ 
mäßiger Waldbehandlung, Belehrungen in populären Schriften, in Aderbaufchulen, 
Mufterwirtäfchaften auf bäuerlichen Walngätern, Prämien für gut und zwedmäßig 
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behandelte Privatwaldungen, für neue Waldanlagen ꝛc. Letztere werben am beſten 
ſo lange von der Steuer befreit, bis ſie nachhaltig einen Ertrag abwerfen. Auch 
die Anzucht von wilden Bäumen auf Weideplätzen, an Bächen, Wegen, wo leine 
Dbftbäume gebeihen ꝛc. tft von Geiten des Staats und ber Gemeinden zu 
förbern. 

II. Waldüberfluß und Holzreichthum können einem Staat ober einer 
Provinz faft eben fo nachtheilig werben, wie das entgegengefehte Extrem, ba eine 
allzupihte Bewaldung das Klima rauh und feucht macht, und nur wenigen 
Menſchen Arbeit und Nahrung bietet. Wird unter folden Berhältnijfen der Wald 
auf Boden, ver zu Ader und Wiefen taugt, auögerobet, fo verbient dies alle 
Unterftügung; eben fo fehr ift darauf Bedacht zu nehmen, daß holzverzehrenve 
Gewerbe ſich daſelbſt anfteveln und daß das Holz mit Leichtigkeit in die holzarmen 
Provinzen verfendet werden kann. Tritt der Staat hiefür nicht felbft ins Mittel 
dur Anlage von Land- und Waflerfiraßen over Eifenbahnen, fo Hat er doch 
wenigftens folhe Unternehmungen möglihft zu beförbern, wenn fie von Privat- 
perfonen unternommen werben. Die Begünftigumg eines Exrporthandels dagegen 
bat ihre großen Bedenklichkeiten: weil nur die theueren werthuolleren Hölzer in 
weite Ferne transportirt werden können, fo wird dadurch der Holzpreis fchon 
frübzeitig in die Höhe getrieben und mit der fortfchreitenden Entwidelung ver 
Gegend, Berbefierung der Kommunifationsmittel 2c. dehnt fi der Abſatz auch auf 
die jchwächeren Sortimente aus, fo daß für eine größere einheimifche Induſtrie 
das nötbige NRohmaterial nicht mehr übrig bleibt und aus diefem Grunde ver 
Bevölkerung vie Gelegenheit zum beſſern Bervienfte entgeht; denn es ift gewiß, 
daß der Ausfuhrhandel nicht den vierten Theil ver Menfchen ernährt, den eine 
auf die Holzkonſumtion gerichtete Induſtrie zu beſchäftigen vermag. 

IV. Die Gefahren, welde die Forfte bedrohen und wirklid treffen, 
erfordern eine vorbeugenve Thätigleit der Stantsgewalt und bei größerer Aus- 
dehnung ein ummittelbares Eingreifen verjelben, weil nur durch gemeinfchaftliches, 
gleihmäßiges Wirken der Erfolg gefihert if. Die Abwendung der Feuersgefahr 
erheiſcht eine vorfichtige Behandlung, ftete Beauffichtigung des Feuers im Walt 
und in feiner Nähe während ver trodnen Jahreszeiten, Verbot des Tabakrauchens 
aus offenen Pfeifen und Gigarren; Verbot der Errihtung von Wohnungen und 
Fabriken in allzugroßer Nähe ver Waldungen. Bei ausgebrodenem Brand ift ein 
ſchnelles Aufgebot der nöthigen Löſchmannſchaft zu ermöglichen, die allgemeine 
Berpflihtung zu thätiger Mitwirkung beim Löſchen auszufprechen und dem leiten: 
den Beamten die nöthige Vollmacht zu geben. — Gegen Sturmſchaden läßt ſich 
nur vorbeugend einwirken durch zwedmäßige Grenzzüge, Verhinderung zu ſtarker 
Parcellirung, Ueberhalten eines Walpmanteld von Seiten des Gutsnachbars, falle 
er einen Berjüngungsbieb führt. — Dem Infelten- und Mäuſeſchaden wirb vor: 
gebengt durch rechtzeitige Räumung der Schläge vom gefällten Holz, raſche Ent- 
fernung der Winpwilrfe und Dürrhößer, Schonung der Sing: und Fleineren 
Raubvögel, ver Raben, Füchſe, Dächfe, Igel ꝛc. Im Forſtgeſetz find deßhalb tie 
entſprechenden Vorſchriften zu geben. Haben vie Infekten überhand genommen, fc 
mäüfjen in größerer Auspehnung zwedmäßige Vertilgungsmittel angewendet werden, 
wozu jeder Walobefiger Beihülfe zu leiften bat. — Kleinere Waldkomplexe laſſen 
fih nicht ohne unverhältnigmäßigen Aufwand des Einzelnen gegen Walbfrevel 
ſchützen; es ift deßhalb Vorſorge zu treffen, daß das für vie Gemeindewaldungen 
oder für die Feldmarkung beftellte Schuäperfonal aud die kleineren PBrivatwal- 
dungen gegen entſprechende Entſchädigung zu hüten babe; eine felbfiflännigere 
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Stellung und firenge Beauffichtigung ift für diefes Perfonal ſchon oben bean- 
ſprucht worben. 

V. Auf ven Walvungen ruhen faft überall eine große Zahl von Servi⸗ 
tuten, die häufig der Wirthſchaft viele Hinverniffe in den Weg legen, vie Holz- 
probuftion beeinträchtigen und zu Streitigleiten Beranlafiung geben. Am ſchädlichſten 
in dieſer Hinfiht find die ungemeflenen Berechtigungen. Für Privatwalbungen 
follte die Ablbſung folder Laften unter allen Umftänden gefeglich ermöglicht und 
erleichtert fein, over wo mit Nüdfiht auf vie Unentbehrlichleit der Nutzung fir 
den Berechtigten, 3. B. der Weive, in Gegenden mit vorherrfchend abfolutem 
Walbboden die gänzliche Pntöfung nicht möglih if, da muß eine fefte Norm 
gegeben werben, innerhalb deren Grenzen vie Nutzung möglichft unſchädlich aus- 
geübt werben kann. Zwangsweiſe ift pie Ablöfung vurchzuführen, wenn die Serpitut 
dem Belaſteten mehr ſchadet als fie ven Berechtigten nützt. — Die Ablöfungs- 
entihädigung foll nur dann in Wald gegeben werben, wenn folder jo groß wird, 
daß eine felbfiftändige Wirthſchaft darauf möglich if, und wenn ber jeither Be⸗ 
vechtigte die Garantie bietet, daß er den Wald pfleglih behandle. Zwedmäßiger 
ift es in der Regel, zu landwirthſchaftlicher Benugung tauglidhen Boden abzutreten 
oder Geld zu geben. Bei Stants- und Korporationswaldungen ift es Häufig 
beffer, die Berechtigungen, wenn fie einmal firirt find, nicht fo raſch abzulöſen, 
weil die Berechtigten mit ihrem Ablöfungsfapital nicht immer haushälteriſch umzu⸗ 
geben pflegen. — Für parcellivten Beſitz find Normen zu geben, wonach jevem 
Einzelnen die Entwäflerung feines Waldes und die Abfuhr feiner Erzeugnifie 
möglichft erleichtert werben. — Der Holzhandel muß ſich frei und ungehinvert 
bewegen können, Ylußzölle zc. find zu befeitigen, die Benugung ver Land», Wafler: 
und Eiſenſtraßen ift zu erleichtern; alles zum Verkauf kommende Brennhol; muß 
beftimmte Dimenfionen erhalten. 

VI Bär die Bildung und Heranziehung von geeigneten tehnifchen 
Kräften ift in größeren Staaten bie Erridtung einer Yorftlehranftalt mit genü⸗ 
gendem Lehrerperfonal nothwendig Es find Anordnungen zu treffen, daß vie 
jungen Leute genügende Vorkenntniſſe mitbringen und daß auf der Lehranftalt 
ſelbſt die Theorie gründlich gelehrt, und ihre Anwendung auf die Praris fort- 
während gezeigt werde. Die Forftdienft-Afjpiranten find vor ihrer Verwendung einer 
öffentligden Prüfung zu unterwerfen. Nach erftandener Prüfung müſſen bie für 
tächtig Erfundenen zwedmäßig beihäftigt werden. — Wiflenfchaftliche Reifen find 
zu erleichtern; wifjenfchaftliche Vereine zu unterftägen, namentlich aud bei ältern 
in der Prayis ftehennen Männern das Interefle an der fortichreitennen Ent- 
widelung wach zu erhalten durch Anſchaffung von literarifchen Hülfsmitteln ꝛc. 

VI Die Forfiftrafrehtspflege muß durch zweckmäßige Geſetze geregelt 
werden. Da die Forſtfrevel jehr häufig find und meift von den ärmeren Klaflen 
begangen werben, und weil bie Waldungen fo leicht zugänglihd und wegen ihrer 
großen Ausbehnung nur ſchwer zu beſchützen find, fo finden bei viefem Zweig ver 
Strafrechtspflege einige abweichende Grundfäge Anwendung. Die gewöhnlichen 
Waldfrevel werben weder in den Augen bes Bolls, noch vom Standpunkt des 
Rechts als entehrend angejehen. Die Entwenvungen betreffen meift Gegenſtände 
von geringerem Werth; in manchen Tsällen ift übrigens nicht blos der Werth des 
Objekts, ſondern aud der invirelte Schaden, welcher durch die Entwendung ge- 
ftiftet wird, zu berüdfichtigen. Manchmal handelt es fich blos um Uebertretungen 
der geſetzlich vorgefchriebenen Ordnung, welche im Allgemeinen vor Beſchädigungen 
Ihügen fol, 
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As hauptſächlichſte Erſchwerungsgründe bei Forſtvergehen find zu nemen: 
die Verübung bei Nacht, an Sonntagen, Angabe eines falſchen Namens, Flucht, 
Nüdfälle, Entwendungen zum Zwed des Verlaufs ꝛc. — Der Beweis, daß ein 
MWaldfrevel begangen wurde, wird bergeftellt durch das Geſtaͤndniß bes Frevlers 
oder durch die beim Dienfteln behauptete Ausfage eines verpflichteten Waldhüters, 
foferne dieſer ſelbſt an Ort und Stelle den Thäter betreten bat, ober durch eine 
urkundliche Borunterfuchung, weldhe ausreichende Indicien darüber beibringt, daß 
ein Berpächtiger im Beſitz von gefreweltem Holz gefunden wurbe. Die Beibringung 
eines ſolchen Beweiſes erfordert in ver Regel eine Durchſuchung des Haufes zc. 
und es find hiefür Beflimmungen zu geben, welche vor unndtbigem und chikandſem 
Einvringen in die Wohnungen fihern; zwedmäßig iſt es, wenn bei Gewohnheits- 
frevlern und bei vereinzelten in beftimmter Nähe von fremden Waldungen liegenben 
Wohnungen weniger Formalitäten vorgefchrieben werben; ebenfo ift es nothwenbig, 
Sägemüller, Zimmerleute ꝛc. für das auf ihren Holzlagerplägen vorhandene Holz 
verantwortlich zu ertlären. — Um dem Ueberhanpnehmen ver Frevel entgegen zu 
wirken, tft exforverlihen Falls der Kleinhanvel mit Holz unter befonvere Kontrole 
zu ftellen, jo daß jever Berfäufer fih über ven loyalen Erwerb ausweifen muß. 

Das Unterfuhungsverfahren bei Forſtfrevlern muß einfah und kurz 
fein, die Vergeben müſſen in beftimmten Terminen (gewöhnlich alle 2—3 Monate) 
abgerügt werden. Die unrichtige Angabe über den Erwerb des Holzes muß als 
Ueberweifungsgrund gelten. Ein Kontumacialverfahren, wobei viele Zeit erfpart 
wird, fol allgemein zuläffig fein. Bei geringeren Strafen iſt ein Beſchwerderecht 
nicht nothwendig, bei gtößeren aber muß es dem Waldbeſitzer und dem Geftraften 
zulommen. 

Außer Geld und Gefängnißftrafen kommt beim Forftrügewefen auch noch 
Strafarbeit vor, wenn eine Gelbftrafe nicht bezahlt werben kann. Die Wirkung 
der Geloftrafe wird durch eine folhe VBerwanblung namentlich bei ber ländlichen 
Bevölkerung zwar bedeutend abgeſchwächt, wenn die Lohnsſätze, wie häufig gefchieht, 
zu body gegriffen werben; dagegen werben buch eine foldhe Mittelftufe die Ge⸗ 
fängnißftrafen vermindert, was etwaige Nachtheile wieder vollftändig ausgleichen 
bärfte, fofern Vorforge getroffen iſt, daß die Strafarbeit nicht zur Verzögerung 
des Strafvollzugs benügt werben kann. — Die Höhe der Strafen wird am 
richtigften bemefien nad dem Werth des gefrevelten Gegenſtandes und nach ber 
Größe des geftifteten Schadens, wenn noch nebenbei ein ſolcher verurfacht wurbe. 
Bei unerlaubter Wegnahme von Leſeholz und ähnlichen geringen Freveln ift ge- 
wöhnlic die Strafe gleih dem Werth des Entwendeten; bei bebeutenderen oder 
erjhwerten Freveln fteigt fie ftufenmweife bis zu einem gewiſſen Mehrfahen des 
Werths und des Schadens. Der Maßſtab, welcher bei Berwanblung von Geld— 
ftrafen in Freiheitsſtrafen angewendet wird, ift ins Geſetz aufzunehmen, doch iſt es 
zwedmäßig, wenn dem Richter dabei einiger Spielraum gelaffen wird. — Außer 
der Strafe ift dem Frevler noch der Erfag des Entwendeten und bes geftifteten 
Schadens aufzulegen. In dem Geſetz felbft ſind Vorſchriften darüber zu geben, 
wie der Werth und Schaden in ven einzelnen Fällen ermittelt wird. Gewöhnlich 
muß für größere Bezirke mit gleichen Holzpreifen ein Regulativ aufgeftellt werben, 
welches den Werth ver dem Diebftahl ausgefekten Propufte nad Sortiment und 
Duantität enthält und von Zeit zu Zeit revibirt wird. — Die meiften Gefege 
ſprechen auch noch den Grundſatz aus, daß derjenige für die Strafe einzuftehen 
habe, in befien Interefie der Frevel begangen oder duch vefien Fahrläffigkeit der⸗ 
jelbe möglich gemacht wurde, 3. B. bei Weivercefien, Frevel durch Kinder ꝛc. — 
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In einzelnen Ländern befteht als minder zwedmäßiges Straffuftem ein feftftehenver 
Straftarif, wonach alle Bergehben einer Kategorie ohne befondere Rüdfiht auf 
ven Werth des Entwenveten mit einer gleich hohen Strafe belegt werben. — Sehr 
wichtig find noch die Unorbnungen, welche einen rafhen Strafvollzug fihern; 
fowohl bezüglich der Geld- und Freiheitsſtrafen, als auch insbeſondere der Straf- 
arbeiten. Es ift daher zwedmäßig, wenn er mit Ausſchluß der Waldeigenthümer 
den Staatsbehörden übertragen iſt. — . Strafnadhläffe im Wege der Gnade, 
namentlih allgemeine Amneftie find fo viel möglich zu befchränfen, weil fonft vie 
Waldungen bei außerorventlihen Ereigniffen gar zu leicht aufs Neue angegriffen 
werden. — Unterfuhung und Beftrafung ſämmtlicher Walpfrevel, ohne Rüdficht 
baranf, in welchen Walbungen fie begangen wurden, follte ausfchließlic ven Ge⸗ 
richten übertragen fein. 

VIII. Ueber die Befteurung ver Waldungen nur einige Worte. Wo bie 
Waldwirthſchaft nicht frei gegeben if, da muß bei ver Beſteurung des Waldes 
weſentliche Rüdficht hierauf genommen und eine möglichft nievere Steuer aufgelegt 
werben. Wo bie Waldwirthſchaft aber ſich frei bemegen kann, da iſt das im —* 
repräfentirte Steuerkapital nur nach der Ertragsfähigkeit von Klima, Tage und 
Boden zu bemeflen; denn fobald man ven Holzbeftand mit in Betracht zieht, 
fommt der haushälterifhe Wirth viel härter weg, als ber verſchwenderiſche. Wird 
der Boden durch die Schuld des Befigerd ertraglos, fo darf dies fein Grund fein, 
bie Steuer aufzuheben. Bei den Holzpreifen ift namentlich vie mehr oder minver 
ſchwierige Zugänglichkeit der betreffenden Waldparcellen in Betracht zu ziehen, weil 
durch vermehrte Sransportloften die Preife am Ort der Erzeugung berabgebrüdt 
werben. Die Betriebsart, Umtriebszeit, vie Art ver Berwerthung müſſen nach ven 
örtlichen Verhältniffen in ver Weiſe feftgeftellt werben, wie fie bei haushälteriſchen 
Wirthſchaften fich finden. 

IX. Die Grundſätze, welde ber Berwaltung der Staatsforfte in 
Anwendung kommen follen, find natürlich ebenfo verfchteven, je nachbem im Lan 
ein Ueberfluß over ein Mangel an Holz befteht; in erflerem Fall läßt fih eine 
theifweife Veräußerung der auf gutem Feldboden gelegenen Waldflächen zum Zweck 
der Ausrodung empfehlen, doch fol dies nur allmälig gefchehen. Im Uebrigen 
muß die Staatsforftverwaltung beftrebt fein, fo wenig als möglich mit den Privat- 
walpbefigern zu konkurriren, alfo hauptſächlich die Waldungen im Femel⸗ ober 
Hochwald mit höherem Umtrieb zu bewirthichaften; ven Lokalen Markt den Privaten 
überlaffen und mehr darauf bedacht fein, die Erzeugniffe ihrer Waldungen auf 
indireftem Wege zu verwerthen, wobei die Errichtung von Glashütten, Eifenwerken 
und fonftigen bolzverzehrenden Werken eine Hauptrolle fptelen. Bei entgegengefetten 
Berhältnifien ift eben fo fehr die Einhaltung des möglichft höchſten Umtriebs 
geboten, weil dadurch allein dem Boden die höchſte Holzmafie abgewonnen wird. 
Die Nebennugungen in den Waldungen find auf das geringfte Maß zu rebuciren 
oder ganz. zu befeitigen. Bei Berwerthung ver Holzprodukte ift nicht der möglichft 
höchſte financielle Gewinn, fondern der größte Nuten für bie Gefammtheit anzus 
ftreben; von dieſem Geſichtspunkte aus iſt namentlich inbuftriellen Unternehmungen, 
welche einer größeren Zahl von Menſchen Beihäftigung geben, der nöthige Holz- 
bedarf zu mäßigem Preife zu fihern. Es ift die richtige Hiebszeit einzuhalten 
und kein friſch gefälltes Holz unmittelbar vor der Verbrauchszeit zu verkaufen. 

Die Organifation des Dienftes wäre am zwedmäßigften etwa folgende: 
As unterftes Glied der Wirthfchaftsführer (Revierförfter); er hat fomohl bie 
Anminiftretion der Stantsförfte, als auch die polizeiliche Aufficht über die übrigen 
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Waldungen und die wirthfchaftlichen Berrichtungen in venfelben zu beforgen, foweit 
fie ihm obliegen. Reviere von 10-—15,000 Morgen gehören ſchon zu ven größeren, 
der Waldbeſitz darf dann nicht fehr zerfplittert fein, weder nach der Zahl ver 
Eigenthümer, noch der Örtlichen Tage. Wird über einzelne Kategorien des Wald⸗ 
eigenthums nur eine allgemeine polizeiliche Beanffihtigung verlangt, fo kam je 
nach deren Ausdehnung obige Fläche noch ziemlich vermehrt werden. Die nächfte 
Dienftftufe bildet der Yorftmeifter, weldher 8—12 Reviere übermaden kann, ob 
die gefeglichen, abminiftrativen und miffenfchaftlihen Vorſchriften in ſaͤmmtlichen 
Waldungen beobachtet werben. Die Grunvfäge der Wirthſchaft find von biefem 
Beamten in Gemeinfhaft mit ven Nevierförftern zu berathen und feftzuftellen. 
Ein forftliches Kollegium als verwaltende Sentralftelle für die Staatswaldungen 
ift nicht nöthig, es genügt ein technifcher Referent im Minifterium. Dagegen 
verlangen wir. für die Forſtpolizei ein eigenes Kollegium, welches fämmtlihe Wal⸗ 
dungen unter feine Aufficht zu nehmen und auch die leitenden Grunbfäge für bie 
Staatswalbungen zu prüfen und zu genehmigen bat. Das Kaffenmwefen ift getrennt 
zu halten und ven technifhen Beamten jeve Gelverhebung zu unterfagen. Die 
Berwerthung der Produkte tft aber dennoch ausſchließlich in ihre Hände zu legen. 
— Für den Forſtſchutz bedarf man keine technifch-gebilneten Leute; es genligt, 
wenn fie zuvor mit dem mechaniichen Theil der vorkommenden Walvarbeiten ver- 
traut find. 

Literatur: Pfeil, Grundfäge der Forfiwirtbichaft in Bezug auf National: 
Ökonomie und Staatsfinanzwirthſchaft. Leipzig 1822. Feiſtmantel, Darftellung 
des Forſtweſens ale Staatsaufgabe. Wien 1837. Hundeshagen, Enchklopädie 
der Forſtwifſſenſchaft. 3. Auflage Tübingen, 1840. III. Band Forſtpolizei. 
Cotta, Grundriß der Forſtwiſſenſchaft. 4. Auflage. Dresden 1849. $. 328 
bis 334. ‚von Berg, tanteferftwirtäßhaftstehre. leipzig, 1850. Fiſchbach, 
Lehrbuch der Forſtwirthſchaft. Stuttgart, 1856. 8. 331—868. Forſtgeſetz für 
das Großberzogthum Baden mit Vollzugsverordnungen und Inftruttionen. Karls⸗ 
ruhe 1836. (Enthält noch zu vieles technifche Detail.) Geſetz über die Beauf- 
fihtigung der Privatwaldungen des Großherzogtfums Baden vom 27. April 
1854. Baieriſches Yorfigefet vom 28. März 1852, erläutert von K. Brater. 
Erlangen, 1855. Defterreihifches Forſtgeſetz vom 3. Dezember 1852, abge- 
drudt in Grebner, die Forſtwirthſchaftslehre. 1. Theil. 2. Auflage. Wien 1854. 


€. diſchdach. 


Fortescue. 


John Fortescue war es, der zuerſt das Vorbildliche der engliſchen Rechte- 
und Staatöverfaffung genau erkannt und ſchon in ſpekulativer Weiſe ven modernen, 
Yonftitutionellen Staat begründet hat. 

Abſtammend von altem Gefchleht, das feinen Urfprung auf den Schildträger 
Wilhelms des Normannen, wie ver Name zeigen foll, zurädführt, wurde F. wahr- 
fheinlich nahe dem Ende des 14. Jahrhunderts zu Rorreis, Pfarrei North⸗Huish 
in Devonſhire, geboren, wo das Erbgut feiner Mutter Ing. Als fein Bater wire 
Sir Iohn Fortescue angegeben, der von Heinrich V. wegen Auszeichnung in fran- 
zöſiſchen Kriegen die Ritterwürde erhalten hatte und zum Statthalter von Meaur 
ernannt worden War. 

Ueber die Erziehung F.'s tft nicht mehr bekannt, als daß er erft auf der 
hohen Schule zu Orford und dann im Lincoln’s Inn feine Rechtöftudien machte, 
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wo er von 1424 bis 1429 als einer ver Vorſteher genannt wird. Zu Michaelis 
bes leßtgenannten Jahres erhielt er ven Grad eines Serjeant-at-law und erfcheint 
von nun an als thätiger Anwalt, wie aus den Gerichtöprotofollen jener Zeit 
(Year Books) erfichtlich ift. Im 18. und 19. Regierungsjahr Heinrichs VI. (1422 
bis 1461) präfidirt er den Affifen im Norfoll-Diftrit (circuit). Mit welchem Ernfte ' 
ſich F. feinem Berufe bingab, zeigt am beften, daß er unmittelbar vom Anwalt 
1442 zum Borfigenven eines der 3 oberften Gerichtähäfe des Königreichs, King's 
bench, erhoben wurve. In dieſer Stellung finden wir ihn bis Oftern 1460, 

Mittlerweile war in England der Krieg der beiden Roſen (1453—-1486) 
ausgebrochen. Bisher hatte fih %. als vorzüglichen Juriſten und Richter gezeigt; 
jest erſcheint er als politiicher Charakter durch unverbrüdliche Anhänglichkeit an 
ven legten Gewährsmann alles Rechts im Staate, ven König. Bei der Schlacht 
von Tomwton 1461 war F. anweſend und floh nach verlorener Schladht mit dem 
König Heinrich nach Schottland und dann nad Wales. In diefe Zeit voll Wirr- 
niffen fällt wahrfcheinlih vie Ernennung F.s zum Kanzler. Doc ſcheint er nie 
wirklich Kanzler geweien zu fein, fondern nur ven Titel erhalten zu haben. 

Durd den Ausfprud des erften Parlinments Edmunds IV. verlor F. wegen 
Hochverraths alle feine Befigungen. Um das Jahr 1463 befand er ſich mit ver 
Königin und dem Kronprinzen auf dem Kontinent in der Landſchaft Berry unter 
mißlihen Umftänden, wie ans feinem Briefe an den Grafen Ormond, damals in 
Portugal fih aufhaltend, heroorgeht. Hier, fcheint es, ſchrieb er für bie Erziehung 
des Königsſohns fein Hauptwerk: De Laudibus Legum Anglie. Um 1471 tebrte 
er mit der Königin nad England zurück. In der Schlacht deſſelben Jahres bei 
Tewkesbury gerieth er in Gefangenſchaft, entging jedoch dem Schidial des Haufes 
Lancafter. Nah dem Tode feines Königs und feines Zöglings war weiterer 
Widerftand gegen das berrfchende Haus York nutzlos. Sicherlich war e8 aber nicht 
etwa bios das Verlangen nad den verlorenen Beſitzthümern, fonvern die Macht 
der Umftände und der ‘Drang, dem zerrütteten Vaterland zu bienen, welche ibn 
bewogen, fih nun mit Eduard IV. auszujöhnen. 

Wie F.'s Geburtsjahr, fo ift auch fein Sterbejahr ımbefannt. Ende 1476 
wird er als Oberrichter (Chief justice) in ven gleichzeitigen Urkunden das letzte 
Mal erwähnt. Er foll 90 Jahre alt geworben fein. Sein Grab befindet ſich auf 
feinem noch der Familie gehörigen Lanpfige zu Ebrington in ©loucefterfhire. 
Sein Geſchlecht blüht noch in ver Linie des Viscount Ebrington und des Grafen 
Fortescue. Die Seitenlinien des Grafen Clermont in Irland ift erlofchen. 

Die eben gegebene Lebensftizze ift hanptſächlich auf die verläffigen Angaben 
von Edward Foß (The judges of E. 1851 T. IV. p. 308 u. f.) gebaut. 

5. ſchrieb ein Buch über abfolute und beſchränkte Monarchie und ein Pamphlet 
(Declaration) äber vie damals ftreitigen Anrechte zur Krone. Das Wert aber, 
welches hauptfächlich feinen Ruhm begründete und jett noch nachhaltend auf die 
Gegenwart einmwirkt, ift das ſchon erwähnte, urſprünglich lateiniſch gefchriebene 
Bud: De Laudibus Leg. Anglie, in Form von Geſprächen zwifhen Kanzler 
und Prinz. Die befte Ausgabe des Buches ift die mit einer englifchen Ueberſetzung 
von 1775 und Noten von Amos (Cambr. 1825). 

Nachdem F. im Eingang vie Umftänve, unter denen vie Geſpräche entflanden, 
angezeigt, unter Hinweiſung auf den Bürgerkrieg ver Häufer York und Lancafter, 

iebt er als nächſte Beranlafjung verjelben an, daß ver Kanzler des Vaters des 
ringen, d. h. er ſelbſt, unlieb wahrgenommen, wie diefer fi ausſchließlich 
friegeriihen Uebungen, Reiterkünſten und Waffenfpielen, hingab. Ex wendet fid 
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innungen und über andere ‘Theile des Rechtslebens ungeachtet einzelner Ueber⸗ 
treibungen unerreiht. Daß Einzelne nad ihm durch Ueberhebungen unmefentlicher 
Theile des englifhen Rechts fich Tächerlich machten, ift fo wenig die Schuld F.'s, 
als die Montesquien's, Delolme's oder Palgrave's. Darin, daß F. nur das Rt 
ins Auge faßt, liegt aber auch feine Schwäche. Die felbftftändige Bedeutung ver 
Berwaltung liegt ihm fern; ebenfo das große Ziel der kontinentalen Staatsphilo- 
ſophie, die Einheit aller Staaten als politifche Aufgabe zu erfaffen. 


Forum, ſ. Gerichtsſtand. 
Fourier, ſ. Socialiſten. 


Fox. 


Charles James For, geboren ven 24. Januar 1749 zu London, war ber 
dritte Sohn des erften Lord Holland, deffen Vater Sir Stephen For bie Familie 
gegrünvet. “Der -aufgewedte Knabe zeigte ſchon früh die Gabe der Diskuffion, 
die ihn fpäter jo berühmt machen follte. „I found Charles very pert and very 
argumentative“ ſchreibt fein Vater von dem Fünfjährigen. In Eton und Orforb 
befhäftigte er fich beſonders mit Klaffitern, für die er im bewegteften politifchen 
Leben ftets eine große Neigung behielt; mit den neuern Sprahen machten ihn 
feine Reifen auf dem Kontinent befannt. In der Geſchichte leidlich bewandert, hatte 
er fonft wenige Kenntnifje, Philofophie verachtete er, politiſche Dekonomie lang: 
weilte ihn. Schon auf ver Univerfität gab er fi dem ausgelafjenften Leben bin, 
und ſetzte dies, namentli das Spiel, auch fpäter in einem Maße fort, das felbft 
der frivolen Nachſicht ver Barifer Gefellichaft Auftoß gab. Noch ehe er das geſetz⸗ 
mäßige Alter von 21 Jahren erreicht, ward er ins Parlament gewählt und trat 
nach jeinen Familientraditionen auf die Seite der Tories. Sein Rebnertalent zog 
fofort allgemeine Beachtung auf fih, als er mit großer Heftigkeit für die Aus- 
ftoßung Wilke's fprah und das Miniftertum fuchte dieſe glänzenden Gaben für 
fih zu gewinnen, indem es ihn 1770 zum Lord der Admiralität ernannte. Nach- 
dem er 1772 feine Stelle wegen einer vorübergehenden Differenz mit dem Premier 
aufgegeben, ward er 1773 Lorb ver Schatlammer, verlor aber dieſen Plas ſchon 
1774 wegen eines ernftern Zwiftes mit Lord North. 

Diefer erfte propäbeutiihe Zeitraum feiner parlamentariihen Wirkſamkeit 
ftellte die großen redneriſchen Gaben von F. bereits in ein helles Licht, aber er 
war noch Teine felbftftändige Perfünlichkeit, er folgte ven Grundſätzen, in denen er 
aufgewachfen war, er hatte noch Feine eignen. Indeß fchon während biefer Zeit 
blieb fein offener und wahrheitliebender Geift nicht blind für die Schwächen feiner 
Partei, und die fih enger knüpfende Freundſchaft mit Burke, ver ihn ftets mit 
Stolz feinen Schäfer nannte, öffnete ihm immer mehr die Augen. Schon 1772 
verzichtete er auf feine Stelle, um gegen die „königliche Heiratsakte“ zu flimmen, 
„was im Amt zu thun ich mich hätte fchämen müflen“, feine Entlaflung 1774 
befreite ihn von den Berbinblichleiten gegen das Meinifterium, der Tod feines 
Baters im felben Jahre von denen gegen feine Familie So ſtand er unabhängig 
da, als der große Kampf mit Amerika begann, in welchem er an ver Seite Burfes 
die ganze Macht feiner Beredſamkeit entfalten ſollte. In dem neuen‘ Parlament 
(1775) trat‘ er fofort bei der Adreßdebatte lebhaft gegen bie Regierung auf. Die 
beiden Freunde unternahmen ihren Krieg gegen das Minifterium North unter ben 
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fafſiing der klaſſtſchen Politiker fteht die Anfchauung ber germanifch-chriftlichen 
Schriftfteller im ſchroffften Gegenfag. Indem viefe den Staat vor Allem auf das 
Recht gründen, können fie doch wieder vie Autorität des Ariftoteles für fi an- 
fren, ver ſich über die Bedeutſamkeit des Rechts trefilih ausgeſprochen hat: 
„Das Recht ift die beharrliche Vernunft, frei von allen Regungen der Willkür.“ 
Während er den Monarchen ungebunden von Geſetzen berrichen läßt — einen 
andern" Begriff bat Ariftoteles nicht von ver Monarchie —, fieht er doch in ver 
Herrſchaft der Gefege eine göttlihe Herrſchaft, in der bloßen Herrfchaft eines 
Menſchen aber immer au die eines Thieres. An einem andern Ort (in V ad 
Nieomachum) ſtellt er deßhalb fogar ven Sat auf, was durch Geſetze geregelt 
werben könne, ſolle nimmermehr ter Perfönlichkeit eines Richters freigelaffen wer- 
den. Un dieſen Sag Inüpft au Dante (de monarchia) feine Auffaflung vom 
Stante an und St. Thomas von Aquin, auf ven fih F. zunächſt ſtützt, fpricht 
mit Entſchiedenheit aus, ein Königreid folle fo eingerichtet fein, daß der König 
nicht die Freiheit babe, fein Boll zu tyrannifiren. Auf diefen Satz gründet num 
F. hauptſächlich feine Theorie des „politiichen Königthums“ oder des modernen 
Rechtsſtaats, welcher letztere Begriff freilih bis heute jo mande Mißdeutung 
erlitten bat. Dabei weift F. vor Allem nah, daß die oberfte Gewalt in ver 
„politiſchen Monarchie“ ala einer Miſchung von Bafllie und Politie keine ge⸗ 
ringere ſei, als in der blos regalen ohne Einfchräntung. Hier habe ver Machthaber 
nur bie Freiheit voraus, Schlimmes zu thun. 

Die von %. aufgeftellte Theorie ver Föniglihden Prärogative war von 
bedentendſtem Einfluß auf die fpätere englifhe Staatsgeſchichte. Die- Säge, daß 
der König ohne Einwilligung des Volks weder Gefege ändern, noch Steuern 
auflegen könne, wurden golitifhe Ariome, die bei allen wichtigen Fragen Autorität 
waren für Parliament und Gerichte. (Siehe Amos zu Kap. IX.) Der von F. 
feinem Zögling gegebene Rath, nicht in eigener Perſon zu Gericht zu figen, wurde 
ein Stützpunkt für den Tonftitutionellen Sag, daß der König öffentlich nicht 
handeln fol ohne vie Mitwirkung eines verantwortliden Mintfters (without the 
agency of some responsible minister). Siehe Amos zu Kap. VIII. 

Der große Yortfchritt, ven F. über die früheren Staatsanfhauungen gemacht 
hat, liegt aber bauptfählih darin, daß er die Spefulation anf ein beftimmtes 
Land firirt bat. Allerdings bat vaffelbe auch ſchon Cicero unternommen, indem 
er fein Ideal vom gemifchten Staat in der römifchen Verfaſſung zu finden glaubte. 
Indem er aber die theoretiih an die Spike geftellte Töniglihe Gewalt als ein 
Abftraktum Hinftellte, verfannte er völlig vie weltgefchichtlihe Bedeutung des zu 
feiner Zeit eingetretenen perfönlichen Königthums als einer felbftftändigen Inftitution. 
Mit weit befierem Grund flieht 5. im englifhen Staat fein Ideal vom gemifchten 
Staat ald Dominium Politicum et Regale (Kap. 9 und 13). Ebenfo bat Cicero 
zwar aud das Recht in den Begriff des Staats ſchon aufgenommen — eine 
Dereinigumg von Menfhen ohne Rechtsgemeinſchaft führt nicht zum Staate —; 
dabei fieht er jevoh als Staatsmann etwas vornehm auf das Recht herab und 
hat es nicht der Mühe werth gehalten, vaflelbe vollftändig im Einzelnen kennen 
zu lernen. Freilich rühmte er fi, es fet ihm ein Seichtes, in zwei Monaten eine 
wiſſenſchaftliche Kenntniß des Rechtes ſich anzueignen. 

In der' Hervorhebung des Gerihtswejens in allen feinen Theilen für 
ben Staat ruht vor Allem vie Bebentung F.'s und der publiciftiihen Schule in 
England überhaupt. Heute noch find die Darftellungen F.'s über die Entftehung 
ber Gefege, über pas Gefchwornengericht, über vie Rechtserziehung in den Gerichtd- 
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feinem ſekundären Unterhänpler geheime Mittheilungen und ertheilte ihm Inftrul- 
“tionen, die er feinen Kollegen vorenthielt. Als F. Beweiſe für Shelbume's Ber: 
fahren in Händen hatte, fah er, daß unter folden Umftänven, vie dem Scharfblid 
von Bergennes und Yranklin nicht entgehen konnten, ein günftiger Ausgang ber 
Berhandlungen nicht möglich fei; er hatte fchon den Entſchluß gefaßt ſich zurüd- 
zuzieben, als der Tod Rodinghams vie Whigs ihrer Hauptftäte im Kabimet beraubte. 
F. präfentirte ven Herzog von Portland als Nachfolger, ver König aber ernannte 
Shelburne, worauf %., Cavendiſh und Burke ihre Entlafjung gaben. Dies war 
von einem großen Theile ihrer Partei nicht gebilligt und mehre Whigs blieben 
im Kabinett. Der Zabel trifft aber, was F. anlangt, nicht fowohl den Schritt 
jelbft, ald die Weife feines Verfahrens. Hätte er nur erklärt, aus erwähnten 
Grunde nicht unter Shelburne dienen zu wollen, fo wäre er in vollem Rede 
geweien und hätte durch feine Umentbehrlichleit vielleicht geflegt. Aber indem er 
jelbft einen Premier machen wollte, und zwar dazu einen Mann erfor, deſſen 
einzige Empfehlung fein Rang war, griff er ungeſchickt in vie Töntgliche Prär: 
gative ein und verurfadhte eine Spaltung in feiner Partei, vie unbeilvoll auf ben 
Gang der äffentlihen Dinge wirkte. 

Die unmittelbare Folge diefes Schrittes war die Koalition mit Lord North, 
bemfelben, deſſen Bolitit er jahrelang fo erbittert bekämpft, gegen Shelburne, 
weldher im Parlament nur von Pitts jugendlicher Kraft geſtützt, gegen vielen 
ungleihen Angriff ſich nicht halten fonnte. Als bie Friedenspkäliminarien, welche 
nicht anders als ungänftig fein Tonnten, vem Parlament imitgetheilt wurden, fegt 
bie vereinte Oppofition ein Tadelsvotum gegen das Mintfterium durch, vor we: 
chem ſich vafjelbe zurüdzog. Nach langem Zögern beguemte ſich der König, deſſen 
Abneigung gegen F. durch bie etwas berausforbernde Bertrautheit des Prinen 
von Wales mit vemjelben nur gewachſen war, zum SKoalitionsfabinet, in dem $. 
feine frühere Stellung wieder einnahm. Wenn fein Rüdtritt 1782 als ein poli 
tiſcher Fehler angejehen werden mochte, jo wird feine Verbindung mit North in 
der Oppofition wie im Minifterium kaum einem fchärfern Tadel entgehen, ver 
feinen Charakter trifft. Man hat ihn damit entſchuldigen wollen, daß es ncth- 
wendig geweſen, dem perfünlichen ungebührlichen Einfluß des Königs eine neu 
parlamentarifche Union entgegenzufezen, aber dieſe war aus bilparaten Elementen 
gebildet und funnte ven König nur erbittern, nicht bezwingen; wenn ferner bie 
Friedensunterhandlungen ein ungünftiges Ergebnif zeigten, fo traf bie Schul 
fiher nicht Shelburne, fonvern 5.3 jetzigen Kollegen, North. In Folge jenes 
Tadelsvotums war Bergennes mißtrauifh gegen F., deſſen angeftrengte Beni: 
hungen feine wefentlihen Aenderungen ber Friedensbedingungen herbeizuführen 
vermochten. F. felbft anerkannte, daß fein Verfahren nur durch den Erfolg geredt- 
fertigt werben könne, aber ver Erfolg dieſer Partetintrigue war kurz umd ba 
Nachtheil ſchwer für ihn, denn mittelbar bahnte er auf biefe Weife feinem Reben: 
bubler Pitt den Weg zur dauernden Macht. Der Friede warb gefchlofien, einige 
innere Mafregeln gingen dur, aber nur zu bald fand der König Gelegenheit, 
die verhaßte Herrichaft der Koalition abzufchätteln durch die berühmte In: 
diabill. 

Die Mißregierung in Indien war durch die Gewaltmaßregeln der engliücen 
Protonfuln zu einem erfchredenven Grave gebiehen, dazu herrſchte in London burd 
die Uneinigfeit zwifchen Direktoren, Eigenthümern und Kabinet volltommene Ar 
archie in der Leitung der innern Angelegenheiten. Schon Chatham hatte währen: 
feines zweiten Miniftertums ven Plan zu einer großen Reform biefer Verhältnift 
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gefaßt, North's Maßregel von 1773 verfehlte ihre Wirkung, F. nahm dieſe Ideen 
in einer umfaſſendern Weiſe auf. Bon dem unzweifelhaft richtigen Gefichtspunkte 
ausgehend, daß jede Reform dahin zielen müſſe, Indien unter die Botmäßigkeit 
ver engliſchen Regierung zu bringen und fo wahrhaft mit dem britifchen Reiche 
zu vereinigen, ſchlug er vor eine Behörde von 7 Direktoren zu bilden, denen bie 
Macht der bisherigen Direktoren der Geſellſchaft übertragen werben folle; ihnen 
zur Seite follten 8 andere ftehen, um vie Handelsbeziehungen der Eigenthümer 
unter ihre Obhut zu nehmen. Alle 15 follten auf 4 -Iahre vom Parlament 
ernannt werben, ſpäter follte der Krone das Recht zuftehen vie Direktoren zu 
ernennen. Man ift zu weif gegangen, wenn man bie Bill als ein reines Partei- 
mandver bezeichnet, wodurch F. die Oberhoheit der Whigariftofratie über die Mrone 
babe fihern wollen, aber es zeigt fih bier die für feine ganze Perfönlichkeit fo 
harakteriftiihe Mifhung von humanen Tendenzen und Parteiabſichten. Es ift 
nicht zu bezweifeln, daß die fchreienden Mißbräuche in Indien ver Beweggrund 
waren die Sache anzufaffen; in feinen Briefen wie in feiner berühmten Rebe je 
die BIN zeigt ſich dies unmiberleglih, und man möchte ihn faft einer edeln 
vorficht zeihen, ein jo gewaltiges Wert mit den ungenügenven Kräften des Koali- 
tionstkabinets unternommen zu haben. Aber in ver Geftalt der Mafregel, die er 
vorfchlug, tritt wieder ganz der PBarteimann hervor; wenn die Krone fpäter das 
Recht Haben jollte die Direftoren zu ernennen, warum es ihr: nicht gleich geben? 
Die Ernennung durch das Parlament aber warf vie ganze „patronage“ von 
Indien auf eine Generation in vie Hände ver Whigs. Je tiefgehenver diefe Reform 
war, deſto einfchneivdender verlegte fie die Intereffirten und mit ihnen verbanden 
ſich 5.8 politifche Gegner, vor allem der König, zu feinem Sturze. Nachdem bie 
Bill im Unterhans geflegt, fiel fie bei den Lords, als der König jeden der dafür 
fimme, für feinen perſönlichen Feind erflärt hatte. So verfaffungswibrig dies fein 
mochte und fo zweifelhaft Pitts Benehmen war, ald er das Miniſterium über- 
nahm, fo fehr ift F.'s Taktik zu tadeln, als er in bie Oppofition zurüdtrat. Hätte 
er ein Mißtrauensuotum beantragt, weil das neue Minifterium durch unerlaubte 
Einflüfle zur Macht gelangt, fo wäre er im Recht geweſen; aber er beftritt Pitt 
das Recht das Parlament in der Mitte der Seffton aufzuldöfen und ftellte ſich 
mit dieſer unlonftituttonellen Behauptung ins Unreht, Pitt löſte auf und die 
Wahlen gaben ihm eine ftarfe Majorität. Die großen Mängel feiner Indiabill, 
pie F. logiſch fo richtig ihm vorwarf, haben fi) weniger fühlbar gemadt, da die 
perfönliche Megierung des großen Reiches der Geſellſchaft fi zu ihrem Vortheil 
änderte; hiezn trugen gerade F. und feine Freunde (vgl. den Art. Burke) durch 
ihren großen Kampf gegen Haſtings wejentlih bei und erreichten fo indirekt den 
Zweck, auf den ihre Indiabill ging. 

Wenn F.'s Oppofttion gegen Pitts Bill nicht erfolgreih war, fo war fie 
eben jo falſch als unglädlich gegen die weifen Finanzmaßregeln des jungen 
Premiers, den Zilgungsfond für die Bffentlihe Schuld, Verminderung einiger 
Haupteingangszölle und ben Hanbeldvertrag mit Franfreih. Der Gegenftann des 
heftigſten Kampfes beider Gegner in dieſer Periode war vie Regentfchaft, als 
1788 der König ven Berftand verlor. %., mit dem Prinzen von Wales eng be- 
freundet, behauptete dieſer ſei ipso jure Regent, Pitt ver ihn ebenſo fehr fürchtete, 
wollte ihm fein größeres Recht dafür einräumen, als irgend einer andern Perfon. 
Es war eine wunderbare Vertaufhung der Rollen: ver Minifter der Krone eiferte 
dafür, daß dit Fürſten ihre Macht nur vom Bolfe und deſſen Vertretern ableiten 
fönnten, der Führer der Dppofition ſprach für das Mecht des königlichen Prinzen. 


s 
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Die Geneſung des Königs endete den Streit und die Zeit war gekommen, wo 
alle dieſe innern Differenzen zurücktreten ſollten gegen den großen Kampf um die 
franzöſiſche Revolution und Englands Stellung zu derſelben. 

Es iſt bekannt, daß F. die Revolution enthuſtaſtiſch begrüßte, er nannte ſie 
die größte und beſte Begebenheit und ließ dem Herzog von Orleans ſagen, daß 
alle ſeine Voreingenommenheit gegen eine Verbindung Englands mit Frankreich 
verſchwunden ſei. Er hielt feſt an ſeinem Glauben, als der Lauf der Revolution 
fich ſchon entſchieden gegen die Monarchie gewandt hatte und obwohl er geſtand, 
daß die Franzoſen ihr möglichſtes thäten um den Namen der Freiheit der Welt 
verhaßt zu machen, ſo meinte er doch, die europäiſchen Deſpoten zeigten fich noch 
bei weitem ſchlimmer. „Kein Ereigniß“, ſchreibt er, „ſelbſt nicht Saratoga und 

orktown, bat mich fo erfreut als die Flucht der deutſchen Invafionsarmeen.“ 

er Bruch zwifchen ihm und Burke warb ſchon beſprochen (vergl. ven Art. Burke), 
er machte der Geftalt ver Whigpartei, wie fie feit ver Thronbefteigung Georgs II. 
beftanden, ein Ende und fpaltete fie in Burkiten, Foxiten und Radikale. Zwifchen 
ben erften beiden ſtand Pitt in vorfichtiger Mitte, eine 1792 verfuchte Koalition 
mit For ſcheiterte, weil letterer Pitts Rüdtritt vom Schagamt verlangte. Weber 
in der auswärtigen Politit noch in den meiften innen Mafregeln, die mit ber 
Revolution zufammenbingen, feine libel Bill von 1792 ausgenommen, wird man 
F. beipflichten können; feine oft leeren Dellamationen wurben dadurch widerlegt, 
daß die Nation, welche fih in ihren theuerften Gütern bedroht ſah, fih mit un- 
wiverftehliher Macht auf die Seite Pitte warf; 1794 trennte fi von F. der 
größte Theil der Whigs, die nad feinem Bruce mit Burke noch auf feiner Seite 
geblieben waren, und trat zu Pitt. Bon nun an ſtand er an ber Spike einer 
Heinen Schaar, die in jeder Abftimmung gefchlagen warb, aber die, wie fich nicht 
äugnen läßt, glänzende Talente in ſich vereinigte; ex fchreibt felbft „wenn meine 
Parteilichkeit mich nicht täuſcht, jo iſt unfer Vortheil in der Debatte ebenfo groß 
gemefen, als der des Gegners bet der Abftimmung.“ 

1798 zog er fi vom Parlamente zurüd, weniger aus Taktik, als aus Mip- 
vergnügen über bie politiihen Verhältniſſe, und fprady bis 1801 nicht wieber. 
Nah dem Frieden von Amiens machte er eine Reife nad Frankreich, in beffen 
Hauptftadt er von der Gefellihaft wie vom erſten Konful die ausgezeichnetfte 
Begegnung erfuhr. Nah dem Fall des Addington'ſchen Kabinetes fcheiterte ber 
Berfuh Pitts, F. an feiner neuen Verwaltung Theil nehmen zu laffen, aber nad 
Pitts Tode fiel ihm in dem nun folgenden „Miniſterium aller Talente” eine 
Hauptrolle von felbft zu. Freilich nur auf gar kurze Zeit: es war ihm nicht vergönnt, 
feinen Wunſch, den Frieden mit Frankreich, erfüllt zu fehen; im Sommer 1806 
erfaßte ihn die Waſſerſucht und er ftarb am 13. September in Chiswid-Houfe. 
Rühmend find in biefer letzten Periode feines Lebens die Bemühungen, welche er der 
Abfhaffung des Sklavenhandels und der Erleichterung des Looſes ver Katholiken 
widmete, zu erwähnen. Die parlamentarifche Reform fand an ihm einen warmen 
Fürfprecher, obwohl er fidh nie mit ven Plänen der Radikalen befreundete; feine 
Rede von 1797 faßt feine Anfichten über den Gegenftand bewunberaswärbig 
zufammen. 

Wie bei Burke der politiihe Denker, jo überwiegt bei 5. der Redner ven 
praftifchen Staatsmann, Seine Rebe gehört ganz der Gegenwart, Unnittelbarteit 
war ihr größter Zauber. Wenn er fi) vorbereitet, warb feine Sprache gefeilt und 
froftig, deßhalb darf man ihn nicht wie Mafintofh mit Demofthenes vergleichen. 
Die wundervolle Schnelligfeit der Auffaſſung erfehte, was ihm an gebiegenem 
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Wiſſen abging, er ſprach ſich in ven Gegenftand hinein und bemeifterte ihn in 
ver Rebe. Als Debatter par excellence erkannte fein ſcharfer Blid fofort die Schwäche 
des Gegners; deßhalb war er in der Entgegnung am bedeutendſten, ſcharflogiſche 
Argumentation wie feiner Wis, Hare Auseinanderſetzung und gewaltige Inveltive 
ftanden ihm gleihmäßig zu Gebote, Spekulation und Phantafie waren feiner Rebe 
fremd, er liebte Anführungen ans ven Klaffitern des Alterthums und Englands, 
aber gebraudte jelten Metaphern. Diefe Eigentbümlichleiten bebingen es, daß feine 
Reden, wie fie auf uns gelommen, nur eine unvolltommene Vorftellung von dem 
Eindruck geben können, die fie auf die Hörer machten. — Sein Fragment über 
bie erften Jahre Jakobs IL. zeigt den gewiffenhaften Forfcher und den Staatsmann, 
der in der Luft der englifchen Freiheit groß geworben, bie hiſtoriſche Kunſt aber 
wird es nicht ſehr hoch ftellen. Genden. 


Fronten. 


Gewaltigen Einfluß übte — wie kein anderer germanifcher Bollsftamm — ber 
fränkiſche auf die ©eftaltung ver älteren Geſchichte des weiteren Baterlandes 
und die geiftige wie fittlihe Entwidlung in demſelben. Mehrfach verzweigt und 
bedeutend ausgedehnt tritt ex uns gleich von den erften Spuren feines Daſeins 
an entgegen. Ungefähr in den Gegenden um die Lippe kennt Ptolemäus vie Si- 
gambern, und dieſen im Norboft an der Norpfeite ver alsbald zu erwähnenden 
Chatten in den niederen Gegenden, ver Infel Batavia gegenüber, vie Chamaven. 
In Verbindung mit diefen erſcheinen auf ver peutingerifhen Karte eben die Si⸗ 
gambern an den Oftufern des Rheins, da wo er fi aus Einem Bette in mehrere 
Richtungen fpaltet, in feinen jumpfigen und waflerreihen Flächen, als vie erften 
Tranten. In langer Reihe an ven Ufern des Nieverrheins von ver Lippe bis zu 
feinen Mündungen, dicht an der Römergrenze, erftreden fich dieſe beiden Zweige 
fort, und nicht lange nad dem erften Vorkommen dafelbft trifft man den neuen 
Namen auch weiter ven Rhein aufwärts bis an die Alemannen ausgevehnt. Fran- 
ten erfcheinen gegen die Mitte des vritten Jahrhunderts bei Mainz Wenn nun 
auch von da an die beiden Hauptoölfer, die Sigambern und Chatten, 
unter dem Geſammtnamen der Franken !) zufammengefaßt werben, fo ban- 
bein fie dennoch wie früher noch lange Zeit als bejonvere und getrennte Völker: 
fie haben nur den Namen gemein, und ein von nun an unbeflegbares Streben, 
bie römifchen Länder zu verwäften, zu berauben, und in Befig zu nehmen. 

In der Geſchichte erſcheinen fortan ihre Zweige‘ befanntlih auch unter ber 
jonderen Namen. Bon ven Niederfranfen find namentlih hervorzuheben die 
Solier und Chamaven, von den Dberfranten die Ripuarier und die dattifchen 
Franken, in deren Urfigen fpäter als beſonders bezeichnetes Volk die Heflen vor- 
fommen. 

Das zunähft die Salier anlangt, find fie nichts anderes als vie Si⸗ 
gambern, vie fi) wie bemerft etwa von ver Lippe big zu den Chamaven erftredten, 
die nordwärts neben ihnen ſtanden, alfo noch eine beträchtliche Strede an ber 
Yfiel hinab. Bielleicht erhielten fie fogar von dieſem Fluffe ihren neuen Namen 
ale Salter. Bald festen fie Batavia und das Land bis über die Schelve, und 


1, Bal. die treffliche Darftellung von Zeuß, die Deutichen und die Nachbarftäinıme. S. 325 
bis 353, und Jakob Grimm, Gefchichte der deutichen Spracde. I. S. 512-564. 
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der roͤmiſche Kaiſer Julian traf fie bereits im Beſitze der Gegenden im Weſten 
der Maas. Ein Theil unterwarf ſich, und auch die andern blieben in ihren Sitzen. 
Als am Anfange des fünften Jahrhunderts Gallien den wilden Plünderungen der 
fremden Völker erlag, erhoben auch fie ſich zu glüdlihen Streifzügen gegen 
Weſten. Unberedhenbar waren ihre bald darauf errungenen Vortheile unter Chlodio, 
da fle in der gewohnten Richtung nad Weften ſich bleibend feftfegten, und nicht 
lange darauf herrſchendes Bolt in ver germaniſchen Welt wurben. Nah ihm wirb 
Meroveus genannt, von welchem das bekannte Königsgefchledht feine Bezeichnung 
führt. Sein Sohn Chilverich fette die Eroberung im Weften fort. Deſſen Sohn, 
ver allbefannte Chlodwig, wurde ver Gründer des gewaltigen fränfifchen Reichs 
durch Ueberwältigung aller ummohnenven fowohl fränkiſchen als nichtfränkifchen 
Bölkerfchaften. Verweilen wir nun einen Augenblid noch bei den erfteren. 

Die Chamaven traten weniger äußerlich hervorragend in ver Gefchichte 
anf, und find au vom Anfange des fünften Jahrhunderts an nicht mehr ge- 
nannt, aber ihr Name bat fi ohne Zweifel im Namen Hameland erhalten, des 
Gaues, der fi von der Spaltung des Rheins vie Yfiel hinab bis über Deventer 
erftredte, in venfelben Strichen, wo die Gefchichte das Volk zulegt nennt. Doch 
ift ein Rechtsdenkmal von ihnen erhalten, weldes ihren Namen zur Genüge vor 
dem lntergange fihert. Das frühere capitulare III anni 813 nämlich, welches 
fpäter von Pertz für ein Gaurecht von XZanten erflärt wurde, bat fih nad ven 
neueften Forſchungen von Gaupp 2 als ein Bolksrecht oder vielleicht beſſer gefagt 
Weisthum der chamaviſchen Franken berausgeftellt, und ift höchſt wahrjcheinlic 
auf dem durch vielfeitige gefeßgeberifche Wirkfamfeit Karls des Großen ausgezeich⸗ 
neten Reichötage zu Aachen im Oktober des Jahres 802 niedergejchrieben worden. 

Steht man ſodann fi) etwas bei den Oftfranfen um, und zwar zuerſt bei 
den Ripuariern, fo wurden ſie unter Befeitigung ihres in Köln berrfchenven 
Könige Sigebert und feines Sohnes Chloderich durch den genannten falifchen 
Eroberer Chlodwig veffen Reiche unterworfen, das dadurch einen nit unbeden⸗ 
tenden Zuwachs erhielt. Ihre Wohnfige erftredten fih nämlich auf beiden Seiten 
des Rheins vom Ardennenwalde abwärts, damals der ganzen Änßerften norbweft: 
lichen in niederen Hügelzägen fi bi8 an die Küfte fortfegennen Erhebung, auf dem 
öftlichen Ufer bis über die Ruhr, auf dem weftlichen bis zur Maas, mit der Haupt: 
ſtadt Köln und den beventenderen Orten Bonn, Aachen, Zülpik, Jülich, und auf 
dem rechten Rheinufer Werben an der Ruhr. Auch ihr Name wird fortbefteben, 
fo lange deutſche Rechtsquellen noch eine Geltung haben. Unter ihnen nimmt näm- 
lih das ripuariſche Volksrecht eine würdige Stelle ein. Nach einem mehrfach vor- 
tommenden Brologe fol dieſe Ler auf Betreiben Theodorichs J. von 511— 534 
von rechtskundigen Männern nad den beftehenden Gewohnheiten aufgezeichnet, 
jedoch von ihm felbft — um das Net mit dem Chriftenthum in Uebereinftim- 
mung zu fegen — burchgearbeitet, dann bie in demſelben Sinne von Chilvebert II. 
um 594 begonnene Korreltion von Chlotar II. von 613—622 vollendet, endlid 
das Ganze abermal von Dagobert I. von 628 - 638 renovirt worden fel. Unter 
Karl dem Großen wurden wie es fcheint übereinftinnmende Abfchriften verauftaltet, 
und er erließ im Jahre 803 ein zufägliches Kapitulare. 


2) Lex Francorum Chamavorum oder das vermeintliche Zantener Gaurecht. Breslau 1855. 
8. Dal. dazu Zöpfl die euua Chamavorum, ein Beitrag zur Kritit und Erläuterung ibree 
Textes. Heidelberg 1856. 8. 
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Bas endlich die hattifhen Franken betrifft, nimmt ſchon nach ben älteften 
Nachrichten das Land ver Chatten einen beventenden Raum ein, in der Form eines 
Dreiecks ausgevehnt, deſſen eine Spite um ven Taunus an den Rhein reicht, bie 
zweite im obern Werrathal liegt, und bie dritte unter ver Diemel bei ven früher 
erwähnten Chamaven und den Cherusken endet. Doch weicht der alte Einzelname 
allmälig dem neuen Geſammmamen ber Franken, und ragt nicht mehr in das fünfte 
Jahrhundert hinüber. Da waren ja die Oberfranten ſchon allein Herren ver ®e- 
genden am Rhein und an der Mofel. Der größere Theil ver chattifhen Franken 
nun ift über dem Rhein auf dem vaterländiihen Boden in den urſprünglichen 
Sigen und in ihren füdlichen Umgebungen zurüdgeblieben. Franken zeigt bie fol- 
gende Zeit zwifhen ven Sachſen, Ripuariern, Wlemannen und den erften Weſt⸗ 
flaven ausgebreitet vom Thale der Sieg und ber Diemel bis an die Murg und 
Enz, durd den Lauf des Kochers, der Jagſt und Zauber, des Mains bis in 
feine oberen Thäler an die Nebnig und die Werra. In diefem Umfange behnen 
fih die oſtfränkiſchen Gauen aus. Chatten haben fi alfo nicht blos über ben 
vaterländiſchen Boden hinaus verbreitet, fie haben im Vaterlande felbft eine er- 
weiterte Stellung eingenommen. Eine ausprüdliche Angabe freilih über vie Zeit 
dieſer bebeutenden Berbreitung nah Süden über ven Main bis in das untere 
Thal des Nedars giebt die ältere Gefchichte nicht. In fpäterer Zeit finden fi 
gerade in den Urfigen ber Chatten vie Heſſen, welche 720 zuerft genannt wer⸗ 
ven. Sie dürfen nun wohl aud für Nachkommen des alten Volles genommen 
werden. Ihr Landſtrich, der fih von der mittlern Fulda über vie untere Eder 
längs ver Wefer bis in das Thal der Diemel erftredte, und deſſen fünlicher Theil 
vorzugsweiſe fränfifche Bevölkerung hatte, war ein großer Frankengau an der 
Fulda und Wefer, wie das Grabfeld an ver entgegenfegten Abdachung zum Main, 
und der äußerfte Gau gegen vie feinplihen Sachſen. Die Bewohner biejes frän- 
kiſchen Grenzſtriches, als deſſen Vertheidiger fie umter befonverer Bezeichnung ge⸗ 
nannt werden mußten, wurben am einfachften wohl nad ihrem Gaunamen Hafft 
oder Hefli befannt, ver dadurch almäblig ale Volksnamen in Gebrauch ge- 
tommen: ift. 

Unter dieſen Abtheilungen des fränkiſchen Geſammtſtammes waren es, wie 
ſchon angedeutet wurde, die Salier, welche unter ihrem König Chlodwig das 
große fränfifhe Neich gründeten. Bon 486 an vernidtete er die Refte der rd- 
miſchen Herrſchaft zunächft unter Syagrius bis an die Seine und dann bis an bie 
Loire, jo daß er jeinen Sig nad Soiffons und fpäter nach Paris verlegen konnte. 
Im Jahre 496 erfolgte vie Unterwerfung ver Alemannen, wovon ſchon oben Band I 
©. 125 und 126 die Rebe war. Der nördliche Strich ihres Gebietes verſchwindet von 
da an namenlos in der Ländermaſſe des fränkiſchen Befiges. Kür vie Gefchichte aber 
ift nah mehrfachen Seiten hin viejes Ereignig von Wichtigkeit. In weld ein 
Berhältnig die Strede Landes, die von der Murg und Sur bis in die Gegenven 
des Donneröberges und Rheingaues hin zwifchen Rhein, Main und Nedar ſich 
ausdehnen mochte, zu den fränlifchen Eroberern getreten ift, läßt ſich bei dem 
Mangel genauer Nachrichten nicht im einzelnen beftimnen. Doch finden wir bald 
nach der Invaſion einen anfehnlichen Theil jener Gegend in fränkiſches Königs- 
ut verwandelt, und dad ganze Land trägt unverfenubar das Gepräge fränfifcher 
ationalität. Man muß mit dem Beilegten bier härter verfahren fein, als in dem 
ſüdlichen Theil Alemanniens, venn eine fcharfe Grenze in Sprache und Volks⸗ 
harakter trennt bis auf den heutigen Tag den Bewohner dieſſeits des alten Ale⸗ 
mannengebietes von dem jenfeltigen, ven baieriſchen und badiſchen Pfälzer von 

Bluntf@li und Brater, Deutſches Staats⸗Wörterbuch. III. ‚37 








578 Scanken. 
dem Elfäfler und tem „Schwaben” auf dem rechten Rheinufer. Der Kern ver 
alemannifchen Benöllerung warb wahrfcheinlih herausgedrängt und durch frän= 
kiſche Einwanderer erfegt: freie Franken nahmen in biefer Gegend Wohnfige 
ein, und diefe find die Grundlage ber pfälzifhen Bolksindividuali— 
tät geblieben. Allerdings mifchte ſich damit noch ein Reft romantfcher Bevoölkerung, 
der aud mehrere Jahrhunderte naher noch nicht ganz verfhwunden war. 3) 
Doch weiter in ver Ausvehnung des fränkiſchen Neiches durch Chlodwig. 
Durch den Sieg über die Weftgotben bei Bougle eroberte er 507 fat das 
ganze ſüdliche ihnen zugehörige Gallien. Nach weiteren drei Jahren envlich finden fich 
durch die verfchiedenften nicht gerade moraliihen Mittel vie legten ſaliſchen 
Herrſcher befeitigt. Nicht minder fiel das Neih ver Ripuarier. Wahr- 
fheinlih kam aud das Gebiet der Franken im inneren Deutfhland 
unter Chlobwigs Herrſchaft, und mit dieſem die Landftrihe am ımtern Main und 
Nedar, weldhe früher von den Alemannen befegt, wohl fon vor deren VBeflegung 
durch Ihn an die dortigen Franken gelommen waren und nahmals zum öſtlichen 
Franken gerechnet werden. Auch nad feinem Tode erfolgten nicht unbedeutende 
Erweiterungen der jest ſchon gewaltigen Monarchie. Im Jahre 531 gelangte der 
füdnlihe Theil des mächtigen thüringifhen Reihes zu Franken. Rach 
drei Iahren wurde das Reich ver Burgunder erobert. Nur ein Jahr fpäter warb 
von den Oftgothen auch deren füdlich davon gelegenes letztes Beſitzthum in Gal⸗ 
lien, die Provence, abgetreten. Endlich 536 fiel auch das bis dahin noch ofl- 
gotbifch geweiene Rhätien, in welchem befanntlich die vor vierzig Jahren auf- 
genommenen Alemannen und im weftliden Theile oder Churrhätien noch viele 
Römer faßen. Auch ver einflugreihe Stamm der Baiern dürfte, miewohl unter 
eigenen und angeftammten Yürften, doch in einem gewifien Verhältniſſe wenn 
nicht der Abhängigkeit fo doch des Bündniſſes zum Frankenlande geftanven fein. 
Uebrigens follte früh ſchon deſſen Kraft zerfplittert werben. Es erfolgten bald 
Theilungen. In der zweiten Hälfte des ſechſten Jahrhunderts ſchon finden fich 
‚drei Hauptmaffen: Auftrafien, wozu Ripuarien gehörte, mit ver Neflvenz zu 
Rheims, Neuftrien mit dem Salierland und der Refidenz zu Soiffons, und das 
Königreih Burgund. Auch die Schwäche der Herrſcher aus dem merovingiſchen 
Haufe trug weſentlich dazu bei, daß die erften Beamten eines jeben biefer Reiche, 
die fogenannten Hausmeier *), ſich faktiſch an deren Stelle fegen konnten, bis zuleßt 
die Auftrafier fih 678 nach Ermordung des Könige Dagobert II. dem mächtigen 
Pipin von Heriftall zumendeten, der ald dux et princeps Francorum ' 
die Herrichaft ver drei Reiche führte, welche von feinem Sohne Karl Marteli 
fo befeftigt wurbe, daß bei feinem Tode 741 das Reich unter feine Söhne getheilt 
werben konnte, und Pipin der Kleine fi fogar nad Abfegung des letzten 
merovingifchen Königs felbft zum König Frönen und falben lief. Belannt iſt bie 
Wirkfamfeit feines Sohnes Karls des Großen. Was von beutihen Stämmen 
noch nicht unterworfen war, entging jest feinem Schickſale nicht mehr. Im Ichre 
774 endete .unter Defiverius die Selbfiftänbigfeit des Langobarden reiches. 
Wie das baterifhe Stammherzogthum mit ven Agilolfingern zu Grabe ge- 
tragen wurde, davon war oben Band I S. 690 die Nebe. Nach mehr als dreißig 
jährigem Kampfe mußten endlich 804 and die Sachſen fi unterwerfen und 


3, Häuſſers Gejchichte der rheinifchen Pfalz. 1 S. 9. 
25 Bal. Perg, Geſchichte der fränfifchen Sausmeler. Hannover 1819. 
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das Chriſtenthum annehmen. Bereits vier Iahre früher war ein für die Zukunft 
wichtiges Ereigniß zum glüdlichen Abfchluß gekommen, indem Karl in der „ewigen 
Stabt" am Beibnactstage vom Papft Leo wirklih zum römifhen Kaiſer 
ausgerufen und gekrönt worden. 

Nunmehr fland das fräntifhe Reich auf dem Höhepunft feiner 
Macht. Es wird Sache eines befonveren Artifels über den eben genannten Herr⸗ 
ſcher fein, näher zu fchildern, welches die Stellung war, in welder er als frän- 
fifcher 3 und als römifher Kaiſer erſcheint. Für den vorliegenden Behuf 
genügt bie Anventung, daß die Zuflände, welche fih — was die Berfafiung, das 
Necht und die Rechtspflege, und die Verwaltung nad allen ihren Seiten anlangt — 
in dem gewaltigen Reiche, das feinem Scepter gehordyie, gebildet hatten, und na- 
mentli unter ihm bildeten, noch lange Zeit hindurch theils die maßgebenden ins⸗ 
befonvere au für Deutſchland geblieben, theils aber auch die Grundlage ge- 
worden find, auf weldher man weiter fortgebaut hat. 

Was im übrigen die Monarchie felbft betrifft, ging fie raſch ihrem Verfalle 
entgegen. Des Vaters Geift überlam keiner feiner Söhne. Ebenfowenig war es 
bei den Enteln der Fall. Die beftändigen Theilungen ſchwächten überbies na⸗ 
türfih die Macht. Ia im Bertrage von Verdun kommen 843 die mühſam er 
oberten. Landestheile der Hauptſache nach für immer bereits wieder auseinander. 
Weſtfranken oder dad nadhmalige Frankreich berührt uns fortan nicht mehr: 
port bildet fih das franzöflfche Element mehr und mehr aus. Im Gegenſatze dazu 
aber umfaßt nun Oſtfranken die veutfchen Gebiete. 

Aus ihnen felbft erfcheint von hervorragender Bedeutung zum Theil fogar 
unter vemfelben Namen, aber dann natärlih im engeren Sinne genommen, 
das etwa fo zu nennende auftraflihe Herzogthbum Franzien mit ziemlich dent⸗ 
lichen Grenzen: e8 umfaßt jenfelts des Rheines die Ganen an ver Nahe, von Worms 
und Speier, dieſſeits deſſelben aber alles Land, das zum Flußgebiete des Mains 
und des untern Nedars gehört, womit im weiteren Sinne auch noch das füpliche 
Thüringen an der Unftrautt und Heflen verbunden war. Der Speſſart theilte diefe 
große Provinz wieder in ein rheiniſches und dfllihes Franken over Fran- 
konien. Der öoſtliche Theil des leßteren gegen die Grenzen der Soraben hieß bie 
forabifhe Mark, wie alle vergleihen Bezirfe zum Schuß gegen ben Andrang 
fremder Völfer beftimmt, hier ſpieciell gegen vie fühlic von der Elbe bis an bem 
Main verbreiteten ſlaviſchen Soraben. Alſo mit andern Worten, es wird unter 
Dftfranten in diefem Sinned) Heflen, das rheinfräntifche Gebiet, aus dem man 
ein rheiniſches Yranzien hat machen wollen, und das nachherige Derzogtbum Fran⸗ 
ten im Maingebiet verftanden. Wenn von einem Rheinfranten gefondert bie 
Rede ift, fo wollte man feine geographifche Tage von vem gleichnamigen Rande 
am Main unterfcheiven, aber nicht ein ganz getrenntes felbftftändiges Herzogthum 
bezeichnen, wie längere Zelt hindurch 6) angenommen worben iſt. 

Dei der angeführten Theilung dur den Vertrag von Verdun iſt nun frei- 
li von vornherein Mar, daß fie nicht durch nationale, ſondern durch dynaſtiſche 
Intereflen bevingt iſt. Doch immer bedeutender wurden wieder unter den fpätern 
Karolingern die oberften Beamten in ben einzelnen Brovinzen, und es fland nicht 


5) Vgl. über die Inkonſequenzen im Gebrauche ber Ramen Häuſſer a. a. O. 18. 14 
Note 48 und 47. 

6) Ramentlih von Erollius und Kremer, worüber Häuffer a. a. O. 1 ©, 12-14 
zu vergleichen. 
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lange an, fo bilvete fich wieder eine Art von Stammberzogthämern. .Be- 
züglih Wemanniens und Baierns war davon bereits die Rede. Was Franken 
betrifft, war deſſen Herzog Konrad, früher königlicher Sendbote im rheiniſchen 
Branzien und dann auch mächtiger Kammerbote in Oftfranten, nad) dem Tode des 
legten deutſchen Karolingers, Ludwigs des Kinbes, im Jahre 911 zum erften 
deutſchen König erhoben worben. Freilich überzeugte er fich felbft, daß dem 
alten herrſchenden Bolte ver Franken vie Hegemonie, vie es bisher befefien, ver- 
loren gehen werde. Um Deutichland nicht der Auflöfung preiszugeben, befaß er 
evle Selbftverläugnung genug, im legten Augenblide feines Lebens feine Franken 
felbft zur Anerkennung ver Ueberlegenheit ver Sachſen aufzuforbern. Das Königehaus, 
welches nad dem Abgange ver Sachfenfürften dem deutſchen Throne wieder eine 
ganze Reihe kräftiger Herricher lieh, war dagegen wieder dem fräntifchen Stamme 
entfprofien. Im Herzogthume felbft aber verurjadhten mannigfache Wirren raſch 
‚auf einander den Wechfel der Dynaſtien. Ia längere Zeit hindurch blieb e8 voll» 
ſtaͤndig erledigt. Erquidlicher ift ein Blid auf die für vie Folgezeit wichtige Geftal- 
tung der Berbältniffe im Innern. 

Zunächft im xheinifchen Franken, aus dem ja fe gewaltig die Macht ver 
Sausmeier emporgewachfen, erneuerte König Dagobert I. um 630 das wohl aus 
den Tagen der Römerherrſchaft ſtammende Bisthum zu Speier, und gründete das 
berühmte Klofter zu Welffenburg. Unter vemfelben König erfcheint ſodann 
bieffeit8 des Rheins am Main Würzburg als der Sit Rabulf$, dem er wegen 
der beftänbigen Anfälle ver Avaren und der ihnen unterworfenen forabifchen 
Slaven, die fih bis an die ſächſiſchen Saale ausgebreitet hatten, um 630 ven 
Oberbefehl über die betreffenden Striche übertragen hatte. Unter vefien Entel be- 
ginnt die Wirkſamkeit des befannten Schußpatrons von Franken, des heiligen 
Kilian. Er taufte 688 des Herrichers jüngeren Bruder Theobald, welcher ben 
Namen Gozbert annahm und die Wittwe Gailana beirathete. Sie ließ aus Rache 
barüber, daß der Heilige viefes Eheverhältnig mißbilligte, ihn nebft feinen Ge- 
führten ermorven, während der Gatte 689 auf einem Kriegszuge abwefend war. 
Doc flug das Chriſtenthum kräftige Wurzel. Es entitanden bald Klöfter in großer 
Zahl, Karlſtadt, Heidenheim, Kitingen, Neuftant bei Rothenfels, Amorbach. Der 
ale Bonifactus erridtete 741 auf dem Schloffe Salz; an ver Saale mit 

len und Hülfe Karlmanns, des Sohnes Karl Martelld und Herrſchers über 
Auftrofien, das Bistbum Würzburg, deſſen erfter Bifchof der heilige Burkhart. 
Im Jahre 744 gründete er weiter pas fpäter hochberühmte Fulda, das: bald 
unter Hrabanus Maurus 7), dem Begründer des deutfchen Unterrichtsweſens, vie 
Pflanzſchule ver Gelehrſamkeit für Jahrhunderte fort geworben ift. Um 780 fällt vie 
Gründung des Gumbertsftiftes zu Onolzbach oder Ansbach, und jene von Schwarzad. 
Viele andere religidfe Schöpfungen fallen in dieſe Zeit, die Gründung oder audy 
reihere Dotirung der älteften Kirchen und Klöfter, und dur Erziehung, Kultur 
und Berfaffung wird dem neuen Kirchengebäude auch mehr Beftand gegeben ale 
es bisher beſeſſen hatte. Unter allen im übrigen auch noch fo ungänftigen Ver⸗ 
hältniſſen erhob ſich die geiftlihe Macht vennod fort und fort. Einen großen 
Zuwachs erlangte 985 insbefondere das Bisthum Worms, an welhes auch 


7) Bol. darüber die unfaffende Schrift von Kunftmann, Hrabanus Magnentius Maurus, 
— u: ogramm von Bach, Hrabanus Maurus der Schöpfer des deutihen Schulweſens 
u a L 








' Sranken. | 581 
jpäter die Grafſchaft im Lobdengau überging, gemäß dem auch fonft fi überall 
äußernden Streben der Kirche, bie Grafengerichtsbarkeit in ven ſich allmählig auf- 
löfenden Gauen an fi zu ziehen. Im Jahre 1007 gründete König Heinrich II., 
mit feiner jungfräulichen Gattin Kunigunde deßhalb heiliggefprochen, nicht ohne 
lebhaften Widerſpruch der benachbarten Bifchöfe, in dem feit mehr als einem 
Jahrhundert Töniglich gebliebenen Schloffe Babenberg ein neues Bisthum, 
das er mit reihen Schenkungen in Baiern, Schwaben, Dftfranfen und Nhein- 
franten ausftattete, und ihm feinen Kanzler Eberhart als erften Biſchof vorfegte. 

Als mit Konrad II. das fränkifhe Herrfhergefhlecht ven deutſchen 
Königsthron beftieg, mag er die Erbgüter namentlih im Spetergau und Worms- 
gan zum größten Theile feinem gleichnamigen Better überlaſſen haben. Gewiß ift, 
daß fie bei vefien unbeerbtem Tode im Iuli 1039 wieder vereinigt dem nächſten 
Verwandten, König Heinrich III, anheimfielen. Ihm und feinen Nachfolgern, Hein- 
rich IV. und V., verblieben dieſe Stammgüter des falfräntifhen Hauſes. Das 
Herzogthum floß wieder, wie unter den Karolingern mit der deutſchen Känigs- 
wäürbe zufammen, und die blühenden Länber in den beiden genannten Gauen wie 
im Nahgau, aus deren Schooß als freie unbelehnte Grafen die kraftvollſten Herr- 
ſcher des Mittelalters hervorgegangen waren, blieben auch fortan Lieblingsaufent- 
halt Konrads II. und der drei Heinriche. Namentlih Worms, Speier, Ladenburg, 
auch das karolingiſche Ingelheim tauchen als Pfalzen der fränkiſchen Könige ber- 
vor, und in ben Zeiten des Glüdes wie der Bedrängniß haben dieſe Gegenven 
ihre Herrfcher unter fi} gefehen. Hier wurden die glänzenpften Hoffefte und be- 
rühmteften Fürſtentage gehalten, bier lebte aber auch Heinrich IV. im Kirchen⸗ 
banne, abgefeßt, verfolgt : bier fuchte und fand er feine treueften Anhänger zu dem 
Kampfe, der fein Leben ausfüllt, vem Kampfe zwifhen deutſchem König- 
tbum und ausländiſcher Priefterherrfhaft, zwifhen monardifder 
Einheit und oligardifher Zerftüdelung. Auch ihre Begräbniß fanden 
die Könige hier, zu Speier in der angeftammten Erbe, dem Lande ihrer Väter. 

Richt minder fpielte Franken auch in den fchönen Zeiten ver Stauffer 
noch eine nicht unbedeutende Rolle. War ja doch dieſes Gefchledht durch Bande ber 
Verwandtſchaft mit den fränkifhen Saltern in nächſter Berührung, und hatten 
gerabe fie es fih als Nachfolger in Beil und Grunpfäsen herangezogen. Das 
öftliche Franken im Maingebiet hatte Heinrih V. fon 1115 dem treulofen Bi⸗ 
ihofe von Würzburg genommen, und feinem Neffen Konrad von Stauffen ertheilt. 
Jetzt bei des Königs kinderloſem Tode gingen auch die rheinfränkiſchen Güter an 
diefelbe Familie über. Konrad, nachher veuticher König, zog wahrfcheinlid noch 
pie übrigen königlichen Befigungen in Oftfranten an fi; feinem Bruder Fried⸗ 
rich, Herzog in Schwaben, blieben vie rheinfränkifchen. Er behielt fie bis zu feinem 
Zode im Jahr 1146, wo feine beiden Söhne fo theilten, daß der ältere, Friedrich, 
das Herzogthum Schwaben erhielt, während ver jüngere, Konrad, vie alten frän- 
kiſchen Güter am Rhein in Beſitz nahm. Zu fchilvern, welche hervorragende Stel- 
lung ber Rothbart in der gefammten germantfchen Welt eingenommen, müffen wir 
dem Artifel „Hohenftauffen” überlafien. An Konrad knüpft fi der Anfang ver 
eigentlich pfälzifchen Landesgeſchichte. 

Die rheinfräntifhen Lande und vie rheinifhe Pfalzgrafenwürde fallen 
jest zufammen unb es entwidelt fi aus dieſer Vereinigung beider Elemente in 
ber Hand eines dur feine Familie und, feinen Bruder fo bedeutenden Fürſten 
eine Wichtigkeit der rheiniſchen Pfalzgrafihaft, die fie bald über alle andern 
hinweghebt. Auch war Konrad wie feine Rachfolger fo glädlih, nach und nad 


682 Stanken. 


ein zufammenhängendes pfälzifdges Territorium bilden zu können, deſſen Geſchichte 
unter den Stauffern, Welfen, Wittelsbachern des Guten wie des Schlimmen bis 
in die allererfie Zeit unfers Jahrhunderts jo manches aufzuweiſen hat. Wenn für 
die anderen Theile des fränkiſchen Stammes auch noch mehrfach vie herzogliche 
Bezeichnung von Franken oder Frankonien vorlommt, iſt pas doch nicht ven 
der Bedentung mehr, vie man ihr für die frühere Zeit beilegen mochte. Es biltet 
fi eine große Zahl einzelner Zerritorien, geiftlicher wie weltlicher, aller: 
dings natürlich fränfifhen Stammes, aber ohne einheitliche politiiche Zuſammen⸗ 
gehsrigleit. Ia ſehr häufig befämpften fi deren Inhaber aufs beftigfte, namentlich 
die Biſchöfe unter ihnen. Am bebeutenpften war Mainz. Richt minder Würzburg. 
Au Bamberg hatte ſich fehr gehoben. Weniger wollte es Eichftätt gelingen. Aus 
der großen Zahl hervorragender Möfter fei bier nur Fulda und Ebrad genannt. 
Wichtig find außerdem im zwölften Jahrhundert die baieriſchen Grafen von An⸗ 
vechſs, infofern fie nad und nach mit Ausnahme der weftlidden Stride beinahe 
das ganze Land erwarben, das jest Oberfranken heißt, und dort die reiche Abtei 
Langheim ftifteten. Werner find zu erwähnen vie Hohenlohe, ihre Abkunft von ten 
alten ſaliſchen Herzogen ableitenn, vie verfchledenen Zweige der Henneberge im 
Beſitze des größten nördlichen Theiles des jegigen Unterfranfens bis hinab an ben 
Main, die Truhendingen, ſodann die bereits mit großem Hausbefitz ansgeftatteten 
Hohenzollern als Wırggrafen von Nürnberg, vie Wertbhein, das uralte Haus 
Kaſtell, die Riened, die Abenberg und andere. 

Seit 1197 wurbe das Derzogthum nit mehr beſetzt, und es exfcheint 
von da nur mehr eine kaiſerliche Landvogtei, die mit dem Sitze zu Rothen- 
burg meiſt aus ben Heinen fräntifchen Städten und ihren Gebieten beftaub, 
weldhe fpäter reichöfrei wurden und dem Haufe der Stauffer bis zu jeinem Er- 
löfhen verblieben. Das Ausfterben des mächtigen andechſiſchen Geſchlechtes mit 
dem erſt dreißigjährigen Dito im Jahre 1248 bildet für die fränkiſche Territorial- 
geſchichte 8) das damals bei weitem folgewichtigfte Ereigniß. Nach längeren Fehden 
fiel 1260 ein großer Theil des Beſitzthums Sieh, Weismain, Kronach, Kupfer: 
berg, Nordhalben nebft anderem an vie Lehenshand von Bamberg zurüd, das an- 
vere theilten wegen weiblicher Verwandtſchaft vie Grafen von Trubendingen, 
Orlamünde, die Burggrafen von Nürnberg, die jedoch auch ven Antheil ber 
beiden andern nad und nach an ſich brachten und daraus ihr fogenanntes Land 
anf dem Gebirge mit dem Hauptfitze zu Kulmbach bilveten. 

Richt minder entfcheivende Folgen hatte das nur zwanzig Jahre nah dem 
Abgange der Andechſer eingetretene Ausfterben des ſtauffiſchen Haufes für 
Branfen. Da fein Gefchlecht, welches gelegentlich die einzelnen Stüde zu einem 
Ganzen hätte vereinigen künnen, vafelbft vie Herzogswürde übernommen hatte 
— Würzburg führte eben Iediglih den Titel — und da geiftlihe und weltliche 
Gewalt zu fehr das Gleichgewicht hielten, fo bildete ſich hier jene territoriale 
Zerrifienheit aus; es entftanden jene vielen Heinen Reichsſtädte, wie aus ähn⸗ 
lichen Urfaden in Schwaben und nad dem Falle Heinrichs des Löwen in Weft- 
phalen. Wo fand fih auch fo viel Boden für die Entftehung einer zahlreihen 
und theilweiſe höchſt übermüthigen Reichsritterſchaft ), die an den fräteren Ge— 


3) Bol. über das Folgende v. Spruner, Leitfaden zur Beferichte von Bayern S. 71—76. 

9 Dal. den Verſuch einer Hiftorifchtopograpbifchftatiftticden Beſchreibung der unmittelbaren 
freien Reichsritterſchaft in Franken nad feinen ſechs Orten, Um 1801, im vierten 
Bunde des geographiſch⸗ſtatiſtiſch⸗topogtaphiſchen Legitons von Franken. 
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ſchicken Frankens nicht eben den geringften Antheil bat? Es leuchtet‘ von felbft 
ein, daß jedes dieſer grrößeren oder kleineren Zerritorien — für weldhe auch im 
fchözehnten Jahrhundert die Eintbeilung des deutſchen Reiches in Kreife, 
deren einer der fränkiſche war, die verlorene politiihe Einheit nicht wieder 
bringen konnte — feine Geſchichte Hat, vie ſich wenn nicht früher jevenfalls mit 
dem Ausgange des großen Drama bes heiligen römifchen Reiches deutſcher Nation 
ſelbſt abfpinnt, verbältnigmäßig zum Theil nicht weniger bewegt als bie von 
großen Staaten. Es wird beifpielsweife Bamberg immer mit Stolz ſich bes fpäter 
heilig gefprodhenen Biſchofs Otto erinnern, der von 1102—1139 trefflich re⸗ 
gierte, und als Apoftel der Pommern hochgefeiert if. Wirft man einen Blid in 
fpätere Zeiten, fo dürfte Würzburg fort und fort dankbar das Andenken feines 
Julins Ehter von Mefpelbrunn ehren, der von 1573—1617 der größte 
Wohlthäter feiner Zeit im evelften Sinne des Wortes fih durch berrlichfte An- 
ftalten verewigt hat. Beide Fürſtenthümer ſahen noch fchöne Lage von 1779 bis 
1795 unter dem unvergeßlichen Franz Ludwig von Erthal, ver als Staats⸗ 
mann und Kirchenfürft ein kaum zu übertreffendes Muſter bleibt. 

Unter den fränkiſchen Reichsſtädten wurde Nürnberg von feiner an Be- 
rühmtheit erreicht. Ihr höchſt bedeutender Handel und ber Erfindungsgeiſt ihrer 
Bürger erwarben ihr europäiſchen Ruf. Hier wurde um 1300 das Drabtziehen, 
1381 das Meffing, 1430 die Windbüchſe erfunden. Ein Nürnberger, Martin 
Behaim, fertigte 1492 die erfte Erdkugel; ein anderer, Peter Hala, 1500 die 
erfte Taſchenuhr; ein dritter erfand 1517 das Radſchloß. Anton Koburger be- 
ihäftigte hier 1480 an 24 Prefien über 100 Arbeiter. Dieſer Periode gehören 
auch die herrlichen altveutihen Bauten an, welche noch beute ver Schmud ver 
Stadt find. Weitere Ausführungen wären nicht ſchwer zu finden. An ver Ent- 
widlung des Städte weſen überhaupt haben die fräntifchen Gemeinven ihren 
guten Antheil. Die Kämpfe der Bürgerparteien um ben Antheil am Regiment 
entbrannten faum irgendwo ftärler als ba, 

Auch die Glaubensſpaltung äußerte ihr belebendes Element wie ihre un- 
beilvollen Folgen ſchwerlich anderswo empfindlicher. Noch heute find bie traurigen 
Spuren aus den Zeiten der Bauernaufftlände und des breißigjährigen 
Krieges nicht verfhwunden. Auch jo manches andere — und zum großen Theile 
oft allein ſelbſtverſchuldete — Uebel ſchlug jchwer hernieder, bis überhaupt vie 
Stunde des Unterganges erjhien. Ob er bei Erwägung der Zuſtände, wie 
fie in den legten Jahrhunderten fo zu fagen im ganzen Beſitzſtande fränfifchen 
Stammes ſich ausgewachſen hatten, zu beflagen, mag vie Frage fein. Bezüglich 
des pfälziichen Landes wenigſtens bejammert deſſen Gefchichtichreiber es nicht, daß 
feine nationale Eigenthümlichleit, durch politifhe Schranken getrennt, als ein Gan⸗ 
zes feitvem nicht hervortreten könne. ‘Deutichlaud — äußert er — hat damit nur 
gewonnen, wenn eine Provinzialität nach der andern fi an den Gedanken eines 
größeren Geſammtlebens zu gewöhnen anfängt; und die Pfalz bat, ſcheint es, 
nichts dadurch verloren; venu alle zerriflenen Barzeilen des ehemaligen Kurfürſten⸗ 
thums fühlen fich geiftig und materiell beglüdter, als unter dem weiland pfälzifchen 
Regime des achtzehnten Jahrhunderts, das höchſtens Bornirtheit und Unkenntniß 
als die „gute alte Zeit" zurückwünſchen möchte. 

In teiner polittichen Selbſtſtändigkeit mehr erfcheint num ver fräntifche Name. 
An fo und fo viele Herren gelangten Theile des fränfifhen Stammes, 

Um fo mehr thut es Notb, zum Schluffe no einen Blick auf die Sprade 
zu werfen, als auf das Mittel, melches jo wunderbar vie einheitliche Zufamımen- 
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gehörigteit von Gegenden und Bölterfhaften ſichert, die wegen politifcher over 
fonftiger —— oft ſchon längſt gegenſeitig nichts mehr von ſich wiffen 
müßten. Was bier die ältere Zeit anlangt, läßt fi verhälmigmäßig wenig be 
fiimmen. Irminons zugänglich geworbener Polyptych 1% ſchafft uns das überrofcgente 
Ergebniß, daß auf dem anfehnlihen Bezirk der Abtei St.Germain des Pres, im 
Umtreis von Baris felbft gelegen, zu Karls des Großen Zeit faft lauter fränfifce 
Kolonen wohnten, und einer geringen Anzahl romanifcher weit überwogen, daß 
aber viefem Boden faft gar feine gallifchen Eigner verblieben feinen. Länzft 
mußten von ihm alle Kelten gewichen fein, denn wie hätten fie ihre Namen auf: 
gegeben nnd mit deutſchen vertaufcht? Hätte ein fränkiſcher Bilchof von Ehlopwigs 
bis zu Karls Tagen feiner Sprache gleihen Dienft wie Ulfilas der gothiſchen 
geleiftet, oder wären uns die auf Karls Beranftalten gefammelten Gerichte über: 
liefert worben, das wahre eigentliche Berhältuig der fränkiſchen zur ſchwäbiſchen 
und ſachfiſchen Mundart würde vor unſern Augen offenbar fein. Auch vie Bolke⸗ 
rechte liefern bier verhältnigmäßig geringe Ausbente. Sowohl das ver faltfchen 
als das ver ripuarifchen ala das der chamaviſchen Franken ift in lateinifcher 
Sprache abgefaht. Was Insbefonvere vie Lex salica betrifft — von weldem 
vier Redaktionen unterſchieden werben können, deren erfte noch in heidniſcher Zeit 
im nörblihen Gallien vor der Ausbreitung ver fränkiſchen Herrfhaft über bie 
Somme binaus gemadt ift, während bie zweite vielleiht von Chlodwig herrührt, 
bie britte unter Dagobert I zwifhen 630 und 638 fällt, die letzte aber im karo⸗ 
lingiſcher Zeit in officiellem Gebrauche war — iſt beachtenswerth, daß ſich im 
Handfhriften der erſten drei Terte unter der Bezeihnung Malberg Ai altbeutfce 
Wörter finden, die nur in Stellen vorfommen, wo von Bußbeftimmungen bie 
Rede ft, unmittelbar vor der Angabe ver Strafe oder Buße in Gelb fliehen, unt 
mit biefer in einem Satze zufammenhängen, woraus ihre Beftimmung ziemlich 
deutlich hervorgeht. Ferner iſt von Interefie, daß das genannte Bollsredht im 
neunten Jahrhundert ins Hochdeutſche überſetzt wurde, wovon fidh leider nur ein 
Bruchſtück bisher aufgefunden hat. 

Soviel nun alle Forfhungen über die ältere fräntifche Sprache 12) einzufchen 
geftatten, hielt fie eine gewifie Mitte zwifchen ver hochdeuntſchen und ſächfiſchen, 
indem fie bald zu jener, bald zu dieſer wendet, die hochdeutſche Lautverfchiebung 
aber noch nicht kennt. u ift ihr dh. As im Berlauf der Zeit die frän- 
kiſche Sprache abzunehmen begann, d. 5. das deutſche Element ſchwächer im innern 
Gallien, ſtärker am Rhein waltete, wird zweierlei nur fcheinbar ſich Entgegen: 
geſebles erklärlich. Einmal, daß die fränkiſche Mundart von Innen verlaſſen und 
ohne Halt ſich entfhiebener nad Außen wandte und der althochveutfchen näherte, 
wie es aus Vergleihung ver Farolingifchen mit merovingiſchen Urkunden, ver 
Eigennamen bei Irminon mit denen bei Gregor von Tours erhellt; dann Daß Vie 
dem fränfiihen Reich unterworfenen Alemannen ihre Sprache ſelbſt eine fränkiſche 
nannten. Was der Frantentönig Karl im Ichre 842 deutſch ſchwur 13), Klingt faft 
ganz alemannifh, und Otfried felbft, tod wohl ein Alemanne, dichtete „in fren⸗ 


10) Heraus egeben aris von Gu6rard, polypiyque de l’sbb& Irminon. 11 voll. 4. 

1) Val. über die —2 malbergiſche Glofſſe die ſchöne Abhandlung von Jak ob 
®r imm«im Anhange zum erften Bande Seiner Geſchichte der deutichen Sprache, wie in der 
Einfeitung zu der Ausgabe der lex salica von Sobannes Merte 

13) Jakob Grimm, —J der deutſchen Sprache I 5: 537—546, 

13) In dem monumenta Germanie historica II pag. 





Sranuken. 885 


kisga zungun“ und giebt fein Deutfch für Fränkiſch. Wie vermodte er auch an- 
ders? Sein König, dem er das Lied zueignet, war ein fränlifcher, und ver Franken 
Breis ſchwebt auf des Dichters Lippen. Auch das Ludwigslied hält fo ziemlich den 
Dialekt des Eidſchwures, und fiher wurde es jenfeitd des Rheins gefungen, wie 
Iſidor und Tatian auf der linken Seite nicht auf der rechten verveutfcht fcheinen, 
fo fchwer es fällt, vie Landſchaft näher zu bezeichnen. Fränkiſch aber im Sinne 
des Altfräntifchen zur Zeit der Merovinger können dieſe Denkmäler nicht heißen, 
und es wird ficherer fein, fie ven althochdeutſchen beizuzählen. Wie fi) das frän- 
tiihe Epos zum ſchwäbiſchen und gothiſchen verhielt, hätten uns bie verlornen 
Lieder in reicher Fülle erichloffen. Siegfried und bie Nibelungen find von ven 
nieberlänbifchen Franken ausgegangen gegenüber ven ſueviſch⸗gothiſchen Wölfungen 
und Amelungen. Auch vie Thierfage von Reinhart entftand unter Franken. 

Bas die fräntifhen Mundarten in ihrem jegigen Beſtande anlangt, 
ift der Schmeller für fie noch nicht erfianden. Es mögen daher nachfolgende An⸗ 
deutungen aus Bernharbi’3 Sprachkarte von Deutſchland 14) aushülfsweiſe hier 
Blag finden. Die fogenannten fränkiſchen Mundarten berriden am Ober- 
und Mittelmain nebft Oberwerra und Rhön. Dan bört fie vom Odenwald und 
Speflart bis an das Wichtelgebirge und von dem Rennftiege des Thüringermaldes 
bis beinahe an den Ausflug der Wernig in die Donau. Die Grenze zwifchen 
der Munvert des Mittelmains und des Obermains zieht fi nad Schmeller von 
der obern Wernik längs der Waflerfcheide zwiſchen Zauber und Regnitz zum 
Main, überfchreitet diefe öſtlich von Wirzburg da wo berfelbe nicht mehr wie von 
feiner Quelle an M&', fondern M& genannt wird, und wendet ſich weftli von 
Schweinfurt gegen die Quellen der Saale, wo die Mundart der oberen Werra 
ſchon beginnt. Was die Grenze dieſer — der fogenannten hennebergiſchen — 
anlangt, umfaßt 15) das Gebiet, das ale Bafis eines hennebergiſchen Idiotikons 
genommen werben muß, bie gefammte Werragegend oberhalb Breitungen, vie Ge⸗ 
gend der obern Fulda, der obern Saale (Streu, Bahra, Milz), vie obere Rodach 
und Ilz. Es ift dieſes auch der eigentliche Boden der althennebergifchen Grafſchaft. 
Die Sprache dieſes Völkerwinkels ift zwar in ihren Grundzügen die fräntifche, 
aber dieſe bat fi hier durch ein vielhunvertjähriges Zufammenftoßen mit ver 
thäringifchen, durch ein nachweisbares ſehr frühes Affimiliren vieler dem angel- 
fähftlihen verwandter Sprachreſte, und als Ausdruck eines in Rückſicht auf Bo- 
den, Sitte und Gefchichte zufammengehörigen Volkslebens zu einem eigenthämlichen 
Dialelt gebildet. Die Spradgrenze zwifhen Thüringen und Franken 
felbft bildet der Rennſtieg oder die Waflerfcheide des Thüringerwaldes von Igels- 
bieb bis zum Infeldberg, von da aber zieht ſich dieſelbe, fowie ver eigentliche 
Rennftieg, über den Nennftiegöberg längs des Thüringerthals durch den farren- 
bacher Grund nad Breitungen und von da nah dem Bleß zur Rhön. Die Munt- 
arten der Rhön, welche mittelft des Ulfterthales mit der Werragegend, durch das 
Saale und Sinnthal mit dem Main, längs der Kinzig mit der Wetterau, und an 
der Fulda mit Niederheflen im Verkehr ſtehen, haben durch vie Einwirkung ver 
mehr als taufenvjährigen Herrfchaft des Stiftes Fulda zwar einen gewiffen allge- 
meinen Charakter angenommen, zerfallen jeboch bei genauerer Unterfuhung wahr: 
ſcheinlich in die noch erkennbaren urfprünglichen Beſtandtheile. Die weftliche Grenze 


18) Kaffel 1844. 8. S. 121 ff. 
15) Nah Brückner, Beitrag zu einem bennebergifhen Wörterbuch im Öfterprogramm der 
Realſchule von Meiningen 1843. 4. 
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ver Mundart des Mittelmains fällt bei Miltenberg, wo fie über den Main 
geht, mit dem römifchen Pfahlgraben zuſammen. Als unterfcheidenves Merkmal zu 
einer genaueren Ermittlung viefer Grenze kaun nad) Schmeller insbefonbere bie 
eigenthümliche Ausſprache der Iufinitivformen dienen. Es lautet nämlich fehen, 
ieben, eſſen am Mittelmain sa. läb ober l&, ass, dagegen am untern Moin 
sd, löwd, dsad. Die weitere Abgrenzung ergiebt fi aus der angegebenen Aus- 
vehnung der benachbarten Sprachgebiete. 

Bas nun neben dieſen fogenannten fräntifhen Mundarten die fogenannte 
theinifche zwifchen dem Rhein, dem untern Main und ver Lahn betrifft, hat fie 
das Sprachgebiet des Mittelrheins, welches fih von Raſtadt bis Andernach erfiredt, 
wenigftens im Rheinthal gewiſſermaßen durchbrochen. Ihre Grenze ift hier nicht 
genau ermittelt. Da fie jedoch in Heflen, namentlich bei Alsfeld, großentheils mit 
der Grenze des Oblahngaus zufammenfält, ift es nicht unwahricheinlih, daß 
im Allgemeinen bie beiden Lahngaue, die Wetteran, ver Maingau, vie beiden 
Rheingaue, der Nidgau, ver San Königshundrede und vielleicht auch der Einrich 
dieſes Sprachgebiet bilden. Dan kann vie Bezeihnung Main⸗Lahn⸗Dialekte dafür 
wählen. Der bekannte „frantforter Cabbedehn Kimmelmeier“ redet in ihnen. Schließ⸗ 
lih mögen noch wegen der weiteren Nachbargrenzen bier eine kurze Andeutung 
finden : Die mittelrheinifhen Mundarten, welde durch bie Bogefen in eine 
fünöftliche Gruppe Rhein-Nedar und eine nordweſtliche Rhein-Mofel gefchieven werben, 
dann die niederrheinifde Mundart, welde um Bonn, Köln, Aachen, Düſſel⸗ 
dorf herrſcht, enblih die wefterwälnifhen Mundarten, veren Gebiet im Sü- 
den durch Main⸗Lahn, im Weften durch Niederrhein, im Norven durch das Nieder 
deutfche, und im Often durch die Eder⸗Fulda-Mundart oder das fogenannte 
Niederheſſiſche begrenzt wird. Rodinger. 


Frauffurt am Main. 


1. In der großen Zahl ver ehemals reichsunmittelbaren Städte im Innern 
Deutfhlands ift e8 der Stadt Frankfurt a / M. allein vorbehalten geblieben, 
als Mitglied des veutfhen Bundes neben ven drei Hanfeftäbten Bremen, Hamburg 
und Lübed ein felbftftänviges Staatsleben zu führen. Der Größe feines ZTerrito- 
riums nad ift Frankfurt der kleinſte deutſche Bundesſtaat. Sein Areal erreicht 
nit ganz zwei Quadratmeilen (1%,,) und zerfällt überdies in nicht weniger ale 
acht Parzellen. In der weitaus größten, welche 2/s des ganzen Gebiets begreift, 
liegt Frankfurt und feine Vorſtadt Sahfenhaufen, jo wie von ven acht zu Frankfurt 
gehörigen Ortfchaften vie drei beveutendften. - 

Was die Benutzung des Bodens angeht, fo find 29,521 Morgen 
Frankfurter Feldmaß als Aderland, Wiefen, Gärten, Weinberge, Baumftäde und 
Weiden verwendet; die Waldungen begreifen 22,516 Morgen und circa 1400 
Morgen kommen auf die bebauten Pläte, Hofraithen, Straßen, Wege ꝛc. 

Die legte im December 1855 vorgenommene Zählung hat eine Bevölferung 
von 74,784 Berfonen ergeben, nämlich 64,257 Bewohner der Stabt und ihrer 
Gemarkung und 10,527 fogenannte Landbewohner in den Ortſchaften. Die Ein- 
wohnerzahl der Stadt Frankfurt, die in dem Jahre 1823 nur 41,458 beitrug, iſt 
in den legten Decennien in beftänpigem, ziemlich gleihmäßigem Steigen begriffen, 
während die Zahl der Landbewohner nicht in vemfelben Maße fortihreitet. In 
ber obengenannten Einwohnerzahl der Stadt find aber nicht weniger ald 28,429 
dem Frankfurter Staatsverbande nicht angehörige Individuen einbegriffen, die Zahl 
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ber Stantsangehörigen beſchränkt fih auf 35,828; unter den Landbewohnern ift 
etiva 1/, fremd. Nach einer beiläufigen Schätung wohnen in der Stadt circa 
41,000 Lutheraner, 11,000 Katholiken, 6500 Reformirte, 5000 Juden und 800 
Deutichlatholiten. Die Bewohner ver Landgemeinden find mit Ausnahme von etiva 
400 Katholiken Iutheriich. 

I. In ver Geſchichte wird Frankfurts zuerft in ver Zeit Karls bes 
Großen und zwar im Jahre 794 Erwähnung gethan. Nur langſam hat es fi 
zu feiner fpätern Bedeutung entwidelt; e8 gewann fie namentlich durch den Handel, 
der ihm durch feine Meßprivilegien zugewandt und gefichert wurbe, dann aber 
auch als Wahl- und Krönungsftadt ver Kaifer des veutfchen Reichs. In der Be⸗ 
wegung des 16. Jahrhunderts wandte ſich fehr bald die weitaus größte Zahl 
feiner Bewohner und mit ihr der ganze Rath der Iutheriichen Lehre zu. Daß dieſe 
Lehre die herrfchende wurde, !) konnte Kurmainz nicht hindern, feine Nachbarſchaft 
wirkte inbeflen zu mächtig als daß es zu einer völligen Bejeitigung des katholiſchen 
Kultus hätte kommen können. Auch Hatte der Rath bei aller Vorliebe für bie 
proteftantifche Lehre ven Handel Frankfurt's und feine Stellung als Krönungsftabt 
alzufehr im Ange, um nicht eine thätige Parteinahme (und damit eine feinpfelige 
Stellung zu dem Reichsoberhaupte) wo möglich zu vermeiden oder wenigftens ftet6 
balvigft zu einer neutralen Stellung wieber zurüdzufehren. Zu den Streitigkeiten 
und Wirren zwiſchen Yutheranern und Katholiken — noch im Jahre 1766 ent- 
ſpann ſich ein ernftlicher Rechtshandel über die Trage, ob ein Katholif in Frankfurt 
Maurermeifter werben könne — kam ein ähnliches Moment für beftändige innere 
Disharmonie. Der Rath Hatte in ver zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts eine 
große Zahl nieberlänpifcher Familien, die um ihres Slaubens willen geflohen 
waren, gaftfreundlih aufgenommen und ihnen Nieberlaffung und Ausübung ihres 
Gottesdienſtes verftattet. Als man nad einiger Zeit aber entdedte, daß dieſe Ein- 
gewanberten ber Lehre Calpin's zugethan feten, trat an bie Stelle des freundlichen 
Entgegenlommens eine leivenfchaftlihe Anfeindung und vie öffentliche Ausübung 
ihres Gottesdienſtes wurde ihnen verwehrt. Trotz aller Borftellungen, welche bie 
benachbarten reformirten Fürften Pfalz und Heflen dem Rathe machten, trog ihrer 
eigenen beftändigen Sollicitationen — fie erboten fi 3. B. noch im Jahre 1735 
aus freien Stüden, gegen die Erlaubniß zum Bau einer eigenen Kirche auf ewig 
in amplissima forma auf jeden Antheil am Stabtregimente verzichten zu wollen 
— konnten die Reformirten erſt ganz gegen das Ende des vorigen Jahrhunderts 
dazu gelangen fi) eigene Bethäufer in der Stadt zu erbauen, 

Nicht blos in Tonfeffioneller Beziehung find indeſſen die legten Jahrhunderte 
für Sranffurt reih an inneren Zwiftigleiten geweſen, auch zwiſchen dem Rathe 
und der Bürgerſchaft fehlte es nicht an tiefeinfchneidenden Diſſidien, vie einerfeits 
wiederholt zur Einfegung von kaiſerlichen Kommiffionen und Erlaſſung von kaiſer⸗ 
lichen Refolutionen führten, andererſeits ähnlich wie die konfeffionellen Streitigkeiten 
ein beftändiges Anrufen der Reichsgerichte veranlaßten. ‘Die Einrichtungen, welche 
in der Stabtverwaltung von dem Kaifer in Gemäßheit feines Oberaufſichtsrechts 
getroffen worden waren, 2) und der Geift der Aufklärung hatten übrigens gegen 


— — — — — 


1) Frankfurt gehörte ſpäter zu den ganz evangeliſchen Reichsſtädten im Sinne des Artikels 
5 8. 29 des Osnabrücker Yriedensinftrumentes. 

2) — der Reuner durch den Buͤrgervertrag von 1613 und des fländigen Bürger: 
ausſchuſſes Durch Refolution von 1732, 
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das Ende der reichsftädtiſchen Zeit wohlthätig und verſöhnend gewirkt. Als die 
neuen Franken in den franzöſiſchen Revolutionskriegen die Stadt beſetzten, fanden 
ſie den Rath und die ſämmtlichen Klaſſen der Bürgerſchaft in ſeltener Eintracht. 
Seitdem Terrorismus im Innern und räuberiſche Kriege nach Außen einen ein- 
dringlihen Kommentar zum Verſtändniß ver in Paris proflamirten Freiheit 
Tieferten, hatte fih alle Sympathie für die franzöſiſche Revolution verloren und 
durch Aufbürden von Kontributionen, vie felbft für den Wohlftand Frankfurts 
erorbitant erfchtenen, vervollftänbigten die Wpoftel der neuen Freiheit die Ent- 
täufcyung. 

Dei Ausführung des Lineviller Friedens wurde Frankfurt nah 8. 27 des 
Reichöpeputations-Hauptfchluffes noch feine Stelle unter den ſechs freien und unmit⸗ 
telbaren Stäbten, auf welche fi) das Kollegium ver Reichsſtädte beichränten fellte, 
angewiefen. Wenige Jahre darauf (1806) wurde Frankfurt pur die Rheinbunds⸗ 
akte (Artilel XXII.) den Staaten des feitherigen Kurfürften- Erztanzlers als Fürft 
Primas der neuen Konföberation und zwar en toute propriet6 et souverainet£ 
einverleibt. An keinem Orte Deutfchlands wird die Auflöfung des Reichsverbandes 
tiefer und aufrichtiger beklagt worben fein als in Frankfurt. Die Bewohner konnten 
fih auch mit dem neuen fürftlichen, feit 1810 großherzoglihen Regimente um fe 
weniger befreunden, je mehr fi daſſelbe nah und nad) den modernen Formen 
des franzöfifhen Kaijerreich8 zumandte und namentlih durch Konſtription und bie 
anderen Kriegölaften, welche feinem Regenten durch den Proteftor des Rheinbundes 
auferlegt wurden, immer brüdenver wirkte. Um Dalberg geredht zu werben, muß 
man indeffen anerfennen, daß er perfönlich milde gefinnt war, in Apminiftration 
und Juſtiz viele durchgreifende Verbeſſerungen einführte und das Belfpiel jener 
Toleranz gab, deren Mangel früher in Frankfurt fo bitter empfunden wurde. 

Mit ver Vertreibung der Fremdherrſchaft fiel auh das Großherzogthum 
Franffurt zufammen und am 14. December 1813 veröffentlichte Prinz Philipp 
von Heffen-Homburg als General-Gouverneur des vormaligen Großherzogthums 
Frankfurt die Genehmigung der verbündeten Mächte, daß die Stadt Yrankfurt 
mit ihrem ehemaligen Gebiete fih von dem Großherzogthume Frankfurt trenne 
und vorläufig in ihre vormalige Municipalverfaffung zurüdtrete. 

An den Kriegen ver Jahre 1814 und 1815 nahm nun Frankfurt feinen 
befcheivenen Antbeil; auch auf dem Wiener Kongreffe war e8 durch einen Abge⸗ 
. orbneten vertreten. Leider ließ derſelbe vie Gelegenheit zu einer Arrondirung des 
Gebiets von Frankfurt ungenügt vorübergehen. In dem Artikel 46 der Wiener 
Kongreßakte, welcher die Stadt Frankfurt mit ihrem Territorium von 1803 für 
frei erflärt und ihre Theilnahme am veutfhen Bunde als Mitglied deſſelben aus: 
Ipricht, ift zugleich beftimmt, daß die Inftitutionen Frankfurt's auf dem Principe 
einer volllommenen Gleichheit der Rechte der verfchienenen chriftlihen Konfeflionen 
begründet werben follten, fowie daß ſich dieſe Rechtögleichheit auf alle PBrivat- 
und öffentlichen Rechte erftreden und tin allen Beziehungen ver Regierung umt 
Verwaltung beobadtet werden müßte Die Diskuffionen, welche über die Be— 
grändung oder die Aufrechthaltung der Berfaffung fich erheben könnten, follten 
zur Kompetenz ber Bunbesverfammlung gehören und nur durch fie entſchieden 
werben. 

Die Rückkehr zu ver exflufiven Herrfchaft einer Konfeffion wäre fchlechter: 
bings ein Ding der Unmöglichkeit geweſen und die Abweihung von der reiche: 
ſtädtiſchen Verfaſſung war in biefer Beziehung unabweisbar. Im Uebrigen aber 
bivergirten bie Anſichten in ver Berfaflungsangelegenheit gar fehr. ebrere 
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Entwürfe des reftanrirten Rathes erlangten gleich bei ihrem Belanntwerben nicht 
ven Beifall der Bürgerfhaft und Tchließlih murbe durch 56 Wähler aus ber 
gefammten Bürgerfchaft am 5. Februar 1816 eine Kommiffion von 13 Perfonen 
gewählt (3 Senatsglieder, 3 Mitgliever des Bürgerkollegs und 7 weitere Bürger 
aus den drei chriſtlichen Konfeifionen) mit tem Auftrage, ven Entwurf einer Ber- 
faflung und deren Einführungsmodus zu berathen. 

Aus den Berathungen dieſer XIII ging der Entwurf der fogenannten Kon- 
ftitutions- Ergänzungsafte zu ber alten Stabtverfaflung der Stadt Franffurt 
bervor. Er wurde der Bürgerfchaft zur Annahme oder Nidhtannahme vorgelegt; 
und bei der Abftimmung am 17. und 18. Juli 1816 haben fih von 2780 Ab- 
ftimmenvden 2733 Bürger für die Annahme erflärt. 

Die Alte wurde am 18. Oktober 1816 wechlelfeitig vom Senat und ver 
Bürgerſchaft befhworen. In ihren Hauptzägen iſt fie noch heute das zu Necht 
beftebenve Berfaffungsgefes Frankfurts. Sie will vie alte reichsſtädtiſche Ver⸗ 
faflung in allen ihren Theilen wieder herftellen, Veränderungen und Zufäge aber 
nur einführen, in fo fern e8 bie Beobachtung des Artikel 46 der Wiener Kon- 
greßalte und der Zeitgeift geböten. Es ift nur die Rede von wenigen Beräne- 
rungen; fie find aber tiefeingreifender Natur gewefen. Außer ven konfeſſionellen 
Unterfchieden find namentlich aud die Vorrechte, welche in den legten Jahrhunderten 
bie „altadeligen Geſellſchaften“ von Limburg und Brauenftein bei Bejegung ver 
Rathöftellen in Frankfurt unter ſtets wachſendem Widerfpruche der übrigen Bürgem 
ſchaft ausgelibt hatten, nicht ferner haltbar erjchtenen. Ausdrücklich ift ausgeſprochen, 
daß alle der Stadt Frankfurt zuftehenden Hoheits- und Selbftverwaltungsrechte 
auf der Geſammtheit ihrer Bürgerfchaft beruhen, und daß die Geburt fein Vor- 
recht und feinen Anfpruh auf Ratheftellen gebe. Den beiven bereits in ber reiche- 
ftäptifchen Zeit beftandenen Behörden, vem Senat und dem ftändigen Bürgeraus- 
ſchuſſe, ift als eine neue Schöpfung die gefeßgebenne Berfammlung over ber 
fogenannte gefeßgebende Körper beigefellt und vie Bürgerſchaft überträgt dieſen 
drei Behörven, welde aus ihrer Mitte und Autorität hervorgehen, die Ausübung 
der ihr zuſtehenden Hoheitsrechte. 

Da die eingehende Darftellung des Frankfurter Staatsorganismus aus Rück⸗ 
fiht auf die feit dem 1. Januar 1857 eingeführten Veränderungen richtiger erft 
weiter unten erfolgen wird, fo fei bier nur kurz erwähnt, daß die Konftitutions- 
Ergänzungsalte die Zahl der Mitglieder des Senats mit Weglaffung des früheren 
Amts des Stadtſchultheißen auf die reichsſtädtiſche Zahl von 42 firirte, bie drei 
Rathsordnungen over Bänke beibehielt (14 Schöffen, 14 Senatoren und 14 mit 
geringeren Befugnifien bekleidete jogenannte Rathsverwandte) und dem Senate bie 
Stabt- und Juftizverwaltung in ver Weiſe überwies, daß er aus feiner Mitte vie 
Berwaltungsämter und bie Gerichte befeßte. Der ftänbigen Bürgerrepräfentation 
(fogenannte Einundfünfziger) und dem Gtabtrechnungsrevifionsfolleg (fogenannte 
Neuner), welches letztere mit ver erfteren vereinigt fein fol, ift in der Konftitu- 
tions. Ergänzungsalte ver ihnen durch die Laiferlihen Refolutionen beftimmte Wir- 
kungskreis im Allgemeinen belafien, jedoch mit Hinweifung auf die Mobifilationen, 
welche die neue Inftitution ver geſetzgebenden Berfammlung bedingt. Diefe gefet- 
gebende Berfommlung, ber dritte Staatslörper, fol nah ver K.EUX. aus 20 
Mitgliedern des Senats, aus 20 Mitgliedern der ſtändigen Bürgerrepräfentation 
und aus 45 Perfonen beftehen, weldhe aus ver Mitte ver übrigen Bürgerfchaft 
durch indirekte Wahl gewählt werden. Ihr ift namentlich überwieſen vie Gejeg- 
gebung überhaupt, vie Mitwirkung bei Wieverbefegung valanter Stellen im Senat 
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und im Bürgerfolleg und an ver Stelle des früheren Reihshofratbs die Bewab- 
rung und Erhaltung der Berfafiung. . 

Damit eine Aenderung in der Berfaffung vorgenommen werben könne, ift im 
ver K. E. A. vorgefchrieben, daß Senat und gefeßgebender Körper, jever durch 
eine Mehrheit von 2/,, fi für viefelbe ausgeſprochen und die Bürgerfchaft, melde 
in den drei Abtheilungen (f. unten) abzuflimmen hat, fi für vie Annahme ent- 
ſchieden haben müfle. 

Gegen viefe Berfaffung wurde von zwei entgegengefeßten Seiten Proteſt 
„eingelegt und Beſchwerde geführt bei der feit vem 5. November 1816 in Wrant- 
furt eröffneten veutfhen Bunvesverfammlung: von Seiten der Mitglieder der 
Geſellſchaften Limburg und Franenftein und von Seiten ber jünifchen Gemeinte 
in Frankfurt. Unter Berufung auf wohlerworbene Rechte und früheren Befisftant 
verlangten die adeligen Geſellſchaften, daß ihr Anfpruh auf Befegung einer be 
flimmten Zahl von Stellen im Senate aud in der K. E. A. anerkannt würde. 
In der Denkichrift, in welcher ihnen der Senat antwortete, harafterifirte er ihre 
Anfprüche als zu jenen Mißbräuchen einer Regterungsform gehörig, welche, wenn 
fie lange ungerligt bleiben, wohlerworbene Rechte, gar Beſtandtheile der Konftitution 
heißen. Die Beſchwerde blieb erfolglos, das Verlangen ver Gefellichaften, deren 
Mitglienfchaft ſich Überdies anf eine fehr geringe Zahl von Berfonen befchräntte, 
fonnte fih nur auf ein Vorrecht der Geburt ftügen: als Adelige hatten fich ihre 
Glieder des Handels enthalten uny Reichthum und Befig ſowie höhere Bildung 
waren im Laufe der Zeiten minveftens in gleihem Maße in den übrigen Kreifen 
der VBürgerfchaft heimifch geworben. " 

Inhalt und folgefchwerer waren die Klagen der jübifhen Gemeinte 
bei dem Bundestage. Schon in der reichsſtädtiſchen Seit war die Stellung ter 
Juden, die fih frühe fhon in ziemlich großer Anzahl in Frankfurt finden, ein 
beftändiger Anlaß zu Mißhelligkeiten zwifchen Rath und Bürgerſchaft gewefen; 
bäufig warf diefe jenem vie Begünftigung der Juden zum Nachtheil der Chriften 
vor. Bei allen Beſchränkungen und Bebrüdungen hatte fich die jüdiſche Gemeinte 
in Frankfurt zu einem anfehnlihen Wohlftand emporgefhmwungen und aud tie 
Bildung der neuen Zeit, welche ven deutſchen Juden feit Moſes Menvelfohn fid 
eröffnete, war kräftig in den Geift ihrer jüngeren Glieder eingebrungen. Der 
Fürft Primas hatte bereits 1807 viele für die Juden drückende Beftimmungen 
und Einrichtungen befeitigt und am 28. December 1811 ven Juden gegen vie 
Berpflihtung, als Abfindung der auf der Frankfurter Judengemeinde ruhenden 
Laſten die Summe von 440,000 fl. zu zahlen, das Bürgerreht und gleihe Befug— 
niffe mit den übrigen Bürgern ertheilt. Diefe Gleichberechtigung wurde den Juden 
bei Herftellung der Selbftftändigkeit ver Stabt wieder entzogen. In ver K. E. A. 
ift die Pflicht des chriftlichen Staats betont, den Nahrungs: und Gewerbeftant 
der chriftlichen Bürgerſchaft gegenüber ven Einwohnern jüvifcher Religion zu 
fhügen und Senat und Bürgerjhaft waren nur zu geneigt, dieſe Aufgabe in 
engberziger Weife zu verfolgen. Nach Tängeren Verhandlungen vor der Bundes— 
verfammlung, deren Betrachtung heute einen peinlichen Einvrud zu maden geeignet 
ift, wurben bie privatbärgerlihen Nechte der Israeliten durch ein Geſetz vom 
1. Septeniber 1824 feftgeftellt. Nach den Beitimmungen dieſes Geſetzes ſollten 
die Juden als teraelitiihe Bürger im Staatsunterthanenrehhte ver freien Statt 
Frankfurt ftehen, von der Regierung ganz ausgefchloffen bleiben und des vollen 
Stantsblirgerrehts nicht theilhaftig werben, dagegen neben der ungeftörten Aus- 
übung ihrer Religion ihre eigene Gemeinveverfafiung behalten; in privatbäirger- 
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licher Beziehung follten fie einigen Beſchraͤnkungen unterliegen, namentlih war 
jevem Juden nım der Beſitz eines Haufes und eimes Gartens geftattet. Als 
befonvers anſtößig muß aber die Fixirung der abzufchließenden israelitiſchen Ehen 
auf die Zahl von 15 erfcheinen. 9) 

Durch die K.E.A. waren von den unter ber fürftlich primatifhen Regie⸗ 
rung erlaffenen Geſetzen nur fehr wenige als befinitive beibehalten worden; mehrere, 
wie das fogenannte Frankfurter Bürgerftatut, wurden für abgeſchafft erklärt und 
den übrigen, der Mehrzahl, nur proviſoriſche Geſetzeskraft bis zur Beftätigung 
durch den geſetzgebenden Körper beigelegt. In den nächſten Iahren nah Einfüh- 
rung der Verfaſſung war nun das Beſtreben der Geſetzgebung darauf gerichtet, 
in den etwas wirren Zuftand theils durch Beftätigung der primatifchen Berorb- 
nungen, theils durch Erlaſſung von neuen Gefegen Klarheit zu bringen und bie 
neuangelegte Organtfation auszuführen; namentlich wurden Gefege über vie Hand⸗ 
babung ver Polizei und das Sanitätsweien, Über das Procekverfahren, über vie 
Aufftellung des Bundestontingents, die Gemeindeordnung auf den Dorfſchaften und, 
wie bereits erwähnt, das Geſetz über die privatbürgerlihen Rechte der Israeliten 
erlaifen. Auch die mit dem Fürften von Thum und Taris vereinbarte Regulirung 
des Poftweiens füllt in dieſen Zeitraum 9) (Mat 1822). Bei weiten vie wichtigfte 
Inftitution diefer Periode aber ift die Errichtung des mit den übrigen drei freien 
Städten gemeinſchaftlichen oberften Gerichtshofs. In Ausführung einer Be 
ſtimmung des Artikels XII ver deutſchen Bundesakte hatten ſich die vier Stäpte 
über die Errichtung dieſes Gerichts, welches feinen Sig in Lübed erhielt, über vie 
Ernennung des Perfonald und über die bei viefem Gerichte proviſoriſch zu be 
obachtende Gerichtsordnung geeinigt. Eröffnet wurde dafſelbe am 13. November 
1820, die definitive Gerichtsordnung, über welche ſich pie Städte nach dem von 
dem Gerichte felbft vorgelegten Gutachten einigten, am 23. Auguſt 1831 publickt. 

Aus den vreißiger Iahren ft für die innere Gefchichte Frankfurt's, da ſich 
jene Zeit in den bürgerlichen Kreiſen doch mehr in idealer Weiſe, in ver Theil- 
nahme an dem allgemeinen Streben und Ningen nach Preffreiheit und Deffent« 
lichkeit des Stantslebens geäußert bat, und ver Putſch vom 3. April 1833 ver 
eigentlihen Bevölkerung fremb geblieben war, nicht fowohl Die nach der Juli⸗ 
revolution eingetretene politifhe Bewegung hervorzuheben, als vielmehr der An- 
ſchluß Frankfurt's an den Zollverein durch Vertrag vom 2. Januar 1836. 

Die berüchtigten Edikte Napoleon's gegen die Artifel des englifhen Handels 
batten in Frankfurt den Handel währen der Kriegsjahre mehr äußerlich als im 
Kerne getroffen und neben dem Wechfel- und GStaatspapterhandel bildete in 
Frankfurt ver fogenannte englifche Waarenhandel (Manufalturen) fteigend einen 
Hauptbeftandtheil des fommercielen Verkehrs. Zur Sicherung und Beförderung 
dieſes Handels wurde noh am 13. Mal, 1832 mit England ein Hanvels- und 
Schiffahrtsvertrag auf 10 Jahre abgeſchloſſen; ſchon am 29. December 1835 
wurde er aber, da er bei veränderten Berhältnifien das Handelsintereſſe Frankfurt's 
fehr gefährbete, mit Konnivenz Englands in feinen wefentlihen Beftimmungen 
modificirt. 

Die Auspehnung nämlih, die der Zollverein in dem Anfange ber breifjiger 
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3) Die letztere Beichräntung iſt durch Gele vom 6. März 1834 für die Eingehung einer 
Ehe zwiſchen rankfurter Israeliten wieder aufgehoben worden. 
Der den Mitgliedern und Anßeſteuten der fürſtlichen Generalpoſtdirektion zugeſtandene 
eximirte Gerichtsſtand iſt durch Ueberelnkunft vom 23; März 1849 aufgehoben. 
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Jahre gewann, hatte Frankfurt plöglich ifolirt; na allen Seiten fand fein Hantel 
fih von Barrieren des freien Verkehrs umgeben und, fo fehr es fich andy fräuhte, 
war fein Anfchluß eine Nothwendigkeit geworben. Der Schaben, ten Frankfurts 
Handel bei diefem Eintritte minbeftens vorübergehend erlitt, ift nicht gering anyı- 
fhlagen; vie Bedingungen, unter welden er erfolgte, find dagegen für die Finanzen 
der Stadt nicht ungäuftig gewefen. Bei ver Bertheilung der Zollrevennen erhält 
Frankfurt in Rüdfiht auf feinen überaus ftarten Konſum in der Weife ein Bri- 
eipuum, daß bei der Bevöllerung der Stadt jever Kopf im. 42/5 fachen Betrag 
und nur die Bevöllerung des Gebiets, wie dies bei den übrigen Bereinäftanten 
allgemein geſchieht, nad ver einfachen Kopfzahl zur Berechnung gezogen wirt. 
Außerdem wurden bem Handel felbft einige Erleichterungen durch Bewilligung ſo 
genannter Conti an die Großhändler zc. gewährt. Auf dem betretenen Wege fort: 
ſchreitend, betheiligte fi die Stadt dann auch an der Münchener Münztonvention 
vom 27. Yuguft 1837 und führte ven 241/, Gulvenfuß als gefetlihen Münzfuß 
an der Stelle des bi8 da nominell gangbaren 24 Guldenfußes ein. 

Hatte Frankfurt, das vor dem Kriege faft fchuldenfrei war, im Jahre 1822 
denjenigen Theil feiner Staatsjhulden, der mit 5 Procent verzinft wurde, auf 
eine Berzinfung von 4 Procent repuciren, im Iahre 1839 aber ſämmtliche Schu: 
den in ein zu 3%/, Procent verzinsliches Anlehen vereinigen und überhanpt in ven 
Friedensjahren in beträchtlihem Maße vermindern können, fo ſah es fih im 
Laufe der vierziger Jahre wieverholt veranlaßt, um gemeinfam mit ven Nachbar 
fiaaten den Bau der Eifenbahnen (Main-Nedarbahn, Offenbacher Bahn mt 
Main-Weferbahn) zu unternehmen, fehr beveutende neue Anlehen zu kontrahiren 
Frankfurt ift dafür auch jett zu einem ber wichtigften Knotenpunkte des deutſchen 
Eifenbabnneges geworben, da durch die in Privathänven befindlichen Bahnen 
(Taunusbahn und Hanauer Bahn) aud die Verbindung nach Welten und Often 
hergeſtellt ift. 

Auch in der ruhigen Entwidelung feines Gemeinweſens hatte Frankfurt in 
den vierziger Jahren erfreuliche Fortichritte gemacht, namentlich äußerte fidy wohl: 
thätig eine größere Theilnahme auch von Seiten berjeniger Bürger, bie nicht durch 
ein übertragenes Amt direkt zur Verwaltung oder Kontrole berufen waren, um 
pie im Gerichtsweſen jett eingeführten Reformen wurden damals im Geiſte ve 
Burgerſchaft mindeftens angebahnt. 

Das Jahr 1848 fah die Vertreter der deutſchen Nation in Frankfurt zum 
erftenmale vereinigt. Die Begeifterung, mit welcher in dem neuen Frankfurt te 
neue Bund, das neue Neid, begrüßt wurde, entfprady in ihrer Weife ver Trauer, 
welche 1806 in ver alten Krönungsftapt vie Auflöfung des Reichsverbandes kr 
gleitet hatte und bereitwilligft wurden von Seiten der Stabt tie Pflichten za 
die neuen Behörden erfüllt und große granziene Opfer gebracht. 

Die Begebenheiten, vie ſich damals in den meiſten einzelnen deutſchen Bur 
desſtaaten in ähnlichſter Weile wiederholten, find aud Frankfurt nicht erfpart 
worven. Die Preßfreiheit, dem deutſchen Volke in unnatürlicher Weife vorenthalten 
wurbe durch ein lakoniſches Prefgefeg vom 4. März 1848 verkündet, die Gefek 
gegen das Vereinswefen aus dem Jahr 1832 aufgehoben und durch überau 
liberale erjegt. Schon am 28. März 1848 hatte der Senat fih dahin auf 
fprodhen, daß die Frage einer Berfafjungsrevifion von einer Kommiffion geprät 
werben ſolle; dieſe ſchlug er vor, in analoger Weife wie 1816 zu wählen un 
zu bilden. Das Bürgerkolleg hatte zugeftimmt und auch in dem gefeßgebente 
Körper war an dem inverftänpniffe nicht zu zweifeln; nod vor Zuftandelommr 
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bes betreffennen VBeichluffes aber tbeilte der Senat jelbft am 5. Mai 1848 eine 
Petition mit, in welder von vielen Staatsangehörigen die direkte Erwählung eines 
Verfaſſungsrathes nad den von dem Borparlamente aufgeftellten Principien zum 
Behufe der Berfaffungsrevifion gefordert wurbe. In dem Senate Frankfurt's lebte 
leider nicht der Geift des VBürgermeifterd von Osnabrüd und der zunächſt vorge- 
zeichnete Weg wurde verlaflen. Durch ein Geſetz vom 15. Wuguft 1848 wurde 
ein Berfaflungsausfhuß von 30 Perfonen, welche direkt von fämmtlichen ftimm- 
berechtigten Bürgern erwählt werben follten, berufen, um einen Entwurf ver nötbigen 
Verfaffungsänderungen auszuarbeiten und zur Behandlung auf verfaffungsmäßigem 
Wege vorzulegen. ‘Der gewählte Ausfchuß aber lehnte viefe Aufgabe ab, hielt die 
Gründung einer ganz neuen Derfaffung für geboten und rieth dieſe Arbeit einer 
tonflituirenden Verſammlung zu übertragen. Der Mobus, den die K.EU. für 
Berfaffungsänderungen vorfchreibt, wurde nun durch eine Abſtimmung ver Bürger: 
fhaft vom 17. Oktober 1848 aufgehoben und eine verfafjunggebenve Berfamm- 
fung berufen. Sie beftand aus 120 Perfonen, in direkten Wahlen von ven 
großjährigen Stantsangehörigen Frankfurt’3 erwählt (100 Abgeorbnete der Stadt, 
20 ver Landgemeinden). Senat und Bürgerkolleg follten ihre bisherige Wirkfamteit 
fortfegen, ohne aber in der Verfaſſungsſache irgend mitwirken zu vürfen. Hervor- 
zubeben iſt namentlidy auch, daß bie Attribute des geſetzgebenden Körpers auf vie 
verfaflunggebenve Berfammlung übergehen und ihr alfo auch die laufenden Geſchäfte 
der Geſetzgebung und Mitwirkung bei ver Verwaltung übertragen fein follten. 

Diefe Verfammlung war in dem Anklange, welchen das aus ihren Be- 
ratbungen bervorgegangene Verfaſſungswerk fand, weniger glücklich als der Aus⸗ 
ſchuß der XIII. Ihre Majorität wollte unter vollſtändigſtem Bruche mit ven 
früheren, ſtaats⸗ und völkerrechtlich beſtehenden Verhältniſſen einen neuen Freiſtaat 
Frankfurt gründen: vie geſetzgebende Gewalt ſollte einem aus 96 Abgeordneten 
beſtehenden Volksrathe, die vollziehende Gewalt einem Regierungsrathe von fleben 
Mitgliedern übertragen werben; aud vie Mitglieder des letteren follten aus 
unmittelbarer Wahl des Volks in geheimer Abftimmung hervorgehen und ibre 
Amtsdauer auf 5 Jahre befchräntt fein. Schon während ver VBerathungen 
diefes Entwurfs, die fi fehr lange hinauszogen, waren vielfach Gegenvorftellungen 
bei der Verfammlung felbft überreiht worben; al® fie dennod dem Senate im 
December 1849 den Entwurf nebft verjchiedenen Einführungsgefegen übergab, 
war bereits ein Proteft des Bürgerkollegs gegen bie Vornahme einer bie Rechte 
der Stabt gefährbenven Abftimmung eingelaufen; höchſt gewichtige Protefte kamen 
dann noch weiter von anderen Seiten hinzu und ber Senat verfünbete, hierauf 
geftügt, am 3. Januar 1850 als Beſchluß, daß eine Abftimmung über den Ber- 
faffungsentwurf nicht ftattfinden könne und die Reviſion der Verfaſſung auf 
anderem Wege zu bewerkftelligen jei. Indem er das Mandat ber verfaflunge- 
gebenven Berfammlung für erlofchen erklärte, berief er nad den Beftimmungen 
der K.EU. eine geſetzgebende Berfammlung als Bertreterin der Bürgerſchaft 
auf den 21. Januar 1850; zur Vornahme der Wahl wurben fämmtliche Bürger 
von Stadt und Land aufgefordert in Gemäßhelt der Grundrechte und eines fpeciell 
‚für Frankfurt erlaffenen Gefees vom 26. Februar 1849, weldes die Emanci- 
pation der Israeliten und Landbewohner ausgeſprochen hatte. 

In den feit 1816 beftehenven Formen fanden nun Berathungen über bie 
Verfaſſungsreviſion ftatt; verſchiedene Vorlagen wurben gemacht und wieber zurück⸗ 
gezogen, bis endlich der Entwurf eines organifchen Geſetzes, weiches der Senat dem 
geſetzgebenden Körper am 2. December 1854 vorlegte, „trot der Bedenlen gegen 
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einzelne Beflimmungen unt feiner nnverfeunbaren Lüden, als ein Mittel zur 
Förverung zeitgemäßer Reformen“ im vem geſetzgebenden Körper mit ber vorge 
ſchriebenen Majorität von 2,, Stimmen angenommen warte; and bie Bärgerfchaft 
entichieb ſich in ihrer Abftinmung am 5. und 6. Febr. 1855 für feine Annahme. 
Dieſes Geſetz retucirt vornehmlich die Zahl der Senatsgliever auf 21 mb führt 
eine völlige Trennung der Juſtiz von der Arminiftration ein. Seine Publikation 
erfolgte erſt am 20. Sept. 1856 gleidhgeitig mit ven Gefegen, weile in ver 
Strafrechtöpflege durchgreifende Reformen in's Leben riefen. Vorher, im Jahr 
1853, waren bereit vie flaatöbürgerlichen Rechtsverhältuiffe der Jsraeliten umt 
Lanpbewohner durch ein organiſches Geſetz von neuem geregelt worden, nachdem 
trotz aller früheren Berheigungen in Folge ver Reaktion tes Buntes gegen vie 
Geſetzgebung der Iahre 1848 und 1849 ver Senat einen Bundesbeſchluß Dem 
12. Anguſt 1852 verfünvet Hatte, welcher vie betreffenden Emancipationsgeleige vom 
19. DM. 1848 und 20. Febr. 1849 für umgältig erllärte. Durch das Geſetz vom 
12. Sept. 1853 ift ausgeſprochen, daß alle früheren Beihränfungen ber privat: 
bürgerlichen Rechte der Staatsangehörigen anfgehoten, vie öffentlichen StaatSämter 
im Allgemeinen für alle Staatsbürger zugänglidh, tie Iöraeliten aber meber in 
den Senat und das Bürgerkolleg noch zu Richterftellen wählbar feien und im beu 
geſetzgebenden Körper nur in einer auf höchſtens vier beichränften Zahl gelangen 
follten. Die Landbewohner, d. h. die Mitgliever der Landgemeinden, find bagegen 
nur von ter Wahl in den Senat und vie Bürgerrepräfentetion ausgefchloffen, 
fowie von der Berwaltung des Bermögens ter ftäbtiichen Gemeinde und von 
Aemtern, deren Birkungsfreis auf vie Stadt und ihre Bewohner beichräntt if. 

Mit dem organifhen Geſetze vom 20. Sept. 1856 wird die Verfafſunge⸗ 
revifion für Frankfurt — wenigftens für die Grundzüge des Staatsorganitmuns — 
vorausfihtlic auf einige Zeit zu einem Abſchluſſe gelangt, an einem Ruhepunkte 
angelommen fein. Abgefehen von ver bewirkten Trennung ver Juſtiz vom ber 
Anminiftration und den in der Strafrechtspflege eingeführten Refermen find ihre 
Refultste weſentlich verfchieden von demjenigen, was bei dem Ausgange ver Revifion 
angeftrebt und verfolgt wurde; denn ber Senat nimmt nach dem neuen orgamifchen 
Geſetze in ver Geſetzgebung eine felbftftäntigere Stellung ein, als ihm die K. E. A. 
von 1816 angewiefen hatte. 

"DI. Berfaffung. Der Senat befteht mit Einfchluß ver 4 rechtsgelehrten 
Stabtiynpiten aus 21 auf Lebenszeit gewählten Mitglievere. Die Eintheilung in 
brei Orbnungen, fog. Bänfe, ift aufgehoben; doch hat vie alte Beſtimmung ver 
K.E. A., daß zu zwölf Plätzen ver vritten, nicht gleichberechtigten Rathsordnung 
bie zünftigen Handwerker berechtigt feien, infofern Berüdfihtigung gefunden, als 
auch no heute in dem Senate wenigftene 4 Mitgliever dem Handwerksſtande 
angehören müſſen. Auch von einer jeven der drei chriſtlichen Konfeffionen müflen 
minbeftens 3 Angehörige in dem Senate wirklich fein. Die Wahl eines Senats 
mitglieds erfolgt durch einen Wahlausfhuß, der durch 6 von und aus dem Senate 
gewählte und 6 von und aus dem gefeßgebenvnen Körper gewählte Wahlherrn 
gebildet ift. Zwifchen denjenigen drei Berfonen, welche in dieſem Ausſchufſe abfolute 
Stimmenmehrheit erhalten, entſcheidet nad altherkömmlicher Welfe das Loos durch 
die ſog. Kugelung: Namens ver Gewählten werben nämlih aus einem Beutel 
drei Angeln gehoben und weflen Vertreter die dabei befindliche goldene Kugel hebt, 
der ift Senator. Können ſich aber die Wahlherrn auf einen Vorgeſchlagenen ein- 
ftimmig in der Abficht einigen, ihn ohne Kugelung zu ermwählen, fo iſt er nad 
giner angemeflenen Beitimmung bes neuen organifhen Geſetzes gewählt. Wusge: 
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ſchloſſen von der Wahl in den Senat find, abgefehen von Israeliten und Bürgern 
der Landgemeinden, fett dem Vlrgervertrage von 1613, „damit die aus ver nahen 
Berwandtniß beforgende Parteillchleit vermieden bleibe“, nabe Angehörige, und ver 
Kreis der aus diefer Rüdficht Auszufchließenden wurde 1725 nod erweitert. 
Außerdem wird bei vem zu Wählenden an pofitiven Onalitäten nit blos wie 
bei allen Staatöftellen das Frankfurter Indigenat, fondern aud ein Alter von 
dreißig Jahren geforbert. . | 

An der Spige des Senats ftehen die beiden Bürgermeifter; fie werben 
aus den 21 Senatoren in zwei fucceffiven Wahlhandlungen durch Skrutinium und 
Kugelung erwählt. Nach der alten Berfaflung wurde der fog. ältere Bürgermeifter 
aus der Bank der Schöffen, ver fog. jüngere aber aus ver Bank ver Senatoren 
erwählt; jett entſcheidet das Dienftalter der Gemwählten. Die Amtsdauer iſt nur 
ein Jahr, und darf fein Senatögliev zwei Jahre hintereinander das Amt des 
Bürgermeifters führen. In den Rathöftgungen, deren zwei regelmäßig in ver Woche 
ſtattfinden, führt ver ältere, in subsidium der jüngere Bürgermeifter den Berfig 
und leitet die Deliberation; es fteht dem Altern Blrgermeifter zu, wenn er nicht 
fest den Vortrag halten will, für vie betreffennen Gegenſtände Referenten zu 
ernennen; außerdem ift ihm namentlich die Leitung der bewaffneten Macht anver- 
traut. Dem jüngern Bitrgermeifter ift das Polizeiweſen untergeorbnet und in feinen 
Audienzen hat er die Inftruftion der Burgerrechts⸗ und ähnlicher Sefuche, ſowie 
die Auffüht über alle Handwerksangelegenheiten. 

Der Senat Abt vie ihm übertragene Erekutive durch eine Reihe von Ber- 
waltungsämtern aus, welche er aus feinen Mitglievern jeverzeit auf die Dauer 
von drei Jahren bildet. Dem verfammelten Senate find namentlich vorbehalten 
die Gegenftände, welche zur Borlage bei dem geſetzgebenden Körper kommen, vie 
Rekurſe gegen Verfügungen der Aemter, alle Gnadenſachen, wozn auch vie Bürger- 
rechtsgefuche gehören, und die Aemter⸗ und Dienftvergebungen. Das: Hecht des 
Senats, die Staatsftellen zu befegen, tft übrigens aus früherer Zeit her ein fehr 
befchränktes; um nämlich den Nepotismus, zu welchem die Regierumg eines Heinen 
Gemeinweſens neigt, möglichft zu paralnfiren, hat der Senat bei Erledigung von 
Stantsftellen nur eine Wahl von drei Kandidaten vorzunehmen und zivifchen dieſen 
der Deus ex machina der Frankfurter Konftitution, die goldene Kugel zu entſcheiden; 
voh kann das Einverflänpnig des Bürgerkolleg's von der Kugelung biöpenflren. 

Die Zufammenfegung und der Wirfungsfreis des fogenaunten Bürger- 
tolleg’8, ver ſtändigen Bürgerrepräfentatton, ift durch die neueſten Berfaffungs- 
änderungen nicht alterirt worden. Diefe Inftitution ift ein Denkmal des Geiftes, 
in welchem die VBürgerfchaft in dem legten Jahrhundert der reichsſtädtiſchen Zeit 
der liederlichen Wirtbichaft des Raths entgegentrat und mit Hülfe kaiſerlicher 
Autorität die Freiheit der Stadt von einer fehr praftiihen, von ber finanziellen 
Seite, dauernd zu fchägen fuchte In ver That wird durch dieſes Kolleg die 
ihm obliegende Kontrole der Regierung im Rechnungsweſen beftändig auf durch⸗ 
greifende Weife geübt; vie ftändige Vürgerrepräfentatton ſendet nämlich auf bie 
verjchiedenen Berwaltungsämter ſtaͤndige Deputirte, welche an den Amtsfigungen 
Antheil nehmen und namentlih die Zahlungsanweifungen Eontrafigniren. Außerdem 
befteben auf ven Aemtern neben den von dem Senate angeftellten Beamten befonvere 
Bevienftete des Bürgertolleg’s, fog. bürgerliche Gegenfchreiber, um über ſaͤmmtliche 
Einnahmen und Ausgaben ein genaues Gegenregifter zu führen: Diefe Gegen- 
fhreiber wernen von dem Bürgerfolleg ernannt und in Eidespflicht genommen, 
und ven bürgerlichen Deputirten bei ven betreffenden Aemtern liegt ihre Beauf- 
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fihtigung ob. Als Kollegium hat die ftändige Bürgerrepräfentation in allen Sinanz- 
angelegenheiten, namentlich zur Feſtſetzung des Jahresbudgets, mitzuwirken, unt 
bei Veräußerung fläbtifchen oder Stiftungsvermögens, bei Berwilligung von Remn- 
nerationen und Önadengaben hat ver Senat, ver deßhalb fhriftlich mit ihr konferirt, 
ihre Einwilligung einzuholen. Dem Stabtrechnungsrevifionstolleg (fog. Reunern), 
befien Mitgliever der flänvigen VBürgerrepräfentation angehören und aus umb von 
ihr erwählt werben, fteht ſodann noch die Nevifion Über das ganze Rechnungsweſen 
der ftäbtifhen Wemter und Stiftungen zu. Die Mitglieder der ſtändigen Bürger⸗ 
tepräfentation werben gleichfalls durch einen Wahlausfhuß von 12 Perfonen (6 aus 
dem gefegebenven Körper und 6 aus dem Bürgerfolleg) erwählt und zwar unter 
Mitwirkung der Kugel. Der Gewählte muß 30 Jahre alt fein; die Stellung ift 
lebenslänglih, doch Tann Entlaffung nad) fünfjähriger Thätigkeit nicht verweigert 
werben. 

Durch das organifhe Geſetz vom September 1856 ift nicht blos die Zu—⸗ 
fammenfegung, fonvern auch der ſtaatsrechtliche Charakter des geſetzgebenden 
Körpers ver Alte von 1816 wefentli verändert worden: kaum durch ben 
Eintritt von früher nicht oder wenigftens nicht in dem gleichem Umfange Berechtigten 
(Zanpbewohner und Israeliten), aber in hohem Grabe durch den Austritt er 20 
Rathögliever und die damit verbundenen Folgen. Mitgliever des Senats können 
jegt nicht mehr in vie geſetzgebende Berfammlung gewählt werben. Die Abficht ver 
K. E. A., daß das der Bürgerfchaft zuſtehende Recht ver Gefeßgebung allein durch 
einen eigenen Staatskörper ausgeübt werve, in welchen der Senat aus feiner Mitte 
zwar auch Deputirte fenvet, bei deſſen Verhandlungen dieſe aber „nur burch das 
Uebergewicht der Gründe einen wirkſamen Einfluß in Anfehung ber gegenüber: 
ftehenven großen Majorttät der mitftimmenvden Bürger erhalten können”, — tiefe 
Abfiht war infofern unausgeführt auf dem Papiere ftehen geblieben, ald der Senat 
faktiſch dadurch eine Mitwirkung bei der Legislatur erhielt, daß ihm die Ausführung 
ver Beichläffe der geſetzgebenden Verfammlung und vie Publikation der von ihr 
angenommenen Gefege in vie Hand gegeben war und begreifliher Weife in Fällen, 
in welchen er die Anficht der gefetggebenden Berfammlung nicht theilte, auch nicht 
erfolgte. DE Sache ift jetzt umgebreht: vie indirekte Vertretung nämlich, bie ver 
Senat früher dur feine Deputirten in dem gefeßgebenven Körper gefunden hatte, 
tft weggefallen, jene faktiſch ausgeübte Mitwirkung bei der Legislatur Dagegen in 
eine rechtliche verwandelt; denn die befinitive Entſcheidung fteht, wenn Senat und 
gejeßgebenvder Körper verſchiedener Anficht find, in den namhafteſten Fällen nicht 
mehr bei dem gefeßgebenven Körper, fonvern fol auf dem Wege gegenfeitiger 
Berftändigung durch einen Vermittlungsausihuß (beſtehend aus 5 Mitglievern tes 
Senats und eben fo viel Mitgliedern der gefeßgebenven Berfammlung) herbeigeführt 
werben. Beruht vie Verſchiedenheit der Anfichten auf divergirender Auslegung 
gejeglicher Beftimmungen, fo Tann dann nod von Senat ober gefeßgebendem Körper 
die Entſcheidung des Lübecker Gerichtshofs angerufen werben und iſt deſſen Aus- 
ſpruch fofort mit Kraft authentifcher Interpretation als Gefeg zu veröffentlichen. 
Mit viefer Modifikation iſt der Wirkungsfreis des gefebgebenden Körpers der ihm 
1816 angewiefene; es gehören dazu die Gefebgebung im Allgemeinen, in specie 
bie Beftenerung und bie Anorbnung und Einrichtung des Militärweiens, die Sanf- 
tion aller Stantöverträge, die Ueberfiht über den gefammten Stantshaushalt unt 
Genehmigung des jährlichen Budgets, der fog. jährlichen statuum exigentie, bie 
Entſcheidung in Diffensfälen zwifhen Senat und Bügerlolleg, in bebeuteniveren 
Fällen die Ginwilligung zur Veräußerung ftäntifcher ÖGemeinbegüter, die oben- 
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gefhiibern Mitwirfung bei Beſetzung von erledigten Stellen im Senate und im 
ürgerlolleg und vie Bewahrung und Erhaltung der Berfaffung Die Vorträge 
zu den Verhandlungen der Berfammlung erfolgen fchriftlich von Seiten des Senats, 
Das Recht der Initiative fteht außerdem in mobificirter Welfe ver ftändigen Bürger⸗ 
repräfentation als folcher und jevem einzelnen Mitglieve des geſetzgebenden Körpers zu. 

Die Berhandlungen des gefeugebenven Körpers find in der Regel öffentlich, 
er wird jährlich neu gebilvet (die Berfammlung muß von dem Senate jedes Jahr 
auf ben erſten Montag des Novembers zufanmenberufen werben, fonft fie fi aus 
eigenem’ Rechte Tonftituirt), und befteht jegt aus 57 Mitglievern aus ver Bürger 
haft der Stabt, aus 20 Mitgliedern aus der ftändigen Bürgerrepräfentation und 
ans 11 von ben Landgemeinden erwählten Mitglievern. In ven zu Brankfurt 
gehörigen Landgemeinden ift ver Wahlmodus fehr einfach: in jever Gemeinde wählen 
bie felbftftändigen Gemeinvebürger jährlich je einen und in den 3 größeren je zwei 
Bertreter birelt durch einfache Mehrheit. Komplicirter ift der Wahlmodus für bie 
Mitgliever aus der Bürgerfhaft ver Stadt. Ein Wahlcenſus ift auch bier unbe- 
kannt, vielmehr ift jever Bürger der Stadt zur Theilnahme an der Wahl berechtigt; 
die Wahl gefchieht aber nicht direkt, fondern durch ein Wahlkolleg, welches durch 
die in drei Abtheilungen ſtimmende Bürgerfchaft gebilbet wird; wählbar iſt jever 
30jährige ſelbſtſtaͤndige Bürger, nur vie Falliten oder die wegen eines peinlichen 
Bergehens Beftraften oder Angeliagten find ausgefchloffen. Die K.E. A. beftimmt 
die Abtheilungen der Bürgerfhaft — die Stabt bildet einen einzigen Wahlbezirk — 
folgenvermaßen: Abtheilung I: vie Adeligen, pie Gelehrten, alle Staatsdiener, vie 
Dffiziere des fog. LTinienbataillons, vie Gutöbefiger, Rentiers, Lehrer und Künftler. 
Antheilung II: die Hanvelslente, ohne allen Unterſchied, auch bie verbärgerten 
Handlungcommis und die Wirthe. Abtheilung III: die zünftigen Handwerker und 
alle übrigen Bürger. Jede viefer drei Abtheilungen wählt 25 Wahlmänner. Die 
fo gewählten Wahlmänner vereinigen fi zu dem Wahllolleg der Fünfundfiebziger 
und wählen aus allen Stänven ver Bürgerfchaft durch abfolute Stimmenmehrheit, 
57 Bürger (worunter 4 Joraeliten fein dürfen) für das bevorftehende Jahr zu 
Mitglievern des geſetzgebenden Körpers. 

Diefe Eintheilung ver Bürgerfchaft, wie fie die KEN. aufftellt, nad 
drei Klaſſen von numerifch fehr verfchienenem Umfang, von melden übrigens keine 
vor der andern einen Rang over Borzug geben foll, beruht nicht auf hiſtoriſchem 
Boden, fondern ift das Produkt der Berathungen ver XIII. Bei den patriarchalifchen 
Zuftänden, weldhe dem Jahre 1848 vorausgingen, traten die Mängel ver Klaffi- 
filation und des ganzen Wahlmodus Taum hervor; dies hat fi aber geändert, 
feit ih auch in Frankfurt Parteten gebildet haben, vie ſich fchroff gegenüberftehen. 
Die ganze Eintbeilung erweift ſich nicht blos als eine höchſt willkürliche, ohne 
irgend welche reelle Bafis — (der Unterfchied, wie er durch die Berfchienenheit des 
Beſitzes, der Intereilen, ver Bildung und Anſchauungsweiſe ꝛc. befteht, tft bei ven 
andgebilveten focialen Zuftänven Frankfurt's innerhalb ver verſchiedenen Abthei- 
lungen felöft ungleich größer als zwifchen ven einzelnen Abtheilungen untereinander) —, 
fondern es zeigt fi auch, bon der Wahlmodus, die indirekte Wahl durch ein 


8) Kine Bertretung des Senats durch Aborbnung von Mügliedern oder Beamten als er 
gierungslommifläre_wäre durch das neue organifche Geſetz nicht ausgefchloffen, auch nicht weniger 
im eigenen Interefie des Senats wie im Allgemeinen wünfchenswerth; unbegreiflicder Weiſe hat 
der Senat aber bis jept hierauf zielende Anträge der Bürgerfchaft abgelehnt. Daß in dieſer Bes 
ziehung feine Beftimmung getroffen ift, erfcheint als die Fühlbarfte Lücke der legten Berfaffungsrevifion. 
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einzige® Wahltelleg, in den Händen von Parteien, wie ihre Zweite verfolgen, noth⸗ 
wendig ftatt eine verhältnigmäßige Vertretung ver Anſichten der Bürger zu be- 
förvern, zu ber Herrfchaft der einen und zum Ausfichluffe der andern Partei führt: 
Wenn die eine Partei in einer Abtheilung ganz und in der andern auch nur mit 
der Mehrheit einer einzigen Stimme durchdringt und ſonach von den 75 Stimmen 
in dem Wahlkolleg über 38 gebietet, fo ift vie ganze Wahl ver Mitglieder tes 
geſetzgebenden Körpers in ihrer Macht. Da num, wie erwähnt, alljährlich eine 
Integralernenerung des gefetgebenden Körpers flattfindet, jo tft aud jährlich bie 
Möglichkeit eines totalen Wechfeld in dem gefeßgebenven Körper und banfit eines 
dem Wechſel ver Perfonen entſprechenden Schwantens in ver Verwaltung nahe 
gelegt. Die bezeichneten Mängel werben allgemein als ſolche erfannt, und eine Ab- 
hülfe in diefer Beziehung durch theilweiſe Veränverung der Berfafiung wird auf 
längere Zeit nicht zu umgehen fein. 

Die wirkliche Errungenfchaft ver legten Verfafſungsrevifion ift die durchgeführte 
Trennung der Juſtiz von der Apminiftration und die gleichzeitig in's 
Leben getretene Reform in der Strafrehtspflege. Der Senat bat jetst bie 
Oberaufficht über vie Rechtspflege; er forgt für vie verfafiungsmäßige Einrichtung 
der Gerichte, Beſchwerden Über verweigerte ober verzögerte Iuftiz geben von ben 
Dbergerichten an ihn. Der oberfte Gerichtshof ift für Frankfurt im regelmäßigen 
Inftanzenzuge das Oberappellationsgericht zu Lübeck; daneben fteht es aber wenigſtens 
in Civilſachen den Parteien frei, auf Altenverſendung behufs ver Einholung ver 
Entfheivung eines auswärtigen Spruchlollegtums anzutragen. In Frankfurt felbft 
befteben zunähft für die Eivilrehtspflege als Kollegialgerichte das Stabtgericht 
und das Wppellationtgerit. Für Sachen, in welden der Streitgegenftand nicht 
den Werth von 300 fi. überfteigt, find als erfte Inflanz bie beiven mit gelehrten 
Einzelrichtern befeten fog. Stabtämter und analog für die Landbewohner das Lanıb- 
juſtizamt beftellt. Das Staptgericht, welches bie zweite Inflanz für diefe Iuftizämter 
bildet, ift für alle übrigen Rechtsſachen das Gericht erfter Inſtanz. Es beftebt 
unter dem VBorfige eines Direktors aus 9 Räthen und zerfällt rädfichtlid ter 
bürgerlichen Rechtspflege in zwei Abtheilungen, in vie für ſtreitige Rechtsſachen und 
pie für bie freiwillige Gerichtsbarkeit. As zweite Inftanz (refp. fir Sachen zur 
Kompetenz ber Juſtizämter als britte) beftebt das Appellationsgeridht: es zählt 
7 Mitglieder und aus viefen 7 Räthen wird der Präfivent (gleichivie der Direkter 
des Stadtgerichts aus deſſen Räthen) auf je brei Jahre vom Senat emannt. Die 
Mitglieder des Appellationsgerihts und diejenigen des Stadtgerichts werden burd 
ein Wahlkonklave ganz in derſelben Welle wie bie Mitglieder des Senats mit 
oder ohne Kugelung erwählt. 

Als materielles Civilrecht gilt in Frankfurt das gemeine Recht auf römifcher 
Grundlage; doch iſt es weſentlich mobificirt in ver Frankfurter „Reformation“ ven 
1578 binfichtlich der Güterrechte der Ehegatten, und durch bie neuere Gefeßgebung 
bezüglich ver Beftimmungen über das Pfandrecht und ähnlicher dem fortgefchrittemen 
modernen Berkehrsleben nicht mehr entfprechender Lehren. Das Hypothekenweſen 
ft nach den Grundſätzen der Publicttät und Specialität geregelt und trefflich ver: 
waltet. Seit dem 1. Mai 1851, dem Zeitpunfte der Einführung des Inftitur 
der bürgerliden Ehe, ift an bie Stelle der frühern fog. Hauptkirchenbuchführunz 
eine nach ven Principien des code civil georbnete Sivifftandesbudhführung getreten. 
Bezüglich der bürgerlichen Rechtsfachen hat das Gefek vom 7. Nov. 1848 für 
die in Frankfurt befinplihen Inftanzen ein Progeßverfahren eingeführt, wonadh 
die Schriftlihleit möglihft beſchränkt ift und jedem Erkenntnifſſe regelmäßiz 
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- —* Fra und öffentliche Berhandlung vor dem erkennenden Richter vor- 
ergeht. 

Biel umfangreicher und durchgreifender hat bie Geſetzgebung ver legten Jahre 
fih mit der Berbefierung der Kriminalrehtspflege bejchäftigen müſſen. Seit 
dem 1. Januar 1857 ift das Strafgefegbucdh des Großherzogthums Heflen, deſſen 
legislatorifcher Werth anerlannt ift und welches bereit3 in dem benachbarten 
Herzogthum Naſſau eingeführt war, in unveränderter Geftalt aboptirt. Die ſcharfen 
Strafen, die nach vemfelben zu verhängen find, bilden freilich einen grellen Kontraft 
gegen die frühere Kriminalrechtspflege; viefe ging zwar von ver Garolina aus, 
fie war aber durch eine väterliche Gerichtspraxis zu einer faft übermäßigen Milde 
gelommen. Gleichzeitig mit dem alten Strafgefege iſt auch das alte ſchriftlich⸗ 
inquiſitoriſche Strafverfahren verogirt und ſtatt deſſen ein öffentlich mündliches 
Anklageverfahren eingeführt worden, das im Weſentlichſten dem franzöfiichen 
Kriminalprogeffe nachgebilvet ift. Dit Ausnahme einiger weniger Vergehen (Injurien, 
Ehebruch, Yamilienviebftahl sc.) wird jede im Strafgefegbuch mit Strafe beprobte 
Handlung von der dem Senate unmittelbar untergeorpneten Staatsanwalt- 
ſchaft verfolgt. Dieſe hat die Leitung ber gerichtlichen Polizei, fie fann, wenn 
Gefahr im Verzuge und der Unterfuhungsrichter nicht zur Stelle if, Hausfuchungen 
und Beihlagnahmen vornehmen; do iſt zu Hausfuhungen und Verhaftungen 
regelmäßig nur der Unterfuhungsrichter befugt und auch biefer an die Beobachtung 
gewiffer ven Angeſchuldigten ſchützender Formen gebunden. 

Zur Ausübung der Strafjuftiz befteht: I. für Uebertretungen des Polizeiftraf- 
geſetzes und anderer Kontraventionen das einem Ginzelrichter übertragene Rüge⸗ 
gericht. II. Das aus 3 Mitgliedern des Stabtgerichts beftehende Zuchtpoligeigericht, 
IH. Der Alfifenhof unter Zuziehung von 12 Geſchwornen; er wirb gebilvet aus 
mindeſtens 3, meift 5 Mitglievern des Appellations- oder Stabtgerihts. ‘Der 
Präfivdent des Affifenhofs wird für die einzelne Aſſiſenperiode vom Wppellations- 
gericht ernannt, vie Übrigen Mitglieder des Aſſiſenhofs ernennt der Präſident des 
Appellationägerichts. Der Affifenhof tft kompetent für alle mit Todesſtrafe, mit 
Dienftentfegung, mit Zuchthaus allein, oder im höchſten Strafmaße bedrohten Ber- 
breden, ferner für Aufruhr, Münzverbreden, Fälſchung von Staatspapieren, 
Meineid, Duell, Erpreflung und doppelte Ehe; für alle anderen Vergehen ift das 
Zudtpolizeigericht zuftännig. Berufungen vom Rügegeriht gehen.an das Zucht⸗ 
polizeigericht, Berufungen vom Zuchtpolizeigerichte an IV. das Appellationsgericht. 
Außerdem befteht V. ein Kaffationshof. ‘Diefen fol das Oberappellationsgericht in 
Lübel bilden. Bis zur Einführung des bei demfelben zu beobachtenden Verfahrens 
gehen die Nichtigkeitsbeſchwerden an eines ber Sprudlollegien zu Bonn, Jena 
over Zübingen. 

Bei der geringen Ausdehnung des Stantsgebiete® und dem Mangel jeglicher 
Senfuseintheilung bot die Bildung der Geihwornenlifte in Frankfurt einiger 
maßen Schwierigfeiten. Doch ift ver Modus, welchen das Geſetz ſchließlich eingeführt 
bat, ein ganz entiprechender. Aljährlih im Monat Oftober wird unter dem Bor» 
fite des jüngeren Bürgermeifters eine Kommiffion, beftehend aus 6 weiteren Mit- 
glievern des Senats, 7 Mitglievern des gefeßgebenven Körpers und 7 Mitgliedern 
der fländigen Bürgerrepräfentation gebildet, welche aus ver Zahl ver wirklichen 
Bürger in Stabt und Rand 200 für die Dienftlifte ver Gefhwornen des folgenden 
Jahres nach abfolnter Mehrheit auswählt. Aus diefer wird für jede Affifenfigung 
bie erforderliche Zahl durch das Roos gewählt. Bemerkenswerth ift, daß das Ge- 
ftänpniß des Angellagten die Mitwirkung ver Geſchwornen ausſchließt; Daß jebe 
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Schuldigerflärung mit mehr ald 7 Stimmen von ven Geſchwornen gefaßt fein muß unt 
daß dem Gerichtähofe, falls er einftimmig der Anficht ift, die Geſchwornen hätten mit 
Unrecht ein Schulvig geſprochen, freifteht, die Sache an eine andere Affife zu verweilen. 

Ein fehr fühlbarer Mangel der Strafrechtöpflege liegt in Frankfurt noch 
immer im Zuſtande des Gefängnißmwefens Es fehlt fo fehr an geeigneten 
Gefängniflofalitäten, daß feit 1848 Traft eines Staatsvertrags mit dem Groß 
herzogthum Heſſen alle in Frankfurt zu Zuchthaus oder Korrektionshausſtrafe 
Berurtheilten ihre Strafe in hefflihen Strafanftalten verbüßen. 

Für die Entfheidung über Kompetenzlonflitte, welde fich zwiſchen Ber⸗ 
waltungsbehörben und Öerihten entfpinnen Fönnen, tft durch ein Geſetz vom 
20. September 1856 eine eigene Behörde, ver Gerichtshof für Kompetenztonflikte, 
eingeführt. Ex wird alle drei Jahre gebildet durch 3 Mitglieder des Senats, 3 von 
den Gerichtsräthen aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern des Appellations- und 
Stabtgerichts und einem von dieſen 6 Perfonen gewählten Mitglieve aus ver 
Bürgerſchaft. Den Vorſitz führt das vienftältefte Mitglied aus dem Senate. 

Im Oanzen verbient die Rechtspflege (und zwar beſonders bie für bürger- 
liche Nechtöftreitigkeiten nicht erft feit Einführung der neuen Organifation) bie 
Bezeihnung einer raſchen und unabhängigen, und Yranffurt fteht in dieſer Be⸗ 

ztehbung wohl hinter feinem deutſchen Bundesſtaate zuräd. 

Die beveutenpften Berwaltungsämter, denen bie eigentliche Adminiſtration 
meift von Alters her zufteht, find: für die Verwaltung des ſtädtiſchen Gemeinde- 
vermögend bie Stabtlämmerei und pas Yorftamt, für die Dorfihaften das Land⸗ 
verwaltungsant, für die Finanzen, Handel zc. das Recheneiamt — (nad) Beſtim⸗ 
mung ver kaiſerlichen Refolutionen hat viefes Amt vie ausfchlieglihe Führung des 
gefammten Kaſſenweſens, mit alleiniger Ausnahme ver zur Berzinfung und Tilgung 
der Staatsſchulden beftimmten Einnahmen und Ausgaben, des Reflorts ver foge- 
nannten Schulventilgungstommiffion) —, für die Handhabung der Polizei das 
Polizeiamt, für das Militärweſen das Kriegszeugamt, für die eigentliche Baupolizei 
und bie Leitung der öffentlihen Bauten das Bauamt und für die Aufficht über 
die Verwaltung ver Staatseifenbahnen und Oberauffiht über vie Privatbahnen 
die Bauamts⸗Eiſenbahn-Sektion. 

IV. Nach einer Beſtimmung der K. E. A. ift jever der drei chriftlichen Konfeffionen 
zunächſt die Sorge für ihre religiöfen, kirchlichen, Schul- und Erziehungs: 
angelegenheiten unter der Oberaufficht des Staats überlaflen. Diefe wird von 
dem Senat geübt, doch ift dem gefeßgebenven Körper die Santtion organifcder Ein- 
rihtungen und die Genehmigung allgemeiner Verordnungen vorbehalten. Yür vie 
lutheriſche Gemeinde der Stadt ift feit dem organifchen Gefege vom 7. Februar 
1857 und den daſſelbe begleitenden Ausführungsgefegen an die Stelle ver reiche- 
ſtädtiſchen Konftftorialverfaffung eine nene Organifation getreten, welche fih dem 
Presbyterialſyfſftem zuwendet und der Gemeinde wefentliche Rechte einräumt. Die 
Gemeinde war früher ganz ungegliebert, jest ift fie in ſechs Pfarrſprengel ein- 
getheilt für die Wahlen in den Gemeindevorftand und zu den Pfarrftellen; jedem 
Sprengel ift eine der ſechs dem Iutherifchen Kultus gewidmeten Kirchen zugewiefen, 
doch beſteht noch Fein Pfarrzwang. Die Dotatton, welche ver Staat der Iuthe- 
riſchen Gemeinde für die Bedürfniſſe ihres Religionskultus und Schulweſens nach 
der K. E. A. zu gewähren bat, iſt im Jahre 1830 neben einer Naturalleiftung 
von Holz auf eine ewige unablösbare und unveränßerlihe Rente von jährlich 
28,500 fi. firtrt worden; außerdem find auch den evangelifch - proteftantifchen 
Gemeinden die Schulgebäude mit völliger Abgabefreiheit überlaffen und bat der 
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Staat die Verpflichtung übernommen, ben ungebedten Bedarf dieſer Schulen jeder⸗ 
zeit virelt aus feinen Mitteln zu ergänzen. Die reformirte Gemeinde, melde 
wiederum im die größere deutfch-reformirte und die wenig zahlreiche franzöſiſch⸗ 
reformirte Gemeinde zerfällt, hat ihre eigene Presbyterialverfaffung, feit 1820 ein 
befonderes Konfiftorium und fchon feit reichsftäntiiher Zeit das Recht der Wahl 
ihrer Prediger, Kirchendiener zc. Einen Beitrag zu den Koften ihres Religionstultus 
beziehen die Reformirten von dem Staate nicht. Die Religionsverhältniffe ber 
Katholiken angehend, fo gehört Frankfurt zu der oberrheinifhen Kirchenprovinz 
und ift dem Bisthum Limburg zugetheilt. In Gemeinihaft mit den übrigen be- 
theiligten Regierungen bat die Stadt die Verhältniffe der vberrheiniſchen Kirchen- 
provinz unter Annahme ver betreffenden päpftlichen Bulle durch das Geſetz vom 
5. März 1830 geregelt und die Rechte ver Stantsgewalt auf Schu und Ober- 
aufficht über vie Kirche in vollem Umfange gewahrt. Auch die Tatholifhe Gemeinde 
bezieht nah ver K.E.A. und Gefet vom 23. März 1830 eine Staatsbotation 
zu ihrem Kirchen» und Schulweſen. Der Betrag ver dafür beftellten ewigen Rente 
war zuerft auf 16,300 fl. normirt, in Folge von Beſchwerden beim Bundestage 
ift derfelbe im Vergleihswege im Jahre 1854 auf 19,100 fl. erhöht worden. Der 
Staat hat außerdem auch ihr gegenüber für ihr Schulmefen viefelbe Verpflichtung 
übernommen wie bei ven evangelifchsproteftantifchen Gemeindeſchulen. Die israeli- 
tifhe Gemeinde forgt aus eigenen Mitteln für vie Bebürfniffe ihres Kultus und 
auch ihres Schulwefens und ihr Vorſtand übt unter Kontrole eines Gemeinde: 
ausſchuſſes zu viefem Behufe ein vom Stante anerlanntes Recht der Befteuerung 
ihrer Glieder aus. Zur Handhabung ver ftantlihen Oberaufficht beftellt der Se- 
nat aus feiner Mitte einen Kommiſſär ad hoc. 

Die erfte Bildungsanftalt für alle Konfeffionen, welche Fraukfurt befttt, ift 
fein Oymnafium; verfafiungsgemäß fteht e8 noch wie ehedem unter der Aufficht 
bes lutheriſchen Konftftortums. Namentlich in ven legten Jahren hat die Sorge für 
bie Berbefferung des Schulwefens (und befonders des Gymnaſiums) durch Beru- 
fung ausgezeichneter Lehrkräfte, Aufbefferung ver LTehrergehalte und Herftellung 
nöthiger Gebäulichleiten die Verwaltung fehr beichäftigt und ver Aufwand bes 
Staats für diefe Rubrik feiner Bedürfniſſe ift ſehr geftiegen. 

Frankfurts Gemeinwefen ift begreiflicherweife viel zu Mein, als daß von Staats⸗ 
wegen für höhere wiflenfchaftliche Bildung und Kunft etwas Namhaftes geſchehen 
könnte; in dem empfänglichen Sinne feiner Bewohner haben fie aber ſtets eine Stätte 
gefunden und wenn die Stiftungen des Städel'ſchen Kunftinftituts uud des Senden: 
berg’ihen mebicinifchen Inftituts ſchöne Dentmale eines ſolchen Sinne für bie 
Bergangenheit find, fo zeigt die Senckenberg'ſche naturforichende Gefellichaft in 
ihren Sammlungen und Anftalten noch heute, was Liebe zu ven Willenichaften 
durch den Gemeinfinn der Bürger eines Kleinen Staats vermag. 

Kaum eine andere Stadt in Deutfhland dürfte für ihre Armenpflege 
im Beflge fo vieler und großer Stiftungen fein als das „wohlthätige“ Frankfurt 9). 
Für die verſchiedenen größeren Stiftungen beftehen eigene Pflegämter von Bürgern 
gebildet : fie ftehen unter Aufficht des Senats und Kontrole ver Bürger-Kollegs 
und der Neuner. Im Allgemeinen macht fih bei der vorhandenen Trennung ver 
einzelnen Stiftungen (beſonders auch in. fonfeffioneller Beziehung) ver Mangel 
einer centralen Leitung geltend. 


6 Das Frankfurter Armenweſen ift umfaffend dargejtellt von Dr. med. Wild. Strider in 
Der Monatsfchr. für deutſches Städtes und Gemeindeweſen. Jahrg. 1857. ©. 289 ff. 
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V. Eine Ueberfiht über den nicht fehr verwidelten Staatshaushalt 
Frankfurts bietet einigermaßen ver Voranſchlag der Einnahmen und Ausgaben bes 
vergangenen Jahre 1857: 

I. Einnahmen : 
1. ©efälle von ftäptifchem Orundeigentbum . . fl. 120,500 
2. Regierungs-, Polizei-, Jurisdiktionsgefälle, Strafen, Stempel, 


Konceffionen und Aomodiationen . = 207,600 
3. Acciſe und Konfumtionsabgaben . : 220,700 
4, Handelsabgaben, Mefabgaben, Lagergeld, Stonstelegraph » 497,500 
5. Staptbeleuchtungsgemnd Ehauffee- Einnahme . oo. s 43,000 
6. Dorffhaften . . ⸗ 10,000 
7. Neinertrag der Eiſenbahnen = 250,000 
8 Eintommen-, Wohn- und Miethfteuer, Anpitionalaccife, Grtea- 

Kriegsauflagen, Antheil am Permiffionsftempel und Lotte - 550,000 
9. Dienft der Pfandamtskaſſe (äbtifhes Leihhauch. en 8,000 
10. Verſchiedene Einnahmen . . „ 10,500 





Totale fl. 1 1,917 ‚800 
II. Ausgaben: 


1. Obere Staatsbehörven und  Ranzlelen fe. 144,548 TH. 
2. Juſtizbehörden -» 111,447 — = 
3. Derwaltungsämter . . . a. > 354, 662 22 = 
4. Militär und Polzei . . = 440,101 40 > 
5. Kirden-, Schul: und Stuvienwefen . 8 92,216 29 = 
6. Armenwefen und Unterflügungen . . . .... : 62,740 — : 
7. Berfchiedene unvorbergefehene Ausgaben : 45,271 — = 
8. Penfionen, Suftentationen und ewige Rente : 108,705 48 - 
9. Dienft der Schuldentilgungskaſſe ⸗ 554, 862 — - 
0 


. Dienft der Pfandamtstafle . . . . . . . T, 693 54 - 


Total fl. 1,922,248 20 k. 
Nah den Grunpfägen einer guten Haushaltung werden die Ginnahmen 
immer nur ſehr mäßig angefchlagen, fo daß fie ſtets mehr ertragen; das unbeden⸗ 
tende Deficit ift daher nur fcheinbar und verwandelt fi in einen nicht unbeträcht- 
lichen Ueberfhuß. — Unter den Einnahmen find in der Rubrik Handelsabgaben 
dornehmlich der auf Frankfurt entfallenne Antheil an den Zollvereinsrevenuen tim 
Anſchlage von fl. 350,000 enthalten. Die Eiſenbahnen haben ſich in den letzten 
Jahren immer mehr und mehr als nusbringende Kapitalanlagen erwieſen: Die 
Main-Nedar-Bahn 3. B. bat im Jahre 1857 6,35 pCt, die Main-Wefer-Bahı 
im Jahre 1856 3,76 pCt. Reinertrag bes aufgewanbten Baukapitals geliefert, fc 
daß die erftere Bahn allein bei einem Baufapitale (der Stadt Frankfurt) von 
44, Millionen den für bie Eiſenbahnen überhaupt in Ausfiht genommenen Ein- 
nabhmebetrag um circa fl. 35,000 überftiegen bat. Eine andere ergiebige Finanz 
quelle iſt der Antheil der Stadt an der ſeit Ende des vorigen Jahrhunderts in 
Frankfurt beſtehenden Klaſſenlotterie. Bon annähernd gleichem Ertrage hat ſich bie 
Einkommenſteuer (namentlich ſeit Einführung einer aus Bürgern gewählter Schä: 
tzungskommiſſion) erwieſen; diefe Steuer wird von Einkommen unter 300- r nicht 
erhoben und von ben größeren in fteigenver Stala von 1/, p&t. bie zu 2 pEt 
im höchſten Anſatze (bei jährlichen Einkommen von über 8500 fl.). 
Im Ganzen bat Frankfurt vet gegen fiebenzehn Millionen Staatsſchulden; 
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fie rühren theils nod aus den Ariegezeiten (circa noch fl. 5,800,000), theild von 
dem Bau der Eifenbahnen ber, theils fin fie in ver jüngften Zeit für ähnliche 
Baubenärfniffe (namentlich Hafenerweiterung und Verbindungsbahn) und für bie 
Tilgung der befonders aus Vorſchüſſen an den Bund entitandenen ſchwebenden 
Schuld aufgenommen worden: das Stabtvermögen und bie Erträgnifie der Fifen- 
bahnen bieten den Gläubigern eine anfehnliche Garantie, abgejehen von ben zu 
ihrer Berzinfung und Zilgung beftimmten außerorventlichen Abgaben, namentlich 
der Eintommen- und der Wohn- und Mietbftener. 

Da für Frankfurt das in wirflihem Dienfte befinvlihe Milttär aus ge- 
worbenen Soldaten gebildet wirb und nur ver feit September 1848 eingeichlafene 
Stadtwehrdienſt ven Stantsangehörigen obliegt, fo bildet die Ausgabe für das 
Militärmwefen einen fehr anfehnlihen Shell des Bedürfnißſtandes (gegen 
270,000 fl.). Die Stärke des zu ftellenden Kontingents (Ein Bataillon von ſechs 
Kompagnieen) beträgt gegenwärtig im Ganzen 1007 Mann, nämlich 783 Haupt- 
fontingent und 224 Referve. 

VI. Seit dem Jahre 1849 bat aber Frankfurt als Sig der deutſchen 
Bundesbehsrden außer feinem eigenen Kontingente noch eine fehr anfehnliche 
Beſatzung, welche von ven drei größten Bunvesftaaten Defterreih, Preußen und 
Bayern (im Ganzen regelmäßig nicht unter 4000 Mann) unterhalten wird, Da 
kaum abzuſehen ift, ob und wann dieſe Bundestruppen Frankfurt wieder verlaflen 
werben, jo wäre es geboten, daß die einfchlagenvnen Verhältniſſe aud in einer 
Weiſe georbnet würden, welde mit ver ſtaatsrechtlichen Stellung Frankfurts als 
einer ſelbſtſtändigen Stadt im Einklange fteht. Die Lolalverhältniffe ver Bun- 
desverfammmlung felbft und vie Vorrechte der Bundestagsgeſandten find dagegen 
ſchon vor Eröffnung der Verfamnilung durch einen Notenwechfel mit dem Senat 
im Oktober 1816 in den Präliminarfonferenzen geregelt worden und ver Senat 
bat im Februar 1824 vie gleichen gejanbtichaftlichen Rechte andy ven bei dem 
deutfhen Bunde affrevitirten Gefandtichaften gewährt. | 

vo. Es ift nicht zu Täugnen, daß der Aufenthalt der Bundesbehörden und 
ber bei dem Bunde afkrebitirten Geſandtſchaften in Verbindung mit dem allge 
meinen, fleigenven Fremdenverkehre dazu beiträgt, das großftäbtifche Anfehen Frank⸗ 
furts zu heben und ihm das Gepräge einer Luxusſtadt aufzudrücken, doch ift dieſes 
Moment für die Entwidiung Frankfurts nur von felundärer Bedeutung: ber 
Kern feines Lebens ruht noch immer in feinem Handel, nur bat fi vieler 
kommercielle Charakter Frankfurts im Taufe des Jahrhunderts weſentlich verändert. 
Der eigentliche Waarenhandel beſchränkt fih mehr auf Kolonialwanren, Wein, 
rohe Häute und Leber ꝛc. zc. und bie einft jo berühmten Meflen haben faum noch 
lokale Bedeutung. Um fo wichtiger ift aber Frankfurt im Staatspapier- und Gelb- 
handel, Der Ruf der Solivität, ven es als Hanvelsplag genieht, ift, wenn auch 
auf Koften des Unternehmungsgeiftes, fein eitler und die im Jahre 1854 gegrün- 
vete Franffurter Bank kann, da ihre Statuten auf anerkannt gefunden 'Prin- 
cipien beruhen, al® Vermittler und Regulator des Verkehrs nur dazu dienen, den 
Kredit Frankfurts zu erhalten und zu befeftigen. Zur Wahrung der Interefien. des 
Handelsſtandes befteht übrigens als deſſen Organ ſchon ans der primatijchen 
Zeit eine Handelskammer von zwanzig Mitgliedern, welhe auch bei Hanbels- 
procefien Aifefforen mit votum consultativum zu den Gerichten bepntirt. 

Geradezu unerfreulich find die gewerblihen Zuſtände in frankfurt: ge- 
feglih beftehen mit geringen Mopififationen noch die veralteten Nahrungs: und 
Zunftbefhränfungen; fie find zumal feit dem Eintritte Frankfurts in ven Zoll- 
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verein, ſeitdem das Einbringen fremder Handwerksarbeiten als Handelsartikel auch 
zwiſchen ven Meflen erlaubt ift und frembe Handwerker auf Beitellung Yranf- 
furter Einwohnern Arbeiten in die Stabt liefern dürfen, ohne großen praktiſchen 
Werth für vie Gewerbtreibennen ſelbſt, vienen aber vielfah nur zur Plage und 
ungeredhtfertigten Beſtenerung ver Konfumenten und hindern bie Ausführung 
größerer induftrieller Unternehmungen. Im Allgemeinen find übrigens vie Ge- 
werbtreibenven in Frankfurt auch weit genug vorgefähritten, um eine Aenderung 
des Gewerbeweiens, weldhe den heutigen Bebürfniffen und anverwärts beftebenden 
gewerblihen Zuſtänden entipricht, nicht allein ertragen zu Können, fonbern fie wür⸗ 
den bald felbft ven größten Nuten davon empfinden. Seit November 1855 bat 
der Gewerbeftand eine gefeglihe Vertretung feiner Interefien nad Analogie 
der Handelskammer in einer Gewerbelammer erhalten. Wann aber der Schritt 
zur Erlaffung einer neuen Gewerbeordnung geihan werden fol, wird die Zeit 
lehren. ' 

VII. Ein wegen ver inneren Verwandtſchaft analoges Bild bieten vie Be— 
ftimmungen über die Niederlaffung in Sranffurt, rejp. die Aufnahme in das Frank⸗ 
furter Bürgerredt. Nach alter reichsftäntticher Anfchauung iſt dem Senate durch 
die K. E. A. nur geftattet, Fremden, welche erweislich wenigftens 5000 fl. inferiren, 
im Wege der Gnade das Bürgerrecht zu eriheilen; dagegen befteht noch eine kai⸗ 
ferlihe Reſolution von 1725 in Kraft, daß denjenigen Fremden, welche fih an 
Frankfurter Bürgerswittwen oder Töchter verbeirathen wollen, nit wohl bie 
Ertheilung des Bürgerrechts vom Magiftrate könne vorenthalten werben. Die 
große Zahl derjenigen, die weder 5000 fl. inferiren können, nod eine Bürgers- 
wittwe oder Tochter heirathen können oder mögen, ift von der Erlangung des 
Bürgerrechts und damit von dem Rechte eine bürgerlihe Nahrung zu betreiben 
ausgeſchloſſen, fie mögen fonft noch fo geeignet fein, einen achtbaren Zuwachs der 
Bürgerfhaft zu bilden. Der Zufluß aber, ven Frankfurt an Mindervermögenden 
wirklich erhält, erfolgt auf einem Wege, bei welchem mehr die Laune bes Zufalls, 
als einſichtsvolle Prüfung entfcheivet. Selbft die Angehörigen ter Yrankfurter 
Landgemeinden genießen bezüglih ver Erlangung des Stadtbürgerrechts feinen 
Borzug vor den Untertbanen jedes andern Staated und ein noch fo langer un- 
tavelhafter Aufenthalt in Frankfurt mit austömmlichem Erwerbe vermag eben fe 
wenig eine Ausnahme zu begründen! — 

Im anzen genommen gewährt venungeachtet die Betrachtung des kleinen 
Staats Frankfurt einen vorwiegend wohlthuenden Einprud nit blos für den 
oberflächlihen Beſchauer, ſondern viefer günftige Einvrud bleibt aud) dem, ver 
tiefer in das Wefen der Dinge dringt. Die alte Reihöftapt nimmt auch in der mo— 
dernen Zeit eine würdige Stellung ein: in ihren Intereflen jegt ganz ausſchließlich 
auf Deutihland angewiefen, ift Frankfurt als autonome Kommune berufen, auf 
vem betretenen Wege für vie Entfaltung feiner inneren Kräfte zu forgen unt 
feine Stellung im veutfhen Bunde zu behaupten; eine eingreifende Mitwirkung 
feiner Bürger ift durch feine Verfaffung gefichert. Unter ver Gunſt äußerer Ber: 
hältniffe hat ſich Frankfurt innerlich gefund entwidelt. Die Zeit hat feine früheren 
Privilegien vernichtet, aber es wirb jett im Interefle der beutfchen Staaten 
felbft liegen, die „freie Stadt” in ihrer Integrität zu ſchützen und zu erhalten: 
ein großes Stüd deutſcher Vergangenheit bat fie gefehen, fle wird auch eine 
deutfhe Zukunft haben. 

Quellen: Morig, Staatsverfaflung der Reichsſtadt Frankfurt. Zwei Theile 
1785 und 1786. Kirchner, Geſchichte der Stadt Frankfurt. 2 Bände. 1807 bis 
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1810, Geſetz⸗ und Statutenfammlung der Freien Stadt Frankfurt. Band I—XIV 
1816-1858. Bieffertorn. 


Franklin. 


Bon denjenigen Norpamerifanern, welche der allgemeinen Gefchichte angehören, 
bat fich in der Erinnerung der Europäer neben Wafhington keiner mehr feftgefegt, als 
Benjamin Branklin. Er wurde den 17. Januar 1706 in Boſton geboren. 
Sein Bater, der als eifrigen Presbyterianer gegen Ende der Regierung Karls II. 
aus England dahin Übergefievelt war, wollte dieſen feinen jüngften Sohn, einen 
aufgewedten, mißbegierigen Knaben, anfangs der Kirche weihen und Prebiger wer⸗ 
den lafien, daher gab er ihn in eine lateinifche Schule; aber troß der Fortſchritte, 
die der Heine Benjamin dort machte, nahm er ihn noch vor Ablauf eines Jahres 
wieber heraus, da eine zahlreiche Familie ihn hinderte, die Mittel für eine gelehrte 
Erziehung aufzubringen. Nachdem der junge F. nody etwas fchreiben und rechnen 
gelernt, mußte er, gem Jahre alt, feinem Vater im Gefchäfte heifen, obwohl er 
nicht die mindeſte Luſt hatte, Seifenfiever zu werben. Seine Neigung zog ihn 
vielmehr auf die See; außerbem zeigte er fchon frühzeitig eine große Liebe zum 
Lefen und ftubirte mit Eifer alle Bücher, die ex in dem an ſolchen Schäten noch 
armen Lande ſich verfchaffen konnte. Dies beftimmte ennlich feinen Vater, ihn bei 
einem älteren Sohne, der ein Buchbruder war, in die Lehre zu geben. ‘Der an- 
ftellige Benjamin wurde nicht nur bald ein geſchickter Urbeiter, ſondern er ver- 
forgte auch feinen Bruder anfangs heimlich, dann mit deſſen Zuftimmung mit 
Auffägen für eine Zeitung,” die dieſer veröffentlichte. Im übrigen vertrugen fich 
bie Beiden fchleht, da der Eine zu fehr über dem Lehrling ven Bruder und ver 
Andere zu fehr über dem Bruder ven Meifter vergaß. Benjamin verließ heimlich 
Bofton, noch nicht 17 Jahre alt, und erhielt in Philadelphia Arbeit (1723). Be 
fondere Umftänve führten ihn Ende des Jahres 1724 nah London, wo er bis 
zum Juli 1726 blieb und fi in feinem Handwerk weiter ausbilvete. Mit einem 
Kaufmann kehrte er nah Philadelphia zurüd und wurde deſſen Gehülfe; als «ber 
diefer im folgenden Jahre ftarb, nahm %. fein früheres Handwerk wieder auf 
und wear fogar ſehr bald im Stante, durch Verbindung mit einem andern Bud 
prudergefellen ein eigenes Gefchäft zu gründen. (Frühling 1728.) Durch Tüchtig- 
feit in feinem Fach und Sorgfalt in den ihm übertragenen Arbeiten, durch an- 
geftxengten Fleiß und einfache, ſparſame Lebeusweiſe, durch Nechtfchaffenheit und eine 
Klugheit, die felbft ven Schein zu benugen verfteht, gelang es ihm, fich über bie 
beiden andern Buchdrucker der Stadt emporzufhwingen und allmälig zur Wohl: 
babenheit aufzufteigen. Aber dadurch ließ er fi nun feineswegs verleiten, dem 
—— allein nachzutrachten und varüber feine geiſtige Fortbildung zu ver⸗ 
äumen. 

Es giebt Menſchen, weldye feine Schwierigfeit abfchredt, ihren Wiffenspurft 
zu befriedigen, jede freie Minute benugen fle dafür, fie kargen felbft mit dem 
Schlafe; wenn aber daneben auch ein wenig Eitelkeit und Ehrgeiz im Spiel tft, 
jo helfen ihnen diefe nur, die menſchliche Schwäche, vie auch fie manchmal über- 
fallt, zu befiegen und ihre Thätigleit neu anzufpornen. Zu ven Geiftern biefer 
Art gehört F. Bücher ſich zu verfchaffen, war von Jugend an fein Bemühen ge- 
weien. Er hatte dabei das Glüd gehabt, daß ihm einige Werke in bie Hände 
fielen, die einen gänftigen Einfluß auf ihn auszuüben geeignet waren, wie bie 
Lebensbeichreibungen Plutarchs, Kenophons Dentwürbigfeiten des Sokrates, einige 
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Theile der von Addiſon herausgegebenen Wochenfchrift „ver Zuſchauer“, Locke's 
Bud über ven menjhlihen Verſtand. Er lernte ohne fremde Hülfe franzöfifch, 
italieniſch, ſpaniſch und lateiniſch. Auf vie Form, von welcher doch ganz beſonders 
die Wirkſamkeit eines Schriftſtellers abhängt, verwandte er große Aufmerkſamkeit, 
und er bediente ſich einer höchſt geſchickten Weiſe, um ſich darin zu vervollkommnen. 
Wenn dieſe Art des Studiums einerſeits geeignet iſt, eine größere Urſprünglichkeit 
und Selbſtſtändigkeit hervorzurufen, fo bat fie doch auch ihre Gefahren und kann 
Berirrungen erzeugen. Indem F. mit ſeinen alten religiöſen Ueberzeugungen brach 
und ein Freigeiſt wurde, ließ er in ſeiner ſittlichen Führung nach; indem er ſich 
bewußt war, die Ausbildung ſeines Verſtandes in hohem Grade ſeiner eigenen 
Thätigkeit zu verdanken, war er etwas rechthaberiſch und dünkelhaft geworben. 
Aber eine aufmerkſame Beobachtung der Menſchen und die Einſicht von den Nach⸗ 
theilen, die er ſich durch fein Verhalten zugezogen hatte, trieben ihn an, ſich von 
piefen Mängeln zu befreien, fein Leben auf Grundſätze zu bauen, nad Qugent 
zu ftreben und feine Borzüge durch Beſcheidenheit zu ſchmücken. 

Im Herbfte 1727 gründete er einen wiflenfchaftlichen Verein, deſſen Mit- 
glieder, größtentheile Handwerker, einmal in jever Woche zufammenfamen, um 
ragen der Moral, Politit und Phyſik zu beſprechen und fi gegenfeitig eigne 
Anffäge vorzulefen; „kenn er liebte von frühen Jahren an’, wie es Herver glüd- 
lich ausdrückt, „nicht ſowohl gelehrte als belehrenve Gefellichaften, deren Mitglieber 
fih mit einander übten." Die Einrichtung fand folden Beifall, daß fi fpäter 
fünf bis ſechs Zweigvereine bildeten. Er verfchaffte ferner der Hauptflabt von 
Pennſylvanien eine Bibliothef, indem er eine Anzahl Männer zu einmaligen 
größeren und jährlichen kleineren Beiträgen zu gewinnen wußte. Bei feinen buch 
handleriſchen Unternehmnngen hatte er nicht nur fein leibliches Gedeihen, fonvern 
auch die geiftige und fittliche Ausbildung feiner Mitblirger im Auge. Seine penn- 
ſylvaniſche Zeitung und feinen Kalender benugte er auf das Glädlichfte zur Ber: 
breitung gemeinnügiger Kenntniſſe theild durch entlehnte, theild durd eigene Auf⸗ 
ſätze; durch die legtern erwarb er fi ven ſchwer zu verbienenden Auf eines guten 
Boltsfchriftftellers. Die Lehren, vie er previgte, „gehen“, wie Herber es treffen 
zufammenfaßt, „allenthalben darauf, gefunde Vernunft, Ueberlegung, Rechnung, 
allgemeine Billigkeit und wechfeljeitige Orbnung ins MHeinfte und größte Geſchäft 
ver Menfchen einzuführen, ven Geift der Unduldſamkeit, Härte, Trägheit von 
ihnen zu verbannen, fie aufmerffam auf ihren Beruf, fie in einer milde fort: 
gehenven, unangeftrengten Art geichäftig, fleißig, vorfichtig und thätig zu machen, 
indem er zeigt, daß jede diefer Uebungen fich felbft beiohne, jede Bernadläffigung 
berfelben im Großen und Kieinen fi felbft ftrafe.” Manche gemeinnügigen An- 
falten und Einrichtungen wußte er ins Leben zu führen, nachdem er tin feine 
Zeitung vorher die Gemüther auf feine Pläne vorbereitet hatte. So bewirkte er 
eine Berbeflerung der ſtädtiſchen Nachtwache und die Pflafterung ver Straßen, er 
gründete Yeuerrettungsvereine und ftiftete eine Alademie zur Erziehung der penn: 
ſylvaniſchen Jugend; er Half einem andern Manne die Herzen für die Errichtung 
eines Hofpitald gewinnen. Als in den vierziger Jahren der englifdh-franzöfifcke 
Krieg die Sicherheit Pennfylvaniens gefährdete, jegte er eine Bewaffnung ver 
Dürger ins Wert. In ven verfchienenften Aemtern war er thätig : als Friedens: 
rihter, als Mitglied des Stadtrathes, als PBoftmeifter in Philadelphia und nachber 
als ©eneraipoftmeifter, als Abgeordneter der Landesverfammlung. 

So war $. in feiner Provinz einer der geachtetften und angefehenften Bürger 
geworden. Seine erfolgreiche Beſchäftigung mit der Phyſik aber machte ihn auch 





. 


Sranhlin. 607 


in Europa befannt, und fein Beweis der Ipentität ver elektriſchen Materie und 
des Blitzes ſichert ihm auf immer eine ehrenvolle Stelle in der Geſchichte ber 
Willenfchaften, wie die folgenden Ereigniſſe der nordamerikaniſchen Kolonieen feine 
politiſche Thätigfeit erweiterten und ihm ©elegenheit gaben, auch auf dieſem Ge 
biete fi) einen unvergeßlichen Namen zu erwerben. 

us 1754 zwifchen Frankreich und England ein neuer Krieg auszubrechen drohte 
und auf den Borfchlag dieſes legteren eine Anzahl von Bevollmächtigten verſchie⸗ 
dener Kolonien über eine engere Berbinbung berfelben ſich in Albany berieben, 
ward ein Entwurf F.'s allen andern vorgezogen und mit wenigen Veränderungen 
angenommen. Danach follte die Leitung der allgemeinen Angelegenheiten ver Ko- 
Ionien einem von ver Krone ernannten und befolveten Generalpräfiventen und 
einem von den Lanbesverfammlungen gewählten großen Rath übertragen werben. 
Aber Mutterland und Kolonien lehnten dieſen fogenannten Albanyplan ab; jenes, 
weil es venfelben zu demokratiſch fand, dieſe, weil er nach ihrer Meinung ber 
Krone zu viel Gewalt einräumte; der Vorſchlag trat daher nicht ins Leben. 

In den Streitigkeiten, welche zwifchen ven Statihaltern und Landesverfamm- 
lungen der Kolonien nicht ſelten ausbrachen, ftand F. auf Seiten der legtern. Er hatte 
kaum feine pennſylvaniſche Zeitung begonnen, fo zog ein Auffa in derfelben, worin 
die Landesverfammlung von Maſſachuſetts wegen ihres Benehmens gegen den Statt- 
halter Burnet vertheidigt wurde, die allgemeine Aufmerkſamkeit auf fi. Als F. feibft 
ein Mitglied der Boltsvertretung von Pennſylvanien geworden war, entftanden auch 
bier bedeutende Kämpfe zwiſchen ven beiven Gewalten, weil die Erbeigenthümer ver 
Provinz, die Söhne Penn’s, für ihre Ländereien Steuerfreiheit in Anſpruch nab- 
men, F. wurde nun die Seele der Berbandlungen ver Verſammlung und der Ge- 
fhäftsträger derfelben in England, wo er fi fünf Jahre aufbielt und eine Ent- 
ſcheidung zu Gunften des Volkes herbeiführte. Doch war er noch. nicht lange 
zurüdgetebrt, fo brach der Kampf nody heftiger aus. In der alten Weiſe gebrauchte 
fogleih %. feine Feder und feinen Einfluß auf die Berfammlung, die ihn fogar 
zu ihrem Präfiventen ernannte. Zwar gelang es der Partei des Statthalters, den 
gefährlihen Gegner bei den neuen Wahlen im Jahr 1764 aus ber Körperfchaft 
zu entfernen, deren Mitglied er vierzehn Jahre hintereinander geweien war; allein 
bie Berfammlung ſchickte ihn wiederum nad Englant mit dem Auftrage, die Um⸗ 
wandlung Pennſylvaniens in eine Tönigliche Provinz zu betreiben. Daran hinderten 
ihn aber die damals eben beginnenden Zwiftigkeiten zwifchen dem Mutterland und 
den Kolonien. * 

F. führte noch den Borfig in der gefeggebenten Verſammlung, als die Bor- 
fchläge des englifhen Minifters in Betreff einer Stempelfteuer nad Amerika ge- 
fangten, und er hatte die Inftruftionen unterzeichnet, die in diefer Angelegenheit an 
den Agenten von Bennfylvanien gefhidt wurden. Nun erhielt er ſelbſt ven Auftrag, 
gegen den Erlaß dieſes Gejeges zu wirken, und er that Alles, was in feiner Macht 
ftand, wiewohl bekanntlich ohne Erfolg. Als darauf ein neues Miniftertum, in ber 
Abſicht, die Zurücknahme der Steuer herbeizuführen, die Sache wiederum vor dad 
Barlament brachte, berief dieſes F. vor feine Schranken und 174 Fragen wurden 
ihm bier vorgelegt, die er mit eben fo viel Sachkenntniß und Geſchicklichkeit 
als Freimuth beantwortete; er erflärte, daß feine Landsleute weder dieſe Steuer, 
auch wenn man fie ermäßigte, noch eine andere zahlen würden, man müßte fle 
denn mit Waffengewalt dazu nöthigen. Seine Anfichten über das Verhältnig ver 
Kolonien zu Amerika, wie er fie in den Briefen an feine Freunde ausipradh, 
gingen bald dahin, daß bie beiden Länder eigentlich nım durch eine Perſonal⸗Union 
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verbunden wären. Daher mußten bie folgenden Mafregein des Mutterlandes in 
ihm einen entſchiedenen Gegner finden und er fuchte nad) feiner Gewohnheit durch 
Zeitungsartikel die äffentlihe Meinung in England für die Sache der Kolonien 
zu gewinnen. Zwar drohte man ihm die Stelle eines Generalpoftmeifters zu neh: 
men; aber er entbehrte bei aller Geſchmeidigkeit feines Wefens feineswegs der noth- 
wendigen Charafterfeftigleit; er wollte, wie Waſhington, pas öffentliche Wohl 
unter feinen Privatvortheilen nicht leiven laſſen, fondern nach beftem Wiflen und 
Sewiflen handeln und die Folgen ver Vorſehung überlaffen. 

Indeflen war er wie für Georgien und Neu-Ierfey, jo auch für Mafjachufette 
Agent geworden und in legterer Stellung hatte er tie Bitten und Beſchwerden 
viefer Provinz, bie bei jenen Streitigleiten in erfter Reihe fland, vor die Minifter 
zu legen. Außerdem gelang es ihm, ven Männern, bie dort an der Spige ter 
Bewegung ſtanden, einen wichtigen Dienft zu leiften, indem er ihnen Briefe 
fandte, vie in feine Hände gefallen waren und in benen ber Statthalter von 
Maſſachuſetts und Andere Maßregeln gegen die Kolonien anriethen, welde den Zorn 
berfelben erregten. Aber in, England wurde nun F. immer mißliebiger. Vermitt: 
lungsvorſchläge, die er Freunden des Minifteriums machte, wurden von viefem 
nicht angenommen, eben fo wenig gelang es dem großen Chathbam, ber fidy mit 
F. berathen batte, das Parlament für feine Anträge zu gewinnen. Daher verließ 
F. England, wo er nichts mehr nüten konnte, und fam nad langer Abwefenbeit 
den 5. Mai 1775 in Philavelphia an, wo neue Arbeiten feiner warteten. Schon 
am folgenden Tage wählte man ihn in ven Kongreß, ber ſich eben damals ver: 
jammeln follte; dann warb er ein Mitgliev des Sicherheitsausſchuſſes und fpäter 
aud der Landesverſammlung von Pennfyloanien und die Stelle eines ©eneralpoft- 
meifters, die ihm das Mutterland entzogen, gaben ihm bie vereinigten Kolonien 
wieder. Der beinahe fiebzigjährige Greis nahm an allen Berhandlungen und Maf- 
regeln den eifrigften Antheil. Schon im Juli legte er dem Kongreß einen Entwurf 
für eine neue Bunvesverfafiung vor, der in manden Hauptpunften mit bem 
Plane von 1754 übereintraf, aber in anderen zu Gunften der Macht der Einzel- 
ftaaten davon abwich; mehr noch begünftigten biefelbe die ferneren Berathungen des 
Kongreſſes, welche befanntlih einen reinen Stantenbund errichteten. Außerdem ent- 
bielt der Entwurf F.'s jene unenglifchen Anfichten von der Nüglichleit fo des Ein- 
fammerfuftems wie ver Uebertragung ver vollziehenden Gewalt an eine Mehrbeir, 
denen er bis an feinen Tod anhing. Diefe beiden Beſtimmungen nahm auch bie 
Berfammlung, die unter dem Borfige F.'s über eine neue Verfaflung für Penn- 
iglvanien berieth, in ihr Werk auf. Die Lehre fand wenig Beifall in Amerika. 
deſto größeren bei den Sranzofen, bei Zurgot, Condorcet, Ya Roche-Foucauld, fe 
daß ein anderer Amerilaner, John Adams, dadurch veranlaft wurde, fie in einem 
umfangreihen Werte „Vertheidigung ver Verfaſſungen ver vereinigten Staaten“ 
ausführlich zu widerlegen. . 

As die Amerilaner an auswärtige Verbindungen dachten und befonders Yranf- 
reich für fih zu gewinnen ſuchten, ernannten fie 5. zu einem ihrer Bevollmäch⸗ 
tigten, und zum dritten Male fuhr diefer im Dienfte feines Vaterlandes über ven 
Dcean. Einen befieren Vertreter hätten vie vereinigten Staaten nicht finden können 
Sein wiffenfchaftliher, wie fein ftaatsmännifcher und fittlider Ruf, fein Wig und 
feine Laune, feine Meifterfhaft in der Kunft, Artigleiten in einnehmenver unt 
geiftreiher Weife zu Tagen und zu erwibern, fein ehrwürdiges Yeußere gewannen 
ihm die Herzen der Franzoſen; feine große Erfahrung und Menſchenkenntniß ſetz⸗ 
ten ihn in den Stand, im Verkehr mit ihrer Regierung die rechte Haltung zu 


finden. Zuſammen mit Deane und Lee fchloß er 1778 ein Bündniß und einen 
Handeldvertrag mit Frankreich; er wurde dann als amerifanifcher Geſandter am 
Hofe von Berfailles beglaubigt und wußte beſonders dieſen zu immer neuen Gelb- 
unterflügungen zu bewegen. Er unterhandelte fpäter, zuerft allein, dann im Verein 
mit Jay und I. Adams, über den Friedensvertrag, durch welchen endlich England 
die Unabhängigkeit feiner früheren Kolonieen anerkannte. Nach feiner Rückkehr in 
die Helmat ſtand er drei Jahre feinem engern Vaterland als Präfident vor. In 
diefer Zeit nahm er au, und es war das britte Mal, daß er ſich mit dieſem 
Gegenftande beichäftigte, regen Antheil an den Berathungen über eine neue Bunves- 
verfaffung, welche der fogenannie Konvent von Philadelphia 1787 ausarbeitete, um 
fie dem Volke der vereinigten Staaten als einziges Heilmittel gegen die zahlreich 
zu Tage getretenen Uebelſtände einer zu lofen Union zur Annahme vorzufchlagen. 
As das Werk fertig war und einige Mitgliever jener denkwürdigen Verſammlung 
fih weigerten, ihre Ramen zam Zeichen ihrer Beiftimmung darunter zu feten, 
da ermahnte er fie, wiewohl vergeblich, in jener befannten Rebe, vie abweichenden 
Meinungen über Einzelheiten fallen zu laffen und im Gefühl ver Nothwendigkeit 
einer allgemeinen Regierung die Urkunde zu unterzeichnen. Auch er hatte Aus⸗ 
ftellungen zu maden. „Ich glaube mit Ihnen“, fchrieb er an einen Franzoſen, 
„Daß zwei Kammern nicht nöthig wären, und nod andere Artikel der Bundes⸗ 
verfafjung gefallen mir nicht, manche gewünſchte fehlen. Dennoch hoffe ich, fie wird 
angenommen werben.” Zum Seile feines Vaterlandes wurde dieſe Erwartung nicht 
zu Schanben. 

Nach fünfzigjährigem öffentlichem Wirken trat enblih F. tm Oftober 1788 
ins Privatleben zurüd; fein Körper, von der Gicht und dem Stein geplagt, ver- 
langte fchon längft nad Ruhe. Doc) verwandte er noch einige glüdlihe Stunden zu 
einigen kleineren Aufſätzen, bie feinem Herzen Ehre machen, gegen den Mißbrauch 
der Preſſe durch perfönlihe Rüge, Herabjegung und Verleumdung und gegen bie 
Sklaverei. Er feste einen Plan auf für Verbeſſerung des Zuſtandes ber freien 
Neger, er unterzeichnete als Präſident der pennſylvaniſchen Abolitioniſtengeſellſchaft 
eine Denkichrift verfelben an den Kongreß, welde um Abjchaffung jener beflagens- 
wertben Einrichtung bat. Die legten Jahre hatten ihm viel Schmerzen gebracht, 
fo daß es für ihn perſönlich befier gewejen wäre, wenn ihn ver Tod etwas früher 
abgerufen hätte; aber er freute fih doch, daß er auf dieſe Weiſe noch vie wach⸗ 
fende Kraft der neuen Bundesregierung fehen Tonnte. Am 17. April 1790 endete 
fein auferorbentlih thätiges, menfchenfreunvliches Leben, und zwei Nationen legten 
Trauer an um den Dabingefchievenen. 

titeratur. The Works of Benj. Franklin with Notes and a Life of the 
Author by J. Sparks. X Bände. Mignet, Vie de B. Franklin. Unbebeutend 
tft der Aufiap von Philardte Chasles in feinem Bude: Le dix-huitiöme 
sidcle en Angleterre. Ed. Reimann. 
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Bolitifhe Anmerkung der Redaktion. 


I» Geſchichte. 


1. Wenige Länder find fo ſehr von der Natur und ven Umſtänden begänftigt 
worven als Frankreich. In dem mittlern Theil der gemäßigten Zone ſich amsbrei- 
tend, vom atlantifhen und mittelländiichen Meere beſpült, reih an fruchtbaren 
Ebenen und fihern Häfen ift es glei gut für Ackerban und Handel gelegen. 
An Deutfchland, England, Spanien und Italien grenzeyd, mit allen dieſen Ländern 
oft in intime Berührung tretend, Tonnte fich feine eigene, früh entwidelte und nie 
ganz vernichtete Civiliſation durch den Verkehr mit den Nachbarn leicht vervoll⸗ 
kommnen und vielfältig ausbilden. Diefe Ausbildung wurde ihm dadurch erleichtert, 
daß feine Bevölkerung, deren Hauptmaſſe aus Galliern befteht, dur Zweige ans 
den edelſten Stämmen der Menfchheit verftärkt die verfchievenften Eigenfchafter 
vereinigen Tonnte. 

Es mag für unfern Zweck gleihgültig fein, ob vie Gall ier (Eelten, Kelten, 
Kimren) zwiſchen dem 16. und 18. Jahrhundert vor Chriftus das linfe Nbeinufer 
betraten, ob fie ein unbefegtes oder (wie Gobineau meint) von Stämmen finnifchen 
(mongelifhen) Urfprungs bevölkertes Land vorfanden. Sie breiteten fid beld nach 
Weiten und nah Süden aus und wanterten einerfeits in Britannien, andererfeits 
in Italien ein. Sie bauten früh ven Ader, trieben Viehzucht und verfertigten 
ſelbſt manche rohe induftrielle Produkte. Im Jahre 1200 v. Eh. ungefähr kamen 
fie mit den Phöniziern, fpäter mit den Rhodiern und gegen 600 mit den fich in 
Maffilia niederlaffenden Phoceern in Berührung. Lange noch blieben die Gallier 
dem damals kaum in Entftehen begriffenen römiſchen Staate furdtbar, aber nad 
und nad erftarkte dieſer, vernichtete oder abforbirte einen galliiden Stamm nad 
dem andern, bis endlich Julius Cäfar durch die vollftändige Eroberung Gallien! 
bie Verſchmelzung dieſes Volkes mit den Römern vorbereitete. 
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Es verfloffen aber Jahrhunderte bis Latiums Sprache, Sitten und Religion 
an ben Ufern der Rhone, ver Gironde, der Loire und der Seime fich feſtſetzen 
fonnten. Kaum hatte jedoch Rom feinen Sieg vollftändig errungen, als das An⸗ 
bringen germanifcher Völker deſſen Genuß verkümmerte. Es gelang felbft einer 
Berbindung germanifher Stämme (Bructerer, Chamaven, Anıpfivarier, Chatten, 
Ehattuarier, Sicambren), unter dem Namen der Franken befannt, zuerft das 
Land im Norden ver Loire, und fpäter ſüdlichere Difteifte vom römifchen Reiche 
foszureißen und mit deutſchen Gebieten zu einem fränkiſchen Reich unter Chlodewig 
(Elovis) zu vereinigen. (486—511 nad) Chr.) Bon nun an blieb beinahe vier 
Jahrhunderte hindurch das Schidfal Frankreichs mit dem Deutſchlands verbunden. 
Raubzüge, Yamilienzwifte und Morde, Ausſchweifungen und felbft glüdliche Kriege 
aller Art ſchwächten troß der Annahme des Chriftenthums die Nachkommen 
Chlodwigs fo fehr, daß der Hausmeier Pipin der Kleine, Herzog der Franken, 
den letzten Merovinger (752) vom Thron und ins Klofter ftoßen Tonnte. 
Pipins Sohn war Karl der Große (Charlemagne). Unter ihm (fiehe den Art. 
Karl der Große) erreihte das deutſch⸗franzöſiſche Frankenreich feine größte Aus- 
dehnung. Allein noch im 9. Jahrhundert ſchieden fi die romaniſchen und bie 
germanifhen Länver (843 und 888). Seitdem iſt Frankreich von Deutihland 
getrennt. Die Karolinger hielten fi) noch bis zum Jahre 987 auf dem fran- 
zöfifchen Throne, in welchem Jahr Hugo Eapet zum König ausgerufen und (3. Jull) 
in Rheims gekrönt wurbe. (Siehe ven Art. Capetinger.) 

II. Beim Regierungsantritt des Stifter der Dynaftie der Enpetinger 
bot Frankreich einen mit Deutſchland fehr ähnlichen Anblid dar. Das Land war 
unter eine Menge!) Bafallen getheilt, welche kaum ven König, den fle wählen 
halfen anerkannten, fih unter einander befriegten und das Land um bie Wette 
verwüfteten. Hugo (987—996) felbft beſaß nur das Herzogthum Francien (aud 
Ile de France), d. 5. die Grafihaften Paris und Orleans, und fein Einfluß auf 
die andern Fürften Frankreichs beichräntte fih höchſtens darauf, feinen Sohn 
Robert (996—1031) noch bei feinen Lebzeiten zu feinem Nachfolger wählen zu 
Iaffen. Diefe Bolitit befolgte überhaupt beinahe vie ganze Linie der direkten 
Eapetinger (987— 1382) und fo gelang es ihnen, vie Krone in ihrem Stamm 
erblich zu machen. 

Der erfte Sapetinger, der feinem Haufe Anjehen zu geben verftand, war 
Zudwig VI. genannt ver Dide (1108—1137). Derfelbe hob, auf den Rath 
feines weljen Minifters des Abts Suger, die Leibeigenfhaft in feinen Gütern 
auf, Er ertheilte auch mehreren Städten Privilegien oder Torporative Rechte und 
legte fo den Grund zum Entitehen des Bürgerftandes. freilich dauerte es lange 
bis dieſer Keim ſich zur vollen Blüthe entwidelte Ludwig VII. (11371180), 
obgleich weniger fräftig als fein Vater, dehnte dennoch feine Oberherrlichfeit aus, 
die aber erft fein Sohn Philipp Yuguft (1180-1223) befeftigte und von allen 
Vaſallen anerkannt fah. Die Regierung dieſes Königs zeichnete ſich beſonders in 
abminiftrativer Hinficht aus. Die Gerichte in den Erbländern wurben neu georbnet 
und befondern, nicht erblihen Amtmännern (Bailliffs) anvertraut; der Appel 
Iattonshof, aus 6 Pairs und 6 Prälaten beftehenn, follte vie Streitigleiten der 
Bafallen ſchlichten. Er ordnete das Kriegsweſen, die Zünfte ftellten ihm zum 


) Man zählte deren 87 unter Hugo Capet und zwar 8 SHerzogthümer, 1 Markgraffchaft, 
68 Grafſchaften, 4 Biregraffchaften, 3 Baronien und 3 Serrfchaften ıSeigneuries). SHierunter 
find weder Burgund, noch Lothringen, noch Flaundern, Elſaß und die Proveme mitgerechnet. 
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erſten Mal ihr Kontigent und feine Unterthanen begannen eine regelmäßige Steuer 
zu zahlen. Philipp Anguft war glücklich in feinen Kriegen gegen Richard Löwenherz, 
befonberö aber gegen deſſen Bruber Johann ohne Land, dem er die Normandie 
und einige andere Provinzen abnahm. Der Kreuzzug gegen bie Albigenfer, der zu 
diefer Zeit ftattfand, endigte ebenfalls zu Gunſten des ‚franzöftihen Königs- 
haufes, indem er die Laͤnder des mächtigen Grafen von Toulouſe und bie Bro- 
vence an baffelbe brachte. Unter der Regierung Ludwigs IX., des Heiligen 
(1226— 1270), herrſchte meift Trieven im Innern. Das Anſehen ver Könige war 
befeftigt, alle Theile Frankreichs fühlten fih als Einem und demſelben Staate 
angehörenv. Aber. zwei Mal entfernte fi Ludwig aus feinem Reiche, um bie Un- 
gläußigen zu bekämpfen. Zwifchen beiden Kreuzzügen beftrebte ſich ver fromme 
amd wirklich gewiffenhafte König, die Geſetzgebung des Landes. zu verbefien. Er 
ſchaffte vie fogenannten Gottesurtheile und die gerichtlichen Zweitämpfe ab, und 
führte an deren Stelle die Beweisführung durch Zeugen und Urkunden ein, unter 
ihm kamen die Juriften (lEgistes) auf, die bald ein Gegengewicht gegen vie 
Geiftlihen und ven Adel bildeten. Auch den Uebergriffen der Päpfte ſuchte er zu 
fteuern und die Rechte fowohl ver Krone als auch ber gallilanifchen Getftlichkeit 
zu fihern. Sein Nachfolger Philipp II. (1270—1285) erwarb Navarra und 
die Champagne durch Heirath, aber ſchwachen Charakters und unwiſſend ging feine 
Regierung ohne eine Spur zu laflen voräber. Sein Sohn Philipp IV. oder 
der Schöne (1285—1314) hingegen, war talentvoll, kühn, ein tiefer Politiker, 
aber raͤnkevoll und ver fchlechteften Hanplungen fähig. Ohne Treue in feinen 
Beziehungen mit dem Auslanve, ohne Schonung für fein Bolt, ohne Achtung für 
die Religton, überfiel er ohne Grund feine Nachbarn im Norden und im Süpen, 
ruinirte er feine Untertbanen durch Erprefiungen aller Art, worin ihm die Juriſten 
nur zu fehr beiftanden, zwang er ven Bapft Clemens V. feinen Sit in Avignon 
zu nehmen. Allein neben der Maſſe ven Berfolgungen, Hinrichtungen und anderen 
Schandthaten viefer Regierung, find doch einige Punkte hervorzuheben, melde von 
vortbeilhaften Einfluß auf die Zukunft fich erwiefen. Den Bürgern wurbe erlaubt 
abelihe Güter zu laufen und vie Stände (Etats généraux) wurven zum erften 
Mal (28. März 1303) feit den Karolingern zufammen berufen. “Die wichtigfte 
Neuerung hierbei war, daß nicht blos bie Geiftlichkeit und der el, fordern auch 
der Bürgerftand (tiers Etat) dabei repräfentirt war. Philipp der Schöne hinterlie 
drei Söhne und eine Tochter. Im Verlauf weniger Iahre folgten fi) die erftern, 
Ludwig X. (1314—1317), Bhiltpp V. (1317—1322) und Karl IV. (1322 
bis 1328) auf dem Throne Frankreichs und verbradgten ihr kurzes Leben in 
Schwelgerei. Mit dem Erlöfchen ver unmittelbar männlichen Descenvenz ging ber 
Thron Franfreihs auf Philipp von Valois über. (S. den Art. Capetinger.) 

II. Das Haus Balots (1328—1589) brachte Frankreich eine unglückliche 
Zeit. Berheerende Bürger- und Religiondfriege, zeitweilen eine wirkliche Anarchie, 
Münzverfälihungen, Erprefiungen, blutige Empörungen des entfeffelten Stadtpöbels 
(3. B. 1382 Maillotins) und roher Landbewohner (1358 Jacquerie) wechſelten 
mit Hungersnotb und Peft und faft nie mit einer Yurzen Ruhe ab. 

Gleich beim Regterungsantritt Philipps VI. (1328—1350) begann ver 
Erbfolgefrieg mit England und zog ſich mit wechſelndem Glück durch die Regie- 
rung Johanns I. (1350-1364), Karls V. (1364—1380), Karls VI. (1380 
bis 1422) und Karls VII (1422—1461) bin. Zugleih mit legterm wurke 
Heinrich IV. von England zum König von Frankreich ausgerufen. Heinrich 
bejaß einen großen Theil des Landes und herrſchte in Paris, ver Untergang des 
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Haufes Balois ſchien nahe, Da erwacht im kritiſchen Augenblick das franzöflfche 
Boll, die Jungfrau von Orleans, Johanna d’Arc, begetftert es (1429) und 
nah und nach müſſen die Engländer von einem Punkte zum andern weichen. Der 
erfte Valois hatte die Salzſteuer (gabelle) eingeführt, der zweite indirekte Taren, 
bie den Namen aides erhielten; Karl VII. ließ fih zum erften Dal eine Grund» 
fteuer, die fpäter fo berächtigte taille bewilligen. Als Ludwig XI. (1461— 1483) 
jenem Bater auf dem Throne fogte, war die Anarchie beflegt und die Krone 
batte ihre Macht wieder gewonnen. Um fie zu befeftigen, mußte Ludwig erft bie 
apanagirten Prinzen, welche ſich fchon zu Lebzeiten feines Baters mit England 
verbunden hatten, um das Reich zu theilen, demüthigen. Es gelang ihm mit Hülfe 
ver Städte, denen er wichtige Privilegien ertheilt hatte. Freilich ließ er fich in 
feinem Kampf mit ven Großen manches Verbrechen zu fihulden kommen, wie er 
benn überhaupt ohne Erbarmen war; allein feine fchonungslofe Politit vereitelte 
die verderblichen Ratbichläge feiner Teinde und indem er den Frieden im Innern 
erhielt, dehnte er feine Macht gegen außen aus. Ludwig XI. verwaltete fein Land 
mit Umſicht, gab den Zänften neue Satungen, gründete Parlamente, führte vie 
Unabfegbarfeit der Richter ein, beſchützte den Aderbau und that viel für die In- 
buftrie, befonders für den Seidenbau. Sein Sohn Karl VIIL (1484—1498) 
ftarb aber finverlos und die Krone gieng an einen Seitenftamm ver Balois über. 
Ludwig XII (1498—1515) hatte Franz I. zum Nachfolger. Diefer König, 
„der legte der Ritter” verwidelte fein Land durch feine Nebenbuhlerfchaft mit dem 
Kaiſer Karl V. in eine Reihe unglädlicher Kriege, aber feine Prachtliebe, ver Schuß 
den er den Künften und Willenfchaften gewährte — er grünbete namentlich das 
Collöge de France und bie königliche Druderei — feine oft geiftvollen Antworten 
haben feinem Namen in Brantreih einen unverbienten Glanz verſchafft. Unter 
feinem Sohne Heinrid II. (1547— 1549), ver den deutſchen Proteftanten gegen 
das Hans Habsburg Beiftand Ieiftete, breitete fi auch in Frankreich die Kirchen- 
reform aus. Aber im eigenen Lande verfolgte er feine proteftantifchen Unterthanen 
mit Feuer und Schwert. Seine argliftige Wittwe Katharina von Medici 
und feine ſchwachen Söhne Franz II. (1559-1560), Karl IX, (15601574) 
und Heinrich III. (1574—1589) fegten dieſe Berfolgungen mit wenigen Unter- 
brechungen fort, wobei fie in den erftarkten franzöfifchen Proteftanten (Hugenotten) 
nicht zu verachtende Gegner fanden. Unter Karl IX. fand (24. Auguſt 1572) das 
Blutbad der Bartholomäusnacdht flatt, worin alle in Paris anweſenden Prote- 
ſtanten ermorbet wurnen. Mit genauer Noth entging damals ver Schwager bes 
Königs, Heimih von Navarra vemfelben Schidfal. Dieſes Verbrechen erwies fich 
als ein ſchlechtes Mittel die Ruhe herzuftellen, aud vie von ben lothringifchen 
Prinzen, ven Guifen geftiftete Ligue, oder Bund der Katholiken — ver eigentlich 
nur bezwedte dieſen Prinzen die Krone zu verfchaffen — vermochte es nicht. Nur 
mit dem Ausfterben des Haufes Balois, veflen Ende der Dolch eines fanatifchen 
Mörvers (I. Element) bejchleunigte, und dem Uebertritt des erften Bourbonen 
Heinrich IV. (1589— 1610) zur katholiſchen Religion konnte der Friede im Innern 
bergeftellt und befefttgt werben. 

IV. Was die virefte Linie der Capetinger begonnen, das Haus Valois erſt 
beinahe beendigt, dann wieder auf's Spiel geſetzt hatte, die franzöſiſche Einheit, 
Das Sollte das Hans Bourbon (1589—1791 und 1815 — 1848) auf immer 
befeftigen. Diefe Einheit war zulegt durch die Ligue ernſtlich bedroht gewefen, als 
DHeinrid IV., ein Nachkomme des jüngften Sohnes Ludwig IX. (des Heiligen), 
zur rechten Zeit kam, bie im Lande von den langjährigen Kriegen aufgehäuften 
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Ruinen wieder aufzurichten. Tapfer, geiſtreich, herablafſend, aber auch ſchlau und 
nicht ſehr gewiſſenhaft, kaufte er einen feiner Gegner nach dem andern und nad 
dem er fo die Ligue aufgelöſt, ſicherte er den innern Frieden durch das berühmte 
Edikt von Nantes (13. April 1598), das ven Proteſtanten Religionsfreiheit verlich, 
und den äußern durch den Vertrag von Vervins (2. Mai 1598), welcher ihn 
mit Spanien verföhnte. Nachdem er 28 Jahre in ven Wechjelfällen eines ſteten 
Krieges verlebt hatte, blieb Heinrih IV. genug Geiftestraft und Liebe für vas 
öffentliche Wohl, um fid, in der Stille feines Arbeitszimmers mit abminiftrativen 
und finanziellen Reformen zu befchäftigen. Er ließ es ſich angelegen fen mit ve 
Hülfe feines Miniſters Sülly das Reich zu ordnen und in einen blühenden Zuſtant 
zu verfegen. In weniger als 15 Jahren verminverte er vie Taille um 4 Mi 
Ikonen, feste die Taren auf die Hälfte herab, und fand noch Mittel 100 Millionen 
an Schulden zu bezahlen. Die Feſtungen wurben ausgebeflert, die Magazine un 
die Zeughäufer gefüllt, vie Landſtraßen in guten Stand gefegt und erhalten, bes 
Inftizwefen nen geordnet. Frankreich erreichte ein hohes Anfehen in Europa us 
Heinrich IV. war im Begriff einen ewigen Frieden zu ftiften, als der Dolch Ar 
valllac’8 (14. Mai 1610) dieſen weitgehenden aber wohlthätigen Projekten ein 
Ende machte. 

Ludwig XIII. (1610-1643), ſchwach an Geiſt und Körper, hätte vie Jer- 
flörung des Werkes feines Vaters nicht hindern können, wenn er nicht 1624 m 
Kardinal Rihelien einen Minifter gefunden hätte, wie er ihn brauchte. So 
fehr man aber auch die Kraft viefes ausgezeichneten Staatsmannes bewundern 
muß, fo fehr ift man geneigt ihn einer unndthigen Grauſamkeit zu zeihen. E 
fagte übrigens felbft von fih: „th unternehme Nichts ohne es lange überlegt ze 
haben, wenn id aber einmal meinen Entfchluß gefaßt babe, fo mähe ich Alle 
hinweg, fo werfe ich Alles über ven Hanfen, und decke meinen rothen Leibred 
darüber.“ Richelien räunte jeden Widerſtaud weg auf den bie unumfchränt 
Gewalt des Königs flogen konnte. (S. den Art. Richelieu.) 

Beinahe zu gleicher Zeit fand Ludwig XIII. im fünfjährigen Ludwig XIV. 
(16431715) und Richelteu im Kardinal Mazarin (1643—1661) feinen Nach 
folger. Mazarin war nicht ohne Fähigkeiten; fo geſchmeidig und ränkevoll er and 
war, konnte er zwar die Uneuben ver Fronde (1648 —1654) nicht verbinden, 
faft in einen Bürgerkrieg auszuarten, allein nad dem Frieden war bie Mad 
des Parlaments gebrochen, der Defpotismus der Regierung hatte feine Schrank 
mehr und wenn fpäter Ludwig XIV. fagte, l’Etat c’est moi, fo war „in biefes 
Worte, wie Michelet jagt, weder Mebertreibung noch Großſprecherei, ſondern bie 
ber einfache Ausprud einer Thatſache.“ Die perfünliche Regierung Ludwigs XIV. 
nad bem Tode Mazarins, kann in zwei beinahe gleiche Hälften zerlegt werben, 
deren Scheidung etwa ins Jahr 1691 fällt. Die erfte Hälfte (1661—1691) # 
die Ölanzperiode, vie Zeit der Erfolge. Damals biüheten Corneille, Racix, 
Moliere, Botleau, Lafontaine, Descartes, Pascal, Boffuet, Fenelon, Labrumar, 
Lefage und fo manche andern; damals befärberte Colbert (f. d.) den Innern Wohlfian 
bes Landes, hoben ſich die Fabriken, vehnten fih vie Kolonien aus, beherrſche 
bie franzöflihe Marine vie Meere beinahe eben fo unbeflritten wie feine Hear 
den Kontinent; damals dehnte fi Frankreich aus und erwarb Elſaß und Franke: 
comte, fo wie einige Bezirke im Norden nnd im Süben. Spauien war gefchwäht, 
England (bis zur Revolution von 1688) im geheimen Einverftänpnig mit Ladwiz 
ZIV., Deutihland, wie gewöhnlich, getheilt. In biefer erften Periode war Lubıra 
fo mädjtig, daß er (24. Februar 1673) dem Parlament verbieten Tonute Bar- 
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ftellungen (remontrants), zu machen, vom Pabft (1665) eine Bulle erwirkte, 
welche der franzöflichen Geiſtlichkeit vorfchrieb vie fogenannten fünf Artikel 
(f. ven Art. Gallikaniſche Kirche) zu unterzeichnen unb, fpäter (1685) das Edikt, 
das den Reformirten freie Religionsübung geftattete, aufhob. Allein nun folgte 
bie zweite Periode mit einer Reihe von Mißgefchiden, und felbft häuslichen Un- 
gläd: Frankreich, auögefogen, von Hunger und Elend leivend, durch blutige 
Religionskriege verwüſtet, weiß feinen - zahlreichen Feinden nicht zu wiberftehen 
und wirb nur durch einen Zufall — bie Ungnade ber Frau des englifchen Heer- 
übhrers Marlborough — vom Berverben gerettet. Die Nachricht hiervon erhält 
udwig XIV. wenig Wochen nad dem Zope feines Enlels, des Kronprinzen und 
drei Iahre vor dem feinigen. Manche Zeitgenoffen priefen ihn „ven Großen.” 
Die Nachwelt bat das Urtheil nicht beftätigt. (S. den Art. Ludwig XIV.) 

As Ludwig XV. (1715 — 1774) feinem Urgroßvater auf dem Throne 
Frankreichs folgte, begrüßte man ihn als le bienaime, nad) feinem Tode befhimpfte 
das Bolt feine Leiche. Schon fein Bormund, ver Begent, Herzog von Orleans, 
dem es nit an Talent fehlte, deſſen Unfittlichleit aber fprichwörtlih geworben 
ift, führte den Staat dem Abgrunde etwas näher, wozu bie durch Law (1716 
bis 1720) veranlaßten Papierfehwindeleien das Ihrige beitingen. Nicht minder 
unſittlich als der Bormund war ber Mündel, die Namen der Pompabour und ber 
Dubarıy werben ftets neben Ludwig XV. genannt werden und aud dann ber 
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andere Anekdote ohne Begründung wäre. Nie war die launenhoftefle Willkür⸗ 
herrſchaft, nie die Sittenlofigleit und die Verſchwendung fo weit getrieben worven 
als unter viefem König, nie war Frankreichs Anfehen im Auslande fo tief geſunken 
als während des fiebenjährigen Krieges. Ein Wort, das Ludwig XV. zugefchrieben 
wird, genägt um ihn zu charakterifiven: „Aprös moi le deluge.*“ Schon über 
feinen Nachfolger brach die Sünbfluth herein. 

Ludwig XVI. (1774—1793) vernadhläßigte übrigens kein Mittel derſelben 
einen Damm entgegen zu fegen. Allein ein fittlidhes, verhältnigmäßig Tparfames 
Leben, Herzensgäte umd andere Bürgertugenden, ohne Energie, feften Willen und 
weitreihenven Blick Tonnten der hereinbrechenden Fluth nur ein ſchwaches Hin- 
derniß entgegenitellen. 

Wirklich waren aud ber Uebel zu viele, und ihre Wurzeln waren zu tief in 
das Leben der Natur eingebrungen, als daß es leicht geweſen wäre biejelben aus⸗ 
zurotten, 

Was zuvorderſt die Finanzen betrifft, fo Hatte fich vie Regierung nad 
und nah dad Recht angemaßt, Steuern nach Belieben auszufchreiben oder die 
vorhandenen zu erhöhen. Der Übel, die Beamten, felbft die nievern, und in vieler 
Hinficht au die Städte waren ganz fteuerfrei, oder doch von ben briüdenbern 
befreit; die legtern lagen faft nur auf dem armen Landbewohner. Die Verwal: 
tung lag im Urgen. Mit Ausnahme ver Intendanten (Präfelten) und einiger 
andern waren faft fämmtliche Stellen käuflich. Dabei Hatte die Regierung — aus 
Geldnoth — die Stellen ins Unglaublihe vermehrt, und bie Bürger biefelben 
getauft, theils aus Eitelfeit, theild der damit verbundenen Steuerfreiheit willen. 
Dies hatte natürlich eine große Berwidelung der Befugniffe ver Behörden zur 
Folge, es entftand mit ber Zeit eine große Kompetenzverwirrung, welche beim 
Borhanvenjein einer großen Menge Sporteln und eines brüdenben Zunftweſens 
dem Bolt jehr Läftig fein mußte. Die Privilegien des Adels erfchienen um fo 
empörenber, als fie nicht mehr anf Gegenvienften deſſelben beruheten und als das 
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Pd 
feubale Verhaͤltniß fi aufgelöft hatte. Der Übel Hatte aufgehört eine Ariflo- 
kratie zu fein und war Kafle geworben; feine Borrechte waren zulegt noch demüthi⸗ 
gender als drückend, baher das Verlangen nach Gleichheit allgemein und unwiber- 
ehlich. 

ne Dazu kommt eine ſprichwörtlich gewordene Demoralifatton, der Ludwig XVL 
übrigens mit einem gewiſſen Erfolg entgegen wirkte Mit Recht zählt man nod 
zu den Schwierigfeiten der vamaligen Zeit — und aljo zu ben mittelbaren 
Urfahen der Revolution — das Wirken der Delenomiften und Philofophen, be- 
fonders der erftern. Diefelben konnten befto ungehinberter ihren Einfluß üben, 
als fie fich meift in der reinen Theorie und in einer blos ibealen Welt bewegten. 
&8 wurde dabei zur Mode, ſich der untern Klaffen anzunehmen, ihre Leiden her⸗ 
vorzuheben, worin felbft viele Mitgliever des Adels einftimmten, ohne jedoch 
deßhalb ihre Privilegien vermindern zu wollen. Und'das Bolf las mehr als man 
wußte. Was aber dieſe Zünpftoffe beſonders gefährlich machte, das war, wie 
Tocqueville nachweilt, einerfeits die Abſchwächung ver Regierungsmaßregeln unb 
andererfeitsd die Zunahme des Wohlftanves. 

. Um unter biefen Umftänven ven Staatswagen ind rechte Geleife zu bringen 
hätte es einer feften Hand und einer großen Geiſteskraft beburft. Ludwig XVI. 
war gut, aber ſchwach und unglüdlicher Weiſe nahm er zum Minifter Maurepas, 
der eben fo ſchwach, eben fo unentſchloſſen, aber weniger für pas Wohl der Ration 
bejorgt_ war als er. Daher konnte fih auch Turgot nit behaupten und Meder, 
der nach ihm WYinanzminifter war, mußte auch bald weichen, nachdem er zum 
erften Dial, im Jahr 1781 in dem berühmten Compte rendu, einen Bericht 
über die Finanzlage publicirt hatte. Der- Boften eines Yinanzminifters wurde 
immer ſchwieriger zu verwalten. Meder hatte ſchon zwei Nachfolger gehabt, als 
man fih 1783 an Salonne wandte. Diefer beutete den durch Neckers Spar- 
ſamkeit und Orbnung wieder erwachten Krebit aus, aber da er, in ber Hoffnung 
fih zu erhalten, fich freigebig gegen den Hof zeigte, verfiegte dieſe Quelle bald 
und es blieb fein anderes Mittel ven leeren Staatsihag zu füllen, als nene 
Steuern auszufchreiben. Allein das Volk konnte, ver Adel mochte nichts geben — 
pie allgemeinen Stände (6dtats göneraux) wollte man aud nicht zuſammen rufen, 
da entihloß man fih die Notabeln zu verfammeln, vie den 22. Februar 1787 
ihre erſte Sitzung in Berfailles hielten. 

Aber diefe Berfammlung, obgleih aus Brivilegirten zufammengefegt, war weit 
entfernt ein willenlofes Werkzeug in ber Hand des Minifters zu fein, und als 
biefer geftehen mußte, die Anleihen hätten fi in wenigen Jahren auf 1646 
Millionen belaufen und das jährliche Deficit erreiche 140 Millionen, mußte er 
feinem eifrigften Gegner in der Berfammlung, dem Ergbifchof von Sens, Brienne 
weichen. Diefer erhielt eine neue Stempeltare und einige andere, aber unbeben- 
tende Zugeflänpniffe, und da dieſe nicht zureichten, wollte er eigenmäctig noch 
zwei andere Steuern einführen. Das Barlament indeß weigerte ſich dieſelben zu 
regiftriven. Nach Troyes verbannt gab e8 nad, allein neue Forverungen riefen 
eine neue und ftärlere Weigerung hervor. Brienne fuchte nun. das Parlament zu 
deöorganiftren, auf feine richterlihen Befugniſſe zu beſchränken und fpäter felbft 
aufzulöfen und durch einen hohen Gerichtshof (cour plenidre) zu erfegen. Allein 
das. Parlament hatte vie öffentliche Meinung für fi, auf welche außer ven bisher 
erwähnten Umſtänden auch noch die aus Amerika herübergelommenen Freiheitsideen 
eimwirkten. Adel, Geiftlichfeit und Bürger waren einig die VBerfammlung ver 
Stände zu verlangen und ber Hof mußte nachgeben. Necker wurde zurädberufen, 
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vie allgemeinen Stände (6dtats göndraux 2) ven 25, Mai 1789 in Verſailles 
verfammelt. 

V. Die Revolution von 1789 und ihre nähften Folgen. Den 
5. Mat 1789 verfammelten fih in Berfailles die Abgeordneten der drei Stände: 
Adel, Geiftlichkeit und dritter Stand (tiers Etat, Bürger und Bauern), letztere 
allein an Zahl fo ſtark vertreten wie die beiden andern zufammengenommen. Der 
erfte Fehler den die Regierung hierbei beging, war, daß fie vergaß bie Leitung 
ver Berfammlung in die Hand zu nehmen; ber zweite, daß fie, ihre Zeit ver 
tennend, hoffte die Stände zu willenlofen Werkzeugen herabzuwürdigen; Wer dritte, 
daß fie, nah altem Braud, drei von einander unabhängige, gleichberechtigte 
Kammern beibehielt und viefelben gegenfeitig zu annulliren dachte. Allein ver britte 
Stand weigerte fi hierauf einzugehen: e8 follte blos Eine Berfammlung gebildet 
und darin ohne Stänveunterfchied abgeftimmt werben. Auf die Weigerung bes 
Adels und der Geiftlichleit antwortete der dritte Stand damit, daß er fich, auf 
den Antrag von Sieyes, ven 17. Juni zur Nationalverfammlung erflärte. 
As darauf der Hof den Berfammlungsfanl fehließen ließ, vereinigten ſich bie 
Deputirten den 20. Juni im Ballfpielhaufe und ſchwuren fich nicht eher zu 
trennen, bis fie Frankreich eine Konftitution gegeben haben würden. Vergeblich war 
bie Föniglihe Sitzung vom 23., der Hof mußte felbft diejenigen Mitglieder des 
Adels und der Geiftlichkeit, welche fih nicht ohnehin fchon einzeln ver National 
verſammlung angefchloffen Hatten, verfelben beizutreten veranlaffen. Als der Hof 
aber Neder verbannte, die Berfammlung einzufchlichtern fuchte und Truppen zuſam⸗ 
menzog, entftand ein blutiger Aufftand in Paris, der den 14. Juli mit der 
Erftürmung der Baftille endigte. Den 13. ſchon war bie Nationalgarve errichtet 
worben. Das Beifpiel von Parts wurbe in den Provinzen befolgt, überall bildeten 
ih Nationalgarden und felbft Diunicipalitäten. Der König ſah ſich gezwungen 
fih der Nationalverfammlung zu nähern, Neder wieder zurüdzurufen, Bailly 
als Maire von Paris und Lafahyette als Kommandanten der Nationalgarben zu 
beftätigen. 

Diefe Erjhütterungen, das Blut das babei floß, das Gefährliche der ganzen 
Lage mußten der ans fo entgegengefegten Elementen gebildeten Kammer eine wenig- 
ſtens augenblidliche Einigkeit geben. Die Folge davon. war, daß in ber Nacht 
vom 4. Auguft der Adel freiwillig felne Privilegien auf dem Altar des Bater- 
landes zum Opfer brachte. Der Graf von Noailles bot die Ablöfung der Feudal⸗ 
rechte und die Aufhebung der perfönlichen Dienftbarkeit an; der Herzog von 
Chatelet die Ablöfung der Zehnten; der Bilhof von Ehartres vie Aufhebung bes 
ausſchließlichen Jagdrechts; die herrichaftliche Gerichtsbarkeit, die Kaufbarkeit ber 
Nichterftellen, vie Ungleichheit der Beſteurung, vie Gefälle ver Geiſtlichkeit, bie 
Zunftrechte, fowie die befondern Freiheiten einiger Provinzen, Stäbte und Körper- 
fchaften hatten auf den Antrag der Betreffenden daſſelbe Loos. Damals erfolgte 
auch nad dem Miufter der vereinigten Staaten eine Erklärung der Menſchenrechte. 
Während die Berfammlung das Ein- oder Zweilammerfuftem und bie Auspehnung 
des Töniglihen Veto visfutirte, veranlaften bie fortvauernde Aufregung, die Theu⸗ 
rung, Parteinmtriebe und Hofintriguen den Aufftand vom 5. und 6. Oktober, in 
Folge deſſen der König und bald auch die Nationalverfammlung gezwungen wurden, 
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ihren Sitz nad Paris zu verlegen. Nach dem 14. Inli hatten vie Prinzen vie 
Emigration begonnen, die nachher dem König fo mande Berlegenheiten bereitete, 
nad dem 6. Oktober traten aud zwei ausgezeichnete Deputirte aus der Kammer. 
Man kann fagen, daß die Nationalverfammlung eine große Anzahl der von ihr 
befretirten Maßregeln nur unter dem Drud von außen erliek. So veranlaßten 
die von einigen ihrer Privilegien verluftigen Provinzen, angefangenen Unruhen 
eine neue Eintheilung des Reiche. Das Projelt war von Sieyes angegeben um 
von einem befonvern Komite ausgeführt worden. Den 22. December 1789 dekretirte 
die Berfdmmlung die Eintbeilung Frankreich in 83 Departement3 von ungefähr 
gleicher Größe, wobei fo viel al8 möglid die alte Provinzialeintheilung weggewildt, 
die alten Namen durch neue erfegt, und die Verwaltung auf bemfelben Fuße 
organifirt wurbe. Jedes Departement erhielt einen Berwaltungsrath von 36 Mkit- 
giiebem als berathende und ein Direktorium von 5 Mitgliedern als erekutive 

ehörbe. Das Departement zerfiel in auf ähnliche Weile organifirte Diftrikte, vie 
Diftrifte in Kantone, welche lettere keinen Berwaltungs-, fondern blos einen Wahl: 
bezirk bildeten. Iebes Departement erhielt übrigens ein Kriminalgericht, jeter 
Diftrift ein Eivilgericht, jeder Kanton einen Friedensrichter. Sämmtlihe Behörden 
und Richter wurden von ben aftiven Bürgern, d. 5. venjenigen erwählt, melde 
eine Steuer im Betrage dreier Arbeitstage zahlten. Diefelben wählten audy vie 
Deputirten zur Nationalverfammlung. 

Diefe nenen Einridhtungen brachten alle diejenigen auf, welche zu ven alten 
Provinzialſtänden und Parlamenten gehörten, befonderd aber ben Adel, und te 
man am 2. December fhon — aus reiner Finanznoth — die Güter ver Geift- 
lichleit als Staatsgut erflärt hatte, jo war aud die mächtige Geiſtlichkeit gegen 
die Revolution. Diefe Maßregel führte befanntlich auf die Emiffton der nachher 
fo berüchtigten Affignaten, d. b. Anweiſungen auf die Kirchengüter; ben erfien 
400 Millionen folgten nad und nah Tauſende von Millionen, fo daß Dies Pa- 
piergeld in wenigen Jahren ganz entwertbet war. Inveflen fand die Geiftlichkeit 
noch eine neue und wo möglich größere Beranlaffung zum Wivberſtand gegen vie 
Revolution, durch die Einführung einer neuen Eivilverfafiung verfelben. Vergeblich 
aber waren ihre Verſuche einen eigentlihen Bürgerkrieg zu entzänden, es biiz 
bei oft blutigen Emeuten, und auch die von ven franzöfifhen Prinzen in Kobien; 
aus Emigranten gebildeten Regimenter konnten nur die Wirren vermehren, aba 
nicht den Gang der Revolution aufhalten. Das am 14. Juli, dem Jahrestag ver 
Berftörung der Baftille, auf dem Marsfelde gefeierte patriotifche Felt der Föde 
ration, wozu ſämmtliche Departemente Deputirte fandten, gab dem Entbufiasme 
neue Nahrung und war dazu angethan ber Reaktion (contrerevolution fagte man 
damals) Vorſchub zu leiften. Der 14. Juli wurbe als Jahrestag ver Befreium 
betrachtet, das ganze Bolt, die Nationalverfammlung und felbft ver König nahme 
Theil an diefer Teiler. " 

Die Abreife Neders, ver am 4. September 1790 feine Demiffton einreidt: 
erregte fein Auffehen, e8 war vielleicht auch fein befonvers fühlbarer Beriuft mer. 
Der am 2. April 1791 erfolgte Top Mirabeaus (f. ven Artikel) aber berankt: 
Branfreih des einzigen Mannes der vielleicht bie Revolution hätte zügeln ode 
leiten können. Inveflen nahm deren Macht immer zu; vie Klubs, beſonders m 
ver Safobiner, unterhielten bie Aufregung, wozu überbies die fortwährende Ars 
wandberung des Adels, das am 20. Mai zwiſchen DOefterreih, Englant, tz 
Schweiz, Spanien und Sardinien zu Mantua gegen Frankreich gefhloffene Bündrij 
und zulegt die geahnte Flucht des Königs den Stoff hergaben. Als aber = 
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20. Juni diefe Flucht wirklich ftatt fand, und Ludwig XVI. am 22, in Barennes 
erfannt und von ba nad Paris zuräüdgeführt wurde, verlor er ben geringen Reft 
feines Anſehens, er wurde einftweilen ſuspendirt. Die Suspenfion dauerte 
bis zum 14. September, wo er unter lautem Jubel des Volks vie Konftitution 
vom 3. September beſchwor. Diefelbe ließ rechtlich und faktiſch fämmtliche Behörden 
von der Bollsfouveränetät herftammen; die Wahlen geichahen in zwei Stufen ; 
eine alle zwei Iahre erneuerte Berfammlung erhielt vie geſetzgebende Gewalt; dem 
König wurde die exfutive, mit einem ſuspendirenden Beto zuerlannt. 

Am 30. September Löfte fih vie konſtituirende Berfammlung auf, und da 
bie Abgeordneten mit unkluger Selbftverläugnung ſich die Wiedererwählung verfagt 
hatten, fo vereinigte ſich denſelben Tag eine aus lauter neuen Elementen gebildete 
gejeßgebende Berjammlung. Am 1. Dftober bielt die geſetzgebende Ber- 
fammlung ihre erfte Sigung. Dieſe Verſammlung beftand, wie die vorige, aus 
einer Rechten, einer Linken und einem Centrum, nur hatte biefe Abtheilung eine 
andere politifhe Färbung. Die Rechte trug den Namen der Feuillants und 
ftügte fih auf die höhere Mittelllaffe; fie war konſtitutionell aber entſchieden 
öniglig. Das Centrum war einfach mit ber gegenwärtigen Lage zufrieven, übrigens 
ohne Einfluß. Lesterer war und kam immer mehr in vie Hände der Linken, bie 
von ben Girondins (Depntirten ver Gironde) angeführt murbe, und ſich zum 
Theil auf bie untern Klaffen ftüßte. 

Obgleich weit weniger Feinde des Thrones zählend wurde dieſe Berfammlung 
glei von vorn herein vom König kalt behandelt. Die Umftände waren nicht 
berart die Gegner einander näher zu bringen. Den 27. Auguft hatten fi fchon 
ber deutfche Kaifer, ver König von Preußen und der Kurfürft von Sachſen durch 
bie Deklaration von Pilnig gegen vie Revolution erflärt, und ſeitdem hatten fich 
immer größere Emigranten-Truppen an den franzöflichen Grenzen gebilvet, welche 
unverholen die Abſicht ausfprachen, in Frankreich einzurüden und vie Revolution 
zu befämpfen. Dabei nahmen die Aufftände und die Aufregung im Innern zu 
und viele Prieſter weigerten ſich den konftitutionellen Eid zu leiften. Als nun ver 
König nicht entſchieden genug gegen die ausgewanderten Prinzen und deven Au- 
hänger auftrat, erließ die Nationalverfammlung Dekrete, worin die Emigranten zu 
Hochverräthern und bie ©eiftlichen, welche ven Eid vermeigerten, zu Empörern 
erflärt wurden. Aber Ludwig der XVI. feste diefen Dekceten fein Beto entgegen. 
Er genehmigte jedoch dasjenige, weldes feinen älteften Bruder (Monsieur) auf. 
forderte binnen zwei Monaten zurückzukehren, wibrigenfalld er feine allenfallfigen 
Rechte auf die Regentfchaft einbüße. Auf vie Aufforverung der Nationalverfanm- 
Iung madte der König Einfprache bei den benachbarten Fürſten gegen vie auf 
ihrem Gebiete fi zum Einfall in Frankreich organifirenden Truppen. Um ben 
diplomatifhen Noten Nahprud zu geben, wurben im December 160,000 Mann 
zufammengezogen, dann (1. Januar 1792) ver Prinz von Condé und ver Graf 
von Artois (Monsieur) ald Hochverräther in ven Anklageſtand gefest (9. Ianuar), 
die Güter der Emigranten fequeftrirt (16. Januar), Monsieur feines etwaigen 
Rechts als Regent verluftig erflärt. Aus ver Rafchheit, womit dieſe Mafregeln 
genommen wurden, geht ſchon genügend hervor, wie vie Rationalverfammlung dem 
König gegenüber immer rüdfichtslofer vorging. Ste drang ihm bie von ihr ge- 
wöänfchten Minifter auf, und am 20, April mußte Ludwig XVI., dem Anſchein 
nad freiwillig, dem Kaifer den Krieg erflären. . 

Der Krieg begann den 28. April mit dem für Frankreich ungünftigen Gefecht 

bei Quievrain an der beigifchen Grenze, im Nüdzug wurbe ber franzöfliche Ge- 
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neral Theobald Dillon von feinen Truppen maſſakrirt. Bei ver Nachricht von 
biefem Unfall gerietben vie Mafien in Aufregung; die Nationalverfammlung 
erflärte fi in Permanenz, befretirte die Zufammenziehung einer Referve-Armee bei) 
Paris, die Verbannung der ven Bürgereid verweigernven Seiftlihen, und bewaffnete 
das Bolt mit Pilen. Der König weigerte ſich dieſe Maßregeln zu genehmigen. 
Als nun auch der König das Minifterium Roland entließ, konſtituirte ſich bie 
Rationalverfammlung vollends als Partei. Da erfhienen am 20. Juni, von den 
Girondiſten aufgereizt, Volkshaufen vor den Tuilerien ſchreiend „es lebe vie Ratton! 
es leben die Sunsculotten! Weg mit dem Veto!“ Sie drangen fogar in das Schloß, 
und als fie vie Thüren mit ver Art einfchlagen wollten, befahl der König fie zu 
öffnen und das Volk firdmte herein. Nie hatte Ludwig XVI. fo viel Muth gezeigt 
als an dieſem Tage. Bon Nationalgarven umgeben, und auf einem auf einen 
Tiſch geftellten Stuhle ſitzend, damit er beffer gefehen werben könne, verlor er 
feinen Augenblid feine Rube und feine Geiſtesgegenwart. Denen, weldhe vie 
Sanktion der mit dem Beto belegten, oben genannten Dekrete verlangten, erwiderte 
er „es ift dies weder die Form, noch der Augenblid fle von mir zu erhalten.” 
Während er fo muthig vie Hauptfache verweigerte, war er nachgiebiger in einer 
Kleinigkeit, was eimen guten Eindrud madte: er feste eine ihm bingereichte rothe 
Freiheitsmütze auf. . Erft Abends gelang e8 ven Bemühungen vieler Deputirten, 
und Petion's, des Maire von Baris, das Volk zu zerftreuen. Diefe Auftritte 
wurden laut von Allen gemißbilligt, melde noch an Recht und Geſetz hielten. Die 
fonftitutionelle Partei gewann neuen Muth. Lafayette machte feinen Einfluß 
geltend, die Nationalgarde erbot fich, fih um ven König zu fchaaren. Allein dieſer 
erwartete feine Erlöfung von den europälfhen Mächten und vereitelte alle dieſe 
Bemühungen. Da erflärte die Nationalverfammlung, ven 5. Juli, das Vaterland 
in Gefahr, errichtete Freiſchaaren und bewaffnete das Boll. Die renolutionäre 
Aufregung erreihte am 14. Juli, dem Feſte der Föderation, ſchon einen hoben 
Grad; allein als nach dem Manifefte (25. Iuli) des Herzogs von Braunfchweig 
bie Preußen in die Champagne rüdten, ald es den Ialobinern gelang die Vor⸗ 
ftädte aufzuwiegeln, va wagte es bie Nationalverfammlung am 9. Auguft, die 
Abfegung des Königs zu viskutiren. Die Berathung mußte aber megen des 
Andrangs wüthender Bollshaufen gefchlofien werven. Um Mitternacht ertönen bie 
Sturmgloden, ver Generalmarfh wird gejchlagen. Faſt in allen Sektionen von 
Paris verfammeln fih die Waffen, und ziehen währenn eine revolutionäre Muni⸗ 
cipalität, die Kommune, eingefegt wird, in georpneten Scaaren gegen bie be 
feftigten, von einigen hundert Schweizergarten und von Ropaliften vertheibigten 
Zuilerien. Ein blutiger Kampf entfpann fi, der auch dann fortgefegt wurbe, als 
der König in den Sigungsfaal der Nattonalverfammlung flüchtete, und ſchloß wit 
der Nievdermegelung der Schweizer. Ludwig XVI. fand aber aud bier den kaum 
gehofften Schug nicht; er wurde einftweilen feiner Autorität beraubt, bie giron- 
diſtiſchen Miniſter kamen wieder and Ruder und man befretirte die Zufanımen- 
berufung eines Nationallonvente. Am 13. Auguft z0g ber König mit feiner 
Familie als Oefangener in ven Tempel. Die Nationalperfammlung warb von ver 
Kommune gezwungen, ein außerorventliches Tribunal zu ernennen um biejenigen 
zu richten, welche man vie Verſchworenen vom 10. Auguft nannte, das beißt, vie 
Anhänger des Könige. Man kerkerte auch die nicht beeideten Priefter und alle 
Adelige die man finden Tonnte, ein. 

Allein pas Tribunal fchien der aus Marat, Danton, Collot⸗d'Herbois, 
Billaud-Barennes und andern eben fo berüchtigten Revolutiongmänuern befte- 
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henden Kommune viel zu ſchwach zu wirken. Diefefuchten Dantons Grundfag 
„man müfje den Royaliſten Furcht einjagen” ins Werk zu fegen, und fo fam 
es, daß, auf die Nachricht hin, die Preußen nähern fi Paris und bombarbiren fhon 
Verdün, die Megeleien der Septembertage ausgeführt wurden. Am 2. September 
nämlich wurden die Barrieren gejchloffen, die Sturmgloden geläutet und etwa 
300 Mörver, welche die Kommune leitete und bezahlte, richteten ein fchredliches 
Blutbad unter den in den Parifer Gefängniffen eingefchlofienen Royaliften und 
Brieftern an. Die Nationalverfammlung war madtlos, das Bolt, felbft die Sol- 
daten fahen zu, als ob die Sache fie nicht3 angienge; die Kommune allein herrfchte 
und die Mepeleten hörten erft auf ald fie deren müde war. Aber alle bei viefer 
Gräuelthat VBethelligten haben ihren Lohn gefimben. 

Am 21. Sept. trat der Nationalfonvent zufammen, ertremer gefinnt 
als die gefeßgebende Verfammlung, vie er ablöfte. So wie vie Partei, welche in 
der KRonftituante die Linke bilvete, in der folgenden Legislatur die Elemente zur 
Rechten bergab, fo fand man auch die Linke der Legtern, die Gironpiften, als Rechte 
des Konvents wieber. Auf der Linken Seite deſſelben faßen die unter dem Einfluß 
der Kommune gewählten Parifer Deputirten und einige heftige Republifaner aus 
den Departements; da die Einflußreichſten unter diefer Partei pie oberften Bänke 
diefer Seite eingenommen hatten, jo nannte man die ganze Partei Die vom Berge 
(Montagnarde). Die größte Zahl ver Deputirten aber gehörte weber der Berg- 
partei noch der Gironde an; da ihre Pläge tiefer flanven, nannte man fie die 
Ebene (la plaine), fpottweife au den Moraft (le marais). Die Ebene ftimmte 
meift mit der Gironde, wenn fie ihrer Neigung folgen Tonnte, und mit dem Berg, 
als dieſer übermächtig wurde. 

Die erfte Mafregel des Konvents war, ven 25. September 1792 die Re- 
publik zu proffamiren und fie untheilbar zu erflären. Mittlerweile war das Waffen- 
glüd auf die Seite der Franzoſen getreten, Dümouriez drang in Belgien ein, 
Cuſtine bemädtigte fh Trier und Mainz, Montesquion eroberte Savoyen, und 
da das Volk dieſe Erfolge dem Einfluß der Bergpartet zufchrieb, fo gewann biefe 
on Macht. Ehe fie aber daran denken konnte, ihre Gegner, die Girontiften zu 
vernichten, mußte erft das Schidfal Ludwigs XVI. feftgeftellt werden. Ein Dekret 
vom 6. December beftimmte, daß der enttbronte König von dem Konvent gerichtet 
werben folle und fein Proceß begann. Nicht ohne Mühe fetten die Gironpiften 
dur, daß die Yormen der Anklage und ver Vertheidigung beobachtet würden. 
Bergeblih aber waren bie Bemühungen der Vertheidiger (Dialesherbes, Tronchet 
und Deföze). Ludwig XVI. wurde am 20. Januar 1793 verurtbeilt und am 
21. öffentlich hingerichtet. Seine legten Worte waren: „ich fterbe unſchuldig; ich 
verzeihe meinen Feinden, und du, unglüdliches Boll" .... da übertönte Trommel- 
wirbel feine Stimme und wenig Dlinuten danach hatte der ſchwächſte, vielleicht 
aber auch der befte der franzöfifhen Könige aufgehört zu leben. 

Der Tod Ludwigs XVI. ftellte die Parteien wo möglich noch fchroffer, noch 
unverjöhnlicher einander gegenfiber und vermehrte die äußern Feinde. Ganz Europa 
vereinigte fi) gegen vie Republik, vie Vendée fland auf, viele Provinzen und 
Städte erflärten fi) gegen den Konvent. Die Bergpartei fah ihr Heil blos darin, 
daß fie die Verhältniffe auf die Spitze trieb, das Volk durch alle Mittel ftets in 
böchfter Aufregung erhielt und überhaupt durch Schreden herrfchte. Die Umſtände 
beförverten ihre Abſichten beſſer als vie heftigen Artikel Marats, ver mit Erfolg 
die Plünderung der reihern Kaufleute und „Intriguanten” (Girondiſten) prebigte. 
Dümonriez hatte vergeblih verfucht Ludwig XVI. zu retten oder mit Hülfe 
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der Armee das Tonftitutionelle Königthum herzuftellen. Als die Armee ibm auf 
diefem Wege nicht folgen wollte, lieferte er ven Feinden einige Eroberungen 
aus und ging zu ihnen über Doc hatte die Bergpartei dieſen legten Schritt 
nicht abgewartet, um bie gemäßigtern Republilaner anzugreifen. Am 10. März 
wurde auf Antrag Danton’s und trog der Oppofition der Girondiſten das Revo» 
Iutionstribunal eingefeßt. Nach dem Abfall von Dümouriez (4. April 1793) wurbe 
ver Wohlfahrtsausſchuß (ComitE du Salut public) gebildet. Die Anklagen 
der Linken gegen die Girondiften wurben immer direkter. Marat und bald auch 
Nobespierre und Andere erklärten laut bie angefehenften Girondiſten als Landes⸗ 
verräther und verlangten ihre Beftrafung. Als viefe darauf durch Guadet bie 
Unterfuhung des Treiben der Kommune verlangte, veranlaßte diefe den Aufſtand 
vom 31. Dat, der erfi am 2. Juni mit ver Aechtung der muthigften und be- 
rebteften unter ben Gironbiften aufhörte. Diejenigen welche ſich nicht durch die Flucht 
ihrem Schickſal entzogen hatten, wurben hingerichtet. ber, wie fehr aud vie 
Departements darüber ſich entrüftet zeigten, welches auch die Anftrengungen waren, 
pie beſonders Lyon und die mittäglichen Provinzen machten, überall blieben vie 
Truppen ober die Anhänger des Konvents Sieger. Lyons Bewohner wurben mit 
Kartätſchen niebergefchmettert, eine Revolutionsarmee von 6000 Sanscälotten 
burchzog verheerend die Provinzen, und Zoulon, das fi den Engläntern über- 
geben hatte, wurbe, zum Theil durch die Gefchidlichkett des damaligen Artillerie- 
fapitäng Bonaparte, wiedergenommen und beftraft. 

Indeflen befhwor der Konvent am 10. Auguft 1793 auf dem Marsfelve 
eine neue Konftitution, die vom Jahre I. ver Republik, vie aber fogleih bis zum 
Frieden fuspendirt wurde. Diefe in wenigen Tagen verfaßte und angenommene 
Konftitution war die Organifation ver Maffenherrihaft. Die Umftänve 
binverten ven Verſuch, fie ins Leben zu führen. Statt einer Berfplitterung der 
Macht bevurfte man vamals der Koncentrirung. Der Konvent befahl (12. Auguft) 
die Verhaftung aller Verdächtigen und die Erhebung aller waffenfähigen Männer. 
Zwölfgunderttaufenn Dann wurden mobil gemacht; Carnot leitete das Heerweien, 
Hode, Pihegru, Moreau, Marceau, Iourdan, Kleber u. a. kom⸗ 
mandirten die Truppen und brachten nad) und nad den Sieg auf die Seite der 
Republik. Um aber ven innern Zuftand des Landes zu bezeichnen, genügt es bei- 
Iptelöweife folgende Data hervorzuheben. _27. September 1793, Dekret, welches 
das Marimum des Preifes der erften Lebensbedürfniſſe beftimmt. 28. September, 
Ausgabe von 2000 Millionen Aſſignaten. 3. DOftober, Arreftation von 53 giron- 
biftifchen Deputirten. 5. Oktober, Abihaffung der chriftlichen Zeitrehnung und 
Einführung derjenigen, welche die Stiftung ver NRepublif (22. September 1792) 
zum Ausgangspunft nimmt. 12. Oftober, Dekret, welches bie Zerftörung Lyons 
befiehlt. 16. Oftober, Verurtheilung und Hinrichtung der Königin Marie Antoinette. 
31. Oktober, Hinrihtung von 21 Deputirten ver Rechten. 6. November, Hin⸗ 
richtung des Herzogs von Orleans. (Philipp Egalit6). 7. November, Gobel, 
Biſchof von Paris und ſämmtliche Geiftlihe feiner Diöcefe fchwören vor dem 
Konvent den katholiſchen Glauben ab. 10. November, die Barifer Kommune fchafft 
ven Eatholifchen Glauben ab und führt ven Kultus der Bernunft ein, und am 
7. Mai 1794 vefretirt der Konvent die Eriftenz des höchſten Wefens, am 
24. die Unfterblichleit der Seele. 

Unzählige Maßregeln ähnlicher Art übergehen wir. Die Ouillotine war in 
Permanenz und täglich fielen zahlreiche Opfer, zulegt ohne felbft auch nur zum 
Schein vor Gericht geftanden zu haben. Aber der Bogen war zu fehr gefpannt, 
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bald mußte vie Sehne reifen. Schon am 24. Februar 1794 (6. ventöse III.) 
batte Robespierre vie ihm felbft bedrohenden 20 ertremften Jakobiner (Hebertiften) 
als „Lafterhafte” hinrichten laſſen; am 5. April (16. Germinal) erreichte daſſelbe 
Schickſal Danton und einige andere zu den gemäßigtern Schredensmännern ger 
börigen Deputirten, welche des Royalismus befchulvigt wurben. Robespierre 
war nun auf ven Punkt die Diktatur an fich zu reißen, als endlich das Uebermaß 
der Furcht dem Konvent den Muth gab, fih dem nach Blut vürftenden Tyrannen 
zu widerfegen. Am 27. Juli 1794 (9. Thermidor) wurde er verhaftet und am 
folgenden Tag beftieg er nebft einer Anzahl feiner Anhänger das Schaffot. 

Frankreich athmete nun auf und die Mittelklaſſen, welche am meiften gelitten 
hatten, unterftügten den Konvent, der bie ertremften Terroriſten ausftieß, bie 
Geächteten zurüdrief; die Geſetze des Marimum wurden wiverrufen und freie 
Religionsübung bergeftellt. Invefien hatten die Bürger noch manden Kampf -gegen 
die mit den Maſſen verbünveten Jakobiner zu beftehen. Bon legtern und be= 
Igrbers von ber Theurung aufgeregt rüdten die Vorſtädte mehrmal vor ben 

igungsfaal des Konvents; die Emeute vom 1. Prairial (20. Mai 1795) war 
befonbers heftig und gab dem Präſidenten Boifiy v’Anglas Gelegenheit einen 
bewunderungsmitrdigen Heldenmuth zu zeigen. Am 26. Oktober (5. brumaire) 
wurde der Kommuniſt Baboeuf gefangen genommen, am 12. Nov. (22. brumaire) 
ber Jakobinerklub gefchloffen; die Macht der ertremen Partei war gebrochen. 

Die royaliftifche Reaktion glaubte nun den günftigen Augenblick gelommen, 
ſich ihrerfeitö der Herrfchaft zu bemächtigen. In Folge der neuen Konftitution, 
genannt vom Jahre III, welche einen mäßigen Beſitz als Bedingung um Wähler 
zu fein aufftellte, und übervies die Wahl in zwei Stufen anorbnete, war bie 
Macht in die Hände der Mittelllaffen übergegangen und bie Noyaliften konnten 
hoffen, daß ihre Anhänger die Moajorität in der neuen Regierung bilven würden, 
Zestere beftand aus zwei Kammern: einem Rathe der Fünfhundert und 
dem Rathe der Alten (250 Mitgliever) als geſetzgebende, und einem Direl- 
torium von fünf Mitglievern als vollziehende Gewalt. Sie hatten gefehidt ven 
Staatsbankerott (September 1797) benügt um in bie Räthe gewählt zu werben, 
und e3 war ihnen fogar gelungen einen der Ihrigen (Barthelemy) ins Direktorium 
zu bringen, und fchon arbeiteten fie offen auf ven Sturz ber Regierung bin. Die 
. Direltoren Barras, Remwbell und Lareveilliere kamen ihnen durch 
den Staatöftreih vom 18. Fructidor zuvor. Die Royaliften wurden aus ben 
Näthen vertrieben und aus Frankreich verbannt. Daſſelbe Schidjal traf nicht nur 
Barthelemy fondern auch Carnot, deſſen Kriegsleitung das Direktorium feine Siege 
in Italien und Deutſchland größtentheils verbantte. 

Diefe Siege freilich hatten dem Direktorium einen gefährlihern Gegner als 
die ausgeftoßenen Royaliften geſchaffen. “Der Sieger von Italien, der Liebling 
bes Heeres und der Schreden feiner Feinde, ver General Bonaparte, wurde 
ven Direltorium jetzt gefährlich. Es ſchloß diefer jetzt mit Defterreid ven Frieden 
von Campo⸗Formio und entſchied fi für die Unternehmung nad Egypten, um 
ben ehrgeizigen General zu entfernen. Derſelbe ſchiffte fi mit 20,000 Wann 
auserwählten Truppen auf einer Flotte von 400 Schiffen am 19. Mai 1798 im 
Zonlon ein, nahm am 12. Juni Malta und landete am 2, Juli bei Alexandria, 

Um den andern Theil des Heeres zu beſchäftigen hatte General Saint⸗Cyr ben 
Befehl erhalten in die Schweiz einzurüden. Die helvetifche Republit wurde demo⸗ 
kratifirt, Genf, Biel und Mühlhauſen Frankreich einverleibt. Ungefähr in derſelben 
Zeit hatte Berthier den Kirchenftant in eine römifche Republik verwanvelt und 
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den Papſt Pius VI. nah Frankreich gefhidt. Diejes Verfahren konnte am den 
Höfen nur Mißtrauen und Beforgniffe erregen, und England nahm den Augen- 
bil wahr wo Bonaparte, nah der Vernichtung der franzöfiihen Flotte durch 
Nelfon, in Egypten in immer neue Berlegenheiten fi verwidelte, um eine neue 
Koalition gegen vie Republik zu Stande zu bringen. England, Oeſterreich, Ruß⸗ 
land, Neapel und die Türkei ftanven nun vereint gegen Frankreich. Das Direl- 
torium zeigte ſich jedoch auf der Höhe feiner Stellung, rief 200,000 Mann durch 
‚eine regelmäßige Konffription unter die Waffen, ſchickte der in Italien ſtehenden 
Armee beträchtliche Berftärkungen, vie auch gleih am Anfang des Feldzugs das 
Königreih Neapel wie das Königreich Sarbinien völlig erobert hatte, fo daß 
ganz Italien am Anfang des Jahres 1799 in den Händen der Franzoſen war. 
Diefer Sieg war jedoch nicht von langer Dauer, denn die Verbündeten griffen 
nun nad einander die Franzoſen auf drei Seiten an. Erzherzog Karl ſchlug 
Jourdan an der Oftrah am 21. März, bei Stodady am 25. und Xenouf, fein 
Nachfolger war genöthigt fein Heer über den Rhein zurädzuführen. Gleiches 
Schidfal hatten in der Lombardei Scherer’s und Moreau's Armeen, die von den 
vereinten Heeren Defterreihs und Rußlands unter Mad und Suwarow an ber 
Erf geichlagen und zum NRüdzug gezwungen wurden. Im Auguſt landete ver 
—8 von York mit 40,000 Mann in Holland und bedrohte die franzöflfche 
renze. 

Diefe kritiſche Lage der Republik nach außen hatte große Unzufriedenheit mit 
dem Direktorium erzeugt, bie Wahlen von 1799 fielen republifanifh aus, an 
Rewbell's Stelle, nad) Carnot's Austritt der einzige ſtarke Charakter und entſchie⸗ 
dener Anhänger der Konftitution vom Jahre III, wurde Sieyes, ein eben fo 
entfchievener Gegner verjelben, gewählt. Die Kammer der Näthe erklärte fid 
permanent und forderte das Direktorium auf, ihr Rechenſchaft über die Tage des 
Landes abzulegen. Bon ven urfprünglic ernannten Direktoren erhielt ſich nur 
Barrad. Diefe Schwankungen in ver oberften Leitung bebrohten die Republik mit 
Innern Stürmen, die nur durch den Umſchlag des Kriegsglüds abgewendet wurben. 

Der große Sieg Maffenas bei Züri (27. Sept.) über tie Ruſſen umter 
Korſakoff, die Trennung der Defterreiher von ven Ruflen, ver Rüdzug Suwarows 
aus Italten, die Niederlagen und die Kapitulation bes Herzogs von Vork in 
Holland (19. Sept. bis 6. Oft.) ermäßigte für den Wugenblid die Heftigleit ver 
Mipftimmung gegen das Direltorium. Aber die Unbaltbarfeit des gegenwärtigen 
Syſtems war unter allen Parteien zur feften Weberzeugung geworben; alle 
wünſchten, wenn aud aus verfchienenen Motiven, den Sturz der Konftiturion wie 
des Direltoriums herbei und fahen in ver Einheit der Regierung bie einzig mög: 
lihe Nettung des Staates. 

General Bonaparte hatte viefen Stand der Dinge, diefe Stimmung der 
Semüther bei feiner Abreiſe nah Egypten ſchon vorausgefehen; er hielt vie Er: 
eigniffe nun für reif genug um feine Rolle darin anzutreten. Er übergab Tas 
Kommando über das egyptiſche Heer dem General Kleber und landete am 9. Oktober 
1799 in Frankreich. Kaum war er einen Monat in Paris, als er bereits am 
18. brumaire (9. Nov.) die Konftitution wie das Direltorium geftürzt hatte. In 
der Naht vom 11. Nov. dekretirten eine Meine Anzahl der Räthe ein vreiläpfiges 
Konfulat als oberfte Regierungsbehörde und beriefen ven General Bonaparte, 
Sieyes und Roger Ducos in dieſe Funktion. 

Das von den gebuldeten Räthen ernannte Konjulat gab einer Kommifften 
derfelben den Auftrag, eine Konftitution abzufaflen. Sieyes, ver ſchon bei feinem 
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Eintritt ind Direltorium eine Konftitution in der Taſche hatte, legte nun dieſelbe 
vor, allein Bonaparte bewirkte eine völlige Umänderung des urfprünglicden Ent- 
wurfs. Das Werl war am 27. December fchon vollendet und am 2. Februar 
1800- ward die Konftitution des Jahres VIII als angenommen erfiktt. 
Ihre äußern Umriſſe hatten allerdings ein republifantfches Gepräge, allein genau 
bejehen, war fie ver Uebergang zur Monarchie. Die ganze politifche Gewalt Tag 
in den Händen dreier für ihre Regierungshandlungen unverantwortliger Konfuln, 
von denen überdies ber erfte allein ver eigentliche Gewalthaber war und die bei⸗ 
ben andern uur als Rathgeber und Gehülfen zur Seite hatte. Sie waren alle 
brei nur auf zehn Jahre ernannt, fonnten aber wieder erwählt werben. Die ganze 
Bollsvertretung ruhte in einem Senate von 80 Mitglienern, bei deren Wahl der 
Einfluß des Konfulats maßgebend war. Diejer Erhaltungsfenat (Senat conservateur) 
ernannte die Glieder des geſetzgebenden Körpers, des Tribunats, des Kaffationd- 
bofed und die Konfuln. Seine Thätigkeit beſchränkte fi darauf, die Geſetze, 
Dekrete und Alte der politifhen Gewalten zu prüfen, als Tonftitutionsgemäß zu 
beftätigen oder als konftitutionswidrig zu verwerfen. Die Senatorswürde war 
lebenslänglich. Die geſetzgebende Macht beftgnd aus dem gefeßgebenven Körper von 
200 Mitgliedern, wovon jährlich der fünfte Theil erneuert wnrbe, und tem Tri- 
bunate von 100 Mitglievern. Das Tribunat berieih über die Regierungsvorſchläge, 
der gejeßgebenve Körper ftimmte darüber ab. Bonaparte ließ fih als erften Konful 
und Cambacerds und Lebrun als zweiten und britten Konful im Senat ernennen. 

Der Beifall, womit ver Gewaltftreih des 18. Brumaire von allen Par- 
teten Anfangs aufgenommen wurde, währte nicht lange, denn Bonaparte be- 
rüdfichtigte bei Belegung der Aemter vorzugsweife die Republifaner als Mittel- 
partei und ſchloß Royaliften und Ialobiner als Extreme größtentheil aus. Die 
zerrüttete Yage der Finanzen und der Armee, die nicht minder durch ihre Siege 
als durch ihre Niederlagen ſtark gelichtet war, der durch unkluge Strenge und 
Härte des Direltoriums von neuem angefadhte Bürgerkrieg in der Vendée ließen 
fi nicht fo ſchnell als eine Konftitution überwinden. Es bevurfte dazu Zeit und 
die ganze Energie und Umficht des erften Konſuls. Bonaparte ftellte zuvörderſt 
die materielle Orbnung und Ruhe durch Eintheilung Frankreichs in 25 Militär- 
divifionen ber. Die Vendée fuchte er durch AZugeftänbniffe zu befänftigen, als 
dies aber mißlang, erklärte er alle empörten Departements außer dem Geſetze, 
worauf dann General Hedouville unter ver Bedingung einer allgemeinen Amneſtie 
ben Frieden herbeiführte. Auch die Departementalverwaltung erhielt eine neue Or⸗ 
gantfation, die an die Einrichtungen unter der Monarchie erinnerte An die 
Stelle der gegenwärtigen Räthe traten Präfelten und Unterpräfelten mit verfelben 
von der Regierung allein ausgehenden und abhängigen Macht wie früher bie 
Intendanten und Unterintendanten. In den Gemeinden traten Maires an deren 
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Spitze, ebenfalls von ver Regierung ernannt. Die Preſſe warb unter die Auffiht 


der Bolizei geftellt. Das Heer bedurfte mehr noch als die Berwaltung einer neuen 
Drgantfation, allein diefe war von zwei Vorbeningungen abhängig, vie nicht ganz 
in der Macht Bonaparte's Iagen. Zuvörderſt mußte den Finanzen aufgeholfen 
werben. Zu biefem Behufe wurde ein neues Papiergeld gefchaffen, eine gezwungene 
Anleihe von 12 Mill. bei den bedeutendſten Banfhänfern gemacht, dagegen die 
auf die Güter der Ausgewanverten bafirte Anleihe von 100 Mill, aufgehoben. 
Die Lifte der Berbannten wurde geſchloſſen und Jeder darauf geftrichen, ber 
nicht die Waffen gegen Frankreich getragen hatte. Der erſte Konful bot, um 
die Organiſation in der Armee burchführen zu können, Oeſterreich und Eng- 
Bluntſchli und Brater, Deutfiges Staate⸗Wörterbuch. I. 40 
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land ven Frieden an, den dieſelben jedoch nicht annahmen, da die Deſterreicher 
unter Melas die Franzoſen aus ganz Italien wieder vertrieben hatten und ſich 
anſchickten, in Frankreich einzufallen. Bonaparte übergab nun Moreau den Ober- 
befehl über die Rheinarmee, zog bei Dijon eine Refervearmee von 60,000 Daun 
zufommen, mit welcher er über die Alpen in Italien einzurüden und ven Oeſter⸗ 
reichern in den Rüden zu fallen beabfichtigte. Als vie letztern von dieſem Bor- 
haben hörten, hielten fie es für eine bloße Großfprecherei Bonaparte's. Allein bie 
am 8. März vefretirte Nefervearmee ging am 16. bis 27. Mat ſchon über bie 
Alpen; Bonaparte und Berthier nämlich mit dem Hauptlorps über ven großen 
St.Bernhard, die andern Korps über ven Kleinen St.Bernhard, Mont Cenis, den 
Simplon und den Gotthard. Am 14. Junt entſchied der Sieg bei Marengo über 
den italienifchen Feldzug. Nach einem für die Defterreicher ſehr nachtheiligen 
Waffenſtillſtand fam ver Friede von Luneville (9. Februar 1801) mit Oefter- 
reich zu Stande, worin die Republik 1200 Duabratmeilen Land mit ungefähr 
vier Milltonen Menfhen gewann. Der Thalmeg des Rheins warb bie neue Grenze 
zwifchen Frankreich und Deutſchland. Diefem Frieden folgte bald der Friede mit 
Neapel, Rußland, der Pforte und enblih zu Amiens (27. Mat 1802) wit 
England. Die cisalpinifhe, bataviſche, helvetiſche, liguriſche Republik ſowie das 
Königreich Etrurien wurden anerkannt. Durch beſondere Verträge mit Spanien 
erwarb Frankreich Parma und Louifiana in Amerika. 
a In Egypten jedoch nahmen die Ereigniſſe eine entgegengeſetzte Wendung. 
Kleber fiel durch Meuchelmord, ſein Nachfolger im Kommando, General Menon, 
wurde von den gelandeten Engländern bei Nahmanieh am 21. März auf's Haupt 
geſchlagen, wornach die Franzoſen eine Kapitulation zu ſchließen genöthigt waren, 
Kraft deren vie Ueberbleibſel der egyptiſchen Armee auf engliſchen Schiffen nad) 
Frankreich eingejchifft wurden. 

Nah dem Frievensfhluß konnte der erfte Konful der inneren Umgeftaltung 
wieber feine ganze Aufmerkſamkeit ſchenken. Die Aufregung war verjhwunden und 
zeigte ihre legten Spuren nur noch in den Verſchwörungen ber Jalobiner und 
Royaliften gegen das Leben Bonaparte’s. Induftrie und Handel blühten empor. 
Die vom Drude der Innern und Äußeren Kriege befreite Geſellſchaft, welche ſchon 
unter dem Direktorium aufzuathmen angefangen und nad Vergnügen fi lüftern 
gezeigt Hatte, überließ fich demſelben jet vollends und fehlen nicht mehr zu ahnen, 
daß fie in ver fittenftrengen Uniform einer Republit ftede. Der erfte Konful för- 
verte, fo viel an ibm lag dieſes Sichgehenlaffen der Gejellihaft, vieles Vergeſſen 
ver nächften Vergangenheit. Alles was an die Revolution und Bollsjouveränetät 
erinnern konnte, wurde in ber officiellen Welt vermieden ober abgeftreift. Mit 
Pius VII. hatte der erfte Konful ſchon 1801 Friede oder richtiger ein Konkordat 
abgeichlofien, welches die Geiftlichkett mit der Republik verſöhnte. Frankreich erhielt 
wieder I Erzbifchöfe mit 41 Biſchöfen. Die Sanktion des Konkordates konnte, 
wie der erfte Konful befürdtete, auf Widerſtand im Tribunate ftoßen, daher ver 
Senat veranlafßt wurde, 20 Tribunen, die im Geruche ftrengen Republifanismus 
fanden, durd ein Senatuslonfult auszuftoßen und das Tribunat auf 80 Mit⸗ 
gliever zu befchränfen. Um biefelbe Zeit gewährte der erfte Konſul durch eim 
Senatustonfult eine allgemeine Amneftie zu Gunften ver Emigranten mit Aus- 
nahme jedoch von etwa taufend Familien, deren Schidfal mit dem ber Bour⸗ 
bonen eng verfettet fchien. Ein anderes Senatustonfult ſchuf vie Chrenlegion, 
durch welche der erfte Konful in den Stand geſetzt wurve, ſowohl Militär- als 
Civilverdienſte zu belohnen. 
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Wiewohl weber ver gefeßgebende Körper noch das Tribunat Geſetzvorſchläge 
zu machen bereditigt waren, fo fand doch der Vorſchlag des Tribunates, dem 
erften Konfut einen Öffentlichen Beweis ver Nationaldankbarkeit zu geben, im Ser 
nate allgemeine Zuftimmung und derſelbe beihloß, Bonaparte auf weitere zehn 
Jahre zum Konful zu ernennen. Diefen Beweis des Vertrauens wollte ver erfle 
Konful jedoch nur mit Zuftimmung des Volles annehmen, daher der Senat in 
einem Plebiscit dem Volke die Frage ftellte, ob ver erfte Konful auf Lebenszeit 
feine Würde behalten folle. 3,577,3899 Stimmberedytigte nahmen an ber Abftim- 
mung Theil, 3,568,885 bejahten die Frage, worauf dann am 2. Auguſt 1802 
Bonaparte durch einen Senatsbefchluß zum lebenslänglihen Konful erhoben 
wurde. Diefe Modifikation der Berfafiung ſchien eine andere zu Denken, und fo 
warb biefelbe ver Art mobificirt, daß der erfte Konful die ganze politifche Macht erhielt. 

Am Anfange des Jahres 1802 fon war der erſte Konful zum Präſi⸗ 
benten der cisalpinifchen Republit ernammt worden; jet erhielten Genua und 
Zucca und ſogar die Schweiz durch die Mediationsakte neue Berfaffungen. Dieſes 
Uebergewiht Frankreichs mußte in England die alte Eiferfucht und ven altem 
Haß von neuem anfachen. Die Haltung ver englifchen Preſſe, manche Bemerkungen, 
vie im Parlamente über den erften Konful fielen, erregten nicht minder feine 
Empfindlichfeit als fein gerechtes Mißtrauen in Englands aufrichtige Frievensliche. 
Er räftete eine ungeheure Ylotte aus, um in England zu landen, und fiel unge 
achtet ner Neutralitätserffärung in Hannover ein. 

VI. Das Kaiſerthum. Der bevorftehenvde Krieg und häufige Attentate auf 
daß Leben des erften Konfuls boten ven Anhaltspunkt, auf die Nothwendigkeit einer 
feften Staatsform die Gemüther hinzuienten und für diefelbe vorzubereiten. Nach 
vem hierauf bezügliche zahlreiche Adreſſen im Senate und Tribunnte eingelaufen 
waren, fanden aud) die formellen Berathungen darüber ftatt, deren Enbergebniß 
ein Senatsbefhlug war, wodurch der General Bonaparte ald Napoleon I zum 
erblihen Katfer ver Franzofen und vie Glieder feiner Familie zu kaiſer⸗ 
lichen Prinzen und Prinzeffinnen erhoben wurben. Das Bolt hatte diefen Be- 
ſchluß mit 3,572,329 Stimmen unter 3,574,498 beftätigt und am 20. Mat 
1804 nahm Bonaparte die Talferlide Würde an. Das Tribumat wurde gänzlich 
aufgehoben, ver Senat wie ber gefebgebenve Körper der kaiſerlichen Gewalt unter 
georpnet. Die Revolution ſchien ihren Kreislauf vollendet zu haben. Inveflen waren 
thre bleibenden Veränderungen fehr groß. Die Zerftörung ver abgenupten Stagts- 
mafchine hatte alle geiftigen und moralifchen Kräfte ver Gefellihaft in Gährung 
gebracht und dadurch in weniger als zwanzig Jahren Yortfchritte von Jahrhun⸗ 
verten geförvert. Die großen Berbeflerungen der allgemeinen Zuſtände find zwar 
mit fchweren Opfern erfauft worden, aber nicht Frankreich allein, ganz Europa 
genießt heute noch die Wohlthaten, welche es ver franzöſiſchen Revolution verdaukt. 

Geblendet und gehoben zugleich von dem Glanz und der Größe des Mannes, 
der die Geſellſchaft dem Untergange, ver Auflöfung entriſſen, war fie ftolz auf 
fein Glück, das aud ihr Glück geworben. Eher mit Befriedigung als Ueberrafhung 
fab fie einen toftfpieligen Hofftaat entftehen, ver an Glanz und Strenge ber 
Eriquette das alte Königthum weit hinter ſich ließ. Am 2. December 1804 kam 
Pius VII. nad Parts, um felber Napoleon und feine Gemahlin zu krönen. Die 
Cvilliſte betrug 25 Millionen, wie vie Konftitution von 1791 ſie feftgefegt hatte, 
Die Senatoren erhielten eine Dotation von 25— 30,000 Franken. Der geſetzgebende 
Körper blieb. Der republilantiche Kalender warb fchon 1805 abgefchafft und ver 
gregoriauiſche wieder hergeftellt. In demſelben Jahre legte fih Napoleon ven 
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Titel eines Känigs von Italien bei, fette ſich (26. Mat) die eiſerne Krone in 
Mailand auf und errichtete einen Orden verfelben. Die lignriſche Republik, Barma 
und Piacenza wurben dem franzöftfhen Kaiſerthum, Guaftalla dem italifchen 
Konigreich einverleibt. Mit Lucca und Piombino warb eine Schwefter des Kaifers, 
Eliſa Bacciochi, als Herzogthum und franzöſiſches Lehn befchentt. 

Das Kaijerreih hatte der Katfer von Defterreich und bie meiften deutſchen 
Fürften anerfannt, allein vie Geſandten Rußlands und Schweres Hatten 
Barts gleih nad der Proflamation veflelben verlaffen. England, mit einer Zan- 
dung bebroht und durch die Befegung von Hannover verlegt, benußte die Miß⸗ 
fimmung Rußlands und Schwedens, um mit dieſen Mächten eine neue Koalition 
zu verabreven, für die auch Defterreih gewonnen warb und ver Neapel bei- 
trat (Frühjahr 1805). Der Krieg begann. Rußlands Heere waren in Deutſch⸗ 
fand eingetroffen. Maflena befchäftigte den Erzherzog Karl in Italien, Napoleon 
flug die Defterreicher bei Elhingen, befegte Wien und vernichtete die Rufen 
bei Aufterlig. In Folge einer Unterrevung mit Sranz IL ward in Preßburg 
am 26. Nov. 1805, alfo nah einem Feldzug von faum drei Monaten, ein 
Friede geſchloſſen, worin Defterreih 1000 Quadrat-Meilen mit mehr ale 3 Mill. 
Menihen (darunter die treuen Tyroler) opfern mußte, dagegen warb Bayern, 
Würtemberg und Baden ein Gebietszuwachs, und eine Königäfrone ven beiden 
erftern, die volle Souveränetät dem legtern zuertheilt. Italien wurbe mit 500 
Duadrat-Meilen abgerunvet. Das Glück, dad Napoleon auf dem Kontinent zu 
verfolgen ſchien, hatte ihm jedoch auf dem Meere ven Rüden gelehrt, und bie 
Schlacht von Trafalgar, worin Nelfon die vereinigte franzöfifch-jpanifche Flotte 
befiegte, Koftete Frankreich die Frucht jechsjähriger angeftrengter Rüftungen: 1654 
Kanonen, 15,000 Mann Truppen und Matroſen und 60 Mil. Tranten, weld 
letzterer Berluft in dem Augenblid um fo empfinplier war, als die Bank von 
Frankreich ſich in Gelpverlegenheit befand. Napoleon kam zwar jet zur Ueber- 
zeugung, daß er England zur See nicht beifommen könne, allein dieſe Ueber- 
zeugung trieb ihn zur Annahme einer Politik, die einen Kampf auf Leben umb 
Tod für England einſchloß. England follte, wie Napoleon verfündigte, auf dem 
feften Lande beflegt werben. Abfonderung Englands vom Kontinent durch Ber- 
nichtung von deſſen Einfläffen auf vemfelben und eine völlige Abiperrung feines 
Handels, das waren die Waffen, an denen das ftolze Albion verbluten follte. 

Napoleon fteuerte wie gewöhnlich raſchen und feiten Schrittes feinem Ziele 
zu. Preußen erhielt Hannover und ward dadurd mit England entzweit. Die Dy- 
naftie von np warb als warnendes Beifpiel der Regierung verluftig erflärt 
und Iofeph Bonaparte zum König von Neapel und Sicilien, Ludwig Bo— 
naparte zum König von Holland, Eugen Beaubarnais, Stieffohn des 
Katjers, als kaiſerlicher Prinz aboptirt und zum Bicelönig von Italien ernannt. 
Mehrere andere Minifter und Würbenträger wurben belehnt. So Marſchall Ber- 
thier, Napoleons Waffengefährte, mit dem Fürſtenthume Neuchatel, Talley- 
rand, der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, mit dem Fürſtenthume Be⸗ 
nevent, Bernadotte mit dem Fürftenthume Ponte Corvo, Joachim Murat mit 
dem Großherzogthume Berg. Der Bicelönig von Italien heirathete eine bayerifche 
Prinzeffin, und Stephanie Beauharnats, eine Verwandte der Kaiſerin warb als 
aboptirte Prinzeffin die Gemahlin des Erbprinzen von Baden. Alle die der neuen 
Dynaſtie unmittelbar angehörten oder mit ihr verbunden waren, follten, um⸗ 
[hlungen von einem einzigen Bande, unaufldslih an bie Perfon des großen Kai⸗ 
ferd gefettet werben. Ex ſchuf das fogenannte Föderativſyſtem, wodurch das 
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bisher herrſchende Syſtem des Gleichgewichts in Europa vollends aufgehoben 
wurde. Bayern, Würtemberg und Baden mußten in jenes Syſtem eintreten. Nach 
Einverleibung des Churfürſtenthums Hannover in Preußen z0g jener Eintritt vie 
völlige Auflöfung des deutfchen Reichs nach ſich, das Napoleon ohnehin nicht mehr 
anerfannte. Diefem gelang es ohne Schwierigkeit, an die Stelle des aufgelöften 
deutfchen Neichöförpers den Rheinbund zu fegen, zu deſſen Proteltor er fi 
(1806) erklärte. Kaiſer Franz II. legte die deutſche Kaiſerkrone nieder. 

Diefes raſche Umfichgreifen der franzöfifchen Uebermacht mußte die mit Ruß- 
land und England mittlerweile fortgeführten Friedensunterhandlungen durchkreuzen 
und lähmen. For’ Mittheilung an Talleyrand von einem Anſchlag auf das Leben 
des Kaifers hatte für einen Augenblid das gänzlich erftorbene gegenfeitige Ver⸗ 
trauen ver Kabineite von Paris und London wieder angefacht; allein ver plög- 
lihe Tod des genannten engliihen Minifters und die in Wolge des Rheinbundes 
entftandene Verrüdung der Lage der Dinge machten jeven Erfolg ver Friedens⸗ 
unterhandlungen unmöglich. Der Czar verweigerte vie Ratififation der von Oubril 
angenommenen Präliminarien. Der englifhe Geſandte warb wieder von Paris 
abberufen und ſchon im Herbfte deſſelben Iahres fah man Preußen mit Rußland, 
Schweden und England vereint auf dem Kampfplage gegen Napoleon. Preußen 
warb vorzugsweife durch die ihm zugelommene Nachricht, daß der Kaiſer Eng⸗ 
land die Rückgabe Hannovers angeboten, und durch bie Idee eines nordiſchen 
Bundes als Gegengewicht zum rheinifchen in ven Kampf gezogen, ber es feinem 
Uniergange nahe brachte. Napoleon nahm vie Herausforberung in der doppelten 
Eigenſchaft als Kaifer der Franzoſen und Proteltor des Rheinbundes um fo be» 
reitwilliger an, als er wußte, daß feine Gegner noch nicht in der Faſſung waren, 
ihm mit einiger Ausſicht auf Erfolg die Stirne zu bieten. Die Schlachten von 
Jena, Eylau und Friedland koſteten Preußen fein halbes Reich, Drei beutfche 
Fürften (der Churfürſt von HeffensKaflel, ver Herzog von Braunfchweig und der 
„Fürſt von Oranien) wurden aus der Neihe ver Negierenden gelöſcht; zwei neue 
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Danzig wurden gefhaffen; der rheinifhe Bund durch den Beitritt von elf 
deutſchen Fürſten erweitert und das angeftrebte zur Vernichtung Englands ent: 
worfene Kontinentalſyſtem fing an, eine Wahrheit zu werben, benn bie 
Zuftimmung aller Intereffenten und Kontrahenten zu diefem Syſtem war bie 
Grundlage des am 7. und 9. Julius 1807 von Frankreih mit Rußland. und 
Preußen geſchloſſenen Friedens. 

Preußens und Rußlands Niederlage, Defterreichs Neutralität oder Pafftvität, 
das, um ſich zu erheben, einen giftigen Augenblid abwarten wollte, gewährten 
Napoleon vorerft vollfommene Sicherheit im Oſten und Norden und erlaubten 
ihm, and, ven Süp-Weften die Wucht feiner Macht fühlen zu laſſen. Eine fran- 
zöflfche Armee beſetzte Bortugal ohne Widerftand und nöthigte die herrichende 
Dynaftie zur Flucht. Einen Yamiltenzwift am Madrider Hofe benutte Napoleon, 
um den ſchwachen König Karl IV. zur Berzichtleiftung auf den Thron zu bewegen, 
ter fpanifche Thronerbe, Prinz Ferdinand, wurde zur Thronentfagung gezwungen 
und der Fürft von Neapel, Joſeph Napoleon, wurde König von Spanien 
und Indien, ver Großherzog von Berg folgte ihm anf dem Throne von Neapel, das 
Königreih Weftphalen hatte Hieronymus Napoleon erhalten. Der Papſt 
ward aller weltliden Macht entfleivet. 

Diefe ununterbrochenen Webergriffe konnte eine Macht wie Defterreich nicht 
lange rubig mitanfehen. Oeſterreich bereitete ſich im Stillen zum Kriege vor. Die 
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Spanier, auf Defterreihd und Englands Beiſtand zählend, traten in einen ver- 
zweifelten Kampf gegen ven Gewaltigen ein, der Anfangs mit glänzendem Erfolg 
für fie geführt ward. General ‘Dupont warb bei Baylen gefchlagen und mußte 
Iapituliren, Prinz Iofeph Madrid und Junot Portugal verlafien. Als jedoch Na⸗ 
poleon felber in Spanien an vie Spige des Heeres fich geftellt, fiegte er in einer 
Reihe von Schlachten und unterwarf das Land von neuem dem Scepter feines 
Bruders. Kaum hatte er jedoch, nicht ohne große Opfer, Spanien unterjodht, 
als Defterreih zum fünftenmal und wieder im Bunde mit England die Waffen 
gegen Frankreich ergriff. Die Tyroler hatten zu gleicher Zeit fi erhoben, und 
auch in Weftphalen waren Bewegungen ausgebrochen; allein Oeſterreich erlag 
abermals, troß der rühmlichen Anftrengungen und der glängenbften Zapferfeit, ver 
Macht des Schidjald. Napoleon fiegte in den Schlachten von Edmühl, Aspern 
und Esling und biltirte 14. Oktober 1809 in Wien einen Frieden, in welchem 
Defterreih 2000 Quadratmeilen mit 31/5 Mil. Menſchen verlor, womit ver 
rheinifhe Bund, Italien, Warſchau und Rußland vergrößert wurden. Der 
Airchenſtaat und vie illyriſchen Provinzen wurben dann mit Frankreich vereint und 
Rom zur zweiten Stadt des Reichs erklärt. 

Die Herrfhaft Napoleons über Deutſchland und Italten ſchien unerfchütter: 
Ih. Der ruſſiſche Czar war dur die auf Defterreihs Koften erhaltenen Ber- 
größerungen an Frankreich gefettet und zwang Schweben zum Auſchluſſe an das Kon: 
tinentalſyſtem wider England, während bie Pforte, unentſchieden ob fie auf Frauk⸗ 
reih oder England ſich ftügen follte, durch die xuffifhen Angriffe abgehalten 
wurde, etwas gegen Frankreichs Uebermacht zu unternehmen. Als Napoleon ſich 
von ber Katferin Iofephine ſcheiden ließ und die Erzberzogin Maria Louiſe 1809 
beirathete, erhielt das neue Kaiferthum fozufagen die Weihe der alten Legitimität. 
Zur Vefeftigung des Thrones und Erhöhung feines Glanzes warb fchon früher 
burch ein f. Dekret (1. März 1808) außer ven berzoglihden Würden, womit bie 
Helden des Baterlandes belohnt wurden, ein Erbadel bergeftellt, ver fih aller- 
dings von dem Feudaladel weſentlich unterfchlen, indem er an ein großes Ber- 
mögen geknüpft war und mit dem Berlufte diefes Vermögens auch erlofch, überbies 
keine Urt Borrechte beſaß. Das erwähnte Dekret verleiht den Großwürbenträgern 
ven Titel Fürft und Durdlaudt; ihre Älteften Söhne heißen Herzoge bes Reiche, 
fobald ihr Vater für fie ein Majorat im Betrage von 200,000 Fr. jährliden Ein- 
tommens ftiftet; die Miniſter, Senatoren und Stantsräthe, die Präfidenten des 
geſetzgebenden Korps und Erzbiſchöfe führen auf Lebenszeit ven Titel Grafen, der 
auf den älteften Sohn (bei ven Erzbifhöfen auf ven älteften Neffen) übergeht, 
wenn ein jährliches Einkommen von 30,000 Fr. geftiftet wird. Die Präfidenten ver 
Wahlklollegien, der erfte Präſident und der Generalprofurator des Kafiationshofes, 
ver Rechnungskammer und aller Appellationshöfc, vie Bifchöfe, pie Mairs der guten 
Städte — die das Recht, der Krönung beizumohnen haben — erhalten als Be 
lohnung für mehrjährige ausgezeichnete Dienfte im Amte, den Titel Baron, der 
auf ihre männlihen Nachkommen übergeht, wenn viefelben ein jährliches Eintom- 
men von 15,000 Fr. nachweifen können. Die Mitglieder der Ehrenlegion führen 
ben Titel Ritter, der ebenfalld auf ihre männlichen Nachkommen übergeht, wenn 
diefelben ein jährliches Eintommen von mindeſtens 3000 Fr. befigen. In Ita⸗ 
lien wurven ähnliche Titel unter ähnlichen VBeringungen nebft den Rittern vom 
Orden der eifernen Krone und endlich 1809 der Orden der drei golvenen Bließe 
geftiftet. Schöpfungen ganz anderer Art waren die unfterbliden Geſetzbücher 
(Codes Napoldon) die Organtfation ber Gerichte, vie Stiftung ber Uni- 


Stankreid,. 631 


verfität. Induftrie und Handel wurben kräftig unterftügt und gehoben und durch 
Prämien die Erzeugung von Sureogaten für die verbotenen Kolonialwaren 
geförvert, Kanäle, Straßen und andere äffentlihe Bauten zur Hebung des Wohl« 
ſtandes angeordnet und ſchnell ausgeführt. Um die Kontinentaljperre gegen England 
wirffamer zu machen, wurben ganz Holland, und überdem bie ganze Hüfte der Nord⸗ 
fee, die Mündungen ver Ems, Wefer, Elbe und fämmtliche Hanfeftäbte mit einem 
Lanvesgebiet von ungefähr 600 Quadrat⸗Meilen und einer Million Menſchen dem 
Katjerreich einverleibt. Daflelbe war ſchon früher, um ver Straße des Stmplon 
fiher zu fein, mit Wallis geſchehen. Das franzöfifche Reich zählte nun 130 De— 
partements und erftredte fih von der Texel bis in die Mitte Italiens, von 
der Elbe bis ind adriatiſche Meer. 

Diefe Gebietsvergrößerungen hatten nicht minder als die früheren die Unzu- 
frievenheit der Fürſten trog der ihnen verheißenen Entjchäbigungen erregt; bie 
Erhaltung des Friedens auf dem Kontinent warb von "neuem zweifelhaft. Frank⸗ 
reich überfah viefe Gefahr vorerft Über ver Geburt eines Thronfolgers, welcher 
den Titel König von Nom erhielt, kraft eines Dekrets, daß ver jedesmalige 
Kronprinz diefen Titel führe und der jedesmalige Kaifer fi in ben erften zehn 
Jahren in Rom krönen laffe. Der Iubel in Franfreih war allgemein. Dan hoffte, 
daß Napoleon, um die Zukunft feines leiblichen Thronfolgers nicht zu gefährben, 


“ fürder mehr der Weisheit und Mäßigung als dem Ehrgeiz Gehör geben werbe. 


Der unglüdlide Gang der Ereigniffe in Spanien und Portugal ſchien dieſe 
Hoffnung durch feine Warnungen zu verftärken. _ 

Rußland ließ feinen Unmwillen über die legten willkürlichen Einverleibungen, 
zumal über vie des Großherzogthums Divenburg laut werben, es ſah darin eine 
Berlegung des letten Friedensvertrages und hielt ſich daher berechtigt, feinerjeits 
bie übernommenen Berbinvlichleiten binfichtlih der Kontinentalfperr® nicht länger 
zu halten. Seine Hanbelsverfügungen in den Jahren 1810 unb 1811 mußten 
das „Freundſchaftsbündniß“ zwifchen Alexander und Napoleon in Spannung 
bringen. Napoleon ſöhnte fi mit den nordamerikaniſchen Freiftanten aus, boffte 
in ihnen einen Verbündeten gegen Großbritannien zu gewinnen und glaubte daher 
um fo fiherer, mit dem Norden brechen zu können. Ein neuer Kontinentalfrieg 
brady 1812 aus, worin Rußland und England anf der einen, Frankreich, Defter- 
reih, Preußen und ver Rheinbund auf ver andern Seite fanden. Wäre es zu 
jever Zeit ein Wageftüc gewefen, ven Krieg auf ein fo unermeßliches Gebiet, wie 
das moskowitiſche Reich zu verlegen, jo war der Mißgriff, ihn am Ende des 
Sommers zu beginnen, um fo unbegreifliher. Napoleon fiel nun mit 500,000 
Mann in Rußland ein, rückte nach ven Siegen von Oftrov, Blod, Mohilew, Smo- 
lenst unaufbaltfam vorwärts und fand am 14. Sept. nad einem abermaligen 
Siege — vor Moskau, Allein diefe alte heilige Hauptftabt des Landes warb 
durch Kutufow den Flammen preisgegeben und mußte von den Sranzofen geräumt 
werden. Napoleon fah jest ein, daß die Armee, bie bereit durch Hunger und 
Klima viel gelitten hatte, nur durch einen raſchen Rüdzug und ven Frieden zu 
retten fei. Stolz hoffte er auf den legten und verlor eine koſtbare Zeit für ven 
erften. Welche unfäglichen Leiden, als ver Rüdzug endlich angetreten wurbe, bas 
Heer von einer immer fteigenden Kälte und fortwährenven Ueberfällen des Fein⸗ 
des zu dulden hatte, ift befannt genug. In der Nähe von Wilna, als das Elend 
ven höcften Grad erreicht zu haben ſchien, verließ Napoleon im ftrengften In⸗ 
kognito das Heer und eilte nad) Paris, um neue Hälfsmittel zu ſuchen. Die Ber- 
Infte dieſes Feldzuges, wie ungeheuer fie auch waren, wurden durch die moraliſche 
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Wirkung, bie fie hervorbringen mußten, noch weit übertroffen. Der Zauber, ver 
Rapoleon als Unüberwindlichen umgab, war plöglih in Frankreich nicht minder 
als im übrigen Europa gebrochen. Rußland und England warb es baher leichter, 
eine neue Koalition gegen Napoleon zu Stande zu bringen. 

Dieſem kamen die Folgen feiner Niederlagen nicht unerwartet. Im April 
1813 war er in Dresven an ber Spite einer neuen Armee von 300,000 
Mann erichienen. Die vorangegangenen Unterhandblungen, welde dem Kaifer- 
veich den Rhein, die Maas und die Alpen als Grenzen geben follten, führten 
zu feinem Verſtändniß, worauf dann Defterreih dem Beifpiel Preußens folgte 
und dem Bunde gegen Napoleon beitrat. Napoleon flegte zwar bei Dresden, 
allein die franzöſiſchen Truppenkorps, die nicht unter feiner unmittelbaren Lei⸗ 
tung ftanden, wurben in Schlefien, Böhmen und Brantenburg gefchlagen. In 
der furdtbaren Schlacht von Leipzig erlitt Napoleon felbft eine entſcheidende 
Rieverlage. Die Sahfen, dann aud die Bayern fielen von ihm ab und 
mit Mühe fchlug fi ver Reſt feines Heeres nah Frankreich durch. Frank⸗ 
reis Grenzen waren jest ernftlich bebroht, und wiewohl bie Nation biefe Ge— 
fahr nicht verfannte, zeigte ſich faft nirgends ein begeifternder Aufſchwung um fie 
zu beſchwören. Die Nation fhien zu fühlen, daß bie Verbündeten nicht Frankreich, 
Sondern Napoleons Uebermacht belämpften. Diefes Gefühl fand in dem von Na- 
poleon geichaffenen Senate jelbe: ein Organ und war aud im gefegebenven 
Körper vorherrſchend. 

Die Alltirten waren nun nad) Frankreich vorgevrungen und Napoleon erfocht 
bier in einem kurzen «aber denkwürdigen Feldzug auf franzöfifchem Boden noch 
einzelne ruhmvolle Siege Über die Preußen und Oefterreicher, allein er mußte 
endlich der Uebermacht weichen und konnte das Borrüden ver Verbündeten auf 
Paris nicht Andern. Baris Fapitulirte nah einer kurzen Gegenwehr von Seiten 
der Nationalgarve am 14. März 1814. Alexander erflärte Tags darauf beim 
Einzug der verbündeten Heere durch eine Proflamation, daß die Verbündeten vie 
alten Grenzen Frankreichs achten, ver franzöflichen Nation es überlafien, fih eine 
Konftitution zu geben, aber weber mit Napoleon, noch mit irgend einem Mitgliebe 
feiner Familie unterhanveln wollen. Zugleich warb der Senat aufgeforbert, eine 
proviforifche Regierung zu ernennen. Diefer Aufforderung gemäß hatte ver Senat 
am 2. April Napoleon und feine Familie des Thrones verluftig erklärt, vie 
Bourbonen als vie rechtmäßigen Herriher Frankreichs zur Rückkehr eingelaben 
und eine proviforifche Regierung ernannt. Gleich bei der Nachricht won ber Ueber- 
gabe von Paris hatte Napoleon zu Gunften feines Sohnes und dann ohne alle 
Bedingung abgedankt; am 20. April nahm er von feinen alten Soldaten in Yon- 
tainebleau Abſchied und zog fi auf die ihm abgetretene Infel Elba zurüd. Der 
indeſſen wieber zufammengetretene gefetsgebende Körper hatte vie Senatöbefchlüffe 
beftätigt, und ver Graf von Artois, Bruder Ludwigs XVIII., unterzeichnete in 
defien Namen (1. April 1814) ven Pariſer Frieden, welder Frankreich vie 
frühern Grenzen wiedergab. Ludwig XVII. hatte indeſſen am Tage vor feinem 
Einzug in Paris (2. Mai) dieſe Konvention anerkannt, der Nation eine Ber- 
faflung zugefagt, aber die von ber proviforifhen Regierung abgefaßte verworfen. 

VO. Die erfte Reftauration und die Hundert Tage. Der Reſtau⸗ 
ration der Bourbonen fanden feine materiellen Hinverniffe entgegen, obwohl 
die Wieverherftellung des legitimen Königthums von Bielen mit Mißtrauen 
und Beforgniffen aufgenommen wurde. Diefe Bejorgniffe wurden jedoch durch 
vie wahrhaft freifinnige Verfaſſung befchwichtigt, und Ludwig XVIII. Hätte 
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an dem Werke ber Wiederherſtellung des legitimen Koͤnigthums ungeſtört fort- 
arbeiten können, wenn nicht die meiſten derer, welche vie Verfafſung zu handhaben 
berufen waren, fie faft völlig ignerirt bätten. Die wefentlichften Clemente 
der Eharte waren: Gleichheit Aller vor dem Geſetze, gleihe Verpflichtung 
zu den Staatslaften, gleiches Recht anf alle Aemter; indivinuelle Gewiffens- 
und Preßfreiheit, Unverleglichleit des Eigenthums, Vergeſſenheit des Vergan⸗ 
genen, Abihaffung der Konfkription; Unverleglichleit und Unverantwortlichkeit 
bes Königs, in welchen vie ausübende Gewalt Toncentrirt ift, ber Krieg er- 
Märt, Friedens⸗ und fonftige Verträge fchließt, Geſetze vorſchlägt und ſanktionirt 
und bie Aemter beſetzt. ‘Die gefeßgebende Gewalt übt ner Monarch gemeinfam 
mit einer Pairs⸗ und Deputirtenlammer. Die erfte befteht aus vom König er- 
nannten erblichen oder lebenslänglihen Mitglievern, vie andern aus von ven 
Wählern ernannten Abgeordneten. Der König erhält eine für feine Lebenszeit 
votirte Civilliſte (fie war für Ludwig XVIIL-25 Mil. Fr.). Ferner Unverleglich- 
feit ver Richter, Beibehaltung ber Öcäwornen zur Aburtheilung von Verbrechen, 
Freiheit der Abſtimmung und Abfchaffung ver Konfisfatton. Bei Wiederherſtellung 
des alten Hofftaates warb ber alte Abel wieder in feine Rechte eingefegt, bie alten 
Orden wurden ebenfalls wieder bergeftellt, und der Orden ber Ebrenlegion erhielt 
durch das Bild Heinrichs IV. und die Lilien eine legitimiftifhe äußere Form 
und warb überbied in ven weſentlichſten Beftanptheilen feiner Organifation mo⸗ 
dificirt. 

Mit dieſer Modifikation begann die Unzufriedenheit zumal unter dem Militär, 
das in feiner Eigenliebe wie in feinen Intereſſen ſich verlegt fühlte. Noch allge- 
meineres und tieferes Mißvergnügen erregten eine Reihe von Maßregeln, vie eben 
fo viele Berlegungen der Verfafjung waren und auf ein vollftändiges Syſtem po- 
litiſcher Reaktion hindenteten. Napoleon hatte von ver allgemeinen Mißftimmung, 
welche hierdurch entftand, Kenntniß, zumal von der Unzufriedenheit ver Armee, 
bie größtentheild aufgelöft auf verminderten Sold gejegt war und vom alten 
Adel und der Geiftlichleit ihren Ruhm verhöhnen ſah. Der entthronte Kaifer 
glaubte den Zeitpunft günftig, um nad Frankreich zurüdzufehren und bie vom 
Haupte gefallene Krone wieder aufzuheben. 

Hundert Tage dauerte der Verſuch zur Verwirklichung viefes Planes. Am 
1. März 1815 war er im Hafen von Frejus in Frankreich gelandet und vom 
Heere wie vom Volke mit großer Begeifterung als Retter von einem fchmählichen 
und unerträglihen Zuftande aufgenommen. Ludwig XVIIE. traf zwar energifche 
Maßregeln gegen den Einfall Napoleons, er berief die Kammern, ließ ſämmiliche 
Beamte und Würbenträger nochmals auf die Berfaffung beeiven und entfenvete 
Truppen gegen Napeleon, die, wie ihr Anführer, Marihall Ney, dem König 
nochmals den Eid der Treue leifteten. Ney zumal machte ſich beſonders anheifchig, 
den in Acht erklärten Kaiſer gefangen over tobt dem König auszuliefern. Doch 
faum befand fih Ney vor dem zurädgelehrten Kaifer, als er, überwältigt von 
deſſen Perfönlichleit und den Erinnerungen gemeinfchaftlicher Heldentage feinen 
Eid wie feine Verheißungen vergaß und unter Napoleons Banner trat. 

19. März floh der König aus Paris und Tags darauf zog Napoleon, ohne ven 
geringften Widerſtand erfahren zu haben, in die Tutlerien wieber ein. In einem 
Aufruf an die Nation verficherte er, daß er auf fernere Eroberungen verzichte und 
im Geiſte ver Freiheit herrſchen wolle. Wirklich berief er eine Deputirtenlammer, 
kraft einer am 22. April erlaffenen fogenannten Zufagalte zur Konftitutionsurtunde 


Ludwigs XVIII., welde am 1, Sunius von ihm uns ben Deputirten auf dem 
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Marsfelve feierlich beſchworen wurbe, Aber die auf dem Wiener Kongreß ver- 
fanmelten Mächte hatten, gleich bei ver Nachricht von ver Landung in Frankreich, 
Napoleon als Störer des Weltfrievens in die Acht erklärt, und in einem Ona- 
brupelvertrag zwifchen Defterreih, England, Preußen und Rußland verpflichtete 
fih eine jeve diefer Mächte, 150,000 Mann ins Feld zu ftellen. Vergebene be- 
mähte fih Rapoleon, mit dem Wiener Kabinet in Unterhandlungen zu treten, worauf 
er dann um die Mitte Junius mit einer ziemlich ftarten Armee gegen vie 
Heere der Verbündeten aufbrach, bie von Belgien bis nah Italien Frankreichs 
Grenzen umfchlangen. Bet Eröffnung des Feldzuges ſchien Napoleon die Gunſt 
feines frühern Kriegsglüds wieder zu lächeln, aber bei Waterloo (18. Junius) 
wurde er von den vereinigten Engländern und Preußen aufs Haupt geichlagen. 
Er eilte nah Paris, um von den Kammern neue Hülfsmittel zur Fortfegung des 
Krieges zu verlangen. Diefelbe Hatte aber Fein Zutrauen in feine Sreiheitsverfiche- 
rungen und verweigerte bie verlangten Opfer, worauf er am 21. Iunius in Blois 
zu Sunften feines Sohnes nochmals abdankte. Es bildete ſich eine proviforifche 
Regierung unter Fouché, dem ehemaligen PBolizetminifter Napoleons. Die Berbim⸗ 
deten festen ihren Marſch, viesmal ohne Widerftand, nad Paris fort und rückten, 
nachdem die franzöflfche Armee in Folge einer zwiſchen Blücher und Wellington 
einer- und dem Marſchall Davouft andererfeit® abgefchloffenen Militärkonpention 
fih zurüdgezogen hatte, in Paris am 7. Julius ein. Die no verfanunelten 
Kammern richteten an bie einrlidenven Heere und an die Nation einen Aufruf, 
worin fie erflärten, daß fie jeve Regierung als gefegwibrig betrachten würben, 
welche die Rechte der Nation mißachten follte. Am 9. zog Ludwig XVIII. aber 
mals in ven Zuilerien ein, löfte bie gegenwärtige Kammer auf, berief eine andere, 
orbnete die Bildung eines neuen Heeres an. 

Mit viefer legten Maßregel beggunen wieder die VBerfolgungen gegen bie 
Anhänger Napoleons und wurden mit größerer Seftigfeit und Exbitterung als 
vor den hundert Tagen fortgefegt. Dies war um fo trauriger, als die Lage in 
Folge des zweiten am 20. Nov. zwifchen Ludwig XVIII. und ven Verbündeten 
abgeſchloſſenen Bartfer Frieden an und für fi fchon feine erfreulihe war. 
In dem erften Barifer Frieden erhielt Frankreich die Grenzen von 1792, im zwei- 
ten warb es jedoch auf die Grenzen von 1790 befchräntt und mußte die Fe— 
ſtungen Philippeville, Saarburg, Marienburg und Landau, ferner dad Herzog- 
thum Bonillon, einen Theil des Niederrheins und der Landſchaft Ger, endlich 
ven ihm 1814 gelaffenen Theil von Savoyen und das Fürftenthum Monaco 
abtreten. Auch mußte es fich verpflichten, Hüningen zu fchleifen, ven Verbündeten 
17 Feſtungen auf 3 bis 5 Jahre einzuränmen, ein Okkupationsheer von 150,000 
Mann während dieſer Zeit zu erhalten, 200 Mil. Kriegäftener zu zahlen und 
endlich alle rechtmäßigen Entſchädigungsanſprüche von Individuen, Körperſchaften 
und Inftituten in den Ländern ber Verbündeten zu Sefriedigen, fowie alle Schäge 
der Kunft und Literatur herauszugeben, - die bie Franzofen aus ben früher 
befegten Länder mitgenommen, und welde bie Verbündeten im erften Pariſer Frie 
den nicht zurüdzufordern gutmäthig genug waren. 

VII. Die zweite Reftauratign begann wohl mit ver Zufage Lud⸗ 
wigs XVIH., eine Politit ver Mäßigung und Weisheit zu befolgen und eine 
allgemeine Amneſtie zu ertbeilen, allein wie in der erften Reftauration, jo war es 
aud in der zweiten die Umgebung Ludwigs XVIII., die ihn hinderte, feinem 
Worte treu zu bleiben. Die Wahlen für vie Deputirtenfammer wurben in einer 
Weiſe betrieben, daß bie Kammer aus lauter leivenfchaftliden Royaliften beftand, 
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die fo weit gingen, daß ver König mehreren ihrer Beſchlüſſe vie Sanktion ver- 
weigerte. Beide Kammern vermehrten bie im Regierungsvorſchlag aufgeftellten Aus- 
nahmen von der verfprochenen allgemeinen Amneftie und erllärten fih für vie 
Verbannung Aller, vie für den Tod Lubwig XVI geftimmt ober während ver 
hundert Tage ein Amt angenommen hatten. Geiſtlicher und politifcher Fanatismus 
welteten nun zügellos, zumal im fülichen Frankreich. In Marfeille und Nismes 
wurben die Proteftanten als Anhänger des Kaifers ermordet. Die heftigen An⸗ 
griffe der Ultraroyaliften, welche vie Aufhebung der Charte und vie Wieverher- 
ftellung des unbeſchränkten Königthums anftrebten, veranlaßten die Regierung, bie 
Kammern am 4. Nov. 1816 aufzulöfen. | 

Das Ergebniß der neuen Wahlen entfprach fo ziemlich ven Wünfchen ver Regie 
rung. Die neue Kammer zeigte Mäßigung und hatte in ihrem Schooße ein ſtarkes 
Gegengewicht gegen vie Ultras, wenn auch Leine hinreichende Majorität von freige- 
ſinnten Abgeorbneten. Den lettern gelang es zwar ein neues im liberalen Geifte ab» 
gefaßtes Wahlgefeg (1817) und ein Rekrutirungsgefeg (1818) durchzuſetzen, alle ihre 
Anftrengungen aber, die konftitutionswibrigen Ausnahmsgefege wieder aufzuheben, 
waren vergeblich. Die Unruhen in Grenoble und Lyon jedoch und bie entvedte Ver⸗ 
ſchwoörung der Ultras zum Umfturz der Berfaffung brachte eine Annäherung des Mi⸗ 
nifteriums an bie liberale Partei hervor. Die Verminderuug der Okkupationsarmee 
um 30,000 Dann (1817), dann ver Beichluß des Aachener Kongrefied, alle fremden 
Pruppen noch im Laufe des J. 1818 aus Frankreich zurüdzuziehen, vie durch Welling- 
tons Bermittlung bewirkte Herabjegung der an Privaten auszuzahlenden Entſchä⸗ 
digungsfumme von 296 Mill. auf 240 Mill., ferner die Ermäßigung ber rüd- 
ftändigen Kriegsſteuer von 280 auf 265 Mill., endlich die Zuziehung einheimifcher 
Bankiers bei der Anleihe von 1818 befeftigten auf einige Zeit das Band ber 
liberalen Partei mit dem Minifterium. Da jedoch ver Herzog von Richelieu als 
Minifterpräfident der liberalen Bartei keine Konceffionen machen wollte und jedem An- 
ſinnen zur Entwidlung des konſtitutionellen Syſtems entſchieden fich wiberfeßte, 
fo entftanden Spaltungen im Kabinet und Abneigungen in ver liberalen Partei, 
bie am Ende des Jahres den Herzog zum Rücktritt veranlaßten. Ludwig XVIII. 
beauftragte ven Marquis von Defioles mit der Bildung eines neuen Minifte- 
rinms — feit 1817 das Dritte. Diefes liberale Minifterium konnte ſich jedoch 
nicht lange gegen die vereinten Angriffe der ertremen Rechten und Zinten halten, 
und wurde im November 1819 modificirt. 

Descazes führte ven Borfig in dem neuen Kabinete, das eigentlich dieſelbe 
Politik fortfeßte und auch diefelben vereinten Angriffe der beiderlei Ultra's auszuhalten 
hatte. Die Royaliften glaubten durch dieſe Schattirung des Liberalismus unter ben 
NRäthen der Krone von ihrem Ziele fich entfernt, und vie liberale Partei verlangte 
die Durchführung liberaler Grundfäge in der Apminiftration. Davon war aber 
feine Spur wahrzunehmen. Die Preßfreiheit wurde erſt im Junius 1819 wieder 
bergeftelt, aber auch da nur nominel. Descazes glaubte und bemühte ſich, 
durch eine Annäherung an die Außerfte Rechte dieſe zum Theil zu befriepigen 
und die liberale Partei einzufchlichtern. Ein neues Wahlgeſetz, deſſen Tendenz 
bie Begänftigung ber großen Grundbeſitzer war, dann abermalige Ausnahms⸗ 
geſetze zur Niederhaltung des äffentlichen Geiftes follten die neue Wendung bes 
Minifteriums Descazes einleiten. Aber biefe Politik befrienigte die Ultraropaliften 
nicht und verfegte die Liberalen in Aufregung. Die Debatten über dad Wahl- 
gefe wurden mit Leidenfchaftlicheit und Bitterkeit geführt; ver gemäßigten Partei 
ſchien jedoch vie Verwerfung des Gefegentwurfes fiher, als die Ermorbung 
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bes Herzogs von Berry (13. Feb. 1820) den Ultra's vie. Zügel ver Regierung 
in die Hand fpielte, 

Das Minifterium Descazes warb entlaffen und ver Herzog von Richelieu 
zurüdberufen. Der Kampf in der Kammer entbrannte von neuem bei ver Erör- 
terung über das erfte Ausnahmsgeſetz, in Folge deſſen jeder bes Hochverraths 
Verdächtige kraft eines von drei Miniftern unterzeichneten Befehls verhaftet und 
nöthigenfalls erfi nad drei Monaten vor Gericht geftellt werben konnte. Mit 
nicht geringerer Leidenſchaftlichkeit wurde ver Kampf über einen Gefegentwurf geführt, 
welcher vie Wieverherftellung der Cenfur zum Gegenſtande hatte. Beide Geſetze 
ſollten nur bis Ende der Seſſion 1820 in Kraft bleiben. Das neue zum zweiten- 
mal vorgelegte Wahlgefeg warb endlich troß ver vereinten Oppofition bes linken 
Gentrums (Doktrinairs) und der Linken mit nur geringen Beränverungen ange 
nommen. Die Wahlen fielen durch dieſes Geſetz faft ausfchlieglih in die Hände 

der reihen Ariftofratie des Orundbefiges, und vie Zahl der Wählbaren warb da⸗ 
durch in ganz Frankreich auf nicht viel über 16,000 rebucirt. Die Ariftofratie 
feierte hiermit einen großen Sieg, aber bie Unzufrievenheit im Volle nahm auch 
zu und der Widerſtand trat überall hervor, zumal unter ven Beamten, tie fi 
weigerten, bie fonftitutionswibrigen Mafregeln der Regierung auszuführen. Die 
Regierung glaubte dieſen Widerſtand leicht durch Abfegungen brechen zu lönnen, 
die im Gegentheil die Unzufriedenheit nur vervielfachten. Im Volle und im Mis 
Itär gaben Symptome geheimer Verſchwörungen ſich fund, Die Royaliften benteten 
dieſe Verſchwörungen aus und brängten bie Regierung zu weiteren Ausnahme- 
maßregeln. Diefelbe ſchlug vie Verlängerung der Cenfur bis zum Jahr 1826 
und Berfchärfung der Strafen auf Preßvergehen vor. Diefe Borfchläge erhoben 
einen Sturm im Gentrum und in ver Linken; das Minifterium, dad auf bie 
echte vechnete, fand viefelbe im Bunde mit der Oppofition und mußte ſich gegen 
Ende 1821 zurüdzichen. 

Ihre Nachfolger, alle aus der äuferften Rechten gewählt, find unter dem Na⸗ 
men des Miniftertums VBilldle, der darin das Portefeuille ver Finanzen Hatte 
und unftreitig der fähigfte Staatsmann der Reftauratien war, befannt. Die Ultra’s 
waren num Herren der Lage. Sie hatten vie Zügel der Gewalt in den Händen, 
verfügten über eine große Majorität, venn bei den Wahlen nad dem neuen 
Wahlgefeg waren faft alle Kandidaten des Centrums vurchgefallen und nur etwa 
30 von der Linken gewählt worben. Das neue Miniftertum nahm nun den Bor- 
ſchlag des frühern auf Berlängerung der Genfur zurüd, um die parlamentarifche 
Konfequenz feines Urfprungs zu retten, und die Cenſur börte am 5. Yebruar 1822 
auf, allein e8 entzog die Preßvergehen dem Ausspruch ver Geſchwornen und verviel- 
fältigte die Preßprocefie. Die bloße Nachricht von ver Berufung dieſer Männer 
ins Minifterium hatte pie Gemüther aufgeregt und erbittert. Die Verſchwörungen 
wurben nun häufig; an mehrern Orten brachen Unruhen aus. Alle dieſe Borfälle 
wurden von ben Royaliften in der Kammer zu Angriffen auf vie Revolution, den 
Liberalismus und ihre Bertreter ausgebeutet. Die Linke war jedes Einfluffes auf 
die Gefeßgebung beraubt, denn fie ward bei jeber Gelegenheit nicht nur über- 
ftimmt, ſondern auch zur Orbnung gerufen, fo daß fie den Entihluß faßte, jeder 
en fih zu enthalten. Die ftürmifhe Seffion warb am 1. Mai 1822 
gefchloffen. 

Beim Beginn der zweiten Seffion vom 4. Junius zeigte Billdle, den der König 
zum Minifterpräfiventen ernannte, nicht minder Mäßigung als ftatsmännifche 
Verwaltungstüchtigkeit. Die wichtigften Verhandlungen in dieſer Seffion hatten 
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Zollmaßregeln und die auswärtige Politit zum Gegenftande. Durch beide glaubte 
bie Reftauration ihre Unabhängigkeit vom Auslande zeigen zu mäflen, da man ihr 
von Seiten der liberalen und patriotifchen Parteien oft den verftedten und offenen 
Borwurf gemacht hatte, daß fie vom Auslande abhänge. Das napoleoniſche Pro- 
bibittofuften, das nach der Rückkehr ver Bourbonen beveutend gemilvert warb, 
fam nun durch ftarte Zölle in vielen Inpuftriezweigen wieder zur Aufnahme. In 
Spanien, wo der König mit den Korte im Kampfe wer, glaubten die Botir- 
bonen durch eine Intervention zu Gunften Ferdinands VII. den doppelten Zwed 
verfolgen zu müſſen: zuvörderſt bie Unabhängigkeit von England, da8 gegen biefe 
Intervention war, zu bewähren, und bann ber Xegitimität in Spanien und 
mittelbar der eigenen einen wejentlihen Dienft zu leiften. In Frankreich jah 
man jedoch in biefer Intervention nichts als eine Unterdrückung des Tonftitutio 
nellen Princips. Ä 

Bei Eröffnung der dritten Sefflon (28. Iannar 1823) kündigte der König . 
in der Thronrede den Mari von 100,000 Dann nad Spanien an, „um biefes 
Königreich mit Europa auszuſöhnen“. Die Abfaflung der Note, welche viefe Ins 
tervention der fpanijchen Regierung anzeigen follte, führte zu einem Zwieſpalt 
ziwifchen dem Miniſter des Aeußern und dem Minifterpräfiventen, in veflen Folge 
der Herzog von Montmorench feine Entleffung nahm und Herr von Chateau- 
briand (f. diefen Art.) fein PBortfenille übernahm. Die Oppofition fchöpfte aber 
mit Unrecht aus dieſem minifteriellen Zwiſchenfall Muth und griff in ver De 
batte über die Bewilligung des außerordentlichen Krebits zur Beftreitung ver 
Kriegstoften, die Politif des Minifteriums an. Sie beftritt nicht nur die Noth⸗ 
wendigkeit, fondern auch felbft die Zweckmäßigkeit einer Intervention auf ver Halb- 
infel. Der Abgeordnete Manuel, ein freifluniger Deputirter aus der Vendée, 
machte eine Anfpielung auf die Wirkung ber rembenintervention für Lubwig XV]. 
Diefe Anfpielung regte die Rechte fo ſehr auf, daß ein Antrag ihn aus ber Kam⸗ 
mer auszuftoßen geftellt und angenommen mwurbe. In der Kammer war von nun 
an jeve Möglichkeit einer Annäherung ber Parteien zerftört. Inzwiſchen hatte das 
frangöfifhe Heer den fpanifchen Boden betreten und im Oftober wurden die Kor- 
tes und ihre Konftitution geftürzt. . 

In der Seffion von 1824 erflärte bei Gelegenheit ber Debatte über das Budget 
der Finanzminifter, das Deficit betrage feit 1824 jährlih Aber 72 Millionen; 
er verlangte aljo eine Bewilligung von 107 Mil. Ergänzungskredite für dieſes 
Fahr und wies nach, daß, um das Gleichgewicht in den Ausgaben und Einnahmen 
berzuftellen, 332 Mil. gevedt, neue Hülfsguellen daher geſchaffen werben müßten. 
Er flug eine Reduktion der fünfprocentigen Rente auf eine breiprocentige vor. 
Den betreffenden Gefegentwurf, den die Deputirtenfammter angenommen hatte, ver- 
warf die Pairskammer. Der Minifter des Aeußern, der das Gefeg In der hohen 
Kammer zu vertheidigen unterlafien, erhielt feinen Abſchied, was Herrn v. Chateau- 
briand mit der Rechten entzweite. Um das Deficit zu decken, wurden num neue 
Verbrauchsſteuern ausgefehrieben und das Tabakmonopol erneuert. Die Kammer 
bewilligte Alles mit großer Majorität, da bei den Erneuerungswahlen bie 
Dppofition auf 17 Mitglieder zufanmengefhrumpft war. Um fich dieſe Majorität 
zu fihern, ſchlug der Minifter vor, die allgemeinen Wahlen nur alle fieben Iahre 
vorzunehmen und die Genfur wieder herzuftellen. Beide Vorſchläge wurden ange- 
nommen. 

Der Tod Ludwigs XVII. (16. Sept. 1824) war der Wendepunkt des Kampfes 
zwiſchen ver Reaktion und ver Partei des Fortfchritts., Sein Bruder Karl X., 
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der ihm auf ven Thron folgte, war von jeher vie Stüte ber Uitraropaliften, 
die auf den Sturz der Charte binarbeiteten, ein Vorhaben, dem Ludwig ans Mäfi- 
gung nicht minder al® aus Baterliebe für fein Werk widerftrebte. Nun Karl X. 
den Thron beftiegen, erwartete man allgemein bie thatfächliche oder fürmliche Be 
feitigung der harte für die nächte Zukunft. Diefen Erwartungen entgegen erflärte 
Karl X., Die Berfaflung achten und befeftigen zu wollen, bob am 29. Sept. jchen 
die Cenſur auf und ernannte den Dauphin zum Mitglied des Staatsraths, modi⸗ 
ficirte das Miniſterium Billdle im gemäßigten Sinne, befrievigte aber auch bie 
Royaliſten durch die Vorlage eines Geſetzes, kraft vefien die ehmaligen Eigenthlimer 
der verlauften Nationalgäter eine Millarve in Renten als Entihärigung bekamen, 
die zu vertbeilen fi der König vorbehielt. Nah Annahme aller diefer Maßregeln 
und des Budgets ließ Karl X. fih in Rheims am 29. Mai nah altem Her 
tommen krönen und ſchwor der Charte gemäß zu regieren. 

Die Abfichten des Königs mögen aufrichtig geweien fen, allein die Kammer, 
in welcher über 300 Altavelige, ehemals Privilegirte, faßen, drangen in das Mi: 
nifterium, um durch Maßregeln, die ven Geift der Charte offenbar verlegten, dieſelbe 
zu untergraben. In der Pairöfammer fing man zu begreifen an, daß eine Oppofiton 
Noth thue, und da in der untern Rammer Feine auflommen Tonnte, legte vie 
erfte Kammer fi dieſe Miffton bei. Um folde Anwandlungen zu neutralifiren, 
ernannte das Minifterium 31 neue Pairs, die jedoch nidht hinderten, daß das im 
Deputirtenhaufe angenommene Majoratsgeſetz, das im offenbaren Wiverfpruche mit 
ver Verfaffung war, da biefe vie Gleichheit Aller vor dem Geſetze verbürgte, in ber 
Pairslammer (8. April 1826) verworfen wurde. Wenn irgend etwas für vie 
Regierung eine ernfte Warnung fein konnte, von ihrem verhängnißvollen Wege 
abzulenken, fo war es gewiß bie Oppofltion einer Kammer, die aus lauter von 
der Krone felbft erwählten und ihr ergebenen Mitgliedern beftand. Doc, der König, 
der nicht unempfänzlich für diefe und ähnliche Warnungen war, hatte das Unglüd, 
von Miniſtern und Hofleuten umgeben zu fein, die fein Gewiflen mit Erinnerungen 
aus der Revolution ängftigten und ihm fortwährend den Widerſtand ald das einzige 
Mittel, eine neue Revolution zu verhindern, anriethen. Neben viefer offenbaren 
Zenvenz der Regierung, die Konftitution zu umgehen und zu untergraben, befchäf: 
tigte die üffentlihe Meinung ver Proceß gegen Ouprard, einen Lieferanten ver 
Armee während des fpanifchen Feldzugs. Es kamen hier Enthüllungen ver ärger 
lichften Art zu Tage; die Verwaltung erſchien im Lichte beifpiellofer Nachläſſigken 
und Gorglofigleit, die ven Schatz mehrere Millionen kofteten. ‘Da mehrere bee 
Staatsbeamten in biefen Proceß verflocdhten waren, mußten die Angellagten ihrem 
gewöhnlichen Gerichte entzogen und vor die Pairskammer geftellt werben. Einige 
der auf Beitehung Angefchuldigten wurden beftraft, gegen die angefchulnigten 
Beamten wurde jedoch der Proceß nievergefchlagen, was im Volke einen ſehr üblen 
Eindrud machte. Ungefähr in derſelben Zeit hatten vie Umtriebe ver Iefuiten ver 
allgemeinen Unwillen ver Urt erregt, daß man auf Grund früherer Geſetze ihnen 
ven Aufenthalt, zumal den Unterricht in äffentlichen Anftalten, unterfagen wollte. 
Allein der Apellhof erklärte fi in der Sache als inkompetent, da das betreffent« 
Dekret Ludwigs XV., das bie Jeſniten des Landes verwiefen, nur einen admin iſtra⸗ 
tiven Charakter gehabt habe. Größere Strenge zeigten bie Gerichte gegen ver Abbe 
Lamennais, der wegen feiner Angriffe auf die Grundlage ber gallikaniſchen Kirche 
verurtbeilt wurde. 

Alle dieſe Umftände Hatte die an die Oppofition fi anlehnende Bffentlice 
Meinung ermuntert und gekräftigt, und dem Minifterium ernfte Beſorgniſſe für 
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das Ergebniß der bevorſtehenden Wahlen (1827) eingeflößt. Um den Schlag, den 
es erwartete, abzuwenden, hatte Billdle die politiſchen Blätter wieder unter Cenſur 
geſtellt, allein vie Oppoſition in ver neuen Kammer war bereits fo mächtig, daß 
die Regierung dieſe Maßregel als „konſtitutionswidrig“ wieder aufzuheben fich 
gezwungen ſah. Um viefe Niederlage in ihren Folgen zu neutralifiren, legte Villele 
ein ftrengeres Geſetz gegen Preßvergehen vor, das in der Deputirtenlammer zwar 
unverändert durchging, im andern Haufe aber fo mejentlihen Beränberungen 
unterworfen war, daß bie Regierung es zurüdzuzieben vorzog. Diefer bebarrliche 
Wiverftand gegen bie unverfennbare Tendenz ber Regierung machte die Pairsfammer 
populär und wirkte immer mehr ermunternd auf die Bourgeoifie, die ihrerfeits 
gegen das Gebahren des Minifteriums eine unvertennbare Manifeftation zu 
machen fich entſchloß. Eine Revne der Nationalgarbe ward zu dieſem Zwed benutzt, 
und mehrere Nationalgarpiften fchrieen beim Defiliren vor dem König: à bas les 
Ministres. Villdle ſäumte feinen Augenblid, dem König die Auflöfung der National⸗ 
garde anzurathen. Am andern Morgen erichien die Auflöfungs-Orbonnanz im 
Moniteur, allein dieſe Maßregel erweiterte und reizte die vorhandene Spannung 
zwiichen ven Parteien. " 

Wie Ludwig XVIIL., glaubte aud Karl X. die Aufmerkfamfeit von ben 
Innern Zuftänden nad) Außen ablenken und dadurch leichter bewältigen zu können. 
Glücklicher als fein Borgänger in dieſer Beziehung gab ihm die äußere Politif 
zwei Gelegenheiten an bie Hand, die die liberalen Parteien nicht verlegen Yonnte 
und ihnen jehr erwänfcht gekommen wären, hätten fie nicht gefühlt, daß die Regie 
zung biefelben eher als Wetterablenfer, denn um des Princips willen in Angriff 
genommen. Der Dey von Algerien hatte den franzöfifchen Konful ſchwer belei⸗ 
digt, und ihm, im buchſtäblichſten Sinne des Wortes, in afrilanifcher Weiſe eine 
Ohrfeige gegeben. Die franzöfiiche Regierung lieh fofort Algeriens Küfte bloficen, 
und bereitete fih, im Falle die verlangte Genugthuung verweigert würbe, dieſes 
Seeräuberneft, das den europäiſchen Handel ſtets beunrubigte, zu zerftören und der 
Gefittung zu erobern. Ungefähr um dieſelbe Zeit ſchloß Frankreich mit England 
und Rußland, troß Oeſterreichs Abmahnungen, einen Vertrag zu Gunſten der im 
Befreiungstriege gegen vie Pforte. begriffenen Griechen. Bon viefer Liberalen 
äußern Politif getragen, glaubte Billdle im Innern um fo entfchievener auf ber 
eingejchlagenen Bahn beharren zu können, löfte die Deputirtenfammer auf, und 
verjuchte den Widerſtand der andern Kammer dur die Ernennung von 76 Pairs 
zu brechen. Allein vie. Unzufriedenheit mit der innern Politit war fchon fo allge 
mein und lebhaft, daß die neuen Wahlen noch feindfeliger gegen das Minifterium 
ausfielen. Villole mußte feine Entlafjung nehmen (4. Junius 1828) und der König 
berief Herrn v. Martignac, der früher felber unter Villdle's Banner mit Erfolg 
gelämpft hatte, und andere noch minder belannte, aber doch fireng ronaliftifche 
Namen ins Kabinet. 

Martignac war kein hinreißender, aber ein angenehmer Redner, ein gefchmelbiger 
Charakter, von hellem Berftanve, wiewohl ohne alles Genie. Seine erften Schritte 
waren auf Befänftigung ver liberalen Oppofition abgefehen. Die franzöftfchen 
Truppen wurden aus Spanien zurüdberufen und Morea durch ein franzöfifches 
Heer von den türkiſchen Truppen befreit, ver Jeſuitenorden als folder und deſſen 
Schulen in Frankreich aufgehoben, ein neues Prefgefe vorgelegt und angenommen, 
das ten Tendenzproceſſen wie manchen Mißbräuchen bei den Wahlen ein Enve 
machte. Diefe Maßregeln regten die Ultraroyaliften auf, ohne die liberale Partei 
hinlänglich zu befriedigen, vie in dem längft verfprochenen Gefegentwurf zur Organi⸗ 
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fation der Gemeinden und Departements ven Prüffteln des neuen Minifteriums 
erwartete. 1829 legte Martignac vie hierauf bezüglichen Projekte vor. Sie enthielten 
in der That Alles, was vie liberalen Parteien unter ven obwaltenden Umftänben 
verlangen und bie Ronaliften ertragen konnten. Allein die Einen wie die Andern 
nahmen die Gefegentwürfe in feindfeliger Stimmung auf, ven Einen war die 
Grundlage eine zu enge, den Andern eine zu breite, die erftern zumal fchlugen 
fo weſentliche Aenderungen vor, daß die Regierung ihre Vorlagen zurüdzunehmen 
fih bemüßigt glaubte. Ueber diefe Schlappe des Minifters triumphirten beide 
Seiten der Kammer, eine jede ſah darin die Nothwendigkeit einer neuen entſchie⸗ 
denen Richtung, die Einen nad rechts, die Anvern nach links, bie Oppofition 
wollte ihrerfeits bei Gelegenheit ver ‘Debatte Über das Budget von 1830 vie 
Krife durch zwar nicht grundlofe, aber doch übertriebene oder veraltete Klagen, 
über den Zuftand der Finanzen, den Drud ver Steuern, die Koften des fpantfchen 
Feldzugs u, |. w. befchleunigen. Die Seffion endigte zwar nicht wie die frühem 
in ftürmifcher Aufgeregtbeit, aber unter allgemeiner Unzufriebenbeit, und alle Welt 
fah den Sturz eines Minifteriums voraus, das allein geeignet gewefen wäre, vie 
Dynaftie von der Reaktion auf die Bahn der Konftitution zurüdzulenken. 

Kaum waren aber die Kammern geichlofien, als die Hofpartei den König zu 
überzeugen wußte, daß die Oppofition durch feine Zugeſtändniſſe, wie vurdygreifent 
fie aud fein möchten, zu befriedigen fet, und nichts anderes als den Umfturz der 
Dynaftie anftrebe, und eine Kataftrophe um fo unvermeidlicher fei, je länger man 
ihr zuvorzulommen fäume. Am entfchlevenften wirkte in biefem Sinne von London 
aus Fürſt Polignac auf ven König, in veffen Hingebung und Einfiht Karl X. 
unglüdliher Weiſe ein unbegrenztes Zutrauen feste. Am 8. Auguft erhielt nım 
Martignac feine Entlaffung, und Fürſt Pollgnac trat als Minifter ver auswär- 
tigen Angelegenheiten an die Spige des neuen Kabinetes. ‘Die Übrigen Mitnifter 
waren fo gewählt, daß, jeder einzelne Name mit einer Aufhebung ver harte 
gleihbeveutend ſchien. Ueber die Pläne dieſer Männer konnte der Nation kein 
Zweifel mehr übrig bleiben, alle Welt begriff, daß es der Charte galt, wie durch 
förmliche Wiederherſtellung des alten abfoluten Regiments völlig befeitigt werben 
ſollte. In diefer Meberzeugung organifirte man ven Widerſtand gegen den bevor: 
ftehenden Staatsſtreich. In Paris und vielen Brovinztalhauptftädten, zumal in der 
Bretagne, bildeten fi) Vereine zur Verweigerung ber Steuern, falls diefelben nicht 
verfaffungsmäßig votirt und erhoben würden. Der Minifter des Innern ſchlug im 
Kabinete vor, gegen diefe Vereine mit Gewaltmaßregeln „einzufchreiten und vie 
Theilnehmer zu verfolgen. Allein feine Anfichten wurben von der Mehrheit ver 
Minifter befämpft, und er gab feine Entlaffung. Polignac betrieb jegt die Ange 
legenheit Algiers, um die Aufmerkſamkeit dahin abzulenfen, und die Erpeditien 
nah Afrika warb entſchieden. Auch follten mehrere vom Staate unternomınent 
Bauten dem Volke Arbeit verfchaffen und für das „Geſchwätz“ ver Prefie gleid- 
gültig machen, die er Überdies durch unausgefeßte VBerfolgungen zu ermüden hoffte. 
Der Minifterpräfident hatte fich jedoch volljtändig verrechnet, denn alle dieſe Maß 
regeln, deren Zwed man durchſchaute, brachten bie entgegengefegte Wirkung hervor. 
Die Berfolgungen gegen die Tagesprefie zumal reizten biefelbe nur zu heftigern 
Angriffen und Widerſtand auf und verliehen ihr durch die regere Theilnahme ve 
Publikums eine erhöhte moralifche Kraft. 

No Hatte man feine Ahnung, wann und wie die unvermeiblide Krifie 
zum Durchbruch kommen werbe, und in welcher Form Bolignac feinen Staatsftreid 
gegen bie ihm verhaßte Charte ausführen wolle, ald am 2. März der König vie 
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Kammern mit einer Thronrede erdffnete, worin es hieß: „Die Charte hat bie 
offentlichen Freiheiten unter die Obhut der Rechte meiner Krone geſtellt; es iſt 
meine Pflicht, dieſe Rechte meinen Nachfolgern unangetaftet zu binterlaffen. Sollten 
fträfliche Umtriebe meiner Regierung Dindernifie in den Weg legen, fo werde id 
fie zu befiegen wiſſen“. Dies war eine Mare und beftimmte Herausforderung nicht 
nur der Oppofition in der Kammer, ſondern auch ver Vereine, welche fich gebilvet 
batten, um einer verfoflungäwiprigen Erhebung der Stenern entgegenzutreten. In 
ber Antwort auf die Thronrede erwiderte die Oppofition, welche 221 Deputirte 
zählte, vie Wünfche ver Nation ſeien nicht in Uebereinftimmung mit ven politifchen 
Abfihten der Regierung des Königs. Karl X. vertagte fofort die Kammern vom 
19. März auf den 1. September, Töfte dann die II. Kammer auf und berief eine 
neue auf den 3. Auguſt ein. Diele letztere Maßregel mißfiel den Miniftern 
Chabrol und Eourvoifier, fie begriffen recht wohl, daß neue Wahlen nur ter 
Dppofition zu ftatten Tommen und den Widerſtand gegen die Regierung durch vie 
organifche Aufregung bei den Wahlen nur kräftigen würben. Sie gaben daher ihre 
Entlofjung, worauf Graf Peyronnet, früher Mitglied des Minifteriums Villdle, 
das Portefeuille des Innern übernehm. Um vie Beforgniffe, welde das alfo 
ergänzte Minifterium einflößte, zu bejchwichtigen, richtete ver König am 13. Junius 
einen Aufruf an die Nation und die Wähler, worin er erklärte, vaß er vie Charte 
heilig halten werde. Die Wahlen fielen indeß feinvlich gegen vie Regierung aus, 
und diefe fonnte fih um fo weniger eine Täuſchung über das Ergebniß berfelben 
machen, als fämmtliche 221 Mitglieder der Oppofition, welde die Antwort auf 
die Thronrede votirt hatten, fiegreih aus dem Wahllampf gegangen waren. 

Das Minifterium begriff nun, daß es einer folden Kammer weichen ober 
fie auflöfen müſſe und überhaupt mit dem beftehennen Wahlgefe auf eine 
minifterielle Majorität nicht mehr rechnen könne. Polignac rieth daher dem König, 
durch Ordonnanzen die Preffreiheit bis auf weiteres aufzuheben, und ein neues 
Wahlgeſetz zu oftroyiren; ver Art. 14 der Charte ermächtige die Krone zu 
folden Maßregeln. Diefer lautete: „Der König erläßt die Vorfchriften und 
Droonnanzen zur Ausführung ver Gefege und Sicherheit des Staates (le roi 
fait les röglemens et ordonnances pour l’exdcution des lois et la süret€ de 
l’6tat). Am 21. Julius hatte der König biefem verhängnißvollen Rathe Folge 
gegeben und bie ihm vorgelegten Orbonnanzen unterzeichnet. Am 26. erfchienen 
diefelben im Monitenr und am 27. war das Loos über die Bourbonen geworfen. 

IX. Die Iulirevolution. Ludwig Philipp. Die Iuliusrevolution Hatte 
förmlich und thatſächlich begonnen. Zugleich mit den drei Orbonnanzen, wovon bie 
eine vie Preßfreiheit fuspendirte, die anbere vie eben gewählte Kammer auflöfte 
und neue Wahlen im September anorbnete, die dritte envlich ein neues Wahlgeſetz 
erließ, unterzeichnete Karl X. einert Befehl, welcher dem Marſchall Marmont das 
Oberlommando über die Pariſer Milttärbivifion übertrug und ihn zu allen Maß- 
regeln zum Schuße ver Krone und Aufrechthaltung ver Ruhe berechtigte. Als die Be⸗ 
völferung von Paris am Morgen des 26. dieſe Maßregeln im Moniteur gelejen, 
gerieth fie in die höchfte Aufregung. Wie inftinktmäßig ließ ein Jeder feine Ge- 
fchäfte ruhen, verließ Wohnung oder Werkftätte, um auf öffentlicher Straße die 
Gefühle und Gefinnung der Andern wahrzunehmen. Bald war faft die ganze 
Bevölkerung unter freiem Himmel und ſchnell entftanden Bollshaufen, in welden 
man bie Orbonnanzen befprad und die Charte hoch leben ließ. Die Pollzeiagenten 
trieben diefe Haufen auseinander, felten ohne daß es zu Wiberfiand gelommen 
wäre. Den erften förmlichen Wiverftand leifteten jedoch zwei Tagesblätter und 
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das Handelsgericht. Der „Temps und der „National“, jener das Organ bei 
Iinfen Senteums, dieſer das Organ einer in bie Republik Hintiberfireifenden Oppo⸗ 
fition, unterzeichneten eine Proteflation gegen bie Wuslegung bes Art. 14 ver 
Charte und die darauf geftättten Orbonnanzen. Der Poltzeipräfelt gab feinen 
Agenten bierauf den Befehl, die Prefien zu befegen und ven Drud ver Ionmale 
um jeben Preis zu verhindern, was nad Widerſtand der Druder durch Zerftörung 
der Prefien Seitens der Gensdarmen geſchah. Die Eigenthümer der Drudereien 
riefen dagegen den Schub des Geſetzes beim Handelsgericht an, und dieſes erklärte, 
daß bis zur Entſcheidung der kompetenten Gerichte über vie Proteftation ver 
Iournale die Druder in ihrem Gewerbe nicht geftört werben könnten. Da viefer 
Ausſpruch ohne Folge blieb, Ichloffen die Buchdrucker und Buchbinver ihre Werkftätten, 
die Buchhändler ihre Läden, wodurch Tauſende von Arbeitern brovlos wurden. 

Der Tag des 26. verging in allgemeiner und heftiger Aufregung, am Abend 
wurde der materielle Wiverſtand vorbereitet, der am 27. in einen bintigen Kampf 
überging. Die Voltshaufen begannen damit, die k. Wappen überall herunterzureißen 
und mit den Füßen zu zertrümmern, fie erbrachen Waffenmagazine und Waffen⸗ 
läden, bewaffneten fi und. errichteten eine Menge Barrifaven. Das erfte blutige 
Zufammentreffen hatte am Palais Royal flatt, me die k. Garde auf die Bolle 
haufen Feuer gab, um ſie auseinander zu ftäuben. Das Bolt flürzte in dichten 
Maſſen auf die Garde und es fam zu einem furchtbaren Gemetzel, das mehrere 
Stunden zwifhen der Garde und den Bollshanfen fortgefett wurde, welche mit 
den den Gardiſten entrifienen Flinten und Säbeln fidh bewaffnet hatten. Iu ven 
Rues St.Honore, St.Martin, St.Denis u. |. w. warb der Kampf zwifchen bem 
Bolfe und den Linientruppen minder heiß geführt, da die legtern nur mit Wider⸗ 
willen von ihren Waffen Gebrauch machten. 

Am 28. hatte die Anzahl der Barrikaden bedeutend zugenommen und gegen 
20,000 Handwerker und junge Leute ans der Bonrgeoifie, letztere allerdings in 
ſehr geringer Unzabl, vertheidigten dieſe improvifirten Bollwerke. Sämmtlid: 
Minifter waren, mit Ausnahme Polignac’s, nad St.Eloud zum König geflohen, 
und Paris ward in Belagerungszuftand erflärt. Der Kampf an biefem Tage fie 
foft auf allen Punkten zum Nachtheil des Marſchalls Marmont aus, va ver 
Abfall der ‚Linientruppen häufiger wurbe und bie ihm treugebliebenen 6000 
Schweizer an Lebensmitteln Mangel litten. Nichts defto weniger wies, am 29. 
Mozgens, Polignac jeden Bermittlungsvorfhlag zuräd. Die in Paris anmwefenten 
Pairs und Deputirten hatten ſich verfammelt und Boten ihm bie Einftelung ver 
Feinpfeligfeiten an, wenn die Orbonnanzen vom 25. zurüdgenommen, das Mi- 
nifterium entlaflen und die Kammern auf den 3. Auguſt einberufen wären. Pe 
lignac verlangte umbebingte Unterwerfung unter tie Gewalt bes Könige und ve 
Kampf warb fortgefett. Das Volk hatte das Arfenal, den Louvre und das Palait 
Royal erftürmt, warb von ten Echweizern zurüdgefhlagen, bekam dieſe Gehänte 
jedoch in einem zweiten Anfalle in feine Gewalt und befegte fie, fo daß am Aber: 
die Truppen theils Tapituliven, theils vie Stadt verlafien mußten. 

Noch vor diefer entfcheivenden Wendung des Kampfes hatten fi im Hank 
Laffitte's die meiften Deputirten der Oppofition und viele Pairs verfammtelt, ein: 
proviforifche Regierung ernannt, beftehbend aus Lafayette, dem Herzog von Choiſen 
und dem General Gerard, ferner eine Stadtbehörde für Paris, beſtehend ans res 
angefehenften Bürgern, Laffitte und Caſimir Perter an der Spike, bie auf dem Statt 
hauſe die Abjegung Karls X. verfügten. Endlich beſchloß dieſe Berfammlung ven 
Pairs nnd Deputirten, dem Herzog von Orleans unter dem Titel eines General- 
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lientenants die Negentfchaft des Reichs zu Übertragen. Derfelbe kam am 30. von 
Neuitig nach Paris, übernahm vie ihm angebotene Würde und ernannte Dupont 
ve (’@ure, Onizot, Lonis Bignon und Iourdan zu feinen Miniftern. Paris war 
num förmlich in der Gewalt der Revolution, und Karl X. erhielt von feinen 
Hofleuten den Rath, St. Clond zu verlaffen, nach Rambouillet ih zurüdzuziehen 
und dort die ihm treugebliebenen Truppen zu ſammeln, wohin er aud) am 31. 
abreifte. Etliche taufend Mann der Garde maren ibm dahin gefolgt. Der König 
fing jedoch endlich zu begreifen an, daß Paris mit dieſer Handvoll Soldaten nicht 
zurüderobert werden könne. Er und der Dauphin richteten baher ein Schreiben 
an ihren Better, ven Herzog von Orleans, worin fie denſelben als Reichsperweſer 
beftätigten und zu Gunſten des Herzogs von Bordeaur der Krone unter ber Be 
bingung entfagten, daß letzterer fofort als Heinrid V. anerfannt und profla- 
mirt werde 


Mittlerweile batte die provifortfche Regierung befchloffen, 6000 Mann National« 
garbe nach Ramkouillet unter dem Befehle Lafayette's zu ſenden und fo jedem 
fernern Rampfe zwifchen ver Garde und dem Volke zuvorzufommen. Diefe Truppe 
feste fich fofort in Bewegung und eine Menge Volt, bewaffnet und unbewaffnet, 
ſchloß fi derſelben an. Sobald Karl X. hievon Nachricht erhalten, fchrieb er einen 
zweiten Brief, worin er von ver proviforifhen Regierung Abgeordnete als Be⸗ 
dedung verlangte, die ihn und feine Familie fiher bis am die Grenze geleite. Der 
Hof fing an, das Schidfal Ludwig XVI. zu fürchten und wellte demſelben noch bei 
Zeiten entgehen. Die prootiforifche Regierung entſprach fofort dem Wunfche bes 
Könige und noch vor dem Eintreffen ver Nationalgarde kamen der Marſchall 
Maifon, der Herzog von Coigny, die Deputirten Opilon Barrot und Schoonen in 
Rambeuillet an, bewogen den König, feine Garbe zu entlaffen und begleiteten ihn 
nach Cherbourg, wo er ſich mit feiner Familie am 16. Aug. nach England einfchifite. 

Mit der Abreife der königl. Familie war der Umſchwung ber Dinge beendet, 
die Revolution in ihre zweite Phaſe eingetreten. Das Heer, alle Behörden und 
Korperſchaften ſchickten ihre VBeitrittsadreflen zu dem Geſchehenen, ganz Frankreich, 
allerdings mit Ausnahme tes größern Theils des alten Adels und feiner übrigen® 
noch zahlreihen Anhänger unter dem Landvolk, wünſchte fih Glück zu dem Siege 
der drei Zage. Die Iugend, zumal in Paris und ven größern Städten, dachte an 
die Republit und wünſchte fie zurüd, im Volle hatte dieſe Idee bald Wurzel gefaßt, 
allein die Leiter der Revolution, Lafayette und Laffitte, glaubten das Volt 
zu einer Republit nicht veif, vie einberufenen Kammern trugen unter ihrem 
Einfluß dem Herzog von Orleans die Krone an. Dad neue oder erneute 
Königthum follte ein demokratiſcher, ein auf republitantfhe Einrichtungen geftügter 
Thron fein: das wenigftens mar die Idee, welche Lafayette und Laffitte und ihren 
Geſinnungsgenoſſen vorfchwebt , und die fie in der Erhebung des Herzogs von 
Drleans verwirklichen wollten; das war aber auch eines ver Grundgebrechen des 
sseuen Thrones. 

Ohne das Princip der Vollsfonveränetät aufzuftellen, unterfchteb fih vie 
Charte von 1880 voch in mehreren wefentlihen Punkten von ver Charte von 
1814. Zuvörberft ward dieſelbe als ein Pakt zwifchen König und Nation betrachtet, die 
Souveränetät der letzteren alfo anerlannt, dann ward der 14. Art., auf Grund 

Deflen Karl X. zu Ordonnanzen ſich berechtigt glaubte, entfernt, vie Cenſur für 
immer abgefchafft, die Initiative in ver Gefeßgebung ven beiden Kammern nicht 
minder als ver Krone zuertheilt, das erforberlihe Witer der Deputirten von 40 
auf 30 Jahre herabgeſetzt und das ver Wähler von 20 anf 25, die Depntirten 
41*. 
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wie vie Wahltollegien erhielten das Recht, fich ihre Prüſidenten aus ihrer Mitte 
in wählen, allein das Princtp ver Wahlkammer als -folhe blieb vasfelbe, denn m 

äbler und Deputirter zu fein, mußte man ein gewiſſes Stenerquotum nachweiſen 
Die Minifter waren verantwortlih erflärt, allein ver Modus dieſer Berantiwor- 
lichfeit blieb einem fpätern Geſetze vorbehalten, ebenfo vie Behandlung der Pır- 
vergehen, für welche nun der Grundſatz aufgeftellt ward, daß fie von den Ge— 
Ihwornen abzuurtheilen feien. Die Ausführung einiger anverer Artikel, wie w 
Herftellung der Nationalgarbe, die Freiheit des Unterrichts u. f. w., wurde gleid- 
falls beſondern Geſetzen vorbehalten. Die alfo veränderte Eharte beſchwot de 
König in einer Sigung ber vereinigten Kammern, am 9. Auguſt, und beftieg als 
Ludwig Philipp I., König der Franzofen ven Thron, und ernannte das previ: 
ſoriſche Minifterium vom 13. Auguft zu einem befinitiven. Der Herzog von 
Broglie erhielt ven VBorfig und das Portefeuille ver äußern Angelegenheiten, 
Guizot das Innere, Gerard das Kriegsweſen, Sebaftiani vie Finanzen, 
Laffitte, Dupin, Perter und Bignon wurden Minifter ohne Bortefeuile 

Ludwig Philipp hatte einen ſehr ſchwierigen Stand, Die Revolution n 
Frankreich hatte die Völker eleftrifirt und äbnlihe Bewegungen waren in Pole, 
Belgien, Italien und Deutfchland nad) und nad ausgebrochen. Die revolutionin 
Partei in Frankreich drang darauf, alle viefe Bewegungen zu unterftägen. Ein 
folhe Politit würde zu einem enropäifchen revolutionären Krieg geführt haben, ta 
weder im Intereffe Frankreichs noch der neuen Dynaftie war. Der König ſtellte daher 
das Princip der Nichtintervention auf und nahm vie erhobenen Völker infofern in 
Schuß, als kraft dieſes Principe auch keine Macht das Recht hatte, in bie innen 
Ungelegenheiten von Nachbarftanten bewaffnet einzufchreiten. Um dieſer Politit 
Nachdruck zu geben, wurde die Armee auf den Kriegefuß gefegt, was man tm 
„bewafineten Frieden” nannte; eine Politik, wodurch Frankreich nicht nur fie 
gegen jede Einmifhung in bie eigenen Angelegenheiten, ſondern auch alle wi 
ihrer Regierung in Konflilt geratbenen Völker gegen die Einmiſchung fremte 
Mächte geſchützt glaubte. Diefe Politit befrievigte die demokratiſche Partei nik. 
And warb von ihr als ein Verrath an der Revolution verfchrieen. Je entſchiedent 
aber die demokratiſche Partei eine revolutionäre Politik nach Außen verlangte, um 
fo eutjchievener ftellte Ludwig Philipp fi die Aufgabe, gegen die dDemokratiik 
Partei auch im Innern anzufämpfen, und ihr jeden Einfluß auf ven Gang te 
Regierung zu entziehen. Die Demokraten waren überbieß mit der innern Boln! 
nd unzufrievener als mit ber äußeren. Die Herabfegung bes Wahlcenfus genügt 
ihnen nicht, die Souveränetät des Volkes, fagten fie, fei ohne allgemeinzs Stier 
recht ein leeres Wort. Daß die Zahl von 50,000 Wählern auf 200,000 ;t 
mr ae darum ben Charakter des Wahlſyſtems nicht, das alle Nichtbefigente 
ausſchließe. 

Dieſe Unzufriedenheit ging bald in Aufregung und Gährung über, die wit 
rend bes Proceſſes der Minifter Karl X. vor der Pairsfammer ſich immer ſteigen 
ba das Boll den Tod ver ehemaligen Minifter verlangte, ver Pairshof aber u: 
auf vieljährige Gefängnißftrafe gegen viefelben erkannte. Es fanden Unruhen cn 
Excefie in Paris ftatt, die jevoh auf die Mehrheit ver Kammer nur Den Eintri 
ber Nothwendigkeit hervorbrachten, dem revolutionären Treiben kräftig entgegaır 
wirken. Diefe Richtung ber Deputirtenlammer führte zur Bildung eines m Fi 
geeinigten Kabinetes, während die frühern meift eine unnatärlihe Koalition Toric 
vativer neben vemokratifchen Elementen waren, bie von ber Republik nichts & 
pen Namen entlehnten, wie fie vom Königthum nichts als die äußere Wärke kc 
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behalten wůnſchten. Lafayette hatte fomit fein Kommando über vie neneriichtete 
Nationalgarve nievergelegt, Dupont de l’Eure und Laffitte ihre Entlaſſung aus 
den Minifterium eingereiht. Am 13. März bildete Caſimir Perier eine neue 
Berwaltung. Mit ver Bildung dieſes Miniſteriums konnte man den Schluß ver 
erften Epoche der Iulinsregierung bezeichnen, da basfelbe den bereits begonnenen 
Scheidungsproceß in dem Chaos, welches die Revolution hervorgebracht, vollendete. 

Caſimir Perier war ein Tonftitutionellee Minifter im vollften Sinne des 
Wortes. Er achtete die Prärogativen der Krone, vertheidigte diefelben mit ebenfo- 
viel Energie als er mit Muth und Offenheit ihr gegenüber auftrat, und nöthigen- 
fals ihr widerſtand. Er faßte das Syſtem ver richtigen Mitte in feinem vollften 
Umfange auf, machte es nad allen Seiten zur Wahrheit. Er fah als Grundlage 
berfelben die Konftitution an, bie das Königthum in Hleicher Entfernung von ber 
abfoluten Monarchie als von ver Republik hielt. Zu Trägern der Konftitution 
machte er die Mittelflafie, die durch Intelligenz, Vermögen und Arbeit zwifchen 
der meift unthätigen, auf ſtarkem Grundbeſitz ruhenven, jeder Neuerung und jedem 
Hortfchritt feindlichem Adel und einer unruhigen leicht beweglichen, bildungs⸗ und 
vermögenslofen Demokratie in der Mitte fih befindet. Perier war nicht herrſch⸗ 
begierig, venn er hätte auch unter der Rejtauration and Ruder gelangen können, 
hätte er darnach geftrebt; allein er hatte vas Bewußtſein feiner Fähigkeiten zur 
Herrſchaft und bat davon, während der kurzen Zeit feiner Regierung Beweiſe ge- 
geben. Er hielt nad) außen pas Syſtem des bewaffneten Friedens aufredt. ‘Die 
Revolution in Polen wurde fo wenig als vie Bewegungen in Italien unterftägt, 
die dem Herzog von Nemours angebotene Krone Belgiens zwar zurädgewiefen, 
allein den Belgiern, die bis auf einen einzigen Punkt ganz Belgien ven Hollän- 
dern abgerungen und fih unabhängig gemacht Hatten, fchidte Frankreich ein 
Hülfskorps zur Einnahme der Feſtung Antwerpen. Ancona bejegten die Franzofen 
erft in Folge des Einmarſches der Defterreiher in bie römiſchen Legationen, 
Hiermit war das Spftem der Nichtintervention von beiden Selten verlegt, und 
blieb auch in der Folge ein todter Buchſtabe. Die materielle Roth, eine natürliche 
Folge der nach Revolutionen eintretenden Störungen im Handel und Gewerbe, 
vermehrte die Unzufriedenheit der untern Volksklaſſen und machte fie leicht empfäng- 
lich für die Einflüfterungen ver Aufwiegier, die ihnen die Möglichkeit eines beffern 
Zuftandes nur duch die Republif in Ausficht ftellten. 'In Lyon brach ein furdt- 
barer Aufftand aus und auch nad) feiner Unterbrüdung dauerte die Gährung hier 
und in vielen andern größern Stäbten fort. 

Zum Ungläd für die Parteien wie für das Tonftitutionelle Syftem, raffte 
die Cholera Caſimir Perier (am 16. Mat 1832) weg. Die Parteien wie ver 
König glaubten durch den Tod des energifchen Minifters eine Schranke befeitigt. 
Ludwig Philipp begann vie Regierung felber in Hände zu nehmen und die Minifter 
als die verantwortlichen Bollftreder feiner Bolitit anzufehen. Die Parteien glaubten 
die Regierung geſchwächt durch den Berluft eines eben fo umfichtigen als ener- 
gifhen Miniſters, der die Fonfervative Partei nicht nur geleitet, ſondern auch 
beberricht hatte. Raum waren drei Wochen nad) feinem Tode verſtrichen als die 
Demofraten von Paris, trog der Nieverlage ihrer Partei in yon, das Leichen- 
begängniß des republifanifhen Generals Lamarque benußgten um loszuſchlagen; 
viefer Aufftand wurde jedoch noch an demſelben Tage untervrüdt. Auch die Legi- 
timiften, deren Verſchwörung im Januar 1832 fchon entvedt wurde, glaubten jetzt 
ven Zeitpunkt zu einer Schilverhebung gekommen und die Herzogin von Berri 
fam heimlich nad ver Vendée, organifirte daſelbſt einen Aufſtand, wurde aber 
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von einem jungen Mann (Deutz), dem fie ihr unbegrenztes Bertrauen geſcheult, 
fchmählich verrathen und gefangen, nachdem ver General Salignac den Aufſtand 
unterdrückt hatte. Die republikaniſche Partei überließ fi jetzt ver Geheinbündelei, 
und die Attentate auf das Leben des Königs und ber Prinzen begannen am 19. 
November 1832, als der König zur Eröffnung der Kammern ritt. Ein Journaliſt, 
Namens Bergeron, ſchoß aus der Menge eine Piftole anf den König ab, die jebod 
ihr Ziel verfehlte. Derfelbe wurde vor bie Affen geftellt, aber wegen Mangels 
an hinreichenden Beweiſen von ber Ipentität des Verbrechers mit dem Angeflagtea 
freigefprodhen. (Späterhin bat ver Elende ſich feines Berbrechens öffentlich ge 
rühmt.) 

Das Minifterium hatte ſich indeſſen durch Aufnahme ver parlamentarifche 
Führer am 26. Oktober 1832 ergänzt und verſtärkt. Soult übernahm der 
Borfig, Thiers das Innere, Broglie das Aeußere, Guizot den Öffentlichen 
Unterridt und Kultus, Human die Finanzen, d'Argout den Handel, Bartbe 
die Juſtiz und Rigny die Marine. 

Diefeg Minifterium bat fih kaum zwei Jahre unverfehrt gehalten, parla⸗ 
mentariſche und Hofintriguen‘ führten häufige Minifterwechfel herbei, welche dat 
Tonftitutionelle Syſtem nur ſchwächen konnten. Ludwig Philipp Hatte unter ven 
vielen Miniftern, die ihm die wechſelnden Majoritäten parlamentarifher Kombi: 
nationen zur Berfügung ftellten, zwar tüdhtige Beamte und große Redner, aber 
feinen einzigen Mann zu finden geglaubt, der die Lage zu beherrſchen, das Ruder 
des Staatsfchiffes mit ſtarker Hand und feften Bli in die Zukunft zu leiten im 
Stande gewwefen wäre. Darum nahm er felber biefe Leitung in vie Hände, obwohl 
mit gewiffenhafter Beobachtung der Fonftitutionellen Formen. Dadurch gerieth das 
Königthum in einen Widerſpruch mit den Eonftitutionellen Anfichten. Die Kammer 
war eiferfüchtig auf ben überwiegenden Einfluß des Könige, anf ven Gang ber 
innern und äußern Politit und dieſe Eiferfucht beutete Stellenjagb und Parteiſucht 
aus, um fortwährende Minifterwechfel zu veranlafien, wobei e8 fih nicht um 
Principien, fondern höchſtens um eine einzelne mehr ober minber wichtige Maß—⸗ 
regel handelte. Der Principienkampf trat erſt fpäter hervor, als die dynaſtiſche 
Linfe in den Wahlen von 1887 mit den Republitanern ſich Toalifirte und fo ver 
Sturz des Thrones, allerdings ohne es zu ahnen, vorbereitete. ine dynaſtiſche 
Oppoſition ift an fi) in einem Lande und in einer gewählten Berfammlung ein 
Mißgriff, wo es nit nur eine, fondern fogar zwei antidynaſtiſche Oppofttionen, 
eine legitimiſtiſche und eine republifanifche giebt. Hätte die Linke das Verſtändniß 
der Lage und ihrer Mifftion gehabt, fo würde fie fih von dem von ihr felker 
aufgerichteten Throne nicht eher entfernt, gefchmweige getrennt haben, als bis fie 
deſſen natürliche Feinde, Legitimiften und Republikaner, in völlige Ohnmacht verfert 
hätte. Statt ihn aber zu befeftigen griff fie den Juliusthron an und erfdgätterte 
ihn fortwährend dur ihre Bündniſſe mit den Feinden veffelben. Nach ver 
großen Spaltung zwiſchen ven Anhängern und Gegnern der dynaſtiſchen Politif 
traten die Meinen Spaltungen der erftern ein und bie Kammer bot bald vas 
beffagenswerthe Schaufptel von fleben Fraktionen bar: eine dynaſtiſche und eine 
legitimiſtiſche Rechte; ein rechtes und ein linkes Centrum und dieſes wieder in 
zwei Fraktionen, wovon bie eine zu Thiers die andere zu Baffy and Dufaure 
Ihwor; dann eine dynaſtiſche und eine republikaniſche Linke, die unter Umftänben 
wieder in weitere Brüche zerfiel. 

Je mehr diefe Spaltungen einriffen, vefto häufiger wurden bie Miniſterwechſel 
und befto kühner die von den Aufwieglern bearbeiteten geheimen Gefellfchaften, in 


Srankreich. 647 


denen fi) immer ein oder ber ambere Fauatiker fand, ber zu einem Attentat auf 
das Leben bes Königs ſich hergab. Zunäcft folgte das von ben Nepublifanern 
Morey und Pepin amgeftiftete, von Fieschi ausgeführte Attentat, dem Ludwig 
Philipp wie durch ein Wunder entging. Die konſervative Partei glaubte gegen 
bas revolutionäre Treiben etwas thun zu mäflen. Man folgerte, vie Ausfchrei- 
tungen ber Preffe unterhalten vie Aufregung in den Maſſen und beförvern bie 
geheimen Gefellichaften und vie aus ihnen hervorgehenden Morbverfuche: alfo 
müfje man bie Preſſe zägeln. Allein bie Preffe wirklich zu zügeln war unmöglid, 
da die Konftitution vollftändige Preßfreiheit verbürgt und Ludwig Philipp feinen 
andern Rechts⸗ und Beſtandboden als eben die Konftitution hatte. Das boltrinäre 
Minifterium, an deſſen Spige Broglie ftand, legte nun bie fogenannten Sep⸗ 
tembergefege vor, welche einige wenig beengende Schranken ver Preffe anlegten, 
Schranken vie übrigens in feiner Weife das Princip der Preßfreiheit felber beein- 
trächtigten, deren aber vie Parteien ale Popanz ſich bebienten, fe als eine offenbare 
Verlehung der Konftitution varftellten, und zu der Gährung in ben rerolutionären 
Schichten noch die Unzufrievenheit und das Mißtrauen der Mittelklaſſe hinzufügten. 
Schon im folgenden Junius hatte der revolutionäre Fanatismus wieder einen 
Mörder bewaffnet: Aliband, Mitglied ver geheimen Gefellichaft ver Menſchenrechte, 
ſchoß eine Piftole auf ven König ab. Nichtsveftoweniger legte die Regierung ein 
Jahr nach viefem Mordverſuch den Geſetzesentwurf einer faft allgemeinen poli- 
tifchen . Umneftie vor. Um dieſelbe Zeit machte Louis Napoleon feinen erften 
verimglüdten Berſuch zum Umfturz des Juliusthrones. Einverſtändniſſe mit der 
Sarnifon von Straßburg ließen ihn ven Erfolg einer Militärrevolution hoffen. 
Der Prinz wurbe verhaftet, aber nah Amerika transportirt. Die Mitſchuldigen 
haben die Geſchwornen freigefprochen, well ber Hauptſchuldige ihrem Ausſpruch 
entzogen wurbe. 

In der äußern Politik waren e8 die Vorgänge auf der pyrenäiſchen Halb» 
infel, welche, nachdem in Warſchau und Italien „die Orbnung wieder bergeftellt 
war”, die Aufmerkſamkeit ver Regierung wie der Nation befchäftigten. Ludwig 
Philipps äußere Politit ging dahin, nirgends die Revolution zu ermuntern, ge⸗ 
fchweige zu unterftägen, bamit vie norbifchen Mächte feinen Borwand hätten gegen 
die Revolution thätig einzufchreiten. Hingegen unterflügte vie Iulinspolitit alle 
fonftitutionellen Beſtrebungen bes Auslandes, mochten fie von oben over unten 
ausgehen. Dieje Unterflägung war mehr eine moralifhe als materielle, da fie 
höchſtens bis zu finanziellem Beiftand fich verftieg. Die Erpepition nach Antwerpen 
blieb eine Ausnahme und follte in Spanten ober fonft wo nicht wiederholt werben, 
As daher Thiers auf Grund des im April 1834 abgefchloffenen Duadrupelver- 
trage ( Frankreich, Spanien, Bortugal und England) der Königin Chriftine ein 
Heer zur Belämpfung ber für Don Earlos ſtreitenden Legitimiften ſchicken wollte, 
weigerte ſich Ludwig Philipp, was zu einem abermaligen Minifterwechfel Borwand 
gab. Das Minifterium Thiers wich dem Minifterium Mole (7. Sept. 1836), 
das durch die erwähnte Amneftie eine Popularität fuchte und erhielt, vie es jedoch 
bei Borlage des Disjuuktionsgeſetzes wieder verlor. Durch dieſes Geſetz wollte die 
Regierung der flandalöfen Straflofigkeit des Hochverraths wie der Mitſchuldigen 
Ludwig Napoleons zuvorkommen, und bei Verbrechen, welche von Militär- und 
Sioitperfonen zugleich begangen wurden, bie einen vor Kriegs⸗ bie andern vor Civil⸗ 
gerichte fielen. Die Deputirtenlammer verwarf dieſen Borfchlag, ebenfo einen 
anbern, welcher vie ‘Deportation zum Gegenſtande hatte, und das Minifterium 
Mole, das bei feiner Bildung eine größere Dauer verſprach, mußte mehrere der 
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bedeutendſten feiner Mitglieder als Opfer der unliebſamen Geſetzesvorſchläͤge au⸗ 
ſcheiden. An Guizot's, Duchatel's, Perſil's und Gasparin's Stelle traten (15. 

ril 1837) Montalivet, Salvandy, Barthe, Lacave-Laplagne ein. Die alſo 
modificirte Verwaltung legte ven Geſetzesvorſchlag vor, weldyer für den eben wit 
der Prinzeffin von Mediendurg- Schwerin vermählten Herzog von Orleans eine 
Dotation und für die lettere einen eventuellen Wittwengehalt in Aufprud nahm. 
Die Kammer genehmigte ven Entwurf unverändert, worauf die Seffton geſchloſſen 
und die Kammer aufgelöft wurbe. Die neuen Wahlen fielen zwar zu Gunſien 
des Miniftertums aus, allein die Koalition zwifchen ver bynaftifchen und repubii- 
kaniſchen Oppofition, bie ſich gegenjeitig unterftügten, um ihre Kandidaten bardıı- 
fegen, war ein arger Vorgang, der zu weitern Bünbniffen der Art von verhäng 
nißvollen Folgen führte. 

Die koaliſirte Linke verjuchte ihre Kräfte zuerſt gegen die Vorlage ein 
Geſetzes, das den Zwed hatte die größeren Eifenbahnlinien auf Staatskoſten, wie 
Belgien das gethan, zu bauen. Diefer Plan wurbe als ein Mittel die Wahllörge 
durch die Eifenbahnbeamten zu beberrichen von der Oppofition verjchrieen, H. Arage, 
der berühmte Aftronom machte in feinem Berichte über ven Vorſchlag das ſonderbare 
Argument geltend, Frankreich müſſe mit dem Bau der Eifenbahnen noch warten, 
um die fernern Erfindungen und Berbefierungen, welche vie Wiffenfchaft, vie noch 
fange nicht ihr letztes Wort in biefer Erfindung gefagt habe, benugen zu Können. 
Bon der boftrinären und fonftigen konſervativen Partei ſtimmten alle Banquier 
und Kapitaliften, die beim Bau der Eifenbahnen durch Kompagnien ſich beike- 
ligen wollten, gegen die Regterungsvorlage und fo warb biefelbe verworfen um 
Frankreich blieb hinfichtlich der Eifenbahnen, dieſes gewaltigen Hebels des Wohl 
flandes, nicht nur hinter England, Amerila und dem benachbarten Heinen Belgien, 
fondern auch hinter den meiften deutſchen Staaten zuräd, die doch ihre gewöhnliche 
Bedachtigkeit auch Hierin nicht verläugnet hatten, In vemfelben Jahre wurde aber: 
mals eine Höllenmaſchine entvedt, die ein gewiſſer Huber, ebenfalls Mitglied eine 
geheimen Gefellichaft, gebaut hatte; derſelbe warb von ven Geſchwornen zu lebens 
längliher Zwangsarbeit verurtheilt. Ebenfo wurde vom Pairshof der Lientenant 
Laity, der zu Gunften ver Rechte Louis Napoleons eine Flugſchrift gefchrieben 
hatte, zu mehrjährigen Gefängnig verurtheilt. Es war wohl fein zufälliges Zu⸗ 
fammentreffen, wenn um dieſelbe Zeit Ludwig Napoleon aus Amerika zurüclan 
und in der Schweiz fich nieverlieh. Diefe Nieverlaffung flößte der Regierung niät 
ungegrünbete Beforgniffe ein, fie verlangte daher bie Ausweiſung des Prima 
vom Schweizer Bunde, der biefelbe jedoch verweigerte, pa der Prinz indeſſen dad 
thurgauer Bürgerrecht erhalten hatte. Es entſtand daraus ein mißlicher Konfl, 
Vranfreihh drohte mit Zwangsmaßregeln und hätte vie Drohung wahrſcheinlich 
vollzogen, wenn ver Prinz nicht freiwillig bie Schweiz verlafien und nach England 
überzuftebeln fich entfchloffen hätte. J 

Bei Eröffnung der Seſſion 1838 erſchien die Koalition aller Parteien vol: 
fommen ausgebildet: Guizot, Thiers, Odilon Barrot, Oarnier-Pag6s und Berry 
ftürmten in gleihem Schritte "gegen das Minifterium Mole an, bem man die 
Todſünde zwei Jahre gedauert zu haben nicht verzeihen konnte. In der äußeren 
Bolitif warf man ihm vor, Ancona geräumt zu haben, wozu er vertragsmäßig 
verpflichtet war, in ben innern Angelegenheiten machte man ihm den Vorwurf zit 
der Politik des Königs zu fehr einverftanven, oder wie vie Berbündeten fich auf 
drüdten, der gefällige Diener feines Herrn zu fein. Die Antwortsabreffe auf die 
Thronrede, wie das Minifterium fle gemänfcht, wurde zwar nah langer m 
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lebhafter Debatte, aber nun mit einer Mehrheit von 11 Stimmen angenommen, 
daher Graf Mols und feine Kollegen am 22. Januar 1839 ihre Entlafſung ein⸗ 
reichten; als aber die Bildung eines neuen Minifteriums täglih auf größere 
Schwierigkeiten ftieß, behielten fie ihre Portefeuilles und appellirten durch Die 
Kammerauflöfung and Land. Das Ergebnig der Wahlen war ihnen keineswegs 
gänftig und fie reichten am 9. März ihre vefinttive Entlaffung ein. Die Ber- 
bänbeten, die im Sturm gegen das Kabinet fo einig gingen, konnten fi aber- 
mals über die Bildung eines neuen nicht verftänbigen und e8 vergingen wieder 
drei Wochen mit fruchloſen Unterhanblungen, fo daß der König am 1. April eine 
proviſoriſche Berwaltung zu ernennen ſich gendthigt fab. Der Zwiſchenzuſtand 
würde noch lange gewährt haben, wenn nit eine am 12. Mai ausgebrochene 
Emeute, an deren Spige die Soctaliften Blanqui und Barbds ſtunden, den Partei⸗ 
hauptern begreiflih gemacht hätte, daß ihre parlamentariichen Spiele Frankreich 
dem Abgrund nahe rüden. Während Truppen und Nationalgarven gegen bie 
Infurgenten marfchirten, kam fchnell ein Minifterkum, meift aus Mitgliedern bes 
linken Gentrums mit dem Marſchall Soult als Präfinenten zu Stande. Der 
Marſchall übernahm das Bortefeuille des Aeußern, Duch atel des Innern, Baffy 
der Finanzen, Dufaure ver öffentliben Bauten, Eunin-Grivaine — ein 
reicher und populärer Fabrikant und Anhänger des gefallenen Diinifteriums Mole — 
den Handel, Billemain ven Bffentlihen Unterriht, Schneider den Krieg, 
Duperr6 die Marine und Tefte die Iuftiz. 

Das neue Minifterium hatte wenig Glüd. In’ Algier mußten vie franzd- 
fiſchen Waffen gegen Ab⸗del⸗Kader den kürzeren ziehen, im Orient ſchlug Ibrahim 
Paſcha die türkifche Armee bei Nefaib, die Wendung der Angelegenheiten auf ber 
pyrenäifchen Halbinfel u. f. w. waren Ereigniffe, bie zu beberrichen pas Mimi⸗ 
ſterium feinen Gegnern nicht gewachlen fchten. Doch kaum konnte man fich bierliber 
ein beftimmtes Urtheil bilden, als es Thiers durch eine palamentarifche Lift ge 
lungen war, das Geſetz, welches für ben Herzog von Nemours eine Dotation 
verlangte und deſſen Annahme gefichert fehien, verwerfen zu laſſen, worauf das 
Kabinet feine Entlaffung einreichte und Thiers (1. März 1840) ven Auftrag zur 
Bildung eines andern erhielt. Es war das ein fürmliches Koalitionsminifterium. 
Thiers übernahm mit dem Borfig das Portefeutlle des Außen, Roͤmuſat 
des Innern, Iaubert der öffentlihen Bauten, Bivien ver Juſtiz, Coufin bes 
öffentlichen Unterrichts, Pelet ver Finanzen, Eubidres bes Kriege, Gonin des 
Handels und Rouffin die Marine. Guizot erhielt ven VBotfchafterpoften in London 
und D. Barrot die bündigften Zuſicherungen einer parlamentarifchen und Wahl 
reform und der Zurücknahme ver Septembergefeße. Statt mit diefen Fragen aber 
befchäftigte Thiers die Gemüther mit der Rückkehr der Aſche Napoleons von 
St.Helena und deren Beifegung unter ven Dom ber Invaliden. 

Auch nah außen Hin hoffte Thiers die Geifter zu überrafchen und zu be- 
frienigen. Die orientaliigen Wirren, die 1839 eine ernfle Wendung genommen 
hatten, wurden vom Miniſterium Soult im Einverftänpniß mit dem englifchen 
Kabinet vorläufig fo weit georbnet, daß keine den europäiſchen Frieden bedrohende 
Krifis daraus hervorgehen konnte. Allein Thiers wollte ven ſchwebenden Unter- 
banblungen eine neue auf das ausſchließliche Intereffe des franzöfifchen Einflufles 
im Orient berechnete Wendung geben; er fchidte an Mohamen Ali einen geheimen 
Geigäftsträger ab, um ven Bicelönig von Egypten zu veranlafien feinen Streit 
mit dem Sultan allein beizulegen und nicht, wie das bereits vertragsmäßig ver- 
abrebet war, unter Mitwirkung der europäiſchen fünf Großmächte. Rußland, 
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welches von dieſer geheimen Senvung Wind bekommen hatte, benußte fie dazı, 
um bie englifch-franzöfifche Allianz zu fprengen, und hinter Frankreichs Rüden 
einen Vertrag mit England, Defterreih und Preußen zur Regelung bed Streites 
zwiſchen dem Sultan und feinem Bafallen abzufchliegen. Als vie Nachricht vom 
Bertrage vom 15. Julius 1840 in Parts befannt wurbe, brachte fie allgemeine 
Entrüftung hervor, die um fo größer war, als man den Grund over Vorwand ber 
Frankreich zugefügten Beleivigung nicht kannte und Thiers fi wohl Hätete fie 
einzugeftehben. Der Minifterpräfivent war überdies entrüfteter als alle Welt und 
drang darauf, für ven künftigen Frühling zum Krieg zu rüften. Die Idee bei 
Königs, Parts mit einem Gürtel von Feitungen zu umgeben, jo vaß vie Haupt⸗ 
ſtadt bei einem etwaigen Ueberfall bes Feindes fih eine Zeitlang halten könnte, 
warb non Thiers aufgefaßt und trog der Warnungen ver radikalen Partei, daß 
dieſe Feſtungen nicht gegen Frankreichs Feinde, ſondern bloß gegen bie Yeinte 
der Dynaftie erbaut würben, in Ungriff genommen und von den Kammern zit 
großer Mehrheit genehmigt. Zu offenfiven Nüftungen wollte der König jened 
feine Einwilligung nicht geben, daher Thiers fein Portefenille nieberlegte, vom 
König diesmal aber In mehr als unfreundliher Stimmung fchieb. 

Die Aufregung, welche dieſe Ereigniffe hervorgebradt hatten, ſchienen dem 
Prinzen Tonis Napoleon geeignet einen abermaligen Berfuch zu einem Aufftante 
zu machen, daher er in Bonlogne (6. Auguft) mit mehreren Anhängern landete; 
er wurde jedoch von der Garnifon, au die er vergebens einen Aufruf erlaſſen hatte, 
verhaftet. Der Pairshof verurtheilte ihn zu lebendlänglicher Haft, worauf er nad 
ver Feſtung Ham gebracht wurde. Am 15. Oktober fand ein neues Attentat auf 
das Leben des Könige ftatt, das ein Republitaner Namens Darmés ansführk 
und wie bie frühern das Biel verfehlte. Die Bildung eines neuen Minifteriume 
hatte wieder acht Tage gedauert. Guizot, der von Anfang an gegen Thies 

Kriegslärm ſich ſchon von London ans ausgefprochen hatte, warb zurädfberufen. 
Der König verzieh ihm die unverzeihlidden SKoalitionsfünden und er bildete ein 
neues Minifterlum, worin Soult das Präfidium mit dem Portefenille des Krieges, 
Guizot das Aeußere, Duchätel das Innere, Martin du Nord die uf, 
Cunin⸗Gridaine deu Handel, Human bie Finanzen, Tefte die Öffentlichen 
Bauten, Billemain ven öffentlihen Unterriht und Duperr6 die Marine übe: 
nahm. Es war das mit Ausnahme eines einzigen, Tefte, ein rein louſervativet 
Mintfterium und beftand aus den Mitgliedern ver dynaſtiſchen Rechten, wen Yn: 
hängern des Grafen Molé und Doltrinäres. Diefe Berwaltung bauerte faf 
acht Jahre. 

Die erfte Aufgabe bes neuen Minifteriums war bie Gemüther zu beruligen, 
bie Friedenspolitik, die TIhiers aus ihrem Geleife verrädt hatte, wieder Gineinze- 
fhieben. Nur vie begonnene Befeftigung von Paris wurde als eine für ve 
Zufunft berechnete Maßregel fortgefegt, alle fonftigen Rüftungen aber eingeftelt 
Defterreih und England ſahen ein, daß die Ausichliegung Frankreichs von ve 
Regelung der orientalifhen Angelegenheiten nur Rußland zu flattere komme 
würde, fie erleichterten dem frangöfifchen Kabinet daher jo viel alg möglich ve 
Nüdtritt ins „europäiſche Koncert," indem fie die Mohamer-Ali auferfegten hariıs 
Bedingungen weſentlich milverten, worauf Guizot das Geſchehene als eine vel 
brachte Thatſache anerkannte und das für Frankreich offen gelafiene Protokel 
mitunterzeichnete, jo daß ſchon 1841 die früheren Beziehungen Frankreichs zu Ta 
Großmãchten, wenigſtens äußerlich, wieder vollkommen bergeftelt waren. Ti 
Gereiztheit und das Mißtrauen, welche dieſe Vorfälle gegen England in der Natie 
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hervorgebracht haben, waren aber nicht fo leicht zu verwiſchen und traten bei jeder 
nähern Berüßeung der Intereffen beiver Länder von neuem hervor, wie bie Frage 
des Durchſuchungsrechts in ver Seffion von 1841/42 gezeigt hat. Frankreich war 
unftreitig durch den Vertrag von 1837 gebunden, England verlangte jet nur 
eine durch die Erfahrung gebotene weitere Anwendung des in biefem Bertrage 
aufgeftellten Princtys; allein vie Kammern verweigerten nicht nur biefe Erweite⸗ 
rung, fondern verlangten fogar die völlige Aufhebung des Durchfuchungsrechts und 
Gutzot fah ſich gendthigt die Unterhanplungen mit dem engliſchen Kabinette zu 
dieſem Zwecke zu führen. Noch lebhafter trat vie Gereiztheit gegen England in 
der fogenannten Britchard-Angelegenbeit hervor. Die franzöflichen Behörden anf 
Tahiti hatten den ehemaligen engliihen Konful und jegigen Miffionär Pritchard, 
der den ihm als politliche und Tonfefftonelle Gegner verhaßten katholiſchen Fran⸗ 
zofen die Nieverlaffung zu erfchweren fuchte, verhaftet und ohne gerichtliches Ver⸗ 
fahren von der Infel vertiefen, weil ernfte Verdachtgründe vie Eingeborenen 
aufgewiegelt zu haben, gegen ihn vorlagen. Da Pritchard zugleih Kaufmann war, 
verlangte er, und mit Recht, Entſchädigung für die ihm in folge ver gewaltfamen 
Bertreibung von Tahiti entfprungenen Berlufte. Die franzöfifde Regierung Tonnte 
nicht umbin biefes Recht dem Grundſatze nach anzuerfennen, machte vie Entſchä⸗ 
digung jedoch von dem Einverſtändniß des franzöflfchen und engliſchen Admirals 
diefer Station abhängig. Zu einem folhen Einverſtändniß tft es übrigens nie 
gelommen, und Pritchard hat nie eine Entſchaͤdigung von Frankreich erhalten. Die 
Debatte bierliber in ven beiden Parlamenten, wie vie Haltung der Tagesprefle 
baden nicht nur eine große Aufregung ver Gemüther hervorgebracht, fondern auch 
zugleich bewiefen, wie ſchwer es fei die frühere freundfchaftlihe Stimmung nicht 
blos der Kabinette, fondern auch ver Völker wieder herzuftellen. 

Englands Mißtrauen gegen Frankreich trat 1844 im Kriege des letztern 
gegen Mareflo hervor und trieb es zu einer unaufgeforverten Bermittlung, die 
Frankreich veranlaßte, einen fürmlihen Bruch, mit dem YBundesgenoffen dadurch zu 
vermeiden, daß es auf Entſchädigung der Krtegsfoften verzichtete und ſchnell ven 
Frieden mit Marrokko abſchloß. Guizot gab fih alle Mühe, die alte Allianz 
wieder berzuftellen, nicht indem er berfelben irgend ein Intereffe Frankreichs opferte, 
fonbern, indem er in beiden Ländern vie Nothwendigkeit viefes Bündniſſes im In- 
terefie der Bildung, bes Wortfchrittes und des Friedens zur Anerkennung zu 
bringen, keine Anftrengung parte. Glücklicherweiſe fand er im Mintfterium Aber- 
deen-Beel einen Meinungsverwandten und thätiges Entgegenlommen, fo daß bie 
entftandenen Zwifligfeiten alle gütlich und fchnell ausgetragen wireven, was Oulzot 
bei der franzöſiſchen Oppofition den Spottnamen eines „englifhen” und Aber: 
deen in England ven Spottnamen eines „Franzöftfchen” Miniſters zuzog. Der 
Unterſchied zwiſchen den beiden Bezeichnungen war, daß in England der Spott- 
name feine weitern Folgen hatte, in Frankreich aber Guizot und den König als bie 
Träger einer unnationalen Bolitit dem Volkshaſſe preisgab. Die beiden befrenn- 
beten Minifterien veranlakten, nm das „herzliche Einverſtaäͤndniß“ zwifchen ven 
Regierungen weltkundig zur Anſchauung zu bringen, eine Zuſammenkunft ver Dio- 
narchen beider Nachbarftanten: Ludwig Philipp befuchte die Königin Biltoria auf 
der Infel Wight und dieſe erwiberte ven Beſuch in Treport. 

Während diefer Zufammentunft fuchte Guizot Über eine Yrage, bie vorams- 
ſichtlich einen Zufammenftoß der beiverfeitigen Intereffen berbeiflihren fonnte, mit 
Lord Aberbeen ſich zu verftänbigen. In Spanten war ber Dimaftieenkrieg zu 
Ende, ver Parteienfampf aber dauerte ähnlich wie in Frankreich fort. England 
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Hatte in Folge des Bürgerkrieges feinen Einfluß in Spanien bedeutend vermehrt 
und ihn an bie dynaſtiſche Oppofition und PBrogreffiftenpartei anzulehnen verftanben. 
Es firebte nun aud, am Hofe eine Stütze feines Einflufies bei ver Wahl ves 
fünftigen Gemahls ver Königin Ifabella II. fi zu ſichern. Gelang dieſe Politik, 
dann war Frankreichs Einfluß in Spanien mehr als neutralifirt. Guizot erflärte 
daher Lord Aberbeen, daß er mit der englifhen Politik in ver fpanifchen Hei⸗ 
rathsfrage Hand in Hand gehen wolle, wenn biefelbe die Heirathskandidaten nicht 
außerhalb der Linie Bourbon zu wählen ſich anbeifhig made. Lord 
Überdeen übernahm ausdrücklich dieſe Verbindlichkeit im Laufe der, mündlichen 
Unterredung mit Gulzot und wiederholte biefelbe fpäter in einem Schriftftüd. Das 
Zorpminifterium mußte jedoch fpäter den Whigs weichen und Lord PBalmerfton 
batte fein Bortfeuille kaum vierzehn Tage in Händen, als ver engliihe Geſandte im 
Madrid alle Springfevern in Bewegungen feste, um bie Heirath eines Prinzen 
von Koburg mit Ifebellen zu Stande zu bringen. Wiewohl dieſe Beftrebungen 
noch geheim betrieben wurben, hatte das Zuilerien-Rabinet doch bald Wind davon 
befommen und durch den Wortbruch des engliihen Kabinets ſich auch nicht mehr 
zum gemeinfchaftliden Handeln mit dem legtern in dieſer Frage verpflichtet ge- 
halten, Guizot betrieb daher feine Unterhanplungen ebenfalls geheim und brachte 
fle raſch zum Austrage. Die Königin Iſabella wurde mit dem Sohne ihres 
Oheims Don Francisco d'Aſſiſi umd die Infantin, ihre Schwefter, mit dem Her⸗ 
zog von Montpenſier (Oltober 1846) verlobt. Darüber gerieth Lord Palmerfton 
in Wuth, die ganze englifche Prefie warb gegen Frankreich aufgerelät und das fo 
mübfom errungene „herzliche Einverſtändniß“ zwilchen ven beiden Regierungen 
und Höfen war dahin. Den Geift der franzöfifhen Oppofition charakterifirenn 
war es, daß fie es in viefem Konflitt mit England hielt, und demſelben Guizot, 
ben fie früher einen „englifhen Miniſter“ geicholten, weil er in unbeventenven 
Fragen lieber nachgegeben als die engliiche Allianz geopfert, jest zum Verbrechen 
anrechnete, den franzöftichen Einfluß in Spanien ver englifhen Allianz nicht ge- 
opfert zu haben. Lord Palmerſton fuchte von’ dieſem Augenblide an vie franzd- 
füche Politit zu durchkreuzen und Ludwig Philipp immer neue Verlegenheiten zu 
bereiten. So in ben portugiefiigden Wirren und in den Dändeln mit den Staaten 
des 2a Plata, entfchievener noch in ven Wirren ver Schweiz und den Angelegen- 
heiten Italiens, 

Seiner Politik treu, unterftägte Ludwig Philipp die freifinnigen Tendenzen, 
welde in Italien feit ver durch den franzöſiſchen Einfluß im Konklave zu Stante 
gefommenen Wahl Pins IX. einen mächtigen Aufihwung genommen hatten. Statt 
biefe im Interefie des gemäßigten und möglichen Fortfchrittes an den Alpen und den 
Apenninen liegende Politik Ludwig Philipps zu unterftügen, hielt es das engliſche 
Kabinet mit der revolutionären Partei, die unter der Aufmunterung und mit dem 
Beiftand Lord Mintos, den zu dieſem Zwed Lord Balmerfton nah Italien ge 
ſandt hatte, die Reform vegung in die Bahn der Revolution trieb. Ein ähnliches 

Berfahren verfolgte die Politit Lord Palmerftons in ver Schweiz. Die Eingriffe 
in bie Souveränetät einiger Kantone, zu denen die Schweizer Tagſatzung ſich hin- 
reißen ließ, hatte zu einem Sonderbund viefer Kantone geführt, in Folge defſen 
bie Republit am Vorabend eines Bürgerkrieges fland, dem die europäiſchen Groß 
mächte und audy nur Frankreich und England, wenn fie vereint ihren Einfluß auf 
bie einander gegenüberftehenden Kantone und auf die Tagſatzung geltend machten, 
leicht hätten vorbeugen können. Lord PBalmerfton gab fi) in der That ven Schein, 
gemeinihaftlih wit dem franzöflihen Kabinet in der Schweiz zu wirten, aber 
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nur um Guizot zu täuſchen und binzuhalten, während fein Geſandter, Sir Robert 
Peel, ven erhaltenen Inftruftionen gemäß die Bunbesregierung zum Angriff trieb. 
Der Zufammenftoß der eidgenöffishen Armee und der Sonderbundstruppen enbigte 
bald mit der Nieverlage ver legteren; der Sonderbund löfte fih auf und Lord 
Palmerfton erlärte, es liege kein Grund zu weiterer Einwirkung auf die helvetifchen 
Zuftände vor. Die Politit ver Tuilerieen hatte hierbei eine um fo enipfinvlichere 
Schlappe erlitten, als die öffentlihe Meinung verfelben entſchieden und lebhaft 
entgegenftand, da der Konflilt zwifchen ven fieben Kantonen und ber Tagſatzung 
bie verhaßten Jeſuiten betraf. 

. Die Iuliuspynaftie ftand nun nad Außen vereinzelt da und ihre Stellung 
im Innern war kaum eine befiere. Die parlamentarifhen Parteilämpfe hatten in 
ben mittlern Klaflen die Achtung vor dem König beveutend geſchwächt, va die 
Parteien die Schuld ihres endloſen Haderd immer dem Throne zuzufchreiben 
wußten. Die Ariftoratie hatte fih mit wenigen Ausnahmen ferne gehalten und 
in Louis Philipp ven Ufurpator gehaßt; viefelben Gefühle begten von ihrem 
Standpunkte der Volfsfouveränetät aus die republifanifhe Partei, deren Haß und 

geheimes Zreiben in Üttentaten auf den König und feine Yamille von Zeit zu 
Bei wie die aus den Sümpfen auffteigenven fi entzündenvnen Dünſte aufloverte. 
Kaum hatte man das Attentat Darnés vergeflen, als ein anderer Ürbeiter, Namens 
Duenifjet, auf die Herzoge von Nemours und Aumale, die nah ihrer Rückehr 
aus Algerien ihren Einzug in Paris hielten, einen Mordanſchlag (1841) verſuchte. 
Der fchwere Schlag, weicher Ludwig Philipp, den Vater und König, traf, als ver 
Thronerbe am 13. Februar 1842 infolge eines Sturzed aus dem Wagen plöglid 
ftarb, hatte zwar einen Yugenblid lang alle dunaftifchen Parteien um ven Thron 
geſchaart. Die Mittelliaflen in ganz Frankreich hatten die unzweideutigften Sympa⸗ 
thien für den König an den Tag gelegt und in ver Kammer hatten Thiers und 
Dpilon Barrot und ihre Anhänger — einzelne Stimmen abgerechnet — wit der 
dynaſtiſchen Rechten für das Geſetz geftimmt, welches dem Herzog von Nemours 
während der Minverjährigfeit des Grafen von Paris die Regeniſchaft übertrug. 
Die alten Spaltungen traten aber bald wieder hervor und das Miniftertum wie 
der „unveränberliche Gedanke“ warb nad wie vor bie Zielſcheibe maßlofer An⸗ 
griffe der Oppofition. 

Die Wahl- und parlamentarifche Reform ward jedes Jahr in ven allgemeinen 
Debatten ein ober mehrmals angeregt, von einer compalten Majorität aber ftets 
als unreif befeitigt. Diefer, beharrliche Wiverftand in ver Kammer veranlafte bie 
Gegner des Minifteriums, für die Wahlreform außerhalb der Kammer thätig zu 
fein. Unter den Gegnern Guizots befanden fi, einige feiner früheren politifchen 
Breunde, wie Duvergier d'Hauranne, die feit der Koalition 1839 ſich von 
ihm getrennt hatten und unter die Fahne von Thiers getreten waren. Duvergier 
d’Hauranne nahm nun die Reformfrage in die Hand, veranftaltete im Vereine 
mi DO. Barrot Zwedeflen in ven ‘Departements, bet denen durch Neben über vie 
Nothwendigkeit der Wahlreform die Gemüther aufgeregt wurden. Wie Duvergier 
d'Hauranne von den Doltrinären, fo hatte fih Lamartine von ber großen 
Traktion der konfervativen Partei geirennt, ohne fi) jedoch mit irgend einer andern 
zu verbänden, da viefelben alle von Thiers beherriht wurden und zwilchen dieſem 
und Lamartine ſtets eine perſönliche und principielle Antipathie obwaltete. Lamar⸗ 
tine that eine geregelte Thätigkeit noth, Mole wie Guizot hatten ihm das Porte 
feuille des öffentlichen Unterrichtes angeboten, allein der gefeierte ‘Dichter hatte 
nur für biplomatifhe Stellungen Sinn, für das Portefeuille des Aeußern ober 
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einen Botſchafterpoſten erſten Ranges. Ludwig Philipp ſetzte bei Lamartine nicht 
die ganze Summe von Eigenſchaften und Fähigkeiten voraus, die ein ſolcher 
Poſten erheiſche — und Lamartine warb verſtimmt. Sein Bruch mit der dynaſtiſchen 
Rechten trat zuerſt bei Gelegenheit des Regentſchaftsgeſetzes hervor, venn er ſprach 
und ftimmte mit ber legitimiftifchen und republikaniſchen Linken für bie Regent- 
ſchaft der Herzogin von Orleans. Die Thätigfeit, die fein Geift im wirklichen 
Leben uicht gefunden, fuchte Lamartine jet in der Gefchichte und fchrieb ein 
Städ Revolution unter dem Titel: Histoire des Girondins. Dieſe Geſchichte war 
jedoch nicht allein eine feurige und glanzuolle Apologie der gemäßigten Republi- 
faner von 1791, fondern umgab felbft ihre biutbürftigen Feinde vom Berge mit 
einem gewifien Schein von Gerechtigkeit und Patriotismus, fo daß auch fie eine nicht 
- geringere Theilnahme als ihre ‚unglädlichen Opfer erregten. Diefe Verherrlichung 
der Revolution und der Republit wirkte eleftrifh auf vie Gemüther und arbeitete 
den Agitationen der Wahlreform in die Hände. Georges Sand, Eugene Sue, 
Preudhon, Lonis Blanc, Conſidérant, und andere Schriftfteller von geringerem 
Rufe, aber nicht geringem Einfluffe hatten fociale Gebrechen der unteren Volksklafſen 
enthält und die Gemüther verfelben für Ideen einer gänzlichen Umgeftaltung ver 
Sefellichaft gewonnen. Diefe fanden felbft in ven weitern Schichten der Bourgeoifie 
einen empfängliden Boden und gaben ihrer Anhänglichkeit an das Königthum ben 
Todesſtoß. Zwei Jahre Mißwachs und eine Geldkriſe fteigerten die Empfänglid- 
keit der befiglofen und wenig befigenven Klaſſen für foctaliftifche Neuerungen over 
überhaupt für eine Aenderung des Zuftanvdes. Einige ſtandaldſe Proceffe im Jahre 
1847 wurben ausgebeutet, um die Gereiztheit und Mißachtung gegen bie Regie 
rung zu vermehren, 

Unter viefer Stimmung der Gemüther ward die Seffioen von 1848 eröffnet 
und die Wahlreformatoren veranftalteten ein großartiges Banket, welches die 
während der Kanımerferien bervorgebrachte Agitation refumiren und einen entſchei⸗ 
venden Drud auf die Regierung üben follte. Die Regierung, geftügt auf eime 
ſtarke Mojorttät, ahnte keine ernfte Gefahr, fie glaubte der Bewegung nur ent- 
ſchieden entgegen treten zu müffen, um ihr ein Ende zu machen; fie bielt fie für 
ein Geſpenſt, das ein Fußſtoß verſchwinden made. C’&st un spectre sur lequel il 
faut monter pour le faire disparaitre, fagte das Journal des Debats und 
Guizot ließ den König die Agitation als „von feinvfeligen und blinden Leiden⸗ 
ſchaften genährt“ bezeichnen. Die Oppofition griff dies Wort auf und die Adreß— 
vebatte nahm einen heftigen und erbitterten Charakter wie noch nie zuvor an. 
Mitten unter diefen leivenfchaftlihen Debatten wurde das große Zweckeſſen ver: 
anftaltet und auf den 20. Februar feftgefett. In dem öffentlihen Aufruf dazu 
fand jedoch die Regierung Anhaltspunkte, das Zwedeflen kraft eines Geſetzes von 
1793 zu unterfagen. Die Oppofition beftritt der Negierung biefes Recht, behaup⸗ 
tete, das angerufene Geſetz babe auf den vorliegenden Fall Feine Anwenbung. 
Die Minifter entgegneten, daß nicht die Kammer, fonvern die Gerichte über Tie 
Anwendbarkeit eines Geſetzes zu entfcheiden hätten. Die Oppofition verfhob nım 
das Banket auf den 22., um Zeit zu gewinnen. Bis zu einem Bffentliden Zu⸗ 
fammenftoß mit der Gewalt wollte fie die Bewegung nicht treiben, weil dies das 
Signal zur Revolution gewefen wäre und fie in vem Wahne lebte, fie könne tie 
Dewegung eben fo leicht beberrfchen, wie fie viefelbe hervorgerufen. Ste entſchloß 
fh enblih, vie ihr vom Minifterium angebotene Transaltion anzunehmen. 
Die Reformatoren follten zum Banket geben und ver Poltzellommiffär werde fie 
auffordern, im Namen des Geſetzes aus einanver zu gehen, wogegen fte proteftiren 
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und ben Rechtsweg einzufchlagen fi vorbehalten fonnten. Bon beiden Selten war 
man verbiendet genug, zu glauben, eine gerichtliche Scene und vie Anwartſchaft 
auf einen Richterſpruch Über das Bereinigungsrecht werbe bie entfeffelten politiſchen 
Leivenfchaften zur Ruhe beſchwören. 

Die Regierung, die am 20. eine beträchtliche Truppenmacht durch den Tele- 
graphen nad) Paris beorbert hatte, gab am 21. Abents auf die Zuſicherung O. Bar- 
rots, es werbe alles ruhig ablaufen, e8 handle ſich blos darum, die ftreitige Rechts⸗ 

tage zur Entfcheidung zu bringen, Gegenbefehl. Am 22. zogen vie Deputirten ber 
infen, Odilon Barrot, Duvergier d’Hauranne und Cremieur an der Spike, 
nad den Champs Elyſée's, wo das Banket hätte ftattfinden follen, und murben 
von den Studenten, dem Volle und felbft von vielen Bürgern mit lebhaften Zu⸗ 


‚ rufen empfangen. Als fie aber von der „Komdpdtie” zurüdfehrten, wurben fie kalt 


oder mit Hohn aufgenommen. Die Arbeiter und die ftubirende Jugend hatten 
biefen Tag größtentheils gefeiert, auf ven Boulevards und in den zur Deputirten- 
kammer führenden Straßen wogte die Menſchenmenge ven ganzen Tag ab und zu, 
es ſchien aber mehr auf eine lärmende Demonftration als auf einen Aufſtand 
abgefehen zu fein. Diefe ſcheinbare Harmlofigkeit ver Menge beftärkte die Minifter 
in ihrem Wahne, es Itege zum energifhen Einfchreiten kein Grund vor. Der Tag 
verging zwar ohne ernfte Störung, allein die Aufregung der Gemüther hatte 
zugenommen und bie am 23. theilweife aufgebotene Nationalgarde trat unter dem 
Parteirufe, „es lebe die Reform” in Reih und Glied. Das war das erfte ernftlich 
beunrubigende Symptom. Am Nahmittag hörte man die Nationalgarde mit dem 
Rufe: „ES lebe die Reform!” auch den: „Nieder mit Guizot!“ vereinen und 
eine Deputatton des 4. Bataillons verlangte und erhielt Audienz beim König und 
forberte in entſchiedenem Tone die Entlaffung des Minifteriums. Ludwig Philipp 
verfprach, den Wunfch der Nationalgarde in ernfte Erwägung zu ziehen, und um 
8 Uhr kündigte Guizot in der Deputirtenfammer an, das Minifterium habe feine 
Entlaffung genommen uud bleibe nur bis zur Bildung eines neuen Kabinetes 
im Amte. Die Linke hatte auf Thiers Rath an demſelben Morgen gegen bie 
Minifter eine Auklage eingereiht, um dadurch die Aeußerlichkeit ihrer Rolle beim 
Bankete zu verhüllen. Die während des Tages Immer fteigende Aufregung ſchien 
am Abend, als die Nachricht von der Entlafjung des Minifteriums und die Be- 
rufung des Grafen Molé in vie Tutlerien bekannt wurde, auf einmal befchwichtigt, 
die Kriſts überftanden. Die Nationalgarve jubelte über ihren Sieg und die Bour- 
geoifie beleuchtete freiwillig die Stat. 

Doch der Jubel war von allzufurzer Dauer. Die geheimen Geſellſchaften 
hatten dem Treiben der Dynaſtiker bisher ruhig zugefehen und fobald fle bemerft 
hatten, daß die Aufregung einen höheren Grad erreichte und die Krifis überwunden 
ſchien, traten auch fie thätig auf den Schauplatz. Gegen 8 Uhr fah man aus dem 
Faubourg St.Antoine heraus einen Volkshaufen mit allerlei Waffen ausgerüftet 
die Boulevards hinab bis zum Hotel Guizots marſchiren und dem dort aufgeftellten 
Piquet Infanterie, das den verhaßten DMinifter beſchützen follte, ſich gegenüber 
aufftellen. Ihr Erfcheinen hatte viele Neugierige herbeigelodt, die "hinter ihnen 
ftanden. Die ganze Haltung des Volkshaufens war eine die Truppen heraus- 
fordernve. Der blutige Zufammenftoß blieb auch nicht lange aus. Vom bewaffneten 
Volkshaufen fiel ein Schuß auf die Truppe und tbotete einen Unterofficter. Sofort 
kommandirte der Lieutenant Feuer, und der bewaffnete Volkshaufe, wahrfcheinlic aus 
lauter gutgefchuften Barrikadenhelden beſtehend, duckte ſich noch zurrechten Zeit, jo daß 
bie Salve des Piquets faft ausſchließlich die dahinterſtehenden wehrlofen Zufchaner 
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traf. Dieſes den revolutionären Traditionen der Fronde entnommene Bubenftäd 
. verfehlte die berechnete Wirkung nicht. Man glaubte, die Truppen hätten nicht zu 
Selbſtvertheidigung, fonvern auf längft vorber ertheilten höheren Befehl auf vie 
Wehrlofen gefeuert. Die Entrüftung und der Zorn war daher eben jo groß als 
grenzenlos, und unter dem Rufe: „Verrath! Rache! zu den Waffen!” durchzogen 
die Aufwiegler die Stadt, verbreiteten vie Nachricht von dem fchrediihen Vorfall, 
geboten von allen Fenftern vie Lampen oder Lichter wegzunehmen, und ſchnell 
waren bie feftlich beleuchteten Bonlevarbs In eine finftere Einöde verwandelt, in 
ber nur die Fakeln leuchteten, womit man bie Verwundeten und Todten in vie 
nächftgelegenen Spitäler geleitete. Alle Welt war vor Furcht oder Schreden over 
in ver Abjicht, zur Rache ſich zu bewafinen, nad Haufe geflüchtet. Das Militär 
jelbft war unbegreifliderweife aus allen Bierteln zurädgezogen und am @arronfiel- 
plage koncentrirt. Die ganze Nacht hindurch baute man ungeftört eine Anzahl ven 
Barriladen, fo daß Paris anı Morgen vom 24. einer belagerten Stadt ähnlich 
fab, die dem Feinde jede Straße, jenen Winkel ftreitig machen und theuer bezahle 
laſſen wollte. | 
Die Regierung hatte vie Tragweite des teufliihen Manövers der Repu- 
blikaner nicht verfannt, aber eben darum auch ven Kopf verloren. Mole rieth vem 
König, Thiers und Opilon Barrot mit der Bildung eines Kabinetes zu beauf⸗ 
tragen. Allein die NReformbewegung warb von der Revolution bereits überflügel: 
Auf die demokratiſchen Maſſen hatten Thiers und Barrot feinen Einfluß. Sie 
durchzogen mutbig die Stabt, allein ihre Zureben fanben feinen Anklang; es bie 
jest, den fiegenden Republifaneın weichen over fchnell und energiih ben Kampf 
gegen fie aufnehmen. Marfhall Bugeaud machte fi anheiſchig, in 24 Stunten 
die Herrihaft des Geſetzes wieder berzuftellen, wenn ihm ber König den unbe: 
ſchränkten Oberbefehl übergebe. Ludwig Philipp wollte mit der Nationalgarbe, bie 
theils jeden Beiftand verfagte, theils, wenn auch in geringer Anzahl, auf Seite ta 
Aufftändifchen getreten war, in feinen blutigen Kampf fi einlafien. Es wmta 
nur halbe Maßregeln ergriffen, vie Truppen erhielten Befehle und Gegenbefehle. 
bie Officiere wurden ſchwankend und ließen, wie General Bedeau, die Infurgenten 
gewähren. Ludwig Philipp entſchloß fih envlih gegen 2 Uhr auf Zureben vu 
Sremienr und E. von Girardin zu Öunften des Grafen von Paris dem Throw 
zu entfagen und Paris zu verlaflen. Die Herzogin von Orleans verfügte ſich mi 
dem Grafen von Paris und dem Herzog von Chartres in die Deputirtenkammer, 
um den erftern als König unter ihrer Regentſchaft proflamiren zu laſſen. Alle: 
riefe Konceffion kam wie die früheren zu fpät, General Bedeau hatte, „weil c 
feinen beftimmten Befehl, es zu verhindern, erhalten”, dad Boll in die Kanıma 
eindringen laflen, und dem Kammerpräſidenten Sauzet fehlte e8 an der nöthige 
Energie, die Einbringlinge zurüd oder mindeſtens in Reipeft zu Halten Kam 
batte die edle Herzogin das Wort genommen, als fie au ben Saal verlafe 
mußte. Die Maſſen waren bereits Meifter ver Tage und die republifanifchen Te 
putirten hatten fon eine proviforifche Regierung in Bereitichaft, veren Rama 
nah Entfernung der Herzogin aus der Kammer verlefen und vom Bolle genehmis 
wurden. Es waren Dupont de l’Eure, Yamartine, Arago, Marie, Gar— 
nier-Pageès, Ledru-Rollin, Eremieur. Auf dem Stabthaufe warb zugied 
eine proviſoriſche Regierung,ernannt. Die beiven Regierungen verſchmolzen fi wi 
einander und fo erhielten die genannten Mitgliever noh Marraft, Louis Wilaa 
Flocon und den „Arbeiter“ Albert zu Kollegen. Hier wurde Die Repat? 
jofort prollamirt und das Ereigniß unter Trommelſchlag in allen Thellen te 
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Stadt gegen 5 Uhr verkündet. Die Infurgenten hatten das Palais Royal, die 
Zutlerien nnd das Schloß von Neuiliy befegt, und nachdem fie ihre Orgien 
barin gehalten, Verwüſtungen aller Art vorgenommen. In Dreur hatten ſich bie 
Mitglieder der königlichen Familie gefammelt, mehrmals ihren Aufenthalt an der nor⸗ 
manifhen Küfte gewechjelt und am 2. März fih auf dem englifhen „Expreß" 
nah England eingejchifft. 

X. Die Republit von’ 1848. — Die Februarrevolution war bad 
Ergebniß urfpränglicher Gebrechen des Juliuskönigthums, das in der Ariſtokratie 
wie im Volke ohne Stüte blieb. Beide befämpften es auf offenen und geheimen 
Wegen. Die Hoffnungen viefer beiven Feinde des Bürgerkönigthums, die oft mit 
einander im Bunde handelten, wurden beftärkt durch die fortwährenden Spaltungen 
in der Mittelklaſſe, deren Einigkeit allein im Stande geweſen wäre, das in ihrem 
faſt ausſchließlichen Intereſſe errichtete Königthum zu erhalten und zu feftigen. 
Verſchiedene Umſtände, beſonders aber die wirkliche oder vermeinte Vernachläſſigung 
der Intereffen ver Maſſen hatten die letztern für foctaliftifche Nenerungen aller 
Art, die gleih nah Ausrufung der Republik fih Bahn brechen wollten und bie 
Geſellſchaft an den Rand des Abgrundes brachten, empfänglicher gemadt. Die 
Demokratie, die von ihrem ſchnellen Siege über das Königthum überraſcht war, 
fürchtete, die Auhänger des Thrones würden an irgend einem Punkte der Provinz 
fih Toncentriren, die Truppen fammeln und gegen bie empörte Hauptftapt führen. 
In diefer Beforgnig wurben die Barrikaden nicht nur nicht niedergerifien, jondern 
auch verftärkt und vermehrt und ein förmlicher ftrategifher Plan zur Vertheibi- 
gung der Stadt Hegen einen Angriff der Armee von Marc Cauſſididre, melder 
fih der Polizeipräfeltur bemächtigt und autonomifh zum Polizeipräfeften ernannt 
hatte, entworfen. Nach viefem Plane, der vorerft überflüffig war, wurde 5 Mo- 
nate fpäter, als e8 zur Hauptichlacht zwiſchen ven Socialiften und ver Republit 
kam, Paris von den erftern angegriffen. Als man nad einigen Tagen ſah, daß 
Niemand zur Wieverherftellung des Thrones den geringften Verſuch machte, wurben 
die Barrikaden abgetragen, und Arbeiter und Bourgeois bezogen jest, mit ober 
ohne Uniform, neben einander die Wache. Die Einen, um vie Republil, vie An⸗ 
dern, um minteftens das Cigenthum zu fchügen, da die Truppen PBaris hatten 
verlafien müſſen. ‘ 

Bet Bertheilung der Stantögefhäfte hatte Dupont de l'Eure das Prä- 
fiptum, Ledru⸗Rollin das Innere, Yamartine das Aeußere, Cremieur vie 
Juſtiz, Carnot ven Öffentlihen Unterricht, Marie die öffentlichen Bauten, Beth— 
mont den Handel, Subervic das Minifterium des Kriege und Goudchaux bie 
Finanzen erhalten. Garnier-Pagès übernahm, unter dem republifanifhen Titel 
eines Maire von Parts, die Präfeftur der Seine. Auf ver Polizeipräfeftur, wo 
anfangs zwei Veteranen geheimer Geſellſchaften, Marc Cauſſididre und So— 
brier, fi die Gewalt ftreitig machten und dieſer endlich jenem weichen mußte, 
herrſchte Cauſſididre unabhängig von ver Regierung, Sobrier aber, der fih In 
der Rue Rivoli eine zweite Polizeipräfektur errichtet hatte, herrfchte eben jo unab- 
bängig von Cauſſididre. Auf dem Stabthaufe felbft gingen die Richtungen der 
Mitglieder der proviforiihen Regierung weit auseinander, bie Mehrheit verjelben 
wollte die Revolution nicht Über den Sturz des Thrones, wie Über die Negation 
jeder erblichen Gewalt und vie indirekte Theilnahme Aller an ver Regierung ſich ent- 
wideln laffen. In ihren Augen war die Revolution vollftändig vollbracht, und es 
handelte ſich bereits darum, fie vor Ausſchweifungen zu wahren. Ledru⸗Rollin und 
Flocon fanden ihnen gegenüber al8 Träger allgemeiner foctaliftiicher Reformen. 

Bluntfhli und Brater, Deutſches Staate⸗Wörterbuch. II. 42 


1 Zu Serakteidı, 

Louis Blaue (f. d. Art.) ſtrebte eine Umgeflaltung der Geſellſchaft von Grunb 
aus an. Diele heterogenen Elemente beftritten gleich Anfangs ſich gegemfeitig ihren 
Einfluß und jedes fuchte die ausſchließliche Gewalt in feine Hande zu bekommen. 
Außerhalb ver Regierung war der Gegenſatz der Anfichten, Doltrinen und Beflre- 
bungen no größer und mannigfaltiger., Die Bourgeoifie ſchloß ſich vorerfi der 
gemäßigten Republil an, in den Volksmaſſen hatte Lepru-Moflin, ver vie geheimen 
Geſellſchaften währen des Juliuskönigthums ſtets reichlich mu Geld unterſtützt 
hatte, einem ſtarken Anhang, einen nicht geringern hatte Louis Blanc, deſſen Ideen 
bei Vielen ſtarken Anklang gefunden, allein auch der Kommunismus Cabet's 
zaͤhlte zahlreiche Anhänger und Blanqui, der eine Gleichheit des Vermögens 
ohne Syſtem zu Stande bringen wollte und in Marat und Babeuf vie edelſten 
Vorbilder ſah, übten einen gewaltigen Einfluß auf pie Maſſen. Er war der erfte, 
der dieſelben gegen bie proviforifche Regierung in Bewegung feste, non ihr am 
25. ſchon die Aufpflanzung der rotben Sahne verlangte. Lamartine's Beredtſamkeit 
gelang es, den Sturm zu beichwören und dieſes verhängnißvolle Symbol zu ente 
fernen. Lamartine glaubte, bie Republik gerettet zu haben, allein er hatte den 
unvermeidlichen Konflilt nur binausgejchoben.. 

Um die verſchiedenen Parteien des geſellſchaftlichen Umfturzes zu beſchwichtigen, 
hatte die proviſoriſche Regierung zuvörderſt „das Recht auf Arbeit" anerfannt, 
„die Organifation der Arbeit” zugefagt, ebenfo die Bildung einer „perma- 
nenten Kommiſſion für die Urbeiter" und „vie Errichtung von Nationalwerkftätten” ; 
Louis Blanc endlich erhielt vie Ermächtigung, im Yurembourg Über die Organiſa⸗ 
tion der Arbeit parlamentarifche Borlefimgen zu halten. Die Folgen diefer Zugeſtänd⸗ 
niffe waren verbäugnigvoll denn die Maſſen nahmen alle dieſe Berbeißungen fammt 
ihren Konfequenzen als eben jo viele erworbene Rechte für ſich und als unver: 
brüchliche Berpflihtungen der Republik an, und eben, weil fie abnten, daß es 
den „Blauen“ in der Regentihaft mit dieſen Berbeißungen nicht Ernſt fet, 
wurben biefelben furdtbare Waffen gegen dieſe „frievlihen und gemäßigten Repu— 
blitaner” in den Händen ver Sorialiften. Nach Außen hatte das Manifeft Lamar⸗ 
tine's ziemlich allgemein beruhigt und ven legitimen Thronen vie Beforgniffe einer 
bewaffneten Propaganva vorerft benommen. Im Innern aber häuften fi die Ber- 
legenbeiten und Schwierigkeiten. Die Kaflen des Staatsſchatzes waren bald geleert, 
benn ber Finanzminiſter warb von allen Seiten mit Torberungen beftürmt, daher 
Goudchaur auch bald feine Entlaffung gab. Die Behelfe, zu welchen ver neue 
Sinanzminifter Garnier-Pagds feine Zufluht nahm, die Zuſatzſteuer von 45 
Cents, erregten Unzufriedenheit unter den mittlern Klaffen, zumal in deren untern 
Schichten, und befrienigten vie Maſſen nicht, vie von ver Regierung eine ſtarke 
progreſſive Steuer auf das Befigthum erwartet hatten. In den Provinzen handelten 
viele der von Ledru⸗Rollin dahingeſchickten Kommifjäre, bei deren Wahl nichts als 
die Borausfegung revolutionärer Geſinnungstüchtigkeit in's Auge gefaßt war, auf 
eine Weife, welche bewies, wie jehr die Leute unter der Juliusmonarchie, welche 
bie Korruption weder erfunden noch audgerottet hatte, in dieſer Beziehung nur 
Stümper waren. In Barts hatten die von den Fahnenträgern des Schredenfyftems 
und ber ſocialiſtiſchen Nepublit zur Cmpörung eingefhulten Maffen endlich bie 
Geduld verloren und fih angefhidt, die lauen und vathlofen Regenten vom 
24. Februar durch eine energifhe und burchgreifende Regierung zu erfegen. Die 
Negenten waren jedoch auf ihrer Hut und boten bie Nationalgarde gegen die von 
Louis Blanc porbergitete Demonftration vom 15. und 17. März auf. Am 16. April 
bedrohte eine ſolche Demonftration iu weit größere Maßſtahe die Eriftenz ber 
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Regierung, da alle ſocialiſtiſchen Parteien fich gegen dieſelbe verbündet hatten. 
Vom Margfelde aus bewegte fi der Zug nad dem Stadthaus und ſtellte ſich 
vor demſelben, vorgeblih um eine Petition zu überreichen, auf. Allein die Regie⸗ 
rung hatte die Nationalgarde aufbieten laſſen, dieſe eilte fchnell zu ihrem Schutze 
berbei, und da bie beiden Lager an Zahl fih die Stange hielten, die Socialiſten 
übervies einander mißtrauten, Cabet Louis Blänc, und diefer Gabet, beiye Blau- 
qui, und biefer beide verachtete, fo wollte keiner im entſcheidenden Augenblid das 
Signal zum Angriff geben, und nachdem fle einige Zeit mit ber Regierung par⸗ 
lamentirt hatten, gaben vie Parteihäupter Befehl zum Nüdzug, und auch vie 
Nationalgarve zog Abends vom Stadthauſe ab unter dem Ruf: „Nieber mit dem 
Kommunismus, nieder mit Eabet". 

Dieſe moralifche Niederlage der Socialiften war von großer Wichtigkeit, denn 
wäre es ben leßtern gelungen, vie proviſoriſche Regierung in ihrem Geiſte zu 
ändern, fo würde ein folder Wechfel in ver Regentſchaft auf die am 5. März 
ausgefchriebenen Wahlen zur konftituirenden Nationalverfammlung entſcheidend ge 
wirft und eine terroriftifch-foctaliftifche Mehrheit nach Paris geſchickt haben. Ledru⸗ 
Rollin hatte bereits zu dieſem Zwecke durch ein terroriftiiches Rundſchreiben an 
die Kommifſäre (Präfelten) dahin gearbeitet, allein feine Kollegen hatten ſich beeilt, 
daſſelbe öffentlich zu mipbilligen und feine Wirkung zu neutralifiren. Die Wahlen 
fielen nun eher im gemäßigten Geifte aus. Die überwiegende Mehrheit beftand 
aus „Blauen“ und NRopaliften, die in ihren Glaubensbekenntniſſen der Reyublik 
ſich angefchlofien hatten: vie Miuorität war eben jo wenig homogen, beun fie 
enthielt die Vertreter aller focialiftiihen Doftrinen und revolutionärer Gelüfte, 
Die fectaliftifche Partei war mit dem Ergebniß ver Wahlen fehr unzufrieden, in ben 
Klubs ward von ber Nothwendigkeit geiprochen, die Nationalverfammlung zu über- 
wachen, und felbft außer ven Klubs hörte man nicht felten die Aeußerung, man 
werde die Mehrheit ins Wafler werfen müfjen, um vie Republit zu retten. Am 
4. Mai warb die Berfammlung eröffnet und fie vief unter freiem Himmel auf 
dem Periſtyl des Palais Bourbon die Republit mit einem dreimaligen Hoch aus. 
Die proviforifche Regierung, deren Anſehen ohnehin abgenutt war, legte bie Gewalt 
nieder, und bie Nationalverfammlung ernannte eine Regierungslommifjion von 
fünf Mitgliedern. 

Bei der Wahl erhielten Arago, Garnier-Pagds und Marie nit nur 
die meiften, fondern auh Stimmen aus allen Fraktionen der Berfammlung, wäh- 
rend Yamartine faft feine von ver Linken und Ledru⸗Rollin nur wenige von 
der Rechten erhielt. Diefe Zufammenfegung mißfiel ven eytremen Parteien und bie 
Ihon vor dem Zufammentritt der Kammer begonnene Aufregung gegen viefelbe 
warb num energifch von den revolutionären Aufwieglern betrieben. Auf ven 15. Mai 
warb von ben Klubs eine Demonftration zu Gunſten Polens verabrevet. An dieſem 
Tage bewegten fih die Mafien unter Anführung von Blanqui, Raspail, Barbas 
und Hubert nah dem Palais Bourbon, umgaben bafjelbe unter dem Rufe: es 
lebe Polen und drangen in die Nationalverfammlung ein, noch ehe fie Beſcheid 
auf ihr Ginlaßbegehren erhalten hatten. Barbds heftieg bie Tribüne und dekretirte 
mit Buftimmung des fouveränen Volles (von Paris) die Auflöfung der National⸗ 
verfamumlung, bie Erneuerung einer neuen Regierung u. f. w. Viele von biefen 
Beigläffen wurden im Tumult gar nicht gehört, aber unter ven Papieren bei den 
Rädelsführern gefunden. Die Regierungslommiſſion hatte den Kopf verloren, 
von ben Miuiftern, heißt es, fei Flocon im Plone der Rädelsführer, ebenfo Cauſſi⸗ 
didre, der Bolizeipräfelt, und Louis Blanc eingeweiht geweſen. Die herbeigeeilte 
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National⸗ und Mobilgarde machte dein unblutigen Aufſtande jedoch ein Ende. 
Bis jetzt waren alle Verſuche der terroriſtiſchen und ſocialiſtiſchen Parteien um 
der Gewalt ſich zu bemächtigen, in friedlicher Form, d. h. unbe waffnet gemacht 
worden. Bald ſollte das anders werden. 

Ohne es zu ahnen, hatte die proviſoriſche Regierung gleichſam in demſelben 
Augenblicke den blutigen Kampf gegen die gemäßigte und friedliche Republik und 
zugleich deren Vertheidigung organiſirt. Denn in demſelben Augenblick, in welchem 
ſie die Organiſation der republikaniſchen oder mobilen Garde anordnete, hatte 
ſie auch die verhängnißvollen Nationalwerkſtätten errichten laſſen, in welchen nicht 
nur Millionen von Franken nutzlos verſchleudert, ſondern auch die Vorbereitungen 
zu der blutigen Schlacht gleichſam unter ven Augen der öffentlichen Behörden ge- 
troffen wurden. Die Regterungstommiffion, welde den Sturm herannahen fah, 
veranlaßte die Nationalverſammlung, die Aufhebung diefer Werkftätten zu dekretiren, 
allein dieſes Dekret beſchleunigte ven Ausbruch des längft verabrebeten Aufſtandes. 

Am 23. Juni begann derſelbe und hatte am 24. Morgens fo großartige 
Berhältniffe angenommen, daß der Kriegsminifter, General Cavaignac, dem bie 
Nottonalverfammlung die Diktatur übertragen hatte, des Sieges nichts weniger 
als gewiß war. Der Diktator hatte zwar viele Generale, aber verhältnißmäßig 
eine geringe Truppenmacht zu feiner Verfügung. Wäre die Mobilgarve nit ge- 
weien, die meift aus ehemaligen Barrifavenhelden und, fonftigen Tampfluftigen 
Parifer Burfchen zufammengefegt und zur Vertheidigung ver unflcher geworbenen 
Hauptftadt rafch eingefchult wurde, und hätte fie nicht mit beifpiellofem Helden⸗ 
muth gelämpft, fo würden bie Infurgenten geftegt haben, und ranfreih wäre 
dem Erperiment einer foctalen Republit unterworfen worben. Erft am 24. Abends 
war e8 dem General Tamoricidre gelungen, bie Verbindungen zwiſchen ben 
verfehiedenen Theilen und dem Hauptquartier des Aufftandes abzufchneiden und 
damit venfelben zu brechen. Am 25. wurden dann bie verfchlebenen infurgirten 
Stabttheile einzeln angegriffen, am 26. fortgefegt und erft am 27. war die Niever- 
Tage der Soctaliften eine vollftändige. Der Kampf warb von Anfang an mit 
leidenſchaftlicher Erbitterung geführt. Nur unter den Lintentruppen herrſchte fort- 
während Disciplin und Achtung vor dem Kriegsrecht; aber in ver Nattonalgarve, 
beſonders unter ven Infurgenten, war vie Leidenſchaft ſchrankenlos. Der Sieg ward 
überdies theuer erfauft, indem eine beträchtliche Anzahl höherer Officiere ſchwer ver⸗ 
wundet oder auf dem Plate geblieben waren. Auch der Erzbifhof von Paris, der 
am 25. in Yaubourg St. Antoine eine Berfühnung zwifhen ven Infurgenten und ver 
Regterungsgewalt vermitteln wollte, fiel auf einer Barrifade, von einer Flinten⸗ 
fugel getroffen, als Opfer feiner edeln Abſicht. 

Nachdem der Kampf zu Ende war, übertrug vie Nattonalverfammlung dem 
General Cavaignac die ansübende Gewalt. Zur Verfolgung der Urheber des 
Aufftandes wurde eine Unterfuchung eingeleitet, die Tauſende von Schuldigen meifl 
mit Deportation beftrafte. Den Ausfchmweifungen der Preſſe und Klubs wurden durch 
beſchränkende Geſetze gefteuert, ver währenn des Kampfes verhängte Belagerunge⸗ 
zuſtand noch einige Zeit aufrechterhalten, Die focialifttihe und Schredenspartei 
hatte jetst die kühnſten und rührtgften ihrer Häupter verloren, Louis Blanc, Cauffi- 
biere, Blanqui, Barbes, Huber, Raspail, Sobrier u. f. w. waren alle entweber 
verhaftet oder flüchtig tm Auslande, Ledru-Rollin blieb jest ihr einziger Ehef; an 
waffenfähiger Macht hatte fie viele Tauſende in Paris verloren. Ste erkannte 
fi) aber darum weder in der Hauptftabt noch in den Provinzen für überwunden, 
fondern fegte den Kampf in ven Klubs und in ver Prefle gegen Regterung und 
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Rationalverfanmulung fort. Die Bergpartei in der leßtern nahm aber jebt eine 
rubigere Haltung an, und fuchte das verlorene Terrain bei Abfaffung ver neuen 
Konſtitution wieder zu erobern. Die Niederlage der Berg- und foctaliftiichen Partei 
hatte jener Fraktion der gemäßigten Republif, welche ver ehemaligen dynaſtiſchen 
Dppofition angehörte, ein größeres Gewicht verliehen, und Cavaignac, um dieſer 
Beränderung ber Tage Rechnung zu tragen und die Orlenniften an ſich zu ziehen, 
nahm Dufaure und Vivien in fein Kabinet auf. 

Am 4. Nov. war die Berathung über die neue Konftitution zu Ende, in 
„welcher allervings mehr als Ein Grundſatz aufgeftellt war, ven die Soclaliften zu ihren 
Gunſten deuten konnten. Die Grundlagen berjelben waren: das unbeſchränkte allge- 
meine direkte Wahlrecht, kraft deſſen jeder Franzoſe nach zurüdgelegtem 21. Jahre 
ftimmfähig und wählbar iſt. Die Kammer befteht ans 750 Mitgliedern, auf drei 
Jahre ernannt; nad welcher Frift das Mandat ver ganzen Kammer erlofchen ift. 
Die ausübenvde Gewalt ift einem auf vier Iahre vom Bolfe erwählten Präfiventen 
übertragen. Nach Außen verfolgte Cavaignac eine Politik des Friedens, und wies 
jede Einmifhung in die Angelegenheiten Italiens gegen Defterreich und im Interefie 
der Revolution zurüd. Auch der römifchen Republik verfagte er jeben effektiven 
Beiftand, war jedoch am Enbe feiner Herrichaft ſchwankend in der Haltung gegen 
Defterreich, welches auf vie Wieberherftellung ver päpftlichen Gewalt im Kirchenſtaat 
drang und Frankreich zur Mitwirkung auffordert. Die Wahl Ludwig Napo- 
leons zum Präfiventen überhob ihn der Nothwendigkeit, in viefer äußern Frage 
fih zu entſcheiden. 

Diefe Wahl war ein Ereigniß, das in Frankreich wie in ganz Europa, mit 
wenigen Ausnahmen, alle Welt überrafchte. Eine bonapartiftiiche Partei hatte vor 
biefer Wahl, ja felbft vie erſte Zeit nach verfelben in Frankreich nicht eriftirt. 
Die kleine Zahl ver perfönlichen Anhänger des Prinzen hatte keinen Einfluß im 
Lande; und wiewohl fie bald nah dem Ausbruch der Revolution in feinem 
Intereffe die Gemüther zu bearbeiten fuchten, jo hatte er es doch mehr feinem 
Namen als ihrem Eifer oder ihrer Gewanbtbeit zu verdanken, wenn er bei ben 
erften Ergänzungswahlen in einigen ‘Departements zugleich zum Volksvertreter 
erwählt wurde. Der Widerſtand, auf welchen feine Zulaſſung in vie National: 
verfammlung ftieß, verbreitete feine Popularität. Als es nun zur Präſidentenwahl 
fam, glaubte man allgemein, General Cavaignac werbe, da er die gefammte Partel 
der gemäßigten Republik für ſich hatte und zudem im Beſitze der Gewalt war, ben 
Sieg über alle feine Mitbewerber, Lepru-Rollin, Ludwig Napoleon und Lamartine, 
davontragen. Bom 4. Nov. bis 10. Dec. 1848 war bie Aufmerkſamkeit von Eu⸗ 
ropa auf diefen Alt Frankreichs gerichtet, ver für das Schidjal der Republik ent- 
icheidend war. Wenige nur ahnten, daß zwei mächtige Hebel für vie Wahl Ludwig 
Napoleon's wirkten. Zuvörderſt der Name, den er trug, in welchem für das Land⸗ 
volk die ganze neuere Geſchichte Frankreich fich Toncentrirte, ſodann der Wunſch, 
durch die Wahl eines Prätenventen gegen vie Republif, welche den Departements 
von Paris aufgebrungen worden war und bie Niemanvens Erwartungen entſprach, 
proteftiren zu können. Diefe beiden Hebel verfchafiten Ludwig Napoleon über 
51/, Millionen, währen alle feine Mitbewerber zufammen faum 2 Millionen, 
Cavaignac nicht viel Über 1,400,000 Stimmen hatten. 

Die Republilaner aller Schattirungen fühlten ven ſchweren Schlag, welcher 
die Republik eben getroffen; allein fie waren weder vorbereitet, dieſen Schlag zu 
pariren, noch hatten fie überhaupt ven Muth, fofort ven Kampf gegen ihr eigenes 
Princip und den Ausipruc einer ungeheusen Mehrheit des Landes aufzunehmen, 
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Ihre Beſorgniſſe vor ven Folgen dieſer Wahl ſchienen überdies —— als 
Ludwig Napoleon den 20. December mit feierlichem, feſtem Tone ben Eid auf 
die Konſtitution in der Natlonalverfammlung ablegte und in einigen einfachen 
und warmen Worten dem abtretenven Chef ver auslibenden Gewalt für feine der 
Republik geleifteten Dienfte im Namen Frankreichs dankte. Sein erfles Auftreten 
hatte überhaupt Verföhnung ver Parteien unter dem Schuge der nenen Berfaffung 
zum Biele; in der Wahl der Minifter Aberging er jedoch größtentheils ſaͤmmtliche 
Schattirungen der republitanifhen Partei „von geftern“, denn außer Birke, Mi⸗ 
nifier des Handels und Ackerbau's, waren alle andern Minifter Ianter Republifaner 
„von heute”, bie Dynaſtiker der Iultrepublit, Odilon Barrot hatte mit dem Borfig 
das Portefenille der Juſtiz, v. Maleville das des Innern, Paffy dad der Finanzen, 
Falloux das des Bffentlihen Unterrichts, Drouyn de Lhuys das ber Außern Ange⸗ 
legenheiten, Rulhidres das des Krieges, Tracy das der Marine, Leon ander 
das der Öffentlichen Bauten. General Ehangarnier erhielt das Kommando Aber 
ſammtliche Truppen ver erften Divifion und der Rationalgarde. Im Innern fette 
der Präfident anfangs die Politik des General Cavaignac fort und trat entſchieden 
gegen bie demokratiſchen Parteien am 29. Januar auf, die unter dem Vorwande 
oder in der Ueberzeugung, Ludwig Napoleon wolle das Kaiſerthum herftellen, ihn 
von der Gewalt zu entfernen beabficdtigten. Nach Außen hatte er In den röntifdhen 
Angelegenheiten eine beitimmte Haltung anzunehmen, und entſchied fi gegen den 
in Rom berrichenven Terrorismus. Ein franzöftfches Heer unter dem Oberbefehl 
des Generals Oudinot warb nah Rom beftimmt. 

Säumtliche monarchiſche Parteien, von ven Legitimiften bis zu den BVonapar⸗ 
tiften, „hatten fi miteinander verbünbet, and gemeinfchaftlich bei den nenen Wahlen 
zur gefeugebenven Berfammlung gewirkt. Das Ergebniß derſelben war auch ben 
Berbünveten günftig und zwar größtentheils auf Koſten der „Blauen” oder ge 
mäßigten Republilaner, vie eben durch die Wahl Ludwig Napoleons von der Gewalt 
entfernt wurben und dem Haß ver Monarchiſten wie der Soclaliften zum Opfer 
fielen. Die Legislative beftand num aus einer monarchiſchen Nechten, einem wenig 
zahlreichen republikaniſchen Centrum und ber foctalifiifchen Linten. Bel der Wahl 
des Kammerpräfinenten, vie auf Dupin fiel, ftellte fih Heraus, daß bie Nedhte 
die Majoritat der Verſammlung habe. Um die Beſorgniſſe, welche dieſe Thatſache 
den Republikanern einflößen Tonnten, zu beſchwichtigten, mobtfichtte ver Präfldent 
fein Kabinet durch den Eintritt von Zocqueville, Dufaure und Languinais, vie 
ale aufrichtige Republilaner galten, im Departement des Aeußern, Innern und des 
Handels. Die wichtigſte Angelegenheit ver neuen Regierung wie der nenen Ber- 
fammlung war nun die franzöfifche Erpebition nad) vom Kirchenſtaat. Die Repn- 
blitaner, zumal die focialiftifche Linke, betrachteten die Belagerung Roms durch ein 
frangöfifches Heer als eine Verhöhnung des vepublitanifhen Principe und als eine 
offenbare Verlegung des Art. V in der Einleitung zur Konftitutten. Ledru⸗Rollin 
interpellirte von dieſem Standpunkte aus am 18. Juli die Regierung, allein bie 
Kammer beichloß, darüber zur Tagesordnung Überzugehen. Tags baranf beantragte 
ex, ven Präfldenten und vie Minifter auf Verlegung der Konftitution in Anklage 
ftand zu fegen, und als aud diefer Antrag verworfen warb, verſuchte er am 
andern Tag einen Aufſtand hervorzurufen. Der Verſuch nahm ein Hägliches Ende: 
die „Vürger”, welche in Mafie aber unbewaffnet über vie Bonlevards nach ber 
Kammer zogen, um gegen die Verlegung ver Kenftitutton zu proteſtiren uud zu 
bemouftriven, wurden von den Truppen, an beren Spitze Changarnier Tommen- 
dirte, ohne Umſtäͤnde und Schonung anselnanvergeftäudt, and als vedru⸗Rollin in 
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Geſellſchaft von faſt der ganzen Linken ins Comservatoire des arts et mötiers ge 
zogen wär, um bort eine proviſoriſche Negierung zu errichten, im Volke aber 
gar eine Unterſtützung fand, ergriffen fie die Flucht, ſobald He die Truppen 
das Gebäude umzingeln ſahen. Biele von ihnen wurben jedoch verhaftet und vor 
dem hohen Gerichtshof auf Hochverrath angeklagt und verutthellt. Die Megierung 
benuäte dieſen unfinnigen Berfuh, um ven Belagerungszuſtand zu verhängen, 
Beſchraͤnkungen des Preſſe und Klubs zur Geltung zu bringen. Charalterifliſch 
und wie bitch eine höhere Fügung gelentt, erfchten es, daß verfelbe O. Barrot, 
welcher der Juliregierung das Recht beftritt, Bollsverfammlungen kraft eines „ver 
alteten“ Gefeges von 1793 zu unterfogen und zu fchließen, vie Bereine kraft 
desfelben Geſetzes unterfagte und ſchloß, und in einem daraus entſtandenen Pro⸗ 

cefle der KRaffationshof defien gegenwärtige Nechtsanfchauung ſauktionirte. 
Zwiſchen ver Mehrheit ver Legislative und dem Präſidenten ver Republik 
herrfchte Anfangs das befte Einvernehmen, allein bald ftellte ſich heraus, daß 
lepterer fi als Herricher fühlte und dafür auch angefehen fein wollte. Die Mi- 
nifter hatten die erften Gelegenheit, viefe Wahrnehmung zu machen. Ein im Auguft 
(1849) an feinen Adjutanten Ney gerichtetes und verdffentlihes Schreiben, worin 
Ludwig Napoleon das Verfahren der wieberhergeftellten päpſtlichen Regierung rägt, 
hatte den unverfennbaren voppelten Zwed, vie Selbfiftänvigleit des Präfidenten 
und feirte liberalen Anſichten zur Bfientlihen Kunde zu bringen. Was vor ber 
Bräfiventenwahl nicht leicht möglich und überflüffig war, die Bildung einer bona⸗ 
partiftiſchen Partei, war jet etwas Leichtes, und zur Ausführung ver Pläne, vie 
der Prinz ſchon damals haben mochte, Unerläßliches. Die in tiefer Hinſicht von 
ihm ergriffenen Maßregeln machten die Majorität der Nationalderſammlung miß⸗ 
trauiſch, und das gute Einvernehmen war geftört. Lubwig Napoleon ſah ein Miß- 
wollen ver Majorität voraus und glaubte, die Initiative in der nut unvermelb- 
then Spannung zwifchen ver ausübenden und gefeßgebenven Gewalt ergreifen zu 
möüflen. Kaum war baber bie Kammer nach ihres erften Bertsgung zulammen- 
etreten un hatte vie verlangten Krevite für die römifche Erpedition mit ſtarker 
jorität bewilligt, als der Präfivent ihr eine Botfchaft fandte, worin vie bona⸗ 
partiftifcgen Tendenzen nicht leicht überjehen werben konnten, und durch vie Ent- 
loffiung des Minifteriums Odilon Barrot und die Ernennung eines andern, aus 
lauter vem Bringen perfünlich ergebenen Männern ven beftimmteften Kommentar erhielt. 
Es waren das: Hautpoul fürs Kriegsweien, Ferdinand Barrot Inneres, U. Founld 
Finanzen, Faucher Juſtiz, Parrien äffentlihen Unterricht, Raynevalle Aeußeres, 
Bineau äffentliche Bauten, Dumas Handel und Aderban und Romain-Desfofies 
Marine. Lamoriciire, Gefandter in Petersburg, und Guſtad de Beaumont, Ge⸗ 
ſandter in Wien, reichten in Folge dieſes Minifterwechſels ihre Entlaffung ein. 
Da Indeflen der Präfivent im Geifte der Mehrheit ver Nationalverfanmlung 
gegeri vie Revelution reagirte, fo trat ein gutes Einvernehmen zwilchen ven beiden 
Gewalten wieder auf einige Zelt ein. Die Mobilgarde wurde aufgehoben, Frank⸗ 
reich in vier große Militärdivifionen eingetheilt und Generalen anvertraut, auf 
deren Hingebung ver Prinz rechnete. Die Preß⸗ und Vereinsfreiheit wurden Durch 
weitere beſchränkende Gefege ungefähr auf ven Zuſtand vor der Revelutien zuräd- 
gebracht. Anlaß zu dieſen Maßregeln gab ver Sieg, weldhen die Socialiſten in 
ven Erganzungswahlen vom 10. März bavongetragen hatten. Baroche, welcher an 
Ferd. Barrot's Stelle das Portefenille des Innern übernommen batte, war ber 
Urheber dieſer Geſetzvorſchlage, zu denen die Majorität gerne wie Hand bot. Bald 
darauf jedoch fand eine abermalige Wahl in Paris flatt, und Gugame Sue, ver 
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Kandidat der Socialiſten, erhielt die Majorität. Entrüſtet über dieſen Trotz beau⸗ 
tragte man in ver Nationalverſammlung eine Beſchränkung des allgemeinen Stimm⸗ 
rechts. Der Präfivent ſanktionirte auch dieſes Geſetz ohne Widerrede, allein man 
wußte, daß er daſſelbe nicht billige. Noch größere Eintracht berrfchte zwifchen ven 
beiden Gewalten in Rüdjiht auf die äußere Politik. Grundlage derfelben war bie 
englifhe Alltanz, vie dem Präfidenten nad dem Bruce wegen ber fpanifchen 
Heirathen wieder herzuftellen um fc leichter gelingen konnte, als die Dynaſtie 
Drleans im Exile war und das englifche Kabinet feit 1830 es vortheilhafter faud, 
Bündniſſe mit neuen Regierungen einzugehen als fle zu belämpfen. Das Mißtrauen 
der Nationalverfammlung trat jedoch wieder beutlid hervor bei der Debatte über 
die Erhöhung der Dotation des Präfidenten, die übrigens mit ſtarker Mehrheit 
bewilligt wurde. Die unvertennbaren Beftrebungen Ludwig Napoleons zur Ber: 
mehrung feiner Anhänger erwiderten bie monardiichen Parteien durch Pilgerfahrten 
zu ben Trägern ihres Principe, zum Grafen von Chambord in Wiesbaden, 
ver an bie Xegitimiften förmliche Manifeſte erlafien hatte, und nah St.Leonards 
und Glermont, wo die Herzogin von Orleans und Prinz Ioinville weil 
ten, die feit dem Tode Ludwig Philipp’s (26. Auguft 1850) einen vorwiegenden 
Einfluß in der Familie übten. 

Ludwig Napoleon ließ fih von dieſer Demonftration nicht irre machen, und 
ſchritt auf der einmal betretenen Bahn feſt und unerfchroden vorwärts. Er wieber- 
bolte nicht allein während der zweiten Bertagung ber Kammer feine Runbreifen 
und Anreden, fondern bewirthete auch fürftlich die bei Verſailles zur Heerſchau 
vereinigten Truppen, die auch häufig den Ruf: „es lebe der Kaiſer“ erfchallen Liegen. 
Diefe Manifeftationen beunrubigten die permanente Kommiffion, welde kraft ber 
Konftitution die abweſende Nationalverfammlung erfegte, und fie veliberirte varüber, 
ob fie die Nationalverfammlung einberufen folle. Der Präfivent entließ bieranf 
den General Neumayer, ber feine antibonapartiftiihen Geftnnungen nit verhehlt 
bette, und ertheite damit zugleich dem General Ehangarnier eine Berwarnung. 
Beim Zufammentritt der Nationalverfammlung (November) überſandte ihr ver 
Präfident eine ganz verföhnliche Botfchaft, worin der Reviſion ber Verfaſſung 
zwar Erwähnung gefhab, aber in einer Weife, daß die Nationalverfammlung wieder 
auf einen Augenblick befchwichtigt ward. „Ein Jever hat das Recht”, hieß es darin, 
„die Revifion der Berfaffung zu beantragen, ich allein habe viefes Recht nicht, denn 
ich babe viefelbe beſchworen“. - Die Verhandlungen ver Kammer über ven Bericht 
der permanenten Kommifflon, die Ausfagen des Bolizellommiffärd der National- 
verfommlung, welche ven Gerüchten von einer Verſchwörung gegen die letztere einige 
Wahrfcheinlichleit gaben, vie Haltung bes Generals Ehangarnier enblid drängten 
den Präfidenten wieder um einen Schritt weiter zum Bruce. Das Minifterium 
warb (4. Januar) entlaffen. Baroche, Rouber, Fould und Parrieu behielten ihre 
Bortefeuilles, die Austretenden wurben durch Drouyn de Lhuys, Magne, St. Jean 
d’Angely, Bongean und Ducos erfegt, dem General Ehangarnier warb das 
vereinigte Kommando der Nationalgarve und der Truppen der erſten Militär⸗ 
biviflon entzogen; Baraguay p’Hilliers erhielt das Kommando Über bie Iegtern, 
Perrot über die erftern. 

Das war num eine volle und förmliche Kriegserflärung bed Bonapartismus 
gegen die volksvertretende Macht. So wenigſtens veutete es die Nationalverſamm⸗ 
lung, und ſprach nad breitägiger heftiger Debatte ein Mißtrauensuotum gegen 
die neuen‘ Minifter aus. Ludwig Napoleon bielt es für ratbfam, einzulenten, ent- 
ließ die Minifter — der Hauptzwed, die Entfegung Changarnier's, war erreiht — 
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und ernannte ein Miniſterium aus beinahe lauter höhern Beamten der Mi⸗⸗ 
nifter. Der Waffenſtillftand zwifchen ven beiden Gewalten dauerte nicht lange, 
denn ber Kampf brach mit erneuerter Heftigkeit aus, als der Präfident eine aber- 
malige Erhöhung feiner Dotation verlangte und die Nationalverfammlung fie 
verfagte. Das am 24. Januar ernannte Uebergangsminifterium warb entlaffen 
und ein anderes, welches als ein vorwiegenn bonapartiftifches angefehen wurbe, trat 
an feine Stelle (11. April 1851). Leon Faucher hatte das Innere, Baroche das 
Aeußere, Fould die Finanzen, Randon den Krieg, Buffet ven Handel und Adern 
bau, Magne die öffentlihen Bauten, Rouher vie Juftiz, Courcelles den Unterricht, 
Chaſſeloup⸗Laubat die Marine. 

Die Gerüchte von einem Stantöftreihe wurden jet häufiger und fanden 
auch leichter Glauben, denn bonapartiftifche Blätter in Paris und in den Departe 
ments prebigten die Sache, wenn fie auch das Wort auszusprechen ſich fcheuten. 
Der Kampf zwifchen ven beiden Gewalten wurde nicht mehr verftecdt geführt. Auf 
beiden Seiten arbeitete man auf einen Stantöftreich hin. Die Nationalverfammlung, 
d. 1. deren monardifche Majorität, wollte die Monarchie wieder berftellen, allein 
die Berfchmelzung der Legitimiften und Orleaniften kam nicht zu Stande. Um fo 
ficderer verfolgte Ludwig Napoleon fein Ziel, die Nationalverfammlung felber genoß 
wenig Achung mehr im Lande, da vie Majorität fortwährend von heftigen und 
ftürmifchen Kämpfen mit der Linken oder mit ver ausübenven Gewalt abforbirt 
war, und ihre ganze Thätigleit fi) auf Repreſſivmaßregeln gegen bie revolutionären 
Parteien beſchraͤnkte. In der Reviftonsfrage unterftügte fie fortwährend bie Regie- 
rung und ald bie revidirte Berfaffung nicht die nöthige Mehrheit von 2/, Stimmen 
erhielt, ſprach fie über das Revifionsverfahren ver Regierung ihren Tadel aus, her 
auf fie felber zurüdfiel. 

Während der britten Bertagung der Kammer traten bie gegenfeltigen Pläne 
noch deutlicher hervor; die monarchiſchen Parteien fehoben vie Kandidatur bes 
Prinzen von Ioinville in den Vordergrund, und Ludwig Napoleon beichäftigte 
ſich ernftli mit der Ausführung feines Planes. Die an die Nationalverfammlung 
(November) gerichtete Botſchaft vermied zwar forgfältig jede Hindeutung auf einen 
Konflikt, allein fie bezeichnete ausprüdlich die Aufhebung des Gefetes vom 31. Mai 
als eine Tonftitutionelle Nothwendigkeit, erneuerte fomit doch wieder ven Streit. 
Das Minifterium mußte feine Entlafjung einreihen, und das Elyſée trat in 
Unterbanblungen mit den Socialiften, um eine bonapartiftifch-focialiftiiche Verwal⸗ 
tung zu Stande zu bringen. Die Unterhanplungen führten jedoch zu feinem Er- 
gebnig, und fo bilbete ver Präfivent ein Miniftertum ans meift bonapartiftiichen 
Anhängern: Zurgot Auswärtiges, Thorigny Inneres, Corbin Juftiz, Giraud 
Unterricht, Eafabianca Handel, Lacroffe äffentlihe Bauten, Blonvel Finanzen, 
Leroy⸗St. Arnaud Krieg und Fortoul Marine. Dieſes Minifterium ftellte fofort 
den Antrag auf Rüdnahme des Gefeges vom 31. Mai. Nach einer langen und 
ftürmifhen Debatte wurde der Antrag mit 355 gegen 348 Stimmen verworfen. 
Die Majorität glaubte num nichts von der Koalition der Socialiften und Bona- 
partiften in der Kammer zu fürchten zu haben, und reichte ven Vorſchlag ein, 
ben Quäftoren die Vollmacht zur Aufbietung ver bewaffneten Macht zum Schube 
ber Nationalverſammlung zu ertheilen. Der Borfchlag warb jedoch verworfen und 
es ftellte fich berans, daß die Socialiften im Bunde mit ven Bonapartiften, deren 
Zahl übrigens zufehends in der Nationalverfammlung zunahm, ven monarchiſchen 
Parteien die Stange hielten. Diefer Stand der Dinge fchredte die legtern ab, fie 
wagten keine weitern Maßregeln, um dem Stantsftreich des Präfinenten entgegen 
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zutreten; allein was fie bis jetzt gethan, war hinreichend, um vieſen zu beſchleimigen. 
Des Praſident beſtimmte ven Jahtestag des Sieges bei Auſterlitz zur Ausführung 
des Stantöftreiches. 

Al. Den 2. December 1851 Morgens wurben die Generale Cavaignac, 
Lefld, Lamoricidre, Beduu, Ehangarnier, Oberft Charras, Thiers und mehrere andere 
parlamentariſche Notabilitäten in ihren Wohnungen verhaftet, die Nationalver- 
ſammlung mit Truppen umftellt und durch ein ‘Dekret aufgelöft, das Wahlgefe 
vom 31. Mat aufgehoben, Paris und der ganze Umfang ver erften Militärviviflon 
in Belngerungszuftand erklärt. Cine Proklamation verkünbigte, daß ber Prinz 
Präfident einen Appell ans Bolf richten, vemfelben ein Plebiscit unterbreiten werde, 
damit es dem Prinzen die Prüfivnentfchaft ber Republit auf 10 Jahr und das Necht, eine 
mit det Konftitution von 1804 analoge Berfaffung zu oftroyiren, ertheile. Die Mit- 
glieder ver Nationalverfammlung hatten fi auf der Mairie des 10. Stadtbezirks ver- 
ſammelt und wollten von dort aus den gefeglofen Widerſtand organifiren, allein vie 
Truppen fprengten fie auseinander, worauf Biele von ihnen verhaftet und nach Bin⸗ 
cennes und Mazas gebracht, vie Meiften aber einige Tage darauf wieder In Freiheit 
gejegt wurben. Am 3. December wurden Berfuche eines bewaffneten Widerftanves 
gemacht, woran verhältnißmäßig mehr Bärger als Leute dus ven untern Klaſſen fich 
betheiltgten; viefelben hatten jedoch feinen größern Erfolg, als jener dep National⸗ 
verfammlung, wenn die PBarifer Truppen, etwa 50,000 Dann ftarl, blieben vem 
Präfinenten treu. In den Provinzen ward der Widerſtand ebenfalls bald beflegt und 
als vom 14.— 21. December über das Plebiscit abgeftimmt wurve, genehmigten es 
Ua Millionen und nur 650,000 Stimmen verwarfen es. 

Ludwig Napoleon konnte nun feine Macht als befeftigt und ven Grundſtein 
des berzuftellenden Kaiferreihs als gelegt betrachten. Indeſſen mußte vorerft vie 
neue Gewalt organifirt werden. Ein Dekret vom 19. Januar verbannte alle 
parlamentariichen und miltttärifchen Gegner des Prinzen, welche diefelbe gefährden 
konnten, wie vie am 2. Dec. verhafteten Generale und parlamentarifchen Rotabili- 
täten, eine Anzahl Republilaner wurden als ver Geheimbündelei überwiefen 
ever verdächtig, beportirt, und am 14. erſchien bie Berfaffung, die wir vew Lefer 
in einem andern Kapitel vorführen. 

Den bis zum Zufammentritt des gefegebenven Körpers publicirten Dekreten 
wurde in dem Berfaflungsatt Gefepeötraft beigelegt. Die wichtigften hierhergehöͤ— 
rigen Dekrete waren vie vom 22. Januar 1852, wovon das eine die Familie 
Drleans zwang, ihre Privatgüter in Frankreich binnen Iahresfrift zu verlaufen, 
und dad andere bie Güter, welche Ludwig Philipp am 7. Auguſt 1830 au feine 
Familie durch eine Schenkung übertragen, theild den Domainen zumies, t für 
Wohlthätigkeitszwecke verwendete. Dieſes Deiret veranlaßte ven erſten Minifter⸗ 
wecfel. Morny und Fould traten aus, v. Perfigny trat an bie Stelle des erſtern 
Ins Minifterium des Innern und Bineau an die Stelle des letztern ine Finanz⸗ 
minifterium ein. Ein anderes Dekret (14. März 1852) verorbnete die Konvetſion ber 
Sprocentigen in eine 4l/„procentigen Rente. Ein brittes vom 18. Februar hatte die 
Preßangelegenheiten zum Gegenftanve. Die Polizei erhielt vie Aufficht über viefelben. 
Alle periopifchen over Tagesblätter Lönnen nad zwei von dem Miniſter oder 
dem PBräfiventen erhaltenen Verwarnungen auf mehrere Monate ſuspendirt und 
nach einer abermaligen Ueberſchreitung völlig unterbrüdt werben. Die Gründung 
eines Journals hängt von ver Öenehmigung der Regierung ab. Wahlverfantiklungen 
und politifche Vereine werden unterfagt, und ven Berfammlungen aller fonft auto⸗ 
rifieten Vereine kant ein vom den Sicherheitsbehörben abgeorpneter Agent beimehnen. 
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Die Wahlen, welche am 29. Februar vorgenontmen wurden, fielen mit fehr 
wenigen Ausnahmen zu Gunften der; Regierung aus. Der Prinz-Präfivent er- 
öffitete am 29. März in den Zutlerien die Seffton und warb mit Tebhaften Zu⸗ 
rufen von der glänzenden Berfammlung aufgenommen; ebenfo erfreute fi bie 
Thronrede, worin die Republit als diejenige Regierungsform bezeichnet war, welche 
Niemanden bebrohe und Jeden berubige, teren Forterhaltung jeboch von dem 
Benehmen der Parteien ſelbſt abhänge, lebhaften Beifalls. Die am 10. Mai 
im Marsfelde vorgenommene feierliche Vertheilung der Adler an bie Armee hatte 
im Innern wie nah Außen einen tiefen Einprud hervorgebacht. In Frankreich 
fah matt darin einen Vorboten des Kaiferreihs, im Auslande hielt man biefe 
Feierlichkeit überdies für eine Triegerifche Demonftration, daher man in England 
ohne weiters für den Krieg fich vorbereitete und im Often mit einer Zuſam⸗ 
menkunft der Herrfcher von Defterreih, Rußland und Preußen antworten zu 
müflen glaubte. Ein früheres Dekret vom 17. Februar ſchaffte alle politifchen 
Tefte ab und erfegte fle durch das einzige Feft vom 15. Auguft, dem Geburtstage 
Napoleons I. Daſſelbe ward ebenfalls als ein Vorbote des zweiten Kaiſerreichs an- 
gefehen. Das Dekret vom 20. März, welches ven Bau eines „Kruftallpalaftes‘ 
zum Behnfe einer allgemeinen europätfhen Inbuftrieausftelung in Paris anorb- 
nete, deutete Mar genug auf vie Richtung bin, die der Prinz Präflvent einzufchlagen 
gefonnen war. Die foctaliftifichen Parteien begannen nun ihre Berfhwörungen und 
fon am 1. Iuli ward eine entvedt, veren nächftes Ziel ein Morbanfchlag auf 
das Leben des Prinz⸗ Präflventen mar. In vemfelben Monate vurchreifte der 
Prinz vie öftlihen Departements und machte dem Großherzog von Baden in Kehl 
einen Beſuch, ver ihm zu Ehren daſelbſt eine Heerſchau abhielt. Während diefer 
Reife machten die Randbendlkerungen mancherlei Demonftrationen, um ven Prinzen 
zur Wieverherftellung des Kaiſerthums zu ermutbigen. Aehnliche und noch bäu- 
figere Demonftrationen begegneten dem Präfidenten im Herbfte, als er den Welten 
bereifte, und faft alle Generalräthe hatten ven Wunſch auf Wieberherftellung des 
Kaiſerreichs ausgefprochen. Der Senat hatte ſchon früher eine hierauf bezügliche 
Betitton erhalten. Bei einem Banket, das die Handelsfammer von VBordeaur 
(7. Dtober 1852) zu Ehren des Prinzen veranftaltete, hielt er eine denkwurdige 
Nede, worin das KRaiferreich ala „der Triebe” bezeichnet wird. 

Der Senat wurde auf den 4. November zufammenberufen, um darüber zu 
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haft fagte der Prinz-Präfident, die Konftitution von 1852 fel im Wefen aufredht 
zu erhalten. Die vorzunehmenven Mopifitationen beträfen vorzugsweiſe die Form; 
bie Wiederherftellung des Kaiſerthums habe aber für Frankreich eine ungeheure 
Beveutung, da das Bolt badurd wieder berftelle, was ganz Europa vor 37 Jah⸗ 
ren durch die Gewalt der Waffen während Frankreichs Unglück zerftört habe. Das 
Bolt raͤche in evler Weile vie erfahrene Unbill, ohne irgend eines andern Vollkes 
Unabhängigkeit zu bedrohen und ohne den Frieden der Welt zu ftören. Die Wie- 
derherftellung nes Kaiſerreichs fei eine Sicherftellung ver Zukunft, ba es den 
Kreis der Revolutionen ſchließk, indem es den Errungenfchaften von 1789 eine 
ernente Weihe gebe. Am 7. warb das betreffende Senatustonfult mit 86 unter 
87 Stimmen angenommen. Ein Dekret vom jelben Tage berief das Boll auf ven 
21. und 22. November, um über das folgende Plebiscit abzuftimmen: „Das 
franzöfifge Bolt wünfcht die Wieverherftellung der Tatferlichen Würde in ver 
Perfon Luvwig Napoleon Bonaparte's mit Erblichkeit auf feine virekten legi⸗ 
timen ober aboptirten Nachkommen und ertheilt ihm vas Recht, die Thronfolge in 
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ver Familie Bonaparte zu regeln.” Am 12. November erſchien in ven öffentlichen 
Blättern ein Proteft des Grafen von Chamborb gegen vie Wienerherftellung bes 
Kalſerreichs. Am 1. December proflamirte der geſetzgebende Körper das Ergebuiß 
der Abſtimmung über das Plebiscit: 7,864,189 Ia, 253,145 Nein. Diefer 
Körper und ber Serat begaben ſich fofort in Maſſe nah St. Clond zum Prinzen, ver 
bie faiferlide Würde unter vem Titel Napoleon III. annahm. Tags darauf 
proflamirte der Seine-Präfelt das Kaiferreih auf dem Stapthaufe und Napoleon 
bielt in Paris feinen feierlihen Einzug. Am 22. Januar 1853 verfammelte ver 
Kaifer den Senat und ben gefeßgebenven Körper in ben Tuilerien und erflärte 
denfelben vom Throne herab feine Abficht, Fräulein Montijo, Herzogin von Thebe, - 
zu ebelihen. Am 30. d. M. warb die Trauung im ber Kirche Notrevame von 
Paris unter feierlihen Bompe vollzogen. Auf Anlaß dieſer eier gewährte 
Napoleon 4312 politiſchen Sträflingen Amneftie. Schon früher (8. Auguſt 1852) 
hatten mehrere am Tage des Staatöftreiches verbannte Abgeordnete, wie Thiers 
u, ſ. w., die Erlaubniß zur Rückkehr nad Frankreich erhalten. 

Das Ausland, zumal die Regierungen, hatten bie Wieberherftellung bes 
Kaiferreihs nicht ohne Mißtrauen angefehen, ver Zitel Napoleon IH. wer ven 
Großmächten fehr anftößig und Rußland nahm förmlich Anſtand, viefen Titel 
anzuerlennen, England allein feste fich -über vie formellen Bedenken gänzlich 
. hinweg, Defterreih und Preußen umgingen in ihrer Anerfennungsformel bie 
Schwierigkeit dur einen biplomatifhen Ausweg. In England ſprach ſich bie 
Öffentlihe Meinung bald gegen verlei Bedenken aus, und am 28. Mär; 1853 
empfing der Kaifer in ven Zuilerien eine Deputation an der Spige von Sir I. 
Dute, Barlamentsmitglien, die im Namen von 4000 Londoner Kaufleuten Ra- 
poleon eine Adreſſe überreichte, worin viefelben den Wunſch ihrer Mitbürger für 
fortvauernde Freundſchaft mit Frankreich ausprüdten. 

Diefe Stimmung fand bald in Ereigniffen, die fih im Oriente vorberei- 
teien einen gewaltigen Rüdhalt. Rußland bielt ven Augenblid, wo Oefterreih und 
Frankreich damit befchäftigt waren, die Wunden ver Revolution zu heilen, für 
günftig, um die Ianggehegten Pläne auf den Orient auszuführen. Fürſt Menfdhi- 
koff erhielt die Miffton, der Pforte ein Ultimatum des ruffiihen Kabinets zu 
überreichen, worin der Czar das Proteltorat der Griechen. in der europäifchen 
Türkei, die Unabjegbarkeit der griechifhen Patriarchen von Konftantinopel und 
der Provinzialbifchöfe und bei etwaiger Klage gegen fie die Entſcheidung des Kai- 
fer von Rußland verlangte. Die Pforte, welche durch Annahme dieſes Ultima- 
tums ihre Unabhängigkeit gefährbet ſah, verwarf es entſchieden, und Menſchikoff 
reifte am 22. Mai nad neuntägigen frucdhtlojen Unterhanplungen und Einſchüch⸗ 
terungen von Konftantinopel mit vem ganzen Oefandtichaftsperfonal ab. Napoleon 
überſah fofort die ganze Wichtigkeit dieſes Konflikts und ftellte England das Au⸗ 
erbieten eines gemeinichaftlihen Widerſtandes gegen Rußland und Unterftägung 
ver Pforte. Das engliihe Kabinet zauderte Anfangs, warb jedoch von der Energie 
und Nafchheit, womit das Zuilerieen-Kabinet aufgetreten, mit fortgerifien und 
ſchloß, da Rufland feine gegen den Sultan gerichteten Drohungen auszuführen 
fih anfchicdte, ein Schug- und Trutzbündniß mit Frankreich zur Aufrechthaltung 
der Unabhängigkeit ver Türkei und des europälfchen Gleichgewichts. Der franzö- 
ſiſchen Flotte, welche nach dem ſchwarzen Meere fegelte, folgte bald die englifche, und 
bie ruffiichen Truppen, die am 2. Juli den Pruth überjchritten hatten, rüdten umter 
boppeltem Vorwande in die Donauprovinzen ein, zuvörberft ein „Unterpfand“ für 
bie Verpflichtungen bes Sultans gegen ven Czar zu haben, und baun der De- 


Seankreid, 689 


monftration der Weſtmächte zur See eine zu Lande entgegenzufeen. Defterreich 
hatte fich indeſſen angeftrengt, feinen Einfluß in St. Petersburg geltend zu machen, 
um den Czar von einem Kriege gegen bie Türkei, ver nothwendigerweiſe in einen 
europäifcgen ausarten müſſe, abzubalten und den Konflikt friedlich beizulegen. ‘Der 
Gegenſtand des Streites warb in Folge diefer Vermittlung einer in Wien von 
den vier Mächten, Defterreih, Frankreich, England und Preußen, abgehaltenen 
Konferenz anheimgegeben. Diefe Konferenz faßte eine Note ab, welche die Pforte 
an der Stelle des Menſchikoff'ſchen Ultimatums annehmen follte. Das ruffifche 
Kabinet erflärte fih mit dieſer Note einverſtanden, allein vie Pforte wollte fie 
ohne wefentliche Abänderungen nicht annehmen, und mit Recht, denn, wie aus 
fpätern Aeußerungen des Petersburger Kabinets hervorging, war baffelbe ber 
Konferenz-Rote nur darum beigetreten, weil es in ihr nichts als die Umfchreibung 
bes Menſchikoff'ſchen Ultimatums ſah. Das ruffifhe Kabinet verwarf die zur 
Konferenznote gemachten Abänderungen der Pforte, worauf diefe am 27. Sep⸗ 
tember 1853 an Rußland den Krieg erflärte. 

Dmer Paſcha erhielt ven Dberbefehl über die Truppen des Sultans und 
bie Pforte wandte fih förmlih an Frankreich und England um materiellen Bei⸗ 
ſtand gegen feinen übermächtigen und übermüthigen Nachbar. Das Wiener Kabinet 
machte nod immer Anftrengungen, um ben Ausbruch des Krieges zu verhindern 
und glaubte fo fehr an ven Erfolg verfelben, daß e8 am 13. Oktober vie Ber- 
minderung bes Heeres dekretirte. Am 23. hatte der Krieg zwiſchen Rußland und 
der Türkei förmlid begonnen. Tags vorher waren bie franzöfifch-englifchen Flotten 
in ben Bosporus eingefahren. Da überfiel der ruffifhe General Nachimoff 
(30. November) die türkiſche Flotte bei Sinope, bohrte fie in ven Grund, zerftörte 
die Citadelle und ftedte die Stapt in Brand. Die Weſtmächte jahen in diefem 
nächtlichen Ueberfall der türkifchen Flotte im Angeſichte ver englifch-franzöfifchen 
Flotten eine ihnen zugefügte Beihimpfung und drangen um ſo entſchiedener auf 
die Wieverherftellung des Friedens. Als Rußland jedoch auf feinen urfpränglichen 
Vorberungen befand, braden Frankreich und England ihre diplomatiſchen Be⸗ 
ziehungen ab, Herm von Kiffeleff wurben in Paris am 6. und Herrn von Bru- 
now in London am 8. Februar 1854 vie Päffe zur Verfügung geftellt. Am 
5. December 1853, noch ehe die Nachricht von dem Ueberfalle Sinope’3 in 
Europa angelommen war, hatten die Geſandten von Frankreich, England und 
Preußen mit dem öſterreichiſchen Minifter des Auswärtigen ein Protofoll in Wien 
unterzeichnet, worin diefe vier Großmächte für die Wieterftellung des Friedens 
zwiſchen Rußland und ver Türkei, fowie für die Unabhängigkeit des türkifchen 
Reichs als eine Bedingung des europäifchen Gleichgewichts fich verpflichteten. Nach 
dem biplematifhen ‚Bruce mit dem Petersburger Hof machte Kaifer Napoleon 
burdh ein eigenhändiges Schreiben an Nikolaus noch einen Testen Verſuch, viefen 
zur Nachgiebigfeit zu vermögen, jeboch vergebens. Am 18. Februar traf die Ant- 
wort bes lettern ein, welche die ihm gemachten VBorfchläge ablehnte. Der fran- 
zöfifche geſetzgebende Körper bewilligte (7. März) eine Anleihe von 250 Millionen 
auf dem Wege dffentlicher Unterzeihnungen; am 12. wurde ein Allianzvertrag 
zwifchen Frankreich, England und der Türkei in Konftantinopel unterzeichnet, am 
19. ſchiffte ſich General Canrobert mit der erften Divifion in Marfeille ein. Am 27. 
erflärte Frankreich, am 28. England den Krieg an Rußland. Zu gleicher Zeit war 
es zwiſchen Griechenland und der Pforte zum Bruce gelommen und bie refp. 
Geſandten Hatten Konftantinopel und Athen verlaflen. Am 31. war die erfte fran- 
zoͤfiſche Diviſion in Gallipoli angelommen. 
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Defterreih,, deſſen Friedensbemühungen in Petersburg bis jett gefjcheitert 
woren, fette fih in bie Faſſung, durch fein materielled Gewicht auf Rußlaud 
einen Drud zu üben, nöthigenfallg dem XTripelvertrag vom 12. März Beizu- 
treten. Es ſchloß daher vorerſt, 20. April, ein Schug- und Zrugbünnnig mit 
Preußen, worin beide Mächte ſich gegenfeitig ihr gegenwärtiges Ländergebiet garan- 
tirten und bie Offenfive gegen Rußland zu ergreifen fi verpflichteten, fobalb 
dieſes die Donaufürſtenthümer einverleiben oder ven Ballen überfchreiten fellte. 

Der erfte feindliche Zufammenftoß zwiihen Rußland und den Seemächten 
geihah in Folge eines wirklichen oder vorgeblichen Mißverſtändniſſes. Die Flagge 
ver Ieteren ſchien von dem ruſſiſchen Geſchwader in Odeſſa beihlmpft, worauf 
diefer Hafen bombarbirt wurde (22. April). Die vereinigten Ylotten Batten das 
ſchwarze Meer blofirt und fingen am 2. Mai auch an, bie Häfen in der Oſtſee 
zu blokiren, am 25. fuhr ein Geſchwader berfelben in ven Pyräus ein unb Tags 
darauf erließ König Otto eine Erklärung, wodurch er feine Neutralität im Kriege 
zwiſchen Rußland und ver Türkei ausſprach. Die Rufen hatten an der Donau 
unglücklich gefämpft, und nachdem ihre Verſuche, den Gouverneur von Giliftria 
zu beftechen, mißlungen waren, gaben fie, bebroßt überbies von öfterreichifchen 
Zruppenbewegungen nad Siebenbürgen, die Belagerung biefer Yeflung auf 
(18. Juni) und zogen fi über die Donau zurüd. Einen Monat fpäter ſahen fie 
fih in Folge der Aufftellung einer öſterreichiſchen Heeresmacht in ihrem Rüden 
veranlaßt, die Räumung der Donaufürftenthümer zu beginnen, welche die Deſter⸗ 
reicher kraft eines mit der Pforte abgeſchloſſenen Vertrages befesten (20. Augnuſt). 
Am 16. hatten die Verbündeten Bomarfund in der Oftfee zerftört; die ruffifche 
Befagung, 2000 Dann ftart, ergab fi und warb gefangen nad Gngland und 
Frankreich gebracht. 

Durch den Einmarſch ver Defterreiher in die Donauprovinzen konnten bie in 
ver Türkei gelanveten Truppen der Verbündeten anderweitig verwentet werben, und 
ihre Anführer, Marſchall St. Arnaud und Lord Raglan, wurden ermächtigt, eine Lan⸗ 
bung in ber Krim zu verſuchen und Sebaftopol anzugreifen, falls ihnen ein ſolches 
Unternehmen ausführber und Erfolg zu verſprechen ſchiene. Wirklich ſchifften ſich 
28,000 Franzofen, 25,000 Briten und 8000 Türken nad ber taurifhen Halb⸗ 
infel ein und lanveten am 14. September 1853 an der Weftküfte bei Eupatoria 
unter dem 459 N. DB. ohne allen Wiverftand ver Ruſſen, die unter Anführung 
bes Fürften Menſchikoff auf einem Hügel an der Alma pas verbündete Heer er- 
warteten. Am 20. griff viefes die Rufien an und ſchlug fie auf's Haupt. Die Rufen 
zogen fi zurüd und ftellten ſich zwiſchen Sebaftopol und Stmpheropol auf, die 
Berbünbeten rüdten gegen den Norden von Sebaftopol vor, Marfchall St. Arnaud 
fand fi jedoch den Angriff ver Feſtung von dieſer Seite mit Erfolg zu unternehmen 
nicht in der Faſſung, da er nur mit Felbartillerie verjehen war. Er ordnete Daher 
eine Schwenkung nah Balaklava an, wahrjcheinlih in ver Abſicht, Sebaftopel 
von der Süpfeite aus im Verein mit einem Ungriffe ver Ylotten zu nehmen. 
Der kranke Feldherr fühlte fi aber bereits dem Tode nahe und übergab das 
Kommando dem General Canrobert, den ver Kaiſer ohnebies als feinen Nachfolger 
von vornherein bezeichnet hatte. 

Am 17. Oltober begannen die Verbündeten das Bombardement, jedoch ohne 
allen Erfolg. Der urfprünglihe Plan, vie tauriſche Veſte durch einen Haudſtreich 
zu nehmen, erfchten nun als mißlungen und die Verbündeten waren ber grö 
Gefahr ausgeſetzt, durch die Uebermacht oder Kühnheit des Feindes ing Meer 
geworfen zu werben. Glüclicherweiſe fehlte es den Ruſſen au beiden Eigenſchaften 
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und bie Berbänveten entichlofien ſich, hier zwiſchen dem Meere und ber Feſtung im 
ihrem Lager ſich zu verſchanzen. Da fie jedoch weder auf einen Winterfeldzug über 
haupt, noch auf einen fo firengen Winter vorbereitet waren, fo litten fie, zumal 
die Engländer, denen es an allem mangelte, ungemein, und die Hälfte der nad 
dem Orient urfprünglich gefandten Truppen waren theils ver Cholera während 
bed Sommers, theild dem Wechfel von Broft, Schnee und Megen während des 
Winters zum Opfer gefallen. Alle dieſe Leiden entmutbigten jedoch Die Verbün⸗ 
deten nicht, die franzöfifchen Truppen beſonders zeigten eine bewunberungswürbige 
Ausdauer, wie einen beifpiellofen Helvdenmuth im Angriff und im Widerftand. Am 
&. fielen die Ruffen mit ihrer ganzen Macht bei Interman, wo bie Englänver 
poftirt maren, über vie Alliirten her, errangen zwar Anfangs einige Bortheile, 
wurden jedoch mit ftarten Berluften zurüdgefchlagen, ſobald die Franzoſen ihren 
Verbündeten, die fich übrigens fehr tapfer gefchlagen, zu Hülfe gelommen waren. 
Der fiegreich abgewiefene Ausfall ver Ruſſen war ein Beweis, daß die einander 
gegenüberftehenven Feinde fi) das Gleichgewicht hielten und einer den andern ans 
feiner Stellung zu vertreiben im Stande fei. 

Diefe Lage der Dinge ſchien den unermüdlichen Anſtrengungen Oeſterreichs, das 
am 2. December einen Alliangvertrag mit Frankreich und England gefchloffen hatte, 
günftig, und am 6. Januar 1855 traten vie Vertreter Rußlands, Frankreichs und 
Englands unter dem Borfig des Grafen Buol, Minifters des Auswärtigen, In Wien 
zufaommen. Die Verhandlungen, vie fich bis gegen März in die Länge zogen, 
blieben ohne Erfolg. Die Weitmächte Hatten Neutralifirung des ſchwarzen 
Meeres, Beichräntung der ruffifchen Flotte auf 20 Schiffe im ſchwarzen Meere, 
ihren gegenwärtigen Beſtand — da Menfchiloff felber vie übrigen Schiffe im 
Hafen von Sebaftopol in ven Grund batte bohren laſſen — verlangt. Rußland 
wies dieſe Vorfchläge als mit feiner Würde unverträglich zurück. Ein von Oeſterreich 
gemachter Bermittlungsvorichlag warb zwar von ben Bertretern Frankreichs und 
Englands in Wien, Drouyn de Lhuys und Lord Iohn Ruffel, angenommen, erhielt 
aber nit vie Beiftimmung des englifchen Kabinets, worauf auch Napoleon ihn 
ie was den genannten franzöfiichen Mtinifter feine Entlafjung zu nehmen 
veranlagte. 

Der Krteg warb aljo fortgefett. Die franzöſiſche Depntirtentammer hatte in 
biefer VBorausficht (29. December 1854) eine Anleihe von 500 Millionen einftimmig 
votirt, und der Regierung war e8 gelungen, ven König von Sarbinten zum Ein- 
tritt in den Bund gegen Rußland zu vermögen. Viktor Emanuel verpflichtete fi 
zur Sendung von 15,000 Mann Truppen nad) der Krim. Der am 2. März er- 
folgte Tod des Kaifers Nikolaus änderte ven Stand der Dinge nicht fofort, fein 
ältefter Sohn, der ihm als Aleranver II. auf den Thron folgte, mußte, wie fried⸗ 
U er auch geftimmt war, ven Krieg fortjegen. Am 9. April begann nun von 
neuem das Bombarbement von Sebaftopol und blieb glei ben erften ohne Er- 
gehniß. Am 16. Mai legte General Canrobert fein Kommando in vie Hände bes 
Generals Peliſſier nieder, blieb jenoch in der Armee als Kommandant der erften 
Divifion. Am 24. befegten die Alltirten Kertfch, drangen ins azow'ſche Meer ein, 
nahmen dann Jenikale, beſetzten und befeftigten es. Am 18. Juni griffen bie Ber- 
bündeten den Thurm von Malakoff und ven großen Redan an, zwei Punkte, 
welche die Feſtung beherrichten, wurben aber mit fiarten Berluften zurüdgefchlagen. 
Am 28. ſtarb Lord Raglan, ver engliſche Oberfeldherr, an ber Cholera. Am 
9, Juli netirte die Deputirtenlammer eine britte Anleihe im Betrage ven 760 
MIN. und die Wushebung von 140,000 Mamm Truppen für das Jahr 1855. 
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Am 16. Auguft verſuchten vie Ruſſen wieder einen ſtarken Ansfall, viesmal am 
ver Tichernaja, wo die Sarbinier aufgeftellt waren, bie fie lange genug beichäf- 
ten, um den Franzoſen Zeit zu laffen, vie beprohte Stellung zu entjegten. Der 
Kampf dauerte faft den ganzen Tag und enbete mit dem Rüdzug der Rufen nad 
ſehr beträchtlichen Berluften. Am 8. September endlich, als die franzöſiſchen Apro- 
hen nur noch 25 Schritte von den die Vefte beherrfchennen Vorwerken entfernt 
waren, gelang der Angriff ver Franzoſen auf ven Malakoffthurm, vie Engländer 
wurden jedoch von dem großen Redan, ebenfo vie Franzofen vom kleinen zurüd: 
geworfen. Die Einnahme des Malakoffthurms veranlaßte ben ruffifhen Oberfelt- 
beren, Fürft Gortſchakoff, die ganze Süpfeite ver Feſtung zu räumen und fi} anf 
die Nordſeite zurldzuziehen, nachdem er vie noch Übrigen Schiffe der Flotte in 
dem Hafen hatte verjenten lafſen. " 

Diefer Sieg war für den ganzen Arleg entſcheidend und mußte entweder zum 
Frieden führen oder den Kampfplag im nädften Jahre auf ven europälfdhen Kon- 
tinent verlegen. Die Weftmächte hatten ihren Zwed erreiht, Rußland war vom 
Ihwarzen Meere aus ver Türkei nicht mehr gefährlih. Die Weitmächte hatten 
auf Zaurien keinen Gegenftann des Angriffs, Rußland keinen zu vertheibigen. 
Die Flotte war zerftört und von ber Veſte blieben nur noch einige Forts im 
Norden, die nichts mehr zu beichigen hatten. Defterreih nahm daher vie im 
vorigen Jahre mißlungene Vermittlung wieder auf, verpflichtete fi gegen vie 
Weſtmächte im künftigen Srühling am Krieg gegen Rußland thätigen Antheil 
zu nehmen, falls dieſes nicht die zwiſchen ven drei Verbündeten feftgeftellten Frie 
denspräliminarien unveränvert annehme. Diefe Präliminarten wurden in ter 
Form eines Ultimatums vom dfterreihifhen Geſandten in Petersburg im Namen 
des Wiener Kabinetes überreiht, und Kalfer Aleranver nahm fie unbevingt an. 
Der Friedenskongreß verfammelte fi dann in Paris unter dem VBorfige des 
Grafen Walewski, Miniſter des Aeußern, und am 30. März 1856 warb ber 
Friede unterzeichnet. 

Im Innern entwidelte fih unter vem gewaltigen Impuls, welchen Napoleon 
ihr gegeben, bie Inbuftrie, deren Aufſchwung durch die Webruarrevolution unter 
broden war, in überraſchenden Proportionen. Die Eiſenbahngeſellſchaften, denen 
bie Regierung weit größere Vortheile als fie früher genofien, gewährte, griffen 
raſch und Fräftig die Bauten an und ftatteten Frankreich envlih mit ven Haupt⸗ 
linien aus, welde Parts und die franzöfifhen Grenzen nah Norten, Oſten, 
Weiten und Süden mit einander verbanden, und in Zweigbahnen bie Provinzen 
einander näherten. Auch der Staat führte großartige Bauten, wie ven Louvre, in 
wenigen Jahren aus. Paris und viele Hauptftänte der Departements wurben eben: 
falls veranlaßt, ihre alter engen Quartiere nicht nur zu erweitern, fondern auch tur 
großartige Berfchönerungen ihnen ‚ven Stempel einer neuen Epoche aufzudrücken 
Unter diefer angefpornten Thätigkeit ſchien die Nation nicht zu fühlen, daß Krieg, 
Cholera und vier auf einander folgende Mißjahre fie heimgeſucht hatten. Das 
Bündniß zwifhen Frantreih und England follte durch den gegenfeitigen WBefud 
der Souveräne befiegelt werben. Am 17. April 1855 trafen der Kaiſer umb bie 
Kaiſerin auf dem Schloffe von Winpfor ein und wurden von der ganzen Nation 
während ihres Aufenthaltes in England mit DBegeifterung aufgenommen. Mitte 
Auguſt erwiderte Königin Viktoria dieſen Beſuch und fand bei ver Pariſer Be: 
völferung eine vielleicht minder warme aber ſehr freundliche Aufnahme. Zwei 
Monate vorher, 15, Mai, hatte Napoleon die allgemeine europätfce Ausftellung 
im „Krhftalipalafte” ber elnfätfchen Felder eröffnet und in feiner Rede unter 





Seankreidh. 673 


Unverem gejagt: „Indem ih alle Nationen hieher lud, wollte ich einen Tempel 
ver Eintracht eröffnen.” *) 

11. Staatsrecht und Bertwaltung. 

I. Die Berfaffung. Wenn man unter Tonftitutioneller Regierung nur 
eine folche verfteht, deren Chef regiert aber nicht herrſcht (r&gne mais ne gou- 
verne pas), fo iſt das heutige Frankreich fein Tonftitwtioneller Staat. Wenn 
man dagegen von ber begründeten Unterfcheipung zwiſchen Konſtitutionalismus und 
PBarlamentariemus ansgeht, fo tft gewiß, daß der erftere nicht im Widerſpruch 
lebt mit einem Staatschef, in deſſen Hand die wirkliche Herrfchaft Liegt. **) 

Der Kaifer it nah der Konftitution vom 14. Januar 1852 der Ober⸗ 
befehlshaber der Land⸗ und Seemacht, er erflärt den Krieg, ſchließt Frieden und 
Handelöverträge, deren Zarifitipulationen Geſetzeskraft haben, ernennt bie 
Beamten und promulgirt die zur Ausführung der Gefege nöthigen Dekrete ober 
Reglemente. Die Gerechtigkeit wird in feinem Namen verwaltet; er Tann begna- 
digen und amneftiren. Er allein kann Geſetze vorfhlagen. Er kann ein oder ' 
mehrere Departements in Belagerungszuftand erflären, unter ver Bedingung 
den Senat ſogleich davon in Kenntniß zu fegen. Er kann Koncefflonen für bie 
größten von Privaten zu unternehmenven äffentlichen Arbeiten, Eiſenbahnen ꝛc. 
ertheilen, infofern dem Staat dadurch feine Ausgabe erwächſt; letztere müßte durch 
ein Gefetz genehmigt werben. 

Die bier durch gefperrte Schrift hervorgehobenen Befugniffe hatte Ludwig 
Philipp nicht. Daß Übrigens der Kaifer nicht blos eine größere rechtliche Macht 
bat und nicht blos regiert, fondern auch gouvernirt, geht auch daraus hervor, daß 
die Minifter, obgleih gefeglih und thatjächlih Rathgeber der Krone, keinen 
Minifterrath bilden, ver folivartfch verbunden ift: jeder Minifter iſt nur für 
feine eigenen Handlungen verantwortlih und zwar blos gegen ben Kaiſer. 

Der Kaifer hat eine Eivillifte und eine Dotation, weldhe durch Senats- 
befhluß (Senatus-Consulte) für die ganze Negterung veffelben geregelt if. Der 
jeßige Betrag der Civilliſte it 25 Millionen; die Dotation (domaine de la con- 
ronne) befteht aus Schlöffern, Gärten, Mufeen und ven kaiferliden Manufalturen 
(Gobelins, Sevres, Beauvais). Dem Kalfer zur Seite ſtehen außer den Miniſtern, 
der Senat, der gefeßgebende Körper und der Staatsrath. 

Der Senat, deſſen Sitzungen nicht öffentlich find, befteht 1) aus den Kar⸗ 
dinälen, Marſchaͤllen und Admiralen, 2) aus höchſtens 150 andern, vom Kaiſer 
auf Lebenszeit ernannten Mitglievern. Sie find unabfegbar und erhalten eine 
Dotation von 30,000 Fr. jährlih, welche mit jedem andern Gehalt vereinigt 
werben kann. 

Der Senat ift „ber Bewahrer des Grundvertrags (pacte fondamental) und 
der Öffentlichen Freiheiten. Kein Geſetz kann promulgirt werden, ohne ihm vorges 
legt worden zu fein. Er verweigert feine Genehmigung (il s’oppose) für bie 
Promulgation von Geſetzen, welche die Konftitution, die Moral, die Religion, die 


* Anm. d. Red. Das Manuffript diefes Artikels ift im Sommer 1857 abgefchloffen und 
der Redaktion zugefendet worden. Seitdem fand das Attentat des Italiener Orfini ftatt (14. Jan. 
1858), an da der Beginn eines neuen Abfchnittes in der innern, vielleicht auch der äußern 
Politik des Kaiſerreiches anfchließt. Der am Ende des Artikels folgende Medaktionszufag ift mit 
Rüdiät auf dieſe neuefle Wendung im April 1858 gefchrieben. 

**) Dal. den Redaltions⸗Zuſatz am Schluffe dieſes Artikels. 
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Kultusfreibett, die individuelle Freiheit, vie Gleichheit der Bürger vor dem Geſet, 
die Unantaſtbarkeit des Eigenthums, die Unabſetzbarkeit der Richter verletzen, oder 
bie Vertheidigung des Landes kompromittiren önnten.“ Der Senat fett durch 
Senatus⸗Konſult feſt: 1) die Konſtitution der Kolonieen und Algeriens, 2) Allee 
was die allgemeine Konftitution nicht vorgejehen bat und was zu ihrem Gang 
uöthig ift, 3) den Sinn ver Ürtilel der Konftitution, welche zu verſchiedenartiger 
Auffaffung Veranlaffung geben. Dieſe Senatustonfulte werben dem Kaifer zur 
Beftätigung vorgelegt. — Er beftätigt oder annullirt alle öffentlichen Mitte, welche 
ibm das Öouvernement vorlegt oder welche in Petitionen als unfonftitutionell 
denuncirt werden. — Gr Tahn, in einem Bericht an ven KRaifer, die Grundlagen 
von Gefegen, welche ein großes Nationalinterefie betreffen, vorlegen. — Er kann 
die Konftitution betreffende Modifikationen vorfchlagen; der Vorſchlag muß aber 
von wenigftend 10 Mitgliedern unterzeichnet fein. Iſt derſelbe vom Kaiſer ange 
nommen, fo entjcheivet ein Senatustonfult, fofern nicht einer ver in ber Profla- 
mation vom 2. December enthaltenen Orunpfäge dadurch veränvert wird; im 
legterm Fall müßte das franzöfiiche Volt zur Abflimmung aufgerufen werben. ?) 
Im Ball der Auflöfung des geſetzgebenden Körpers, und bis zur Einberufung des 
neugewählten, bat der Senat, auf ven Vorſchlag des Katfers, alle zum Gang 
der Regierung nöthigen Beitimmungen zu treffen. Diefer Artikel 38 ver Konſti⸗ 
tution könnte einft eine große VBebeutung gewinnen, da vie Regierung, wenn 
des Senats gewiß tft, dem gefeßgebenvden Körper nicht nachzugeben nöthig hat. 
Es ift dies ein Recht, von dem bie Regierung wahrfcheinlich einen fehr vorfich⸗ 
tigen Gebrauch machen wird. 

Der gefeggebenve Körper (Corps l&gislatif) befteht aus 261 auf ſechs 
Jahre gewählten Deputirten, von denen je Einer auf ungefähr 35,000 Wähler 
fommt. Wähler ift jever 21 Jahre alte Yranzofe, der feine bürgerlichen Rechte 
genießt. Wählbar ift jever Franzoſe, ver 25 Jahre alt ift, feine bürgerliche Rechte 
genießt und fein Amt befleivet. Ein Beamter, der da® Mandat eines Deputirten 
annimmt, wird als Demiffionär betradgtet. — Jever Deputirte bezieht, fo Tange 
die Sigungen währen, 2500 Fr. des Monats, Die orbentlihen Sitzungen dauern 
jährlih drei Monate. Der gejeßgebenne Körper Tann aud zu außerorbentlichen 
Sitzungen einberufen werben. 

Er berathet das Büdget und die Geſetzvorſchläge, weldhe ihm von ber 
Regierung vorgelegt werben. Ein Deputirter Tann nur fo lange Amendements 
vorſchlagen, als die Kammerkommiſſion no ihren Bericht nicht gemacht bat. Das 
Amendement muß fchriftlih formulirt dem Kammerpräfinenten überreiht werben; 
biefer legt e8 der Kommiifion vor, welde ven Berfafier des Amenvements hören 
kann. Nimmt die Kommilfion feinen Borfchlag an, fo macht fie dem Kammer⸗ 
präfiventen davon Anzeige; letzterer übermacht dann pas Amendement dem Staats: 
rath. Weigert fich viefer daffelbe anzunehmen, fo kann es nicht in ver allgemeinen 


I) Kolgendes find die bier angedeuteten Grundſätze. 1) Un chef responssble nomme 
pour 10 ans (aufgehoben durch Senatuskonſult vom 7. November 1852, über das das franzöflice 
Volt abgeftimmt bat). 2) Des Ministres dependans du pouvoir ex6coutif seul. 3) Un 
conseil d’Etat formd des hommes les plus distingues, preparant les lois et em soutenamt 
la discussion devant le corps l6gislatif. 4) Un corps leögislatif discutlant et votant les 
lois, nomme par le suflrage universel. 5) Une seconde assembl6e forméo de toutes les 


lustrations du pays, pouvoir ponderateur, gardien du paote fondamental et des läbertes 
publiques. 
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Sitzung vorgetragen werben. MHeberhanpt Tann in ven allgemeinen Sitzungen bie 
NRegierungsvorlage nur beratben und angenommen oder verworfen werden. — 
Betitionen lönnen nit an ben gefetsgebenden Körper gerichtet werden. — Die 
Minifter können nicht Mitgliener des gejeßgebenven Körpers fein (wohl aber bes 
Senats); fie haben felbft, außer dem Staatsmintfter, wenn er Geſetzesvorſchläge 
überbringt, keinen officiellen Zutritt in demfelben. Die Gefege werden von Mit- 
gliedern des Staatsraths vertheidigt. — Die Sitzungen find öffentlich, außer 
wenn 5 Depntirte das Gegentheil verlangen. Alle Berichte über die Berhand- 
lungen müſſen ausfchließlich aus dem offictelen Protokoll gefhäpft werben, und 
felbft ein Depntirter darf feine Rede nur nad eingeholter Genehmigung ver 
Kammer druden laſſen. — Der Bräfldent und bie Vicepräfipenten der Kammer 
werden jährlih vom Kalfer ernannt. Der Kaifer beruft den geſetzgebenden Körper, 
prorogirt ihn, löſt ihn auf. Im letterm alle muß der neugemwählte binnen ſechs 
Monaten zufammen berufen werben. 

Der Staatsrath ift jett vielleicht der einflußreichfte Staatskorper Frank⸗ 
reihe. Er bat alle Gefepesvorfchläge zu berathen, ehe fie dem geſetzgebenden 
Körper vorgelegt werden. Er vertritt vie Regierung vor biefer Berfammlung. Eine 
große Menge kaiſerlicher Dekrete müſſen ihm vorgelegt werben, andere werben 
feiner Berathung unterworfen, weil vie Regierung gerne von ihrem Rechte Ge- 
brauh macht das Gutachten des Staatsraths einzuholen. Ueberhaupt iſt ver 
Staatsrath pie hödfte berathende Behörde, an die fi der Kaiſer fowohl ale 
jever Miniſter in jeder beliebigen Angelegenheit um Rath wenden kann. Doc 
ertheilt, wie ſich von felbft verfteht, der Staatsrath nur Gutachten, venen ſich die 
Regierung nicht zu unterwerfen verpflichtet if. — Derfelbe fungirt auch als 
höchſte Inftanz in der Berwaltungsgerihtsorbnung (f. weiter unten). An ihn kann 
appelliren, wer fih durch einen Miniſterialbeſchluß in feinen Rechten verlett 
glaubt. Er Hat außerbem noch vielfache Befugniffe, wovon die mwichtigften fpäter 
erwähnt werben follen. 

Die Mitglieder des Staatsraths werben vom Kaiſer ernannt und fönnen 
abgefegt werden. Ste beftehen in 40 bis 50 orbentlichen Stantsräthen (Gehalt: 
25,000 Fr.), 15 orbentlihen Mitgliedern hors section und 20 aufßerorbentlichen 
Stantsräthen, aus AO orbentlihen Requetenmeiftern (maitres des requ£tes, *) 
Gehalt 10,000 und 6000 Fr.), ans einer unbeftimmten Anzahl auferorventlicher 
Requetenmeifter und 40 Auskultatoren (Auditeurs) in zwei Klaſſen (mit 2000 
Fr. Gehalt und ohne Gehalt), Der Staatsrath beſteht aus ſechs Abtheilungen 
(Sections); fünf berfelben tft ein beftimmter Zweig der öffentlichen Berwaltung 
zugewiefen (Juſtiz, Finanzen, Krieg ꝛc.). Die fechfte (Section du contentieux) 
fungirt al8 oberfter Berwaltungsgerichtshof. Jeder Abtheilung find eine beftimmte 
Anzahl Näthe, Nequetenmeiter (Referendare) und Ausfultatore zugewieſen. 

Aus dem Vorhergehenden geht hervor, daß ein Geſetz von dem Staatsrath 
abgefaßt, vom Kaiſer dem geſetzgebenden Körper vorgelegt,, von diefem berathen 
und angenommen, vom Senat hinfihtlih feiner Konftitutionalität unter 
fucht, endlich vom Kaiſer fanktionirt und promulgirt werben muß. Welche für ven 
Bürger verbindlichen Verordnungen die felerliche Form eines Geſetzes annehmen 
mäüflen, und für welche bie eines Tatjerlichen Dekrets genügt, dies iſt Bis jet noch 
nicht feftgefegt worden. Soviel tft außer Zweifel, daß feine Steuer und 


4) Der mattre des requdtes kann füglich ala Unterſtaatsrath bezeichnet werden. 
43 * 
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leine Strafbeſtimmung ohne Geſetz auferlegt werden kann. Auch kann kein Geſet 
durch ein Dekret aufgehoben oder verändert werben. Sonſtige wichtige Beſtim⸗ 
mungen werden ebenfalls durch Geſetze regulirt, allein hier iſt die Grenzlinie oft 
ſchwer zu beſtimmen. Das Dekret, wird gran befinirt, ift eine Verordnung des 
Kaiſers, beftimmt, vie Ausführung der Geſetze zu bewirken; allein diefe Definition 
iſt zu eng, denn viele jehr nöthige und ſehr gefeßliche Dekrete pafjen nicht hinein. 
In dieſem Punkte enticheiden die Präcebentien, der Gebrauch und ein gewiſſer 
Inſtinkt befier als jede, nicht auf gejeglihe Beftimmungen fußenbe Theorie. 

I. Die Berwaltungs-Örunpfäge. 

Der Grunvcharalter der franzöſiſchen Adminiſtration ift deren fireng logiſche 
Organiſation nad allgemeinen Grunbfägen, ihre Einheit, — wir vermeiden ab- 
fihtlih bier das Wort Eentralifation — und ſelbſt ihre Symmetrie in ten 
äußern BVerhältnifien, mit andern Worten, fie bildet ein vollfländiges Suftem. 
Wir wollen e8 verfuchen die Umriffe dieſes Spftems bier angudeuten. 

1. Trennung von den geſetzgebenden Gewalten. Als Ausflug von ber 
vollgiehenden Gewalt ift die Verwaltung völlig ſelbſtſtändig dem gefeggebenven 
Körper gegenüber. Wenn letterer das Geſetz votirt hat, fo bat er feine Aufgabe 
erfüllt, und die ver Verwaltung beginnt. Aber mit fehr feltenen Ausnahmen Taun 
die Aominiftration nicht eher das neue Geſetz in Wirkſamkeit feken, bis fie von 
oben herab, durch ein kaiſerliches Dekret, oder wenigftens durch eine Minifterial: 
verorbnung dazu aufgeforvert worden. Das Berhältniß zwifchen ver Verwaltung 
und ber gefeßgebenven Gewalt ift aud fo Klar, daß beinahe nie ſich Zweifel über 
diefen Punkt erhoben haben. 

2. Trennung von der Juftiz. Hier find die Verhältnifle Delifaterer 
Natur; uns fcheint jevoch, daß die franzöfiiche Geſetzgebung das ſchwierige Problem 
nicht ohne Geſchick gelöft hat. Das Gebiet der Apminiftration ſowohl als das ber 
Juſtiz find fo fcharf wie möglich abgegrenzt. Die Verwaltung ift die Wahrerin 
und Befoörderin ver äffentlihen Interefien. Sie bedarf, um zu handeln, feiner 
befondern Aufforderung. Belleivet mit meift Har vefinirten Rechten, kann fie felhit: 
beftimmenb eingreifen, Gehorſam heiſchende allgemeine Beftimmungen feftfegen. 
Aber immer nur in Angelegenheiten öffentlichen Interefies. Es ift ihr nur infe 
ferne geftattet auf den Einzelnen einzuwirlen, ald ver Einzelne eben ein Beſtand 
theil des Ganzen if, und in mannigfaltiger Wechfelwirktung mit vemfelben ftchen 
kann. Sie darf aber weder Steuern auflegen, dies kommt nur der gefepgebenten 
Gewalt zu, noch über rein perfönliche Verbältnifle oder über das Mein und Deiz 
entſcheiden, noch Strafen zuerfennen. Diefe beiden legtern Befugnifle fteben nur 
den Gerichten, over der Juſtizgewalt zu. Letztere darf fih in keiner Hinficht in 
Berwaltungsangelegenheiten mifchen, nie allgemein gültige Reglements verkünden; 
fie handelt blos, wenn fie aufgeforvert worben und entfcheidet oder richtet fieH 
nur einzelne Fälle. Sie darf aber auch nıcht von der Adminiſtration geftört werben. 
Das Berhältuiß der Verwaltung zur Juftiz kaun durch den Umftand veranfchen 
licht werden, daß menn bie Apminiftration — innerhalb ihrer gefeglihen Befug 
niſſe — eine Verordnung erlafien bat, etwaige lebertretungen berjelben vem 
Richter zu beftrafen find. Die Civiljuſtiz richtet nur zwifchen Privaten. Wenn ver 
Staat Gegner ift, fo tritt er auch nur als Privatperfon auf 

3. Berwaltungsjuftiz (contentieux et tribunaux administratifs). Um bie 
Trennung der Verwaltung von der Iuftiz in allen ihren Konſequenzen aus zufũhren 
mußte auch der Wall vorgeſehen werden, daß die Verwaltung in einer ihrer Be 
ſtimmungen die Rechte des Einzelnen verlege. Wenn dies auch noch fo fehr aus 


Sn 
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Gründen allgemeinen Intereffes geſchieht, fo verlangen doch bie jegt geltenden 
Rehtöprincipien, daß ber in feinen Rechten verlegte Privatmann fih Genugthuung 
muß verfhaffen Können. Wendet er fi) an den gewöhnlichen Richter, fo wird ber 
Juftiz Gelegenheit gegeben fih in Verwaltungsjachen zu miſchen und vielleicht bie 
Ausführung einer nothwendigen Maßregel zu verhindern. Dem fuchte die franzö- 
ſiſche Geſetzgebung durch Errichtung eigener Verwaltungstribunale vorzubeugen. 

Eigentliche Verwaltungstribunale find die 86 Präfekturräthe in ven 
Departements und der Staatsrath in Paris. Jedoch haben der Präfelt, ver 
Minifter und felbft andere Behörden einzelne hieher gehörige Befugniffe. Die meiften 
adminiſtrativ⸗kontentiöſen Sachen gehören aber in das Reffort der Präfekturräthe, 

Denn man den Vortrag des Rebners lieft, der im Auftrag der Regierung 
im geſetzgebenden Körper die Errichtung von Präfelturräthen vorfchlug, fo ift man 
geneigt zu glauben, man habe mit dem nachherigen Gefetz vom 28. pluviose an VIII 
(16. Februar 1800) beabfictigt, ein Univerfalgericht für adminiſtrative Strei⸗ 
tigkeiten einzufegen, d. b. die Kompetenz des Präfelturratbes über alles aus⸗ 
zubehnen, was nicht ausprädlich einem andern Nichter überwieſen würde. Allein 
da der Artilel 4 des angeführten Gefeges einzelne Klaſſen von abminiftrativen 
Streitigkeiten anführt, welche der Präfefturrath zu entſcheiden befugt ift, fo haben 
fowohl der Staatsrath als auch die berühmteſten Verwaltungsrechtsgelehrte (Vivien, 
Bonlatignier, Ehanveau) diefe Enumeration als beſchränkend angejehen. Nach ber 
jetzigen Jurisprudenz müffen Streitigfeiten, für bie das Geſetz keinen Nichter im 
Boraus beſtellt, dem Minifter zur Entſcheidung in erfter Inftanz vorgelegt werben. 
Der Staatsrath fungirt dann als Appellationshof. Jetzt läßt fih die Kompetenz 
des Prafekturrathes auf folgende Punkte zurüdführen. 1. Rellamationen einzelner 
Beivatleute über Steuern oder Auflagen. 2. Durch öffentliche Arbeiten veranlafte 
Streitigleiten. 3. Staatsdomainen. 4. Vergehen gegen vie die Landſtraßen und Wege 
betreffenden Berorbnungen. 5. Den Gemeinden und Bffentlichen Anftalten zu erthei⸗ 
Iende Autorifatton, vor Gericht aufzutreten. 6. Streitigkeiten in Gemeinve-Angelegen- 
beiten. 7. Bablangelegenheiten. 8. Deffentlihe Salubrität. 9. Rechnungsrevidirung 
binfichtlich der Gemeinden und Öffentlichen Anſtalten, deren Einkünfte 30,000 $r. 
nicht überfteigen. 10. Militärfervituten. Außer dieſen Tontentiöfen Attributionen 
haben aber vie Präfelturräthe aud eine rein abminiftrative Wirkſamkeit; wir 
werden darauf zurückkommen. — Wir mäflen bier noch fchliegli Hinzufügen, 
daß. der Präfekturrath fi unter andern darin von dem Kreiß-Eivfigerichte 
(1. Inftanz) unterſcheidet, daß dieſes für alle, andern Richter nicht überwieſene 
Sachen kompetent ift, daß es in beftimmten Fällen letzte. Inſtanz ifl, daß bie 
Procedur genau vom Geje geregelt tft und auf Deffentlichleit und Mündlichkeit 
beruht, was alles bei der Präfeltur nicht flattfindet. 

4. Konflikte. Bei Kompetenzlonflitten find folgende Fälle zu unterſcheiden: 
1. Die Juſtiz⸗ ſowohl als die Adminiftrationsgerichte erflären fich beide nach einander 
intompetent (conflit negatif, Wenn dies — mas ehr felten geſchieht — ftatt- 
findet, fo wendet fih der Kläger an den Staatsrath, ber den Richter beftimmt, 
2. Der Kläger wendet fih an den Präfelturrath, der vom Bellagten als inkompetent 
betrachtet wird. Erflärt der Präfelturrath fi kempetent, fo ſteht dem Berflagten das 
Recht zu an den Staatsrath zu appelliren, ver die Sache ver Juſtiz überweifen Tann. 
Beftätigt er aber die Kompetenzeillärung des Präfelturraths, fo ift fein Rekurs 
mehr möglih. Die Juſtizbehörden können nit reklamiren, denn bie Konflikt 
procebur ift zu Gunften ver Verwaltung eingefegt. 3. Iſt aber die Sache bei den 
Juſtiztribunalen anhängig gemacht worben, fo kann nur ber Präfelt (nicht der 
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Berklagte, ſelbſt nicht ver Miniſter) zuerſt bei dem betreffenden Gerichte ein de 
clinstoire einreichen, vd. h. eine ausführlich motivirte, ſich auf das betreffende 
Geſetz ſtützende Erklärung, worin die Inkompetenz der Juſtiz nachgewieſen wird. 
Findet das Gericht dieſen Anſpruch hbegründet, fo erklärt es ſich inkompetent; be⸗ 
harrt es aber auf feinem Recht, fo erhebt ver Präfekt den Konflikt, wodurch die 
Entſcheidung dem Staatsrath (eigentlich dem Kaiſer) übergeben wird. 

II. Allgemeiner Umriß der Verwaltung. 

Die franzöfiihe Verwaltung — wie die faft aller größern Laänder — theilt 
fi in drei Stufen: Central, Departemental- (Provinzial) und Lokal— 
Behörben; ver erfteren ftehen Miniſter, ver zweiten Prüfelten und Unterpräfekten, 
der britten Maires vor. 

Da wir in befonderen Abſchnitten die Departement- und Kommunalverwaltung 
beiprechen werben, fo haben wir Hier nur in Betreff ver Gentralverwaltung zu 
bemerken, daß biefelbe aus folgenden Dinifterien befteht, deren bloße Benennung 
meift hinreicht, um ihre Wirkungsfreife zu bezeichnen: 1. Staatsfelretariat und Wini- 
fterium des Tatferlichen Hanfes (vie Angelegenheiten des Senats, des geſetzgebenden 
Körpers und des Staatsraths). 2. Miniſterium der Juſtiz. 3. Minifterium ber 
auswärtigen Angelegenheiten. 4. Minifterium des Innern (und ber Polizei). 
5. Minifterium der Finanzen (Angelegenheiten ber Rechnungslammern und ber 
Depoſitenkaſſe). 6. Minifterium des Kriegs (Algier). 7. Miniſterium ver Marine 
und ver Molonten. 8. Minifterium des öffentlichen Unterricht und ver Kulte. 
9. Minifterium des Aderbans, des Handels und der Öffentlichen Arbeiten. 

IV. Die Departementalverwaltung. 

As in Folge der Nacht vom 4. Auguft 1789, worin alle Provinzial- und 
Lolalprivilegien aufgehoben wurben, bie Einheit der Gefege bekretirt wer, fand 
man auch für nöthig eine neue Lanveseintheilung vorzunehmen. Dieſelbe follte den 
doppelten Bortheil haben: erftens vie provinzielle Kohäfion zu breden und bie 
Bürger zu gewöhnen fi als Sranzofen, und nicht als Pikarden, Rormannen, 
Gaskogner, Limonfiner und Burgunder zu betrachten; zweitens mehr Gleich- 
förmigkeit in die Größe der Lanvestheile zu bringen; einzelne Provinzen waren 
zehn Mal fo groß ald andere, Das Geſetz vom 15. Iannar 1790 ſchuf alfo die 
Departements, deren es jetzt 86 giebt. (Bgl. Abſchnitt III Statiftik.) 

An der Spige jeden Departements ſteht «in Präfekt, ver fi auf einen 
Präfekturrath und einen Generalrath (comseil general; conseil departe- 
mental wäre richtiger gewejen) ftügt. Das Departement ift zugleih Landestheil 
und felbftftändige Einheit, moralifhe PBerfon, d. h. es kann befiken, laufen und 
verkaufen, mit einem Worte, eigene Interefien haben. Der Präfelt bat. dadurch 
eine doppelte Stellung: er ift einerfeitS Organ ver Regierung, andererſeits Re- 
präfentant des Departements; in erfterer Eigenfchaft muß er zuweilen (in genau 
vorgefchriebenen Fällen) die Anficht des Präfelturraths hören, in der andern wirb 
er vom Gerneralrath nicht blos kontrolirt, ſondern felbft in feiner Macht beſchraͤult. 
Der Präfelturrath befteht aus 3 oder 4 vom Kaifer ernannten bejolveten, abjeg- 
baren Räthen; ver Generalrath aber aus vom Volle auf neun Jahre gewählten 
unbefolveten Mitgliedern. Der erftere bilvet eine eigentliche, da8 ganze Jahr fun- 
givende — berathende — Behörbe; ber zweite hat bloß eine jährliche, zehntägige 
Sitzung, wo er für das Departement das ifl, was ber Munizipalrath in ber 
Gemeinde. Der Katfer kann nicht ein einzelnes Mitglied abfegen, aber er kann 
ven Generalrath auflöfen. Die Auffährung aller der einzelnen Fälle, in welchen 
der Präfelt das Gutachten des Präfelturraths einholen umB, hat für den Wus- 
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länder nm fo weniger Intereſſe, als ver Geſetzgeber hierbei keinen beftimmten 
Vrincipien gefolgt if. Wir glauben aber bie wichtigften Befuguifie nes General 
raths hier in Kürze. nach dem Geſetz v. 10. Mai 1838 angeben zu müſſen: 

a. Der Generalrath vertbeilt das vom geſetzgebenden Körper dem Depar- 
tement zugetheilte Kontingent virelter Steuern unter die verſchiedenen Arrondiſſe⸗ 
ments, woraus das Departement beſteht. Er entfcheivet über vie Reklamationen 
ber Arrondiſſements fowohl als ver Gemeinden gegen das ihnen zugewieſene 
Stenerlontingent. Er votirt in den vom Finanzgeſetz gezogenen Grenzen, bie zu 
ben Departementalausgaben nöthigen Zufchlagecentimes zu den birelten Steuern. 
In diefen drei Punkten ift ber Generalrath fouverain, d. 5. er entfcheivet in letzter 
Inſtanz. Gr bedarf auch feiner beſondern Autoriſation, um der höchſten Behörde 
Wunſche in Betreff des Departements vorzulegen. 

b. Der Generalrath berathet (deliböre) über folgende Punkte: 1. Außer- 
ordentliche Steuern oder Darlehen, welche im Interefle des Departements aufzu- 
nehmen find. 2. Erwerb, Verlauf und Zaufh von Departementalbeflgungen. 
8. Veränderung der Verwendung ober der Beitimmung eines bem Departement 
gehörigen Gebäubes. 4. Art der Verwaltung (gestion) der Departementalbefigungen. 
5. Brocefie, welde im Namen des Departements enhängie zu maden ober zu 
führen find. 6. Vergleiche (transactions), die Rechte des Departements betreffend. 
7. Annahme der zu Gunſten des Departements gemachten Schenlungen und Ber- 
mächtnifje. 8. Klaffifilation und Richtung der Departemental- oder Vicinalſtraßen. 
9. Projekte, Pläne und Koftenanfchläge aller andern aus Departementalfonds zu 
beftreitenven Arbeiten. 10. Bon Gemeinden, Vereinen oder bloßen Privaten ange 
botene Beiträge zum Bau von Straßen und andere auf Koften bed Depar- 
tements zu unternehmende Arbeiten. 11. Konceffionen an Vereine, Kompagnien 
oder Privaten von im Intereffe des Departements zu unternehmenden Arbeiten, 
12. Der dem Departement aufzulegende Antheil an der Ausgabe für daſſelbe interef- 
firenve, aber. vom Staat unternommene Arbeiten. 13. Beiträge bes Departements 
zu Ürbeiten, vie zu gleicher Zeit das Departement und bie Gemeinden betreffen. 
14. Errichtung und Organifirung von Benfionslaffen und anderweitige Remune- 
rationdarten der Beamten ber Präfelturen und Unterpräfelturen. 15. Autheil der 
Ausgabe für Findlinge und Wahnfinnige, welche ven betreffennen Gemeinden auf- 
zulegen find und veren Bertheilung unter venfelben. 16. Alle fonftigen Punkte, 
über die der Rath zu deliberiren von den Gejegen aufgeforbert fein kann. — 
Diefe Beraihungen bevürfen einer Genehmigung ber Regierung, weldhe in ben 
Fällen, die nur das Departement betreffen, ver Präfelt ertbeilt; thatſächlich 
adminiftsirt fich bier das Departement felbft. Außerorventlihe Steuern (Nr. 1) 
können nur durch ein Geſetz auferlegt werden. Die Beichlüffe des Generalraths 
aber, welche das Stantsintereffe mit berühren, bebärfen ver Genehmigung bes 
Kaiſers oder der des kompetenten Minifters, 

e. Ein bloßes Gutachten des Generalrathes wird in einer Menge zum Reflort 
ber eigentlichen Verwaltung gehörigen Fällen eingeholt, z. B. Bezirksverände⸗ 
rungen, Jahrmärkte u. ſ. w. 

In den oben angeführten Punkten find die Befugnifie des Generalraths noch 
bei meitem nicht erfchöpft; es blieb namentlich die wichtigfte unerwähnt: bie Be⸗ 
rathung des Departementalbäbgets. Die Einkünfte des Departements beftehen meift 
aus Zufchlogecentimes zu ven direkten Steuern; dann gibt es auch einige Ce 
bühren und — fehr wenige — Revennen bringende Departementalbefigunggn. Die 
Ausgaben werden. in 1. ordentliche (döpenses ordinaires d. h. gewöhnliche, genauer 
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heißen fie bei den Gemeinden obligatoriſche), 2. fakultative, 3. außerordentliche, 
4. ſpecielle Ausgaben getheilt. Man findet im Geſetz vom 10. Mai 1838 die 
genauern Angaben der zahlreichen Poſten, welche zur erſten Kategorie gehören: 
ẽo ſind im Ganzen diejenigen, welche zum Gang der Verwaltung unentbehrlich 
find, von deren Verweigerung ſelbſt Nachtheile für den Staatsverband entſtehen 
önnten. Darum giebt auch das Geſetz der Regierung das Recht, die hieher gehörigen 
Boften nöthigenfalls ex offico ins Büdget einzufchreiben over fie zu erhöhen. 
Zu den fakultativen gehören alle diejenigen, welche vom Gefeg nicht zu den vorigen 
gerechnet werben, alſo blos als das Departenıentalintereffe betreffend erachtet werben. 
Die zu dieſer Kategorie gehörenden Ausgaben kann vie Regierung in keiner Hin- 
fecht vermehren oder erhöhen, wohl aber vermindern, Die außerorbentliden Uns» 
gaben, weiche beftimmt find die Unzulänglichlelt der falnltativen zu deden, Tünnen 
weder erhöht noch vermindert, fie müflen beftätigt oder verworfen werben. Specielle 
Ausgaben giebt e8 nur drei, es find Beiträge für den Elementarunterricht (Lehrer 
feminar u. f. w.), für ven Ban ver Vicinalwege und in einigen Departements 
für die Erneuerung des Kataſters. Für jede dieſer verfchievenen Ausgabeklaſſen 
werben vom Generalrath befonvere Zufchlagecentimes votirt, deren Betrag nur für 
vie vorgefehenen Ausgaben verwendet werben darf. Es gibt alfo ordentliche Zu- 
fchlagcentimes für die orbentlihen Ausgaben, falultative Gentimes für bie fakul⸗ 
tativen Ausgaben u. f. w. Im jährlichen Finanzgeſetz beftimmt ber gefeßgebenve 
Körper das Marimum der für jene Kategorie anwendbaren Gentimes, welches mur 
durch ein befonveres Geſetz überfchritten werden darf. 

Jedes Departement wird in Arrondiffements getheilt, am beren Spige ein 
Unterpräfett ſteht. Legterer bat nicht blos eine extenſiv, fondern auch intenfto 
viel geringere Gewalt als der Präfelt. Das Geſetz vom 28. pluviose an VIII 
bat die eigentliche Verwaltung in die Hände des letztern gelegt; mehrere Geſetze 
haben feine Befugniffe erweitert, befonders aber hat das fogenannte Decentralifa- 
tionsgefeg vom 25. März 1852 demfelben eine Menge Entſcheidungen über- 
tragen, die fonft vom Staatsoberhaupt oder doch vom Minifter ausgingen Der 
Unterpräfelt hingegen hat faft nie felbftftänbige Beſchlüſſe zu faſſen; er tft mit 
fehr feltenen Ausnahmen Vollſtrecker ver ihm zukommenden Befehle; er fammelt 
Informationen, ift Mittelglied zwiſchen dem Präfelt und dem Maire. 

. Dem Verhältniß des Unterpräfelten zum Präfelten analog ift das Arrondiſſement 
nicht blos kleiner als das Departement, es bildet auch Leine moralifhe Berfon, 
hat kein eigenes Büdget; es ift in allen viefen SHinfichten integrirender Theil des 
Departements. Der Unterpräfelt hat es alfo nie zu vertreten. Es giebt aber doch 
einen beſondern Bezirksrath (conseil d’arrondissement), ver auf ähnliche Weiſe 
wie ber Generalrath gewählt wird, aber nie aus denſelben Berfonen befteht; feine 
Defugniffe find im verjängten Maßſtabe viefelben wie die bes Generalrathes, dem 
er oft vorarbeitet und zu dem er meift im Verhaltniß ver erften Inſtanz zum 


Appellationshof ift. Er vertheilt unter die Gemeinden das dem Arrondiſſement zu⸗ 


gewiefene Kontingent birelter Steuern, hat aber natürlich kein Büdget zu berathen. 

Präfelten und Unterpräfelten werden vom Kalfer auf den Borfhlag bes 
Minifters des Innern ernannt. Keinerlei Bedingung befchränft vie Wahl. Das 
Gehalt des Präfekten ift 40,000 Fr. für die erfte Kaffe, 30,000 Fr. für vie zweite, 
20,000 für die vritte; bie Unterpräfetten Haben 8000, 6000, 4500 Fr. Ueber» 
dies erhalten bie einen und die andern freie Wohnung, Feuerung, Licht u. f. w. 

Die Berwaltung von Paris (Seine- Departement) weit in maucher 
Hinficht von der der andern Departements ab. Die Prüfelturgewalt if zwiſchen 
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dem Seine⸗ und dem Polizeipräfelten getheilt; dieſe Beamten haben in der Stadt 
Paris and) faſt alle in andern Gemeinden von ven Maires ausgeübten Befugnifie. 
Daher bildet auch der Parifer Municipalrath — mit Zuziehung ber Vertreter ber 
Kreiſe Scenu und St.Denis — ven Generalrath des Seine-Departements. Die 
Angaben der fonftigen Verſchledenheiten würde den uns hier zu Gebote ſtehenden 
Raum überſchreiten. 

V. Gemeindeverwaltung. 

Drgantfation. Die Gemeindeangelegenheiten werben von einem Maire und 
einem Municipalrath verwaltet. Da die Gemeinde zu gleiher Zeit Theil bes 
Staats iſt und felbftftänpige Intereffen hat, fo vereinigt auch ver Maire in fich einen 
doppelten Eharalter: er ift Agent der Regierung und Repräfentant ver Gemeinde, 

WS Agent der Regierung hat ver Maire vie ihn von berfelben gegebenen 
Aufträge zu erfüllen, die Ausführung ver Geſetze zu überwachen over ſelbſt Ins 
Werk zu fegen; er bat überdies (außer in ven Präfelturflänten von mehr als 
40,000 Einwohnern 5) die allgemeine fowohl al8 die Ortspolizei zu handhaben. 
Zur Ortspolizei rechnet das noch gültige franzöſiſche Geſetz vom 24. Auguſt 
1790, wie ſeitdem auch viele veutiche, 3. B. das badiſche von 1831: die Sicherbeits«, 
Reinlichkeits⸗ Gefunpheits-, Armen-, Feuer⸗, Markt⸗, nievere Gewerbs-, weltliche 
Kirchen⸗, Sittlichleits-, Gemarkungs⸗ und Gefinvepolizei, fo wie die Wufficht über 
Maße und Gewichte. Jedoch bat der Maire hiebei blos Reglemente zu verkünden 
und deren Ausführung zu überwachen; vie Strafen Tann nur das Polizeigericht 
erkennen. Uebrigens müſſen ſämmtliche Beſchlüſſe (arrötes) des Maires durch Ber- 
mittelung des Unterpräfekten dem Präfekten vorgelegt werben: diejenigen arrétos, 
welche nur Eine Perſon over einen einzelnen Fall betreffen, ſind ſogleich ausführ⸗ 
bar; diejenigen hingegen, welche dauernde Beſtimmungen feſtſetzen, find erſt gültig, 
nachdem fie ſich einen Monat lang in ben Händen des Präfekten befunden haben; 
hierdurch erhält der Departementschef Zeit, fein Auffichtsrecht geltend zu machen, 
ohne durch Nachläffigleit ven Gang der Verwaltung hemmen zu können. Rad 
Berlauf diefer Frift, wenn das Reglement nicht annullixt ift — blos veränbern 
barf e8 ver Präfelt niht —, tritt es nämlich ohne weiteres in volle Wirkfamteit. 
Da eine ansbrüdlihe Genehmigung nicht nöthig ift, pflegt fie auch nicht zu erfolgen, 
ift fie aber gegeben, fo behält doch der Präfelt ſtets fein Annullirungsrecht. 

Der Maire wird vom Kaiſer in ven Städten von 3000 Einwohnern und 
von dem Präfelten in ven Tleineren Gemeinben ernannt. 

As Borftand und Vertreter ver Gemeinde beforgt er die Verwaltung ber 
©emeindegäter,, leitet over überwacht bie auf Koften ver Gemeinde ausgeführten 
Ürbeiten, vepräfentirt viefelbe vor Gericht, legt ihr das Budget vor, orbnet bie 
Einnahmen und Ausgaben an u. f. w. Der Maire iſt übrigens auch Civilſtands⸗ 
beamter, d. 5. er hält die Geburts-, Trauungs- und Sterbeliften, beforgt bie 
Eiviltranungen, Attributionen, welche er unter Auffiht ver Iuftizbehörve (Stants- 
profurator) ausübt. Der Maire ernennt auch die meiſten Kommmnaldeamien. In 
Abweſenheit deſſelben fungirt an feiner Stelle ver Adjunkt, over einer der Ad⸗ 
juntte, wenn bie Gemeinde mehr als 2500 Einwohner zählt. In Abweſenheit des 
Maire's und der Adjunkten tritt proviſoriſch das ältefte Mitglied des Municipal 
raths an ihre Stelle. Eigenthümliche perfönliche Yunktionen haben fonft die Muni⸗ 
cipalräthe nicht, fie können nur als Kollegium wirken. 

Der Municipalrath wird alle fünf Jahre von den Ginmwohnern der Ge 


| 5) Für dieſe Städte hat fie ein Geſetz von 1865 ven Praͤfelten übertragen, 
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und Maße, der Schlachthänſer zc.; Konceſſion eines beſondern Platzes anf dem 
Kirchhof; Tare für den gemeinſchaftlichen Hirten ꝛc. 3) Verſchiedene Taren, näm- 
lich: 8 Sentimes vom Franken der Patent:(Gewerbe-)Steuer; ein Theil der Polizei: 
gelvbußen; Taxe der Jagberlaubniß: von den 25 Fr. dieſer Tare find 10 Fr. für 
die betreffende Gemeindekaſſe. 4) Inbirelte Steuern. Hierher gehört das Oftroi, 
eine am Thore bezahlte Abgabe auf Getränke, auch Fleiſch, und felbft (in einigen 
Städten) andere Gegenftände, 3. B. Wildpret, Fiſche, Del, Effig, Holz, Koblen, 
Bauholz und Steine. 1500 Gemeinden haben Oftrois, 5) Direkte Steuern; dieſe 
find überall nöthig, da nur wenige Gemeinden die oben aufgeführten Refiourcen 
befigen. Die direkten Steuern beftehen in Zufchlagecentimes auf die Stantöftenern 
und in einer Hundeſtener. 

db. Die außerordentlihen Einnahmen beftehen blos aus Zufchlagecentimes, 
hochſtens 20 vom 100 ver virelten Staatefteuern. 

c. Zu den zufälligen und fupplementarifhen Einnahmen rechnet man: 
Einnahmeüberſchüſſe des verfloffenen Jahrs; Staats- und Departementafbeiträge 
(Subventionen); Einftellungsgelver; Vermächtniſſe zc. ꝛc. 

VI. Kultus und dffentlider Unterricht. 

Kultus, Die Konftitution garantirt zwar die libert6 des cultes, freie 
Religionsübung, und in ber Theorie eriftirt fie au in den Augen Derer, welche 
den Kultus in äußern und Innern tbeilen. Allein, va für uns jeder Kultus tie 
äußere Manifeftation der Religion iſt — den fogenannten Innern nennen wir 
Glauben, Religiofität —, fo können Wir nicht umhin, mande Beſchränkung wahr- 
zunehmen. Erſtens unterſcheiden vie Gelege zwiſchen anerfannten und nicht 
anerlannten Kulten (cultes reoonnus et non reconnus). Letztere find nur tolerirt; 
es wird wohl Niemand feines Glaubens wegen verfolgt, allein die Nichtanerfunnten 
bärfen fih nicht ohne Erlaubnig des Maire (in Paris des Bolizeipräfetten) ver⸗ 
faunneln, um Gottesdienſt zu halten. Die anerfannten Kulte find: ver Tatholifche, 
der der augsburgiſchen Konfeffion (Tutheraner), der reformirte, der israelitifdye. ©) 
Geſetzlich hat keine. diefer Religionen oder Konfeifionen Vorrechte vor der andern; 
doch kaun man eine Kleine Ausnahme diefer Negel nachweifen: vie franzöfifchen 
Karvindle find als ſolche Mitgliever des Senats. 

Die katholiſche Geiftlichkett bildet eine Hierarchie, an deren Spige Kardinäle, 
Erzbiſchoͤfe und Biſchöfe ftehen, deren Mittelgliever die cures, Pfarrer, bilden, 
und deren unterfte Stufen von ven Desservants, Pfarrverwefer, und Vicaires, 
Kapläne, eingenommen werben. Die Erzbifchöfe werben vom Kaiſer im Einverſtänd⸗ 
niß mit dem Bapft ernannt; die eures, welche unabfegbar find, werden vom Bis 
hof mit Genehmigung der Regierung eingefeßt; die Desservants und Vicaires 
werben vom Biſchof allein ernannt und abgejett. ‘Der Desservant hat zwar einen 
ſelbſtſtaͤndigen Kultusbezirk zu verwalten, und in der Praris nennt man ihn wohl 
Mr. le Cure, allein fein Kirchſpiel heißt nicht cure, fondern Succursale. Er ftebt 
unter der Aufficht des Cure, der aber keine Jurisdiktion über ihn hat; dieſe kommt 
nur dem Bifhof zu. Die Kapläne find wie überall Gehälfen oder temporäre 
Stellvertreter des Pfarrers. 

Die beiden proteftantifchen Konfeffionen haben an der Baſis dieſelbe Einrich- 
tung: Kirchipiele geleitet von einem Pfarrer, dem jedoch ein aus 4 bis 7 gewählten 
Gemeinbeglievern beſtehender Presbyterialrath zur Seite ſteht. Mehrere Kirchſpiele 
bilden einen Konfiftorialbezirt, an deſſen Spite gleichfalls ein gewählter Rath, das 


8) Yeyt auch der mohammedaniſche, wenigfiens in Algier. 
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Konfiorium, fteht. Das Dekret vom 26. März 1856 bat überdies einen Central⸗ 
tath der reformirten Kirchen eingefeßt; derſelbe repräfentirt die Gemeinſchaft ver 
Regierung gegemüber, und bat natürlich blos adminiftrative Attributionen. In der 
augsburgiihen Konfeffion ftehen die Konfiftorien unter Infpeltionen und dieſe unter 
einem in Straßburg refidirenden Direktorium (Dekret v. 26. März 1852), gebilvet 
aus einem vom Kaiſer ernannten Direktor, zwei in jeder Juſpektion gewählten 
nicht geiftlichen Deputirten, aus den geiftlichen Infpektoren und aus einem Pro- 
feſſor des proteftantiihen Prebigerfeminars in Straßburg. Die reformirten Geift- 
lihen werben von den Konfiftorien, die Iutherifhen vom Direktorium, jebesmal 
unter Genehmigung ver Regierung, ernangt. 

Die israelitiſchen Glaubensgemeinden oder Synagogen bilden acht Departe- 
mentaflonfiftorien, welche aus einem Groß⸗ oder Oberrabbiner und vier von No- 
tablen gewählten Mitglievern beftehen und die Gemeinverabbiner und Borfänger 
ernennen und beauffichtigen. In Paris ift ein Centralkonſiſtorium, beſtehend aus einem 
Oberrabbiner und 8 Mitglievern. Die Departementaltonfiftorien find letztern bier- 
archiſch untergeorbnet. 

Die Geiftlihen der anerfannten Kulte werden vom Staate befolbet. 

Deffentliger Unterriht. Die Organifation des Unterrichtsweſens in 
Frankreich ift in mander Hinſicht von jener in andern Rändern verfchteven. In Frank⸗ 
reich bildet das ganze vom Staat angeftellte Berfonal ein Korps, befannt unter dem 
Namen Univerfität, das bis zum Geſetz von 1850 allein den Unterricht ertheilte; 
jegt giebt es auch außerhalb der Univerfität unter vem Namen enseignement libre 
eine gewiffe Anzahl (meift von Geiftlichen geleitete) Lehranſtalten, viefelben find 
jedoch der Aufficht des Staats unterworfen. Der öffentliche Unterricht theilt fich 
in Primar-, Selundar- und höhern Unterridt. Der erftere begreift ven theils 
von Laien beiverlei Geſchlechts, theild von Fröres de la doctrine chretienne und 
Seurs, die ſich durch ein fünfjähriges Gelübde verpflichten, geleiteten Elementar⸗ 
unterricht. Der zweite fchließt die Lycdes (Öymnafien) und Collöges communaux 
(Brogymnafien) ein; er bereitet die jungen Leute zu ben Hochſchulen vor, 

Unftalten oder richtiger Städte, wo ſämmtliche Fakultäten vereinigt find, giebt 
es nur zwei: Paris und Straßburg; fonft findet man Immer nur Eine ober zwei 
Fakultäten in derſelben Stadt. Aber felbft in Parts und Straßburg fteht jeve Fakul⸗ 
tät einzeln da; kein Rektor und Senat vereinigt alfo diefelben zu einer Einheit. Man 
zählt in Frankreich fünf Fakultäten: Sciences, lettres, droit, me6decine, th6ologie. 
Die Grade find: bachelier, licenci6, docteur. Wir mäflen bier natürlich eine: 
Menge fpecieller Lehranftalten mit Stillſchweigen übergehen. 

Hinſichtlich des Unterrichtsweiens ift Frankreich in 16 Bezirke getheilt, deren 
Lehrperfonal eine Abtheilung der (allgemeinen) Univerfität bildet, ver man ben 
Namen Akademie beigelegt hat. (Es ift hier alfo keine gelehrte Gefellihaft gemeint.) 
An der Spige jever Akademie fteht ein Rektor, der mit dem Minifter korreſpondirt. 
Er wirb von Infpeltoren verſchiedenen Grades in feinem Wirken unterftägt. Er 
leitet den mittlern und höhern Unterricht; den Primarunterricht überwacht er blos 
rüdfichtlih der Lehrweife und des Lehrftoffs. Die andern ven Elementarunterridt 
betreffenden Befugniffe ruhen in ver Hand ber von Präfelten präfivirten Departe⸗ 
mentalräthe (conseils departementaux , nit mit ben conseils generuux zu 
verwechſeln). 

VI Juſtizverwaltung. 

Die Organiſation der franzöftihen Juſtizverwaltung ſcheint und eine ber 
logiſchſten, jedenfalls ſymmetriſchſten zu fein, die es giebt. Sie theilt fi natürlicher 
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Weiſe in Civil⸗, Handels⸗, Straf- und befondere Gerichtsbarkeit, welche alle Im 
Kaſſationshof ihren Kulminationspimft erreichen. 

a. Die Civilgerichtsbarkeit wirb gebt von Friedensgerichten, Kreis⸗ 
gerichten und Appellhöfen ober Taiferlichen Höfen (Cour imperiale). 

Das Friedensgericht befteht aus einem vom Kaiſer ernannten befolveten 
Richter (der fein Juriſt zu fein Braucht) und zwei unbefolbeten Suppleanten oder Stell- 
vertretern. Der Friedensrichter hat feine eigene Kompetenz als Richter, und iſt audy 
Bermittler. Ken Proceß (Ausnahmen Code de procedure art. 48—58) Tann 
vor dem Kreiögericht anhängig gemacht werben, bevor die Parteien zur Berein- 
barung vor den Friedensrichter gerufen find, ber fie anhört, einen Vergleich 
zu bewirken fucht, bie Beningungen ver Vereinbarung Tonftatirt oder die Vergeb⸗ 
lichteit des Bereinbarungsverfuchs beſcheinigt. Als Richter entſcheidet er in Civil⸗ 
ſachen in letter Inftanz bis zum Werth von 100 Fr., in erfter (meift) bis zum 
Werth von 200. Man appellirt an das Kreisgericht. Detatls über die Kompetenz 
des Frievensrichters findet man in den Gefeten vom 25. Mat 1838 und 2. Mat 1855. 

Das Kreisgericht (tribunal d’arrondissement) heißt auch oft Tribunal 
erfter Inftanz, welcher Ausdruck aber eigentlih unridtig if, da man z. B. vom 
Friedensgericht an baffelbe arpellirt; das Mreisgericht befteht ans mehrern Ridh- 
tern, deren Zahl zumeiſt von ver Größe des Bezirks abhängt. Die aus 7 bis 10 
Richtern und 4 Stellvertretern zufammengefegten theilen ſich in zwei, bie aus 
12 Richtern und 6 Suppleanten beftehenven in drei Kammern, fo daß wenigftens 
3 und höchſtens 5 Richter in jever Kammer figen. Jeder gehört immer nur Ein 
Jahr lang verfelben Kammer an. Die Stellvertreter erhalten keinen Gehatt, fie wer- 
den and der Reihe der Advokaten gewint und fungiren nur, wenn eigentliche 
Richter momentan abgehalten find. Die Kompetenz des Kreisgerichts geht in letzter 
Inftanz bis zum Betrag von 1500 Fr., und wenn es fih um Grundſtäücke handelt, 
bis zu einem Werth von 60 Fr. Renten over Pacht. In erfter Inftanz gehört 
zu ihrem Reſſort alles, was das Geſetz nicht ausdrücklich einem andern Gericht 
zugewiefen hat. In dringenden Fällen Tann der Präſident allein das Näthige 
‚veranlaffen und felbft ohne weitere Förmlichleiten richten. 

Der Appellbof beftehbt aus einer nad ver Bevölkerung des Sprengels 
proportionirten Anzahl Räthe. Zählt er 24 Räthe, fo wird er in drei Kammern 
getheilt, und zwar: für den Civilproceß, für Torrektionelle Appellationen und für 
die Berfeßungen in Anflageftand. Bet 30 Räthen find zwei, bei 40 drei Eivil- 
fammern xc., deren jede 7 Räthe zählen muß. In manden Fällen muß von 
fänmtlihen Kammern in pleno geurtheilt werden. Der Appellbof tft gewöhnlich 
zweite und jebenfalls letzte Inſtanz für das Kreis⸗, Korrektionell- und Handels⸗ 
gericht. Nur in fehr wenigen Fällen ift er einzige Inftanz. 

Ueber den Kaffationshof werben wir weiter unten zu fprechen haben. 

b. Handelsgerichtsbarkeit. Diefe wird verwaltet: 1. von den Konfular- 
oder Handelsgerichten, deren Mitglieder von den Kaufleuten und Fabrilanten unter 
ihren Kollegen auf zwei Jahre gewählt und vom Katfer beftätigt werben, und aus 
den Prüd'hommes, eine Art Schievsrichter, von Fabrtlanten, Meiftern, Gefellen 
oder Arbeitern ımter fich gewählt (zur Hälfte ans Meeiftern, zur Hälfte aus Ge- 
fellen zufammengefett), deren Kompetenz ſich auf Streitigfeiten zwiſchen Fabrikanten 
oder Meiftern und ihren Arbeitern beſchränkt. Jede Imduftriegruppe hat, wenn fie 
zahlreih genug ift, ihre eigne Prüd'hommes. Die Handelsgerichtsbarkeit kennt 
weber Anwälte noch Advokaten. 

ce. Strafgerihtsbarfeit. Das franzöfiſche Strafrecht unterſcheidet brei 
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Grade von Geſetzesübertretungen (Infractions): Polizeivergehen (contraventione), 
Bergehen (delite) und Verbrechen (crimes). Die erftern werben vom Poltzei⸗ 
gericht 7) abgeurtheilt, bie zweiten vom Korreltionstribunal, die dritten vom Affifen- 
bof, der bekanntlich aus Geſchwornen, welche die That beurtheilen, und aus 
Richtern, welche vie Strafe erkennen, befteht. Das Boltzeigeriht Tann nur 
15 dr. Gelobuße oder 5 Tage Gefängniß erkennen. Appellation ift nur möglich, 
wenn bie Strafe mehr als 5 Br. betraf oder auf Gefängniß lautet. Die Appel⸗ 
latton Bringt die Sache vor das Korreltionstribunal, das aus brei Richtern 
befteht. Im erfter Inftanz richtet das Tribunal über alle Vergehen, welche eine 
höhere als Polizeiftrafe nach fich ziehen, ohne Verbrechen zu fein. Dan kann 
immer von feinen Urtbeilen appelliren, und zwar von den Tribnnalen ver Kreis⸗ 
ſtädte an das der Departementalftapt, von biefem an das einer audern Departe⸗ 
mentalftabt deſſelben Appellrefioris und am Sig eines Appellhofs an dieſen. 
Der Appellhof hat noch einige andere ftrafrechtlihe Befugniſſe. So Können bie 
Alftfen nicht ſprechen, wenn die Anklagekammer (S. oben) ihnen vie Sade nidt 
überwiefen bat. Das Verfahren vor dem Afftfenbof wird in einem anbern Ar 
titel bejchrieben werben. . 

Für Hochverrath befteht no ein hoher Gerichtshof (haute Cour de 
justice), teflen Geſchworene unter ven Mitgliedern der Generalräthe und deſſen 
Nichter unter den Räthen des Kaflationshofs gewählt werben. 

d. Befondere oder fpectelle Gerichtsbarkeit. Eigentlihe Ausnahme⸗ 
erichte find unkonftitutionell, aber es giebt fpectelle, von ven Gefegen vorgefehene 
ribımale. Wir begnügen uns, fe zu nennen: abminiftrative Gerichte; Kriegs⸗ 

gerichte; Seegerichte; Disciplinarlammern der Nationalgarve, der Notäre, An⸗ 
wälte ꝛc. Auch das Unterrichtsweſen bat feine befonvdern Disciplinarbehörven : ven 
Departementalraty und den vom Minifter präfipirten kaiſerlichen Rath (consell 
imp6rial de l’instruction publique). 

e. Kafjationshof. Derſelbe wärbe mit Unrecht als eine dritte Inftanz 
betrachtet werden. Er bat nie über den ftreitigen Punkt ſelbſt zu entſcheiden, ſon⸗ 
dern blos fiber richtige Anwendung des Geſetzes, und über bie Befolgung der 
vorgefchriebenen — im Interefle des Verklagten beſtehenden — Procedur (Geſetz 
vom 27. November 1790). Der Kaflationshof zählt mit dem Präfidenten 49 Mit- 
glieder, welche drei Kammern bilden: die Civilfammer, die Kriminallammer und 
die Reguetenfammer, aber auch zuweilen zufammen in pleno zu urtheilen haben. 
Keine Kammer kann ein Erkenntniß fprehen, wenn nicht 11 Räthe gegenwärtig 
find. Die Requetenkammer bat (mit einigen Ausnahmen) die beim Kafjattonshof 
anhängig gemachten Givilfachen einer Vorunterſuchung zu unterwerfen. Findet fte, 
daß der Rekurs begründet ift, fo überweift fie die Sache der Civilkammer; tim 
entgegengefegten Fall erläßt fie ein motivirtes Erkenntniß, woburd die Sache 
abgewielen wird; Kriminalfachen gehen direlt vor die Kriminalkammer. 

Da die Appellhöfe fonveratn find, d. 5. in letter Inftanz richten, fo wird, 
wenn ein Urtheil derſelben kaſſirt if, ver Proceß fo betrachtet, als wäre er noch 
in derſelben Lage, wie vor dem Urtheil des Appellhofs. Der Kaffattonshof hat 
daher einen andern Appellhof zu beftimmen, wo bie Sache nochmals gerichtet 
werben foll. Erfolgt bier daſſelbe Urtheil und. wird nochmals um Kaſſation einge- 
fonnnen, fo wird in pleno (toutes chambres r&unies) geſprochen, und die Recht s⸗ 


?) Der diefem Auffa zugewieſene Raum geftattet natürlich nicht, die feltenen Ausnahmen 
anzuführen. oo 
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auficht des Kaſſationshofes ift nun bindend für ven Appellhof, dem vie Sache zum 
endgültigen Spruch überwiefen wird. 

f. Ullgemeine Grundſätze. Die Richter ver Kreiögerichte, Appellhöfe 
und des Kaflationshof find unabſetzbar, müſſen aber ſeit 1852 in einem gewifien 
Alter in ven Ruheſtand verfeßt werden. Die Friedensrichter ſind abjegbar, pie Handels⸗ 
richter und andere fpecielle Richter, ebenfo die Geſchwornen find 'gewöhnlih nur 
auf Zeit inveſtirt oder beftallt. In Frankreich giebt es nie mehr als zwei Inflanzen, 
da, wie ſchon bemerkt, ver Kaflationshof nicht über das flreitige Fakltum urtheilt. 

Bei allen Gerichten mit Ausnahme der Friedensgerichte, der Handelsgerichte, 
ber Präfelturräthe und der Prüd'hommes ift eine Staats anwaltſchaft thätig. 
Beim Polizeigericht wird viefe Funktion gewöhulih von einem Boltzeitommiflär 
ausgeübt, bei den Kreid- und höhern Gerichten von Staatsprokuratoren (proeureur 
du roi — procureur de la r&publique — pr. impfrial), Generalprofuratoren, 
Generaladvokaten und ihren Subftituten. Der Staatsanwalt hat in Ariminalfachen 
die Anklage zu führen, in Civilfachen oft feine Meinung abzugeben, ober ſelbſt 
als Partei aufzutreten; z. B. wenn es Staatsſachen oder Minderjährige und 
Entmänbigte betrifft. Er kann auch „im Interefle des Geſetzes“ appellicen, d. h. 
ſelbſt in Wällen, wo vie Parteien von dem Spruch ver höhern Inflanz nicht mehr 
getroffen werben. 

Außer bei ven Berwaltungstribunalen ift die Deffentlihleit und Mänd- 
lichkeit der Verhandlungen überall die Regel. 

In Livilfahen muß man fi ver Avouds (Anwälte) bebienen, und gewöhn⸗ 
lich dürfen auh nur Advokaten plaiviren. In Kriminalfachen kann man fid 
felbft vertheinigen; es wird aber ein Advokat von Amtswegen (d’office) beftellt, 
als der Beſchuldigte fih keinen gewählt bat. Die Advokaten können nicht zugleich 

wälte fein. Hiervon find jedoch ausgenommen bie 60 Avocats au Conseil 
d’Etat et à la Cour de Cassation; fie find zugleih Advolaten und Anwälte, 
und nur fie können vor biefen Höfen verfahren. Die Advokaten am Staateratb, 
die Notäre, Anwälte, Gerichtchreiber, Gerichtsvollzieher, Wechfelagenten, Mälier, 
commissairs-priseurs (Abjchäger bei Berfteigerungen) können ihre Nachfolger präfen- 
tiren, d. h. fie können unter Öenehmigung der Regierung ihre Stellen verlaufen. 
(Geſetz vom 28. April 1816, Art. 91.) 

VOL Steuern. 

Die franzöflihe Amtsſprache vefintrt als direkte Steuern diejenigen, bie 
auf Grund von Namensliften der Befteuerten (man müßte hinzuſetzen: jährlich) 
erhoben, als indirekte Steuern biejenigen, welde durch bie Vermittlung von 
Fabrikanten oder Kaufleuten eingebracht werben. Zu den letztern muß man aber 
noch gewiſſe Steuern rechnen, die wie die Stempelgebühren vom Staate birelt, 
aber nur bei gewiflen Gelegenheiten eingenommen werben. 

Die birelten Steuern find, außer einigen Heinen, vie Grund, Thär- und 
Denfter-, Perſonal⸗ und Mobiliar und die Patentfteuer. 

Die Srunpfteuer ift dur das Geſetz vom 23, November 1790 eingeführt 
worden und follte anfangs die einzige Steuer fein. Es ift hierin der Einfluß der 
Phyfiokraten zu erkennen, allein bald fand man fich veranlaßt (18. Februar 1791), 
die Mobiliarfteuer zu dekretiren. Sie beftand damals aus drei Elementen : 1) einer 
Berfonalftener im Betrag eines dreifachen Tagelohnes; 2) einer hauptſächlich nad 
ber Miethe (1/,0) tarirten Mobiliarfteuer; 3) einer progreifiven Luzusftener auf 
Bediente und Pferde. Die Lurusftener ift durch das Geſetz vom 24. April 1806 
(Art. 69) aufgehoben worben, bie beiven andern Elemente beftehen noch. Das Geſetz 
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vom 17. März, 1791 führte dann die Patent- oder Gewerbefteuer ein. Dieſe 
Steuer ift bald enger, bald weiter gewefen, und ſchließt jeßt die Architelten, Aerzte, 
Advolaten, Anwälte zc. 2c. ein. Das Geſetz (25. April 1844, 18. Mat 1850, 
10. Juni 1853) theilt die Gewerbefteuerpflichtigen in fieben Tarifllafien, von weichen 
jede wieder nad der Bevölkerung der Wohnſtädte grabuirt if. — Die Thür- 
und Fenfterftener wurde durch Gefeß vom 4. frimaire an VII (24. November 
1798) eingeführt. Der Tarif berüdfichtigt einerjeits die Bevölkerung der Gemeinde, 
wo das Wohnhaus fteht, und anderfeits die Anzahl von Deffnungen deſſelben. 
3. 2. die Häufer mit Einer Deffnung bezahlen 30 Cent. in Gemeinden unter 
5000 und 1 Fr. in Gemeinden über 100,000 Einwohner; vie Häufer mit 
5 Oeffnungen bezahlen nicht 5 + 30 Cent. und 5 + 1 Fr., fondern 2 Fr. 50 Eent. 
in der einen und 8 fr. 50 Gent. in der andern. Doch Hatte man bierbet nicht 
die Abficht, eine progreiftve, ſondern eine rein proportionelle Steuer zu begründen. 

Obgleih nun für jede diefer Steuern Tarife beftehen, fo gelten fie doch in 
der Praris meift nur als Anhaltspunkte. In der Wirklichfeit find dieſe Steuern 
feine Impöts de quotits, d. h. nad einem feften Sag erhobene Steuern, deren 
Produkt man nicht mit Gewißheit vorausfehen Tann, fonvern Impöts de répar- 
tition, Bertheilungsfteuern. Der gejeßgebende Körper votirt nämlich nicht blos 
vie Totalfummen ver birelten Steuern, er vertheilt fie auch unter bie Departe- 
ments. Hier theilt fie der Generalrath unter die Kreiſe (Arrondiffements), die Kreis⸗ 
rätbe unter die Gemeinden, und in dieſen beſondere Repartiteure unter bie Steuer: 
pflichtigen. Immer haftet der größere oder Kleinere Bezirk für das ihm auferlegte 
Steuerguantum ; die gefeglihen Tarife mögen da als Marimum gelten. 

Man pflegt noch, und meift mit Unrecht, folgende Abgaben zu ven bireften 
Steuern zu reinen: 1) Die auf die Güter ber fogenannten tobten Hand ge⸗ 
legte Tare. Der erfte Artifel des Gefeges vom 20. Februar 1849 Tautet fol 
gendermaßen: „Bom 1. Januar 1849 an fol von allen grundfteuerpflichtigen 
Gütern der Departements, Gemeinden, Spitäler, Seminarien, Kirchenfaflen, 
Klöfter, Konfiftorien, wohlthätigen Anftalten, anonymen Gefelligaften und aller 
regelmäßig autorifirten öffentlichen Anftalten eine jährliche Taxe bezogen werben, 
als Erſatz für die (nicht flattfindenve) Succeffton und Donations⸗Abgaben. Diefe 
Tore iſt auf 621/, Eentimes vom Franken ver Grundſteuer (ohne Zufchlage- 
centimes) zu berechnen.“ 2) Die Abgabe auf Bergwerfe, 3) die Frohnden für 
Kommunalwege, 4) die Abgaben für die Ausrottung von Moräften, 5) die Ab⸗ 
gaben für die Erhaltung von Domänen, 6) vie Abgaben auf Mineralquellen, 
7) die Abgaben der Penflonatöbefiger, 8) die Immatrikulations- und andere Ge⸗ 
bühren der Studirenden, 9) Taren für Inſpicirung ver Maße und Gewichte, 
10) Taren für den Unterhalt der Hanvelsbörfen und Handelskammern. 

Die indirelten Steuern find fo zahlreih, daß wir und begnügen müſſſen, 
file zu nennen: Trankfteuer; Licenz (Schenffteuer ver Wein- und Riqueurbetatlliften); 
Abgaben auf Zudr, Salz, Spiellarten, öffentlide Wagen, Eiſenbahnen ıc. 
(Yo) des Plages), gemalte Annoncen (an den Wänden), Flußſchifffahrt, Gold⸗ 
und Silberfontrole; Tabatsmonopol; Pulver und Salpeter; Zoll; Poſt; Telegraphie ; 
Stempel; Ginregiftrirung; Erbſchaftstare; Hypotheken; Paß⸗ und Konſulats- 
gebühren; Erfindungspatenttaxe. Ueberdies Domanialrevenüen, wie Holzverkauf und 
Nebengefälle der Staatsforſten, Jagd, Fiſcherei, Geldbußen. 

Der Finanzminiſter und feine Untergebenen centraliſtren fänimtlihe Ein⸗ 
nahmen. Kein Anderer darf Staatsgelder einkaſfiren (außer etwa Konſulatskanzler). 
Die. eigentlichen Einnehmer (percepteurs und receveurs) nehmen meift nur bie 
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direkten Steuern in Empfang; für bie indirekten giebt es eigue, zuweilen fpe- 
cielle Agenten für einzelne Steuern. Diefe verfchiedenen Einnehmer oder Agenten 
befinden fih in jevem Departement unter einem Generaleinnehmer, einem Direktor 
der direften und einem Direktor der inbireften Steuern. Der Direktor ver direkten 
Steuern bat die Steuerliften auf Grund der oben erwähnten Vertheilung herzu⸗ 
ftellen und dem Präfetten zur Genehmigung zu übermachen. Er arbeitet den Ge 
neral- und Kreisräthen vor, nimmt das fleuerpflichtige Material auf zc. Der Direk⸗ 
tor der indirekten Steuern beauffichtigt bie ehlreichen Agenten biejes Berwaltunge- 
zweiges und entjcheibet in minder wichtigen Fällen. Der Generaleinnehmer ift ver⸗ 
antwortlich für die Verwaltung der ihm untergebenen Einnehmer, er bat daher 
ein ftrenges Auffichtsrecht über fie. Zum Staatsſchatz fteht er nicht bios in tem 
Berhältniß eines Agenten, ſondern auch gewiflermaßen in dem eines Banquier. 
3. B. monatlich wirb er beim Schatz um fo viel vebitirt ald Steuern fällig ge- 
worben find, und er wirb für die rüdfländigen Summen — habe er fie ein- 
genommen oder nidht — mit ben betreffenden Intereflen belaftet. Ebenfo erhält er 
Interefien für die vorgeftredten (fowohl eigenen als früher eingezogenen) Gelber. 
Veberhaupt beftehen vie Emolumente der Einnehmer — bei den unten Stellen 
gänzlich, bei ven höhern Stellen zum Theil — aus Procenten ver Einnahme und 
Ausgabe. 

Denn alle Einnahme in den Agenten des Finanzminiſteriums Toncentrirt 
tft, fo gefchieht die Ausgabe dur eine große Menge Hände. Allein die Buch— 
haltung, die Kontrole, die Aufficht find auf eine wirklich bewunderungswärbige 
Weiſe organifirt, und das ganze Syſtem iſt einerfeits durch den Rechnungshof, 
anberfeits durch eine and dem gefeggebenden Körper und einigen Mitglievern 
der höhern Behörden gewählte Rechnungsabſchlußkommiſſion gekrönt. 

IX. Inpduftrie, Aderban, öffentliche Arbeiten. 

Im Allgemeinen herrſcht in Frankreich Gewerbefreiheit. Die Zünfte ſind durch 
bie Revolution aufgehoben worben; jeder kann jedes beliebige Handwerk und felbft meh⸗ 
rere auf einmal treiben, die verfdhievenfien Warren im felben Geſchäft vereinigen, ohne 
irgend um Erlaubniß zu fragen ober ſich befonveren Bedingungen zu unterwerfen. 
Diele Regel leidet aber 3. B. folgende Ausnahmen: Die Ausübung einiger foge- 
nannten liberalen PBrofeffionen (Herzte, Apotheker, Advokaten) kann nur in Folge 
wohlbeftandener Prüfungen ftattfinden. Bäder und Fleifher — deren Zahl in 
vielen Gemeinden begrenzt ift — müſſen ſich befondern Reglements und der Brod⸗ 
und Fleifchtare (in Paris nun aufgehoben) unterwerfen. Die Haufirerei unterliegt Be— 
ſchränkungen; ebenfo giebt e8 gewöhnlich Lokal-Marktordnungen, welche dem Verkehr oft 
ſehr unnöthige Hinderniffe in den Weg legen. Ungeſunde over ven Nachbar in kommodi⸗ 
rende Fabriken können nicht ohne befondere Erlaubniß errichtet werben. Dampfmafchinen 
mäffen vor dem Gebraud von einer befonvdern Kommiſſion erprobt werden un. f. w. 

Der Aderbau ift ganz frei. Die Regierung bat nur durch bie Aderban- 
fhule, duch Thierſchaue, Ausſtellungen und durch die in jedem Arronbiffement 
eriftirenden Ackerbaukommiſſionen und Bereine Einfluß auf denſelben. Allenfalls 
kann man auch hieher rechnen, die zur Unterftügung der Drainage kürzli (1856) 
votirten 100 Mill. Franken. 

Die öffentlichen Arbeiten begreifen Häufer, Straßen, Brüden-, und 
Hafenbauten. Die Leitung des Baues von Häufern, Paläften oner Monumenten 
werden Architekten anvertraut, bie dafür ein oder mehrere Procente ber Ausgabe 
als Emolument beziehen. Die Brüden und Straßen ftehen unter einem Corps 
- des ponts et chausees, aus Ingenieuren verſchiedener Klafien oder Grabe, 
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aus Kondukteuren und Kantonniers gebildet. Nur die Ingenieure find Schüler ver 
polptechnifchen und ver Wegebaufchulen. Die Bergingenieure (ingenieurs des minee) 
find ebenfalls Schüler der polytechniſchen Schule; es befteht für fie eine befonvere 
Ecole des miner und überdies für bie Unterbeamten,. Conducteurs des mines, 
eine Bergmannsſchule in St.Etienne. 

X. Kriegs und Marinewefen. 

Jever zwanzigjährige Franzoſe, der gefund if und die gehörige Größe 
bat, iſt militärpflichtig. Ausgefhloffen vom Militärdienſt find diejenigen, 
welche ſich eines Verbrechens ſchuldig gemacht haben. Befreit oder dispen⸗ 
firt ſind die jungen Leute in folgenden Fällen: Der älteſte Bruder unter vater⸗ 
und mutterloſen Waiſen; der einzige oder aͤlteſte Sohn (Enkel ꝛc.) einer Wittwe 
oder eines blinden ober fiebenzigjährigen Vaters; einer (der jüngere) von zwei 
Brüdern, welche gleichzeitig militärpflichtig werben; der Bruder eines unter ber 
Sahne weilenden Soldaten; der Bruder eines im Dienft verftorbenen Militärs; 
ferner die jungen Seelente; vie Schüler der polytechniſchen Schule, welche ſich 
verpflichten, im Staatsdienſt wenigftens fo lange zu verweilen, als ihre Militär: 
pfliht dauert; Lehrer, welche fich verbindlich machen, wenigftens 10 Jahre lang 
dem Lehrfache treu zu bleiben; die Studenten der Theologie, die Schüler der 
geiftiihen Seminarien, Previgtamtsfandivaten; die jungen Leute, welche einen 
großen Preis beim Inftttut oder bei der Univerfität davon getragen haben. Endlich 
auch folche, vie ihrer Familie erwiefenermaßen unentbehrlich find. 

Bis zum Geſetz vom 26. April 1855 konnte Ieder einen Stellvertreter präfen- 
tiren, der angenommen wurde, wenn er bie vorgefchriebenen Beringungen erfüllte, 
Beſondere Kompagnieen beforgten fogar vie Stellvertrefung als Gefchäft. Jet können 
nur noch Berwandte direkt für einander eintreten, und junge Leute veffelben Orts, 
die an derfelben Ziehung Theil nehmen, ihre Nummern mit einander vertaufchen. 
Da nämlich das Syſtem der Toofung befteht, fo kann man aud durch das Ziehen 
einer hohen Nummer vom Militärdienft befreit werben. Das Geſetz von 1855 
bat übrigens die Stellvertretung im Allgemeinen nicht aufgehoben, es bat fie nur 
für die Milttärverwaltung vindicht. Der Kriegsminifter beftimmt jährlih bie 
Summen, für deren Betrag pie Militärpflichtigen ihrer Pflicht in der laufenden 
Ziehung enthoben werben Fünnen, fie bezablen die Summe und find frei. Das 
Geld fließt in eine Dotationskafje der Armee, woraus bie fih aufs neue 
engagirenden Soldaten, oder auch fonftige von der betreffenden Behörbe angenom- 
mene Dertreter eine angemefjene, ebenfalls jährlich beftimmte Entihäbigung erhalten, 

Die Dienftzeit dauert 7 Jahre und fängt mit dem zmanzigften Jahre an; 
man kann fih auch ſchon zu 18 Jahren — mit Erlaubniß der Eltern — frei⸗ 
willig engagiren. Jeder Soldat kann bis zum höchſten Rang avanciren. Die 
Dffiztersgrade vom Unterlieutenant aufwärts find folgende: Lieutenant, Kapitain, 
Bataillons⸗ und Schwapronschef (auch Kommandent und Major), Oberftlieutenant, 
Dberft, Brigavegeneral, Divifionsgeneral, Marſchall (in Frieden 6, im Kriege 12). 
Das Avencement gefchieht in ven untern Graden mehr oder minver theild au 
ehoix, d. 5. dem Verbienft nach, theild à l’anciennete; in ven höhern Graben 
nur au choix. Wenigftens ein Dritttheil der Sefonvelieutenantöftellen mäfjen 
den Unteroffizieren zu Theil werben (gewöhnlich tft das Verhältniß ihnen viel 
günftigen). Die andern find den Schülern ver Milttärfchulen (St.Eyr, Ya Bleche, 

eu) beftimmt. Wir bemerken nur noch, daß die Militärreglements in Frankreich 
ſelbſt allgemein als mufterhaft gelten, was man nit von vielen Berwaltungs- 
reglements jagen Tann, 
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Bir ſahen oben, daß die jungen Seelente vom Kriegedienſt frei find; fie 
haben aber bafür einen Seedienft zu thun. Die bier berührte Einrichtung, 
Inscription maritime, Seebienftpflichtigfeitsliften oder kürzer Seeliften genannt, if 
von Colbert eingeführt und feitvem durch Gejeg vom 3. Brümaire des Jahres IV 
regulirt worben. Auf den Geeliften find verzeichnet: die Seeleute jeven Grades, 
weiche auf Kriegs-, großen Handels. und Heinen Küftenfhiffen fahren, fi mit 
Fiſchfang im der See ober in den Fluſſen, fomeit die Fluth fteigt, ernähren. Die 
Dienftpflictigkeit dauert bis zum Alter von 50 Jahren; aber gewöhnlich werben 
nur drei wirkliche Dienftjahre von Männern zwifhen 20 und 40 Jahren gefor- 
dert. Dagegen befteht aber auch eine nahahmungswürbige Einrichtung in der Caisse 
des invalides de la mer, welche gegen eine Abgabe von 3 pCt. von dem Gehalt 
aller Seeleute und von verſchiedenen andern Einkünften, jedem Seemann einen 
Halbfold fihert. Diefelbe Kaffe leiftet ven Seeleuten noch viele andere Dienfte. Deren 
Agenten ziehen in allen Welttheilen vie ven Seeleuten und ihren Familien 
ſchuldigen Gelver und Erbſchaften ein, beforgen die Senbungen ber in ber Fremde 
weilenden Seeleute an ihre Familien in ber Heimat zc. zc. Das Avancement der 
Seeleute und die Rekrutirung der Seeleute geſchieht auf ähnlihe Weiſe wie bei 
ver Landarmee. Die Grade aufwärts find: Seelavet (aspirant de marine), See- 
fahndrich (enseigne), Sciffslieutenant (Infanteriefauptmannsrang), Fregatten- 
tapttein (Oberftlientenantsrang), Linienſchiffkapitain (Oberft), Gegenadmiral (Bri- 
gabegeneral), Viceadmiral (Divifionsgeneral), Admiral (Marſchall). 

Wir müflen bier diefe magere Üeberſicht ſchließen. Es leuchtet ein, daß aus⸗ 
führliche Auseinanverfegungen bei einem fo reichhaltigen Stoff dide Bände erfor- 
dern würden, und es ſich bier nur darum handelte, fu viel Thatfachen als möglich 
in ben engen Raum weniger Seiten zufammenzubrängen. 


I. Statiftit. 


I. Das Land. — Die Gewäffer. Während die vom Kanal befpälte fran- 
zoͤſiſche Küfte tiefe Einſchnitte und ziemlich weit auslaufende Spigen barbietet, 
rundet fi das Ufer des atlantiihen Meeres zum Golf von Gasconien oder zum 
bisfayifhen Meerbujfen aus. Ermähnenswerth find im erften Abſchnitt die bei St. 
Malo und an ven Mündungen der Somme und der Seine gebilveten Baien, der 
Golf von St. Malo und die Bai von Ploneffaut. Im atlantif—hen Meere nennen 
wir die Bucht von Breft, die Baien ven Douarnenez, Audiern, Foret, Bourgneuf 
und bie Mündungen der Loire, Vilaine und Gironde. Im mittelländiſchen Meere 
bilvet die Küfte von Port-Benpee bis Toulon den weiten Golf de Lion (nicht 
Lyon), worin wir die Rhone-Mündungen und den Teih von Berre bezeichnen. 
Beiter nah Oſten zu liegen die Buchten von Girmaud, Frejus, Iuan und bie 
von ber Mündung des Bars gebilvete, 


Bon ben zu Fra = 
lãndiſchen Meere gelı ” 
und dann, im Sübof e 
find noch bemerfensm PM 
You, RHE und Diero 

Wenn man von ⸗ 
ſyſteme ober richtige 

1) Rhonebeden. > 
Meter. 


2) Garonnebedeı . 
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3) Lotrebeden, mit den Küftenfläfien. Schiffb. Länge 2,339,917 Meter. 

4) Seinebeden, mit ven Küftenflüffen. Schiffb. Länge 1,838,758 Meter. 

5) Der zu Frankreich gehörige Theil des Rheinbeckens mit den Küftenflüflen. 
Schiff. Länge 1,007,300 Meter. 

Landſeen zählt Frankreich nur wenige. Der größte iſt der von Grand⸗Lieu 
(Oberflähe 7000 Hektares) in der untern Lore. Defto zahlreicher aber find bie 
oft künſtlich unterhaltenen, öfter natürlichen Leiche, beren einige die Größe ver 
fleinern Seen übertreffen. Die meiſten findet man in ben Departementen Yin, 
Cher, Indre, Meurthe und Saone und Loire. 

Gebirge. Frankreich iſt eher ein flaches als ein gebirgiges Land. In letzterer 
Klaffe kann man blos ven Often und vie ſüdweſtliche Grenze rechnen. Der Kno⸗ 
tenpunft des eigentlich oder ausjchließlich franzöſiſchen Gebirges ift der Lozere im 
gleichnamigen Departement. Bon bier aus ziehen fih nach Süpweften bis zu ben 
Pyrenäen die mittäglichen Eevennen, deren einzelne befondere (meift Lokal⸗) Namen 
führen. Nach Norpweften gehet ein Zug von Lozere ab nad der Hoch-Auvergne 
zu, um im Departement der Puy de Dome feinen Kulminationspunft zu finden. 
Diefe Kette heißt zuerft Monts de la Marguerite, und weiterhin Monts d'Auvergne, 
Monts Dore, Mont Dome ꝛc.; eine Hügelreihe Tann von bier aus bis an ben 
Kanal la Manche verfolgt werben. Als Fortfegung der mittäglichen Eevennen 
müſſen aber die vom Lozere aus nad) Norden bis zum Centre⸗Kanal ſich erftredenden 
nörblichen Gevennen betrachtet werden. Jenſeits des Kanals nach beginnt bie 
Cote d’or, von der eine Krümmung nach Welten die Deonts Faucilles bildet. 
Diefe Krümmung führt uns an die Bogefen (vosges), vie nah Südoſten zu fich 
an den Inra anfchliegen. Die höcften Spigen der Cevennen find: Plomb du 
Cantal 1857 Meters; Buy Mary 1658 Meters; Le Mezen 1766 Meters; 
Puy de Dome 1465 Meters. Höher find mande Spigen der noch zu Frankreich 
gehörigen Theile der Pyrenäen, fo wie die einiger Ausläufer der Alpen; letztere 
geben ihren Namen zweien Departementen des franzöfifchen Reiche. 

Die geologifchen Formationen Frankreichs find mannigfach, wir fünnen aber 
bier nur direkte Andeutungen infofern darüber geben, als wir im Abſchnitt ber 
Induftrie die mineralifden Produkte anführen. 

Bei der großen Auövehnung des Landes muß natürlich eine große Verſchie⸗ 
denheit zwifchen dem Klima des nörblichen und füplichen Theils deſſelben herr⸗ 
ſchen. Erfteres iſt etwa das der Rheingegenven, letzteres das des nördlichen Italiens. 
Die öftliden Departements find übrigens auch kälter, und zugleich weniger feucht 
als die weftlichen, welche die ehemalige Normandie, die Bretagne, das Saintonge 
bildeten. 

I. Bevölfernng.?) Nach der Zählung von 1856 hat Frankreich 36,039,364 
Einwohner. Obgleich die franzöfifhe Nation nad) und nah aus der Zufammen- 
ſchmelzung verfhiedenartiger Elemente entſtand, aus romanifirten Galliern, Kelten 
(Bretagne), Franken, Normannen, Basken und andern, fo bildet fie jet doch einen 
der homogenften Staaten. Mit Ausnahme von etwa 100,000 Flamändern im 
Norden, 3—400,000 Deutſchen im Dften, 50,000 Basten im Süben und 150 
bis 200,000 Briten (Bretagner) im Welten find alle andern Bewohner Yranl- 
reichs vollftändig amalgamirt. Man unterfcheivet übrigens doch noch die einzelnen 
Stämme, die fi fonft in eben fo viele Provinzen gruppirten, nun aber in den 


8 8) Statistique generale de la France t. I et 2e Serie t, II, Off. Publikation des ſtatiſt. 
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Departements zerſtückelt find. Die treuen, thätigen aber hartnädigen Pilarden, bie 
gefhäftstundigen, fleißigen und proceßſüchtigen Normannen, die Lothringer, Elfaffer, 
Burgunder mit ihren dem beutjchen ähnlichen Charakter werben ſtets ihre von ber des 
ſprudelnden, feurigen Provengalen, over des großfprecheriihen aber beredtſamen 
Gascogners verſchiedene Eigenthümlichkeit bewahren. Ueber ven frühern Stanb ber 
Bevölkerung Franukreichs hat man nur wenige Data, Die ältefte Zählung rührt 
vom Jahre 1697 ber, nach deren Ergebnig Bauban vie Zahl ber Einwohner des 
damaligen Branfreihs zu 19,094,164 annahm. Im Jahre 1790 berechnete Neder 
diefelbe auf 26,363,074, ein Nefultat, weldes mehrmals als zu nieder an- 
gegriffen wurde. Die neueften wirklichen Zählungen find folgende: 


. .  Zährlide Zunahme Einwohnerzahl nah dem 
Jahre: Ergebniß der Zählung: Sr —e—* Ueberſchuß d. Geburten: 


1800 27,445,297 — — 

1805 29,107,425 1.21 27,785,089 
1821 30,461,875 0.31 32,107,849 
1831 32,569,223 0.69 32,615,405 
1836 33,540,910 0.60 33,334,067 
1841 34,240,178 0.42 34,313,868 
1846 35,400,486 0.68 35,149,555 
1851 35,783,170 0.22 35,922,055 
1856 36,039,364 0.14 — 


Für die Periode 1851—56 iſt die Bewegung der Bevölkerung, wie fie ſich 
aus den Geburtd- ‚und Sterberegiftern herausftellt, noch nicht bekannt; fo viel iſt 
aber fhon für die Zählung von 1851 fihtder, daß die angegebene Zahl durch 
bie aus ber vierten Kolonne hervorgehenden Kontrole beftätigt ift. 9) 

Die mit dem Jahre 1856 endigende Periode zeigt vie geringfte bis jetzt be= 
obachtete Vermehrung der Bevölkerung; in berfelben wird auch zum erften Mal 
ein Ueberſchuß von beinahe 80,000 Sterbefällen über pie Geburten 10) wahrgenommen. 
Ein ähnliches Nefultat ftellt fich für 1855 heraus. Folgendes find zuerft die Er- 
gebniffe der frühern Perioden : \ 

Zahl der Geburten Verhältnißzahl Zahl der Sterbefälle Verhältnißzahl von 


Perioden : (die Todtgebornen Einer Geburt (die Todtgebornen (Einem Sterbefall 
nicht mit einbegr.): zur Bevölker.: wicht mit gerechnet): zur Bevölferung : 
1800—10 918,071, 30.27 167,498 96.15 
1811—20 942,919 30.82 741,252 38.89 
1821—30 974,480 31.29 755,381 40.11 
1831—40 967,194 33.78 811,514 39.77 
1841—50 962,812 35.33 817,161 41.54 
1851 —54 949,164 36.68 849,565 42.38 
Verhältnißzahl der Berhäftnißzahl ber 
Perioden: Zahl der Heirathen: Kinder zu den Heirathen zu der 
Heirathen : Bevölkerung : 
1800-10 217,409 4.11 132.9 
1811—20 234,274 3.86 132.7 
1821—30 : 247,230 3.76 127.7 


9) Die Auswanderung ift fehr unbedeutend in Franfreih und wahrſcheinlich von der Ein» 
En Fa 764 ve bei ze Dieſ⸗ len beziehen fich aber 
eburten 921,764; Ster . e en nur 8 
der 86 frangöflichen Departements, su air 
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Berpältnipgaßt der Berbäftnißgahl der 


Perioden : ‚Zahl der Heirathen: Kinder zu den Heirathen zu der 
Heirathen: Bevölkerung: 
1831 - 40 266,330 3.38 125. 
1841 - 50 279,952 3.21 126.0 
1851—54 279,965 3.14 128.0 


Ueber die Urſachen des wentgftens augenblidlihen Stillſtandes ver Bevölke— 
rung Frankreichs begnügen wir uns auf bie im Journal des Economistes (mars 
1857) eingerlidte Arbeit Legoyt's hinzuweiſen. 

Wenn man nun etwas näher auf die letzte fünfjährige Periode eingeht, fo 
findet man, daß ungefähr 17 Anaben gegen 16 Mädchen geboren werben. Die in 
ber Periode von 1846—50 gebornen Knaben betragen im jährlichen Durchſchnitt 
487,050, worunter 34,555 uneheliche; die Mäpchen: 462,544, worunter 33,439 
uneheliche. Auf die unehelihen Kinder treffen 7.16 p&t. Im Ganzen zählte man 
jährlih Eine Geburt für 37.48 Einwohner. Die jährlihe Durchſchnittszahl der 
Sterbefälle erreicht : fürs männliche Gefchleht 424,985; fürs weibliche 423,636; 
alfo 1 Fall unter 41.60 Individuen männlichen Gefchleht8 und 1 unter 42.54 meib- 
lihen Geſchlechts. Außerdem gab es noch jährlid 35,219 (weder bei ven Geburten 
noch bei den Sterbefällen mitgerechnete) Todtgeburten. Heirathen zählte man jähr- 
lich 277,617, Eine unter 63.64 Männnern und 64.56 rauen, alfo unter 128.20 
Einwohnern. 

Die Didtigfeit der Bevölkerung beträgt jetzt etwa 671/, Einwohner auf 
dem Geviertlilometer (400 preuß. Morgen). Die Anzahl der Wohnpläge iſt nicht 
befannt, aber Gemeinden zählte Sranfreih 1836 37,140; 1841 37,040; 1846 
36,819; 1851 36,835; 1856 36,826. Im Jahre 1851 fand eime Klaffifilation 
ber Gemeinden nach ihrer Bevölkerung flatt; das Ergebniß war Folgendes: 


Gemeinden mit einer Zahl d. Gemein⸗ Gemeinden mit einer Zahl d. Gemein⸗ 
Bevölkerung von den dieſer Hlaffe. , Bevöllerung von den dieſer Klaffe. 
weniger als 100 Einm. . 433 2,001— 5,000 Einw. 2062 
100— 500 = 15,341 5,001—10,000 = 271 
501—1,000 = 11,955 10,001— 20,000 ⸗ 93 
1,001— 2,000 = 6,417 20,001—50,000 ⸗ 43 
\ 34,186 mehr al8 50,000 = 10 
2679 


Die Bevölkerung jener 34,156 Gemeinden beträgt 22,232,766 Seelen; vie Be- 
völferung biefer 2679 Gemeinden zerfällt in 12,922,348 ftändige und 628,056 
flottirende Einwohner. Die Bevölkerung der Städte ift feit 1851 bebeutend gemad- 
fen. Es ergiebt fi fogar aus ver Zählung von 1856, daß die Geſammtbevdllerung 
in etwa 60 Departements abgenommen und bie von Paris und mehrern andern 
Städten faft auf eine beunrubigende Weiſe zugenommen hat. 

Diie obige Klaffificirung ver Gemeinden nach ihrer Einwohnerzahl deutet ſchon 
binlänglih auf den Umftand Hin, daß die ackerbauende Bevölkerung überwiegt. 
Wirklich beftehen auch vie 35,783,170 Einwohner Frankreichs aus 20,351,628 
Aderbauern, 2,094,371 Individuen, die ſich mit der großen Induſtrie (Fabriken), 
7,810,144, die fih mit der Heinen (Handwerker zc.) beichäftigen; 3,991,026 In- 
dividuen gehören ven liberalen Profeffionen an, 753,505 dem Dienftbotenftande 
und 782,496 find Bettler, Gefangene, Gebrechliche (in Spitälern) ober ohne 
befannte Beſchaäftigung. Unter 10,000 Uderbauern find 3,518 Eigenthümer, 
1272 Pachter, 694 Maier (Metayers, Pächter, welde die Hälfte der Probultion 
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für ihre Arbeit erhalten), 3008 Tagelöhner, 1850 Ackerknechte und Mägde, 150 
Koblenbrenner oder fonft im Walde Beſchäftigte. Die 1,524,102 zu ven liberalen 
Profeffionen gehörigen Familienhäupter oder Männer im Allgemeinen zerfallen 
in: 523,970 von ihren Revenuen oder Renten Lebende; 63,238 vom Staate 
ober den Gemeinden Penfionirte; 112,848 Richter und (beſoldete) Staatsbeamte 
aller Grave; 58,363 Gemeindebeamte (befoldete); 84,184 Schreiber, Komptoiriften ; 
356,732 Militärs und Seeleute 11); 26,758 Aerzte und Apotheler,; 29,262 Ap- 
vofaten, Anwälte, Notare 2c.; 58,084 Profefloren und Lehrer (noch befonters 
30,357 Lehrerinnen); 19,482 Künftler (Mufiler, Maler 2c., übervies 4357 Frauen); 
4465 Gelehrte, Literaten ıc.; 52,885 Geiſtliche (weltliche und Kloftergeiftliche) ; 
18,634 Stubenten der höhern Schulen, Fakultäten; 76,553 Studenten ber mitt- 
lern Schulen (Oymnaſien ꝛc.); 38,644 andere liberale nicht näher angegebene 
Beſchäftigungen. 

Unſere Angaben über die Bevölkerung ſchließen wir mit einer Zuſammen⸗ 
ſtellung der alten Provinzen und ber jetzigen aus ihnen gebildeten Departe- 
ments, Diejenigen Departements, die nur zu einem verhältnigmäßig Heinen 
Theil Stüde ver betreffennen Provinz in fi aufgenommen haben, find mit einer 
. Klammer eingefchlofien. 

Alsace (Elfaf) — Bas-Rhin, Haut-Rhin. 

Angoumois — Charente, Ch. inferieure, (Dordogne, Deux-Sevres). 

Anjou — Maine-et-Loire, (Indre-et-Loire, Mayenne, Sarthe). 

Artois — Pas-de-Calais, Somme. 

Auvergne — Cantal, Haute-Loire, Puy-de-Döme. 

Bearn — Basses-Pyrendes, (Landes). 

Berry — Cher, Creuse, Indre, Loiret, Haut-Vienne, (Vienne). 

Bourbonnais — Allier, (Creuse, Puy-de-Döme). 

Bourgogne — Ain, Aube, Cöte-d’Or, Marne, Saone-et-Loire, Yonne. 

Bretagne — Cötes-du-Nord, Finistere, Ille-et-Vilaine, Loire-Inferieure, 
Morbihan. 

Champagne — Ardenne, Marne, Seine-et-Mame, (Aube, Haut-Marne, 
Meuse, Yonne). 

Clermontois — (Meuse). 

Comtat Venaisien — (Vaucluse). 

Corse — Corse. 

Dauphing — Hautes Alpes, Dröme, Isöre, 

Flandre frangaise — Nord, (Ardeunes). 

-  Foix — Ariege. 

Franche Comte — Doubs, Nord, Haute Saöne. 

Gascogne — Haute Garonne, Gers, Landes, Hautes Pyr&ndes, (Arlege, 
Lot-et-Garonne, Basses Pyrénées, Tarn-et-Garonne). 

Guyenne — Aveyron, Dordogne, Gironde, Lot, Lot-et-Garonne, (Landes, 
Tarn-et-Garonnhe). 

De de France — Aisne, Oise, Seine, Seine-et-Oise, (Seine-et-Marne). 

Languedoc — Ardeche, Aude, Herault, Lozere, 'Tarn, (Haute Garonne, 
Haute Loire, Tarn-et-Garonne). . 

Limousin — Corröze, Creuse, (Dordogne, Viennne). 


a) Wgler, die Kolonien nicht milgerechnet, 
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Lorraine (2othringen) — Meurthe, Meuse, Moselle, Vosges. 

Lyonnais — Loire, Rhöne. 2 

Marche — (Cruise, Haute Vienne). 

Maine — Mayenne, Sarthe. 

Navarre — (Basses Pyrénées). 

Nivernois — Niövre. 

Normandie — Calvados, Eure, Manche, Orne, Seine inferieure. 

Orange — (Vaucluse). 

Orl&anois — Eure-et-Loire, Loire-et-Cher, Loire, (Yonne). 

Picardie — Somme (Aisne, Ardennes, Oise, Pas de Calais). 

Poitou — Deux Sevres, Vendee, Vienne, (Charente, Charente inferieure, 
Creuse, Haute Vienne). 

Provence — Basses Alpes, Bouches du Rhöne, Vau, (Vaucluse). 

Roussillon — Pyr6ndes orientales. | 

Touraine — Indre-et-Loire, (Loire-et-Cher, Vienne). 

Trois Eveches (Met, Verdun, Toul) — (Meurthe, Meuse, Moselle). 

Die Grenzen, in welden Umfang und Bevölkerung der einzelnen Debarte- 
ments ſchwankt, find aus folgender Zufammenftellung erſichtlich: 


Größter Umfang. | Kleinfter Umfang. 
Girnde . . . 974,032 Heltaren. Seine (mit Paris)” 47,549 Heltaren. 
Landes. . . . 932131 = Rhone . . . . 279,039 ⸗ 
Dordogne . . . 918,276 ⸗ Tarne et Garonne 372,016 ⸗ 
Größte Bevölkerung. Kleinfte Bevölkerung. 


Seine (mit Paris) 1,727,419 Seelen. Hautes Alpes. . 129,556 Seelen. 
Nord . . . . 1,212,353 = Lozere . . . . 140819 = 
Seine inferieure . 769,450 = Basses Alpes. . 149,670 = 


Der Durchſchnitt ift 617,000 Hektaren und 419,000 Seelen. 
| II. Kultus. Die anertannten Religionenin Frankreich find, wie wir in einem 
andern Kapitel gefehen haben, bie Tatholifche, die proteftantifche (reformirte und luthe⸗ 
rifche) und die israelitiſche. Für die Katholiken ift Frankreich in kirchlicher Hinftcht 
in 80 Didcefen eingetheilt, wovon 15 unter Erzbifhäfen und 65 unter Biſchöfen 
ftehen. Die erzbifchöflichen Sige find: Paris, Cambrai, Lyon, Rouen, Sens, Rheims, 
Tours, Bourges, Alby, Bordeaur, Auch, Touloufe, Air, Befangon, Avignon. Sechs 
dieſer Erzbiſchöfe find jegt (1857) Karbinäle. Zu jevem Bisthum oder Erzbisthum 
gehören 2 oder 3 Generalvikare, im Ganzen 177, ein Kapitel mit 8 ober 9 
wirklichen Kanonilern (669), einem großen und einem fogenannten Kleinen Seminar. 
Letzteres fteht zu erfterem im Verhältnig wie etiva das’ Gymnaſien zur theologifchen 
Fakultät. Die Seminare zählen ungefähr 24,000 Schüler oder Stubenten; 2568 
Bourſen oder Stipendien find für diefelben im Budget von 1858 ausgefegt. Die 
mittlere katholiſche Geiftlichleit wird durch 3409 (1857) curds, Pfarrer (eigentlich 
doyens, Dekane) repräfentirt, zur nievern gehören die Vorfteher der 29,886 Suc⸗ 
eurfalen oder eigentlichen Pfarreien und 7769 Kapläne. Der Tatholifhe Kultus 
foftet den Staat etwa 42 Millionen jährlich. Jeder Kardinal hat einen Gehalt von 
30,000 Fr., jeder Erzbifhof 20,000 Fr. (der Erzbifhof von Paris 50,000 Fr.), 
jeder Bifhof 15,000 Fr. Die Pfarrer von 850 bis 1500 Fr. (aufer ven oft 
fehr einträglihen Kafualien). Die dem katholiihen Kultus zukommenden Vermächt⸗ 
niffe und Schenkungen belaufen fich auf etwa 2 Millionen jährlih. Es be- 
ftehen auch eine Anzahl Klöfter, beſonders für Frauen. Lettere, etwa 1800 an 
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ber. Beh, umfaften 36,300 Nonnen; Kioftergeiftliche giebt es zwiſchen 5 und 
6 Tauſend. 

Die reformirte Kirche iſt in 105 Konſiſtorialbezirke eingetheilt, worin 
530 Geiſtliche wirken, und die Iutherifche in 44 mit 253 Geiftlidhen. Die theo⸗ 
logiſche Fakultät der Reformirten ift in Montauban, die ver Lutheraner in Straß- 
burg; in beiven Städten find auch vom Staat mit Stipendien verfehene Prebiger- 
feminare. ‘Der proteftantifche Kultus ift mit 1,390,936 Fr. im Budget von 1858 
borgetragen. 

Der tsraelitifche Kultus zählt 8 Konftftortalbezirte mit 116 Oberrabbinern, 
Rabbinern und VBorjängern. Eine Rabbinerfchnle exriftirt in Metz. Der Staat trägt 
164,400 $r. zu den Koften dieſes Kultus bei. — Der hriftliche und jüdiſche Kultus 
in Algier Toftet noch überdies 677,200 Fr. 

IV. Oeffentlicher Iinterricht. Der Elementar-(Brimär)-Unterridt 
wird in etwa 60,000 öffentlihen und Privatſchulen ertheilt. Mehr als 31/, Mil- 
lionen Kinder beſuchen die „Primärfchulen”, an deren Spige 40,000 Lehrer und 
23,000 Lehrerinnen ftehen. Ein Fünftel des Lehrperfonals gehört geiftlihen Orden 
an. 1 Lehrerfeminare, worunter 3 proteftantifche, bilden die künftigen Lehrer. Der 
Elementarunterricht iſt weit verbreiteter im Often und Norden Frankreichs, als im 
Süpen und im Weften. Im Budget figurirt ver Brimarunterriht mit 13 Millionen Fr. 
bes Jahrs. Ueber die Verbreitung und die Zunahme des Elementarunterrigts in 
Frankreich giebt folgende Zufammenftellung ven beften Ausweis. 


Zahl der milttärpflichtigen jungen Leute, 1834 1853 
Sega 
welche Zahl Ye Zahl  vEr 
weber lefen noch ſchreiben können 149,195 45.72 99,548 33.04 
blos leſen können 11,784 3.60 10,445 3.47 
lefen und fchreiben können 155,839 47.77 181,917 60.38 


Solche, über die man feine Data hat 9,480 2.90 9,385 3.11 


326,298 100 301,295 100 
Der mittlere Unterricht wird ertheilt: in 58 vom Staat errichteten Lycses 
(Symnafien), 246 von Gemeinden (freiwillig) unterhaltenen Collöges communaux 


- (Progymnafien), 1100 Privatinftituten; überdies noch in ven 126 kleinen 


Seminarten. Die Lyceen und Kollegien werden von ungefähr 20,000 Schülern 
beſucht, die Heinen Seminare zählen veren ungefähr eben fo viel, die Privat- 
anftalten 40,000, wovon jedoch viele an dem Unterricht der Lyceen Theil nehmen, 
in den Inftituten aber blos Nepetitionen erhalten. In Frankreich kommt ein 
Sekundarſchüler auf 381 Einwohner. Der Staat verausgebt 2,500,000 Er. 
jährlich für ven mittlern Unterricht (Enseignement secondaire. ° 

Den höhern Unterricht zu geben ift die Aufgabe ver Fakultäten und einiger 
Specialjhulen. Frankreich unterhält 8 theologiſche Fakultäten, worunter 2 prote 
ftantifche; 9 Rechtsfakultäten; 3 Fakultäten der Mevicin (Baris, Montpellier unt 
Straßburg); 16 ver exakten Willeufchaften (Mathematik, Phyſik, Chemie, Natur- 
wiſſenſchaft); 17 der Literatur (lettres, nämlich Philoſophie, Geſchichte, Philclogie 
und Literatur). Hierher gehören noch die 3 höhern Apothekerſchulen und die 21 
mebicinifhen Vorbereitungsjhulen. Der Staat giebt dem höhern Unterriht nur 
einen Zuſchuß von 800,000 Fr., der größte Theil der Ausgabe wird von ben 
in einem befondern Budget aufgeführten Einnahmen (2,693,500 Fr. für 1858) 
der Fakultäten (Immatrifulstionsgebühren, Diplome 2c.) beftritten. Eine beſondere 
Erwähnung verbienen: das außerhalb ver Yalultäteneinrichtung ſtehende Collège 
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de France, 12) 1530 -gegrünbet, beflen 27 Lehrſtühle fich über faft alle Zweige 
der Literatur und der Wiflenfchaft verbreiten. Das naturhiſtoriſche Mufeum mit 
15 Lehrftühlen. Die Schule ver lebenden orientalifhen Sprachen, 9 Lehrftähle; 
die 6cole des Chartes und der Cours d’arch6ologie. Enpli der Cours d’astro- 
nomie, der mit dem Bureau des Longitudes verbunden ift. 

Dem fpeciellen ober profeffionellen Unterriht find gewidmet: die 1794 
gegränbete polytechniſche Schule als Borbereitungsanftalt zu mehrern der folgenven 
(3. B. Wegebau und Bergbau); die Kriegsihulen zu Paris, St.Eyr, Saumur, 
Meg und die Marinefchule zu Breft; die Wegebaufchule (Ecole des ponts et 
chaussees) und die Bergbaufchule in Paris; vie Forftfchule in Nanch; das Con- 
servatoire des arts et metiers in Parts und bie Ecoles des arts et metiers in 
Chalons, Angers und Wir; Maler-, Zeichnen, Mufil-, Deklamations⸗ und andere 
den fchönen Künften gewinmeten Schulen; vie höhere Manufaltur- und die Hanbeld- 
fhule in Parts, 

Wir befchließen viefe trodene und übrigens unvollftändige Aufzählung mit 
einigen Angaben über die gelehrten Geſellſchaften. Unter dieſen fteht oben 
an das Institut de France, beftehend aus 5 Akademien und zwar 1. die Aca- 
demie frangaise, 40 Mitglieder, 2. Acaddmie des Inscriptions et Belles-lettres, 
40 Mitgliever; 3. Acadsmie des Sciences (mathömatiques et physiques), 63 
Mitglieder; 4. Acaddmie des Sciences morales et politiques, 40 Mitgliever; 
5. Academie des Beaux-arts, 40 WMitgliever. Jede dieſer Akademien iſt in 
mehrere Sektionen eingetheilt und begreift außer. ven orbentlihen Mitgliedern, 
welde 1500 Fr. jährlich beziehen und deren Zahl wir oben angegeben haben, noch 
einige membres libres, die wur 300 Fr. erhalten, und eine begrenzte Anzahl 
Korrefpondenten. Im Budget von 1858 ift die dem Staat obliegenve Ausgabe 
fürs Inftitut mit 611,300 Fr. vorgefehen. Die wichtigften andern gelehrten Gefell- 
Ihaften — deren es gegen 250 giebt — find: die mediciniſche Akademie; die 
Sentral-Aderbaugefellihaft; die Central-Gartenbaugejellihaft; vie geographifche, 
meteorologifche, zoologiſche, aftatifche, sc. Geſellſchaft; vie Gefellihaften für Alkli⸗ 
matifation, Chirurgie, praktiſche Medicin, ver deutfchen Aerzte x., bie Societes 
d’encouragement pour }'industrie nationale — des gens de lettres, des auteurs 
dramatiques. 

Frankreich zählt 240 äffentlide Bibliotheten mit 5 bis 6 Millionen Bän- 
ben; die kaiſerliche Bibliothet in Paris wird auf 1,200,000 Bände und 100,000 
Manuffripte geſchätzt. 6= bis 7000 Werke aller Art werben jährlich gedruckt. 
Die Gefammtanzahl der Theater ift 320, wovon 23 in Paris; 28 Stähte 
haben ftändige Schaufpielertruppen, 2 Departements blos haben fein Schaufpielhauß, 

V. Wohlthätigkeitsanftalten. Die 1338 Spitäler werden von be 
fondern Rommifflonen verwaltet. Mehrere viefer Anftalten befigen ein bedeutendes 
Bermögen: 80 verfelben haben mehr ald 100,000 Fr. Renten; 237 zwifchen 80 
und 100,000 Fr. Renten; 278 zwiſchen 10° und 30,000 Fr. R.; die andern 
unter 10,000 Fr. R. Die Geſammteinkünfte der Spitäler betragen 57 Millionen, 
bie Bermächtniffe erreichen im Durchſchnitt die jährliche Summe von 2,695,000 Fr.; 
500,000 Kranke ungefähr werben jährlich in dieſen Anftalten gepflegt, worunter 
59,500 fterben. 

Hofpizien, Berpflegungshäufer für arme reife, find eine große Anzahl 
vorhanden. Findelhäuſer 144 mit 123,000 Kindern unter 12 Jahren, mit einer 


28, In den meiſten der folgenden Anflalten wird Der Unterricht unentgeftlich erthellt. 
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ven Departements zur Laſt gelegten Ausgabe von 9 Millionen. Die Zahl ter 
größern Irrenheilanftalten iſt 35. Bon ven tm Jahr 1851 gezählten Geiſtes⸗ 
franten werden 20,527 in den Heilanftalten behandelt, wozu die Departements 
mit ungefähr 6 Millionen beitragen. Hierher gehört noch bie berühmte Blinden— 
anftalt des Quinze-Vingts in Paris und die Unterrichtsanftalt für junge Blinde 
(Zahl der Blinden in Frankreich 1851 37,662), fowie 41 Taubftummen- 
anftalten, worunter 23 vom Staate unterhalten oder unterftütt werben (Zahl 
der Taubftummen 29,512). Bureau’s de Bienfaisance over officielle Armen- 
Unterftügungstomtte’3 zählt man beinahe 8000 mit 14,000,000 Fr. Einkünften. 
Die Privatwohlthätigfeitsgefellfchaften find fehr zahlreich, die einzelnen freilich aber 
auch oft von geringem Umfang. Deffentlihe Leihhäuſer (Monts-de-piete) hat 
Branfreich jebt 48. Es find dies, wie überhaupt alle Wohlthätigleitsanftalten, 
unter der Gemeindeautorität ſtehende Inftitutionen, deren allenfallfiger Ueberfchuß 
oder Gewinn den Spitälern anbheim fällt. 

Sparfaffen. Ihre Gefammtzahl ift (1857) 386, wovon 85 in ven De 
partementalhauptftäbten und die Abrigen in den kleineren Orten over Dörfern errichtet 
find. Ihre Dotationen betrugen am 1. Januar 1856 4,600,000 Fr., der Reſerve⸗ 
fond belief ſich auf 2,560,000 Fr., an Subvention bezogen fie beinahe 30,000 Fr. 
Dulttungsbücher zählte man Anfangs 1855 865,952; neue kamen hinzu im Laufe 
bes Jahres 154,201, ausgezahlt 133,978. Es kommt etwa 1 Duittungsbudh auf 
40. Einwohner. Die Gefammtfumme der eingezahlten Gelber betrug am 1. Jannar 
1855 271,681,908 Fr.; im Laufe des Jahres Tamen Hinzu 120,164,294 Fr. 
und gingen ab 119,624,151 Tr. Der mittlere Betrag eines Quittungsbuchs ift 
304 Fr. 54 C., im Betrag von weniger ald 500 Fr. giebt es deren 673,775. 
Unter 100 Perfonen, die fi an der Sparfaffe betheiligen, gehören 31.65 dem 
Ürbeiterftand, 18.43 dem Dienftboten-, 4.98 dem Beamten-, 8.55 dem Militär- 
ſtande, 21.35 andern Profeffionen an, 14.86 find Unmünbige und 0.18 gehören 
folgenden Bereinen: 

Bereine zur gegenfeitigen Unterſtützung (soci6tes de secours 
mutuele). Diefelben bejtehen aus Arbeitern, welche durch einen Heinen monatlich en 
Beitrag fi ein Recht auf eine feitbeftimmte Unterftägung in Stranfheitsfällen 
erwarben. ‘Derartige Bereine beftehen feit Iahrhunverten, allein dieſelben find feit 
1852 von der Geſetzgebung außerordentlich begünftigt worben. Ungeadhtet ver 
hierdurch bewirkten ſtarken Zunahme war deren Zahl am 1. Januar 1856 dennoch erft 
auf 3123 geftiegen. Wirkliche Mitgliever zählte man damals 345,128, worunter 
41,736 weiblihen Geſchlechts (1852 234,280), Ehrenmitgliever (melde bloß bei- 
tragen, aber nicht empfangen) 41,434. Die Sefammteinnahmen beliefen fi (1855) 
auf 6,170,114 Fr., die Ausgaben auf 4,925,777 Fr. _ 

Penfionstaffe für Greife (Caisse de retraite pour la vieillesse). Im 
Jahre 1850 vom Staate gegründet, um ben Arbeitern ꝛc. Gelegenheit zu geben, 
fih mittelft ihrer Erfparnifle ein forgenfreies Alter zu fihern, zählt viefe Kafle 
ihon 42,941 Xheilnehmer, wovon 5322 im Jahre 1855 zugelommen waren. 
Die Beiträge werden in Einem Male jährlich oder monatlich eingezahlt, bis das 
Maximum von früher 600, jett 750 Fr. jährliche Renten erreicht ift. Der Staat 
gewinnt Nichts (er verliert wahrſcheinlich) an viefer Unternehmung, da bie Sterb- 
Iichleit3-Chancen den Einlegern zu Gute kommen. Die vom 11. Mai 1851, dem 
Tage ver Eröffnung, bis zum 31. Dezember 1855 eingelaufenen Gelder betragen 
42,249,462 Fr. in 131,741 einzelnen Einzahlungen. 

Unter die Wohlthätigleitsanftalten können noch gerechnet werben: bie Klein- 
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kinderſchulen (Salles d’asile) und die fogenannten Krippen (er&ches) für Kinder 
unter 2 Jahren. Ihre Anzahl ift nicht befannt. 

VI Juſtiz. An der Spige der Gerechtigkeitspflege in Frankreich fteht ver 
Kaſſationshof. Er befteht aus 56 Mitgliedern (Bräfivent, Staatsprofurator 
und Räthe) 1 Ober- und 4 Untergerichtfchreibern (greffiers) und 19 untergeord⸗ 
neten Perfonen. Nah dem Budget von 1858 koſtet dieſer hödfte Gerichtshof 
988,300 Fr. Die an den Kaflationshof gelangenden Civil-Rekurſe betragen etwa 
525 jährlich. 13) | 

Die 27 Uppellationshöfe beftehen aus 917 Präfiventen, Generalprohtre- 
toren und Räthen, 27 Gerichtsfchreibern mit 126 vereiveten Gehülfen, deren Gehalte 
6,737,500 Fr. betragen. Die Durchſchnittszahl ver vor dieſe Höfe (1851—1855) 
gebrachten Procefie ift 9678. Im Jahre 1855 kamen deren 10,150 vor, wobei 
noch 5152 früher anhängig gemachte Proceffe unerledigt waren. Diefe 15,302 
Fälle theilen fi in 10,869 Appellationen in Civilfachen, 3820 in Handelsſachen, 
347 von Schiedsrichterſprüchen und 266 bireft vor den Hof gebrachte GStreitig- 
feiten über die Ausführung (Koftentheilung zc.) von Urtheilen deſſelben Hofe. Die 
Zahl der beendigten Proceſſe betrug 10,461, von denen 2569 3 Monate und 
darunter, 2143 zwiſchen 3 und 6 Monaten, 3148 von 7 bis 12 Monaten, 2238 
von 1 bis 2 Jahren, 363 mehr als 2 Jahren eingefchrieben waren. 

Die 361 Kreistribunale zählen 2488 Präfiventen, Staatsprofuratoren 
und Richter, 361 Gerichtsfchreiber und 480 Gehülfen mit einer Ausgabe von 
7,193,695 Fr. Neue Proceſſe kamen in diefer Inftanz 111,664 im Jahre 1855 
vor, von 1851—55 113,848, was eine Verminderung von 37 pro 1000 gegen 
bie vier vorhergehenden Jahre ausmacht. Zu ven obigen 111,664 neuen Procefien 
find hinzuzurechnen 48,308 ältere, im Ganzen alfo 159,972 Fälle, wovon 81,010 
nach der gewöhnlichen und 78,962 nad) der abgelürzten oder fummartfchen Procebur 
zu richten waren (causes sommaires). 124,972 Proceſſe find beendigt worben. 
Der Präfivent Hat noch üÜberdies eigentbümliche Attributionen, welde ven 361 
Präfiventen Anlaß zu 198,148 Alten gegeben haben. 

Handelsgerichte eriftiren 220 in Tranfreih; in ven Kreifen, worin 
feine befondern Handelsgerichte beitehen, werden vie Handelsſachen vor das Civil 
tribunal gebracht. Bei den erftern kommen im Durchſchnitt (1851— 1855) 143,339, 
bei ven legtern 23,161 neue Proceffe,vor. Bon vorigen Jahren bleiben bei beiden 
unerlebigt 9922 Fälle Im Durchſchnitt zählte man in den legten 5 Jahren 2937 
Faillite und Bankerotte. Obgleich die (von den Kaufleuten gewählten) Richter der 
eigentlichen Handelsgerichte nicht beſoldet werden, fo koſteten biefe Gerichte doch 
den Staat 179,100 Fr. 

Die Friedensgerichte befteher aus 2850 Friedensrichtern und eben fo 
vielen Gerichtsſchreibern mit einer Gefammtausgabe von 6,072,415 Fr. Koftenfreie 
Borladungen haben fie 1855 3,034,205 Mal ausgefchrieben und hierdurch 1,185,839 
Streitigfeiten gütlich geſchlichte. Eigentliche Proceffe wurden 456,800 bei ihnen 
anhängig gemacht (77,879 weniger als 1854), wovon 448,874 abgeurtheilt wurben. 
Wir kommen fpäter noch auf die Friedensrichter zurüd. 

Die Berbrechen gehören zum Reſſort der Aſſiſenhöfe oder Geſchwornen⸗ 
Gerichte, welche immer von einem Appellationsrath präſidirt werben. Es giebt eben 
fo viele Affifenhöfe als Departemente, ihre dem Staate zur Laft gelegten Koften 


13) Unſere ftatififchen Angaben find entlehnt dem Gompte rendu gen. de l’admin, de la 
Justice civ. etc., vom Juftizminifterium publicirt in 40. Paris 1857. 
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betragen 154,400 Fr.; das Lokal liefern die Bezirke. 5525 Verbrechen kamen 
1854 zur Verhandlung. Zunahme 41/, pCt. gegen die 3 frühern Jahre. Unter 
den ſchwerſten Verbrechen heben wir hervor! 215 Meuchelmorbe (assassinats), 87 
Todtungen (meurtres), 36 Vergiftungen, 14 Bater(und Muttermorve, 198 Kinder- 
morbe, 286 Branblegungen, 2768 qualificirte Diebftähle. Diefer 5525 Verbrechen 
waren 7556 Individuen als Thäter oder Gehülfen beſchuldigt (Zunahme in drei 
Jahren 7 pCt.). Bon dieſen waren 2083 (28 pCt.) der Verbrechen gegen bie 
Perfonen und 5473 der Verbrechen gegen das Eigenthum angeklagt; im Ganzen 
1 Verbrechen auf 4736 Einwohner. Uebrigens wurden von den 7556 Beſchuldigten 
1883 von den Gefhwornen freigefprohen. Es erfolgten 79 Tobesurtheile und 
227 lebenslängliche Verurtheilungen. Die Korrektionaltribunale (Zuchtpolizei), 
welche ans einer Abtheilung ver obigen Kreisgerichte beftehen, hatten über 206,796 
Vergehen, deren 256,670 Berfonen (38,479 Rüdfällige) beſchuldigt waren, zu 
urtbeilen. 23,281 Perjonen wurden freigefprohen, 95,156 zu Gefängniß und 
538 zu Geldbußen verurtheilt. Die einfachen Polizeigerichte, denen meifl ber 
Friedensrichter vorſteht, haben 403,235 Urtheile gefprochen, wovon 882 pro 1000 
zu Gelpbußen und 50 pro 1000 zu 1= bis 5tägigem Gefängniß; es erfolgten alfo 
68 Freiſprechungen unter 1000 Fällen. 

Hierher muß man nod rechnen etwa 140,000 Unterfuchungen, welde von 
ven Unterfuhungsrichtern aus verſchiedenen Gründen aufgegeben worben, alfo gar 
nicht zur Verhandlung gekommen find. — Als Hülfsbeamte der Juftiz (der Stants- 
profuratoren) wirten mehr ober minder 2849 Friedensrichter, 36,835 Maires, 1857 
Polizeikommiſſäre, 18,295 Gensdarmen, 34,611 Yeld- oder Flurfhügen. 

Die von der Staatslaffe bezahlten Gerichtstoften beltefen ſich auf 5,159,448 Fr.; 
bie eingenommenen 7,101,321 Fr., wovon 8,283,830 ald Gelobußen und 3,817,491 
als eigentliche Koften. — Im Iahr 1854 hat man 3700 Selbſtmorde gezählt, worunter 
993 von Frauen verübte. ” 

vu. Agritultur. Die große Auspehnung Frankreichs von Norben nad 
Süden, feine Lage an zwei Meeren, vie Gebirge, welche e8 durchziehen, und andere 
Umftände bewirken die größte Mannigfaltigkeit In feinen Probuften. Im Süden 
Dliven, Feigen und Apfelfinen, dann Mais, Seive (Maulbeerbäume) und Wein, 
welhe bis zur nörblihen Grenze des mittlern Frankreichs reihen. Im Weften 
Grasländer und reichlihe Biehprobuftion. Im Norden fetter Kornboden, Handels⸗ 
pflanzen, Runfelrüben, Zuder, Del, Flachs: Gewächſe, welche auch im Often ge- 
deihen. Der Boden kann nad feiner natürlihen Beichaffenheit oder nach feiner 
Berwendungsart Haffificirt werden. Im erftern Fall finden wir: 4,268,750 Hel- 
tare Gebirgsland, 5,676,089 Hektare Heideland, 7,276,368 Heftare reihen Humus⸗ 
boden, 9,788,197 Heft. Kreide- oder Kalkboden, 3,417,893 Heft. Gerolle over 
Kies, 6,612,348 Heft. fteiniges Yan, 5,921,377 Heft. fanbiges, 2,232,885 Helt. 
Iehmigtes Land, 284,454 Heft. moraftiges und Marſchland; das übrige begreift die 
bier nicht aufgezählten Flächen. . 

ie ber Urt der Benutzung ift der Boden Frankreichs auf folgende Weiſe 
vertbeilt, 


Allan 2 2 2er n 0.  25,581,658 Heft. 
Wieſen. ne. 5,159,226 ⸗ 
Re nenn... 2090,533 ⸗ 
Va . >22 8759,549 ⸗ 


Baum⸗ und andere beftenerten Gärten 0. 628,235 ⸗ 
Uebertrag 42,219,201 Hekt. 
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Dliven-, Mandel⸗ und Maulberbäum . . 110,794 - 
Raftanienwälber .. ... 563,986 = 
Unbebaute Flächen (Haiven x) ur . .. 7,171,203 = 
Alle übrigen Flächen (Straßen, Gemwäfler. x.) 2,240,6300 - 
Sefammtoberflähe. . . .. 52,305,744 = 


Man hat fi oft über vie übermäßige Berftädelung des Bodens in Frank⸗ 
reih beklagt und dieſen Mißſtand dem Civilgeſetzbuch zugefchrieben, das jevem 
Kinde einen (faft) gleichen Theil der Exrbihaft zu geben vorjchreibt. Die Zerftüde- 
lung ift eine Thatfache. Außer Korſika bat das Übrige Frankreich 126,210,194 
Parcelen. Allein die Zerftädelung ift feine nothwendige Folge des Geſches, da 
das Gut auf Eines ver Kinder übergehen kann, wenn daſſelbe ſich mit feinen 
Gefhwiftern durch eine Geldſumme oder durch eine Rente .abfindet. Die Anzahl 
Nummern auf ver Grunpfteuerrolle (cötes foncitres) betrug : 

Im Jahre 1815 10,083,751 Jährlihe Zunahme 


- 1826 10,296,693 . 19,331 
= 1835 10,893,526 . 66,315 
= 1842 11,511,811 . 88,331 
= 1851 12,549,954 . 115,349 
= 1852 12,653,715 . 103,761 
= 1853 12,685,350 . 31,635 


[1 


1854 13,122,758 
Dagegen war aber die Zahl der Häufer: 15) 
Im Jahre 1822 6,341,371 
. 1826  6,484,176 
1835 6,805,402 
1842 7,143,968 
1845 7,519,310 
Die jährlide Zunahme war von 1826 bis 1835 35,692, von 1835 bie 
1842 42,652, von 1842 bis 1845 125,114, wobei man nicht vergeffen muß, 
die vermehrung der Bevölkerung zu berůcichtigen. Mit dem Ausdruck Zerſtücke⸗ 
lung werden übrigens zwei ſehr verwandte, aber dennoch verſchiedene Uebelſtände 
bezeichnet. 1. Die Parcelliung, welche bie großen Wirthichaften nicht gerade 
ausihließt, da ein und derſelbe Aderwirth eine große Anzahl Parcellen befigen 
kann; dieſem Uebel ift in Deutfchland häufig — in Frankreich äußerft felten — 
durch Zufammenlegung ꝛc. abgeholfen worden. 2. Die Kleinheit — oder das 
Berkleinern der Wirtbichaften. Ueber diefen Punkt bat man nur annähernde An⸗ 
gaben. Zuerft die Klaffififatton der Grunpfteuernummern nad ihrem Betrag: 


437,408 14) 


u u u 


1835 1842 16) 
Unter 5 fr.  5,205,411 5,;440,580 
Bon 5 bi8lO =  1,751,994 1,818,474 


.e 10 =20 = 1,524251 1,614,897 
Uebertrag 8,481,656 8,843,951 


14) Es iſt zu bedauern, daß man nicht die Zahl der in dien Jahren gebauten Häufer kennt. 

15) In den Städten bildet natürlich jedes Haus eine Cöte, allein auf dem Lande wird das ganze 
in derfelben Gemeinde gelegene Beſitzthum (Haus und Land) zu einer Grundfteuernummer zus 
fanmengefaßt. Doch bilden auch mehrere Häufer deflelben Befſitzers nur eine Cöte, wenn fie in 
demfelben Einnehmerbezirt Lieg 

16) Man bat feitdem keine folche guſammenſtellung gemacht. 
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Bon 2068 30 Fr 739,206 791,711 
- 30°. 50 » 684,165 744,911 
. 50: 100 » 653,230 607,956 
⸗ I00- 300 = 341,159 375,860 
300- 500 = 657,555 64,244 
= 500 = 1000 = 33,196 36,862 

Ueber 1000 ⸗ 13,361 16,346 

Total. 10,893,528 11,511,841 


Diefe Zahlen, mit einigen andern Tombinirt, laffen vermuthen, daß etwa 
5,814,000 Hektare in großen, 24,784,000 Helft. in mittlern und 11,212,000 
Het. in Meinen Wirtbichaften vertheilt find. Diefe von der Kultur verwendeten 
41,810,000 Hekt. werben theils vom Eigenthümer (etwa 21,267,000 Helt.), theils 
von Pächtern (9,360,000 Helt.), theils von vie halbe Bruttoprobuftion ziehenden 
Meiern (Halbern) (11,183,000 Helt.) bebaut. Die meiften Pächter findet man in den 
nördlichen und öftlihen und überhaupt in ven beftkultivirten, reichften Departementen ; 
die meiften Meiereien in den zwiſchen Loire und Garonne gelegenen Gegenden; 
die Eigenthümer find mehr mit ven Pächtern als mit den Meiern untermifcht. 

Gehen wir jegt zur Aderbaupropuftion über. Die vorherrſchende Brodfrucht 
in Frankreich ift der Weizen; daher auch blE (Korn) mit froment gleichbedeutend 
if. Die Durchſchnittsproduktion deſſelben war: in der Periode 1815 bis 1820 
48,660,137 Hektoliters over 10.60 Helftol. vom Hektar und 167 Litres per Ein- 
wohner; in der Periode von 1844 bis 1848 80,143,733 Hektol. over 13.42 Hektol. 
vom Hektar und 226 Lite. per Einwohner. Die neueſten Ergebniffe find 17); 

Jahre bebaute Flähe durchſch. Prod. Gefammtprod, 

Heltare Hektoliter Heltoliter 

1849 5,966,153 15.21 90,761,712 

1850 5,951,384 14.78 87,986,786 

1851 5,999,376 14.33 85,986,232 

1852 6,090,049 14.13 86,065,386 

1853 6,210,605 10.26 63,709,038 
Außer vem Weizen gehören noch zu den Bropfrüdten: Miſchkorn (Weizen 
und Roggen), Roggen und Mais. Der Miſchkornbau hatte folgende Refultate: 


Heltare SHeltol, Heftoliter 
1849 805,962 16.07 12,953,426 
1850 821,692 15.48 12,725,541 ” 
1851 812,492 25.11 12,274,347 
1852 818,263 15.26 12,488,912 
1853 637,128 11.20 7,137,959 


Der Roggen fcheint nah und nach vom Weizen verbrängt zu werben; biefe 
Kultur trägt aber immer noch ein Bedeutendes zur menſchlichen Nahrung in Frank⸗ 
reich bei, wie aus folgenden Zahlen hervorgeht: 


Heltare Hektol. Hektoliter 
1849 2,542,718 12.93 32,885,501 
1850 2,497,560 12.37 30,904,541 


17) Die frübern Jahre finden fi in Maurice Block, des Chbarges de l’Agrieultare 
Paris 1851, 
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1851 2,465,513 13.22 32,599,000 


1852 2,453,626 11.88 29,162,499 
1853 2,173,851 9.72 21,136,900 


Mais erntete man von 1846 bis 1853 10,350,000, 10,428,000, 10,544,000, 
9,532,000, 11,045,000, 9,188,000, 12,346,000, 7,914,000 Hektoliter; Haide⸗ 
korn etwa eben fo viel, dagegen hatte man Kartoffeln im Jahre 1846 78,578,000, 
1847 102,822,000, 1848 87,344,000, 1849 88,757,000, 1850 74,845,000, 
1851 69,585,000, 1852 63,446,490, 1853 61,542,004 Seftoliter. Hierher 
gehört noch eine jährliche Probultion von 4 bis Al/, Millionen Heftoliter trodne 
Bohnen, Erbfen und Linfen. In gewöhnlichen Jahren möchte die eigne Produktion 
wohl die Bedürfniſſe Frankreichs befrievigen; in fehr reihen Iahren wurde felbft 
ausgeführt; allein am hänfigften ift eine mehr oder minder ſtarke Einfuhr nothwendig. 

Außer ven ſchon angeführten Produkten verdienen noch erwähnt zu werben: 
Gerfte, 20 Millionen Heltol.; Hafer, 50 bis 60 Millionen; Runkelrüben, 20 Mil. 
Gentner (von 100 Kilogr.); Hopfen 900,000 Kil.; Kohlſaat 2,500,000 SHeltol.; 
Hanf 1,700,000 Kilogr. Saamen und 68 bis 70 Mill. Kilogr. Gefpinnft (Faſern); 
Flachs 750,000 Kilogr. Saamen und 37 bis 40 Mil. Kilogr. Spinnmaterlal; 
Krapp, 160 bis 170,000 Gentner (100 Kil.) 

In einem mittleren Jahrgang wählt ungefähr 60 Mill. Heltoliter Wein in 
Trantreih, wovon 20 Mill. von den Producenten getrunfen werben und 40 Mill. 
zur Berftenerung kommen. Man rechnet, daß 10 bis 12 Mill. Hektol. zu Bramt- 
wein verwendet wird. — Die Probuftion der Wälder wird auf 35 bis 36 Mill. 
Steres (Kubifmeter) Holz angefchlagen, und die gefammte Heuprobuftion (Gräfer, 
Klee, Luzerne ꝛc.) Üüberfteigt in mittlern Jahren wohl 160 Mill. Eentner (100 Kil.). 
Es verfteht fih von felbft, daß Heu nur einen Theil des Viehfutters ausmadıt. 
Wurzeln fowohl als die Rückſtände einiger Aderbauinbuftrieen tragen dazu ein 
Bebeutendes bei; in manchen ©egenven wird dad Vieh nur auf Weiden erhalten, 
3. ®. in den Gebirgen ver Auvergne. 

Die Viehzucht war lange in Frankreich ſehr zurüd, allein feit 20 bis 30 
Jahren find bemerfenswerthe Fortſchritte gemacht worben. Nur ift der Viehſtand 
nicht fo zahlreich als es wünſchenswerth wäre; viefem Uebel wird wohl nad und 
nad in einem gewiflen Maße abgeholfen werben, allein nach unferer Meinung nicht 
bis zu dem Grabe, ven mande Schriftfteller in etwas zu abfoluter Form als den 
allein richtigen aufftellen. Das Hinderniß liegt int trodnen und heißen Klima ver 
mittäglichen Departements; man fann wohl feinen nachtheiligen Einfluß etwas ver- 
mindern — durch Bewäflern —, allein doch nur, wo man das dazu möthige 
Waſſer hat. Die veranftalteten Zählungen gaben folgende Nejultate: 


Rindvieh: 

1812 6,681,952 Stück, oder 13 Stück auf 100 Hektare und 229 auf 1000 
Einwohner. 
1829 9,130,632 - 17 auf 100 H., 280 auf 1000 Einwohner. 
1839 9,936,538 = 19 «< = = 290 = - ⸗ 
1852 12,000,00():)— » = =: — = = . 
afe: 

1828 29,130,231 Stüd, 55 auf 100 H., 894 auf 1000 Einwohner. 
1839 32,1514300 - 61 = = =» 989 = =. = 


1852 33,546,789 - 63 = = = 932 ⸗ . - 


18, Die Geſammtſumme iſt noch nicht befannt. 
Bluntſchli und Brater, Deuntſches Staats⸗Wörterbuch. II. 45 
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Pferde zählte man 1812 2,122,617; 1825 2,438,720; 1839 2,818,196, 
d. i. 5 Stüd auf 100 H., over 82 auf "1000 Einwohner. Nach der neneften 
Zählung iſt — trog den Eifenbahnen — die Zahl von 3 Millionen um einige 
Zaufend überfähritten. 

Maulthiere gab es 1839 373,811 Stüd. 
Efel Cr Be 413,519 = 
Ziegen u 964,300 = 
Schweine =» =» = 4910072 ⸗ 

Im Jahre 1840 ergab fih, daß die jährliche durchſchnittliche Fleiſchkon⸗ 
fumtion eines Franzojen (Kinder mitgerechnet) 20 Kil. per Kopf betrug, wobei 
das Rindfleiſch 8.65 K. und das Schweinefleifh 6.74 K. ausmachten. Jetzt 
möchte wohl 30 Kil. nicht zu viel für die Durchſchnittszahl fein, und diefe ftärfere 
Konfumtion trägt wahrfcheinlih zum großen Theil die Schuld der fteigenven 
Theurung des Fleiſches. In den Städten iſt natürlih die Durchſchnittszahl viel 
höher als die oben angegebene, auf dem Lande viel Heiner. 

Der Werth der Acerbauproduktion Frankreichs tft verſchiedentlich 
berechnet worden und tft überhaupt, mit vem Wechfel ver Preife, jedes Jahr ein 
anderer. Obne derartigen Berechnungen eine zu große Wichtigkeit beizulegen, glanben 
wir dennoch einige annähernde Zahlen geben zu müſſen, uns babei an bie offi- 
ctellen Preife von 1851 und früher haltend. 

Den Weizen zum Preife von 19 Fr. 50 per Heftol. und bie andern Gerealien 
nach Verhältniß gerechnet, ift der Geſammtwerth verfelben . . 3,073,000,000 
Dazu Kartoffeln (4 Br. 25 der Heftol) . 383,000,000 
Dein (unterfhätt von der off. Statiftil zu 11 Kr. 40 v. Hett.) 419,000,000 
Branntwein zu 54 fr. 25 d. 9. dest 3 Mal a thener) . . 59,000,000 
Cider (Apfelwein) . . . . 84,000,000 
Andere Probufte des Aderbovens . een en ne... 488,000,000 
Wiefen und Weiden. ee. 841,000,000 
Ds... een en ee. 207,000,000 


5,554,000,000 
Hiezu muß man noch mit Royer (Notes &conomiques 


sur l’admin. des richesses) an libergangenen Produkten ꝛc. 
rechnen tra 2 nn 2... 1,864,000,000 
Zuſammen: 7,418,000,000 

Da wir Yutter und Streu hier fchon mitgerechnet haben, fo ftellen wir bie 
Viehproduktion allein auf. Sie beträgt 543 Millionen für Fleiſch, 767 Mi. 
für Arbeit, Milh, Butter und andere jährliche Nevenuen, 150 Mil. für Häute, 
Eingeweive, Bett, Wolle zc., 15 bis 20 für Honig, Wachs x. Im Ganzen alfo 
1,480,000,000 Franken. 

VIO. Sudnftrie, Bergwerke, Fiſcherei. Frankreich kann mit zu den 
Ländern gerechnet werben, wo die Induſtrie auf einer hohen Stufe ver Voll⸗ 
fommenheit fteht, ohne daß ihre Blüthe darum auf Koften des Aderbaus erfauft 
wäre. Uns fcheint das in viefem Reich zwifchen ver Agrikultur und den Manu⸗ 
fakturen herrſchende Verhältniß ein natärlihes und mohlproportionirtes zu fein. 
Die franzöfifche Induſtrie erftrebt zwar auch Wohlfeilheit, aber ihr Hauptoorzug 
befteht in einer anderwo nicht erreichten Eleganz, in einem verfeinerten Geſchmack. 
Diefer Charakter zeigt fi) nicht blos in Rurusartifeln, ſondern aud) in ven Geweben, 
über deren Probuftion in Frankreich wir folgende Zahlen befigen. 
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Baumwolle wirb meift in der Normandie, ver Pilarbie und dem Elfaß ver- 
arbeitet; der Verbrauch erreiht 150 Millionen Kilogr. jährlich, und daraus werben 
für mehr als 600,000,000 Fr. Waare hergeftellt. 2500 Fabriken befchäftigen 
. 250,000 Arbeiter beiverlei Geſchlechts. An Hanf und Flachs werden 125,000,000 
Kil. von 60,000 Arbeitern verfponnen und verwebt; die daraus gewonnenen 
Waaren haben einen Werth von 500 Mid. Tranfen. Wolle. Das befle Tuch 
wird in Sedan, Louviers und Elbeuf fabricirt, überdies in Liftenr, Limoges, 
Roubair. An andern Orten werben Flanelle, Merinos, Chales, Teppiche, Strümpfe 
und andere Gewebe gearbeitet. Mehr als 92 Millionen Kilogr. Wolle (wovon 
57,780,000 Ril, inlänbifche) werben jährlich verbraucht um etwa für 700,000,000 
Franken Waaren zu verfertigen, womit 150,000 Arbeiter in 2600 Fabriken be- 
(häftigt find. Seide. Neun Behntheil der jährlich probucirten Cocons (23,323,000 
Kil. unter 24,250,000) werden in den im Rhone⸗Becken gelegenen Departements 
gezogen. Die Seidenzucht befchäftigt während ber erften zwei Sommermonate Tau- 
fende von Bauernfamilien, auch eine wachfende Zahl von großartigen Magnanerien. 
Diefe Inpuftrie, befonders aber das Anfertigen der Gewebe von yon, Balence, 
Rimes, der Länder von St.Etienne bringt jährlich einen Werth von 450,000,000 fr. 
hervor. 19) Minderwichtige, aber immer noch fehr bedeutende Zweige des franzö⸗ 
ſiſchen Gewerbefleißes find folgende: Gerbereien und andere Inbuftrien, welche 
Häute und Felle bearbeiten, Handſchuhmacher ꝛc.; ihre Produktion kann auf 120 
bis 130,000,000 Fr. geihätt werden. Die Bapierfabrifation liefert 30 Millionen 
Kil. Bapier; die Drudereien zc. produciren einen Werth von 40 Millionen Fr.; 
die Möbelfabrifation 50 Millionen Fr.; Seife und Parfümerien 60 bis 70 Mil.; 
Uhrmacherei AO Mill.; Bronzewaaren 40 Mill.; Gold- und GSiiberarbeiten 50 
Mill.; Gläfer, Kryſtalle, Spiegel 45 Mill.; Porzellan und Fayence 22 Mil; 
Töpfermaaren 30 Mil. Die fogenannten Parifer-Artikel, Lurusgegenftände aller 
Art, deren Werth bauptfählih in ver eleganten Ausführung liegt, belaufen fi 
auf eine jährliche Probuftion von 150,000,000 Fr. 

Der Bergbau ımb der Hüttenbetrieb bilden einen bedeutenden Theil 
der franzöfifhen Induſtrie. Wir geben bier die neneften Zahlen, nach dem 
Compterendu des ingenieurs des mines für 1852. Im Ganzen find ertheilt 
worden: 448 SKonceifionen 2%) für Steinfohlen ver verſchiedenen Gattungen, 
177 für Eifenerzgruben (für zu Tage liegende Erz bedarf es feine Erlaub⸗ 
niß) und 199 für andere Mineralien, wovon aber bei Weitem nicht alle im 
Bau find. Bier folgen nun nähere Details, welche fi) alle auf's Jahr 1852 
beziehen. 

’ ieintohlen. In 286 Bergwerken haben 35,381 Arbeiter (jährlicher Lohn 
19,874,688 Fr.) mit Hulfe von 460 Dampfmafchinen (12,880 Pferdekraft) 
49,039,259 Gentner (100 Kit.) zum Werthe von 46,751,806 Fr. gefunden. Ges 
braucht wurven aber 79,585,200 Gentner, 30 Millionen Centner kamen alfo aus 
dem Ausland. Torf. 2153 Torfgruben haben 4,333,272 Gentner zum Werth von 
4,668,223 Br. probuchtt. Hier find nicht mitgerechnet 1096 Gruben, welche im 


19, Ueber Seide f. Journ. d’agr. pratigue, Rapport de M. Dumas vom 5. März 1857. 
(Auch Bulletin de la Sociei6 de Encouragement etc.) 

20, Das Geſetz vom 21. April 1810 erflärt — wie der Code Napoleon — das Eigenthum 
des Untergrunds als identifch mit der Oberfläche, behält aber dennoch der Regierung das Recht 
vor die Erzlager denen zu verleihen, welche durch Intelligenz und Kapitalien fi) am geeignetften 
zu deren Audnußung zeigen würden. Der Eigenthümer wird dann mit einer Rente abgefunden. 
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Jahre 1852 nicht bearbeitet worden find. Eiſenerz. 88 Gruben (mines) und 
864 Lager (minieres), worin 11,601 Arbeiter 20,806,334 Gentner zu Tag ge- 
fördert haben. An andern Erzen find gewonnen worden: 


Kupfer (Rhonebepartement) 92,849 Cr. 121,991 Fr. 
Blei (Oberalpen und Puy bn Dome) 35,943 -» „ 135,805 - 
Blei nnd Silber 78,164 ⸗ 968,532 ⸗ 
Antimonium 21,799 = 164,743 = 
Sinn 31 = 4,185 = 


Im Ganzen 24 Gruben mit 2103 Arbeitern, deren Lohn fi für das Jahr 
1852 auf 686,505 Fr. belaufen hat. Salz wurde probucht: 4,280,376 Entr. 
zum Werth von 7,833,099 Fr. Die Steinbrüce, Schiefer- und Kalf- zc. Gruben 
find fehr beveutend, wir haben aber keine Anhaltspunkte, um ihre Produktion abzu- 
Ihägen. Die Kalkbrennereien liefern für mehr ale 30 Millionen Fr. Kalt im Jahr. 

Hüttenwerke. Rohes Gußeifen wird propucht: 1. mit vegetabilifhen Brenn- 
ftoffen 2,633,400 CEtr. für 42,709,682 Fr.; 2. mit mineralifhen 2,593,034 Ctr. 
für 32,267,415 Fr. Eifenguß nad zweiter Schmelzung: 900,886 Ctr. für 
28,661,310 Fr. Eifen (roh, Stangen, Blech) wurde fabricirt: 1. mit Holzkohlen 
860,427. Etr. im Werth von 38,385,456 Fr.; 2. Steinkohlen 3,959,351 Etr. 
für 122,116,620 Ir. Rails wurben verfertigt: 604,616 Etr. für 16,401,490 $r.; 
verfchienene Arten Stahl 180,981 Ctr. für 15,388,235 Fr. 

Noch wurde producirt: Kupfer 19,192 Etr. für 5,167,338 Fr.; Gold 18,312 
Grammes für 62,261 Fr.; Silber 6286 Kil. für 1,354,012 Fr.; Blei 23,403 Str. 
für 1,036,179 Sr. 

Fifherei. Der durch den Fiſchfang erworbene Werth beläuft fih auf viele 
Millionen, genaue Data bat man aber nur über den Wallfiih- und ven Stock⸗ 
fiihfang, weil viefelben durch Prämien begünftigt werden. Der Walfiihfang bringt 
jährlih etwa 14,000 Ctr. (100 Kil.) Thran und Fiſchbein; der Stodfifhfang 
beichäftigt (jährlicher Durchfchnitt von 1850-1854) 396 Schiffe, mit einer Be 
mannung von 12,536 Mann, vie 271,000 Etr. Waare velarirten. Die Ausfuhr 
diefes Artikels überfteigt 161/, Millionen Kilogramm jährlich. 

IX. Sandel, Kreditivefen, Münzweien. Was ven Ausfuhrhanpel 
betrifft, fo geben die vom Finanzminifterium jährlich publichtten Tableaux des 
Douanes etc. gefondert den Betrag des fogenannten allgemeinen und bes fpeciellen 
Handels. Diefer begreift in ver Einfuhr blos die für den innern Verbrauch ver- 
zollten Waaren und in der Ausfuhr die inländifche Produktion; erfterer überdies 
noch den Zranfit und die in den Entrepots nievergelegten Waaren. Wir müſſen 
noch bemerken, daß in benfelben Tableaur die Preiſe oder Werthe nach 1. officiellem 
Werth (valeur officielle) und 2. jetigem Werth (valeür actuelle 21) angegeben 
werden. Der offictelle Werth ift 1826 feftgefegt worden, und jährlih wird nun 
der Werth aller Waaren nach den damaligen Preifen berechnet. Seit 1847 werben 
zu gleicher Zeit auch jährlich feftgeftellte (fogenannte wirflihe oder jegige) Preife 
angemwenbet. Xettere nähern ſich mehr ver Wirklicheit, erftere eignen ſich befier zu 
retrofpeftiven Vergleihungen. Wir werben daher in Nachſtehendem zuweilen vie 
officiellen, zuweilen die jegigen Werthe angeben. 

Der Gefammtwerth (offictell) der -Ein- und Ausfuhr betrug in folgenden 
Perioden, im jährliben Durchſchnitt: 


21, In Belgien: valeur reelle. 
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1840 - 1844 2170 Milfionen Fr. 
1845— 1849 2512 - ⸗ 
1850—1854 3120 . 


Der jegige Werth betrug 1853 3749 Millionen, 1854 3758 Millionen, 
1855 4327 Millionen Fr. Hier folgen für 1855 einige Details: 
Allgem. Handel. Specieller Handel. 


— —— — est —— — 
Offic. Werth. Wirkl. Werth. Offic. Werth. Wirkl. Werth. 
In Millionen Franken. 
Einfuhr 1952 2160 1366 1594 
Ausfuhr 2027 2167 1442 1668 


3979 4327 2808 3152 
Der größte Theil des auswärtigen Handels findet zur See ftatt; berfelbe 
beläuft fih auf 3104 Millionen (jeiger Werth), wogegen der Landhandel nur 
1223 Millionen erreiht. Den beventendften Handel treibt Frankreich mit nad 
ftehenden Ländern: 








Einfuhr. Ausfuhr. 
(Specieler Handel.) In Millionen Franken. Specieller Handel.) In Millionen Kranken. 


55 E € BEE O—E 
8 Sr g. 33 RR: 8. 
_ E er 2. 55 BR 89 
85 38 38 BE 58 8 
— —— 
FT u: en 38 
England 89.4 244.4 278.2 England 270.1 250.9 307.4 
Bereinig. Staaten 152.8 205.2 176.1 DBereinig. Staaten 174.7 203.8 246.8 
Belgien 120.4 145.8 197.3 Nigerien 101.7 155.8 104.2 
Sarbinien 91.6 102.0 114.7 Belgien 118.7 131.2 151.2 
Zollverein 44.8 77.5 1681 Spanien 66.9 92.7 81.8 
Spanien 38.5 65.8 952 Schweiz 56.1 65.4 69.7 
Turkei 43.8 54.5 62.2 Zollverein 45.9 61,0 65.5 
Englifh Indien 38.8 52.2 50,9 Türkei 22.8 61.0 76.2 
Schweiz 30.1 39,4 48.6 Sardinien 63.1 57.1 63.6 
Algerien 19.5 37.3 534 Brafilien 30.1 33.4 35.4 
Reunion-InfellBour- Peru 15.7 27.5 28.3 
bon) 19.3 36.1 33.5 Chili 171 23.2 24.8 
Deide Sicilien 19.1 27.2 31.2 NReunion-Infel(Bour> 
Niederlande 16.3 23.0 30.1 bon) 18.1 22.9 20.9 
Spantih Amerika 12.5 194 28.9 Beide Sicilien 15.6 20.9 20.2 
Brafilten 13.6 184 25.0 Martinique 231 187 178 
Egypten 10.8 17.7 20.0 Merxiko 17.0 16.9 17.1 
Haiti 16.9 8.8 10.9 Guadeloupe 17.8 16.8 16.0 
Toskana, Yuca 12.3 15.5 164 Toskana, luca 15.0 15.3 16.7 
Martinique 134 15.1 209 Egypten 61 96 9.8 
Rußland 837.3 44 31 Niederlande 14.4 9.3 13.3 
Guadeloupe 10.6 13.4 170 Rußland 12.0 8.0 18.0 


Haiti 5.5 7.4 7.9 
Wir laſſen nun ſchließlich diejenigen Waaren folgen, die ihrem Geſammtwerthe 
nach zu den wichtigſten gehören: 
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Einfuhr. Ausfuhr. 
28 © E Pr ZE E 13 
5 sn Rd, 8, E en 8, 8, 
€ Ss: 58 88 5 u tu 
u u 3 ss RE 5 
65 MM 8 an 9 8 
Rohe Seide 117.6 153.2 176.2 Seidewaaren (Ge- 
Rohe Baumwolle 119.4 135.1 121.1 webe, Bänder zc.) 237.1 307.0 358.3 
Getreide 43.8 75.7 122.7 Baumwollwaaren 154.8 196.0 74.1 
Rohe Wolle 48.6 68.9 68.9 Wollenwaaren 137.2 171.1 159.7 
Buder aus den franz. Kurze Waaren 48.0 57.1 87.0 
Kolonien 40.0 59.5 62.8 Wein 74.1 54.9 157.9 
Tabatshlätter 27.3 584 27.4 Berarbeitete Felle 38.5 45.2 51.5 
Steinkohlen 40.2 57.3 89.3 Leinwand 30.4 42.2 19.0 
Delfaamen 30.2 42.8 24.1 Leinene Zeuge, Tiſch⸗ 
Holz 41.2 40.1 69.7 zeug ꝛc. 27.3 41.5 45.0 


Dann folgen: rohe Häute, fremder Zuder, NRaffinirten Zucker 20.9 38.7 25.8 
Vieh, Kupfer, Kaffee, Indigo u. f. w. Töpferwaaren, Glas 
und Kryſtalle 34.5 36.8 25.4 
Dann folgen: Papier, rohe Seide, Metall: 
waaren, Serberwaaren, Krapp, Farben, 
Branntwein und Spiritus, Parfümerie, 
Gold⸗ und Silberwaaren x. 

Ueber den innern Handel — der wenigftens den zehnfachen (vielleicht 
zwanzigfachen) Betrag des Außern erreiht — bat man nur wenige Data. Die 
Küftenfchifffahrt, der Transport auf den Eifenbahnen, Kanälen geben einige An- 
baltpunfte, die wir weiter unten finden werben. Dann mögen noch die Berichte 
der Krevitanftalten einige Andeutungen über ven Innern Handel geben. 

Bank von Frankreich. Der Betrag der diskontirten Papiere belief ſich im 
Jahre 1856 auf 4674 Millionen Fr., was gegen 1855 eine Zunahme von 912 
Millionen ausmadt. Hier find nicht mitgerechnet eine Anzahl von 814,000 baar 
einfaffirte Sichtwechfel zum Werth von 1121 Mil. Fr. Vorſchüſſe wurden auf 
Staatsrenten, Eifenbahnaktien und andere Werthpapiere gemacht 882 Mill. Die Eir- 
tulation der Bankſcheine ſchwankte zwifchen 585 und 667 Mill. Fr., der Baarvorrath 
zwifhen 159 und 294 Mil. Fr. Die von der Pariſer Hauptbant auf ihre 38 
Viliele und vice versa gezogenen Wechfel beliefen fih auf 513 Mil. Sr. am 
Werth, 137 Mil. Fr. mehr als im Borjahr. Sämmtliche Operationen der Bant, 
bie bloßen Umfchreibungen ver Poften mitgerechnet, überftiegen bie Summe von 
35,500,000,000 $r. 

Credit mobilier. Die Mobiliarkreditgeſellſchaft hat den Zweck, bie außer 
dem Wirkungskreis der Bank gelegenen Krebitoperationen zu übernehmen, beſonders 
aber neue Unternehmungen zu gründen. Einige Zahlenangaben ohne weitläufige Aus⸗ 
einanderfegungen würden nur einen unvollftändigen Begriff der Operationen biefer 
Anftalt geben, wir begnügen uns daher, auf ihre jährlichen Berichte hinzuweiſen. 
Bol Art. Geſellſchaft.) — Credit foncier. Dieje Anftalt ift im Intereffe des 
Aderbaues, oder richtiger des Grundbeſitzes, gegründet worben. Sie verfchafft Aulehen 
gegen hypothekariſche Sicherheit, wofür fle Obligationen ausgiebt. Die von dieſen An- 
lehen bezahlten Intereffen enthalten einen Procentfag für die Amortifation. Ende 1855 
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baren im Umlauf 210,473 Obligationen zum Werth von 61,148,250 Fr. — 
Comptoire d’Escompte. Da die Bank von Frankreich nur mit brei Unter 
fchriften verfehene Wechſel diskontirt und ſich überbies noch mande andere Be⸗ 
Ihräntungen aufgelegt hat, fo wurbe im Jahre 1848 das Comptoir d' Escompte 
zue Aushülfe gegründet. Die Nüglichfeit dieſer Anftalt bat fi jo bewährt, daß 
fie ſich kürzlich neu organifirt und ihre nun fehr mannigfachen Geſchäfte ausge⸗ 
dehnt bat. Ihre in Zunahme begriffenen Operationen bellefen fih: 1855 auf 
676,943,808 Fr. und 1856 auf 735,333,235 Fr. — Andere Kreditanftalten, 
aber ohne allen offictellen Charakter, eriftiren noch mande, allein man kennt ven 
Betrag ihrer Geihäfte nicht. Die Auspehnung, die das Aſſociationsweſen zu 
Gunften von Handels⸗ und Fabrilunternehmungen gewinnt, geht 3. B. aus 
der: Anzahl der jährlich fi gründenden Geſellſchaften oder Kompagnieen hervor. 
Blos für 1855 betrug deren Zahl: 18 anonyme Gefellichaften, 387 Altien⸗ 
gefellichaften, 489 Kommanbiten, 2816 einfache Rompagnieen (en nom collectif). 

Jahrmärkte und Meſſen zählt man jährlih 25,378 in Frankreich, worunter 
die Mefle von Beaucaire fehr berühmt ift. 

GOewerbsfteuerpflichtige (patentes) zählte man 1855 1,433,783 und 
1856 1,453,700. 

Erfindungspatente (brevets d’invention) 1855 5512, 1856 5834. 

Münzen. 2) Das In Frankreich feit dem Jahre IV (1796) bis 1855 
inkluſiv geprägte Gold beträgt an Werth: 

2,864,420,950 Fr. 
das Silber 4,560,217,886 = 
7,424,638,836 = 

x. Schifffahrt. In die franzäfiihen Häfen liefen ein im Jahre 1855 
22,987 Seeichiffe mit einem Gehalt von 3,302,000 Tonnen (von 1000 il.) 
und aus liefen 13,770 Schiffe von 2,031,000 Tonuen, zufammen 36,757 be- 
ladene Schiffe. Mit ven unbeladenen tft die Geſammtſumme der Bewegung 46,849 
Schiffe. Unter ven 36,757 beladenen Schiffen gehörten 15,355 Schiffe mit 
2,182,034 T. Frankreich, 11,504 Sch. mit 1,539,000 T. England. Dann folgen: 
bie Vereinigten Staaten mit 493,077 T., Norwegen mit 169,654 T., Sicilien 
mit 154,219 T., Sarbinten mit 143,836 T., Niederlande mit 74,775 T., 
Griechenland mit 71,645 T., Zollverein mit 68,261 T. Obige 36,757 Schiffe 
zerfallen ferner in 27,797 Segelfhiffe mit‘ 3,515,000 T. und 8900 Dampfer 
mit 1,818,000 T. Leßtere, deren Zahl in ftarter Zunahme begriffen ift, vermitteln 
faft blos den Verkehr mit den übrigen europäiſchen Staaten; nad ben andern 
Welttheilen gehen unter 100 Schiffen nur 14 Dampfer. 

Bermittelft der Küftenfahrer wurden verſchifft (1855) im Ganzen 2231 T., 
wovon 1,597,916 T. auf die Häfen des atlantifchen Meeres over der Weft- und 
Nordküſte Frankreichs und 633,808 T. auf die Häfen des mittelländifchen Meeres 
fommen. Hierunter ift die große Küftenfahrt (grand cabotage), welche zwifchen 
dem mittelländifhen Meer und dem Ocean ftattgefunden, mit 73,587 X. aus den 
mittelänbifhen Häfen und 32,515 X. aus den Häfen des Oceans (weftliche und 
nörbliche Küfte), zufammen 106,102 T., begriffen. Am ftärfften betheiligten fich 
an der Küftenfahrt: Bei ver Abſendung: Marfeille mit 229,855 T., Havre 
mit 192,055 T., Nantes mit 144,181 T., Borbeaur mit 133,119 T. Beim 


23) Ausführliche Details findet man in dem Annuaire de l’Econ, pol. et de Btatistique 
von Blod und Guillaumin für das Jahr 1857. Seite 74 und ff. 
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Empfang: Rouen mit 211,827 T,, Marſeille mit 199,955 T., Vorbeanr mit 
167,476 T., Havre mit 153,914 T., Toulon mit 140,476 T., Dünlichen nit 
130, ‚355 T., Nantes mit 105, 506 T. Unter den wichtigften verfihifften Waaren 
heben wir hervor: Holz (354, 307 T.), Getreide (276,023 T.), Salz (214,308 T. — 
Wein (158,909 T.), Steinkohlen (147,240 T.). Dieſe ſechs Artikel bilden 621/, pCt 
bes geſammten Transport. 

——— *) Die Zahl der in den franzöfiſchen Häfen immatrikulirten 
Schiffe geht aus folgender Zabelle hervor : 

u. ee 


Segelfchiffe: Dampfer : Zufanımen : 
m TU —— — 
Jahr: Schiffe: Tonnengehalt: Schiffe: Tonnengehalt: Schiffe: Tonnengehalt: 


1853 14,545 757,897 174 4,808 14,719 762,705 
1854 14,199 800,580 197 19,102 14,396 819,682 
1855 14,023 848,254 225 23,902 14,248 872,156 
Die man beutliher aus ber nadjftehenden Tabelle erfehen kann, hat bie 
Größe der Schiffe bedeutend zugenommen. Deren Zahl und Gehalt betrug am 
18 1855 


31. December der Jahre: 53: 
Schiffe: Tonnen: Schiffe: Tonnen : 


Schiffe von mehr als 500 Tonnen 51 31,612 120 75,638 
= 100 Bis 500 = 2,307 456471 2,544 532,236 
⸗ = weniger als 100 ⸗ 12,361 274,622 11,584 264,282 


Man zählt etwa 40 Häfen in Frankreich, wovon 83 im mittellänbifchen 
Meer. Leuchtthürme und Lichter aller Urt werben 156 unterhalten, davon find 
28 im mittellänvifchen Meer. 

XI. Verkehrsmittel. Eifenbahnen, Landftraßen, Kanäle. Seit 
20 bis 30 Jahren ift in diefer Hinficht ſehr viel gefhehen; beſonders eifrig aber 
arbeitet man in der neueften Zeit an der Vollendung des Gifenbahnnepes. Seitvem 
dieſes rafchefte aller Verbindungs- oder Transportmittel gehörig gewürbigt worben 
ift, find alle andern beinahe vernachläffigt worden. 

Wir haben ſchon oben gejehen, daß die franzöfifhen Ströme und Flüffe eine 
ſchiffbare Tänge von 8817 Kilometer bilden. Hiezu muß man num die Kanüle 
rechnen, deren Zahl fih auf 97 mit einer Ränge von 4,715,180 Meter beläuft. 
Die wichtigften ſuud: ‘Der Kanal de Bourgognd, ver bie Honne mit der Saone 
und alſo die Rhone und das Seine-Beden mit einander verbindet; die Kanäle du 
Nivernais, de Briare, d’Orleans, die an verſchiedenen Punkten vie Verbindung 
der Loire mit ver Seine vermitteln; ver Kanal de la Marne au Rhin, ver Ar⸗ 
benner Kanal und der von St.Quentin, welche die Seine mit dem Rhein in Ber- 
bindung bringen; der Kanal du Rhöne au Rhin, vefien Zwed hinlänglich durch 
feinen Namen angedeutet ift; der Kanal du Centre, der vie Loire mit der Rhone 
in Kommunikation fegt; envlic der berühmte Kanal du midi, ver in einer Yänge 
von 241 Kil. den Ocean (Garonnebeden) mit dem mittelänbifchen Meere ver- 
bindet. Die innere Schifffahrt beträgt alfo 13,533 Kilometer. 

Die Landſtraßen zerfallen in Frankreich nach ihrer Wichtigkeit — und 
nach den Kaſſen, aus denen ſie unterhalten werden — in drei Klaſſen: 1. Kaiſer⸗ 
liche oder National-Straßen giebt es (1854) 654, mit einer Länge von 36,038 Kil.; 
2) Departementalftraßen zählte man (1854) 1694, mit einer Ränge von 45,627 
Kil. mit 27,580 fertigen und 4039 projektirten oder im Ban begriffenen Brüden. 
Zwiſchen beiden vorigen Klaffen ftehen in ber Dritte, weil zugleih vom Staat und 


*) Bol. oben S. 547. 
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von den Departementen unterhalten, 69 ſtrategiſche Straßen (in ber Bendee) mit 
einer Länge von 1463 Kil. Im Ganzen alſo ift die Länge ver Landſtraßen 83,128 
Kilometer. 3) Anerkannte Vicinal⸗ (oder Gemeinde⸗) Üege (1851) zählt man 
284,737 mit einer Ränge von 558,441 Kilometer. Außerdem giebt es eine große 
Menge Feld⸗ und Forſtwege, vie nicht aus einer Gemeinde in die andere führen, 
alfe nicht unter die Bincinalwege Haffifictrt werden können. 

Im Eifenbahnbau*) ſucht Frankreich, das lange gegen England und Deutfch- 
land Zeit war, nun die verlorne Zeit einzuholen. Seit 1842 — weldes Jahr 
ein Wenvepuntt in ver Gefchichte dieſer Verkehrsmittel bildet — hat ſich ber 
Staat der Sache kräftig angenommen, felt 1852 tft berfelben ein neuer Impuls 
gegeben worden und beinahe jährlich werben größere Summen für die Herftellung 
von Eifenbahnen verwendet. 

Endlich bat Frankreich jest fchon eine mehr als 10,000 Kil. lange Tele⸗ 
graphenzinie, auf welcher monatlid etwa 50,000 Depefchen verfandt werben. 

an glaubt, daß fich diefe binnen wenig Jahren verboppeln werben. 

XI. Finanzen, Die Quellen, woraus ber franzöfifche Staatsſchatz feine 
Einnahmen zieht, ergeben fih am beften aus der überſichtlichen Darftelung eines 
Büdgets. Wir wählen das vom Jahr 1857, dem bie andern bis auf Heine Ab⸗ 
weichungen in den Zahlen gleichen. 

Einnahmen : 
I. Direlte Steuern (438,369,947 Fr.), und zwar: 


GOentflur . . . 2... 2... 271,648,873 $r. 
Berfon- und Mobilinfteur. . - - «2 666,061,671 
Thür- und Genftaftener - . - > 2 2 40,326,708 
Patent⸗ (Gewerbes)fteuer . .. 58,462,796 


II. Einregiſtrirung (verkaufter Grundſtücke ꝛc.), Stempel x. 353,842,046 


Zuſchlag für erfte Bablnngsaufforberung 870,000 » 
IH. Produkte ver Wälder (Holz) und (Süßwaſſer⸗) Fiiherei 25,942,500 = 


IV. Zoll (dabei 28 Mil. Salzftuer) . . . . .» 231,716,000 
V. Indirekte Steuern (404,482,000 $r.), und zwar 
Tranffteuer (Wein, Bier, Branntwein) . -. . . .  137,911,000 = 
Inländifher Zuder (Runkelrüben) ) .. . . 2... 36,365,000 » 
Zabalsmonopol 2)... 2 2 2 2 22020... 164,000,000 » 
Undere (worunter 7 Mill. Salftuer) . . . . . 66,206,000 = 
VI. Poftertrag 25) . ee ee. 56,259,000 ⸗ 


20.0. ..198,133,733 = 

Summa 1,708,745,226 Fr. 
Anßerordentlide Einnahmen -. . . . 2 22. 1,129,286 = 
Total 1,709,874,512 Fr. 


VIL Andere Einnahmen 


*% S. das Nähere oben S. 377. 

33) Runfelrübenzuder. * Jahr 1856 waren 273 Zuckerfabriken in Thätigkeit, welche 
92,197,663 Kil. Zuder produeirt haben. 46 diefer Fabriken find in Aisne, 128 in Nord und 
die übrigen in 11 andern Departements. 

2%) Tabak. 39,521,462 Kil. Tabak ift 1855 vom Staat von der Regie gefauft worden und 
äwar 15,318,925 in Frankreich, 4,093,432 im übrigen Europa, 19,851,609 in Amerika. Ueber⸗ 
dies 151,927 Kil. oder 37,981,835 Stüd Havannaigarren. Der Werth diefer Tabake beläuft 
fih auf 40,899,807 Fr. a den Magazinen befanden ſich noch 55,338,507 Kil., fo daß der Ge 
fammtoorrath beinahe 95 Millionen Kilogramm erreichte. Berfauft wurden 24,530,093 Kilogramme. 

260) Poſt. Ya an derfelben Etadt koſtet jegt ein einfacher Brief von 15 Gramm 10 Een 
times, wenn er rt und 15, wenn er nicht franirt ifl, Von einem Ort zum andern, ohne 
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Ausgaben : 
I. Staatsſchulden (511,225,062 fr.) 
Konfoliirte Schuld (A1/,, 4, 3 Pt). . 2 >. .  808,645,291 Br. 
Lebenslänglihe Schuld Benflonsfond x). . 68,212,212 
Andere, zum Theil temporäre Schulden . .. 134, 867 ‚59 ⸗ 
I. Dotationen (Civilliſte 26 Mil). . . . 0. 39,470,080 ⸗ 
III. Miniſterien (813,844 ‚134 ı und war 


® 
N 


Staatsminiftrium. . . . ren 9,028,300 = 
Juſtiz nenn 27,476,270 - 
Auswärtige Angelegenheiten 22000000000. 10,006,600 = 
- Inner . . . . en... 141,815,580 ⸗ 
Finanzennnn. een... 19193,534 = 
Krieg nennen. 4400223 143 - 
Marine und Kolonieen .. 121,687,821 = 
Deffentliher Unterriht (19, 388 ‚750) "und Kultus 
(45,133,836) . . 000... 64,522,586 - 
Aderbau, Handel und öffentliche Bauten. “0 0.2...79,890,300 = 
IV. Koften ber Steuereinnahme, | der Regle: ꝛec. .. 170,662,241 = 
V. Rückzahlunge... 2.0... .110,389,147 =» 
Total 1,645,490,664 Fr. 
Außerorventliche Arbeiten . . . ee, ‚414 ‚000 = 


Sefommtfunme t ber Ausgaben 1,698,904,664 Fr. 

Die Eonfoltvirte Staatsſchuld zählte am 1. Ianuar 1856 1,020,338 Ein- 
fchriften (Poften, deren Ein Gläubiger oft mehrere bat); die Rente betrug 
284,668,525 (movon 110,298,525 Zprocentig) und das nominelle Kapital der⸗ 
felben 7, 558, 040,822 Fronten. 

Sinanzb eamte. Die birelten Steuern werben von 7—8000 Einnehmern, 
363 Kreiseinnehmern, 85 Oeneraleinnehmern erhoben. Die Berwaltungsarbeiten 
werden von 86 Steuerbireftoren, eben fo vielen Infpeltoren, 794 Kontroleuren 
und einer großen Anzahl Kommis beforgt. Beſondere Infpeltoren revidiren vie 
Kaflen. Die Regiftrirung liegt 87 Direktoren, 90 Infpeltoren, 447 Berifilatoren 
und Kommis ob. Die Stempelgebühren befchäftigen 350 Agenten. Yörfter zählt 
man 3986. Die ‘Douanen werben verwaltet von 31 Direktoren, 196 Inſpektoren, 
2619 andere Beamten mit Beihülfe von 24,918 einregimentirten Douaniers unter 
277 Kapttänen und 670 Lieutenants. Die indireften Steuern haben 74 Agenten 
mit 8670 Untergebenen verſchiedenen Grades. Die Auffiht über ven Tabafsban 
führen 5 Infpeltoren, 115 andere Beamte und 188 niebere Auffeher. Die Poſt 
bedarf ein Perfonal von 21,390 Individuen. 

XI. Seer und Flotte. In der Unmöglichkeit Hier eine ins Einzelne 
gehende Statiftit der verſchiedenen Waffengattungen zu geben *), begnügen wir 
und, aus dem offictellen Compte rendu sur les operations du Recrutement 





Unterfchied der Entfernung, koftet der frantirte einfache Brief von 7%, Gr. 20 Gent. und der 
unfranfirte 30, Die einförmige Taxe ift am 24. Auguft 1848, die differenzielle am 20. MRaı 
1854 feftgefept worden. Daber folgende Refultate: Im Jahre 1847 cirkulirten 126,480,000 
Briefe, worunter 12,648,000 oder 10 pCt. franfirte; 1856 cirfulirten deren 231,997,290, wor⸗ 
unter * 467,102 oder 90 pEt. frankirte. 

x) G. . den Art, „Heerverfaſſung“. 
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(Paris 1856) und dem Büdget von 1858 bie wichtigften Zahlen hervorzuheben. 
Am 1. Januar 1855 beftand bie aktive Armee aus 555,289 Mann und zwar: 
Im Innem . . . . . 375,231 
In Afrika (Ulgerin) . . 64,893 
Im Orient (Krim x) . . 104,692 





In Stillen . - 2 2». 10,473 

655,289 

Hierzu die Referve mit . 89,439 

594,728 

Am 1. Ian. 1854 war diefe Zahl. . . 516,672 


Nah dem Budget von 1858 foll die Zahl ver Truppen fein im Jahre 1857 
378,911 Mann 90,191 Pferve; im Jahr 1858 392,400 Mann und 83,500 
Pferde. Bon diefen 392,400 kämen auf Algier 69,521, auf das Innere von 
Grankreih (und Italien) 322,879 Mann. ' Ä 

Die verſchiedenen Truppengattungen find auf folgende Zahlen beredinet : 

Infanterie 214,180, worunter 10,150 Offiziere. ” 
Kavallerie 55,310, = 3,6277 = 


Krtillerie 80,099, = 1452 — 
Gente 6,380, = 260 - 
Gendarmen 20,201, = 642 > 
Garde 30,042, - 1381 - 


Dann folgen ver Train, vie Equipage und andere minder zahlreiche Korps. 

Die Zahl der jährlich militärpflichtig werdenden jungen Leute ſchwankt zwi⸗ 
fen 300,000 nnd 320,000. Im Jahre 1853 war deren Zahl 801,295, worunter 
gejeglich befreit wurben : 


Wegen Mangel an ver vorgefhriebenen Größe. . -. . 2... 15,329 
Wegen Gebrechen m. . > 2 2 2 nn . 62,376 
Als älteftee Bruder von Waiſen. rn nn 2,717 
Als Söhne oder Enkel von Witwen. - > 2 2 2 18, 648 
Als Söhne von 7Ojährigen oder blinden Vätern . . . 2. 2... 1,175 
AS jüngerer Bruder eines Blinden. - 2 2 2 . 88 
Als ältefter unter 2 Brüdern, welche zu gleicher Zeit militärpflichtig find 127 
AS Brüder von Solden, welche fi) unter der Yahne befinden . . 16,806 
Als Brüder im Dienft Umgelommener xc. en 2,219 

117,485 


Außer diefen giebt e8 noch andere Verhältniffe, welche von der Militärpflicht 
befreien, 3. B. das Stubium der Theologie, das Lehrfach zc. Die Zahl der in 
biefe Kategorie gehörigen jungen Leute ift etwas über 3000. 

Vreiwillig traten in den Militärvienft 1853 8600, 1854 16,676. Neue 
Engagements gingen ein: 1853 6003, 1854 7807 alte Solbaten. 

Frankreich unterhält 118 Feftungen und 64 zum Theil befeftigte Militär- 
poften. Unter viefen 118 Feſtungen befhügen 24 die Norbgrenze, 6 ziehen ſich 
längs ber Grenze- zwifchen Moſel und Rhein bin, 8 andere bilden eine innere 
zweite Reihe. Den Rhein und den Jura vertheibigen 11. Die Grenzen gegen bie 
Alpen find duch 17 Feſtungen gevedt; dann liegen 5 am mittellänviichen Meer; 
13 an ber fpantjchen Grenze, in den Pyrenäen; 14 am Ocean; 9 am Kanal; 
5 im Innern, darunter Paris, und 6 auf ver Infel Korfila. 
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Marine. *) Die franzöftihe Flotte beſteht aus 44 Linienſchiffen von 74 bie 
120 Kanonen, 60 Yregatten von 44 bis 60 Kanonen, 50 Korvetten, 100 Briggs, 
30 Transportichiffen und etwa 60 anderen Fahrzeugen. Zwei Fünftel viefer Schiffe 
find Dampfichiffe, größtentheils eingerichtet, je nach Gutbefinden mit Dampf oder 
unter Segeln zu ‚gehen (navires mixtes). Auf den Werften befindet fich noch eine 
faſt eben fo große Zahl als auf dem Wafler. 

Die Mannfhaft wird zum größten Theil durch vie Inscription maritime 
vollzählig gehalten. In die Regifter dieſer Inscription werden bie Namen fänmt- 
licher 20» bis HOjähriger Fiſcher und Matrojen eingetragen und daraus bie nöthige 
Anzahl berausgehoben. Der Dienft tft preijährig. Ende 1857 zählten bie wirklich 
bemannten Schiffe, 142 jeder Größe (die auf Säiffen fih befindenden Uebungs⸗ 
ſchulen, mit gerechnet), 30,535 Mann. 

XIV. Kolonieen und auswärtige Beflgungen. In Afrika. Bir 
nennen 1) Algerien (vgl. den Art. „Wigerten”), worin nunmehr etwa 200,000 
Europäer ſich nievergelafien haben. In jeder ver drei Provinzen (Algier, Oran, 
Eonftantine) find ſchon zahlreiche Aderbauddrfer gegründet und manche find wohl- 
angebaut. Große Anftrengungen werden gemacht, biefe Dörfer zu mehren und zur 
Blüthe zu bringen. 2) Berfchievene Nieverlaffungen, Komptotre oder befeftigte 
Poſten am Senegal, deren Handel hauptfächlih in arabiſchem Gummi befteht. 
3) Die Reunioninfel (Ile de la Reunion), fonft Bourbon genannt, mit 260 Hek⸗ 
teren. 4) Berfchievene Heine Infeln in der Nähe von Madagaskar, St.Marie, 
Noſſibe, Mayotta ꝛc. 

In Amerika. Die Inſeln Martinique (109,000 Hekt. mit 123,495 Ein- 
wohnern), Guadeloupe (160,000 Heft. mit 124,934 Einw.), Marie Oalante und 
einige Kleinere unter den Antillen. Berner: St.Pierre, Miquelon nnd mehrere an- 
dere Infelhen in der Nähe von Neufoundland. Guyana mit der Infel Cayenne 
in Süpamerifa in der Nachbarſchaft des Amazonenftroms. 

In Alien (Oftindien) Pondichery und einige andere Stäbte. 

In Dceanien (auftralifche Infeln im ftilen Meer). Die Marquefasinfeln 
(Iles Marquesas) mit Nacka⸗Hiva, die Gefellfchaftsinfeln, eigentlich blos unter Dem 
Protektorat Frankreichs. Envlih das 1855 in Beſitz genommene Neu-Ealevonien, 
wohin die Straflolonieen verlegt werben follen. 

Sämmtliche franzöftfche Kolonieen — außer Algier — hatten im Jahre 1852 
617,000 Einwohner, — 

Hinfitlih der Literatur müflen wir und begnägen, einige Werke zu nen⸗ 
nen, in welchen fich nähere Nachweiſe finden. Lelong, Bibliothdque litteraire 
de l’histoire francaise giebt Auskunft über vie ältere gejchiähtliche Literatur, in 
den erften 4 Bänden des Catalogue de la-Bibliothdque imperiale (Paris, Didot) 
ift der Beſitz ver großen Parifer Bibliothek an gefchichtlihen Werken verzeichnet. 
©. ferner Heuschling, Bibliographie historique de la Statistique en France, 
Brux. 1851. Einen volftländigen Auszug aller in Frankreich erjcheinenden amt: 
lihen Dokumente von ftatiftiihem Inhalt findet man in dem Annuaire de P’Eco- 
nomie politique et de Statistique, 1842— 1855 von Iof. Garnier nd Guillo- 
main, feit 1856 von Guillomain und Blod herausgegeben. Bollftäntige 
Nachweiſe ver Berwaltungsliteratur **) enthält das Dictionnaire de l’administr. 


*) Dal. oben S. 547. 
”*) S. auch Hod, die Finanzverwaltung Frankreichs. Stuttg. u. Augsb. 1857, 
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frangaise, herausgegeben von Block (Paris u. Strassb. 1856). — Bon gefchicht- 
lihen Werten deutſcher Berfafier nennen wir: Ranke, franz. Geſchichte, befonders 
im 16. u. 17. Jahrh. A Bde. Stuttg.u. Augsb. 1852—58, v. Sybel, Geſchichte 
ber Revolutionszeit. Bis jegt 2 Bde. Düſſeld. 1853, 1854. Schäffner, Ge 
ihichte der Rechtöverfaflung Frankreichs 3 Bde. Frankf. 1843. Bot. 


Bolitifhe Anmerkung der Redaktion. 


Die Lefer des Staatswörterbuchs dürfen billig erwarten, daß daſſelbe auch 
der franzöflihen Frage gegenüber feine politifche Gefinnung bewähre und vom 
deutſchen Stantpunfte aus die gegenwärtige politifhe Lage ver napoleoniſchen 
Herrſchaft und ihre Ausfihten mit einigen charafteriftiichen Zügen zu zeichnen 
unternehme. 

Oft ſchon wurde Napoleon III. mit Oktavius Auguftus verglihen, und in 
ber That die Aehnlichkeit ſowohl ver Situation als der Charaktere fällt Jedermann 
auf. Schon pas perfönliche Verhältniß ver beiven Kaiſer Napoleon gleicht merk⸗ 
würdig dem Verhältniß des Kaiſers Auguftus zu dem großen Eäfer. Wie Au⸗ 
gufus, der Großneffe Eäfars, fo ift auch Napoleon II. nit ein unmittelbarer 

bfömmling, fondern ein Neffe Napoleons I., und wie jener, fo tft auch dieſer 
als Neffe zugleih der Erbe eines welthiſtoriſchen Feldherrn, Staatsmanns und 
Herrſchers geworben. Beiden auch fällt die unermeßliche Erbſchaft nicht bequem 
in den Schooß. Der Antritt derjelben ift für beive mit Gefahr und Anftrengung 
verbunden. Sie müfjen beide die reiche Verlaſſenſchaft durch perſönliche Auszeich⸗ 
nung und Arbeit erft erringen. Nach der Ermordung Cäfars wüthete von neuem 
der Partei- und Bürgerkrieg, den der lebende Cäfar an feinen Triumphwagen ge 
fefjelt hatte, und erft nachvem Auguftus aus den erneuerten Kriegen fiegreich her⸗ 
vorgegangen war, warf fih ihm bie ermübete und friebensbebürftige Nation er- 
Ihöpft in die Arme. Länger noch dauerte die Unterbrehung nad dem tragifchen 
Sturze des erften Napoleon bis zur Erhebung bes vritten. Erft ald die Revolution, 
welche jener gebändigt und gefchloffen hatte, nad langen Pauſen mit vulkaniſcher 
Gewalt wieder ausgebrochen war, und die focialen Leiden und Gefahren vie Bürger 
ſchreckten, fielen vie Maffen, überdrüſſig des Parteihaders und der Unordnung dem 
Prinzen zu, von dem ſie die Herftellung einer geficherten Ordnung, ein energijches 
einheitliche8 Regiment und vie Wievererhöhung der in ber neuen Revolution ges 
ſunkenen franzöfifhen Macht bofften. Diefes Gefühl war fo ſtark in den Maffen, 
daß fie den furchtbaren Gewaltalt, durch welchen der Präfinent die beftehenve Ver⸗ 
faſſung durchbrach, und feine fouveräne Macht erhob, wie die Rettung des Stantes 
hinnahmen und durd ihre Zuftimmung nachträglich billigten. Nur die gekränkten 
geiftigen Führer des dritten Standes behielten den Stachel tief im Herzen. 

Wie Auguftus von cäfarifhen Iveen erfüllt war, fo iſt Napoleon III. von 
den Staatsideen feines großen Oheims begeiftert. Die beiden Neffen find zwar 
nicht fo fchöpferifhe Genten, wie die großen Gründer ihrer ‘Dynaftien und bie 
Stifter ver neuen Kaiſerreiche. Aber die beiden Fürften find doch ebenfalls von 
der Natur mit feltenen Herrſcheranlagen ausgeftattet, und beive in hohem Maße 
befähigt, vie Herrſchaft eine großeh Reiches an fih zu bringen und zu üben. 
Beide find ausgezeichnet durch politiihen Scharf: und Weitblid, beide verftehen es, 
große Plane auszudenken und vorzubereiten, beide wiffen die Umſtände zu wür⸗ 
digen, und die Mittel zu berechnen, welde ven Erfolg fihern, beide find rück⸗ 
fichtslos in Anwendung diefer Mittel, und verfolgen mit zäher Ausdauer das 
angeftrebte Ziel. Das Bewußtfein des perſönlichen Herrjcherberufs, das Souverä- 


‘ 
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netätsgefähl, tft in beiden fehr ſtark. Ste fühlen und denken fich als Perſoniſilation 
der Vollsmacht und der Stantseinheit. Beide wollen die oberfle Gewalt als eine 
unbef&räntte haben und üben und zwar nicht blos dem Namen und Scheine nadh, 
womit fi manche abfolutiftiiche Yürften begnügen, ſondern in Wirklichkeit. Beide 
ſcheuen daher auch die perfänliche Anftrengung und Arbeit nicht, ohne welche das 
nicht möglich ift. Beide ftügen ihre Gewalt vornehmlich auf ven Willen des Volks, 
als defien Häupter und Stellvertreter fie fi denken, und auf ben Beifall und 
bas Bebürfniß der großen Mafien, mehr ald auf den ber vornehmeren höher 
gebildeten Geſellſchaft. Beine verheißen und fchägen ben Frieden, aber ohne Furcht 
vor dem Kriege, wenn er unvermeidlich erfcheint. Beide denken in ihren Planen 
auch an bie Zukunft und bemühen fi, ven Yortbeftand ihrer Herrſchaft und Ihrer 
Inftitutionen auch für ihre Nachfolger zu fichern. 

Es iſt Auguſtus gelungen, feine Herrichaft bis an fein Ende zu behaupten, 
und die Inftitution des Kaiſerthums auf Iahrhunderte bin in fefter Geftalt auf 
zurichten. Wird Napoleon III. eben fo glüdlich fein, wie fein römiſches Vorbild? 
If der Neubau deſſelben eben fo feft in jenen Fundamenten und fo foliv in 
der Ausführung? Niemand kann die erfte Frage mit Sicherheit beantworten; 
eher läßt fich die zweite prüfen. Wie ernftlih Napoleon III. darauf venft, vie 
friedliche Nachfolge feines Sohnes fiher zu flellen, das zeigen bie neueften Sta- 
tuten über die Regentihaft und vie Eintheilung Frankreichs in 8 Marfchallate, 
wie die eventuellen Vollmachten an vie Marſchälle. Diefe äußern Mittel, um eine 
Empörung des Pöbels nieverzufhlagen, und um ber Verſchwörung der Klubbs ent- 
gegenzutreten, find mit Umficht gewählt und kräftig vorgeforgt. Solchen militäri- 
ſchen Borlehrungen gegenüber erſcheint jeber rohe Aufftand ohnmächtig und 
hoffnungslos, 

Dennoch Tann fih Niemand, der aufrichtig über Diefe Dinge denkt und fpridht, 
verbergen, daß der Glaube an bie Fortdauer ber gegenwärtigen Stautsorbuung 
fowohl tn als außer Frankreich nur ſchwach und unfiher und durch die neueften 
Vorgänge und Maßregeln eher noch mehr geſchwächt als geftärkt worven fet. In 
diefen Maßregeln jelbft iſt auch vie Leidenſchaft offenbar geworben, welche fich nicht 
mehr fiher und zu anomalen Mitteln ſich gevrängt fühlt, die das Rechtsbewußt⸗ 
fein verlegen und die Unzufrievenheit vermehren. Ein Geſetz, welches vie politifche 
Gefinnung wie ein Verbrechen bevroht, die Uebergabe ver Polizei an einen Ge 
neral, ber die Yormen des blinden militäriihen Gehorfams in die Civilbeamtung 
einführt, das vrüdenve, beängftigende, immoraliſche Syftem ber Spionage, bie 
unerträglihen Paß- und Berkehrspladereien, unter denen bie friebliden Bürger 
am meiften zu leiven haben, vie Hemmniſſe, welche der freien wifienfchaftlichen 
Aeußerung bereitet werben, vie Knechtung ber Brefie, die Deportationen Verdäch⸗ 
tiger ohne Urtheil und Recht, find fürwahr nicht geeignet, Vertrauen zu erwecken 
oder Zufriedenheit zu verbreiten. 

Aus weichen Gründen man fi jenen Unglauben erflären möge, das Symptom 
ſelbſt ift unzweifelhaft und an fi) eine Gefahr; denn wie der Glaube die vorhan- 
denen Schwierigkeiten überwinden hilft, indem er ven Muth ftärkt, fo verlettet ver 
Mangel an Vertrauen in bie Zukunft während ver Krifls bald zu halben und unzu- 
reichenden, bald zu übertriebenen und fchänlihen Maßregeln, bie das Uebel ver- 
ſchlimmern. Der Glaube aber läßt fih zwar wohl in noch jugenvlihe Gemäther 
einpflanzen, aber nicht einer alten und reifen Nation aufnöthigen. 

Bergleihen wir überdem die römifche Weltlage zur Zeit des Auguflus mit 
der franzöflfcden unferer Tage weiter, fo zeigen ſich auch neben jener Aehnlichkeit 
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ſehr erhebliche Verſchiedenheiten. Vielleicht hat Napoleon III. ſelbſt dem römiſch⸗ 
eäfartichen Vorbild eifriger nachgeſtrebt, als die Verſchiedenheit ver Volker und ber 
Zeiten es rechtfertigt. 

Die Gegenſätze erſcheinen groß genug, ſowohl nad Außen als im Innern, 
um nicht überfehen werben zu bürfen. Rom war allen in der Welt, das einzige 
in fich begründete Weltreich, ohne einen Rival. Rings um die Grenze des römischen 
Reiches ber lagen uncivilifirte Völker, ohne höhere Staatsbildung, ohne Einigung. 
Anguſtus verzichtete nach der Niederlage des Varus in den germanifhen Wäldern 
auf weitere Eroberungen. Das römifche Reich hatte feine Schranken gefunden. Aber 
foweit die Eivilifation reichte, jo weit herrſchte Rom. Civtlifatton und Römerreich 
waren baflelbe. 

Frankreich dagegen fteht nicht ebenfo allein in ver Welt. Andere Großmächte 
find neben ihm, deren politifhe Denkweiſe und Inftitutionen nicht ohne Einfluß 
auf fein Leben find. Mag auch ver romanifche Geift der franzöſiſchen Nation in 
höherem Grave einer unbebingten Gentralifation aller Staatsgewalt in der Perfon 
des Kaiſers geneigt fein, und der romaniſche Charakter ver Franzoſen fi) williger 
einer diktatoriſchen Gewalt unterwerfen‘, als das Wefen der germanifchen Völker, 
fo ift doch der nahe Vergleich mit ber freien Berfaffung Englands eine unaus- 
gejett wirtende Warnung gegen eine rüdfichtslofe und Leidenfchaftliche Ueberfpannung 
jener centralifirenden Diktatur. Dan darf den Franzofen nicht zumuthen, daß fte 
völlig anf politifche Freiheit verzichten, während fie nicht blos in ihrer eigenen 
Geſchichte fich oft ſchon auch für die Freiheit begeiftert Haben, ſondern in unmittel- 
barer Nähe mit freien Völkern täglich verkehren. Paris und London find heutzutage 
viel näher gerüdt, als je zuvor, und bie Reichhaltigkeit und Mannigfaltigfeit viefer 
Beziehungen tft eine Macht, vie man nicht ignoriren darf. Weniger bedeutend iſt 
bie pofitife Einwirkung der deutſchen Staaten, deren Verfaffung zwar nicht par= 
lamentariſch ift, wie die englifche, aber doch beſchränkt monarchiſch; aber auch hinter 
biefen in Volksfreiheit zurückbleiben zu müflen, das wedt in dem gebildeten Fran⸗ 
zofen doch das Gefühl der Demüthigung. Ebenfowenig iſt bie Eivilifatton auf 
Frankreich eingeſchloſſen. So groß die VBerbienfte der Franzoſen auch für bie euro⸗ 
päiſche Gioiltfation angefchlagen werben, andere nicht minder große Verdienſte haben 
aud andere Völker aufzumweifen. Auch in biefer Beziehung ift die Ifolirung Frank 
reichs unmöglich; bie Fortfchritte der allgemeinen Givilifation in der Wiffenfchaft, im 
ber Kunft, in humaner Geifteshildung bevingen und ergreifen auch vie franzöfifche 
Nation, Die Bffentlihe Meinung Europa’s tft für dieſe nicht gleichgültig, und fie ift 
einer fortdauernden Weflelung der Bffentlihen Meinung in Frankreich entſchieden 
ungünftig. 

Sehen wir auf die inneren Unterſchiede zwifchen ver politifchen Lage von 
Rom zur Zeit des Auguftus und Frankreich in unferer Zeit, fo zeigen ſich dieſelben 
ſowohl in der Natur der Oppofition gegen ven Kaifer, als in der Bafis, auf bie 
er ſich fügen muß. In Rom war eine ernftlibe Oppofition nur von der Ari⸗ 
ftofratie zu beforgen, bie ungern anf ihre Herrfchaft verzichtete. Aber die römifche 
Ariftokratie hatte den Glauben an ihre ſelbſtſtändige Macht verloren; vie Bürger 
kriege hatten ihre Unfähigkeit, vie alte Republik herzuftellen und zu behaupten für 
Jedermann geoffenbart. Die Berzweiflung faß ihr in den Gliedern. Sie dachte 
mehr an finnlichen Lebensgenuß, und ven hatte fie ficherer, wenn fie dem Saifer 
huldigte, als wenn fie ihn befämpfte. Den politifchen Ehrgeiz, ver noch in ihr 
war, ſuchte Auguſtus überbem zu befriedigen. So hart und granfam er während 
des Kampfes gehanvelt hatte, nah dem Sieg that er für die Verföhnung aud 
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ber Ariſtokratie, was irgend gefchehen konnte. Die hehe Ariſtokratie fand in dem 
Immer noch einflußreihen Senat ein beneinete Stellung, und bier durfte auch bie 
Oppofition mit Freiheit ſich äußern. Die nievere Ariftofratie der Ritter fand in den 
georbneten Zuftänden und ihrer finanziellen Ausbeutung eine reihe Duelle bes 
Gewinns. Die römische Literatur war unter Auguftus in voller Blüthe. 

In Frankreich dagegen iſt die beventenpfte Oppofition nicht etwa in Dem ver 
einzelten focialiftifchen und rothen Klubbs zu fuchen, die anf ven Schreden ſpeku⸗ 
liren und zum Verbrechen bereit find, noch weniger in der alten Ariftofratie, ſondern 
vielmehr in den gebildeten Bürgerklaſſen, in dem britten Stand. Sie hat baber 
eine viel breitere Ausvehnung als die römiſche Oppofition. Sie ift überall in den 
franzöfifhen Städten zu finden, fie bat ihren Hauptfig in Paris, dem biftorifchen 
Centrum des franzöfiihen Staats. Sie iſt auch nicht fo tief demoralifirt, wie bie 
römiſche Ariftofratie es war. Die Vorzüge der franzöftfchen Nation find noch im 
dem Bürgerſtand Iebenvig, und Immer neue frifche Kräfte ftrömen aus den Pro- 
vinzen und von bem Lande demſelben zu. Schwerlich ift. verfelbe burd vie Revo⸗ 
Inttonsgefchichte ſchon hinreichend darüber belehrt, daß er unfähig ſei, das Regiment 
felbex zu führen, aber keinenfalls verzichtet er auf eine Theilnahme an ver ſtaat⸗ 
lihen Geſetzgebung und auf die Kontrole des Regiments. Die drei Jahrzehnte der 
Tonftitutionellen Monarchie haben fein Selbftgefühl geftärkt, und die Erinnerung 
daran ift no ſtark und wedt das Verlangen nach analogen Zufländen um jo 
mehr, je weiter bie Yurcht vor der Erneuerung bed Jahres 1848 zurädtritt. Die 
napoleonifhe Berfafiung hat zwar viefem fonftitutionellen Sinn einige Rüdficht 
gewibmet theild in der Bildung des Senats, welcher die verfafjungsmäßigen Rechte 
und Freiheiten zu ſchützen berufen ift, theils in der Einrichtung eines fog. Geſetz⸗ 
gebungsförpers, welchem vie Gefegesentwürfe vorgelegt werben müſſen. Aber bis 
jest find die Keime Tonftitutionellen Rechts in dieſen Inftitutionen nicht zu freier 
Entfaltung gelangt, und die darin liegenden Schranken ver Diktatur haben ihre 
Innere Kraft nicht bewiefen. Es ift unmöglich, daß ber dritte Stand, feit langem 
an einen bedeutenden Antheil an politiiher Macht gewöhnt, und nun davon aus⸗ 
gefchloflen, darin die Befriedigung feiner Wünfche finde. Ein Theil dieſes Stantes 
kann freilich durch materielle Dinge zgefättigt werben, durch ven Flor der Yabri- 
fation und bed Handels, durch ZTheilnahme an finanziellen Spekulationen und 
Gewinnften. Über ver geiftig höher ftehenve und beffere Theil nicht, und auch jener 
nur mit halbem Herzen. 

Jeder Einfihtige giebt zu, daß in den Tonftitutionellen Kammern viel leeres 
Gerede zu hören war, daß in dem Eonftitutionellen Gebaren der Parteien Flein- 
liche Eitelkeit und unmotivirte Barteieiferfucht nicht felten die öffentlichen Intereffen 
gefährbete und fchädigte. Der Unbefangene muß anerlennen, daß während Jahren 

apoleon III. vie auswärtige Politit mit ftaatsmännifhem Talente geleitet und 
befier geleitet habe, als einer der Tonftitutionellen Minifter unter den Bourbonen 
und unter Louis Philipp. Uber der Widerſpruch zwiſchen ter frühern freien Rer- 
feligteit und ber heutigen erzwungenen Schweigfamleit des britten Standes iſt zu 
ſchroff, um nicht von dieſem als eine unnatürliche Knechtung mit dem Gefühl ver 
Scham und des Unwillens empfunden zu werben. Der Franzoſe ſpricht gern felbft 
und mit großer Gewandtheit. Nun foll er nur hören, was ver Raifer im Namen 
Frankreichs ſpricht. Mit feinen Ideen glaubt der Franzofe auf die Nation, auf 
die Welt zu wirken, und jetzt muß er feine Gedanken in fich verſchließen. Er hat 
feine Rednerbühne, keine politifche Prefie mehr. Nur vie Ideen des Kaiſers glänzen 
einfam an bem politiichen Horizont. Der Kaiſer denkt allein, fühlt allein, handelt 


Scankrekdh. 7} 


allein in Frankreich. Paris felbft, das Haupt und Herz des Landes, in dem alle 
Nerven und alles Blut von Frankreich ſich einigen, das aufgeflärte geiftreiche Parts 
iſt ſtumm geworben. Es ift undenkbar, daß die Oppofition in Paris auf dieſem 
Wege ertöbtet werde, fie muß im Stillen wachſen; und die Oppofition von Paris, 
die fich bei ven legten Wahlen ſchon vernehmlich gezeigt bat, iſt gefährlich, denn 
Paris iſt von Natur doch größer und mächtiger als jelbft der Kaifer, und Paris 
lebt länger als Napoleon IE. Die Oppofition von Barts kann ihre Zeit ab- 
warten. 

Bieleiht Tann, was Manche behaupten, der Katfer dem Berlangen nad 
größerer politifcher Freiheit nicht entfprechen, ohne fofort neue Gefahren herauf 
zubefhwören. Bielleiht würde bie mißftimmte Oppofition die Preffe und bie 
Repnerbühne zu den beftigften Angriffen auf bie nächften Freunde des Kaifers, 
auf fein Syſtem, zuletzt auf ihn felbft benugen, und der offene Kampf ver Par⸗ 
teten oder gar die Revolution wieder ausbrehen. Wenn dem fo iſt, dann 
fteht es freilich fehr fchlimm um Frankreich, aber am fchlimmften um die Solt- 
dität des napoleoniſchen Staats. Wir können nur ſchwer daran glauben, daß es 
einer fo bebeutenven flaatsmänntfchen Natur, wie Napoleon III. ift und bei ver 
ungebeuren Macht, die er in feinen Hänben behalten würde, unmöglich fein follte, 
eine dynaſtiſche oder eine revolutionäre Oppofition in Schranken zu halten, ohne 
die dem franzöfifhen Nationalcharakter nothwendige Freiheit zu verweigern. 

Auguſtus ſtützte fich endlich außer dem Heere anf die große Bollsmafle in 
Rom, die von der Ariftofratie nichts zu hoffen, ſondern nur zu fürdten batte, 
und auf die gefammte Provinzialbevölferung, vie früher von ben ariftofratijchen 
Protonfuln ausgeſogen worden war, und unter ven Bürgerkriegen ſchwer gelitten 
hatte. Die kaiſerliche Ordnung ſchützte ihren Frieden, ermäßigte ihre Laften, und 
jtellte fle dem gepriefenen Italten weſentlich gleih. Napoleon III. ftügt ſich zwar auch 
auf den vierten Stand, auf die Kleinbürgerfchaft und die Arbeiter in den Stäbten 
umd auf bie bäuerliche Bevölkerung. Aber weder kann er ihr fo große Wohlthaten 
bieten, wie Anguftus den PBrovinzen, noch hat viefe Bevölkerung fo viel von dem 
pritten Stande zu fürchten, als die nievern Klaffen zu Rom und bie Provinzialen 
von ber Ariſtokratie. Ihre Zuftände find nicht weſentlich verändert worden durch 
ven Wechjel der Regierungen: und fie wirb von neuen Yenverungen nicht fehr 
bedroht; denn fo weit ein geficherter Rechtszuſtand, Frieden, materielle Wohlfahrt 
ihr erwünſcht ift, ftimmen auch die gebilteten Klafien mit ihr ganz überein. Eine 
beftimmte politifche Berfaffung liegt nicht. in ihrem Geſichtskreiſe. Die politifchen 
Geſchicke von Frankreich aber werden feit Jahrhunderten weit mehr al8 von dem Lande 
von der Stimmung und von den Gedanken der Städte und vorzäglid der Haupt⸗ 
ſtadt Paris beftimmt. Zwar bat Napoleon III. durch die Einführung des allge- 
meinen Stimmrechts auch den untern Klaffen ein größeres Gewicht verliehen, aber 
die Dankbarkeit für dieſe Gabe, welche im Grunde doch mehr Schein als Wirklich- 
feit ift, erſetzt fchwerlich für die Dauer die Mängel dieſes Fundaments der kaiſer⸗ 
lichen Verfaſſung. 

Unferes Erachtens hängt demnach die Haltbarkeit derſelben weientlih davon 
ab, daß das Kaiſerthum, wie es ven Ruhm und die Macht von Franfreich in ber 
auswärtigen Politit erhoben bat, auch im Innern den dritten Stand zu verfähnen 
und mit ſtarker Orbnung die politiſche Volksfreiheit zu verbinden wiſſe. Die Aus⸗ 
fit darauf aber ift in neuerer Zeit viel unmwahrfcheinlicher geworben als vorher. 
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Das Weib tft auf die eheliche Gemeinſchaft und die Familie als den natür- 
lihen Mittelpunkt feines Daſeins angemwiejen. Bon hier aus nimmt es ald Ehefrau, 
Hausfrau und Mutter, ohne in die Deffentlichleit vorzutreten, gleichwohl in ven 
Ländern europälfcher Kultur den eingreifenvften Antheil am wirthichaftlichen,, fitt- 
lichen und politifchen Volksleben. Diefe Beziehungen der Ehe und der Familie find 
in früheren Artikeln erörtert worden (vgl. auch den Art. „Konkubinat“); es bleibt 
noch übrig, die Stellung ver Frau als iſolirte privatrechtliche Perfönlichkeit 
and andererſeits nach ihren unmittelbaren Beziehungen zum Staatöwefen ins 
Auge zu fallen. 

I. Bürgerlihes Recht. Unbeſchadet ver hoben Achtung, m welcher - das 
weibliche Geichleht von jeher bei den germanifchen Völkern gehalten wurde, war 
fein Rechts zuſtand zumal in ber erften Periode des Mittelalters ein ſehr bedrückter. 
Die Wehrloſigkeit des Gefchlechtes gab ihm Anſpruch auf erhöhten Schuß, bisweilen 
anf ein höheres Wehrgeld, mußte aber zugleich vie Schäßung feines Werthes für das 
Gemeinweſen und feine Rechtsfähigkeit in einer Zeit ſchmälern, wo Alles noch 
auf die Kraft des Armes geftelt war. Den Männern allein fiel vie Behauptung 
des Familiengutes, die Abwehr von Gewaltthaten, die Uebung der Blutrache und 
regelmäßig vie Vertretung der Frauen im geridtlihen Zweilampfe zu. Darans 
erflärt fi vie Geſchlechtsvormundſchaft, unter der auch unverheirathete volljährige 
Frauen ihr Leben lang fanden, erklärt fi bie Zurädjegung ver Weiber gegen 
die männlichen Verwandten bei. ver Beerbung des Grundvermögens, eine Zurüd- 
fegung,, die oft zum völligen Ausſchluß gefteigert war. Im Grundbeſitz rubte ver 
einzige Reichthum ver Familien, ihre Wehrkraft und politiihe Geltung: er mußte den 
männlichen Samilienglievern bieiben, vie diefe Mittel ver Macht zu erhalten und 
zu gebrauchen allein befähigt waren. Auch das Lehenrecht in feines urfpränglichen 
Strenge ſchloß Weiber unberingt vom Lehen aus. 

Schon im 13. Jahrhuntert findet man unter dem Einfluß veränderter Zu⸗ 
flände und Sitten die Schroffbeit des älteren Rechtes jehr gemilvdert. Die weibliche 
Erbfolge in liegende Güter, fpäterhin noch mehr begünftigt durch vie Verbreitung 
des römifchen Rechtes, greift um fih: zunädft in den Städten, wo der Grund- 
befig ohnehin von ſekundärer Bedeutung ift; Iangfamer beim Adel und Bauern- 
ftand. Auch Weiberlehen kommen jest häufig vor ; die Pflicht zur Heeresfolge wirt 

durch männliche Stellvertreter geleiftet oder in Gelvreichniffe umgewandelt. Die 
- Strenge des Mundiums findet man erft zu Gunften ver Handelsfrauen burd- 
brodhen, dann allgemein ermäßigt und den Charakter des ganzen Inftituts umge 
wandelt. Die Gewalt des Geſchlechtsvormundes wird zu einer Beiftandleiftung 
vor Gericht und bei der Vornahme von beftimmten Nechtögefhäften. Das Erforver- 
niß feiner Zuftimmung wird dadurch faft illuſoriſch, daß die (volljährige) Fran 
das Recht erlangt, ihn nach Gefallen zu wählen. 

Das weibliche Gefhleht, das ven Staat fo felten begreift und zu ſchätzen 
weiß, hat gleichwohl feine bürgerlide Emancipation nur ber erftarkten Staats- 
gewalt zu verbanfen: bie Gefchichte zeigt, daß unter einer unentwidelten Staate- 
ſordnung nicht allein bie politifche, ſondern auch die bürgerliche Vollberechtigung 
auf das wehrhafte Geſchlecht beſchränkt ift. Je fehwächer die Staatsgewalt, je 
mehr mithin der Schug des ſchwachen Geſchlechtes auf vie Familie und Sipp- 
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haft zurädfällt, um fo thenrer muß dieſer Schuß durch Aufopferung ber bürger⸗ 
lihen Rechtsfähigkeit bezahlt werben. ' 

Im heutigen Recht erfcheint vie gleiche Berufung ver Söhne und Töchter 
zur Exbfolge als herrſchende Regel, von welcher nur einzelne Statuten, fowie bie 
Staates oder Hausgeſetze und Gewohnheiten binfichtlich ver Erbfolge im abeligen 
Grundbefitz zum Theil abweichen. Bei ven bürgerlichen und bäuerlichen Erb⸗ 
gütern fteht ver Grundſatz ver Untheilbarfeit, nicht ver Erhaltung beim Mannes⸗ 
ſtamm in erfter Linie, fo daß 3. B. nad) dem bayr. Geſetz von 1855 (vgl. oben 
©. 402) eine unverheirathete Tochter dem fchon anfäffigen Sohne vorgeht. Ueber 
dies pflegt der Gutsübernehmer feinen Gefchwiftern zu einer Abfindung verpflichtet 
zu fein, die zwar nicht nad) dem vollen Werthe des Erbgutes berechnet wird, aber 
- Söhnen und Töchtern in gleichem Betrage zufommt 1). Die Geſchlechtsvormund⸗ 
ſchaft ift im Laufe viefes Jahrhunderts aus den meiften Geſetzgebungen vollenbs 
verihwunden, wenigftens in das Erforberniß richterlicher Belehrung oder männ- 
licher Beiftandleiftung (nach eigener Auswahl) verwandelt. Auch die aus dem römir 
ſchen Recht überlommene Ungültigkeit weiblicher Bürgſchaften ift durch Landesgeſetze 
zum Theil beſeitigt. In der That werden ſich dieſe Vorkehrungen und Beneficien 
den Frauen, da fie die Nechtsficherheit im Gefchäftsuerfehr mit ihnen gefährden, 
öfter ſchädlich als nützlich erweiſen. Ohnehin ift ihre pſychologiſche Begründung 
durch die „imbecillitas sexus“ von ſehr zweifelhafter Richtigkeit. Sind Frauen 
manchmal leichter zu überreden, fo find ſie dagegen ſchwerer zu überliften; ver 
prattifche Bid und Takt, der ſte zu Handel und Wandel geſchickt macht, iſt dar 
duch genügend anerkannt, daß Tauſende von Gewerbtreibenden allen Verkehr mit 
dem Publitum ihren Frauen überlaffen. Es fcheint ausreichend geforgt zu ſein, 
wenn, nad dem Borfchlage Welders, bei Interceffioren für ven Ehemann bie 
gerichtliche Belehrung beibehalten und für den Fall, daß Frauen ſich die Aufftellung 
eines Beiftandes erbitten, viefe Hülfeleiftung gleich der Uebernahme von Vor⸗ 
mundſchaften dur das Geſetz als bürgerliche Pflicht bezeichnet wird. 2) 

Da mit der Bgfeitigung des Mundium und der veränderten Auffaflung des 
Gerichtsweſens auch die Fähigkeit der Frauen vor Gericht aufzutreten, anerkannt 
worden tft, jo wäre bie bürgerliche Emancipatton dieſes Gefchlechtes als vollendet zu 
betrachten, "wenn fich nicht binfichtlich dee Berufswahl wefentlihe Beichränfungen 
erhalten hätten, die mit ber heutigen gefellichaftlichen Lage ver Frauen zum Theil 
unverträglih find. Die mittelalterlihe Zunft übte über ihre Angehörigen eine 
Gewalt aus und fpielte zugleich nad Außen eine politifhe Rolle, woran bie 
Frauen leinen Theil haben konnten. In Folge deſſen fahen dieſe fih vom Gewerbs⸗ 


1) In den jüdifhen Ritualgefepen, die In einem Theile von Deutfchland noch gelten, 
bat fi ein unbedingtes Vorzugsrecht der Söhne erhalten. Es beruht nicht, wie jene deutfchrechte 
lichen Inftitutionen in ihrer heutigen Geftalt, auf der Tendenz, das Vermögen vor Zerfplitterung 
zu bewahren, fondern auf der altſemitiſchen Zurüdjeßung des weiblichen Geſchlechtes; denn die 
Söhne, fo viele ibrer fein mögen, theilen unter fich, obwohl mit Bevorzugung des GErfigeborenen, 
bewegliches und unbewegliched Vermögen. Allein dieſem verfteinerten Recht gegenüber bat fich die 
Sitte dein Beifpiel der hriftlichen Rechtsentwicklung angeſchloſſen und es iſt üblich geworden, 
durch letztwillige Verfügung für die Töchter zu forgen. , 

2) In den preußiſchen Kammern ift fürzlich vorgefchlagen worden, die Frauen von der allges 
meinen Wechſelfähigkeit auszunehmen. Wenn man aber Diejes anterbinde zweifchneidige Recht dem 
weiblichen Gejchlecht entziehen und zugleih allen Klaffen der männlichen Bevölkerung unbedingt 
einräumen oder belaffen will, fo fehlt es diefer Maßregel an Konfequenz. Der einfache Handwerfer 
— an wird in der Megel nicht feichter mit dem MWechfelrecht umzugehen lernen, als 

eine rau. . 
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betrieb felhft ansgefchloffen, der nur den Mitglievern ver Zunft zukam. Merl⸗ 
würdig iſt die einzige Ausnahme zu Gunſten han del treibender Frauen, vie in 
den großen Handelsſtädten frühzeitig anerkannt war und von ba fi allgemein 
verbreitete. In jenen Städten mochte das Interefie, alle perſönlichen und Ber- 
mögensträfte an dem Wetteifer der Betriebſamkeit zu betheiligen und dem Auf- 
fhwung des ftäptifchen Gemeinweſens bienftbar zu maden, jede andere Rückſicht 
verbrängen. Auch bei ven Handwerkszünften wurbe wenigftens ben Wittwen ver- 
ftorbener Meifter geftattet, ven Gewerbsbetrieb fortzufegen; nur blieben jie von 
den Berathungen ver Zunftverfammlung ausgeſchloſſen und die Fähigleit, einen 
Lehrling zum Gefellen auszubilden, war ihnen nicht zuerkannt. 

Diefe Beſchränktheit ver Berechtigung zum jelbfiftänpigen Erwerb Tonnte 
leichter aufrecht erhalten werben in einer Seit, wo die Zahl der zum ehelofen 
Leben verurtheilten Frauen geringer und bie Zahl der Flöfterlichen Afyle, die ihnen 
offen ftanven, jo groß war. In Folge einer (relativen) Abnahme der Ehen find 
in unferer Zeit pie familienlofen Frauen, die weder am eigenen, noch am elter 
lichen Herd oder im Haus einer Dienftherrfchaft gefichertes Brod finden, Häufiger 
geworben 3). Jenen der unterften Klafje bietet die gefteigerte Fabrikthätigkeit eine 
ſtttlich und ökonomiſch nicht beneidenswerthe Zuflucht; aber ihnen und den übrigen 
follte überhaupt feine Erwerbögelegenheit unzugänglich fein, die fi mit der Natur 
bes weiblichen Gefchlechtes verträgt. Sind die individuellen Monopole befeitigt 
worden, fo follte man au ven Monopolien entjagen, die das männlide Geſchlecht 
noch behauptet. Es ift nicht zu rechtfertigen, wenn durch viele Gewerbeordnungen 
die unverheiratheten uud verheiratheten Grauen von jevem felbftftändigen Gewerbs⸗ 
betrieb, faft nur mit Ausnahme der eigentlihen „weibliden Handarbeit" noch 
jegt ausgefchlofien find. Eine Reihe von Gewerben kann ebenfowohl unter weib- 
liher Leitung und ausfchliegend durch weibliches Perfonal betrieben werben, wie 
durch männliches %. Die Zulaffung der Frauen in folhen Fällen, in ver Regel 
unter dem Vorbehalte, daß nur weibliche Hülfsarbeiter verwendet werben, läßt fi 
mit jever Gewerbeverfafiung in Einklang bringen. Wo bie Beibringung von Hähig- 
feitönachweifen Grundſatz ift, kann dieſe auch von weiblichen Bewerbern gefordert 
werben; wo der Innungsverband eine reale Bebeutung bat, ift man nicht gehin- 
bert, von denjenigen Genofjenichaftsrechten, deren Ausübung nur Männern ge- 
ziemt, die weiblihen Innungsgenoffen auszufchließen, wie es mit ben Meifters- 
witiwen immer gehalten wurde. Einen Schritt in dieſer Richtung haben vie 
neuerlich für Defterreih und das Königreih Sachſen entworfenen Gewerbeort- 
nungen gethan. 

Empfehlenswerth im unmittelbaren Interefje des Staatshaushaltes, wiewohl 
von untergeorbnetem Belang, tft aud bie Verwendung von rauen zu gewifien 
öffentlichen Funktionen, die nicht im Bereich bes wirflihen Staatspienftes liegen, 
3. B. zum niederen Poft- und Zelegraphendienft, wie e8 in Frankreich und ber 
Schweiz mit gutem Erfolge geichieht. Weiblihe Bedienſtete leiften ſolche Ber 
richtungen billiger und mit mindeſtens gleihem Geſchick. 

Die weibliben Bildungsanftalten pflegt der Staat, foweit fie über die 


3) Die ftatiftifchen Berechnungen ſtimmen freilich nicht überein. Bol. 5. B. Roſcher, Volle 
wirtbfchaft 1 8. 247 und Biedermann, Deutichland im 18. Jahrh. 1 ©. 336. 

%, Beifpielöweife : alle Handelögefchäfte, das. Gewerb der Anopfmacher, Buchbinder, Hands 
ſchuhmacher, Frauenſchuhmacher, Uhrmacher, Köche, Zucerbäder. UWeberfchreitungen ber ange: 
mefjenen Grenzen wird fchon die Sitte zu verhindern wiſſen. 
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Boltefchule Hinansreichen, der freien Konkurrenz und ihren Lehrplan ver freien 
Einfiht der Vorfteher zu überlaffen, indem er fi mit einer allgemeinen Ueber⸗ 
wachung begnügt, und von ben Lehrern etwa Befähigungsnachweiie fordert. Dieſes 
Princip if ohne Zweifel das richtige, da unter den Bildungsmitteln, die das weib⸗ 
liche Geſchlecht für feinen normalen Lebensberuf vorbereiten, die höhere Schul⸗ 
bildung überhaupt in zweiter Linte fteht. Die Verkehrtheiten bes modernen weib- 
lichen Unterrichts, fo bitter mit Recht darüber geflagt wird, entfpringen doch einer 
allgemeinen Zeitrichtung, welcher auch Staatsanftalten zulett nicht widerſtehen 
würben : fie kann nur von innen heraus überwunden werben. Doch follen Staat 
und ©emeinde tüchtige Beſtrebungen unter ihren Schng nehmen und dadurch für 
dern. Solche Unterftügung verbienen die neuerlich in Württemberg angeregten Lehr 
anftalten, in welchen vie Töchter der Gewerbtreibenven Gelegenheit finden, ſich die 
Kenntniffe anzueignen, die zur Bud, Kaffe und Korrefpondenzführung erfordert 
werben. Der Gewerbtreibenvde erhält dadurch in feiner Frau oder Tochter den 
zuverläffigften und mindeſt koftfpieligen Gehülfen für ven kaufmänniſchen Theil feiner 
Sefhäftsführung; die Tochter wird durch Ausübung folder Fertigkeiten vor fal- 
ſcher Verbildung bewahrt, zur Häuslichkeit gewöhnt, und befigt an ihnen eine Aus⸗ 
ftattung, die ihr ebenſowohl im künftigen Eheftand, als im äußerſten Yalle bei 
ſelbſtftaͤndigem Geſchaͤftsbetrieb nützlich, wird. 5) 

I. Staatsredt. Die Frau tft für eine unmittelbare Theilnahme am 
Staatsleben von der Natur nicht beftimmt und nicht organifirt. Sie gehört der 
Familte wie der Mann dem Staat und der Gemeinde an: beides nicht in bem 
Sinn einer einfeitigen Ausſchließlichkeit; aber ver Schwerpunkt des einen Gefchlechts 
Itegt bier, des andern bort; feines ift der Aufgabe gewachſen, die Pflichten des 
Familien⸗ und des öffentlichen Lebens zugleich in ihrem ganzen Umfang zu erfüllen, 
Daraus folgt, daß die Frau an politifchen Rechten Leinen‘ Theil Hat. 6) Bei allen 
ciottifirten Völkern des Altertbums und der Neuzeit wiederholt fi, wenn aud in 
verſchiedener Einfleivung, viefer Grundſatz. Das Chriſtenthum, unter deſſen Ein» 
fing die Stellung des weiblichen Gefchlechts in ver Ehe, ver Familie, ver Gefell- 
ſchaft, durch Sitte und Recht fo durchgreifend umgeftaltet und erhoben worden ift: 
auch das Ehriftenthum bat dieſen Grundſatz unberührt gelaflen und an vie po⸗ 
litifhe Emancipation der Frauen nicht gedacht. Es bevürfte feines weiteren Ar⸗ 
gumentes, um den Gedanken einer politiichen Gleichberechtigung der Geſchlechter 
als falfh, der weiblichen Natur und Beſtimmung im innerftien Grunde wider 
ſtrebend, zu verwerfen. 


5 S. (Klumpp) Deutfhe Bierteljahrsihr. Nr. 81. ©. 125 ff. j 

6) Held (Syſtem des Verfafiungsrechtes 1 ©. 264) fagt, die Frauen ſeien vom öffentlichen 
Leben nicht deshalb ausgeſchloſſen, weil fie Dazu weniger befähigt wären, fondern nur deshalb, 
weil fie mit Pflichten nicht belaftet werden dürften, die fie an der Erfüllung ihrer Kamilien- 
pflichten hindern würden. In der That beftehen aber beide Ausichließungsgründe in enger 
Wechſelwirkung neben einander. Daß das Weib die Fähigkeit zur Erfüllung politifcher Pflichten 
in weit geringerem Grade befigt, wird ja, abgejehen von jeder pfychologifchen Begründung, ſchon 
durch die Erinnerung an feine Untüchtigkeit für den Waffendienft evident. Es ift für eine Aufs 
gabe nicht organifirt, jomit nicht tauglich, die ihm Die Vorfehung niet beftimmt hat; es darf 
anderfeits der Aufgabe nicht entzogen werden, für die es von der Borfehung beftimmt und orga⸗ 
nifirt if. — Damit fällt auch die Salaftng desfelben Schriftftellerd, daß die weiblihe Thron 
folge nur inſofern ein anomales Inſtitut fei, als fie der Thronfolgerin zumuthe, auf ihren 
weiblichen Beruf zu verzichten. Die erfte Anomalie Liegt offenbar darin, daß das zur Herrichaft 
von Ratur nicht tüchtige Geſchlecht auf den Thron berufen wird. Sie tft größer ald die andere, 
weil fie für das Ganze verhängnißooll werben kann, 
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Daß in ven erſten Perioden bes deutſchen Mittelalters eine Theilnahme ver 
Frauen an politifchen Berathungen und Aemtern undenkbar war, folgt ſchon aus 
der oben angebeuteten Beſchränktheit ihrer privatrectlihen, ohnehin zugleich durch 
politifche Motive bevingten Stellung. Sie waren vom Orunbbefig, der Wurjel 
aller politiſchen Berechtigungen ausgefchlofien; fie waren unfähig, die eigene Sad 
vor Gericht zu führen, um fo mehr, über Andere Recht zu fprechen; fie waren über- 
haupt in ihren perfünlihen Angelegenheiten zu unfelbftftändig, als daß fie an ber 
Ordnung ver öffentlichen felbfiftändig hätten mitwirken können. Als aber die 
Ausſcheidung der Rechtägebiete begann, blieb ber Zuftand politifcher Unterord 
nung, währeno bie bürgerliche Emancipation vor fi gieng: er beruht auf bie- 
benden unwanbelbaren Urſachen. 

Nur Eine Anomalie, die fih gleihfols durch allen Wechfel ver Zeit erhalten 
bat, trat früh hervor : die Berufung von Frauen zur höchſten politifhen Thätiz⸗ 
feit, nämlich zur Herrihaft. Sie hatte ihren Urfprung noch in jener Vermiſchung ver 
beiden Spbären, zunächſt ver privat= und ver ſtaatsrechtlichen Erbfolge Wie man 
in Frankreich die Ausichließung ver Weiber aus einem privatrechtlichen Sag ver 
Lex salica ableitete, fo wurden umgelehrt in Deutſchland privatrechtliche Säge 
des einheimifchen und römiſchen Rechts zu Gunſten der weibliden Succeffion gel 
tend gemacht. Häufig trat fie zwar nur beim Ausfterben des Mannesftanımes un 
immer unter dem Vorbehalt ein, daß bei gleicher Gradesnähe das Weib zuräd- 
fieben mußte. Doch auch dieſes beſchränkte Succeffionsredht (das noch jest in Groß—⸗ 
britannien, Spanien u. ſ. w. befteht) erfuhr flete Anfechtungen; es wurde für bie 
Kurfürſtenthümer durch die goldene Bulle und fonft nicht felten durch Erbverbri: 
derungen ausgefchlofien. Gegenwärtig bat in Kurheflen, Oldenburg und den medien 
burgiſchen Herzogthümern das „falifhe Geſetz“ volle Geltung. ) In allen übrige 
Staaten ift zwar ter unbegrenzte Borzug bes Dannsftammes anerlannt, au 
Erbverbrüderung theilweife vorbehalten (Bayern, 8. Sachſen, ©. Heffen); nad 
dem Ausfterben des Mannsftammes find aber die Kognaten zur Chronfolge berufen, 
und zwar regelmäßig fo, daß nicht dem nächſten männlichen Kognaten 8), ſondern 
der Erbtochter die Regierung zufällt und erſt in ihrer Nachlommenfchaft ver Manns 
ſtamm wieber ven Vorzug behauptet. Näheres in dem Art. „Thronfolge“. — 
Sct man gelernt hat, die ftantsrechtliche Erbfolge von ver privatrechtlidden ſcharf 
zu unterfcheiven, find für die weibliche Succeffion nur noch Zweckmäßigkeitsgründe 


7) Daß dies auch in Preußen der Kal fei, wird von Jahariä, Staates und Bunt 
recht 1 ©. 312 und Bluntſchli, Staatsreht 11 S. 31 angenommen, dagegen von Rönne. 
yreuß. Staater. 1 S. 125, bezweifelt. 8. 53 der preuß. Verf.Ark. fiimmt mit den Lorreinen 
direnden Artikeln der älteren Verfellrf. von Bayern, Sachſen, Württemberg, Sannover u. f. m. 
weientlih, zum Theil wörtlich überein. Mährend fih aber in dieſen Berfafjungen fodann cin 
Beitimmung anfchlieht, die für den Kal, dak der Mannsftanım ausfterben follte, die Eucreffien 
der Töchter und Kognaten auadrüdlich fanktionirt, enthält die preußifche Verfaflung einen folder 
Bufap nicht. Ebenfowenig findet er fi nah Rönne in den Hausgefepen. Dürfte man gleichwehl 
eine eventuelle Succeffion der Rognaten annehmen, je fpricht die Erwägung, daß jede weiblide 
Thronfolge eine Anomalie ift, auch in diefem Fall wenigftens für den nächitftehenden Kognater 
männlichen Geſchlechtes. mit Ausjchluß der Erbtochter. Vgl Held a. a. O. Bd. II S. 260, 64 fi. — 
Die Anomalie macht fih Doppelt fühlbar, wenn nicht verfaffungsmähig vorgefeben ift, wie es zu 
halten fei, im Fall die Erbtuchter fih mit einem auswärtigen Monarchen vermählt bat, woraus die 
bedenklichſten Perſonalunionen entſpringen können. Aehnlich wie in Preußen ſcheint nah den be 
treffenden Verfaſſungsurkunden auch im F. Reuß j. 2. und in den fächfifchen Herzogthümern die 
Frage zu ſtehen, fofern fie nicht bier etwa durch Hausgeſetze Mar entichieden ift. 

59) Aur das badiſche Hausgeſetz hat diefen Grundſatz angenommen. 
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von problematiſchem Werth übrig und auch dieſe können nur geltend' gemacht 
werden, wenn kein männlicher Kognat vorhanden iſt, alſo der Thron durch Wahl 
beſetzt werben muͤßte. Allein die überwiegende Macht bes Herkommens hält 
in ſolchen Fragen an ven überlieferten Einrichtungen noch lange feft,-aud ‚nach 
dem fie als fehlerhaft anerkannt find. Daß es unziemlich ift, Frauen über 
Männer die Herrſchaft zu geben, und daß rauen nur in feltenen Ausnahms⸗ 
fällen ver Ausübung bes Herricherberufes gewachſen fint, wirb jest wohl felten 
in Abrede geftellt. | 

Die individuellen Freiheitsrechte, vie nicht politifcher Natur find, ges 
währt der Staat feinen Angehörigen ohne Unterſchied des Gefchlechtes. Sicherheit ihrer 
Berfon und ihres Vermögens, Freiheit ver Bewegung (Wahl des Aufenthalts, 
Auswanderung, Sicherung vor willfürlicder Haft), Freiheit des Belenntniffes hat 
bie Frau in vemfelben Maße anzufprechen wie der Mann, ſoweit fie nicht durch 
bie eheliche Unterorbuung gebunden ift. Die Freiheit ver Meinungsäußerung 
und der Aſſociation erhält einen politifhen Charakter, infofern fie zur. Ein- 
wirkung anf ftaatliche Angelegenheiten gebrauht wird. Es ift deshalb in der Ord⸗ 
nung, wenn Frauen von der Rebaltion politifcher Zeitfchriften (wie im Bundes⸗ 
preßgejeß) und von ber Theilnahme an politifhen Vereinen (wie in Preußen, 
Bayern u. f. w.) ausgefchloffen werben. Dagegen darf ihnen nicht auch der Zu: 
börerranm politifher Berfammlungen unzugänglid fein: mit vemfelben Recht 
möchte man verfuchen, ihnen das Leſen politiiher Blätter und Bücher zu wehren. 
Wenn in einem für das Stantsleben bedeutenden Momente der Sinn der Männer 
von den Öffentlichen Angelegenheiten ganz erfüllt ift, fo geziemt es den Frauen — 
nicht handelnd, aber mitfühlend — Antheil zu nehmen. In großen politifchen 
Kriſen hat biefes begeifternde Mitgefühl vie Energie der Männer geftählt umb 
den Erfolg eines nationalen Auffhwunges geförbert.?) Nah den Geihäftsorb- 
nungen ber beutfhen Kammern find mit wenigen Ausnahmen Frauen als Zuhörer 
bei Landtagsverhandlungen zugelafien. — Das Betitionsrecht (abgefehen von dem 
felbftverftännlichen Beſchwerderecht in perfänlichen Angelegenheiten) pflegt ven rauen 
leichfalls nicht verfagt zu fein und kommt ihnen unzweifelhaft wenigftens in bem 
Fällen zu, wo gerabe bie rechtliche Stellung des Geſchlechtes Gegenftand einer 
Petition fen fol. 

Wie die Frauen alle Bortheile des Staatsverbandes genießen, fo tragen fie 
auch mit ihrem Bermögen gleih ven Männern zur Beftreitung bes Stantsauf- 
wandes bei. Keinen Theil nehmen fie vagegen an den perfönlichen Leiftungen, bie 
ihrer Natur und Beftimmung wiberfireben : dahin gehört der Kriegsdienſt und der 
gefammte Staatsdienft. Endlich find, wo die Verfaflung eine politifche Repräfen- 
tation des Landes, einzelner Bezirke, Stände oder Klaffen anorbnet, nur Männer 
zu diefer Aufgabe berufen. Ueberall: in der Geſetzgebung, Verwaltung, Rechts⸗ 
pflege und Kriegsführung tritt alfo das männliche Geflecht zugleich als natür⸗ 
lider Vertreter des weiblichen ein. 

Diefer ftantsbürgerlichen Unſelbſtſtändigkeit ver rauen entſpricht es, daß fie 
nirgends zur Leiſtung des Staatsbürgereives gehalten find. 

Nach denſelben Grunpfägen ift das Verhältnig zur Gemeinde georbnet. Auch 
in biefem engeren Kreife des öffentlichen Lebens nimmt die Frau nicht unmittelbar Theil 
an der Berathung und Verwaltung, hat aber gleichen Anſpruch auf Schug und Pflege, 


9 Bol. die kurze aber treffliche Ausführung in dem Unfichten über Staats⸗ und üffentliches 
Zeben, von Graf Giech (2. Aufl. 1857) S. 32 ff. 
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anf den Genuß ver öffentlichen Gemeindeanſtalten und wenn fie felbfiflänbig und aufäffig 
ft, auf die Nugungen des Gemeindeguts unter denſelben Vorausfegungen, wie 
bie männlichen Gemeinvegliever. Doc fehlt es in älteren und neueren Gemeine: 
gefegen nicht an’ mannigfachen Abweichungen. Während bie Theilnahme an Ge- 
meinvewahlen und Berfammlungen regelmäßig (3. B. in den öftlichen preußifchen 
Provinzen und der Rheinprovinz, in Bayern, Baden, Kurhefien u. f. w.) auch ben 
ſelbſtſtändigen rauen unbedingt verfagt ift, können biefelben nad ber öfterreidi- 
fhen Gemeindeordnung von 1849 und der Land-G.-D. für Weftphalen (1841, 
1856) wenigftens Stellvertreter aufftellen und nach ber k. ſächſiſchen (1838) und 
braunfchweigtiihen Land⸗G.⸗O. (1850) ſelbſt perfänlih ihr Stimmrecht and 
üben. 10 Hinfichtli der Gemeinveumlagen fommt eine Begünftigung der rauen 
nit vor, auch in Betreff ver Gemeindedien ſte nur ſelten: die meiften Gemeinde 
ordnungen (3. B. die preußischen) begnügen ſich, ftellvertretenve Leiftung zuzulafien 
oder vorzujchreiben. In Württemberg find Frauen befreit, haben aber, fo oft eine 
Frohne in Geld umgewandelt wird, glei den männlichen Gemeindegenofien beizu- 
fteuern. In Kurbeflen (G.-D. von 1834) müfjen ſelbſtſtändige Frauen nur bie 
jenigen Frohnen, „vie fid) überhaupt für ihr Geſchlecht eignen”, perfünlich oder 
durch Stellvertreter leiften, womit alfo die Berbinblichkeit, für die übrigen (3. 2. 
Nachtwachdienſte) eine Abfindung in Geld zu entrichten, ausgefchlofien ift. Diefer 
Grundſatz — verfelbe, ven auch ver Staat befolgt, indem er 3. B. von Frauen feine 
Ablöfung der Kriegsvienftpflicht fordert — ſcheint der richtige zu fein, insbefonbere 
für Gemeinden, in welchen anverfeits eine Stellvertretung bei der Ausübung von 
Wahlrechten nicht zuläffig ift. Wenn für die in ver Natur des Gefchlechtes be» 
gründete Unfähigkeit, ein Recht auszuüben, kein Erfag geboten wird, tarf aud 
für die natärlihe Unfähigkeit zur Erfüllung einer Pflicht fein Erſatz geforbert 
werden. — 

Außer den ſchon genannten Schriften vgl. über bie geichichtlihe Fortent- 
widiung des Rechtszuſtandes, namentlich der weiblichen Thronfolge: Laboulaye, 
Recherches sur la condition eivile et politigue des femmes (Paris 1843); über 
die heutige Stellung der Frauen im Staat: Bluntſchli, allg. Staatsr. II. Aufl 
I ©. 157 ff.; über vie Berüdfichtigung des Geſchlechts in der Strafgejeggebung : 
Spangenberg, NR. Arhiv des Krim.-R. VI ©. 138 ff.; über die mobernen 
Emancipationsgedanten : die Artikel St. Simon und Socialismus im Staate- 
wörterb.; über vie foctalen Gegenfäge und Beziehungen der Geſchlechter: Richt, 
die Familie (Stuttg. 1855) I. Buch. 11) Ferner: Klemm, die rauen, kultur⸗ 
geſchichtliche Schilderungen ihres Zuftandes und Einflufies. 4 Bde. Drespen 
1854—57. Orater. 


10) Die von Riehl bervorgehobene Ericheinung, daß im vierten Stande, der den Kern der 
Landbevölkerung bildet, der Gegenfag der Gejchlechter weniger ftarf ausgeprägt ift, bat in Dielen, 


“ ohne Zweifel auf altem Herkommen rubenden Beitimmungen ihre praftifche Wirkung geäußert. 


11) In diefem Buch ſtellt Riehl die Behauptung auf: „da wir in unferer Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung noch faum einen Anfang gemacht haben, auf diejen Urgegenſatz 
alles menfchlichen Lebens und feiner ungeheuren Folgen Rüdficht zu nehmen.” (S. 86). Um die 
„praktiſchen Staatsmänner“, an die ſich der Autor ausdrücklich wendet, zu befriedigen, wäre 
aan Begründung feiner überrafchenden Anfiht und eine Andeutung, wo und wie jener 
Anfang zu machen fei, erforderlich geweien. An beidem fehlt es, wenn man von den oben S. 503 
ſchon gewürdigten Bemerkungen über die politiſche Vertretung der Frauen abfieht. 
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Freiburg, |. Schweiz. 
Freie Städte, |. Frankfurt, Hanfeftäpte. 


Freibafen. 


Wie der Handel überhaupt, fo bedarf namentlich der Seehandel der größt- 
möglichen Freiheit, um zu gebeihen. ‘Das Ideal des Handelsverkehrs, insbefonbere 
zur See, ſcheint ver Freihandel zu fein. Dem entfpriht aber bis jetzt das wirk⸗ 
lie Handelsleben in feinem Lande der Welt. Ueberall Herrfchen mehr ober weniger 
ſtarke Beſchränkungen des Seehandels, befonders durch Zölle für Aus- und Ein- 
fuhr von Waaren, Shiffsabgaben, Berbot des Handels für die ausländiſche Flagge 
ganz oder doch im Kolonial- oder im Küftenhanvel, Hafenabgaben u. |. w.; und 
nicht blos wo das fogenannte Prohibitiv- oder auch das Schutzzollſyſtem herrſcht, 
fondern auh da, wo dem Namen nah mehr pas Princip des freien Handels 
gelten fol, find dieſe Schranten für den Seehanvel bald mehr bald weniger 
aufrecht erhalten, Schon früh war man auf Milderungen dieſes Syſtems der Be- 
fhränktungen bedacht. Es gehören dahin ſchon die Entrepots ober Freilagerftätten 
zur einftweiligen zollfreten Nieverlage von land= oder ſeewärts eingehenben Waaren. 
Dies Syſtem ift befonders im Zollverein, in Frankreich, England, Belgien und 
Nordamerika ausgebildet. Die Waaren lagern hier fo lange in offiziell verfchloffenen 
Räumen, bis fie in den Verkehr treten und dann verzollt werden. Es gehören 
dahin aber insbeſondere die fogenannten Sreibäfen, bie zum Theil aud als 
großartige Entrepots zu betrachten find. Man verfteht nämlich unter einem Frei⸗ 
hafen einen folden Hafen, zu welchem allen Flaggen ver Zutritt offen fteht, ohne 
daß fie diejenigen Bepingungen zu erfüllen haben, an welde vie Zulaffung in 
pie übrigen Lanveshäfen geknüpft ift, fo daß ſowohl ven eigenen als den fremden 
Schiffen eine Befreiung von gewiflen oder von allen Zöllen, auch wohl von fon- 
ſtigen Laften und Abgaben zufteht, oft aber vorbehaltlich der allgemein üblichen 
Hafenabgaben. Die Freihäfen bilden eine befondere Art der offenen Häfen, d. h. 
berjenigen, zu welden fremben Nationen der Zugang geftattet ift, im Unterſchiede 
von den gefchlofjenen, die ven Schiffen fremder Nationen nicht zugänglich find. 
Uebrigens ift die Behandlung der Schiffe und Güter in ven einzelnen Freihäfen 
nicht ganz gleichmäßig. Es ift aber hier nicht der Ort, auf alle dieſe Modifikationen 
einzugehen. 

Solche Freihäfen find in Sarvinien Genua, ver Haupthafen des Landes; 
in Toskana Livorno, welches gleichfalls Haupthafen des Landes iſt. In Frank⸗ 
reih iſt Marſeille ein vollftändiger Freihafen rüdfichtlic der Schiffsabgaben in 
Volge der Ordonnanz vom 10. September 1817, indem dort weber von franzöfl- 
[hen nod von fremden Schiffen irgend welche Schiffsahgaben erhoben werben. In 
Neapel find Meffina, gemäß dem Art. 82 des Schifffahrtögefeges vom 29. März 
1819, und Brindiſi, nah Verordnung vom 28. Juli 1847, Freihäfen in bem 
Sinne, daß fremde Schiffe nur biefelben Schiffsabgaben zu entrichten haben, wie 
einheimifche, und in ven Fällen davon frei find, in welchen letztere nichts bezahlen. 
In Defterreich find es Trieft, Fiume und Venedig, und zwar ift Venedig aufs 
Neue durch kaiſ. Erlaß vom 27. März 1851 zum Freihafen erflärt; ver Bereich, 
auf den ſich die Begünftigung hier in Venedig erftredt, ift burch farbige Pfähle 
bezeichnet; dies Freihafenvorredht umfaßt Freiheit nes Handelsverkehres und voll» 
fländige Enthebung von allen Aus⸗ und Einfuhrzöllen rädfihtlih der ein- und 
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ausgeführten Waaren. Die Verhältniſſe in Trieſt und Fiume ſind nicht ganz ſo 
günſtig. Wenigſtens legte das Freihafenpatent für Trieſt von 1747 (das erſte iſt 
von 1717) noch manche Beſchränkungen für gewiſſe Waaren auf und iſt nicht 
bekannt, ob dieſe ſeitdem aufgehoben ſind. In Oldenburg iſt Brake Freihafen, 
und ſind dort durch Regierungsbekanntmachung vom 26. Januar 1846 die Schiffs⸗ 
unkoſten der verſchiedenen Art in eine einzige Abgabe unter dem Namen Hafengeld 
umgewandelt; dabei genieht aber die Landesflagge 25 pEt. Rabatt. In Hannover 
wurde Geftemünde an der Wefer, hart an dem Hafenbezirke Bremerhavens 
gelegen, durch Gefet vom 19. Juni 1847, und wurde Harburg durch Reffript 
vom 4. September 1848 (zur Ausführung bes Geſetzes vom 10. Auguſt 1848) 
zum Freihafen erklärt. 

Ferner find bier aufzuzählen als Freihäfen im Staate Buenos Ayres Bahia, 
Dlanca und Carmen nad Dekret vom 7. bis 9. Juni 1856; in Neugranaba 
Banama, Eartagena, Choco, Buenaventura und Tumaco. Im Juli 
1852 bat bie fpanifche Regierung vie Häfen von St.Eruz de Tenerife, Orotawa, 
Eindao, Real, Las Palmas, St.Eruz de Ia Palma, Arccifie, de Lazarote, Puerto 
de Cabras und San Sebaftian auf den canarifhen Infeln zu Freihäfen erfiärt. 
Im Jahre 1848 that dies bie niederländiſche Regierung in Bezug auf die Häfen 
Manado und Kema an der Norbfpike von Celebes, und wejentlich fünnen in 
Folge des Geſetzes vom 8. September 1853 uebft Verordnung vom 24. Juni 
1854 die molulliihen Häfen Amboina, Banda, Ternate und Kajelie als 
Sreihäfen betrachtet werben. Auf den Falklandsinſeln ift ver Hafenplag Stanley 
neuerlich (etwa 1850) zum Freihafen erhoben zum großen Vortheil für alle das 
Kap Horn paſſirenden Schiffe, da ihnen hierdurch die theuern braſtlianiſchen Häfen 
entbehrlich geworben find. Aden, in Arabien, ift von den Englänbern zum völli- 
gen Freihafen erklärt, indem dort weder Ein- over Wusfuhrzölle, noch Schiffs- 
abgaben erhoben werben. Endlich ift im däniſchen Weftindien St. Thomas ein 
völliger Freihafen. 

Schließlich ift hier noch zu erwähnen, daß vie Zollverfaffungen der drei 
beutfhen Hanſeſtädte Hamburg, Lübeck und Bremen fo liberal find, dag fte für 
ven Seehanvel faft viefelben Bortheile in der Beweglichkeit ver Waaren und Schiffe 
darbieten, wie die Treihafenverfaflungen. Aehnliches gilt auch in Betreff der Hafen⸗ 
und Zollverfafiung von Roftod und Wismar. 

Bergl. Oehlrich, Deutichland zur See (Hamburg 1849) ©. 356, v. Kalten- 
born, Europ. Seerecht (1851), Bd. I $. 21 ff, Nizze, Allg. Seereht (1857) 
Dv. I $. 64. €. v. Reltcnbern. 


Freihandel, |. Handel, Zollſyſtem. 


Freibeit. 


Freiheit, die Grundkraft des Geiftes, das lebendige Zengniß ver Würde 
und Ehre der Menſchheit, ver hauptfächlichfte Hebel der Geſchichte aller edlen 
Bölter und Grundbedingung ihres Fortfchritts auf ven Bahnen ver Gefittung, 
viefe Freibett ift bier zwar vorwaltend nach ihrer rechtlichen Seite in der äußern 
Erſcheinung, jedoch zuvörderſt in ihrer Duelle aufzufaflen, wo fie in der Kraft 
ihrer ungetheilten Einheit fih kund giebt. Denn in ihrer Einheit ift die Freiheit 
bie wahre, volle, ganze, welche aus fi, wie aus dem allgemeinen Lebensäther, 
alle befonveren Freiheiten nährt, unter einanver verfnäpft, ftügt, ergänzt und bes 
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grenzt, und felbft jever einzelnen Freiheit, wenn fie irgendwo feften Grund faßt, noch 
bie Kraft verleiht, alle andern Freiheiten anzuregen, zu beleben ober wieber zu 
gewinnen. So bilvet die Freiheit in ihrer Einheit ein organic verbunbenes Reg, 
wie ein geiftiges Nervenſhſtem, in welchem alle Freiheitönerven mit vem Ganzen 
und unter fich zufammenbängen, weshalb auch von dem Ganzen, vom ganzen freien 
Menſchen die Kraft und Gefundheit wie die Heilung ausgehen muß. Betrachten 
wir nun zuvörderſt bie Freiheit in ihrem einheitlihen Grunde. 

Freiheit ift zunächft vie aus dem Willen als dem Caufalitätsoucrmögen hervor⸗ 
gehende Selbfturfahlichleit, Selbftbeftimmung. Der Wille ift als das 
einheitliche Urvermögen von den beiden gleichfalls relativ felbftftänpigen Vermögen 
bes Denkens und Erkennens und des Gefühls zu unterfcheiden; denn ohne biefen 
urfprünglich gegebenen Unterfchied, ven in neuerer Zeit nur ber pantheiftiiche Dio- 
nismus und der mechanifche Monadismus geläugnet haben, könnte ver Wille, weil 
unfelbftftändig, fi den Gedanken und Empfindungen, möchten fie in Bezug auf 
bad Handeln gut oder ſchlecht fein, gar nicht entgegenjegen, fondern müßte ihnen, 
je nachdem fie im Gemüthe auftauchen, Folge geben. Der Wille ift aber das 
leitende, herrſchende Urvermögen, im welches fich die Perfon in ver Einheit ihrer 
Macht und Thätigleit hineinlegt, fo daß der: Willensentfhluß Ausdruck und Zeug- 
niß ift von dem, was bie Perfon nach ihrem gegenwärtigen Lebens⸗ und Gemüths- 
guflanbe ift, und jede einzelne That noch eine Wieverfpiegelung von dem innerften 

ebensterne des Ich ift. Der Wille ift jedoch ſtets durch einen Inhalt beſtimmt, 
ben er nicht aus feiner reinen Eaufalität, fondern aus ben Gedanken, und Empfin- 
bungen ſchöpft; die Freiheit liegt daher nicht in der Grund- und Beflimmungs- 
Iofigteit des Willens, welche nicht fein Tann, fondern in ver verfchievenen Art ber 
Beitimmung, nämlic darin, daß der Wille, über ven einzelnen möglich erfannten 
Beſtimmgründen waltend, die Wahl der Entfcheibung für den einen oder anderen 
behält. Dies iſt aber nur dann möglich, wenn in der Perfon, dem ganzen Ic, 
nicht eine einzelne Kraft, Richtung over Thätigkeit in dem Gedanken⸗ ober Ges 
füplsleben fo die Oberhand gewinnt, daß der Theil das Ganze beherricht, ſondern 
daß die Perjon in ihrer Einheit, Selbftheit und Ganzheit Herrin ihrer Lebens 
beftimmung bleibt. Hier entfteht aber die Hauptfrage, wie die Perfon dieſe Willens- 
macht für ihre Einheit, Selbftheit und Ganzheit gegenüber ven einzelnen, durch 
innere ober äußere Anreizungen entſtandenen Antrieben gewinnen und bewahren fünne? 

Diefe Kraft kann nicht aus nem befchräntten endlichen Selbft ftammen, weldes, 
als bloßes Einzelwejen oder Individuum, nicht über die Stufe der Thierheit fi 
erheben könnte, fondern, in den Kreis und vie Verkettung der envlichen Weltver 
hältnifje gebannt, fi der Aufeinanverfolge ber Eindrücke bingeben müßte und 
nie einen unbebingten Anfang einer neuen Reihe over Verknüpfung der Handlungen 
in fih zu finden vermödte. Ein foldhes Vermögen fegt eine über das Envliche 
hinausgehende und es beherrſchende Kraft voraus, welche felbft nur aus dem un⸗ 
envlihen unbebingten Wefen, Gott, ftammen kann, und daher eine göttliche Kraft 
ift, bie den menjchlihen Willen ergreift und ihm bie göttlichen Ideen des Wahren, 
Guten, Gerechten, Schönen als Leitfterne des Handelns zeigt. Diefe göttliche mit 
dem Gelbft des Menſchen wefenhaft verbundene Kraft ift die Vernunft, ein Weſen⸗ 
und Kraftſtrahl der Gottheit, das Bernehmen Gottes und des Göttlichen im Menſchen, 
wodurch die Individualität zur wahrhaften Perfünlichkeit erhoben wire, in welder 
durch die höhere Kraft eine Seldftunterfcheivung im Selbftbewußtjein, eine Selbft- 
beurtheilung im Gewifien, eine Selbftbeftimmung in ver freiheit eintritt. Durch 
biefe Kraft beherrſcht ver Menſch vie endliche Zeitreihe ver Thatjachen und Eindrücke 
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vermag er unbebingt eine neue Reihe von Handlungen zu beginnen und fih aud 
umbebingt Gott, dem göttlih Guten in feinem Willen, hinzugeben. Jede Schwä⸗ 
hung biefer Kraft, jeve Verdunkelung dieſes göttlichen Lichtſtrahls durch bie 
Atmofphäre des Sinnlihen und der finnlihen Triebe lähmt den geiftigen Auf- 
ſchwung, bie Frenvigfeit des Ringens für vie höheren Güter des Lebens, und läßt 
auf demfelben den Drud und die Schwere des blos auf Erwerb und Genuß ver 
materiellen Güter gerichteten Strebens laſten. Ohne dieſe höhere göttlihe, aber 
auch im Menſchen felbftftändige, weil mit feinem Selbft verbundene Kraft iſt 
Freiheit undenkbar, und daher müſſen alle Theorieen, welche entweder wie ber 
Senfualisinus und Moaterialismus die höhere Vernunft, oder wie ver Bantheismus 
die relative Selftftänvigkeit verfelben in der menfchlichen Perfönlichleit läugnen, 
auch die menſchliche Freiheit verwerfen. 

Die Bernunftfreiheit ift ſtets auf die Berwirflihung vernünftiger Lebenszwecke ge- 
richtet. Diefe Zwede haben zum Inhalt die Güter des Menſchen, welche alle aus 
Gott, dem Urguell alles Guten, ftammen und welche eine der ganzen Wefen- und 
Lebensordnung entſprechende Güterordnung bilden, in welcher jedes Gut nach feiner 
Stelle feinen Werth und feine Würbigfeit bat, die niederen den höheren unterzu- 
ordnen, alle auf Gott zu beziehen und mit dem Gedanken des Einen, Göttlid-Guten, 
zu durchdringen ſind. Die Freiheit wird fich in ihrer Ausübung ftets ein Gut zum 
Zweck fegen, aber fie felbft zeigt fich in der Wahl nicht zwifchen Gutem und 
Döfem, fondern zwiſchen den möglichen Gütern, unter welden ein Gut in Ange 
mefienheit zu allen Tebensverhältniffen als das befte zu wählen if. 

Diefe Freiheit ift die gemeinfame Wurzel für vie beiden formellen Haupt⸗ 
arten der Freiheit, ver fittliben und rechtlichen, in welchen aller Inhalt, 
alle Güter des Lebens die Formen ihrer Verwirklichung finden. 

Die fittliche Freiheit befteht in ver Selbftbeftimmung, in dem reinen Antriebe 
des Guten um des’ Guten willen, und weiſt in biefer Unbedingtheit, welche Kant 
in dem von ihm als unerflärbar erachteten Tategorifchen Imperativ richtig erblidte, 
auf eine abfolute Kraft im Menſchen hin; dieſe Freiheit fol ven eigentlihen Kern für 
alle Handlungen bilden und ihnen die aus dem Höchften und aus dem ganzen ®e- 
müthe flammenve Kräftigung geben. Die rechtliche Freiheit dagegen zeigt ſich wicht 
in der Unbebingtheit des Antriebs zum Guten, fondern in ver Ausübung des 
Guten in den ſich gegenfeitig bebingenven Berhältniffen des menfchlihen Lebens. 
Wie das Necht in ver Regelung dieſer Verhältniſſe liegt, fo die rechtliche Freiheit 
in ver Selbftbeftimmung des Menfchen im Thun und Laſſen nach dieſer Norm 
des Rechts und der Rechtsordnung. Sowie das Recht nicht von ver Stitlichleit, 
fo tft auch die rechtliche Freiheit von ber fittliden nie ganz abzutrennen, wenn 
gleich von ihr zu unterfcheiven. Eine jede erfennbare Handlung erjcheint ſtets nad 
zwei Seiten, nach dem fubjeltiven Antriebe als eine fittliche oder unfittlihe, nad 
ihren objektiven Berhältnifien. al8 eine rechtliche oder widerrechtliche. Die Freiheit 
tft daher in ihrer fubjeftiven Wurzel eine fittlihe, bei ihrer Ausübung in ven 


"Lebensverhältniffen ftets auch eine rechtliche. Die rechtliche Freiheit ſoll aber von 


ver fittlichen, wie das Aeußere vom Innern, als von den innerften Tebensnerven, 
getragen und geftärft werden. Es Tann in ber Wirklichleit vie Freiheit recht⸗ 
ih in den Lebensverhältnifien gewährleiftet fein, ohne daß die fittlihe Freiheit 
im Innern vorhanden tft; aber, von dem fittlihen Kern entkleivet, bleibt dann vie 
rechtliche Freiheit nur Willfür, welche bald das Recht felbft zerftören, vie Rechts⸗ 
ordnung zerfeßen oder durchbrechen wird. In dieſer Hinficht gilt unwiderſprechlich, 
was Goethe jagt: „Alles, was ben menfchlichen Geiſt befreit, ohne ihm zugleich 
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die Herrfchaft über ſich felbft zu geben, wirkt verberblih”. Bon ver anderen Seite 
verlangt aber auch die fittliche Freiheit die ftete Hebung, Bewegung, Kräftigung 
durch die rechtliche Freiheit, indem, durch das Recht, jever Perfönlichkeit ein freier 
Spielraum ver Bethätigung gewährt werden muß. Ohne die Freiheit in ver Rechts⸗ 
ordnung würde die fittliche Freiheit die Spanntraft verlieren, verfiehen, ja das 
Leben ſelbſt würde bei der fittlihen Stagnation bald in Fäulniß übergehen. Daher 
ift nur die Eine ganze Freiheit, nad ihren beiten Seiten, vie Grundlage einer 
menſchlich⸗würdigen Lebensgeftaltung; vie Freiheit, wenn fie als Abglanz des 
fittlihen Thuns und Lebens in ver Selbftorbnung erfheint, giebt dem Menſchen 
mit der Würde die Ehre. Mit viefer Freiheit verliert aber auch das menſchliche 
Leben feine Ehre vor Gott und den Menſchen. Diefe Freiheit ift pie Grundkraft 
der wahren menſchlichen Größe, wie der Hebel des Auffchwungs und ber Größe 
der Staaten. Daher zeigt auch die Geſchichte aller Völker bie innige Wechfel- 
wirkung zwifchen ber fittlihen und rechtlichen Freiheit; ver Verfall der Sittlichkeit 
war ſtets die Duelle des Verfalls der Rechts- und‘ Staatsorbnung, fowie ber 
Untergang der rechtlichen Freiheit auf die Länge den fittlichen Verfall herbeiführte 
over beſchleunigte. 

Bir haben nun die rechtliche Freiheit näher zu betrachten. Der Freiheit, 
damit fie als rechtliche auf dem gefammten Rechtsgebiete erfcheine, muß ihr Recht 
werben. Diejes Recht muß objektiv ald Regelung der Freiheitsverhältniſſe und fub- 
jettio in ven Befugniflen ver Freiheit erfaßt werben. Aber in beiden Hinfichten - 
bat das Recht, nad feiner weientlihen Aufgabe, ver Freiheit 1. Richtung und Ziel ' 
auf die Lebensgüter, als ihren pofitinen Gehalt, zu geben, 2. ihr vie richtigen 
Schranken over Grenzen zu fegen, 3. fie ſelbſt und in ihren einzelnen Arten 
und Richtungen im organifhen Ganzen des Lebens zu orbnen und zu vol 
lenden, 4. ihr auch überall in ihrer Bewegung und Yeußerung die Form des 
Rechts in der Sitte und dem Geſetze zu, geben. 

1. Das Recht, welches überhaupt die Lebensverhältniſſe zu ordnen hat, infofern 
fie fidh bei der gemeinfamen menſchlichen Beſtimmung gegenfeitig bedingen, bat auch 
die darin begriffenen Freiheitöverhältniffe nach viefer Beſtimmung zn regeln, ihnen 
alfo zuvörderſt die Richtung auf alle menfchliden Güter, als ven Inhalt jener 
Beftimmung, zu geben. Dadurd, erhält die Freiheit felbft ihren Inhalt oder pofl« 
tiven Gehalt, Zwed und Beftimmung. Dieje innere Beziehung zwiſchen ver Frei⸗ 
beit und dem Güterleben des Menfchen und ver menfchlichen Geſellſchaft iſt lange 
Beit durch eine einfeltige Rechts- und Staatslehre in dem Bewußtſein verbunfelt 
worden. Es war eine ftrenge Konfequenz bes individualiſtiſchen Zuges, der durch 
die Rechts⸗ und Stantslehren des achtzehnten Jahrhunderts ging, Alles auf bie 
Einzelnen und vie Einzelfreiheit zurüdführte und dadurch die beftehenve Gefellfchaft 
auflöfte und zerbrödelte, wenn ſelbſt Kant, der evelfte Nepräfentant dieſer Richtung, die 
Lehre von den Gütern und Zweden, die er irrigerweife als empiriſchen Stoff bes 
trachtete, aus der Moral wie aus der Rechts: und Staatslehre verbannte und in 
beiden Gebieten die Freiheit nicht blos als Selbftbeftimmung, ſondern auch als 
Selbſtgeſetzgebung auffaßte und aus der Form ber Freiheit, burch die Marimen 
des Individuums jelbft, ven Inhalt gewinnen wollte (Art. Kant). 

Diefer Formalismus ift feitdem vorherrfhend geworben und aud heute noch 
nicht überwunden. Aber wenn aud ver Freiheit im Privatleben, in der Moral 
wie in dem Rechte die Wahl ver Güter als Lebenszwede anheimgeftellt bleiben 
muß, fo giebt es doch auch gemeinjame Güter und Zwecke, welche im öffentlichen 
Leben durch gemeinfame Thätigkeit zu erftreben find, und bie Erfenntniß biefer 
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Güter lehrt im Privat- wie öffentlichen Leben auch den richtigen Gebrauch der Frei 
Yeit. Die Freiheit ſtärkt und erfüllt ſich durch einen Innern Lebensgehalt nad 
Mafgabe, als die Erkenntniß der Güter des Lebens vollftändiger wir, fich ver- 
breitet und darnach das Streben des Einzelnen und der Gemeinfchaft hervorruft: die 
Freiheit wird gefhwächt, hohl und leer im Verhältniß als das Bewußtſein dieſer 
Güter ſich verdunkelt oder verſchwindet. Sobald aber die Freiheit nicht mehr als 
bie edle Strebfraft für vie Güter des Lebens, fondern rein formell für fich felbft 
erfaßt wird, artet fle in zerftörende Willkür aus, wird, je gehaltlofer und hohler 
fie tft, um fo geräufchvoller fidh geberven, und im bloßen Streben nah Formen 
und Nebenvingen bie evle Sache ver reiheit felbft aufs Spiel fegen. 

Auf das Güterleben, auf die vernünftigen Lebenszwecke muß daher die Freiheit 
ihre Richtung erhalten, zunächſt im fittlihen Bewußtfein, aber, in beflimmter Hin- 
fiht, aud in ver Rechts⸗- und Staatsordnung. Sowie im Privatrechte bie 
menfchlichen Lebensgüter vie Grundlage dev Rechtsverhältniffe bilden und nur datei 
ber Selbftbeftimmung, ver Wahl, ver größtmöglide Spielraum geftattet iſt, unt 
ſowie es nad unferer Anſicht einen Fortſchritt im der Privatrehtswiffenfchaft be 
zeichnen würde, wenn man in biefer praftiichen Lebenswiſſenſchaft den abftraften, 
ontologifchen Begriff ver Sache durch ven praftifchen Begriff des Gutes erjegte, 
und, nach der Verſchiedenheit der Güterverhältniſſe im Perfonen-, Sachen⸗ und 
Obligationenrechte, die Rechte beftimmte, fo tft auch die Staatsorbnung, in mefent- 
licher Beziehung zur öffentlihen Güterordnung, als eine Regelung der Gefammt- 
thätigfeit für vie gemeinfamen Güter und Zwede im öffentlichen Interefie zu 
erfafien, für vie Religion, Sittlichkeit, Wiſſenſchaft, Kunft, Unterricht, Induſtrie und 
Handel. Diefe Zwede nehmen aud die georbnete freie Thätigfeit der Staatsgenofien 
in Anſpruch, bilden vie Grundlage für die öffentlichen Yreiheitörechte, und ihre Ans- 
übung ift gleichfalls an wefentliche Bedingungen der Einfiht, Bildung, Sittlichkeit, als 
Bürgichaften für wahre Selbftftänpigfeit und Selbftbeftimmung, zu Inüpfen. Se 
gehaltuoller das ftaatliche und gefellfhaftliche Leben an biefen Gütern allfeiriger 
menfhliher Kultur wird, je mehr ſich viefeiben durchdringen und ftügen, deſto 
fefter und breiter wird auch die Grundlage ber Freiheit. 

Es ift aber irrig, nur in dem einen oder anderen jener Güter allein ober 
vorwaltend die Quelle der Freiheit zu fehen. Man bört in unferer Epoche ver 
vorwaltenden Strebens nach ven materiellen Gütern auf dem Gebiete der Intuftrie 
und des Handels oft den Say aufftellen, daß ein Bolt nur durch Verbreitung des 
Wohlftandes frei, der einzelne Bürger wie die Geſammtheit nur felbftftändig und 
unabhängig werben könne, wenn nicht die materielle Noth wie ein Schwergewicht 
Alles nieverprüde. Wer wollte in Abreve ftellen, daß biefe Güter, insbeſondere 
wenn fie burch Fräftigende Arbeit gewonnen worben, eine wejentliche Unterlage, man 
könnte fagen das tägliche Brod der Yreiheit find? Aber gerade bie materiellen 
Güter üben auch eine Anziehungskraft nach den nieberen Regionen des finnlichen 
Genuſſes aus, welde, um nicht das Leben aus dem gefunden Gleichgewicht zu 
Bringen, ein ſtarkes Gegengewicht in den geiftigen und fittlidhen Kräften der Nation 
fordert; ja der Erwerb und Bertehr in bem materiellen Güterleben würde ohne 
die fittliden Tugenden des Fleißes, ver Mäßigkeit, Sparfamteit, der Redlichkeit 
und Treue bald ven wahren wirtbichaftlihen Charakter verlieren und in Streben 
nach leichtem, fchnellem, nicht aus ver eigentlichen Gütererzeugung, ſondern ans 
dem Umfag und ber Spekulation ſich ergebenden unächtem Gewinn ausarten, mo: 
durch das wirtbfchaftliche Leben bald zerrüttet werden würde. Die fittlicden Tugen- 
‚ven erhalten aber ihrerjeits eine höhere Kräftigung und Weihe in dem rveligiäfen 
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Bewußtfein und Gefühle; alle Güter bedürfen enblich ver Wiflenfchaft und Kunſt, 
um in das Bewnßtfein zu dringen und bie Thatkraft durch Hebung zu bilden umb 
‘zu flärten. Das Güterleben ver menſchlichen Gefellihaft ift daher ein organtiches 
Ganze, in welchem jenes Gebiet feine relative Selbftftänpigfeit, aber ein jenes zu 
feinem dauernden Beſtande, feiner Vervollkommnung und Vollendung alle anderen 
voransfegt, alle Gebiete alſo fich gegenfeitig bebingen, begrenzen und auch ergänzen. 
Die Güterlehre ift daher der oberfte gemeinfame Theil ver Moral wie ver Rechtg- 
lehre. Das Recht, als eine Regelung ver LTebensverhältniffe, bat alſo aud bie 
Oüterverhältnifie und alle Gebiete verjelben nad ihren gegenfeitigen Bedingungen 
bes Zufammenbeftehens und der Fortbildung zu orbnen. Diefe Lebensgüter foll 
bie Freiheit fih zum Zwecke fegen, fih mit ihnen, als dem Lebensgehalte erfüllen. 
Aber ver Gehalt felhft ſoll durch die Grundkraft der Freiheit in das Leben einge 
bilvet werben, und bie Freiheit zugleich ver LTebensäther bleiben, in welchem ein 
ftets frifcher Bildungs» und Umgeftaltungsproceß vor fi gebt. 

Das Net, welches vie Freiheit in ihren Berhältniffen zu regeln hat, muß 
aber, ba bie Freiheit zuhöchſt Eine ift, dieſelbe auch zuoberft in ihrer Einheit und Gany- 
heit anerkennen, alfo viefelbe für alle wejentlihen Güter und Lebensgebiete grund⸗ 
fäglich gewährleiften. Wir möchten dies die qualitative rechtliche Regelung ver 
Gretheit nennen, im Unterfchiede von der quantitativen, welde fih nad dem 
Mehr oder Minder der beſchränkenden Bedingungen beftimmt, denen die Freiheit 
in der Ausübung unterworfen fein kann. Diefe Schranken in der Ausübung können 
durch verſchiedene Bildungsverhältniffe und Zuſtände beftimmt fein und unter Um⸗ 
ftänden verengert ober erweitert werden. Die Regelung biefes Quantums nad) 
konkreten Lebeneverhältniffen eines Volles iſt befonvers Aufgate der Politik der - 
Freiheit. Das Recht felbft aber, von dem auch die Politit ihren Ausgang zu 
nehmen hat, muß vie Freiheit zuoberft grundfäglich in allen ihren Arten und Rich— 
tungen auf allen Kulturgebieten zur Anertennung bringen. Im Altertbum wire 
von den Griechen und Römern bie Freiheit nur in einzelnen Richtungen, bei beiden 
Bölkern vorwaltend als bürgerliche und politifche Freiheit aufgefaßt. Aber ihr Leben 
ift auh an dem Mangel,ver höheren Ganzheit in dem göttlih Guten und in ver 
Freiheit zu Grunde gegangen. Die menfchheitlihe Bildung bei ven Kulturbölfern 
Europa’s kann fi nicht mehr mit Bruchſtücken ver reiheit begnügen. Eine jebe 
einzelne Freiheit hat zwar auch ihre eigenthümliche Lebenskraft durch das Gute, 
worauf fie ſich richtet, aber diefer Kraft muß entweber die Möglichfeit gegeben 
werben, in einem organifhen Bildungstriebe ſich wieder zu ergänzen, die fehlenden 
Glieder wieder zu gewinnen, oder fie wird allmälig abfterben. ‘Denn an fid) fett 
jeve Freiheit die belebenven Einflüffe aller anderen Freiheiten voraus, und daher 
follten in jedem gebildeten Staate alle weſentlichen Freiheiten grunvfäglich zugleich 
anerkannt fein. Das Streben nad vielen Treihetten, welche auf vie pofitiven Güter 
des Lebens gehen, gewinnt andy ſtets einen geviegenen, Achtung gebietenven, ftet8 
von den Wünfchen ver Beſſeren begleiteten Charakter, währen das Streben nad 
blos negativer, mibiliftifher Freiheit oder vielmehr Willkür, welche nach Losge⸗ 
bundenheit von allen religiöfen und fittlisden Grundſätzen, von allen vie gefell« 
ſchaftliche Ordnung ſchützenden Normen trachtet, als der ſchlechte Schweif ver Freiheit 
erſcheint, der bie Freiheit ſelbſt gefährdet und die Staatsmacht beſtimmt, zum Schutze 
ber pofitiven Güter des Lebens, zu welchen die Staatsordnung ſelbſt gehört, die 
Freiheit nach gewiffen Richtungen mehr zu befchränfen als es zum innern Geveihen 
und Aufblühen ver Staaten wünfchenswerth ift (ſ. Art. Anarchie). 

Daher ift die Freiheit in ihrer Einheit, Ganzheit und Richtung auf die 
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weſentlichen Lebensgüter vor Allem poſitiv zu faflen, indem vie Beſtimmung 
zum Nichtbanveln zwar auch rechtlich geftattet und in manchen Berbältniffen ſelbſt 
fittlich geboten fein kann, aber doch immer nur Ausnahme bleiben fol, und es 
gefährlich ift, wenn die Ausnahme in ber Wirktichleit Regel zu werben ſtrebt 
Deshalb ift aber auch Berbreitung ver Erfenutnig der wefentlihen &üter tes 
Lebens beſonders wichtig, und auch die Rechts- und Staatslehre follte ihrerfeits 
zu dieſer Verbreitung dadurch beitragen, daß fie jelbft den bisherigen, faft aus: 
ſchließlichen Formalismus anfgäbe, und bie aus der Ethik zu fchöpfende Lehre von 
den Gütern und Sweden des menfchlichen Lebens zur Grundlage ber Beſtimmung 
ber privat und öÖffentlicherechtlichen Lebens- und Preiheitsverhältniffe machte. 

2. Die rechtliche Freiheit unterliegt aber auch in ihrer Ausübung beftimmiten 
Beſchränkungen, und es ift Aufgabe des Rechts, tie Grenzen durch Feſtſtellung 
der befchräntenven Bedingungen zu ziehen, welche durch die Rüdficht auf weſent⸗ 
liche Güter und andere mitbeftimmende Lebensverhältnifie geboten find. So ift vie 
äußere Religionsfreiheit eines Jeden und einer jeden Konfeſſion durch die gebührende 
Anerkennung ver anderen religiöfen Konfeffionen nach ihrem Dafein, ihrer Ehre 
und Freiheit befchränft, und ber Mebertritt von einer Konfelfion zu einer anderen 
wird angemeflen an ein beftimmtes, eine gewifle VBernunftreife bekundendes, Alter 
geknüpft; ebenfo hat die Preßfreiheit ihre Schranke an ver Wahrbaftigfeit, an den 
Grundlagen der fittliden und ftaatlihen Ordnung, jo wie auch bei der Zeitungs: 
prefie an die Perjönlichleit no andere VBebingungen, 3. B. eines beſtimmten 
Alters, der Unbefcholtenheit, der Staatsbürgerfchaft geftellt werben können. Noch 
mannigfaltiger werden bie beſchränkenden Bedingungen in den materiellen wirth- 
ſchaftlichen Gebieten, wo zwar ber Ruf nad unbebingter Freiheit jet am lauteften 
erſchallt, das Zunft und Konceſſionsſyſtem auch grundſätzlich zu befeitigen ift, we 
aber vie freiheit des Einzelnen bei der Urpropuftion, im Gewerbe und Handel, 
noch mehr vie Wirkfamfeit ver Gewerbe: und Handelsgeſellſchaſten manden be- 
ſchränkenden Bedingungen zu unterwerfen ift, die durch bie Rückſicht auf das 
Gemeinwohl, jo wie auf das Wohl ver Gefammtheit ver Mitglieder geboten find. 
Dazu kommt, daß nah den Grundfägen wahrbhafter Orbnung, im Einflange mit 
dem germanifchen genoſſenſchaftbildenden Triebe, alle Inpuftrie- und Handelszweige 
nach freien genofjenfhaftlihen Verbänden, Gewerbe- und Handelskammern und 
Gerichten (wozu die Agrikulturkammern und Gerichte fommen follten) zu organi- 
firen find, wodurch die Ausübung eines Gewerbes over Handels an manche, aud) 
fittliche, Bedingungen gelnüpft wird. 

So ift alfo die Freiheit, wenn auch unbedingt in ihrer fittlihen Wurzel, doch 
in ihrer äußeren Erfcheinung und Ausübung rechtlich bedingt und bejchränft durch bie 
Rückſichtsnahme auf andere zu achtende wefentliche Güter und Verhältniſſe. Eine 
leere Borftelung ift daher die duch Kant angebahnte, weit verbreitete und noch 
immer aufrecht erhaltene Anficht, daß nämlich die Freiheit an der gleichen Freiheit 
aller Andern, nad der Marime der Koeriftenz, ihre Grenze finde. Bei Kant war 
dies allervings eine ftrenge Konfequenz der ganzen, von aller Objektivität abftrahiren- 
den Lehre. Gleichwie Kant in ver Naturwiſſenſchaft ven Begriff der Materie, 
worin fih aud ein weſenhaft Gehaltliches ausdrückt, pur das bloße Zuſammen⸗ 
wirken zweier entgegengefegter Kräfte, jo wollte er aud in ver Sittenlehre ben 
Begriff des Guten, des weienhaften Gehaltes des Lebens, blos durch die fubjel- 
tive Kraft des freien Willens finden und den Willen äußerlich frei erhalten durch 
gegenjeitige Beſchräͤnkung des Willens Aller. Über die Freiheit muß im Nedhte 
und durch das Recht einerjeits beſchränkt werden durch objektive Güter- und 
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Lebensverhältnifie, welche durch das urſprünglich fittliche und rechtliche Weſen des 
Menfchen, als eines Gliedes ver göttlichen Welt- und Lebensorbnung, gegeben 
find, und zunächſt gar nicht von ber menfchlichen Freiheit abhangen, fonvern von 
ihr anzuerfennen und zu achten find; und anderſeits wirb auch der Freiheitskreis 
eines Jeden nicht nad dem blos formellen und leeren Freibeitsfreife der Andern, 
fondern pofitio durch die Güter, Zwede und Mittel gezogen, welde ver freien 
Selbftbeftimmung und Wahl des Einzelnen anheimgeftellt bleiben. 

3. Das Necht ſetzt jedoch ver Freiheit nicht blos Grenzen oder Schranken, fonvern 
gewährt ihr in pofitiver Hinfiht auch eine wefentlihe Ergänzung. So wie das 
Recht nicht blos die Bedingungen bes beſchränkenden Nebeneinanverjeins, fondern 
auch des erweiternden Füreinanverfeins und Lebens der Menſchen zu regeln hat, 
fo muß es auch, weil alle Freiheiten nur Glieder eines Freiheitsorganismus find, 
und jebes Glied nicht blos dur das Dafein und die Ausübung ber andern be 
ſchränkt, ſondern auch geftärkt wird, für den gemeinjchaftlihen Beſtand und bie 
Wechſelwirkung aller Freiheiten Sorge tragen. Es tft oben gezeigt worben, daß 
keine Freiheit auf die Dauer ohne alle übrigen, von venen fie zugleich bebingt wird, 
befteben kann. Das Net einer Freiheit ſchließt daher auch das Recht auf ben 
Beſtand aller anderen Freiheiten in fih, und jeve Verlegung ber einen tft auch 
eine inbirelte Verlegung ver andern, entzieht verfelben einen belebenden Einfluß, 
durch welchen ihre geveihliche Wirkſamkeit mitbeningt if. Aber auch in der Aus- 
übung haben fich die Freiheiten rechtlich dadurch zu ergänzen, daß in beftimmten 
Berhältnifien nicht bios ein Unterlaflen, fonvern auch ein pofitives Thun und 
Handeln für Anvere, felbft ohne vorhergehende Uebereintunft oder Vertrag, geforbert 
wird, alfo auch hier eine thätige freie Ergänzung eintritt. Noch mehr freilich ift es ſitt⸗ 
liche Pflicht für einen Jeden, feine Freiheitsrechte auch wirklich für die guten 
Lebenszwede auszuüben, indem eine jede Ausübung ber Freiheit auf einem Gebiete 
des Güterlebens die Güter vermehrt, erhält, kräftigt oder vurch innere Aneignung 
wieber die Kraft der Erzeugung erhöht. Die rechtliche Ergänzung der Freiheit in 
beiden Hinfichten kann aber nur in dem höhern Ganzen der Staats⸗ und Geſell⸗ 
ſchaftsordnung erzielt werden, welche daher auch die wahre Vollendung ver 
Freiheit iſt. 

4. Die Freiheit ſoll endlich in den Formen des Rechts, in der Sitte und 
dem Geſetze geregelt werden. Da aber in unſern Kulturverhältniſſen das durch 
Sitte und Gewohnheit gebildete Recht nur noch als eine freie Ergänzung des 
Geſetzesrechtes erſcheint, fo iſt auch das Recht der Freiheit vor Allem geſetzlich 
feſtzuſtellen. Das Geſetz ſoll im Allgemeinen der formelle Ausdruck des Rechts für 
gleich bleibende Verhältniſſe fein, und da das Recht ſelbſt eine Regelung ver Lebens⸗ 
verhältniffe nach den wefentlihen Gütern und Zwecken iſt, fo fol auch das Geſetz 
eine Wieberfpiegelung des ethiſchen Wejens und der menſchlichen Geſellſchaft fein. 
In dem Gefege fol der Menſch fein wahres Selbft wiedererkennen, und fich be⸗ 
wußt werben, daß, indem er dem Gelege gehorcht, er doch nur dem vernänftigen, 
au in feinem Selbft fi abfpiegelnden Weſen der Menfchheit, einer göttlichen 
Lebensorbnung gehorcht, wodurch feine Freiheit nicht gehemmt, fonvern gehoben 
und überhaupt ein menfchheit-würbiges Leben möglich gemacht wird. Das iſt aud 
bie tiefere ethifche Bedeutung des Rouſſeau'ſchen Sapes, „daß ein Jever in ber 
gefellfchaftlichen Verbindung, indem er dem Geſammtwillen gehorche, nur fih ſelbſt 
gehorche und fo frei bleibe als vorher”; der Sat bat aber in einer blos außer⸗ 
lihen Auffaffung und Anwendung nur zu ver Maſſenwillkür und Anarchie geführt. 
Allerdings iſt es auch eine Forderung für das Rechtsgeſetz, daß daſſelbe durch freie 
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Mitwirkung der Stantögensffen zu Stande komme; dies ſoll aber geſchehen nach Den ver- 
ſchiedenen Gliederungen ver Lebensgebiete, in Vertretung der geordneten Interefien, 
und nicht durch Ulle, fondern nur durch diejenigen, welche felbft vie früher bezeich⸗ 
neten Bebingungen, entſprechende Einſicht und Bildung und auch Äußere, bie 
fittlide Selbftbeftimmung unterftügende Selbftftänbigkeit nachweiſen können. An fid 
befteßt unn aber formell die doppelte rechtliche Forderung, daß jede Freiheit geſetz⸗ 

lich normirt, und die gefeßlihe Norm ſtets geachtet werde. Die gefeplihe Normi- 
rung jeder rechtlichen Treiheit nach den Bedingungen, unter welchen ſie im Staate 
auszuüben-ift, wird geforvert, damit überhaupt in dem Bewußtſein Aller Recht 
und Freiheit von Willkür unterfchteven werde, das rechtliche Gefühl der Sicherheit 
durch beftimmte Hare Normen entftehe, ein Jeder wife, was ihm durch das Geſet 

- verboten ober geftattet ift, und damit werer Willfär von unten noch von oben vie 
Freiheit felbft aufhebe. Daher befteht keine Neligionsfreiheit, keine Preßfreiheit, keine 
Gewerbefreiheit, wo Geftattung und Entziehung der Yuslbung blos von dem 
Willen einer Apminiftrativbehörde abhängt und nicht ein Gericht, pas nad be 
ftimmten Grunpfägen die Gefege anwendet, zur Entſcheidung angerufen werden 
kann. Mag aud das Konceſſionsſyſtem, wie in dem Gewerbeweſen, öfter ein Ueber- 
gang zum Syſtem ver freiheit fein, fo darf es Doch nicht mit dieſem verwechjelt 
werten. Ia felbft bedeutende erfchwerenbe Bedingungen, welche ver Ausübung einer 
Freiheit auferlegt werten, und worüber vie konkrete Politik eines Staates zu eut- 
fehetven bat, find im Allgemeinen jever blos willkürlichen Beurtheilung bei ver 
Gewährung oder Entziehung vorzuziehen. Seinerfelts muß -aber das Gefe auch 
flet8 geachtet werben. Auch die Freiheit kann nur in der Form und der Orbnung 
des Geſetzes gebeihen. Mag das Geſetz hart fein, es iſt Geſetz und als ſolches zu 
achten und zu vollziehen, und jede Abänverung muß felbft nur in rechtlicher Form 
geſchehen. Durch die Achtung vor den Formen des Rechts find zwei Bölfer groß 
geworben, das römifche während ver Zeit der Republit, das englijche feit ver Thron- 
befteigung Wilhelms III., und in ven germantichen Völkern liegt ein tiefer Zug 
und Sinn ver Gefeglichkeit, der zwar auch erſchüttert ift, aber noch feite Wurzeln 
bat und durch allfeitige Achtung des Geſetzes wieder gekräftigt werden muß. 

5. Für die Politik der Freiheit möchten wir fchließli einen aus dem Rechte 
fih ergebenden Hauptgrundſatz hervorheben. Diefer lautet: Organiſirt die 
Breiheit, ober vielmehr ftellet die Normen in ven allgemeinen Bebingungen auf, 
unter welchen fi die Freiheit in allen wejentlichen Lebenskreiſen jelbft organifiren 
könne, damit in dem großen- Organismus des menſchlich-geſellſchaftlichen Lebens 
bie Freiheit felbft wohl geglievert und abgeftuft fei, bie Einzelperfünlichleit frei 
mit ihren nächften Lebenskreiſen verfnüpft und alle Kreife, alle perfönliden und 
Zweckgenoſſenſchaften in freier Wechſelwirkung unter ver gemeinfamen rechtlich 
ordnenden Macht des Staates verbunden fein. Die Kreife der Familie, der Ge⸗ 
meinde, des Bezirks oder ver Provinz, und die gemeinfame Staatsorbnung find 
die natürlichen, abgeftuften bleibenden Ölieverungen, in deren jeder fi) auch vie 
Freiheit eigenthümlich geftaltet und deren Abftufung eine fortfchreitende Erziehung 
ür die Freiheit ift. Aber man bilde und belebe auch die frei⸗genoſſenſchaftlichen 

erbände auf allen Gebieten ver geſellſchaftlichen Thätigkeit, und befonder auf 
den wirtbichaftlichen Gebieten der Urprobuction, der Gewerbe und bes Handels, 
und erfege durch biefelben vie unbaltbaren, überall die freie Bewegung und den 
Aufſchwung der wirthichaftlichen Thätigkeit hemmenden Zünfte, aus benen alle 
befjern ftttlihen und wirthſchaftlichen Zwede, die fie gleichfalls verfolgten, wie 
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techniſche Bilnung der Sieber, Aufrechthaltung ver Standesehre u. f. m. in bie 
treten Genoſſenſchaften "hinübergenonmen werben fünnen. Aber man fege auch ber 
„freien Bildung genofienfhaftliher Vereine auf dem Gebiete des religibſen, wiſſen⸗ 
ſchaftlichen, Tünftlerifchen, fittlich-wohlthätigen Lebens keine anderen Schranken ent- 
gegen als welche durch die allgemeinen, in Rückſicht auf alle anderen ftaatlichen 
und 'nefellichaftlihen Zwecke beftimmten Bedingungen gegeben find. 

. Der germanifdie Sinn für Ölieverung des Lebens und der gefellichaftlichen 
Thättgleit bat früher die Freiheit verſchiedentlich organifirt, und tft, in biefer 
Richtung, auf nene Bahnen wahrer, freier, genoſſenſchaftlicher Bildungen zu leiten. 
Dem Weſen bes deutſchen Geiſtes ift die abftrakte, individualiſtiſch atomiftiiche 
Maftenfreihett zuwider, wie fie in Frankreich in Theorie und Praris ausgebildet ift, 
und weldye ſtets eine ebenfo äußerlich und mechanifch centralifirte Staatsgewalt hervor⸗ 
ruft, die um fo ftärker fein muß, als die inneren Glieverungen geſchwächt oder aufge- 
hoben find. Die wahre Organtfation der Freiheit verfnäpft pas Princip der Ord⸗ 
nung und ber Freiheit, ftärkt das Ganze durch die Theile, die Glieder durch den 
Gejammtorgenismns; fie bewirkt, nicht im Sinne bes divide et impera, aber doch 
zum Wohle des Ganzen und zur Erleichterung der flantlichen Regierung, eine Ber- 
thetlung der Freiheit nach den einzelnen Lebenskreiſen, begegnet dadurch ver großen 
Gefahr, welche ans der ungeorbneten Maffenfreiheit entipringt, läßt bie Freiheit 
in den nieveren Kreifen ſich bilden und für vie höhern reifen, gewährt ihr in jebem 
Krelfe die Befrievigung und Beruhigung, welche aus dem Selbfthanveln ober ver 
Mitwirkung für fittlih rechtliche Zwecke entfpringt, und erzeugt durch die noth⸗ 
wenbige Wechſelwirkung aller Kreife, durch ihre gemeinfame Regelung und Orbnung 
einen Gemeingeiſt, ver durch die freien Gliederungen nicht gefhwächt, fondern 
wefentlich geftärkt wird. | 

Die Geſchichte der Rechtsfreiheit, vie wir anderwärts (Rechtsphiloſophie, 
4te Ausgabe) ausführlicher behandelt Haben, Liefert auch thatſächlich ven Beweis 
Des oben entwidelten Satzes, daß fi alle Freiheiten gegenfeitig bebingen, vie 
Rechtsfreiheit ohne die Freiheit auf ben geiftigen, fittlihen und materiellen Kultur- 
gebieten weder beftehen noch fi nach allen Seiten ausbilden kann, daß aber andy alle 
anderen Freiheiten ihre Regelung und Bürgſchaft durch die rechtliche Freiheit auf dem 
privat- und Bffentlichrechtlichen Gebiete finden muß, und die Aufgabe unferer Zeit 
dahin geftellt werden kann, vie durch das Chriftenthum, die Philofophte und bie 
ganze humane Kultur gewonnenen Güter in geregelter, inbivinueller und gefell- 
ſchaftlicher Freiheit weiter auszubilden und zu verbreiten. 5. Ahreus. 


Freibeitörechte. 


Im vorftehenden Artikel tft vie Freiheit an fih nad ihrem Daſein und ihrer 
Entwicklung ale Net betrachtet worden. Es wären baher jegt bie befonderen 
Freiheitsrechte im Einzelnen darzulegen; da aber bie wichtigften verfelben in be- 
fonderen Artikeln behandelt werben, fo bleibt Hier nur die Aufgabe, die Freiheits⸗ 
rechte im Allgemetnen, in ihrer Gliederung, überfichtlich darzulegen. 

Die befonderen Freiheitsrechte eutfpringen aus den verſchiedenen naßerungen 
oder Anwenbungen ver Freiheit in ven wefentlichen Lebensverhältnifien und Ge⸗ 
bieten; die hauptfächlichſten Arten verfelben fu 1. die freien Perfönlichkeitsrechte, 
welche aus der Perfönlichkeit oder einem Lebensverbande entipringen, in welchem 
die ganze Perfönlichkeit felbft der Zweck ifi, wie die Ehe und Familie, 2. bie 
freien Bildungerechte, welche burch die weſentlichen Lebens⸗ und Anlturzwede ge 
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geben find, 8. bie privat- und öffentlichen Freiheitsrechte, welche fi aus ber ver- 
ſchiedenen Richtung ver Freiheit ergeben, einerfeitS auf das Einzelleben, deſſen 
Sonvderzwede und Intexeffen, anbrerfeits auf das Gemeinleben und die Gemein- 
zwede und Interefien. 

1. In dem ganzen Dafein und dem Lebensorganismus ver Berfönlikeit, im 
allen ihren urfprünglichen Gütern des geiftigen und leiblichen Lebens, dem Leben, 
ver Ehre, der Freiheit felbft und in dem allgemeinen Sadgüterrechte ericheint bie 
Freiheit als der innere Impuls und Hebel, durch welchen das Leben geftaltet und 
in dem Proceſſe der Mittheilung und Aneignung erhalten wid. Diefes freie 
Perſonlichkeitsleben ftellt fih zunächft in räumlicher, ſodann aud in geiftiger Ab- 
grenzung dar, welche gleicherweife vom Nechte zu ſchützen if. In erfter Hinficht 
ergiebt fi) das Recht des Fürſichſeins und ver Befriedung des Einzelnen und ver 
Familie in dem Haufe (f. d. Art.) ober der Wohnung. Alle höher gebilveten 
Nechte und Geſetzgebungen haben dieſes Hansrecht anerkannt. So wie das vom 
Princip des freien Selbft durchdrungene römifche Recht das gewaltiame Eindrängen 
in das Haus als eine Verlegung ber yerfünlichen Würde, als Injurie betrachtet 
(L. 5 D. 47, 10.), fo bat auch das germantfche Recht in Bolle- und Stadtrechten 
dieſes den Menſchen und Bürger in feiner Berfönlichleit auch räumlich befriedende 
Recht anerkannt und die Hausfuchung auf beftimmte Fälle eingefchräntt. Das eng- 
liſche Recht, weldhes dem Engländer in feinem Haufe, wie verfallen es aud fein 
möge, eine fefte Burg giebt (f. den Ausfpruch Lord Chatam's in Bluntſchli's 
Staatsrecht S. 687), hat den alten germanifchen Grundſatz im größten Umfange 
zur Anerkennung gebradt. Auf dem Kontinente hat fett faft 30 Jahren Belgien 
gezeigt, daß der Grundſatz pur einige Beſchränkungen volllommen mit allen 
Anforderungen der firafenden Gerechtigkeit in UWebereinftimmung gebracht werden 
kann, fowie auch in mehreren anderen DVerfaffungen, wie in ber norwegifchen von 
1814, 8. 102, in der portugiefifihen von 1826, $. 145, 146, in der hollänbi- 
fen von 1848, 8. 153, und in der preußifchen von 1850, 8. 6, der gleiche 
Grundſatz ausgeſprochen worden ift. 

Aber auch die Bethätigung der Perſönlichkeit, ihre Ausſtrahlung nach 
den verſchiedenen Richtungen, der geiſtige Lebenskreis, den ſie ſich ſchafft nach 
perſönlichem Bedürfniß, nach Liebe und Zuneigung, in mündlichem oder ſchrift⸗ 
lichem Verkehre, muß als freies Fürſichſelbſtleben im Rechte geachtet und geſchützt 
werben (ſ. d. Art. Rede: u. Preßfreiheit). Wie ſchon die Sittlichkeit die geiſtige 
und leibliche Zudringlichkeit als eine die Freiheit des abgeſchloſſenen Fürſichſeins 
verletzende größere ober geringere Schamlofigkeit bezeichnet, die auch in vielen 
Fällen rechtlih zurüdgewiefen werden Tann, fo ift auch das Ueberwachen, Aus- 
horchen, Ausſpioniren deſſen, mas in privaten Kreifen vor fi geht, und 
ebenfo die Verlegung des Briefgeheimnifjes herabwürdigend für die Perſön⸗ 
lichkeit und unwürdig einer flaatlihen Behörte. Mag die Berlegung bed Brief 

eheimnifjes (f. d. Art.) felbft in dem freien England im Frieden noch im neuerer 

Beh als eine üble Tradition beibehalten fein, mie fih 1851 im Parlamente bei 
ber Debatte der Flüchtlingsfrage herausftellte, fo läßt fie fich do nur auf Grund⸗ 
Inge eines richterlichen Befehls im Strafverfahren und etwa in Kriegsfällen recht⸗ 
fertigen, wie e8 auch in den oben angeführten Verfaſſungen ausgeſprochen tft. 

Die Breiheitsrechte für das leibliche und getftige Leben verlangen zunächft, 
als Grundlage, Shut des Dafeins von der Empfängniß bis zum Tode, fie 
verwerfen ſodann jeden Mißbrauch ver Freiheit, auch der eigenen gegen alle durch 
die Perfönlichkeit gefeten, von ber Freiheit nicht gejchaffenen, ſondern nur von 
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ihr anzuertennenden Güter des Lebens und ver leislichen Integrität, woraus ſich 
au die Befugniß zur Vorbeugung gegen den Selbfimord, Beſtrafung ber Bor- 
ſchubleiſtung, in gewiflen Fällen Beitrafung ver Selbſtverſtümmelung, fowie das 
Unrecht der körperlichen Züdtigung ergibt, und nad unferer Anſicht aud bie 
Todeöftrafe fi) nicht ans Rechtögründen behaupten läßt. Die Freiheitsrechte treten 
ferner entgegen aller Leib- und Öeifteigenfchaft und Hörigkeit, jeder Feflelung des 
Menſchen an die Scholle, ven Boden, durch Unterfagung bes Auswanderns, durch 
Beengung der Wahl des Wohnorts, durch, Konfignirung an einen Wohnort, wenn 
nicht in Folge eines gerichtlichen Urtheils, und insbefondere auch durch ein unge- 
bührlich befchränfendes und unnützes Paßweſen. Für das geiftige Leben muß das 
Recht vie freie Geftaltung des Berkehrs und ver Bildung durch gefelliges und 
gefellichaftliches Leben, ſowie durch alle Mittel der Bildung, durch Bäder Preſſe, 
Unterricht anerkennen und ſchützen. Vgl. d. Art. Aufenthaltsrecht, Auswanderung, 
Lehr⸗ und Lernfreiheit, Leibeigenſchaft, Strafen. 

Auch die Ehre (f. d. Art.) iſt nad ihrer ſubjektiven Seite noch von ver 
Freiheit durchdrungen, indem fie, obwohl fie in ver menfchlidhen Gemeinſchaft durch 
die vom Rechte zu regelnde Anerkennung mitbeftimmt ift, doch ihre innere Grund⸗ 
lage in bem ganzen fittlichen Verhalten einer Perſon bat, welcher varüber zunächft 
ein eigenes Urtheil in ihrem Gewiſſen zufteht und welche frei zu enticheiden hat, 
ob fie fih durch die Handlung eines Andern in ihrer Ehre verlegt fühlt, oder ob 
fle von dem fittlichen Rechte, Andern zu verzeihen, Gebraud machen will, fo daß 
in folden Fällen des bürgerlichen, eblichen und Familienlebens ein amtliches Ein- 
ſchreiten, ohne Aufforverung von Seiten der verlegten Partei, unſtatthaft iſt. 

Die Freiheit felbft, als ſolche, hat auch für ihr Daſein und ihre Entwidlung 
beftimmte Rechte in Auſpruch zu nehmen, wie vies in dem vorhergehenden Artikel 
ausgeführt worden ift. 

In dem Sadzüterleben tft die Freiheit des Erwerbs und Verkehrs ber 
mächtigfte Hebel der Bervolllommnung der wirthſchaftlichen Produktion, fowie ein 
wichtiges Moment für die angemefjene, gute Bertheilung, unterliegt aber doch auch 
gewiffen Befchränfungen und bebarf überhaupt einer Regelung, welche Vollswirth⸗ 
ſchaftsrecht und Bolitit in den einzelnen Gebieten der Urproduction, der techniſchen 
Gewerbe und des Handels näher varzulegen haben. ©. d. Urt. Gewerbefreiheit u. f. w. 

In dem nädft höheren Perfönlichkeitstreife der Ehe und Familie (f. d. Art.) 
ift die Freiheit ein wejentlicher VBeftanvtheil für vie ſittlich⸗rechtliche Geftaltung 
diefer Verhaͤltniſſe. Es darf jedoch nicht überfehen werben, daß bier bie Freiheit, 
nicht wie in den Bermögensverhältnifien, das vorwaltend beſtimmende und herr⸗ 
chende PBrincip tft, fonvdern ihre Beſtimmung und Aufgabe durch das ethifche 
Weſen der Ehe und Familie erhält, weldes ebenfo wie das Weſen der Einzel 
perjönlichfeit vor und Über ber Freiheit beftcht, in derſelben zwar den fittlich⸗recht⸗ 
lien Träger erhalten, aber zunächft durch das Geſetz in feinem Beſtande gefhlig 
werben foll. 

2. Das Freiheitsrecht für alle weientlihen Lebens- und Berufs- ober Bil- 
dungszwecke ver Menſchen, als Religion, Sittlichleit, Wiffenfhaft und Kunſt, Er⸗ 
ziehung un? Unterricht, und bie wirtbichaftlihen Zwecke haben zunächſt als gemein- 
fame Grundlage das Recht, den Beruf überhaupt frei wählen zu können, wenn 
die, gewöhnlich durch das Alter beftimmten, geiftigen Bedingungen vorhanden find 
(f. d. Art. Berufsfreiheit). Das dfterreichifche Geſetzbuch $. 148 giebt daher dem 
mit zurädgelegtem 14. Jahre Mündigen das Recht, bei Nichtübereinftimmung mit 
der Anficht des Vaters fein Gefuh vor dem orbentlihen Gerichte anzubringen, 
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weiches darüber in Berückſichtigung beſtimmter Verhältniſſe zu erkennen hat. Die 
Ausübung eines Berufs ſollte aber in allen Gebieten, wo bie Thätigleit ſich auch 
auf Andere, auf ihre Bilvung, ihre Güter bezieht, rechtlich gewiflen Beringungan 
unterworfen werben, durch welche ber Staat allen Andern eine gewifie Bürgfchaft 
biefer Thätigkeit giebt. Dahin gehört vor Allem ver Nachweis ver orbnungemäßigen 
Ausbildung für ven Beruf; und man kann es nur als eine, vie wahrhafte Orbuung 
verkehrende Freiheitsanarchie betrachten, wenn ein folder Nachweis entweber, wie 
in Nordamerika, fir gar keinen gefellfchaftlihen Beruf, oder wie in Frankreich, 
Belgien und einem Theil Italiens, nicht anf dem wirtbichaftlihen Gebiete, oder, 
wie in Belgien, auch nicht für ven Beruf des Lehrers, ober, wie jegt in Genf, 
auch nicht für den Beruf des Rechtsanwalts geforbert wird. In ben beutfdden 
Staaten hat man in deutſchem Sinn und Belfte mit Recht dieſer, pie wahrbafte 
Bildung hemmenden Freiheitsanarchie wiverfirebt, freilich noch viel zu lange am 
ven alten mit dem wirthichaftlichen Fortſchritte durchaus unverträgliden Zünften 
oder an dem gleichfalls fehlerhaften, burenufratiichen Konceffionsfuftem feftgehalten, 
welches, als eine Art Vorgänger für die focialiftiichden Theorien, nad dem von 
oben berab zu beurtheilenden Bedürfniſſe bie Zahl ver Handel- und Gewerbe- 
treibenden, felbft die Zahl der ausübenden Aerzte und Advokaten beftimmen will, 
während vie Gerechtigkeit verlangt, daß wer fih für einen gefellfichaftlihen Beruf 
ordnungsmäßig ausgebildet hat, auch in der Ausübung eine Erwerbögquelle finden 
Ünne. Das Konceffionsfuften verwechfelt pie freie Gefellihaft mit dem Staate, 
den freien Beruf mit dem Amt, und fireift ſtets an einen politiſchen Socialismus. 
Dagegen foll allesvings die individuelle Freiheit vom genoflenfchaftlichen Verbaude 
im Berufflande getragen und georbnet fein; man organifire daher nen biefe Beruf⸗ 
fände, und es wirb dann eine freie Organifation ber Gefellfchaft erblithen 
(f. d. vorherg. Artikel). 

Unter ven Freiheiten für die weientlichen Lebenszwecke flieht obenan vie Be⸗ 
tenntnißfrethett (f. d. Art.) als das Recht, den religiöfen Glauben zu befenmen 
und barzuleben. Der Glaube (f. d. Art.), als bie in das Gemüth aufgenommene 
Auffefinng des perſönlichen Verhältniſfſes des Menfchen zu Gott, fegt zwar noth⸗ 
wendig die Annahme des Dafeins Gottes und eines weſenhaften Unterſchiedes 
zwiichen Gott und der Welt und dem Menſchen voraus, fo daß Atheismus ober 
Welt⸗ und Menſchenvergötzung kein wirflicher religiöfer Glaube ſind. Wenn daher 
ber Staat diefe Verirrung in münbliden und ſchriftlichen Rundgebungen als einen 
Ausflug der freien Meinungsäußerung zuläßt, als eine Kranfheit, vie von inmen 
heraus durch wifienfchaftliche Gründe und nicht durch blos äußere Maßregeln zu 
heben tft, fo kann man es ihm body keineswegs zur Pfliht maden, auch etwa 
gejellfchaftliche, zum Zwecke der Verbreitung folder Lehren gefchlofiene Verbin⸗ 
dungen zu bulven. Dagegen kann man es bei dem Parteilampfe, ber heute auf 
tbeologiihem wie philofophiihem Felde über vie höchſten Religionsgrundfäge, über 
das wirkliche Verhältnig Gottes zur Welt und dem Menfchen entbrannt iſt, durch 
bie Umſtände gerathen finden, wenn der Staat, wie es nad dem Borgange Nort- 
amerifa’8 aud in einigen bentichen Berfaflungen feftgeftellt tft, weitiger ‚be 
ſtimmte pofitive Grundlagen forbert, als fi nur negativ abwehrend verhält, und 
berauf fieht, daß weder anerkannt unfittlidhe Grundſätze verbreitet, noch ein reli⸗ 
giöfes Bekenntniß bloß zum Dedmantel anderer, namentlich politifcher Zwecke be⸗ 
nugt wird, daß nicht Die Beftimmungen über das politifche Vereinsrecht dadurch um⸗ 
gangen, und insbefondere nicht andere Konfeffionen, religtöfe Gemeinſchaften und 
Genofienfhaften in Rebe und Schrift, über vie Grenzen einer fachlichen Belemit 
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hinaus, oder durch Handlungen verlegt werden. Dagegen betrachten wir die rechte 
lid) georonete und geübte Belenntnigfreiheit als eine Grundbedingung ber Erhal⸗ 
tung und Fortbildung bes religidfen Sinnes und Lebens, und fehen in ver Unter 
brädung verfelben einen Hauptgrund der Abſchwächung, Berflahung und endlich 
bes Aufgebens des Glaubens und der Glaubensgemeinſchaft. Selbft in Nordamerila 
miäffen wir in ber fo zahlreihen Selienbilvung einerfeitd noch ein mächtiges 
genofienfchaftliches Element als Gegengewicht gegen vie individnaliſtiſche Freibeits- 
richtung, andrerſeits eine Haupturſache der noch vergleiheweife kräftigen Erhaltung 
des chriſtlichen Glaubens erbliden. 

Die Unterritsfreiheit als Lehr⸗ und Lernfreiheit (ſ. d. Art.) ift in allen 
Arten und Stufen ale ein Recht zu gewähren, nicht blos zur Unterftägung und 
Ergänzung einer vom Staate zu übenden Fürſorge, ſondern auch als ein noth⸗ 
wendiges Mittel der Bethätigung ver perfönlichen Ueberzeugung. Aber auch viele 
Freiheit ift beftimmten Bedingungen zu unterwerfen, einerjeits für die Lehrenden 
durch den Nachweis ver nöthigen Befähigung, antrerfeits für die Lernenden durch 
die Verpflichtung in grabuellen Prüfungen ven Beweis ihres Fortgangs zu liefern, 
ohne daß aber eine beftimmte Schule ober ein beftimmter Lehrer vorgefchrieden 
würde. Bor Allem muß aber der Staat für den allgemein⸗menſchlichen Unterricht 
in den erften Grundſätzen aller religidfen, fittlihen und geiftigen Bildung, ats 
Grundbedingung alles menſchlichen und bürgerlichen Lebens, vie Erziehungspflicht 
der Eltern auch zu einer rechtlichen Zwangopflicht machen, indem er ven Nachweis 
bes Schulbefuch® oder des erfolgreichen Hausunterrichts verlangt. Bei dieſer recht⸗ 
lichen Berpflihtung bat felbft Amerika die blos negative Auffaflung der Freiheit 
verlafien und ven Unterrichtszwang feftgeftellt, während England, Belgien, Frank⸗ 
reich und anvere romaniſche Länder fi bis auf ven heutigen Tag noch nicht m 
Anerkennung viefer natürlichen Rechtspflicht haben erheben können. 

Die Freiheit auf dem wirthſchaftlichen Gebiete, in ber ürprodultion, be 
techniichen Gewerben und dem Handel ift, wie ſchon bemerkt, grunbjäglic anzu⸗ 
ertennen, aber wegen ihrer tiefen Einwirkungen auf das Sefammtwohl auch nad 
allen, aus der Natur ber wirtbichaftlihen Gebiete und Zwecke ent|pringenben 
wefentlichen Berbältnifien zu regeln. 

Die Bereinsfreiheit enplich, als das Recht, fih für alle fittlih und recht⸗ 
ih erlaubten Zmede mit Anvern zu Gefellihaften oder Genofienfchaften zu ver⸗ 
binden, befteht theild zum Behufe ver Unterftügung und Ergänzung der Staats: 
tbätigleit auf vielen gejellichaftlichen Gebieten, theils und noch mehr zur gefell- 
ſchaftlichen Berwirkiihung von Zweden, vie außerhalb ver Aufgabe und des 
Bereichs des Staates liegen und deren Erfirebung er nur an beftimmte, bie ein- 
ſchlagenden wefentlihen Verhältniſſe wahrende Bedingungen zu Inüpfen Hat. Tür 
unmittelbar ſtaatliche oder politiſche Zwecke iſt das freie Vereinsrecht lange Zeit 
am meiſten in Anſpruch genommen, aber gerade auf dieſem Gebiete ſind die Vereine 
am wenigſten nothwendig, ſowie auch das politiſche Treiben in der politiſchen 
Rabuliſtik der Klubs fih am meiſten als hohl und leer erwieſen hat; und wenn wir. 
andy nicht das Recht der freien Bereinigung für politifche Zwede, wie e8 in Eng 
land zur Förderung wichtiger Intereffen (für Wahlreform, Aufhebung der Kor 

gejege m. |. w.) gebt worden ift, grundſätzlich verwerfen, fo kann baffelbe doch 
den meiften Befchränfungen unterworfen werben. Dagegen ift auf das Vereinsrecht; 
als auf das eigentliche hic Rhodus hie saltus, auf vie fittliden Wohls- und 
Wohlthätigleitszwede, auf vie gejellichaftliche Förberung ber geiftigen, wiflenfchaft- 
lichen, tänftlerifchen Bildung, fowie ber wirthſchaftlichen ‚Interefien. in. ven -ver« 


144 Sreiheitsredhte. 


ſchiedenen Formen ber Bermödgensgefellihaft, hinzuweifen. Die Bebingungen, an 
welche auch die Ausübung dieſer Wreiheit zu knüpfen fit, werden nad ben ver- 
fchtevenen Arten der Vereine und den baburd gegebenen Berhältuifien verfchieden 
fein. Für die Vereine, weiche blos religtöfe, fittliche, wiſſenſchaftliche Zwede u. f. w. 
verfolgen, kann der Staat fi mit der einfachen Anzeige der Konftituirung und 
der Borlage der Statuten begnügen, währenn bei allen Bereinen oder Gefellfchaften, 
welche oder infofern fie eine Ausnahme von ver Regel der folivarifhen Bermögens- 
haftung, oder dad Recht ver Erpropriation in Anſpruch nehmen ober das Vermögen 
dur Immobilifirung zur fogenannten tobten Hand dem lebendigen Verkehr ent- 
ziehen over überhaupt ald Bermögens-Erwerbsgefellichaften mejentlich in die öffentlichen 
Bertehrsverhältnifie eingreifen, ver Staat, auf Grundlage des Geſetzes (Geſetzes⸗ 
theorie im Gegenfage zur Konceffionstheorie), über die Einhaltung der, in Rückficht 
auf das Gefammtwohl oder gewifle im Innern der Geſellſchaſt zu ſchützende und 
zu vegelnde Verhältniſſe, geſetzlich feftgeftellten Beſchränkungen und VBebingungen 
zu wachen bat. Vgl. d. Art. Gefellichaft, Vereinsrecht. 

3. Die Freiheitsrechte haben endlich in allen ſachlichen Gebieten eine zwei⸗ 
fache Seite, eine privatrechliche und eine öffentlich-rechtliche Seite, je nach⸗ 
dem fie auf das GSelbftleben und die Sonverzwede einer Perfon oder auf bie 
Geftaltung des Gemeinlebens, vie Vollführung ver Gemeinzwede und vie Wechfel- 
verhältnifie aller Glieder und Ölieverungen der Rechtsordnung ſich beziehen. Daraus 
ergeben fich vie Privat- und bie öffentlichen Freiheitsrechte, welche nad der Ber- 
ſchiedenheit des Zwedes, auch einen in den Wirkungen verfchienenen Charakter 
haben. Es fließt aus dem Begriffe ver Perfönlichkeit, daß diefelbe ven ihr für ihre 
Sonderzwecke gebührenven Lebenskreis in fittlicher und rechtlicher Freiheit geftalten 
Yann und dabei nur fi felbft in ihrem Gewiſſen verantwortlich if. Selbſt der 
Mißbrauch eines privaten Tyreiheitsrechtes, wenn er ſich nicht auf weſentliche un- 
antaftbare Güter der Perfon oder auf andere Berfonen erftredt, und nicht eine gewiſſe 
dur die Sitte oder das gebilvete Bewußtſein beftimmte rechtliche Grenze über⸗ 
fhreitet, kann, aus Achtung des perfönlichen Tebenstreifes, rechtlich nicht hint⸗ 
angehalten oder geahnvef® werden. Dagegen hat der Staat bei den öffentlichen 
Freiheitsrechten, welche ſich in ver Bethätigung für ein öffentliches Intereffe zeigen, 
für öffentlichen Kultus, öffentlichen Unterricht, öffentliche Preſſe, Iffentlihe Sitte 
und Gittlichkeit, insbeſondere aber bei den Öffentlichen Freiheitsrechten, welche ven 
Einzelnen zur Mitwirkung für die Geftaltung des ftaatlichen Lebens eingeräumt 
find, 3.8. bei ven Wahlrechten, einerfeitS dem Mißbrauche dieſer Rechte, in Rück⸗ 
fiht auf andere Perjonen und Verhältniſſe, zu ſteuern, anbrerfeits Tann er, 
nach unjerer Anfiht in ſolchen Verhältniſſen, wo ein öffentliches Intereffe durch 
bie wirkliche Ausübung ein:s Yreiheitsrechtes bebingt ift, auch biefe Ausübung 
vorſchreiben. Das tft befonders bei dem Wahlrechte ver Yal (vgl. d. Art. Wahl- 
freiheit), welches zur Kundgebung bes öffentlichen Bewußtfeins über vie Leitung 
des Staatsweſens und über die zur Vertretung dieſes Bewußtſeins tauglichften 
Perfonen dienen fol, und weldes daher eben fo wohl eine Befugniß als eine 
Berpflihtung in ſich fchließt. Diefe Auffaffung hat, unfers Willens, erſt in ber 
Verfafſung von Brafilien eine rechtliche Anerkennung erhalten, indem beftimmt ift, 
daß „jeder Wähler, der im Augenblide ter Abftimmung ohne einen gefeglichen 
Grund abweiend ift, zu einer Buße verurtheilt wird”; aber feit 1848 hat fich 
ſchon mehrfach das Bedürfniß einer ähnlichen Feſtſtellung ausgeſprochen und 
dürfte wohl in der Zukunft in einer von dem Bewußtſein der politiſchen Rechte 
und Verbindlichkeiten durchdrungenen, bie Rechte des Einzelnen und der Gefammt- 
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beit gleihmäßig beachtenden, polttiihen Praris eine allgemeinere Anerkennung 
gewinnen. Ä 
Literatur für die Artikel Freiheit und reiheitsrechte. Stahl, Rechtsphilo⸗ 
fopbie, 3. Ausg. 1854; Ahrens, Rechtsphilofophte in den verſchiedenen Ausgaben 
von 1839—1851 und juriftiiche Enchelopäpie 1856; Röder, Grundzüge ver 
Rechtsphiloſophie 1846; Bluntjchli, allgemeines Staatsrecht 1851, 2. Ausg. 1857. 
9. Ahrens 


Freimaurer. 


I. Metinnngen, Borurtheile, Täufhungen. Wie fehr die Menſchen 
durch ihre Phantafie und wie wenig burd bie weniger bequeme Prüfung in ihren 
Urtheilen fid) oft beftimmen laſſen, zeigt fi in der Beurtheilung des Freimanrer- 
ordens recht deutlich. Zu ihrer Entſchuldigung ließ fich früher wohl anführen, daß 
das Dunkel des Geheimniſſes, mit dem fi der Bund der Freimaurer umhülle, 
bie Phantafle der draußen Stehenvden reize und bie Prüfung erfchwere, aber-hente 
reicht auch biefe Entfchulnigung nicht mehr aus; denn weder die Gefchichte, noch 
die Organtfation, noch die Grunvdfäte und Beſtrebungen viefes Bundes find heute 
mehr ein Geheimniß. Aus ven Schriften von Leſſing, Kraufe, Bobrik, Hottinger, 
Kloß, Ballon und andern, fowie aus zahlreichen Artikeln ver enchclopäpifchen Werte 
ann fi) Jeder, wer will, ohne große Mühe darüber unterrichten. Geheim find im 
Grunde nur, was in jeder andern Privatgefellfchaft gewöhnlich auch geheim ift, 
bie innern Berhandlungen, Beſprechungen und Feſtfeiern der Logen und die Kenn- 
zeichen der Maurer. Diefes Geheimniß dient ohne Zweifel dazu, das wechfelfeitige 
Bertrauen ber Brüder zu einander zu ſtärken und wie das Geheimniß in ber 
kirchlichen Beichte, ihre Aufrichtigfeit zu fihern. Es hat aber mit dem öffentlichen Leben 
Nichts zu ſchaffen. So weit ſich viefes in ver freien Luft ver Deffentlichkeit bewegt, 
find feine Anforverungen für bie Freimaurer ganz gleich verbinvlic wie für Nicht- 
freimaurer, und wir wüßten nicht, daß jene dieſen Pflichten irgendwo weniger 
willig nachgelommen wären als diefe. 

Man hat ven Freimanrerbund oft ſchon mit dem Jeſuitenorden verglichen; 
und ba fie ſich antipathifch zu einanver verhalten, wie Bol und Gegenpol in ver 
neuern Gefellihaft einander gegenüber geftellt. In ver That viefe Vergleichung 
bient zur Aufllärung. ‘Die beiven Verbindungen flammen aus ver Periode bes 
untergebenven Mittelalters; aber währenn ver Jeſuitenorden ſich für vie mittelalter- 
liche Idee der kirchlichen Hierarchie begeifterte und ver Wieberherftellung des chrift- 
lich⸗ rͤmiſchen Gottesreiches alle feine Kräfte weihte, fingen vie Freimaurer vor 
zäglich feit dem vorigen Jahrhundert an, in ihrer Weile an dem großen Neu- 
bau der modernen Gefellfchaft zu arbeiten, und erwärmten fich für die Idee ber 
Humanität. 

Beide Orden haben fi von Anfang an über die lokale und felbft über bie 
nationale Beichränfung erhoben, ver Jeſuitenorden als ein gemeiner chriftlicher 
Orden, der Yrelmaurerbund als. ein menſchlicher Verein, beide haben ſich auch 
biefem Princip gemäß über verſchiedene Länder und Völker hin ausgebreitet, beide 
umipanmen in ihren Intentionen bie ganze Erbe umd die ganze Menfchheit. Aber ver 
Gegenfag des romantfhen und des germaniſchen Urfprungs hat doch ebenfalls 
von Anfang an die ganze Entwidlung verfchienen beftimmt. Der im romantichen 
Süden (in Spanien und Italien) entftandene Jeſuitenorden, vie Stiftung Eines 
Mannes, hat die Tendenz zu einem einheitlichen abfoluten Regiment mit feiner 
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Muttermilch eingeſogen, und die grenzenloſe Gewalt des Einen Jeſuitengenerals 
iſt für immer in Rom koncentrirt worden. Der Freimaurerorden dagegen iſt aus 
ben genofſenſchaftlichen Vereinen ver germaniſchen Bauhütten erwachſen und vor⸗ 
züglich in der wohlgeordneten Schule der engliſchen Freiheit groß gezogen worden. 
Daher findet ſich hier nirgends eine abſolute Gewalt, und wenn auch die zahlreichen 
Logen der verſchiedenen Länder und Syſteme unter einander verbunden find und fich im 
ihrer Verfaſſung gemeinfamen Großlogen unterorbnen, fo giebt e8 doch fein ein- 
beitliche8 Regiment über alle Logen und keine gemeinfame Refivenz, ſondern nur 
einen freiwilligen Bund wefentlih ſelbſtſtändiger Genoffenfhaften. 
Den unbevingten Gehorfam, welden vie Jeſuiten ihren Obern ſchulden, kennt bie 
Loge nicht; und die Lehren der Freimaurer verwerfen ihn, ald des Mannes un- 
wärdig. Der mäßige Gehorfam, ven fie fordern, reicht nicht weiter als bie aner- 
fannte moralifche Pflicht, und der freie Wille auch der Einzelnen. Nur eine Zeit 
lang hatten ſich hierarchiſche Tendenzen auch in die Freimaureret eingefchlichen und im 
Schottland und Frankreich, im Anſchluß an bie vertriebene Königsfamilie ver Stuarts, 
hatten es bie Sefuiten fogar verfucht, in den Logen Eingang zu finden und biefelben 
ihren Sweden bienftbar zu machen. Aber vie von Natur verſchtedene Anlage des 
Bundes ftieh diefe Elemente als ihm fremd wieder aus, 

Beide Verbindungen find zunächſt nicht Inftitutionen weder ver Kirche noch 
des Staates , fie gehören daher auch nicht nothwenbig zu dem Organismus der 
Kirche over des Staates. Der Impuls zu dieſen Schöpfungen iſt voraus von 
einzelnen für vie Idee begeifterten Privaten ausgegangen. Über der Jeſunitenorden 
bemächtigt fich des ganzen Lebens feiner Glieder. Ihr Dafein ift von ver Auf 
“nahme in den Orden an ausfchließlich feinem Dienfte gewinmet; und bie Bande, 
welche fonft das Individuum an die Familie, an bie Gemeinde und an den Staat 
binden, werden von der übermächtigen. Anziehungskraft des Ordens zerriffen. Bet 
Weitem nicht fo eingreifend tft die Wirkung des Yreimaurerorbend. Er will weber 
die Familie, noch die Gemeinde, noch den Staat erfeßen oder verprängen, bie 
Beziehungen der einzelnen Freimaurer zu der Mannigfaltigleit des Berufslebens 
bleiben unangetaftet. Der Bund macht feine größeren Anſprüche an feine Glieber, 
al8 die einer freien und intimen Privatgeſellſchaft zukommen. Er entbinbet Teiner 
Pflichten gegen die Verwandten, gegen bie Obrigteit, gegen bas Vaterland. Wäh- 
rend der Iefuitenorben daher völlige Dienftbarkeit im Interefie einer Idee verlangt, 
ift der Freimaurerbund mit jeder andern Pietäts- und Bürgerpflicht und mit voller 
PBrivatfreiheit wohl verträglich. 

Bor Hundert Jahren noch war die Meinung verbreitet, vie Freimaurer feten 
Bauberer und Herenmeifter. Ich kenne den in ver Univerfitätsbibliothel Münden 
abſchriftlich aufbewahrten Bericht eines Abtes von Blanckſtädt, weldder im Jahre 
1746 als wohlbeftellter Erorcift eine Anzahl von Dämonen zu Ausſagen über bie 
Freimaurer nötbigte und die Belenntniffe derjelben dem Biſchof von Eichſtädt ein- 
ſandte. Diefes damals ernftlih gemeinte Prolokoll ift heute höchſt poffirfich zu 
lefen. Die Angaben der Dämonen find genau fo, wie bie Angaben ber fchreibenben 
Tiſchgeiſter von heute. Sie reden ebenfo gut altbayrifch, wie ver fragenbe Teufel 
befhwörer, und befennen ihm ganz baflelbe, was er zuvor weiß und hören will. 
In ihren etwas plumpen Schimpfreven äußern fie feine Ehrfurcht vor den Heiligen 
Willibald und Franciscus Xaverius, noch felbft vor höhern heiligen Namen, und 
als ächte Teufel verhöhnen fie die Chriften, und meinen. „nie VBerdammuiß jet 
nicht fo heiß”, als die Pfaften lehren. Bon den Freimaurern fagen fle: „fie jeien 
bie Principalherenmeifter und können weit mehr als wir. Zeufel, Haben auch einen 
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teuflifchen Glauben”. Aber was biefelben denn glauben, erfährt ver Beſchwörer 
nicht. Statt deſſen läßt er ſich mit ver kindiſchen Ausflucht abfpeifen: „Sobald 
einer ein Freimaurer wird, hat er aud einen Teufel im Kopf und muß glei 
fterben, wenn er etwas fagt von feinem Glauben” —, ohne zu bebenfen, daß biefe 
alberne Entſchuldigung doch nur die Freimaurer felbft, aber nicht die mit geiſtlichen 
Seremonten gefolterten Dämonen von der Antwort abhält. N 
Schwerlich werden fich heute noch kirchliche Prälaten finden, welche an eine 
berartige Abgeſchmacktheit glauben; aber unter den ungebilveten Bollsklaſſen treibt 
auch ſolcher Aberglaube noch gelegentlih — obwohl mit geringerer Heftigleit als 
früher — feinen Spud. Die Angriffe ver nenern Zeit auf ven Freimanrerbund habe 
daher eine andere Wendung genommen, obwohl dieſelben auch jet, wie fräber, 
vorzugsweife von kirchlichen, feltener von ftantlichen Eifereen ausgehen. Da dei 
Vorwurf der Zauberei keinen Glauben mehr findet, und der Borwurf der Unkirch⸗ 
lichkeit und ſogar ver Härefie — felbft wenn derſelbe zu erweiſen wäre — jeben« 
falls weit zahlreichere Klafien ver Bevölkerung als die Freimaurer in mindeſtens 
gleicher Stärke trifft, und daher zu feiner beſonderen Verfolgung dieſes Ordens 
Beranlafjung giebt, fo wird derſelbe nun ver Verſchwörung gegen die Throne, und 
als der geheime Leiter aller Revolutionen angellagt. Die ultramontane Preffe in 
Süddeutſchland wieberhallt faft täglich von dieſen Klagen, die in hundert Bartar 
tionen vorgetragen werben, und in Norddeutſchland ftimmt der Iutherifche Zelo⸗ 
tismus wader ein in vie Melodie der katholifhen Kollegen. 1) Indeſſen ift biefer 
Vorwurf nicht minder unglaublich als der nun verfchollene der Herenmeifterei. If 
es ſchon eine ganz thörichte Vorftellung, die große Umgeftaltung aller flaatlichen, 
kirchlichen und ver gefellfchaftlihen Zuftänvpe, welche ſich feit etwa einem Jahr⸗ 
hundert überall in Europa vollzieht, für das Werk einer Intrigue von wenigen 
Verſchworenen zu halten, fo ift e3 noch abfurver, vie wilde renolutionäre Form dieſer 
Umgeftaltung, wie fie vorzüglich in Frantreich mit vullanifcher Gewalt hervorgebrochen 
ift, den Freimaurern zugmfchreiben, welche ſämmtlich ven gebilneten und meiſtens 
auch ven vermöglicden Klafien angehören und fehon darum nichts weniger als für 
bie Revolution fhwärmen, deren ganze Organifation überdem zur Achtung ver 
moraliſchen Ordnung und Ueberorbnung erzieht, und welche venn auch in Parit 
großentheild Opfer der Revolution geworben find. Seinen Urfig und zugleich feine 
größte Berbreitung bat der Orden in England, und eben die Englänver haben ed 
verftanden und verftehen es, jene nothwendige Umgeſtaltung ftatt in revolutionärer 
Ueberſtürzung in volllommen gefeßlicher Form zu allgemeiner nationaler Befriedi⸗ 
gung ein- und durchzuführen. Eben weil vie moberne Freimaurerei vorzüglich eine 
engliihe Pflanzung ift, jo widerſtrebt auch ver gefeliche Charakter verfelben ben 
revolutionären Martmen. reilih find auf dem Kontinent bie geheimen Formen 
der Verbindung aud von NRevolutionsparteien bie und da mit Modifikationen 
nachgeahmt und zu ihren Zwecken ausgebeutet worden — bie italienifhen Kars 
bonari 3. B. haben viefelben fo benutzt —; aber überall, wo das gefchehen iſt, 
haben viefe Parteien e8 vorgezogen, neue Bünde zu ftiften; der alte der Freie 
maurer paßte alfo nicht zu ihren Zweden. Wäre der Freimaurerorden eine revolu⸗ 
tionäre Stiftung zu revolutionären Zielen, fo wäre es auch völlig unbegreiflich, 


1, Wie früher L. v. Haller, fo macht fich heute der Advolat Eckert ein Gefchäft daraus, 
dürres Holz zu ſammeln und zu dem Scheiterhaufen abzuliefern, den die Zanatifer ber Beſchränki⸗ 
beit anzünden möchten. Herr Edert jcheint zwar ein ehrlicher Feind des Buntes; aber feine 
Beweisführung tft ganz die nämliche, wie fie von den Pharifäern gegen Ehriftus und von Nero 
gegen Die Chriſten ‚geltend gemacht wurde, j —* . 
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wie anerfannter Maßen unter feinen Mitglievern fih Männer der verſchiedenſten 
politiſchen Parteien brüderlich zufammenfinden, und zwar nicht etwa nur aus ben 
untern Stufen, fondern auch aus ven höhern Kreifen der Gefellfhaft und wirk⸗ 
liche Häupter der verſchiedenen Parteien, und ebenfo unbegreiflih, daß wiederholi 
mäßige Fürſten und Könige als Proteftoren und Häupter an die Spite ver Logen 
ihrer Tänder getreten find. Die ultramontane Preſſe, welche von der Freimaurer- 
gefahr wie von einem Alp geängftigt wird, ſieht fi, um biefe Unwahrſcheinlichkeit 
irgendwie zu erflären, zu der noch unwahrſcheinlicheren Behauptung genöthigt, 
biefe Fürſten — unter denen fogar das im ven legten Jahrhunderten größte 
ſtaatsmäuniſche Genie, welches eine deutſche Krone getragen hat, Friedrich der 
Große, fich befindet — ſeien felber Betrogene, indem bie wahre Leitumg des Ordens 
ihnen unbewußt von geheimen Obern verwaltet werde. Ich vente, es ift doch viel 
verftänbiger anzunehmen, daß jene Preſſe, welche geneigt ift, das Abentenerlichfte 
zu glauben, und nur von fernem Hörenfagen her entftellte Nachrichten befommt, 
als daß dieſe Fürften, welche perjänlich in alle Geheimniſſe eingeweiht waren und im 
Gentrum der Groflogen ihren Sig hatten, über vie Natur des Ordens getäufcht feien. 
Ganz im Gegenfage zu der Anficht der kirchlichen Eiferer Hält eine andere 
unter den gebilbeten Klafien jehr verbreitete Meinung den Yreimaurerbund zwar 
für kirchlich und ſtaatlich ungefährlig, aber auch für völlig überflüſſig. Sie ſchätzt 
ihn und feine Wirkſamkeit fehr gering, betrachtet feine Formen als eine kindiſche 
und eitle Spielerei, macht ſich über die angebliche geheime Weisheit Tuftig, welche 
in den Logen verborgen fet und behauptet, vie Hauptthätigleit des Ordens beftebe 
in den vortrefilihen Mahlzeiten feiner Mitglieder. Diefe zweite Hauptanficht ver- 
widelt fi nicht in ſolche Ungereimtheiten, wie ihre Gegenſeite, und kann Manches 
für die Richtigkeit ihrer Auffaſſung anführen. Man muß fogar zugeftehen, daß fie 
das Zerrbild "des Ordens richtig erkannt babe. Aber immerhin unterfhägt fie 
boch die Bedentung des Bundes. Es ift wahr, die große Mehrzahl der Ordens⸗ 
brũuder gehört Heutzutage den mittleren Klafien ver bürgerlichen Geſellſchaft an; 
die Wriftofratie der Geburt und des Reichthums, wie die Ariftofratie des Geiftes 
und ber Talente waren im vorigen Jahrhundert ſtärker dabei betheiligt, als gegen- 
wärtig. Aber es ift ebenfo wahr, daß — in Deutichland wenigftend — auch eine 
roße Anzahl von Maurern fi zum Eintritt in den Bund durch ein zuvor unbe- 
Feiebigtes ideales Bedürfniß hat beftimmen laflen, und daß nicht blos die leib⸗ 
liche Speife, fondern ebenfo die gemüthliche und geiftige Nahrung, welche der 
Bund bietet, feine Glieder zufammenhält. Es ift allerdings unglaublich, daß ver 
Bund in dem Befige wie geheimer Kennzeichen, fo auch geheimer Wahrheiten fei; 
dem für die Wiſſenſchaft giebt e8 heute überhaupt keine Geheimlehren mehr, 
und die Ideen, welche vorzüglich als freimaurerifch bezeichnet werben, find ſchon 
lange zum Gemeingut der modern⸗gebildeten Welt geworben, wie vor allen die Idee 
der Gewiffensfreiheit und der gegenfeitigen Achtung aud der verfchie- 
denen religiöfen und politifhen Ueberzgeugungen. Über es ift nidht zu 
läugnen, daß die Freimaurerei Vieles bazu beigetragen hat, um biefe Ideen bei 
uns einzubürgern und zu verbreiten, und daß fie heute noch überall als eine 
Hauptftüge diefer menfchlichen Duldſamkeit zu betrachten ift, und es ift offenbar, 
daß die Feindſchaft ver Iefuiten umd der Haß der kirchlichen Zeloten, der fie ver- 
folgt, hauptſächlich in viefem ihrem beharrliden Streben ihre Erklärung finden. 
Ber die Meifterwerke unferer klaſſiſchen Literatur aus der Freimaurerei erflären 
wollte, würde dieſelbe Albernbeit begehen, welche in ver Erklärung der Revolution 
als eines Freimaurerwerks liegt. Aber ganz zufällig iſt e8 doch nicht, daß mehrere 
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Fürften der veutfchen Literatur, daß insbeſondere Wieland, Leffing, Herder 
und Goethe Freimaurer waren, und verbient doc einige Aufmerkſamkeit, daß ver 
fritifche und verftändige Teffing e8 ver Mühe werth erachtete, die Idee des Frei 
maurerbundes — im Gegenſatze freilich zu den Yabeln und Eitelleiten mander 
Logen — in das hellſte Licht zu fegen (Geſpräche von Ernſt und Fall). 

Wollen wir die Bedeutung der Freimaurerei richtig erkennen, fo müflen wir 
voraus einen Blick auf ihre Geſchichte werfen. 

2. Geſchichtliches. Erft die neuere Kritik, zn welcher wiederum Leffing ven 
Anftoß gegeben, bat das Dunkel, welches früher vie Geſchichte des Bundes deckte, 
einiger Maßen gelichtet. Die nachweisbaren Wurzeln des Bundes reihen keinen⸗ 
fall8 über das zweite Mittelalter hinauf. Alles was man früher von einem 
biftorifchen Zufammenhange vefielben mit den alterömifchen Baukorporationen, ober 
mit den religidfen Miffienen ver Culdeer in Britannien, ober gar mit ben elen- 
finiſchen Myſterien und mit ver Schule des Pythagoras, oder mit den jühtfchen _ 
Effäern, oder mit dem ägyptiſchen Prieſterthum erzählt bat, iſt nur Dunft und 
Ranch, welcher aus den Opferpfannen der Eitelfeit und des muftifchen Aberglaubens 
auffteigt. Später haben wohl die Erinnerungen an ältere Lehren und Myſterien 
auch unter den Freimanrern einige Wirkung äußern können, fie mögen gelegentlich 
zur Vergleihung und Anregnng benugt worben fein, aber ganz daſſelbe konnte mit 
aller Geſchichte der Civiliſation gejchehen. Hiftorifc, fiher aber ift der Zufammen- 
bang mit ven Baugenoffenfchaften des Mittelalters und vorzüglich mit ben 
Baubrüderſchaften ver Steinmeten, deren Bildung und vielleicht auch deren 
Drganifatien und Symbolif auf den geiftigen Einfluß des Benebictinerordens 
zurückweiſt. Diefe Bauhütten ver Steinmegen — in Deutſchland galten die von 
Straßburg, Köln, Wien und Züri, in England die von York und London ale 
Haupthütten — hatten auch eine ſehr ausgebildete geheime Symbolik, und wenn 
gleich die Hauptbebeutung berfelben eine technifche und innungsmäßige war, welche 
erft in der Freimaurerei zu moralifcher und fpekulativer Symbolik vergeiftigt wurbe, 
fo darf man fih doch in den Zeiten ver großartigen Kirchenbauten des Mittelalters 
die Bildung diefer Steinmegen nicht zu tief noch gar zu hanbwerfsmäßig vor⸗ 
fielen. Ein Anfag zu der ſpätern Ausbildung biefer Symbolik mußte fchon 
urfprüngli in ihr liegen, und es finden fi in ven Steinmetarbeiten ſelbſt 
Spuren, daß in diefer fünftleriichen Genoſſenſchaft ſich mancherlei Gedanken einer. 
freieren Weltanſchauung regten, wenn gleich fie ver kirchlichen Autorität vollftändig 
gehorchten und in ihren Orbnungen ven Meiftern und Gefellen die Beachtung ver 
chriſtlichen Sitte zur Pflicht machten. 2) 

Die ſchottiſche Maurerei behauptet überdem eine Verbindung des Ordens mit 
dem Orden der Tempelherrn, ald einer zweiten Wurzel der reimanrerei; und 
Leffing hat dieſe Anficht durch Hinweiſung auf vie alte Bezeichnung der „Maſoneh“ 
als die ZTifchgenofienfchaft der Ritter geftügt, indem erft das Mißverſtändniß fpä- 
terer Zeiten die Ausprüde Mafony und Mafonry (Mafoney und Maurerei) ver- 
mechfelt babe. Kloß dagegen beftreitet jenen wirklichen Zuſammenhang der Urt. 
Wie dem auch fein mag, die eigentliche moderne Freimaurerei beginnt erſt 
zu Ende des XVII. over zu Anfang des XVII. Jahrhunderts. In Frankreich 
und in Deutſchland hatte der ftaatliche Abfolutismus jener Zeit auch die Freiheit 


2) Drdnung der Straßburger Hanpthütte von 1463: „Man foll auch feinen Werk⸗Man noch 
Meifter in die Ordnung empfehlen, der aljo jars nit zum heiligen Saframent gieng oder nit 
Chriſtliche Ordnung hielte und das feine verfpielte”. 
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ver Baugenoſſenſchaften unterdrückt. In England aber wurde dieſelbe nicht blos 
erhalten, ſondern in eine neue höhere Form übergeleitet. Sicher hat der große 
Baumeiſter der Paulskirche, Chriſtoph Wren, und vielleicht auch der König 
Wilhelm III. einen Antheil an dieſer Umgeſtaltung. Die handwerksmäßige und 
fünftlertfche Bedeutung der Maurerei ging nun unter, und bie ethifche und ſpeku⸗ 
Intive trat an ihre Stelle. Waren früher wenn auch nicht ausſchließlich doch vorzugs⸗ 
weile fogenannte Werfmaurer in vie Legen aufgenommen worben, fo befamen 
nunmehr gebilvete Männer aus verfchievenen Klaffen der Gefellihaft das Ueber- 
gewicht, und bald verſchwand jete Beziehung zur wirklichen Baukunſt. Die nene 
Drganifation fam im Jahr 1717 zur Vollendung; bamals wurbe Anton Saylor 
zum erften Großmeiſter der Londoner Großloge gewählt. Im Jahr 1720 wurben 
De alten Ordnungen ver Logen von Panne gefammelt und 1721 kam das erfie 
von dem Previger Anderfon im Auftrage des Großmeiſters bearbeitete Konftitu- 
tionenbuch zu Stande. Mit ver Gutheißung viefer Arbeit durch bie Großloge hatte 
bie Freimaurerei nun ihr erſtes Geſetzgebungswerk erworben. 

Um den religiöfen und politifchen Geift dieſer Gefebgebung zu bezeichnen, 
theile ich (nach Kraufe) die beiden erften Titel ver fogenannten Pflichten wörtlich 
mitt: „1. Gott und Religion betreffend. Der Maurer ift vurd feinen Beruf ver- 
bunden, dem Sittengefege zu gehorchen; und wenn er die Kunſt recht verfteht, fo 
wird. er weber ein flumpffinniger Gottesläugner noch ein irreligidfer Wildfang 
(Xibertiner) fein. Obwohl aber in alten Zeiten die Maurer verpflichtet wurden, 
in jevem Lande ver Religion des betreffenden Landes over Volkes anzugehören, 
fo wird es gegenwärtig doch für fchidlicher erachtet, fie nun zu ber Religion zu 
verpflichten, in welcher alle Menſchen übereinftinmen, und vie beſondere Konfeſſion 
ben Einzelnen zu überlaflen, d. h. gute und treue Männer zu fein, over Männer 
non Ehre und Rechtſchaffenheit, durch mas immer für Benennungen ober Ueber⸗ 
zeugungen fie ſich unterfcheiven mögen: hiedurch wird die Maurerei zu einem 
Centrum ver Einigung und zu einem Mittel, treue Freundſchaft unter Dienfhen zu 
ftiften, welche außerdem in beftänviger Entfernung hätten bleiben müſſen.“ 

„2. Bon der bürgerlichen Obrigfeit, ter böcften und ber untergeordneten. 
Der Maurer ift ein friebfertiger Unterthan ver bürgerlichen Gewalten, wo er auch 
wohnt und arbeitet und ſoll fich niemals in Meuterei und Berfhwörung einlaffen 
wider den Landesfrieden und bie nationale Wohlfahrt, noch fich pflichtwidrig gegen 
die Unterobrigleiten betragen. Denn gleich wie Krieg, Blutvergießen und Verwirrung 
der Maurerei immer nachtheilig gewejen; alfo waren aud von Alters ber Könige und 
Bürften ſehr geneigt, vie Mitglieder ver Zunft, ihrer Friebliebe und Bürgertreue wegen, 
wodurch fie den böfen Leumund ihrer Gegner mit ver That wiberlegten, aufzu- 
muntern und die Ehre der Brüberfchaft zu befördern, welde immer im Trieben 
blühte. Sollte daher ein Bruder ein Empdrer gegen den Staat fein, jo ift er m 
feiner Empörung nicht zu unterftügen, wie immer er aud als ein unglücklicher 
Mann bedauert werden möge; und wenn er feines andern Verbrechens übermiefen 
iſt, kann man ihn, obwohl die treue Brüderſchaft feine Empörung mißbilligen fol 
and muß, nocd der beftehennen Regierung einen Verdacht oder Grund zu poli- 
tiſcher Eiferjucht geben darf, dennoch nicht aus ver Loge ausftoßen, und ſein Ber- 
bältniß zu derſelben bleibt unverbrüchlich. >)" 


3) Die Ältere fogenannte Yorker Konftitution drüdt das Brincip fürzger fo aus: „Gurem 
Könige folt ihr getreu fein ohne Verrätherei und der dorigten gehorchen ohne Falſchheitz — 
egen alle Menſchen ſollt ihr dienſtfertig ſein und fo viel ihr könnt, treue Freundſchaft mit ihnen 
—2* euch auch nicht daran kehren, wenn fie einer andern Religion oder Meinung zugethan find.“ 


S 
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In Großbritannien breitete ſich nun unter dem Schutze der engliſchen Geſetze 
während des XVIII. Jahrhunderts die Freimaurerei ſehr aus. Es wurden eine 
große Anzahl engliſcher, ſchottiſcher und iriſcher Logen geſtiftet, und auch gegen⸗ 
waͤrtig iſt der Bund in dieſen Ländern in ſteigender Entwicklung begriffen. Von 
England aus wurde derſelbe nach dem Kontinent und nach allen Welttheilen ver⸗ 
pflanzt. Unter der Londoner Großloge arbeiteten im Jahre 1844 674 Logen, 
worunter 463 in England, 70 in Amerika, 52 in Oſtindien, 28 in Weſtindien, 
7 in Afrika, 5 in Auſtralien und 10 in ver Armee. 

Anngefochtener war die Ausbreitung der Maurerei auf dem Kontinent. Schon 
früh erhob ſich Rom gegen biejelbe. In der Bulle: In eminenti apostolatus 
Specula vom 28. April 1737 verbammte der Papft Clemens XII. den Bund 
sis „Für das Seelenheil geführlid und der Ketzerei verdächtig“, und beprohte bie 
Eintretenden mit der Kirchenftrafe der Exkommunikation. Indeſſen wurbe tiefe Bulle 
in Frankreich von den Parlamenten nicht einregiftrirt und hatte daher in Frank⸗ 
reich auch feine gejeglihe Wutorität. Bon der franzöfiihen Polizei zuweilen mit 
Berfolgung bebroht, dann wieder geduldet, gelangte die franzdfifhe Maurerei 
allmählig zu einem feften und anerlannten Beftand, unter dem Grafen von Cler- 
mont als Großmeiſter, bis auch dieſe Verbindung, welcher viele Girondiſten ange 
hört hatten, und deren Großmeiſter der Herzog von Orleans geworden war, in 
den Revolutionsjahren erſchüttert und 1791 faſt alle Logen gefchloffen wurden. 
Ste erholte ſich erſt wieder, als auch die politiſchen Zuſtände wieder geordneter wurden. 
In der napoleoniſchen Periode war ein kaiſerlicher Prinz, Joſeph, zum Großmeiſter 
erwählt worden. Sein Amt wurde aber von Cambacéreès ausgeübt. Als 1809 im 
Stantörath der Vorſchlag gemacht wurde, zu Gunften ver Freimanrerlogen «eine 
beiondere Ausnahme von den Ürtiteln 291—294 des Code penal zu machen, 
wiperfegte ſich der Kaifer mit der Bemerkung: „Nein, nein, wenn die Freimaurerei 
protegixt wird, ift ſie nicht zu fürchten; ift fie autorifirt, fo würde fie zu ſtark 
und könnte gefährlich werben". Die feitherigen politiihen Wandlungen ver franzö- 
fiihen Verfaſſung bat dieſelbe überdauert, obwohl fie auch in ihrem Innern 
mancherlei Gegenjäge zu überwinden fand. Der Grand-Orient de France zählte 
1830 479 Logen; in Baris allein 67. 

Die erfte deutſche Loge wurde 1733 in Hamburg errichtet. Aber einen 
höhern Aufſchwung erhielt die deutſche Maurerei erft, ald Friedrich II. im Jahr 
1740 eine Loge zu Charlottenburg eröfinete und die Loge zu den 3 Weltkugeln 
in Berlin ins Leben rief: ein Beifptel, vem der Markgraf von Balrenth folgte. 
Es war das der Gegenftoß gegen die Bannbulle Clemens XII. In Berlin ent- 
ftanden drei Großlogen, die große Nationalmutterloge zu den drei Weltkugeln, num 
mit 96 Töchterlogen, worunter 11 außerhalb Preußen, die Royal⸗York zur Freund» 
ihaft mit 25 Töchterlogen und die große Lanvesloge von Deutſchland mit 58 
Töchterlogen, unter denen 18 außer Preußen. Das Proteltorat über viefelben übt 
der Prinz von Preußen aus. Zu biefen drei preußiſchen Groflogen kommen 
für Deutſchland noch Hinzu die Großloge von Hamburg mit 17 Töchter 
logen, die von Hannover mit 11, die große Mutterloge des eflektifchen Bundes 
in Frankfurt am Main mit 13, die große Landesloge von Sachſen in Dres- 
den mit 13, die Grofloge zur Sonne in Baireuth mit 8 und vie Großloge 
zur Eintraht in Darmſtadt mit 3 Töchterlogen. Dazu kommen noch 6 ifolirte 
und 2 Logen, die von auferbentfhen Großlogen abhängen. Die ftärkfte Ber- 
breitung bat der Bund in Norb- und Mittelveutfchland, und überwiegend in prote- 
ftantifchen Gegenven. In Defterreih wurde ver Orden durch die Kaiferin Maria 
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Therefia nach den Wänfchen ver Kurie 1764 verboten, dann aber doch im Stillen 
wieder gebuldet und von Kaifer Iofeph II. 1785 offen gefhügt. In Wien und 
zu Prag bildeten ſich damals Großlogen, aber ſchon 1790 erfolgte ein neues Ver⸗ 
bot durch Leopold II. und feither blieb Oeſterreich ven Logen verſchloſſen. In allen 
andern veutfchen Ländern wird ver Orten theils geduldet, theils anerkannt. Im 
Bayern beftehen — außer ver Loge zu Regensburg — nur in ben neuern Pro- 
vinzen einige Logen; in Altbayern hatte zwar im XVIII. Jahrhundert die Maurerei 
auch eine Zeit lang in die Ariftofratie Eingang gefunden, wurbe dann aber burdh 
die Feindſchaft ver kirchlichen Partei wieder verbrängt und gerieth durch ven foge- 
nannten Illuminatenorven, welder die maurerifhen Formen nachahmte und 
zu feinen politifchen Sweden mißbraudte, in Mißkredit. Obwohl der König 
Marimilian Iofepb I. felbft in den Orden eingeweiht war, und offictell bie 
Verbindung als gemeinnüglich anerfannte *), fo fah er ſich dennoch in Berüdfichti- 
gung ber verbreiteten Vorurtheile veranlakt, ven Staatsbenmten ben Eintritt im 
den Bund zu unterfagen. 

Aehnlich ift Die Verbreitung ver Maurerei in ver Schweiz. Sie tft bebeutenber 
in der proteftantifchen als in ver katholiſchen Bevölkerung. Die fchweizerifche 
Großloge Alpina verbindet 24 Logen, unter benen noch feine in einem rein 
fatholifhen Kanton. Ebenfo gewährt der germantihe und proteftantifche Norden 
Europa’s, Schweden, Norwegen, Dänemark, Holland, dem Bunde größere 
Freiheit und zahlreichere Stätten feiner Wirkſamkeit als der katholiſche und romanifche 
Süpven, Italien, Spanien und Portugal. Eben in diefen Ländern, wo er fo 
manche Verfolgung erlitt, und gerade deßhalb wird bier die Maurerei weit leichter 
in eine politifche Richtung bineingetrieben, vie eigentlid, ihrem Weſen fremb fl. 
Eine ähnliche Erfahrung erleben wir in Belgien, wo in dem Kampfe gegen ven 
Ultramontenismus der Yreimaurerbund eine einflufreihe Rolle übernommen bat. 
In Rußland waren eine Zeit lang unter Kaiſer Alexander I. die Logen in voller 
Thätigleit, wurden aber 1822 aus noch nicht gehörig aufgellärten Gründen 
geſchloſſen. 

Endlich iſt auch noch der großen Ausdehnung des Ordens in Nordamerika 
und in Braſilien zu erwähnen. So erſtreckt er ſich in der That über den civili⸗ 
ſirten Erdkreis; und obwohl zunächſt auf chriſtlichem Boden erwachſen und in 
ſeiner Moral auch chriſtlich geſinnt — die dogmatiſchen Formulirungen überläßt 
er dagegen dem freien Glauben der Individuen —, ſo hat er doch auch in der 
jüdiſchen, mohbammedanifchen und ſelbſt unter der bramaniſchen Hindu— 
bevölferung nicht blos einzelne Freunde, ſondern ganze Logen gewonnen. 

IH. Brincip und Zwede der Maurerei. Aus ver Geſchichte ber 
Maurerei ergiebt fih, dag der Orden eine Berbindung freier Männer fei, 
weiche im Übrigen verfchievenen Konfeſſionen und Kirchen, wie verſchiedenen poli« 
tifchen Parteien, Völkern und Staaten angehören und trogvem, daß fie Maurer 
geworben find, doch ihrer befonveren Ueberzeugung und ihrer eigenen politifchen 
Fahne treu bleiben können. Zwar werben deshalb wohlwollende und gutmütbige 
Raturen leichter den Eingang „zu vem Tempel” finven, ald Charaltere von bär- 
terem Metall; aber es können auch entſchiedene kirchliche oder ſtaatliche Partei⸗ 
männer ber verſchiedenen Richtungen Maurer werden und Parteimänner bleiben. 


*) Verordn. v. 20. Febr. 1808. „So wenig Bir — die wohlthätige Tendenz der Freimaurer, 
ihr Beftreben zut Beförderung alled Guten und den ſonach in mancherlei Beziehungen durch fie 
verbreitet werdenden Nutzen mißlennen“. 
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Auch an ſolchen Beiſpielen fehlt es nicht in der Geſchichte. Nur ein ſo leiden⸗ 
ſchaftlicher oder befchränkter Menſch, welcher alle Andersdenkenden verflucht, Tann 
unmöglich in den Maurerbund eintreten, weil er in dieſem auch bie Andersgläu⸗ 
bigen und feine politiſchen Gegner ale Menſchen achten und als Brüder lieben 
fol. Nur die Unduldſamkeit und die Verfolgungsfudt, aifo nicht die Entſchieden⸗ 
beit iſt grumbfäglih ausgefchlofien. Daraus folgt, daß das Grundprincip des 
Bundes die Tonfeffionelle Anfopferungstreue nicht verwerfe und ben nationalen 
Batriotismns nicht Tähme, auch nicht daran denke, vie Kirche oder den Staat zu 
verbrängen und zu erfegen, wohl aber, daß nach Leifings Ausprud der Bund den 
unvermeiblichen Uebeln des Staates oder der Kirche entgegen zu arbeiten und bie 
durh den Glauben und die Politik getrennten Menſchen wieder menſchlich zu 
einigen ſich vorgefegt habe. Infofern darf ver Bund wohl als eine Erziehungs: 
anftalt zur Humanttät für Männer bezeichnet werben. Deshalb weift er 
in allen feinen Einrichtungen auf das hin, was den edleren Dienfchen gemeinfam 
ift, was fi menfhlih begründen und begreifen läßt. Seine Gebräude find von 
diefem ethiſch⸗menſchlichen Geifte erfüllt und feine Symbolik ſpricht ihn im Bildern 
aus. Seine Oottesverehrung hält fi an den allen hriftlihen und nichtchriftlichen 
Bölfern gemeinfamen Glauben an Einen perfönlichen Gott, der dem Maurer vor- 
züglih als ein ſchaffender und erhaltender Künftler, als Erbauer des Weltgebäubes 
nabe tritt, und prägt diefen gemeinfamen Gedanken in Eultusartiger Form aus. 
Sehr viele — zumal deutfhe — Logen befennen überdem fo beftimmt die chrift- 
liche Religion — freilich ohne auf die Dogmenunterſchiede der Konfefflonen ſich 
einzulafien —, daß fie erflärte Nichtchriften nicht aufnehmen. Die Bibel wirb 
als eines ber großen „Lichter geehrt. Die maurerifhe Moral betont überall vie 
Würde der Menfchennatur und mahnt zur Bruderliebe. Ihrem Weſen nach iſt fie 
chriſtliche Moral. 

Weil der Orden zur Humanität erziehen will, fo ſchließt er ſich zunächſt gegen 
die Äußere fogenannte profane Welt ab. Er vermeidet es deshalb, an politifchen 
oder religidfen Agitattonen einen unmittelbaren Antheil zu nehmen. Er zieht es 
por, fi davon fern zu halten; und wenn er ausnahmsweiſe durch den ‘Drang 
der Umſtände gendthigt oder veranlaßt wird, auch an derlei Streitigkeiten fidh zu 
betheiligen, fo gejchieht das faft nur, um ein Wort des Friedens zu fprechen ober 
um eine Pflicht der Humanität zu erfüllen. Dagegen ftellt er es ven einzelnen In- 
dividuen frei, fi in bie Strömungen des &ußeren Lebens zu flürzen, und an ven 
Gefahren und Kämpfen mit Woge und Wind fich beliebig zu betheiligen. Aber zu 
feiner Sammlung und zu feiner innern frieblichen Bethätigung hat er fi in ven 
Logen einen ftillen neutralen Hafen gebaut, in weldem ver Friede walten foll 
und die Eintracht fogar der außerhalb ver Loge wider einander Kämpfenben ge⸗ 
pflegt und gefchäßt wird. 

Die am meiften nach Außen gerichtete Thätigkeit des Ordens tft offenbar die 
Uebung ver Wohlthätigkeit. Im ihr offenbart fi der fittlich-humane Geift 
am beutlihften und am unangefodtenften. Die Wohlthätigfeit ift nad ihrer Natur 
nicht engherzig Tonfeffionell noch national befchräntt. Die hriftliche Religion voraus, 
aber nicht fie allein, aud der Islam empfiehlt viefelbe in freierer menfchlicher 
Weiſe; und bie Maurerei wetteifert einigermaßen mit ven religiöfen Verbindungen, 
in der Stiftung und Förderung wohlthätiger Anftalten aller Art, obwohl aud 
bier fie die mittelbare Wirkſamkeit durch die freiwillige Arbeit einzelner Brüder 
der unmittelbaren Betheiligung der Loge felbft vorzieht. Eine Menge Erziehungs⸗ 
anſtalten für Waiſen, für Blinde und Taube, für verwahrlofte Kinder, Bildungs- 

Bluntfgli und Brater, Dentfiges Staate⸗Wörterbuch. II. 48 
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anftalten für junge Handwerker, VBerforgungsanftalten für Wittwen, für Kraufe, 
Alyle für arbeitsfähige Perjonen, Einrichtungen zur Bildung ber untern Bolls- 
Hafen und zur Beförberung ihrer Wohlfahrt, Rettungsanftalten u. dgl. find durch 
freimaurerifhe Impulſe geftiftet over durch freimaurerifche Unterftügung gehalten 
und verbeflert worden. 

Der inneren und wenn gleich nicht fo handgreiflich fruchtbaren, dennoch 
bedeutenderen Wirkſamkeit des Bundes gehört die Hebung freundlicher Ge- 
felligfett an, in welder bie Erziehung zur Humanität zu perfönlihem Genuſſe 
reift. Der freie unb doc gehaltene Austaufch ver wechfelfeitigen Anfichten, das 
Sicherheitsgefühl, daß ein aufrichtiges Wort einen brüderlichen Hörer finde und 
nicht dem Mißbrauche der Anfchwärzer verfalle, vie gemüthliche Gemeinſchaft von 
Männern aus fehr verfchievenen Ständen, die ſich fonft nicht fo leicht vertraulich 
zufammenfinden würden, in ver Loge aber fi brüverlic begegnen, ber fittliche 
Eruft, der fih in den Formen der preimanzerfeite mit beiterer Fröhlichfeit ver- 
bindet, das Alles übt eine ftille aber wohlthätige Einwirkung auf viele gebilvete 
Männer aus, und dient zugleich dazu, ven Charakter auszubilden, bie Sitten zu 
verebeln und das Leben genußreicher zu geftalten. Die evelfte Blüthe und Frucht dieſer 
perfönlichen Verbindung aber iſt die Männerfreundſchaft, welde in dem günftigen 
Boden der Maurerei reichlihe Nahrung findet, und aud in jchwierigen Momenten 
oft fhon die Probe beftanden hat. Freilich bat auch dieſe Seite des Maurerlebens 
in der egoiftifhen Spekulation auf Unterftägung mit Geld oder Gunft, welche 
gelegentli aud Manche zu ven Logen treibt, ein ſchädliches Zerrbild, dem fie 
eben jo ausgeſetzt ift, wie jede andere fittliche Anftalt unter ven Menſchen. 

Weit die meiften Staaten der civilifirten Welt Iaflen den Bund ver Yrei- 
maurer frei gewähren; und faft nur da, wo vie kirchliche Aengſtlichkeit auch auf 
die Stantsregierungen einwirkt, oder ausnahmsiweife Gründe eine Ausnahme er- 
Hären, finden wir das Verbot der Maurerei. Da der Bund feine widerrechtlichen 
Bwede verfolgt und die Mittel, die er zu feinen Sweden verwenbet, wie dieſe 
felbft, ganz in bem Bereiche der Privatfreibeit liegen, fo wäßten wir auch feinen 
Rechtsgrund, welcher zu folhen Verboten Beranlaffung gäbe. Um den Vorwurf 
der Kirche, welche die Freimaurerei ſchon darum der Keberei für verbächtig erllärt, 
weil fie ohne alle Rüdfiht auf die wechfeljeitige kirchliche Verdammung der ver- 
ſchiedenen Konfeffionen Männer aus allen Konfeffionen brüberlich vereinigt, braucht 
fi) der Staat, feitvem es fein Vergehen ver Keberei mehr giebt, nicht weiter zu 
belümmern, da er ganz daſſelbe auch thut, und auch Rechtgläubige und Unglänbige 
aller Art als berechtigte Unterthanen frievlid neben einander wohnen und mit 
einanber verfehren läßt. Es kann ven Staate felbft nur erwünſcht fein, wenn bie 
Duldfamleit in religiöfen Beziehungen, die er felber üben muß, ſich immer weiter 
auch in der Bevölkerung verbreitet und befeftigt, und fo zulegt jeve Zumuthung 
firhlicher Verfolgung als Unnatur und Unrecht unterbleibt. 

Der einzige Grund, welder mit einigem Scheine angeführt werben Tann, 
um dem Bunde politifche Hinverniffe zu bereiten, ift dag Geheimniß, weldhes 
bie Logen für ihre Innern Angelegenheiten förbern und ftrenge bewahren. Aber 
bie Eriftenz der Logen felbft tft fein Geheimnig, und es fteht auch nichts im 
Wege, daß dem Staate von ber Begründung wie von der Berfaflung und Aus— 
dehnung der Logen vollftändige Kenntnig gegeben werde. Aber es wiberftreitet 
allerdings dem Princip des Bundes, daß eine profane Neugierde in feine Ver⸗ 
fammlungen einbringe: und es wiberftreitet in Wahrheit auch dem Princip ber 
bürgerlichen Freiheit überhaupt, daß bie freie Privatbeſprechung unbeſcholtener 
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Männer überwacht und polizeilich ausgekundſchaftet werde. Will vie Staatsregie⸗ 
rung ſich nicht blos aus den Geſetzen der Maurer, ſondern auch thatſächlich über⸗ 
zengen, das die Verbindung in keiner Weiſe ſtaatsgefährlich ſei, fo iſt ihr auch 
dazu ver ficherſte Weg geöffnet. Aug. Wilh. Müller (in der Encyclop. von Erich 
und Gruber) bezeichnet venfelben durch Erzählung eines biftorifchen Vorbildes. 
„Als im Jahr 1735 in Amftervam eine Loge errichtet wurde, weldhe Verdacht 
erregte und deren Verfammlungen unterfagt wurben, erflärten vie deßhalb in 
Unterfuchung gezogenen Borfteher ver Loge: „„Wir find als Freimaurer friedliche 
Unterthanen und unferm Paterlande und Landesherrn mit unwandelbarer Treue 
ergeben. Wir leben in Eintracht, Heuchelei und Betrug verabfcheuen wir: men- 
ſchenfreundliche Handlungen find uns Pfliht und Genug. Unſere Gebräude und 
Geheimniffe dürfen wir nicht verratben. Sie find aber weder göttlichen nod 
menfchlichen Gefeten zuwider. Lafiet ein Mitglied des Magiftrates bei und auf- 
nehmen, das wird ſolches bezeugen."" Diefe Sprache gefiel dem Magifirat. Der 
Stadtſekretär ließ fih im Auftrag des Magiſtrats aufnehmen und erftattete fo 
Ben Bericht, daß faft alle Mitglieber des Magiftrats fich aufnehmen 
en." 

Die Freiheit der Ausbreitung des Maurerbundes wirb daher nicht blos that- 
fachlich, fondern mit gutem innern Grunde als Regel des civilifirten Staatsrechts 
anerkannt. 

Literatur. Anderson, The Constitution of the Free Masons oft gebrudt. 
Kraufe, Die drei älteften Kunſturkunden der Freimaurerbrüderſchaft 2 Bde. 
Dresden 1810. 1820. Heldmann, die brei älteften gefchichtlihen Dentmale der 
deutſchen Freimaurer. Yarau. 1819. Krebs, Geſchichtlicher Heberblid. Stuttg. 
1840, Kloß, Die Freimaurerei in ihrer wahren Berentung. Leipzig 1846. Kloß, 
Geſchichte der Freimaurerei in England. Leipzig 1847. Kloß, Geſchichte ber 
Freimaurerei in Frankreich. 2 Bde. Darmſtadt 1852. 53. Yallon, die Myſte⸗ 
rien der Freimaurer. Leipzig 1848. " Bluntfölt. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit, ſ. Gerichtsbarkeit, Notariat. 
Freizügigkeit, ſ. AUswanderung, Niederlafjung. 


Fremde, Fremdenrecht. 


Das Wort „Fremde“ bezeichnet an fi) blos eine Verneinung; man nennt 
bie Perfonen fo, welche nicht Angehörige einer gewifien Gemeinfchaft find, bie 
außer verfelben ftehen. Ie nach ver Grundlage, welche bie Gemeinſchaft zu einer 
Einheit verbindet, giebt e8 daher andy verſchiedene Kategorien ven Fremden. 
Wenn wir dabei von der Religions, der Sprady und Namen⸗Gemeinſchaft ab- 
fehen, veren jever Fremde gegenüberftehen, und uns auf das Gemeinwefen zar 
&oynv auf ven Staat befhränfen, fo heißt ein „Fremder“ verjenige, ver dem 
Verbande eines beftimmten Staates nicht angehört, nicht pafelbft einheimifch iſt, 
und ber eben darum auch von ber Stuatögewalt dieſes Landes unabhängig if. 
Man vrüdt diefen Gegenſatz nicht unpaflend durd die Bezeihnung „Inländer 
und Ausländer” aus. In einer weiteren Bedeutung wird das Wort audy zur 
Benennung jener Perfonen gebraucht, welde nit zur Gemeinde gehören, 
daſelbſt fein Bürgerrecht und Feine Heimat haben; gleichviel übrigens, ob fie in 
Bezug auf den Staat Inländer oder Ausländer feien. In dieſem Sinne hat bie 
Eigenihaft des Fremden Folgen: in Bezug auf die gemeinderechtlichen Verhältniſſe, 
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wie z. B. in Bezug auf Heimat, und in Bezug auf Polizeiverwaltung (Aufent⸗ 
halt, Legitimation, Paßweſen). 

Wir haben es hier hauptſächlich mit dem Fremden in der erſteren Bedeutung, 
mit dem Ausländer zu thun. Wer gegenüber einem beſtimmten Staate als Ein⸗ 
heimifcher und wer als Fremder zu betrachten und zu behanbeln fei, das hängt 
von den Grundſätzen ab, welche in vemjelben über Erwerb bes Stantsbürgerredhts, 
reſp. über Naturalifation gelten (f. d. Art. Einwanderung). Die principtelle Be- 
fiimmung der Stellung des Fremden zu den Staaten, im Verhältniß zu welchen 
er ein Fremder tft, folgt aus der Natur der Sache. Er ift an fi) von der fremden 
Staatsgewalt unabhängig, infolange nicht befonvere Beziehungen zwifchen ihm und 
bem fremden Staate eintreten, welche eine Abhängigkeit zur. Folge haben. 1) 
Sole Beziehungen find: 

I. ee Erwerb oder die Ausübung und Realiſirung von Rechten in fremben 
taaten. 
II. Der Beſitz von Grund und Boden im fremden Lande. 
III. Das Betreten des fremden Staatsgebietes und ber kürzere ober längere 
Aufenthalt vafelbft. 

Die Örundfäge, nach welchen die Verhältniffe ver Fremden zu ven Staaten, 
mit welchen fle in einer oder mehreren ber angeführten Beziehungen ftehen, zu 
beurtbeilen find, bilden das Fremdenrecht, das fih am klarſten varlegen läßt, 
wenn man bie verfchievenen thatfächlihen Gründe einer Abhängigkeit des Fremden 
von einander trennt und bie daraus fließenden Saͤtze gejonvert erörtert, wie das 
im Folgenden gefchehen fol. Un vie Darftelung des Fremdenrechts jollen ſich 
einige Bemerkungen über vie Wirkungen anreiben, welde aus ven Beziehungen 
zum fremben Staate für das Verhältniß zum Heimatftante fih ergeben. 

I. Dem modernen Fremdenrechte liegt ein allgemeines PBrincip zu Grunde, 
das feine Rechtfertigung theils der Philofophie, theild dem Völkerrechte entnimmt, 
und das für jede der drei Beziehungen, in welchen Jemand zu einem fremden 
Staate ftehen kann, fein Konfequenzen entfaltet. Dieſes Princip befteht darin, 
daß ver Menih als folder Rechtsſubjekt, alfo fähig fei, Privatredte, 
d. t. folde, die ihm als Einzelnperfon gehören, zu erwerben und auszuüben, 
fowie zur Geltendmachung verfelben den Schuß der Gerichte anzurufen. Daffelbe 
ift zur Zeit von faft allen civilifirten Staaten, jedenfalls von allen dıriftlidhen 
Staaten Europa’s anerkannt und bildet für fie den Ausgangspunft für bie 
Behandlung ver Fremden. 2) Wenn die Staaten auch in Bezug auf folde Ber- 
bältnifie, welche an fich finatsrechtlicher Natur find, oder doch auf dem Staatsrechte 
beruhen und die Staatsgenoflenfhaft nothwendig voraußfegen, mit Recht einen 
wejentlihen Unterſchied zwifchen Einheimischen und Fremden maden, und nur 
ben erfteren die Rechtsfähigkeit zugefteben, fo fehlt es für eine foldhe Unterſcheidung 
in privatrechtlicher Beziehung an einem haltbaren inneren Grunde. Die Rechts⸗ 
fähigkeit auf dieſem Gebiete fol vaher den Fremden ebenfowenig wie ben Ein- 
heimifchen verfagt werden und eine Zurückſetzung verfelben gegenüber ven eigenen Unter- 
thanen nur aus befonderen Grunden, wie 3. B. dann ftatuirt werben, wenn ein britter 


1) Die Beitimmung von Art. 14 des Code Nap., welcher die Ausländer ohne Weiteres der 
frangöfiichen Gerichtöbarfeit unterwirft, ift eine Anomalie, die fih aus der Zeit und Ait der 
Entflehung des Code erklären, aber In rechtfertigen läßt. 

8) Ueber die desfallfigen Verhäftnifie in den Staaten des Altertbums und ded Mittelalters 
vgl. 8. TH. Pütter, Beiträge zur Voͤllerrechtsgeſch. Leipzig 1833. ©. 21 ff. 
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Staat die Fremden nit auf dem Fuße ver Gleichheit mit ven Ginheimifchen 
behandelt und fo gegen ihn das Recht ver Retorfion begründet iſt. Diefe 
vom retorguirenden Stante geübte Zurüdfegung der Unterthanen eines beftimmten 
Staates fol das Mittel bieten, um biefen zum Aufgeben ver ungleihen und zur 
Befolgung ber gleichen Behanblurg ber Fremden zu drängen. — 3) Als eine Folge ver 
Anerkennung des Grundſatzes, daß der Menſch als folder Rechtsſubjekt et, 
erfcheint es, daß die überwiegende Mehrzahl ver europätfchen Staaten vie Sklaverei 
nicht als ein Rechtsverhältniß gelten läßt, und. daß der Sklave, wenn er das 
Territorium eines ſolchen Staates betritt, von felbft frei ift. 

Die nähere Beſtimmung barüber, unter welden Bebingungen u Fremden 
bie Erwerbung und Ausübung von Privarrechten zuftehe, ift Sache der. Gefep- 
gebung der einzelnen Staaten. Daß ver richterlihe Schug auch zu Gunften bes 
Fremden, gleichviel ob ver Gegner ein Inländer oder ein Ausländer if, im Zmeifel 
ebenfo wie den Einhetmifchen zu gewähren fei, tft nur eine Yolge ver Anerkennung 
ber materiellen Rechtsfähigkeit, und wenn ber eine ober andere Staat, wie 3. B. 
Frankreich 9), feine Nechtshülfe dem Fremden gegen einen andern Fremden fchledht- 
bin verweigert, fo ift diefes eine aus innern Gründen nicht zu vertretende Härte. 
Ob und in wie weit bei der Beurtheilung ver Rechtéverhältniſſe der Fremden vie 
Geſetzgebung des Heimatlandes oder vie des fremden Staates, in welchem. bie 
richterlihe Hülfe gefucht wird, in Anwendung zu kommen babe, tft an biefem 
Orte nicht näher zu entwideln (f. den Art. Rechtsquellen, wo von der fogen. 
Kollifion der Statuten gehandelt werben wird). 

Wie die Frage in ven Geſetzgebungen ver wichtigeren deutſchen Staaten 
gefaßt und beantwortet fei, foll der folgende Ueberblid zeigen. 

Das bürgerlihe Geſetzbuch für Defterreich verfügt vesfalls in 8. 83: 
„Den Fremden kommen überhaupt gleiche bürgerliche Rechte und Verbindlichkeiten 
mit den Eingebornen zu, wenn nicht zu dem Genuffe diefer Rechte ausdrücklich die 
Eigenfhaft einer Staatsbürgers erfordert wird. 5) Auch müflen bie Yremben, um 
gleiches Recht mit den Eingebornen zu genießen, in zweifelhaften Sällen beweifen, 
daß der Staat, dem fie angehören, die hierländiſchen Staatsbürger in Rücſicht 
bes Rechts, wovon bie Frage ift, ebenfalls wie die Seinigen behandle. Kann biefer 
Beweis nicht geliefert werben, fo behält fi, hiernach die Regierung das Recht der 
Retorfion bevor.” Damit ftimmt im Wefentlihen auch das preußifche Landrecht 
überein, nur in Anfshung ter Vorbedingungen der Retorfion weicht e8 ab. Nach⸗ 
dem in der Einleitung $. 41 das Princip der Gleichheit der Fremden und der 
Einwohner ausgefprochen ift, fährt der Geſetzgeber in 8. 42—45 fort: „Die 
Berfchievenbeit der Rechte auswärtiger Staaten macht von biefer Regel noch feine 
Ausnahme. Wenn aber ber fremde Staat zum Nachtheil der Fremden überhaupt 
oder ber preußifchen Unterthanen insbeſondere befchwerende Verordnungen macht, 
oder bergleihen Mißbräuche wifjentlich gegen viefleitige Untertbanen bulvet, fo findet 
das Wiebervergeltungsrecht ftatt. Unterrichter follen, ohne Genehmigung ihrer Bor- 
gefeßten, gegen Fremde niemals auf Retorfion erfennen. Dagegen können aud 


3) Dal. Heffter, das europätiche Völkerrecht (II A.) S. 199. Die Retorfion bezweckt 
nicht die eigentlihe Wiedervergeltung an ſich, fondern diefe ift nur das Mittel, um den 
dritten Staat durch fein eigenes Intereſſe zur Nachgiebigkeit zu nöthigen. 
%) Bol. Foelix, droit internat. priv6 p. 187. . 
5) Solche Rechte find z. B. die Yähigkelt, Vormünder zu werden oder ſchiedsrichterliche 
Funktionen zu verfehen, da wo dieſe auf einer faatlichen Anordnung beruhen, 
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Fremde durch Abtretung ihrer Rechte an preußifche oder andere mehr begünftigte Unter: 
thanen fich dem Retorfionsrechte nicht entziehen." Diefelben Säge ftellt das bay eriſche 
Recht varüber auf, nur mit dem Unterfchiebe, daß das einfchlägige Geſetz (das Edikt 
über das Indigenat 88. 16, 17 u. 18) einen Beſtandtheil der Verfaſſungsurkunde 
biſldet. 6) Dieſe Geſetzgebungen machen dabei mit Recht keinen Unterſchied zwiſchen 
Befugniſſen, die auf dem nationalen, und ſolchen, die auf dem allgemeinen bürger⸗ 
lichen Rechte — analog dem römiſchen jus civile und dem jus gentium — be 
ruhen, fondern im Zweifel find die Fremden in Anfehung aller Privatrechtsver⸗ 
bältniffe gleich vechtsfähig wie die Einheimifchen. Bon einem andern Syſteme geht der 
franzdfifde Code aus; er fchließt die Fremden von gewifien Privatreihten aus, 
wenn fie ihm nicht durch ein ausprüdliches Geſetz oder durch einen völferrechtlichen 
Bertrag eingeräumt worben find. Dahin gehört namentlih das Recht, Erbe in 
Frankreich zu fein, fo wie Bermächtniffe oder Schenkungen in Frankreich zu er- 
werben, gleichviel ob ver Auktor ein Franzofe oder ein Fremder iſt; im erfteren 
Valle fällt ver Nachlaß zunächſt an die Erben, welde Sranzofen find, in Er- 
manglung folder an den Staat (droit d’aubaine), Die Unglächheit ift jedoch 
durch Geſetz vom 14. Juli 1819 befeitigt worden, indem bafjelbe vie Art. 726 
und 912 des Code civil für aufgehoben erklärt und Frankreich hat ſich ſeitdem 
in dieſem Punkte mit den übrigen europälfchen Staaten auf gleiche Grundlage 
geftellt. 

Eine Folge der Gleichſtellung der Fremden mit ven Einheimifchen auf dem 
Gebiete des materiellen Civilrechts ift, wie ſchon angedeutet, daß diefelben auch 
im Civilproceß im Allgemeinen glei ven Inlänvern zu behandeln feien, ohne 
Rückſicht darauf, ob fie Kläger oder Beklagte find. Diefer Grundſatz leidet jedoch 
u Zeit noch in mehreren Staaten Ausnahmen, von denen wir folgende er- 

um: 

a. Der fremde, der einen Inlänver belangt, ohne mit Grundbeſitz im Lande 
angefeflen zu fein, muß dem Bellagten Kaution wegen ver Proceßkoſten leiſten. 
©. code civil Art. 16; vgl. v. Bayer, Vorträge über ven gem, ord. Civilproceß 
(8. Aufl.) ©. 98. " 

b. Der Umftand, daß der Beklagte ein Ausländer ift, bilbet in manchen 
Sefeggebungen für fih ein Moment zur Begründung des forum arresti; vgl. 
A B. wegen Bayern Senffert, Kommentar zur bayer. Gerichtsordn. (II. Aufl.) 

. LI. S. 79. ft. 

ec. Auch im Konkursproceſſe und dem, was damit zufammenhängt, kommen 
Differenzen vor. So können 3. B. nah franzöftihen Rechte nur bie Franzofen, 
nicht aber die Fremden von ver Rechtswohlthat der Güterabtretung Gebrauch machen 
(f. code de proc. Art. 905); anderswo bilvet die Eigenfchaft eines Ausländers 
den Grund, ihn als Gläubiger dem Inlänber bei der Beftimmung der Priorität 
nachzuſetzen. 

Nicht fähig iſt dagegen der Fremde zur Erwerbung und Ausübung ſolcher 
Rechte, deren Grundlage eine ſtaatsrechtliche iſt, die als Ausflüſſe des In⸗ 
digenats, d. i. der Eigenſchaft eines einheimiſchen oder flänvigen Unterthanen fich 
darſtellen. Dahin gehören nicht blos die eigentlichen politiſchen Rechte, wie z. B. 
das Recht, für die verſchiedenen Repräſentativkörper zu wählen und gewählt zu 
werden, z. B. für den Landtag, den Landrath, die Gemeindevertretung u. |. w., 


bis In Wegen Bürttemberg f. Beishaar, Handb. des würt, Privatrechts. TH. 1. 88. 80 





Sremde, Sremdenredt. 759 


das Recht als Geſchworner zu fungiren, fondern auch die fogenannten bürgerlichen 
Nechte, wie das Recht zum Betriebe ver Gewerbe und des Handels im Lande. 7) 
Doch haben die Staaten des deutfhen Zollvereins ſich vertragemäßig verpflichtet, 
die Angehörigen der Bereinsftaaten unter denfelben Bedingungen zum Banbels- 
und Gewerböbetrieb zuzulaſſen, mie die eigenen Unterthanen, insbefondere follen 
fie feinen höheren Abgaben unterworfen fein, ald diefe. Der gleihe Grundſatz iſt 
fett 1853 aud auf die Angehörigen des öfterreidhifchen Staates ausgedehnt worden; 
f. ven Bertrag über die Yortvauer und Erweiterung des Bollvereins v. 4. April 
1853 Art. 18 und ben Handels⸗ und Zollvertrag mit Defterreih v. 9. Febr. 
1853. Urt. 18. 

I. Die Wähtgleit der Fremden, Privatredhte gleich "ven Einheimifchen zu 
erwerben und zu befigen, bringt e8 von ſelbſt mit fi, daß fie and Eigenthum, 
fowie fonftige Rechte an Grund und Boden, wie z. B. Zehentrechte, Grundzinfen, 
Pfandrechte im fremden Staate zu erwerben berechtigt feien, unter Beobachtung 
allerdings derjenigen Formen und Bedingungen, welche in dem Lande ver Belegen- 
beit ber betreffenden Grundſtücke im Allgemeinen zur Gültigfeit des Erwerbs 
erforderlich find, alfo z. B. unter Mitwirkung eines Notars oder Eintragung in 
die öffentlichen Bücher. Sole Fremde, melde in einem Staate, dem fie für ihre 
Perfon nicht untertban find, Grund und Boden entweder eigenthümlich befigen 
oder vingliche Rechte daran haben, pflegt man Forenfen zu nennen. 9) — Nur 
ausnahmsweife findet fih das ungaftlihe Princip noch in Kraft, daß der Fremde 
als folder unfähig fe, Rechte an Grunpftüden im Lande zu erwerben, wie dieſes 


3. B. noch in England und Schottland der Fall iſt. Sowie die Exforbernifie des - 


Erwerbes fi} nad den Geſetzen ver belegenen Grundſtücke richten, fo beftimmen 
ſich auch die Rechte und Pflichten der forenfen Grundbeſitzer nach denſelben Ge- 
ſetzen, und infofern biefe dabei zwifchen Fremden und Einheimiſchen nicht unter 
fheiden, haben die erfteren fein Recht, fi zu befchweren, falls fie etwa im 
fremden Lande läftigere Obliegenheiten zu tragen haben, als in ihrem Vaterlande. 
Sie genießen in Anfehung ihrer Rechte im fremden Staate ven Schuß der Ge⸗ 
richte und der Polizei in dem nämlihen Maße, mie die inländiſchen Grunpbefiger, 
daher ihnen 3. B. die poſſeſſoriſchen Rechtsmittel zum Schuge ihres Beflges gleich 
dieſen zuftehen. Sind etwa mit dem Örunpbefige politifche Befugniſſe, wie 3. ©. 
die gutsherrliche Gerichtsbarkeit und Polizei, verknüpft, fo iſt der Forenſe als 
folder nicht befähigt, dieſelben anzufprechen und auszuüben. Daffelde Princtp gilt, 
wenn etwa ber Örimbbefig in der Hand des Inlänvers zur Ausübung gewifler 
politifcher Nechte, 3. B. zur Theilnahme an den ſtändiſchen Wahlen beruft, ober 
die Wählbarkeit gewährt; auch in diefem Punkte fteht der Forenſe dem Einheimi⸗ 
chen nicht gleich. 

Die Pflichten, die ver Forenſe als folcher zu erfüllen hat, folgen aus dem 
Weſen des Verhältniſſes; er ſteht in einem binglichen Unterthänigkeitsverhältniſſe 


7, In Unjehung der Fähigkeit des INen zur Uebernahme eines Staatsamtes ſtimmen 
die Geſetzgebungen nicht überein; die Mehrzahl läßt auch den Fremden zu und ſieht in der Ueber⸗ 
nahme eine Art von Naturaliſation; mehrere Staaten, wie z. B. Bayern, haften den Fremden nicht 
biezu für befähigt, und verlangen die Naturalifation ale Borbedingung. 

8) Nach älterem Etaatsrecht hieß der in einem Territorium Angejeffene und dem dortigen 
Zandeöheren linterworfene ein Landſaſſe, das Verhältniß Landſaſſiat, im Gegenſatz zu den 
reihsunmittelbaren Unterthanen. Bei dem Forenſen, welcher blos Grundftüde im Lande befaß, 
und infoferne der Zandesherrichaft untergeben war, ſprach man von einem unvollfommenen 
Landjafftatz vgl. Klüber, öff. Recht des d. Bundes. 111. Aufl. $. 209. 
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zu dem fremden Staate und muß daher bie Zuftänbigleit ver Gerichte beffelben, 
infofern er mit dinglichen Klagen belangt wird, anertennen. Berfönlihe lagen 
können bier, als in foro rei site, gegen ihn an ſich nicht angebracht werben, wenn 
nicht etwa das Landesrecht ausdrücklich etwas Anderes verfügt, ſondern fie ſind 
bei dem fonft für perfönliche Anſprüche kompetenten Gerichte anzuftellen. Ob und 
in wiefern man etiva bie Grunpftüde nad Erwirkung eines ausländiſchen Urtheils 
“als Exekutionsobjekt in Angriff nehmen könne, das hängt von den pofitiven Bor- 
ſchriften ab, welche in vem betreffenden Staat über ven Vollzug fremblänbiicher 
Nichterfprüche gelten. 

Mehrere deutfche Gefepgebungen ertlären übrigens das Gericht ver gelegenen 
Sache auch bei perfünlichen Klagen gegen die Forenſen als zuftänvig, insbefonvere 
dann, wenn ber Kläger ein Inlänber ift. So beftimmt 5. B. das oben erwähnte 
bayeriſche Edikt 8. 15 Lit. c: „Sie können fowohl von dem Fiskus als von dem 
Königlichen Unterthanen nicht nur in Real⸗, ſondern auch in Perfonal-Klagfachen, 
infoweit die in Bayern gelegenen Güter einen zureichenden Erefutionsgegenftan 
darbieten, ober dafür angenommen werben wollen, vor ven Königlichen Gerichten 
belangt werben." Aehnliche Beftimmungen gelten in Preußen; ſ. vie preußtiche 
Gerichtsordnung im Titel 1I $. 14; dann in Sachſen und Hannover.) Man 
fagt in ſolchen Ländern, ver Forenſe ftehe zu ihnen in dem Verhältniſſe des vollen 
Landfaſſiats (f. oben Note 8), obwohl dies nur in Anfehung ver Gerichtsbarkeit 
einen richtigen Sinn bat. 

Die öffentlichen Laften, Staats⸗, fowohl als Gemeinvelaften, welche nad den 
Gefegen des Landes auf Grund und Boden ruhen, bat ver Forenſe gleich dem 
Inländer zu tragen und er kaun angehalten werben, für die richtige Erfüllung 
derfelben einen Vertreter zu beftellen. — Ueber das Verhältniß ver Untertanen 
eines deutſchen Staates gegenüber den andern Bunbesftaaten bezüglich des Erwerbs 
von Grund und Boden f. oben den Artikel „Deutfches Bürgerrecht”. 

III. Diejenigen Berfonen, welde ein fremdes Staatögebiet betreten, und 
dafelbft in Perfon auf kürzere oder längere Zeit verweilen, bat die Theorie zum 
Unterfchieve von ven Einheimifchen, die man ſtändige Untertbauen nennt, mit dem 
freilich nicht glüdlih gewählten Namen „zeitlihe Unterthanen“ belegt. Aus 
welchem Unlaffe fie dahin geführt werben, und ob ber Aufenthalt, ven fie im 
fremden Stanate nehmen, kürzer oder länger dauert, ob die Dauer beftimmt ift 
oder nicht, ift dabei im Allgemeinen gleichgültig. Es gehören baber zur Kategorie 
ber zeitlichen Unterthanen nicht blos vie Gremben ‚ welde im Lande oder durch 
daffelbe reifen, fondern aud alle jene, welde fi zum Zwecke ihrer wiſſenſchaft⸗ 
lichen oder künftlerifchen Ausbildung da aufhalten, over bier Geſchäfte treiben, oter 
im Dienfte eines Inlänvers ftehen, oder einfach ihren Wohnftg im Lande aufge 
ſchlagen haben. Weſentlich ift nur, daß fie nicht die Abficht haben, in das Ber⸗ 
hältniß eines ftändigen Untertbanen zu dem Aufenthaltsftaate zu treten, vielmehr ſich 
bie Rüdtehr nach ihrem Baterlande vorbehalten (den animus redeundi nicht aufgeben). 

In Anfehung diefer Kategorie von fremden fragt es fi vor Allen, ob und 
unter welchen Bedingungen ihnen ver Eintritt ins fremde Gebiet und der Auf⸗ 
enthalt daſelbſt geftattet fei. Daß ein Staat fi völlig abſchließe und den Unter: 
thanen fremder Staaten den Zutritt ſchlechthin verfage, ift thatfächlih und rechtlich 
unmöglid; denn er würde fih damit felbft aud vom Genuſſe bes Bölkerrechts 
ausſchließen. Sobald er ſich als ein Glied des europäiſchen Staatenfuftems befennt 


9) Bol, Haubold, Lehrh. des k. fühl. Privatr. 8. 391 und Strube, rechtl. Bedenken, IR. 25, 
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und das Voͤllerrecht überhaupt für ſich anruft, muß er auch bie Konſequenzen 
bievon — die rechtliche Gleichheit der übrigen Staaten und die ihnen gebührende 
Achtung u. |. w. — gegen fi gelten laſſen. Würde ein Staat nur ven Unter- 
thanen eines beftimmten Staates den Eintritt verbieten, fo entbielte vies eine Be= 
leibigung für dem legteren, woflr Genugthuung verlangt werben könnte. Daher 
fommen denn aud folde Verbote meift nur gegenüber folden Staaten in An- 
wendung, mit welchen Feindſeligkeiten ſchon ausgebrochen find, oder doch auszu- 
brechen drohen, als Sicherungsmaßregel vor Berrath oder auch wohl als Repreſſalie. 

Für die gewöhnlichen Verhältniſſe beſchränken fih tie Staaten darauf, gewiſſe 
Beringungen feftzuftellen, unter welchen ver Eintritt in ihr Gebiet im Allgemeinen 
jedem Fremden geftattet wird. ‘Die hauptſächlichſte dieſer Bedingungen iſt, daß ber 
Fremde fih als eine unverbäctige Perjönlichkeit durch einen ordnungsmäßigen 
Paß legitimire. 19% In der neueren Zeit Iafien mehrere Staaten anftatt des Pafles 
aud die Paßkarte als Legitimation gelten, vie feiner Biftrung bebarf; nament- 
lich haben faft alle deutſchen Staaten feit 1851 einen Paßfarten-Berein zur Er- 
leihterung des Fremdenverkehrs unter ſich abgefchloffen. Als orbnungsmäßig gilt 
der Paß aber gır, wenn er von ber zuftänbigen Heimatbehörde ausgeſtellt und 
von dem Geſandten over einem fonftigen hiezu autorifirten diplomatifhen Agenten 
des/ betreffenden Staates vifirt ifl. Wer ohne einen folden Ausweis über feine 
Perfon die Grenzen eines Staates überfchreiten will oder überfchritten bat, kann 
ob dieſes Mangels zurückgewieſen refp. aus dem Lande gewiefen werben, ohne daß 
jedoch ver Befitz eines Paſſes für fi ein Recht auf den Eintritt ober zum Auf⸗ 
enthalte im Staate gewährt. 11) 

Wo der Fremde im Lande über eine gewiffe Yrift zu verweilen gebenlt, 
macht man es ihm gewöhnlich zur Pflicht, feinen Paß oder feine Paßkarte zu 
produciren, um ſich die Aufenthaltsbewilligung zu erwirken (f. ven Artikel Auf- 
enthaltsrecht, Bd. I. ©. 508). Mehrere Staaten fehen übrigens von dem Erforber- 
nifie eines Pafles ab, und geftatten jedem Menſchen freien Zutritt; dahin gehören 
namentlid England und 12) Norbamerila, dann von den Feftlanpftanten Belgien 
und bie Schweiz. Fragt man fi, weldes der beiden Syſteme in Bezug auf bie 
Zulaffung von Fremden das zwedmäßigere ſei, fo Tann die Antwort darauf bei 
unbefangener Würdigung der einfchlägigen Verhältniffe kaum zweifelhaft fein. Er⸗ 
wägt man, welchen Aufwand von perfönlichen Kräften und Gelpmitteln das Paß⸗ 
inftitut dem Staate koſtet, wie leicht e8 in ven Händen untergeorbneter Behörben 
unrichtig gehandhabt werben kann, vom Mißbrauche ganz zu gefchweigen, welche 
Beläftigungen es dem rebliden und unverbächtigen Reiſenden bereitet, ohne dem 





10) Wir können die Anfiht v. Mohl's, der den Paß als einen Erlaubnißſchein bezeichnet, 
nicht theilen (f. deſſen Polizeiwiflenichaft, Bd. 111. S. 105), weil fie auf einer Vorausfeßung 
beruht, die, wie Mohl an andern Orten felbft anerkannt, unbegründet ift. Das Reiſen tft nicht 
verboten, alſo bedarf es auch feiner Erfaubniß, um zu reifen. 

11) Als Surrogat ded Paſſes gelten bloße polizeiliche Attefte oder Audweije, namentlich beim 
Grenzverkehr, infoweit derfelbe nicht ganz frei ift, dann die Wanderbücher der reifenden Hand⸗ 
werfögeiellen, die Arbeitsbücher u. a. 

12) Die fogenannte Fremdenbill (alien.bill) von 1793 Hatte ein anderes Syſtem befolgt; 
darnach hatte fich jeder Fremde fogleich nach feiner Ankunft einer ftrengen Unterfuchung zu unter 
werfen und nur, wenn fich biebei fein Verdacht gegen ihn ergab, wurde ihm eine Sicherheitäfarte 
ausgefiellt, die, wenn ſich Bedenken erhoben, zurüdgezogen werden konnte. Dieſe uriprunglich blos 
auf ein Jahr genehmigte und fanftionirte Bill ward bis 1814 alljährlich auf ein weiteres Jahr 
verlängert. Immer biieb aber noch die Verhaftung und Wegwelfung eines Fremden in ber 
Form eines Geheimrathsbefehls möglich. Erft neuere Geſetze haben die Zulaffung von Fremden 
auch unabhängig von einem Paffe verordnet und die Begweifung als ungufäffig erklaͤrt. 
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Staat und die Gefellfhaft vor wirklich bedenklichen und gefährlichen Eindringlingen 
fiber zn ftellen, jo wird es fchwer fein, genügend erhebliche Vortheile nachzuweiſen, 
welche die Aufrechthaltung des Paßweſens zu rechtfertigen im Stande wären. Fügt 
man biezu die Fortſchritte, weldhe in Bezug auf Verkehrsmittel in Europa ftatt- 
gefunten haben umd die noch weiter fich entwideln werben, fo wird man einräumen, 
baß die Feſthaltung des Paßweſens thatfählih unmöglich wird, wenn man nidt 
gewillt ift, ihm zu Liebe auf ven vollen Genuß einer fchnellen und bequemen 
Kommunikation zu verzichten. *) 

Die Berhältniffe der im Staate befinvlichen Fremden, gleichviel auf welche 
Weiſe fie in's Land gekommen, ob mit oder ohne Legitimation, find nad) folgenden 
Grundſätzen zu beurtheilen: 

1) Der Fremde behält feinen heimatlichen Civilſtand auch im Ausland bei, 
d. i. ſeine perfünlihe Fähigkeit zur Eingehung von Nechtögefchäften richtet fich 
auch gegenüber dem fremden Staate und feinen Angehörigen nad den Geſetzen 
feines Baterlandes; vgl. das dfterreih. Geſetzb. 8. 34, das preuß. Landredit, 
Einl. 8.23. Daß die juriftifche Praris und die Geſetzgebung der meiften Staaten 
fi zu dieſem Grundſatze befennt, ift nicht das einzige Argumeng, das für ihm 
fpricht; auch innere Gründe ftehen ihm zur Seite. Das Weſen der privatrechtlichen 
Perfönlichkett, die Stetigkeit derſelben, ſowie die Achtung, welche ein Staat dem 
andern ſchuldet, dienen ihm zur Nedhtfertigung. — Anders verhält es fih in Be- 
zug auf den dffentliden Stand; verfelbe hat im fremden Stante von Rechts- 
wegen weder zum Bortheile noch zum Nachtheile des Fremden rechtliche Wirkſamkeit. 
Dies gilt insbefondere von Yemtern, Titeln, Würden, Orven u. f. w.; fie haben 
zunächſt nur gegenüber dem Staate, von dem fie berrühren, rechtliche Wirkungen. 
Daher denn z.B. ver Adelige im fremden Staate an ſich auf die Vorrechte feinen 
Anfprud machen kann, die ihm etwa fein heimatliches Recht einräumt. Nur in 
ceremonieller Hinficht, im Verkehr mit ven Souveränen und Höfen werden gewöhn⸗ 
lih die auswärts erworbenen Rangverhältnifie anerfannt. — Eine wahre Ausnahme 
erleibet diefe Regel der Natur der Sache nad) dann, wenn ein Amt zu dem Zweck 
Jemanden übertragen ift, um mit einem fremben Staate zu verkehren und zu 
verhandeln, wie dieſes bei den diplomatiſchen Aemtern der Fall if. Sobald ver 
Geſandte feine Beftallungs- und Beglaubigungspapiere übergeben hat, nimmt er 
im fremden Staate eine amtliche Stellung ein, vie freilih nicht ſtaatsrechtlichen, 
fonbern völkerrechtlichen Charakters if. 

2) Die im Lande befindlichen Ausländer ftehen in Anfehung ihrer Berfon 
und ihres Vermögens unter dem Schuge der dortigen Staatsgewalt und genießen 
denfelben regelmäßig in gleichem Umfange wie die Inlänber. Sie werben demzufolge 

a) im Bereiche des bürgerlihen Rechtes und des bürgerliden Pro- 
ceffes ebenfo behandelt, wie wir es oben ımter I bei ber erften Kategorie von 
Fremden entwidelt haben, d. b. fie ftehen in ver Regel ven Inländern-gleih. Eine 
Folge ihrer Gleichſtellung im Proceffe ift es, daß fie nicht blos als Kläger vor 
den inländiſchen Gerichten auftreten können, gleichviel ob ihre Klage gegen einen 
Einheimifhen oder Fremden gerichtet ift 13), fondern daß fie auch vor den gewöhn— 


”, Anm. d. Ned. In der Sikung des englifhen Oberhaufes vom 15. April 1858 nannte 
Lord Clarendon das Pafweſen einen zwediofen Unfug, den auch der Kaifer der Krangofen ver 
einigen Yahren habe abichaffen wollen, allein die Mafje der dabei intereffirten Beamten habe Den 
Milan zu bintertreiben gewußt. Der Gebraud, der gerade in Frankreich neuerdings von biefer 
Einri ng gemacht worden ift, wird Dazu beitragen, fie um fo rafcher vollend& zu diskreditiren. 

13) Wegen der Verpflichtung zur Kautionslelftung |. oben ©. 758 Lit, a. 
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lihen Gerichten des Landes Recht nehmen müſſen, wenn nicht etwa eigene Fremden⸗ 
oder Gaftgerichte im Lande beſtehen. Eine foldhe erceptionelle Gerichtsbarkeit über 
Fremde haben die Konfuln in den Stäpten der Levante, denen gewöhnlid bie 
Befugniß zulommt, in den Klagſachen unter ihren Landsleuten und gegen biefelben 
Recht zu fprechen. 1%) Bezüglich der civilrechtlichen Verhältniffe der Frempen machen 
indeſſen mehrere Gefeßgebungen eine Unterfcheidung, die zuerft dem Code Nap. 
ihren Urfprung verbantt. Der Art. 13 veffelben verfügt nämlich, daß verjenige 
Fremde, welder mit Ermächtigung des Kaifers fein Domicil in Frankreich aufge 
ſchlagen hat, alle Eivilrechte, aljo auch jene genieße, die fonft in der Regel dem 
Fremden verfagt find, fo lange er vafelbft verweilt. Diefelbe Beftimmung iſt auch 
in das bayerifche Indigenats⸗Edikt von 1818 $. 19 übergegangen, ohne Übrigens 
bier die praktiſche Bedeutung erlangt zu haben, wie in Frankreich. 

‚Eine andere, unmittelbar nicht hieher gehörige, jedoch mit dem Fremdenrecht 
im Zufammenhang ftehende Frage ift die, ob der Aufenthaltsftant gehalten fet, bie 
gegen einen in feinem Gebiete fi aufhaltenten Fremden im Baterlande oder in 
einem britten Staate erlafienen rehtsträftigen Erkenntniſſe zu vollfireden, 
beziehungsweiſe ob ver Heimatſtaat verbunden fei, die auswärts gegen feine Unter 
thanen gefällten richterlichen Urtheile in Vollzug zu fegen? Stellt man fi bei 
Beantwortung diefer Frage blos auf ven flaatsredhtlichen Standpunkt, fo ift fie 
zu verneinen; blos im eigenen Gebiete und foweit das imperium bes betreffenben 
Staates reiht, haben vie rechtöfräftigen Entſcheidungen der Gerichte unbebingten 
Anſpruch auf Vollſtreckbarkeit und auf wirkliche Vollſtreckung. Nur auf Grund 
vblkerrechtlicher Verträge oder einer auf das Princip der Gegenfeitigfeit gegründeten 
Obfervanz läßt man audy fremdrichterliche Urtheile in Lande zum Vollzug bringen. — 
Da übrigens ver Staat überhaupt zur Nealifirung des Rechts und der Gerechtig⸗ 
keit berufen tft und ven gleichen Beruf der übrigen cioflifirten Staaten anerlennen 
muß und im Allgemeinen wirklich anerkennt, fo erfcheint es richtiger, der rechts⸗ 
fräftigen vichterlichen Entſcheidung auch im fremden Staate die Bollftredbarkeit 
einzuräumen, wenn nur erwiejen wird: & daß das ausländiſche Gericht, von dem 
das Urtbeil berrührt, in der Sache Tompetent geweſen fei; A. daß es feinen 
Landesgefegen gemäß vie Sache verhandelt und entfchieden habe; und y. daß darin 
Nichts verorbnet fei, was biesjeitigen Ianvesgejeglihen Geboten und Verboten 
zumiberläuft. Ueber das Vorhandenſein dieſer Borausfegungen im einzelnen Falle 
entfcheiven vie Gerichte des Staates, in dem die Bollziehung flattfinden fol. — 
Die Gründe für die Bollziehbarteit fremdländiſcher Rechtserkenntniſſe fteigern ſich 
bezüglich der deutfchen Staaten unter ſich; das rechtlihe Band, das fle zu einem 
Ganzen verbindet, follte feine Wirkung vor Allem auf die Uebung der Rechtspflege 
erftreden und die Urtheile des einen Staats in allen andern Bundesſtaaten zur 
Vollſtreckung geeignet erjcheinen laffen. Bis zur Stunbe ift indeß eine ſolche allge: 
meine Regel im Bundesrechte nicht begründet. Die Urtheile ver Gerichte der Bundes⸗ 
ftaaten werben nadı venfelben Grunbfägen beurtheilt, wie vie Urtheile außerbentfcher 
Gerichte, d. 5. fie werben nur dann und inſoweit erequirt, als völferrechtliche Ber⸗ 
träge dies zulaffen, reſp. verlangen. 15) 





16) Vergl. darüber Heffter, europ. Völkerrecht (MI. U) S. 415. 

18, Vgl. zur Gefchichte diefer Frage in Deutfchland den 8. 50 der Grundrechte des deutichen 
Volkes, dann den zum Vollzug diefes Paragraphen vom Reichöverwefer der Nationalverfammlung 
vorgelegten Geſetzentwurf v. 22. Febr. 1849 in dem flenugraph. Ber. 3. III. ©. 5360. In 
der jüngften Zeit kat Bayern einen Antrag an die Bundesverfammlung gebracht, der die Ber: 
wirflichung des im Texte erwähnten Poftulats bezwerkt, 

, 
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b) Während ihres Aufenthaltes find für die Fremden die Polizei- und 
Strafgefete des betreffenden Landes ebenfo verbindlich, wie für vie Einheimifchen; 
auch fie find daher der Polizeigewalt und den darin enthaltenen Strafbefugnifien, 
fowie der Strafgerichtöbarteit des Aufenthaltöftaates unterworfen. Wo viefer Orım 
fat durch die neuern Geſetzgebungen nicht ausdrücklich ausgefprochen ift, da wirt 
er als ſelbſtverſtändlich gültig vorausgejegt; in den meiften ift er übrigens birek 
zum Gefeg erhoben. Nicht fo übereinftimmend find vie Normen des pofttiven Rechtes 
in Unfehung ver Srage, ob Fremde auch wegen folder Verbrechen und Vergehen 
zu beftrafen feien, welche fie in einem britten Staate begangen haben. Währent 
in dem einen Theil ver Staaten, wie z. B. in England und Norbamerifa, bie 
im Auslanve gleihviel von wem begangenen Rechtsverletzungen völlig ungeflraft 
bleiben, ſehen andere auch diefe für ftrafbar an und fuchen ven Urheber ber ge 
rechten Strafe zu unterwerfen, indem fie ihn ausliefern oder eventuell felbft firafen. 
(Bol. die Art. „Aſylrecht“ und „Auslteferung”). Der größere Theil der europäiſchen 
Geſetzgebungen ſchlägt einen Mittelweg ein, indem fie darauf Rücſicht nehme, 
gegen wen das auswärtd verübte Delikt gerichtet iſt, ob gegen fie felbft um 
gegen ihre Unterthanen, oder gegen frembe Staaten und beren linterthanen, 
und indem fie die legteren als nicht zu ihrer Kompetenz gehörig betrachten, alſo 
ſtraflos laſſen. Auch vie Staaten der legteren Gruppe weichen in der Auspehnung 
reip. Begrenzung ihrer Straffanktionen noch mehr oder minder weſentlich von einander 
ab. Das bayeriihe Strafgejeß 3. B. ftraft die Ausländer wegen der im Auslande 
begangenen Rechtsverletzungen dann, wenn biefe an dem Stantsoberhaupte von 
Bayern, oder am Staate felbft oder an einem bayeriſchen Untertbanen verübt 
worden find; — das öſterreichiſche dann, wenn fie auf die Verfaſſung, bie öffent- 
lihen Krebitpapiere und das Münzwefen dieſes Staates Bezug haben. Eine voll 
fländige Infammenftellung ver vesfallfigen pofitiven Gefege f. bei A. 5. Berner, 
Wirkungstreis des Strafgefeges nach Zeit, Raum und Perjonen, Berlin 1858; 
vgl. noch Berner, Lehrb. des deutſchen Strafrechts, Leipzig 1857, ©. 194—203. 

Das Strafverfahren gegen Fremde, bie fi eines ftrafbaren Reates 
ſchuldig gemacht haben, und der Strafgerichtöbarteit des Aufenthaltsftantes ver- 
fallen find, bat nichts Beſonderes; 16) dieſelben Formen, weldhe bei dem Verfahren 
gegen den Iuländer Anwendung finden, kommen aud für und gegen ven Ans 
länder zur Anwendung. Soweit daher das gefegliche Verfahren fonft ein mänt: 
liches und öffentliches ift, und inſoweit fonft Geſchworne bei der Urtheilsfällung 
mitwirken, gelten dieſelben Borfchriften au, wenn ver Angefchuldigte ein Fremder 
ift. Daß man einen Theil der Richter aus der Klafle der Fremden wähle, das 
findet fih nur in England. Die Stwafen, welche ver Richter gegen einen auf 
ländifhen Inguifiten zu verhängen hat, find vie nämlichen, wie er fie gegen In 
länder verhängt. Wenn daher gewifle Strafarten, wie 3. B. der Pranger over 
die Brandmarkung, von der Geſetzgebung einfach für aufgehoben erflärt find, fo 
kann auch gegen Fremde nicht mehr auf fie erkannt werben. Eine durch die recht⸗ 
lihen und thatſächlichen Berhältnifie gerechifertigte Modifikation viefer Regel Tiegt 
darin, daß gegen gewifle auswärtige Delinquenten vie Landesverweiſung entweber 
als Hauptfirafe ausgefprochen werben barf, ober daß fie doch als Straffolge überall 
da eintritt, wo ein Ausländer, der wegen Verbrechen verurtheilt war, feine Strafe 


7 
* 


16) Vorausgeſetzt alſo, daß der Aufenthaltsſtaat überhaupt eine ftrafrechtliche Unterſuchung 
einzuleiten und durchzuführen berufen tft; inmwieferne biefes der Fall fei, darüber find die cit. Ars 
titel „Aſyl“ und „Auslieferung“ zu vergleichen, 
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verbüßt hat; vgl. das bayer. Strafgeſetzb. Art. 31 und 36 und Berner Lehrb. 
des Strafr. S. 184, Note 1. 

Eine Ausnahme erleiden die Grundſätze über Unterordnung der Fremden 
unter die Eivil- und Kriminal-Gerichtsbarkeit des Aufenthaltsftantes bezüglich der⸗ 
jenigen Perfonen, welche völferrechtlich als erterritorial gelten, wie bei den fremden 
Souveränen und den Geſandten; f. ven Art. „Erterritorialität”. 

c) Der Finanzgewalt des Aufenthaliftantes- ift der Fremde nicht gleich 
bem Inlänber unterworfen; die Steuerpflicht, das Korrelat der Finanzgewalt, Taftet 
im Wllgemeinen blos auf dem ftändigen Unterthanen. Der Fremde hat nur aus 
befonvdern Gründen, welche in den befteuerten Objekten liegen, Steuern zu entrichten. 
Er zahlt daher, abgefehen von ver Grund» und Hänferfteuer, die ihn als Forenfen 
trifft, allernings die Patent» oder die Gewerbefteuer, wenn er ein befteuertes 
Gewerbe im Lande erwirbt und ausübt. Das gleiche gilt, wenn er Rechtegeichäfte 
im Lande eingeht und vor den ffentlichen Behörden protofolliren oder beglaubigen 
läßt, weldhe der Tax⸗ und Stempelpfliht unterliegen. Wenn ver Staat für die 
Benutzung gewiffer öffentlicher Einrichtungen und Anftalten Abgaben erhebt, fo 
macht es natürlich Teinen Unterfhied, ob der Benutzer ein In⸗ oder Ausländer 
fei, dahin gehören z. B. die Wegegelver, die Flußzölle, Ranalgebühren u. a. Was 
dann die Konjumtionsauflagen und insbefondere die invireften Steuern betrifft, 
fo fommt e8 auch bei ihnen nicht auf den öffentlichen Stand des Konfumenten an, 
fonvdern die Thatfache des Verbrauchs gewiſſer Artifel begründet vie Steuerpflicht, 
und ihr unterliegt daher der Fremde gleih dem Einheimifhen; Beiſpiele Itefern 
die Zölle, die Accifen u. a. Bon der Kapitalrenten- und Einfommenftener iſt ver 
Fremde als folder regelmäßig frei; nur dann erflären ihn viele Gejege für fteuer- 
pflitig, wenn er feinen Wohnftg im Lande genommen, und aud) dann nur in 
Anſehung vesjenigen Einfommens, das er aus dem Aufenthaltöftante bezieht. Die- 
felben Rückſichten entfcheiten aud darüber, ob und inwiefern ber Fremde die parti= 
fularen Öffentlichen Laften, wie Gemeindeumlagen, Kreisabgaben mitzutragen habe; 
auch von ihnen muß er in ver Regel frei bleiben, wenn nicht beſondere Gründe 
obwalten, vie aud ihn abgabepflihtig machen. Diefes tft namentlih der Fall 
bei ven Lolalaccifen von Lebensmitteln, dann bei ben Gebühren, welche für bie 
Benutzung von Gemeindeanſtalten zu entrichten find, wie das Schulgeld, und endlich 
bei ven Armentaren, welche man gewöhnlih von Allen erhebt, vie in ver Gemeinde 
wohnen, ohne Unterfhien, ob fie Fremde over Einheimifche find. — Befondere 
Grundfäge gelten auch in viefer Beziehung für vie Erterritorialen, worüber das 
Nähere in dem fpeciellen Artikel ſchon mitgetheilt if. 

d) Der Dienftpfliht überhaupt und der Militärpflicht insbeſondere ift der 
Fremde als folder nicht unterworfen, da fie als eine Folge der Stantsangehörig- 
feit fi darftellt. If dem aber fo, ift der Fremde der Natur der Dinge gemäß 
militärfrei, fo verfteht es fich von felbft, daß man auch Fein Aequivalent in Geld, 
keine Reluition von ihm forbern Tann. — Eine andere Frage ift e8, ob ber Fremde 
fähig fei, in den Heerverband eines dritten Staates einzutreten, und biefe Frage 
wird von den meiften Stanten bejaht; nur zu den höhern Ehargen fordern manche 
Staaten das Indigenat. 

e) Ieder Fremde hat das Recht, das Gebiet des Staates, in dem er ſich 
aufgehalten bat, nach feinem Belieben wieder zu verlaffen und bie fremde Regie 
rung ift im Allgemeinen nicht befugt, ihm ven Wegzug zu verfagen oder zu be 
ſchränken, es müßte denn fein, daß er für feine Perfon noch Verbindlichkeiten 
gegen den fremden Stant over feine Unterthanen zu erfüllen oder ein Delikt 
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daſelbſt begangen hätte, wegen vefien er tem Aufenthaltöftaate verantwortlich ift. 
In Fällen ver erfteren Art muß der betreffende Ausländer vorher feine Schulven 
berichtigen over feinen Glänbigern genügende Sicherheit für fpätere Berichtigung 
beftellen. — Diejelbe Regel, die wir bezüglich der Perſon des Fremden aufgeftellt 
haben, gilt auch für fein Vermögen. Sollte er im Lande fterben, fo kann fein 
Nachlaß feinen geſetzmäßigen Erben nicht vorenthalten werden, ohne Rückficht 
darauf, ob diefe Inlänver over Ausländer feien. — Die dieſen Regeln entgegen: 
ftehenven früheren Gebräuche, refp. Mißbräuche, wie das (pfälzifche) Wilpfange- 
recht 17) und das am längften in Frankreich aufredhterhaltene Heimfallsrecht 
(jus albinagii, droit d’Aubaine) 18) find in der neueften Zeit theild ausdrücklich 
aufgehoben, theild unanwendbar geworden. — Damit fteht die Frage in Berbin- 
dung, nad welden Geſetzen die Nachfolge in das Bermögen eines ſolchen Fremden 
zu beftimmen fei, ob nach ven vaterländiſchen oder nad denen des Anfenthalts- 
ortes? Die Antwort darauf hängt unfers Erachtens davon ab, ob der Fremde 
feinen Wohnfig im fremden Lande aufgefohlagen oder fi) blos vorübergehend dert 
aufgehalten habe; im exfteren Yalle kommen die Gefege des Ortes in Anwendung, 
wo der Erblafler feinen Wohnfig hatte, im zweiten Yal jene des Orts feiner 
Heimat, wo er zulegt domicilirte. 

So wie dem Fremden das Recht zufommt, beliebig aus dem Staate wegzu- 
ziehen, wo er fidy bisher aufgehalten hatte, fo ſteht au dem Staate regelmäßig 
das Recht zu, ihn beliebig aus feinem Gebiete wegzumeifen, obne baß ter 
Betroffene Mittel hätte, fi) dagegen zu vertheitigen. Nur den Schug feiner 
Regierung kann er reflamiren, und es verfteht fi von felbft, daß ber Heimatflaat 
des DBetheiligten wegen ungegrünbeter oder verlegenber Ausweifung ſich einmifchen 
und Genugthuung verlangen kann. In feinem Falle kann er ſich übrigens weigern, 
feine Staatsangehörigen wieder bei fi aufzunehmen, wenn er aud in Ermuang- 
lung befonverer Verträge nit zu einer fürmliden Uebernahme verpflichtet 
ift. Ein bievon verfchtevenes Syſtem befteht in Nordamerika, England und in ber 
Hauptſache auch in ver Schweiz und in Belgien. In diefen Staaten kann ber 
Fremde, der feinen Aufenthalt im Lande genommen, in der Regel ebenfowenig 
von ber Polizei weggewiefen werben, ald der Einheimifhe. Ob und inwiefern der 
Staat verpflichtet fet, die bei ihm verweilenden Fremden auf Berlangen ihrer 
vaterlänbifchen oder einer dritten Regierung auszuliefern, pas wurve fchen 
früher in ten Artikeln „Aſyl“ und „Auslieferung” erörtert. 

IV. €8 erübrigt noch eine gevrängte Darlegung ver Berhältniffe, welde 
zwifhen dem Staate und feinen im Auslande verweilenden Ange: 
börigen obwalten. Das thatſächliche Verlaſſen des vaterlänpifchen Staatögebietes, mag 
es mit oder ohne Beobachtung der VBorjchriften über das Paßweſen gefchehen, und ver 
Aufenthalt im fremden Staate, gleichviel wie lange er daure, wenn nur die Abſicht 
der Rückkehr nicht geradezu aufgegeben tft, ändert an ſich Nichts an dem Unter- 
thanenverhältniffe. Auch im Auslande bleibt der Staatsgenoſſe feinem Heimatſtaat 
und feinen Geſetzen unterthänig, und ift dieſen Gehorſam ſchuldig; fein Stand, 
feine Rechts» und Handlungsfähigkeit wird auch in ber Fremde nah Maßgabe ver 
beimatlihen Gefege beurtheilt. Auf vie familienrechtlihden Verhältniſſe insbeſondere 
bat die Entfernung von der Heimat feinen Einfluß; vie Vorſchriften über Ein- 





17) Vergl. darüber Walter, deutſche Mechtögeichichte, B. II, S. 61. ff. 
18) S. darüber Bluntſchli, deutiches Privatreht, 3. I, S. 383 u. W. Schäffner. 
Geſchichte der Rechtöverfaffung Frankreichs, B. II, S. 174 u. 368 u. B. IV, S. 102. 
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gehung der Ehe, dann die Wirkungen einer gültig zu Haufe geſchloſſenen Ehe 
verbinden den Unterthanen aud auswärts, — Bon den obligatorifchen Berhältnifien 
bleiben nicht blos alle jene bei Kraft, die wor feiner Entfernung gültig zu Stande 
gelommen find, fondern er kann neue begründen, und zwar genügt es in formeller 
Beziehung, wenn dabei die Beftimmungen des Aufenthaltsortes beobachtet find. 
(loeus regit actum), foferne nur nicht das Geſchäft an fi von den Heimate- 
gefegen verboten ift. Welche Grundſätze bezüglich der Verlaſſenſchaften joldher Per- 
fonen gelten, die in der Fremde verfterben, davon war oben ſchon die Rebe. 

Macht fi der Unterthan während feines Aufenthalts in einem auswärtigen 
Stante einer Vebertretung der Strafgefege feines Heimatlantes ſchuldig, fo ift er 
dafür nach ven pofitiven Sagungen ver meiften europäifchen Staaten ven Gerichten 
befielben verantwortlich; nur England hält auch in dieſem Punkte das Princip der 
Territorialität des Nechtes feft und läßt ſolche Uebertretungen, vie tm Auslande 
begangen werben, ſtraflos. Die Ausübung der Strafgerichtsbarleit gegen ein 
ſolches Individuum ift aber freilih davon abhängig, ob der Staat, in. dem 
das Delift begangen wurbe, baffelbe vor fein Forum ziehe oder nit, und im 
legteren alle nod davon, ob der Aufentbaltöftant ven Angeſchuldigten ausliefere 
‚ober nicht. 19) | 

Das Unterthanenverhältniß äußert indeß feine Wirkungen in der Fremde nicht 
blos, infoweit es Pflichten begründet, ſondern auch infoferne e8 Rechte zur Folge 
hat. Der Staatögenofje verbleibt daher im Auslande nicht blos im Genuſſe aller 
berjenigen Rechte, welche vie heimifche Verfaſſung und Gefeßgebung ihm einräumt, 
fondern er fann die Vertretung und den Schuß feiner Regierung gegenüber ben 
fremden Staaten anfprehen, in deren Gebiete er verweilt, und dieſelbe iſt ver- 
pflichtet,, alle ihr völferrechtlich zu Gebote ſtehenden Mittel anzuwenden, um bie 
Rechte und Interefien ihrer Angehörigen gegenüber den fremden Staaten zu wahren 
und beziehungsweife zur Geltung zu bringen. Die veffallfige Thätigkeit bildet einen 
weſentlichen Beftanbtheil der Wirkſamkeit ver viplomatifhen Agenten, welche jever 
Staat, der eine politiſche Bedeutung und Stellung anfpridt, bei ven fremden 
Staaten bevollmädhtigt. — 

Literatur: Das praktifche europäifche Fremdenrecht von Dr. 8. Th. Pütter, 
Leipzig 1845, 8.; Trait6 du droit internationale privg par Dr. Foelix, 
Paris 1843. Das legtere Wert enthält zunächſt eine einläßlihe Erörterung ber 
Materie über die Kollifion der Statuten im Gebiete des Privatrechts, und gehört 
daher nur mittelbar hieher; vie öffentlich rechtlichen Berhältnifje werben direkt 
gar nicht berührt. Auch das erftere Wert tft vorzugsweiſe dem Privatrecht ges 
widniet; nur das Strafrecht wird kurz mitberüdfichtigt. Vgl. noh Heffter, das 
europäiſche Völkerrecht der Gegenwart (III. Aufl.), Berlin 1855 ©. 112 ff. und 
Dr. I. Besque von Büttlingen, die gejetlihe Behandlung der Ausländer in 
Defterreih, Wien 1842, 8. Bir. 


19) Daß der lintertban auch für die Zeit, während welcher er im Auslande verweilt, feinem 
Heimatlande gegenüber fleuerpflichtig bleibe, folgt aus dem Obigen von felbit. Nur treffen ihn 
jene indireften Abgaben nicht, die auf den Verbrauch gewifter Gegenftände gelegt find, wie z. B. 
Die Acciſe von Lebensmitteln, auch dann, wenn etwa die Gemeinden zur Erhebung von folchen Abgaben 
berechtigt find, und weder der Staat noch die Genieinde fann dafür von dem Abweſenden eine 
Entihädigung — ein Abſentgeld — fordern. 
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ift im Allgemeinen der verbärgte Zuſtand der Sicherheit gegen eine gewaltfame 
feindliche Behandlung. Er ift die erfte Bedingung und Aufgabe des flaatlichen 
Seins im Innern der Geſellſchaft; ihn gewährt und gewährleiftet der Fürſt ober 
bie Gemeinde. So tritt der Gedanke praltifc im älteften germaniſchen Volksleben 
hervor und bildet hier ein bedeutendes Element in ver Rechtsentwidelung. Seine 
Stelle vertritt jeßt der publiciſtiſche Begriff der Bffentlihen Ruhe und Sicherheit. 
Der Friede nad Außen over mit‘ andern Völkern und Staaten ift ſowohl Bebin- 
gung einer inuern naturgemäßen Veförberung ver Wohlfahrt und Orbnung, wie 
des internationalen Verkehrs. Nach allen dieſen Richtungen bin griff ehemals vie 
Kirche tes Mittelalters wohlthätig vermittelnp durch die Verkündung von Gottes: 
frieben (treugs pacie) ein, indem fie wenigftens zeitweilig innern und äußern 
Befehdungen und Gewaltthaten einen Stillſtand gebot. Nachdem nun vie innere 
Ruhe und Ordnung und die Macht des Staates fefter gegründet worben, bleibt 
bauptfähhli nur der äußere internationale Frieden ein Gegenſtand des öffentlichen 
Rechts und der Politik, 

Hier nun ift und Friede der Zuftand, welcher der Beendigung eines Kriege 
zuftandes unter den darin begriffen gewejenen Parteien nachfolgt, ohne daß eine 
derfelben völlig der andern unterworfen worben ift. Er äußert fich weſentlich in ver 
Ausichliegung kriegeriſcher Waffengewalt und ihrer Wirkungen, in dem Eintritte eines 
burch willkürliche Waffengewalt nicht weiter geftörten Berhältniffes. Dieſer Zuftand 
ift entweder ſchon die Folge einer von ven Kriegführennen ohne alle Berabrebung 
gegenfeitig beliebten Einftellung ber Feindſeligkeiten mit Wiebereröffmung eines 
freunpfchaftlichen Verkehrs, oder eines förmlichen Friedensſchluſſes, was der gewöhn⸗ 
liche Tall ift, wiewohl e8 an Beiſpielen ver erfteren Art nicht gänzlich mangelt. 

Friedensſchlüſſe find, nebft den Bündniſſen, vie ältefte Art der Bölfer- ober 
Stantöverträge. Alles, was von dieſen überhaupt gilt, leidet auch Anwendung auf 
Friedensſchlüſſe, im Beſondern rüdfichtlic der Form der Abſchließung, ihrer Beftäti- 
gung und Verſtärkung, in welcher letztern Beziehung ehemals Eid und perfönlicher 
Einftend, welchen höhere Bafallen und Kronbeamte als conservatores pacis für 
ihre Herren übernahmen, vorzulommen pflegten, jetzt aber höchftens noch Garan- 
tieen dritter Mächte (f. d. Art.) und Unterpfannsbeftellungen durch Einräumung fefter 
Pläge oder Provinzen üblich ift. Ihrem Inhalte nach find fie entweber auf ven Friedens⸗ 
ftand allein und fchlechthin ausgehend , une paix pure et simple, wie der 1850 
zwilchen Preußen und Dänemark gefchloffene, oder fie find bevingte Friedensſchlüſſe, 
a geniten Klaufeln und Verpflichtungen eingegangen, was ber gewöhnlicher 

a 


Fragen wir nun, was das Weſentliche jedes Friedensſchluſſes ſei, ſo liegt 
ſolches ohne Zweifel in der definitiven, unbegrenzten Beſeitigung des Kriegs⸗ 
ſtandes unter den Kriegsparteien. Durch jene Vorausfetzungen unterſcheidet ſich der 
Friede ſelbſt von einem auf unbeſtimmte Zeit oder auf lange Jahre eingegangenen 
Waffenſtillſtande, in welcher Form man ſich ehedem mit der Pforte anſtatt eines 
Friedensſchluſſes auseinanderzuſetzen gewohnt war, da den Moslemin durch ihr 
Religionsgeſetz ein dauernder Friede mit Ungläubigen nicht geſtattet iſt. Jedoch hat 
die Pforte ſchon während des vorigen Jahrhunderts defſinitiven oder dauernden 
Frieden geſchloſſen (Mably, droit publ. de l’Europe t. II, p. 46). — Sodann 
liegt in der definitiven Bejeitigung eines bisherigen Kriegsſtandes ganz von jelbft 
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bie Nothwendigkeit einer gegenfeitigen Amneſtie; d. i. ver bisherige Kriegsſtand mit 
feinen Urfahen und Wirkungen darf keinen Grund zu einer Erneuerung des 
Kriegsftandes abgeben; der Friede wirft einen Schleier über-Beides, über die Ur- 
fahen und Wirkungen des Krieges unter ven bisherigen Kriegsparteien. Liegt alfo 
ein wahrer Friedensſchluß in der Abficht verfelben, fo verfteht fih auch die Am⸗ 
neftie in ben beiden gebachten Beziehungen ganz von felbft, fogar ohne ausdrückliche 
Klaufel. Nur einzelne Bubliciften haben dies beftritten oder in Zweifel gezogen, 
dadurch aber das WB fen eines Fsrievensfchluffes und vefinitiven Friedenszuſtandes 
ſelbſt verkannt. 

Nah dem Geſagten find nun auch vie Wirkungen ver Friedensſchlüſſe — 
abgejehen von ven befonvern Klaufeln und Bedingungen eines jeden — leicht zu be» 
ſtimmen. Es find dieſe: 

Zuförberft find alle Anſpruüche und Streitigkeiten, welche zu dem Kriege An⸗ 
laß gegeben haben, als getilgt anzuſehen und eine Erneuerung Tann nicht welter 
ftattfinden. Was aber die Anläſſe oder Urſachen des Krieges gewefen feiern, muß 
and den vorangegangenen Verhandlungen und Erklärungen der Kriegführenven 
entnommen werben. Zweites: was man fi) Uebles währen des Krieges zugefügt 
hat, e3 fei nach Kriegsgebraud oder gegen venfelben, ift als vergeflen und ver+ 
ziehen anzufehen, fo daß weder jest noch in Zukunft deßhalb eine Genugthuung 
oder Entſchädigung verlangt werben Tann. Drittens muß jede fernere feindſelige 
Handlung unter den bisherigen Kriegsparteien unterbleiben. Eine dennoch unter 
nommene Handlung der Urt würde ein Friedensbruch fein, jevenfalld, wenn es 
nicht hiezu fäme, zu einer vollfländigen Genugthuung verpflichten. 

Hinſichtlich des ferneren Befig- und Rechtsſtandes unter den Kriegführenven 
ift, ohne entgegenſtehende ausprüdliche Klaufeln und Stipulationen, von folgendem 
Standpunkt auszugehen. Der Krieg hat nad der immer noch feftftehennen Praris 
jeden rechtlichen Verkehr und jeves Rechtsverhältniß, was nicht durch den Kriegs⸗ 
gebrauch felbft fanktionirt ift, unter den kämpfenden Parteien aufgehoben, ja bie 
rechtliche Eriftenz des einen oder andern Theiles auf die Spike des Schwerte, 
in die Laune bes Kriegsglückes geftellt. Es wird demnach angenommen, mit ber 
Eröffnung des Kriegöftanves ſei jedes noch bindende Vertragsverhältnig erloſchen 
und es beginne ein ſolches überhaupt erft wieder mit dem Frievensfchluffe. Diefem 
falle alſo auch anheim, die künftigen Rechtsverhältniſſe neu zu geftalten. Hieraus 
folgt, fofern nicht der Friedensſchluß felbft Näheres beftimmt, erftlih: Unter ben 
Parteien iſt der augenblickliche Befisftand auch für vie Folge maßgebend. Was 
jeber Theil inne bat, fei es mit oder ohne den Einfluß des Kriegsglüdes, behält 
er; der Friedensſchluß beftätiget vie während des Kriegs gemachten Eroberungen 
an Land und Leuten und giebt definitiv das Eigenthbum ber gemachten Beute. Eben 
jo bildet der dermalige Befitzſtand vie Baſis für die ftipulirten Reſtitutionen und 
Geiftonen; d. h. fie find nur in dem Zuſtande zu leiften, worin fi) die zu vefti- 
tuirenden ober abzutretenden Sachen befinden. Zweitens find und bleiben ohne 
beftimmte Wieverberftellung alle unter den Kriegsparteien vormals beftehenven Ber- 
träge außer Kraft, und man kann felbft denjenigen Verträgen, welche ganz ober 
zum Theil auf ven Fall eines ausbrechenden Krieges geſchloſſen find, eine größere 
Dauer oder Haltbarkeit nicht zufchreiben, es wäre benn, daß geradezu auf alle 
künftigen Kriegsfälle unter ven Parteien ein immerwährendes Kompromiß gejchloffen 
worden. Huch verfteht fich von felbft, daß durch einzelne Stipulationen des Friedens⸗ 
ſchluſſes frühere Verträge ſtillſchweigend wieder erneuert werben können, 3. ®. 
Grenzverträge durch die ausbenungene Reftitution „in den alten Grenzen“. 

Aluntfhliund Brater, Deutſches Staate⸗Wörterbuch Ill. 49 
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Auf dieſe Baſis des status quo iſt demnach Alles, worüber es an befkinmiten 
Klaujeln mangelt, fowie die Auslegung der Klaufeln jelbft zurückzuführen. Andrer⸗ 
jeits folgt aber aus dem Weſen der Auıneftie, welche fih nur auf bie Urfachen 
des Krieges und auf deffen Unbilden erfiredt, daß durch biefelbe Forberungen und 
Anſprüche, die bereits vor dem Kriege beftanden und in Teiner Weife zu bemfelben 
Anlaß gegeben haben, nicht berührt werben, felbige vielmehr aus ihren urfpräng- 
lien, dem Kriege vorausgegangenen Rechtstiteln auch noch ferner geltend gemadt 
werben lönnen, z. B. Rüdftände aus früheren vertragsmäßigen Verpflichtungen 
oder Entfhädigungen für Schavenszufügung, Zurädforberung von irrthümlid 
geleifteten, nicht verfchuldeten Zahlungen und dergleichen. Ebenfowenig bürfen durch 
die Friedensamneſtie Rechtsanſprüche von Unterthbauen des einen Theiles an ven 
anderen friegführenden oder an deſſen Unterthanen für getilgt angejehen werben. 
Denn der Krieg erzeugt nach heutiger Völkerfitte keinen abfoluten Kriegsſtand gegen 
die Unterthanen; er zieht fie nur mittelbar hinein und zu einer Mitleivenheit, jo 
weit es unvermeidlich ift. Dennoch pflegt zwar während bes Krieges bie CEinklagung 
folder Forberungen verfagt zu werben; dies iſt jedoch nur eine Suspenſion ver 
Diläopofie währenn des Kriegöftandes, welche durch den Friedensſchluß vom felbft 
wieder aufgehoben wird. — Zweifelhaft könnte fcheinen, ob durch bie Amneftie 
nicht wenigftens diejenigen Anfprühe und Forberungen niebergefählagen werben 
möchten, welche während bes Krieges unter feindlichen Perfonen durch Einziehung 
einer Obligation des einen Theiles gegen ven anderen erwachſen find. Man wird 
dies nur mit Unterfheivung beantworten lönnen. Rein civilrehtliche Privatoblige- 
- tionen werben nämlich unbedenklich auch nad dem Frieden ihre Klagbarkeit behalten, 
beziebentlich erhalten. Iſt dagegen bie Forderung durch einen Alt Iriegerifcher Gewalt 
begründet worben, z. B. eine Wechjelobligation, jo wird man unterſcheiden dürfen, 
ob damit eine nach Kriegsgebrauch erlaubte feinpfelige Handlung, 3. B. eine Plünte- 
rung, eine Wegnahme abgewenbet und gleihfam abgelanft werben folle, oder ob ver 
Alt ein rein willtürlicher oder gewaltfamer war, um eine Obligation zu exrprefien. 
Im legtern Falle würde dem Schuldner ſchwerlich die Einrede erlittener Gewalt zu ver- 
fagen fein, während im erftern Halle bie Klagbarkeit ſchwer zu Iäugnen ift; fie hat fogar 
in der Praris bie Klagbarleit ver billets de rangon für fih, wodurch ein weg⸗ 
genommenes Schiff bei dem feindlichen Captor von ver Beſchlagnahme vormals los⸗ 
gefanft werben konnte. Allerdings find in manden Friedensſchlüſſen, 3. B. im 
Teſchener, alle aus Anlaß des Krieges ausgeftellten Schulpverfchreibungen für null 
und nichtig erklärt worden; bergleihen Beſtimmungen laflen indeß eine andere 
Negel durchſchimmern, und für viefes fpricht, daß der jo bedächtige Osnabrücker 
weftphälifche Friedensſchluß im Art. IV $. 46 nur bie durch Gewalt errungenen 
Obligationen unbebingt für ungültig erllärt bat, ganz in Uebereinſtimmung mit 
dem zuvor Bemerkten. Gerave fo bat auch die Frage durch den großen Kurfürften 
Friedrich Wilhelm von Brandenburg in einem Landtagsabſchied vom 26. Juli 
1653 ihre Erlebigung erhalten. | 

Nebenwirkungen ber Friedensſchlüſſe finden flatt für die Unterthanen ber 
Kriegführennen und für bie Neutralen. Für jene werben bie riebensflaufeln ein 
Geſetz der Nothwendigkeit, welchem fie fi) unterwerfen mäfien, felbft wenn damit 
Dpfer und Uenverungen von Privatrechten verbunden find; für biefe, die Neu- 
tralen, hören die Beichränfungen auf, welche fe fih für bie Dauer des fremben 
Krieges haben anferlegen müflen. Dagegen verbleiben ihnen alle Anſprüche wegen 
verlegter Neutralität; die Anmeftie gilt nicht in Betreff ihrer. 

Der entſcheidende Zeitpunkt für alles dieſes tft vie Unterzeichnung des Friedens⸗ 
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ſchluſſes durch die Bevollmächtigten der Kriegsparteten, felbft noch vor ver Rati⸗ 
filation ber Souveräne oder fonftigen Staatsgewmalten; denn dieſelbe ſusyendirt 
höchſtens nur die definitive Wirkſamkeit und Vollziehung; die Ertheilung erſtreckt 
ſich zurück auf den Zeitpunkt des eigentlichen Abſchluſſes. Daraus folgt von ſelbſt, 
daß ſchon im der Zwiſchenzeit alle Feindſeligkeiten zu unterbleiben haben und jeden⸗ 
falls der status quo aufrecht erhalten werben muß, alſo nur den Aenderungen 
vefielben, fie mögen auf feindlicher oder neutraler Seite vorlommen, entgegengetreten 
- werden darf. Sollten wirklich noch Feindſeligkeiten verübt werden, fo iſt dafür von 
den betreffenden Staatsgewalten Entſchädigung zu leiflen oder zu vermitteln, felbft 
in dem Yall, wenn ein lieb der bewaffneten Macht aus Unkunde über ben 
Friedensſchluß feindliche Sanblungen gegen bie andere Partei verlibt hätte. Uebri⸗ 
gens werben gewöhnlich in ven Präliminarien fowie in den definitiven Friedens⸗ 
ſchlüſſen nähere Zeitbeftimmungen getroffen, bis wohin etwaige Feindſeligkeiten, Weg⸗ 
nahme von Schiffen u, dergl., annoch durch das Kriegorecht gebedt und von wo au fie 
nichtig oder wirkungslos fein follen. Für bie Neutralen würben allerdings derartige 
Beftimmungen ohne ihre Theilnahme feine Geltung haben, rüdfichtli ihrer viel- 
mehr ver Zeitpunkt des Abſchluſſes allein entſcheidend bleiben. 

Aus welden Gründen suplid ein Friedensſchluß angefochten over aufge- 
hoben werben mag, biefe Frage wird meiftens durch politiſche Notwendigkeiten 
und Iuterefien dem Rechtsboden entzogen. Auf biefem kann nur auf biejenigen Säge 
binverwiefen werben, welde für die Gültigkeit and Dauer der Stantenverträge 
maßgebend find. 

Durh das Vorftebende dürfte die rechtliche Natur des Friedens unb ber 
Friedensſchlüſſe nad ven Marimen bes europäiſchen Völferrechts, wie fie fih ſchon 
längft in der Prayis der Nationen bund gegeben haben unb von ben Publiciften, 
namentlich in neuerer Zeit von Battel, Martens, Klüber, Whenton, Pando, Wild⸗ 
man, eingezeichnet, auch durch des Unterzeichneten Stublen bewährt find, genügend 
dargelegt fein. Es möge nur noch einigen allgemeinen Betrachtungen Raum ver⸗ 
gönnt werben. . 

Die erfte darunter gilt der Thatfache des großen Gegenſatzes zwiſchen ben 
Zuſtänden der alten Welt und ber Neuzeit. Dort war ber Krieg vie Baſis bes 
Bolkerrechts, der Friede die Ausnahme; jegt, unter den chriſtlichen Nationen 
wenigfiens, ift der Friede vie Regel, ver Krieg die Ausnahme, deren Biel: jelbft 
nun wieder der Friede iſt. Darin und in dem unverkennbaren Beſtreben ver Re⸗ 
gterungen und Nationen für die Erhaltung des Friedens mag nun wohl bie reale 
Anbahnung eines ewigen Friedens gefunben werben, welden die Philoſophen 
ſchon jezumweilen als bloßes Ziel der Humanität aufgeftellt haben und bie chriftliche 
Offenbarung in höhere Ausficht ſtellt. Aber freilich ift er noch in weiter Ferne 
gelegen und die weitere Baſis könnte erft ein allgemeiner europäifcher, verbürgter 
Briedensftand fein, um forthin ven Krieg nun no außerhalb für einen ewigen 
Frieden führen zu können. Aber auch hiervon find wir burch innere und äußere 
Mißſtände noch fo weit entferat, va wir den Gedanken varan nur ald Hoffnungs- 
traum betrachten dürfen und uns fen an ben vborangeftellten Thatſachen bes 
gnügen laflen mäflen. Heften. 


Friedensſchlüſſe, S. Kongreſſe und Friedensfhlüffe 
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I. Jever Proceß ift immer ein Uebel; er beruht entweder auf einer Rechte 
veriweigerung ober auf einer Unkiarheit des Rechtes. Die Nechteverweigerung kann 
eine willkürliche oder unwillkürliche fein, je nachbem der Berpflichtete es blos ans 
Bosheit oder Muthwillen oder aus Leichtfinn und Nachläſſigkeit auf die Klage 
anlommen läßt, oder je nachdem ver Berpflichtete feine übrigens anerkannte Ber: 
bindlichkeit blos um deßwillen nicht erfüllt, weil ihm vie Mittel dazu fehlen. 

Die Unflarheit des Rechtsverhältniſſes liegt entweder darin, daß es zwelfel- 
baft ift, welches Geſetz auf daſſelbe Anwendung habe, oder wie vie Beltimmung, 
welcher daſſelbe unbeftritten unterliegt, zu verfiehen und anzuwenden fei, oder 
darin, daß es bezüglich ver Thatſachen, welche ven Rechtöfall bilden, an ver 
erforberliden Beſtimmtheit und Erkennbarkeit mangelt, ſei e8, daß es für die That⸗ 
fahen, worauf eine Partei ihren Antrag gründet und dem Rechte nach grünten 
fann, an allen Beweismitteln gebricht, ſei es, daß bie Urkunden, in welchen die 
Willensakte, auf die es anfommt, niebergelegt find, ſolche nicht zweifellos und mit 
unbeftreitbarer Beftimmtbeit entnehmen laffen. 

So tft aljo ver Rechtöftreit feiner Duelle, feiner Beranlaffung nad en 
Uebel, er ift ein folches auch zumeift in feinem Verlauf; er ift mit Koften ver: 
bunden, und entzieht ven darin Befangenen feiner gewöhnlichen Beihäftigung, 
feinem häuslichen und Gewerböberuf; durch das Treiben gerichtlicher Händel wird 
nicht felten dem Menſchen eine befondere Neigung zum Streiten eingepflanzt, welche 
mit längerer Angewöhnung wählt, und oft für das ganze Leben von ven 
ververblichften Folgen ift; jener Proceß bat Verdruß in feinem Gefolge und nit 
felten wird in ber dadurch hervorgerufenen Erbitterung der Grund zu Feindſchaften 
gelegt, die weit über die Dauer des Procefjes und über feinen nächſten Gegenftand 
binausreichen, den Frieden ver Familie, der Nachbarfhaft und ver Gemeinde auf 
lange Zeit untergraben. Ä 

Der Proceß ift nicht felten auch feinem Ergebniß nah ein Uebel. Wie 
fehr auch das Streben der Proceßgeſetzgebung dahin gerichtet fein mag, dem 
materiellen Rechte das Uebergewidht gegenüber dem formellen zu fidhern, immer 
wird es nicht fehlen, daß in Folge der Ungejchidlichkeit over Berfäumniffe von 
Seiten der Parteien oder Sachwalter als Recht erfannt werden muß, was nidt 
Recht ift, weil das nach der vorgefchriebenen Form eingerichtete Verfahren nur dieſes 
und fein anderes Reſultat geliefert bat. 

Alle diefe Erwägungen laffen eine gütliche Beilegung eines Streites, einen 
Bergleidh als ein Mittel ertennen, welches in vielen Fällen vem richterlichen 
Austrag einer Streitjache vorzuziehen ift. 

So wurde auch die Sache von der Öefesgebung aller Zeiten angeſehen. Rad 
dem älteren germanifchen Rechte waren vie Richter angewiefen, ehe fie emt- 
ſchieden, immer erft zu verfuchen, die Parteien in Güte (nach Minne) auseinanter 
zu fegen,; es war dieſes vorzüglich eine Aufgabe ver Schievsrihter, vie darum 
Minnerer genannt u werben pflegten. 1) Bei ven Römern kann die Spur 
eines gerichtlihen Vergleichsverſuches in jenen Borfchriften gefunden werben, nad) 
welchen der Kläger bei Klagen gegen gewiſſe PBerfonen, 3. B. Berwanbte, erft bie 


1) ©, &, Maurer, Gefchichte des altgermanifhen Gerichtäverfahtene, S. 268, 





Stiedensrichter, Friedensgeticht 773 


Erlaubniß nes Brätors einholen mußte, ehe vie in jus vocatio erfolgen burfte, 2) 
und es war feine Seltenheit, daß vie Litiganten insbeſondere bei den arbitrieis 
d. h. in jenen Fällen, wo das Amt des Richters ein freieres, fein Ermeſſen ein 
über den wörtlichen Inhalt des Gefchäftes hinausgehendes war, dennoch, ehe es 
zum Entſcheide des arbiter fam, ſich verglichen. I) Das kanoniſche Recht macht dem 
Richter die Anftellung eines Vergleichsverfuche zur Pflicht und erflärt die Wieder⸗ 
holung folher Vergleichsverſuche für zuläffig, ſobald genügender Grund zu ber 
Annahme vorhanden tft, daß der Bergleih zu Stande kommen werbe, %) Rad 
bem jüngften Reichsabſchied von 1654 8. 10 „foll der Richter erfter Inftanz 
vie Parteien in zweifelhaften Sachen nicht allein vor angefangenem Rechtsſtand 
und Litisfonteftation, fondern aud in quacunque parte judiccii durch alle bien- 
liche Mittel und Wege auch ſchiedliche Erinnerungen in Güte von einander zu 
jegen und hiedurch alle weitläufige Foftfpaltige Rechtfertigung zu verhüten fich be- 
fleißen, jevody, ehe dann er die Güte den Parteien vorfchlägt, vorher in ven Sachen 
fi) informiren, und fein Abfehen bei viefen gütlichen Vergleichen vahin jederzeit 
forgfältig ftellen, damit die eine öffentlich ungerechte Sache führende Partei zu 
vemfelben nicht gelafien, noch der Recht habende Theil damit beſchwert, noch auch 
vie Juſtiz wider des andern Theile Willen verzogen werde.“ Ä 

Die eben mitgetheilte wohl bemeffene Vorſchrift des beutfchen Reichsgeſetzes 
bildet die Grundlage der VBorfchriften der älteren und felbft der neneften deutſchen 
Partikular⸗Proceßgeſetzgebungen über ben von den Gerichten zu verfuchenden Ver⸗ 
gleih. Beifpielsweife und zur Charatteriftit führen wir an bie der bayeriſchen 
Gerichtsordnung vom Jahr 1753 und jene des Entwurfes einer Proceforbnung 
in bürgerlichen Nechtöftreitigleiten für das Großherzogthum Heffen vom Jahr 1856, 
letztere faft wörtlich entnommen ber bürgerlichen Proceßordnung für das Groß- 
herzogthum Baden vom Jahre 1851. 

Nach der erfteren (Kap. XVII. $. 1) „thun: nicht nur die Parteien wohl, 
wenn fie ſich entweber vor ober nad) entftandenem Procefie ſelbſt mit einander in 
Güte verftehen, ſondern es liegt audy jeder Obrigkeit ob, in Sachen, welche gering« 
fügig oder dunkel und zweifelhaft find, ober- wo e8 um Ehre und guten Leumund 
zu thun ift, ober, wenn nahe Verwandte, Adeliche oder fonft vornehme Berfonen 
unter fich flreiten, allen möglichen Fleiß anzuwenden, bamit ber Streit in Güte 
beigelegt werde, zu welchem Ende beiden Theilen in folden Fällen die von dem 
bevorſtehenden Rechtöftreite zu erwartenden Beſchwerden genügend, jedoch alle Zeit 
mit ſolcher Beſcheidenheit zu eröffnen find, daß fih in einem folden Falle Nie- 
mand über ungebührlihen Zwang over über Drohung beflagen könne.” 

Gemäß den Vorſchriften des Entwurfes der Proceßordnung für das Grof- 
herzogthum Heflen (Art. 381—387) liegt dem Richter ob, wo es thunlich erfcheint, 
namentlih in allen zweifelhaften ober vermwidelten Rechtsſachen die gütliche Bei⸗ 
legung des Streites durch Vergleich zu verfuchen. Insbeſondere darf ber Vergleichs⸗ 
verfuch niemals unterbleiben und muß der Borladung zur Berhanplung über bie 
Sache felbft vorausgehen in Streitfachen zwifchen Eltern und ihren Ablömmlingen, 
zwifchen Eheleuten und zwifchen Gefhwiftern. Der Zeitpunkt zum Vergleichsverſuche 
in anderen Fällen ift alsdann vorhanden, wenn der Richter durch ven Vortrag ber 
Gründe und Gegengründe, vor oder nad) fürmliher Verhandlung, in den Stand 





2) L. 4 8. 1. D. de in jus voc. (21). 
3) Keller, der röm. Civilproceß 8. 67 Note 797. 
%) Cap. II. X. de transact. (1. 36), cap. 3 i. f. X de mutuis petitionibus (li. 4). 
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geſetzt iſt, ſich über die Streitfragen und den wahrſcheinlichen Ausgang der Sache 
eine beſtimmte Anficht zu bilden. Der Richter iſt befugt, vie Fartzien in ber 
Bergleichötagfahrt zum perfönligen Erſcheinen vorzuladen. Iſt dies nicht verfügt, 
fo hängt e8 von ber Wahl der Partei ab, in ver Vergleicheiagfahrt perfänlid 
allein, oder mit einem Belftande oder durch eimen beſonders Bevollmaͤchtigen zu 
erſcheinen. Durch richterlich angeorpnete oder von einer Partei in Antrag gebrachte 
Vergleichsverſuche oder durch die Erflärung einer Partei, daß fie tn Vergleiche 
unterhanblungen flehe, darf der Gang des Berfahrene nit aufgehalten werben. 
Das Nichterſcheinen einer Partei in der zum Bergleichöverfuche beſonders ange 
festen Tagfahrt gilt ald Weigerung derſelben, fich zu vergleichen. 

Die nbanfchattung des gemeinen deutſchen Proceſſes und ver auf bem- 
felben bernhenden Bartifulargefeßgebungen geht alfo dahin, daß die Vermittlung 
der Procefie ven ordentliden Gerichten zuftehe, ber Zeitpunkt, wo folche zu 
verfucchen, in ver Negel ihrem Ermeſſen anbeimfalle, und vie Weigerung, vor ihnen 
zu diefem Behufe zu erfcheinen, mit feinem Nachtheile verbunden, fordern einfad 
als Ablehnung der Sühne aufzufaffen fel. 

Nah dem Borgange der franzöftfchen Geſetzgebung iſt in neuerer Zeit in der 
Schweiz, in einzelnen Gebieten von Deutſchland und in Portugal bie Anordnung 
befonvderer Friedensrichter getroffen worben, welche (ganz geringfügige Streitig- 
teiten etwa ausgenommen) nicht Recht zwifchen ven Parteien zu fpredhen, ſondern 
den Frieden zu vermitteln den Beruf haben. Nach franzöftfchen Rechte (Code de 
proc&dure civile, Art. 48—58) foll jeder Civilproceß, abgefehen von einigen 
wenig beventenden Ausnahmen, vor Allem an das frievensrichterliche Bermittlungs- 
amt gebracht werben, und erft, nachdem der bier gu machende Verſuch, vie Parteien 
zu vergleichen, geſcheitert ift, d. 5. erſt auf das friedensrichterliche Zeugniß, daß 
diefelben auf ihrem Verlangen, den Streit weiter zu führen, bebarren, ober info 
fern fie ungehorfam ausgeblieben find, wenigftens bie gefegliche Buße von zehn 
Branfen entrichtet haben, kann zur Eröffnung des proceſſualiſchen Verfahrens ſelbſt 
gejchritten werben. 

Diefe Einrichtung iſt vielfach als unzweckmäßig angefehen worben. 

Man hat gegen viefelbe insbefonvere geltend gemacht, 9) es fet eine offenbare 
Ungerechtigkeit, wenn man eine Partei, troß ihres Ylarften Rechts, in tie Roth 
wenbigkeit verfete, zuerft noch mit ihrem vielleicht bushaften und bämifchen Gegner 
fih in einen Vergleichsverſuch einzulafien, ober wenigftens, wenn ihr natärliches 
Gefühl ſich gegen eine ſolche Zumuthung fträuben follte, den Zutritt zu Gericht 
fih erft noch durch Bezahlung einer Sefimmten Geldſumme zu erfaufen! Ferner 
wurde bervorgehoben, daß ein Vergleihsverfuh beim Beginne eines Procefiet, 
wo alle faktifchen und rechtlichen Verhältniſſe noch chaotiſch durch einander zu Degen 
pflegen, zu einer leeren Förmlichkeit herabſinke, während bie Vermittlung mit ver 
Ausfiht auf ein wahrhaft befriedigendes Ergebni nur dann gefchehen Lönne, wenn 
zuvor ſowohl bie faktiſchen als rechtlichen Berbältntfe gehörig klar gemacht feien; 
eine ſolche allein wänfchenswerthe Vermittlung könne aber natürlich von Riemandem 
„ beſſer als von dem Gerichte felbft, das eben den ganzen Proceß zu leiten bat, und 
vor deſſen Blide das anfangs jo krauſe Gewebe fih tim Laufe ver Verhandlungen 
entwirrt und zu immer beutlicherer Durchſichtigkeit geftaltet, vorgenommen werben. 

Es ift nun zwar nicht zu verfennen, daß die orbentlichen Gerichte den Bor⸗ 
theil einer genaueren Erkenntniß der Sachlage, die ihnen durch das Proceßverfahren 


— 





5) Geib: die Neform des deutfchen Rechtslebens, Lpzg. 1848, ©. 68. 
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Horer enthält wird, und zugleid einer gründlichen Einfiht in vie Natur des 
ſtreitigen Rechtes für fih Haben und daß durch beides bie Erzielung eines ange- 
meſſenen Bergleiches wejentlich erleichtert wird. Allein, wenn wenigftens für bie 
wichtigeren Rechtsfachen Kollegialgerichte mit größeren Bezirken erforbert werben 
und ein mündliches öffentliches Verfahren ftatt hat (vgl. die Art. „Civilrechts⸗ 
pflege" und „Gerichtsverfaſſung“), fo würde ben orbentlichen Gerichten die 
für die Bewirkung gütlicher Vereinigung fo weientliche nähere Kenntniß der indi⸗ 
viduellen VBerhältniffe mindeſtens einer der Parteien, nämlich ver beflagten, zumeift 
fehlen und der größte Theil ver durch eine vorausgehenve friebensrichterliche Ver⸗ 
mittlung zu vermeidenden Uebel bereits eingetreten fein, bis es zur Bermittlung 
vor dem ordentlichen Gerichte kommt. Es ift demnach bei einer follegialen Gerichts⸗ 
verfafjung die Uebertragung bes DVermittlungsamtes an den für geringfägigere 
Sachen zuftändigen Ginzelrichter des Meineren Bezirkes vorzuziehen, welcher, ba 
er bei wichtigern Sachen nicht jelbft Recht zu fprecden bat, wenn er in ſolchen 
bie Ansgleihung mit Nachorud verfucht, auch nicht in die Lage kommt, das Ber- 
trauen ber Parteien in feine Gerechtigkeit zu verlieren, ein Wal, ber bei dem 
orventlihen Richter leicht eintreten würde. 

Eine weitere Rüdfiht - für die Uebertragnng des Vergleichsverſuches an 
Friedensrichter bietet fich aud in ver Erwägung var, daß die Parteien vor ihnen 
das Sach⸗ und Rechtsverhältniß eher ohne Rüdhalt entwideln werben als vor 
dem orbentlichen Richter, bei welchem fie einen Einfluß ihrer bei dem Vermitt⸗ 
lungsverſuch gemachten Zugeftänpnifie auf das von ihm bei deſſen Fehlſchlagen 
zu erlaſſende Urtheil zu beforgen geneigt ift. Die Belegung der vor dem Friedens⸗ 
rihter ausbleibenden Partei mit einer Geloftrafe iſt als eine Art Ungehorſams⸗ 
oder Ordnungsſtrafe wegen Nichtbeachtung einer geſetzlichen Vorſchrift gerechtfertiget. 

In Frankreich wirb gewöhnlich die Hälfte der Streitigkeiten durch Friedens⸗ 
richter geſchlichtet ©) und der Einrichtung volle Anerkennung zu Theil, die ein für 
allemal auf 10 Franken feftgefegte Strafe für unzwedmäßig gehalten und flatt 
ihrer eine nach der Wichtigkeit der Sache fich richtenve, darch das richterliche Er- 
meſſen feft zuſetzende gewänfcht. 7) 

Das Amt der Bermittlung ift wefentlih ein Amt des Vertrauens; deshalb 
ift daffelbe in manchen Ländern nicht befolveten Beamten, fondern ben aus ber 
Wahl ihrer Genofien hervorgegangenen Gemeindebeamten Übertragen. So 
bat in Bayern nady- dem revidirten Gemeinveebift vom 1. Juli 1834, 8. 120, 
wenn in einer Landgemeinde Streitigfeiten unter den Gemeinbeglievern entftehen, 
ber Gemeinbeausfhuß die Pflicht und das Recht, ſich der gütlichen Bermittlung 
berfelben zu unterziehen, vorbehaltlich des Rechts ver Betheiligten, Männer ihres 
Bertrauend zu benennen, welde unter Leitung des Gemeinvevorftehers over eines 
andern Mitglieves des Gemeindeausſchuſſes gemeinfhaftlih mit demſelben bie güt- 
liche Bereinigung, jedoch ohne allen Zwang oder Drohung, zu erwirken ſich be- 
ftreben. Beide Theile find verbunden, vor ihm zu erfcheinen, ver Verſuch ber Aus- 
ſöhnung geſchieht ohne Zulafiung von Advokaten; auch ohne daß die Parteien 


— — — 





6) Im Jahre 1855 haben die Friedensgerichte in ungefähr der vor fie gebrachten Konte⸗ 
ſtationen einen Vergleich zu Stande gebracht. Bol. Gerichtsſaal 1857, 11. Bd. ©. 48. In der 
bay:rifchen Rheinpfalz wurde in den 6 Yuhren, 1850/51— 1855/56, im Durchſchnitt etwas mehr 
als ein Drittel der vor den 31 Friedens jetzt Land⸗ gerichten angemeldeten Gtreitfachen ver: 
glichen; für faſt ein Sechſtel derfelbeu find die Parteien nicht erfchtenen. 

7) Regnard: de l’organisalion judiciaire et de la proc&dure coivile en France. 
Paris 1855. p. 251 eto. 
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eine Gehähr dafür zu entrichten ſchuldig find. In den Stadtgemeinden wird nach 
8. 63 a. a. D. das Bermittlungsamt nah den gleichen Borfchriften durch bie 
Magiftrate ausgeübt. 8) 

Nach dem Gefege vom 1. Juli 1856, einige Beftimmungen über die Ge 
richtsverfaſſung und das gerichtliche Verfahren in ven Landestheilen diesſeits bes 
Rheines betreffend, Art. 11, haben unabbrüdhig des eben bemerkten gemeinblichen 
Sühneverfuhs, mit Nachbildung bes Inftitnts der Friedensgerichte, wie es in 
Frankreich vorkommt, jedoch unter wejentlider Modifikation, die Yandgerichte das 
Vermittlungsamt, nicht nur in den zu ihrer Zuſtändigkeit gehörenden Rechteſtreitig⸗ 
keiten, fondern auch in venjenigen Fällen auszuüben, in welden ver Kläger vor 
. Anftellung der Klage bei dem Bezirlögerichte den Bellagten unter allgemeiner 
Bezeihnung des Klagegegenitandes vor das Landgericht, bei welchem ber Beklagte, 
oder, wenn es mehrere find, einer derfelben feinen perſönlichen Gerichtsſtand hat, 
zum Verſuche der Vermittlung vorlaten läßt. Wenn an dem hiezu beſtimmten 
Tage der Kläger ober der Beklagte nicht erfcheint, fo ift das Landgericht zu einem Ver⸗ 
mittlungsverfuche nicht verpflichtet. Eine Verpflichtung, vor der Anftellung ber Klage 
bei vem Bezirkögerichte das landgerichtliche Bermittlungsamt anzugehen, befteht nicht. 

Ein eigenes Streitsvermittlungsamt ift durch Anordnung von Schieds⸗ 
männern in mehreren Provinzen des Königreichs Preußen ®) eingeführt worben. 
In Städten wie auf dem platten Lande wird nämlich je für 2000 Geelen ver 
Bevölkerung zur gütlihen Schlichtung ftreitiger Angelegenheiten aus ven Einwohnern 
des Bezirkes ein unbefcholtener, geachteter und felbfiflänpiger Mann, ber das 
24. Jahr zurüdgelegt hat, mit ven Geſchäften des bürgerlichen Lebens vertraut 
ift, und vie Fähigkeit, einen deutlichen fchriftlihen Aufſatz abzufaflen, befigt, als 
Schiedsmann gewählt. Die Wahl geht von ben Gemeinven aus und ver Gewählte 
wird von dem Landesjuſtiz⸗Kollegium beftätiget und auf fein Amt vereiviget. Be- 
fondere Rechtskenntniſſe und die Anſäſſigkeit im Bezirke find feine unumgänglich 
nothwendige Erforderniſſe zur Uebernahme des Amtes. 

Der Beruf eines Schievsmannes befteht darin: Parteien, welche fich freiwillig 
zur Schlichtung ihrer ftreitigen Rechtsangelegenheiten an ihn wenven, anzuhören, 
ihre gegenfeitigen Anſprüche oder Einwendungen zu prüfen, bie vorzulegenben 
ſchriftlichen Beweiſe nachzufehen, erforberlihen Falls Augenfchein an Ort und 
Stelle einzunehmen und fi zu bemühen, bie Parteien über ven Grund ihrer 
Forderungen und Einwendungen zu belehren und eine Vereinigung zwiſchen ihnen 
zu ftiften, ſolche, wenn fie zu Stande kommt, ſchriftlich abzufaffen, wenn fie aber 
nicht gelingt, den Parteien die Ausführung ihrer Rechte vor dem Richter zu über: 
laſſen. Es fteht in dem freien Beſchluß beider Theile, fi eines Schiensmannes 
zu bevienen, fie find aud nicht auf ven Schiedsmann des Bezirkes, in welchem 
fie voohnen, beſchränkt; auch können fie zu jeder Zeit entweder ausdrücklich ober 
ſtillſchweigend (durch Nichterfcheinen in ver Tagfahrt) von ihrem VBeichluffe wierer 
abgehen. Klage wegen Ehrenkränkungen werden nur zugelaflen, ſoferne durch ein 
vom Schiedsmann des Bellagten ausgeftelltes Zeugniß nachgewiejen wird, daß ver 
Kläger die Vermittlung des Schiedsmannes ohne Erfolg nachgefucht hat, e8 wäre 
denn, daß Kläger und Bellagter in verfchievenen Gerichtsbezirten wohnen. 


8) Aehnliche ——— überträgt Die würtem bergiſche Gerichteverfaffung (EKdikt IV von 
1818, Pr 1) — fir de & Hieds in m 8 m 

) ering, d ür die iedbömänner in der Prov randenburg, Pommern, 
Poſen. 2te Autg, Berlin 1847, Proving u,» 


. 
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Alle Arten von Vergleichs⸗ oder Friedensgerichten können übrigens erft mit 
dem erſtarkenden Drange bürgerlicher Selbſtthätigkeit, ebenſo die rechten Organe 
wie bie erforderliche Willigkeit der Parteien finden. 19) 

!teratur. Mittermaier, der gemeine deutſche bürgerliche Proceß, erft. 
Beitr. 2te Ausg. S. 129. Puchta, das Inftitut der Schiedsrichter, Erl. 1823; 
derſ. Beitr. zur Gefebgebung u. Prar. des bürger!. Rechtsverfahrens, Erl. 1822. 
Br. I. S. 326. Derf. Ift der Bergleihsverfud, in Nechtöftreitigkeiten zwedmäßlg - 
in bie Hände ber Gerichte gelegt? Im Arch. für civ. Prar., Br. 19., ©. 214 
und 414. Linde, ebd. Bd. 20. ©. 307. Bölder, über die Zweckmäßigkeit des 
Schiedsmannsinftituts in der Zeitjchr. f. Eipilr. und Proc. Bd. 13. ©. 1. Paul- 
fen über öffentliche Vergleichseinrichtungen in Elvers Themis, Bd. I. ©. 406. 
Henrion de Pansey: De la competence des juges de paix. Paris X. edit. 
1835. Ueberfett und erläutert von Hoffmann. Zweibrüden 1834. Curasson 
trait6G de la competence des jugen de paix. Paris 1854. — 

II. Der feanzöfifhe Name: juge de paix ift von ver englifchen Berfaffung 
entlehnt. In England find jedoch die Friedens richter (justices of the peace) 
überall nicht Mittelsmänner, fonvern, ihrer Hauptbeftimmung nad, beftellt, ven 
Frieden des Königs (ver Königin) aufrecht zu erhalten. Griedensbewahrung 
(conservation of the peace) ift das mittelalterliche Wort für die Polizei mit 
ihren Funktionen zur Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums — aber eine 
Polizet in richterlichem Geifte und richterlichen Formen — mit Öffentlihem Ber- 
fahren. Das Friedensrichteramt bat zwei Hauptlreife: \ 

1) Ein Strafridteramt, nämlich den erften Angriff und die Borunter- 
fuchung bei allen Verbrechen und Vergehen, eine Strafgewalt ohne Zuziehung 
einer Jury wegen Wilddieberei, Fluchen, Trunkenheit, Bagabundiren, Arbeitslofig- 
feit, Nachtſchwärmerei, Unfug aller Art (nuisance) und eine unzählige Menge 
ähnlicher Straffälle, weldhe mit Geldbußen over mit Freiheitsſtrafen bis höchſtens 
zu brei Monaten bedroht find; eine Strafgewalt über Zoll- und Steuerbefrande- 
tionen und Kontraventionen, endlich eine Strafgewalt bei eigentlichen Kriminal⸗ 
fällen, die legtere aber nur in den Plenarverfammlungen der Friedensrichter und 
mit Zuziehung einer Jury. Hieran reiht fih auch eine polizeiliche Jurisdiktion 
über Gefinde- und Gewerböftreitigleiten aus Lohn- und Arbeitsverhältniffen. 

2) Die adminiftrativen Gefhäfte ver Frievensrichter begreifen die Ein- 
treibung von Graffchaftsfteuern, Ertbeilung von Konceffionen für Schenfftätten, 
Theater, Öffentliche Vergnügungen, vie Sorge für die öffentlichen Wege, vie Mit⸗ 
aufficht über Unterfuhungs- und Strafgefängniffe, die Oberverwaltumg ver Orts⸗ 
gemeinden, das Niederlaflungs- und Armenmwefen. 

Für dieſe apminiftrativen Gefhäfte theilt ſich vie Grafſchaft in kleinere Kreife; 
bie Friedensrichter dieſes Bezirkes bilden dafür Kreisausſchüſſe, fogenannte Fleine 
und Specialfigungen (pettyand special sessions),, welde ven Plenarfigungen 
(general-quarter-sessions) untergeorpnet find. Letztere, welche vierteljährlich abge- 
balten werben, bilven | 

3) für die Juſtizgeſchäfte ein Appellationsgericht bezüglich der Stegfurtbeile 
ber einzelnen Friedensrichter und ver Heinen Sigungen in Fällen, wo bie zuer⸗ 
kannte Strafe ein gewifles Maß überjchreite, und ein Zuchtpolizeigericht, welches 

mit Zuziehung einer Jury über Kriminalfälle (doch felten mit höherer Strafe als 
18 Monate Freiheitsſtrafe) entfcheibet. 


10) Deutfche Bierteljahresfehrift. 1857. I. ©. 351. 
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4) Für die Berwaltungsgefhäfte bilden biefe Verſammlungen die Pro⸗ 
vinzial⸗Oberbehörden, vie Beichwerbeinftanz; fie adminiſtriren das Graffchafte- 
vermögen, ſchreiben die Grafſchaftstaxe aus, regeln die Streitigleiten über bie 
Einfhägung zur Armentare, bilden Berwaltungsausfchüfle für Öefängniffe, für 
Ireenbäufer, für das Wegbauwelen u. f. w. Die babei erſcheinenden aktiven 
Briebensrichter wählen ein angefehenes und geſchäftskundiges Mitglied aus Ihrer 


. Mitte zum Borfiger (chairman). 


Die Ernennung der Frievensrichter erfolgt durch den Lordkanzler auf Ber- 
mittiung und Bericht des Lord⸗Lientenants; fle geichteht durch königliche Kommiffion 
unter dem großen Siegel, nad einem Yormular von 1590, durch welches die 
hierin Genannten fammt ober fonders ermächtiget werben, „ven Frieden zu hand⸗ 
haben und alle Borjchriften und Statuten zum Beten des Friedens und beflen 
Dewahrung zu beachten und beachten zu laffen”. Der fo Ernannte muß, wenn er 
wirkliche Amtshandlungen vornehmen will, zuvor ein Ermächtigungsbelret (writ of 
dedimus potestatem) von dem Kronfchreiber in ver Kanzlei ertrahiren, worin ge- 
wiſſe Perfonen bezeichnet find, melde ihm einen Amtseid, einen Eid über feine 
Beſitzqualifikation, den Huldigungs⸗ und Suprematieeid abzunehmen haben, worauf 
er aktiver Wriedensrichter wird. Die Verwaltung des Amtes geſchieht unentgeltlich 
mit einziger Ansnahme ver Friedensrichter in Weſtminſter, wo in neueren Zeiten 
bie Menge, Wichtigkeit und Verwicklung ver Gefchäfte die Beifügung einiger ihre 
ganze Thätigkeit venfelben widmenden Berfonen als befoldete Friedensrichter (sti- 
pendiary magistrates) nothwendig gemacht haben. 

Zum Friedensrichter fol Niemand beftimmt werben, ber nicht an reinen Ueber- 
ſchuß von feläft genutztem Eigenthum lebenslänglichen Belt oder 21jähriger Pach⸗ 
tung 100 Pfund Sterling oder an vorbehaltener Rente von auf beſtimmte Jahre 
oder auf ein bis drei Leben verliehenem, dann wieder anfallendem Eigenthum 
300 Pfund Sterling genteft. Gründe der Entlaffung, die auch ſtillſchweigend ge⸗ 
ſchehen kann durch Weglaffung des Namens in einer new ausgefertigten Kommif- 
fion, find üble Amtsführung, Nichtanſäſſigkeit in ver Grafſchaft, Verluſt ver Quali⸗ 
filation durch Grundbeſitz. 

Der Friedensrichter iſt in ſeinen Handlungen an die Geſetze gebunden, doch 
in ihrer Anwendung ſehr viel ſeiner Unterſcheidung, ſeinem richterlichen Ermeſſen 
(discretionary power) ũberlaſſen. Dieſer Umſtand, die große Mannigfaltigkeit 
von Geſchäften, die den Friedensrichtern übertragen ſind, und die Betrachtung, 
daß ſie ihr Amt unentgeltlich verwalten, haben auf die Anfichten der Praxis und 
die Beftimnmngen der Geſetze über die Verantwortlichkeit ver Friedensrichter großen 
Einfluß geübt. Bei nicht vorjäglichen Verſehen im Amte find vie Gerichte äußerſt 
nachfichtig, und verſchiedene Statuten haben fi vie Aufgabe geftellt, vie Friedens⸗ 
richter gegen leichtfertige Entſchädigungsklagen zu fchügen und viefelben zu furdht- 
lofer Ausübung ihres Amtes zu ernumtern. 

Die Achtung vor dem Friedensrichteramt und vor dem Geifte, in welchem es 
verwaltet wird, ift in England allgemein; man erkennt in viefer Inftitution bie 
wahre und hauptfächlichfte Grundlage des Selfgovernementse, Das wichtige und 
einfiußreihe Stantsamt wird als Ehrenamt von Bürgern verwaltet, bie an 
dieſe Umtsführung weder ihren Lebensberuf noch ihre dkonomiſche Eriftenz geknüpft 
haben, die Befchwerveführung gegen Amtshandlungen der einzelnen Friedensrichter 
geht an ein Kollegium verfelben, und es fällt die Entfhelvung in zweiter Iuftanz 
fohtn aus gleicher Kategorie Berufenen anheim. Die Beforgung ber lolalen und 
bifteituellen, adminiſtrativen Gefchäfte iR denjenigen Klaſſen vom Cinwohnern 
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anheimgegeben, bie bei deren gehöriger Ordnung vorzugsweife ein felbfteigenee 
Interefie Haben. Die Orientirung ver Friedensrichter in ber fehr verwideltew eng⸗ 
liſchen Gefegfammlung, in ven ſchwer überſichtlichen Präcedents und VBerwaltungs- 
regulativen wird erflärlich thells durch die Vorbildung der englifchen Gentry anf 
Symnaflen und Univerfitäten, theild duch populäre Anmelfungen für vie Aus⸗ 
übung des frievensrichterlichen Amtes, theils durch die Uebung der Praris und den 
kollegialen Verkehr in den Kreisausfhäflen und Duartalfigungen, theils durch 
allgemeine Gewöhnung der höheren Stände und der gefammten Natlion. Der 
forporative Sinn der Inftitution, der Standesgeiſt gebilveter durch Grundrente 
unabhängiger Männer erhält unverbroffenen Sinn in einer mühfeligen Verwaltung, 
veren Belohnung nur die freude am Beruf und das Bewußtſein eines wohlbe- 
r ten Einfluſſes tft, und bie Ihre wirkſamſte Kontrole, neben dem Rekurs an 
bie Mehreren feines Gleichen in der Deffentlichleit findet. 

Literatur: Blackstones commentaries, by Samuel Warren. London 
1855. &. 254 ff. Darftellung der inneren Verwaltung Großbritanniens, von 
2. Freih. von Binde. Herausgeg. von B. ©. Niebuhr. 2. Aufl. Berlin 1848, 
©. 10-46. Geſchichte und Heutige Geftalt ver Aemter in England, von Oneiſt. 
Berlin 1857. S. 612—621. ©. 643 ff. Vgl. deſſen At. " Örofbritannten" im 
Staatsworterb. Die neueſten englifhen Geſetze über den Wirkungstreis und die recht- 
liche Stellung der Friedensrichter in Straffachen, dargeftellt von Mitterm alerin der 
kritiſchen Zeitfchr. der Rechtswiſſenſch. und Gefeßg. des Auslandes. Bd. 21. ©. 101 ff. 

Einen Berfuh der Einführung des Amtes der Friedensrichter nad dem 
Borbild in England bietet das k. ſachſiſche Geſetz von: 11. Auguft 1855, bie 
Einfegung der Frieveusrichter betreffend. Wir teilen in Nachſtehendem vie Hanpt- 
beſtimmungen mit. 

Zur Unterflägung und zum Beirathe der Verwaltung wird für jeden gerichts- 
amtlihen Sprengel aus ver Mitte der größeren Grunpbefiger, fowie der fonft 
durch Vermögen, größeren Gewerbsbetrieb oder perſönliche Stellung ausgezeichneter 
Einwohner des Bezirks eine Anzahl Perfonen vom Könige als Frievensrichter be- 
fiellt. Die Ernennung der Friedensrichter erfolgt auf Votſchlag einer kreisſtändiſchen 
Kommiſſion, welche eine Kandidatenliſte aufzuftellen hat, vie mindeftens das Zwei⸗ 
fache der zu beſetzenden Stellen umfaflen muß. Die Ernennung erfolgt fär ven 
Zeitraum don ſechs Jahren; die Friedensrichter können jedoch eben ſowohl nach 
Ablauf diefes Zeitraumes für die gleiche Zeitdaner von Neuem ernannt, ale aud) 
ihrer Stellung durch Königliche Entſchließung ſchon früher enthoben werben. 

Die Friedensrichter find obrigkeitliche Perſonen und in biefer Ihrer Eigenichaft 
vem Amtshauptmann des Bezirkes untergeorpnet, dem Gerichtsamte aber für ben 
ganzen Bereich feiner polizeilihen und gemeinveobrigteitlichen Amtsthätigkeit zur 
Seite geftellt und dazu Berufen, bei Handhabung ver gefeplichen Ordnung inner ' 
halb des Gerichtsfprengels theils unterftügend, theils ſelbſtſtändig mitzuwirken, ihre 
Aufmerffamtett und Yürforge haben fe zunäcft nnd vorzugsweiſe venjenigen 
Thellen ver Sicherheits⸗ und Wohlfahrtöpolizei zu widmen, welche die Aufrecht- 
haltung ver öffentlichen Ruhe und Ordnung und die Abwehr von Wriedensflörungen, 
bie eranfta ungen für die Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums, das 
dntliche und Bezirksarmenweſen, ven Zuftend nicht fiskaliſcher Bffentlicher Kommuni- 
Pationgwege, bie öffentliche Sittlichkeit, die Nahrungs- und Erwerbsverhaltnifſe der 
arbeitenden Volksklafſen und die in biefen verfchiedenen Beziehungen ten Verwal: 
tungöobrigteiten obllegenden Thärigfeitdäußerungen betreffen. Die Theilnahme der 
Feledensrichter an ven Gefhäften ber gerihtlichen Polizei beſchraͤnkt fih auf Au⸗ 
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ordnung von Verhaftungen der auf der That ergriffenen ober flüchtigen Verbrecher 
und auf Veranftaltung von Hausſuchungen nad geftohlenem Gute. Im Bereiche 
der der frievensrichterlihen Fürforge zugewiefenen Angelegenheiten ſteht es dem 
Friedensrichter zu, über pie Befolgung der einfchlagenden Gefege und Berorpuungen 
Auffiht zu führen, gegen Ungebührniffe und Orbnungswibrigleiten durch Verbote 
und Berweifung auf bie beſtehenden gefeplihen Strafen, ſowie nöthigenfalls durch 
Feſtnahme ver Wiverfeglichen einzufchreiten und bie vorkommenen Zuwiderhand- 
lungen bem Gerichtsamte anzuzeigen, auch in dringenden Fällen ſelbſt, anftatt 
ber Behörde, die durch die Umftände gebotenen Anordnungen zu treffen unb bie 
erforderlichen Sicherheitgmaßregeln zu ergreifen. Mit dem von ihm zu erlaſſenden 
Ge⸗ und Berbote kann er Strafanvrohungen bis zur Höhe von fünf Thalern 
verbinden und vollziehen. Der Friedensrichter bat die in feinen amtliden Wirkungs- 
reis fallenden Geſchäfte nad) feinem Ermeſſen und unter eigener VBerantwortlichkeit 
zu beforgen, jedoch von wichtigeren Verfügungen das Gerichtsamt in Kenntniß zu 
fegen. Das frievensrichterlihe Amt hat die Bedeutung eines bürgerlichen Ehren- 
amtes und wird unentgeltlich verwaltet; den mit Bejorgung der friedensrichterlichen 
Geſchäfte verbundenen Bureauaufwand bat der Frievensrichter aus eigenen Mitteln 
zu beftreiten. 

Der Berein fämmtlicher Frievensrichter des amtshauptmannfchaftlichen Bezirks 
oder aud ein, je nach dem Bedürfniſſe, aus ver Mitte verjelben zu beftellender 
Ausfhuß dient der Kreispireltion und ver Amtshauptmannichaft als berathendes 
Organ für die Angelegenheiten des Bezirkes, und eben fo dient dem Gerichtsamte 
als Verwaltungsbehörve der Verein der in feinem Sprengel angeftellten Friedens: 
rihter als berathendes Organ. Der Zufammentritt der gebadhten engeren ober 
weiteren friedensrichterlihen Berfammlungen erfolgt auf Anorbnung der treffenden 
oder der vorgefetten Berwaltungsbehörve; bei viefen Zuſammenkünften fieht es 
jedem einzelnen Mitglieve frei, ſelbſtſtaͤndige Anträge über Angelegenheiten des 
Bezirkes zu ftellen. Sant. 


Friedrich Der Große. 


I. Friedrich der Große wurde am 24. Januar 1712 geboren. Für das könig⸗ 
lihe Haus und das Land war die Geburt dieſes Prinzen ein befonders glückliches 
Ereigniß, denn nad dem Tode zweier Söhne Friedrich Wilhelms hatten ſich bei 
der ſchwächlichen Natur Sophie Dorotheens, feiner Gemahlin, bereitd ernfte Be⸗ 
forgniffe über vie Erbfolge in der neu gewonnenen königlichen Krone erhoben. Der 
‚ Neugeborene follte dazu beftimmt fein, nidt nur diefe Krone im Geſchlecht des 
erften Königs zu erhalten, fondern ihr einen Glanz und der Macht des Hauſes 
und der Monarchie eine Beveutung zu verleihen, mit denen verglichen das ererbte 
Theil nur wie ein Anfang erjcheint. 

Inden König Friedrich I. ſobald nach der Geburt des Enteld aus dem Leben 
ſchied, fiel Friedrich Wilhelm dem I. als Vater und König die unbejchräntte Entſchei⸗ 
dung und Leitung der Erziehung des Kronprinzen anheim. Friedrich Wilhelm mar 
fi in feiner Entwidelung möglich felbft überlaffen gewefen und in ver ihm ge⸗ 
gönnten freiheit und Selbftftänvigfeit hatte ſich feine originelle Perfönlichkeit aus⸗ 
gebildet, im vollen Gegenſatz zu ver geiftigen Richtung und ver Regierungsweife 
Friedrichs I. Wie fern aber lag es Friedrich Wilhelm, den Sohn einer Selbft- 
entwidelung zu überlaflen, wie er fie felbft genofien! ‘Der feften moraliſchen Ueber⸗ 
3engung, daß er nur das Wohl des Landes im Auge habe uud Yon wahrhafter 
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Hingebung an fein religiöfes Bekenntniß, an feine fittlihen Grundfäge und 
an fein Regierungsfuftem, ſah Friedrich Wilhelm I. in einer Selbftftänpigkeit, 
welche auf andere Wege führen könnte als vie von ihm für allein heilfam erach⸗ 
‚teten, nur die Lodımg nad falfcher Richtung, und der Zwang, feiner Träftigen 
eigenwilligen Natur fo nahe liegend, erfchien ihm wie eine Pflicht und ein Recht. 
Aber Friedrich Wilhelms Sohn war eine Natur von eigenfter Art und geiftiger 
Urfprünglicgleit, vor Allem von demſelben felbftfländigen Streben wie die väterliche, 
Und indem gegen die geiftige Bejchränfung und vie Einzwängung in ein gegebenes 
firengftes Syſtem fih das ganze Gefühl des jugendlichen Prinzen auflehnte, fobaln - 
er zu einem Bewußtſein feiner felbft kam, brach der Zwieſpalt zwilchen Vater 
und Sohn aus, der immer wachſend in feinen äußerften Folgen ben Thronfolger 
bis hart an die Stufen des Schaffots führte. 

Der tiefe Exrnft, welcher das Wefen Friedrich Wilhelms I. durchdrang, erfüllte 
ihn auch bei der Aufgabe ver Erziehung des Sohnes. Er legte die Sorge ber 
erften Jahre in vie Hände einer von ihm bochverehrten Fran, feiner eigenen 
&ouvernante, der Frau von Rocoulle, aus einer Emigranten-Familie; fpäter trat 
ein treffliher Mann, der General Finkenftein, in die Stelle ald Gouverneur. Der 
König felbft beichäftigte fi) aufs eingehenpfte mit dem Plan der Studien und der 
geiftigen wie körperlichen Diätetik. In ven fchriftliden Weifungen, welde er 
bierüber erließ, ftellte er als die Zielpunfte ver Erziehung in ficheren Zügen jene 
Momente bin, auf welchen ver fürftliche Beruf, der Staat, die Regierung in 
Preußen berubten: der evangelifhe Glaube ohne fonfeflionelle Engherzigfeit, vie 
Liebe zum Solvatenleben und Stand, ver Sinn für Ordnung und Wirthlichkeit. 

Aber indem der König eigenfinnig und pedantiſch dieſe richtigen Bildungs⸗ 
elemente zurechtftugte, nahm er ihnen einen großen Theil ihrer natürlichen tiefen 
Wirkung, und felbft ohne geiftige Durchbildung ließ er nur einer Lehrthätigkeit 
Raum, die auf das unmittelbar Praktifche, ihm Zugängliche und Verſtändliche ge- 
richtet war. 

Dem König ſchwebte unbewußt als Ideal für die Erziehung des Sohnes 
ein Mann vor, ganz wie er felöft war; aber in ber Perfönlichleit Friedrich 
Wilhelms war ohne Zweifel das Werthvollſte und Eigenthümlichſte ver felbft- 
ftänbige fittlihe und geiftige Trieb und das bemußte Streben; und biefen Kern 
binweggenommen, bilveten bie Eigenfchaften und Befonverheiten, welche vom Bater 
ber fi am Sohne wieder erzeugen follten, ein rohes und geiftiofes Gefüge. 

Den Gegenfat gegen vie Richtung und ven Willen des Baters rief In Fried⸗ 
rich dem Großen zuerft fein Lehrer Duhan ve Jandun wach; er wurde von biefem 
den Werten der fchönen Literatur Frankreichs und dem ganzen Ideenkreis jener 
eigentbümlichen geiftigen Bewegung zugeführt, bie fi im 18. Jahrhundert vom 
Standpunkt der Bernunft und einer abftraften fchönen Menſchlichkeitoauffaſſung 
gegen die objektiven Orbnungen, zuvörderſt mit Rüdficht und Wohlwollen, dann 
aber in zerſtörender Feindſchaft wandte. Während in Deutſchland ſich dieſe Nich- 
tung zu der ernfteflen und gewiflenhafteften Geiftesarbeit geftaltete, und aus ber 
Kritit und der Forſchung fi auf allen Gebieten ein reineres und höheres Schaffen 
entwidelte, behielt fie in Frankreich einen leichteren und anziebenderen Charafter, 
der um fo allgemeiner wirkte, mit dem aber auch ein raftlofes Weitertreiben von 
Negation zu Negation fi) verband, welches die Nation auf keinem Gebiet zum 
nachhaltigen Genuß neuer lebensfräftiger Schöpfungen gelangen lieh. 

Unter Friedrich I. hatte es fcheinen wollen, ald ob Preußens Hauptftabt der 
Mittelpunkt und die Pflanzftätte ter geiftigen Bewegung Deutſchlands, iu einem 
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wirklich mationalen Sinne, werben könnte; Friedrich Wilhelm file alle tiefe 
Elemente aus feinem Syſtem aus und brach damit eine werthvolle Tradition für 
immer ab. Indem ber König in dieſer ganzen geiftigen Richtung nach den Wir 
tungen, die mit ihr fo vielfach in Frankreich und darnach in Deutſchland ver⸗ 
bunden waren, nur bie verberblichfte Auflöfung bes religiöfen und fittlichen Lebens 
der Ration erblidte, ging fein Streben nicht une unabläffig darauf bin, bie- be- 
fiehenven Ordnungen zu ſchützen, fonvern fein Wille und Gedanken war, durch 
alle Mittel fein Haus, das ganze Leben ver Nation gegen dieſe ihm verhafte 
Geiftesftrömung abzufperren. Man begreift, daß der König es als einen ſchweren 
Unglädsichlag empfand, als er feinen Sohn von biefer Richtung ergriffen fah. 
Aber dem feinen bilvungsfähigen und bilbungsbenärftigen Geiſt, dem weichen em- 
pfänglichen Gemüth des Kronprinzen einmal zugeleitet, war biefe freieve gelftige 
Entwidelung zur Lebensluft geworden, welche vie Seele mit begierigen Zügen in 
fih aufnahm, und ber Berfud, dieſe Bildungskeime auszurotten, trieb ben jugend- 
lich feurigen Geiſt gleihen Schritts tiefer in vie Abneigung und Verachtung ber 
ibn umgebenven und ihm aufgezwungenen Verhältniffe, wie in den Geſchmack und 
die Vorliebe zu einem leichten, in fchöngeifigem Genuß und finnlihen Wohlbe⸗ 
bagen dahingebrachten Leben. 
Es fehlte die vermittelnde Hanb, welche den Trieb und bie natürlichen Nei⸗ 
ungen des jungen Fürſten beachtenn und nutend ihn in freiem Streben zur 
ürdigung und Pflege der ernften Lebensthätigfeit und ver fürftliden Bernfs⸗ 
pflihten geleitet hätte I). Weit davon entfernt beförberte das Verhalten des Vaters 
ein blindes und leidenſchaftliches Fefthalten des Sohnes an bem einmal einge- 
ſchlagenen Wege. Und vom Vater, ver in feinem Zorn feine Pflicht nicht mehr 
fannte, vor der Familie, dem Heere, dem Lande wieberholt und immer ſtärker be» 
ſchimpft und entehrt, mußte Friedrich in einen Zuſtand der Verzweiflung gerathen, 
bei dem nur der eine Gedanke blieb, aus dieſem Zuſtande fi zu retten. 
Der Plan einer Flucht, welche Friedrich bei Gelegenheit ver mit feinem Bater 
im Jahre 1730 nad dem Oberrhein unternommenen Reife beabfidhtigte, war ber 
Ausfluß dieſer verzweifelten Stimmung. Die Frage der engliid-hanndortichen 
Heirath ftand damit in ver That nur im einem mehr nebenfädhlichen Verhältniß. 
Der Gedanke einer Verbindung ver beiverfeitigen Kinder war fchon frühzeitig, ins⸗ 
befondere von Sophie Dorothee und ver Königin Karoline gepflegt worben; im 
der Zeit, we König Friedrich Wilhelm mit England in fehr nahe politiide Be⸗ 
ztehungen trat (1725), war er beftimmter bervorgetreten und fettbem immer im 
Auge behalten worben. Die erften förmlihen Schritte engliicher Seite geſchahen 
bereit8 tm Jahre 1727, aber es zeigte fi bald, daß bie inzwifdhen in ber Bolitif 
Friedrich Wilhelms eingetretene Benbung, welche ihn in bie engfte Berbindung 
mit Defterreih gegen England und Frankreich führte, feine Wünſche und Unfich- 
ten bezüglich einer Familienverbindung mit dem englifchen Königshanſe jehr herab- 
geftimmt und bedingt hatte. König Friedrich Wilhelm war gern bereit, dem Prin- 


1) Dergfeiche die Inftrultion Friedrichs des Großen an den Major Borde, Gouverneur des 

zen Friedrich Wilhelm (IL), worin der große König fagt: Quamd vous le connalirez 
d’avaniage, il faudra voir quelle sera sa passion. Dieu nous garde de la detruize I mais 
travaillons & la moderer ; und weiter: Votre grand art sera de lui faire le tout aveo 
plaisir; de bannir la pedanterie de ses 6dtudes et de lui en faire venir le gout. 
Es if} überhaupt von eigenthümfichem Intereffe, diefe Inftruftion Friedrichs des Großen mit der 
Friedrich Wilhelms I, zu vergleichen. 
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zen von Wales vie Tochter Wilhelmine zur Gemahlin zu geben, aber gegen bie 
Berbindung des Kronprinzen mit einer englifchen Prinzeffin hatte er vie ſtärkſten 
Bedenken, da er durch viefelbe die Selbfiftännigkeit feines Staates gefährbet, ven 
Kronprinzen in den Dienft und das Interefie einer fremden Macht gezogen und 
deſſen Thaͤtigkeit vielleicht felbft gegen das preußiſche Vaterlan gerichtet zu fehen 
fürchtete, Bedenken, vie fi um fo mehr befeftigten, je entfchievener der Londoner 
Hof fi zeigte, auf die Heirath der Prinzeffin Wilhelmine nur unter der Bedin⸗ 
gung der Gegenheirath des Kronprinzen einzugehen. Wie viel in biefe wichtige Ange» 
legenheit bie äfterreichifche Intrigue fi einmiſchte: es wird in Erwägung ber 
damaligen Berhältnifie nicht vertannt werben bürfen, daß die Stellmg, welde 
Friedrich Wilhelm I. zu verfelben nahm, aus einem tiefen Pflichtgefühl wie aus 
' einem fihern und weilen politifhen Blid des Herrſchers hervorging. Uber, indem 
fi diefe Kombination zerfhlug, wurben vie liebften Wünfche der Familie, ins⸗ 
befondere Sophie Dorotheend, wurde bie ganze Hoffnung des jungen Prinzen 
vereitelt, der weit entfernt das palitifche Moment in ven Verfahren des Baters 
zu erfaflen, an bie Heirath mit der englifhen PBrinzeffin, ohne daß von befonverer 
Neigung hätte die Rebe fein können, vie Ausfiht auf Rettung aus dem Zwangs⸗ 
verhältniß beim Bater, auf ein glängentes Hofleben und eine felbftftänbige Stellung 
knüpfte. Wenn ver Kronprinz, nachdem ber fürmliche Abbruch der Berhanblungen 
entfchieben war, an dem Gebanten ver Heirath fefthielt, fo war dies kaum mehr 
als eine Chimäre, und es lag nicht die minvefte Hoffnung vor, daß ihn bie 
Flucht der Verwirklihung des Gehofften hätte zuführen können. Für den Staat 
war es ein Gefchent der göttlichen Vorfehung, daß der Verſuch des Krouprinzen 
vereitelt wurde; fein Gelingen bätte nach menfchlicher Berehnung nur Unheil 
dem königlichen Haus und dem Lande bereiten können. 

Kataſtrophen fo erſchütternder Art wie die, welde in Folge des Flucht⸗ 
verfuche Friedrichs ihn und die ganze königliche Familie traf, haben meift ben 
einen tiefgreifenden Einfluß, die ‚Wiederkehr eines Zuſtandes, wie er vor ber 
Katafteophe beſtanden, unmöglich zu machen. In Friedrichs Geſchick zeigte ſich 
dies gleichfalls und war für feine Entwidiung von großer Bedeutung. Denn welche 
Zeit fchwerfter Prüfung und härtefter Behandlung auch Friedrich noch zu beftehen 
hatte, von einer geiftigen Einengung wie vorbem, war bei dem Aufenthalt zu Küftrin, 
der dem Kronprinzen vom König beftimmt wurde, nicht mehr vie Rede. Schon 
vie Thätigleit, weiche der König dem Sohne anmwies, indem er ihn zuvörderſt als 
Austultotor bei der Kriegs» und Domainenkammer in Küftrin anftellte, war 
ein frifches, anregenves Bildungselement und gewährte dem nach Selbſtſtändigkeit 
ringenden Geiſte einen gewiflen Spielraum. Es eröffnete fih dem Prinzen ein 
Blid in die innere Verwaltung, deren Getriebe und Grunpfäge, in dem Umgang 
erfahrener und fehr unterrichteter Beamten ſich feinem Geifte mehr und mehr ent« 
falten, ebenfo reihe Belehrung boten, wie Urtheil und Regſamkeit des Willens 
wachriefen. Auch dem Milltärwejen gewann ver Prinz jet ein ernfteres Intereſſe 
ab und erfaßte Mar ven Gedanken, daß eine erfte Sorge des Regenten auf biefe 
Grundſäule des Staats gerichtet fein müfle. Daneben blieb Wreiheit und Zeit 
genug für jene Studien, die früher vom Vater fo arg verfolgt worben waren. 
In der franzöſiſchen Sprache und Literatur. machte er fich gerade währenb bes 
Küftriner Aufenthalts ganz und ausschließlich heimiſch, mit Eifer lag er feinen 
poetifhen Neigungen ob, und legte hier die Grundlage zır feiner vollendeten Be⸗ 
handlung des Inftruments, dem er bis in fpäte Jahre bie tiefften Empfindungen 
feiner Seele anvertraut. Mit dem Eifer und ber Fähigkeit für bie ernfteften 
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Aufgaben des Berufs und einer gleichmäßig durchdringenden Kraft des Berflandes 
in Erfaſſung ver Fragen nad ihren allgemeinen. Gruubfägen wie in ihren De 
tails, mit einem ausgefprochenen Verlangen praftiih zu wirken und zu fchaffen, 
ging Hand in Hand ein fdhöngeiftiges Leben und Streben, das in ungeftörtem 
Bebagen zu genießen vie höchſte Befrienigung feines Geiftes zu fein fchien. 

Indem fih fo in diefem Zeitraum geiftig die ganze wunderbare Eigenthäm:- 
lichkeit Friedrichs des Großen entwidelte und feftftellte, gewann auch ver Charakter 
das bleibende Gepräge für das Leben. Das Weihe, Hingebenve feines ganzen 
Weſens verſchwand, die tiefern Regungen des Gemüths zogen ſich ſcheu zuräd 
und an die Oberflähe trat eine rüdfihtslofe Schärfe und Härte, mit ber bie 
Sentimentalität, welche nicht felten zum Durchbruch kam, den fonderbariten Wider⸗ 
ſpruch bildete. Die Innern Kämpfe, bie entfeglichen Schmerzen, denen Friedrich 
ausgeſetzt geweien war, hatten die Seele bis auf den Grund geftählt und jene 
unverwäflliche Kraft des Beharrens gegenüber dem äußern Mißgeſchick geichaffen, 
welche fpäter den König unüberwinblid gegen Europa machte, 

Aber Friedrichs Weſen erlitt auch eine jchwere Einbuße über biefen un- 
glüdlichen Zerwürfnifien. Der Zwang, den Friedrich Wilhelm I. gegen ven Sohn 
auf dem Gebiete des Glaubens und der fittlihereligiäfen Lebensgrundſätze übte, 
hatte den Sohn aufgeregt und abgeftoßen, aber Herz und Gemüth waren von 
piefen höchſten Dingen tief ergriffen worden und rangen darnadh, ſelbſtſtändig fie 
zu durchdringen und fie als ein Iebenpiges Gut ſich anzueignen. In der Zeit 
des Küftriner Aufenthalts von Neuem um viefer Srage willen vor vie Alternative 
bes Kampfes gegen die väterliche Autorität geftellt, unterwarf fi Friedrich üußer⸗ 
lich, aber Herz und ©emüth 2) wurden zugleih auf immer dem Glauben und 
dem fittlichereligiöfen Element abgewandt, über welche hinweg Friedrich in ber 
Sphäre eines vernunftgemäßen Sittengefeges die höhere Wahrheit und den Leit⸗ 
ſtern Inchte. | 

Friedrich hatte länger als ein Jahr in Küftrin zugebracht, e8 war eine herz⸗ 
liche Verſöhnung zwifchen Vater und Sohn erfolgt und Frieprid Wilhelm Hatte 
mit wachfender Freude das Eingehen Friedrichs in die ftaatlichen Interefien und 
die Sorge für viefelben verfolgt, al dem Sohn mit der Heirathsfrage, freilich 
in anderer Weife wie vordem, noch einmal feine gute Stellung zum Bater, dieſe 
Errungenfhaft der legten Zeiten, und damit alle Ausſicht einer erträglichen Eri⸗ 
ftenz in Frage geftellt wurde. Der König hatte, alle verwirrenden Lodungen ab⸗ 
weiſend, unter venen felbft die Krone Rußlands fich zeigte, mit dem ficheren 
politifhen Takt, ver ihn gegen die englifche Hetrath ftimmte, für feinen Sohn 
nunmehr eine Gemahlin aus einem Heinen, aber hochedlen, deutſchen und evange⸗ 
lichen, ſowie preußenfreunvlihen Würftengefchlechte, dem Hauſe Braunfchiweig ge- 
wählt, und er betrachtete es als eine unbebingte Pflicht des kindlichen Gehorfams, 
den Sohn dem väterliden Willen nahlommen zu fehen. 

In Friedrich erhob ſich noch einmal ver volle Trieb feiner Selbſtſtändigkeit 


2, Der Deismus Friedrihd wird nicht in Abrede geftellt, noch find die bedeutſamen 
Beftrebungen Friedrichs in Rheinsberg auf dem Gebiet ter Religionsphiloſophie überſehen worden ; 
aber es fann nicht zweifelhaft jein, daß an beiden die Reflexion nur eigentlich Theil hatte. Seine 
. Gefinnung gegen vie pofitiven Neligionsbelenntnifie, Insbejondere den Proteftantiönmus, wechjelte 
von wehmüthigen Anwandlungen über die eigene Gluubenälofigfeit bis zur Veracht und 
dem, bei einem jo großen Geifte kaum zu eillürenden, Gefallen an frivolem Angriff. Aus 
meiften tritt die Anfiht hervor, daß die Religion nur ein Werkzeug und Mittel des Menſchen zu 
menjchlichen Zwecken jei. 
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und in verzweifelter Stimmung blidte er auf ein ihın;aufgezwungenes Verhältniß, 
an das er für das Leben gebunden fein follte. Doch wie auf dem Gebiete ver 
religiöfen Fragen entſchloß ſich der Prinz auch in dieſer Angelegenheit zur Reflg« 
nation. Er brach mit den jugenvlih tiefen Empfindungen in kühler Verſtandes⸗ 
abrehuung und in dem Geift jener philofophifchen Leichtfertigfeit, die ihm aus 
der franzöfifchen Literatur als vielgepriefene Lebensweisheit entgegenkam, und warf 
ſich mit Iebhaftefter Hoffnung in die Ausfichten des mit der Heirath vertnüpften 
neuen Hofhalts, der, indem er einen unbefchränkten geiftig regen Verkehr, heiteres 
Wohlleben und Genuß ermöglichte, dem freien Schwung feines Wefens die glüd- 
lihfte Entfaltung verhieß. 

Friedrich erflärte fich bereit, die ihm vom Bater beftimmte Gemahlin, Elifabeth 
Chriftine von Braunfhweig heimzuführen. Am 10. März 1732 fand vie Ber 
lobung, am 12. Juni beflelben Jahres die Bermählung ftatt. Am Tage nad) der 
Berlobung war der Kronprinz vom König in das Generalvireltorium eingeführt 
worben und wurde bald tarauf zum Oberſt und Chef des in Ruppin garnifoni- 
renden Infanterieregiments ernannt, wohin er ſich mit der jungen Gemahlin be 
gab. Nach dem Kauf von Rheinsberg wurde dieſes der bleibende, Aufenthaltsort 
bis zur Thronbefteigung. Friedrich hatte fih kaum in feiner neuen Refivenz ein- - 
gerihtet, fo fammelte er zu vorübergehender ober bleibender Gefellichaft einen 
Kreis geiftvoller und ausgezeichneter Männer um fih. So leuchtenden Schein auf 
Friedrichs Geſellſchaft der fpätern Zeit der Verkehr mit Voltaire und einer Reihe 
anderer Geifter geworfen hat, fo zeigt doch das Rheinsberger Leben einen ungleid 
vößeren Reiz, fowohl durch den menfchlich edlern und befiern Charafter ber 
Freunde als den wärmeren und natürlicheren Ton, der die Gefellfhaft durchdrang 
und miteinander verband. Fouqué und Stille waren bei aller Theilnahme für ven 
leichtern Lebensgenuß und die fchöngeiftige Unterhaltung Männer von fittlih beftem 
Gehalt, wahre und mannhafte Naturen, mit veihem Gemüth unb untavelhafter 
Geſinnung; Kaiferlingt war” hochgebilvet und fenrigen Geiftes, ſprudelnd von 
beiterer Laune, eine in Begeifterung und Enthufiasmus lebende Natur, Knobels⸗ 
dorf ein Dann von feinftem Schönbeitsjinn, ein barmonifcher Geift, der dem 
tiefen Zrieb feiner Natur in ernften Studien und fhöpferifhen Wirken Genüge 
that. Daneben Jordan, humoriſtiſch und ſcharf beobachtend, doch zugleich von fitt- 
lidem Ernft und wahrer Güte, ver frifche, liebenswärbige Chaſot und zeitweife 
der geniale und ſtolze Winterfelot, fowie mande andere mehr oder minder bebeu- 
tende Männer. Wen von Freunden Friedrich nicht perſönlich in dieſen Kreis ziehen 
fonnte, mit dem unterhielt er durch Briefwechlel genaue Verbindung, fo mit dem 
ſächſiſchen Geſandten Suhm in Petersburg, nit Duhan, mit Algarotti und vor 
Allen mit Voltaire. Die Werke dieſes Schriftftellers übten jeit Jahren eine un» 
widerftehliche Anziehung auf Friedrich und er verehrte in DVoltaire einen ver 
größten Geifter feiner Zeit, den er für die literarifche Probuftion und die Be— 
handlung der Sprache als fein Ideal und feinen Meifter anfah. Friedrich Inüpfte 
im Iahre 1736 die Korrefponvenz mit Voltaire an, der gefchmeichelt und wirklich 
lebhaft angezogen von dem Geiſte des jungen Fürften, das angebotene Freundes⸗ 
verhältniß mit der ihm eigenen graziöfen feinheit und bewußten Würbe annahm, 
bie Friedrich glüdlich machte, den bewunderten Autor gefucht zu haben. Es bilvete 
fih bald ein Verkehr, in dem Friedrich mit dem Weltphilofophen alle ragen ber 
Philofophie und der Literatur erörterte, und jedes feiner literarifchen, poetifchen 
oder proſaiſchen Erzeugnifie zur Prüfung und Beurtheilung austaufchte. Unter 
dem Patronat Voltaires und von ihm nach Belieben korrigirt und gemobelt, 
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erſchien Friedrichs erfte litergriſche Publikation, der Antimachiavell, veffen 
urſprunglicher Tert, wie er das volle Eigenthum des Königs, erſt in der Neuzeit 
befannt geworben iſt. 

Diefe- Arbeit des Prinzen zeigt, wie unter ven philoſophiſchen und literari⸗ 
ſchen Stubien und in dem heitern Gehenlafjen zu Rheinsberg doch die hohe Lebens⸗ 
aufgabe, die ihm gefegt war, feinen Geift vor Allem in Anfpruh nahm. Mit 
fiherer Hand zeichnete er vie Linien feines fürftlichen Berufs, indem er ihm nad) 
Ziel und Mitteln eine durchaus fittliche, felbftlofe, ale Pflicht zu betrachtende 
Aufgabe ftellte, Ift dieſe Arbeit auch ganz abſtrakt gefaßt, jo liegt die Bedeutung 
der entwidelten Theorie doch eben darin, daß fie das tieffte Verſtändniß ver 
gegebenen objektiven Verhältniſſe, insbeſondere des Staatsweſens offenbarte, welches 
Friedrich einft zu leiten berufen war. Doch nicht blos aus der Höhe ver allge 
meinen Betrachtung faßte Friedrich die Wufgabe feines Lebens ins Auge, fondern 
er benugte die Reihe der Jahre des Nheinsberger Aufenthalts mit der ihm eigenen 
Raftlofigkeit, um ſich auch praftifch auszubilden. Die Führung feines Regiments 
machte ihn im Detail des Heerwejens vollkommen heimiſch und fiher und ein fo 
ſchwer zu befrievigender Richter auf dieſem Felde wie der königliche Vater, mußte 
mit vollem Lob die Leiſtungen des Schnes anerkennen, vie Wiflenfchaft des 
Krieges ſtudirte Friedrich an den Beiſpielen der großen Feldherrn aus dem Zeit- 
alter Ludwigs XIV. und ber Feldzug, den er mit dem Vater 1734 gegen Frank⸗ 
reih mitmachte, bot, jo ruhm⸗ und thatenlos er im Allgemeinen verlief, doch 
mandye Belehrung. Bon der Politil praftifh durch ven Bater faft ganz fernge- 
halten, verfolgte doch Friebrih mit gefpanntefter Aufmerkſamkeit die Entwidtung 
ber europäifchen Polttif, und an ben öfterreichifch-franzöfiichen Krieg von 1734 
und 1735, der ven Franzofen Lothringen zubradhte, anknüpfend, fchrieb er Be- 
trachtungen über die Lage Europa’ nieder, die eine volllummene Bertrautbeit 
mit dem ſchwierigen Gegenftande und eine Sicherheit des Blicks befunden, dem 
die Zukunft bald Recht geben follte. 

Auch auf dem Felde ver Landeskunde und ver höhern Berwaltung hatte 
Friedrich Gelegenheit gehabt, feine Erfahrung zu mehren und fein Urtbeil zu be— 
feftigen, und jo war teins ver großen Berufsfächer, welche der Sorge bes Re— 
genten oblagen, vem thätigen Streben des Prinzen fremd geblieben. Der univer- 
jelle Geift Friedrichs war gerüftet zu dem großen Werk, das ihn erwartete. 

Mit dem Frühling des Jahres 1740 trat in dem Geſundheitszuſtand des 
Königs eine bedenkliche Wendung ein; bald zeigte ſich äußerfte Gefahr und Hoff- 
nungslofigkeit. Der König ftarb am 31. Mai, Seine Seele war in ven legten 
Jahren oft von Beſorgniß und Mißmuth erfüllt geweien, ba er bie Grundlage 
feines ganzen politifhen Syſtems erſchüttert ſah; jett fchien er aus dem Leben 
in Zuverfiht und Hoffnung auf den Sohn, Gott dankend, daß er ihm einen fo 
würdigen Nachfolger gegeben habe. 

I. Wie verfchteden die Anfichten und Hoffnungen bezüglich des neuen Regiments 
König Friedrichs fein mochten, zwei wejentliche Punkte waren alsbald und fo be- 
fiimmt entſchieden, daß Niemand im Inland oder Ausland fih noch Zweifeln 
bingeben konnte. Wenn Friedrich Wilhelm I. Selbftherriher im vollen Sinne des 
Worts hatte fein wollen, fo zeigte fih, daß fein Sohn nicht minder dieſe Stel- 
ung einnahm, ja, daß er, wenn fein Bater durch Lebensgewohnheit und Zutrauen 
unbewußt mandem Einfluß der Umgebungen anbeimgefallen war, mit einer ®e- 
ſchloſſenheit und Unbeweglichleit des Charakters feine Autorität aufrichtete, vor ber 
aller Einfluß in eine nicht blos Außerlihe, ſondern volllommene und unberingte 
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Abhängigkeit zerfloß. Sodann wurde Mar, daß Admmiſtration und Heerweſen, wie 
unter dem Vater, fo umter Friedrich II. die beiden großen umd entſcheidenden Fak⸗ 
toren des ganzen Staatsweſens bleiben würben. Und wenn ber junge König nicht 
anftand, fofort manche wichtige Neuerungen zu treffen, fo beiwtefen fle nur, daß 
Friedrich II., indem er in ihren Grundlagen und ihren Borzügen vie großen 
DOrgantjationen des Vaters erhielt, ſie aber erweiterte und reformirte, mit einem 
noch fchärferen Blick und mit mehr Geift als Friedrich Wilhelm I., den Kern 
und das Weſen der Dinge ind Auge faßte und für das Reale eine noch höhere 
Gabe ver Schätzung beſaß, wie fein Vater. 

Während fo im Inneren die Bolitit des Königs alsbalb eine fehr beſtimmte 
Richtſchnur einfchlug, entſchied aud wenige Monate nach dem Regierungsantritt 
ein hochwichtiges Ereignig über Friedrichs Politit nach Außen. 

Kaifer Karl VI. ftarb am 20. Oftober 1740, ohne männlide Nachkommen 
zu binterlafien. Die große europätfhe Frage war, ob Maria Therefin, Karls 
äftefte Tochter, mit dem Herzog Franz von Lothringen vermählt, ven Befitz ber 
dſterreichiſchen Erblande nad der vom Bater feftgeftellten Erbfolgeordnung (vie 
pragmatifche Sanktion) werde behaupten können. Friedrich war ver Erfte, welcher 
in diefer Trage ſich entſchied. Um ven weltgeſchichtlichen Schritt, welchen er that, 
richtig zu würdigen, ift es nöthig, einen Blick auf die Politik Friedrich Wilhelms 
zu werfen. Eine Reihe von Motiven wirkten beftimmenp auf diefen Monarchen 
in feiner Politik ein. Zuerft der nie aus den Augen verlorene Plan, vie materielle 
Macht des Staats auf Grund von Erbanſprüchen durch territoriale Erwerbungen 
zu mehren, ferner das Bewußtſein der Berechtigung, in ben europätfchen Ange⸗ 
legenheiten mitzufpredhen und ver Pflicht, als ein mächtiger europäiſcher Fürſt für 
die Aufrehthaltung des europäiſchen Gleichgewichts zu forgen, ſodann das lebhaftefte 
Gefühl des Zuſammenhangs mit dem Reich und dem Kaifer als feinem Haupt, 
endlich die Hingebung an feinen evangelifchen Glauben und damit verbunden ber 
Wille, in Deutſchland und Europa als einer der Erften zur Erhaltung und Siche⸗ 
rung des evangeliihen Bekenntniſſes und der evangeliichen freiheit vazuftehen. 
Den Widerftreit, der in dieſen Beftrebungen Tag, zu heben und aus einer 
Kombination verjelben eine bleibende Grundlage für die preußiſche Politit zu 
ſchaffen, war fein unabläffiges Bemühen. Bon diefem Geſichtspunkte aus find in 
Friedrich Wilhelms Regierung drei Hauptpunkte hervorzuheben. Zuerft ver Herren- 
baufer Vertrag mit Franfreih und England (vom Jahre 1725, 3. September). 
Die Verbindung Spaniens und Oefterreihs fchien noch einmal die Gefahren für 
das Gleichgewicht Europa's und für die evangelifhen Mächte heraufzubeſchwören, 
gegen welche vie erfte Hälfte des fiebenzehnten Jahrhunderts hindurch ber ent⸗ 
ſcheidende Kampf geführt worden war. Inzwifchen Tagen dieſe Tendenzen doch 
Defterreih insbeſondere fehr fern, deſſen Beherrſcher bei allen politifchen Kombt- 
nationen nur den fpecifiich öſterreichiſchen Zweck, die Erhaltung der Monarchie in 
einer Hand, verfolgte; anvererfeits hatte König Friedrich Wilhelm nichts weniger 
im Sinne, als eine Zerftüdelung ver Monarchie Defterreihs, und ber Gedanke 
eines möglichen Auseinanverfallens des Reichs nur zum Bortheil der großen euros 
pätfhen Nachbarmächte erfüllte ihn mit Schreden. Sobald daher Defterreich Frieb- 
rih Wilhelm die Sicherheit gab, daß es an jene gefahrvollen Beftrebungen nicht 
vente, zeigte auch er fich bereit, jede feindſelige Verbindung gegen Defterreih auf: 
zugeben. Vielmehr glaubte er nun ven geeignetfien Moment gefunden zu haben, 
in der. Verbindung mit Oeſterreich die nach allen Seiten bin erfprießliche Wirk⸗ 
famleit und Stellung zu gewinnen. Dem Interefie ver Geſammtheit Deutſchlands 
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hielt er fih überzeugt einen wahrhaften Dienft zu leiften, wenn er den Gefammt- 
beſtand der öſterreichiſchen Erblande und vie Verbindung der Kaiferwärbe mit ver 
bſterreichiſchen Macht aufrechthielt; indem er aber fo im enifcheidenven Augenblid 
Defterreich8 Intereflen förverte und zur Durchführung der pragmatifhen Sanktion 
ſeinerſeits bereit war, für biefelbe mit feiner ganzen Macht einzutreten, forberte 
er als Aequivalent öſterreichiſcherſeits ein eben fo neidlofes Unterftügen feiner 
Intereſſen. Defterreich Sollte ſich verpflichten, Preußens Anſpruch auf Berg anzu- 
erfennen und zur Geltung zu bringen, fo daß, währen Preußen bie katholiſche 
Kaiſermacht vertrat und fein Intereffe mit dem ihrigen ibventificirte, diefe zur Er- 
bebung und zum weiteren Wachsthum der größten evangelifchen, deutſchen Terri- 
tortalmadht die Hand bieten follte. Eine Verbindung beider, glaubte Friedrich Wil- 
beim I., würbe ben deutſchen Mächten bie entfcheivende Stimme in Europa geben. 
Die Berträge von Wufterhaufen (12. Oktober 1726) und von Berlin (23. De- 
cember 1728) waren der Ausorud viefer Ideen Friedrich Wilhelms. Die polnifchen 
Wirren über vie Nachfolge des am 1. Februar 1733 verftorbenen Königs Wuguft II. 
ſchienen Friedrich Wilhelm geeignet, die Grundſätze der Verbindung, wie er fie zwi- 
chen Oefterreih und Preußen im Sinne hatte, zur weiteren Beriwirflihung zu bringen. 
‚ Imbem einerfeits Frankreich fi erhob, um den ihm genehmen Kanditaten 
auf den Thron zu fegen und ein Arieg an ber Weftgrenze Deutſchlands und in 
Italten drohend am Horizont heraufzog, wollte Friedrih Wilhelm eventuell im 
Namen des Reichs mit größter Energie den Krieg gegen Frankreich geführt wiſſen, 
und deine ganze Kriegsmacht, die er fo lange gepflegt und die europälfchen Ruhms 
genoß, aufbieten, um Frankreich einmal entjchieden nieberzuwerfen und fo Defter- 
reich8 Uebergewicht und für weiterhin den Beſtand des öſterreichiſchen Beſitzes ſicher 
p ſtellen. Was er dagegen von Oeſterreich forderte, war die Berückſichtigung eines 

ebensintereſſes für Preußen. Dies bedingte die Ausſchließung Auguſt III., Kur- 
fürſten von Sachſen, vom polniſchen Throne. Durch die Verbindung der Krone 
Polen mit dem ſächſiſchen Kurhaus hatte Preußen in dieſer deutſchen Territorial⸗ 
macht ven gefährlichſten Rival erhalten. Preußen ſah ſich mit wenig zuſammen⸗ 
hängenden Gebieten zwiſchen vie beiden Staaten geſtellt, über welche der gemein- 
ſame Fürſt herrſchte; zu Polen ſtand Preußen ſelbſt noch in Abhängigkeitsverhältniß 
und in Deutſchland wie in Europa ſah der König von Preußen ſich gegenüber 
in den Herrſchern von Sachſen und Polen deutſche Territorial⸗Fürſten von aus⸗ 
gefprochener fatholifcher Tendenz fich erheben, denen mittelft der fremden Krone wirklich 
ein erheblicher Einfluß auf die europäifhe Staatenpolitif zufiel und die ſich auf 
Grund deſſen fhon in den ausfchweifenvften Ideen einer Ummwälzung ver deutſchen 
und ber europätfhen Befigverhältniffe ergingen. | 

Die Politik Defterreich® aber ftellte das ganze Gebäude der Ideen und Pläne 
Friedrich Wilhelms völlig in die Luft. 

Den König von Preußen für die pragmatifhe Sanftion zu gewinnen und 
von der Verbindung mit England und Frankreich abzuziehen, war momentan für 
Defterreih von höchftem Intereſſe geweien und man hatte feine Bedingungen ange- 
nommen. Aber es war eine Täuſchung Friedrich Wilhelms, wenn er glaubte, daß 
fein politifches Syftem je von Oeſterreich aufrichtig aboptirt worben fei. Defter- 
reich wollte fi nicht im Mindeſten abhängig von dieſer Territorialmacht wiſſen, 
auch nicht in der Vertheidigung feiner Eriftenz, und indem es biefe durch Kombi⸗ 
nationen mit den großen enropäiſchen Mächten zu fichern feine alleinige Sorge 
fein ließ, betrachtete e8 den brandenburg⸗preußiſchen Staat nur in dem Fichte einer 
jelöftftändig im Reiche ſich erhebenven, dem Kaiſer unabhängig und mit eigenem 
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Willen fowohl für fein Intereffe als für das Interefie ver Geſammtheit ſich 
gegenüberftellenden Macht, veren Stärkung nicht nur nicht zu wänfchen wäre, fondern 
ber im Reiche felbft jeve mögliche Rivalität und jebes Hinderniß der Vergrößerung 
bereitet werben müßte. 

Der Ausgang der polnifhen Wirren und des Kriegs mit Yranfreich ſtellte 
dies Ergebniß felbft einem fo von Zutrauen erfüllten Manne, wie Friedrich MWil- 
beim I., klar vor Augen. 

Defterreih in Verbindung mit Rußland erhob Auguft III. von Sachſen auf 
ven Thron von Polen und hielt ihn bier aufrecht. Den Trieben und die Freundſchaft 
mit Frankreich gewann Defterreich nach mattefter Kriegführung gegen eine fehr pre 
füre Anerkennung der pragmatiihen Sanftion und die Vergrößerung des Beſitzes 
und Einfluffes in Italien um den Preis eines herrlichen ventfchen Gebietes, 
Lothringens, und der einem alliirten deutſchen Yürften, dem König von Preußen, 
vertragsmäßig gegebenen Gewährleiftung bezügli des Beſitzes von Berg. 

König Friedrich Wilhelm entging nicht die fühle Lage, in bie ver Staat 
durch feine Politik gebradht worden war; Preußen ftand tfolirt und ohne Einfluß 
da; die Mächte, welde er um ber Freundſchaft mit Defterreich willen verlafien, 
zeigten ihm Mißtrauen und Abneigung, und Defterreich hatte die Verbindung mit 
Preußen nur benust, um den Einfluß und die Macht diefes Staates zu Tähmen 
und feiner territorialen Vergrößerung möglichfte Hinverniffe in den Weg zu legen. 
Es kam der bevenklihe Umftand hinzu, daß die enropäifhen Mächte ven Glauben 
verloren Hatten, daß Friedrich Wilhelm ſich entfchließen könne, für feine Intereflen 
rückſichtslos und entfchieven feine ftarfe Macht in die Wagfchanle zu werfen und 
mit diefem Glauben verband fih unmittelbar Rüdfichtslofigleit und Richtbeachtung- 
gegen dieſen Fürften. . | 

Sein großer Fehler in ver auswärtigen Politit war, daß er die thatfächlichen 
Berhältniffe viel zu fehr in dem Lichte fah, welches feinen jevesmaligen Wünfchen 
und Anfichten entiprady und ohne genügend fiheren Rüdhalt fih mit dem ganzen 
Eifer feiner Natur vollftändig in eine Richtung warf, in ver feftgelettet der König 
das Werkzeug fremder Interefien wurbe. Am Ende feines Lebens mußte er ſich 
gefteben, daß die Ziele feiner Bolitit ferner als je gerüdt waren. Es war zu 
fpät, um auf neuen Bahnen ihnen nadyzuftreben. Uber er hinterließ dem Nachfolger 
als Vermächtniß die tiefe Erbitterung gegen Defterreih als die Macht, von ber er 
fih Bintergangen und zum Dank für treue Dienfte in den beften Intereffen ſchwer 
beeinträchtigt fah, und den Wunſch, daß die von ihm gefammelte Kraft des Staates 
dazu bienen möge, an dem Gegner die Schuld zu rächen. 

König Friedrich hatte diefe Stimmung gegen Defterreich ſelbſtſtändig in ſich 
ausgebildet und vie Wünſche des Baters fielen bei ihm auf einen völlig bereiteten 
Boden. Seine. Politif hatte in den erften Monaten der Regierung an dem Punkt 
angenüpft, der als ver einzig gegebene vorlag, die Frage Über den Beflg von 
Berg. Friedrich fondirte noch nad) verſchiedenen Seiten hin, wo er auf Grund ver 
Unterftügung feines Rechtes auf jenes Territorium nähere Verbindungen anknüpfen 
fönnte, als fih mit dem Tode Karls VI. der Horizont für eine großartige 
Thätigfeit eröffnete. 

Mit dem Tage, wo Friedrich jene Nachricht erhielt, ſtand fein Entſchluß feft, 
feinem Staate auf Koften Oeſterreichs etnen großen Territorialgewinn zu verſchaffen. 
Der König ſelbſt und feine Staatsmänner betrachteten durch bie vertragsbrüchige 
Haltung, welche Defterreich in Bezug auf Berg eingenommen, Preußen jeder Ber- 
pflichtung zu Ounften der pragmatifhen Sanktion für enthoben und dieſen Staat 
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baher durch Keine Rückſicht behinvert, die Erbanſprüche auf die Fürſtenthümer Lieg- 
nig, Brieg und Oblen, fowie auf IÄgernborf, die preußifcherjeits nie ganz, Defter- 
reich gegeniiber, aufgegeben werben waren, zur Geltung zu bringen. Wenn ver 
König zu diefer kühnen Politit in dem vollen Feuer jugenvlichen Thatendrangs, 
und one einen Gedanken an ven Weltkampf, ver ihm aus biefer That bereinft 
entftehen follte, fchritt, fo wäre boch nichts falfher ale zu glauben, daß Fried⸗ 
rich nicht die große politiihe Bedeutung feiner Handlungsweiſe fih Mar ge- 
macht und das Auftreten gegen Defterreih nicht das Ergebniß einer reifen und 
ſichern politiihen Erwägung gemwefen wäre. Es genügt, auf die oben erwähnte 
Schrift Friedrichs vom Jahre 1735 hinzuweiſen, um zu zeigen, daß die entſchei⸗ 
denden Berhältniffe, Defterreihs Stellung zum Rei und zu Preußen und das 
BSerhältnig Oeſterreichs zu Franfreih und zu England, ihm völlig Har vor Augen 
ftanden, wie er denn auch fchon tamals auf den Tod Karls als einen großen 
Wendepunkt in der Staatengefchichte hinwies. 

Mas Friedrich durch Ausbeutung der Kriſis, in welche Defterreih burd das 
Ausfterben des Mannsflammes gerieth, erreihen wollte, war einmal, wie gefagt, 
der Territorialgewinn; hatte Defterreich in der Bergſchen Sache zu Gunften eines 
andern Prätendenten Preußens Vergrößerung gehindert, fo follte die Kaiſermacht 
erfahren, daß der König von Preußen ſtark genug fei, ſich dafür durch Erbanfprüde 
an Öfterreichtiches Gebiet und vie Eroberung dieſes Gebietes zu entfchäbigen. “Der 
tiefere Gedanke war damit unmillfürlich verbunden, Preußen in Deutfchlanp und 
in Europa eine paritätifche Stellung neben Defterreih zu fchaffen und dieſes 
damit für immer zu zwingen, Preußens felbftfländige Macht zu beachten und zu 
berüdfichtigen, viefen Staat ald einen Yaltor, ver nicht überjehen werben dürfe, 
in feine politifhe Berechnung aufzunehmen. 

Endlich aber auch war. König Friedrich entfchloffen, die Interefien und bie 
Machtſtellung Preußens nicht dem beftehenden Syſtem des europätichen Gleich⸗ 
ewichts zum Opfer zu bringen, fonvern vielmehr zu beweifen, daß ein foldes 
Syftem nur dann Beſtand und Sicherheit haben künne, wenn Preußen daſſelbe 
anertenne und flüge, und daß die Macht dieſes Staates daher als eine wefentlidhe 
Grundlage und Bedingung befjelben betrachtet werben müfle. 

Indem ber König fir die Ausführung feiner Pläne, über weldge er Alles 
in Zweifel und Ungewißheit erhielt, bie nöthigen Vorbereitungen traf, war das 
nächte Ziel, welches er im Auge hatte, die vorläufige fofortige Offupation 
Schleſiens. Dem Syftem des Vaters, ſich durch gute Dienfte und innigftes Au⸗ 
fließen von Defterreih Zugeſtändniſſe für das Recht und die Macht Preußens zu 
verdienen, wurde damit allerdings mit Bewußtſein der Rüden gewandt, aber 
Friedrich der Große verband mit diefem Schritt fürerft keineswegs den Plan, bie 
Berftörung der öfterreihiichen Monarchie zu bewirken, noch fih von dem Syſtem 
europälfcher Politit loszureißen, welchem die Aufrechterhaltung der pragmatiſchen 
Santtion als eine Hauptftüge des europätfchen Gleichgewichts erfchien. Aber bie 
Wirkungen ber einmal vollzogenen Thatjache lagen nicht im Bereich von Friedrichs 
Biden allein. 

Am 13. December verließ der König Berlin, wo mande Anhänger bes 
alten Syſtems, vor Allen Leopold von Defian, mit wenig Befriedigung und Zu⸗ 
verficht Friedrichs Entſchluß betrachteten, und eilte-zum Heere, das 30,000 Mann 
ſtark, insbeſondere treffliche Infanterie, an ven Grenzen fich gefammelt hatte. Am 
16. December wurbe bie Grenze überſchritten und bis Ende Februar war Schlefien 
bis auf wenige fefte Pläge in Befig genommen. Friedrich Batte_- keinen irgend 
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bemerkenswerthen Widerſtand gefunden. Die Evangelifhen, hart unter ver öfler- 
reichiſchen Herrſchaft beprüdt und in Beſorgniß vor neuer Bebrängniß, empfingen 
den König als einen Erretter, vie Katholifchen verficherten fi) bald, daß fie unter 
dieſem Yürften in voller Freiheit und Sicherheit ihres Glaubens würden leben 
können, wenn aud) die bisherige ausſchließliche Herrichaft der Katholifen in allen 
ftantlihen und bürgerlichen Berhältnifien fofort vom König befeitigt wurbe. 

Die ganze Aufmerkſamkeit Europa’s haite ſich inzwilhen vom erften Tage 
des Einmarfches in die öfterreichiihen Lande dem König von Preußen zugewendet. 
Betrachten wir die Stellung der großen Mächte, insbeſondere Defterreihs, dem 
ber Ungriff galt. 

Der Gegenfag zwiſchen England und Frankreich beberrichte die europätfche 
Politil; fo ergeben im Ganzen dem Frieden fowohl Kardinal Fleury als auch Sir 
Robert Walpole waren, feiner von beiven ließ auch nur einen Augenblick ven 
großen Wiverftreit der Intereffen und ver Machtftellung der beiden Staaten außer 
Augen. Der Erfolg, den Frankreich im letten Kriege von 1734-1735 gegen 
Defterreich durch den Erwerb Lothringens davongetragen, die nahe Verbindung, in 
weiche die Bourbonenhäufer in Frankreich und Spanten und durch letzteres auch 
in Italien wiederum getreten waren, hatten vie lebhafteften Beſorgnifſe in Eng- 
land hervorgerufen und eine enge Allianz mit Defterreich begründet. In ver Er- 
haltung viefer Macht ſah England ven fiherften Wall gegen die Eroberungs- 
tendenzen Frankreichs, und um gegen Frankreich eines mächtigen Bundesgenoſſen, 
der ald Kern einer großen Tontinentalen Allianz dienen konnte, ficher zu jeir, 
hatte man englifcherfeits die Garantie der pragmatifhen Santtion übernommen. 
Nun aber trat der all ein, an ven man in England am wenigften gedacht hatte, 
daß nämlich die Macht, auf welde man nächſt Defterreih am meilten gegen 
Frankreich gerechnet hatte, felbft ven Kampf gegen Defterreih aufnahm. Da jedoch 
König Friedrich feine Rechtsforberungen an Oeſterreich mit ven beftimmteften Zu⸗ 
fiyerungen begleitete, daß er nad ihrer Befrievigung mit feiner ganzen Kraft in 
Berbindung mit England und DOefterreich gegen jeglichen Verſuch Frankreichs, zum 
Syſtem Ludwigs XIV. zurüdzugreifen, einftehen wolle, fahen Sie Robert Walpole 
und andere einfichtige Staatsmänner der Whigpartei die nem englifchen Intereffe 
entſprechende Löſung viefer Berwidlung fofort ganz Mar. Der Geſammtbeſtand ver 
öfterreihiichen Monarchie war für England nit an fi) das Objekt ihrer Sorge, 
fondern nur infofern darin das ficherfte Mittel zu liegen geſchienen hatte, Frank⸗ 
veih in Schach zu halten; jett aber zeigte fih, daß diefer Zwed nur durch bie 
Seffion eines Gebietstheils zu erreichen wäre, weil fo Preußens Kräfte ver 
Allianz gegen Frankreich gewonnen und bie Defterreichs ungefhwächt viefem Ziel 
erhalten blieben. In vielem Sinne eilte die englifhe Regierung, fofort ihre ver- 
mittelnde Thätigkeit in Wien und bei Friedrich gelten zu machen. 

Man hatte englifcherfeits fehr richtig gerechnet, wenn man annahm, daß 
Frankreich eine jo wichtige Krifis nicht vorübergehen laflen würde, ohne feine alten 
Herrichaftspläne wieder aufzunehmen. Fleury hatte Die pragmatifche Sanktion in einer 
Form anerlannt, hinter der er feine wirklichen Abſichten nur verhüllte. Alsbald 
nad) dem Zope Karls VI. war in Paris ver Plan gefaßt, vie Auflöfung ver 
Öftgrreihifchen Monarchie zu bewirken und eine Allianz mit allen Mächten, bie. 
Aufprüche erheben würben, bejchloffen. Was. Deutſchland insbeſondere betraf, fo 
trat der alte Gedanke hervor, vie Kaiſerwürde an Bayern zu bringen, das nicht 
mächtig genug, um allein fein Aufehen über vie großen Zerritorialfürften zu bes 
baupten, fi) dauernd hätte an Frankreich anlehnen und fo dieſem das Proteltorat 
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über Deutfchland zubringen müſſen. Das Auftreten Friedrichs zeigte dem. Parifer 
Kabinet einen unvermutheten aber fofort in feiner Unſchätzbarkeit erfannten Bundes: 
genofien. Bereit am 14. Januar 1741 bot Fleury dem König von Preußen vie 
Allianz Frankreichs an. 

In Wien felbft legte man eigenthümlicher Weife dem Vorgehen Friedrichs 
bie geringfte Bedeutung bei. Wiewohl der Kaiferftaat, durch den Krieg gegen 
Frankreich (1734—1735) und den noch unglüdlideren und unfruchtbarern gegen 
pie Türke aufs äußerſte geſchwächt, zuvörderſt faft gar feinen Widerſtand dem 
König von Preußen leiften konnte, der mit dem vom Bater Jahrzehnte lang ge- 
fchulten und geübten Heere und den von demſelben baushälterifch gefammelten 
Mitteln den Krieg begann, wiegte man fi doch in einer übermüthigen Sicherheit 
auf Grund der europäifhen Kombination, durch welde das Wiener Kabinet vie 
pragmatifche Sanftion für unbebingt feftgeftellt erachtete. 

Wenn England, in ver Hoffnung durch Oeſterreichs Alltanz gegen Frankreich 


‚ einen mächtigen Bundesgenoſſen zu gewinnen, beftimmt worben war, bie prag- 


matifhe Sanftion zu garantiren, fo Hatte natürlich das Wiener Kabinet nicht ge 
zaudert, den Ideen Englands entgegenzulommen, um dies Ziel zu erreihen. Aber 
im Grunde war der leitende politiſche Gedanke zu Wien, Defterreih aus dem 
Kreife des Gegenſatzes zwiſchen England und Frankreich ſelbſtſtändig heranstreten 
zu laflen, die Ausfämpfung ihrer Streitigkeiten ven beiden Mächten allein zu 
überlaflen und burd eine Verbindung mit beiden Parteien fi den Frieden und 
die befte Garantie gegen jeden Angriff auf den Beflsftand ver öfterreichifchen 
Monarchie zu verfchaffen. Die freundſchaftliche Verbindung mit Frankreich war 
daher in Wien ein Hauptgeſichtspunkt und als Frucht des Friedens mit Frankreich 
vom Sabre 1735 (der Definitivfrieve von Wien wurde erft am 8. November 


1738 abgeſchloſſen) betrachtete man in Wien die vollftännige Sicherheit gegen ein 


feinpliches Vorgehen Frankreichs. Man wiegte fich in einem unbegrenzten Zutrauen 
zu Fleury's freundlihen und friedlichen Abfichten. Andererſeits vertraute man in 
Wien auch noch auf die Garantie Ruflands und hatte pie Hoffnung, auch Sach⸗ 
fens Beiftand gegen Preußen zu gewinnen. Weber die Borftellungen ver Alliirten, 
noch der wenig glüdlihe Ausgang des erften Waffenganges bei Mollwig im 
Frühjahr 1741 vermodten Defterreih aus feiner falſchen Zuverfiht zu reißen 
und.einer Berftänvigung mit Preußen geneigt zu machen. Eine Wenbung wurbe 
erft durch die Thatfache herbeigeführt, vor deren Möglichkeit man in Wien mutbh- 
willig die Augen verfchloffen hatte. Am 5. Juni ſchloß Franfreih mit Friedrich 
den Breslauer Bertrag und fügte bamit ven legten Ring in bie Kette feiner An- 
griffsmittel gegen ven Kaiferftaat. Das bisherige politifche Syſtem in Wien verlor 
damit alle Grundlagen, und fein Hauptvertreter Bartenftein mußte weichen. 
Friedrich II. Hatte zweimal, indbefondere auf den Rath feines Miniftere 
von Podewils, die Verbindung mit Frankreich abgelehnt, immer in der Hoffnung 
auf eine erfolgreihe Vermittlung Englands in Wien. Da aber bie öfterreidhifche 
Regierung unbeweglich blieb, und daher vie Hauptmächte, welche bie pragmatifche 
Santtion garantirt hatten, nämlich England, Holland, Rußland, fi nuf Anrufen 
Defterreihs wenn auch widerwillig anfchiden mußten, Oeſterreich militäriſche Hilfe 
zu leiften, fo zauderte Friedrich im Angeficht einer völligen Iſolirung nit länger, 
fi duch die Berbindung mit Frankreich zu ftärken. Er verzichtete im Allianz- 
vertrag ganz auf Berg und erhielt dafür die Garantie Nieverfchlefiens und Bres- 
lau's. Die wichtigfte weitere Beftimmung war bie Zufiherung ber branben- 
burgiſchen Stimme an den Kurfürft Karl Albert von Bayern bei der Kaiſerwahl. 
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Aber indem ver König einen Schritt that, der in einer von beutfchen Fürſten 
fo vielfach eingefchlagenen Richtung lag, follte ſich bald ergeben, weldye andere 
Bedeutung und Tragweite er in dieſem Fall hatte. 

Sofort ſchon zeigte Friedrich, daß er durchaus nicht gemeint war, den ganzen 
Plan Frankreichs auf Ummwälzung ver europäifchen Berhältniffe irgend zu unter 
ſtützen; er faßte freilich für ven Fortgang bes Krieges, beſonders beim Winterfeldzug 
des Jahres 1741— 1742 in Mähren, weitere Erwerbungen von Defterreich, ins⸗ 
beſondere mehrere Kreife Böhmens für fih ins Auge, fowie auch Landentſchädi⸗ 
gungen an Bayern und Sachſen aus den öſterreichiſchen Gebieten, aber fein Ziel 
war dabei vornemlich, wie feine eigenen Interefien möglichft durch die Allianz zu 
fördern, fo Bayern und Sachſen von Frankreich zu emancipiren und ben herge- 
brachten Einfluß viefer Macht auf Deutſchland abzufchneiden. Bald ließ Friedrich II. 
auch diefe weiteren Pläne fallen. Er ließ es fi genügen, Bayern und Sachſen 
vor den flegreihen Waffen Oeſterreichs zu retten, und fehrte im Uebrigen unzu- 
frieven über die ganz ungenügenden Unterftügungen Frankreichs, ſowie von Miß- 
rauen über die Beftrebungen dieſer Macht erfüllt, von ber er bejorgte, daß fte 
ihn im Nothfalle felbft an Defterreich Preis geben könnte, zu dem alten Gedanken 
zurüd, fi in gutes Bernehmen mit England zu fegen und durch biefes Oeſter⸗ 
reich zur Anerkennung der preußiſchen Anſprüche auf Defterreich zu nöthigen. 

Die Berbindung Friedrichs mit Frankreich hatte inzwifchen in den Augen ber 
englifchen Regierung die Nothwendigkeit Preußen zu befriebigen und bamit von 
der feinvlichen Koalition abzuziehen, immer bringenber dargethan. Und nachdem 
Defterreich vergeblich verfuht hatte, durch einen neuen Waffengang, in dem man 
den Feind zu befiegen hoffte, jever Anmuthung auf Zugeftänpniffe an Preußen 
fih zu entziehen, Yonnte Maria Therefia nad der Niederlage von Chotufik 
(17. Mai 1742), wo ber junge König felbft das ſchon wankende Geſchick des 
Zages zu Gunften Preußens entihien, nicht länger dem Anbringen ihres einzigen 
Alllirten auf den Frieden mit Preußen widerſtehen. 

Friedrichs Mäßigung nad vem Siege erleichterte den Schritt, indem er fich 
auf Grund der früher geftellten Bedingungen auch jett zum Frieden bereit erflärte. 
Am 11. Juni 1742 wurden mit dem englifhen Bevollmädtigen, Lord Hyndford 
die Prältiminarien vom Grafen Podewils unterzeichnet und am 27. Juni veffelben 
Jahres der Definitiofriede abgefchloffen. Friedrich erhielt Ober- und Nieverfchlefien, 
ſowie die Grafſchaft Glatz, einige Meine Gebiete ausgenommen; als Gegenbebin- 
gung gewährte er einfach die Neutralität. 

Das Refultat diefes Krieges von nicht zwei Jahren bob Preußen auf eine 
Stufe ver Macht und zu einer Selbftftänpigleit, an welche die früheren Fürſten 
kaum gedacht Hatten. 

Das Gebiet der Monarchie war um ein Drittheil vergrößert, ein Land von 
650 Quadratmeilen und 1,200,000 Einwohnern, mit 150 Städten und 5000 
Dörfern und von reichfter Ergiebigkeit der Krone gewonnen worden. Die Katfer- 
macht hatte den preußifchen Baffen nicht Stand halten können und einen ber 
köſtlichſten Theile der Monarchie bieten müflen, um von dem Reichöfürften ven 
Frieden zu erfaufen. Aber auch nach einer anderen Seite lag in bem Frieden ein 
entſcheidendes Ereigniß, deſſen Tragweite in Paris aufs 'tiefite gefühlt wurde. Es 
hatte ſich in Deutſchland eine Territorialmadt erhoben, vie, wenn fie in ihrem 
Intereſſe dazu geführt wurde, mit Frantreih, mit dem Ausland fi zu alliiren, 
fih ſtark und fiher genug fühlte, viefe Alltanz als ein Mittel ausſchließlich zu 
ihren Sweden zu betrachten und auszubenten, Erſchiene vom Rechtspunkt aus 
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Friedrichs Verhalten gegen Frankreich in befierem Lichte, wenn er, wozu rauf: 
reich bereit war, fih im Breslauer Vertrag bie Neutralität für den Fall der Er- 
- Tangung Schlefiens ausbenungen hätte, fo war die Haltung des Königs, je mehr 

fie unvorgefehen und außerorventlich war, unter den gegebenen Berhältniffen poli- 
tiſch nur um fo bezeichnender und beveutfamer. 

Der Ungriff auf ven Beſitzſtand der öſterreichiſchen Monardie war Seitens 
der alllirten Mächte nur die eine Waffe geweien, um Defterreihs Macht zu 
ſchwächen; die andere kaum minder gefährliche war vie Ausfchliegung Defterreiche 
vom Befig der Kaiferwürbe, welhe Maria Therefia für ihren Gemabl, Franz 
von Lothringen, erftrebte. Anftatt feiner erwählte das Kurfürftentollegium am 
24. Januar 1742 Karl Albert von Bayern als Karl VII zum römiſchen Kaifer. 
Indem Friedrich insbeſondere dieſe Wahl beförderte und unterftütte, ließ er 
fih dabei nicht blos von perfönlihen Tendenzen gegen Maria Therefin leiten, 
fonvdern wollte damit Ideen realifiven, die er fidh über die Nothwendigkeit einer 
Umgeſtaltung ver Reichöverhältniffe gebilvet hatte. Die Reichsverwaltung und Reichs⸗ 
gewelt war allmälig völlig von ben Intereffen und ver Politik der öfterreichiſchen 
Hausmacht abhängig gemaht und abforbirt worden. Dem wollte Friedrich eim 
Ende gemacht und die Reichsgewalt in die Hände eines beutfchen Fürften gelegt 
fehen, ver auf das Kurfürftentollegium bingewiefen und wiederum von dieſem 
geſtützt, im Intereffe ber Eeſammtheit einer genügenvden Autorität im Reiche ge- 
nießen und zugleih dem Auslande gegenüber unabhängig ftehen jollie. 

Die Neutralität nun, auf welche Friedrich beim Breslauer Frieden einging, 
batte er nicht fo verftanden, den Kaifer an Defterreich preiszugeben, ein Gedanke, 
ber ihm um fo ferner lag, als ja alle Aurfürften bis auf die Stimme Böhmen 
denfelben erwählt hatten, der Kurfürft von Hannover, ber von Sachſen nidt 
minder als der Kurfürft von Brandenburg. Für Defterreich aber war ein Hauptmotiv 
zum Frieden die Ausficht gewefen, nun mit volliter Kraft fich gegen ven Kaiſer Karl VII. 
wenden zu können und für Franz die Kaiſerkrone zu erzwingen. Bei dieſem Plan 
fam ber öfterreichtfchen Politit die Veränderung aufs günftigfte entgegen, welche 
im Anfang des Jahres 1742 in dem engliſchen Minifterium eingetreten war. Sir 
Robert Walpole mußte am 11. Februar 1742 refigniren, und an feine Stelle 
trat Lord Carteret. Diefer Minifter konnte ven geiftvollften, kenntnißreichſten und 
auch gefhäftstundigften Männern feiner Seit beigezählt werben, aber er befah als 
Staatsmann die gefährliche Eigenſchaft, in ver Politik nur ein ergögliches Spiel 
zu fehen und zu fuchen, bei dem Geift und Phantaſie in willlürlihen und unge- 
zügelten Kombinationen fi) ergehen könnten. 

Friedrichs Hoffnung war gewefen, für den Katfer durch England einen an- 
ftändigen Frieden und eine anftändige PBofition zu ſchaffen und er war nicht mäßig, 
auf Borfchläge Hierzu zu denken, wie denn unter Anderem aud, bei dieſer eiegen 
beit der Plan einer Säkularifation im Reich auftauchte: aber der engliſche Mi⸗ 
nifter vereitelte Alles und verband fi) mit Defterreic gegen Spanien, Frankreich 
und Bayern zu einem Offenfivplan im größten Styl, bei ven Defterreih durch 
den Bells von Neapel in Italien, von Bayern in Deutfchlanp und durch bie 
Bergrößerung ver Nieverlande zur erften Macht des Kontinents erhoben werven follte. 
Wie hätte Friedrich, wad man englifher Seits zuerft wohl hoffte, fi ſolchen 
Blänen anfchließen können? Er mußte in ihnen mit Recht die Vorbereitung zu 
einem völligen Umfturz der Reichöverfaflung erbliden, und wenn das Gleichgewicht 
Europa’s duch einen übermächtigen Einfluß Frankreichs bedroht gefunben wurde, 
wie durfte Friedrich je finden und darein willigen, daß das Gleichgewicht Europa’s 
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durch eine Suprematie Defterreihs in Deutfchland und anf dem Kontinent Eu⸗ 
ropa's hergeftellt würde? Und konnte Friedrich glauben, daß die Politik Defter- 
reichs hierbei ftehen bleiben würde? War er felbft nicht unmittelbar einem fo. 
übermäcdhtig gewordenen Nachbar preisgegeben ? 

Friedrich entſchloß fih zum Krieg, um den Kaifer nicht vernichten zu lafien, 
ben er felbft gefetst, aber zugleich um nicht dev Gewißheit eines ähnlichen Schid- 
ſals entgegen zu gehen, wenn ber erfte Plan Defterreich gelänge, Sein politifches 
Syſtem war einfach von der Lage der Dinge vorgezeichhet: er wollte in erfter 
Linie unter den deutſchen Fürſten felbft eine Union zu Stande bringen und weiter 
trat er wieder in die Verbindung mit Frankreich, das trotz der früheren bitteren 
Erfahrung gern auf vie Allianz einging (Bertrag vom 5. Juni 1744), 

Friedrich eröffnete den Feldzug im Auguft 1744; er drang mit feinem wohl- 
gewaffneten Heere durch Sachſen nah Böhmen ein, nahm Prag und eilte dann 
ſüdlich, um mit ſchnellem Schlage eine Entfcheivung herbeizuführen. Aber die Öefter- 
reicher wichen in meifterhafter Operation Monate laug jeder Schlaht aus und 
am Ende ſah fi der König genöthigt, im November ven Rüdzug nad Schlefien 
anzutreten, wohin nun die Defterreicher fofort vie Offenfive zu fpielen verfuchten. 
Aber ein größeres Mißgeſchick kam zu dieſem verunglädten Feldzug hinzu. Kaifer 
Karl VII. ſtarb am 20. Januar 1745, und damit fiel von felbft das ganze 
Syſtem, weldes Friedrich in Deutſchland aufrechterhalten wollte, zufammen. Um 
fo höher wuchs aber ver Kaiferin von Defterreich ver Muth und indem das Wiener 
Kabinet den König von Preußen ifoltrt in Deutihland und von Frankreich jo gut 
wie nicht unterftüßt fab, faßte es ven Plan ins Ange, nicht nur Schleflen wieder 
zu erobern, fondern die Macht Preußen durch Zerftüdelung auf die Stufe eines 
Heinen Reihöftandes herabzubringen, dem die Möglichkeit eines Anſpruchs auf 
Parität mit Oeſterreich und auf einen Einfluß in den europätfchen Verhältnifien 
für immer benommen fein würde. Rußland und Sachſen follten die Hauptgewinner 
bei diefem Proceß werben, jenem war Oftpreußen, biefem ein Gebiet zur. Ber- 
bindung Sachſens und Polens zugedacht; Cleve wurde für vie Pfalz beftimmt 
und auc das Herzogthum Magveburg in vie Thellungsmaffe geworfen, das ganze 
Land aber follte einige Zeit fequeftrirt werden, um bie Alllirten für vie Kriegs⸗ 
foften zu entjchäbigen. Der Vertrag zwifchen Defterreih und Sachſen vom 18. Mat 
1745 tft dieſen Ideen entfprungen. 

Das englifhe Meinifterium fah jest mit Schreden und Beſorgniß biefen 
Lauf der Dinge, aber als Allirter Oefterreihd gegen Preußen und Frankreich 
ftand es von irgend entfchiebenern Schritten ab, um vielen Plänen Stilfftand zu 
gebieten. Friedrich jelbft fette venfelben bald ein Ziel. Der König hatte in Schle- 
fien ein Heer von 114,000 Mann gefammelt, das von der Träftigften und be 
geiftertften Stimmung durchbrungen war. Er felbft zeigte ſich in dieſer Zeit ver 
Gefahr ver Größe der Aufgabe volllommen gewachſen und es durchdrang das 
Heer ein ftolges Vertrauen zu den königlichen Feldherrn, der in feinem Blick vie 
Gewißheit des Steges, die Entfchlofienheit unbeugfamen Wiverftandes trug. 

Der König ließ das vereinigte Heer der Oefterreiher und Sachſen über bas 
öfterreichifch fchlefifche Gebirge herabkommen; ſobald fie das fchleftfche Gebiet be- 
treten hatten, griff er file an und fchlug fie am 4. Juni bei Hobenfrievberg aufs 
Haupt. Die preußifche Infanterie genoß fon lange großen Ruhms in Europe, 
in dieſer Schladht errang zuerft die von Friedrich neugebilvete Kavallerie unvergäng- 
liche Lorbeeren. Der große Gewinn biefer Schlacht war, daß der Beſitz Schleſiens da- 
buch neu befeftigt und gefichert wurde, doch jah ſich Friedrich noch immer von wachſen⸗ 
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ven Berlegenheiten umringt. Dem Willen Marla Thereſia's gemäß wurbe Franz 
von Lothringen am 13. September 1745 zum Kaifer gewählt; ver König hatte 
feine genügenven Geldmittel mehr und mußte fih nad langem Kampfe dazu ent: 
ichließen, von Frankreich Subſidien zu fordern, das Schlimmere für ihn war auf 
die Antwort Frankreichs den Muth faflen zu müfjen, keine Subftvien von Frant: 
reich zu nehmen. Inzwifchen envlih hatte Defterreich ein neues Heer aufgeftellt 
und blieb troß der Unfälle in Italien hartnädig in ver Gegnerfchaft gegen Preußen. 
So nahm Frievrih von Neuem den Kampf auf und drang in Böhmen ein. Bei 
Soor, in einer von Höhen umgebenen Ebene, kam e8 zur Schlacht (30. September). 
Die Preußen erftiegen die Höhen und flegten nad furchtbar blutigem Kampf. Der 
König, welcher hierauf das Heer nad Schlefien zurlidzog, hoffte durch dieſen Sieg 
wenigftens für den Winter Ruhe zu haben, aber fchon hatten die Defterreicer 
einen neuen Plan entworfen und ber Angriff follte diesmal zuvörderſt von Sachen 
ber erfolgen. Friedrichs Entſchluß machte die feindlichen Entwürfe zu nichte. Zwei 
Heeresmaflen, die eine unter feiner Führung, die andere unter Leopold von Deſſau, 
marjhirten in Sachfen ein. Am 15. Dezember flug ver alte Fürſt — mit 
diefem großen Siege ruhmvoll fein Kriegerieben abſchließend — vie fächfifche Armee 
bei Keflelsporf; alsbald war Dresden genommen und da8 ganze Land in preußi- 
ſcher Gewalt. 

Defterreih mußte nun zum Frieden fi bequemen; wäre es ſelbſt noch nicht 
dazu entſchloſſen geweſen, fo war doch die drohende Mahnung Englands entſchei⸗ 
bend. Hler war inzwilchen ver Sturz Garterets erfolgt und die neue Adminiſtration 
fühlte ganz die Bedeutung und die Nothwendigkeit der Wieverberftellung des Ein» 
verftänpniffes mit Preußen; fie ſah, daß Defterreichs Streben darauf zielte, vie 
große proteftantifhe deutſche Macht zu vernichten und war vom erften Wugenblid 
an entfchloffen, das unter feiner Bedingung zuzulafien. Sofort waren denn aud 
englifcherfeits Verſuche einer Berftändigung mit Friedrich gemacht worden und man 
war beiverfeitig ſchon im Auguft zur Seftftellung einer Grundlage für Friedensver⸗ 
handlungen gelangt. Auf der Grundlage viefes Projekts wurde am 25. December 
1745 der Friede zwijchen Preußen und Defterreich abgeſchloſſen. Preußen erfannte 
Franz I. als Kaifer an. Defterreich verzichtete von Neuem auf vie Gebiete, welde 
Preußen im Berliner Frieden cedirt worden waren. 

Friedrich Hatte feine Ipeen und Beftrebungen für das Neich fallen Laflen 
müffen, die Kaiſerwürde mit aller Macht und allem Einfluß, die ih daran Inüpfte, 
blieben dem öſterreichiſchen Herrſcherhauſe. Uber viefes Scheitern von Friedrichs 
Ideen wurde in Preußen wie in Europa kaum bemerkt gegenüber dem Ruhm 
Friedrichs, fo gut wie allein auf die eigenen Kräfte bejchränft in immer 
flegreihem Kampf feine Macht und den ganzen Befizftand der Monarchie gegen 
eine gefährliche Koalition behauptet zu haben. 

As der König nach dem Frieden von Dresven in feine Refidenz zurüd- 
fehrte, wurde er zum erften Male vom Enthuflasmus des Volle al® der 
Große begrüßt, und weit über die Grenzen des Landes hinaus fand dieſer Ruf 
begeifterten Wiederhall. In der erften Zeit feines kühnen Auftretens hatte man wohl in 
noch frifcher Erinnerung an Karl XII. geglaubt, daß aud ber junge veutfche Fürſt, 
nachdem er die Welt einige Zeit mit Unruhe erfüllt, wie ein Meteor verlöfchen 
würbe, Aber wie weiten Flug aud dur die politiſchen Verhältniſſe ober vie 
Wecfelfälle des Kriegs die Pläne Friedrichs nahmen, fo verlor er darüber nicht 
einen Augenblid das Weſentliche und das Mögliche aus Ken Augen, und die Be- 
barrlickeit und Energie fein’ ügt ſich sen Moment auf 
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das gerichtet, was ſich ihm als eine dauernde Grundlage der Machterweiterung gezeigt 
haite. Dieſe Verbindung genialften Fluges und feurigſter Thatkraft mit bewußter 
Mäßigung und einem nur die Realität ſchätzenden Geiſt gaben dem König, der 
an der Spitze des trefflichſten Heeres als ein Feldherr erſten Ranges ſich erwieſen 
hatte, eine Stellung in Europa, wie ſie kein anderer Fürſt beanſpruchen konnte. 
Feind und Freund fühlten, daß Friedrich der Große das Gleichgewicht Europa's 
in ſeiner Hand hielt. Nur um zu zeigen, daß dies nicht Auffaſſung von heute, 
ſei auf eine Stelle aus den Memoiren Lord Horatio Walpoles hingewieſen, wo dieſer 
Staatsmann in einer Denkſchrift aus der Zeit nach dem zweiten ſchleſiſchen Krieg 
ſagt: it is plain, that the king of Prussia at present holds in his hands the 
balance of Europe. We may be sorry for it, but we” cannot help it; so it 
is and so it is like to be. Die Memoiren Lord Walpoles find überhaupt ein 
äußerft lehrreiches Wert für vie Politik viefer Zeit. 

Der Krieg zwiichen Frankreich und Spanien einerfeits, fowie England und 
Defterreidh andererjeits währte nach dem AZurüdtreten Friedrichs vom Kriegsplan 
unter mwechjelndem Erfolge nody zwei Jahre, bis die große Erfchöpfung aller Mächte 
zum Frieden nöthigte. Der Uachener Friede vom 18. Oktober 1748 bradte den 
Kampf zwifchen Frankreich und England zu Teinem Punkte der Entfcheivung ; 
indem er auf Grund der Zurückgabe ver gegenfeitigen Eroberungen gejchlofien 
wurde, ftellte er den Status quo ante wieder her, der eben in feinem Schooß ten 
ſteten Antrieb zum Kampf trug. Der Friede war kaum etwas mehr als eine 
Waffenruhe, bis daß die beiden Mächte wiederum bie ndthigen Kräfte gefammelt 
und den günftigen Moment gefunden hätten, um ven alten Streit weiter durd- 
zufänpfen. Für den Streit und Gegenſatz ver beiden großen deutſchen Mächte 
ſchien der Aachener Friede dagegen eine definitive Töfung zu bringen. Oeſterreich 
fah fich in feinem gegenwärtigen Befigftand durch Garantirung der pragmatifchen 
Sanktion und damit in feiner europäifhen Machtſtellung gefichert, Preußen dagegen 
erhielt die Garantie der durch den Breslauer und Dresdener Frieden gewonnenen 
Gebiete. 

Über in Wahrheit gab es feine Macht, deren ganzer Sinn von dem Tage 
an, wo der Aachener Friede unterzeichnet wurde, mehr darauf gerichtet war, die 
Refultate deſſelben vollſtändig rüdgängig zu machen, als Oeſterreich. Wir haben 
bereits gejehen, daß der Hinblid auf fein fpecielles Intereffe in den lebten 
Jahren der Regierung Karla VII. den Gedanken hervorgerufen batte, feine Stel- 
lung einigermaßen zu mobificiren. In feiner Berechnung getäufcht war die Allianz 
mit England und der gemeinfame Krieg gegen Frankreich und beffen Verbündeten 
für Oeſterreich wiererum das leitende Princip der Politif geworden. Doc führte 
das Ergebniß der legten Kriege Defterreih nur um fo entſchiedener auf die früher 
ins Auge gefaßte Bahn. Während nämlih für England Frankreichs Demüthigung 
und Machtbeſchränkung der oberfte Grundſatz der, Politik blieb, trat für Defter- 
reich jeßt dieſer Gefichtöpuntt mehr in den Hintergrund und die Stellung gegen 
Preufen, die Wievereroberung Schleſiens, die möglihfte Schwähung Preußens 
wurde ber Mittelpunkt aller Beftrebungen des Wiener Kabinett. ‘Den Dresbener 
Frieden, welcher ven zweiten ſchleſiſchen Krieg ſchloß, betrachtete Defterreich als ein 
der englifhen Allianz gebrachtes, entſchieden dem öfterreichiichen Intereffe wider⸗ 
ftreitendes Opfer und jhon damals war man in Wien der Anficht, daß wenn 
nad einer Seite hin Oefterreih den Frieden durch Konceffionen erlangen müffe, 
ı % Wichtigere und Beſſere fei, Frankreich zu befriedigen, um alle Kraft gegen 
Ben zu wenden und Schlefien für vie kaiferlihe Monarchie zu retten, 
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Oeſterreich faßte daher auch alsbald nach dieſem Frieden und noch beſtimmier 
nad) dem Aachener Frieden den Plan, eine Modifikation feiner Stellung zu Fran 
reih und England herbeizuführen und dur eine neue Kombination der Allianzen 
und Machtſtellungen nicht nur fi freie Hand gegen Preußen zu verfchaffen, 
fondern felbft eine große europäiſche Koalition gegen biefen Staat zu Stande zu 
bringen. Die Entwidlung dieſer Politit füNt die Jahre 1746—1756 und ihr 
Refultat iſt der fiebenjährige Krieg. 

Defterreich faßte vorerft eine Macht ins Auge, die in den legten Kriegen fi 
wenig geltend gemacht hatte, Rußland. Berbindungen diefer Macht mit Oeſterreich 
waren nicht neu; die heimtfchen Wirren hatten zupdrberft dieſe Macht von einer 
entfcheivenden Theilnahme an den Ereignifien abgehalten und eine Zeit lang hatte 
Eitfabeth mit Friedrich in einem freundlichen Verhältniß geftamven, aus dem er 
befonder8 bei Ausbruch des zweiten fchlefifchen Kriegs Nuten zog. Seitdem aber 
hatte fih die Gefinnung der Kalferin ganz geändert und das Petersburger Kabinet 
ſchloß fi in feindlichften Plänen gegen Preußen dem Wiener Hofe an. Schen 
im Iahre 1746 ward ein Allianztraftat zwifchen beiven Höfen gefchloffen, in dem 
Defterreih fih vom Dresdener Frieden entbunden erflärte, wenn Preußen Ruf- 
land angreifen würde, eine Stipulation, die dfterrichifcherfeits eine offenbare Ber: 
fegung des Drespener Traktats war. In den nächſten Jahren ließ es Oeſterreich 
fein eifrigftes Anliegen fein, dieſe Feindſchaft in Petersburg immer Iebhafter anzu- 
fachen und fhon im Jahre 1753 vereinigte fi das ruſſiſche Minifterkonfeil zu 
einem Beihluß, der ven principiellen Gegenfag Rußlands gegen Preußen in 
ftärkfter Weiſe ausſprach und eine entfchteven offenfive Politit ankündigte. — Wenn 
das Wiener Kabinet, wie wir gefagt haben, feit ven Aachener Frieden der eng- 
liſchen Alltanz nicht mehr das entfcheivende Gewicht, wie früher beilegte, 
fo war e8 doch weit entfernt, fid, von derſelben losznſagen. Oeſterreichs Haupt⸗ 
bemühen ging dahin, das Londoner Kabinet mit Beforgniffen vor der aggref- 
fiven Politik Preußens und den gefährlihen Plänen, welche viefes im Werein 
mit Frankreich fchmiede, zu erfüllen, eine Abſicht, die fo gut gelang, daß ver 
Herzog von Newcaftle nicht nur in Wien die entfchievenften Zuſicherungen gegen 
die Bolitit Preußens geben, ſondern auch in Petersburg zur Sicherung Oeſterreichs mög- 
lichſt die Mißſtimmung gegen Friedrich nähren ließ. — Aber das Hauptaugenmerf ver 
Wiener Politik war Frankreichs Freundfhaft geworben. Schon auf dem Aachener 
Friedenskongreß hatte der Staatsmann, welcher dieſe Ideen fpäter verwirklichen fallte, 
Graf Kaunig, ven Franzojen vie Allianz mit Defterreich nahe gelegt und auf den Preis 
bingewiefen, welchen Defterreich dafür zu zahlen fich entfchließen könnte. Kaunitz ver- 
folgte diefen Plan dann weiter als Geſandter in Paris und nachdem er im Jahre 
1752 als Miniſter nah Wien zurüdgefehrt, wurde mit vollfter Zufttmmung ver 
Kaijerin die Verbindung mit Frankreich als Artom für die weitere Politik feftge- 
ftelt und für die Nealifirung dieſer Idee jedes ſich barbietende Mittel ins Auge 
gefaßt. Frankreich hielt zuvörderſt an feiner traditionellen Politik gegen Defterreich 
und der Allianz mit Preußen, mit dem es durch Vertrag bis zum Jahre 1756 
verbunden war, feft. Aber das Befremden und Mißtrauen, mit welhem in Paris 
bie entgegenlommenve Haltung des Wiener Kabinets zuerft betrachtet wurde, hatte 
fih bis zum Jahre 1754 ſchon in eine ziemlich geneigte Gefinnung verwandelt 
und es zeigten fih Handhaben für Defterreih, bie 28 mit großen Hoffnungen 
erfüllten. Indem Oeſterreich die Allianz Frankreichs zu erlangen trachtete, konnte 
es darauf rechnen, zugleich die der Alliirten Frankreichs, der Bourbonen in 
Spanien und Italien und was fehr wichtig, Schwedens, das noch fehlen Fuß in 
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Deutſchland hatte, zu gewinnen. — In Deutſchland felbft blieb Sachſen — und 
mit ihm der andere Nachbar Preußens, Polen — die Macht, welche in den Kreis 
der antipreußifchen Tendenzen zu ziehen bauptfählih von Werth war. 

Der Ausbruch der Streitigkeiten zwiſchen Sranfreih und England über bie 
Befigverhältniffe in Nordamerika mußte in feiner Rückwirkung auf den Kontinent 
Europa’8 aud die Abſichten Oeſterreichs zur Reife und Enticheivung bringen. 

Friedrich der Große, welcher nad tem Drespener Frieden durch den fried⸗ 
lihen Erwerb Oſtfrieslands feiner Monarchie eine neue werthuolle Provinz ge 
wonnen batte, war in feiner ausmärtigen Politif währen der letztverfloſſenen Zeit 
nur von frieblichen Tendenzen geleitet worven, und ber leitende Geſichtspunkt war 
fein anderer gewejen, als fich im ruhigen Befts feiner Lande zu fihern. Diefen 
frieplihen Beftrebungen blieb der König treu, als es fich bei dem wieberaus- 
brechenden Kampf zwifchen den beiden großen Seemädten über das Berhältnig zu 
biefen zu entfcheiden galt. Der König beſchloß, fih von dieſen Streitigkeiten fern 
zu halten und feine Politik nur darauf zu richten, durch die nöthigen Verbindungen 
ſich gegen einen Angriff auf die eigenen Lande ficher zu ftellen. Seine Idee 
ging zugleich weiter darauf, das ganze Reich vor dem Srieg zu bewahren und 
Frankreichs dominirenden Einfluß wie feine Heere von Deutſchlands Grenzen 
fernzuhalten. 

Diefe von Friedrich ins Auge gefaßte Politit brachte dem fortwährenn von 
Wien aus über Frieprih in Sorge erhaltenen Kabinet von St. James die ange- 
nehmſte Enttäufhung. Noch im Herbft des Jahres 1755 war das englifhe Mi- 
nifterium vorzüglich im Hinblid auf eine franzöſiſch-preußiſche Aggreffion, ſei es 
gegen Hannover, ſei e8 gegen Defterreih, auf ein Bündni mit Rußland eingegangen, 
daß viefes fih eventuell zum Angriff auf Preußen verpflichten follte, und hatte 
Sicherftellungen für Oeſterreich gefucht, damit dieſes freie Hand gegen Frankreich 
erbielte. Was konnte England daher erwünfchter fein, als bie freiwillig gebotene 
ſicherſte Bürgfchaft von der gefürchteten Macht felbft zu erhalten, und zwar, nach⸗ 
dem Hannover auf feine Anforderung des Schuges gegen Frankreich vom Reiche 
nur eine fehr laue Zufiherung geworden war. Am 16. Januar 1756 wurde ber 
Neutralitätsvertrag für Deutichland zwifchen England und Preußen abgejchluffen 
(Weftminfter-Traftat). Was Friedrich insbeſondere zu einer ſolchen vertragsmaͤßigen 
Berbinpung mit England bewog, war die Hoffnung, von Rußland her, wo Frieb- 
rich die meifte Gefahr für fich fürchtete, nunmehr auf Grund des englifcheruffifchen 
Bündniſſes fiher zu fein. 

Die öſterreichiſche Politik fah fih, um ihr Ziel nicht ins Unbeftimmte bin 
entfchwinden zu laſſen, durch ven Weftminfter-Bertrag zu einer Entſchiedenheit ihrer 
Schritte gebrängt, die nicht in der urfprünglichen Berechnung lag. Defterreich hatte 
- dahin geftrebt und gehofft, daß England und Preußen getrennt bleiben, und fo 
aus der Verbindung mit Frankreich und dem Angriff gegen Preußen ihm nicht 
ver Bruch mit England erwacfen würbe. Der Weitminfter-Bertrag, der Oeſter⸗ 
reich gegen Preußen, aber ebenfo Preußen gegen Oefterreich ficher ftellte, nöthigte 
Defterreih, zu wähle zwifhen England over Franfreih und Rußland. Das 
Wiener Kabinet ftand nit an, diefen Schritt zu thun und zwar warf es fd 
nunmehr mit rüdhaltslofem Eifer in bie Offenfiopläne gegen Preußen, Im Winter 
1755— 1756 hatte Frankreid noch den Gedanken gehabt, das frühere, nunmehr 
ablaufende Bündniß mit Preußen zu erneuern; aber mit vem Abſchluß des Weſtminſter⸗ 
Bertrages gewann vie Partei Defterreihs in Paris — an ihrer Spige Ludwig XV. 
und bie Pompabour — die Oberhand und die Vereinigung mit Defterreich wurbe 


800 Seichrid, der Grote 


befchloffen, Am 7. Mai wurbe der Neutralitäts- und Defenfionsvertrag zwiſchen 
Defterreih und Frankreich: gezeichnet. 
| Doch dies war nur ein einleitenver Schritt. Die Offenfive gegen Preußen 
wurde gemeinjam befchloffen und bie Ausführung biefes Plans nah Zeit und 
Gelegenheit, fowie bezüglich ver vertragemäßigen Regelung ber Mitwirkung jeves 
einzelnen und ver Theilnahme an ven erreichten Vortheilen in Berathung genommen. 
Unter den Alliirten war Rußland die Macht, welde am meiften zur Ent: 
ſcheidung drängte und ven Krieg gegen Preußen noh im Sommer 1756 eröffnet 
wiffen wollte. Defterreih dagegen verlangte, daß ter Angriff auf das Jahr 1757 
aufgefchoben würde, weil es noch nicht hinreichend gerüftet war umb weil es nicht 
boffen konnte, noch zeitig genug in dem Jahr 1756 die Berftändigung zwiichen 
Rußland und Franfreich, fowie den Offenfivvertrag zwiſchen Defterreih und Frank⸗ 
reich abgefchloffen zu jehen. Als das Ziel der Beftrebungen ftand feft: die Eroberung 
Schleſiens und eine noch ſtärkere und dauernde Schwächung Preußens durch Befig- 
nahme einzelner Gebiete Seitens alliirter Mächte. Zu dieſem Zweck rief Oeſterreich die 
Heere Frankreichs und Rußlands in das Reich und war bereit, ſeinerſeits den 
bourboniſchen Mächten die Niederlande zu cediren. Was die anderen als Allirte 
von Oeſterreich ins Auge gefaßten Mächte betrifft, jo waren, da die Verhand⸗ 
lungen zwifchen ven Hauptmächten nod nicht abgefchloffen waren, weder mit 
Sachſen noch mit Schweden Yeltfegungen erfolgt. Aber thatſächlich waren tiefe 
Mächte ſchon Alliirte, insbefondere handelte es fich bei Sachſen nur noch um die 
Bollziehung ver Form und die Beftimmung des Preiſes, ven ver Beitritt zur 
Koalition eindringen follte. 

Dies war die thatfächlihe Lage ver politifhen Verhältniſſe in ver erften 
Hälfte des Sommers 1756. 

. König Friedrich hatte einen Augenblid gehofft, durch den Weftuinfter-Bertrag 
gegen alle Berwidlungen und Anfeindungen ficher geftellt zu fein. Aber die drohende 
große Gefahr zeigte fih ihm, als Rußland vie Ratifilation des Bünbniffes mit 
England verweigerte und fchließlih nur in einer Form daſſelbe acceptiren wollte, 
welche die Tendenz gegen Preußen offen an der Stirn trug. Weiter aber gieng 
tem König aus fiherften Quellen über vie Pläne Oeſterreichs und feiner Alliirten 
Kunde zu, welche ihm zeigte, dag er am Rande des Abgrundes ftehe. Friedrich 
fühlte, vaß ein Kampf auf Leben und Tod bevorftand; er ſah, wie das Neg jaft 
ganz über feinem Haupte fi zufammengezogen hatte und daß es in diefer Lage 
nur Ein Mittel der Rettung gab. E8 war ein Glüd, daß die Nachrichten, welche 
ver König erhielt, in dem entſcheidenden Punkte, der Stellung Sachſens, um ein 
Weniges über das Thatfächliche hinausgingen und fo ven König antrieben, wm fc 
eher den Fühnen, aber nothwendigen Schritt zu thun. Die Offenfive zu ergreifen 
und mıt dem Angriff vie noch nicht vereinigten, nod) nicht fertig gerüfteten Mächte 
zu überraſchen war bie einzige Rettung, fo gewiß es war, daß damit audy vie 
Gegner fofort zu feftefter Vereinigung geführt werden würden. Mit ver Offu- 
pation Sachſens, dieſes Schlüffels zu Preußen, eines Landes, das für tie 
Kriegführung reichfte Mittel bot und immer zur Schabloshaltung dienen Tonnte, 
war bie Kette ver Gegner durchbrochen und ihnen eine Hauptbafis der Operationen 
entzogen, war dem Weinde ein unerfeglicher VBorfprung abgewonnen. Die Haupt: 
kraft der preußiichen Heeresmacht, die Hauptlraft Preußens lag in ber ſchnellen 
Bereitſchaft zur Offenſive; diefe Kraft zu nutzen, dadurch ſich die einzige Mög- 
lichkeit einer flegreichen Vertheidigung gegen die ungeheuerfte Uebermacht zu ſchaffen. 
war der König entfchloffen. 
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Wer Lönnte heute lenguen, daß Friedrich der Große ven gerechteflen Ver⸗ 
theidigungskrieg troß des Angrifjes führte? Wer kann behaupten wollen, daß das 
Recht der Selbftvertbeidigung nur fo weit gehen darf, Mittel zu ergreifen, bie 
feine Rettung zu bieten vermögen und nur dann zur Vertheidigung fchreiten zu 
dürfen, wenn e8 zu fpät ift? In ber neueren Geſchichte läßt fi) mit ben Ber- 
hältnifien bei Beginn des fiebenjährigen Krieges, insbeſondere mit bem Verhalten 
Friedrichs gegen Sachſen, vielleiht nur noch ein Vorgang, nämlich der englilche 
Angriff auf Kopenhagen im Jahre 1807, vergleichen, doch mit dem wefentlichen 
Unterſchiede, daß Friedrichs Lage eine unendlich gefährlichere als die Englands 
war. Es heißt nicht blos jedes politifchen Urtheils, es heißt jedes wahren mora- 
liſchen Gefühle, jeves Gerechtigkeitsſinnes entbehren, Alte der nothwenbigften 
Selbftvertheidtgung, wie die in Rebe ftehenven, als rohe Gewaltihat‘ wider vie 
Unfhuldigen und Schwachen zu verjchreien. Die, Staaten, welche fich in ähnlicher 
Lage nicht zu ſolchem höchſten Muth aufzufchwingen wiflen, find, wie bie Gefchichte 
zu deutlich zeigt, dem Untergang verfallen und haben ihn verbient. 

Frieprih der Große hatte feinen Entihluß gefaßt, doch ehe er zur Aus⸗ 
führung ſchritt, forderte er zur Rechtfertigung vor feinem Alltirten und vor Europa 
Erklärungen über bie Abfichten Oeſterreichs. Die berechnet zweideutigen und höhni⸗ 
fhen Antworten, vie dem preußifchen Gefandten in Wien zu Theil wurden, ließen 
feinen Zweifel und keinen Ausweg. 

Der König brach am 28. Auguft 1756 nach Sachſen auf. Am 10. Oktober 
ſchlug er die Defterreiher unter Braun bei Lowofig in Böhmen, am 15. Oftober 
ergab ſich das fähfiihe Heer bei Pirna. Sachſen war aus der Neihe der Gegner 
ausgeftrihen, das Land in vollem Beflge ver Preußen. 

Die Wirkungen, welche Friedrich der Große bei dem Einfall in Sachen als 
unvermeidlich betrachtet hatte, traten alsbald ein. Man fühlte in Oeſterreich 
weniger den ſchweren Nachtheil, welchen für den Krieg vie Oftupation Sachſens 
bradte, als daß man glüdtih war, durch den Angriff Friedrichs die große Koa⸗ 
lition fofort ins Leben und in Wirkſamkeit gerufen zu fehen. Am 12. Januar 1757 
wurde das Offenſivbündniß zwifchen Defterreih und Rußland, am 21. März ein 
gleiches zwifchen Defterreih, Tranfreih und Schweren, am 1. Mat (öfterreichifcher- 
ſeits ratificirtt am 14. Juni) das Kriegsbündnig zwifchen Defterreih und Yranf- 
reich abgefchloffen. Die Grundlagen ver Vereinigung, welche bereits in ver erſten 
Hälfte des Jahres 1756 von den alliirten Mächten ins Auge gefaßt worden 
waren, erhielten in biefen Verträgen ihre nähere Feſtſtellung. Die alten Ipeen 
einer Zerftüdelung der preußiſchen Monarchie und die Zurüdführung dieſer auf 
ein ſchwaches Churbrandenburg follten durch den großen Koalitionsfrieg verwirk⸗ 
licht werden; Schleflen, vie Grafſchaft Glatz und das Fürſtenthum Croſſen in 
einer geeigneten Arrondirung waren für Defterreih beftimmt, das Herzogthum 
Magveburg, der Saalkreis und das Fürftenthum Halberſtadt für Sachſen, Vor⸗ 
pommern für Schweben, Gleve für die Pfalz; Preußen fiel Rußland zu. 

Zu den genannten Gegnern traten noch zwei andere Mächte, die eine mit direkter 
und materieller Unterftügung, vie andere ihrer Natur nach mit geiftigem Antrieb 
und geiftigen Waffen. Nach dem Einfall Friedrichs in Sachſen leitete der Reichs⸗ 
bofrath den Proceß gegen ven König von Preußen wegen Landfriedensbruch ein, 
und wenn es and nicht zur Acht kam, fo beſchloß doch der Reichsſstag mit 
Majorität am 17. Ianuar 1757 ven Reichsexekutionskrieg. Der andere Gegner 
war der Papft und das Fatholifche Intereſſe. So wenig Defterreih und feine 
Alltirten daran dachten und daran denken konnten, ihrem Kampf den Charafter 
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eines Neligtonsfrieges zu geben und fo fehr fie fi vielmehr bemilhten, die 
Beforgniffe zu verſcheuchen, als fei es auf eine Verfolgung und Unterbrädung 
der Evangeliſchen im Reiche abgefehen, fo gewiß war anbererfeits, daß der Gedanke, 
die größte proteftantifche Kontinentalmacht nieberzumerfen, für bie Allianz zwiſchen 
den beiden katholiſchen Großmächten ein entjcheivennes Moment war. Der Bapft 
bat von dieſem Geſichtspunkt aus die Bildung der Allianz zwiſchen Defterreid 
‚und Branfreih aufs Eifrigfte gefördert und Ludwig XV. fand in dieſer Ausficht 
die Hauptberedhtigung, das ganze Syſtem feiner Politik umzuwandeln. 

Gegen diefen großen Bund, welchem aller natürlichen Berechnung nach es ein Leid- 
tes fein mußte, Preußen zu erprüden, blieb Friedrich dem Großen England als ein- 
ziger Alliirter, mit welchem am 11. Ian. 1757 das Kriegsbündniß abgefchloffen wurde. 

So begann der große Kampf im Frühling des Jahres 1757. Friedrich gebet, 
das engliſch⸗hannöver'ſche Hülfsheer eingefchloffen, über eine Heeresmacht von 
190,000 Dann, die Gegner traten ihm in der Stärke von 250,000 Mann 
entgegen. Friedrichs Kriegsplan ging in den allgemeinften Zügen, tie fidy während 
des Krieges im Wefentlihen erhielten, dahin, ven einzelnen Gegnern Heere 
entgegen zu ftellen, die ihr Vordringen in die preußifhen Staaten aufhalten 
follten, währenn er felbft mit der Hauptheeresmacht offenfio gegen die Hauptpuntte 
und Hauptmaſſen der Feinde fi wandte, und insbefonvere fein Bemühen darauf 
richtete, ein fombinirtes Handeln der Feinde, ſowie eine Bereinigung ihrer Heere 
zu vereiteln. So wurben und blieben eine Neihe von Jahren hindurch Heilen, 
Weftphalen und Thüringen nad Welten, das Königreih Sachſen und Schlefien, 
Preußen, Pommern und die Markt im Süden, Often und Norden Kriegsfchaupläge. 

Der König eröffnete den Feldzug mit der Offenfive gegen Oeſterreich; va 
bie Gegner mit der Rüftung ihrer Truppen noch in Rückſtand waren, wollte er 
dur einen Hauptfchlag feinen wichtigften Gegner, Oefterreih, noch ehe es von 
den Allianzen Bortheil gezogen, nieverftreden. Es glädte dem König die Gegner 
zu täufchen und unvermuthet rüdte Friedrich der Große mit dem Deere in ven 
Lagen des 18.—20, April in Böhmen ein. Aber dem erften glüdlihen Kampf bei 
Prag, Schwerins lettem mit dem Heldentod errungenen Siege (6. Mai 1757), 
folgte Mißgeſchick über Mißgeſchick. Der König felbft wırrde von Daun bei Kollin 
(18. Juni 1757) geſchlagen, Böhmen mußte gerämnt werben und bie Döfterreicher 
drangen in Schlefien ein. Am 28. Juli erlitt ver Herzog von Cumberiand von 
den Franzoſen die Niederlage bei Haftenbed; am 30. Auguft ſchlug Aprarin ben 
General Lehwald bei Großjägerndorf; am 7. September Nadasdi den General 
Binterfeld bei Görlig, eine fchwerfte Niederlage, da Winterfeld in der Schlacht 
fiel; am 8. September fchloß der Herzog von Cumberland die Konvention von 
.Klofter Seven, welche Friedrich ver Unterſtützung des einzigen Alltirten beranbte 
und ihn im Welten ganz bloß ftellte; die Schweven drangen im Monat September 
in Pommern und bis nah der Mark vor; Hadik kam auf einem Streifzug bis 
nach Berlin und der Oberfeloberr in Schlefien, Herzog von Braunſchweig⸗Bevern. 
feines Rathgebers Winterfeld beraubt, gab einen wichtigen Poften nah dem andern 
in Schleften Preis. Dem König zeigte fih feine verzweifelte Lage im Harften Lichte, 
aber indem er felbft der Hoffnung entfagte, dem von allen Seiten her hereinbrechenden 
Ungläd Stand zu halten, erhob fich feine Thatkraft, feine Austaner und bie Uner 
fhöpflichkeit feines Geiftes zu einer Höhe ohne Gleichen, welde den Gevanfen 
einer fchtmpflichen Unterwerfung als eine Unmöglichkeit weit abwies 3). 


3) Der Brief an die Marfgräfin von Baireuth vom 17. Septenber 1757 (Oeuvres XXVıl 
p. 308) ift der fhönfte und ergreifendfte Ausdruck der Stimmung und der Entichlüffe Friedrich. 
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Inzwiſchen gewannen vie Berhältniffe auch eine befiere Wendung. Die Ruffen 
zogen fi in Folge heimifcher Intriguen, die fih an den vermutheten balbigen 
Tod der Kaiſerin Elifabeth knüpften, aus Preußen zurüd; in England befeftigte 
ſich endlich das Minifterium nach Iangen Krifen und William Pitt erhielt vie 
Leitung der Geſchäfte. Mit dem großen König ging der große Gemeine fortan 
Hand in Hand. Der glüdlihe Erfolg diefer Entwidelung zeigte ſich alsbald in 
der Aufhebung der Konvention vom Klofter Seven. Das engliich- hannöver’iche 
Heer trat von Neuem auf den Kriegsihayplag und unter der Führung des nad 
Friedrichs Wahl beftiimmten Feldherrn, Ferdinands von Braunfchweig, ift es für 
Friedrich eine unfhägbare Stütze geworden. Aber das Entſcheidende, um bie 
Geſchicke des Verderbens zum Stillftand zu zwingen, that Friedrich der Große 
jelbft. Der König hatte fi) im September zuerft nach Welten gewandt, um bie 
Fortſchritte der Yranzofen und der Neichsarmee zu hindern. Am 5. November 
fam «8 bei Roßbach zur Schlacht, die das feinvliche Heer in nichts auflöste. 
Aber kaum hatte fi der König hier Sicherheit verfchafft, fo rief ihn der troftlofe 
Stand der Dinge nah Schleften; wie fehr er eilte, bei feiner Ankunft war 
Breslau ſchon gefallen (24. November) und in ganz Scleften erhoben ſich noch 
einmal alle ver öſterreichiſchen Herrichaft befreundeten Elemente zu einer für 
Preußen gefährlichiten Haltung. Der König hatte ein Heer von 32,000 Mann 
um fi verfammelt, ein Heer faft nur aus preußtfchen Landeskindern. Gegenüber - 
ber äußerften Gefahr, gegenüber dem Kampf um die Eriftenz, ven in biefer 
Bedeutung wie der König felbft, fo jeder Soldat mit Bewußtfein erfaßte, durch⸗ 
drang das Heer ein begelftertes Gefühl, vie eigene, die vaterländiſche Sache in 
der Sache ihres Königs und Feldherrn zu vertheibigen, und von bem gewaltigen 
Wort des Königs ergriffen ging e8 mit einer Freupigleit und einem Kampfes- 
muth in, die Schlacht, die eine der berrlichfien Züge in ber Kriegsgeſchichte 
bilden. j 

Am 5. December ſchlug Friedrich das über 80,000 Mann ftarke Heer ver 
Defterreiher unter Karl von Lothringen bei Leuthen aufs Haupt. Die Preußen 
hatten einen Berluft an Tobten und Berwunbeten von 5000 Mann, die Defter- 
reicher einen mindeſtens doppelt fo großen an Zobten und Verwundeten, und 
außerdem eine Einbuße von 12,000 Gefangenen und 116 Kanonen. Karl von 
Lothringen floh mit dem Leberrefte feines Heeres nad Böhmen. Fouqus ſchlug 
die Defterreiher noch einmal bei Landshut, Breslau Tapitulirte am 19. December 
und mit dem Schluß des Jahres war der König Herr von Schleften. 

Der Feldzug von 1757 verbient noch in voppelter Beziehung ins Auge 
gefaßt zu werben. Die Siege Friedrichs, vor Allem ver von Roßbach, riefen 
nämlich für den König bie nationale Begeifterung in ganz Deutſchland wach; fortan 
"ward mit dem preußifchen Intereffe die deutſche Sache identificirt und der Fürft, 
welcher die Franzofen, von deren Unthaten die verwäfteten Landſchaften Zeugniß 
ablegten, niebergeworfen, wurbe als ber Erretter Deutſchlands gefeiert. Es waren 
anbererjeitd die Schlachten dieſes Jahres von beſonderer Bedeutung für vie 
Kriegstunft, indem der König in ihnen fein Syftem der ſchiefen Schlachtordnung 
zur Entwidelung brachte. Die Schlacht bei Leuthen war „das NRefultat aller 
Erfahrungen, ein Werk ohne Fehler und ftellte Friedrich den Großen in bie 
Reihe der erften Feldherrn aller Zeiten. Dieſe Schlacht wird immer ein Monument 
des Genius des großen Feldherrn, ver Mandvrirtunft und der Tapferkeit ver 
Armee bleiben, fo lange die Nachwelt fih um unfer Zeitalter befümmern wirb." 
(Scharuhorft.) 
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Friedrich trug fih nad dieſen glüdtichen Thaten eine Zeit lang mit Friedens⸗ 
hoffnungen, doch zeigten fie fi) bald als unbegründet. 

‚So nahm ver Krieg feinen Fortgang. Friedrich ftellte außer den Beſatzungen 
in den Feſtungen 145,000 Mann ins Feld. Die Heeresmacht der Gegner betrug 
nicht weniger als 300,000 Mann, Der König ergriff wieder die Offenſive. 
Unerwartet erfchlen er vor Olmüß und begann die Belagerung. Aber von Dane 
allmählig umringt, mußte Friedrich die Belagerung wieder aufheben und zog fi 
trefflih mandvrirend durch Böhmen nad Schlefien zurüd. Bon hier eilte er gegen 
die Ruſſen, welche durch Polen ihren Weg genommen und fich dann gegen Küftrin 
gewandt hatten, die furchtbarften Gewaltthaten übend und das Land mit Plünte- 
rung und mit Sengen und Brennen verheerend. Am 11. Auguſt brach ver König 
von Landshut auf, vereinigte fih am 22. mit Dohna bei Küftrin und griff am 
25. Auguft den General Fermor bei Zorndorf an. Die Schlacht währte von 
8 Uhr Morgens bis 9 Uhr Abents; fie gehört zu den biutigften, welde vie 
Geſchichte kennt; die Preußen hatten einen Berluft an Tobten und Verwundeten von 
11,000 Mann, die Ruſſen einen folden von 21,000 Mann. Dies tft Seydlitzens 
großer Tag, der fhon bei Roßbach jo ruhmvoll gefämpft. Er war ed, der mit 
feinen Reiterfhaaren zweimal am Tage, fowohl beim Angriff des linfen als ves 
rechten preußifchen Flügels, den Sieg entſchied. 

Die weitere Beobachtung der Rufen Dohna überlaflenn, wandte fih ter 
König jett wiener gegen die Defterreiher, die unter Daun und Lanbon den 
Prinzen Heinrich bedrohten, welcher fih in Sachſen mit größtem Geſchick zu 
behaupten gewußt hatte. Daun wid der Schlacht mit dem König aus. Aber als 
diefer ihm nad Bautzen bin folgte und ber .fefteften Stellung ber Oeſterreicher 
gegenüber eine ganz unhaltbare und bloßgeftellte für das Lager wählte, in bem 
Glauben daß Daun nie angreifen würbe, zeigte fih ver Sieger von Kollin 
noch einmal als gefährlichiter Gegner und überfiel am Morgen des 14. Oktobers 
. das preußifhe Heer bei Hochkirch. Die Preußen Tonnten ſich troß verzweifelten 
Kampfes nicht halten; der Verluft betrug an 10,000 Todte und Verwundete, nebft 
100 Geſchützen. Der König verlor nicht ven Muth; dad Bewußtfein die Nieder- 
lage verfchulvdet zu haben, fpornte ihn nur um fo mehr an, und als Daun ſich 
anſchickte Dresden zu belagern, eilte er aus Schleflen nadı Sachſen zurück, worauf 
Daun nah Böhmen zurüdwih. Im Weiten hatte Herzog Ferdinand die Franzoſen 
bei Crefeld gejchlagen (23. Juni) und wiewohl fpäterhin wenig glücklich, doch fich 
zu behaupten gewußt. 

Friedrichs Ausfichten für den Frieden am Schluß des Jahres 1758 waren 
noch trüber als Ende 1757. In Frankreich wurde Kardinal Bernie, der in jeiuem 
Eifer für die Sache Oeſterreichs ſchon ziemlih lau geworden war, geftürzt 
(1. November) und an feine Stelle trat ver Gfnftling der Pompabour, Ehoifen!, 
einer der eifrigften Bertreter ver öſterreichiſch-franzöſiſchen Allianz, ver bisher 
Geſandter in Wien gewefen war. Ein für Defterreih noch immer äußerft gänftiger 
neuer Vertrag wurde zwifchen beiden Mächten am 30. December 1758 abgejchlofien. 
Insbefonvere aber fand das Wiener Kabinet jet die lebhaftefte Unterftägung an 
der Kaiferin Elifabeth. | 

Für den König zeigte fih in dem neuen Feldzug (1759) fofort als wichtigfte Auf- 
gabe, die Vereinigung des öſterreichiſchen und des ruffiichen Heeres zu verhindern. 
Nachdem jedoch General Wedell, der die Ruffen am Borbringen hindern follte, 
bei Kay von ihnen gefchlagen worben und das ruifiihe Heer in Folge veſſen 
bis nah Frankfurt gegangen war, bewirkte Laudon, ber von Daun detachirt 
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worden war, am 3. Auguſt feine Bereinigung mit bemfelben. Friedrich übergab 
nun das Kommando in Schlefien dem Prinzen Heinrih, ließ Fink als Befehls⸗ 
baber in Sachſen und übernahm felbit die Führung des Heeres gegen bie vereinigte 
öfterreihifch-rufflfche Macht. Der König war zur Schlacht entjchloffen, um jedenfalls 
bie Bereinigung ber beiven Gros der alliirten Armeen zu verhindern und griff 
(12. Auguft) bei Frankfurt die Ruſſen an, welde auf den Kunersborfer Höhen 
ihre Stellung genommen hatten. Schon ſchien der Steg den Preußen gewiß, aber 
der König, welcher mit dem gewonnenen Rejultat nicht zufrieden war, verwandelte 
durch die geforderte Meberanftrengung den Sieg in die ſchrecklichſte Niederlage. 
Der preußifche Verluſt betrug 17,000 Todte und Verwundete, der König felbft, 
ber in verzweifelter Stimmung faft den Tod ſuchte, wurde mit Mühe aus den 
Feuer fortgeführt. Den Ueberreft des preußiſchen Heeres rettete, daß die Nuffen 
troß der Bitten Laubons und Dauns nad dem Siege weber verfolgen noch überhaupt 
das Geringfte weiter thun wollten. Aber aus ver Troſtloſigkeit der erften Tage, — 
wer kennt nicht ven furchtbaren Brief an Graf Finkenſtein, — raffte fi der König 
bald wieder zur alten Thätigkeit auf; er eilte nah Sadfen, wo Daun nad ber 
Einnahme von Dresden eine fefte Stellung genommen hatte und wollte ihn 
durch eine Schlacht zwingen, Sachjen wieder ganz zu verlaffen. Aber pas Ungläd 
des General Fint bei Maren, der vom König Daun in den Rüden geſchickt, felbft 
durh Daun vom König abgefhnitten und zur Kapitulation genöthigt wurbe 
(20. November), vereitelte alle Pläne Frievrihs gegen Daun, mit dem er num 
doch den Beſitz Sachſens theilen mußte. Glücklicher als der König batte Prinz 
Ferdinand gelämpft. Er brachte den Franzoſen am 1. Auguſt eine entſcheidende 
Niederlage bei und drängte fie darauf aus Kaffel und Mänfter bis Marburg und 
Frankfurt zurüd. 

Friedrich der Große fah, daß feine Lage ſich MB legten Jahre weſentlich ver- 
fchlechtert Hatte, er fah, wie die Kräfte, über vie er gebieten Tonnte, mehr und 
mehr fi aufzehrten. Begierig griff er daher nach jedem Ausweg, der ihm Rettung, 
Frieden bringen fonnte. Er fuchte eine Allianz mit den Osmanen, mit Dänemark 
zu Stande zu bringen, er fuchte Frankreich für einen Separatfrieven zu gewinnen, 
er fuchte Sardinien und Spanien in Italien gegen Oeſterreich zu treiben: doch 
alle Bemühungen waren vergeblich. Die Loſung blieb der Kampf. 

Der König konnte für den Feldzug von 1760 fein Heer nicht höher als auf 
90,000 Mann bringen, mit denen er gegen eine Heeresmacht von 280,000 zu ſteben 
batte. Prinz Heinrich follte nad) dem Plan des Königs die Vereinigung der Defter- 
reicher und Ruſſen verhindern, er felbft wollte ven Hauptichlag gegen Daun in 
Sachſen führen, um dies wieder zu gewinnen. Die Niederlage Fouqués bet Landshut 
(23. Iuni) nöthigte indeß den Köntg vorerft ſich nad Schlefien zu wenben. Am 
15. Auguſt fchlug er Laudon bei Tiegnig und nachdem er Berlin, das Zottleben und 
Lasch genommen, entfegt hatte, zog er gegen Daun, ven er bei Torgau traf. 
Der Bells Sachſens war ein. Preis, um ven Frievrih, und um ben auch das 
Wien er Kabinet jevenfalls eine Schlacht geliefert wiflen wollte. Daun ftand auf 
den Höhen, welche fi abfallend gegen Torgau und bie Elbe erftreden; ver 
König wollte ihn umgehen, im Rüden angreifen und wenn diefer Moment gelom- 
men, follte Zieten zugleich in der Front den Angriff machen. Zieten entſchied zu 
Gunſten Preußens das Geſchick der Schlacht, vie bis tief indie Nacht fih binein- 
308 (3. November). Daun zog fi) nad) Dresden zurüd, das er hielt. Das übrige 
Sachen fiel in Friedrichs Hände, 

Die Weftarmee hatte in biefem Jahre mit wenig Erfolg gelämpft. Herzog 
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Ferdinand konnte Kaffel nicht behaupten und mußte ſich hinter die Diemel zuräd- 
ziehen. Öttingen fiel in bie Hände der Franzoſen und konnte nicht wieder genom- 
men werben. 

Inzwiſchen war ein Ereigniß eingetreten, das für die nächſte Entwidelung 
wie für bie weitere Politit des Königs die tiefgreifenpften Folgen haben follte. 
König Georg II. von England ftarb am 25. Oktober 1760. Mit dem Regierungs- 
antritt feines Enkels, George III., ftellte fi) ver Macht Pitts der Einfluß eines 
Mannes entgegen, ver aus der Günftlingfchaft den Anſpruch herleitete, ver leitende 
Minifter Englands zu werden, um als folder ven König ver Abhängigkeit von 
den parlamentarifhen Faktionen zu entreißen. Lord Bute war wie fein junger 
Königlicher Gönner nichts weniger als ein Freund und Bewunderer Friedrichs, und 
biefe Stimmung trat fehr bald hervor. Pitt hatte noch Autorität genug, um tie 
Ernenerung des Subflvientraftats (12. December 1760) durchzuſetzen. Aber über 
den Friedensverhandlungen mit Frankreich, die auf Choifeuld Antrag angelnüpft 
worven waren, fah er felbft bereits im Oktober 1761 ſich genöthigt zu refiguiren, 
als das Kabinet feine Forderung verwarf, nad Abbruch der Verhandlungen mit 
Frankreich nicht nur gegen dieſes, ſondern audy gegen Spanien wegen feines feind- 
feligen Auftretens den Krieg zu führen. Pitts Forderung fügte fi anf die Kenntniß 
von dem Abfchluß des Familientraktats zwiſchen Sranfreih und Spanien. (Der 
förmlihe Abſchluß fand flatt am 15. Auguſt). Aus dieſer Thatſache erflärte fich 
das plögliche fonderbare Verlangen Choifeuld bei ven Verhandlungen, daß bie Strei- 
tigleiten Englands mit Spanten in dem Frieden mitzuerlevigen feien und bie fichere 
Sprache, mit der franzöfticherfeits für den Fall der Ablehnung viefes Berlangens 
der Abbruch der Verhandlungen angelünbigt warb. %) 

Der König verlor in Pitt den befreundeten Staatsmann, der in ver Allianz 
mit Preußen ein Lebensintckeſſe Englands und in ber thätigen Unterflägung 
Friedrichs, ſowie in ver Sicherung veffelben gegen feine Feinde bei einem Friedens⸗ 
ſchluß Englanos die Ehrenpflit der Krone und des Volkes von England fah. 

Wiewohl nun Lord Bute kurze Zeit nach dem Rückritt Pitis ſah, vaß 
Spanien das Londoner Kabinet aufs gröblichſte Hintergangen hatte und ber Krieg 
mit dem Beginn bes neuen Jahres (4. Januar 1762) gegen Spanien erflärt wurde, 
fo blieb doch der Entihluß dieſes Minifters feft, vem König von Preußen vie 
Subſidienunterſtützung zu entziehen. Diefe Maßregel follte nad) der Auffaflung ves 
englifchen Miniſters ein Mittel zur fchnellern Herftellung des Friedens fein. In welcher 
Weiſe Bute diefe Hinwelfung auf den Frieden verftand, das ergab ſich nicht nur 
beraus, daß er fchlieglih den Frieden mit Frankreich einfeitig abſchloß und dabei 
Preußens Intereffe gegen das aller andern alliirten Staaten gefliffentlich preisgab 5), 
fondern viel mehr noch aus der Art und Weife, wie er die Feinde Preußens für 
ben Frieden zu gewinnen ſuchte. Es bleibt auf Lord Butes Namen ver ſchwere 
Makel, ein Makel, den England am wenigften feinem Minifter verzeihen darf, 
daß er bie Gegner Friedrichs zu Ieten großen Anftrengungen antrieb, um fich einen 
vortheilhaften status quo zu verichaffen und Friedrich dem Großen die Hoffnung 


4) Der König fpricht über diefe Verhältniſſe ausführlich in der histoire de la Guerre de 
sept ans. Chap. XVI. (Oeuvres V, pag. 154.) Friedrich zeigt fich volllommen über die Sage 
der Dinge in England unterrichtet. Ilm die Haltung des Minifteriums fennen zu lernen, in dem 
auch hier der Herzog von Newcaſtle die fomifchfte Figur fpielt, muß man die Bedford Correspon- 
dence, vol. III, pag. 48 ff. nadhlefen. 

5) Pitts Rede vom 9. December 1762 über die Friedenspräliminarien mit Frankreich in dem 
Baffus bezüglich Preußens, tft ein vernichtendes Urtheil über Bute. 
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zu benehmen, daß er bie Integrität feines Beſitzſtandes als bie oberfte Bedingung 
für den Frieden fernerhin aufrecht halten könne 6). | 

Die Wirkung der Bolitit Lord-Butes ift die geweſen, ven König für eine lange 
und wichtige Epoche von England zu trennen; in der fhredlihen Tage, in wel- 
her fi Friedrich der Große befand, machte auf ihn das Preisgeben feiner Ehre 
und feiner Intereffen Seitens Englands einen unauslöſchlichen Eindruck; „dieſe 
ireulofe Politit erfüllte den König mit einer tiefen und bittern Abneigung gegen 
den engliihen Namen und führte Wirkungen mit fi, die noch jest in der civi- 
lifirten Welt empfunden werben. „(Macaulay.)“ 

Schon beim Schluß des Feldzuges von 1760 war Friedrichs Lage eine fehr 
ungänftige gewefen, ver Feldzug von 1761 aber hatte fie in einer Weiſe verfchlechtert, 
daß Friedrichs Hoffnungslofigleit und Schreden über das Schwinden feiner einzigen 
Hülfe, der engliſchen Allianz, nur zu begreiflich ift. 

Im Weften bielt Prinz Ferdinand feine Stellung während des Jahres 1761 
noch am beiten aufrecht; denn wenn auch die Eroberung Kaſſels mißlang, fo ver- 
mochte ex doch wenigftend das Hannöverifche und Braunſchweigiſche zu ſchützen. Auch 
Prinz Heinrich behauptete gegen den unthätigen Daun den Beſitz von Sachſen, fo 
weit als es am Schluß des vergangenen Jahres wieder hatte genommen werben 
können. Dagegen hatte der König die Bereinigung der Ruffen und ber Oeſterreicher 
unter Laudon wie im vorigen Jahre, fo auch in dieſem Jahre nicht verhindern 
können und fuchte feine Rettung gegen ihre gemeinfame Altion in dem Lager von 
Bunzelwig bei Schweidnig, das er In eine fürmliche Feſtung umſchuf. Aus dem 
drohendſten Verderben riß ihn das Verhalten der Ruſſen, welche plötzlich ſich 
von den Oeſterreichern trennten und den Heimzug antraten; doch vermochte Friedrich 
die Eroberung der Feſtung Schweidnitz durch Laudon nicht zu verhindern, welche den 
Oeſterreichern ven Beſitz des Gebirges verſchaffte und ihnen geftattete, in Schleſien 
felbft ihre Kriegsquartiere zu nehmen. In Bommern hatte der unermüdliche Belling 
zwar die Schweben aufzuhalten gewußt, fo daß fie fi darauf beſchränken mußten, 
Schweriih-Pommern Winterquartiere zu nehmen, aber ven Ruſſen fiel Kolberg, das 
fo lange vergeblich das Ziel ihrer Bemühungen gewefen, in die Hände und damit 
zugleih ein großer Theil der Provinz. 

Nach fehsjährigem Kampfe fah der König mit dem Ende des Jahres 1761 
ganz Preußen, Hinterpommern und die Neumark in dem Beflg der Ruſſen; bie 
- weftlihen Provinzen waren größtentheils in ver Gewalt der Franzoſen; ver frucht- 

barfte Strid von Schlefien, am Abhange des Gebirges, war den Defterreichern 
zugefallen, die Oberlaufig, Thüringen und Sachſen waren zum Theil in ben 
Händen der Gegner. In den Landen des Königs lagen Handel und Gewerbe ganz 
darnieder, und wo der Feind nicht dauernd ſich hatte feftfegen können, va ließ er 
als furchtbare Erinnerung eine völlige Berheerung, Seuchen und Hungersnoth 
zurüd. Die Menfhen irrten in einzelnen Landſtrichen wie bie Heerben umber, 
ohne Wohnung, Kleidung und Nahrung und wie im breißigjährigen Krieg fiel 
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6) Lord Butes Depeiche zur Rechtfertigung der gegen ihn erhobenen Befchufdigungen an 
Sir Andrew Mitchell (bei Adolphus und in den Mitchell papers) ift ganz nichtsfagend. Wenn 
Lord Bute die Auffaffung des ruffiichen Geſandten, wornach Lord Bute Peter gegen Preußen zu 
treiben fuche, für ein Mißverftändniß erflärt, fo hätte der Lord doch fagen follen, wie feine —* 
rungen anders verſtanden werden könnten. Es wird aber auch in guten Quellen verfichert, daß ſich 
nach Bien hin Lord Bute ganz in ähnlicher Weife, wie ihn der uffiihe Gefandte mißveritanden hatte, 
ehe ließ und wie endlich find die urfundilichen Belege, welche Schloffer beigebracht, mißs 
zuverſtehen! 
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Land und Bevölkerung einer gräßlichen Verwilderung anheim. So boten dem König 
bie eigenen Lande, deren Anblid ihn mit Gefühlen des tiefften Schmerzes erfüllte, 
immer weniger Hülfsmittel, zugleich aber waren Sachſen — das ihm nun fogar zum 
Theil entrifien worden — und andere Gebiete, wie Meflenburg, Anhalt, die in 
den erften Zeiten eine unfhätbare Duelle für die Kriegsführung gewejen waren, 
almählig vollftändig ausgeſaugt worden und die größte Erpreflung brachte nur 
noch ſchwache Erträge. Der ſteigende Geldmangel hatte Friedrich dazu gezwungen, 
die Münze immer mehr zu entwertben, aber ſchon war ein Punkt erreicht, der 
kaum noch überfchritten werben konnte. 

Das Heer war in den fortgefegten Feldzügen ſtark zufammengefchmolgen, 
der alte trefflihe Kern fat ganz verfhwunven. Die Armee war mangelhaft aus- 
gerüftet und fchlecht gefhult, und vor Allem war ihr Geift und ihre Haltung 
tief gefunfen, denn bei der wachſenden Schwierigfeit der Rekrutirung war in bie 
Reihen des Heeres eine Menge des verworfenften Bolls eingebrungen, weldye vie 
firengfte Disciplin nicht zufammen zu halten vermodhte, und die für den Kampf 
geringe Sicherheit boten. Dazu kam, daß der Krieg bie Reihen ver Führer — 
der niederen wie höheren Dfficiere — unverhältnigmäßig gelichtet hatte, ein 
ebenfo großer Ruhm für das Officierkorps, als ein unerſetzlicher Berluft für pas 
Heer. Bon den Feldherrn, mit denen der König den Krieg begonnen, waren bie 
meiften durch den Tod oder fonftige Umftände ihm entriffen, eine Heldengenoſſen⸗ 
Schaft, unter denen Schwerin, Winterfeld, Keith, Morig von Deffau, Fouqus her- 
vorragen. | 

Bon dem einzigen Alltirten, England, feinem Schidfal überlafien, blieb dem 
König in Bezug auf die Verbindung mit anderen Mächten keine andere Ausficht, 
ale die Möglichkeit die Pforte und den Tartarenchan der Krimm, mit benen 
Friedrich in freundſchaftliche Berbindung getreten war, zu Diverfionen gegen 
Defterreih und Rußland zu vermögen, eine Ausfiht, von ber der König fich nicht 
verhehlte, auf wie unficherem Grunde fie berubte. 

In einer fo boffnungslofen Lage trat dem König ver Gebanfe wieder nahe, 
der bei fchweren Unglüdsfällen fchon manchmal feine Seele erfaßt hatte, und an 
dem Beifpiel des Cato von Utika, fowie des Kaiſers Otho erwies er die Be- 
rechtigung zu einem Schritt, der im äußerften Moment die Pläne der Gegner 
vereiteln, ihn felbft aber einem Leben von Unehre und Demüthigung . entziehen 
ſollte. 

Inzwiſchen ließ Friedrich nichts unverfäumt, um feinen Gegnern bis an vie 
äußerfte Grenze des Möglihen Widerſtand zu leiften. Sein Plan für den nädhften 
Feldzug (1762) war, die gefammten Streitlräfte zu vereinigen und mit ber ganzen 
Armee der Reihe nah die verfchievenen Heerlörper ver Yeinde anzugreifen 7). 
Aber während der König bei dieſen Entſchlüſſen ſich felbft fagte, daß er nichts 
erblide, was fein Berverben aufhalten oder beſchwören könne, war fchon das 
Ereigniß eingetreten, welches in Erfag der verlorenen Unterflügung Englands, 
ihm auf einem andern Punkte, anftatt eines hartnädigen Feindes einen enthufla- 
ftifhen Freund geben folltee Am 5. Januar 1762 ftarb Elifabetb von Rußlanr 
und die erfte Kunde, welche dem König von biefem Todesfalle wurbe, brachte ihm 
fhon die Gewißhelt einer günftigen Wendung. Ezar Peter, ald Thronfolger ver 


7) Vergl. hierüber die Korrefvondenz ded Königs und ded Prinzen Heinrih aus dem Jabr 
1762. (Oeuvres XXIV, 234 seq., aud bei Schöning III. 262 seq.) Die heireffenden Briefe 
gehören zu den intereffanteften für die Charakteriftif der fürfttichen Brüder, 
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begeiſterte Verehrer Friedrichs, eilte, dem König feine freundſchaftlichen Geſinnungen 
zu verſichern. Alsbald erfolgte der Abſchluß des Waffenſtillſtandes und die ruſſtſchen 
Truppen traten den Rückmarſch nach ihren Grenzen an. Am 5. Mai wurde ein 
Friedensvertrag zwifchen Rußland und Preußen und am 8. Juni ein OÖffenfiv- 
und Defenſivbündniß abgefchloffen, demzufolge der Czar ein Hülfstorps zu fielen fich 
verpflichtete. Die veränderte Richtung ver ruffifchen Politik führte auch unmittelbar 
einen Wechfel der Haltung Schwedens herbei, "mit dem ſchon am 22. Mai ver 
Friede preußiſcherſeits gefchloffen wurde. Mit ganz anderen Hoffnungen zog num ber 
‚König im Frühjahr 1762 ins Feld. 

Während wie bisher Ferdinand von Braunfhweig gegen die Franzoſen 
ftand, übergab Friedrich der Große den Befehl in Sachen dem Prinzen Heinrich 
und blieb felbft mit dem größeren Theile des Heeres in Schlefien. Sein Ziel wer 
Schweidnitz wieder zu erobern, das Daun mit feinem Heere ſchützte. Der König 
hatte ſchon alle Dispofitionen zum Angriff auf die Oeſterreicher gegeben und bie 
Operationen waren zum Theil in der Ausführung, als die Nachricht von ber 
Enttdronung Peters und der Thronbefteigung Katharinas, nebft dem Befehl für 
den ruſſiſchen Feldherrn eintraf, fofort den Rückmarſch mit feinem Korps anzutreten. 
Der König bewog Czernitſchew drei Tage in neutraler Haltung anf dem Plage zu 
bleiben, ſchlug die Defterreicher inzwifchen bei Burderstorf (21. Juli) und brängte 
Daun glüdlih von Schweidnitz ab, das nad drei und fechszigtägiger Belagerung 
Tapituliven mußte (8. Oktober), Damit war Schlefien wieder ganz gewonnen. 
Katharina, zuerft die feinpfeligften Gefinnungen gegen Friedrich offenbarend, hatte 
fih ſehr fchnell gemäßigt und bewahrte den Frieden mit Preußen. So bekam 
Friedrich freie Hand, nah der Sicherftellung Schlefiens fih nah Sachſen zu 
wenden. Doc ehe er fam, hatten der Prinz Heinrih und Seidlitz bereits am 
29. Oktober den Feldzug dur den Sieg bei Freiberg über Defterreicher und 
Reihötruppen entfchieven. Im Weften hatten die Franzofen nad langem Wider⸗ 
ftande das ihnen fo wichtige Kaſſel aufgeben müſſen. 

Wenn Jahre lang ver Kampf ſich Hingezogen hatte, ohne daß bie fchwerften 
Schläge, die größten Operationen eine Entſcheidung berbeiführten, und ver Friebe 
wie ein Unerreichbares bei dem raftlofen Eifer und der eingefleifchten Erbitte⸗ 
rung der Kämpfenden erfchien: fo machte fih nunmehr die unbezwingliche Gewalt 
ber tbatfächlihen Berhältniffe fo entſchieden und deutlich geltend, daß in kurzer 
Friſt und mit leihter Mühe der Friedensſchluß zu Stande kam. - 

Am 3. November waren die Friedenspräliminarien zwiſchen Fraukreich und 
England gezeichnet worben; damit flanden Defterreih und Preußen fi allein als 
ftreitenne Mächte gegenüber und fo fehr erfchien felbft vem größten Feinde, dem 
Wiener Kabinet, die Thatfache feftgeftellt, daß Preußen nimmermehr durch bie 
Waffen von Defterreih nievergeiworfen werben könne, daß es alsbald auf ven 
Vorſchlag Sachſens zu Frievensunterhandlungen mit Preußen fich bereit erflärte, 
Am 15. Februar 1763 wurde der Hubertöburger Friede von Preußen mit Oeſter⸗ 
reih und Sachſen geichloflen. 

Das Ergebniß des fiebenjährigen Krieges war die Beftätigung und Sicherung des 
Zuſtandes vor dem Kriege, deſſelben Zuftandes, der mit dem Dresdener Frieden feft- 
geftellt worben war. Aber wenn fcheinbar das Refultat des ungeheuren Kampfes ein 
möglicäft geringes war, fo lag darin doch ein Moment von größter und bleibender 
meltgejchichtliher Bedeutung. Ganz aus eigener Kraft und in vollfter Selbft- 
ftändigfelt hatte Preußen gegen die Anftrengungen aller feiner Gegner, in dem 
enropäifchen Staatenfoftem fih in ber Integrität feines Beſitzſtandes behauptet, 
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fo gering an Umfang und materieller Kraft e8 war, bie Stellung einer eu 
päiſchen Großmacht errungen und gefichert. 

Es tft oft bemerkt worden, daß mit dem Ende des fiebenjährigen Krieges 
das Syſtem der europäifhen Pentarchie fich feftgeftellt Habe. In dem Sinne, 
bag mit dem Zurüdtreten einer Reihe von Mächten, wie Spanien, Schweren, 
Polen, vie fünf Großmädte, welche wir jest noch als ſolche bezeichnen, die 
beftimmenven Yaltoren im Staatenfuftem wurben, ift dieſe Bemerkung begrünbet. 
Wenn dagegen dabei an ein Berhältnig gedacht würde, wonach dieſe fünf Mächte, 
die auftauchenven großen politifchen Fragen mit einander zu behandeln unt fid 
möglihft über eine Ordnung berfelben zu verftänbigen, als einen gemeinfamen 
Grundſatz ihrer Politik anerfannt und feftgehalten hätten, fo muß vielmehr barauf 
bingewiefen werben, baß die Zeit vom Hubertsburger Frieden bis zum Xote 
Friedrichs des Großen eine Zerklüftung des Staatenſyſtems und eine Verwirrung 
der Staatenpolitit zeigt, bei ver die fünf großen Mächte, ohne irgend welde 
Gemeinſamkeit, und felbft ohne irgend welden Gedanken an eine Verſtändigung 
aller unter einander fich gegenüberftehen. Als drei Hauptmomente der Epoche müflen 
aber bezeichnet werben: bie Tontinentale Iſolirung Englands, die Machtentfaltung 
Rußlands und die Zurüdvrängung des Einfluffes der Weſtmächte auf die Ent- 
ſcheidung der großen Fragen des europäiſchen Gleichgewichts. Diefe Momente 
fieben, wie man fieht, in einem unmittelbaren urfähliden Zuſammenhang. 

Die Richtung, welche vie Polttit Friedrichs des Großen nad) dem Huberts⸗ 
burger Frieden einſchlug, war von der Tage ver Dinge, man kann faft fagen, 
gebieteriich vorgezeichnet. England hatte die Allianz mit Preußen muthwillig aufge 
hoben, Frankreich und Defterreich blieben vertragsmäßig Verbündete: jo war von ben 
Hauptmächten des fiebenjährigen Krieges der König auf Rußland hingewiefen, zu dem 
. NH Friedrich ſchon darum hingezogen fühlen mußte, weil die Haltung dieſes 
Staates fchlieglich weſentlich zur Rettung Preußens beigetragen hatte. Am 11. April 
1764 ſchloß Friedrich mit Rußland einen Allianzvertrag ab, der 1777 no 
einmal erneuert, mit dem Jahre 1785 außer Wirkung trat. 

Die Angelegenheiten Polens hatten Friedrich insbefondere mit zu biefem 
Bertrag beftimmt und durch ven Einfluß auf die Geſchicke Bolens ift er von großer 
geſchichtlicher Wichtigkeit geworben. König Friedrich dem Großen iſt es nicht einen 
Augenblid entgangen, daß die Eriftenz ver Republik Polen als Öarantie gegen 
Rußland für die angrenzenden Staaten von höchſtem Werthe fei: aber vie Stär 
fung und Konfolivirung tiefer Macht hielt er, weil vielleiht auch unmöglid, 
durchaus dem preußifchen Intereſſe nicht entſprechend. Die Haltung, welche Polen 
im fiebenjährigen Kriege eingenommen, hatte bei Friedrich jede Sympathie für 
biefes Land ertöptet, deſſen hiſtoriſches Verhältniß zu Preußen an und für fid 
ſchon eher zu einem Gegenfag als zu einer Verbindung aufforverte. Es fam Hinzu, 
daß die Konſolidirung dieſer fatholifhen Macht zu einer erblihen Monardhie unter 
einem katholiſchen Fürftenhaufe, oder überhaupt nur durch feftere Berfaffungsformen 
bei den damaligen Berhältniffen Defterreih und Frankreich einen dritten gewichtigen 
Aliteten, dem König von Preußen aber, für welchen bei ven natürlichen Anta 
gonismus gegen Defterreich, die Verbindung ver beiden großen katholiſchen Mächte 
ſchon gefährlich genug war, den läftigften Nachbar verfhafft haben würde. 

Enpli aber hatte Friedrich ſchon bald nah dem Schluß des fiebenjährigen 
Krieges die Eroberung des Gebietes ins Auge gefaßt, weldes Oſtpreußen vox 
feinen fonftigen Staaten trennte, und deſſen Beſitz für vie Konfolivirung und ven 
Abſchluß der Monarchie nach jever Richtung bin von unfhägberen Werthe war, 
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ja wenn von hiſtoriſcher Nothwendigkeit und Berechtigung zu Erwerbungen geſprochen 
werden kann, hiernach von Preußen gewonnen werden mußte. 

Für die Politik der brandenburgiſchen und preußiſchen Herrſcher iſt dies noth⸗ 
wendige Beſtreben, den ſo zerſchnittenen Staat möglichſt abzurunden und die 
Theile deſſelben in ſichere Verbindung zu bringen, ein Beſtreben, das um ſo 
nothwendiger aber auch um ſo ſchwieriger wurde, weil es ſich vielfach darum 
handelte, fremden Mächten den deutſchen Beſitz zu entziehen und Deutſchland 
damit mehr und mehr wieder zu einem ſelbſtſtändigen Körper zu machen, eine 
dauernde Schwierigkeit geweſen. Insbeſondere wurden dieſelben dadurch auf dem Ge⸗ 
biete der allgemeinen, der europäiſchen Politik zuweilen in Richtungen gedrängt, die 
ſie als Herrſcher mächtiger Reiche, großer abgeſchloſſener Territorien, ſchwerlich 
eingeſchlagen haben würden. 

Es iſt nöthig, ſich dieſes Verhältniß klar zu vergezenwärtigen, um ein rich 
tiges Urtheil über die Politik Friedrichs des Großen, z. B. gegenüber von 
Schweden und insbeſondere in der polniſchen Frage fällen zu können. 

Die entſcheidende Wendung in dieſer wurde durch die Kriegserklaͤrung der 
Pforte gegen Rußland im Oktober 1768 herbeigeführt. Friedrich ſah ſich durch 
dieſe und die in dem Kriege alsbald von den Ruſſen davongetragenen Siege in 
die peinlichſte Lage verſetzt. Er war vertragsmäßig mit Rußland verbunden, auch 
konnte er der Allianz dieſes Staates nicht entbehren. Denn wenn ihm auch die 
Idee einer Verſtändigung mit Oeſterreich, ſowohl zur Sicherung gegen die 
Machtentwickelung Rußlands, als gegen die Wiederkehr franzöſiſchen Angriffe und 
Eingriffs in Deutfchland nahe lag, fo konnte ver König doc in keiner Weiſe fich 
fo abhängig von der Verbindung mit Defterreih machen, daß er jede weitere 
Allianz aufgegeben und in der Allianz mit dem Kaiferfiaat feine ganze Stütze 
gefucht hätte, Die ganze Politit Oeſterreichs ftritt gegen ſolchen Gedanken; von 
dem bleibenden Uebelmollen und Mißtrauen dieſer Macht hatte er täglich Beweiſe 
und das Wiener Kabinet bielt an Plänen feft, veren Ausführung Preußen im 
eigenften Interefie mit allen Mitteln zu befämpfen verbunden war. Bon allen 
europätfhen Großmächten blieb aber Rußland ver einzige Alltirte, den Friedrich 
gewinnen konnte und ber mächtig genug war, Preußen gegen Gefahren, wie fie 
im fiebenjährigen Kriege der Staat beftanden hatte, wirffamften Schug zu 
verleihen. Rußland war die Macht, ohne und gegen welche Defterreih nicht unter- 
nehmen konnte, von Neuem Preußens Stellung und Macht anzugreifen. 

Unvererfeits aber fah der König ven Gefahren gegenüber, die von einer 
Uebermacht Rußlands drohten, die Nothwendigkeit ein, fi aus der Tage eines Als 
liirten dieſer Macht herauszureißen, ver nur als Werkzeug zu fremden Zwed benust 
wird und der durch bie Allianz genöthigt werden kann, zum eigenen Nachtheil 
die Beftrebungen ver alllirten Macht zu unterſtützen. 

Der Beitand ver Pforte hatte für Friedrich ein boppeltes Interefie; viefe 
Macht konnte für alle Eventualitäten, ſowohl gegen Rußland als gegen Oeſterreich ein 
nicht unwichtiger Allitrter fein. Nunmehr mußte Friedrich nach dem Vertrag von 
1764 mit bedeutenden Geldern Rußland in feinen Operationen fördern, bie ſchon 
an fi dem König höchſt bedrohlich für das Gleichgewicht der Mächte erfchienen. 
Gleichzeitig aber erregten die Fortfchritte Rußlands dem Wiener Kabinet eine folde 
Beforgniß, daß dieſes alle Anftalten zum Kriege gegen Rußland traf: eine Even- 
tualität, vie Preußen ale Hülfsmacht Rußlands und ausfchließlih zum Vortheil 
Rußlands, au in den Krieg mit Defterreich verwidelt hätte. 

Die gemeinfame Gefahr ruſſiſcher Uebermacht hatte aber gerade feit dem Re» 
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gierungsantritt Joſephs II. als Kaifer (Franz I. ftirbt 18. Auguft 1765) die beiden 
deutſchen Mächte einander genähert, und bie Zufammenkunft der beiden Herrſcher 
zu Neiße (25. Auguft 1769) zu einem fehr bemerkenswerthen Refultate geführt, 
wonach, in Verfolgung des Gedankens, welcher dem Weftminftervertrag zum Grunde 
log, tie Neutralität Deutſchlands für ven Fall eines Kriegs zwiſchen Eugland 
und Frankreich gefihert wurbe. Die Ausficht des Krieges zwifchen Oeſterreich und 
Rußland drohte nun gegen den Willen des Königs biefe Verſtändigung wieder auf- 
zubeben. Friedrichs Bolitit mußte fomit darauf hingehen, durch ein thätiges Ein- 
greifen, durd einen felbftftändigen Plan, ven dem preußiſchen Intereffe entjpre- 
henvften Ausweg aus diefer Situation zu gewinnen 3). 

Rußland hoffte aus dem Krieg gegen vie Pforte den Beflg der ganzen nörb- 
lihen Donauprovinzen. Defterreih war entfchloffen den Erwerb der Donaufürften- 
tbümer Rußland bis aufs äußerfte ftreitig zu machen, und erhoffte aus dem Krieg 

ugleich von der Pforte als Lohn pie Rüdgabe ver im Frieden von Belgrad abgetretenen 

—** Die Möglichkeit des Friedens lag darin, Rußland durch einen andern 
Gewinn zum Verzicht der Donaufürſtenthümer zu bringen, Oeſterreich aber bei 
der Ausſicht der Erhaltung des Friedens einen Vortheil zu verſchaffen, der den 
etwaigen Kriegsgewinn aufwöge und dieſes zur Annahme ſolchen friedlichen Vortheils 
beſonders auch dadurch zu bewegen, daß der Krieg dem Wiener Kabinet nur unter 
den ungünſtigſten Verhältniſſen möglich blieb. 

Die gleichmäßige Vergrößerung ber drei Reiche Rußland, Oeſterreich und 
Preußen auf Koſten der Republik Polen erſchien als das Mittel den Frieden zu 
ſichern und das Gleichgewicht der Mächte zu erhalten. Dem König lag die Abſicht 
oder auch nur der Glaube fern, als ob Polen dadurch nur noch mehr ober ganz 
der Gewalt Rußlands anheimfallen würde und gewiß iſt, daß vie Politik, melde 
zur zweiten und britten Theilung Polens führte, mit ver Politik des großen Königs 
bei viefer erften Theilung wenig gemein hatte. Durch bie Stellung aber, welde 
Defterreih durch die Betheiligung an ver Thellung ven Bolen gegenüber erhielt, 
als deren Freund es ſich immer gegen Rußland und Preußen gerirt hatte, glaubte 
der König der Gefahr vorgebeugt zu ſehen, daß Polen irgend wie wieber als Al⸗ 
Birter Oeſterreichs bei deſſen feindlichen Plänen gegen Preußen auftreten würbe. Der 
König Hoffte mit der Republit nach ver Theilung fi) in ein befjeres Verhältniß 
zu fegen, als es Rußland und Defterreich würde gelingen können. Für Preußen 
felbft aber fjah ver König mit Recht in dem Gewinn PBommerellen® und Weſt—⸗ 
preußens eine außerordentliche Stärkung und ben günftigften Ausgang einer Kriſis, 
die fih zuerft unter ven für Preußen unfruchtbarften und wiberwärtigften Aufpicien 
dargeftellt Hatte. > 


8) Die klaſſiſche Stelle aus den Memoires de 1763—1775, Oeuvres VI-, p. 39, mödten 
wir bier nicht unmitgetheilt laſſen. La situation oü le Roi se trouvait entre ces deux cours 
impe6riales, elait embarrassante: s’il consultait ses interdts, il ne devait ni sonbaiter, 
ni employer ses forces pour accroitre la puissance des Russes, qui n’edtait que trop 
formidable. Ces raisons, d’aulre part, e&laient contre-balancdes par des engagemeals 
solennels, qui obligeaient ce prince d’assister l’Imperatrice son allide dans toutes les 
occasions on elle serait attaqude par l’Imperatrice-Reine; ou il fallait remplir ces en- 
gagements, ou il fallait renoncer aux fruits qu’on esperait d’en recueillir, De plus, le 
parti de la neutralit& 6tait plus dangereux pour la Prusse que celui de soutenir son 
alli6e: les Autrichiens et les Russes se seraient baltus, puis, en s’accommodant, ils auraiot 
pu faire la paix aux depens du Roi; ce prince aurait perdu loute consideralion; personne 
ne se serail fi6 à sa bonne foi; et apres la paix, il serait demeure isol&; ce qui serail 
indubitablement arrive, si le Roi avait suivi un plan aussi defectueux. 
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Das Ergebniß der gefährlichen Berwidelung war im Weſentlichen der Politik, 
wie fie Friedrich der Große entworfen hatte, entfpreddend. Am 17. Februar 1772 
wurde der Theilungsvertrag zwifchen Preußen und Rußland, am 4. März zwifcen 
Defterreih und Preußen, am 5. Auguft wurbe er zwiichen Oeſterreich und Ruß⸗ 
land abgefchlofien und am 18. September 1773 cedirte die Republik die bejegten 
Gebiete. Am 22. Iuli 1774 wurde der Friede von Kutſchuck⸗Kainardje zwiſchen 
Rußland und der Türkei gezeichnet, der, fo große Vortheile er Rußland bot, doch 
weit hinter den urſprünglichen Forderungen deſſelben zurüdblieb, und in welchem 
insbefondere Rußland die Donaufürftenthümer an die Pforte zurüdgab. Frank⸗ 
reih und England waren ohne allen entſcheidenden Einfluß auf dieſen wichtigen 
Borgang; jenes hatte unter ver Hand wohl während der Diffiventenwirren in 
Polen operirt, auch war feinem Antrieb die leichtfinnige und unvorfichtige 
Kriegserflärung der Pforte gegen Rußland zuzufchreiben, aber zu einem entſchiedenen 
fräftigen Auftreten fehlten viefem Staate die Kräfte und er acceptirte reſignirt die 
Thellung Polens. England war durch die Zwiſtigkeiten mit den Kolonien abforbirt. 
Es fuhte Rußland auf alle Weife zu gewinnen, aber biefe Macht trieb mit dem 
englifhen Minifterium nur fein Spiel und der Einfluß Englands ging höchſtens 
fo weit, daß das Petersburger Kabinet fih von dem Anbringen Englands in bem 
eigenen Beitreben beftärten ließ, bei der Ausführung des Theilungsplans Preußen 
mögiihft am Gewinn Abbruch zu thun. So gelang ed Rußland Danzig dem 
preußifchen Antbeil zu entziehen und damit ven Keim neuer Verwidelung zwiſchen 
Preußen und Polen zu erhalten. 

Wie tief auch der König gefühlt hatte, daß Rußland in ber Verbindung 
mit Preußen ausichlieglih Vortheil für ſich fuchte und dem Interefle beffelben 
mißgänfttg faft entgegentrat, fo zeigte fi doch bald, wie Far er vie Verhältnifie 
darin erfannt hatte, daß er auf die Bolitit Defterreihs, auf eine Verbindung 
und ein Einverftändniß mit dieſem Staat fich nicht verlaſſen könne und darum 
an der Alltanz mit Rußland feftzuhalten genöthigt ſei. 

Nicht Tange nämlich nach der Theilung Polens faßte Iofeph II., von Ruhm⸗ 
begierde und Eroberungsgelüften getrieben, vie Politik ins Auge, welche vereinft 
ſchon Kaunig im zweiten fchlefiihen Kriege entworfen hatte. Die Erwerbung bes 
größten Theiles von Baiern wurde das Ziel der Veftrebungen Joſephs, und da 
Kaunitz bereitwillig dieſe aggreifive Politik des jungen Kaifers, welche feine Idee 
verwirflihen follte, unterftügte, mußte Maria Therefia, die eine ruhige und 
gemäßigte Politit wünfchte, dem Drängen des Sohnes nachgeben. Bom erften 
Moment an, war man in Wien darüber Har, daß man an Preußen ven ent- 
ſchiedenſten Gegner dieſer Pläne haben würde und die öfterreichiiche Politit war 
daher vorbereitend Jahre lang darauf gerichtet, überall, in England wie in 
Frankreich und felbft in Rußland Mißſtimmung und Beforgniß gegen Friedrich zu 
erregen. Doc hatte man öfterreichifcher Seits ſich wohl nicht der Energie verfeben, 
welche im Angefiht ver Gefahr der greife König noch einmal, wie früher, ent 
wideln würde. Als Defterreih nah dem Tode des Kurfürften Marimilten 
Joſeph (flarb ven 30. September 1777) feine Truppen in Baiern einrüden 
ließ und den KAurfürft Karl Theodor von der Pfalz zur Anerkennung ter Rechte 
Defterreihe auf einen großen Theil Baierns nöthigte, war Friedrich entfchloffen, 
auf das Hülfsgeſuch des Herzogs von: Zweibrüden hin, den Krieg gegen Oefter- 
reich zu führen und mit aller Macht ver Gefahr einer Suprematie Oeſterreichs 
in und über Deutichland entgegen zu wirken. Friedrich fah mit ver Wiederauf- 
nahme dieſer Pläne feine gegen Defterreich erftrittene paritätifche Stellung und 
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feine völlige Unabhängigkeit in Deutſchland, ſowie in Folge deſſen and feine 
enropätfche Stellung in der Wurzel angegriffen. Seiner Politik kam fowohl Frant- 
reich, das, jelbft geſchwächt und durch den Krieg mit England gefeffelt, eine große 
Machterweiterung Defterreihs nicht fehr günftigen Auges betrachtete, als Rußland 
entgegen, welchem bei der drohenden Wahrfcheinlichfeit eines Krieges mit der 
Türkei eine große Verwidelung zwiſchen den deutſchen Großmächten, in bie e# 
ohne Zweifel bineingezogen werben würde, fehr wiorig war. So traten beide Mächte 
als Vermittler auf, und die Einigung über die Streitfrage des deutſchen Landes 
ward von ihnen zwifchen Defterreih und Preußen mit dem Teſchener Frieden 
(13. Mat 1779) zu Stante gebradit. War der Alliirte Defterreihe, Frankreich, 
als Garant des weftphälifchen Friedens von Defterreih im die deutſche Sache 
bineingezogen worben, fo hielt Friedrich zur Sicherung gegen Defterreih und zur 
Wahrung des Beſitzſtandes in Deutfchland für nöthig, feinem Alliirten, Rußland, 
eine rechtliche Grundlage zur Intervention in den beutfchen Angelegenheiten zu 
verfchaffen, und bejtimmte vafjelbe in dem Teſchener Frieden auch feinerfeits wie 
Frankreich fih zum Garanten des weftphälifchen Friedens zu machen. 
Friedrichs Vortheil in dieſer Berwidelung war gewefen, daß Katharina und 
- Iofeph noch nicht in ihren Beftrebungen, in ihrer auswärtigen Bolitil ven Berührungs⸗ 
punkt gejehen hatten. Rußland war auf die Seite Friedrichs hier noch einmal getreten, 
weil ſich ihm in der Bfterreichifchen Politik, pie Friedrich in Bezug auf ihre deutſchen 
Pläne belämpfte, noch nicht die Handhabe und die VBermittelung zur leichtern Durd- 
führung der eigenen großen Eroberungspläne gezeigt hatte. Über Joſephs Begier nad 
Machterweiterung und Länberbefig, ungeregelt und fchranfenlos ins Weite gehen, 
durch feinen ficheren politifchen Blick beftimmt, trieb ihn alsbald nach dem Teſchener 
Srieven der ruffifhen Politil in die Arme Die Vernichtung der Türkei und bie 
Theilung derſelben unter die beiden Mächte im Often, und die Durchführung ber 
Bfterreichifchen Pläne auf Batern im Welten wurde bie gemeinfchaftliche Loſung 
der Politik Defterreihs und Rußlands. In der Zuſammenkunft Katharinas umd 
Joſephs zu Mohilew wurde der Grundftein zu viefem gewaltigen Unternehmen 
gelegt und von biefen Zeitpunft an war, wenn audy mit einzelnen Schwankungen, 
das Einverſtändniß und die Freundſchaft zwifchen beiden Herrfhern in ftetem 
Wachen. König Friedrich erlebte nicht mehr ven Verſuch der vollen Durchfährung 
diefes politifhen Shftems, aber er fah Anzeichen und Wirkungen gemg, um es 
in feiner ganzen Austehnung und in feiner ganzen Gefahr zu ertennen. Der König 
fah feinen Einfluß in Petersburg von Tag zu Tag finfen und bereits im Jahre 1781 
den Staatsmann geftürzt, der im Rathe Katharinens ver hauptſächlichſte, ja faft 
der einzige Vertreter der preußifchen Allianz geweſen war; als bie Differenzen 
zwifchen ver Pforte und Rußland über die Ereigniffe in der Krimm (1703) ausbracken, 
fah man Defterreich ganz auf Seiten Rußlands, wenn aud die Nachgiebigkeit ver 
Pforte e8 zu einer Theilnahme Defterreich8 am Kriege gegen biefelbe nicht kommen 
ließ; endlich war es Rußland, das, als Oefterreidh feinen Plan auf Baiern im 
Jahr 1784 dur einen Austaufh ver Niederlande an den Ehurfürft von Baiern 
zealifiren wollte, durch feine Bertreter in Deutfchland für dieſen Plan mit 
drohender und biftetorifher Sprache die Zuftimmung der veutihen Fürſten zu 
erlangen fuchte. 
Grievrih dem Großen war vom Petersburger Kabinet das Eingehen in bie 
großen ruffifhen Groberungspläne unter der lodenden Ausfiht einer bedeutenden 
ergrößerung Preußens nabegelegt worven; aber dem König erſchien in ver Alter 
native der Rußland gegenüber einzufchlagenven Bolitit, entweber „piefe Macht im 








. Sriedrich der Große. 815 
dem Lauf ihrer ungehenren Eroberungen aufzuhalten oder geſchickt daraus für ſich 
ſelbſt Vortheil zu ziehen,” jet fchon im Interefle des Staats eine Entſcheidung 
geboten, die eher jenes als dieſes Ziel ins Auge faßte. Der König wollte nichts 
thun, „um felbft für- das Anwachſen einer ebenfo zu fürchtenden als gefährlichen 
Macht zn arbeiten.” Die enge Verbindung, welche zwifchen Defterreih und Ruß- 
land fih bildete, mußte den König in dieſer Auffaffung beftärten und zeigte ihm 
die Nothwendigkeit, viefer veränderten Stellung ver beiden Nachbarmädhte gegenüber 
auch feinerfeits ein neues politifches Spftem ins Auge zu, fallen, durch welches 
Preußens Interefien, Preußens Einfluß und Madtftellung gefichert würven. 

Des Königs Blick richtete fich wieder auf England. Friedrich der Große hatte 
den thatenloſen Grundſatz infularifher Politik, dem fih vie englifche Regierung, 
ſeit Georgs III. Thronbefteigung meift hingab, oft beffagt und eradhtete für bie 
Erhaltung des enropätfchen Gleichgewichts einen gewichtigen Einfluß Englands 
auf die eunropäifche Politik für heilfam und nothwendig; aber bei der Gehäffigfeit, 
welche die englifche Regieruug überall gegen Friedrich zeigte und bei einer englifchen 
Politik, welcher die völlige Iſolirung Friedrichs und die Verbindung Rußlands 
Defterreih® und Englands gegen Friedrich als Ziel vorgefchweht Hatte, war 
Friedrich dahin gebrängt worden, möglichft felbft auf Zurückdrängung des engli⸗ 
hen Einfluffes und anf Ifolirung diefer Macht hinzuwirken. Und wenn ſich vor 
übergehend, insbeſondere bei ver Bildung der zweiten Adminiſtration Lord Chathams, 
die Ausfiht eines beffern Verhältniffes eröffnet hatte, fo war der König von 
einem nur zu begründeten Mißtrauen in die Beſtändigkeit des günftigen Wechſels 

„und von der Ueberzeugung, daß vie ihm feinpfelige Richtung auf lange das Feld 

“ behanpten werde, abgehalten worben, die einmal eingefchlagene Richtung aufzu« 
geben. Nunmehr (1782) aber kam ven Ideen des Königs ein wichtiges Ereigniß tn 
England felbft entgegen: ver Sturz des Minifteriums North und ber Eintritt der 
DOppofition in die Regierung. Der König durfte fih von dem neuen Miniſterium 
befferer Geſinnungen verfehen und zugleih gab legterem der Friede mit Amerika 
wieberum freien Blid und freie Hand für die europätfche Politik. Friedrich zögerte 
nit, dem Whigminifterium in .vertrauenvollfter Weiſe entgegenzufommen umb 
ihm feinen Wunſch auszuprüden, zu dem Shfleme der Freundſchaft und bes 
Bündniffes zurüdzufehren, welches währen des leßten Krieges zwifchen Preußen 
and England beftanven hatte. 

Die Nothwendigkeit einer Tontinentalen Unterftägung und Stärkung für 
Preußen hatte fih inzwiſchen dem König zu fehr in ven großen Kriegen klar 
gemacht, als daß er fih auf die Verbindung mit England hätte zurüdzichen 
wollen; noch immer mit Rußland im Bündniß und in der Hoffnung, die Bemühun- 

. gen Defterreihs in Petersburg vereiteln zu können, fuchte er daher fürerft noch eine 
Bereinigung Englands, Preußens und Rußlands, nebft der Pforte herzuftellen, 
in ber Preußen an England eine Sicherung gegen Rußland, an Rußland gegen 
Defterreich bejefjen haben würbe. Aber bei der ſchon dargelegten Entwidelung, 
mweldye die freunpfchaftliche Verbindung zwifchen Defterreih und Rußland nahm, 
mußte ſich allmälig dem König die Unmöglichleit ergeben, dieſe Idee zu realifiren. 
Preußen und Rußland trennten fid) ganz und die Nichternenerung des Bündniſſes von 
1764, in. 1785 war nur bie legte Konfequenz einer [yon ausgefprochenen Situation. 

Friedrich hielt an dem Gedanken der Verbindung mit England feft; zugleich 
aber in unmittelbarer Antnüpfung an jenen öfterreihiihen Plan des Tauſches von 
Baiern, der die Allianz zwifchen den beiden öftlihen Kaiſermächten fo vollftändig 
enthüllt hatte, entwarf er für die kontinentale Stärkung Preußens mit fchöpferifcher 
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Kraft einen, von dem bisherigen Syſtem ganz abweichenden, großen Plan, deſſen 
Grundlage die deutſche Stellung des Staats bildete. Wir haben oben darauf 
hingewieſen, wie Friedrich in den beiden ſchleſiſchen Kriegen ſich mit Ideen einer 
Reorganiſation des Reichs und einer von Preußen zu verfolgenden deutſchen Bolitit 
trug. Mit dem Dresvener Frieden hatte der König viefelben ganz fallen laflen. 
Das Ziel der Politik Friedrichs war und blieb fortan die Aufrichtung eines nad 
allen Richtungen bin ganz unabhängigen, felbftftändigen und in ſich abgejchloffenen 
Staats, einer europäiſchen großen Macht; ven Gegenfag gegen Oeſterreich faßte 
daher audy der König als eine große europäifche Trage, die im Geift und Styl 
ver europäifhen Polttit zu behandeln fei. Die veutfhe Stellung Preußens war 
von Friedrich als eine mehr nebenfähliche betrachtet und behandelt worden und, 
man möchte jagen, entſchieden dahin geftrebt worden, fie durch die europäiſche 
Stellung des Staats ganz beveutungslos zu machen und zu erbrüden. Und wenn 
Oeſterreich mit feiner deutſchen Stellung Mittel und Waffen in den Streitigkeiten 
gegen Preußen fich zu gewinnen wußte, fo hatte Friedrich es genügend gefunden, 
dagegen die Kraft Preußens als einer großen europäifhen Macht, die Mittel und 
Waffen der europäifchen Politik ins Feld zu führen. 

Nun aber ergab fih dem Könige am Ende feines Lebens als Ergebniß einer 
Erfahrung ohne Gleichen, einer Jahrzehnte Iang das ganze Staatenfyftem um- 
faffenven Botitit ‚ das Gefühl des tiefen innern Zufammenhangs der ganzen Macht⸗ 
ftellung Preußens mit feiner deutſchen Stellung und der Nothwenbigleit, bie 
beutfche Politik zu einem Grunbpfeiler und einer Grunbbebingung ver europäifchen, 
überhaupt der Gefammtpolitit Preußens zu machen. . 

Wer möchte läugnen, daß, wenn Friedrich der Große feine lange Regierung 
hindurch feine gewaltige Kraft ausfchlieglih oder aud nur theilmeis den bentjchen 
Angelegenheiten und der Neorganifation des Reichs zugewandt hätte, Deutfchland 
in beveutfamfter Weife, wer weiß freilich wie, fi) umgeftaltet und entwidelt haben 
würde? Wer andererjeits kann ſich verhehlen, daß wir in ber Gründung bes 
Fürſtenbundes und in dieſem felbft nur ven Ausgangspunkt einer großen Richtung 
der Politit, eine der gegebenen Lage, den rechtlichen und politiihen BVerhältnifien 
Deutſchlands, fowie dem Bedürfniß des Moments angepaßte Handhabe zu fehen 
haben? Indem nach dem Tode Friedrichs des Großen dieſe ganze Schöpfung bald 
wieder zu Grabe getragen wurde, erfcheint ver Fürſtenbund fälſchlich nur zu Leicht 
als ein in fich abgefchloffenes und vollenvetes Werk, was er nicht war; andererfeits 
ift es begreiflich eine müßige Stage, ob es von dieſer Grundlage aus eine weitere 
Entwidelung zu kräftigen und. lebensvollen Geftaltungen des Nationalweiens gab, 
da die Möglichkeit oder Unmöglichkeit Hierzu fich nicht aus dem Material allein, 
das für das Werk vorhanden war, herleiten läßt, fondern im Wefentlihen davon ab- 
hängig erflärt werden muß, ob ein Geiſt vorhanden war, der dieſes Material zu hand⸗ 
haben, mit genialer Kraft daſſelbe dem vorgefettten Zwed unterwäürfig zu machen wußte. 

Friedrich ergriff die Ivdee des Fürftenbundes im Jahre 1784 mit einem 
jugendlichen Eifer und einer Energie, der vie Thätigkeit ber mit der Ausführung 
beauftragten Minifter nie ganz Genüge leiftete. Am 23. Juli 1785 wurde ber 
Traktat des Fürftenbundes zwifchen Preußen (Churbrandenburg), Hannover (Char: 
braunfchweig) und Sachſen abgefchlofien, dem zunächft Herzog Karl von Zweibrüden 
nebft Bruder, fowie ver Churfärft von Mainz, und ſodann eine große Anzahl 
deutſcher Fürſten ?) beitraten. 


9) Droyfens Keftfhrift auf Karl Auguft von Weimar beweift, wie hochberechtigt dieſer 
große Zürft war, vom Minifter Graf Hertzberg als einer der wichtigften und —— * 
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. Die Grundlage des Bundes, der einen vorwiegend befenfiven Charakter trug, 
war naturgemäß das Syſtem des weftphälifchen Friedens. Wie unverlennbar dieſes 
bie Elemente in ſich trug, welche zur völligen Auflöfung Deutſchlands einige Jahr⸗ 
zehnte Später führten, jo berubte doch anvererfeits auf demfelben nicht nur der 
ganze Beſitzſtand Deutfchlands, ſondern auch Alles, mad von nationalem Bewußt⸗ 
fein und von nationaler Freiheit vorhanden war, die ohne den Religionäfrieven, 
welchen der weftphälifche Frieden brachte und dauernd ficherte, von deutſcher Erbe 
gewichen wären. Der weſtphäliſche Friede war zugleich die einzig legale und 
praftiihe Srunplage, auf welcher dem Kaifer gegenüber vie Neichsfürften zur 
Bertretung der Reichsintereſſen und des Neihswohls fich verbinden konnten. 
Die Details dieſer politſchen Kombination haben inzwifhen nur ein geringeres 
Intereffe: aber zwei große und bleibende Geſichtspunkte erheben fi aus ver zu 
kurzem Leben verurtheilten Schöpfung. Einmal der Entfhluß Deutſchlands, in 
feiner Gefammtleitung, in feinem Rechts⸗ und Befigftand, überhaupt in feinen 
Interefien und feiner Entwidelung nicht der Haus- und Staatspolitit der Krone 
Defterreich vienftbar fein zu wollen, ſodann die Idee einer vollen Selbſtſtändigkeit 
Deutſchlands nad allen Seiten, einer mächtigen Vertretung der deutſchen Interefien 
und einer Führung Deutſchlands durch Preußen. Dan weiß wie oft, bis auf bie 
jüngfte Zeit binab, die Geſchichte des Fürftenbundes in diefem Sinne gewirkt 
bat. Zu feiner Zeit felbft haben einige Theilnehmer mit wenig bebaglichem Gefühle 
die Möglichteit einer derartigen Entwidelung dunkel geahnt, andere ein Ziel, wel- 
ches jener Idee wenigftens fehr den Weg gebahnt haben müßte, als heilfam und 
nothwendig ins Ange gefaßt. Am bemerfenswertheften bleibt, wie Rußland und 
Frankreich das Ereigniß betrachteten. Eine Spannung und ein entjchienener Gegen⸗ 
fat zwiſchen dem Kaifer und ven Reichsfürften war eine Situation, vie ſchon öfters 
von beiden Mächten, und insbefondere von Frankreich, mit fo viel Glück und Bor« 
teil ausgebeutet worden war, daß fie nur erwünſcht fein fonnte; aber beine Mächte 
ertannten inſtinktiv, daß die Politik, vie jettt eine Einigung gegen Defterreih im 
Deutihland zu Stande gebracht hatte, zugleih dem Einfluß Frankreichs und 
RNußland anf Deutfchland ein Ende zu machen beftimmt war. Die deutſche Groß 
macht Preußen war in dieſem Fürflenbunde das Element, welches vie beiven 
Mächte mit Mißbehagen erfüllte und zu Gegnern machte. Frankreich verfuchte es 
fogar, alsbald zur Belämpfung der Schöpfung Preußens einen andern „deutſchen“ 
WTürftenbund unter feiner Aegide mit ver Tendenz gegen Deflerreih und gegen 
Preußen zu gründen. 

Der Gegenjag zwifchen Preußen und Frankreich, ver ſich hier ergiebt, trat 
and aufs entfchiedenite in der politiſchen Frage hervor, weldhe ven König in ben 
legten Zeiten noch beichäftigte: ven bollänvdifhen Wirren. Mit England verblindet, 
war Friedrich der Große entichloflen, für das Haus Oranien und bie Unab- 
bängigfeit Niederlande gegen die Umfturzpläne der franzöflihen Partei und das 
Webergreifen franzoͤſiſchen Einfluffes aufzutreten. Doc fiel die Ausführung biefer 
Bolttit dem Nachfolger zu. Mitten in den VBeftrebungen, vie wir mitgetheilt, 
erfüllt von hohen Ideen für die Machtftellung und vie Wohlfahrt feines Reiche, 
mitten in dem Wert, das Gleichgewicht Europas auf neuer fiherer Bafls zu 
begrünven, ein Steger mit nie verwelttem Xorbeerreis fchritt er aus dem Leben 


Theilnehmer am Bunde gefeiert zu werden; vgl. Herpbergs Feftrede zum 26 Januar 1786 in 
den Dissertations pag. 243. Jene Schrift zeigt zugleich,” wie entichieden der Gedanke in Deutfch- 
kand verfolgt wurde, dad Werk ˖des Kürftenbundes weiter zu entwideln. 


Bluntſchli und Brater, Deutfhes Staats⸗Wörterbuch. II. 52 
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(17. Auguſt 1786). Die Welt fühlte, daß mit ſeinem Leben ein Zeitalter ge⸗ 
ſchlofſen war. 

III. Wir haben in kurzen Zügen die Politik und die Heldenthätigkeit des großen 
Königs dargelegt, welche aus Preußen eine europäiſche Großmacht ſchuf und indem 
fie das europäiſche Staatenſyſtem volllommen ummwandelte, in vemfelben biejem 
großen beutichen Staat feine bleibende Stelle und feine dauernde Aufgabe anwies. 

8 bleibt uns noch übrig vie Grundſätze und bie Schöpfungen ber in 
nern Regierung Friedrichs II. zu betrachten, im denen der König bie 
Mittel fuchte, damit der Staat die Stellung, welde Friedrichs kühner Geift 
in Deutihland und Europa anftrebte, behaupten könnte. 

Die Anfichten Friedrichss vom Urfprung und ber Natur des Staats wurzelten 
in den naturrechtlichen rationaliftiihen Anfchauungen, welche von einer philoſo⸗ 
phifhen Schule Englands zuerft ausgebildet, fi von da nah Frankreich und 
Deutſchland fortgepflanzt hatten und das philofophifche Gemeingut des adhtzehnten 
Jahrhunderts geworben find. In den Schriften Friedrichs findet man bie belannten 
Ausführungen von ber urjprünglichen Regellofigkeit der menſchlichen Geſellſchafts⸗ 
verhältnifie, und wie allmählig das Bedürfniß des Schutzes und des gegenjeitigen 
Bortheils erft einige und dann mehrere dazu geführt habe fich zu vereinigen, und 
durch Vertrag den Staat, die ftaatlihe Autorität und das Geſetz zw fchaffen. 
Über tie Ideen, welde von biefem Grunde aus fich befonders mit und jeit 
Rouffeau gegen die beftehenven ſtaatlichen Verhältniffe und gegen bie Ergebnifle 
der gefdhichtlichen Entwidelung richteten, fanden in dem König einen entichie- 
denen Gegner. Er betrachtete fie eben fo jehr als eine Verirrung des Geiftes, 
wie als praftifch gefährlich und ergriff felbft wiederholt die Weber, um gegen vie 
Angriffe jener fanatifhen Schule die fegensreihen Einflüſſe ver fortfchreitenven 
Kultur, das Recht ver gefchichtlihen Entwidelung und vor Allem aud) das me- 
narchifche Syſtem zu vertheibigen. 

Zu wahrer Originalität und zu füttlicher Erhabenheit aber erhob fih Friedrich 
der Große in der Aufgabe, aus den allgemeinen Ideen und der Staatsphilofophie, 
wie er fie überfam, für das prattiiche Xeben und für die ganze Entwidelung des 
preußiſchen Staatswejens vie leitenden Grundſätze und die Zielpunfte feftzuftellen. 
Der König faßte als den Leitftern für vie Regierung des Landes das Wohl 
des Ganzen ins Auge. Unzählig oft in feinen Schriften, in amtlichem und 
nichtamtlichem Ausſpruch ſchärft er dem Lande, fchärft er Allen, weldhe in amt- 
licher Stellung waren, dieſen Grundſatz ein, und mit raftlofer Energie des Geiſtes 
und Willens ftrebt er bis ins Einzelfte nach allen Richtungen hin, den Staat 
zum Ausdruck der Interefjen und des Gedeihens Aller zu machen. Und wenn au 
ber einen Seite die Regierung des Königs durch dieſes Princip eine bis an vie 
Grenze der Härte gehenve Kraft und Entſchiedenheit erhielt, fo gewährte doch der 
König andererfeits im Hinblid auf dieſes höchſte Geſez auch der Mannigfaltigkeit 
bes Lebens und den Ergebniffen ver geſchichtlichen Entwideluug gegenüber ver 
Strenge und methodiſchen Durdführung principieller Yorberungen, wie jchr er 
im Allgemeinen einer ſolchen zuneigte, Raum und Berechtigung. 

Bon jenem Geſichtspunkte aus betrachtete er nun vor Allem das monardifche 
Syſtem, die Stellung und Aufgabe des Fürften. Man darf jagen, daß es wohl 
feinen Träger einer Krone gegeben bat, ber mehr wie Friedrich der Große von 
dem Bewußtfein erfüllt geweſen wäre, daß die fürftlihe Würde und Stellung als 
ein Beruf und als eine Pflicht aufgefaßt werden müßte, und der mehr wie biefer 
König der Pflicht feines fürftlichen Berufs gelebt habe. Im Großen, wie bis in 
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bas kleinſte Detail ſteht Friedrich II. hierin einzig in der Geſchichte ba. Der 
König hat einmal das Wort ausgefproden: „Die Pflicht ift mein höchfter Gott“ 
und in der That, wenn man fagen darf, daß ein Gefühl, das ben ganzen 
Menſchen erfaßt Hat, das ihn unwandelbar fein Leben hindurch geleitet, in allen 
Lebenslagen beftimmt und aufrecht erhält, einen religiöſen Charakter an fich trägt, 
fo war in Friedrich dem Großen das Bewußtſein ver Pflicht, fih, fein Leben und 
feine Kraft ganz allein dem Staate, dem Wohl der ganzen Nation bienftbar zu 
zu widmen, wie zur Religion geworben. Bon dieſem Gefühl ging jene Thätigkeit 
ohne Gleichen, jenes Einpringen in alle Berhältniffe, jener bis zum Uebermaß 
fih ſteigernde Eifer aus, alles zu erfaflen, alles zu thun; aus biefem Bewußt⸗ 
fein erwuchs dem König bie höchſte moralifhe Kraft, welche vom erften Tage 
der Regierung an immer wachſend, noch mitten im Zufammenbrechen aller phufifcher 
Mittel dem Tode jeden Augenblid ftreitig machte, Wie anders in anderem Zeitalter 
die Auffaſſung vom Urfprung und Weſen des Königthums fich geftaltet haben mag: 
das Beifpiel dieſer VBerufserfüllung wird für alle Zeiten ein leuchtendes Vorbild 
ber Würften bleiben. „Um fich nie von den Pflichten feines Berufs zu entfernen, 
muß der Yürft ſich oft erinnern, daß er ein Menſch ift, wie der geringfte feiner 
Untertbanen; wenn er ver erfte Richter, ver erfte General, der erfte Finanzmann, 
ber erfte Miniſter der Staatögefellichaft ift, fo ift das nicht, damit er repräfentire, 
fondern um die Pflichten derſelben zu erfüllen. Er ift nur ber erfte Diener des 
Staats, verpflichtet mit Reblichteit, Weisheit und voller Selbfiverläugnung zu 
handeln, gleih als ob er jeden Augenblick von feiner Regierung ven Bürgern 
Rechenſchaft ablegen müßte,“ find das nicht Grundſätze, bie in Wahrheit ein 
Sürftenfpiegel genannt zu werben verbienen? 

Wieder König fih als den erften Diener des Staats betrachtete, fo ftellte 
er für den gefammten Staatspienft die Berufspflicht als das oberfte Gebot 
bin: Der König verlangte vom Staatöbiener eine ungetheilte, von jedem Neben- 
interefie freie Hingabe, an das Intereffe des Ganzen, ein Aufgehen in ver Berufs⸗ 
thätigteit, wie er es felbft zeigte, und auf dieſem Grunde bilvete fi ein Beamten- 
ftand aus, der in ver That als eine ver eigenthümlichften Erfcheimmgen in ber 
innern Entwidelungsgefchtchte des modernen Staatslebens betrachtet werden muß 
und vefien großer Segen für Preußen, deſſen innern Wertb und unfchägbare 
Borzüge Niemand verlennen wird. 

Kür den Staatsbürger, fir das ganze Staatsleben follte pie Monardie in 
dem Geſetz vie befte und ficherfte Gewähr geben. Bon der abfoluten monarchiſchen 
Gewalt den Charakter des Willfürlihen und momentan Wechfelnden zu entfernen, 
das Berleihen und Aufrechtbalten des Geſetzes als den höchften Beruf des Fürſten 
binzuftellen, und in dem Geſetz dem Unterthan vie Garantie, wie dem Fürſten 
pie Schranken gegen die Willkür zu beftimmen: ift Friedrich der Große grundſätz⸗ 
lich währen der ganzen Zeit feines Herrfcherlebens bemüht geweien, Die Geſetz⸗ 
lichkeit wurde, wie in der Haltung der Regierung, fo in dem Bewußtſein ver 
Unterthanen ein Grundzug des peußifhen Weſens und über der abfoluten Gewalt 
des Fürften bildete fich im Geſetz eine höchfte fittlihe Macht, der fih ver Fürft 
wie der Unterthan gemeinfam unterftellten. 

Das Princip der Toleranz, welches Friedrich ver Große jo hoch aufrichtete, 
darf endlich hier nicht unberührt bleiben. Man würde doch fehr irren, wenn man 
diefelbe nur auf kirchliche Inpifferenz zurüdführen wollte. Der König faßte vielmehr 
voor Allem die Toleranz als ein politifches Princip ins Auge, durch welches ber 
Staat zu einer wahren Einheit geführt werden könne, und durch welches berfelbe 
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bie Fahigkeit erhielte, den Bekennern der verſchiedenſten Glaubensbekenntniſſe 
gleichmäßig gerecht, gleichmäßig werth zu fein. Wenn bisher die großen Mächte 
in einer beftimmten und erfiufiven religiöfen Richtung ihre Stärke und ihren Cha⸗ 
rakter gefucht hatten, fo war e8 Friedrich ver Große, der zuerft dem Staat bie 
volle Unabhängigkeit von ver kirchlichen Tendenz vindicirte, bie Stärke und Sicher⸗ 
heit des Staats auf diefe Unabhängigkeit gründete und gegenüber den anderen 
Stanten, für Preußen als europäifhe Großmacht, das Princtp der religiöfen 
Sretheit im Staat als ein leitendes feiner Politik aufftellte. 

Denn in Bezug auf die katholiſche Bevölkerung Schlefiens Friedrich ter 
Große zeitweilig von feiner Grundſatz abwich, fo geſchah es in ver That nur 
aus dem politiichen Motiv, fi gegen bie Gefahr zu fihern, welche bie öfter 
reichiſchen Sympathien in ver katholiſchen Bevölkerung Schlefiens brachten unt 
nad dem Schluß des ſiebenjährigen Krieges verloren ſich die Spuren einer Zu- 
rüdfegung ver katholiſchen Glaubensgenofien mehr und mehr. Der Allianz ter 
großen katholiſchen Mächte gegenüber war Friedrich der Große daranf hingewieſen, 
mit der religidfen Freiheit, die er als fein Princip aufrecht erhielt, zugleich bie 
Bedeutung Preußens ale des Hauptes der evangelifchen Mächte auf dem Kontinent 
und damit als des Wahrers der evangelifchen Kirche in Europa zur Geltung zu 
bringen. Über e8 lag. dem König fern, den Staat und bie Staatögewealt in 
Gegenfag zur katholiſchen Kirche zu fegen. Ex vermied es, fih mit dem Haupte 
diefer Kirche in principielle Erörterungen over in vertragsmäßige Regelungen einzu: 
lafien, und indem er ſich darauf beſchränkte, die höchfte Autorität der ſtaatlichen 
Gewalt mit fefter Hand, wo es praftifch fi nothwendig zeigte, aufrecht zu erhalten, 
gewährte er der katholiſchen Kirche eine Freiheit und Unabhängigkeit von ber welt: 
lihen Gewalt, wie fie damals kaum in irgend einem katholiſchen Lande genoß. 
Was die proteftantifche Kirche betraf, fo war die Wirkung der Grundfäge Friedrichs 
des Großen auf ihre Entwidelung und Stellung von geringer Bebeutung. Denn 
ohne Interefie für ein wahrhaft felbfiftändiges und reges kirchliches Leben lief 
der König bie bedenkliche Verbindung und Abhängigleit der Kirche mit und ven 
den finatlihen Autoritäten ganz wie ſie war befteben, und fo blieb die Kirche, 
in welche mit ber vom König geförberten Toleranz auch Unglaube und frivoler 
Religtonsfpott eindrangen, jeder Strömung von Seiten ver ftaatlihen Gewalt her, 
unterworfen und erfuhr nur zu bald nad dem Tode Friedrichs durch Die Ten⸗ 
denzen berfelben eine vollftändige Reaktion. Es ift der evangeliſchen Kirche über- 
laſſen geblieben, aus fich felbft den Geift der chriftlichen Freiheit und Duldung 
zu entwideln und in ſich felbft ihre ganze Stärke zu ſuchen, und je mehr fie im 
der fung diefer Aufgabe fortfchreitet, deſto mehr wird fie auch mittelbar das 
ſtaatliche Princip der religidfen Toleranz mit hriftlichem Geiſt erfüllen und ihm 
den Stachel der Feindſchaft gegen Religion und Kirche entwinben. 

Indem vom ftantlihen und polittichen, aljo vom weltlichen Standpunkt aus 
in Europa und insbefondere in Deutſchland durch den weftphälifchen Frieden 
und bie Regierung Friedrichs des Großen, das Princip der Duldung und Freiheit 
auf dem Gebiete des Glaubens aufgerichtet worden, haben vie dyriftlihen Kirchen, 
weldye, anftatt dieſe herrliche Frucht der hriftlichen Liebe felbft zu reifen, um ibrer 
zur Bernichtung ſtrebenden inneren Kämpfe willen den Staat dazu führten, felbft- 
fländig zur Rettung der Nation und des Staates jene Grundſätze zur Geltung 
zu bringen, felbft verſchuldet, wenn ſich biefelben fo vielfach gegen vie Religion 
jelbft gewandt haben und wenden. Für das weitere und engere Baterlanb aber ift 
das dem Stante eingepflanzte Princip der Glaubensfreiheit und ver Toleranz ein 
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unfchähbares Gut geworden, das die Nation ſich nie wieder entreißen laffen wird 
und für deſſen Stcherung fie Frievrih dem Greßen immer verpflichtet bleibt. -- 

Wir dürfen, nachdem wir bie allgemeinften großen Geſichtspunkte, von denen 
ver König fich leiten ließ, bargelegt haben, nun noch etwas im Einzelnen bie 
Regierungswejſe Friedrichs des Großen betrachten. 

In der Sorge des Königs nahm begreiflich das Heer eine oberſte Stelle ein. 
Durch daſſelbe hatte Friedrich der Große, als der Herrſcher eines kleinen Staats 
im Kriege für Preußen ven Territorialgewinn und bie europäiſche Machtſtellung 
errungen, auf vemfelben allein berubte die Sicherheit vor neuem Angriff, bie 
Möglichkeit, dauernd das Gewonnene zu behaupten. König Friedrich Wilhelm L 
batte ein Heer von 76,000 Mann aufredht erhalten und fchon dies war im Ber: 
hältnig zum Lande als eine ganz anuferorventlihe Anftrengung betrachtet worben. 
König Friedrich II. vermehrte den Beſtand des Heeres alsbald nach dem Regierungs⸗ 
antritt; in ven fehlefifchen Kriegen brachte er e8 fchon auf ein Heer von 100,000 
Mann; vor Beginn des. fiebenjährigen Krieges hatte e8 140,000 Dann und in 
ver langen Friedenszeit von 1763—86 wuchs es bis auf 200,000 Mann. Bei 
einer Bevölkerung von einigen Millionen (beim Tode Friedrich Wilhelms I. 2 Mil- 
lionen, beim Tode Friedrichs IL 6 Millionen) war es eine Unmöglichkeit, das 
Heer allein im Lande aufzubringen. Die Hälfte bis ein Drittel vefielben beſtand 
aus geworbenen Ausländern. Aber aud fo blieb die Rekrutirung eine ungeheure 
Laft und fog fchrediih am Marke des Landes. Denn wenn nad) ber beftehenven 
Berfaffung des Landes die oberen Stände ganz von dem Heerespienft befreit waren 
und der König in Rädficht auf pas Wohl des Landes die Eremtionen, 3. B. in 
Fabrikdiſtrikten u. f. w. noch bebeutend vermehrte, fo mußte bie nievere Bevölke⸗ 
rung, bejonvders auf dem Lande, nur um fo unverhältnigmäßigere Procente zum 
Heere ftellen und das in einem Maße, weldes in Verbindung mit anderen 
Urfachen, bie wir weiter unten berühren werben, ver Landeskultur und ver Aus⸗ 
dreitung des Wohlſtandes und ver Gefittung auf dem Lande unüberftelgliche 
Hinderniffe entgegenjegte. Das üble Verhältnig in dem ganzen Kantonweſen war, 
daß je weniger läftig, je wenig binverlih dem Aufihwung des Landes es nad) 
mander Seite bin gemacht wurbe, es deſto fhwerer nad) anderer Richtung traf 
und alle Ordnung und Gerechtigkeit im Einzelnen vermochte dieſen grundfäglichen 
Tehler der ganzen Einrichtung nicht zu beflern. Das Werbeweien, fo unentbehrlich 
ed war, brachte inziwifchen den großen Nachtheil, in vie Armee und in das Land 
ein fremdes, durch Feine füttlihen und nationalen Zriebfevern getragenes Element 
einzuführen. Eben deswegen mußte eine Disciplin von furchtbarer Strenge auf- 
recht erhalten werben, die in vieler Beziehung felbft nicht anders, wie entfitt- 
lihend und vermildernd wirken konnte. Der Köntg fette fein ganzes Bemühen 
barauf, jenem Webel durch Pflege und Förderung des militäriſchen Geiſtes und 
ber militäriſchen Tugend in DOfficteren und Gemeinen fo vtel wie möglich zu 
begeguen, und bamit ber ganzen Armee ein höheres Streben und Bewußtſein 
einzupflanzen. Über nicht nur an Zahl, ſondern and in Leiſtung und Ausräftung 
follte vie preußifche Armee nah dem Willen des Königs jeder anderen gewachſen 
fein. Wenn König Friedrich Wilhelm insbefondere die Infanterie ansgebilvet 
hatte, fo ließ Friedrich der Große es ſich fchon in den fchleftichen Kriegen ange: 
legen fein, eine gute Kavallerie zu ſchaffen. Die Artillerie, veren Werth man 
insbeſondere an dem öſterreichiſchen Kriegsweſen erprobte, wurde in und feit 
dem fiebenjährigen Kriege vermehrt und verbeflert und auch das Ingenieurweſen, 
das vollfländig vernachläffigt worden war, erfuhr in den Frievensjahren nach dem 
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fiebenjährigen Kriege größere Berückſichtigung. Durch firengfte fortgejegte Kontrole 
hielt der König die Ordnung und die Schlagfertigkeit der Armee aufrecht. Zu ven 
Erereitien, welche vie Gefchloffenheit der Maſſe, die PBräcifion ver Bewegungen, 
und bie Kraft und Sicherheit des Angriffs zum Ziel hatten und bie eine ruhmvolle 
Traditon des brandenburgifchen Heeres bilbeten, fügte ber König ben Felddienſt 
hinzu, als vie Schule für das Detail ber militärifchen Aufgaben im Kriege und 
vereinigte jährlich ſtärkere Heeresahtheilungen zu großen Manödvern, insbejonbere 
um die Officiere, hohe wie niebere, in der Kunft der Führung ber Zruppen ans- 
zubilven uud fie mit dem Geift und vem Weſen der Schlachtenoperationen vertraut 
u maden. 

’ So hinterließ der König bei feinem Tode eine Armee, die mit manchen 
Fehlern und Schwächen, doch unter den Zeitverhältniſſen und nad) dem herrſchenden 
militäriſchen Syſtem als eine ver vorzüglichften ihrer Zeit bezeichnet werben konnte. 

In der Apmintftration Klieb der König im Weientlihen bei dem vom 
Bater eingeführten Organismus der Berwaltungsbehörven flehen; auch in ben 
neuerworbenen Gebieten wurbe derfelbe meift eingeführt. Darnach lag die ganze 
Berwaltung fowohl in Stäbten wie auf dem Lande in ben Händen königlicher Be⸗ 
amten; in den Städten waren befondere Behörben für Polizei und Steuern, auf 
bem Lande Toncentrirte fih die Verwaltung in den Händen des Landraths. Die 
höhere Inftanz bildeten die Kriegs- und Domänenlanımern, über denen als Eini- 
gungspunft das Generalbireltorium in Berlin oder ein befonverer Provinzial- 
minifter ftand. Des Königs Hanptbemühen war darauf gerichtet, in vie Berwaltung 
zugleich mit befter Zucht und firengftem berufsmäßigem Gehorfam, Bildung, felbft- 
ſtaͤndiges Streben und lebenvige jchöpferifche Theilnahme an dem Beruf zu bringen. 
Eine der erften Regierungshanblungen des Könige war geweien, vem Beamten 
als leitenden Grundſatz einzufchärfen, daß bie Interefien des Landes und tes Kö⸗ 
nigs eins und unzertrennlich feien und daß, wenn fie ſich je zu trennen ſchienen, 
das Interefle des Landes immer vie Oberhand behalten mäfle, und fein yanzes 
Leben lang hielt ver König biefes Princip aufredt. 

Diefen Grundfag, daß das Wohl des Ganzen das ausschließlich Beſtimmende 
fein möüfle, führte ver König nun aud) nach andern Seiten bin auf das Strengfte 
durch. Er forverte von den Beamten eine Ausübung des Berufs, eine Handhabung 
der Geſetze ohne alles Anfehen ver Perfon, ohne jede Parteilichleit und liebte es 
zu dem Zwede, vie Beamten möglihft aus dem Kreife der heimatlidden Beziehun- 
gen zu entfernen. Bor Allem ftreng bielt er auf vie Integrität der Kaffenbeamten, 
fowohl in ber Rechnungslegung als in der Veranlagung und Erhebung ver Steuern. 
Die gerechte Heranziehung aller Klaffen zu ben öffentlichen Laften, die möglichfte 
Schonung des Unbemittelten ſchrieb er immerfort den Steuerbehörven vor umb jere 
Berlegung biefer Vorſchriften warb unnachfichtlih geahnvet. Eine willkürliche und 
ungerechte Befteuerung hielt der König für einen Schimpf des Staatsweſens und 
für eine Bebrüdung, welhe vie Bevölkerung zur Erbitterung und zur tranrigften 
Gleichgültigkeit an dem Wohle des Staates treibe. Zur Förderung befonberer 
Berwaltungszweige errichtete der König Specialbehörven, fowie zur Kcntrole des 
gefammten Rechnungswejens und bamit aller Berwaltungsausgaben eine oberfte 
ganz mmabhängige und felbftftändige Behörde, die Oberredhenlammer. 

Eine tiefgreifenvere und umfaſſendere Umgeftaltung als in dem Organismus 
der Bermwaltungsbehörben führte der König in dem Gerichtsweſen durch. Fried 
rich der Große fand die Juftiz des Landes in einem verwahrloften Zuſtande, be 
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Anfäbigfeit, Nachläffigkeit und Beſtechlichkeit ver Richter zeigten ſich als durchgehende 
Schäden, das Berfahren war endlos und vie Parteien darauf bingewiefen, durch 
Ueberbtetung in Zahlungen Erlebigung und Gewinn des Proceſſes zu erlangen. 
Die Befeitigung biefes Zuftandes und die Herftellung einer trefflihen Rechtöpflege 
bleibt eine ver größten Wohlthaten, die das Baterland dem Könige dankt. Friedrich 
der Große faßte für die Reorganifation als Ziel mit Harftem Blid die Bedin⸗ 
gungen ins Auge, auf denen ein gerechtes Gericht beruht. Er wollte eine Umbil⸗ 
bung ber Gerichtäbehörben, des Gerichtsverfahrens und der Geſetze. Die Gerichts 
kollegien follten aus wohlunterrichteten, geſetzkundigen Männern beftehen, die ganz 
und ansjchließli ihrem Amte leben und durch eine vom Staate gewährte gute 
Beſoldung den Einflüffen ver Parteien und dem Intereffe an ben Procchfporzeln 
ganz entrückt werben follten. Die Rechtspflege wurde vom König als ein hohes 
und beiliges Amt bingeftellt und dem Nichterftand zur Wahrung beifelben eine 
völlige Unabhängigkeit vinvicht. Der Widerſtand des Richters gegen jeven Ein- 
Muß auf feine Entſcheidung — fowohl von Seiten ber Parteien, wie von 
andern Behörven und felbft gegen den Töniglihen Willen — wurbe als oberfte 
Pflicht gefordert, zu welcher jever einzelne durch den Amtseid verbunden werben 
follte. Gericht und Berwaltung wollte der König nicht nur vollftänbig getrennt 
wiffen, fondern gegen die letztere follte ver Untertban für Vermögen und Freiheit, 
für feine perfünliche Sicherheit und Stellung bei der Juſtiz Schu und Gewähr 
finden. Alsbald nah dem zweiten fchlefiichen Kriege wurbe dieſen Grundzügen 
entfprehend nach dem Plan des Großlanzlers Cocceji (f. d. Art.) pie Reorgantfa- 
tion der Kollegien durchgeführt. Gleichzeitig erfolgte eine theilweiſe Umgeſtaltung 
des Gerichtsverfahrens. Wie viele Mängel im Einzelnen biefer anhaften 
mochten, fo ift doch mit der damals gegebenen Grundlage Bahn gebrochen worden 
und einige der wichtigften Punkte, wie die möglichſte Befchleunigung bes Rechts⸗ 
ganges, die gründliche Borunterfuhung und die fihere Begründung des Urtheils, 
fowie die Stellung ver Advokaten zu Gericht und Parteien find einfichtig behanbelt. 

Wie für die Verwaltung, fo gründete ver König auch für die Juſtiz eine’ 
Bildungsſchule des praftifchen “Dienftes, damit für vie Kollegien immer ein geeig- 
neter Nachwuchs an unterrihteten Beamten vorhanden wäre und führte zu demfelben 
Zwede auch die Staatöprüfungen für die Eivilbeamten ein. 

Eine vollfländige Reform des Berfahrens und ver Geſetzbücher unternahm 
der König erft in den fpätern Jahren feines Lebens, Der Arnoldſche Proceß 
(1779) — ein Zeugniß, wie ſich Friedrichs Ideen von einem ehrenfeften, Teinem 
fremden Willen, und ſei e8 auch dem des Königs, unterwürfigen Richterſtand fchon reali⸗ 
firt hatten — gab dazı: den Anfloß, Inden ver König in dem Großkanzler Carmer 
(f. d. Urt), dem Nachfolger des Großfanzlers Fürft, einen Mann fand, der mit 
vollem Eifer auf die Ideen des Königs einzing und alsbald an die praftifche Lö— 
fung der Aufgabe im größten Mafftabe Hand anlegte. Unter dem 26. April 
1781 wurde bie allgemeine Gerichtsordnung als Landesgeſetz publicirt, 
und im Jahre 1784 erfhien ber Entwurf eines allgemeinen Geſetzbuchs, 
der unter Carmer's Leitung von einer befonderen Kommiffion ausgearbeitet, vorerft 
zum Awed ver allgemeinen Prüfung und Erörterung befannt gemacht wurbe. Der 
König erlebte die Bollenbung und Durchführung des großen Werks nicht mehr, 
aber der Ruhm veffelben gebührt ihm. Seit Iuftinian war eine gleich umfaſſende 
Aufgabe nicht unternommen worben. Und wenn biefer Rover als ein Ausfluß ber 
fittlicden Grundfäge und ver wifienfchaftlihen Erkenntniß der Zeit, fowie des 
durch Die gegebenen Berhältniffe praktiſch Gebotenen Im Laufe von mehr als einem 
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halben Jahrhundert größter Ummanplungen auf allen brei Gebieten in feinem 
Werth und Gehalt und in feiner Brauchbarkeit vielfah als falſch, ſchädlich und 
mangelhaft fich erwiefen hat, fo ift doc für das geſammte Staatsweſen ber einigende 
und umfafiende Charakter des Werks, das Klarheit und Sicherheit auf dem ver- 
wilderten Gebiete des Rechts ſchuf, nicht nur politiſch, fondern auch fpeciell in 
Bezug auf die trefilihe Entwidlung des Gerichtsweſens in Preußen vom größten 
und bleibenpften Segen gewejen. (Vgl. Bd. II, ©. 499.) 

In dem Stante Friedrichs des Großen war neben ven füniglihen Berwal- 
tungs⸗ und Juftizbehörden dem ſtändiſchen Element nur ein unbebeutenver Theil 
von Einfluß und Wirkfamkeit eingeräumt. Die Korporationen hatten fi meiſt 
aus der alten Zeit in den Kreis-, Kommunal- und Provinziallanpflänven erhalten, 
doch von einer politifhen Bedeutung, von einer Thellnahme an der Gefeßgebung, 
an dem ftaatlihen Leben im Großen war nicht die Rede. Friedrich ver Große fah 
in ihnen nur die Vertreter und Berfechter befonderer Interefien, und fie ſchienen 
ibm darum fehr wenig geeignet, auch für vie Verwaltung oder Geſetzgebung bes 
Staats benugt zu werden. Bon Aemtern, die mit ſtändiſchen Einrichtungen in 
Verbindung fanden, war das Landrathsamt das Einzige, das ber König als ein 
organiſches des Staats betradytete und in allen Provinzen gleihmäßig einführte. 
Dagegen war e8 bie Rückſicht auf die Interefien ver Geſammtheit, welche «den 
König dazu führte, die gefellfhaftliche in den Befigverhältuiffen und im Beruf 
geſchichtlich entwickelte Glieverung der Stände aufrecht zu erhälten. Diefelbe erſchien 
dem König nöthig, um vie Erfüllung ver geftellten Aufgabe des Ganzen möglid 
zu maden. Im Übel fah der König die Pflanzſchule des Heeres und zum l 
auch des Beamtenſtaudes; dem Adel den reichen, wohlgeſicherten Beſitz zu erhalten, 
war für fein Anfehen und feine Eriftenz eine Lebensbedingung; das Bürgertum 
ſollte fi mit ganzer ungefchwächter Kraft auf Handel, Gewerbe und Kunft werfen 
und unter der Pflege und Fürſorge des Monarchen den Staat zu jener Höhe 
materieller Entwidlung führen, daß er den Anfpruch, weldhen er mit ven Waffen 
‘in der Hand auf die Stellung als Großmacht erhoben, aufrechterhalten und als 
ein bauerndes, unnehmbares Erbtheil betrachten künnte. Die Mafle des vierten 
Standes, zerftreut in Stabt und Land, ſchien für den Staat nur erft als Material 
Bedeutung zu haben, ihr duch Gewährung befferer Eriftenz mehr Kraft und 
Stetigkeit zu geben, fle zu vermehren; denn wie Auch ihr Werth noch verborgen 
lag, man konnte fi doch nicht verbergen, wie nöthig fie für den Staat war, da 
das Heer aus ihr hervorging und außerdem ihr Eigenthum am weiften belaftet 
wurde. Die Stände find Mittel zum Zweck, es ift, ald ob der Staat ein großes 
Meifterwert ift, fertig im Geiſte des Meiſters; bei ver Ausführung beffelben 
geht der Meeifter nad dem Princip der Theilung der Arbeit vor; jedem Arbeiter 
ift fein Wirkungskreis genau angewiefen, fireng wird barauf geachtet, daß Feiner 
ibn überfchreite, feiner den anderen beeinträchtige: der Meifter giebt der Arbeit 
die Richtung und fügt Alles zum Ganzen. 

In diefen Ideen bewegte ſich Friedrich ver Große: er fpricht ſich mit größter 
Klarheit über vie ſtändiſchen Berhältnifie, ihre Beziehungen zum Staat aus. Die 
Bauern, fagt er, follen niemals Nittergüter kaufen, die Edelleute niemals die 
Bauerngüter einziehen; aus dem Grunde, weil jene nicht als Officiere bienen 
können, die Evellente, wenn fie Vorwerke aus den Gütern machen, die Zah ver 
Einwohner verringern. Auch die Bürger follen feine Güter der Edelleute Tanfen; 
fie würden dadurch nur gehindert werben, ihr Vermögen im Handel und Wandel 
anzulegen. Men fieht, hier ift feine Spur mehr vom alten Ständeweſen mit bem 
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anmtaftbaren Recht ihrer geſonderten Eriftenz, ihrer politifden und bürgerlichen 
Stellung; wenn bie Stänve beftehen, fo beſtehen fie nur, weil ver Staat fie 
befteben laſſen will, fo wie fie ver Staat will. . 

Denn ver König feinem Staate eine europätiche Machiftellung erſten Ranges 
gegeben, fo fühlte Niemand mehr als er felbft, wie nothwendig es fei, alle Hilfs- 
quellen, die möglich waren, für den Staat zu eröffnen, um den Anfprüden, vie 
jene Stellung erforderte, genügen zu können. Diefe an fich fehwierige Aufgabe 
bei der verhältnigmäßig geringen Grundlage des: Staats wurde dadurch erhöht, 
daß wenn mit dem Hubertsburger Srieven nach Außen hin die beanfpruchte Stel- 
fung gefihert war, nad Innen der ftebenjährige Krieg eine Berwüftung ohne 
Gleichen geihaffen, das ganze Werf der Regierungsthätigkeit vor dem Kriege ver- 
nichtet und das Land in einen Zuftand wahrer Hülflofigkeit verjegt hatte Man 
muß fich dieſe Rage vergegenwärtigen, um zu würbigen, mas Friedrich der Große 
in dem Zeitraum bes Friedens von 1763—1783 erreiht und gethan hat. Des 
Königs ganze Sorge war zupörberft baranf gerichtet, dem Lande die Mittel zu 
zu bieten, um an den Stellen ver Verwüſtung vie Kultur des Bodens wieber 
aufzunehmen und neue Wohnftätten zu gründen. Die Gelver, welde ber König 
beim Friedensſchluß für einen eventuellen weiteren Feldzug bereit gehalten hatte, 
wurben biefem Zweck zugewandt. An aufßerorbentlihen Unterftügungen gab ber 
König dann jährlih, je nach dem Bedürfniß ver Provinzen vertheilt, ungefähr 
2 Millionen, von 1763—1786 eine Summe von 48 Millionen Thalern. Urbar⸗ 
machungen im großen Maßftabe und Kolonifationen, Bererbpachtungen von Doma⸗ 
ntalgätern, Förderung ber Landwirthſchaft durch Belohnungen für Berfuche und 
vorzägliche Produktion halfen weientlich, die Hülfsmittel des Landes zu erhöhen. 
Am Enve feiner Regierung waren durch Kunft der Kultur an 300,000 Morgen ge 
wonnen, mehr ald 500 neue Dörfer gegründet und gegen Jünfzig Tauſend Kolo- 
ntftenfamilien angefievelt worben. Um vem Abel feinen Beſitz zu erhalten und ihm bie 
Möglichkeit zu geben, vie Güter wieder in volle Kultur zu bringen, gab er reich⸗ 
liche Darlehne und begründete pas Kreditſyſtem ber Landſchaft zuvörderſt in Schle- 
fien und ſodann über alle Provinzen, das fir den Gutsbeſttzerſtand und die Ent⸗ 
widiung ber Landwirthſchaft bis auf ven heutigen Tag eine Einrichtung von 
unfchätbarem Werth geweien if. Der König erfannte wohl, daß für die Ent- 
widiung bes Landes es nicht minder nothwendig fei, den Bauer in gute Lage zu 
bringen, wie ven Gutäbefiger. So lange aber der Bauer faft überall in der Unter 
thaänigkeit des Gutsbefigers ſtand und bie Frohnden an der Arbeitskraft der Hinter 
faffen zehrten, war an einen Auffhwung in den bäuerlichen Kreifen nicht zu denken. 
Der König ſuchte im Einzelnen dieſen Mißſtand zu beflern, er gab den Behörden 
den Auftrag, die firengfte Kontrole über die Behandlung der Hinterfaflen Seitens 
ver Gutsbefiger zu üben, und fle gegen Ueberbärvung mit Herrenvienft zu ſchützen, 
und fegte die Urbarienbehörben ein zur Feſtſtellung ver zwifchen ben Herrn unb 
Hinterfaflen ftreitigen Berbältniffe der Dienftleiftungen, fowie er anvererfeitd bie 
Theilungen und Separationen ver Gemeinbebefigungen, felbft durch Belohnungen 
zu fördern ſuchte. Aber im Ganzen blieb die Lage des Landmanns eine wenig 
gänftige, da die Wurzel des Uebels, die Erbunterthänigfeit und ver Frohndienſt 
blieb, und der König konnte ſich theild aus Beſorgniß dem Adel zu ſchaden, theils 
aus Rückſicht auf die großen Koſten eines ſolchen Unternehmens für den Staat 
nicht zu großen legislativen Maßregeln entſchließen, die eine neue und geſunde 
Grundlage aller laͤndlichen Verhältniſſe geſchaffen hätten. 

Eine beſondere Sorge und zwar mit großem Erfolg wandte der König dem 
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Berg⸗ und Hüttenweſen zu, das in dem Freiherrn von Heinitz einen ſehr 
unterrichteten und thätigen Chef erhielt. Schon im Jahre 1783 wies Herkberg 
darauf hin, daß Preußen nicht mehr nöthig habe, vom Ausland Eiſen, Kupfer, 
Blei, Kobalt, Bitriol, Alaun und Kohlen zu beziehen; an Erport gewann ver 
Staat bis gegen eine halbe Million. Schon damals erlfaunte man den Koblen- 
reihthum Preußens und den ungemeinen Gewinn, welde bie Ausbeutung biejes 
Produkts gewähren müſſſe. 

Es verdienen endlich auch die großen Kanalbauten erwähnt zu werden, 
bie ber König vor und nach dem ſiebenjährigen Krieg unternahm und die für 
den Handel insgemein, insbefondere aber für die Landkultur durch ben ermög- 
lichten Abſatz und die gute Verwerthung der Lanbprobufte eine fletige Förderung 
geblieben ſind. 

Wie ſchon Friedrich Wilhelm I. gleichzeitig die Landeskultur und vie Eut- 
widlung der fommerctellen Kräfte angeftrebt hatte, war König Friedrichs Bemühen 
nicht weniger darauf gerichtet, Handel und Gewerbe zur Bläthe zu bringen. 
Das Suftem des Schutzzolls und der direkten Yörberung durch Staatsmittel und 
bie Staatöverwaltung beherrſchten die Zeit und Friedrich der Große war in biefen 
Ideen aufgewachſen; wie mangelhaft es aber auch principiell war, wie entſchieden 
fpäter das Wohl des Landes und das Interefie gerade des Handels fordern mochte, 
fih diefem Syſtem abzuwenven: unter ven eigenthümlichen Verhältniſſen, in welchen 
fi der Staat nad) den verheerenden Kriegen befand, war e8 das nothwentige 
und allein mögliche. Das Land war ohne Kapital, insbeſondere materielles, aber 
auch ohne das geiftige eines ausgebilveten Kunftfleifes und technifcher Wertigkeit; 
bie einzelnen Theile des Lanves ftanden in gar feiner ober fehr befchräntter 
Handelsverbindung und die Handelsbeziehungen nad dem Auslande, an und für 
fih vorher unbeveutend, waren mit dem Kriege faft ganz verloren gegangen. 

Das Syſtem des Königs war: die Gewerbe dem Lande bekannt zu machen, 
eine Wertigkeit, die der des Auslandes nahe ftände, zu erzielen, Kapital aus ben 
Staatsmitteln zu geben, damit größere und fleinere Unternehmungen zur Uns- 
Abung einträglichfter Gewerbe im Lande ins Leben treten könnten, buch ben 
Schutzzoll den Abfag im Lande und damit die Möglichkeit des Beſtandes für die 
gewerblichen Unternehmungen zu fihern, überhaupt auch alles Kapital im Laube 
zu erhalten und endlich bei weiterer Entwidlung mit tem Erport ber preußiſchen 
Produfte Kapital ins Land zu bringen. Für den Erport und allgemein für bem 
Handel fuchte ver König num alle nur denkbaren Verbindungen anzulnüpfen und 
unterftüttte mit den Mitteln des Staats alle Pläne, melde nad viefer Richtung 
bin irgend welche, wenn auch noch fo bedenkliche, Ausſicht verſprachen. 

Die gewöhnlichen Irrthümer und Berrechnungen des Schutzolliuftems und 
der Staatsjubventionen traten auch bier ein; von ben vielen Gewerben, bie einzu- 
Bürgern unternommen wurbe, konnten mande feinen Fuß faflen und ihre Tünft- 
liche Aufrechthaltung forverte große und nuplofe Summen, Handelsinternehmungen 
zerfloffen fo ſchnell wie fie aufgetaucht und der Schwinvel trieb mit dem Ber- 
mögen des Staats vielfach fein Spiel. Aber andererfeits zeigte ſich, daß ber An- 
trieb, melden der König gab, überall Thätigfeit und Muth zu Unternehmungen 
erwedte, es bildete ſich eine intelligente Arbeiterflaffe und eine Reihe von Gewerben 
nahm durch das gewährte Kapital und fonftige Bergünftigungen einen Aufſchwung, 
der bald dem Lande beveutenve Kapitalien gewann. In den achtziger Jahren war ſchon 
ein Export von 6 Millionen Thaler an Leinwand und von 4 Millionen Thaler 
an Tuch⸗ und Wollenftoffen; außerdem ftand pie Seiden⸗ und Baummwolleninbuftrie, 





eiedrich Ber Geofe. 827 


pie Gifenfabrifatton, die Zuckerraffinerie in voller Blüthe, und eine Reihe anderer 
Gewerbe hatten fi wirklich eingebürgert. 

Fluß⸗ und Seeſchifffahrt wurden vom König ganz befonders begänftigt 
und nachdem Oſtfriesland, fowie fpäter der Danziger Hafen zur Monarchie ge- 
fommen waren, wuchs der Seeverkehr fo beveutend, daß Preußen mit feiner 
Handelsmarine von 1200 Schiffen ſich ſchon ben großen Seemächten anreihte. 19) 
Bon einer Reihe von Unternehinungen , die fi auf den Seehandel bezogen, 
fol nur die Seehandlungsgefellihaft genannt werben und unter andern höchſt 
vortheilhaften Anftalten zur Förderung des Handelsverkehrs verdient wenigftens vie 
Gründung der Bank zu Berlin mit Filialen in andern großen Städten Erwäh- 
nung. In dieſes Gebiet gehören aud zwei Alte ver auswärtigen Politik Friedrichs 
des Großen, nämlich fein Beitritt zum Neutralitätsbündniß von 1780, fowie ber 
im Jahre 1785 abgefchloffene Handelsvertrag mit ven vereinigten Staaten von Norb« 
amerifa. Man kann vielleiht jagen, daß ſchon während der Regierung Friedrichs fen 
hanbelspolitiiches Syftem ſich überlebt hatte; aber wenn von etwaigen Nachtheilen 
gefprochen werben kanu, die die fortgefette Aufrechthaltung deſſelben dem ſchon zur 
Selöftftändigkeit reifen Handel und Gewerbe gebracht habe: was find fie im Ber- 
glei zu dem Bortheil, daß Preußen ohne Handel, ohne Gewerbe, ohne Kapital 
durch den König zur Wohlhabenheit und fo bald zu einer Höhe des Gewerbfleißes 
und des Handels geführt worden war, daß der bisherige Schuß nicht mehr noth⸗ 
wendig erjchien! 

Den wirklich erheblichen Schaven, welchen Handel und Gewerbe, welchen pas 
Land auf dem materiellen Gebiete und zugleih auf dem moraliſchen durch die 
Maßnahmen des Königs erlitt, wird man nicht ſowohl in dem banbelspolitiichen, 
als im dem fisfalifhen Syſtem Friedrichs des Großen zu ſuchen haben. Die 
Binanzverwaltung bes Königs zeichnete fi durch eine Sorgfalt, Ordnung umb 
Sparfamfeit aus, die immer als Muſter gelten fann. Der Thatfacdhe, daß der König 
ven ganzen flebenjährigen Krieg, der ihn eine Summe von 150 Millionen Thaler 
baaren Geldes Toftete, führte, ohne irgend welche Staatsſchuld zu kontrahiren, 
während er faft von ver Hälfte feines Landes gar feine Einnahme hatte, und In 
Bezug anf frembe Mittel ausfchlieglih auf die Subfivien Englands und die Kon- 
tributionen in Sachſen angewiefen war, fleht nichts Wehnlihes zur Seite. Aber 
auch nach dem Kriege waren lbergroße Gelpmittel erforderlih. Für das Heer 
wurben über 12 Millionen Thaler, zwei Drittel der orventlihen Einnahmen, ver- 
wendet; immer ver Gefahr ausgefegt, von Neuem dur den Haß und Neid ber 
großen Nachbarmächte in der Sicherheit des Berges bebroht zu werben, mußte 
ber König die Mittel bereit halten, um einen längeren Krieg beftehen zu lünnen; 
er hinterließ bei feinem Tode einen Staatsſchatz von 70 und einigen Millionen, 
fo daß alfo durchſchnittlich feit 1763 für den Schat 11/, Millionen jährlich zurüd- 
gelegt worden waren. 11) Hierzu kommen nun noch jährlich die zwei Millionen außer⸗ 
orventliher Unterftügungen neben dem ganzen Bedarf des orbentlihen Etats aller 
Zweige des öfferftlichen Dienftes. 


— — — — — 


20) Eine Kriegsmarine zu unterhalten, hielt der König bei den ſchon übermäßig angeſtrengten 
Kräften des Staats für nicht gerathen. Indeſſen hat er ſelbſt auf die Erwerbung Danzigs hinge⸗ 
wieſen, als die Eventualität, welche dies Verhältniß ändern würde. 

11) Die Nothwendigkeit eines Staatsſchatzes, überhaupt die Schwierigkeit, in welcher fich der 
König durch die Höhe der unumgänglichen Ausgaben befand, erfennt feibh Mirabenu an, der daB 
ganze finanzielle Syſtem des Königs fonft aufs ſchärfſte tadelte. 


828 Srievric, ber Große 


In diefer Verlegenheit kam ver König auf bie Politik, durch vie Erhöhung 
der indirekten Steuern, von ber er meinte, daß fie die Bevölkerung am leich⸗ 
teften ertrüge, fowie durch Monopole fich höhere Einnahmen zu fchaffen. Bei 
der Durchführung dieſes Syſtems geriethb ver König mit fich felbft und feinem 
ganzen Regierungsfuftem in Widerſpruch; er führte Behörven in das Land ein, 
von Ausländern — Franzoſen — gebilvet, die ohne Interefle für das Land in 
willfürlichfter und verlegenpfter Weile ven Willen des Königs vurchführten, zur 
Siherung ver Monopole traten die drakoniſchſten Strafgefege ein und eine ganz 
unwürdige Spionage überzog das ganze Land, während von ver anderen Seite tie 
öffentlihe Moral durd einen Schmuggelhanvel größten Maßfftabes vergiftet wurde. 
Friedrich felbft mußte endlich erkennen, daß fein Syſtem undurdführbar war, aber 
jo tief verlegend hatte daſſelbe gewirkt, daß währenn ver legten Lebensjahre des 
Königs fi in die Verehrung und Hingebung für ihn ein bitterer Unmuth mifchte. 
Bas folden drückenden Zuſtand allein noch erträglih madte, war die That⸗ 
fache, welcher fich die Einficht des Volkes nicht verſchloß, daß die durch fo übele 
und drückende Maßnahmen gewonnenen Mittel vom König nur zum allgemeinen 
Beften verwandt wurden. 

Für die Förderung der Volksbildung hat Friedrich der Große verhältnif- 
mäßig während feiner Regierung am wenigſten getban. Der König hatte Teinen 
Sinn und kein Verſtändniß weder für den Geift der beutfchen Bildung unb 
Literatur noch für die deutſche Wiffenihaft und deren Pflege in Schule und Uni- 
verfität. Die Sorge für viefe blieb den Behörden im Allgemeinen überlaflen, ohne 
daß der König durch befonveren Antrieb die Entwidlung auf biefem Gebiete zu 
fördern fi) veranlaft fand. Für die niederen Volksſchulen geſchah Mandyes, doch 
können auf viefem Welte die Leiftungen Friedrichs denen des Bater nicht entfernt 
an die Seite geftellt werden. Sein Intereſſe toncentrirte fi auf die Alademie, deren 
Leiftungen ihm Wiffenfhaft und Bildung in ber Form und Behandlung der Fran⸗ 
zofen nabe brachten; in ver er fi) allein heimifch fand, und bie ihın als Muſter 
des Geſchmacks erfchien. Uber die Perfönlichleit und vie Thaten des großen Königs 
halfen ohne fein Wiffen und fein befonderes Bemühen, dem deutſchen Geiſt in 
Wiſſenſchaft und Literatur den großartigen Aufſchwung geben, mit welchem in 
Dentihland nad dem fiebenjährigen Krieg eine ganz neue Kulturepoche eintrat. 
Und wenn man fiebt, wie in ber vollen Freiheit und Selbftflänbigfeit fich tie 
deutſche Literatur und Wiffenfchaft zu glüdtichfter Origimalität und männlichſter 
Kraft und Reife entwidelte, wird es als eine Gunſt des Gefchids erfcheinen, daß nicht 
äußerer Einfluß, Willen und Auffaſſung mächtiger Gönner und Protektoren Be- 
Fa und verwirrend in das lebendige Ringen ver geiftigen Kräfte der Nation 
eingriff. 

Wie wenig aber aud der König Charakter und Bebentung der nationalen 
Entwidlung, die um ihn ber fich zeigte, im Einzelnen zu wirbigen vermochte, fo 
hatte er doch eine Ahnung von der großen und glücklichen Umwälzung, vie im 
Degriff ftand, fich zu vollziehen, und er begleitete fie mit patriotiſchen Wünfchen. 12) 

IV. Wir find der Thätigkeit des Königs eine lange Regierung von ſechs und 
vierzig Jahren hindurch auf den Gebieten der äußern und Innern Politik gefolgt; 
fehren wir noch mit einem Blid zu der Perſönlichkeit und ven Lebens— 
gewohnheiten des großen Monarchen zurüd. 


: 12) Man vergleiche den Schluß der Abhandlung de la littörature allemande (Deuvres VI. 
122). Diefe Arbeit ift eins der eigenthümlichſten Geiſtesprodukte des Königs, 
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As Friedrich II. den Thron beftieg, fland er in der Fülle jugenplicher Kraft 
und Geſundheit; feine Erfcheinung war von eigenthämlicher Anmuth, fein ganzes 
Weſen von einem freien heiten Schwung getragen. Der König war von mittlerer _ 
Größe, eine ſchlanke und elaftilhe Figur. Sein Antlig, zart und weich in feinen 
Umriſſen und in ver Färbung, erhielt Charakter und Würde durch die hochgebietende 
Stirn und leuchtete im Glanz des wunderſchönen großen blauen Auges. So erſchien 
er in den ſchleſiſchen Kriegen vor feinem Heere wie eine wahre Helvengeftalt, vie 
Alles mit dem Zauber ihrer Berfönlichfeit erfüllte. Bald aber nach dem Dresdener 
Frieden wurde Friedrichs Gefunpheit ſchwankend und fo ernfte Leiden traten ein, daß 
der König fein Ende nahe glaubte. Beim Beginn des ftebenjährigen Krieges erſchien 
Sriedrih der Große ſchon viel älter als er war und während ver fieben Jahre 
faft unausgefeßt durch Krankheit, übermenjchliche körperliche und geiftige Anftren- 
gungen aufgerieben, Tehrte er aus bem Kriege eine gebeugte Greifengeftalt zuräd. 
In den Zügen dieſer fpätern Lebensjahre ift das Bild des Königs, man kann 
fagen ein Gemeingut ver Welt geworben; ein Gefiht, ganz eingefallen und von 
einfachften ſcharfen Konturen, der Mund von feinem Schnitt, umfpielt von Sartas- 
mus und in feiner Gefchloffenheit der Ausdruck größter geiftiger Energie, eine 
iharfe, vorgeftredte Nafe, vie Augen, ohne ven Glanz der Jugend, aber noch 
größer ſcheinbar geworden und von einer Klarheit und durchdringenden Schärfe, die 
alles was in ihren Bereich kam ſich unterwürfig machte, hervordringend unter einer 
marligen, tief zurüdgebauten Stirn: das Ganze ein wunderbar getrenes Abbild 
bes zum Herrichen geborenen gewaltigen und raftlofen Geiftes, ver diefem Körper 
inne wohnte. 

In den erften Zeiten feiner Regierung liebte der König ein heiteres reges 
Hofleben und er nahm an Feſten und Zerftreuungen einen lebhaften Antheil Bon 
der Gemahlin alsbald beim NRegierungsantritt fi trennend, fand er für das 
häusliche Glück in der täglichen Gefellichaft eines Kreiſes fchöner Geiſter — unter 
ihnen auf mehrere Jahre Boltaires — fowie in ver eifrigen Pflege der Muſik einen 
Erfag, der ihm Erholung und Anregung zugleich war. Aber allmälig mit ver abnehmen- 
den Körperfraft Friedrichs, da der Tod ober fonftige, oft widrige Umftänve jenen Kreis 
ber täglichen Genoſſen mehr und mehr lichteten und der König in den Bebrängnifien 
und Anftrengungen des großen Krieges ven Sinn und die Neigung für vie Heiterkeit 
und bie belebenve Friſche des gefelichaftlichen Verkehrs verloren hatte, wurde es einfam 
und fill um den König. Ganz auf fich zurüdgezogen, von ven einfachften Be- 
dürfniſſen, in befchränttefter Hofhaltung, lebte er Tag aus Tag ein nur vem Re 
gentenberuf und wenn er fih Erholung gönnte, fo war es immer wieber bie 
Arbeit, die Beichäftigung mit Literatur, mit hiſtoriſchen und philofophifchen Aufr 
gaben, worin er fie fuchte. Man darf fagen, fein Leben ging völlig in ver Arbeit 
und im geiftigen Schaffen auf. 

Den einzigen geiftigen Genuß, welchen er fich gewährte, bot vie Natur, but 
ein Wohnfig, in dem der König von Toftbaren Erzengniffen der Kunft fi um 
geben ſah, ver ausgeftattet mit allem Reiz des Anmutbigen und Erhabenen zu 
bem König von dem großen Wert, das er vollbracht, von der Macht des Staates, 
von dem Ruhm feines Lebens in mächtiger Beredtſamkeit fprach. ‘Die Neflvenz bei 
Potsdam — Sansfouci mit dem neuen Palais — diefe großartige, wahrhaft 
königliche Schöpfung, die das lebende Geſchlecht in ihrer vollen Schöne hat wieder 
erftehen jehen, war die Freude des Königs, fie erfchien ihm feine eigenfte Heimat; 
hier, wo er im Leben am liebften geweilt hatte, wollte er auch beftattet fein. 

In der Einfamleit feines unermüdlich thätigen Lebens fchöpfte der König aus 


830 Seiedric, der Sroße 


dem Gefühl der Pflicht eine nie verflegende Kraft; aber wie feine Seele fi immer 
mehr in die Aufgabe verfenkte, für bie Intereffen ver Geſammtheit des Staats zu 
forgen, trat bei dem König, möchte man fagen, das Gefühl für ven Einzelnen, vie 
gemäthlidhe Theilnahme an dem Schidfal, an ven Leiden und Sorgen des Menfchen, 
zurück. Der König trug aus den großen Kämpfen feines Lebens Berbitterung und 
Mißtrauen gegen die Mienfchheit davon und indem er fi von einem unerbittlichen 
Haß, von der ſchändlichſten Verleumdung und von eifrigfter Tadelſucht faft überall 
in Europa und unabläffig verfolgt ſah, fteigerte fi beim König immer mehr bie 
Kälte, Nüdfichtslofigkeit und ſchneidende Schärfe des Charakters, welche, wie wir 
oben bemerkt haben, bie Frucht der fhweren Wirren in der Jugend Friedrichs 
geworden waren. 

Der König erſchien fich oft, in einer wehmüthigen Reflgnation bie zeigte wie 
tiefen Gefühls er war, als ein Menſch, dem die Borfehung ein langes freudenlofes 
Leben nur zur Erfüllung einer großen Pflicht auferlegt habe, einfam daſtehend, ohne 
Würdigung, ohne Dank, ohne Liebe von Seiten ver Denfchen. In dieſer Stim- 
mung wandelte ihn wohl felbft ber Gedanke an, daß das ganze Werk feines Lebens 
ein vergängliches fein würde, mit ihm ber ganze folge Bau zufammenfinten könne. 
Über er follte beftehen und mit vemfelben ver Ruhm veflen, der das Gebäute 
aufgerichtet. 

Wenn die Männer wahrhaft groß zu nennen find, welche geftaltenden Geiftes 
lebensvolle, von hohen weltgeſchichtlichen Ideen getragene Schöpfungen begründet, 
weiche ihren Werken den Trieb ver Fortentwidiung und die Kraft der immer voll- 
fommenern Erneuerung eingepflanzt haben und welde ein ganzes Leben, eine 
Summe der wunderbarſten Geiftesträfte, unter ven ſchwerſten Prüfungen der Ber- 
wirklichung folder Schöpfung, ihrer Sicherung und Entwidlung gewidmet haben: 
fo trägt Niemand vdiefen Beinamen mit mehr Verbienft als Friedrich M. Die 
Mittel, welche der König ergriff, um feine Ideen durchzuführen, feine Politif im 
Innern und nad Außen, die ganze Regierungsmafhine mag wohl in mander 
Beziehung noch fo fehlerhaft, einfeitig oder nur momentan braudbar erfcheinen: 
das Ziel des Königs, die leitenden Grundſätze feiner Regierung, die Seele vie 
er dem ganzen Staat einhaudhte, der Trieb ven er ihm einpflanzte: das find 
unvergängliche Güter, und Preußen — vie Herrfcher wie die Nation — fleht in 
ihnen für alle Zeiten die Gewähr feiner Macht und Größe. 

Nie darf und wird dieſer Staat vergeffen, was ber König als vie Bedingung 
feines Gedeihens bezeichnet bat: tout soit force, nerf et vigeur! Dann wird in Er- 
fülung gehen, was der König als feinen legten Wunſch ausfprad, dann wirb 
bas Werl, zu dem er den großartigen Plan, bie fihere Grundlage mit Meifter- 
band gegeben, immer mehr wachen und geveihen. 

„Meine letzten Wünfche in dem Moment meines Abſcheidens“, ſchrieb ver 
König im Teftament von 1769, „werben für das Wohl dieſes States fein. 
Möge er immer mit Gerechtigkeit, Weisheit und Stärke regiert werben; möge er 
ber glüdlichfte ver Staaten fein durch pie Milde der Gefege, der am gerechteften 
verwaltete in Bezug auf die Finanzen und der am tapferften vertheivigte durch ein 
Heer, das nur Ehre und edlen Ruhm athmet; und möge er blühend forwauern 
bis an das Ende der Zeiten!" v. Jasmund. 


Ende des dritten Bandes. 
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Injurien 234. Selbfthülfe, Zweikampf. Ehren- 
gericht 237. 

Eichhorn, K. F. won Freib. v. Richt: 
bofen) 837. 

Eid (von Meier) 267. Cinleitung 267. 
I. Gefchichte und allgemeine Grundfähe 268. 
11. Eingelne Anwendungen des Eides nad 
heutigem Recht 284. 

Eid, politifchee (von Brater) 890. 

Eidesfähigfeit, Eidesverweigerung 283. Gides- 

. formen 268, 273, 279, 283. Eideöhelier 270, 
275. Gideözufchiebung 287. Gidftener 359. 

Eigenthum (von Bluntfhli) 897. 1. Be 
griff 297. II. Zur Gefchichte 298. 111. Pflicht 
und Recht des Staates im Berbäftniß zum 
Brivateigentbum 3135 Eigenthumsabtretung 
315, 467.- IV. Zur Reformfrage des Eigen- 
thums 315. S. auch Grundeigenthum, Privat: 
eigenthum, 

Eike von Nepkow (von Jolly) 251, 398. 

(Einführungspatente, ©. Erfindungspatente.) 

(Einkammerſyſtem, S. Gefebgebender Körper.) 

Einkommen ıvon v. Mangoldt) 335. 
1. Begriffe 335; IL Grundfäge über die Be 
rechnung und Bemeſſung des Eintonmens 339. 

Eiufommen s und Sapitalrentens 
ftener (von Fentſch) 346. I. Begriffe 
346. 11. Grundfäpe der Einfommenbefteue- 
rung 346. 111. Einwendungen gegen dieſe 
Gteuer 350. IV. SKapitalrenten und ZJins⸗ 
fleuer, Verbindung bderjelben mit der Ein- 
fommenft. 352. V. Gejichichtliches 358. 

Einwanderung (von Pozl) 360. 











negiſter 


Eiſenbahnen (von Glaſer) 366. Tech⸗ 
niſche Verhältniſſe, Herftellungee und Betriebs⸗ 
koſten, Frachtſätze 366. Staats⸗ und Prwat⸗ 
bahnen 372. Geſchichte und Statiſtik 374, 386, 
648, 713. Bedeutung für Wirthſchaft, Ktultur 
und Bolittt 384. ©. auch Berkehrömitie. 

(Elbſchifffahrtsakte, S. Schifffahrtogeſetze.) 

Emancipation, S. Frauen, (Juden, Sklaverei 
u.fw) 

(Embargo, ©. Seekrieg.) 

(Emfer Punktation. ©. Römifchefath, Kirche.) 

Eucyklopädiſten (von Ahrens) 388. 

Engerer Rath des Bundestags 36, 61. 

England: zur Gefchichte der Domänen 164. Gel 
tung des Ebenbürtigkeitsprincips 201. Ein- 
fommenfteuer 368. Grundjäpe über Naturas 
Itjation 362. Fremdenrecht 761. Friedens⸗ 
gericht 777. Eifenbahnen in €. 374, 386. 
Erfindungspatente 416. Konceſſionirung ber 
Altiengefelifchaften 490. Weberwachung des 
Fabrikbetriebs 491. Zur Statiftit des Fabril⸗ 
weſens 492. Marine 541, 545. E.'s euro 
pälfche Politik zur Zeit Friedrichs d. Gr. 791. 
&. zur Zeit von Fox 570. E. und Frankreich 
unter Ludwig Philipp 650, 651, 652, unter 
Rapoleon 1II. 664, 668, 672, 

(Enfliven, S. Staatsgebiet.) 

(Enquete, ©. Geſetz.) 

Entrepots 729. 

(Epidemie, S. Geſundheitspolizei.) 

Episkopalkirche, S. Großbritannien, Proteſtan⸗ 
tiſche Kirche.) 

(Epistopalſyſtem. S. Römifchekatholiiche, Prote⸗ 
ſtantiſche Kirche.) 

Erbgüter (von Maurer) 398, 412, 415. 

- Erbmonachie, S. Erbrecht (Monarchie). 

Erbpacht bei Domänen 175. 

Erbrecht, privatrechtliches (von Brinz) 
403. Erbrecht der Familie, der Gemeinde, 
des Staates 321, 412; der Weiber 722. 

Erbrecht, ſtaatsrechtliches (von 
Bluntſchli) 413. Weibliche Thronfolge 
725, 726, 

Erfurter Reichstag 92. 

Erfindungs» und Cinfährungepe: 
tente (von Makowiczka) AG. I. Ge 
ſchichte und jetzige Einrichtung 416; 11. Män⸗ 
gel und deren Verbeſſerung 420; ıll. Ein⸗ 
wendungen gegen das Patentinftitut 422, 
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Eroberung (von Berner) 494. 
Erſtgeburtsrecht 414. \ ’ 
(Erzbiſchof, S. Biſchof. Bd. II. 
Erziehung, fittliche und geiflige (von 
Krobihammer) 298. Zwei und Me 
thode 428. Rechte und Pflichten des Staates 
431, 502. Yabrikfinder 491. Verhaͤltniß des 
Staates zur Familie und Kirche 433. 


Erziehung, körperliche (von Pfaff) 
ABB. 


Espartero (von Flegler) 240. 

Eugen von Savoyen (von v. Hörmann) 
44%. 

Europa (von Bluntſchli) ABB. 1. Geo⸗ 
graphiſches 456, 539. 11. Benälferung 456, 
463. 111. Religion 459. 1V. Kultur 460; 
V. Handel 480. Vi. Berfaffungszuftände 462. 
Vıi. Finanzen und Kriegsmacht 464. 

(Evangelifche Kirche, S. Proteſtantiſche Kirche.) 


Eepropriation won Brinz) 315, 267. . 


Begriff und Borausfepungen 467. Verfahren 
471, 

Erterritorialität (von Freih. v. Kalten» 
born) 434, | 


N Du 


Fabrikweſen uud Fabrikarbeiter (von 
Schäffle) 436. 1. Begriff und geſchichtl. 
Entwicklung 476. 11. Stellung des Staates 
zum Fabrikweſen 485: Errichtung von Fa⸗ 
brifen 487, in&befondere Aftienfabrifen 488; 
Betrieb der Fabriken 491. Zur Statiſtik des 
Fabrifwefene 492. Arbeitseinftellung, Berabs 
redungen der Fabrikherrn 484. ©. auch Er: 
siehung. 

Fahneneid 296. 

(Faktion, S. Parteien.) 

Faltoreigeſetze 491. 

Familie (oon Maurer) 295. Mann und 
Frau, Eltern und Kinder, Gefinde, Sippichaft 
495. Hauöherrlihe Gewalt, vormundſchaftl. 
Pflege 498. Staatliche Feſtſtellung der Fa⸗ 
milienrechte, Schuß gegen Mißbrauch 433, 
501. Erſchwerung und Begünftigung der Fa⸗ 
nilienbegründung 502, Kamilienratb 502. 

Familienerbrecht 399, 407, 414. 

Familiengüter, adelige 401, 408,410, 411.6. auch 
Erbgüter (Stammgüter und Fideilommiſſe). 


53 * 
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Fayette, ©. Lafayette. 

Femelwaldbetrieb 557. 

Ferdinand, Prinz von Braunſchweig, S. Sie 
benj. Krieg. 

SeriensAuafchuß des Bundestags 60. 

(Feſte, S. Vollsfeſte. 

Feudalſyſtem 310, 320. 

Fenerbach (von Mittermaten) 503. 

(Feuerpolizei, S. Polizei.) 

(Feuerverfſicherung, ©. Verſicherungsanſtalten.) 

Feuillants 619. 

Fichte (von J. H. Kite) 814. 

Fideikommiß, S Familiengüter. 

Filaungieri (von Mittermaier) S80. 

Finauzbehörden (von Bülau) 524. 
S. auch Fiskalbeamte, Forſtwirthſchaft. 

Finanzweſen, ©. Domänen, Fiskus, Hoheits⸗ 
rechte, Kaſſabehörden, Kollegialſyſtem, Staats: 
haushalt, Staatswirthſchaft. 

(Findelhauſer, S. Waiſen⸗, Findel⸗ und Net 
tungshäuſer.) 

(Fiſchfang, S. Jagd und Fiſchfang.) 

Fiskalbeamte (von Riſch) 535. 

Fiskus (von Riſch) 530. 

Flotte (von Frei. v. Kaltenborn) 538, 
1. Handels⸗ und Kriegäflotten 538. Arten 
und Bau der Fahrzeuge 542. 11. Zur Ges 
ſchichte und Statiftik der Handels⸗ und Kriegs⸗ 
flotten 545, 846. 111. Zur Gefchichte der 

deutſchen Ariegäflotte 554. S. auch Marine. 
( Flußſchifffahrt, S. Lande und Waflerftraßen, 
Schifffahrtsgeſetze. 

Forenſen 759. 

Forſtwirthſchaft und Forſtpolizei won 

FSiſchbach) 557. Ginleitung 557. Erhal⸗ 
tung und SHerflellung der erforderlichen Be 
waldung 559. Waldüberfluß 562. Gefährdung 
durch Brand, Sturm, Infelten x. 562. Wald- 
feroituten 563. Bildung von Technikern 563. 
Frevel 563. Befteurung der Wälder 565. 
Berwaltung der Staatöforften 565. 

Fortesche ivon Bundermann) 566. 

Forum, S. Gerichtsſtand. 

(Fourier, ©. Socialiſten. 

Fox (von Geffcken) 570. 

Frauken ivon Rockinger) 835. Geſchichte 
575. Sprache 583. 

Frankfurt am Main von Pfefferkorn) 
586. Statiftit 586. Gefchichte 587. Ber 


Begifler. 


faffung 594. Kirche und Schule 600. Etaatk- 
haushalt 602. Induſtrie 603. Riederlaffung, 
Erwerb des Bürgerrehts 604. Frankfurt als 
Sitz der Bundesbehörden 603. 

Kränkiiches Rei 576, 577, 611. 

Franklin (von Reimann) BOB. 

Fraukreich (von Block) GO. 1. Ge: 
fhichte: Bis zu den Bourbonen 610; bis 
zur Revolution von 1789 613; bis zur Re 
volution von 1830 617; bis zur Revolution 
von 1848 641; bis auf die jüngſte Zeit 
655. — U. Staatsrecht und Verwal⸗ 
tung: Verfafiung 673; Verwaltung 676; 
Gemeinden 681; Kultus und Unterricht 684; 
Zuftiz 685; Steuern 688; Induſtrie, Ader 
bau, öffentliche Arbeiten 680; Kriegs⸗ und 
Marineweien 691. — Ill. Statiſtik: Land 
692; Bevölkerung 693; Kultus, linierricht, 
Wohlthaͤtigkeit 6975 Juſtiz 701; Agrikultur 
702; Induſtrie 706; Handel, Kredit und 
Münzweien 7085 Schifffahrt 711; Verkehrs⸗ 
mittel 7125 Finanzen 713; Heer, Flotte 
714; auswärtige Befigungen 716. Poli⸗ 
tifhe Anmerkung der Redaktion 717. — 
Franzöfiſche Diplomatie im 17. Jabrh. 123. 
Frankreich zur Zeit der Enchklopätiften 389. 
8.3 europälfche Politik zur Jeit Friedrichs 
d. Gr. 7915 $. und England unter Ludwig 
Bhilipp 650, 651, 652; unter Napoleon II. 
664, 668, 672. Zur Geſchichte der Domänen 
164; des dritten Standes 176, 1805 ber 
Ehe 212; der Einfommenfteuer 358. Ratura⸗ 
fifationdgefep 363. Eijenbahnen 377, 386. 
Marine 541, 547. Friedensgericht 774. 

Franz 1, König von Frankreich, 613, 

Frauen (von Brater) TB. Bürgerliches 
Net 722, Oeffentl. Recht 725. Geſchlechtsehre 
der Frauen 227. 

(Freiburg, ©. Schweiz.) 

Freie Städte, S. Frankfurt (und Hanfeftäbten. 

Sreibafen ivon Freih. v. Kaltenkorn) 
789. 

Freihandel 484. 

Freiheit won Ahrens) T30. Sittliche 
und rechtliche freiheit 732. Betrachtung ber 
rechtlichen Freiheit 733. 

Freiheitsrechte (von Ahrens 739. 
Sreiheitörechte der Frauen 727. Sreiheltsrcchte, 
vom beutichen Bund gewährleiftet 49, 100. 











Begifter, 


Frei Schiff, frei Gut 184. 

Freimaurer (von Bluntfhli) 745. Mel 
nungen, Vorurtheile, Täufchungeri 745. Ges 
f&hichtliches 749. Princip und Zweck 752. 

(Freiwillige Gerichtsbarkeit, S. Gerichtsbarkeit, 
Notariat.) 

Freizügigkeit (S. Auswanderung, Niederlaflung). 
3.3. In den deutfchen Bunbesftaaten 52, 101. 

Fremde, Fremdenrecht (von Pzl)T7EB. 
1. Erwerb und Ausübung von Rechten im 
fremden Staat 756. U. Befik von Grund 
und Boden 759. ll. Aufenthalt im fremden 
Stantögebiet 760. IV. Verhältniß zum Hei⸗ 
matöftant während des Aufenthalts im frem⸗ 
den 766. S. auch Einwanderung. 

Friede ıwon Heffter) 768. 

Frievensgericht, Wriedensrichter 
[Bermittiunugsämter]) (von Lauf) 
738. 1. Friedensgericht als Bermittlungsamt 
772. 18. Englifches Kriedensgeriht 777. 

(Friedensfchlüffe, S. Kongrefie und Friedens 
fchlüffe. ) 

Friedrich der Große (von v. Jasmund) 
780. 

Friedrich Wilhelm 1. 780, 787, 

Friedrich Wilhelm IV. 84, 86. 

Fürſt, S. Monarchiſche Ideen. 

Fürſtenbund 816. 

Fürftenrath des deutſchen Reichs 53. 

Fürftliche PBerfonen, deren Exterritorialität 475. 


©. 


Gabella emigrationis, &. Nachſteuer. 

Gallier 610. 

Gandharma⸗Ehe 222. 

Garantie, völkerrechtliche 107. 

Garnier Pages 656, 658, 659. 

Gefährdeeid 288. 

Gefängnißdisctplin 136. 

Gehorfam und Verfaſſungstreue 295. 

Geiſtliche Diplomaten im Mittelalter 121. 

Geiftlihe, S. Cölibat, Disciplinarvergehen. 

Geiſtliche Berichte, Anwendung des Eides 275. 

Gemeinde, deren Veto ald Ehehinderniß 221. 
©. auch Erbrecht. 

Gemeindebeamte, S. Beamtendisciplin, Disci⸗ 
plinarvergehen. G. Gut und Privateigenthum 
306, 309. G. Ordnung und Fabrilweſen 


— 
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483. G. Recht der Frauen 727. G. Wald 
309, 559. 

Gemeindemefen in Frankreich 681, 695. 

Gemeines deutfches Recht 246. 

Gemeinnüßige Anordnungen beim Bundestag 64. 

Geneinnügige Unternehmungen 469. 

Gemifchte Ehe 217, 219, 

Genofien, Ungenofien, llebergenofien 191. 

Senoffenfhaft, S. Affociation. 

Gerichtlicher Eid 269, 275, 287. 

Gerichtöhohelt des deutſchen Bundes 38. 

Gerichtöftand der Exterritortalen 474; des Fiss 
fus 534; der Fremden 760, 762. 

Gerichtöverfaffung, ©. Recht und Rechtöpflege. 

Germanifche Bevöfferung in Europa 457, 458. 

Germaniſche Ehe 210, Familie 497. Eid bei 
den Germanen 268. Gerichtl. Inftitutionen 
269. Ehe und Rechtlofigkeit 230. Cigenthums⸗ 
begriffe 307, Berbäftniffe des Grundeigen 
tbums 307, 398. Erbrecht 405, 410, Leibes⸗ 
bildung 437. 

Geſammteigenthum und Sondereigenthum 304, 
308, 307, 309. Geſammteigenthum der Fa⸗ 
milie 399, 410. 

Gefandte, ftehende 131. Exterritorialität der 
Gefandten 475. 


Geſandtſchaftsrecht des deutfchen Bundes 48, 65. 


Geichäftsträger 131. 

Geſchlechtsehre 227. 

Geſchlechtsvormundſchaft 722. 

Sefepgebende Gewalt und Gefehgebung im 
beutfchen Bunde 73. 

Geſetzgebender Körper in der fr. Stadt Frank 
furt 596; in Frankreich 674. ©. auch Staats⸗ 
verfaflung. 

Geſetzgebungswiſſenſchaft, Filangieri's Syſtem 
522. 

Geſinde und Dienſtherrſchaft 495, 498. 

Gefundheitöpoliget in den Fabriken 401. 

Gewährsadminiftration 174. 

Gewerbefreiheit und Konceſſionsſyſtem 736, 738, 
742. 

Gewerbe und Fabrikation 477, 484. 

Gewerbe: und Fabriffongeffionen 487. 

Gewerbes und FZabrifwefen in der freien Stadt 
Frankfurt 603; in Frankreich 690, 706; in 
Preußen zur Zeit Friedrichs d. Gr. 826. 

Gewerböbetrieb der Frauen 723. 

Sewerbepriotlegien, S. Erfindungspatente 
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Gewere 299. 

Gewiſſensfreiheit, S. Belenntnipfreibeit. 

Girondiſten 619, 621, 622. 

Glaubensfreiheit, S. Velenntnißfreiheit. 

Gleihgewichtsfgften: 124. 

Gönner 504, 510. 

Gothaer Berfammlung 90. 

Gottesurtheil 269, 276. 

Griechiſche Ehe 208, Erziehung 436. 

Großbritannien, S. England. 

Großmädte 127, 462. 

Grotius 124. 

Grundeigenthbum 300. Zufammenhang mit der 
politifchen Berfaffung 310, 398, Untheilbar⸗ 
feit 313, 402. Freiheit des Erwerbs in den 
deutichen Bundesftaaten 101. Rechtsverhältniß 
der Korenfen überhaupt 759. S. auch Eigen- 
thum, Erbgüter, Privateigenthum. 

Grundberren und Grundholden 310, 399. 

Grundrechte des deutichen Boltes 51, 76, 103. 

Guizot 646, 650. 

@ut, wirtbfchaftliches 336. 

Gutöbefiger und Bauern 311. Gutsherrliche Po⸗ 
lizei 312. 

Gymnaſtik 496. 


SD. 


SHulbrechtöleute 231. 

Handel der europäifchen Staaten 460; der ſee⸗ 
fahrenden Nationen 545; Frankreichs 708; 
Handelspolitif in sBreußen zur Zeit Friedrichs 
dv. Gr. 826. 

Handelsfrauen 722, 724. 

Handelsihiffe, S. Kriegsichiffe. 

SHandgelübde 295. 

Handwerk und Fabrik 477, 484. 

SHanfeatifche Marine 552, 

Haus, hausberrliche Gewalt 498. Hausrecht 740. 

Heer, deſſen Beeidigung auf die Verfaflung 296. 

Heeresdisciplin 136. 

Heerweſen des deutfchen Bundes 22, 41; der 
europälichen Staaten 465, 466; Frankreichs 
691, 714. Heerweſen in Preußen zur Zeit 
Friedrichs d. Gr. 821. 

Heimfallsrecht 320, 533. 

Heinrih IV., König von Frankreich 613. 

Heinrich, Prinz von Preußen, S. Siebenj. Krieg. 

Herrengüter und Bauerngüter 311. 


Regifter. 


Herrenlofed Gut 532, 533. 
Heflen 575, 577. 

Hiftorifche Nechtsfchule 248, 255. 
Hobbes 396. 

Hochfreie, ©. Semperfreie. 
Hochwald 557. 


Holbach 393, 395. 


Holzhandel 562, 563. 

Hube 310, 399. 

Hubertöburger Friede 809. 

Huldigung, Huldigungeeid 285, 292, 294. 
Humanismus ald Erziehungsmazime 430. 


J. 


Immunität 180. 

Indiabill, S. Oſtindien. 

Indiſche Eigenthumäbegriffe 302. 

Andigenat 361. 

Induſtrie, S. Fabrikweſen, Gewerbe. 

Infamia 230. 

Ingenuität 188. 

Injurie, Injurienflage, öffentliche Beftrafung 
234, 236. 

Innung 482, 496. 

Inſtanz, richterliche, des deutfchen Bundes 40. 

Interim, ©. Bundescentraffommiifion. 

Sfola, Freih. Franz v. 124. 

Italieniſche Eijenbahnen 383, 386. 

Jahn 438. 

Sanfeniften 389. 

Jeſuiten und Freimaurer 745. 

Johann, Erzherzog von Defterreih 73. 

Joinville, Prinz 664, 665. 

Joſeph 1., Kaifer 451. 

Joſeph IE. und Friedrich d. Gr. 812. 

Juden, deren ftaatöbürgerliche Rechte in Deutſch⸗ 
land 52, 100; in der fr. Stadt Fraukfurt 
590. S. auch Kirchliche Verhäaͤltniſſe. 

Jüdiſches Eherecht 207, 723. 

Jugenderziehung, S. Erziehung. 

Jüngſter Reichsabſchied 54. 

Jura singulorum in der deutſchen Bundesver⸗ 
ſammlung 63, 108. 

Jus albinagii 98. 

Jus detractus 101. 

Jus feciale 121. 

Juſtiz⸗ und Berwaltungsfachen nach franzöflfchern 
Recht 676; in Exrpropriationsfällen 471. 








Kegiſter. 


KR. 


x 

Kaiſerthum, ©. Deutfches Kaiſerthum, Römi⸗ 
ſches Reich. 

Kammergüter 165. 

Kantiſche Anſichten vom Eid 280. Kt.'s Frei⸗ 
heitslehre 733. 736. 

Kapital und Einkommen 335. 

Kapitalrentenſteuer, S. Einfommen- und Kapi⸗ 
talrentenfteuer. 

Karl der Große 578. 

Karl X., König von Frankreich 637. 

Karliftenfänpfe in Spanien 441. 

Karlöbader Konferenzen 18. . 

Karolinger 578, 611. 

Kaffen- und Rechnungobehörden 529. 

Katharina 11. 814. 

Katholifche und proteftantifche Bevölkerung von 
Europa 459. 

Katholifches und proteftantifches Eherecht 217, 
223. | 

Kelten 610. 

Kinder in den Yabrifen 491. 
bung, Familie. 

Kirche, ©. Belenntnißfreiheit, Che, Landeskirche, 
Religionsfreiheit. 

Kirche und Staat in Bezug auf Ehefachen 211, 
215, 224. 

Kirchlicher Einfluß auf die Erziehung 435. 

Kirchliche Lehren vom Eid 272, 277, 281. 
Kirchlicher Eid 289. 

Kirchliche Verhältniffe in Preußen zur Zeit Fried⸗ 
richs d. Gr. 819; in der fr. Stadt Frankfurt 
587, 600; in Frankreich 684, 697. ©. auch 
Religionsftatiftik. 

Kientot, Johann 332. 

Kollegialſyſtem und Bureauſyſtem in der Fi⸗ 
nanzverwaltung 526, 528. 

Kommunismus 315. 

Kompetenz, 6. Gerichtsſtand, Juſtiz⸗ und Ver: 
waltungsfachen. 

Konceffionen zum Fabrikbetrieb 487. 

Konceſſionsſyſtem. S. Gewerbefreiheit. 

Kondominatsverhältniſſe 109. 

Konfisfation 535. 

Konftiturionelle Berfafiung 263, 483. 

Konfulat in Frankreich 624, 627. 

Konfuln 129, 132. 

Konvent 621. 


S. auch Erzie⸗ 
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Kopfholzbetrieb 557. 

Korporation und Aſſociation 482. 

Korporationswaldungen, deren Beauffihtigung 
559. 

Krankenkaſſen der Fabrikarbeiter 493. 

Kreditanftalten in Frankreich 710. 

Krieg und Friede 768. 

Kriegäflotte, S. Flotte. Kriegdhafen 541. Kriegs» 
reht, S. Durchſuchungsrecht. Kriegsverfaſ⸗ 
ſung, S. Heerweſen. 

Kriege: und Handelsſchiffe, deren Exterritoria⸗ 
lität 475. ©. auch Flotte, Marine. 

Kurbeffen, Verfaſſ ungsgelübde des Thronfolgers 
292. 

Kurtatftimmen beim Yundestag 36, 57. ⸗ 


8: 


Lafayette 617, 620, 642. 

Luffitte 642, 643. 

Yamartine 653, 656, 657, 659, 661. 

Landesgefebgebung und Bundesgefepgebung 37. 
S. auch Steuerbewilligungsrecht. 

Landeskirche 147. 

Landgemeinde und Markgenoſſenſchaft 309. 

Landrecht, S. Civilgeſetzgebung. m 

Landſaſſiat 759. 

Landſtände u. Regierung, deren Streitigkeiten 39. 

Landftändifche Berfafjung, S. Deutiche Bundes» 
afte. 

Landftraßen, S. Verkehrsmittel. 

Landtagswahlen, Beeidigung der Wahlmänner 
295. 

Landwirthſchaft und Viehzucht in Frankreich 
690, 702. 

Laudon, S. Siebenj. Krieg. 

Ledru⸗Rollin 656, 658, 659, 661, 662. 

Lehenweſen, S. Feudalſyſtem. 

Lehr⸗ und Lernfreiheit 743. 

Leopold 1., Kaiſer 449, 451. 

Lex Francorum Cbamavorum, Lex Ripu- 
ariorum 576. Lex salica 584, 726. 

Lorraine, Herzog von, deſſen politifches Teſta⸗ 
ment 125. 

Ludwig VI., der Dice, König v. Frankreich 611. 
Zudwig IX., der Heilige 612. Zudwig XI. 
613. Ludwig XIV. 123, 614. Ludwig XV. 
615. Ludwig XVı. 615. Ludwig XVIIi. 632. 

Ludwig Philipp, König der Franzoſen 641, 644. 


— 
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Macchiavelli 122, 

Majorat 414. 

Manndftamm, deffen Bevorzugung bei der Erbe 
folge 408, 411, 414, 722, 726. 

Mansus 310, 399. 

Manteuffel, Frh. v. S. Olmüper Punftation. 

Marine der europälfchen Staaten 466, 545, 691, 
716, 846; der vereinigten Staaten von NA. 
546. S. au Flotte. 

Marktgenofienfchaft 309. 

Marlborough 454. 

Martignac 639. 

Mofchinenwefen, neuere Entwicklung 484. 

Materialisnus und Abſolutismus 396. 

Materialiften, franzöf., im 18. Jahrh. 393, 395. 

Mediatifirte, S. Standesherren. 

Meineid 271, 277. 

Mennoniten und Baptiften, deren Befreiung von 
Eidesleiftungen 283. 

Merovinger 578, 611. 

Metternih 8. 

Mititärifche Disciplin 136, 

Militärgewalt des deutfchen Bundes 41. 

Militärftraßen 112. 

Militärweien, S. Heerweien. 

Milites, ©. Nobiles, 

Mintfterialen 190. 

Minifterverantwortlichkeit in Bezug auf Bundes⸗ 
hevollmächtigte 585 wegen Verweigerung des 
Berfaffungdgelübdes Durch den Thronfolger 293. 

Mißheirath, S. Epenbürtigfeit. 

Mittelmald 557. 

Mole 647, 655. 

Monarchiſche Ideen Friedrichs d. Gr. 818. 

Monardifche Organtfation des Bundes 81. 

Monogamie 206, 215. 

Morganatifche Ehe 215. 

Mofaifches Eigenthumsrecht 301. 

Mubammedanifche Ehe 207; Eigenthumsbegriffe 
301. 

Münchner Verfaffungsprojeft (1850) 91. 

Mundarten, fränfifche 5885. 


N. 


Rachſteuerfreiheit in den deutſchen Bundesſtaa⸗ 
ten 101. 


Kegiſter. 


Naherrecht 401. 

Napoleon 1. 622, 623, 624. 

Napoleon III. 647, 648, 650, 661, 717. 

Nationaleintommen 340. 

Nationalverfammiung, deutſche, 1848, 
71, 81. ©. auch Volksvertretung. 

Raturalifation 361. 

Neder 616. 

Neutrale Schiffe 184. 

Niederländifche Marine 549. 

Niederlaſſungsrecht 52, 361; in der fr. Stadt 
Frankfurt 604. S. auch Einwanderung, rei» 
zügigfeit. 

Niedamwald 557. 

Nobiles und milites 190. 

Nordamerifa, S. Vereinigte Staaten. 

North 570, 572, 

Notherbrecht 409. 

Nothrecht 292. 

Aunciationsproceh 532. 

Rupeigentbum, ©. Obereigenthum. 


O. 


Obereigenthum und Nutzeigenthum 310, 

Oeffentliche Meinung 179, 

Detonomiften 393. 

Okkupation 297. 

Dlmüger Punftation 80, 91, 94. 

Oppofition der Staatsdiener 140. 

Orientalifcher Krieg 668. 

Defterreichifches Eherecht 214; Beſtimmungen 
über Naturalifation 364; Eiſenbahnen 379, 
386; Marine 550, 846; Preihäfen 729; 
Feldzüge unter Prinz Eugen 447. Deſterreich 
und Preußen zur Zeit Friedrichs d. Gr. 787. 
Defterreih und Deutfkland 77, 87. 

Oſtindiſche Kompagnie, Verfaffung und Ber 
bältniß zur Staatsgewalt 572. 

Oft: und Weſtfranken, Oft und Rheirfranfen 579. 


P. 


Päpftlicher Proteſt gegen die deutſche Bundes 
afte 15. 

Parlament, deutfches, S. Rationafverfamulung. 

Marteieneid 287. 

Partikularrecht und gemeine Recht 247. 

Paſſyh 646, 649, 662, 


1849: 


Regifler. - 


Paßweſen 761. 

Datenttage 419, 421. 

Pauperismus und Kommunidmus 316. 

Pentarchie 127, 462, 810. 

Merier 642, 646, 

Pfälzer 578. Pfalzgrafſchaft am Rhein 581. 

Dfleghafte, S. Bogtleute. 

Pflichttheilerecht 410. 

Philipp von Macedonien 121. 

Philipp IV., der Echöne, König von Frank⸗ 
reich 612. 

Philipp Auguſt, König von Frankreich 611. 

Pipin von Heriſtall 578. 

Pitt und Fox 572. Pitt und Friedrich N Gr. 
803, 806. 

Plenum des Bundestage 36, 87, 61. 

Polens Theilung 812. ©. auch Sachſen. 

Belignac 640, 642. 

Polizei, gutöberrlidde 312. 

Polizeigewalt des deutſchen Bundes 42. 

Polizeiliche Cigenthumsbeſchraͤnkungen 314. 

Polygamie 206. 

Portugiefifche Marine 549. 

Pragmatifche Santtion 787, 791. 

Prärogative, konigliche 569. 

Preßfreiheit in den deutfchen Bundesſtaaten 101. 

Preußens Reformbeflrebungen in Betreff bes 
gerichtl. Eides 281. Derfaffungseld in P. 285, 
291,294. Srundfäße über Raturaltfation 365. 
Eifenbahnen 378, 386. Fisfalıt 537, 538, 
Marine 541, 551. Thronfolge der Kognaten 
726. Schiedömänner 776. Preußen unter 
Friedrich Wilhelm I. und Friedrich d. Br. 
787. Preußen und Deutfchland 77, 84, 816. 

Prinzipatfuftem 123. 

Prifengericht 186. 

Privateigentbum, Gewährleiftung und Befchrän 
fung durch den Staat 313. Kommuniftifche 
und forialiftifche Theorien 315. Reform des 
Erbrechts 321. 

Privatfürftenrecht, ©. Ebenbürtigfeit. 
Privaigefeigoften ala Eifenbahnunternehiner 
2. 
Privatrecht, ©. Civilgeſetzgebung, Deutfches 

Recht, Recht und Mechtöpflege. 

Prieatwaldungen, deren Beauffiditigung 561. 

Privilegien, gewerbliche 416, 487; fißtalifähe 531. 

Broduftivität, wirthfchaftliche 336. 

Progreffive Skala bei der Befteurung 348, 357, 
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Promiſſoriſcher Eid 267, 288, 290." 

Broteftanten, G. Katholiſche und proteftantifche 
Bevollerung, Kirchliche Verhältniſſe. 

Proteſtantiſches und katholiſches Cherecht 212, 
217. 

Provinzialräthe und Provinzialverwaltung in 


Frankreich 678. 
Purgatio canonica und vulgaris 276, 
N. 
Radowitz 89. 


Ratifikation des Friedensvertrages 771. 

Rechnungsbehorden, S. Kaſſen⸗ und Rechnungs⸗ 
behörden. 

Recht, S. Deutſches Recht, Gemeines Recht. 

Recht und Rechtspflege in der fr. Stadt Frank⸗ 
furt 598; in Frankreich 685, 701; in Preußen 
unter Friedrih d. Er. 822. 6. auch Zuftig 
und Berwaltungsfachen. 

Rechtobildung 246, 267. 

Rechtebücher, S. Deutiches Recht. 

Rechtsfaͤhlgkeit der Fremden 756. Nechtefähigfeit 
und Rechtlofigkeit, S. Ehre. 

Rechtofreiheit, S. Freiheit. 

Rechtslehre Fichte“s 515. 

Reform 67. Bundesreform, S. Deutſcher Bund. 

Reformation, ihr Einfluß auf das Cherecht 212; 
auf die Eideslehre 278. 

Regalien im Mittelalter 533. 

Regierungsantritt, durch das Verfaffungsgelübde 
bedingt? 293. 

Regierungsrechte de deutſchen Bundes 40. 

Meichöbürgerrecht, deutſches 98. ©. auch deut 
ſches Bürgerredit. 

Neichöftändifche Häufer, deren Ebenbürtigkeites 
princip 193. ©. auch Standesherrn. 

Reichstag, deutfäjer 53. ©. au Erfurt, Ra 
tionafverfammlung. 

Reichtverweſer, deutſcher 73. 

Reinertrag 335. 

Reinigungseid 270, 275, 286. 

NReligionsangelegenheiten beim Bundestag 63. 

Religtonsfreiheit, S. Bekenntnißfreiheit. 

Religionoſtatiſtitk don Europa 459. ©. auch 
Kirchliche Verhäaͤltniſſe. 

Religiondverfchiedenheit, ©. Chehinderniſſe. 

Religiöfe Erziehung 429, 433, 

Rente 341. 
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Res nullius 305. 

Responsales 131. 

Metorfion 757. 

Metraltsrecht 401, 403. 

Rewbell 623. 

Rhederei, ©. Flotte, Marine. 

Rheinfranten 579. Nheinifche Pfalz 581. 

Ricardo's Theorie vom Einfommen 338. 

Richelieu, Minifter Ludwigs XVIII. 635, 636. 

Ripuarier 575, 

Rittertbum 190, 

Nobespierre 622, 623, 

Rodingbam 571. 

Rom unter Auguftus und Frankreich unter Ras 
poleon IL, 717. 

Hömifche Ehe und Cherecht 192, 209. Ehr⸗ und 
Rechtloſigkeit 229. Cigenthumsrecht 304. Erb⸗ 
recht 404. Familie 499. Fiskus 530,535. Recep⸗ 
tion des rom. Rechtes in Deulfchland 333. 

Römifches Reich deuticher Nation 29, 45, 53, 
69, 82, 98. 

Romanifche Bevölterung von Europa 457, 458. 

Mouffeau 394. 

Runde, 3. F. 245, 256, 

Rußland: Geltung des Ebenbürtigkeitsprincips 
im regierenden Haus 201. Eifenbahnen 382, 
386. Marine 541, 548. Rußland und 
Preußen zur Zeit Friedrichs des Großen 
798, 810, 


©. 


Sachſen, Kgr., Friedensrichterfiches Inſtitut 779. 
Sachſen und Polen zur Zeit Friedrichs des 
Großen 788, 793, 800. 

Sachſenſpiegel 250, 277, 323. 

Galier 575, 577. 

Say’s Theorie vom Nationaleinlommen 340. 

Schifffahrt, S. Handel, Verkehrsmittel, See⸗ 
ſchifffahrt. 

Schiffe, S. Flotte. 

Schlefiſche Kriege 790. 

Schöffenbarfreie 190. 

Schuldisciplin 134. Schulzwang 433. 

Schulweſen, S. Bil dungsanſtalten, Erziehung. 

Schwabenſpiegel 250, 332. 

loch. Grundfäpe über Raturalifation 361, 


Schwerin, S. Siebenj. Krieg. 


nesiſter 


Seehäfen 541. 

Seepolizei, Seerecht, S. Durchfuchungsrechi. 

Seeſchifffahrt, Seehandel 539, ©. auch Handel, 
Verkehrsmittel. 

Selten 147. 

Selbſthülfe gegen Injurien 237. 

Gelbftverwaltung 180, 182, 483. 

Semperfreie 189, 193. 

Senat, S. Staatöverfaffung. 

Septembergefebe 647. 

Servitut, S. Dienftbarfeit. 

Seydlitz. 6. Siebenjähriger Krieg. 

Shelbourne 571. 

Siebenjähriger Krieg 798. 

Sieyes 618, 624. 

Sigambern 575. 

Sippſchaft, S. Erbgüter, Erbrecht, Familie. 

Sklavenhandel, S. Durchſuchungsrecht. 

Slaviſche Bevölkerung von Europa 457, 

Slaviſches Gemeindeeigenthun 306. 

Snialiftifche Ideen vom Eigenitfum 315; vom 
Induftriebetrieb 486. Socialiſtiſche Partei in 

- der frangdfifchen Republif von 1848 658. 

Sondereigenthum, ©. Geſammteigenthum. 

Sonntagdheiligung in den Yabrifen 491. 

Spanien zur Zeit Eöpartero’s 441. Spaniſcher 
Erbfolgetrieg 449. Spaniſche Marine 549. 

Sparkaffen in Frankreich 700. 

Spieß, Turniehre 439. 

GStaatenbildung, völferrechtliche 265 durch Eroke- 
rung 425. 

Staatenbund, S. Bunbesftaat. 

Staatsangehörige, Rechte und Pflichten der im 
Ausland verweilenden 766. 

Staatsanwaltfhaft 536, 538. 

Staatsbürgereld 285, 294. 

Staatödiener, Sicherftellung ihrer Rechte 145. 
©. au Beamte, Beamtendisciplin, Beamten 
ftand. 

Staatserbreiht, S. Erbrecht. 

Gtaatsgläubiger, deren Befleurung 356. 

GStaatsgüter, S. Domänen. 

Staatshaushalt der europäiſchen Staaten 464; 
der freien Stadt Frankfurt 602; Sranfreids 
688, 713. ©. auch Finanzweien. 

Stantsländereien, Verthellung an Privaten 304 
320. 

Staatslehre Fichte's 515; Bilangiert’s 522, 

Staatsnothrecht, S. Rothrecht. 


458. 








Begifter. 


Staatsobereigenthum 533, 

Staatsoberhaupt, deſſen Verfaſſungseid 285, 
290. 

Staatsrath, S. Staatöverfaffung. 

Staatsſchulden, S. Staatshaushalt. 

Staatsverfaſſing der europäiſchen Staaten, 
monarchiſch⸗konſtitutioneller Grundzug 464. 
Staatsverfaſſung und Staatsverwaltung in 
der fr. Stadt Frankfurt 594; in Frankreich 
673, 720. 

Staatsverfafiung, S. auch Konftitutionalismus. 

Staatsvermögen, S. Staatshauöhalt. 

Staatöverwaltung, S. Binanzbehörden, Fiskal⸗ 
beamte, Kollegialſyſtem, Staatsverfaſſung. 

Staatswaldungen 170, 565. 

Staatöwirthfchaftliches Syſtem Friedrichs d. Gr. 
825. 


Staatöwifjenfchaften, S. Diplomatie. 

Staatswohlfahrt 469. 

Staat und Kirche, ©. Kirche, 

Staatde und Privateigenthfum 304. 

Staats⸗ und Privateifenbahnen 372, 

Stadt, S. Gemeinde. 

Stammesrechte in Deutſchland 250. 

Stammgüter, adelige 401, 408, 410, 411. 

Stammwermögen und Einkommen 335. 

Standesehre 227, 234. Standeserhöhung, kaiſer⸗ 
liche 194. 

Standesherrn, deren Proteſt gegen die deutſche 
Bundesakte 15; deren Reklamationen beim 
Bundestag 40; Garantie ihrer Rechte 51. 
Ebenbürtige Ehen 198, 

Staͤndiſche Entwicklung der neueren Zeit 481. 
Staͤndiſche Berhältnifie in Preußen zur Zeit 
Friedrichs d. Gr. 824. ©. auch Bauernftand, 
dritter Stand, Ebenbürtigfeit, Bierter Stand, 

Gtein, Frhr. vom 3, 8, 9. 

Steuem 165, 525. Steuerfoftem Friedrichs 
d. Gr. 827. Befteurung der Baldungen 565. ©. 
auch Einkommen und Kapitalfteuer. 

Gteuerbewilligungsrecht der Landſtände und Be 
fleurungsrecht des Bundes 41, 

Steuerfreieit 353. St. F. der Domänen 169. 
Steuerpflicht der Fremden 765. 

Gtrafarten bei Forſtfreveln 564. 

Gtrafgerichtöbarkeit über Fremde 764. 

Strafrechtliche Theorie Feuerbachs 508, 510. 

Strike, 494, 

Systöme copartageant 126, 
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T. 


Tanucci 520. 

Tauſch der Güter, Nutzungen und Dienſte 337. 

Teſtamentariſche Erbfolge 405. 

Theilungsſyſtem, politiſches 126. 

Theokratiſche Auffaſſung des Grundbeſitzes 301. 

Thiers 646, 649, 666. 

Thronfolge, S. Erbrecht, Regierungsantriti. 

Toleranz, ©. Belenntnißfreiheit, 

Zrauung 222, 

Tridentinifches Koncil, Beſtimmungen über bie 
Ehe 213, 

Truckſyſtem 494. 

Zurgot 393. 

Turnſchulen 438. 


N. 


Uebergenoſſen, ©. Genofien. 

nächte Kinder, deren Ehrlofigteit 233. 

linehrlicher Beruf 233. 

Unfreie 188, 

Ungenofien, S. Genoffen. 

Unionsprojelt, preußifches 88. 

Unterricht, ©. Bildungsanftalten, Erziehung, 
Lehrfreiheit, Schuldisciplin. 

Unterftügungsfaflen, ©. Berforgungsanftalten. 

Untheilbarkeit des Grundbefitzes, ©. Erbgüter, 
Grundeigenthum. 

Uradel 188. 

Urtheile, deren Vollſtreckung im Ausland 763. 

Uſurpator, Gültigkeit feiner Regierungshand⸗ 
lungen 169. 


V. 


Valois, Dynaſtie 612. 

Bäterliche Gewalt 500. 

Berantwortlickeit, S. Minifterverantwortlichkeit. 

Verbrechen und Gbrlofigfeit 232. 

Vereinigte Staaten von N.A., Grundfäpe über 
Raturalifation 361, 362, 363. Eifenbahnen 
383, 386, Marine 546. ©. au Franklin. 

Vereinsrecht 743. Bundesbeſchlüſſe v. 13. Juli 
1854 102. BR. in Anwendung auf kirchliche 
Genoſſenſchaften 148. S. au Affociation. 

Berfaflung, S. Staatöverfaffung. 

Verfaſſungsbruch 291. Verfaffungseld des Staats⸗ 
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oberhauptes 285, 290; der Gtaatöbürger 
285, 294; ber Landtagsmitglieder 294; 
der Staatsdiener 295; des Heeres 296. 
Berfaffungsftreitigfeiten und Bundesſchiede⸗ 
gericht. 39. 

‚ Vergleich 772, 

- Derjährung, erwerbente, in Vezug auf Staats 
dienſtbarkeiten 110. 

Verkehrsmittel in Frankreich 711. 

Bermittlungsamt 772. 

Dermögenkcenfus, ©. Cenſus. Bermögensfonfis- 
fation 535. Vermögensfteuer und Einfommens 
fteuer 349. 

Berforgungsanftalten in Frankreich 700. 

Berforgungsanftalten für Yabrifarbeiter 493. 

Berträge, völterrechtliche, werden durch den Krieg 
aufgehoben 769. 

Verwaltung, S. Etaatöverwaltung. Verwal 
tungsbeamte, ©. Beamte, Staatödiener. Ders 
waltungsfachen, S. Adminiftrativfachen, Juftiz 
und Berwaltungsfachen. 

Berwandtfchaft und daraus entipringende Rechtös 
verhältniffe, S. Ehehinderniffe, Erbgüter, Erb» 
recht, Kamilie, 

Viehzucht, S. Landwirtbfchaft. 

Dierter Stand 177, 181, 182. 6. auch Staͤn⸗ 
bifche Entwicklung. 

Villole 636, 

Bogtleute 190. 

Bölferrechtliche Dienftbarkeiten 105. Bölferrechts 
ide Staatenbildung 26. Voͤlkerrechtlicher 
Verkehr, ©. Diplomatie, Dipfomatifcher 
Körper. 

Vollsrechte, S. Freiheitsrechte, Grundrechte. 

Volkovertretung, ©. Cenſus, Landſtaͤnde, Land⸗ 
tag, Wahlrecht. 

Vollsvertretung beim deutſchen Bund 70. 

Vollswirthſchaftopflege, deren Uebertragung an 
die Finanzbehörden 526. 


Kegiſter. - 


Doltäre 388, 391, 392, 785. 
Vormundſchaft 498. 


W. 


Wahlmanner, ©. Landtagswahlen. 

Wahlrecht und Wählbarkett, Bevorzugung ber 
Samilienväter 503. Wahlrecht und Wahlpflicht 
744. 

Wahlrecht und Wählbarkeit nach der Verfaffung 
der fr. Stadt Frankfurt 594; nach der fran⸗ 
zöfiſchen Verfaſſung 674. 

Waldkultur 557. Waldboden 559. Waldſervi⸗ 
tuten 563. Waldfrevel 563. ©. auch Forfk 
wirtbfchaft, Gemeindewald, Staatswaſd. 

Wartrecht, verwandtfchaftlidhes 400. 

Beibliches Geſchlecht, S. Frauen. 

Weltſtaat Fichte's 518. 

Weſſenberg, Frhr. v. 9, 10. 

Weſtfranken, S. Oftfranfen. 

BeftminftersTraftat 799. 

Wiener Kongreß 3. Wiener Gchlußafte 19. 

Wohlfahrtsausſchuß 622. 

Wohlthaͤtigkeits anſtalten in der fr. Stadt Frank⸗ 
furt 601; in Frankreich 699. 

Württemberg, Berfaflungsgelübde des Thronfob 
gers 293. Grundfäge in Betreff der Raturali- 
fation 366. 


3. 


Zeugeneid 287. 

Binöfteuer 352. 

Bolleinigung 484. 

Zunft und Afforiation 482, 495. 
Zwangsenteignung, ©. Expropriation. 
Zweikampf 237. 

Zwergwirthſchaft 402. 
Zwifchenherrfcher, S, Uſurpator. 





Berihtigungen und Zufäpe. 
Bandı. 


Seite 546 3. 4 v. o. fies: bemißt. 


659 9. 25 v. 


560 3. 21 v. 


0. „ 
0. „ 


796 &. 2 3.7 v. 


79 3. 14 v. 
493 3. 26 v. 
495 3. 9 v. 
495 3.28 v. 
496 3. 2v. 
496 3. 18 v. 
496 3. 31 v. 
501 3. 16 v. 
503 3. 7 v. 
506 3. 14 v. 
507 3. 8». 


509 9. 21 v. 


625 3. 13 v. 
5279. 6». 
530 3. 12 v. 
532 3. 19 v. 
533 3. 14 v. 
534 3. 28 v. 
610 3.8,9v. 
611 9. 22 v. 
6113. Av, 
6113. iv 
6128. 2v. 
612 3. 17 v. 
716 3. 25 v. 
727 8.150 
727 3.20 v. 
7127 3. 24 v. 


727 3. 33 v. 


729 3. 15 v. 


747 8. 18 v. 
749 8. 21 v. 


750 8. 13 v. 


7508. iv. 


75448. 5 v. o. 


755 3. 13 v. 
769 8. 10 v. 


o. lied: 


u. 
o. 


find 
Die Bisthümer Trient und Brigen erhielt der Kaiſer. 
fies: 11. Auguft. 
S. Hildburghaufen und des Fürſtenthums Saalfeld (von Koburg 


1521. 
vermöge deren. 
u. lieg: Siegel und Wappen 53, 
Band. 
verfuchöweife. 
einer beftimmten Art. 
Cãcilius. 
Caſaren. 
ropoliteo. 
jenem. 
ſchon vor. 
an Schuldforderungen. 
17. Jahrh. 
Ländergebietes. 
noch. 
1814. 
die Jemanden. 
manntigfaltig verfchtedener. 
wichtig. 
Haimberger. 
gemeinrechtlichen. 
praltiſchen. 
Gunnbjornsſcheeren, Gunnbjorn. 
Hvitramannaland. 
Annaler. 
Sveinn von Vinland. 
Beiden. 
Hvitramannaland. 
angewendet werden. 
27. April 1803. 
die Worte „Reichsgrafen und“ zu ſtreichen. 


abgetreten) entſchaͤdigt. ⸗ 
dieſen. 
Theodisci. 

als eine römifche. 

in Niederburgund allmädhtig,. 

Gericht. 

das kirchliche. 

erſtreckt. 


Seite 759 3. 7 v.'u. lies: Weſtphalen Münfter. 
„ 761 3. 12 v. uw „  SDietmarfchen. 
„ 762 3. 19 v. u. „ Staͤdtekollegiums. 
„ 763 3.140 u. „unrühmlich. 
„ 733. 2 v. u. „ pacis. 
„ 275 3. 2v.u „ Othon Morens rer. Laudens. 


Band ım. 
„ 73310. „ Bruder. 
„ 8223 40. „  fieben, achten, neunen. 
„ 1723.11 v. Anhaltspunft. 


„ 201 8.16 v. „NKonſenſes. 
„228 3.19 v. „» genoffenfchaftliche. 
„282 3. 8 v. u.„ einer wabrfcheinlichen. 
„ 3023. 2 v. u. „ das neuere. 
„ 313 3. 16 v. u. find die Worte „vgl. diefen Art.“ zu ftreichen. 
u 398 3. 14 v. o. find die Worte „Enregiftrement, S. Grundbücher“ zu flreichen. 
„ 473. 3v u lies: find patentfähig; Verbeſſerungen. 
„ 551. Im Jahr 1858 war der Beitand der öfterreihifhen Kriegsmarine folgenter: 
1 Schraubenlinienfhiff, 800 Pferdekraft 91 Geſchũhe 900 Bemannung. 
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3 Scähr.Fregatten, je 300 Pf. Kr. 3 ,. NS " 
4 Segelfregatten 11 „ 1618 „ 
2 Schr. Korvetten, je 230 Pf. r. 44 F 520 
10 Segelkorvetten und Segelbriggs 154 1284 „ 
13 Raddampfer, je 40—350 Pf.Kr. 53 „ 1030 » 
3 Schraubenfgooner, je 50-90 Pf.r. 14 „ 67 „ 
7 Segels und Briggſchooner 6 „ 312 „ 
24 Kanonierfchaluppen und Peniſchen 2 u 636 FR 
15 Ruderfchaluppen und Sollen 9 „ 490 „ 
2 Pontond 2 120 „ 
1 Brahme, 1 Obufiere 12 „ 90 
43 Piroghen für die Lagunenvertheidigung 43 " 430 PR 
7 ZransportsTrabateln — u _84 PR 
135 Fahrzeuge 852 Gefüge 8706 Bemannımg, wozu 


noch die Mannfchaft von 2 der obigen Schraubenfchooner und 1 Raddampfer kommen, Be 
erft im Bau begriffen find. — Maximalſtand des Matrofentorps 8000 Mann, der Rarise 
artillerie (1 Bataillon) 1000 M., der Marineinfanterie ı1 Regiment) 3000 M., des Schiffe 
baukorps 800 M. und 1500 Civilarbeiter unter militärifcher Gerichtsbarkeit. 


Drud ver Schultheß'ſchen Dffizin in Züri. 
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